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Verlags-Arehlt  8817 


Vorwort. 


Seitdem  in  Deutschland  die  eherechtlichen  Beziehungen  der  Aus- 
länder grundsätzlich  nach  ihrem  heimischen  Rechte  beurteilt  werden,  ist 
bei  Behörden  und  Privatpersonen,  namentlich  aber  bei  den  beteiligten 
Gerichten  und  Parteivertretem  das  Bedürfnis  dringend  geworden,  sich 
über  das  Eherecht  des  Auslandes  zuverlässig  und  zugleich  rasch  zu 
unterrichten.  Diesem  Bedürfnisse  will  das  vorliegende  Werk  in  erster 
Linie  dienen;  die  Herausgeber  hoffen  aber,  | daß  es  in  Anbetracht  des 
Umstandes,  dass  eine  umfassende,  quellenmässige  Darstellung  des  Ehe- 
rechts in  der  hier  gebotenen  Art  bisher  weder  in  deutscher  noch  in 
anderer  Sprache  vorhanden  ist,  auch  ausserhalb  Deutschlands  als  er- 
wünschte Ergänzung  des  Hauptwerkes  dürfte  betrachtet  werden. 

Herr  Amtsgerichtsrat  Hahn  hat,  abgesehen  von  seiner  Mitwirkung 
als  Verfasser  mehrerer  Einzeldarstellungen,  den  Herausgebern  in  der  Art 
zur  Seite  gestanden,  dass  er  einen  Teil  der  Manuskripte  übersetzt,  alle 
Arbeiten  aber  behufs  einheitlicher  Gestaltung  des  Werkes  genau  durch- 
gesehen und  sie,  soweit  es  zu  diesem  Zwecke  und  im  Interesse  der  Voll- 
ständigkeit des  Werkes  geboten  erschien,  umgearbeitet  und  ergänzt  hat. 

Den  Herren  Advokaten  Dr.  Max  PoUak  in  Wien,  der  den  Ab- 
schnitt Oesterreich,  und  Dr.  Wilhelm  Wolf  in  Budapest,  der  den  Ab- 
schnitt Ungarn,  sowie  den  Herren  Professor  Dr.  E.  Zürcher  in  Zürich 
und  Bezirksanwalt  Dr.  E.  Zürcher  in  Winterthur,  die  den  Abschnitt 
Schweiz  einer  Durchsicht  und  Prüfung  unterzogen  haben,  wird  für  diese 
mühevolle  Arbeit  der  verbindlichste  Dank  ausgesprochen. 

Das  soeben  vom  deutschen  Reichstage  genehmigte  Haager  Ab- 
kommen über  das  internationale  Eherecht  wird  in  französischem  Texte 
und  in  amtlicher  deutscher  üebersetzung  mit  Erläuterungen  mitgeteilt, 
die  die  praktische  Anwendung  dieser  neuen  bedeutsamen  Bestimmungen 
zu  erleichtem  bestimmt  sind. 


Um  eine  rasche  Orientierung  zu  ermöglichen,  ist  am  Schlüsse  des 
Werkes  neben  einem  sehr  eingehenden  Sachregister  eine  tabellarische 
Uebersicht  der  Form  der  Eheschliessung,  der  Scheidungsgrttnde  und  des 
ehelichen  Güterrechts  in  den  einzelnen  Ländern  beigefügt. 

Es  besteht  die  Absicht,  eine  Darstellung  des  Eherechts  der  ausser- 
europäischen  Länder,  soweit  sie  nicht  bereits  in  diesem  Bande  behandelt 
sind,  folgen  zu  lassen. 


Berlin,  im  Juni  1904. 


Die  Herausgeber. 
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§1. 

A.  Einleitung.   Quellen.  Literatur. 

Vielleicht  auf  keinem  Gebiete  des  Privatrechts  war  der  Mangel 
einheitlichen  Kechtes  in  Deutschland  so  empfindlich,  wie  auf  dem  Gebiete 
des  Eherechts.  Eine  besonders  bunte  Fülle  verschiedenartiger  Gestaltungen 
wies  namentlich  das  eheliche  Güterrecht  auf,  und  es  war  nicht  selten, 
dass  nicht  nur  im  Gebiet  eines  einzelnen  Bundesstaats,  sondern  auch 
innerhalb  der  einzelnen  Provinzen,  Kreise  und  sogar  Gemeinden  wesentlich 
verschiedene  güterrechtliche  Systeme  neben  einander  in  Kraft  bestanden. 
Aber  auch  die  Normen  über  Eheschliessung  und  Ehescheidung  und  über 
die  persönlichen  Eechtsbeziehungen  der  Ehegatten  gingen  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  erheblich  auseinander.  Hier  legte  das  Reichsgesetz  über 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  vom 
6.  Februar  1875  den  Grund  zu  einer  Rechtseinigung,  indem  es  verordnete, 
dass  innerhalb  des  Gebiets  des  deutschen  Reichs  eine  Ehe  rechtsgültig 
nur  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  werden  könne  (obligatorische 
Qvilehe),  und  indem  es  nicht  nur  die  Form  und  Beurkundung  der  Ehe- 
schliessung, sondern  auch  ihre  materiellen  Erfordernisse  für  das  Reichs- 
gebiet einheitlich  regelte  und  die  ausschliessliche  Zuständigkeit  der 
bürgerlichen  Gerichte  für  Verlöbniss-  und  Ehestreitigkeiten  verordnete. 
Ein  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  wurde  gethan  durch  die  Civil- 
prozessordnung  vom  30.  Januar  1877,  welche  auch  das  Verfahren  in  Ehe- 
sachen einheitlich  regelte.  Das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene 
Bürgerliche  G^etzbuch  vom  18.  August  1896  gab  endlich  dem  deutschen 
Reiche  —  abgesehen  von  einzelnen  Vorbehalten  für  die  Landesgesetz- 
gebung —  ein  gemeinsames  Privatrecht  überhaupt  und  damit  zugleich 
ein  gemeinsames  Eherecht.  Hierbei  wurden  die  Bestimmungen  über 
die  materiellen'  Erfordernisse  und  über  die  Form  der  Eheschliessung, 
als  dem  Privatrecht  angehörig,  aus  dem  Personenstandsgesetz  ausgeschieden 
und  mit  einigen  Aenderungen  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  einverleibt. 
Gleichzeitig  trat  ein  Gesetz  betreffend  Aenderungen  der  Civilprozess- 
ordnung  in  E[raft,  welches  das  Verfahren  in  Ehesachen  unter  Berück- 
sichtigung der  Normen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  umgestaltete  und 
zugleich  selbst  einige  eherechtliche  Bestimmungen  materieller  Natur,  wegen 
ihres  innigen  Zusammenhanges  mit  dem  Prozessrecht,  aufnahm. 

Demgemäss  sind  Quellen  des  Eherechts  überhaupt  und  insbesondere 
des  hier  behandelten  Rechtes   der   Eheschliessung  (einschliesslich   der 
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2  Europa. 

Fragen  der  Nichtigkeit  und  Anfechtbwkeit  einer  Ehe)  und  der  Ehe- 
scheidung: 

1.  Gesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Ehe- 
schliessung vom  6.  Februar  1875  (R.G.B1.  S.  23  ff.)  mit  den  auf 
Art.  40  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  beruhenden  Aenderungen; 

2.  Ciyilprozessordnung  in  der  Fassung  der  auf  Grund  des  Abänderungs- 
gesetzes vom  17.  Mai  1898  erfolgten  Bekanntmachung  vom  20.  Mai 
1898  (R.G.B1.  S.  41  Off.),  besonders  sechstes  Buch,  erster  Abschnitt: 
Verfahren  in  Ehesachen  (§§  568—639); 

3.  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  18.  August  1896  nebst  Einführungs- 
gesetz vom  gleichen  Tage  (R.G.B1.  S.  195  ff.),  besonders  viertes 
Buch,  erster  Abschnitt  des  erster en  Gesetzes:  Bürgerliche  Ehe 
(§§  1297  ff.). 

Weiter  kommen  in  Betracht: 

4.  Das  Gesetz,  betreffend  die  Eheschliessung  Deutscher  u.  s.  w.  im 
Auslande,  vom  4.  Mai  1870  (B.G.B1.  S.  599  ff.)  in  der  durch  Art.  40 
des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  veränderten  Fassung; 

5.  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  7.  April  1900 
(R.G.B1.  S.  213  ff.); 

6.  das  Schutzgebiet^esetz  vom  25.  Juli  1900  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  10.  September  1900  (R.G.B1.  S.  809,  813  ff.) 
nebst  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Eaiserl.  Ver- 
ordnung vom  9.  November  1900  (R.G:BL  S.  1005  ff.); 

7.  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  für  das  Reich 
und  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  erlassenen  Bestimmungen 
(Hinschius  Kommentar  S.  229  ff.);  für  das  Reich  insbesondere 
jetzt:  Ausführungs Vorschriften  des  Bundesraths  laut  Bekannt- 
machung vom  25.  März  1899  (R.G.B1.  S.  225); 

8.  die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  zur  Ausführung  des  B.G.B. 
und  seiner  Nebengesetze  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen 
(Sammlung  von  Becher,  2  Bände,  München  1901),  von  denen 
für  das  Eherecht  insbesondere  folgende  in  Betracht  kommen: 
Herzogthum  Anhalt:  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  vom  18.  April  1899 

(Ges.S.  S.  57  ff.). 

Grossherzogthum  Baden:  Ges.,  die  Ausf.  des  B.G.B.  betr.,  vom 
17.  Juni  1899  (Ges.  u.  V.B1.  S.  229  ff.);  Ges.  betr.  die  freiw. 
Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  vom  17.  Juni  1899  (das.  S.  249  ff.); 
landesherrliche  V.,  die  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s.  w.  betr.,  vom 
11.  November  1899  (das.  S.  521  ff.). 

Königreich  Bayern:  Ges.  über  Heimath,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  vom  16.  April  1868  (Ges.  u.  V.BL  S.  357)  mit  den 
Aenderungen  nach  Art.  154  des  Ausf. Ges.  z.  B.G.B.  vom  9.  Juni 
1899  (Ges.  u.  V.B1.,  Beilage  zu  No.  28  S.  1  ff.);  Ges.,  Uebergangs- 
Vorschriften  z.  B.G.B.  betr.,  vom  9.  Juni  1899  (das.  S.  83 ff.); 
Allerh.  V.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  und  seiner  Nebengesetze  vom 
24.  Dezember  1899  (das.  Nr.  64  S.  1229  ff.). 
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Herzogthum  Braunsch  weig:  Ausf.Ges.  z.  B.G,B.  vom  12.  Juni  1899 
(Ges.  u.  V.S.  S.  331  ff.)  nnd  AustV.  vom  1.  August  1899  (das. 
S.  685,  686). 

Freie  Hansestadt  Bremen:  Ges.  betr.  einige  eherechtliche  Be- 
stimmungen vom  31.  Oktober  1875  (Ges.Bl.  S.  155);  Ausf.Ges. 
z.  B.G.B.  vom  18.  JuH  1899  (das.  S.  61  ff.);  Ges.  betr.  den 
Güterstand  u.  s.  w.  vom  18.  Juli  1899  (das.  S.  82 ff.);  Ausf.V. 
vom  18.  Juli  1899  (das.  S.  157). 

Eeichsland  Elsass-Lothringen:  Ges.  betr.  die  Ausf.  des  B.G.B. 
vom  17.  April  1899  (in  der  durch  Bekanntmachung  vom 
22.  Dezember  1899  veröffentlichten  Fassung,  Ges.Bl.  1900 
S.  1  ff.);  Ges.  betr.  die  Ausf.  des  Ges.  über  freiw.  Gerichtsbarkeit 
vom  6.  November  1899  (das.  S.  117 ff.);  V.  betr.  den  Güter- 
stand u.  s.  w.  vom  2.  Mai  1900  (das.  S.  101  ff.). 

Freie  und  Hansestadt  Hamburg:  Ges.  betr.  Ausf.  des  B.G.B. 
vom  14.  Juli  1899  (Amtsbl.  S.  341  ff.);  Ges.  betr.  den  Güter- 
stand u.  s.  w.  vom  14.  Juli  189'h>  (das.  S.  17  ff.). 

Grossherzogthum  Hessen:  Ges.,  die  Ausf.  des  B.G.B.  betr.,  vom 
17.  JuH  1899  (Keg.Bl.  S.  133  ff.). 

Fürstenthum  Lippe:  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  vom  17.  November  1899 
(Ges.S.  S.  489  ff.)  und  V.  z.  Ausf.  des  §  1322  B.G.B.  (das.  S.  545). 

Freie  und  Hansestadt  Lübeck:  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  u.  s.  w.  vom 
30.  Oktober  1899  (Samml.  S.  150  ff.). 

Grossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin:  V.  vom  9.  April  1899 
z.  Ausf.  des  B.G.B.  (Reg.Bl.  S.  57  ff.). 

Grossherzogthum  Mecklenburg-Strelitz:  V.  vom  9.  April  1899 
z.  Ausf.  des  B.G.G.  (Anzeiger  S.  49  ff.). 

Grossherzogthum  Oldenburg:  Je  ein  besonderes  (in  besonderen 
Gesetzblättern  veröffentlichtes)  Ges.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  vom 
15.  Mai  1899  a)  für  das  Herzogth.  Oldenburg  (Bd.  32  S.  405  ff.), 
b)  für  das  Fürstenth.  Birkenfeld  (Bd.  15  S.  199  ff.),  c)  für  das 
Fürstenth.  Lübeck  (Bd.  22  S.  119  ff.).  —  Femer  für  das  ganze 
Grossherzogth.:  V.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  vom  1.  Dezember  1899 
(Ges.Bl.  f.  d.  Herzogth.  Oldenbui-g  Bd.  32  S.  651  ff.). 

Königreich  Preussen:  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  vom  20.  September  1899 
(Ges.S.  S.  177  ff.);  V.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  vom  16.  November  1899 
(das.  S.  562 ff.);  V.  betr.  den  Güterstand  bestehender  Ehen  vom 
20.  Dezember  1899  (das.  S.  607  ff.). 

Fürstenthum  Reuss  älterer  Linie:  Ges.  vom  26.  Oktober  1899, 
die  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s.  w.  betr.  (Ges.S.  8.  25  ff.). 

Fürstenthum  Reuss  jüngerer  Linie:  Ges.  vom  10.  August  1899, 
die  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s.  w.  betr.  (Ges.S.  S.  1  ff.). 

Königreich  Sachsen:  Ges.,  die  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s.  w.  betr., 
vom  18.  Juni  1898  (Ges.  u.  V.B1.  S.  191  ff.);  V.  z.  Ausf.  des 
B.G.B.  u.  s.  w.  vom  6.  Juli  1899  (das.  S.  20 3  ff.);  V.,  die  Ausf. 

1* 


Europa. 

des  Reichsges.  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes u. s.w. 

betr.,  vom  12.  Juli  1899  (das.  S.  169  ff.). 
Herzogthum  Sachsen- Altenburg:  AustGes.  z.  B.G.B.  vom  4. Mai 

1899  (Ges.S.  S.  31  ff.);  V.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s.  w.  vom 

24.  Juni  1899  (Ges.S.  S.  103  ff.). 
Herzogthum  Sachsen-Coburg  und  Gotha:  Ausf.Ges.  z.  B.G.B. 

vom  20.  November  1899  (Gemeinschaft!.  Ges.S.  S.  199  ff.);  V.  betr. 

die  Ausf.  des  B.G.B.  u.  s  w.  vom  28.  Dezember  1899  (das.  S.  469  ff.). 
Herzogthum    Sachsen-Meiningen:    AustGes.    z.    B.G.B.   vom 

9.  August  1899  (Samml.  S.  333  ff.);  Ges.  vom  10.  August  1899 

über  das  Ehegüterrecht  (das.  S.  368  ff.). 
Grossherzogthum    Sachsen -Weimar-Eisenach:    AustGes,    z. 

B.G.B.  vom  5.  April  1899  (Eeg.Bl.  S.  123  ff.). 
Fürstenthum  Schaumburg-Lippe:  Ges.  z.  Ausf.  des  B.G.B.  vom 

23.  August  1899  (Landes. V.  S.  163  ff.). 
Fürstenthum  Schwarzburg-Rudolstadt:  AustGes.  z.  B.G.B. 

vom  11.  Juli  1899  (Ges.S.  S.  61  ff.). 
Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen:  Ausf  .Ges.  z.  B.G.B. 

vom  19.  Juli  1899  (Ges.S.  S.  29 ff.);  V.  vom  10.  Oktober  1899,  die 

Ausf.  des  Reichsges.  über  die  Beurkundung  des  Personenst. 

u.  die  Eheschi.  betr. 
Fürstenthum  Waldeck-Pyrmont:  AustGes.  z.  B.G.B.  vom  11.  De- 
zember 1899  (Reg.Bl.  S.  137  ff.);  V.  z.  Aust  des  B.G.B.  u.s.w. 

vom  20.  Dezember  1899  (Reg.Bl.  S.  237  ff.). 
Königreich  Württemberg:  AustGes.  z.  B.G.B.  und  zu  dessen 

Nebengesetzen  vom  28.  Juli  1899  (Reg.Bl.  S.  423  ff.). 
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Barazetti,  Das  intern.  Privatrecht  im  B.G.B.  (1897);  Garnier, 
Intern.  Eheschliessungsrecht  (Bern  1885),  Lehr,  Le  mariage, 
le  divorce  et  la  Separation  de  corps  dans  les  principaux  pays 
civilises  (Paris  1899);  Zeitschriften:  Böhms  Zeitschr.  für  intern. 
Privat-  und  Strafi^echt;  Zeitschr.  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft (daselbst  besonders:  Neubauer,  Ehescheidung  im 
Ausland,  in  Band  5 — 9);  Clunet,  Journal  du  droit  international. 

§2. 

JO*    V  6riO  DUIS  s. 

Die  Folgen,  welche  das  Gesetz  an  das  Verlöbniss  knüpft  (§§  1297 
bis  1302)  ^)  sind  nicht  durch  bestimmte  Formen  des  Eheversprechens 
bedingt;  es  genügt  also  selbst  stillschweigende  Willenseinigung,  sofern 
nur  das  thatsächliche  Verhalten  beider  Theile  den  zuverlässigen  Schluss 
anf  die  Absicht  künftiger  Eheschliessung  gestattet.^) 

Aus  einem  Verlöbnisse  kann  nicht  auf  Eingehung  der  Ehe  geklagt 
werden  (§  1297  Abs.  1).  Die  Zwangsvollstreckung  im  Falle  der  Ver- 
urtheilung  zur  Eingehung  einer  Ehe,  z.  B.  auf  Grund  eines  ausländischen 
Urtheils,  ist  ausgeschlossen  (CP.O.  §§  888  Abs.  2,  894  Abs.  2).  Das  Ver- 
sprechen einer  Strafe  für  den  Fall,  dass  die  Eingehung  der  Ehe  unter- 
bleibt, ist  nichtig  (§  1297  Abs.  2).  Tritt  ein  Verlobter  ohne  wichtigen 
Gnmd  zurück  oder  veranlasst  er  den  Rücktritt  des  anderen  durch  ein 
Verschulden,  das  einen  wichtigen  Grund  für  den  Rücktritt  bildet,  so  hat 
der  schuldige  Theil  dem  andern  und  dessen  Eltern  sowie  Dritten,  welche 


')  Wo  im  Folgenden  §§  ohne  Zusatz  angeführt  werden,  beziehen  sie  sich  auf  das 
B.G.ti.,  wenn  nicht  der  Zusammenhang  etwas  Anderes  ergiebt. 

*)  Das  Verlöbniss  begründet  nicht  nur  ein  obligatoriijches,  sondern  auch  schon 
em  famüienrechtliches  Yerhältniss  und  erfordert  daher  nicht  nur  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen rechtsgeschäftlicher  Einigung,  sondern  auch  die  besonderen  materiellen  Voraus- 
setzongen  für  die  rechtliche  Möglichkeit  der  Eheschliessung.  Der  Eheunmündige  kann 
sich  daher  überhaupt  nicht,  der  in  der  Geschäftsfähigkeit  Beschränkte  nur  mit  Zu- 
stimmung seines  gesetzlichen  Vertreters  gültig  verloben  (Endemann  II  S.  600,  601). 
Das  Keichsgericht  legte  nach  gemeinem  Rechte  das  Hauptgewicht  auf  das  obligatorische 
Yerhältniss  (Entsch.  Bd.  20  S.  834,  auch  89  S.  188).  Die  familienrechtliche  Beziehung 
tritt  aber  un  B.G.B.  mehrfach  zu  Tage,  so  privatrechtlich  in  §§  2077,  2275,  2279,  2290, 
2347  und  öffentlichrechtUch  in  St.P.O.  §§  61,  57,  CP.O.  §§  888,  398  Zifif.  3.  Vgl. 
Leske  U  S.  626. 
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an  .Stfrlle  der  Eltern  gehand^rlt  haben«  fnr  die  in  Enrartimg  der  EIhe 
geraachten  Anfwendongen  oder  ein^e^ngenen  Verbindlichkeiten  Schadens- 
ersatz zu  leii^ten:  dem  andern  Verlobten  ist  anch  der  Schade  ans  anderen 
in  Bezog  anf  »ein  Vermögen  oder  seine  Erwerbsstellnng  getroffenen 
Massnahmen  (z.  B.  Anfgabe  oder  Ablehnung  einer  An>tellangi  zn  ersetzen 
r§§  1298,  1299;.  Eine  unbescholtene  Verlobte,  die  ihrem  Verlobten  die 
Beiwohnnng  gestattet  hat.  kann  nnter  den  gleichen  Voranssetznngen 
ausser  dem  E^l^atze  des  Vermögensschadens  noch  eine  billige  Geldent- 
schädignng  verlangen  fDtrflorationsansprucIu  §  13<^^).  Beide  Theile  können 
fiberdies  die  Geschenke  oder  das  zum  Zeichen  des  Verlöbnisses  Gegebene 
nach  den  Grundsätzen  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  zurückfordern ; 
im  Falle  des  Todes  eines  Verlobten  Ist  diese  Rückforderung  «im  Zweifel** 
ausgeschlossen  (§  1301  j.  Die  Ansprüche  verjähren  in  zwei  Jahren  von 
der  Auflösung  des  Verlöbnisses  (§  1302;.  Sie  sind  übertragbar  und  ver- 
erblich, der  Deflorationsanspruch  jedoch  nur  dann,  wenn  er  durch  Vertrag 
anerkannt  oder  rechtshängig  ist  (§  1300  Abs.  2). 

Eine  letztwillige  Verfugung,  durch  die  ein  Verlobter  den  andern 
bedacht  hat,  desgleichen  ein  Erbvertrag  ist  unwirksam,  wenn  das  Ver- 
löbniss  vor  dem- Tode  des  Erblassers  aufgelöst  wird,  sofern  nicht  etwa 
nach  den  Umständen  anzunehmen  ist,  dass  der  Erblasser  die  Verfugung 
auch  für  einen  solchen  Fall  getroffen  haben  würde  (§  2077  Abs.  2,  3 
und  §  2279  Abs.  2). 

§3. 

C.  Eingehiing  der  Ehe. 

Das  B.G.B.  ordnet  im  ersten  Abschnitt  des  vierten  Buchs  die  „bürger- 
liche^ Ehe  und  fügt  am  Schlüsse  hinzu :  „Die  kirchlichen  Verpflichtungen 
in  Ansehung  der  Ehe  werden  durch  die  Vorschriften  dieses  Abschnitts 
nicht  berührt^  (§  1588).  Mit  staatlich  anerkannten  Wirkungen  kann 
eine  JShe  nur  vor  dem  staatlichen  Standesbeamten  geschlossen  werden 
(obligatorische  Civilehe),  und  den  Eeligionsdienem  ist  verboten,  vorher 
zu  religiösen  Feierlichkeiten  zu  schreiten  (PersonenstGes.  §  67).  Auch 
die  Beschränkungen  des  Rechtes  zur  Eingehung  einer  Ehe  bestimmen 
sich  ausschliesslich  nach  dem  B.G.B.  ^) 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit  Ein  Mann  darf  nicht  vor  der 
Volljährigkeit,  eine  Frau  nicht  vor  der  Vollendung  des  sechszehnten  Lebens- 
jahres eine  Ehe  eingehen  (§  1303  Abs.  1).  Volljährig  ist,  wer  das  ein- 
undzwanzigste Lebensjahr  vollendet  hat  oder  nach  Vollendung  des  acht- 
zehnten Lebensjahres  vom  Vormundschaftsgericbte  für  volljährig  erklärt 


')  Dem^emäss  stehen  insbesondere  Verschiedenheit  der  Religion,  Qelübde,  geist- 
liche Verwandtschaft,  ein  früheres  Verlöbniss  der  EheschÜessung  nicht  entgegen.  Des- 
gleichen nicht  Standesverschiedenheit:  eine  Missheirath  (morganatische  Ehe)  mit 
minderen  Wirkungen  kennt  das  B.G.B.  nicht;  nor  für  die  landesherrlichen  Familien 
und  den  hohen  Adel  sind  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Landesgesetze  und  Haus- 
Verfassungen  in  Kraft  geblieben  (Einf.Ges.  z.  B.O.B.  Art.  57,  58). 
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ist  (§§  2 — 6).  Einer  Frau  kann  Befreiung  von  dem  Erfordernisse  der 
Vollendung  des  16.  Lebensjahres  gewährt  werden  (§  1303  Abs.  2).^)  Wer 
in  der  Greschäftsfähigkeit  beschränkt,  d.  i.  wer  minderjährig  oder  wegen 
Geistesschwäche,  Verschwendung  oder  Trunksucht  entmündigt  oder 
wer  unter  vorläufige  Vormundschaft  gestellt  ist  (§§  106,  114),  bedarf 
ZOT  EiDgehung  einer  Ehe  der  Einwilligung  seines  gesetzlichen  Vertreters 
(§  1304  Abs.  1),  d.  L  des  Vaters,  eventuell  der  Mutter  oder  des  Vor- 
mundes; die  vom  Vormunde  verweigerte  Einwilligung  kann  auf  Antrag 
des  Mündels  vom  Vormundschaftsgericht  ersetzt  werden  (§  1304  Abs.  2). 

Ein  eheliches  Kind  bedarf  bis  zur  Vollendung  des  21.  Lebensjahres 
(auch  wenn  es  für  volljährig  erklärt  ist)  zur  Eingehung  der  Ehe  der  Ein- 
wiUigung  des  Vaters  oder  nach  dessen  Tode,  der  Mutter,  ein  uneheliches 
Kind  bis  zum  gleichen  Alter  gleichfalls  der  E^willignng  der  Mutter ;  dem 
Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  steht  es  gleich,  wenn  sie  zur  Abgabe 
einer  Erklärung  dauernd  ausser  Stande  sind  oder  wenn  ihr  Aufenthalt 
dauernd  unbekannt  ist  (§  1305).  Einem  angenommenen  Kinde  gegenüber 
treten  die  Adoptiveltern  an  Stelle  der  leiblichen  (§  1306).  Die  elterliche 
Einwilligung  kann  nicht  durch  einen  Vertreter  ertheüt  werden  (§  1307). 
Wird  die  Einwilligung  einem  volljährigen  Kinde  ohne  wichtigen  Grund 
versagt,  so  ist  sie  auf  dessen  Antrag  vom  Vormundschaftsgerichte,  nach 
Änhörong  von  Angehörigen,  zu  ersetzen  (§  1308). 

b)  Besondere  Willensmängel.  Geschäftsunfähigkeit,  Bewusst- 
losigkeit,  Störung  der  Geistesthätigkeit  stehen  der  Eingehung  einer  Ehe 
entgegen:  die  Ehe  ist  nichtig  (§  1325;  unten  S.  21  unter  E  Ib).  Irrthum, 
Betrog  und  Zwang  begründen  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe  unter  den  Vor- 
aussetzmigen  der  §§  1332—1336  (unten  S.  23  unter  E  3  b,  c,  d). 


^)  Die  Bewülignng  der  Befreiung  steht  dem  Bundesstaate  zu,  dem  die  Erau 
angehört;  gehört  sie  keinem  Bundesstaate  an,  so  entscheidet  der  Beichskanzler  (§  1822). 
In  den  einzelnen  Bundesstaaten  ist  nach  den  in  der  Einleitung  erwähnten  Ausf  ührungs- 
Geseken  zustandig:  in  Anhalt  der  Landesherr  (Ausf.-Ges.  Art.  57),  in  Baden  das 
Jostizministerimn  (Ausf.V.  §  23),  in  Bayern  desgleichen  (AustV.  §  12),  in  Braun- 
schweig  das  Staatsministerium,  Abth.  d.  Justiz  (Ausf.V.  §  1),  in  Bremen  der  Senat 
(ATuf.y.  §  1),  in  Elsass-Lothringen  das  Ministerium,  Abth.  11  für  Justiz  (Y.  y. 
22.  November  1875,  §  1,  Ge8.Bl.  S.  192  mit  V.  y.  IB.  JuU  1879,  §§  1  u.  8,  Ges.Bl.  S.  81 
nnd  y.  y.  5.  Juni  1882  das.  S.  81),  in  Hamburg  der  Senat  (Ausf.V.  §  1),  in  Hessen 
der  Grossherzog  (Ausf.Ges.  Art.  105),  in  Lippe  das  Staatsministerium  (Ausf.V.),  in 
Lübeck  der  Senat  (Ausf.G^s.  §  98),  in  Mecklenburg-Schwerin  das  Justizministerium 
(Aasf.y.  §206),  in  Mecklenburg-Strelitz  die  Landesregierung  (Ausf.V.  §204),  in 
Oldenburg  der  Grossherzog  (Ausf.V.  §  7),  in  Preussen  der  Justizminister  (Ausf.V. 
Art.  10),  in  Ren  SS  ä.  L.  der  Landesherr  (Ausf.Ges.  §  111),  in  Beuss  j.  L.  das  Ministerium, 
Abth.  f.  d.  Justiz  (Ausf.Ges.  §92),  im  Königreich  Sachsen  das  Ministerium  d.  Inn. 
(V.  z.  PersonenstGes.  §6),  in  Sachsen-Altenburg  der  Landesherr  (Ausf.V.  §  17  mit 
§ 8 der  V. y.  30. Oktober  1875),  inSachsen-Coburg-Gothadie  Landesjustizyerwaltung 
(Aiis£V.  §9),  in  Sachsen-Meiningen  das  Staatsministerinm  (Ausf.Ges.  §  1),  in 
Ssehsen-Weimar-Eisenach  desgleichen  (Ausf.Ges.  §182),  in  Schaumburg-Lippe 
die  Begierung  (V.  y.  11.  Dezember  1875  §  2,  LandesV.  S.  341),  in  Schwarzburg- 
Kodolstadt  das  Ministerium  (Art.  27),  in  Schwarzburg-Sondershausen  das 
Uimsteriom,  Justizabtheilung  (Ausf.V.  §  7),  in  Wal  deck  der  preuss.  Justizminister 
(Aa8f.V.  Art.  9).  in  Württemberg  der  £önig  (Ansf-Ges.  Art.  255). 
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2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

a)  Doppelehe.  Niemand  darf  eine  Ehe  eingehen,  bevor  seine  frühere 
Ehe  aufgelöst  oder  für  nichtig  erklärt  worden  ist  (§  1309  Abs.  1).^) 
Die  Auflösung  einer  Ehe  erfolgt  durch  Tod  eines  Gatten  oder  durch 
Scheidung.*)  Auch  wenn  ein  Gatte  für  todt  erklärt  ist,  kann  der  andere 
sich  wieder  verheirathen,  und  die  frühere  Ehe  wird  durch  die  Schliessung 
der  neuen  aufgelöst,  es  sei  denn,  dass  beide  Theile  bei  der  Eheschliessung 
wissen,  dass  der  für  todt  Erklärte  die  Todeserklärung  überlebt  hat  (§  1348). 

b)  Verwandtschaft.  Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen  werden 
zwischen  Verwandten  in  gerader  Linie,  d.  h.  solchen  Personen,  deren  eine 
von  der  andern  abstammt,  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  der  Verwandt- 
schaft; femer  zwischen  vollbürtigen  oder  halbbürtigen  Geschwistern,  also 
zwischen  Geschwistern,  mögen  sie  auch  nur  den  Vater  oder  nur  die 
Mutter  gemeinsam  haben;  endlich  zwischen  Verschwägerten  in  gerader 
Linie,  d.  h.  zwischen  einem  Ehegatten  und  den  Verwandten  des  andern 
in  grader  Linie,  ohne  Unterschied  des  Grades  (§  1310  Abs.  1, 1589,  1590). 
Die  Ehe  ist  auch  verboten  zwischen  Personen,  von  denen  die  eine  mit 
Eltern,  Voreltern  oder  Abkömmlingen  der  andern  Geschlechtsgemeinschaft 
gepflogen  hat  (§  1310  Abs.  2).  Unter  Verwandtschaft  wird  hier  (ausnahms- 
weise) auch  die  Beziehung  zwischen  einem  unehelichen  Kinde  und  dessen 
Abkömmlingen  einerseits  und  dem  Vater  und  dessen  Verwandten  anderer- 
seits verstanden  (Abs.  3). 

Wer  einen  Anderen  an  Eindesstatt  angenommen  hat,  darf  mit  ihm 
oder  dessen  Abkömmlingen  eine  Ehe  nicht  eingehen,  solange  das  Adoptions- 
verhältniss  besteht  (§1311),  d.  h.  solange  es  nicht  vertragsmässig  wieder 
aufgehoben  ist  (§  1768). 

c)  Ehebruch.  Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen  werden  zwischen 
einem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehegatten  und  demjenigen,  mit 
welchem  der  Geschiedene  den  Ehebruch  begangen  hat,  wenn  dieser  Ehe- 
bruch im  Scheidungsurtheil  als  Grund  der  Scheidung  festgestellt  ist 
(§  1312).  Dem  Richter  im  Scheidungsprozess  ist  zur  Pflicht  gemacht, 
die  Person,  mit  welcher  der  Ehebruch  begangen  ist,  im  Urtheile  fest- 
zustellen, wenn  die  Verhandlungen  hinreichenden  Anhalt  dafür  geben 
(C.P.O.  §  624);  der  Standesbeamte  hat  Ermittelungen  in  dieser  Richtung 
nicht  anzustellen.  —  Von  diesem  Verbote  kann  Befreiung  bewilligt  werden, 
und  zwar  auch  noch  nach  der  Eheschliessung  mit  Rückwirkung  (§  1312 
Abs.  2,  §  1328  Abs.  2).») 


')  Yorgängige  Nichtigkeitserklärung  ist  nicht  erforderlich,  wenn  die  Gatten  wegen 
bestehender  Zweifel  an  der  Gültigkeit  ihrer  Ehe  die  Eheschliessung  yriederholen  wollen 
(§  1809  Abs.  1). 

^  Das  Ehehindemiss  dauert  bis  zur  Rechtskraft  des  auf  Nichtigkeit  oder  Scheidung 
der  Ehe  lautenden  Urtheils,  unter  Umständen  noch  darüber  hinaus,  solange  gegen  das 
rechtskräftige  Urtheil  Nichtigkeits-  oder  Restitutionsklage  schwebt,  es  sei  denn,  dass 
diese  Klage  erst  nach  der  vorgeschriebenen  fün^ährigen  Frist  erhoben  worden  ist 
(§  1309  Abs.  2). 

')  Die  Bewilligung  der  Befreiung  steht  dem  Bundesstaate  zu,  dem  der  geschiedene 
Gatte  angehört  (§  1822).    Im  Uebrigen  gilt  das  Nämliche,  wie  für  die  Befreiung  vom 
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d)  Wartezeit  Eine  Frau  darf  erst  zehn  Monate  nach  der  Auf- 
lösong  oder  Nichtigkeitserkläning  ihrer  früheren  Ehe  eine  neue  Ehe 
eingehen,  es  sei  denn,  dass  sie  inzwischen  geboren  hat  Auch  von  dieser 
Vorschrift  kann  Befreiung  bewilligt  werden  (§  1313),*)  und  zwar  nach 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ohne  Einschränkung;  der  Regel  nach  wird 
sie  aber  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  der  Grund  der  Bestimmung, 
bei  ehelichen  Kindern  die  Ungewissheit  der  Vaterschaft  zu  verhüten 
(Motiv  S.  32),  nicht  zutrifft,  d.  i.  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass 
die  Frau  aus  der  früheren  Ehe  nicht  schwanger  ist. 

e)  Auseinandersetzung  mit  Kindern  aus  einer  früheren  Ehe. 
Wer  ein  eheliches  Kind  hat,  das  minderjährig  ist  oder  unter  seiner 
Vormundschaft  (oder  Pflegschaft  §  1915)  steht,  darf  eine  Ehe  erst  ein- 
gehen, nachdem  ihm  das  Vormundschaftsgericht,  d.  i.  das  für  die  Vor- 
mundschaft zuständige  Amtsgericht,  ein  Zeugniss  darüber  ertheüt  hat, 
dass  er  die  im  §  1669  bezeichneten  Verpflichtungen  erfüllt  hat  oder  dass 
sie  ihm  nicht  obliegen  (§1314  Abs.  1).  Nach  §  1669  hat  nämlich  der 
Vater,  ehe  er  zur  neuen  Ehe  schreitet,  dem  Vormundschaftsgericht  ein 
Verzeichniss  des  seiner  Verwaltung  unterliegenden  Vermögens  einzu- 
reichen und,  soweit  in  Ansehung  dieses  Vermögens  eine  Gemeinschaft 
zwischen  ihm  und  dem  Kinde  besteht,  die  Auseinandersetzung  herbei- 
zuführen; das  Vormundschaftsgericht  kann  aber  gestatten,  dass  die  Aus- 
einandersetzung erst  nach  der  Eheschliessung  erfolgt.  Die  nämlichen 
Verpflichtungen  liegen  auch  der  Mutter  ob  (§  1686).  Entsprechendes  gilt 
im  Falle  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft,  wenn  ein  antheilsberech- 
tigter  Abkömmling  (also  nicht  nur  ein  Kind,  sondern  auch  ein  Enkel) 
minderjährig  oder  (gleichviel  von  wem)  bevormundet  ist  (§  1314  Abs.  2, 
za  vgl.  §  1493  Abs.  2). 

f)  Militärpersonen  und  solche  Landesbeamte,^)  für  die  nach  den 


HiDdemiase  der  Eheunmimdigkeit  (oben  la  S.  7)  nur  mit  der  Abweichung,  dass  in 
Sachsen  -  Meiningen,  Sachsen-Weimar- Eisenach,  Schwarzburg  -  Rudol- 
<tadt  (a.  a.  0.  Art.  26)  und  Schwarzburg-Sondershaasen  die  Dispensation  der 
EntscUiessung  des  Landesherm  vorbehalten  ist.  —  Die  mit  der  Vorbereitung  der  Ent- 
scheidung betrauten  Instanzen  (in  Preussen  das  Landgericht  des  Scheidungsprozesses) 
haben  alle  erheblichen  Verhältnisse  festzustellen,  von  denen  die  preuss.  Just.Min.Yerf. 
V.  14.  Dezember  1899  (§  2  in  Verbindung  mit  §  1  Abs.  2,  J.M.Bl.  S.  784)  das  Alter,  den 
Leumund,  die  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse  hervorhebt. 

^)  Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  für  die  Befreiung  gilt  entsprechend  das  oben  zu  1  a 
S.  8  Note  1  Bemerkte  mit  der  Abweichung,  dass  zuständig  sind:  in  Bayern  das  Staats- 
ministerium der  Justiz  (a.  a.  0.  §  18),  in  Hamburg  die  Aufsichtsbehörde  für  die  Standes- 
ämter, in  Preussen  das  Amtsgericht  des  preussischen  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltsortes 
der  Frau,  eventuell  des  preussischen  Eheschliessungsortes,  eventuell  das  Amtsgericht  I 
in  Berlin  (a.  a.  0.  Art.  11),  in  Reuss  j.L.  das  Ministerium,  Abth.  f.  d.  Justiz,  in  Sachsen- 
Altenburg  das  Ministerium,  Abth.  d.  Innern,  in  Sachsen-Goburg-Gotha  das  Amts- 
gericht, wie  in  Preussen,  jedoch  eventuell  das  Amtsgericht  Coburg  bezw.  Gotha  (a.  a.  0. 
§10),  in  Wal  deck  desgleichen,  jedoch  eventuell  Amtsgericht  Arolseu  (Art.  10),  in 
Württemberg  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirke  der  zuständige  Standesbeamte  seinen 
Amtssitz  hat,  eventuell  das  Justizministerium. 

^  Landesbeamte  sind  Beamte  der  einzelnen  Bundesstaaten  im  Gegensatz  zu  den 
Reichsbeamten,    die   keiner  Ghenehmigung   bedürfen.     Hinschius  S.  188 ff.     Daselbst 
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Landesgesetzen  zur  Eingehung  einer  Ehe  eine  besondere  Erlaubniss  er- 
forderlich ist,  dürfen  nicht  ohne  die  vorgeschriebene  Erlaubniss  eüie  Ehe 
eingehen  (§  1315  Abs.  1).  —  Nach  §  40  des  Eeichsmilitäi^es.  vom  2.  Mai 
1874  und  §  110  Ziff.  1  der  Wehrordg.  vom  22.  November  1888  bedürfen 
die  dem  aktiven  Heere  angehörigen  Militärpersonen  des  Friedens- 
standes der  Genehmigung,  ihrer  Vorgesetzten.*)  — 

g)  Ausländer,^  für  die  nach  den  (deutschen)  Landesgesetzen  zur 
Eingehung  einer  Ehe  eine  Erlaubniss  oder  ein  Zeugniss  erforderlich 
ist,  dürfen  nicht  ohne  diese  Erlaubniss  oder  ohne  dies  Zeugniss  eine 
Ehe  eingehen  (§  1315  Abs.  2).  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  ist  durch 
die  in  der  Einleitung  erwähnten  Ausführungsgesetze  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zumeist  vorgeschrieben: 

1.  dass  Ausländer  und  Ausländerinnen  ein  Zeugniss  der  zuständigen 
Behörde  ihres  Staates  beizubringen  haben,  dass  ein  nach  den 
Gesetzen  dieses  Staates  bestehendes  Ehehindemiss  nicht  bekannt 
geworden  sei, 

2.  dass  Ausländer  femer  ein  Zeugniss  ihrer  Behörde  darüber  bei- 
zubringen haben,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  ihres  Staates 
ihre  Staatsangehörigkeit  nicht  durch  die  Eheschliessung  ver- 
lieren, sondern  auf  ihre  Ehefrau  und  ihre  ehelichen  oder  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  übertragen, 

3.  dass  diesse  Zeugnisse  (sofern  nicht  durch  Staatsverträge  anderes 
bestimmt  ist)  vom  Konsul  oder  Gesandten  des  Reichs  beglaubigt 
und  mit  der  Bescheinigung  der  Zui^ndigkeit  jener  Behörde 
versehen  sein  müssen, 

4.  dass  von  den  Vorschriften  zu  1  und  2  Befreiung  bewilligt 
werden  kann. 

So  üi  Braunschweig  (Befreiung  durch  das  Staatsministerium, 
AustGes.  §§  67—72),  Hamburg  (Senat,  AustGes.  §  67),  Lippe  (Staats- 
ministerium, Ausf.Ges.  §  34),  Lübeck  (Senat,  AustGes.  §  99),  Preussen 
(Befreiung  zu  1  der  JustMin.,  zu  2  der  Min.  d.  Innern,  AustGes.  Art.  43), 
Reu  SS  j.  L.  (Ministerium,  zu  1  Abth.  t  Just,  zu  2  Abth.  f.  d.  Innere, 
AustGes.  §  93),  Sachsen- Altenburg  (ebenso,  AustVrdg.  §  17),  Sachsen- 
Coburg-Gotha  (Staatsminist.,  AustGes.  Art.  40),  Sachsen-Meiningen 


NachweisQQg  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  dieser  Hinsicht  geltenden  Vor- 
schriften. Für  Preussen  sind  jedoch  durch  Art.  42  des  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  alle  Vor- 
schriften, wonach  für  Beamte  und  Geistliche  eine  besondere  Erlaubniss  erforderlich 
ist,  aufgehoben.  Darüber,  dass  die  betreffenden  Bestimmungen  eines  Bundesstaats  in 
jedem  andern  zu  beachten  sind,  siehe  unten  S.  89  unter  J. 

^)  Kachweisung  der  für  die  einzelnen  Klassen  von  Militärpersonen,  zu  denen  auch 
die  Militärbeamten  gehören,  zuständigen  Instanzen  bei  Erichsen-Weisse,  Führung 
der  Standesregister  (8.  Aufl.,  BerUn  1900)  S.  164ff. 

*)  Ausländer  sind  Personen,  welche  keinem  Bundesstaat  angehören.  Die  deutschen 
Schutzgebiete  gelten  als  Ausland.  Vgl.  Meyer,  die  staatsrechtliche  SteUung  der 
deutschen  Schutzgebiete  S.  68  (Leipzig  1888).  Eine  verschiedene  Behandlung  der  An- 
gehörigen eines  Bundesstaats  in  einem  anderen  Bundesstaate  findet  nicht  statt,  abgesehen 
von  dem  „bayrischen  Vorbehalt",  unten  S.  18  unter  h. 
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(ebenso,  AustGes.  §§  2 — 6),  Sachsen -Weimar  (ebenso,  Ausf.Ges. 
§§  175 — 180),  Schwarzburg-Rudolstadt  (Ministerium,  Ausf-Ges.  Art. 
12&— 133),  Schwarzburg-Sondershausen  (ebenso,  Ausf.Ges.  Art.  47), 
Waldeck  (zu  1  der  preuss.  JustMin.,  zu  2  der  Landesdirektor,  Ausf.Ges. 
Art  22).  Ebenso  in  Anhalt,  wo  jedoch  statt  des  Zeugnisses  zu  2  auch 
der  Nachweis  beigebracht  werden  kann,  dass  die  nach  dem  Heimaths- 
gesetze  des  Ausländers  erforderliche  Erlaubniss  zu  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung ertheilt  ist  (Befreiung  durch  das  Staatsministerium,  Ausf.Ges. 
Art  56).  In  Baden  wird  nur  das  oben  unter  2  erw&hnte  Zeugniss  oder 
der  Nachweis  der  Erlaubniss  (wie  in  Anhalt)  verlangt  (Befreiung  durch 
das  Min.  d.  Just,  im  Einverständniss  mit  dem  Min.  d.  Innern,  Ausf.Ges, 
Art  32).  In  Bayern  ist  der  Distriktsverwaltungsbehörde  des  Ortes,  an 
dem  der  das  Aufgebot  anordnende  Standesbeamte  seinen  Sitz  hat,  der 
Nachweis  vorzulegen,  dass  nach  dem  Heimathrechte  des  Mannes  die  be- 
treffende Eheschliessung  zulässig  ist  und  dieselben  Wirkungen  hat,  als 
väre  sie  im  Heimathland  erfolgt;  alsdann  stellt  die  Distriktsver- 
waltungsbehörde  ein  Zeugniss  aus,  dass  der  Eheschliessung  kein  Hinder- 
niss  im  Wege  stehe  (Art.  39  des  Heimathsges.  v.  16.  April  1868  in  der 
Fassung  des  Art.  9  des  Ges.  v.  17.  März  1892)*)  In  Bremen  bestehen 
keine  Beschränkungen  der  Ausländer  hinsichtlich  der  Eheschliessung. 
In  Elsass-Lothringen  ebensowenig  (vergl.  Min.  Dienstanweisung  vom 
17.  August  1882  §  39,  Hinschius  S.  469  ff.).  In  Hessen  gilt  das  Näm- 
Uche  wie  in  Baden  (Befreiung  durch  das  Justizministerium,  Ausf.Ges. 
Art  104).  In  Mecklenburg-Schwerin  bedarf  der  Ausländer  der  Er- 
laabniss  des  Ministeriums  des  Innern  (AuslGes.  §  207),  in  Mecklen- 
burg-Strelitz  der  Landesregierung  (AustGes.  §  205).  In  Oldenburg 
wird  ein  Zeugniss  der  Ortspolizeibehörde  erfordert,  dass  der  Ehe- 
scUiessung  in  polizeilicher  Hinsicht  nichts  entgegenstehe  (Bekanntmachung 
f.  24.  bezw.  30.  Juli  1836);  in  den  Fürstenthümem  Lübeck  und  Birken- 
feld hat  die  Bescheinigung  dahin  zu  lauten,  dass  der  Ausländer  trotz 
der  Verheirathung  sein  Heimathi'echt  behält  und  dass  seiner  Wiederauf- 
nahme mit  Frau  und  Kind  nichts  entgegensteht  (y.  Sicherer  S.  286, 
Hinschius  S.  139).  In  Reuss  ä.  L.  ist  die  Aufnahmezusicherung  für  die 
künftige  Fi-au  und  die  mit  ihr  etwa  bereits  erzeugten  Kinder  von  der 
znständigen  Heimathsbehörde  des  Ausländers  beizubringen  (§  9d  der 
Instr.  V-  5.  November  1875,  Ges.  S.  S.  203).  Im  Kgr.  Sachsen  ist  dem 
Standesbeamten  ein  Zeugniss  seiner  Aufsichtsbehörde  vorzulegen,  däss 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Eheschliessung  ein  Bedenken  nicht  besteht; 
dies  Zeugniss  wird  nur  ertheilt,  wenn  eine  von  der  zuständigen  politischen 
Behörde  des  Heimathstaates  ausgestellte  und  von  deren  vorgesetzter 
Behörde  bestätigte  Bescheinigung  darüber  beigebracht  wird,  dass  nach 
dem  öffentlichen  und  dem  bürgerlichen  Rechte  des  Heimathstaates  der 
Eheschliessung  ein  bekanntes  Hindemiss  nicht  entgegensteht  (Befreiung 
durch  das  Ministerium  des  Innern,  Ausf.Vrdg.  v.  12.  JuH  1899  §  7).    In 


^)  Bierza:  Standinger,  Komment,  z.  B.G.B.  Anm.  5  zu  §  1815. 
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Schaumburg-Lippe  ist  die  RegienmgB-Erlanbniss  nachznsachen,  sofern 
nicht  etwa  der  Ausländer  die  Erlaubniss  seiner  vorgesetzten  Dienst- 
behörde beibringt  (Hinschins  S.  141).  In  Württemberg  bedarf  der 
Ausländer  der  Erlaubniss  des  Oberamts  (AnsLGes.  Art.  256). 

Durch  Verträge  des  Reichs  mit  Italien  v.  31.  Dezember  1874 
(Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  155),  mit  Belgien  v.  8.  Oktober  1875 
(das.  S.  719)  und  mit  der  Schweiz  v.  4.  Juni  1886  (das.  S.  162,  241) 
sind  die  Angehörigen  dieser  Staaten,  wenn  sie  mit  Deutschen  eine  Ehe 
eingehen  wollen,  von  dem  oben  unter  2  erwähnten  Nachweise  befreit. 
Weitere  derartige  Befreiungen  allgemeiner  Art  bestehen  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten. ') 

h)  Polizeiliche  oder  sonstige  behördliche  Erlaubniss  für 
Inländer.  Eine  solche  ist  zur  Eheschliessung,  mag  sie  im  Inland  oder 
Ausland  erfolgen,  grundsätzlich  nicht  erforderlich. 

Für  Bayern  besteht  jedoch  auf  Grund  des  Versailler  Bündniss- 
vertrages vom  23.  November  1870  Ziff.  m  §  1  und  des  Schlussprotokolls 
von  demselben  Tage  Ziff.  I  ein  weder  durch  das  Personenstandsges.  (§  39) 
noch  durch  das  B.G.B.  beseitigtes  Sonderrecht  zur  selbständigen  landes- 
gesetzlichen Regelung  der  polizeilichen  Seite  des  Verehelichungs- 
wesens.'-^  Auf  Grund  dieses  Vorbehalts  gelten  noch  jetzt  in  Bayern  das 
sog.  Heimathges.  vom  16.  April  1868  nebst  Novellen  vom  23.  Februar  1871, 
21.  Apiil  1884,  17.  März  1892  und  17.  Juni  1896  mit  den  auf  Art.  154  XI 
des  AuslGes.  z.  B.G.B.  beruhenden  Abänderungen.  Danach  darf  ins- 
besondere der  im  rechtsrheinischen  Bayern  heimathberechtigte  Mann  eine 
Ehe  nur  eingehen,  wenn  er  ein  Zeugniss  der  zuständigen  Verwaltungs- 
behörde (des  Bezirksamts  bezw.  des  Stadtmagistrats)  darüber  beibringt, 
dass  gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  kein  im  (Heimath-)Gesetze 


^)  In  Prenssen  sind  nach  der  Min.Verf.  v.  16.  Oktober  1899  (Min.£l.  f.  innere 
Verw.  S.  188,  22Ö)  von  dem  oben  unter  2  erwähnten  Nachweise,  dass  die  Staats- 
angehörigkeit auf  Frau  und  Kinder  übertragen  wird,  die  Angehörigen  folgender  Staaten 
befreit:  Belgien,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  Luxemburg. 
Niederlande,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Oesterreich-Ungarn  (mit 
Ausnahme  der  in  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg  und  Krain  Heimathberechtigten), 
Schweden-Norwegen,  Schweiz.  Angehörige  anderer  Staaten  haben  die  ministerielle 
Befreiung  (durch  einen  beim  Standesbeamten  einzureichenden  Antrag)  besonders  nach- 
zasuchen ;  Küssen  und  Griechen  erhalten  sie  der  Regel  nach,  wenn  sie  die  Bescheinigung 
eines  ihrer  Konfession  angehörenden  Geistlichen  beibringen,  dass  er  bereit  iat,  sofort 
nach  der  standesamtlichen  Eheschliessung  die  kirchliche  Trauung  vorzunehmen.  Von 
dem  oben  unter  1  erwähnten  Zeugnisse,  dass  kein  Ehehinderniss  bekannt  geworden 
sei,  wird  Befreiung  nur  im  Einzelfalle  bewilligt;  Belgier,  Franzosen,  Italiener 
und  Luxemburger  erhalten  sie  der  Regel  nach  nur,  wenn  sie  nachw^eisen,  dass  das 
Aufgebot  nach  ihrem  Heimathrechte  erfolgt  ist.  —  Da  diese  Bestimmungen  auf  der 
Berücksichtigung  des  in  den  betrefifenden  Staaten  geltenden  Eherechts  beruhen,  so 
wird  unter  den  gleichen  Voraussetzungen,  ¥de  in  Preussen,  anoh  in  den  anderen 
deutschen  Bundesstaaten  Befreiung  erlangt  werden,  soweit  solche  nicht  schon  generell 
vorgesehen  ist. 

*)  Planck,  Vorbem.  vor  §  1303;  Endemann  S.  643;  Stölzel  S.  70fif.; 
Erichsen-Weisse,  Führung  der  Standesregister  (Berlin  1900,  8.  Aufl.)  S.  195ff. 
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begründetes  Hindeniiss  bestehe.^)  Das  Zeugniss  ist  auch  dann  beizu- 
bringen, wenn  die  Eheschliessong  ausserhalb  des  rechtsrheinischen  Bayerns 
erfolgt;  Zuwiderhandlung  ist  nach  Art.  41  des  Heim.Ges.  strafbar.  Der 
Mangel  des  Zeugnisses  berührt  nicht  die  Gültigkeit  der  geschlossenen  Ehe. 

3.  Form  der  Eheschliessung.  Die  Eheschliessung  erfolgt  vor 
eisern  Standesbeamten.^)  Zuständig  ist  der  Standesbeamte,  in 
dessen  Bezirk  einer  der  Verlobten  seinen  Wohnsitz  (d.  h.  seine  ständige 
Niederlassung,  vgl.  §§  7 — 11)  oder  seinen  gewöhnlichen  (nicht  blos 
vorübergehenden)  Aufenthalt  hat;  mangels  eines  solchen  Wohnsitzes  oder 
Aufenthaltes  wii-d,  wenn  auch  nur  einer  der  Verlobten  ein  Deutscher  ist, 
der  zuständige  Standesbeamte  von  der  obersten  Aufsichtsbehörde,  d.  i.  dem 
Ministerium  des  Bundesstaats,  dem  der  Verlobte  angehört,  und  wenn  er 
keinem  Bundesstaat  angehört,  vom  Beichskanzler  bestimmt.  Unter 
mehreren  zuständigen  Standesbeamten  haben  die  Verlobten  die  Wahl. 
Auf  Grund  einer  schriftlichen  Ermächtigung  des  zuständigen  Standes- 
beamten darf  die  Ehe  auch  vor  dem  Standesbeamten  eines  andern  Bezirkes 
geschlossen  werden  (§§  1319, 1320).  —  Sind  beide  Verlobte  Ausländer, 
so  ist  hiemach  die  Eheschliessung  vor  einem  inländischen  Standesbeamten 
nor  angängig,  wenn  wenigstens  einer  von  ihnen  im  Inlande  seinen 
Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat;  fehlt  es  daran,  so 
findet  auch  die  Bestimmung  eines  Standesbeamten  durch  das  Ministerium 
oder  den  Reichskanzler  nicht  statt.*) 

Der  Eheschliessung  soll  nach  §  1316  ein  Aufgebot  vorhergehen. 
Vor  dessen  Anordnung  sind  dem  Standesbeamten  die  gesetzlichen  Erforder- 
nisse der  Eheschliessung  nachzuweisen,  insbesondere  die  Geburtsurkunden 
der  Verlobten  und  die  etwa  erforderliche  Einwilligung  Dritter  in  be- 
glaubigter Fonn  beizubringen,  soweit  nicht  etwa  der  Standesbeamte,  weil 
ihm  die  bezüglichen  Thatsachen  persönlich  bekannt  oder  sonst  glaubhaft 
nachgewiesen  sind,  die  Beibringung  der  Urkunden  erlässt;  der  Standes- 
beamte kann  auch  zur  Ergänzung  der  Beweise  von  den  Verlobten 
eidesstattliche  Versicherungen  entgegennehmen  (Personenst.Ges.  §  46).  Das 
Aufgebot  ist  (nach  näherer  Vorschrift  des  §  46  a.  a.  0.)  durch  Aushang 
während  zweier  TVochen  bekannt  zu  machen.*)    Es  verliert  seine  Kraft, 


')  Die  Heimathgemeinde  hat  in  gewissen  Fällen  ein  Einspruchsrecht  gegen  die 
beabsichtigte  Eheschliessung  (vgl.  Art.  83—86  des  Ges.  in  der  durch  Art.  154  XI  des 
Aasf.f^es.  z.  B.G.B.  veränderten  Fassung). 

*)  Als  Standesbeamter  gilt  auch  derjenige,  welcher  das  Amt  eines  solchen  öffent- 
lich ausübt,  es  sei  denn,  dass  die  Verlobten  den  Mangel  der  amtlichen  Befugniss  bei 
der  Eheschliessung  kennen  (§  1819). 

*)  Nach  der  Ausnahmebestimmung  in  §  76  des  Personenst.Ges.  kann  aber  in 
Fallen  solcher  Art  in  Grenzpfarreien,  deren  Bezirk  sich  in  das  Ausland  erstreckt, 
die  Eheschliessung  nach  Massgabe  des  früheren  Rechtes  vor  dem  Geistlichen  ge- 
schlossen werden. 

*)  Der  Aushang  erfolgt  in  der  Gemeinde  des  Wohnsitzes  und  des  gewöhnlichen 
AufenÜialts  der  Verlobten,  sowie,  wenn  dieser  in  den  letzten  sechs  Monaten  gewechselt 
hat,  auch  am  froheren  Wohnsitze.  Im  Auslande  erfolgt  statt  des  Aushangs  Einriickung 
in  ein  dort  erscheinendes  oder  verbreitetes  Blatt;  diese  wird  ersetzt  durch  eine  Be- 
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wenn  nicht  binnen  weiterer  sechs  Monate  die  Ehe  geschlossen  wird. 
Ans  eigener  Machtvollkommenheit  darf  der  Standesbeamte  vom  Aufgebot 
absehen,  wenn  ihm  ärztlich  bescheinigt  wird,  dass  die  lebensgefährliche 
Erkrankung  eines  der  Verlobten  den  Au&chub  der  Eheschliessung  nicht 
gestattet  (§1316;  PersonenstGes.  §  60).  Sonst  kann  Befreiung  vom  Auf- 
gebote nur  durch  die  dafür  besonders  zuständigen  Stellen  bewilligt  werden 
(§  1316  Abs.  sy) 

Die  Eheschliessung  selbst  erfolgt  dadurch,  „dass  die  Verlobten 
vor  einem  Standesbeamten  persönlich  und  bei  gleichzeitiger 
Anwesenheit  erklären,  die  Ehe  mit  einander  eingehen  zu  wollen. 
Der  Standesbeamte  muss  zur  Entgegennahme  der  Erklärungen 
bereit  sein.  Die  Erklärungen  können  nicht  unter  einer  Be- 
dingung oder  einer  Zeitbestimmung  abgegeben  werden^  (§  1317). 
Ein  bestimmter  Wortlaut  oder  sonst  eine  bestimmte  Form  der  Erklärung 
ist  nicht  vorgeschrieben;  es  können  daher  auch  der  deutschen  Sprache 
unkundige  oder  taubstumme  Personen  eine  Ehe  eingehen,  wenn  sie  den 
Willen  dazu  in  zweifelsfreier  Weise  bekunden  können.  Es  ist  femer  vor- 
geschrieben, dass  der  Standesbeamte  zwei  Zeugen  zuziehen,  dass  er  nach 
Abgabe  jener  Erklärung  die  Verlobten  für  rechtmässig  verbundene  Ehe- 
leute erklären  und  dass  er  die  Eheschliessung  ins  Heirathsregister  ein- 
tragen (§  1319),  endlich  dass  die  Eintragung  von  den  Erschienenen  und 
dem  Standesbeamten  unterschrieben  werden  soll  (PersonenstGes.  §§  13, 
64);  aber  nicht  die  Beobachtung  dieser  Förmlichkeiten,  auch  nicht  die 
Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  des  Standesbeamten 
und  über  das  Aufgebot,  sondern  lediglich  jene  persönliche,  d.  h.  von  den 
Verlobten  selbst  (nicht  durch  einen  Verti-eter)  bei  gleichzeitiger  Anwesen- 
heit vor  „einem"  zu  dem  Akte  bereiten  Standesbeamten  abzugebende 
Erklärung  ist  wesentlich;  durch  diese  Erklärung  wird  die  Ehe  perfekt. 
Die  Verletzung  der  übrigen  Formen  ist  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ohne 
Einfluss. 

Kommen  Ehehindemisse  zur  Eenntniss  des  Standesbeamten,  so  hat 
er  die  Eheschliessung  abzulehnen  (PersonenstGes.  §  48).    Gegen  die  Ab- 


scbeinigung  der  ausläDdisclieii  Ortsbehörde,  dass  ihr  das  Bestehen  eines  Ehehindernisses 
nicht  bekannt  sei  (Personenst.Ges.  §§  46,  47). 

^)  Die  Bewilligung  der  Befreiung  steht  dem  Bondesstaate  zu,  in  dessen  Gebiete  die 
Ehe  geschlossen  werden  soll  (§  1322).  Nach  den  in  der  Einleitung  erwähnten  Ausführongs- 
bestimmungen  gilt  hier  das  oben  zu  1  a  S.  8  Note  1  Bemerkte  mit  der  Abweichung, 
dass  zuständig  sind:  in  Anhalt  die  Regierung,  Abth.  d.  Innern  (Ausf.Ges.  Art.  58),  in 
Bayern  rechts  des  Rheins  die  Distriktsverwaltungsbehörde,  in  der  Pfalz  der  Staats- 
anwalt, in  München  der  Magistrat  (Ausf.Y.  §  14),  in  Elsass-Lothringen  der  Erste 
Staatsanwalt  am  Landgericht  (V.  v.  22.  November  1875  §2  mit  V.  v.  I.Dezember  1879, 
Ges.Bl.  S.  100),  in  Hamburg  die  Aufsichtsbehörde  für  die  Standesämter  (a.a.O.  §2), 
in  Hessen  das  Justizministerium,  in  Lippe  in  den  Städten  und  im  Flecken  Schwalen- 
berg  die  Regierung,  sonst  die  Verwaltungsämter,  in  Bremen  das  Stadt-  und  Landamt, 
in  Oldenburg  das  Staatsministerium  (a.a.O.  §9).  in  Preussen  der  Minister  des 
Innern  (a.  a.  0.  Art.  12),  in  Sachsen-Altenburg  das  Ministerium,  Abth.  des  Innern 
(V.  Y.  80.  Oktober  1875,  Oes.S.  S.  127  §  8),  in  Württemberg  das  Amtsgericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Standesbeamte  seinen  Amtssitz  hat. 
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lehnimg  einer  Amtshandlang  des  Standesbeamten  kann  auf  Entscheidung 
des  Amtsgerichts,  in  dessen  Bezirk  er  seinen  Amtssitz  hat,  angetragen 
werden  (Per8onenst.Ges.  §  11  Abs.  3;  Reichsges.  über  freiw.  Gerichtsbark. 
§  6d);  g^^^  die  Entscheidimg  des  Amtsgerichts  findet  Beschwerde  beim 
Landgericht  und  gegen  dessen  Entscheidung  weitere  Beschwerde  beim 
Oberlandesgericht  statt  (§§  19,  27,  28  des  letzteren  Ges.). 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

Die  persönlichen  ßechtsbeziehungen  der  Gatten  zu  einander, 
insbesondere  die  gegenseitige  Unterhaltungspflicht,  desgleichen  das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  Eltern  und  Kindern  bestimmen  sich  auch  für  die 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  B.G.B.  (1.  Januar  1900)  bestehenden 
Ehen  bezw.  für  die  vor  diesem  Zeitpunkte  geborenen  Kinder  nach  dem 
B.GB.,  während  für  den  Güterstand  einer  solchen  Ehe,  faUs  nicht 
etwa  eine  nach  dem  B.G.B.  zulässige  Regelung  erfolgt,  grundsätzlich  die 
früheren  Gesetze  massgebend  bleiben  (Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Art.  199,  200, 
203),  soweit  diese  letzteren  nicht  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  ge- 
ändert siud  (Art.  208).  Zumeist  sind  solche  Aenderungen  im  Sinne  einer 
üeberleitung  in  das  neue  Recht,  jedoch  unter  Schonung  der  Rechte 
Dritter,  erfolgt  Hierauf  kann,  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  in  den 
einzehien  Bundesstaaten  geltenden  älteren  Rechte  und  üeberleitungs- 
bestimmungen,  hier  nicht  eingegangen  werden.*)  Auch  die  Vorschriften 
des  B.G.B.  sind  im  Rahmen  dieser  Darstellung  nur  insoweit  kurz  zu 
kennzeichnen,  als  dies  für  das  Verständniss  der   später  zu  erörternden 


^)  Siehe  die  in  der  Einleitung  erwähnten  Aasführungsgesetze  und  zwar  für 
Anhalt  Ausf.Oes.  Art.  59;  Baden  Ausf.Ge8.  Art.  41,  42;  Bayern  Uebergangsges. 
Art  62— 104  und  für  die  Pfalz  Art.  124— 140;  Braunschweig  Ausf.Ges.  §§73—75; 
Bremen  Ges.  v.  18.  Juli  1899;  Elsass-Lo  thringen  Ausf.Ges.  §§  144—165;  Hamburg 
Ges.  V.  14.  JuU  1899;  Hessen  Ausf  Ges.  Art.  169—208;  Lippe  Ausf.Ges.  §85;  Lübeck 
AMf.Ges.  §§  100—106;  Mecklenburg-Schwerin  Ausf.Ges.  §§  209— 217;  Mecklen- 
barg-Strelitz  Auaf.Ges.  §§  207 — 215;  Oldenburg  Ausf.Ges.  für  das  Herzogthum 
§§  16,  17,  für  das  Fürstenthum  Birkenfeld  §§  44—62,  für  das  Fürstenthum  Lübeck 
§§15,  16;  Preussen  Ausf.Ges.  Art.  44— 67  und  V.  v.  20.  Dezember  1899;  Reuss  ä.  L, 
AusfGes.  §§  112—117;  Reuss  j.L.  Ausf.Ges.  §94;  Königreich  Sachsen  Ausf.Ges. 
§  34;  Sachsen-Altenburg  Ausf.Ges.  §§  97—102;  Sachsen-Coburg-Gotha 
Aosf.Ges.  Art.  42  §§  1—82;  Sachsen-Meiningen  Ges.  v.  10.  August  1899;  Sachsen- 
Weimar  Ausf.Ges.  §§  18S— 192;  Schaumburg-Lippe  Ausf.Ges.  §§  21— 36;  Schwarz- 
barg-Rudolstadt  Ausf.Ges.  Art.  134 — 147;  Schwarzburg- Sondershausen 
Ausf.Ges.  Art.  48  §§  1—10;  Waldeck  Ausf.Ges.  Art.  24—81;  Württemberg  Ausf.Ges. 
Art.  260—264. 

Vgl.  hierzu  Mot.  zum  preuss.  Ausf.Ges.  z.  B.G.B.  S.  71  ff.;  Komm.Ber.  S.  48 ff. 
Ferner:  Endemann  11  S.  813ff.  und  in  der  JurZeitg.  1899  S.  80,  81,  Leske  11 S.  778ff., 
Euhbier,  üeberleitung  der  bestehenden  Ehen  u.  s.  w.  (1900).  Ueber  die  räumliche 
Herrschaft  der  Ueberleitungsnormen :  Schnell  in  Boehm's  Zeitschr.  8  S.  292 ff.  —  Für 
das  alte  Recht  besonders  Schroeder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutsch- 
Und  (1863)  und  Neubauer,  das  in  Deutschland  geltende  eheliche  Güterrecht 
(3.  Aufl.  1889). 
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Wirkungen   der   Nichtigkeitserklärung   und   Scheidung   der  Ehe  noth- 
wendig  ist^) 

1.  Wirkungen  der  Ehe  im  Allgemeinen  (§§  1363—1362).  Die 
Ehegatten  sind  einander  zur  ehelichen  Lebensgemeinschaft  verpflichtet. 
Dem  Manne  stehen  die  näheren  Bestimmungen  zu,  besonders  auch  hin- 
sichtlich des  Wohnortes  und  der  Wohnung.  Einem  Verlangen,  das  sich 
als  Rechtsmissbrauch  darstellt,  braucht  kein  Gatte  Folge  zu  leisten ;  des- 
gleichen nicht,  wenn  ihm  ein  Scheidungsgrund  zur  Seite  steht  (§§  1353, 
1354).^)  Es  kann  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  geklagt  und 
wenn  dem  Urtheile  nicht  Folge  geleistet  wird,  hierauf  nach  Umständen 
die  Scheidungsklage  gestützt  werden  (§  1567  Ziff.  1,  auch  §  1568;  unten 
S.  27  f.  F  2  c  und  d).  Zwang  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  findet 
nicht  statt.  —  Die  Frau  erhält  den  Familiennamen  des  Mannes  (§  1356), 
theilt  seinen  Wohnsitz  im  Rechtssinn  (§  10)  und  in  Folge  dessen  auch 
seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  (CP.O.  §  13),  ferner  auch  seine  Reichs- 
und Staatsangehörigkeit  (Bundesges.  v.  1.  Juli  1870,  §§  2,  5, 13,  21  B.G.B1. 
S.  355).8) 

Die  Frau  hat  Recht  und  Pflicht,  das  gemeinschaftliche  Hauswesen  zu 
leiten,  und  ist,  je  nach  den  Verhältnissen,  auch  zu  Arbeiten  im  Haus- 
wesen und  Geschäft  des  Mannes  verpflichtet;  in  ihrem  häuslichen 
Wirkungskreise  kann  sie  den  Mann  vertreten  und  verpflichtet  ihn  durch 
Rechtsgeschäfte,  sofern  er  nicht  diese  Befugniss  der  Frau  (die  Schlüssel- 
gewalt) beschränkt  oder  ausgeschlossen  hat.  Die  Beschränkung  oder 
Ausschliessung  kann  auf  Antrag  der  Frau  durch  das  Vormundschafts- 
gericht  aufgehoben  werden;  Dritten  gegenüber  wirkt  sie  überhaupt  nur 
im  Falle  der  Kenntniss  oder  der  Eintragung  ins  Güterregister  des  Amts- 
gerichts (§§  1356,  1357,  1435).  —  Der  Mann  hat  der  Frau  nach  Mass- 
gabe seiner  Lebensstellung,  seines  Vermögens  und  seiner  Erwerbsfähigkeit 
Unterhalt  zu  gewähren;  desgleichen  die  Frau  dem  Manne,  wenn  er 
ausser  Stande  ist,  sich  selbst  zu  unterhalten.  Der  Unterhalt  ist  nuf 
dann  in  Geld  (als  eine  immer  für  drei  Monate  vorauszuzahlende  Rente) 
zu  gewähren,  wenn  die  Gatten  getrennt  leben  und  einer  von  ihnen  die 


0  Siehe  die  Kommentare  z.  B.G.B.  4.  Buch,  6.  Titel  §§  1863 ff.;  Endemann  11 
S.709ff.;  Lesken  S.  691  ff. 

*)  Besonderes  Interesse  beansprucht  der  Fall,  dass  ein  Gatte  die  häusliche  Gemein- 
schaft verweigert,  weil  der  andere  die  kirchliche  Trauung  ablehnt.  Hier  wird  das 
Fembleiben  von  der  Gemeinschaft  dann  als  berechtigt  anzusehen  sein,  wenn  nach  den 
dem  anderen  Theile  bekannten  religiösen  Anschauungen  die  kirchliche  Trauung  mindestens 
als  stillschweigend  vorausgesetzt  gelten  kann,  so  dass  das  Verlangen  ehelicher  Gemein- 
schaft ohne  vorgängige  Trauung  sich  als  Bechtsmissbrauch  darstellt.  Näheres  bei 
Leske  S.  656,  806  und  bei  Davidson  S.  41;  auch  Endemann  11  S.  681  Anm.  26. 

')  Ob  sie  auch  in  den  Stand  des  Mannes  eintritt,  insbesondere  seinen  Adel  erhält, 
bestimmt  sich  nach  dem  öffentlichen  JEtechte  des  betreffenden  Bundesstaates.  Die  Adels- 
bezeichnungen  kann  sie  jedenfalls  dann  führen,  wenn  sie  als  Bestandtheile  des 
Namens  anzusehen  sind.  Inwieweit  das  der  Fall  ist,  ist  in  vielen  Fällen  recht  zweifel- 
haft. Planck  Anm.  3  zu  §  12;  So  hm  in  der  deutschen  Juristen-Zeitg.  1899  S.  8  ff. 
Nach  preuss.  Rechte  ist  schlechthin  anzunehmen,  dass  das  Adelsprädikat  nicht  zum 
Namen  gehört.    Leske  11  S.  681. 
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Herstellung  des  ehelichen  Lebens  mit  Grund  verweigert  (§§  1360,  1361, 
760).  —  Zu  Gunsten  der  Gläubiger  des  Mannes  wird  vennuthet,  dass 
die  im  Besitz  eines  oder  beider  Gatten  befindlichen  beweglichen  Sachen 
dem  Manne  gehören  (§  1362). 

2.  Eheliches   Güterrecht.     Es   ist   entweder    gesetzliches  oder 
vertragsmässiges  Güterrecht. 

a)  Das  gesetzliche  Güterrecht  des  B.G.B.  (§§  1363—1431)  be- 
ruht auf  dem  Systeme  der  sogen.  Verwaltungsgemeinschaft:  Das  Ver- 
mögen der  Frau  ist  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Mannes  unter- 
worfen („eingebrachtes  Gut"),  soweit  es  nicht  Vorbehaltsgut  ist.  Vor- 
behaltsgut sind  aber:  die  ausschliesslich  zum  persönlichen  Gebrauche 
der  Frau  bestimmten  Sachen,  ihr  Erwerb  aus  Arbeit  oder  aus  dem  selb- 
ständigen Betrieb  eines  Erwerbsgeschäfts,  femer  was  durch  Ehevertrag 
für  Vorbehaltsgut  erklärt  oder  von  einem  Dritten  der  Ehefrau  unent- 
geltlich zugewendet  ist  mit  der  Bestimmung,  dass  es  Vorbehaltsgut  sein 
soll,  endlich  was  die  Frau  als  Ersatz  für  Vorbehaltsgut  oder  durch  ein 
auf  dieses  bezügliches  Geschäft  erwirbt.  Das  Verwaltungsrecht  des 
Mannes  umfasst  nur  in  beschränktem  Masse  die  Befugniss,  die  Frau 
dm-ch  Rechtsgeschäfte  zu  verpflichten  oder  über  eingebrachtes  Gut  ohne 
ihre  Zustimmung  zu  verfügen  (§§  1375  ff.).  Die  Frau  bedarf  zur  Ver- 
fügung über  eingebrachtes  Gut,  nicht  auch  über  Vorbehaltsgut,  der 
Zustimmung  des  Mannes  (§§  1395  ff.).  ^)  Aus  dem  eingebrachten 
Gute  können  nicht  die  Gläubiger  des  Mannes,  wohl  aber  die  Gläubiger 
der  Frau,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verwaltung  und  Nutzniessung  des 
Mannes,  Befriedigung  verlangen,  jedoch  wegen  der  erst  nach  der  Ein- 
gehung der  Ehe  entstandenen  Verbindlichkeiten  der  Regel  nach 
nur  dann,  wenn  sie  aus  einem  Rechtsgeschäft  entstehen,  dem  der 
Mann  zugestimmt  hat  (§§  1410  ff.).  —  Wird  durch  das  Verhalten  des 
Mannes  die  Besorgniss  erheblicher  Gefährdung  des  eingebrachten  Gutes 
begründet,  so  kann  die  Frau  Sicherheitsleistung  verlangen  (§  1391)  oder 
auf  Aufhebung  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  klagen;  dies  letztere 
Klagerecht  steht  ihr  auch  zu:  wenn  der  Mann  ihr  oder  gemeinschaft- 
lichen Abkömmlingen  gegenüber  seine  Unterhaltspflicht  verletzt,  wenn 
er  entmündigt  ist,  wenn  er  einen  Pfleger  wegen  geistiger  oder  körper- 
licher Gebrechen  oder  einen  Abwesenheitspfleger  erhalten  hat  (§  1418). 
Durch  Konkurs  über  das  Vermögen  des  Mannes  sowie  durch  seine  Todes- 
erklärung endigt  die  Verwaltung  und  Nutzniessung  von  selbst  (§§  1419, 
1420).  Mit  Beendigung  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  tritt  „Güter- 
trennung" (§§  1426  ff.)  ein.  Diese  wirkt  aber  einem  Dritten  gegenüber  nur, 
wenn  sie  in  das  Güterregister  des  Amtsgerichts,  bei  dem  der  Mann 
semen  Wohnsitz  hat,  eingetragen  oder  dem  Dritten  bekannt  ist ;  Gleiches 


')  Xur  eine  Beschränkung  der  vermögensrechtlichen  Verfügungsbefugniss  der 
Fna  b^ründen  die  Bechte  des  Mannes  an  ihrem  Vermögen;  eine  Beschränkung  der 
(reschäftsfähigkeit  der  Frau  wird  durch  ihre  Verheirathung  nicht  bewirkt. 
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gilt,  wenn  nach  der  Eintragung  die  Verwaltung  und  Nutzniessung  wieder- 
hergestellt wird  (§§  1431,  1435;  vergl.  §§  1558 ff.). 

b)  Vertragsmässiges  Güterrecht  (§§  1432—1557).  Die  Ehe- 
gatten können  ihre  güterrechtlichen  Verhältnisse  durch  einen  vor  oder 
nach  der  Eingehung  der  Ehe  geschlossenen  Ehevertrag  regeln.  Dieser 
muss  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  beider  Theile  vor  Gericht  oder  vor 
einem  Notar  geschlossen  werden.  Wird  dadurch  die  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Mannes  ausgeschlossen  oder  geändert,  so  wirkt  dies 
Dritten  gegenüber  nur,  wenn  die  Ausschliessung  oder  Aenderung  in  das 
Gttterregister  eingetragen  oder  ihnen  bekannt  ist;  Gleiches  gilt,  wenn 
die  eingetragene  Regelung  angehoben  oder  geändert  wird  (§§  1432  bis 
1436).  Insbesondere  kann  durch  Ehevertrag  die  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft eingeführt  werden  (§§  1437 — 1538),  durch  welche  das 
Vermögen  des  einen  und  des  anderen  Ehegatten  gemeinschaftliches  Ver- 
mögen beider  (Gesammtgut)  wird,  insoweit  nicht  Theile  davon  (als  Vor- 
behaltsgut) ausgeschlossen  werden.  Das  Gesammtgut  unterliegt  der  Ver- 
waltung des  Mannes.  —  Aus  dem  Gesammtgute  können  die  Gläubiger 
des  Mannes  und  der  Frau  Befriedigung  verlangen ;  die  Gläubiger  der  Frau 
jedoch  wegen  solcher  Verbindlichkeiten,  die  aus  einem  erst  nach  Eintritt 
der  Gütergemeinschaft  vorgenommenen  Rechtsgeschäft  entstehen,  in  der 
Regel  nur  dann,  wenn  der  Mann  zugestimmt  hat  (§§  1459  ff.).  —  In  ge- 
wissen Fällen  der  Gefährdung  kann  ein  Ehegatte  gegen  den  anderen  auf 
Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  klagen  (§§  1468  ff.).  Nach  Beendi- 
gung der  Gemeinschaft  findet  in  Ansehung  des  Gesammtguts  die  Aus- 
einandersetzung statt  (§§  1471 — 1481).  Nach  dem  Tode  eines  Ehegatten 
wird  zwischen  dem  überlebenden  Ehegatten  und  den  gemeinschaft- 
lichen Abkömmlingen,  die  im  Falle  der  gesetzlichen  Erbfolge  als 
Erben  berufen  sind,  die  Gütergemeinschaft  fortgesetzt;  die  Fortsetzung 
kann  aber  von  dem  überlebenden  Ehegatten  abgelehnt  oder  aufgehoben, 
auch  von  vornherein  von  den  Ehegatten  durch  Ehevertrag  oder  einseitige 
letztwillige  Verfügung  ausgeschlossen  werden  (§§  1483,  1484,  1492,  1508, 
1509).  —  In  ähnlicher  Weise  können  die  Ehegatten  durch  Ehevertrag 
eine  beschränkte  Gütergemeinschaft  einführen:  die  Errungenschafts- 
gemeinschaft (§§  1519 — 1548),  bei  welcher  nur  dasjenige  gemein- 
schaftliches Veimögen  (Gesammtgut)  wird,  was  der  Mann  oder  die  Frau 
während  der  Gemeinschaft  erwirbt;  oder  die  Fahrnissgemeinschaft 
(§§  1549 — 1557),  d.  i.  die  Gemeinschaft  des  beweglichen  Vermögens  und 
der  Errungenschaft. 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder  (§§  1616—1698). 
Ein  uneheliches  Kind  erlangt  durch  die  Verheirathung  des  Vaters  mit  der 
Mutter  kraft  Gesetzes  die  rechtliche  Stellung  eines  ehelichen  Kindes  (§  1719). 
Das  Rechtsverhältniss  zwischen  den  Eltern  und  den  ehelichen  Kindern  be- 
stimmt sich,  auch  wenn  diese  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  geboren 
sind,  ausschliesslich  nach  diesem  (Art.  203  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.,  vgl. 
jedoch  das.  Art.  204 — 206,  209).  Die  ehelichen  Kinder  stehen,  solange  sie 
minderjährig  sind,  unter  elterlicher  Gewalt.    Diese  umfasst:  das  Recht 
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und  die  Pflicht  der  Sorge  für  die  Person  und  das  Vermögen  des  Kindes 
sowie  dessen  Vertretung,  Erziehung*),  Beaufsichtigung,  Bestimmung  seines 
Aufenthalts  und  die  Befugniss,  die  Herausgabe  des  Kindes  von  Jedem  zu 
verlangen,  der  es  widerrechtlich  vorenthält;  ferner  die  Nutzniessung  an 
dem  Vermögen  des  Kindes  (mit  Ausnahme  des  „freien"  Vermögens,  §§  1650, 
1651).  Die  elterliche  Gewalt  steht  in  erster  Reihe  dem  Vater,  nach  dessen 
Tode  oder  Todeserklärung  jedoch,  sowie  wenn  der  Vater  die  elterliche 
Gewalt  (wegen  schwerer  Bestrafung,  §  1680)  verwirkt  hat  und  die  Ehe 
aufgelöst  ist,*)  der  Mutter  zu. 

Die  Eltern  haben  den  Kindern  standesmässigen  Unterhalt  zu  gewähren, 
und  zwar  den  volljährigen  oder  verheiratheten  nur,  wenn  sie  ausser 
Stande  sind,  sich  selbst  zu  unterhalten,  einem  minderjährigen  un- 
verherratheten  Kinde  jedoch,  auch  falls  es  Vermögen  hat,  die  Einkünfte 
imd  der  Ertrag  seiner  Arbeit  aber  für  seinen  Unterhalt  nicht  ausreichen. 
Ist  das  Kind  durch  sein  sittliches  Verschulden  bedtlrftig  geworden  oder 
macht  es  sich  einer  schweren  (die  Pflichttheilsentziehung  rechtfertigenden) 
Verfehlung  schuldig,  so  kann  es  nur  den  nothdürftigen  Unterhalt  fordern 
(§§  1601—1603,  1610, 1611).  —  Der  Vater  haftet  für  den  Unterhalt  des 
Kindes  vor  der  Mutter;  steht  aber  die  Nutzniessung  an  dem  Vermögen 
des  Kindes  der  Mutter  zu,  so  haftet  diese  vor  dem  Vater  (§  1606). 

§5. 

K  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe. 

Mannigfache  Vorschriften  über  materielle  und  formelle  Erfordernisse 
der  Eheschliessung  sind  von  untergeordneter  Bedeutung  insofern,  als  ihre 
Verletzung  den  Bestand  der  Ehe  nicht  berührt  (aufschiebende  Hinder- 
nisse); andere  Vorschriften  wiederum  sind  so  wesentlich,  dass  ihre  Ver- 
letzung die  Ungültigkeit  der  Ehe  zur  Folge  hat  (trennende  Hindemisse), 
und  zwar  entweder  die  „Nichtigkeit",  welche  nicht  nur  von  den  Gatten, 
sondern  auch  von  interessirten  Dritten  sowie  im  öffentlichen  Interesse 
vom  Staatsanwälte  geltend  gemacht  werden  kann,  oder  die  „Anfechtbar- 
keit", deren  Geltendmachung,  weil  wesentlich  nur  das  Interesse  eines 
Gatten  verletzt  erscheint,  diesem  allein  zusteht^  Die  Fälle  der  einen  und 
der   andern  Art  werden   im  B.G.B.   erschöpfend   aufgeführt  (§§  1323  ff., 

')  Hinsichtlicli  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  gelten  die  landesrechtlichen 
Bestimmungen  (Art.  134  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.).  Der  Kechtszustand  in  Deutschland 
ist  in  dieser  Hinsicht  überaus  bunt.  Vgl.  über  die  bisher  geltenden  Hechte:  3Iot.  z. 
B.GJB.  IV  S.  757  Amn.  1  (auch  mitgetheilt  bei  Staudinger  Anm.  3  zu  Art.  134  des 
£inf.Ges.).  Neue  Bestimmungen  enthalten  von  den  in  der  Einleitung  erwähnten  Aus- 
fahningsTorschriften  die  folgenden:  Hessen  Ausf.Ges.  Art.  108 — 116;  Lübeck  Ausf. Ges. 
§§110—118;  Keu8sä.L.  Ausf.Ges.  §  186;  Reuss  j.  L.  Ausf.Ges.  §99;  Königreich 
Sachsen  Auaf.Ges.  §49  (mit  V.  v.  1.  November  1836,  Ges.  u.  V.B1.  S.  299fiF.);  Sachsen- 
Alten  bürg  Ausf.Ges.  §105—108;  Sachsen-Coburg-Gotha  Ausf.Ges.  Art. 48§§  1—6; 
Sschsen-Meiningen  Ges.  v.  18.  August  1899,  Sammig.  S.  449;  Schwarzburg- 
Bodolstadt  Ausf.Ges.  Art.  156—162. 

*)  So   lange   die  Ehe   nicht   aufgelöst   ist,   erhält  das  Kind,   wenn  der  Vater  die 
eheliche  Gewalt  verwirkt  hat,  einen  Vormund  (§  1773). 
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1330  ff.)-  Die  Gültigkeit  einer  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  (1.  Januar 
1900)  geschlossenen  Ehe  bestimmt  sich  nach  den  früheren  Gesetzen;  doch 
ist  eine  solche  Ehe  als  von  Anfang  an  gültig  anzusehen,  wenn  sie  es 
nach  dem  B.G.B.  wäre  und  die  Ehegatten  am  1.  Januar  1900  noch  als 
solche  mit  einander  lebten  (Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Art.  198).^) 

1.  Nichtigkeitsgründe  sind  nach  dem  B.G.B.  nur  die  folgenden: 

a)  Formmangel.  Nur  die  Verletzung  der  im  §  1317  voi-geschriebenen 
Form  (oben  C  3,  S.  14)  macht  die  Ehe  nichtig  (§  1324  Abs.  1).  Die  Ein- 
tragung ins  Heirathsregister  gehört  nicht  zu  den  wesentlichen  Vor- 
schriften. Ist  aber  die  Ehe  eingetragen  und  haben  die  Gatten  zehn 
Jahre  oder  doch  bis  zum  Tode  eines  von  ihnen,  mindestens  aber  drei 
Jahre,  mit  einander  gelebt,  so  ist  die  Ehe  als  von  Anfang  an  gültig 
anzusehen,  wenn  nicht  etwa  vorher  schon  Nichtigkeitsklage  erhoben  ist 
(§  1324  Abs.  2). 

b)  Geschäftsunfähigkeit,  Bewusstlosigkeit  oder  vorübergehende 
Störung  der  Geistesthätigkeit  eines  Gatten  bei  der  Eheschliessung  machen 
die  Ehe  nichtig.  Sie  ist  aber  als  von  Anfang  an  gültig  anzusehen,  wenn 
der  Gatte  sie  nach  dem  Wegfall  des  Grundes  bestätigt,  bevor  sie  für 
nichtig  erklärt  oder  aufgelöst  ist.  Die  Bestätigung  bedarf  nicht  der  für 
die  Eheschliessung  vorgeschriebenen  Form  (§  1325).^  —  Geschäftsunfähig 
ist,  abgesehen  von  Kindern  unter  sieben  Jahren,  wer  sich  in  einem  nicht 
blos  vorübergehenden,  die  freie  Willensbestimmung  ausschliessenden  Zu- 
stande krankhafter  Störung  der  Geistesthätigkeit  befindet  oder  wegen 
Geisteskrankheit  entmündigt  ist  (§  104).  Entmündigung  wegen  Geistes- 
schwäche, wegen  Trunksucht  oder  wegen  Verschwendung,  femer  vor- 
läufige Bevormundung  begründen  nur,  wie  Minderjährigkeit,  eine  Be- 
schränkung der  Geschäftsfähigkeit  und  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe  nach 
näherer  Bestimmung  des  §  1331  (unten  S.  22  unter  3  a). 

c)  Doppelehe.  Eine  Ehe  ist  nichtig,  wenn  einer  der  Gatten  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  mit  einem  Dritten  in  einer  gültigen  Ehe  lebte 
(§  1326).  Auf  den  guten  oder  schlechten  Glauben  der  Eheleute  in  Bezug 
auf  den  Bestand  der  früheren  Ehe  kommt  es  dabei  grundsätzlich  nicht 
an.  Eine  Ausnahme  hiervon  gilt  nur  dann,  wenn  der  frühere  Gatte  für 
todt  erklärt  ist,  aber  thatsächlich  noch  lebt;  hier  ist  die  neue  Ehe  nur 
dann  nichtig,  wenn  beide  Eheleute  bei  der  Eheschliessung  wussten, 
dass  jener  die  Todeserklärung  überlebt  hat  (oben  C  2  a  S.  9 ;  vgl.  über 
die  Anfechtbarkeit  unten  3e  S.  23). 


*)  Wenn  die  Klage  schon  vor  dem  1.  Januar  1900  erhoben  war,  kann  nicht  an- 
genommen werden,  dass  die  Parteien  „noch  als  Ehegatten  mit  einander  leben '^.  Urih. 
d.  R.G.  V.  29.  September  1900  bei  Gruchot  45  S.  836.  —  Sind  die  früheren  Gesetze 
anzuwenden,  so  bestimmt  sich  nach  ihnen  auch  die  Anfechtungsfrist,  selbst  dann,  wenn 
die  für  den  Fristbeginn  massgebende  Thatsache  (z.  B.  die  Entdeckung  des  wesentlichen 
Irrthums)  sich  erst  nach  dem  1.  Januar  1900  ereignet  hat.    R.G.  48  S.  157. 

*)  Die  Bestätigung  der  Ehe  kann,  da  eine  bestimmte  Form  nicht  vorgeschrieben 
ist,  selbst  stillschweigend  durch  konkludente  Handlungen  erfolgen.  Es  genügt  ein 
thatsächliches  Verhalten,  durch  welches  der  Wille,  die  Ehe  gelten  zu  lassen,  zweifels- 
frei zum  Ausdruck  kommt  (Planck  Anm.  2  zu  §  1325). 
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ä)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.  Eine  dem  Verbote 
des  §  1310  Abs.  1  zuwider  geschlossene  Ehe  ist  nichtig.  Vgl.  hier- 
zu oben  C  2  b  S.  9.  Die  Nichtigkeit  tritt  nicht  ein,  wenn  einer  der 
Gatten  mit  Aszendenten  oder  Deszendenten  des  andern  ausserehelich 
Geschlechtsgemeinschaft  gepflogen  hat  (§  1310  Abs.  2),  wohl  aber  bei 
der  Ehe  zwischen  einem  unehelichen  Kinde  oder  dessen  Abkömmlinge 
einerseits  und  dem  Vater  oder  dessen  Verwandten  andererseits  (§  1310 
Abs.  3).  Auf  Adoptiwerbindung  bezieht  sich  der  Nichtigkeitsgrund  nicht. 

e)  Ehebruch.  Die  Ehe  ist  nichtig,  wenn  sie  wegen  Ehebruchs 
nach  §  1312  verboten  war;  im  Falle  nachträglicher  Befreiung  ist  die 
Ehe  als  von  Anfang  an  gültig  anzusehen.    Vgl.  hierzu  oben  C  2c  S.  9. 

2)  Geltendmachung  der  Nichtigkeit.  Nach  §  1329  kann  die 
Nichtigkeit  einer  nach  den  §§  1326 — 1328,  also  aus  materiellen 
Gründen  nichtigen  Ehe,  solange  diese  nicht  für  nichtig  erklärt  oder 
aufgelöst  ist,  nur  im  Wege  der  Nichtigkeitsklage  geltend  gemacht 
werden;  das  Gleiche  gilt  von  einer  nach  §  1324,  d.  i.  wegen  Form- 
mangels  nichtigen,  aber  in  das  Heirathsregister  eingetragenen  Ehe.  Das 
bedeutet,  dass  eine  dem  äusseren  Anscheine  nach  zu  Becht  bestehende 
Ehe  solange  als  gültig  zu  behandeln  ist,  bis  ihre  Nichtigkeit  mittels 
Klage  im  besonderen  Verfahren  mit  Erfolg  geltend  gemacht  ist;  die 
Nichtigkeit  kann  nicht  als  Incidentpunkt  in  einem  anderen  Verfahren, 
z.  B.  in  einem  vermögensrechtlichen  Streite,  geltend  gemacht  werden  — 
es  sei  denn,  dass  die  Ehe  bereits  früher  für  nichtig  erklärt  oder  durch  Tod 
oder  Scheidung  gelöst  sei  oder  dass  es  sich  um  eine  wegen  Formmangels 
nichtige  und  nicht  ins  Heirathsregister  eingetragene  Ehe  handle. 

Die  Klage  kann  von  jedem  der  beiden  Gatten,  femer  vom  Staats- 
anwalt und  im  Falle  der  Doppelehe  auch  von  dem  früheren  Ehegatten, 
sonst  aber  von  einem  Dritten  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  für  ihn 
von  der  Nichtigkeit  der  Ehe  ein  Recht  oder  von  der  Gültigkeit  eine 
Verpflichtung  abhängt  (CP.O.  §  632). 

3)  Anfechtungsgründe  sind  nach  dem  B.G.B.  nur  die  folgenden: 
a)  Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit    Eine  Ehe  kann  von 

dem  Gatten,  der  zur  Zeit  ihrer  Eingehung  oder  Bestätigung  nach  §  1325 
(oben  Ib  S.  21)  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  war,  angefochten 
werden,  wenn  die  Eheschliessung  oder  Bestätigung  ohne  Einwilligung 
seines  gesetzlichen  Vertreters  erfolgt  ist  (§  1331).^)  üeber  Beschränkung 
der  Geschäftsfähigkeit  und  das  Erfordemiss  der  Einwilligung  siehe  oben 
C  la  S.  7.  —  Die  Anfechtung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  gesetzliche 
Vertreter  die  Ehe  genehmigt  oder  der  anfechtungsberechtigte  Gatte, 
nachdem  er  unbeschränkt  geschäftsfähig  geworden,  sie  bestätigt;  die  vom 
Vormunde  (nicht  auch  die  von  Vater  oder  Mutter)  verweigerte  Genehmi- 
gung kann  im  Interesse  des  Mündels  vom  Vormundschaftsgericht  ersetzt 

')  In  diesem  FaUe  hat  die  Ehe,  wenn  sie  auch  nicht  angefochten  wird,  nicht  die 
iousügen  vermögensrechtUchen  Wirkungen :  die  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Mannes 
am  VennÖgen  der  Frau  tritt  nicht  ein,  sondern  es  gilt  Gütertrennung  (§§  1364,  1426). 
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werden  (§  1337  Abs.  1).    Genehmigung  und  Bestätigung  sind  an  keine 
bestimmte  Form  gebunden  (oben  Ib  S.  21). 

b)  Wesentlicher  Irrthum  berechtigt  denjenigen  Theil  zur  An- 
fechtung, der  bei  der  Eheschliessung  nicht  wusste,  dass  es  sich  um  eine 
solche  handle  oder  der  doch  eine  Erklärung,  die  Ehe  eingehen  zu  wollen, 
nicht  abgeben  wollte  (§  1332),  was  etwa  bei  einem  Tauben  oder  Stummen 
oder  der  Sprache  Unkundigen  vorkommen  könnte.  Desgleichen  ist  der- 
jenige Gatte,  der  sich  bei  der  Eheschliessung  (etwa  infolge  von  Blind- 
heit) in  der  Person  des  andern  Gatten  (über  seine  Identität)  oder  über 
solche  Eigenschaften  desselben  geirrt  hat,  die  ihn  bei  Kenntniss  der 
Sachlage  und  verständigen  Würdigung  des  Wesens  der  Ehe  von  deren 
Eingehung  abgehalten  haben  würden,  zur  Anfechtung  der  Ehe  befugt 
(§  1333).  Als  solche  Eigenschaften  können  z.  B.  ansteckende  Krankheit, 
Impotenz,  Mangel  der  Jungfräulichkeit,  Geistesschwäche,  Trunksucht, 
Morphiumsucht  u.  s.  w.  in  Betracht  kommen ;  Vermögensverhältnisse  aber 
können  nicht  als  „persönliche"  Eigenschaften  gelten  (vgl.  §  1334  Abs.  2, 
nachstehend  unter  c).  Wer  den  Irrthum  verschuldet  hat,  ist  ohne  Be- 
lang; andere  als  die  hier  erwähnten  Arten  des  Irrthums  begründen 
die  Anfechtung  nicht.  —  Die  Anfechtung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der 
Berechtigte  nach  der  Entdeckung  des  Irrthums  die  Ehe  bestätigt  (§  1337 
Abs.  2),  sei  es  ausdrücklich  oder  durch  sein  Verhalten  (oben  Ib  S.  21). 

c)  Betrug.  Wer  zur  Eingehung  der  Ehe  durch  arglistige  Täuschung 
über  solche  Umstände  bestimmt  worden  ist,  die  ihn  bei  Kenntniss  der 
Sachlage  und  bei  verständiger  Würdigung  des  Wesens  der  Ehe  von  deren 
Eingehung  abgehalten  haben  würden,  ist  zur  Anfechtung  berechtigt,  also 
auch  dann,  wenn  der  durch  die  Täuschung  bewirkte  Irrthum  nicht  unter 
die  §§  1332,  1333  (vorstehend  unter  b)  fällt,  jedoch  nur  in  dem  Falle, 
dass  die  Täuschung  von  dem  andern  Gatten  verübt  wurde  oder  doch 
ihm  bei  der  Eheschliessung  bekannt  war;  auf  Grund  einer  Täuschung 
über  die  Vermögensverhältnisse  findet  auch  hier  die  Anfechtung  nicht 
statt  (§  1334).    Hinsichtlich  der  Bestätigung  gilt  das  zu  b  Bemerkte. 

d)  Zwang.  Eine  Ehe  kann  von  dem  Gatten  angefochten  werden, 
der  zu  ihrer  Eingehung  widerrechtlich  durch  Drohung  bestimmt  worden 
ist  (§  1335).  Widerrechtlich  ist  die  Drohung  nicht  nur  dann,  wenn  die 
angedrohte  Handlung  oder  Unterlassung  widerrechtlich  sein  würde,  sondern 
schon  dann,  wenn  dem  Drohenden  diese  Art  der  Einwirkung  auf  den 
Willen  des  Andern  überhaupt  nicht  zusteht.*)  Die  Anfechtung  ist  aus- 
geschlossen, wenn  der  Berechtigte  nach  dem  Aufhören  der  Zwangslage 
die  Ehe  bestätigt  (vgl.  oben  Ib  S.  21). 

e)  Doppelehe  im  Falle  der  Todeserklärung.  Wenn  beide 
Gatten  wussten,  dass  der  frühere  Gatte  seine  Todeserklärung  überlebt 
hat,  so  ist  die  neue  Ehe  nichtig  (oben  Ic  S.  21);  jeder  Gatte  der  neuen 


*)  Vgl.  Planck  Anm.  3  zu  §  123.  Die  Drohung,  z.B.  mit  einer,  wenngleich  be- 
g^ndeten  Strafanzeige,  würde  eine  widerrechtliche  Einwirkung,  die  Drohung  mit  der 
Entziehung  einer  bisher  ohne  Rechtsanspruch  gewährten  Unterstützung  hingegen  nicht 
widerrechtlich  sein. 
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Ehe  aber,  der  bei  ihrer  Eingehung  nicht  wusste,  dass  der  für  todt  Er- 
klärte noch  lebt,  kann  die  neue  Ehe  binnen  sechs  Monaten  von  der  er- 
langten Kenntniss  anfechten.  Die  Anfechtung  ist  ausgeschlossen,  wenn 
die  neue  Ehe  nach  erlangter  Kenntniss  bestätigt  oder  wenn  sie  durch 
Tod  eines  der  Gatten  aufgelöst  wird  (§  1350;  Bestätigung:  oben  Ib  S.  21). 

4.  Geltendmachung  der  Anfechtbarkeit.  Die  Anfechtung  der 
Ehe  kann  grundsätzlich  nicht  durch  einen  Vertreter  erfolgen,  d.  h.  die  Ent- 
schli essung  muss  vom  Ehegatten  selbst  ausgehen,  während  er  zur  Führung 
des  Prozesses  sich  selbstverständlich  eines  Bevollmächtigten  bedienen  kann 
(vgl.  CJP.O.  §  613).  Für  den  geschäftsunfähigen  Gatten  kann  dagegen 
nur  der  gesetzliche  Vertreter  mit  Genehmigung  des  Vormundschafts- 
gerichts  die  Ehe  anfechten,  wogegen  der  in  der  Geschäftsfähigkeit  nur 
beschränkte  Gatte  nicht  einmal  der  Zustimmung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters bedarf;  nur  wenn  die  Ehe  wegen  Mangels  der  Einwilligung  des 
gesetzlichen  Vertreters  angefochten  werden  soll,  ist  dieser  allein  zur  An- 
fechtung befugt  (§  1336). 

Die  Anfechtung  kann  nur  binnen  sechs  Monaten  erfolgen.  Die 
Frist  *)  beginnt :  bei  der  Anfechtung  wegen  Mangels  der  Einwilligung 
des  gesetzlichen  Vertreters  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  dieser  von 
der  Eingehung  oder  der  Bestätigung  der  Ehe  Kenntniss  erlangt  oder 
der  Gatte  unbeschränkt  geschäftsfähig  wird;  bei  der  Anfechtung  wegen 
Betrugs  oder  Täuschung  mit  der  Entdeckung  dieser  Thatsachen  durch 
den  Gatten;  bei  der  Anfechtung  wegen  Drohung  mit  dem  Aufhören  der 
Zwangslage;  bei  der  Anfechtung  wegen  Ueberlebens  des  für  todt  er- 
klärten Gatten  mit  der  Kenntniss  von  dessen  Leben  (§§  1339,  1350). 
Die  Frist  läuft  nicht,  solange  der  Berechtigte  durch  Stillstand  der  Rechts- 
pflege oder  sonst  durch  höhere  Gewalt  an  der  Anfechtung  gehindert  oder 
der  geschäftsunfähige  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkte  Gatte 
ohne  gesetzlichen  Vertreter  ist  (§  1339  Abs.  2  mit  §§  203,  206).  Hat 
der  gesetzliche  Vertreter  eines  geschäftsunfähigen  Gatten  die  Frist  ver- 
säumty  so  kann  nach  dem  Wegfalle  der  Geschäftsunfähigkeit  binnen  sechs 
Monaten  noch  der  Gatte  selbst  die  Ehe  anfechten  (§  1340). 

Die  Anfechtung  erfolgt,  solange  die  Ehe  nicht  aufgelöst  ist,  durch 
Klage;  nach  dem  Tode  des  zur  Anfechtung  nicht  berechtigten  Gatten 
erfolgt  sie  gegenüber  dem  Nachlassgerichte  durch  Erklärung  in  öffent- 
lich beglaubigter  Form;  im  Uebrigen  ist  sie  nach  Auflösung  der  Ehe 
ausgeschlossen  (§§  1338,  1341,  1342).  Im  Falle  der  Anfechtung  durch 
Klage  kann,  solange  nicht  die  Ehe  für  nichtig  erklärt  oder  aufgelöst  ist, 
die  Nichtigkeit  nicht  anderweit  geltend  gemacht  werden  (§  1343  Abs.  2). 

6.  Rechtswirkung  der  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit. 
Solange  die  Ehe  formell  noch  besteht,  kann  die  Nichtigkeit  (im  engeren 
Sinne)  nur  im  Wege  der  Klage  geltend  gemacht  werden  (§  1329);  nach 


>)  Die  Frist  ist  keine  Veijälirungs-  sondern  eine  Ausschlussfrist,  nach  deren  frucht- 
losem Ablauf  das  Anfechtungsrecht  ipso  iure  erlischt  (R.G.  48  S.  163),  weshalb  die 
beznglicheD  Oesetzesbestimmungen,  auch  ohne  Einwand  des  Beklagten,  von  Amtswegen 
n  beracksichtigen  sind. 
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Auflösung  der  Ehe  aber  wirkt  die  Nichtigkeit  ohne  Weiteres  und  kann 
daher  von  Jedem,  der  daran  ein  rechtliches  Interesse  hat,  geltend  ge- 
macht werden.  Entsprechendes  gilt,  wenn  eine  anfechtbare  Ehe  ange- 
fochten wird;  die  Ehe  ist  als  von  Anfang  an  nichtig  anzusehen  (§  1343). 
Das  auf  eine  Nichtigkeits-  oder  Anfechtungsklage  ergehende  ürtheil 
wirkt,  sofern  es  bei  Lebzeiten  beider  Ehegatten  rechtskräftig  wird,  für 
und  gegen  AUe  (C.P.O.  §  629).^) 

Infolge  der  Nichtigkeit  der  Ehe  gilt  insbesondere  auch  das  eheliche 
Güterrecht  als  nicht  eingetreten.  Davon  gelten  aber  Ausnahmen :  einem 
gutgläubigen  Dritten  können  Einwendungen  aus  der  Nichtigkeit  der  Ehe 
gegen  ein  zwischen  ihm  und  einem  Ehegatten  vorgenommenes  Rechts- 
geschäft oder  gegen  ein  zwischen  ihnen  ergangenes  rechtskräftiges 
ürtheil  nicht  entgegengesetzt  werden;  und  der  gutgläubige  Ehegatte 
kann  verlangen,  dass  das  Verhältniss  zwischen  ihm  und  dem  andern 
Ehegatten  in  vermögensrechtlicher  Beziehung,  insbesondere  auch  in  An- 
sehung der  Unterhaltspflicht,  so  behandelt  werde,  als  wenn  die  Ehe  ge- 
geschieden und  der  andere  Theil  für  allein  schuldig  erklärt  wäre.  Diese 
Ausnahmen  gelten  nicht,  wenn  die  Nichtigkeit  auf  Formmangel  beruht 
und  die  Ehe  nicht  in  das  Heirathsregister  eingetragen  ist  (§§  1344  bis 
1347,  vgl.  auch  §§  1361,  1352). 

Ein  Ehevertrag  oder  eine  letztwillige  Verfügung  eines  Ehegatten 
zu  Gunsten  des  anderen  ist  unwirksam  (§§  2077,  2268).  Die  Kinder 
aus  der  nichtigen  Ehe  haben  im  Allgemeinen  die  Stellung  ehelicher 
Kinder,  sofern  nicht  beide  Ehegatten  die  Nichtigkeit  bei  der  Ehe- 
schliessung gekannt  haben  (§§  1699 — 1704). 

6.  Klage  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbe- 
stehens einer  Ehe.  Eine  solche,  von  der  Nichtigkeits-  oder  An- 
fechtungsklage verschiedene  Klage  ist  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sätzen bei  vorhandenem  rechtlichen  Interesse  des  Klägers  statthaft 
(CP.O.  §§  256,  606,  629  Abs.  2).  Sie  kann  z.  B.  von  einem  Ehegatten 
gegen  den  anderen  erhoben  werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  in 
Frage  gestellte  Gültigkeit  einer  Ehe  ausser  Zweifel  zu  stellen.  Dass 
auch  Dritte  ein  rechtliches  Interesse  an  solcher  Feststellung  der  Gültig- 
keit wie  der  Ungültigkeit  der  Ehe  haben  können,  ergiebt  sich  aus  dem 
oben  unter  2,  4,  5  Bemerkten.*)  Das  im  Rechtsstreite  zwischen  den 
Eheleuten  ergehende  Ürtheil  wirkt,  wenn  es  bei  Lebzeiten  beider  Ehe- 
gatten rechtskräftig  wird,  für  und  wider  Alle  (CP.O.  §  629  Abs.  2). 


^)  Entsprechende   Bestimmungen    hat    das    ungarische    Recht.     Siehe    „Ungarn'* 
S.  101  f. 

*«)  Näheres  bei  Planck,  Vorbem.  3  IV  vor  §  1323.  —  Auf  Feststellung  des  Nicht- 
bestehens einer  Ehe  kann,  wie  aus  §  1399  zu  entnehmen,  dann  nicht  geklagt  werden, 
wenn  die  Voraussetzungen  der  Nichtigkeitsklage  Torliegen;  eine  solche  Klage  könnte 
nur  damit  begründet  werden,  dass  eine  Ehe  überhaupt  nicht  geschlossen  sei,  z.  B.  weil 
nicht  nur  die  wesentliche  Form  ausser  Acht  gelassen,  sondern  auch  die  Eintragung  ins 
Register  unterblieben  sei.     Endemann  U  S.  662  Anm.  1. 
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§6- 

F.  Scheidung  der  Ehe. 

1.  Nach  dem  B.G.B.  kann  eine  Ehe  nur  durch  richterKches  Urtheil 
und  nur  aus  den  nachstehend  (unter  2)  aufgeführten  Gründen  „ge- 
schieden", d.h.  dem  Bande  nach  aufgelöst  werden  (§  1564).  Trennung 
Yon  Tisch  und  Bett  lässt  das  Gesetz  in  keiner  Form  zu.^)  Die 
„Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft",  auf  welche  statt  auf 
Scheidung  geklagt  werden  kann  (§  1575),  ist  mit  der  in  anderen  Rechten 
yorkommenden  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  verwandt, 
aber  nicht  gleichbedeutend  (siehe  nachstehend  6).  Ausserdem  kann  ein 
der  zeitweiligen  Trennung  ähnlicher  Erfolg  durch  Aussetzung  des 
Scheidungsprozesses  auf  höchstens  zwei  Jahre  bei  gleichzeitiger  einst- 
weiliger Gestattung  des  Getrenntlebens  und  Regelung  der  Verhältnisse 
erreicht  werden  (CP.O.  §§  620,  627,  639;  unten  G  S.  34). 

2.  Gründe  der  Scheidung.  Diese  bestimmen  sich  seit  dem  1.  Januar 
1900  nur  nach  dem  B.G.B.;  wegen  einer  vor  diesem  Zeitpunkte  liegenden 
Verfehlung  kann  aber  auf  Scheidung  nur  erkannt  werden,  wenn  die  Ver- 
fehlung nicht  nur  nach  dem  B.G.B.  einen  Scheidungsgrund,  sondern  auch 
nach  dem  früheren  Rechte  einen  Scheidungs-  oder  mindestens  einen 
Trennungsgrund,  sei  es  auch  nur  einen  Grund  für  zeitweise  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  (R.G.  47  S.  31),  bildete  (Einf.Ges.  Art.  201). '*)  Das 
gut  auch  für  die  schon  vor  dem  1.  Januar  IHOO  anhängig  gewordenen 
Prozesse  (R.G.  45  S.  96).  Bei  allen  Scheidungsgiünden,  mit  Ausnahme 
der  Geisteskrankheit,  wird  Verschulden  des  Beklagten  vorausgesetzt;  ein 
solches  ist  ausgeschlossen,  wo  —  z.  B.  wegen  Bewusstlosigkeit,  Zwanges, 
Irrthums  —  die  freie  Willensbestimmung  fehlte.  Dadurch,  dass  auch 
dem  Kläger  eine  die  Scheidung  begründende  Verfehlung  zur  Last  fällt 
(Kompensation),  wird  die  Klage  nicht  ausgeschlossen.  —  Die  Scheidungs- 
gründe des  B.G.B.  sind  in  folgenden  Bestimmungen  enthalten: 

a)  Ehebruch  u.  s.  w.  „Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen, 
wenn  der  andere  Ehegatte  sich  des  Ehebruchs  oder  einer  nach  den 
§§  171, 175  des  Strafgesetzbuchs  strafbaren  Handlung  schuldig  macht. 

^)  Beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  war  schon  durch  §  77  des  Personenst. 
Ges.  ausgeschlossen.  Abs.  1  dieses  §,  wonach,  wenn  nach  früherem  Rechte  auf  Trennung 
zu  erkennen  wäre,  fortan  auf  Auflösung  dem  Bande  nach  erkannt  werden  soUte,  ist 
nach  dem  B.G.B.  hinföUig.  Dagegen  gilt  noch  jetzt  Abs.  2,  wonach,  wenn  vor  dem 
1.  Januar  1876  auf  beständige  Trennung  erkannt  ist,  jeder  Gatte,  solange  eine  Wieder- 
Tereinigung  nicht  stattgefunden  hat,  auf  Grund  des  Urtheils  die  Auflösung  des  Bandes 
der  Ehe  im  ordentlichen  Prozessverfahren  verlangen  kann  (£inf.Ges.  Art.  202).  Das 
bezieht  sich  aber  nur  auf  inländische  Urtheile  (B.G.  32  S.  17);  über  ausländische  Urtheile: 
unten  J  2  S.  41  f. 

*)  Scheidung  ist  danach  auch  ausgeschlossen,  wenn  sie  nach  dem  früheren  Rechte 
wegen  Kompensation  ausgeschlossen  ist,  wiewohl  das  B.G.B.  diesen  Grund  für  das 
Erlöschen  des  Rechtes  auf  Scheidung  nicht  kennt  (R.G.  46  S.  90,  47  S.  4).  Wegen  bös- 
licher Verlassnng  kann  die  Scheidung  jetzt  nicht  erfolgen,  wenn  zwar  vor  dem 
L  Januar  1900  nach  damaligem  Rechte  ein  richterlicher  Rückkehrbefehl  ergangen,  nicht 
aber  die  jetzt  erforderliche  vorgängige  Verurtheilung  zur  Herstellung  des  ehelichen 
Lebens  erfolgt  ist  (R.G.  46  S.  158). 
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Das  Recht  des  Ehegatten  auf  Scheidung  ist  ausgeschlossen,  wenn  er 
dem  Ehebruch  oder  der  strafbaren  Handlung  zustimmt  oder  sich  der 
Theilnahme  schuldig  macht"  (§  1565).  —  Die  erwähnten  §§  171,  175 
St.G.B.  betreffen  die  Doppelehe  und  die  widernatürliche  Unzucht 
zwischen  Personen  männlichen  Geschlechts  oder  von  Menschen  mit  ThiereB. 
Sonstige  Verfehlungen  auf  dem  Gebiete  des  Geschlechtslebens  können  nur 
möglicher  Weise  einen  Scheidungsgrund  nach  §  1668  (unten  d)  abgeben. 

b)  Nachstellungen.  „Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen, 
wenn  der  andere  Ehegatte  ihm  nach  dem  Leben  trachtet"  (§  1566).  — 
Ein  strafbarer  Tödtungsversuch  wird  nicht  gefordert,  es  geniigen  auch 
Vorbereitungshandlungen,  sofern  sie  nur  den  Willen  des  einen  Gatten, 
dem  anderen  das  Leben  zu  nehmen,  erkennen  lassen.^) 

c)  Bösliche  Verlassung.  „Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen, 
wenn  der  andere  Ehegatte  ihn  böslich  verlassen  hat. 

Bösliche  Verlassung  liegt  nui-  vor: 

1.  wenn  ein  Ehegatte,  nachdem  er  zur  Herstellung  der  häuslichen 
Gemeinschaft  rechtskräftig  verurtheUt  worden  ist,  ein  Jahr  lang 
gegen  den  Willen  des  anderen  Ehegatten  in  böslicher  Absicht 
dem  ürtheile  nicht  Folge  geleistet  hat; 

2.  wenn  ein  Ehegatte  sich  ein  Jahr  lang  gegen  den  Willen  des 
anderen  Ehegatten  in  böslicher  Absicht  von  der  häuslichen 
Gemeinschaft  femgehalten  hat  und  die  Voraussetzungen  für  die 
öffentliche  Zustellung  seit  Jahresfrist  gegen  ihn  bestanden  haben. 

Die  Scheidung  ist  im  Falle  des  Abs.  2  No.  2  unzulässig,  wenn  die 
„Voraussetzungen  für  die  öffentliche  Zustellung  am  Schlüsse  der  münd- 
lichen Verhandlung,  auf  die  das  Urtheil  ergeht,  nicht  mehr  bestehen" 
(§  1567). 

In  dem  nach  Fall  1  erforderlichen  Vorprozesse  kann  Verurtheilung 
zur  Herstellung  der  häuslichen  Gemeinschaft  nur  erfolgen,  wenn  der 
Beklagte  sich  ohne  rechtlichen  Grund  von  derselben  fernhält;  hieiüber 
oben  D  1  S.  17.  Zwang  zur  Erfüllung  des  ürtheils  findet  nicht  statt  (C.P.O. 
§  888  Abs.  2).  Im  Falle  2  bedarf  es  des  Voi-prozesses  nicht.  Die  Vor- 
aussetzungen der  öffentlichen  Zustellung  sind  gegeben,  wenn  der  Aufenthalt 
des  Gatten  unbekannt  oder  im  Auslande  belegen  ist  und  eine  ordentliche 
Zustellung  dort  unausführbar  oder  erfolglos  sein  würde,  oder  wenn  die 
ordentliche  Zustellung  deshalb  nicht  erfolgen  kann,  weil  sie  in  der 
Wohnung  einer  das  Recht  der  Exterritorialität  geniessenden  Person 
erfolgen  müsste  (C.P.O.  §  203  mit  Ger.Verf.Ges.  §§  18,  19).«) 


1)  Planck  Anm.  1,  Staudinger  Anm.  2,  Leske  11  S.  798,  Davidson  S.  29; 
bestritten  von  Endemann  11  S.  680  Anm.  18,  Hu  brich  im  Arch.  f.  civ.  Praxis  85 
S.  62,  77  ff. 

')  Nur  in  erster  und  zweiter  Instanz  kommt  es  darauf  an,  dass  die  Voraussetzungen 
der  öffentlichen  Zustellung  noch  bei  der  Urtheilsfällung  vorliegen.  Das  Kevisions- 
gericht  hat  eine  erst  nachher  eingetretene  thatsächliche  Veränderung,  wie  andere 
thatsächliche  Voraussetzungen,  nicht  in  Betracht  zu  ziehen.  Erler  S.  111  Anm.  41, 
Davidson  S.  33;  dagegen  Planck  Anm.  Ib,  Leske  8.  802  Anm.  9. 
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d)  Andere  Verfehlungen  (fakultative  Scheidungsgründe). 
„Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen,  wenn  der  andere  Ehegatte 
durch  schwere  Verletzung  der  durch  die  Ehe  begründeten  Pflichten  oder 
durch  ehrloses  oder  unsittliches  Verhalten  eine  so  tiefe  Zerrüttung  des 
ehelichen  Verhältnisses  verschuldet  hat,  dass  dem  Ehegatten  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  zugemuthet  werden  kann.  Als  schwere  Verletzung 
der  Pflichten  gilt  auch  grobe  Misshandlung"  (§  1568).  —  Es  können  aber 
je  nach  der  besonderen  Lage  des  Falles  auch  leichtere  Misshandlungen 
(vgl.  R.6.  47  S.  32),  gefährliche  Drohungen,  Ehrenkränkungen,  falsche 
Anschuldigung,  Zanksucht,  Vorenthaltung  des  Unterhalts,  hartnäckige  Ver- 
weigerung der  ehelichen  Pflicht,  desgleichen  entehrende  Handlungen, 
schwere  Bestrafung,  Ergreifung  eines  schimpflichen  Gewerbes,  lüder- 
liches  Leben  u.  s.  w.  als  Scheidungsgrund  gelten,  wenn  als  Folge  jene 
tiefe  Zerrüttung  der  Ehe  anzunehmen  ist.  Dabei  ist  auf  die  individuellen 
Verhältnisse  der  Gatten  (Lebensstellung,  Bildung,  Charakter  u.  s.  w.)  ein- 
zugehen, wenn  nicht  etwa  die  Verfehlung  so  schwer  ist,  dass  sie  im 
Allgemeinen  geeignet  erscheint,  jene  Wirkung  hervorzubringen  (R.G.  46 
S.  162).*)  Kompensation  mit  einem  Verschulden  des  Klägers  schliesst 
auch  hier  die  Klage  nicht  aus  (a.  a.  0.);  doch  kann  das  Gericht  immer- 
hin auch  das  Verhalten  des  Klägers  mit  in  Betracht  ziehen,  um  festzu- 
stellen, ob  thatsächlich  die  Handlungsweise  des  Beklagten  dem  Kläger 
die  Fortsetzung  der  Ehe  unerträglich  gemacht  hat  (RG.  vom  10.  Mai 
1900  bei  Gruchot  44  S.  1106).  In  jedem  FaUe  wird  übrigens  schuld- 
haftes Verhalten  während  der  Ehe  vorausgesetzt;  früheres  Verhalten 
kann  nur  unter  Umständen  die  Anfechtungsklage  nach  §§  1333,  1334 
rechtfertigen  (oben  E  3b  und  c  S.  22 f.). 

e)  Geisteskrankheit.  „Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen, 
wenn  der  andere  Ehegatte  in  Geisteskrankheit  verfallen  ist,  die  Krank- 
heit während  der  Ehe  mindestens  drei  Jahre  gedauert  und  einen  solchen 
Grad  erreicht  hat,  dass  die  geistige  Gemeinschaft  zvrischen  den  Ehegatten 
aufgehoben,  auch  jede  Aussicht  auf  Wiederhei'Stellung  dieser  Gemein- 
schaft ausgeschlossen  ist."  (§  1569).  —  Die  dreijährige  Dauer  bezieht 
sich  nur  auf  die  Krankheit  überhaupt,  nicht  auf  den  geforderten  Grad; 
dieser  muss  nur  zur  Zeit  der  ürtheilsfällung  gegeben  sein.  Die  geistige 
Gemeinschaft  ist  aufgehoben,  wenn  eine  Verständigung  über  die  durch 
die  Ehe  begründeten  gemeinsamen  Interessen  und  Pflichten  ausgeschlossen 
ist.*)    Einen  Scheidungsgrund  bildet  übrigens  nur  die  in  der  Ehe  ent- 

^)  Die  Meinung,  dass  die  Weigerung,  die  Ehe  auch  kirchlich  weihen  zu  lassen, 
immer  eine  die  Scheidungsklage  begründende  Pflichtverletzung  bilde,  lässt  sich  aus  dem 
Gesetze  nicht  rechtfertigen.  Näheres  hierüber  bei  Davidson  S.  73ff.  Es  kommt 
aoch  hier  auf  die  individuellen  Verhältnisse  an;  es  kann  danach  unter  Umständen 
in  der  Weigerung  ein  schwerer  Vertrauensmissbrauch  liegen,  der  den  andern  Theil 
ZOT  Scheidungsklage  berechtigt,  wenn  ihm  nach  seinem  religiösen  Empfinden  die 
Fortsetzung  der  ungeweihten  Ehe  nicht  zugemuthet  werden  kann. 

^  In  ähnlichem  Sinne  Endemann  U  S.  682  Anm.  30,  Leske  11  S.  803  Anm.  5, 
Davidson  S.  82,  Erler  S.  119.  Zu  weitgehend  Planck  Anm.  2,  wo  im  Anschluss  an 
die  Moi   gefordert  wird,  dass  „eine  Art  geistigen  Todes   eingetreten  und  dem  geistes- 
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standene  Geisteskrankheit ;  bestand  die  Krankheit  schon  vorher,  so  kann 
Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  nach  §§  1325  oder  1333  in  Frage 
kommen  (oben  Elbu.  3bS.  21u.  23). 

3.  Erlöschen  des  Rechtes  auf  Scheidung.  Das  Recht  erlischt, 
sofern  es  auf  einem  Verschulden  beruht,  also  in  allen  Fällen  ausser  dem 
der  Geisteskrankheit,  durch  Verzeihung  oder  Fristablauf  (§§  1570,  1571). 

a)  Verzeihung  ist  kein  rechtsgeschäftlicher  Akt,  sondern  die  Be- 
thätigung  einer  Gesinnung;  sie  ist  daher  weder  durch  unbeschränkte 
Geschäftsfähigkeit  bedingt,  noch  an  eine  Form  gebunden.  Sie  kann 
also  auch  stillschweigend  durch  entsprechendes  Verhalten  des  Gekränkten 
erfolgen ;  auf  Thatsachen,  die  ihm  unbekannt  waren,  kann  die  Verzeihung 
nicht  bezogen  werden,  und  eine  Verzeihung  im  Voraus  ist  ohne  Rechts- 
wirkung (R.G.  34  S.  211).') 

b)  Durch  Zeitablauf  erlischt  das  Recht,  wenn  nicht  binnen  sechs 
Monaten  von  erlangter  Kenntniss  vom  Scheidungsgi-unde  die  Klage  er- 
hoben wird  oder  wenigstens  die  Ladung  zum  Sühnetermin  erfolgt ;  diese 
Ladung  verliert  ihre  Wirkung,  weim  der  Kläger  im  Termin  ausbleibt  oder 
wenn  er  nicht  binnen  drei  Monaten  vom  Termine  die  Klage  erhebt.  Nach 
zehn  Jahren  vom  Eintritte  des  Scheidungsgrundes  ist  die  Klage  aus  dem- 
selben schlechthin  ausgeschlossen.  Die  Fristen  laufen  aber  nicht, 
solange  die  häusliche  Gemeinschaft  aufgehoben  ist;  wird  jedoch 
der  zur  Klage  berechtigte  Gatte  von  dem  anderen  aufgefordert,  ent- 
weder die  häusliche  Gemeinschaft  herzustellen  oder  die  Klage  zu  er- 
heben, so  laufen  die  Fristen  vom  Empfange  der  Aufforderung  an  (§  1571 
Abs.  1 — 3).  Hinsichtlich  der  Hemmung  des  Fristlaufs  gilt  dasselbe  wie 
bei  der  Anfechtung  (§  1571  Abs.  4  mit  §§  203,  206;  oben  E  4  S.  24).-) 

4.  Die  Schuldfrage.  Wird  aus  irgend  einem  Grunde,  ausser  wegen 
Geisteskrankheit,  auf  Scheidung  erkannt,  so  ist  von  Amtswegen  in  dem 
ürtheil  auszusprechen,  dass  der  Beklagte  die  Schuld  trägt.  Hat  der 
Beklagte  Widerklage  erhoben  und  wird  auch  diese  für  begründet  erkannt, 
so  sind  beide  Ehegatten  für  schudig  zu  erklären;  ein  etwaiges  Ueber- 
gewicht  der  Schuld  auf  der  einen  oder  anderen  Seite  ist  nicht  festzu- 
stellen. Ohne  Erhebung  einer  Widerklage  ist  auf  Antrag  des  Beklagten 
auch  der  IGäger  für  schuldig  zu  erklären,  wenn  Thatsachen  vorliegen, 
wegen  deren  der  Beklagte  auf  Scheidung  klagen  könnte  oder,  falls  sein 


kranken  Ehegatten  das  Bewusstsein  des  bestehenden  ehelichen  Bandes  abhanden  ge- 
kommen sein^  müsse;  so  auch  Staudinger  Anm.  2b. 

*)  Ob  auch  durch  Verzicht  (Rechtsgeschäft)  das  Recht  auf  Scheidung  erlöschen 
kann,  ist  streitig.  Die  Mot.  z.  B.G.B.  IV  S.  604  regen  die  Frage  an,  ohne  sie  zu  ent- 
scheiden. Bejaht  wird  sie  u.  A.  von  Planck  Anm.  2  zu  §  1570,  Leske  U  S.  807, 
Erler  S.  126;  verneint  von  Staudinger  Anm.  6  zu  §  1570,  Neumann  Anm.  5, 
Davidson  S.  90.     Meist  wird  der  Verzicht  die  thatsächliche  Verzeihung  einschliessen. 

*)  Im  Prozesse  können  Scheidungsgründe  auch  na^h  Ablauf  der  Fristen  geltend 
gemacht  werden,  sofern  diese  nur  bei  Erhebung  der  Klage  oder  Ladung  zum  Sühne- 
termine noch  nicht  verstrichen  waren  (§  1572).  Thatsachen,  auf  die  die  Klage  nicht 
mehr  gegründet  werden  kann,  dürfen  gleichwohl  noch  zur  Unterstützung  anderer  Gründe 
herangezogen  werden  (§  1573). 
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E^bt  dnrch  Verzeihang  oder  Zeitablauf  ausgeschlossen  ist,  zur  Zeit  des 
Eintritts  des  vom  Kläger  geltend  gemachten  Scheidungsgrundes  berechtigt 
war,  auf  Scheidung  zu  klagen  (§  1574).  —  Ein  Abkommen  der  Parteien 
über  die  Schuldfrage  bindet  den  Richter  nicht. 

5.  Wirkungen  der  Scheidung.  Mit  der  Rechtskraft  des  ürtheils 
tritt  die  Auflösung  der  Ehe  ein  (§  1564).    Im  Einzelnen: 

a)  Jedem  Theile  ist  die  Wiederverheirathung  gestattet,  der 
Frau  jedoch  erst  nach  der  „Wartezeit"  (oben  C  2d  S.  10),  jedem  Theile 
überdies  unter  Umständen  erst  nach  Auseinandersetzung  mit  den  Kindern 
(C  2e  S.  10).  Bei  der  Scheidung  wegen  Ehebruchs  kommt  für  den 
Schuldigen  überdies  das  bezügliche  Ehehinderniss  in  Betracht  (C  2  c  S.  9). 
Wollen  die  Geschiedenen  sich  mit  einander  wiedeiTerheirathen,  so  ist 
förmliche  Eheschliessung  erforderlich. 

b)  Die  Frau  behält  den  Familiennamen  des  Mannes,  kann  aber 
auch  ihren  eigenen,  oder,  wenn  sie  schon  früher  verheirathet  war,  ihren 
damaligen  Namen  wieder  annehmen,  letzteren  aber  nur,  wenn  sie  nicht 
für  allein  schuldig  erklärt  ist.  Der  allein  für  schuldig  erklärten  Frau 
kann  der  Mann  die  Führung  seines  Namens  untersagen.  Wiederannahme 
und  üntersagung  erfolgen  in  öffentlich  beglaubigter  Form  gegenüber  der 
zuständigen  Behörde  (§  1577).^)  Wird  der  geschiedenen  Frau  das  Recht 
zum  Gebrauche  des  behaltenen  oder  wiederangenommenen  Namens  von 
dem  Manne  oder  von  einem  Anderen  bestritten  oder  wird  das  Interesse 
des  Mannes  oder  Anderer  durch  den  unbefugten  Gebrauch  ihres  Namens 
von  Seiten  der  Frau  verletzt,  so  kann  auf  Feststellung  des  Bestehens 
oder  Nichtbestehens  des  streitigen  Namensrechts  (§  256  C.P.O.)  oder  auch 
auf  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  und  Unterlassung  fernerer  Beein- 
trächtigungen, gegebenenfalls  auch  auf  Schadensersatz  geklagt  werden 
(§12,§§823ff.  B.G.B.) 

c)  Vermögensrechtliche    Folgen:    Der    gesetzliche    sowie   der 


^)  Zuständig  ist  nach  den  in  der  Einleitung  erwähnten  Ausführungsgesetzen  zum 
B.G.B.:  in  Anhalt  (Art.  60  §  1),  Braunschweig  (§76),  Lippe  (§36),  Lübeck 
(§107),  Oldenburg  (§  18),  Preussen  (Art.  68  §  1),  Reuss  j.  L.  (§  95),  Sachsen- 
Coburg- Gotha  (Art.  43  §1),  Sachsen-Weimar  (§  192),  Schaumburg-Lippe  (§37), 
Schwarzburg-Sondershausen  (Art.  49  §  1),  Waldeck  (Art.  32  §  1)  derjenige 
Standesbeamte  des  betreffenden  Landes,  vor  dem  die  Ehe  geschlossen  war,  eventuell 
das  Amtsgericht  des  Wohnsitzes  oder  gewöhnlichen  Aufenthalts  des  Erklärenden;  in 
Hessen  (Art.  107),  Keuss  j.  L.  (§  95),  Königreich  Sachsen  (Ausf.V.  § 32),  Sachsen- 
Meiningen  (Art.  25  §4),  Schwarzburg-Rudolstadt  (Art.  150,  152)  ausschliesslich 
das  bezeichnete  Amtsgericht;  in  Sachsen-Altenburg  (§  95)  sowohl  das  Amtsgericht, 
als  aach  der  Standesbeamte,  vor  dem  die  Ehe  geschlossen  war;  in  Baden  (Ges.  v. 
17.  Juni  1899  §§  1  ff.)  das  badische  Amtsgericht,  bei  welchem  einer  der  Gatten  seinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hat;  in  Bayern  (Ausf.V.  §§15 ff.)  die  Distriktspolizeibehörde 
des  Wohnsitzes,  eventuell  Aufenthaltsortes  des  Erklärenden;  in  Elsass -Lothringen 
(§  117)  der  Standesbeamte,  vor  dem  die  Ehe  geschlossen  war,  eventuell  die  Staats- 
anwaltschaft des  Wohn-  oder  Aufenthaltsortes;  in  Hamburg  (§  68)  die  Aufsichtsbehörde 
far  die  Standesämter;  in  Meckle  nb  n  rg  -  S  chw  eri  n  (Ausf.V.  §218)  das  Justizministerium ; 
in  Mecklenborg-Strelitz  (Ausf.V.  § 216)  die  Landesregierung;  in  Württemberg 
(Art.  259)  die  Standesbeamten  schlechthin. 
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vertragsmässige  Güterstand  endigen  mit  der  Rechtskraft  des  Scheidungs- 
urtheils.  Der  Mann  hat  im  Falle  des  gesetzlichen  Gtiterstandes  das  ein- 
gebrachte Gut  der  Frau  herauszugeben  und  ihr  über  die  Verwaltung 
Eechenschaft  abzulegen  (§  1421).  Im  Falle  der  allgemeinen  Güter- 
gemeinschaft, der  Errungenschaftsgemeinschaft  oder  der  Fahrnissgemein- 
schaft findet  in  Ansehung  des  Gesammtguts  die  Auseinandersetzung  nach 
näherer  Bestimmung  der  §§  1474—1478,  1646,  1549  B.G.B.  statt. 

Das  gesetzliche  sowie  ein  auf  letztwilliger  Verfügung  beruhendes 
oder  ein  vertragsmässiges  Erbrecht  der  Ehegatten  kommt  in  Wegfall 
(§§  1933,  2077,  2268,  2279  B.G.B.).0 

Ehescheidungsstrafen  kennt  das  B.G.B.  nicht  Dagegen  besteht 
die  Unterhaltspflicht  des  schuldigen  Ehegatten  zu  Gunsten  des  un- 
schuldigen nach  der  Scheidung  in  der  in  den  §§  1680 — 1682  näher  ge- 
regelten Weise  fort  Der  allein  für  schuldig  erklärte  Mann  hat  der 
geschiedenen  Frau  den  standesmässigen  Unterhalt  insoweit  zu  gewähren, 
als  sie  ihn  nicht  aus  den  Einkünften  ihres  Vermögens  und,  sofern  nach 
den  Verhältnissen,  in  denen  die  Ehegatten  gelebt  haben,  Erwerb  durch 
Arbeit  der  Frau  üblich  ist,  aus  dem  Ertrag  ihrer  Arbeit  bestreiten  kann; 
die  allein  für  schuldig  erklärte  Frau  hat  dem  geschiedenen  Manne  den 
standesmässigen  Unterhalt  insoweit  zu  gewähren,  als  er  ausser  Stande 
ist,  sich  selbst  zu  unterhalten.  Ist  die  Bedürftigkeit  des  unterhalts- 
berechtigten Ehegatten  durch  sein  sittliches  Verschulden  verursacht,  so 
kann  er  statt  des  standesmässigen  nur  den  nothdürftigen  Unterhalt 
fordern  (§  1611  Abs.  1).  Der  unterhaltspflichtige  Ehegatte  kann  von  den 
zu  seinem  eigenen  Unterhalte  verfügbaren  Einkünften  zwei  Drittheile, 
jedenfalls  aber  so  viel,  als  für  seinen  nothdürftigen  Unterhalt  erforderlich 
ist,  zurückbehalten ;  hat  er  ausserdem  einem  minderjährigen  unverheiratheten 
Kinde  oder  in  Folge  seiner  Wiederverheirathung  seinem  neuen  Ehegatten 
Unterhalt  zu  gewähren,  so  beschränkt  sich  seine  Verpflichtung  gegen  den 
geschiedenen  Ehegatten  auf  dasjenige,  was  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse sowie  auf  die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der  Be- 
theiligten der  Billigkeit  entspricht.  Der  Mann  ist  bei  Gefährdung  seines 
eigenen  standesmässigen  Unterhalts  von  der  Verpflichtung  gegenüber  der 
geschiedenen  Frau  ganz  befreit,  solange  diese  ihren  Unterhalt  aus  dem 
Stamme  ihres  Vermögens  bestreiten  kann.  Der  Unterhalt  ist  durch 
Entrichtung  einer  Geldrente  zu  gewähren,  die  für  drei  Monate  voraus- 
zuzahlen ist  (§  760).  Die  Unterhaltspflicht  erlischt  mit  der  Wieder- 
verheirathung des  Berechtigten.  Sie  geht  auf  die  Erben  des  Verpflichteten 
über;  doch  muss  der  Berechtigte  sich  die  Herabsetzung  der  Rente  bis 
auf  die  Hälfte  der  vom  Verpflichteten  zur  Zeit  des  Todes  aus  seinem 
Vermögen  bezogenen  Einkünfte  gefallen  lassen.  —  Im  Falle  der  Scheidung 


')  Dies  gilt  nach  den  angezogenen  Bestimmungen  sogar  schon  dann,  wenn  der 
Ehegatte  vor  der  Rechtskraft  des  Scheidungsprozesses  stirbt,  sofern  er  nur  zur  Zeit 
seines  Todes  auf  Scheidung  wegen  Verschuldens  des  anderen  Gatten  zu  klagen  berechtigt 
war  und  die  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  er- 
hoben hatte. 
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wegen  Geisteskrankheit  eines  Ehegatten  hat  ihm  der  andere  den  Unter- 
halt in  gleicher  Weise  zu  gewähren,  wie  ein  allein  für  schuldig  erklärter 
Ehegatte  (§  1583). 

Schenkungen,  die  ein  Ehegatte  dem  anderen,  allein  für  schuldig 
erklärten  während  des  Brautstandes  oder  während  der  Ehe  gemacht  hat, 
kann  er  binnen  Jahresfrist  seit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsurtheils 
widerrufen;  es  kann  die  Herausgabe  des  Geschenkten  einschliesslich  der 
davon  gezogenen  Nutzungen,  eventuell  Ersatz  des  Werthes  nach  den 
Vorschriften  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  gefordert  werden.  Der 
Widerruf  ist  ausgeschlossen,  wenn  einer  der  Ehegatten  gestorben  ist 
(§§  1684,  531,  818). 

d)  Hinsichtlich  der  Kinder.^)  Die  elterliche  Gewalt  über  die 
minderjährigen  Kinder  wird  durch  die  Scheidung  an  und  für  sich  nicht 
berührt.  Ist  aber  die  Ehe  wegen  Verschuldens  (§§  1565 — 1568)  ge- 
schieden, so  steht  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes,  d.  i.  die  Er- 
ziehung, Beau&ichtigung,  Aufenthaltsbestimmung  und  der  Anspruch  auf 
Herausgabe  des  Kindes  (§§  1631,  1632),  dem  nicht  für  schuldig  Er- 
klärten zu ;  sind  beide  für  schuldig  erklärt,  so  steht  die  Sorge  für  einen 
Sohn  unter  sechs  Jahren  oder  für  eine  Tochter  der  Mutter,  für  einen 
älteren  Sohn  dem  Vater  zu.  Das  Vormundschaftsgericht  (Amtsgericht) 
kann  aber  aus  besonderen  Gründen  im  Interesse  des  Kindes  eine  ab- 
weichende Anordnung  treffen  und  diese  wieder  aufheben.  Das  Recht 
des  Vaters  zur  Vertretung  des  Kindes  bleibt  unberührt;  ebenso  das 
Recht  der  Eltern,  mit  dem  Kinde  zu  verkehren,  doch  kann  dieser  Ver- 
kehr vom  Vormundschaftsgerichte  näher  geregelt  werden  (§§  1635,  1636). 

Die  Scheidung  ist  auch  ohne  Einfluss  auf  die  Unterhaltspflicht  der 
Eltern  gegen  die  Kinder;  nur  im  Verhältnisse  der  Eltern  zu  einander 
tritt  hier  eine  Aenderung  insofern  ein,  als  die  geschiedene  Frau  ver- 
pflichtet ist,  aus  den  Einkünften  ihres  Vermögens  und  ihrem  Arbeits- 
erwerb  einen  angemessenen  Beitrag  zu  den  Unterhaltskosten  zu  leisten, 
insoweit  diese  durch  die  dem  Vater  zustehende  Nutzniessung  am  Ver- 
mögen des  Kindes  nicht  gedeckt  werden  (§  1685). 

6.  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft.  „Der  Ehegatte, 
der  auf  Scheidung  zu  klagen  berechtigt  ist,  kann  statt  auf  Scheidung 
auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  klagen.  Beantragt  der 
andere  Ehegatte,  dass  die  Ehe,  falls  die  Klage  begründet  ist,  geschieden 
wird,  so  ist  auf  Scheidung  zu  erkennen. 

Für  die  Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  gelten 
die  Vorschriften  der  §§  1573,  1574«  (§  1675),  d.  h.  die  Vorschrift,  dass 


^)  Für  die  Uebergangszeit  ist  bestimmt,  dass,  wenn  eine  £he  nach  den  bisherigen 
Geselzen  geschieden  oder  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  ist,  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Eltern,  für  die  Person  der  Kinder  zu  sorgen,  nach  den  bisherigen 
Gesetzen  zu  beurtheilen  ist;  doch  kann  das  Vormundschaftsgericht  abweichende  An- 
ordnungen treffen,  nur  bleibt  das  Becht  des  Vaters  zur  Vertretung  des  Kindes  und  die 
Befagniss  der  Eltern  zum  Verkehr  mit  dem  Kinde,  vorbehaltlich  näherer  Regelung  durch 
du  Vonnandschaftsgericht,  anberiihrt  (Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Art.  206  mit  §§  1635,  1636). 
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Thatsachen,  auf  die  die  Klage  niclit  mehr  gegründet  werden  kann,  doch 
noch  zur  Unterstützung  beigebracht  werden  dürfen,  und  femer  die  Be- 
stimmungen über  die  Schuldfrage.  — 

„Ist  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  erkannt,  so  kann 
jeder  der  Ehegatten  auf  Grund  des  Urtheils  die  Scheidimg  beantragen, 
es  sei  denn,  dass  nach  der  Erlassung  des  Urtheils  die  eheliche  Gemein- 
schaft wiederhergestellt  worden  ist. 

Die  Vorschriften  der  §§  1570  bis  1574  (nämlich  über  das  Erlöschen 
des  Klagerechts  und  über  die  Schuldfrage)  finden  keine  Anwendung; 
wird  die  Ehe  geschieden,  so  ist  der  für  schuldig  erklärte  Ehegatte  auch 
im  Scheidungsurtheile  für  schuldig  zu  erklären"  (§  1576).^) 

„Wird  nach  §  J575  die  eheliche  Gemeinschaft  aufgehoben,  so  treten 
die  mit  der  Scheidung  verbundenen  Wirkungen  ein ;  die  Eingehung  einer 
neuen  Ehe  ist  jedoch  ausgeschlossen.  Die  Vorschriften  über  die  Nichtig- 
keit imd  Anfechtbarkeit  der  Ehe  finden  Anwendung,  wie  w^nn  das 
Urtheil  nicht  ergangen  wäre."  (§  1586).*) 

„Wird  die  eheliche  Gemeinschaft  nach  der  Aufhebung  wiederher- 
gestellt, so  fallen  die  mit  der  Aufhebung  verbundenen  Wirkungen  weg 


')  Diese  Bestimmungen  (§§  1575,  1576)  unterscheiden  die  dem  B.G.B.  eigenthüm- 
liche  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft"  wesentlich  von  der  „Trennung  von  Tisch 
und  Bett"  nach  anderen  Rechten;  dies  wird  vielfach  verkannt,  so  z.B.  von  Keidel  in 
Böhm's  Zeitschr.  7  S.  248,  Erler  S.  93,  Barazetti  S.69,  auch  Niedner  Aimi.  2b  zu 
Art.  17  des  Einf.Ges.  S.  47;  dagegen  Planck  Anm.  7  zu  Art.  17  des  Einf.Ges.,  Ende- 
mann II  S.  690,  691  Anm.  1,  Leske  II  S.  819,  820  und  Urth.  des  R.G.  v.  80.  April  1901 
Bd.  48  S.  144,  Böhm's  Zeitschr.  11  S.  71E,  Jur.  Wochenschr.  30  S.  378,  wo  ausgeführt 
ist,  dass  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nur  eine  suspensiv  und  zwar 
potestativ  bedingte  Scheidung  sei.  —  In  der  That  braucht  sich  kein  Theil  jemals, 
selbst  nicht  nach  Rechtskraft  des  auf  Aufhebung  der  Gemeinschaft  lautenden  Urtheils 
bei  dieser  halben  Massregel  zu  bescheiden.  Dem  kommt  nahe  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  z.B.  nach  ungarischem  Rechte,  wonach  der  Kläger  oder  Widerkläger  bis 
zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  statt  der  Trennung  völlige  Lösung  der  Ehe  verlangen 
kann;  der  Beklagte  aber,  welchem  kein  Grund  zur  Widerklage  zur  Seite  steht,  hat 
diese  Möglichkeit  nicht;  auch  kann  erst  zwei  Jahre  nach  der  Rechtskraft  jeder  Theil 
die  Umwandlung  des  Trennungsurtheils  in  ein  Scheidungsurtheil  verlangen  (vgl. 
„Ungarn"  F  II  S.  106). 

Nach  Rechtskraft  des  Aufhebungsurtheils  ist  zur  Umwandlung  in  ein  Scheidungs- 
urtheil eine  neue  Klage  zu  erheben.  Vgl.  Endemann  II  S.  690  Anm.  9.  Die  frühere 
Entscheidung  bleibt  allerdings  massgebend,  aber  es  ist  doch  ein  neuer  Prozess  nöthig 
(anders:  Davidson  Zeitschr.  f.  Civilpr.  26  S.  79),  um  z.  B.  zu  erörtern,  ob  nicht  in- 
zwischen das  Recht  auf  Scheidung  durch  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
erloschen  ist.  Vgl.  auch  §  77  Abs.  2  des  Personenst.Ges.  („im  ordentlichen  Prozess- 
verfahren") und  hierzu  v.  Sicherer  S.  479,  Hinschius  Anm.  36.  Die  Frage  ist  von 
Wichtigkeit  schon  wegen  des  Gerichtsstandes;  die  Zuständigkeit  für  die  Klage  auf  Um- 
wandlung des  Urtheils  bestimmt  sich  im  Falle  eines  Wohnsitzwechsels  nach  dem  neuen 
Wohnsitze.     Vgl.  auch   die  Praxis   der  schweizerischen  Gerichte   unter  „Schweiz"  G  I. 

*)  Nur  im  Sinne  eines  Hindernisses  für  Eingehung  einer  neuen  Ehe  bleibt  die 
frühere  Ehe  bestehen;  im  Uebrigen  gilt  sie  als  aufgelöst.  Planck  Anm.  2,  Endemann U 
S.692;  dagegen:  Staudinger  Anm.  1,  Leske  S.  821,  Erler  S.  81£F.  Daher  besteht 
auch  eine  Rechtspflicht  zur  ehelichen  Treue  nicht  mehr  und  es  kann  das  weitere 
Verhalten  eines  der  beiden  Gatten  nicht  als  Ehebruch  gerügt  werden.  Davidson 
S.  176  gegen  Erler  S.  83  Anm.  10  und  S.  95. 
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und  tritt  Gütertrennung  ein"  (§  1687),  Eine  besondere  Form  für  die 
Wiederherstellung  ißt  nicht  vorgeschrieben ;  es  genügt  also  ein  thatsäch- 
liches  Verhalten,  welches  den  übereinstimmenden  Willen  dauernder 
Wiedervereinigung  als  Eheleute  erkennen  lässt.^)  Auf  Antrag  ist  die 
Wiederherstellung  im  Heirathsregister  zu  vermerken  (§  65  des  Personenst 
Ges.  in  der  Fassung  des  Art.  46  des  EintGes.  z.  B.G.B.). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen.^) 

Das  Verfahren  in  Ehesachen,  d.  h.  in  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  Nichtigkeit  oder 
Anfechtung  einer  Ehe  oder  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbe- 
stehens einer  Ehe  zwischen  den  Paii^ien  oder  die  Herstellung  des  ehe- 
lichen Lebens  zum  Gegenstande  haben  (§§  606,  639  CRC.),  richtet  sich 
im  Allgemeinen  nach  den  Bestimmungen  der  C.P.O.  über  das  Verfahren 
vor  den  Landgerichten.  Die  Abweichungen  beruhen  zumeist  auf  dem 
öffentlichen  Interesse  an  der  Verhindeiung  frivoler  Lösung  gesetzlich 
geschlossener  Ehen  und  an  der  Feststellung  der  Nichtigkeit  gesetzwidrig 
zustande  gekommener  Ehen;  namentlich  ist  der  Grundsatz  des  Partei- 
betriebs vielfach  durchbrochen  durch  Offizialbefugnissse  der  Gerichte 
und  der  Staatsanwaltschaft  und  durch  Einschränkung  der  Dispositions- 
befugniss  der  Parteien.  Die  Besonderheiten  sollen  hier  kurz  gekenn- 
zeichnet werden. 

Ausschliesslich  zuständig  ist  das  Landgericht,  bei  welchem  der 
Ehemann  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat  (§  606  Abs.  1  C.P.O.) ;  dieser 
wird  bestimmt  durch  den  Wohnsitz  oder  Gamisonort,  eventuell  durch  den 
Aufenthaltsort  im  deutschen  Reich  und,  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt 
ist,  durch  den  letzten  Wohnsitz  (§§  13,  14,  16).  Ist  der  Ehemann  ein 
Deutscher  und  hat  er  im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand,  so 
kann*)  die  Klage  bei  dem  Landgerichte  des  letzten  Wohnsitzes  im 
Inland  (event^  beim  Landgericht  der  Hauptstadt  seines  Heimathstaates 


')  Neuxnano  Anm.  1  zu  §  1587,  Davidson  S.  115.  Der  Regel  nach  wird  in 
der  Beiwohnung  eine  Wiederherstellung  der  Gemeinschaft  zu  finden  sein.  Planck 
Anm.  1.  —  Mit  der  Wiederherstellung  beginnt  die  Ehe  aufs  Neue;  für  die  Zwischenzeit 
gilt  sie  als  aufgelöst.  Endemann  II  S.  695  Anm.  18.  —  Erwächst  Streit  darüber,  ob 
die  Ehe  wieder  rechtswirksam  geworden  ist,  so  ist  Klage  auf  FeststeUung  des  Bestehens 
oder  Nichtbestehens  der  Ehe  statthaft;  vgl.  oben  E  6  S.  25. 

*)  Ciyilprozessordg.  (G.P  ü.)  §§  606 — 639.  Die  in  diesem  Abschnitt  angezogenen 
Paragraphen  ohne  Zusatz  beziehen  sich  immer  auf  die  C.P.Ü.  —  Kommentare:  Gaupp- 
Stein,  Petersen,  Reincke.  Seuffert,  Struckmann-Koch  und  (für  die  alt- 
Fassnng  der  C.P.O.)  v.  Wilmowski-Levy. 

*)  Dies  „kann**  drückt  —  in  Abs.  2,  wie  in  Abs.  8  des  §  606  —  aus,  dass  der  hier 
bezeichnete  Gerichtsstand  nicht,  wie  deijenige  des  Abs.  1,  ein  ausschliesslicher  ist,  sondern 
dass  er  wahlweise  neben  dem  etwa  im  Auslande  begründeten  Gerichtsstande  besteht. 
Struckmann- Koch  Anm.  8,  Gaapp-Stein  Anm.I,  Kein  cke  Anm.  zu  §  606;  ebenso 
Planck  Anm.  4  zu  Art.  17  Einf.Ges.  z.  B.G.B.;  Seuffert  in  Zeitschr.  f.  Civilpr.  16 
S.  478.  —  Vgl.  über  die  abweichende  Auslegung  einer  entsprechenden  Bestimmung 
„Schweiz"  G. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Bechtsverfolgung.    ErgänzongsbaDd.  8 
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oder,  wenn  er  keinem  Bundesstaat  angehört,  beim  Landgericht  I  in 
Berlin)  erhoben  werden ;  ebenso,  wenn  der  Ehemann  die  Reichsangehörig- 
keit verloren,  die  Frau  sie  aber  behalten  hat,*)  oder  wenn  beide  Ehe- 
gatten die  Reichsangehörigkeit  verloren  haben,  der  Ehemann  aber  eine 
andere  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat  (§  606  Abs.  2  mit  §  15 
Abs.  1  Satz  2  und  3).  Ist  eine  Deutsche  eine  Ehe  mit  einem  Ausländer 
eingegangen,  der  im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  so 
kann  sie  die  Nichtigkeits-  und  die  Anfechtungsklage  gleichfalls  beim 
Landgericht  ihi-es  letzten  Wohnsitzes  im  Inland  (event.  der  Hauptstadt 
bezw.  Berlin  I)  erheben;  ebenso  wenn  sie  die  Ehe  zwar  mit  einem  Deutschen 
eingegangen  ist,  dieser  aber  die  Reichsangehörigkeit  verloren  und  im  In- 
lande keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat  (§  606  Abs.  3).  Sind  beide 
Ehegatten  Ausländer,  so  kann  die  Scheidungsklage  im  Inlande 
nur  erhoben  werden,  wenn  das  inländische  Gericht  auch  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates  zuständig  ist,  dem  der  Ehemann  angehört  (§  606 
Abs.  4).«) 

In  allen  Ehesachen  ist  die  Staatsanwaltschaft  zur  Mitwirkung, 
im  Falle  der  Nichtigkeit  der  Ehe  auch  zur  selbständigen  Klageerhebung 
und  zur  Einlegung  von  Rechtsmittehi  befugt  (§§  607,  632,  636). 

Handelt  es  sich  um  Scheidung,  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft oder  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  so  hat  zunächst  ein 
Sühneversuch  stattzufinden,  wozu  der  Kläger  den  Beklagten  vor  das 
nach  obigen  Grundsätzen  zuständige  Amtsgericht  zu  laden  hat.  Die 
Parteien  müssen  im  Sühnetermine  persönlich  erscheinen;  bleibt  der  Be- 
klagte aus,  so  ist  der  Sühneversuch  als  misslungen  anzusehen.  Ehe  diesem 
Erfordernisse  genügt  ist,  darf  Termin  vor  dem  Landgerichte  nicht  anbe- 
raumt werden,  ausser  wenn  der  Aufenthalt  des  Beklagten  unbekannt 
oder  im  Auslande  belegen  ist  oder  sonst  ein  schwer  zu  beseitigendes, 
nicht  vom  Kläger  verschuldetes  Hindemiss  entgegensteht,  oder  wenn  die 
Erfolglosigkeit  des  Sühneversuchs  mit  Bestimmtheit  vorauszusehen  ist 
(§§  608—611,  639).  Auf  eine  Widerklage  beziehen  sich  diese  Be- 
stimmungen nicht  (§  614  Abs.  2). 

In  Ehesachen  ist  ein  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkter  Ehe- 
gatte prozessfähig  (Ausnahme:  §  1331  mit  §  1336  Abs.  2  Satz  2  B.G.B.); 
für  einen  geschäftsunfähigen  Ehegatten  wird  der  Rechtsstreit  durch  den 
gesetzlichen  Vertreter  geführt,  der  jedoch  auf  Herstellung  des  ehelichen 
Lebens  überhaupt  nicht  und  auf  Scheidung  oder  Anfechtung  nur  mit 
Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  (Amtsgerichts)  klagen  kann 
(§  612). 


»)  Ueber  die  Möglichkeit  dieses  Falles:  Bundesges.  v.  1.  Juni  1870  (B.G.Bl.  S.  355) 
in  der  Fassung  des  Art.  41  Einf.Ges.  z.  B.Ö.B.,  besonders  §§  11,  19,  21,  22. 

*)  Nur  ob  nach  dem  Heimathrechte  des  Mannes  die  Zuständigkeit  des  inländischen 
Gerichts  begründet  ist,  nicht,  ob  das  hier  ergehende  Urtheil  nach  den  Gesetzen  des 
betreffenden  Staates  auch  sonst  seinem  Inhalte  nach  anerkannt  werden  wird,  ist  zu 
prüfen.  Mari  olle  in  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  461.  —  Anders  das  schweizerische  Ehe- 
gesetz Art.  56  („Schweiz"  J)  und  §  116  des  ungarischen  Ehegesetzes  („Ungam"  G). 


Deutsches  Reich.  35 


Der  Bevollmächtigte  des  klagenden  oder  widerklagenden  Ehegatten 
muss  eine  besondere,  auf  den  Rechtsstreit  gerichtete  Vollmacht  bei- 
bringen (§  613).  Die  Art  der  zu  erhebenden  Klage  muss  also  in  der 
Vollmacht  bestimmt  gekennzeichnet  sein;  die  Vollmacht  zur  Scheidungs- 
klage ermächtigt  nicht  zur  Anfechtung  der  Ehe  u.  s.  w.  Es  steht  aber 
nichts  entgegen,  die  Vollmacht  zu  verschiedenen  Eheklagen  in  einer 
Urkunde  zu  ertheilen. 

Klagenhäufung.  Neue  Klagegründe  können  in  jeder  Lage  des 
Rechtsstreits  (von  der  Revisionsinstanz  abgesehen)  geltend  gemacht,  die 
Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  die  Scheidungsklage  und 
die  Anfechtungsklage  (und  entsprechende  Widerklagen)  können  mit  ein- 
ander, die  Nichtigkeitsklage  aber  nur  mit  der  Klage  (oder  Wider- 
klage) auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  einer  Ehe 
unter  den  Parteien  verbunden  werden;  sonst  ist  Klagenhäufung,  z.  B. 
die  Verbindung  einer  Klage  auf  Unterhaltsgewährung  oder  auf  Ver- 
mögensauseinandersetzung mit  der  Scheidungsklage  nicht  statthaft 
(§§  614,  615,  633).  Dagegen  kann  im  Prozesse  wegen  Scheidung 
oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  wegen  Nichtigkeit  oder 
Anfechtung  der  Ehe  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Ehegatten  durch 
einstweilige  Verfügung  „für  die  Dauer  des  Rechtsstreits  das  Getrennt- 
leben der  Ehegatten  gestatten,  die  gegenseitige  Unterhaltspflicht  der 
Ehegatten  nach  Massgabe  des  §  1361  des  B.G.B.  ordnen,  wegen  der 
Sorge  für  die  Person  der  gemeinschaftlichen  minderjährigen  Kinder,  soweit 
es  sich  nicht  um  die  gesetzliche  Vertretung  handelt,  Anordnungen  treffen 
und  die  Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  den  Kindern  gegenüber  im  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  zu  einander  regeln"  (§  627  mit  §§  936— 944). i) 
—  Auf  Thatsachen,  welche  im  Scheidungs-  oder  Anfechtungsprozesse 
geltend  gemacht  worden  sind  oder  geltend  gemacht  werden  konnten, 
kann  der  abgewiesene  Kläger  eine  neue  Scheidungs-  oder  Anfechtungs- 
klage nicht  mehr  gründen  (§  616). 

Die  Vorschrift  über  die  Wirkimg  eines  Anerkenntnisses  kommt 
nicht  zur  Anwendung;  desgleichen  nicht  die  Beweisregeln  über  die 
Folgen  unterbliebener  oder  verweigerter  Erklärungen,  über  Verzichte  auf 
Beeidigung  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  über  das  gerichtliche  Ge- 
ständniss  und  die  Erlassung  des  Eides,  über  die  Eideszuschiebung  und 
die  Vorlegung  einer  Urkunde,  insofern  es  sich  dabei  um  solche  That- 
sachen handelt,  welche  die  Scheidung  oder  die  Anfechtung  oder  das 
Recht,  die  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  zu  verweigern,  oder  welche 
die  Nichtigkeit  oder  Gültigkeit,  das  Nichtbestehen  oder  Bestehen  der  Ehe 
begründen  sollen  (§  617).    Auch  ein  Versäumnissurtheil  gegen  den 


*)  Im  Wege  einstweiliger  Verfügung  kann  der  Mann  auch  angehalten  werden,  die 
Kosten  des  Scheidungsprozesses  für  die  Frau  vorzuschiessen,  sofern  nach  dem  mass- 
gebenden ehelichen  Güterrechte  diese  Kosten  von  ihm  zu  tragen  sind.  R.G.  37  S.  72.  — 
Die  Zulässigkeit  einer  einstweiligen  Verfügung  im  Eheprozesse  steht  übrigens  der 
gesonderten  Geltendmachung  des  Unterhaltsanspruchs  eines  Gatten  gegen  den  anderen 
im  ordentlichen  Prozesse  nicht  entgegen.     B..G.  47  S.  379. 
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Beklagten  oder  Widerbeklagten  ist  unzulässig  (§618);  gegen  den  Kläger 
oder  Widerkläger  kann  ein  Versäumnissurtheil  ergehen,  jedoch  bei  der 
Nichtigkeits-  oder  Ehefeststellungsklage  nur  dahin,  dass  die  Klage  als 
zurttckgenommen  gilt,  also  nicht  auf  Abweisung  (§§  635,  638).^)  Zum 
Zwecke  der  Aufrechterhaltung  der  Ehe  oder  zum  Zwecke  der  Ermittelung 
der  Nichtigkeit  oder  des  Nichtbestehens  der  Ehe  kann  das  Gericht  auch 
von  Amtswegen  Thatsachen  berücksichtigen  und  Beweise  erheben,  sowie 
die  persönliche  Vernehmung  der  Parteien  anordnen  und  ihr  Erscheinen 
erzwingen.*) 

Die  Aussetzung  des  Verfahrens  (höchstens  auf  zwei  Jahre)  muss 
im  Rechtsstreite  wegen  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft erfolgen,  wenn  der  Kläger  die  Aussetzung  beantragt;  von  Amts- 
wegen ist  sie  anzuordnen,  wenn  aus  einem  relativen  Scheidungsgi*unde 
(§  1668  B.G.B.)  geklagt  ist  und  die  Aussöhnung  der  Parteien  nicht  aus- 
geschlossen erscheint  (§§  620,  639).")  Ist  auf  Herstellung  des  ehelichen 
Lebens  geklagt,  so  kann  das  Gericht  gleichfalls  von  Amtswegen  das 
Verfahren  (höchstens  auf  ein  Jahr)  aussetzen,  wenn  die  Aussöhnung  nicht 
unwahrscheinlich  ist  (§  621). 

Die  Oeffentlichkeit  ist  in  Ehesachen  auf  Antrag  einer  Partei 
auszuschliessen  (§171  GerichtsvertGes.);  ausserdem  kann  von  Amtswegen 
die  Ausschliessung  der  Oeffentlichkeit  aus  besonderen  Gründen  erfolgen 
(§§  173  ff.  a.a.O.). 

Auf  Grund  jedes  Urtheils,  wodurch  eine  Ehe  rechtskräftig  für  nichtig 
erklärt  oder  das  Nichtbestehen  einer  Ehe  festgestellt  oder  eine  Ehe  ge- 
schieden oder  die  eheliche  Gemeinschaft  aufgehoben  ist,  hat  die  Staats- 
anwaltschaft von  Amtswegen  die  Berichtigung  des  Heirathsregisters 
herbeizuführen  (§  55  Abs.  1  Personenst.Ges.  in  der  Fassung  des  Art.  46 
Einf.Ges.  z.  C.P.O.,  Ausf.Vorschr.  des  Bundesraths  §  25).  Hinsichtlich  aus- 
ländischer Urtheile:  unten  J  2  S.  41.  Die  Wiederherstellung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  nach  deren  Aufhebung  ist  nur  auf  Antrag  einzutragen  (§  55 
Abs.  2  a.  a.  0.). 

§8. 

n.  Deutsches  Eherecht  im  Auslande 

(vor  diplomatischen  Vertretern,  Konsuln,  Konsulargerichten) 

und  in  deutschen  Schutzbezirken. 

Nach  §  1  Ges.  v.  4.  Mai  1870  (B.G.B1.  S.  599)  kann  der  Reichs- 
kanzler einem  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  für  das  Gebiet 

*)  Die  Abweisung  würde  nänilich  nicht  nur  inter  partes,  sondern  ^für  und  gegen 
Alle^  wirken  (§  629);  das  Urtheil,  wonach  die  Klage  als  zurückgenommen  gilt,  steht 
der  Erneuerung  der  Klage  von  Seiten  des  Klägers  oder  einer  dritten,  an  sich  zu  ihrer 
Erhebung  legitimirten  Person  nicht  entgegen. 

')  Es  kann  beim  Ausbleiben  auf  Geldstrafe  bis  zu  300  Kork  erkannt  und  bei 
wiederholtem  Ausbleiben  auch  die  zwangsweise  Vorführung  angeordnet  werden  (§  619 
Abs.  3  mit  §  380). 

•)  Vgl.  unter  „Ungarn"  G  S.  106  die  entsprechenden  Bestimmungen  über  zeit^ 
weilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  behufs  Versuchs  der  Versöhnung. 
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des  Staates,  bei  dem  er  beglaubigt  ist,  und  einem  Reichskonsul  für 
seinen  Amtsbezirk  die  allgemeine  Ermächtigung  zur  Vornahme  und  Be- 
urkundung von  Eheschliessungen  ertheilen.')  Durch  die  weiteren  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  in  der  Fassung  des  Art.  4()  Einf.Ges.  z.  B.G.B. 
sind  die  Formen  der  Eheschliessung  und  Beurkundung  entsprechend  den 
Bestimmungen  des  B.G.B.  und  des  PersonenstGes.  geordnet. 

Nach  demselben  Gesetze  bestimmt  sich  die  Form  einer  Ehe,  die  in 
einem  Konsulargerichtsbezirke*)  von  einem  Deutschen  oder  einem 
Schutzgenossen,  der  keinem  Staate  angehöil,  geschlossen  wird;  ein  Schutz- 
genosse, der  einem  fremden  Staate  angehöi-t,  kann  die  Ehe  in  dieser 
oder  in  einer  nach  seinem  Heimathsrechte  zulässigen  Form  schliessen 
(Konsulargerichtsbarkeitsges.  v.  7.  April  1900  §§  2,  36). 

In  den  Konsulargerichtsbezirken  gelten  für  die  der  Konsulargerichts* 
barkeit  unterworfenen  Personen,  d.  i.  für  die  nicht  exterritorialen  Deut- 
schen und  für  die  Schutzgenossen  im  Allgemeinen  die  Reichsgesetze  mit 
den  im  Gesetze  bestimmten  Abweichungen  (§§  2,  19fE.  a.  a.  0.),  ins- 
besondere also  auch  das  B.G.B.  und  die  C.P.O.  Hiemach  bestimmen  sich 
daher  auch  die  Erfordernisse  und  Hindemisse  der  Eheschliessung,  die 
Gültigkeit,  die  Wirkungen,  die  Scheidung  der  Ehe  und  das  Verfahren 
in  Ehesachen.  Zuständig  ist  jedoch  an  Stelle  des  Amtsgerichts  (z.  B. 
für  den  Sühnetermin)  der  Konsul,  an  Stelle  des  Landgerichts  das  aus 
dem  Konsul  und  zwei  Beisitzern  bestehende  Konsulargericht  (§§  7 — 10) 
und  für  die  Berufung  gegen  dessen  Urtheile  das  Reichsgericht  (§§  14, 
45).  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  findet  nur  statt,  wenn  der 
Rechtsstreit  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  zum  Gegenstand  hat;  die  Ver- 
richtungen der  Staatsanwaltschaft  werden  in  diesem  Falle  einer  vom 
Konsul  zu  bestimmenden  Person  übertragen  (§§  15,  42). 

Entsprechend  ist  durch  das  Schutzgebietsgesetz  v.  25.  Juli  1900  In 
der  Fassung  der  Bekanntmachung  v.  10.  September  1900  (R.G.B1.  S.  809, 
813ff.)  der  Rechtszustand  für  die  deutschen  Schutzgebiete  geordnet 
mit  der  Massgabe,  dass  an  die  Stelle  des  Konsuls  der  von  dem  Reichs- 
kanzler zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  sowie  zur  Eheschliessung  er- 
mächtigte Beamte  und  an  die  Stelle  des  Konsulargerichts  das  Gericht 
für  die  Schutzgebiete  tritt  (§§  2,  7),  und  dass  die  nach  dem  Konsular- 
gerichtsbarkeitsgesetz  begründete  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  durch 
§  8  der  Kaiseri.  Verordnung  v.  9.  November  1900  (R.G.B1.  S.  1005)  über- 
tragen ist: 

a)  für  das  Schutzgebiet  von  Togo  der  Gerichtsbehörde  zweiter  In- 
stanz im  Schutzgebiete  von  Kamerun, 

b)  für  das  Schutzgebiet  von  Kiautschou  dem  Kaiseri.  Konsulargericht 
in  Schanghai, 

*)  Hierzu:  Meyerowitz  in  Böhm's  Zeitschr.  10  S.  16 ff. 

*)  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  nach  §  1  Ges.  v.  7.  April  1900  in  den  Ländern 
ausgeübt,  in  denea  ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  durch  Staatsverträge  gestattet 
ist.  Dies  ist  der  FaU:  in  China,  Japan,  Siam,  Fersien,  den  Samoa-Inseln,  Bumänien, 
Serbien  und  der  Türkei ;  in  beschranktem  Umfange  auch  in  Aegypten  und  in  Bulgarien. 
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c)  für  das  Inselgebiet  der  Karolinen.  Palau  und  Marianen  der 
Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  im  Schutzgebiete  von  Deutsch- 
Neu-Guinea, 

d)  füi'  die  übrigen  Schutzgebiete  der  in  einem  jeden  dei-selben  er- 
richteten Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz,  die  jedoch  für  diesen 
FaU  aus  dem  ermächtigten  Beamten  und  vier  Beisitzern  besteht. 

Die  Eingeborenen  unterliegen  der  durch  das  Schutzgebietsgesetz 
geregelten  Gerichtsbarkeit  und  den  bezeichneten  Reichsgesetzen,  ins- 
besondere auch  hinsichtlich  der  Eheschliessung  nur  insoweit,  als  dies 
durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  wird;  auf  gleichem  Wege  können 
andere  Theile  der  Bevölkerung  den  Eingeborenen  gleichgestellt  werden 
(§§  ^1  "^  ^^s  Schutzgebietsges.).  Von  der  letzteren  Ermächtigung  ist 
Gebrauch  gemacht  durch  die  erwähnte  Kaiserl.  Verordnung  v.  9.  Novem- 
bei'  1900,  welche  (in  §  2)  bestimmt,  dass  den  Eingeborenen  die  Angehörigen 
fremder  farbiger  Stämme  gleichstehen,  soweit  nicht  der  Gouverneur 
(Landeshauptmann)  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  Ausnahmen  be- 
stimmt; Japaner  gelten  nicht  als  Angehörige  farbiger  Stämme. 

§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Das  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  enthält  wichtige  Bestimmungen  zur 
Regelung  des  internationalen  Privatrechts,  insbesondere  auch  des  Ehe- 
rechts, aber  eine  erschöpfende  Regelung  dieser  Materie  war  nicht  be- 
absichtigt und  ist  nicht  erfolgt.  Die  Lücken  sind,  soweit  nicht  nach 
der  —  etwa  aus  den  Gesetzesmaterialien  und  dem  Zusammenhange  der 
Normen  erkennbaren  —  Absicht  des  Gesetzgebers  die  ausdehnende, 
analoge  Anwendung  der  gegebenen  Vorschriften  statthaft  erscheint,  durch 
Zurückgehen  auf  die  durch  Wissenschaft  und  Praxis  ausgebildeten  Grund- 
sätze auszufüllen.^)  Die  hiernach  anzuwendenden  Normen  beziehen  sich 
nicht  nur  auf  das  Verhältniss  des  deutschen  zum  ausländischen,  d.  h.  zu 
dem  ausserhalb  des  deutschen  Reichs  geltenden  Rechte,*)  sondern  auch  auf 
die  innerhalb  der  deutschen  Bundesstaaten  noch  aufrecht  erhaltenen  Rechts- 
verschiedenheiten, so  dass  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  insbesondere  der 
bayrische  Vorbehalt  (oben  C  2h  S.  13)  auch  in  anderen  Theilen  des  Reichs 
zu  beachten  ist.  Gleiches  gilt  von  den  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
bestehenden  Vorschriften  über  die  für  Militärpersonen  oder  Landesbeamte 
erforderliche  Erlaubniss  (oben  C  '2  t  und  g  S.  10  u.  11).*^) 


^)  Planck,  Vorbem.  zu  Art.  7—31,  Niedner,  Vorbem.  IV  S.  12ff.  und  die  dort 
sowie  hier  unter  A  nachgewiesene  Literatur  des  int.  Pr.R. 

*)  Ausland  sind  auch  die  deutschen  Schutzgebiete.  Vgl.  Meyer,  die  staatsrecht- 
liche Stellung  der  deutschen  Schutzgebiete  S.  68  (Leipzig  1888). 

')  Hinsichtlich  des  bayrischen  Vorbehalts  enthalten  die  meisten  Ausführungs- 
gesetze besondere  Hinweise.  Desgleichen  hebt  z.  B.  das  Braunschweigische  Ausf.Ges. 
im  §  66  hervor,  dass  Beamte  eines  anderen  Bundesstaats  entweder  die  erforderliche 
Erlaubniss  zur  £heschliessung  oder  die  Bescheinigung,  dass  sie  einer  solchen  nicht 
bedürfen,  beizubringen  haben. 
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Soweit  fremdes  Recht  anzuwenden  ist,  bedarf  dieses  eines  Beweises 
nur,  wenn  es  dem  Gerichte  nicht  bekannt  ist;  dieses  ist  bei  der 
Ermittelung  nicht  auf  die  von  den  Parteien  beigebrachten  Nachweise 
beschränkt,  sondern  kann  auch  andere  Erkenntnissquellen  benutzen 
(CRO.  §  293). 

1.  Verlöbniss.  Hierüber  fehlt  es  an  besonderen  Vorschriften;  hin- 
sichtlich der  Fähigkeit  zum  Abschlüsse  und  der  Form  kommen  aber  die 
allgemeinen  Bestimmimgen  in  Art.  7  und  11  Abs.  1  des  Einf.Ges.  in 
Betracht.^) 

a)  Art.  7:  „Die  Geschäftsfähigkeit  einer  Person  wird  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurtheilt,  dem  die  Person  angehört. 

Erwirbt  ein  Ausländer,  der  volljährig  ist,  oder  die  rechtliche  Stellung 
eines  Volljährigen  hat,  die  Reichsangehörigkeit,  so  behält  er  die  recht- 
liche Stellung  eines  Volljährigen,  auch  wenn  er  nach  den  deutschen 
Gesetzen  nicht  volljährig  ist. 

Nimmt  ein  Ausländer  im  Inland  ein  Rechtsgeschäft  vor,  für  das 
er  geschäftsunfähig  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  ist,  so  gilt 
er  für  dieses  Rechtsgeschäft  insoweit  als  geschäftsfähig,  als  er  nach  den 
deutschen  Gesetzen  geschäftsfähig  sein  würde.  Auf  familienrechtliche 
und  erbrechtliche  Rechtsgeschäfte  sowie  auf  Rechtsgeschäfte,  durch  die 
über  ein  ausländisches  Grundstück  verfügt  wird,  findet  diese  Vorschrift 
keine  Anwendung." 

b)  Art.  11  Abs.  1:  „Die  Form  eines  Rechtsgeschäftes  bestimmt 
sich  nach  den  Gesetzen,  welche  für  das  den  Gegenstand  des  Rechtsge- 
schäfts bildende  Rechtsverhältniss  massgebend  sind.  Es  genügt  jedoch 
die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechtsgeschäft  vor- 
genommen wird." 

c)  Hinsichtlich  der  übrigen  Voraussetzungen  und  der  Wirkungen 
des  Verlöbnisses  werden  im  Hinblick  auf  den  überwiegend  familienrecht- 
lichen Charakter  des  Verlöbnisses  die  Bestimmungen  über  die  „Eingehung 
der  Ehe"  (nachstehend  unter  2)  anzuwenden  sein,  so  dass  das  Heimaths- 
gesetz  eines  jeden  der  beiden  Verlobten  massgebend  ist.*^)    Das  gilt  be- 

»)  V.Bari  S.479,  Standinger  Anm.  12,  Endemann  11  S.  605,  Leske  S.  631, 
Niedner  Anm.  2a  zn  Art.  13,  Barazetti  S.  57,  58. 

*)  Planck  Anm.  3  zu  Art.  13,  ebenso  Leske  und  Niedner  a.  a.  0.,  welche  aber 
annehmen,  dass  im  Falle  der  Kollision  der  beiderseitigen  Personalstatuten  dasjenige  des 
in  Anspruch  genommenen  Verlobten  entscheide  (vgl.  v.  Bari  S.479,  Gierke,  Deutsch. 
Priv.Bi.  I  S.  235);  ebenso  Landger.  Hamburg  in  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  43,  wogegen 
Barazetti  daselbst  S.  121  das  Verlöbniss  nur  dann  für  bindend  erachtet,  wenn  beide 
Theile  nach  ihrem  Personalstatute  gebunden  sind.  —  Ueber  den  familienrechtlichen 
Charakter  des  Verlöbnisses :  oben  B  S.  6.  Wäre  es  wesentlich  unter  dem  Gesichtspunkt 
eines  obligatorischen  A'ertrags  zu  betrachten,  so  würde  das  Recht  desjenigen  Ortes 
massgebend  sein,  welcher  als  Sitz  der  Obligation  anzusehen  ist,  d.  i.  nach  R.G.  20 
S.  3B4  das  Recht  des  in  Aussicht  genommenen  ehelichen  Wohnsitzes,  während  nach 
der  in  der  Praxis  überwiegenden  Auffassung  der  Ort,  wo  die  Eheschliessung  stattfinden 
sollte,  entscheidet.  R.G.  23  S.  172,  Seuffert  Arch.  49  No.  136,  Böhm's  Zeitschr.  4 
S.  477  und  10  S.  47. 
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züglich  der  durch  das  Verlöbniss  begründeten  Verpflichtungen,  also  be- 
sonders für  die  Frage,  ob  auf  Erfüllung  oder  auf  Schadensersatz  und  in 
welchem  Umfange  geklagt  werden  kann,  dagegen  nicht  für  die  Rück- 
forderung der  Brautgeschenke,  die,  als  rein  obligatorische  Klage  aus 
grundloser  Bereicherung,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Hingabe  der 
Geschenke  zu  beurtheilen  sein  wird.*)  —  Keinesfalls  findet  eine  Klage 
auf  Erfüllung  oder  auf  Strafe  wegen  Nichterfüllung  oder  —  etwa  auf 
Grund  eines  ausländischen  Urtheils  —  Zwang  zur  Eingehung  der  Ehe 
statt  (Art.  30  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  mit  §  1297  B.G.B.;  §§  888,  328  C.P.O.). 

2)  Art.  13:  „Die  Eingehung  der  Ehe  wird,  sofern  auch  nur  einer 
der  Verlobten  ein  Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurtheilt,  dem  er  angehört.  Das  Gleiche 
gilt  für  die  Ausländer,  die  im  Inland  eine  Ehe  eingehen. 

In  Ansehung  der  Ehefrau  eines  nach  Art.  9  Abs.  3  für  todt  erklärten 
Ausländers  wird  die  Eingehung  der  Ehe  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurtheilt. 

Die  Form  einer  Ehe,  die  im  Inlande  geschlossen  wird,  bestimmt 
sich  ausschliesslich  nach  den  deutschen  Gesetzen." 

Abs.  1  wird  analog  auch  in  dem  nicht  ausdrücklich  geregelten 
Falle  anzuwenden  sein,  dass  die  Ehe  von  Ausländern  im  Ausland 
eingegangen  wird  (Planck  Anm.  1,  Niemeyer  S.  17,  Barazetti  S.  59). 
Die  Bestimmung  bezieht  sich  sowohl  auf  die  Erfordernisse  der  Ein- 
gehung der  Ehe  als  auch  auf  die  Folgen  eines  Mangels,  also  auf  die 
Fragen  der  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  (Planck  Anm.  2,  Niedner 
Anm.  6,  Keidel  in  Böhms  Zeitschr.  7  S.  228).  Eine  Ehe  ymd  dem- 
nach nur  als  gültig  anerkannt,  wenn  sie  sowohl  nach  dem  Heimath- 
gesetze des  Mannes  als  auch  nach  dem  der  Frau  gültig  ist. 
Hinsichtlich  der  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  gilt  aber  Art.  7  (vor- 
stehend unter  1;  Planck  Anm.  6d  zu  Art.  7),  so  dass  bezüglich  der 
Ehemündigkeit  und  des  Erfordernisses  des  Konsenses  jeder  Theil  nur 
nach  seinem  Heimathrechte  beurtheilt  wird  (Meyerowitz  in  Böhms 
Zeitschr.  10  S.  36).*)  lieber  die  für  Ausländer  erforderliche  Erlaubniss  zur 
Eheschliessung  im  Inlande:  oben  C  2g  S.  11.  —  Die  deutschen  Gerichte 
entscheiden  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  Ehe,  gleichviel 
ob  sie  im  Inland  oder  im  Auslande  von  Inländern  oder  Ausländem  ge- 
schlossen ist,  sofern  nur  die  Zuständigkeit  nach  §  606  C.P.O.  begründet  ist; 
hierüber  oben  G  S.  34.  —  Auf  Grund  einer  von  einem  ausländischen  Gericht 
ausgesprochenen  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  kann  die  Vollstreckung 
durch  Berichtigung  des  inländischen  Standesregisters  nur  erfolgen,  wenn 
ihre  Zulässigkeit  nach  §  722  C.P.O.  durch  ein  deutsches  Vollstreckungs- 
urtheil  ausgesprochen  ist.^    Das  Vollstreckungsurtheil  ist  gemäss  §  723 

^)  Wo  sich  „der  für  die  Entstehung  des  Schuldverhältnisses  in  Betracht  kommende 
Thatbestand  verwirklicht".     Vgl.  Planck  Anm.  3a.  E.  mit  Vorbem.  10   zu  Art.  7— 31. 

•)  Siehe  auch  „Oesterreich"  und  „Ungarn"  an  entsprechender  Stelle. 

')  Leske  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  I  S.  812  Anm.  2  und  die 
dort  nachgewiesene  Literatur.  —  Auf  dieVoUstreckungsklage  finden  die  Bestimmungen 
der  C.P.Ü.  über  den  Eheprozess  Anwendung,  v.  Wilmowski-Levy,  Komment,  z. 
CP.O.  Anm.  3  zum  früheren  §660,  Struckmann-Koch  Anm.  3  zu  §722. 
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CP.O.  ohne  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  der  ausländischen  Entscheidung 
zu  erlassen;  es  setzt  deren  Rechtskraft  nach  dem  ausländischen  Rechte 
voraus  und  es  kann  nicht  erlassen  werden,  wenn  die  Anerkennung  der  Ent- 
scheidung nach  §  328  CP.O.  ausgeschlossen  ist,  d.  L :  wenn  das  ausländische 
Gericht  nach  deutschem  Rechte  nicht  zuständig  war ;  wenn  der  unterlegene 
Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den  Prozess  nicht  eingelassen  hat, 
sofeiTi  die  den  Prozess  einleitende  Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder  in  dem 
Staate  des  Prozessgerichts  in  Person  noch  durch  Gewährung  deutscher 
Rechtshülfe  zugestellt  ist;  wenn  in  dem  Urtheile  zum  Nachtheü  einer 
deutschen  Partei  von  Art.  13  Abs.  1  bezw.  Art.  27  (nachstehend  unter  5) 
oder  von  Art  17  (nachstehend  unter  4)  oder  im  Falle  des  Art  9  Abs.  3 
zum  Nachtheile  der  Ehefrau  eines  für  todt  erklärten  Ausländers  von 
Art  13  Abs.  2  abgewichen  ist;  wenn  die  Anerkennung  des  Urtheils 
gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes 
Verstössen  würde  (nachstehend  unter  5);  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht 
verbürgt  ist,  es  sei  denn,  dass  nach  deutschem  Rechte  ein  Gerichtsstand 
im  Inlande  nicht  begründet  war.  Hierdurch  sind,  auch  abgesehen  von 
dem  Falle,  dass  es  sich  um  Vollstreckung  des  ausländischen  Urtheils 
handelt,  ganz  allgemein  die  Voraussetzungen  bestimmt,  unter  denen  sich 
überhaupt  eine  Partei  vor  deutschen  Gerichten  auf  das  rechtskräftige 
Urtheil  eines  ausländischen  Gerichts  berufen  kann  (R.G.  8  S.  389,  zu 
vgl.  auch  R.G.  16  S.  421).^) 

Abs.  2.  —  Grundsätzlich  kann  nach  den  deutschen  Gesetzen  nach 
Art.  9  nur  für  todt  erklärt  werden,  wer  beim  Beginne  der  Verschollenheit 
ein  Deutscher  war;  hiervon  macht  Abs.  3  a.  a.  0.  eine  Ausnahme:  „Hatte 
ein  verschollener  ausländischer  Ehemann  seinen  letzten  Wohnsitz  im  In- 
land und  ist  die  im  Inlande  zurückgebliebene  oder  dahin  zurückgekehrte 
Ehefrau  Deutsche  oder  bis  zu  ihrer  Verheirathung  mit  dem  Verschollenen 
Deutsche  gewesen,  so  kann  auf  ihren  Antrag  der  Verschollene  im  In- 
lande nach  den  deutschen  Gesetzen  ohne  die  im  Abs.  2  bestimmte  Be- 
schränkung (nämlich  Einschränkung  der  Wirkung  auf  gewisse  Rechts- 
verhältnisse) für  todt  erklärt  werden."  Auf  Grund  solcher  Todeserklärung 
kann  die  Frau  sich  wieder  verheirathen  und  die  Gültigkeit  der  neuen 
Ehe  wird  alsdann,  selbst  wenn  sie  nach  der  Regel  des  Art  13  Abs.  1 
nach  ausländischem  Rechte  zu  beurtheilen  wäre,  gemäss  der  Ausnahme  im 
Abs.  2  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurtheilt  (oben  C  2a  S.  9,  E  Ic 
S.  21  und  E  3e  S.  23)  —  freilich,  wie  hinzuzudenken  ist,  nur  insoweit, 
als  es  sich  um  das  Verschollenheitsrecht,  also  um  die  Zulässigkeit  der 
Wiederverheirathung  und  um  die  Gültigkeit  der  neuen  Ehe  sowie  um  den 
Bestand  der  früheren  Ehe  im  Falle  des  üeberlebens  des  Verschollenen, 


')  Vgl.  hierzu:  Böhm's  Zeitschr.  3  S.  531  fif.  gegen  das  Urtheil  des  Kammergerichts 
das.  S.  529;  auch  Planck  Anm.  6  zu  Art.  13  und  die  meisten  Kommentare  zur  G.P.O., 
80  Struckmann-Koch  (7.  Aufl.)  Anm.  1  zu  §  328,  Reincke  (4.  Aufl.)  Anm.  I  zu 
§328.  —  Nachweis  der  Staaten,  in  denen  die  Gegenseitigkeit  yerbörgt  ist,  bei  Leske- 
Loewenfeld,  Bechtsverfolgung  I  S.  799ff.;  8.  auch  Reinoke  a.  a.0.  S.  350. 
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handelt  (Niemeyer  S.  39,  Barazetti  S.  62,  Niedner  Anm.  4,  Fuld 
in  Böhms  Zeitschr.  8  S.  377,  Mariolle  daselbst  9  S.  106). 

Abs.  3  bezieht  sich  nur  auf  die  im  Inlande,  gleichviel  ob  von  In- 
ländern oder  Ausländem  geschlossenen  Ehen.  Im  Gebiete  des  deutschen 
Eeichs  können  auch  Ausländer  eine  Ehe  nur  nach  §  1317  B.G.B.  vor 
einem  Standesbeamten  gültig  eingehen,  nicht  etwa  auch  vor  dem  Ge- 
sandten oder  Konsul  ihres  Landes,  es  sei  denn,  dass  dies  durch  Staats- 
verträge besonders  zugelassen  ist.^)  Die  Form  der  im  Auslande,  gleichviel 
ob  von  Ausländem  oder  Inländern  geschlossenen  Ehen  bestimmt  sich 
dagegen  nach  der  Regel  des  Art.  11  (oben  unter  1).  Auch  Deutsche 
können  daher  im  Ausland  in  der  nach  den  dortigen  Gesetzen  geltenden 
Form  eine  Ehe  gültig  eingehen  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  am  Ehe- 
schliessungsort-e  die  Möglichkeit  hätten,  die  Ehe  vor  einem  diplomatischen 
Vertreter  oder  Konsul  des  deutschen  Reichs  zu  schliessen  (oben  H  S.  37ff.; 
R.G.  27  S.  103,  Böhm's  Zeitschr.  2  S.  25).  Dabei  ist  es  ohne  Belang,  ob  die 
Eheschliessenden  sich  zur  Umgehung  der  sonst  gebotenen  Form  ins  Ausland 
begeben  haben  (Bar  I  S.  350,  Zitelmann  II  S.  151,  152  Anm.  89).*) 

3.  Wirkungen  der  Ehe. 

a)  Art.  14:  „Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  deutscher 
Ehegatten  zu  einander  werden  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurtheilt, 
auch  wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben. 

Die  deutschen  Gesetze  finden  auch  Anwendung,  wenn  der  Mann  die 
Reichsangehörigkeit  verloren,  die  Frau  sie  aber  behalten  hat."  — 

Die  Abgrenzung  der  „persönlichen"  gegen  die  güterrechtlichen  Be- 
ziehungen wird  mitunter  zweifelhaft  sein;  entscheidend  ist,  dass  die 
einzelne  in  Frage  stehende  Beziehung  im  Wesentlichen  auf  der  das  Wesen 
der  Ehe  bildenden  Lebensgemeinschaft  bemht  (oben  D  IS.  17,  §§1363 
bis  1362  B.G.B. :  „Wirkungen  der  Ehe  im  Allgemeinen").  Deshalb  gehört 
insbesondere  auch  die  wechselseitige  Unterhaltspflicht  der  Gatten  während 
der  Ehe,  sowie  die  Schlüsselgewalt  der  Frau,  trotz  der  vermögensrecht- 
lichen Seite  dieser  Beziehungen,  zu  den  persönlichen  im  Sinne  des 
Art.  14.^)  —  Ueber  den  im  Abs.  2  beregten  Fall:  Bundesges.  v.  1.  Juni 


1)  Vgl.  die  Staatsverträge  mit  Brasilien  v.  10.  Januar  1882  (R.G.Bl.  S,  69),  mit 
Paraguay  v.  21.  Juli  1887  (R.Cl.Bl.  v.  1888  S.  178),  mit  Italien  v.  4.  Mai  1891,  (R.G.B1. 
S.  113),  mit  Japan  v.  4.  April  1896  (R.G.B1.  S.  782).  Danach  ist  die  Elleschliessung 
vor  dem  Vertreter  des  betr.  Staates  im  deutschen  Reiche  zulässig,  wenn  beide  Verlobte 
jenem  Staate  angehören;  nach  dem  Vertrage  mit  Paraguay  genügt  es  aber,  dass  ein 
Thcil  ein  Paraguaner  ist,  sofern  nur  auch  der  andere  Theil  ein  Nichtdeutscher  ist.  — 
Siehe  hierüber  Meyerowitz  in  Böhm's  Zeitschr.  10  S.  6 ff.,  11  ff. 

*)  Entsprechendes  gilt  nach  der  allgemeinen  Fassung  des  Art.  11  Abs.  1  von  Aus- 
ländern, die,  gleichviel  wo,  eine  Ehe  in  der  am  Eheschliessungsorte  gebotenen  Form 
eingehen;  selbst  wenn  nach  ihrem  Heimathrechte  die  so  geschlossene  Ehe  ungültig 
wäre,  würde  sie  doch  nach  deutschem  Rechte  anzuerkennen  sein.  Staudinger  Anm.  7 
zu  Art.  13. 

•)  Planck  Anm.  5,  Niedner  Anm.  4;  hinsichtlich  der  Unterhaltspflicht  auch 
Urth.  d.  R.G.  v.  3.  Mai  1897,  Jur.  Wochenschr.  S.  351,  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  43.  — 
Planck  Anm.  2c  zu  Art.  15  will  dem  Art.  14  auch  die  Unterhaltspflicht  geschiedener 
Ehegatten   unterordnen,   obwohl  es  sich  doch  hierbei  um  eine,  unter  Berücksichtigung 
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1870  (B.G.B1.  S.  355)  in  der  Fassung  des  Art.  41  EinlGes.  z.  B.G.B.,  ins- 
besondere §§  11,  19,  21,  22. 

Nach  dem  Grundgedanken  des  Gesetzes,  wonach  die  jeweilige  Staats- 
angehörigkeit entscheiden  soll,  ist  Art.  14  analog  anzuwenden  auf  die 
persönlichen  Beziehungen  ausländischer  Ehegatten,  dergestalt,  dass  ihr 
Heimathsrecht  massgebend  ist.  Gehören  die  Gatten  verschiedenen  Staaten 
an  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  Abs.  2  — ,  so  wird  ein  auf  die 
persönlichen  Rechtsbeziehungen  gegründeter  Anspruch  nur  insofern  an- 
zuerkennen sein,  als  er  nach  beiden  in  Betracht  kommenden  Rechten 
begründet  ist.^) 

b)  Art.  15:  „Das  eheliche  Güterrecht  wird  nach  den  deutschen 
Gesetzen  beurtheilt,  wenn  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Eheschliessung  ein 
Deutscher  war. 

Erwirbt  der  Ehemann  nach  der  Eingehung  der  Ehe  die  Reichs- 
angehörigkeit oder  haben  ausländische  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  In- 
lande,  so  sind  für  das  eheliche  Güterrecht  die  Gesetze  des  Staates 
massgebend,  dem  der  Mann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  angehörte; 
die  Ehegatten  können  jedoch  einen  Ehevertrag  schliessen,  auch  wenn  er 
nach  diesen  Gesetzen  unzulässig  sein  würde."*) 

Wie  im  Einzelfalle  die  Abgrenzung  der  „persönlichen  Rechts- 
beziehungen" gegen  das  eheliche  Güterrecht  zweifelhaft  sein  kann,  so 
können  auch  bei  der  Abgrenzung  des  letzteren  gegen  das  Erbrecht,  auf 
welches  Art.  24 — 26  anzuwenden  sind,  Zweifel  aufkommen.  Als  Bestand- 
theil  des  Güteirechts  sind  alle  diejenigen  Bestimmungen  anzusehen,  welche 
aus  dem  Wesen  desselben  hervorgehen  und  als  Folgen  desselben  anzusehen 
sind,  mögen  sie  sich  auch  äusserlich  als  erbrechtliche  darstellen,  so  ins- 
besondere alle  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Theilung  des  gemeinschaft- 
lich gewesenen  Vermögens,  den  Niessbrauch  und  die  Verfügungsbefugniss 


der  Schuld  des  einen  oder  andern  Theiles,  sich  bestimmende  Wirkung  der  Seh eidung- 
handelt;  für  diese  ist  Art.  17  (unten  4)  massgebend.  Niedner  Anm.  4c  zu  Art.  15 
und  4a  zu  Art.  17;  vgl.  Seuffert  Arch.  S'J  No.  203,  33  No.  97,  52  No.  138  und  R.G.  38 
S.  198.  —  Die  Schlüsselgewalt  (§  1357)  wird,  ebenso  wie  die  praesumtio  Muciana  (§  1362), 
von  Einigen  nicht  hierher,  sondern  wegen  ihrer  Erwähnung  in  Art.  IH  zum  ehelichen 
Güterrechte  gerechnet.  Staudinger  Anm.  4,  Niemeyer  S.  21,  Barazetti  S.  70;  die 
beiden  Letzteren  wollen  überhaupt  nur  die  §§  1353 — 1356  dem  Art.  14  unterordnen. 

^)  Planck  Anm.  1«  Niedner  Anm.  3c.  Dagegen:  Niemeyer  S.  21  und  Bara- 
zetti S.  71,  welche  im  Kollisionsfalle  das  Personalstatut  des  Mannes  entscheiden 
lassen  wollen. 

^  Der  Grundgedanke  des  Art.  15  ist,  dass  das  Heimathsgesetz  des  3Iannes  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  für  das  eheliche  Güterrecht  massgebend  ist  und  bleibt,  auch 
wenn  er  später  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erwirbt.  Dieser  Satz  wird  über  den 
im  Abs.  2  geordneten  besonderen  Fall  hinaus  allgemein  anzuwenden  sein.  Planck 
Anm.  Ic,  Zitelmann  S.  226ff.,  Niemeyer  S.  22,  Barazetti  S.  76;  vgl.  auch  Silber- 
schmidt in  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  102  und  Erlass  des  badischen  Just.Min.  v.  6.  August 
1900  das.  10  S.  413.  Dagegen:  Niedner  Anm.  2b  und  Schnell  in  Böhm's  Zeitschr.  8 
S.  116.  —  üeber  die  räumliche  Herrschaft  der  landesrechtlichen  Normen,  betreffend  die 
Ueberleitung  des  Güterstandes  der  vor  dem  1.  Januar  1900  geschlossenen  Ehen  in  das 
Güterrecht  des  B.G.B.:  Schnell  in  Böhm's  Zeitschr. 8  S.  292ff.;  siehe  oben  D  S.  16. 
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des  Ueberlebenden  und  auf  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  beziehen 
(R.G.  36  S.  334;  Planck  Anm.  2b,  Niedner  Anm.  4c  und  ausfuhrlich  über 
die  auf  das  eheliche  Güterrecht  und  das  Erbrecht  bezüglichen  Kollisions- 
normen: Silberschmidt  in  Böhm's  Zeitschr.  3  S.  132 ff.,  8  S.  97  ff.).')  Die 
Bestimmungen  des  Art.  1 6  kommen  sowohl  im  Verhältnisse  der  Eh^atten 
gegen  einander,  als  auch  gegenüber  Dritten  zur  Anwendung;  zu  Gunsten 
Dritter  gelten  aber  gewisse  Ausnahmen  nach  Art.  16: 

„Haben  ausländische  Ehegatten  oder  Ehegatten,  die  nach  der  Ein- 
gehung der  Ehe  die  Reichsangehörigkeit  erwerben,  den  Wohnsitz  im  In- 
lande,  so  finden  die  Vorschriften  des  §  1435  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
entsprechende  Anwendung;  der  ausländische  gesetzliche  Güterstand  steht 
einem  vertragsmässigen  gleich.*) 

Die  Vorschriften  der  §§  1357,  1362,  1405  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs finden  Anwendung,  „soweit  sie  Dritten  günstiger  sind  als  die  aus- 
ländischen Gesetze",  d.  h.:  wenn  nach  dem  massgebenden  ausländischen 
Rechte  die  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Mannes  am  Vermögen  der 
Frau  (gleichviel  ob  gesetzlich  oder  vertraglich)  ausgeschlossen  oder  (im 
Vergleiche  zum  deutschen  Rechte,  §§  1363 ff.;  oben  D  2a  S.  18)  geändert 
ist,  so  können  einem  Dritten  gegenüber  hieraus  Einwendungen  gegen  ein 
zwischen  ihm  und  einem  der  Ehegatten  vorgenommenes  Rechtsgeschäft 
oder  gegen  ein  zwischen  ihnen  ergangenes  rechtskräftiges  Urtheil  nur 
hergeleitet  werden,  wenn  bei  Vornahme  des  Geschäfts  oder  bei  Eintritt 
der  Rechtshängigkeit  die  Abweichung  im  Güterregister  eingetragen  oder 
dem  Dritten  bekannt  war  (§  1435).  Entsprechendes  gilt  hinsichtlich 
einer  Beschränkung  oder  Ausschliessung  der  Sclilüsselgewalt  der  Frau 
(§  1357)  sowie,  falls  die  Frau  mit  Einwilligung  des  Mannes  ein  Erwerbs- 
geschäft betreibt,  hinsichtlich  eines  Einspruchs  oder  des  Widerrufs  des 
Mannes  (§  1405).  Endlich  gilt  in  jedem  Falle  zu  Gunsten  Dritter  die 
Vermuthung,  dass  die  im  Besitz  eines  Gatten  oder  beider  befindlichen 
Sachen,  mit  Ausnahme  der  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Frau  be- 
stimmten, dem  Manne  gehören  (§  1362). 

c)  Hinsichtlich  der  Kinder  ist  bestimmt,  dass  die  eheliche  Ab- 
stammung nach  deutschem  Rechte  beurtheilt  wird,  wenn  der  Ehemann 
der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  oder,  im  Falle  seines  früheren 
Todes,  zuletzt  ein  Deutscher  war  (Art.  18).  Desgleichen  wird  das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  Eltern  und  ehelichen  Kindern  nach  deutschem  Rechte 
beurtheilt,  wenn  der  Vater,  oder  nach  seinem  Tode  die  Mutter  die 
Reichsangehörigkeit  besitzt  oder  wenn  zwar  die  Reichsangehörigkeit  des 


^)  Unter  entsprechenden  Gesichtspunkten  ist  bei  Anwendung  ausländischer  Nonnen 
ihre  Zugehörigkeit  zum  Güterrecht  oder  Erbrecht  zu  prüfen.  So  sind  z.  B.  nach 
ungarischem  Rechte  dos  und  contrados  („Ungarn"  D  2  S.  96),  wiewohl  sie  erst  nach 
dem  Tode  zu  entrichten  sind^  dem  Güterrechte  zuzurechnen^  wie  sich  besonders  auch 
daraus  ergiebt,  dass  der  Berechtigte  darüber  letztwillig  verfügen  kann. 

*)  Neubauer,  Das  eheliche  Güterrecht  des  Auslandes  (Berlin  1882),  Behaghel, 
Die  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse  der  Ausländer  (Freiburg  1873). 
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Vaters  oder  der  Mutter  erloschen,  diejenige  des  Kindes  aber  bestehen 
geblieben  ist  (Art.  19). 

4.  Art  17:  „Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des 
Staates  massgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der 
Klage  angehört. 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  ein 
Scheidungsgrund  oder  ein  Trennungsgrund  ist 

Ist  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  die  Reichsangehörigkeit  des 
Mannes  erloschen,  die  Frau  aber  Deutsche,  so  finden  die  deutschen  Ge- 
setze Anwendung. 

Auf  Scheidung  sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt 
werden,  wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  den 
deutschen  Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde." 

Nach  dem  Heimathsrechte  des  Mannes  bestimmen  sich  gemäss  Abs.  1 
zunächst  die  Voraussetzungen  der  Scheidung,  also  die  Frage,  ob  über- 
haupt Scheidung  oder  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zulässig  ist,  aus 
welchen  Gründen  die  eine  und  die  andere  stattfindet,  wann  das  Recht 
auf  Scheidung  oder  Trennung  erlischt  u.  s.  w.  Ein  österreichischer 
Katholik  kann  hiemach  bei  einem  deutschen  Gerichte  Scheidung  der 
Ehe  dem  Bande  nach  überhaupt  nicht  erwirken  (Urth.  d.  R.G.  vom 
13.  Dezember  1900  in  Böhms  Zeitschr.  HS.  66);  ebenso  nicht  eine  mit 
einem  katholischen  Oesterreicher  verheirathete,  bis  zur  Eheschliessung 
deutsche  Protestantin  (daselbst  S.  71 ;  §  111  des  österr.  a.  b.  G.B.;  siehe 
untCT  „Oesterreich"  F  S.  71  f.).  —  Auch  für  die  Wirkungen  der  Scheidung, 
insbesondere  hinsichtlich  des  Namensrechtes  der  Frau,  der  Unterhalts- 
pflicht der  Gatten  gegen  einander,  der  WideiTuflichkeit  von  Schenkungen 
u.  s.  w.  ist  Art.  17  massgebend,')  dagegen  nicht,  insoweit  es  sich  um 
Folgen  der  Auflösung  der  Ehe  schlechthin  handelt,  mag  auch  darauf  die 
Art  der  Auflösung  (Scheidung)  von  gewissem  Einflüsse  sein,  also  insbe- 
sondere nicht  hinsichtlich  der  Vermögensauseinandersetzung,  für  welche 
vielmehr  Art  15  gilt  (oben  3  b).  So  ist  auch  bezüglich  der  Zulässigkeit 
der  Wiederverheirathung  zu  unterscheiden.  Die  von  einem  deutschen 
Gerichte,  gleichviel  ob  auf  Grund  deutschen  oder  ausländischen  Rechtes, 
ausgesprochene  Scheidung  schliesst  begrifflich  das  Recht  zur  Wiederver- 
heii'athung  ein ;  ob  dies  auch  für  ein  ausländisches  auf  Scheidung  lautendes 
Urtheil  gut,  ist  nach  seinem  Inhalt  unter  Berücksichtigung  des  ihm  zu 


')  Im  Einzelnen  ist  hier  Manches  streitig.  Hinsichtlich  der  Unterhaltspflicht 
siehe  oben  3  a.  Die  Unterhaltspflicht  der  Geschiedenen  gegenüber  den  Kindern,  welche 
an  sich  von  der  Scheidung  nicht  berührt  wird,  gehört  jedenfalls  nicht  hierher.  Dagegen 
moss  die  Regelung,  welche  das  Gesetz  für  den  Fall  der  Scheidung  bezüglich  der  Sorge 
für  die  Person  der  Kinder  trifft,  als  spezifische  Wirkung  der  Scheidung  nach  Art.  17 
behandelt  werden.  Niedner  Anm.  3d,  Staudinger  Anm.  6,  Davidson  S.  209;  da- 
gegen: Planck  Anm.  2. 
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Grunde  gelegten  Rechtes  zu  prüfen.  Insoweit  hiernach  an  und  für  sich 
das  Recht  zui'  Wiederverheirathung  besteht,  kann  es  jedoch  beschränkt 
oder  bedingt  sein,  und  hier  ist  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  eine  mit 
der  Auflösung  der  Ehe  im  Allgemeinen  zusammenhängende  Beschränkung 
handelt,  wie  Wartefrist  der  Frau,  vorgängige  Auseinandersetzung  mit 
Kindern  u.  s.  w.,  oder  ob  es  sich  um  eine  spezifische  Wirkung  der  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  Scheidung  handelt,  wie  bei  dem  Ehehindemisse 
des  Ehebruchs  oder  sonstiger  Mitschuld  an  der  Scheidung  (vgl.  z.  B. 
„Oesterreich"  C  2  g  und  „Ungarn"  C  2  e  und  f)  oder  bei  einer  durch 
das  Scheidungsurtheil  auferlegten  Wartefrist  (vgl.  „Schweiz"  C  2d);  in 
ersterem  Falle  ist  Art.  13  betreffend  die  „Eingehung  der  Ehe"  (oben  2), 
in  letzterem  der  vorliegende  Ait.  17  massgebend.^) 

Die  Vorschrift  in  Abs.  2  schliesst  die  Scheidungsklage  aus,  wenn 
nach  dem  früheren  Heimathsrechte  des  Mannes,  unter  dem  der  konkrete 
Thatbestand  sich  ereignete,  die  Klage  nicht  begründet  sein  würde;  das 
gilt  auch  dann,  wenn  nach  jenem  Rechte  ein  Scheidungs-  oder  Trennungs- 
grund an  sich  gegeben  war,  aber  aus  besonderen  Gründen  fortgefallen 
ist,  z.  B.  in  Folge  von  Zeitablauf  oder  Kompensation  (Planck  Anm.  3b; 
R.G.  46  S.  90  und  47  S.  4  zur  analogen  Bestimmung  des  Art.  201).  Es 
genügt  aber,  wenn  nach  jenem  Rechte  wenigstens  zeitweilige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  zulässig  wäre  (Planck  a.  a.  0.,  Niedner  Anm.  2d, 
Staudinger  Anm.  1;  vgl.  auch  R.G.  47  S.  31). 

Ueber  den  Fall  des  Abs.  3:  oben  3  a. 

Insoweit  ausländisches  Recht  anzuwenden  ist,  kann  doch  nach  Abs.  4 
auf  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nur  erkannt 
werden,  wenn  der  konkrete  Thatbestand  des  vorliegenden  Falles  „die 
Scheidung",  d.  h.  eine  die  Wiederverheirathung  ermöglichende 
Lösung  des  ehelichen  Bandes  sowohl  nach  jenem  ausländischen  wie 
nach  deutschem  Rechte  begründet;  es  genügt  also  nicht,  dass  nach  dem 
ausländischen  Rechte  die  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gerecht- 
fertigt ist  (Urth.  des  R.G.  v.  30.  April  1901,  Bd.  48  S.  144,  Böhm's  Zeit- 
schr.  11  S.  71  ff.,  Jur.  Wochenschr.  30  S.  378).*)  Es  kann  aber  solchenfalls 

*)  Die  Anwendung  des  Art.  17  hat  zur  Folge,  dass  die  fragliche  Beschränkung 
auch  durch  einen  nachträglichen  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  nicht  beseitigt  wird, 
weil  eben  nach  Abs.  1  die  Staatsangehörigkeit  zur  Zeit  der  Klageerhebung  ent- 
scheidend bleibt.  Endemannll  S.  694  Anm.  21.  Dagegen:  Davidson  S.  206,  der 
überdies  unzutreffend  die  verschiedenen  Beschränkungen  der  Wiederverheirathung,  wie 
z.  B.  Wartefrist  der  Ehefrau  einerseits  und  Hinderniss  des  Ehebruchs  andererseits,  nicht 
auseinanderhält.  —  Baisini  in  Böhm's  Zeitschr.  11  S.  181  weist  darauf  hin,  dass  auf 
Grund  des  anzuwendenden  Rechtes  geprüft  werden  müsse,  ob  nicht  das  Verbot  der 
Wiederverheirathung  wegen  Ehebruchs  lediglich  eine  polizeiliche  Massregel  sei,  die 
ausserhalb  der  Landesgrenzen  nicht  gelte. 

^  Ebenso  Planck  Anm.  6;  dagegen  Keidel  in  Böhm's  Zeitschr.  7  S.  243,  der 
einer  nach  deutschem  Hechte  begründeten  Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  dann  stattgeben  will,  wenn  nach  dem  anzuwendenden  ausländischen 
Kechte  auch  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zulässig  ist;  auch  Niedner  Anm.  2e, 
der  die  Klage  zwar  ausschliesst,  wenn  das  ausländische  Recht  im  gegebenen  Falle  nur 
zeitweilige  Trennung  gestattet,  dagegen  die  Klage  zulassen  will,  wenn  nach  dem  aus- 
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auch  nicht  etwa  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nach  dem  mass- 
gebenden ausländischen  Rechte  erkannt  werden,  da  das  deutsche  Recht 
dies  Institut  überhaupt  nicht  kennt  und  aus  dem  Mangel  eines  besonderen 
Prozessverfahrens  für  eine  solche  Klage  zu  schliessen  ist,  dass  sie  vor 
einem  deutschen  Gerichte  überhaupt  nicht  erhoben  werden  kann.^)  Auf 
Grund  eines  im  Ausland  ergangenen  Urtheils  auf  beständige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  kann  keineswegs  ohne  Weiteres  Scheidung  oder 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  verlangt  werden  (vgl.  R.G.  32 
S.  17  zu  §  77  Abs.  2  PersonenstGes.).-) 

üeber  die  Zuständigkeit  deutscher  Gerichte  in  Ehesachen  von  Aus- 
ländem: oben  G  S.  34 f.;  über  die  Anerkennung  ausländischer  UrtheUe  in 
Scheidungssachen:  vorstehend  2. 

ländischen  Rechte  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  begründet  wäre.  Dabei 
ist  verkannt,  dass  dann  unter  der  gleichen  Yoraussetzung  thatsächlich  auch  die  völlige 
Scheidung  zugelassen  wäre,  weil  der  einseitige  Antrag  eines  der  beiden  Gatten  genügt, 
um  jederzeit  die  Umwandlung  des  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  lautenden 
Urtheils  in  ein  Scheidungsurtheil  zu  erwirken  (§  1576  B.G.B.,  auch  §  1575).  8iehe 
hierzu  oben  F.  6  S.  '62. 

*)  Planck  Anm.  7,  Staudinger  Anm.  8,  Endemann  II  S.  674,  675,  Leske  U 
S.829,  Davidson  S.  217flf.;  dagegen:  Mariolle  in  Böhm's  Zeitschr.  8  S.457,  ürth. 
d.  O.L.G.  Dresden  das.  II  S.  75  und  beiMugdan-Falkmann,  Kechtspr.  d.  O.L.G.  1901 
S. 413.  Im  Sinne  der  Unzulässigkeit  auf  Grund  des  früheren  Rechtes  (§  77  Abs.  1  Per- 
sonenst.Ges.)  auch  R.G.  11  S.  29,  vgl.  3  S.  27.  Auf  Grund  des  neuen  Rechtes  hat  das 
R.G.  die  Frage  noch  nicht  entschieden.  Dem  im  Texte  erwähnten  Urth.  v.  30.  April  1901 
lag  eine  gegen  einen  katholischen  Oesterreicher  gerichtete  Klage  auf  Scheidung,  event. 
auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  ganz  event.  auf  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  zu  Grunde.  Das  O.L.G.  Jena  hatte  nun  allerdings,  unter  Abweisung  der  ersten 
beiden  Anträge,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ausgesprochen  und  das  R.G.  hat  die 
von  der  Klägerin  eingelegte  Revision  zurückgewiesen;  aber  hierdurch  ist  nur  die  von 
der  Klägerin  gerügte  Abweisung  jener  weitergehenden  Anträge,  nicht  auch  die  aus- 
gesprochene Trennung  von  Tisch  und  Bett  gebilligt  worden,  über  welche  das  R.G.  sich 
zu  äussern  keinen  Anlass  hatte,  da  das  Urtheil  vom  Beklagten  nicht  angegriffen  war. 
VgL  auch  die  Anmerkung  in  Böhm's  Zeitschr.  11  8.  74.  A.  31.  v.  C  an  st  ein  bei 
Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  8  S.  230.  Welche  Bedeutung  dem  formell 
in  Rechtskraft  erwachsenen  Urtheile  des  O.L.G.  beizumessen  sei,  kann  sehr  zweifelhaft 
sein.  Vgl.  Davidson  S.  219,  der  derartige  Urtheile  deutscher  Gerichte  für  ipso  iure 
nichtig  erachtet. 

•)  Fraglich  ist,  inwieweit  ein  solches  Urtheil  im  Uebrigen  anzuerkennen  sei.  So- 
fern die  Trennung  nach  dem  massgebenden  Rechte  den  Zwang  zu  dauernder  Ehe- 
losigkeit einschliesst,  wie  z.B.  nach  österreichischem  Rechte,  dürfte  die  Anerkennung 
des  Urtheils  mit  dem  Zwecke  des  deutschen  Gesetzes  nicht  vereinbar,  also  zu  versagen 
sein.  Siehe  oben  3  und  unten  5c.  Anders  anscheinend  Planck  Anm.  7.  Nach 
ungarischem  Rechte  hingegen  kann  die  dauernde  Trennung,  wenigstens  nach  Ablauf  von 
zwei  Jahren,  auf  einseitigen  Antrag  eines  der  Gatten  jederzeit  in  vollständige  Losung 
umgewandelt  werden  (siehe  „Ungarn^  F  II  S.  106).  Ebenso,  jedoch  mit  dreijähriger 
Frist,  nach  französischem  Rechte:  c.  c.  Art.  306,  310  und  Ges.  v.  27.  Juli  1884.  Der 
Anerkennung  eines  solchen  Urtheils  dürfte  daher  —  falls  nur  im  Uebrigen  die  Vor- 
aussetzungen gegeben  sind  (oben  2)  —  ebensowenig  etwas  entgegenstehen,  wie  der 
Anerkennung  eines  auf  zeitweilige  Trennung  lautenden  Urtheils.  —  Ist  einem  ausländi- 
schen Urtheile  die  Anerkennung  zu  versagen,  so  begründet  es  selbstverständlich  auch 
nicht  den  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  gegenüber  einer  im  Inland 
erhobenen  Scheidungsklage,  v.  Sicherer  S.  478,  Hinschius  S.  216  Anm.  34,  David- 
son S.  183. 
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5.  Besondere  Bestimmangen. 

a)  RückverweisungJ)  Art.  27:  „Sind  nach  dem  Rechte  eines 
fremden  Staates,  dessen  Gesetze  in  dem  Art.  7  Abs.  1,  dem  Ait.  13  Abs.  1, 
dem  Art.  16  Abs.  2,  dem  Art.  17  Abs.  1  und  dem  Art.  26  für  mass- 
gebend erklärt  sind,  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden,  so  finden  diese 
Gesetze  Anwendung.'^  Diese  Bestimmung  ist  nicht  ausdehnend  anzu- 
wenden, weder  auf  andere  Fälle  noch  auch  dahin,  dass,  wenn  das  mass- 
gebende ausländische  Recht  auf  die  Gesetze  eines  anderen  ausländischen 
Staates  verweist,  dieses  andere  Recht  anzuwenden  wäre ;  vielmehr  bleibt 
in  diesem  Falle  die  Verweisung  unberücksichtigt  und  es  ist  lediglich  das 
nach  den  zitiilen  Bestimmungen  massgebende  fremde  Recht  anzuwenden.^) 

b)  Heimathlosigkeit.  Art.  29:  „Gehört  eine  Person  keinem  Staate 
an,  so  werden  ihre  Rechtsverhältnisse,  soweit  die  Gesetze  des  Staates, 
dem  eine  Person  angehört,  für  massgebend  erklärt  sind,  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates  beurtheilt,  dem  die  Person  zuletzt  angehört  hat,  und 
wenn  sie  auch  früher  einem  Staate  nicht  angehört  hat,  nach  den  Gesetzen 
des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  und  in  Ermangelung  eines 
Wohnsitzes  ihren  Aufenthalt  hat  oder  zu  der  massgebenden  Zeit  ge- 
habt hat."«) 


')  Das  Prinzip  der  „Rückvei'weisung*'  und  seine  einzelnen  Folgen  sind  viel  um- 
stritten. Literaturangaben  bei  Planck  Anm.  1,  Niedner  Anm.  3b,  Kahn  in  Iliering's 
Jahrb.  f.  Dogmatik  36  S.  401  ff.;  siehe  besonders  Zitelmann  I  S.  237ff.,  389ff.,  Kahn 
a.  a.  0.  30  S.  7ff.  und  36  S.  366ff.,  Barazetti  in  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  32ff.,  v.  Bar 
das.  S.  177 ff.,  Buzzati  das.  8.449ff. 

')  Planck  Anm.  4,  Niedner  Anm.  3c,  Niemeyer  S.  26,  Barazetti  S.  12  und 
in  Böhm's  Zeitschr.  7  S.  319;  anders:  v.  Bar  das.  8  S.  188.  —  Beispiele:  Ein  Angehöriger 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geht  in  Deutschland  eine  Ehe  ein.  Nach 
Art.  13  Abs.  1  wäre  deren  Gültigkeit  nach  amerikanischem  Rechte  zu  beurtheilen.  Da 
dieses  aber  die  Gesetze  des  Eheschliessungsortes  für  massgebend  erklärt,  so  ist  die  Ehe 
nach  deutschem  Rechte  zu  beurtheilen.  Wäre  sie  hingegen  in  Frankreich  geschlossen^ 
so  würden,  wiewohl  solchenfalls  das  amerikanische  Recht  auf  die  französischen  Gesetze 
verweist,  in  Deutschland  doch  nicht  diese,  sondern  lediglich  die  für  die  Eingehung  der 
Ehe  im  Heimathsstaate  geltenden  Gesetze  anzuwenden  sein.  —  Ein  Italiener  heirathet 
eine  Deutsche  und  nimmt  mit  ihr  seinen  Wohnsitz  in  Deutschland.  Die  Frage  der 
Rückerstattung  der  Mitgift  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  würde  nach  Art.  15  Abs.  2 
nach  italienischem  Rechte  zu  beurtheilen  sein ;  nach  diesem  ist  aber  für  jene  Frage  das 
Recht  des  Staates  massgebend,  welchem  die  Frau  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe 
angehörte  (Clunet,  Journal  1898  S.  418,  Böhm's  Zeitschr.  8  S.  348).  Es  ist  also 
deutsches  Recht  anzuwenden.  Wäre  aber  die  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  Engländerin 
gewesen,  so  würde  das  italienische  Recht,  ohne  Berücksichtigung  der  Verweisung,  an- 
zuwenden sein. 

*)  Bei  mehrfachem  Wohnsitz  entscheidet  der  im  deutschen  Reiche  belegene. 
Planck  Anm.  Ib,  Niedner  Anm.  6,  Zitelmann  I  S.  180.  Kommen  nur  ausländische 
Wohnsitze  in  Betracht,  so  streitet  die  Analogie  dafür,  wie  beim  Mangel  eines  Wohn- 
sitzes, den  Aufenthalt  entscheiden  zu  lassen.  So  Niedner  a.a.O.,  während  die  über- 
wiegende Meinung  im  Anschluss  an  v.  Savigny,  Syst.  8  S.  101  und  Gierke,  Deutsches 
Priv.R.  1  S.  220  dos  Recht  des  früher  erworbenen  Wohnsitzes  für  massgebend  erachtet. 
Planck  und  Zitelmann  a.a.O.;  vgl.  auch  Seuffert  Arch.  38  No.  203,  R.G.  31  S.  189, 
195ff.  Bei  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  entscheidet  gleichfalls  zunächst  die 
deutsche,  Planck  Anm.  2,  Niedner  Anm.  3b,  Niemeyer  S.  25,  Barazetti  S.  25; 
beim  Mangel  deutscher  Staatsangehörigkeit  aber  der  Wohnsitz;  so  Planck  und  Niedner 
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c)  Art.  30:  „Die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes 
ist  ansgeschlossen,  wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  Verstössen  würde."*)  Was 
den  „guten  Sitten"  oder  dem  „Zweck  eines  deutschen  Gesetzes"  wider- 
streitet, ist  nach  dem  deutschen  materiellen  Rechte  zu  beurtheüen;  in 
ersterer  Hinsicht  würden  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  insbesondere 
Zwang  zur  Eingehung  einer  Ehe,  die  Doppelehe,  femer  die  nach  deutschem 
Rechte  wie  nach  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  sittlichen  Anschauung  ver- 
botenen Ehen  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  und  die  Ehe  des  wegen 
Ehebiuchs  Geschiedenen  mit  seinem  Mitschuldigen  in  Betracht  kommen ;•) 
bei  dem  „Zweck"  des  Gesetzes  ist  an  einen  auf  der  öffentlichen  Ordnung, 
insbesondere  auf  der  Berücksichtigung  der  deutschen  Verkehrsinteressen 
beruhenden  Zweck  zu  denken,  so  z.  B.  auf  dem  Gebiete  des  ehelichen 
Güterrechts.^ 


a.a.O.,  während  nach  Niemeyer  und  Barazetti  mit  Bar  1260  die  jüngere,  nach 
Zitelmann  I  S.  176  die  ältere  Staatsangehörigkeit  entscheiden  soU.  Beim  Mangel 
eines  Wohnsitzes  giebt  der  Aufenthalt  in  einem  der  betreffenden  Staaten  den  Ausschlag. 
Niemeyer  und  Barazetti  a.a.O.,  Bar  S. 274. 

')  Zitelmann  I  S.  317ff.  —  Bar  I  S.  127 ff.,  Kahn  in  Ihering's  Jahrb.  39  S.  Iff. 

*)  Vorausgesetzt  ist,  dass  die  „Anwendung"  des  ausländischen  Gesetzes  den 
guten  Sitten  widerstreiten  würde.  Im  Anschluss  an  Bar  S.  127 ff.,  182,  Kahn  S.  d5ff., 
108,  Zitelmann  S.  837 ff.  formulirt  Niedner  Anm.  4  den  Gedanken  dahin,  dass  ein 
unsittliches,  an  sich  dem  fremden  Rechte  unterworfenes  Rechtsverhältniss  dann  dem 
deutschen  Rechte  unterworfen  sei,  wenn  es  entweder  im  Inlande  verwirklicht  werden 
soll  oder  daselbst  entstanden  ist  oder  daselbst  unter  fortdauernden  Wirkungen 
besteht.  Danach  würde  z.  B.  eine  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  von 
Seiten  eines  nach  ausländischem  Rechte  in  Polygamie  lebenden  Mannes  gegen  die  zweite 
Ehefrau  abzuweisen,  eine  im  Inlande  geschlossene,  nach  dem  Heimathrechte  des  Mannes 
zulässige  polygamische  Ehe  nicht  anzuerkennen  und  die  Ausübung  ehemännlicher  Rechte 
gegenüber  der  zweiten  Frau,  auch  wenn  die  Ehe  im  Heimathlande  des  Mannes  ge- 
schlossen wäre,  bei  uns  unzulässig  sein ;  dagegen  würde  der  erbrechtliche  Anspruch  des 
Sohnes  aus  einer  polygamischen,  in  der  Türkei  geschlossenen  Ehe  eines  Türken  nicht 
abzuweisen  sein,  weil  das  vom  deutschen  Rechte  reprobirte  Verhältniss  sich  ganz  im 
Auslande  vollzogen  hat  und  nur  als  Vorfrage  in  Betracht  kommt.  Vgl.  Barazetti 
S.  8,  auch  Planck  Anm.  2d,  Staudinger  Anm.  4.  —  Eheverbote,  welche  durch  Dispens 
beseitigt  werden  können,  gehören  nicht  hierher.  Keidel  bei  Böhm  7  S.  239.  —  üeber 
Trennung  von  Tisch  und  Bett:  oben  4. 

*)  Vgl.  R.G.  12  S.  311,  auch  Mot.  z.  B.G.B.  1  S.  211;  Planck  Anm.  8,  Niedner 
Anm.  5,  Staudinger  Anm.  5,  6. 
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§1. 

A.  Emleitong.  Quellen.  Literatur. 

Durch  Patent  vom  1.  Juni  1811  wurde  für  alle  damals  zu  Oester- 
reich  gehörigen  Provinzen,  mit  Ausnahme  von  Ungarn  nebst  dessen 
Nebenländem  und  Siebenbürgen,  das  „allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch" 
publizirt,  dessen  zweites  Hauptstück  (§§  44 — 136)  vom  Eherechte  handelt 
Es  sind  darin  im  Wesentlichen  die  Gedanken  einer  älteren  Kodifikation 
des  Eherechts,  des  schon  mittels  Patentes  vom  16.  Januar  1783  publi- 
zirten  Josephinischen  Gesetzes,  aufgenommen,  jedoch  mit  noch  weiter 
gehender  Berücksichtigung  konfessioneller  Verschiedenheiten,  insbesondere 
des  jüdischen  Sondereherechts.  Dies  Eherecht  trat  für  den  grössten 
Th^  der  Länder  der  österreicMschen  Krone  bereits  am  1.  Januar  1812, 
für  einzelne  Gtebietstheile  —  auch  für  die  erst  später  mit  Oesterrcich 
vereinigten  —  jedoch  erst  in  den  folgenden  Jahi-en  in  Kraft  und  ist,  im 
Eänzelnen  durch  spätere  Gesetze  und  Verordnungen  abgeändert,  noch  heut 
für  alle  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  in  Geltung. 
Allerdings  waren  seine  Bestimmungen  durch  ein  mittels  Patentes  vom 
8.  Oktober  1856  verkündetes  Gesetz  (im  Verfolg  der  Bestimmung  in  Art.  X 
des  Konkordates  vom  18.  August  1855)  hinsichtlich  der  von  Katholiken 
geschlossenen  Ehen  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden;  allein  schon 
durch  Gesetz  vom  25.  Mai  1868  wurde  der  frühere  Zustand  wieder- 
hergestellt und  zugleich  die  bedingte  Civilehe  („Noth-Civilehe")  ein- 
geführt Daran  schloss  sich  das  Gesetz  vom  9.  April  1870,  welches  für 
Personen,  die  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  angehören,  die 
obligatorische  Civilehe  einführte.  —  Das  Verfahren  in  Eheprozessen  war 
bereits  durch  Hofdekret  vom  23.  August  1819  geordnet  worden. 

Demgemäss  sind  Quellen  des  Eheschliessungs-  und  Ehescheidungs- 
rechts: 

1.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  v.  1.  Juni  1811  (zitirt: 
a.  b.  G.B.),  insbesondere  dessen  zweites  Hauptstück,  §§  44 — 136; 

2.  das  Hofdekret  v.  23.  August  1819,  betr.  das  Verfahren  in  Ehe- 
streitigkeiten (J.G.S.  No.  1595),  welches  durch  die  (staatsrecht- 
lich nicht  unangefochtene)  Just.Min.Verf.  v.  9.  Dezember  1897 
(E.G.B1.  No.  283)  den  Vorschriften  der  CP.O.  von  1895  angepasst 
wurde. 

3.  das  Gesetz  v.  25.  Mai  1868,  betr.  die  Wiederherstellung  des  seit 
1856  für  Katholiken  beseitigten  bürgerlichen  Eherechts  und  die 
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bedingte  Zulässigkeit  der  Eheschliessung  vor  weltlichen  Behörden 
(R.G.BL  No.  47)  nebst  der  Vollzugsverordnung  v.  1.  Juli  1868 
(K.G.B1.  Xo.  80); 

4.  das  Gesetz  v.  9.  April  1870  über  die  Ehen  von  Personen,  welche 
keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  ßeligionsgesellschaft 
angehören  (ILG.BL  No.  51); 

6.  mannigfache,  auf  einzehie  Punkte  bezügliche  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, welche  für  die  Zeit  bis  zum  2.  Dezember  1848  ent- 
weder in  der  Justiz-Gesetz-Sammlung  (zitirt:  J.G.S.)  oder  in  der 
politischen  Gesetz-Sammlung  (zitirt:  pol.  G.S.),  für  die  spätere 
Zeit  aber  im  Eeichs-Gesetzblatte  (zitirt:  R.G.BL)  veröffentlicht 
sind.  Eine  Sammlung  dieser  Gesetze  und  Verordnungen  ist  unter 
dem  Titel  „Ehevorschriften"  als  No.  47  der  Manz'schen 
Gesetz-Ausgabe,  Wien  1891,  erschienen. 

Aus  der  Literatur  sind  hervorzuheben: 

Dolliner,  Ausführliche  Erläuterung  des  zweiten  Hauptstücks 

des  a.  b.  G.B.,  Wien  1835; 
Rittner,  Oesterreichisches  Eherecht,  Leipzig  1876;  femer  aus 

der  Literatur  zum  a.  b.  G.B.  überhaupt: 
Nippel,  Erläuterung  des  a.  b.  G.B.,  Wien  1830—1838; 
V.  Schey,  Taschenausg.  des  a.  b.  G.B.  mit  Erläuterungen,  17.  Aufl., 

Wien  1902; 
Stubenrauch,  Kommentar  zum  a.  b.  G.B.,  7.  Aufl.,  Wien  1897; 

von  der  8.  Aufl.  ist  Bd.  I  1902   erschienen  und  Bd.  U  im 

Erscheinen  begriffen; 

Krainz-Pfaff-Ehrenzweig,  System  des  österreichischen  all- 
gemeinen Privatrechts,  3.  Aufl.,  Bd.  11,  Wien  1900  (daselbst 
S.  378  ff.  weitere  Literaturangaben); 

Unger,  System  des  österreichischen  allgemeinen  Privatrechts, 
4.  Aufl.,  Leipzig  1876; 

Winiwarter,  Das  österreichische  bürgerliche  Recht,  2.  Aufl., 
Wien  1838—1845; 

V.  Zeiller,  Kommentar  über  das  a.  b.  G.B.,  Wien  und  Triest 
1812  und  1813; 

V.  Püttlingen,  Handbuch  des  in  Oesterreich  geltenden  inter- 
nationalen Privatrechts,  2.  Aufl.,  Wien  1878; 

Sammlung  von  zivilrechtlichen  Entscheidungen  des  k.  k. 
obersten  Gerichtshofs  (zitirt:  „Sammig.")  von  Glaser-Unger- 
Walther,fortgesetztvonPfaff-Schey-Krupsky,  Bd.l— 36; 

Grünhut's  Zeitschr.  f.  Privat-  und  öffentl.  Recht  der  Gegen- 
wart; 

Allgemeine  österreichische  Gerichtszeitung,  Juristische 
Blätter,  Gerichtshalle. 

Hinsichtlich  des  internationalen  Rechtes  siehe  auch  die  Literatur- 
angaben unter  „Deutsches  Reich". 
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B.  Verlöbnisse) 

Ein  Eheverlöbniss,  d.  i.  ein  vorläufiges  Versprechen,  sich  zu  ehe- 
lichen, adeht  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  nach  sich,  weder  zur 
Schliessung  der  Ehe  selbst,  noch  zur  Leistung  desjenigen,  was  auf  den 
Fall  des  Rücktritts  bedungen  worden  ist  (§  45).*)  Nur  bleibt  dem  Theüe, 
von  dessen  Seite  keine  gegründete  Ursache  zu  dem  Rücktritt  entstanden 
ist,  der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  den  Rücktritt  erlittenen  „wirk- 
lichen" Schadens  vorbehalten  (§  46),  d.  h.  des  positiven  Schadens,  nicht 
auch  des  entgangenen  Gewinns.')  Der  Anspruch  auf  Schadensersatz 
setzt  ein  Verschulden  des  anderen  Theils  voraus,  ist  also  nur  begründet, 
wenn  der  Rücktritt  des  einen  Verlobten  ohne  gerechtfertigten  Grund 
erfolgt  oder  wenn  ein  Verlobter  schuldhaft  den  Rücktritt  des  andein  ver- 
anlasst (§§  1295,  1306).  Hat  ein  Verlobter  dem  anderen,  oder  auch  ein 
Dritter  dem  einen  oder  anderen  Verlobten  in  Rücksicht  auf  die  künftige 
Ehe  etwas  zugesichert  oder  geschenkt,  so  kann,  wenn  die  Eheschliessung 
ohne  Verschulden  des  Geschenkgebers  nicht  erfolgt,  die  Schenkung  wider- 
rufen werden  (§  1247);  ist  aber  der  Abschluss  der  Ehe  zur  ausdrück- 
lichen Bedingung  der  Schenkung  gemacht  worden,  so  wird  das  Recht 
aas  der  Schenkung  überhaupt  erst  durch  die  Erfüllung  der  Bedingung 
erworben  (§§  897,  699).*) 

§3. 

0.  Eingehung  der  Ehe. 

Die  Eingehung  der  Ehe  setzt  voraus:  die  pereönliche  Fähigkeit  zur 
Abgabe  der  erforderlichen  Willenserklärung,  den  Mangel  eines  entgegen- 
stehenden Ehehindemisses  oder  Eheverbots,  die  Beobachtung  der  vor- 
geschriebenen Formen.  Nicht  alle  diesbezüglichen  Vorschriften  sind 
gleich  wesentlich;  Verstösse  dagegen  sind  theils  auf  den  Bestand  der 
einmal  geschlossenen  Ehe  ohne  Einfluss,  theils  machen  sie  die  Ehe  un- 
bedingt ungültig  („nichtig"*  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes)  oder  wenig- 
stens bestreitbar  („anfechtbar"  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes),  üeber 
die  Bedeutung  dieser  Unterscheidung:  unten  E  S.  69  f. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit.  Rasende, Wahnsinnige, Blödsinnige, 
also  Geisteskranke  ohne  Unterschied  der  Form  der  Krankheit,  femer 
Unmündige,  d.  h.  Personen,  welche  das  vierzehnte  Lebensjahr  noch  nicht 
voUendet  haben  (§  21),  sind  ausser  Stande,  „einen  gültigen  Ehevertrag" 

*)  Wo  im  Folgenden  Paragraphen  ohne  Zusatz  zitirt  sind,  beziehen  sie  sich  aaf 
das  a.  b.  B.Gr.,  wenn  nicht  aus  dem  Zusammenhange  ein  Anderes  ersichtlich  ist. 

^)  Ein  nach  dem  Rücktritte  vom  Verlöbnisse  geschlossener  Abfindungsvertrag  ist 
aber  verbindlich.     Entsch.  v.  14.  April  1898,  Sammig.  35  No.  118. 

')  Vgl.  §  1330.  So:  DoUiner  S.  17,  Rittner  S.  360,  Stubenrauch  S.  110  zu 
§46  und  die  Praxis  des  obersten  Gerichtshofs:  v.  Schey  Anm.  1  zu  §46;  dagegen: 
Winiwarterl  S.  174  und  Krainz  S.  379. 

^)  Dolliner  S. 28,  Stubenrauch  zu  §  46  S.  111  und  Schey  zu  §45. 
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ZU  enichten  (§  48)^);  die  Ehe  kann  als  ungültig  bestritten  werden  (§  94, 
96).  —  Ob  der  Geisteskranke  förmlich  für  geisteskrank  erklärt  und  unter 
Kuratel  gestellt  ist  (§  273),  ist  ohne  Belang,  da  schon  die  Thatsache  der 
Willensunfreiheit  den  Ehevertrag  ungültig  macht  (§  869).  Ist  aber  die 
Kuratel  verhängt,  so  besteht  bis  zu  ihrer  Aufhebung,  ohne  Rücksicht 
auf  etwaige  lichte  Zwischenräume,  auch  die  Unfähigkeit  zur  Ehe- 
schliessung.*) 

Minderjährige,  d.  h.  Personen,  welche  das  vierzehnte,  aber  noch  nicht 
das  vierundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  haben  (§  21),  sind  an  sich 
ehemündig,  können  aber  ohne  Einwilligung  des  ehelichen  Vaters  (bezw. 
des  Adoptivvaters,  §  183)  sich  nicht  gültig  verehelichen;  das  Gleiche  gilt 
von  solchen  Volljährigen,  welche  für  sich  allein  keine  gültige  Verbindlich- 
keit eingehen  können,  d.  s.  Personen,  über  welche  die  Fortdauer  der 
väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  oder  wegen  Verschwendung 
die  Kuratel  verhängt  ist  (§§  172,  173,  251,  269,  273);  ist  der  Vater  todt 
oder  zur  Vertretung  unfähig,  oder  handelt  es  sich  um  ein  uneheliches 
Kind,  so  wird  die  Erklärung  des  ordentlichen  Vertreters  (Vormundes  oder 
Kurators)  und  die  Einwilligung  des  Vormundschaftsgerichts  erfordert 
(§§  49,  50).  Versagt  der  Vater  seine  Einwilligung,  so  haben  „die  Ehe- 
werber", also  jeder  der  beiden  Verlobten  das  Eecht,  die  Hülfe  des  ordent- 
lichen Richters  nachzusuchen  (§  52),  worüber  im  Wege  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  durch  Beschluss  entschieden  wird.*)  Als  Beispiele  für  eine 
rechtmässige  Versagung  der  Einwilligung  führt  das  Gesetz  (§  53)  an:  Mangel 
am  nöthigen  Einkommen,  schlechte  Sitten,  ansteckende  Krankheiten  oder 
dem  Zwecke  der  Ehe  hinderliche  Gebrechen.  —  Die  Zustinmiung  der 
Mutter  ist  nie  erforderlich,  sofern  sie  nicht  etwa  Vormund  ist.  Un- 
beschränkt geschäftsfähige  Volljährige  bedürfen  auch  der  Einwilligung 
des  Vaters  nicht.  —  Die  ohne  die  erforderliche  Einwilligung  geschlossene 
Ehe  ist  bestreitbar  (§§  94—96). 

b)  Besondere  Willensmängel  (Zwang  und  Irrthum).  —  Die 
Einwilligung  zur  Ehe  ist  ungültig,  wenn  sie  dui-ch  eine  „gegründete", 
d.  h.  unter  Berücksichtigung  der  Grösse  und  Wahrscheinlichkeit  der 
Gefahr  sowie  der  Leibes-  und  GemüthsbeschafEenheit  der  bedrohten 
Person  gerechtfertigte  Furcht  erzwungen,  oder  wenn  sie  von  einer  ent- 
führten und  noch  nicht  in  ihre  Freiheit  versetzten  Person  gegeben  worden 
ist  (§§  55,  56).  Die  Ehe  ist  im  Falle  der  Entführung  unbedingt  un- 
gültig, im  FaUe  sonstigen  Zwanges  nur  bestreitbar  (§§  94 — 96).  —  Von 
wem  der  Zwang  oder  die  Entführung  ausgeht,  ob  insbesondere  der  andere 
Gatte  daran  irgendwie  theilnimmt,  ist  ohne  Belang.  Dass  der  Drohende 
das  angedrohte  üebel  zu  verwirklichen  an  sich  berechtigt  ist,  schliesst 

*)  Unter  „Ehevertrag"  versteht  das  a.  b.  GJB.  immer  die  wechselseitige  Willens- 
erklärung, durch  welche  die  Ehe  begründet  wird,  während  die  Vereinbarungen  über  die 
Vermögensrechte  der  Eheleute  „Ehepakte"  heissen  (§  1217). 

•)  Dolliner  I  S.  74,  Stubenrauch  zu  §  48  S.  113  Punkt  3,  Krainz  S.  381, 
Schey  zu  §48,  Rittner  S.  66. 

»)  Krainz  S.  381,  Stubenrauch  S.  117;  anders  Rittner  S.  72. 
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die  Rechtswidrigkeit  des  Zwanges  und  somit  die  Bestreitbarkeit  der  Ehe 
noch  nicht  aus,  da  jeder  Zwang  zur  Ehe  rechtswidrig  ist.^) 

Irrthum  macht  die  Ehe  nur  ungültig  und  zwar  bestreitbar  (§§  94 
bis  96):  wenn  der  Irrthum  „in  der  Person  des  künftigen  Ehegatten  vor- 
gegangen ist"  (§  57),  d.  h.  wenn  die  Einwilligung  in  die  Ehe  gegenüber 
einer  anderen  Person,  als  auf  deren  Ehelichung  die  Absicht  gerichtet 
war,  erklärt  ist,  was  z.  B.  bei  der  Eheschliessung  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten (§  76)  eintreten  kann;  und  femer:  wenn  ein  Ehemann  seine 
Gattin  nach  der  Verehelichung  bereits  von  einem  Anderen  geschwängert 
findet  (§  58),  es  sei  denn,  dass  er  die  Frau  vor  dem  Ablaufe  der  Warte- 
zeit nach  dem  Tode  ihres  vorigen  Mannes  oder  nach  der  Trennung 
oder  Ungültigkeitserklärung  der  früheren  Ehe  geheirathet  hat  (§§  120, 
121;  siehe  über  die  Wartezeit:  unten  2  h  S.  59).  Sonst  stehen  Irrthümer 
der  Ehegatten,  getäuschte  Erwartungen  der  vorausgesetzten  oder  verab- 
redeten Bedingungen  der  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  entgegen  (§  59).  Die 
Veranlassung  des  Irrthums  ist  in  allen  Fällen  ohne  Belang;  auch  ein 
durch  Betrug  veranlasster  Irrthum  ist  nur  nach  den  bezeichneten  Grund- 
sätzen zu  beurtheüen. 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

a)  Impotenz.  Das  immerwährende  Unvermögen,  die  eheliche  Pflicht 
zu  leisten,  ist  ein  Ehehinderniss,  wenn  es  schon  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung vorhanden  war;  die  Ehe  ist  bestreitbar  (§§  60,  96).  Lässt 
sich  die  Unheilbarkeit  durch  Sachverständige  nicht  zuverlässig  feststellen, 
so  müssen  die  Eheleute  noch  ein  Jahr  zusammenwohnen,  und  erst  wenn 
dann  noch  das  Unvermögen  besteht,  ist  die  Ehe  für  ungültig  zu  er- 
klären (§§  100,  101).  Ein  nur  vorübergehendes  oder  ein  erst  während 
der  Ehe  entstandenes,  selbst  unheilbares  Unvermögen  ist  auf  den  Bestand 
der  Ehe  ohne  Einfluss  (§  60).*) 

b)  Strafgerichtliche  Verurtheilung.  Die  Bestimmungen,  wo- 
nach ein  zum  Tode  oder  zu  schwerem  Kerker  Verurtheilter  während 
der  Strafzeit  keine  gültige  Ehe  eingehen  kann  (§  61 ;  auch  St.G.B.  §  27 
lit  b),  sind  durch  §  5  Gesetz  vom  15.  November  1867  (R.G.B1.  No.  131) 
für  Civilpersonen  beseitigt,  gelten  aber  noch  für  Militärpersonen.  Die 
Ehe  ist  bestreitbar  (§  96). 

c)  Doppelehe  und  Katholizismus.  Ein  Mann  darf  nur  mit 
einem  Weibe,  und  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  ver- 
heirathet  sein.  Wer  schon  verehelicht  war  und  sich  wieder  verehelichen 
will,  muss  die  gänzliche  Auflösung  des  Ehebandes  beweisen  (§  62).  Die 
dem  entgegen  geschlossene  Ehe  ist  unbedingt  ungültig  (§  94).  Das  be- 
zieht sich  aber  nur  auf  den  Fall,  dass  die  vorige  Ehe  wirklich  noch  be- 
steht, nicht  auch  auf  den  Fall,  dass  sie  zwar  ungültig  oder  aufgelöst, 
der  Beweis  dafür  aber  bei  der  Eingehung  der  neuen  Ehe  nicht  erbracht 

»)  Rittner  S.  197,  Stubenrauch  zu  §55  S.  122,  Anm.4. 

^  Nur  das  Unvermögen  zur  Beiwohnung,  nicht  zur  Kindererzeugung  kommt  in 
Betracht  (Allerh.  Entschl.  v.  25.  Februar  1837;  v.  Sehe y  zu  §  60).  Auch  relative  Impotenz 
ist  üngültigkeitagrund  (Entsch.  v.  16.  Mai  1899,  Samml.  36  No.  612). 
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war.  ^)  Die  Wiederverheirathung  ist  daher  —  abgesehen  von  dem  Falle 
der  Ungültigkeit  der  vorigen  Ehe  —  nur  statthaft  und  gültig  im  Falle 
des  Todes  des  vorigen  Ehegatten  und  im  Falle  der  gänzlichen  Auflösung 
des  Ehebandes  durch  richterliches  Urtheil  (bezw.  bei  einverständlicher 
Scheidung  von  Judenehen  durch  Uebergabe  des  Scheidebriefs). 

Der  Beweis  des  Todes  ist  der  Regel  nach  durch  den  Todtenschein 
oder  andere  öffentliche  Urkunden  zu  führen.  Kann  dies  nicht  geschehen, 
so  ist  auch  Zeugenbeweis  statthaft,  aber  nur  mit  Bewilligung  des  (Ge- 
richtshofs erster  Instanz,  in  dessen  Bezirke  der  nachsuchende  Ehegatte 
seinen  Wohnsitz  hat.*)  Das  Gericht  kann  aber  die  Partei  auf  den  W^ 
der  Todeserklärung  des  abwesenden  Gatten  nach  §§  112 — 114,  unter 
Berücksichtigung  des  §  24,  verweisen.  In  diesem  Verfahren  ergeht  der 
Beschluss  auf  Antrag  zwar  dahin,  dass  der  Abwesende  für  todt  zu  halten 
und  die  Ehe  „als  aufgelösst  zu  betrachten  sei"  (§  112;  femer  §  9  Ges. 
V.  16.  Februar  1883,  R.G.B1.  No.  20);«)  doch  wird  in  Wahrheit  durch 
diesen  Ausspruch  nur  die  Vermuthung  des  Todes  begründet  (§  278)  und  die 
neue  Ehe  zu  einer  erlaubten  gemacht,  während,  wenn  nachher  erwiesen 
wird,  dass  der  für  todt  Erklärte  noch  lebt,  die  neue  Ehe  im  Verfahren 
von  Amtswegen  für  ungültig  zu  erklären  ist  (§  94).*) 

„Das  Band  einer  gültigen  Ehe  kann  zwischen  katholischen  Personen 
nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden.  Ebenso 
unauflöslich  ist  das  Band  der  Ehe,  wenn  auch  nur  ein  Theil  zur  Zeit 
der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war"  (§  111). 
Ehen  von  Nichtkatholiken  können  dagegen  durch  Urtheil  (bezw.  bei  ein- 
verständlicher Scheidung  von  Judenehen  durch  Beschluss)  gänzlich  aufgelöst 
werden  (§§  116,  133 — 135),  aber  jeder  der  getrennten  Ehegatten  kann  sich 
bei  Lebzeiten  des  andern  nur  mit  einem  Nichtkatholiken  gültig  wieder- 
verheirathen,  und  die  Wiederverheirathung  ist  bei  Lebzeiten  des  anderen 
überhaupt  ausgeschlossen  für  denjenigen  Gatten,  welcher  nach  Eingehung  der 
getrennten  Ehe  katholisch  geworden  ist.  Diese  Beschränkung  des  Rechtes 
zur  Wiederverheirathung — dasEhehinderniss  des  Katholizismus*) — 


1)  Hofdekret  v.  11.  Juli  1817  (J.G.S.  No.  1346).     Rittner  S.80. 

«)  §  1  des  Ges.  v.  16.  Febr.  1883,  R.G.B1.  No.  20. 

')  Der  Antrag,  die  Ehe  für  aufgelöst  zu  erklären,  kann  auch  noch  nach  der 
Todeserklärung  gestellt  werden.  Gegen  jedes  die  Ehe  für  aufgelöst  erklärende  Urtheil 
hat  der  Vertheidiger  des  Ehebandes  das  zulässige  Rechtsmittel  zu  ergreifen  (§  9  Abs.  4 
und  5  des  zit.  Ges.;  vgl.  hierzu  unten  „Verfahren  in  Ehesachen"  unter  1). 

*)  Stubenrauch  S.  191  zu  §§112—114,  Rittner  S.  356. 

*)  Näheres  bei  Dolliner  I  S.  279ff.,  Stubenrauch  zu  §  119  11  2,  Rittner 
S.  82  ff.  —  Nach  der  ständigen  Rechtsprechung  des  Ob.  Gerichtshofs  wird  das  Hinderniss 
weder  durch  Uebertritt  zu  einer  anderen  Konfession  noch  durch  Erlangung  einer  anderen 
Staatsangehörigkeit  beseitigt.  Vgl.  darüber  unten  J2.  Ebenso  Fuchs,  „die  sog. 
siebenbürgischen  Ehen  u.  s.  w."  (Wien  1889)  und  Hussarek  in  Grünhut's  Zeitschr.  24 
S.  212,  welche  den  Fall  unter  den  Gesichtspunkt  einer  Minderung  der  Rechtsfähigkeit 
(§4)  bringen;  ferner  v.  Call  „Gegen  die  Siebenbürger  Ehen"  (Wien  1893),  der  davon 
ausgeht,  dass  der  Ehe  eines  österreichischen  Katholiken  durch  das  sie  bei  der  Ein- 
gehung beherrschende  Recht  von  vornherein  der  durch  keine  Aenderung  der  Umstände 
zu  beseitigende  Charakter  der  Unauflöslichkeit  aufgeprägt  sei.     Dies   ist  im  Wesent- 
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findet  indessen  keine  Anwendung  auf  Juden,  die  zur  katholischen  Religion 
übergetreten  sind  und  sich  bei  Lebzeiten  des  getrennten,  jüdisch  gebliebenen 
Gatten  wiederverheirathen  wollen  (Hofdekr.  v.  26.  August  1814,  J.G.S. 
No.  1099  und  Hofkanzleidekr.  v.  17.  Juli  1836,  pol.  G.S.  63  S.  296;  hin- 
sichtlich der  Ausnahme  bei  Juden:  Hofkanzleidekr.  v.  4.  Februar  1837, 
J.G.S.  No.  160). 

d)  Weihen  und  Ordensgelübde.  Geistliche,  welche  schon  höhere 
Weihen  empfangen,  wie  auch  Ordenspersonen,  welche  feierliche  Gelübde 
der  Ehelosigkeit  abgelegt  haben,  können  keine  gültige  Ehe  eingehen 
(§  63).  Die  Ehe  ist  unbedingt  ungültig  (§  94).  Beide  Hindemisse 
kommen  nach  dem  massgebenden  Kirchenrechte  nur  für  die  katholische 
und  für  die  griechische  Kirche  in  Betracht.  Als  höhere  Weihen  gelten  das 
Episkopat,  das  Presbyterat,  das  Diakonat  und  das  Subdiakonat.  Das 
Gelübde  der  Ehelosigkeit  ist  ein  Ehehinderniss  nur  im  Falle  gültiger, 
insbesondere  auf  freier  Selbstbestimmung  beruhender  Professleistimg.^) 

e)  Religionsverschiedenheit.  Ehen  zwischen  Christen  imd  Per- 
sonen, welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  können  nicht 
gültig  eingegangen  werden  (§  64).  Die  Ehe  ist  unbedingt  ungültig  (§  94). 
Angehörige  verschiedener  christlicher  Religionsgenossenschaften  können 
sich  mit  einander  verheirathen ;  ebenso  Angehörige  verschiedener  nicht 
christlicher  Bekenntnisse  unter  einander  oder  mit  Konfessionslosen.*) 

f)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.  Zwischen  Verwandten 
in  auf-  und  absteigender  Linie,  zwischen  voll-  und  halbbürtigen  Ge- 
schwistern, zwischen  Geschwisterkindern,  sowie  mit  den  Geschwistern 
der  Eltern  kann  keine  gültige  Ehe  geschlossen  werden,  gleichviel  ob  die 
Verwandtschaft  auf  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  beruht  (§  66). 
Ebenso  darf  Niemand  die  vorbezeichneten  Verwandten  seines  Ehegatten 
heirathen  (§  66).  Für  Juden  beschränkt  sich  das  Hindemiss  der  Ver- 
wandtschaft in  der  Seitenlinie  auf  die  Ehe  zwischen  Bruder  und  Schwester, 
sowie  zwischen  der  Schwester  und  einem  Sohne  oder  Enkel  ihres  Bruders 
oder  ihrer  Schwester;  das  Hinderniss  der  Schwägerschaft  auf  die  Ehe 
mit  den  Verwandten  des  früheren  Ehegatten  in  auf-   und  absteigender 

liehen  auch  die  Auffassung  des  Ob.  Gerichtshofs;  dagegen  Ofner  in  Grünhut's  Zeitschr.  18 
S.  171,  der  den  §  111  Abs.  2  überhaupt  für  beseitigt  erachtet,  weil  er  mit  Art.  14  des 
Staatsgmndges.  v.  21.  Dezember  1867  über  die  allgemeinen  Bechte  der  Staatsbürger  in 
Widerspruch  stehe. 

')  Näheres  über  beide  Bindemisse  bei  DoUiner  I  S.  189 ff.,  Rittner  S.  86ff., 
Stubenrauch  Anm.  zu  §  63.  —  Der  §  68  gilt  auch,  wenn  die  Ehe  im  Auslande  ge- 
schlossen wird;  desgl.  für  einen  aus  der  katholischen  (griechischen)  Kirche  Ausgetretenen. 
Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs,  Schey  Anm.  3  und  4  zu  §  63.  Vgl.  Hussarek  in  Grünhut's 
Zeitschr.  24  S.  207 ff.  gegen  die  Ausführung  von  Brentano,  dass  das  Hindemiss  durch 
Austritt  aus  der  Kirche  erlösche. 

*)  Nach  Rittner  S.  141  soll  für  die  Frage  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Kirche 
das  staatliche  Gesetz  entscheiden.  Dieses  gestattet  den  Austritt  aus  einer  ELirche 
selbst  ohne  Eintritt  in  eine  andere:  Ges.  v.  25.  Mai  1868  (R.G.B1.  No.  49)  und  Vollzugs- 
verordg.  v.  18.  Januar  1869  (R.G.B1.  No.  13).  —  Der  Ob.  Gerichtshof  lässt  aber  die 
Taufe  entscheiden,  auch  wenn  der  Austritt  aus  der  jüdischen  Religionsgemeinschaft 
nicht  erklärt  ist.    Entsch.  v.  18.  Januar  1898,  J.M.V.Bl.  No.  1437. 
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Linie  sowie  mit  dessen  Geschwistern  und  auf  die  Ehe  einer  Frau  mit 
dem  Sohn  oder  Enkel  ihres  Schwagers  oder  Schwägerin  (§  125).  Die 
verbotswidrige  Ehe  ist  unbedingt  ungültig  (§  94).  —  Das  Adoptions- 
verhältniss  begründet  kein  Ehehindemiss.^)  Desgleichen  nicht  ein  früheres 
Verlöbniss. 

g)  Ehebruch  und  sonstige  Mitschuld.  Eine  Ehe  zwischen  zwei 
Personen,  die  mit  einander  einen  Ehebruch  begangen  haben,  ist  ungültig; 
der  Ehebruch  muss  aber  vor  der  geschlossenen  Ehe  bewiesen  sein  (§  67), 
d.  h.  der  bewusste  und  vollendete  Ehebruch  muss  bereits  durch  ein 
gerichtliches  Straf-  oder  Trennungs-  (8cheidungs-)Urtheil  festgestellt 
sein.^  —  Eine  gültige  Ehe  kann  auch  nicht  geschlossen  werden  zwischen 
zwei  Personen,  die  sich  zu  heirathen  versprochen  haben,  sofern  auch 
nur  eine  von  ihnen,  um  die  Absicht  zu  erreichen,  dem  Gatten,  der  ihrer 
Ehe  im  Wege  stand,  nach  dem  Leben  getrachtet  hat,  mag  auch 
„der  Mord"  nicht  wirklich  vollbracht  worden  sein  (§  68).  —  Endlich 
kann  ein  getrennter  Ehegatte  mit  demjenigen,  welcher  vermöge  der 
bei  der  Trennung  vorgelegten  Beweise  durch  Verhetzungen  oder  auf 
eine  andere  sträfliche  Art  die  Trennung  veranlasst  hat,  keine  gültige 
Ehe  schliessen  (§  119).  Unter  sträflichen  Handlungen  im  Sinne  dieses 
Verbots  sind  nicht  nur  strafbare,  sondern  auch  andere  sittlich  verpönte 
Handlungen  zu  verstehen;  nur  müssen  sie,  wie  im  Falle  des  Ehebruchs^ 
bei  Eingehung  der  Ehe  bereits  durch  Straf-  oder  Trennungsurtheil  fest- 
gestellt sein.*) 

In  allen  hier  erwähnten  Fällen  ist  die  verbotswidrige  Ehe  unbedingt 
ungültig  (§  94). 

h)  Wartezeit.  Wenn  eine  Ehe  für  ungültig  erklärt,  getrennt,  oder 
durch  den  Tod  des  Mannes  aufgelöst  wird,  so  kann  die  Frau,  sofern  sie 
schwanger  ist,  nicht  vor  ihrer  Entbindung,  und  wenn  über  ihre  Schwanger- 
schaft ein  Zweifel  entsteht,  nicht  vor  Verlauf  des  sechsten  Monats  zu 
einer  neuen  Ehe  schreiten;  wenn  aber  eine  Schwangerschaft  nicht  wahr- 
scheinlich ist,  so  kann  nach  Ablauf  dreier  Monate  Dispensation  ertheilt 
werden  (§  120)  und  zwar  nach  dem  Gesetze  v.  4.  Juli  1872  (RG.B1.  No.  111) 
von  der  politischen  Bezirksbehörde,  in  Städten  mit  eigenen  Gemeinde- 
statuten von  der  mit  der  politischen  Amtsführung  betrauten  Gemeinde- 
behörde. Vor  Ablauf  dreier  Monate  darf,  auch  wenn  die  Nichtschwan  ger- 
schaft keinem  Zweifel  unterliegt,  die  Wiederverheirathung  keinesfalls 
erfolgen.*) 


^)  Stubenrauch  S.  138  zu  §  65,  Rittner  S.  115. 

«)  Dolliner  I  S.  255,  Stubenrauoli  zu  §  67,  II,  2,  Rittner  S.  125.  Nach 
einem  Hofkanzleidekr.  y.  6.  Dezember  1888  ist  auch  ein  aktenmässiges,  vor  der  Ehe- 
schliessung bei  einer  politischen  Behörde  abgelegtes  Qeständniss  ausreichend,  v.  Schey 
Anm.  zu  §  67.  Auch  vor  einer  ausländischen  Behörde  kann  der  Beweis  geführt  sein. 
Entsch.  V.  3.  Dez.  1901,  Jur.Bl.  1902  No.  6. 

»)  Stubenrauch  zu  §  119,  II  Ib,  Rittner  S.  123. 

*)  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v.  9.  März  1858  (Sammig.  5  No.  524).  Ebenso 
Dolliner  m  S.  275,  Nippel II  S.  142,  Winiwarter  I  S.  320.  Dagegen  nehmen 
Krainz  S.  387  Anm.  14a  und  Stubenrauch,  2c  zu  §§  120,  121,  an,   dass  nach  der 
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Die  UebertretuDg  des  Verbots  zieht  zwar  nicht  die  Ungültigkeit 
der  Ehe  nach  sich,  doch  verliert  die  Frau  die  ihr  von  ihrem  vorigen 
Manne  durch  Ehepakten,  Erbvertrag,  letzten  Willen  oder  durch  Ueber- 
einkommen  bei  der  Trennung  zugewendeten  Vortheile,  während  der  Mann 
des  Eheanfechtungsrechts  aus  §  58  verlustig  geht  (oben  unter  Ib  S.  56); 
beide  Theile  verfallen  ausserdem,  sofern  sie  schuldig  sind,  in  eine  ange- 
messene Strafe ;  einem  in  der  neuen  Ehe  geborenen  Kinde  ist,  wenn  die 
Vaterschaft  mindestens  zweifelhaft  erscheint,  ein  Kurator  zur  Vertretung 
seiner  Rechte  zu  bestellen  (§  121). 

i)  Besondere  behördliche  Erlaubniss   oder  Bescheinigung. 

Der  sog.  politische  Ehekonsens,  welcher  früher  vielfach  gefordert 
wurde,  um  die  Gründung  von  Familien  ohne  hinreichende  Unterhalts- 
mittel zu  verhüten,  ist  im  Allgemeinen  fortgefallen;  doch  dürfen  noch 
jetzt  in  Krain,  (Salzburg),  Tirol  und  Vorarlberg  die  dort  heimathbe- 
rechtigten,  nicht  ansässigen  Dienstboten,  Gesellen,  Tagelöhner  und  In- 
wohner nicht  ohne  Bewilligung  der  politischen  Bezirksbehörde  heirathen. 
Uebertretung  ist  strafbar,  aber  ohne  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe.^) 

Wehrpflichtige  und  Militärpersonen.  Wer  nicht  zum  Kriegs- 
dienste für  dauernd  untauglich  oder  von  der  Stellungspflicht  befreit  ist, 
darf  sich  vor  dem  Austritt  aus  der  dritten  Altersklasse,  d.  i.  vor  vollendetem 
22.  Lebensjahre  nicht  ohne  die  (nur  wegen  besonders  rücksichtswürdiger 
Umstände  zu  ertheilende)  Ehebewilligung  des  Landesvertheidigungs- 
Ministeriums,  bezw.  der  von  diesem  ermächtigten  Landesbehörden  ver- 
heirathen.  Militärpersonen,  im  Allgemeinen  jedoch  nur  die  aktiven, 
bedürfen  der  EhebewiDigung  der  zuständigen  Militärbehörde  oder  des 
hierzu  befugten  Militärchefs.  Aehnliche  Bestimmungen  gelten  für  die 
Gendarmerie  überhaupt  und  für  die  Finanzwache  hinsichtlich  der 
Mannschaft  —  Uebertretung  dieser  Vorschriften  zieht  Straffolgen,  aber 
nicht  mehr,  wie  früher  nach  §§  54,  95,  Ungültigkeit  der  Ehe  nach  sich.*) 

Oeff  entliche  Beamte  bedürfen  der  Regel  nach  keiner  besonderen 
Ehebewilligung.  In  den  wenigen  noch  geltenden  Ausnahmefällen  *)  handelt 
es  sich  um  Ordnungsvorschriften,  durch  deren  Uebertretung  die  Gültig- 
keit der  Ehe  nicht  berührt  wird. 


Fassung  des  Gesetzes  die  Frau,  im  Falle  der  Gewissheit  ihrer  Nichtschwangerschaft, 
hinsichtlich  ihrer  Verehelichung  keiner  Beschränkung  unterworfen  sei. 

*)  Ministerialverordnungen  v.  28.  Dezember  1852  und  v.  19.  Januar  1853,  §  38 
<ß.G.Bl.  1853  No.  21  und  No.  10).  Erlass  des  Min.  d.  Inn.  v.  9.  Januar  1869  Z.  841.  Für 
Salzburg  ist  die  Rechtslage  zweifelhaft:  derVerwaltungsgerichtshof  hat,  entgegen  dem 
hier  erwähnten  Erlasse,  unterm  12.  April  1883  entschieden,  dass  dort  die  Ertheilung  des 
politischen  Konsenses  der  gesetzlichen  Grundlage  entbehre.  Vgl.  y.  Sehe y  S.  33  und 
„Ehevorschriften"  S.  60. 

*)  Hinsichtlich  der  Wehrpflichtigen  und  Militärpersonen:  Wehrges.  v.  11.  April  1889 
{R.G.B1.  No.  41)  §§  19,  50,  61,  87;  hinsichtHch  der  Gendarmerie:  Ges.  v.  26.  Februar  1876 
(R.G.B1.  No.  19)  §§47,  48;  hinsichtlich  der  Finanzwache :  Hofkanzleidekret  v.  21.  April 
1873  (J.G.S.  No.  696)  §§  245,  266. 

»)  Siehe  darüber:  Kittner  S.  287flf.,  ferner  „Ehevorschriften«  S.  61  flf.  und 
V.  Schey  S.  32. 


62  Europa. 

Ausländer  haben  der  Regel  nach  vor  der  Eheschliessung  dem 
Seelsorger  oder  der  Civilbehörde  ein  von  der  Obrigkeit  ihrer  Heimaths- 
gemeinde  ausgestelltes,  mit  dem  Amtssiegel  versehenes  Zeugniss  darüber 
vorzulegen,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  ihrer  Heimath  zur  Eingehung 
einer  Ehe  im  Auslande  befugt  sind,  oder  die  nach  diesen  Gesetzen  etwa 
erforderliche  Erlaubniss  zur  Schliessung  der  beabsichtigten  Ehe  erlangt 
haben;  falls  besondere  Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde  ob- 
walten, kann  Legalisirung  nach  Massgabe  der  besonderen,  meist  auf 
Staatsverträgen  beruhenden  Bestimmungen  gefordert  werden  (Hofdekr. 
V.  22.  Dezember  1814,  J.G.S.  No.  1118,  und  Erlass  des  Kultusmin.  vom 
22.  November  1859,  Z.  17602). *) 

Zur  Eheschliessung  im  Auslande  bedürfen  Inländer  keiner  be- 
sonderen Erlaubniss,  sofern  sie  nur  die  persönliche  Ehefähigkeit  besitzen 
(§  4  a.  b.  G.  B.);  zur  Ausstellung  des  nach  dem  ausländischen  Rechte 
etwa  erforderlichen  Ehefähigkeitszeugnisses  sind  die  politischen  Behörden 
des  Wohnsitzes  berufen,  die  sich  aber  lediglich  auf  die  Bestätigung  jener 
Fähigkeit  zu  beschränken,  nicht  etwa  auch  den  Mangel  jedes  Ehehinder- 
nisses zu  bestätigen  hatten  (Erl.  des  Min.  d.  Innern  v.  27.  April  1873 
Z.  13606;  vergl.  jedoch  jetzt:  Erlass  v.  29.  Juli  1898  Z.  8236,  Gerichtshalle 
1902  S.  189).  Dagegen  ist  hinzuzufügen,  dass  nach  österreichischem  Rechte 
die  Beobachtung  der  von  der  betreffenden  ausländischen  Gesetzgebung 
gebotenen  Form  gentigt  und  dass  die  Ausländerin  durch  Verheirathung 
mit  einem  Oesterreicher,  ebenso  wie  deren  Kinder,  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  und  das  Heimathrecht  des  Gatten  erlangt  (Erl.  des 
Min.  des  Innern  v.  28,  Oktober  1879,  Z.  11409).*)  —  Zur  Verehelichung 
in  der  Türkei  bedürfen  österreichische  Unterthanen  der  Bewilligung  des 
betreffenden  Konsularamts  (§12  der  Verordg.  des  Min.  des  Aeussem  vom 
2.  Dezember  1867,  R.G.B1.  No.  234). 

k)  Dispensation  (Befreiung)  von  Ehehindernissen  kann  aus 
wichtigen  Gründen  durch  die  politischen  Landesbehörden,  in  zweiter 
Instanz  durch  das  Ministerium  des  Innern  (bei  Militärpersonen  durch 
die  Landes-General-Kommanden  bezw.  das  Kriegsministerium)  gewährt 
werden  (§  83).  Der  Regel  nach  ist  sie  von  den  Parteien  selbst  vor 
der  Eheschliessung  nachzusuchen;  stellt  sich  aber  erst  nachher  ein 
„vorher  unbekanntes   auflösliches"   Hindemiss    heraus,*)    so    kann    die 


*)  Mitgetheilt  bei  Stubenrauch,  Anm.  e  S.  108,  v.  Schey  S.  37,  sowie  in 
„Ehevorschriften"  S.  84 ff.,  wo  noch  weitere  Anweisungen  an  die  Seelsorger  mitgetheilt 
sind.  —  Englische  Staatsbürger  und  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bedürfen  des  Zeugnisses  nicht,  weil  die  von  ihnen  im  Auslande  nach  den  dortigen 
Gesetzen  geschlossenen  Ehen  schlechthin  im  Heimathsland  anerkannt  werden.  Erl.  des 
Staatsmin.  v.  8.  April  1865,  Z.  2392  („Ehevorschr.«  S.  86  ff.).  —  Uebrigens  sind  überaU 
nur  die  Heimathsbehörden,  nicht  auch  die  Gesandtschaften  zur  Ausstellung  der  Zeugnisse 
befugt;  für  spanische  Angehörige  im  Auslande  können  auch  die  spanischen  Konsuln 
die  Zeugnisse  ertheilen  (a.  a.  0.  S.  88). 

«)  „Ehevorschriften*^  S.  70,  75. 

')  Stubenrauch  S.  156,  Anm.  2  zu  §  84  nimmt  an,  es  sei  ein  den  Parteien, 
mindestens  einem   von   ihnen  vorher  unbekanntes  Hindemiss  gemeint.     Ueberwiegend 


Oesterreichisclies  Staatsgebiet.  63 

Dispensation  auch  durch  den  Seelsorger  der  Parteien  mit  Verschweigung 
ihres  Namens  nachgesucht  werden  (§  84).^)  —  In  welchen  Fällen  Dispensation 
statthaft  und  was  unter  einem  „auflöslichen''  Hindemiss  zu  verstehen  sei, 
ist  nicht  bestimmt.  Formell  hat  hiemach  die  Behörde  völlig  freie  Hand. 
Doch  wird  in  gewissen  Fällen  die  Dispensation  allgemein  für  ausgeschlossen 
erachtet,  so  namentlich  dann,  wenn  es  bei  der  Eheschliessimg  an  der  zur 
Abgabe  einer  gültigen  Erklärung  unerlässlichen  Willensfreiheit  fehlte,  oder 
wenn  durch  die  Dispensation  das  gesetzlich  gegebene  Bestreitungsrecht  des 
beeinträchtigten Theiles  unwirksam  würde.-)  —  Wird  nachträglich  Dispens 
erwirkt,  so  ist  die  Eheschliessung,  jedoch  ohne  nochmaliges  Aufgebot,  zu 
wiederholen;  alsdann  ist  die  Ehe  so  anzusehen,  als  wäre  sie  ursprünglich 
gültig  geschlossen  worden  (§  88).  —  lieber  Dispensation  von  der  Warte- 
zeit: oben  unter  f  S.  68;  vom  Aufgebot:  nachstehend  unter  3  I  a. 

3.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  regelmässig  die  kirchliche, 
unter  besonderen  Voraussetzungen  die  civile.  Im  einen  wie  im  andern 
Falle  ist  zur  Gültigkeit  das  Aufgebot  und  die  „feierliche  Erklärung  der 
Einwilligung"  erforderlich  (§  69). 

I.  Die  kirchliche  Form  ist  die  regelmässig  gebotene  für  die  An- 
gehörigen einer  anerkannten  ßeligionsgenossenschaft,  d.  i.  nach  dem 
Patente  v.  13.  Oktober  1781:  die  katholische  (römischer,  griechischer  und 
armenischer  Ritus),  die  evangelische  (augsburgischer  und  helvetischer 
Konfession),  die  griechisch  nicht  unirte,  die  jüdische  sowie  nach  der 
Min.V.  V.  18.  Oktober  1877  (E.G.B1.  No.  99)  auch  die  altkatholische. 

a)  Das  Aufgebot  erfolgt  durch  den  Seelsorger  und  besteht  in  der 
Verkündigung  der  beabsichtigten  Ehe,  unter  genauer  Bezeichnung  der 
Verlobten  mit  der  Aufforderung  zur  Bezeichnung  von  Ehehindemissen. 
Die  Verkündigung  erfolgt  an  drei  Sonn-  oder  Festtagen  an  die  gewöhn- 
liche Kirchenversammlung  der  Pfarrbezirke,  in  denen  beide  Verlobte 
wohnen,  und  wenn  sie  dort  noch  nicht  sechs  Wochen  gewohnt  haben, 
auch  an  ihrem  letzten  Aufenthaltsorte.  Wird  die  Ehe  nicht  binnen  sechs 
Monaten  nach  dem  Aufgebote  geschlossen,  so  müssen  die  drei  Verkündigungen 
wiederholt  werden  (§§  70—73;  Art.  I  und  m  Ges.  v.  31.  Dezember  1868, 
E.G.B1. 1869  No.  4).  Dies  gilt  entsprechend  füi-  Juden:  die  Verkündigung 
erfolgt  an  drei  aufeinander  folgenden  Sabbath-  oder  Feiertagen  durch 
den  Eabbiner  (Religionslehrer)  in  der  Synagoge  oder  dem  Bethause;  wo 
keins  besteht,  durch  die  Ortsbehörde  (§  126).  —  Ungültig  und  zwar 
bestreitbar  ist  die  Ehe,  wenn  die  Namen  der  Brautleute  nicht  wenigstens 


aber  ist  die  Meinung  vertreten,  dass  es  sich  um  ein  bisher  nach  aussen  nicht  bekannt 
gewordenes  und  desshalb  auch  weiter  diskret  zu  behandelndes  Hindemiss  handle;  so 
Dollinerll  S.  135,  ßittner  S.  159  Anm.  7. 

')  Hierzu:  Hofkanzlei-Präsidialschreiben  v.  11.  September  1820,  Z.  26850  in  „£he- 
Vorschriften«  S.  101. 

*)  Bittner  S.  156 ff.  —  Nach  einem  Erlasse  des  Min.  d.  Inn.  v.  5.  September  1869, 
Z.  11615  („Bhevorschriften"  S.  104)  kann  von  dem  Verbote  der  Ehe  zwischen  Schwieger- 
vater und  Schwiegertochter,  nicht  aber  zwischen  Stiefvater  und  Stieftochter  dispensirt 
werden. 
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einmal  im  Pfarrbezirke  beider  verkündigt  wurden  (§§  94 — 96);^)  andere 
Verstösse  betreffend  das  Aufgebot  ziehen  nur  Strafen  nach  sich  (§  74). 

Dispensation  vom  Aufgebote.  Aus  wichtigen  Gründen  kann  die 
zweite  und  dritte  Verkündigung,  unter  dringenden  Umständen,  insbesondere 
bei  naher  Todesgefahr,  das  Aufgebot  auch  gänzlich  erlassen  werden,  wenn 
die  Verlobten  eidlich  betheuem,  dass  ihnen  kein  Ehehindemiss  bekannt 
sei.  Ebenso  kann  das  Aufgebot  gänzlich  erlassen  werden,  wenn  Personen, 
die  bisher  als  verheirathet  galten,  sich  trauen  lassen  wollen;  in  solchem 
Falle  kann  das  Gesuch  vom  Seelsorger  mit  Verschweigung  der  Namen 
der  Parteien  eingereicht  werden  (§§  85 — 87).^  Die  Ertheilung  dieser 
Dispense  ist  durch  §  1  des  Ges.  v.  4.  Juli  1872  (E.G.B1.  No.  111)  den 
politischen  Bezirksbehörden,  bezw.  in  den  Städten  mit  eigenen  Gemeinde- 
statuten den  mit  der  politischen  Amtsführung  betrauten  Gemeindebehörden 
zugewiesen.  Massgebend  ist  der  Wohnsitz  der  Brautleute;  stehen  sie 
unter  verschiedenen  Behörden,  so  ist  das  Gesuch  an  jede  derselben  zu 
richten. 

b)  Die  feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  muss  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen  vor  dem  ordentlichen  Seelsorger  eines  der  Braut- 
leute oder  vor  dessen  Stellvertreter,  bei  Judenehen  vor  dem  Rabbiner 
oder  Eeligionslehrer  (Religionsweiser)  geschehen  (§§  75,  127).  Die  Zu- 
ständigkeit wird  örtlich  durch  den  Wohnsitz  und  in  Ermangelung  eines 
solchen  durch  den  Wohnort  eines  der  Brautleute,*)  im  übrigen  aber 
durch  die  Verfassung  der  betreffenden  Religionsgenossenschaft  bestimmt 
Auch  wenn  die  Verehelichung  zwischen  Angehörigen  verschiedener  christ- 
licher Bekenntnisse  erfolgt,  ist  der  ordentliche  Seelsorger  eines  jeden 
der  beiden  Brautleute  oder  dessen  Stellvertreter  zuständig  (Art.  11  und 
in  des  Ges.  v.  31.  Dezember  1868,  R.G.B1.  1869  No.  4).  Der  ordent- 
liche Seelsorger  kann  die  Vornahme  der  Trauung  einem  anderen  Seel- 
sorger übertragen  (§  81).  Die  Trauung  besteht  übrigens  nur  in  der 
Entgegennahme  der  EüiwiUigungserklärungen,  setzt  also  die  Bereitheit 
des  Seelsorgers  voraus,  während  hinsichtlich  der  beiden  Zeugen  auch 
blos  zufällige  Gegenwart  für  hinreichend  erachtet  wird,  sofern  sie  nur 
fähig  sind,  den  Vorgang  wahrzunehmen  und  zu  bestätigen.*)  Die  Er- 
klärung der  Einwilligung  kann  mittelst  eines  Bevollmächtigten  geschehen, 
doch  muss  hierzu  die  Bewilligung  der  politischen  Landesbehörde  erwirkt 
und  in  der  Vollmacht  die  Person,  mit  welcher  die  Ehe  einzugehen  ist, 
bestimmt  werden ;  die  ohne  eine  solche  besondere  Vollmacht  geschlossene 


*)  §  129  bestimmt:  „Eine  Judenehe,  welche  ohne  Beachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften geschlossen  wird,  ist  ungültig. **  Das  ist  aber  nur  ein  Hinweis  auf  die  aU- 
gemeinen  ßestinmiungen,  die  auch  für  Judenehen  gelten  sollen.  Stubenrauch 
zu  §§  127-181,  S.  127  Punkt  6  und  Krainz  S.  386  Anm.  9.  Dagegen  nimmt  Rittner 
S.  224  Anm.  11  an,  dass  bei  Juden  jeder  Verstoss  gegen  die  Vorschriften  über  das 
Aufgebot  die  Ehe  ungültig  mache. 

«)  Hierzu:  „Ehevorschriften"  S.  100,  102. 

')  Stubeurauch,  Punkt  3  zu  §§  75 — 77.  Danach  braucht  die  Trauung  keineswegs 
Yor  dem  Seelsorger,  der  das  Aufgebot  bewirkt  hat,  zu  erfolgen. 

*)  Stubenrauch  a.  a.  0.  Punkt  A2,  4;  Rittner  S.  233,  234. 
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Ehe  ist  ungültig  (§  76)/)  und  zwar  nach  §§  94 — 96  bestreitbar.  Im 
Uebrigen  ist  eine  Ehe,  wenn  die  Vorschrift  des  §  75  (über  die  feierliche 
Erklärung  vor  dem  ordentlichen  Seelsorger  oder  dessen  Stellvertreter  in 
Gegenwart  zweier  Zeugen)  nicht  erfüllt  ist,  unbedingt  ungültig  (§  94), 
Durch  einen  Verstoss  gegen  die  Vorschriften  über  'die  Eintragung  der 
Ehe  in  das  Trauungsbuch  (§§  80—82,  128,  131)  wird  die  Gültigkeit  der 
Ehe  nicht  berührt. 

Wenn  die  Verlobten  die  erforderlichen  Nachweise  *)  nicht  beibringen 
oder  „ein  anderes  Ehehindemiss  rege  gemacht  wird",  so  darf  der  Seel- 
sorger (Rabbiner,  Religionslehrer)  die  Trauung  bei  Strafe  nicht  vor- 
nehmen (§§  78,  130).  Gegen  die  Weigerung  findet  Beschwerde  bei  der 
Kreisbehörde  oder  Statthalterei  (Landesregierung)  und  in  Orten,  wo  sich 
eine  solche  nicht  befindet,  bei  der  Bezirksbehörde  statt  (§  79);  gegen 
die  auf  die  Beschwerde  ergehende  Entscheidung  steht  sowohl  den  Braut- 
leuten als  auch  dem  Seelsorger  Rekurs  an  die  höhere  politische  Instanz, 
also  schliesslich  an  das  Kultusministerium  zu. 

IL  Civile  Form.  Diese  kommt  zur  Anwendung  als  bedingte  (Noth-) 
Civilehe  oder  als  obligatorische  Civilehe. 

a)  Noth-Civilehe.  Für  die  Angehörigen  einer  staatlich  anerkannten 
Religionsgemeinschaft  ist  die  civile  Form  der  Eheschliessung  nur  eventuell 
zulässig  nach  Massgabe  des  Art.  II  des  Gesetzes  v.  25.  Mai  1868 
(R.G.B1.  No.  47).  Wenn  nämlich  ein  nach  den  Vorscliriften  des  a.  b.  G.B. 
berufener  Seelsorger  die  Vornahme  des  Aufgebots  oder  die  Entgegen- 
nahme der  feierlichen  Erklärung  der  Einwilligung  zur  Ehe  aus  einem 
durch  die  Gesetzgebung  des  Staates  nicht  anerkannten  Grunde  ver- 
weigert, so  kann  das  Aufgebot  und  die  Eheschliessung  vor  der  welt- 
lichen Behörde  erfolgen ;  es  gelten  dafür  die  Bestimmungen  des  a.  b.  G.B. 
mit  folgenden  Abänderungen :  Zuständig  ist  die  politische  Bezirksbehörde, 
in  den  Städten  mit  eigenen  Gemeindestatuten  aber  die  mit  der  politischen 
Amtsführung  betraute  Gemeindebehörde,  und  zwar  diejenige  Behörde,  in 
deren  Amtsbezirke  der  die  Eheschliessung  verweigernde  Seelsorger  seinen 
Amtssitz  hat  (§  1).  Die  Weigerung  des  Seelsorgers  ist  durch  ein  schrift- 
liches Zeugniss  desselben  oder  durch  die  Aussage  zweier  im  Amtsbezirke 
wohnender  eigenberechtigter  (d.  h.  unbeschränkt  geschäftsfähiger)  Männer 
nachzuweisen;  andernfalls  hat  die  Behörde  selbt  bei  dem  Seelsorger  an- 
zufragen und,  wenn  nicht  binnen  acht  Tagen  die  Ablehnung  durch  ge- 
setzlich gebilligte  Gründe  gerechtfertigt  wird,  zum  Aufgebot  und  zum 
Eheschliessungsakt  zu  schreiten  (§  2),   wobei   ihr  alle  Functionen  des 

*)  Das  bezieht  sich  nur  auf  den  Mangel  der  „besonderen  Vollmacht"  (Spezial- 
Tollmacht),  während  der  Mangel  der  behördlichen  Genehmigung  die  Gültigkeit  der  Ehe 
nicht  beriihrt.  Stubenrauch  a.  a.  0.  S.  148c,  Rittner  S.  237.  Das  ist  die  herrschende 
Meinung,  die  aber  auch  bestritten  wird;  siehe  bei  Rittner  Anm.  44. 

*)  Dazu  gehört  auch  der  Tauf-  oder  Geburtsschein,  sofern  der  Seelsorger  oder 
Beamte  Zweifel  hinsichtlich  des  gesetzlichen  Alters  hegt.  Von  der  Beibringung  des 
Tauf-  oder  Geburtsscheins  kann  aber  Dispens  ertheilt  werden  durch  die  politische 
Landesbehörde  und  bei  naher  Todesgefahr  durch  die  Bezirks-  bezw.  Gemeindebehörden. 
„Ehevorschriften"  S.97ff.,  v.  Schey  S.  50. 

Leaken.  Loewenfeld,  Reohtsverfolgung.    Ergänzungsband.  ^ 
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Seelsorgers  zustehen  (§  3).  Gegen  ihre  Entscheidungen  steht  den  Braut- 
leuten Eekurs  an  die  Landesstelle  und  gegen  deren  Entscheidung  Bekurs 
an  das  Ministerium  des  Innern  zu  (§  4).  Das  Aufgebot  ist  durch  öfient- 
lichen  Anschlag  sowohl  an  der  eigenen  Kondmachungstaf el  der  Behörde, 
als  auch  im  Requisitionswege  bei  dem  Gemeindeamte  des  Wohnorts  eines 
jeden  der  Brautleute  vorzunehmen,  auch,  wenn  Amtstage  abgehalten 
werden,  mündlich  zu  verkünden,  ohne  dass  jedoch  Letzteres  für  die 
Gültigkeit  der  Ehe  wesentlich  ist;  der  Anschlag  soll  drei  Wochen  an 
der  Tafel  bleiben,  bevor  zur  Eheschliessung  geschritten  werdw  kann. 

Wenn  der  Seelsorger  nach  dem  kirchlichen  Aufgebot  die  Trauung 
verweigert  oder  nach  dem  behördlichen  Aufgebot  sich  zur  Trauung  bereit 
finden  lässt,  so  kann  im  ersten  Falle  die  civile,  im  zweiten  Falle  die 
kirchliche  Eheschliessung  ohne  Wiederholung  des  Aufgebotes  erfolgen.^) 

b)  Obligatorische  Civilehe.  Nach  dem  Gesetze  v.  9.  April  1870 
(R.G.B1.  Nr.  61)  findet  die  vorbezeichnete  Form  der  Eheschliessung  auch 
Anwendimg  auf  die  Ehen  solcher  Personen,  welche  keiner  anerkannten 
Eeligionsgesellschaft  angehören.  Die  Zuständigkeit  wird  durch  den  Wohn- 
sitz der  Brautleute  bestimmt.  —  Gehört  nur  einer  von  ihnen  keiner  an- 
erkannten Eeligionsgesellschaft  an,  während  der  andere  einer  solchen 
angehört,  so  ist  für  den  letzteren  das  Aufgebot  durch  seinen  Seelsorger 
zu  bewirken;  weigert  sich  dieser,  so  greift  das  Nothehegesetz  (a)  Platz. 
Zur  Vornahme  des  Eheschliessungsaktes  aber  ist  solchen  Falls  sowohl 
der  Seelsorger  des  einen,  als  die  weltUche  Behörde  des  andern  Theils 
zuständig.^) 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten  ent* 
stehen  aus  dem  Zwecke  der  Ehe,  aus  dem  Gesetz  und  den  geschlossenen 
Verabredungen  (§  89).  Letztere  sind  aber  nur  insoweit  bindend,  als  sie 
nicht  mit  dem  Wesen  der  Ehe  oder  zwingenden  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes in  Widerspruch  treten.*)  —  Dem  Manne,  als  Haupt  der  Familie, 
steht  vorzüglich  das  Recht  zu,  das  Hauswesen  zu  leiten;  es  liegt  ihm 
aber  auch  die  Verbiudlichkeit  ob,  der  Frau  nach  seinem  Vermögen  den 
anständigen  Unterhalt  zu  verschaffen  und  sie  in  allen  Vorfällen  zu  ver- 
treten (§  91).  Der  Unterhaltsanspruch  ist  im  ordentlichen  Prozesse 
geltend  zu  machen;  während  des  Prozesses  kann  der  Gattin  im  Wege 
einstweiliger  Verfügung  Unterhalt  zugesprochen  werden  (Entsch.  d.  Ob. 
Gerichtshofs  v.  10.  Juli  1894  bezw.  9.  Juni  1880,  v.  Schey  Anm.  4  und  5 
zu  §91;  §  392  Ziff.  8  E.O;  Krainz  S.  403).  Dass  im  Nothfall  auch 
umgekehrt  die  Frau  nach  ihrem  Vermögen  dem  Manne  Unterhalt  zu 
gewähren  habe,  wird  daraus  gefolgert,  dass  dem  überlebenden  Ehegatten, 

1)  Rittner  S.  244. 

")  Rittner  a.a.O.  Der  Fall  kann  übrig^ens  im  Hinblick  auf  das  Ehehindernifls 
der  Religionsverschiedenheit  (oben  2e  S.  58)  nur  bei  Juden  zutreffen. 

>)  Vgl.  Rittner  S.  320 ff.,  auch  Stubenrauch  Anm.  za  §§  89  und  90. 


Oesterreichkchet  Staatsgebiet.  67 

solange  er  nicht  zur  zweiten  Ehe  schreitet,  der  mangelnde  anständige 
Unterhalt  ans  dem  Nachlasse  des  Verstorbenen  gebührt  (§  796).^)  Die 
Vertretung  der  Frau  ist  eine  Pflicht,  nicht  ein  Recht  des  Mannes  ihr 
gegenüb^;  er  hat  nur  vermuthete  Vollmacht,  die  ihm  aber  die  Fran 
entziehen  kann  (§§  1020,  1034,  123S).^)  Die  Gattin  erhält  den  Namen 
des  Mannes  und  geniesst  die  Rechte  seines  Standes.  Sie  ist  verbunden, 
dem  Manne  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen,  in  der  Haushaltung  und 
Erwerbong  nach  Kräfte  beizustehen  (§  92),  und  der  Mann  haftet  als 
Selbstschuldner  aus  den  für  den  Haushalt  nöthigen  Rechtsgeschäften  der 
Frau  (Entsch.  d.  Ob,  Gerichtshofs  v.  10.  Juni  1885,  v.  Schey  Anm.  6  zu 
§  92).  —  Die  Fran  erwirbt  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  in 
Oesterreich  (Hofd^ret  v,  23.  Februar  1833  J.G.S.  No.  2596)  und  verliert 
si€  dnrch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer  (Patent  v.  21.  März  1839, 
§  19,  J.6Ä  Nr.  2557).  Desgleichen  theilt  sie  die  Heimathsberechtiganf 
<Ges.  V.  3,  Dezember  1863  §  7,  RG.BL  No.  105)  und  den  persönlichen 
Oerichtsstand  des  Mannes  (Jurisdiktionsnorm  v.  1.  August  1895  §  70). 
Wird  nach  dem  Heimathrechte  des  Mannes  eine  Minderjährige  durch  die 
Verheirathung  grossjährig,  so  gilt  sie  auch  in  Oesteireich  als  grossjäfarig 
(Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v.  16.  Nov.  1900,  v.  Schey  Anm.  2a  zu  §  34; 
fiiehe  auch  „Ungarn"  S.  96  Anm.  zu  D  1). 

2.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  hier  nur  in  seinen  Grundzügen 
za  kennzeichnen.  Das  a.  b.  G.B.  folgt  im  Allgemeinen  den  Grundsätzen 
des  römischen  Rechtes.  Die  eheliche  Verbindung  begründet  nicht  ohne 
Weiteres  Gütergemeinschaft  (§  1233),  sondern  beim  Mangel  von  Verein- 
barungen behält  jed^  Theil  sein  bisheriges  Eigenthum  und  sein  aus- 
schliessliches Recht  an  allem  Erwerbe  während  der  Ehe;  doch  wird  im 
Zweifd  vermuthet,  dass  der  Erwerb  vom  Manne  herrühre  (§  1237). 
Solange  die  Frau  nicht  widerspricht,  gilt  femer  die  Vermuthung,  dass 
sie  dem  Manne,  als  ihrem  gesetzlichen  Vertreter,  die  Verwaltung  ihres 
freien  Vermögens  anvertraut  habe  (§  1238).  Der  Mann  haftet  aber  nur 
für  das  Stammgut  oder  Kapital  und  braucht  über  die  während  der 
Verwaltung  bezogenen  Nutzungen,  wenn  es  nicht  ausdrücklich  bedungen 
worden,  keine  Rechnung  zu  legen;  diese  werden  vielmehr  bis  zur  Auf- 
hebung der  Verwaltung  für  berichtigt   angesehen   (§  1239).     Hat  die 


>)  Stubenranch  Funkt  5  zu  §  90;  dagegren:  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  y. 
IB.  Oktober  1883,  ▼.  Schey  Anm.  8  zn  §92  nnd  Rittner  S.  315  Anm.  17.  —  £k 
Fflichttheilsrecht  hat  der  überlebende  Ehegatte  nicht  (§  796),  wohl  «ber  ein  gewisBes 
gesetzliches  Erbrecht  (§§  757 — 759).  —  Durch  eigenmächtiges  Verlassen  der  Häuslich- 
kmt  ihres  Mannes  TCTwirict  die  Fran  den  Unterhaltungsansproch  (Oberstgerichtl.  Entsch. 
Sammlung  4  No.  1712,  6  Ko.  3021  oad  8076>  Entsieht  aber  der  Mann  selbst  si^h 
«kr  ebeüchen  Gemeinschaft,  so  hat  er  der  Frau  den  Unterhalt  in  Geld  an  gewahren 
(daselbsi  4  No.  1896,  5  No.  2146  nnd  2635). 

*)  Stubenrauch  KU  §§  91,  92,  IIS.  Die  in  früheren  Auflagen Ton  Stubenranch 
▼ertrete&e  Meimmg,  dam  der  Mann  anoh  in  solchen  Fällen,  wo  die  Geaetee  Speeial- 
vollmacht  fordern,  einer  solchen  nicht  bedürfie,  wird  überwiegend  bestritten,  so  Ton 
Delliner  11  S.  258,  Kittner  S.  317  und  Kraina  S.  425;  vgl.  die  Rechtsprechung 
des  Ob.  Gerichtshofs  bei  y.  Schey  Anm.  zu  §  1238. 

5^ 
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Frau  dem  Manne  den  Fruchtgenuss  nur  stillschweigend  überlassen,  so 
kann  sie  davon  jederzeit  zurücktreten  und  braucht  auch  über  die  von 
ihr  selbst  gezogenen  Nutzungen  nicht  Rechnung  zu  legen  (§§  1238,  1240); 
war  ihm  aber  die  Verwaltung  ausdrücklich  und  dauernd  bewilligt,  so 
kann  sie  ihm  doch  in  dringenden  Fällen  oder  bei  Gefahr  eines  Nachtheils 
abgenommen  werden,  wie  andererseits  auch  er  befugt  ist,  der  unordent- 
lichen Wirthschaft  seiner  Frau  Einhalt  zu  thun  und  sie,  unter  den  ge- 
setzlichen Voraussetzungen,  sogar  als  Verschwenderin  erklären  zu  lassen 
(§§  1241,  273). 

Ehepakte,  d.  h.  Verträge,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  eheliche 
Verbindung  —  gleichviel  ob  vor  oder  nach  der  Eheschliessung,  ob  von 
den  Verlobten  bezw.  Gatten  selbst  oder  von  Anderen  für  sie  —  über 
das  Vermögen  geschlossen  werden  (§  1217),  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Aufnahme  eines  Notariatsaktes  (Ges.  v.  25,  Juli  1871,  R.G.B1.  No.  76). 
Die  der  Ehefrau  eines  im  Handelsregister  eingetragenen  Kaufmanns 
durch  Ehepakte  eingeräumten  Rechte  werden  den  Handelsgläubigem 
gegenüber  erst  durch  Eintragung  in  das  Handelsregister  wirksam  (§16 
des  Einf.Ges.  z.  H.G.B.  vom  17.  Dezember  1862,  R.G.B1.  von  1863  No.  1 
und  §  60  Konk.0.  v.  26.  Dez.  1868,  R.G.B1.  No.  1).  Insbesondere  können 
die  Ehepakte  auch  die  Bestellung  eines  Heiiathsguts  und  die  Einführung 
der  Gütergemeinschaft  zum  Gegenstande  haben.  ^) 

Heirathsgut  (dos)  ist  das  Vermögen,  welches  von  der  Fi'au  oder 
für  sie  von  einem  Dritten  dem  Manne  zur  Erleichterung  des  ehelichen 
Aufwandes  gegeben  oder  zugesichert  wird  (§  1218).  Das  Gesetz  bestimmt, 
inwiefern  Eltern  oder  Grosseltem  den  Töchtern  oder  Enkelinnen  zur  Mit- 
gabe eines  Heirathsguts  verpflichtet  sind  (§§  1219 — 1224).  Der  Ehe- 
mann aber  kann  das  Heirathsgut  nur  fordern,  wenn  er  es  sich  vor  der 
Ehe  ausbedungen  hatte  (§  1225).  Geld,  abgetretene  Schuldforderungen 
oder  verbrauchbare  Sachen,  die  zum  Heirathsgute  gehören,  gehen  in  das 
Eigenthum  des  Mannes  über,  während  an  anderen  Sachen  dem  Ehemanne 
nur  Nutzniessung  und  Zuwachs  zustehen,^  das  Eigenthum  hingegen  der 
Frau  verbleibt,  es  sei  denn,  dass  der  Ehemann  das  Heii^athsgut  für  einen 
bestimmten  Preis  übernommen  und  sich  nur  zur  Zurückzahlung  dieses 
Geldbetrags  verpflichtet  hat  (§§  1227,  1228).  Das  Heirathsgut  fällt, 
wenn  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bedungen  wurde,  nach  dem  Tode 
des  Mannes  an  die  Frau  oder  deren  Erben  (§  1229).  Wer  das  Heiraths- 
gut übergiebt,  ist  berechtigt,  bei  der  Uebergabe,  oder  wenn  später  Gefahr 
eintritt,  angemessene  Sicherheit  zu  verlangen  (§  1 245).   Das  gleiche  Recht 

*)  Im  §  1217  sind  ausserdem  noch  erwähnt:  die  „Widerlage",  d.  i.  das,  was  der 
Bräutigam  oder  ein  Dritter  der  Braut  zur  Vermehrung  des  Heirathsguts  aussetzt 
(§  1230;  contrados);  die  Morgengabe,  ein  Geschenk,  das  der  Mann  seiner  Gattin  am 
ersten  Morgen  zu  geben  verspricht  (§  1232);  Verwaltung  und  Fruchtniessung  des 
eigenen  Vermögens;  die  Erbfolge  (auf  Grund  eines  Erbvertrags,  der  schriftlich  in 
Testamentsform  abgefasst  sein  muss,  §§  1249ff.)i  die  auf  den  Todesfall  bestimmte 
lebenslange  Fruchtsniessung  (§§  1255 ff.);  der  Wittwengehalt  (§§  1242 ff.). 

*)  Nach  Krainz  S.  419  Anm.  3  soll  dem  Manne  auch  am  Zuwachs  nur  Nutz- 
niessung zustehen. 
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hat  im  Konkurse  des  Ehemannes  die  Frau  gegenüber  den  Gläubigem; 
überdies  kann  sie,  falls  sie  nicht  etwa  am  Yermögensverfalle  schuld  ist, 
von  der  Konkurseröffnung  an  den  Wittwengehalt  (§  1242),  und  wenn 
keiner  bedungen  ist,  den  Genuss  des  Heirathsguts  fordern  (§  1260; 
vergl.  übrigens  §§  49,  60  Konk.O.  und  §§  3,  30  Anfechtungsges.  v.  16.  März 
1884,  R.G.B1.  No.  36). 

Die  Gütergemeinschaft  wird  der  Regel  nach  nur  auf  das  gegen- 
wärtige Vermögen,  und  wenn  sie  auch  das  zukünftige  umfassen  soll,  doch 
nur  auf  das  erworbene,  nicht  auf  das  ererbte  bezogen,  sofern  nicht  ein 
Anderes  ausdrücklich  bedungen  ist;  in  jedem  Falle  sind  Gütergemeinschafts- 
verträge nur  gültig,  wenn  eine  ordentliche  Beschreibung  und  Verzeichnung 
des  von  dem  einen  und  dem  andern  Theile  eingebrachten  Gutes  statt- 
gefunden hat  (§§  1233,  1177,  1178). *)  Die  eheliche  Gütergemeinschaft 
wird  in  der  Regel  nur  auf  den  Todesfall  verstanden  dahin,  dass  dem 
überlebenden  Ehegatten  das  Recht  auf  die  Hälfte  dessen  zusteht,  was 
von  den  der  Gemeinschaft  unterzogenen  Gütern  nach  dem  Ableben  des 
andern  Gatten  noch  vorhanden  sein  wird  (§1234);  in  gleicher  Weise 
tritt  Theilung  im  Falle  des  Konkurses  eines  Ehegatten  ein  (§  1262).*) 

Schenkungen  unter  Ehegatten  unterliegen  keinen  besonderen  Be- 
stimmungen oder  Beschränkungen;  nur  gilt  im  Zweifel  die  gesetzliche 
Vermuthung,  dass  Schmuck,  Edelsteine  und  andere  Kostbarkeiten,  die 
ein  Mann  seiner  Gattin  gegeben  hat,  geschenkt  seien  (§§  1246,  1247). 
Uebrigens  ist  zur  Gültigkeit  von  Schenkungsverträgen  ohne  üebergabe 
überhaupt  ein  Notariatsakt  erforderlich;  ebenso  zur  Gültigkeit  der  zwischen 
Eheleuten  geschlossenen  Kauf-,  Tausch-,  Renten-  und  Darlehns- 
verträge  und  der  Schuldbekenntnisse  eines  Gatten  gegenüber  den* 
anderen  (§  1  Ges.  v.  25.  Juli  1871,  R.G.B1.  No.  76). 

3.  Wirkung  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Die  Verehelichung 
der  Eltern  eines  unehelichen  Kindes  hat  kraft  Gesetzes  die  Wirkung  der 
Legitimation  (§  161).  Die  Erziehung  ehelicher  Kinder  liegt  den  Eltern 
gemeinschaftlich^,  die  Gewährung  des  Unterhalts  in  erster  Reihe  dem 
Vater  und  nur  wenn  dieser  mittellos  'oder  todt  ist,  der  Mutter  ob  (§§  139 
bis  146).  üeber  minderjährige  Kinder  hat  der  Vater  die  väterliche  Gewalt, 
d.  h. :  er  bestimmt  den  Lebensberuf,  doch  kann  ein  mündiges  Kind  darüber 
die  Entscheidung  des  Gerichts  ammfen;  jeglicher  Erwerb   des  Kindes 


^)  Da«  Verzeichniss  muss  als  ein  Bestandtheil  des  Vertrages  von  den  Parteien 
gehörig  unterfertigt  werden  (Bofdekret  v.  12.  Januar  1833,  J.G.S.  No.  2588). 

*)  Sonst  übt  die  Gütergemeinschaft  bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  keine  weitere 
Wirkung  aus,  als  dass  kein  Theil  durch  eine  letztwillige  Anordnung  das  Recht  des 
anderen  auf  die  Hälfte  beeinträchtigen  darf.  Es  kann  aber  auch  durch  die  Ehepakte 
der  GKitergemeinschaft  eine  weitere  Wirkung  gegeben  und  bestimmt  werden,  dass  das 
Vermögen  schon  bei  Lebzeiten  beider  Gatten  gemeinschaftlich  sein  soll.  Stubenrauch 
Anm.  1—3  zu  §  1234. 

*)  Hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung,  zumal  bei  gemischten  Ehen:  §  140 
und  Ges.  v.  25.  Mai  1868  (R.G.Bl.  No.  49).  Der  Regel  nach  folgen  die  Söhne  der 
Religion  des  Vaters,  die  Töchter  der  Religion  der  Mutter.  Abweichende  Vereinbarungen 
der  Verlobten  oder  Gatten  sind  wirksam,  Versprechungen  an  Dritte  aber  wirkungslos. 
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wird  dessen  Eigenthum^  doch  steht  dem  Vater  die  VerwaHang  und  die 
Embehaltung  der  Einkünfte  zur  Bestreitung  der  Erziehungskosten  zu; 
über  das,  was  ein  minderjähriges,  aber  nicht  in  der  Verpflegung  der 
Eltern  stehendeft  Kind  durch  Fleiss  erwirbt,  und  über  Sachen,  die  ihm 
nach  eiTeichter  Mündigkeit  zum  Gebrauch  übergeben  werden,  kann  es 
frei  verfügen;  sonst  kann  es  ohne  Einwilligung  des  Vaters,  der  es  auch 
zu  vertreten  hat,  keine  gültige  Verpflichtung  eingehen  (§§  147 — l&ä  und 
CJ.O.  §  2). 

§5. 

£.  Ungültigkeitserklärung. 

Die  Ungültigkeit  einer  Ehe  kann  nicht  als  Inzidentpunkt  bei  Ge- 
legenheit eines  anderen  Streites  festgestellt  werden,  sondern  es  ist  darüber 
in  einem  besonderen  Prozesse  durch  förmliche  Ungültigkeitserklärung  zu 
entscheiden.  Die  Rechtslage  gestaltet  sich  aber  verschieden,  je  nachdem, 
im  Hinblick  auf  den  Grund  die  Ungültigkeit  eine  unbedingte,  d.  h. 
wegen  des  öffentlichen  Interesses  von  Amtswegen  zu  untersuchende,  oder 
aber  durch  die  Bestreitung  von  Seiten  eines  Betheiligten  bedingt  und 
nur  auf  dessen  Ansuchen  festzustellen  ist 

1.  Untersuchung  von  Amtswegen.  Die  Ungültigkeit  einer  Ehe, 
welcher  eines  der  in  den  §§  66,  62,  63,  64,  65,  66,  67,  68,  75  und  119 
angeführten  Hindemisse  im  Wege  steht,  ist  von  Amtswegen  zu  unter- 
suchen (§  94  Satz  1).  Das  betrifft  die  Fälle  der  Ungültigkeit  wegen 
Entführung,  Doppelehe,  Weihen  und  Gelübde,  Eeligionsverschiedenheit, 
Verwandtschaft,  Schwägerschaft,  Ehebrach,  Gattenmord,  Mangel  der  feier- 
lichen Erklärung  und  Mitschuld  an  der  TYennungsui-sache.  Das  Gericht 
leitet  das  Verfahren  ohne  Klage  ein,  sobald  es  von  dem  Ungültigkeits- 
grunde Kenntniss  erlangt.  Wenn  aber  das  Eheband  bereits  durch  den 
Tod  eines  oder  beider  Ehegatten  gelöst  ist,  so  kann  die  Untersuchung 
über  die  Gültigkeit  nicht  mehr  von  Amtswegen,  sondern  nur  dann  statt- 
finden, wenn  die  Entscheidung  von  einem  gesetzlich  berechtigten 
Interessenten  (z.  B.  wegen  der  Ehepakte,  des  Erbrechts,  der  Legitimität 
eines  Kindes)  oder  vom  Strafrichter  oder  einer  anderen  Behörde  im 
öffentlichen  Interesse  nachgesucht  wird  (Hofdekret  v.  27.  Juni  1837,  J.G.S. 
No.  208  und  Hofkanzleidekret  v.  13.  Juli  1837,  pol.  G.S.  65  S.  417).^) 

2.  Bestreitung  der  Gültigkeit.  In  allen  übrigen  Fällen  muss 
das  Ansuchen  derjenigen  abgewartet  werden,  welche  durch  die  mit  einem 

')  Gleiches  wird  auch  im  Falle  der  Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach  gelten 
müssen  (Rittner  S.  254).  —  Streitig  ist,  ob  die  amtliche  Untersuchung  und  Ungültig- 
keitserklärung auch  ausgeschlossen  ist,  wenn  das  Hindemiss  nachträglich  weggefallen, 
z.  B.  die  Religionsverschiedenheit  durch  Uebertritt  des  einen  Theils  zum  Bekenntnisse 
des  andern  beseitigt  ist.  Verneint  von  Stubenrauch  S.  171  Anm.  3  zu  §§  94 — 96 
und  Krainz  S.  892  Anm.  la;  bejaht  von  Ritt n er  S.  254,  255  Anm.  8.  —  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  auch  in  dem  Falle,  dass  Privatinteressenten  die  Ungültigkeitserklärung 
in  Anregung  bringen,  der  Prozess  in  den  Formen  der  Untersuchung  von  Amtswegen 
—  also  ohne  Kläger  —  durchgeführt  wird.  Die  Interessenten  können  aber  bei  der 
Untersuchung  „einschreiten^',  Beweismittel  vorsehlagen  und  Rechtsmittel  einlegen 
(vgl.  die  zit.  Dekrete). 
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HindernlBse  geschlossene  Ehe  in  ihren  Eechten  gekränkt  worden  sind 
(§  94  Satz  2),  dfts  ist  je  nach  Lage  des  Falles:  ein  Ehegatte  selbst  oder 
sein  Vater,  Yominnd  oder  Kurator,  insofern  sie  zur  gUltigen  Abschliessnng 
der  Ehe  durch  ihre  Willenserklärung  mitzuwirken  berechtigt  waren.*) 
Der  Ehegatte,  der  um  den  Mangel  gewusst  hat,  kann  aus  seiner  eigenen 
widerrechtUchen  Handlung  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  bestreiten  (§  95). 
Ueberhaupt  hat  nur  der  schuldlose  Theil  das  Recht,  zu  verlangen,  dass 
die  Ehe  für  ungültig  erklärt  werde  (§  96  Satz  1).*)  —  Das  Bestreitungs- 
recht erlischt: 

a)  wenn  der  Ehegatte  nach  erlangter  Kenntniss  des  Hindernisses 
die  Ehe  fortgesetzt  hat  (§  96  Satz  1),  wobei  vorausgesetzt  wird,  dass  er 
an  der  Ausübung  des  Bestreitungsrechts  nicht  thatsächlich  behindert  war; 

b)  durch  Verzicht,  wie  sich  aus  §  98  ergiebt,  wonach  im  Prozess 
in  erster  Reihe  auf  das  Einverständniss  der  Parteien  über  die  Fortdauer 
der  Ehe  hinzuwirken  ist; 

c)  durch  Aufhören  der  väterlichen  Gewalt  oder  Vormundschaft,  wenn 
es  sich  um  eine  von  einem  Minderjährigen  odw  Pflegebefohlenen  eigen- 
mächtig geschlossene  Ehe  handelt,  deren  Bestreitung  nur  dem  Vater  oder 
der  Vormundschaft  zusteht  (§96  Satz  2); 

d)  durch  Tod  des  Berechtigten,  da  das  Bestreitungsrecht  höchst 
persönlicher  Natur  ist*) 

e)  Ob  das  Bestreitungsrecht  durch  Verjährung  erlischt,  ist  streitig.*) 
3.  Die  Wirkung  der   Ungültigkeitserklärung  ist,    gleichviel 

ob  sie  von  Amtswegen  oder  in  Folge  von  Bestreitung  ausgesprochen  wird, 
die,  dass  die  Ehe  als  überhaupt  nicht  geschlossen  gilt.  Die  Ehepakte 
„zerfallen^,  d.  h.  es  kann  auf  Grund  derselben  keine  Leistung  mehr  ge- 
fordert und  es  muss  das  Geleistete  zurückgewährt  werden ;  das  Vermögen 


')  Dritten,  deren  Rechte  nur  mittelbar  durch  die  Gültigkeit  oder  Ung^iltigkeit 
der  Ehe  berührt  werden,  stellt  das  Bestreitungsrecht  nicht  zu.  Stubenrauch  B2, 
Rittner  S.  261.  Desgleichen  nicht  einem  Minderjährigen,  der  in  Kenntniss  seines 
Alters  die  Ehe  geschlossen  hatte  —  abgesehen  von  gewissen  Ausnahmefällen,  wie 
Mangel  gesetzlicher  Vertretung  oder  Zwang.  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs,  y.  Schey 
Anm.  2  zu  §  96. 

*)  Bezieht  sich  nur  auf  die  Fälle  der  Bestreitbarkeit,  nicht  der  unbedingten  Un- 
gültigkeit der  Ehe.  Rittner  S.  257.  Ob  nur  Dolus  oder  auch  ein  Versehen  die 
Schuldlosigkeit  ausschliesst,  ist  vielfach  zweifelhaft.  Näheres  bei  Stubenrauch 
B3,  4,  Krainz  S.  393  Anm.  2b,  Rittner  S.  261ff.,  269ff.  Gesetzesunkenntniss  ist 
nach  der  Rechtsprechung  jedenfalls  keine  Entschuldigung,     y.  Schey  Anm.  1  zu  §  96. 

")  Streitig  ist  nur,  ob  das  Recht  auch  dann  erlischt,  wenn  der  Berechtigte  nach 
der  Anfechtung,  aber  yor  rechtskräftiger  Erledigung  des  Prozesses  stirbt.  Bejaht  yon 
Dolliner  III  S.  339,  Stubenrauch  B4b;  verneint  von  Nippel  11  S.  39,  ünger  I 
S.  535,  Rittner  S.  275.  Letzterer  führt  aus,  dass  durch  die  Anfechtung  die  Bedingung 
der  Ungültigkeit  eingetreten  sei  und  dass  nunmehr  Jeder,  der  ein  rechtliches  Interesse 
daran  habe,  sich  auf  die  Ungültigkeit  berufen  könne. 

*)  Verneint  von  Dolliner  LH  S.  345,  weil  Familienrechte  nach  §  1481  nicht  ver- 
jähren; bejaht  von  Unger  II  S.  404  Anm.  9,  Rittner  S.  276  Anm.  9,  weil  der  Be- 
streitende sein  Recht  gar  nicht  auf  ein  familienrechtliches  Verhältniss  gründe.  Ebenso 
jetzt:  Stubenrauch  B3b.  Die  Verjährungsfrist  würde  nach  §1478  die  ordentliche 
von  30  Jahren  sein. 
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kommt,  insofern  es  vorhanden  ist,  in  den  vorigen  Stand  zurück;  der 
schnldtragende  Theil  hat  aber  dem  schuldlosen  Entschädigung  zu  leisten 
(§  1265,  102).  Ueber  die  Schuldfrage  ist  in  demselben  Prozesse  zu  ent- 
scheiden (Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v.  1.  März  1892,  v.  Schey,  Anm.  1 
zu  §  102;  §  11  Vrdg.  v.  9.  Dez.  1897,  R.G.B1.  Nr.  283).  Die  Kinder  aus 
einer  ungültigen  Ehe  werden  als  eheliche  angesehen,  wenn  das  Hinderniss 
später  gehoben  worden  ist,  oder  wenn  wenigstens  Einem  der  Eltern  die 
schuldlose  Unwissenheit  des  Ehehindemisses  zu  statten  kommt;  doch 
bleiben  im  letzteren  Falle  die  Kinder  von  Erlangung  solchen  Vermögens 
aasgeschlossen,  welches  durch  Familien-Anordnungen  der  ehelichen  Ab- 
stammung vorbehalten  ist  (§  160  mit  Vrdg.  v.  3.  Juni  1858,  R.G.BL  Nr.  92). 
Hinsichtlich  der  Sorge  für  die  Kinder  aus  einer  ungültigen  Ehe  sind  die 
allgemeinen  Grundsätze  massgebend  (§  102,  letzter  Satz;  siehe  oben  D3). 

§6. 

F.  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  und  gänzliche 

Trennung  des  Ehebandes. 

Entgegen  dem  Sprachgebrauche  des  deutschen  B.G.B.  und  des  ge- 
meinen Rechtes  nennt  das  österr.  a.  b.  G.B.  die  gänzliche  Lösung  dem 
Bande  nach  „Trennung**  der  Ehe,  die  blosse  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
des  Lebens  dagegen  „Scheidung"  von  Tisch  und  Bett.  Dass  diese  letztere 
bei  aller  Aehnlichkeit  hinsichtlich  der  Wirkungen  auf  die  persönlichen 
Rechtsbeziehungen  der  Gatten,  doch  wesentlich  verschieden  ist  von  dem 
dem  deutschen  B.G.B.  eigenthümlichen  Institut  der  „Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft",  darüber  siehe  unter  „Deutsches  Reich"  F  1  S.  26  und 
J  4  S.  46.  —  Das  Band  der  Ehe  kann  zwischen  katholischen  Personen,  sowie, 
wenn  zur  Zeit  der  Eheschliessung  auch  nur  ein  Theil  katholisch  war,  nur 
durch  den  Tod  getrennt  werden  (§  111).  Nur  Nichtkatholiken  können 
aus  gewissen  Gründen  Trennung  des  Ehebandes  durch  richterliches  Ur- 
theil  fordern  (§  116  ff.).  Allgemein  aber  gestattet  das  Gesetz  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett. 

L  Scheidung  von  Tisch  und  Bett. 

1)  Einverständliche  Scheidung.  Diese  ist  den  Ehegatten  von 
dem  Gerichte  ohne  Weiteres  zu  bewilligen,  wenn  sie  sowohl  über  die 
Scheidung  an  sich,  als  auch  „über  die  Bedingungen",  d.  h.  über  die  ver- 
mögensrechtliche Auseinandersetzung  sowie  über  die  Unterhaltspflicht 
im  Verhältniss  zu  einander  und  zu  den  Kindern  einig  sind  (§§  103 — 105).^) 

*)  Es  genüj^t,  doss  die  Ehegatten  vor  dem  Richter  „bestätigen",  dass  sie  über 
die  Scheidung  und  die  Bedingungen  einig  sind  (§  105).  Einer  Prüfung  des  diesbezüg- 
lichen Uebereinkommens  durch  den  Richter  bedarf  es  also  nicht.  Doli  in  er  III  S.  34  ff., 
Stubenrauch  Anm.  3  zu  §§  103—106,  S.  181  und  Krainz  ö.  402  Anm.  2.  Anderer 
Meinung:  Rittner  S.  327  Anm.  8.  Was  die  Erziehung  und  den  Unterhalt  der  Kinder 
betrifft,  so  hat  der  oberste  Gerichtshof  angenommen,  es  müsse  ein  dem  Gesetze  ent- 
sprechendes Uebereinkommen  der  Eheleute  ausgewiesen  werden.  Urth.  v.  10.  Febr.  1891, 
Sammig.  13606,  v.  Schey  Anm.  5  zu  §  105.  Bezüglich  keines  Punktes  darf  ein  Vor- 
behalt weiterer  gerichtlicher  Verhandlungen  zugelassen  werden.  §  7  Vrdg.  v.  9.  Dez.  1897, 
R.G.B1.  Nr.  283. 
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Ein  minderj&hriger  oder  Pflegebefohlener  Ehegatte  kann  zwar  für  sich 
selbst  in  die  Scheidung  willigen,  aber  zu  dem  Uebereinkommen  über  das 
Vermögen  und  den  Unterhalt  sowie  über  die  Versorgung  der  Kinder  ist 
die  Einwilligung  des  gesetzlichen  Vertreters  und  des  Vormundschafts- 
gerichts nothwendig  (§  106).  —  Ueber  das  Verfahren  siehe  den  folgenden 
Abschnitt  unter  4  S.  79 f.*) 

2.  Nichteinverständliche  Scheidung.  Auf  einseitigen  Antrag 
kann  auf  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  nur  aus  „wichtigen  Gründen" 
erkannt  werden;  als  solche  sind  im  §  109,  ohne  dass  dadurch  die  Geltend- 
machung anderer,  nach  richterlichem  Ermessen  ähnlich  wichtiger  Gründe 
ausgeschlossen  wird,*)  die  folgenden  aufgeführt: 

„wenn  der  Geklagte  eines  Ehebruchs  oder  eines  Verbrechens  schuldig 
erklärt  worden  ist;*) 

wenn  er  den  klagenden  Ehegatten  boshaft  verlassen  oder  einen 
unordentlichen  Lebenswandel  geführt  hat,  wodurch  ein  beträcht- 
licher Theil  des  Vermögens  des  klagenden  Ehegatten  oder  die 
guten  Sitten  der  Familie  in  Gefahr  gesetzt  werden;  ferner 

dem  Leben  oder  der  Gesundheit  gefährliche  Nachstellungen; 

schwere  Misshandlungen  oder,  nach  dem  Verhältnisse  der  Personen, 
sehr  empfindliche  wiederholte  Kränkungen; 

anhaltende,  mit  Gefahr  der  Ansteckung  verbundene  Leibesgebrechen." 

Das  Gesetz  bestimmt  nicht,  unter  welchen  Voraussetzungen  das 
Recht  auf  Scheidung  erlischt.  Verjährung  greift  nicht  Platz,  weil 
es  sich  um  ein  Familienrecht  handelt  (§  1481).  Erlöschen  durch  Kompen- 
sation wegen  Schuld  des  klagenden  Theils  ist  gleichfalls  nicht  vorgesehen. 
Es  kommt  nur  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Verzicht  in  Betracht.*) 

Wird  auf  Scheidung  erkannt,  so  ist  zugleich  über  die  Schuld- 
frage  zu  entscheiden;  es  ist  auszusprechen,  ob  der  eine  oder  der  andere 
Ehegatte,  oder  jeder  Theil,  oder  keiner  von  beiden  an  der  Scheidung 
Schuld  trage  (§  12  des  Hofdekrets  v.  23.  August  1819,  J.G.S.  Nr.  1596; 
siehe  auch  „Verfahren"  unter  G  S.  78). 


')  Die  einverständliche  Scheidung  erfolgt  nicht  durch  richterliches  ürtheil,  sondern 
durch  einen  Akt  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  nämlich  die  Aufnahme  des  Einverständnisses 
und  dessen  Genehmigung  durch  das  Gericht.  Vgl.  Entsch.  des  deutschen  B..G.  Bd.  9  S.  98 ff. 

«)  Stubenrauch  Punkt  I  zu  §§  107—109,  ßittner  S.  329.  Vgl.  die  Entscheidung 
des  Ob.  Gerichtshofe  bei  v.  Schey  Anm.  zu  §109. 

')  Das  setzt  nicht  nothwendig  voraus,  dass  der  Ehebruch  oder  das  Verbrechen 
durch  Strafurtheil  festgestellt  sein  müsse;  vielmehr  hat  das  Scheidungsgericht,  wenn 
aus  irgend  einem  Grunde  die  strafgerichtliche  Entscheidung  nicht  erfolgen  kann,  die 
Frage  selbständig  zu  prüfen,  DollinerlU  S.  61,  Rittner  S.  331  Anm.  19;  Entsch.  d. 
Ob.  Gerichtshofs,  v.  Schey  Anm.  1  zu  §  109.  Anderer  Meinung:  Stubenrauch  A  1. 
—  Bei  Ermittelung  der  Schuld  kommt  es  hier,  wie  auch  in  den  Fällen  unter  b,  c,  d, 
selbstverständlich  nicht  nur  auf  den  objektiven  Thatbestand,  sondern  auch  auf  die  sub- 
jektive Zurechenbarkeit  der  Handlung  an. 

*)  Welche  Handlungen  einen  stillschweigenden  Verzicht  einschliessen,  ist  Sache 
richterlichen  Ermessens.    E  i  1 1  n  e  r  S.  332. 
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3.  Wirkungen  der  Scheidany  von  Tisch  nnd  Bett.  Die 
Wirkung  der  —  einverständhchen  und  nicht  einverständfichen  —  Sebei- 
dang  ist  die  Aufhebimg  der  ehelichen  Gemeinschaft  und  der  hieraus  sich 
ergebenden  Kechte  und  Pflichten,  nnd  zwar  für  unbestimmte  Zeit,  wenn 
nicht  etwa  von  den  Ehegatten  vereinbart  wird,  dass  die  Geraeinschaft 
nach  bestimmter  Zeit  wiederhergestellt  werden  soll.*)  Das  Zusammen- 
leben und  die  Pflicht  der  Frau,  dem  Manne  an  seinen  Wohnsitz  zn  folgen, 
mithin  auch  der  für  sie  dadurch  begründete  Gerichtsstand,  femer  die 
Pflicht  des  Mannes  zur  Vertretung  der  Frau  und  seine  vermuthete  Voll- 
macht endigen,  während  die  Frau  den  Namai  und  Stand  des  Mannes 
behält.*)  Wiederverheirathung  ist,  da  das  Band  der  Ehe  selbst  unbe- 
rührt bleibt,  ausgeschlossen.  Aus  demselben  Grunde  ist  auch  geschlecht- 
licher Verkehr  der  Geschiedenen  mit  dritten  Personen  Ehebruch.  Da- 
gegen steht  es  den  geschiedenen  Gatten  frei,  sich  wieder  mit  einander 
zu  vereinigen,  doch  muss  die  Vereinigung  dem  ordentlichen  Gerichte,  d.  h. 
demjenigen,  welches  die  Scheidung  bewilligt  hat  oder  dem  Bezirksgerichte 
des  gegenwärtigen  gemeinschaftlichen  Wohnsitzes  (§114  Jurisdiktions- 
norm V.  1.  August  1895),  angezeigt  werden;  wollen  die  Ehegatten  nach 
einer  solchen  Vereinigung  wieder  geschieden  werden,  so  haben  sie  eben 
das  zu  beobachten,  was  in  Rücksicht  der  ersten  Scheidung  vorge- 
schrieben ist  (§  110).*) 

Was  das  Vermögen  und  die  Unterhaltspflicht  betrifft,  so 
entscheidet  bei  der  einverständlichen  Scheidung  die  immer  auch  über 
diese  Punkte  zu  treffende  Vereinbarung  der  Ehegatten  darüber,  „ob  sie 
ihre  Ehepakte  fortdauern  lassen  oder  auf  welche  Art  sie  dieselbe  ab- 
ändern wollen"  (§  1263).  Ist  aber  die  Scheidung  durch  ürtheil  ausge- 
sprochen, so  kommt  es  auf  die  Schuld  an:  trägt  kein  Theil  oder  jeder 
Theil  Schuld,  so  kann  jeder  (nöthigenfalls  im  besonderen  Prozess)  Auf- 
hebung der  Ehepakte  fordern;  ist  ein  Theil  schuldlos,  so  steht  ihm  frei, 
die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  der  Ehepakte  oder  „nach  Umständen" 
den  angemessenen  Unterhalt  zu  verlangen  (§  1264).*)    Auch  bei  beider- 

»)  Rittner  S.  332. 

*)  Stubenrauch  Punkt  III  zu  §  103—106. 

»)  Massgebend  für  das  Verhaltniss  der  Eheleute  ist  nur  die  Thatsaclie  ihrer 
Wiedervereinigung;  die  Anzeige  bei  Gericht  ist  eine  Pflicht  der  Gatten,  aber  sachlich 
ohne  ausschlaggebende  Bedeutung.  Durch  die  blosse  Wiedervereinigung  wird  die 
Scheidung  und  die  anlässlich  derselben  getroffene  vermögensrechtliche  Vereinbarung 
hinfällig.  Entsch.  v.  28.  August  1895,  Sammig.  33  No.  15558  und  v.  15.  Febr.  1898, 
Sammlung  35  Nr.  31.  (Anders  nach  ungarischem  Recht;  „Ungarn"  F  II.)  Die  von 
dem  Gatten  erweislich  in  solcher  formlosen  Wiedervereinigung  erzeugten  Kinder  gelten 
als  eheliche  (Hofdekret  v.  15.  Juni  1835,  J.G.S.  No.  30).     Stubenrauch  zu  §  110. 

*)  „Nach  Umständen'*,  d.  h.  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  gegen  einander  (§  91 ;  siehe  oben :  „Wirkungen 
der  Ehe"  unter  1).  Vgl.  Stubenrauch  Punkt  III  zu  §§  107—109,  wo  die  Meinung 
vertreten  wird,  dass  der  nothdürftige  Unterhalt  von  jedem  Ehegatten  gegen  den 
andern,  ohne  Rücksicht  auf  ein  etwa  obwaltendes  Verschulden,  gefordert  werden  kann. 
So  auch  DoUiner  III  S.  150ff.  Dem  entgegen  will  Kittner  S.  334,  335  der  Ehefrau, 
wenn  sie  schuldig  ist,  und  dem  Ehemanne,  auch  wenn  er  schuldlos  ist,  jeden  Anspruch 
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seitigem  Yerscbuldeii  kann  der  Siebter,  nnter  Berftcksichtigimg  aller 
Verhältnisse  und  Bäligkeitsgrinde  ausnahmsweise  den  Eh^orann  zur  Ver- 
abreichung des  anständigen  Unterhalts  an  die  Gattin  anhalten  (Hofdekret 
T.  4.  Mai  1841,  J.G.S.  Nr.  531). 

Hinsichtlich  der  Erziehung  der  Kinder  kommt  es  gleichfalls  in 
erster  Reihe  auf  die  Einigung  der  geschiedenen  Gatten  an.  Nöthigen- 
faHs  aber  hat  das  Gericht,  ohne  Gestattung  eines  Rechtsstreits,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Knaben  bis  zum  zurückgelegten  vierten,  die  Mädchen 
bis  zum  zurückgelegten  siebenten  Jahre  von  der  Mutter  gepflegt  und 
erzogen  werden,  wenn  nicht  erhebliche  Gründe  eine  andere  Anordnung 
fordern;  die  Kosten  der  Erziehung  müssen  vom  Vater  getragen  werden 
(§  142).  Ueberhaupt  gelten  für  die  Unterhaltspflicht  die  allgemeinen  Grund- 
sätze (oben  „Wirkungen  der  Ehe"  unter  3  S.  68)  und  die  Vereinbarungen 
der  Geschiedenen  kommen  nur  für  das  Verhältniss  zwischen  ihnen  selbst 
in  Betracht,  können  aber  den  Rechten  der  Kinder  keinen  Eintrag  thun. 

n.  Gänzliche  Trennung  der  Ehe. 

1.  Zulässigkeit  überhaupt.  „Nicht  katholischen  christlichen  Reli- 
gionsyerwandten  gestattet  das  Gesetz,  nach  ihren  Religionsbegriffen,  ^) 
aus  erheblichen  Gründen  die  Trennung  der  Ehe  zu  fordern  (§  115)." 
Dies  gilt  nach  §  2  des  Gesetzes  v.  9.  April  1870  (R.G.B1.  No.  51)  auch 
für  Personen,  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religions- 
gemeinschaft angehören.  Hinsichtlich  der  Ehen  der  Juden  gelten  die 
nachstehend  unter  3  erwähnten  besonderen  Bestimmungen.  Unzulässig 
ist  die  gänzliche  Trennung  der  Ehe,  wenn  zur  Zeit  der  Eheschliessung 
auch  nur  ein  Theil  katholisch  war  (§  111),  mag  auch  nachher  der  eine 
oder  der  andere  oder  beide  aus  der  katholischen  Kirche  ausgetreten  sein; 
waren  aber  bei  der  Eheschliessung  beide  Theile  nicht  katholisch,  so  kann 
der  nachträglich  katholisch  gewordene  Gatte  gleichfalls  nicht  auf  die 
Ehetrennung  klagen,  während  dem  nicht  katholisch  gebliebenen  Gatten 
das  Recht  zusteht,  die  Trennung  (aus  den  im  §  115  angeführten  Gründen) 
zu  verlangen,  wenngleich  der  andere  Theil  zur  katholischen  Religion 
übergetreten  ist  (§  116). 

2.  Trennungsgründe  (§  115).*)     „Solche  Gründe  sind: 

wenn  der  Ehegatte  sich  eines  Ehebruchs  oder  eines  Verbrechens, 
welches  die  Verurtheilung  zu  einer  wenigstens  fünfjährigen 
Kerkerstrafe  nach  sich  gezogen,  schuldig  gemacht; 

wenn  ein  Ehegatte  den  andern  boshaft  verlassen  hat,  und  falls  sein 


auf  Unterhalt  absprechen.  Diea  entspricht  der  Rechtsprechung  des  Ob.  Gerichtshofs; 
V.  Schey  Anm.  5—8  zu  §  1264  und  Anm.  8  zu  §  92. 

^)  d.  h.:  im  Hinblick  darauf,  dass  ihre  Religion  die  Ehetrennung  überhaupt 
gestattet.  Darauf,  ob  auch  der  einzelne,  geltend  gemachte  Trennungsgrund  den  be- 
treffenden Religionsbegriffen  entsprechend  sei,  kommt  es  gegenüber  den  diesbezüglichen 
gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  an.  Stubenrauch  8.  191,  Anm.  2  zu  §§  115,  116 
gegen  Fachmann,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  (Wien  1851)  II  S.  391. 

*)  Man  ist  darüber  einig,  dass  die  Aufzählung  der  Gründe  hier  eine  erschöpfende 
ist.     DollinerlV  115,  Stubenrauch  Punkt  1,  Rittner  S.  346. 
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Aufenthaltsort  unbekannt  ist,  auf  öffentliche  gerichtliche  Vor- 
ladung innerhalb  eines  Jahres  nicht  erschienen  ist; 
dem  Leben  oder  der  Gesundheit  gefährliche  Nachstellungen; 
wiederholte  schwere  Misshandlungen; 

eine  unüberwindliche  Abneigung,  wegen  deren  beide  Ehegatten  die 
Auflösung  der  Ehe  verlangen;  doch  muss  in  dem  letzten  Falle 
die  Trennung  nicht  sogleich  verwilligt,  sondern  erst  eine  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  und  zwar  nach  Beschaffenheit  der  Um- 
stände, auch  zu  wiederholten  Malen  versucht  werden."^) 
Hinsichtlich  des  Erlöschens  des  Rechtes  auf  Trennung  der  Ehe 
und  hinsichtlich   der  Schuldfragen  gilt  hier  das  Nämliche,  wie  bei  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  (oben  I  2  S.  72). 

3.  Für  die  Ehen  der  Juden  gelten  besondere  Vorschriften,  welche 
dem  mosaischen  Eechte  Rechnung  tragen.  Die  Trennung  der  Ehe  er- 
folgt durch  einen  vom  Manne  der  Frau  zu  übergebenden  Scheidebrief 
nach  richterlicher  Entscheidung  und  zwar  nur 

a)  mit  wechselseitiger  freier  Einwilligung,  wenn  die  Eheleute 
ein  schriftliches  Zeugniss  ihres  Rabbiners  oder  Religionslehrers 
darüber  beibringen,  dass  er  ungeachtet  aller  seiner  Bemühungen 
eine  Wiedervereinigung  der  Parteien  herbeizuführen,  sie  von 
ihrem  Entschluss  abzubringen  nicht  vermocht  habe  (§§  133, 134); 

b)  auf  Klage  des  Mannes  wegen  erwiesenen  Ehebruchs  der 
Frau  (§  136). 

Andere  Trennungsgründe  sind  nicht  zugelassen.  Wegen  des  besonderen 
gerichtlichen  Verfahrens  siehe  den  folgenden  Abschnitt  unter  3  b  S.  79. 

Durch  den  Uebertritt  eines  jüdischen  Ehegatten  zur  christlichen 
Religion  wird  an  diesem  Trennungsrechte  nichts  geändert  (§  136);  dem 
entsprechend  wird  angenommen,  dass,  wenn  die  Gatten  bei  der  Ehe- 
schliessung NichtJuden  waren  und  später  einer  von  ihnen  Jude  wird, 
nicht  das  jüdische,  sondern  das  gemeine  Ehetrennungsrecht  Anwendung 
findet;  wenn  dagegen  beide  Gatten  nach  der  Eheschliessung  zu  einem 
anderen  Religionsbekenntniss  übergetreten  sind,  oder  wenn  eine  ge- 
mischte Ehe  durch  Religionsänderung  eines  Theiles  zu  einer  ungemischten 
geworden  ist,  so  ist  das  gleiche  Religionsbekenntniss  massgebend  (Mini- 
sterialerlass  v.  8,  August  1863,  R.G.B1.  No.  160). 2) 


*)  Die  Bestimmung  wird  dahin  verstanden,  dass  nur,  wenn  das  Gericht  aus  den 
nachgewiesenen  Thatsachen  nicht  die  volle  üeberzeugung  von  der  „unüberwindlichen'* 
Abneigung  hat,  zunächst  eine  zeitliche  Scheidung  auszusprechen  ist.  Oberstgerichtl. 
Entsch.  V.  3.  Oktober  18(55,  öammlg.  5  No.  2283  und  bei  v.  Schey  Anm.  3  zu  §  115, 
ferner  Rittner  S.  348.  Andere  meinen,  dass  in  jedem  Falle  von  Einverständniss  wegen 
unüberwindlicher  Abneigung  der  Trennung  zunächst  eine  zeitliche  Scheidung  voran- 
gehen müsse.  DollinerlV  S.  ]77.  —  Die  Trennung  der  Ehe  setzt  ein  erneutes  An- 
suchen der  Parteien  voraus. 

*)  Kittner  S.  355.  Dieser  will  für  den  vom  Gesetze  nicht  entschiedenen  Fall, 
dass  die  Ehe  von  Anfang  an  eine  zwischen  Juden  und  anderen  Nichtchristen  gemischte 
ist,  die  Entscheidung  so  treffen,  dass  jeder  Theil  rücksichtlich  der  Ehetrennung  den  im 
Hinblick   auf  sein  Religionsbekenntniss   geltenden   gesetzlichen  Beschränkungen  unter- 


Oesterreichisches  Staatsgebiet.  77 

4.  Die  Wirkung  der  Ehetrennung  ist,  dass  alle  durch  das  ehe- 
liche Verhältniss  bedingten  Rechte  und  Verbindlichkeiten  endigen.  Die 
Frau  behält  aber,  da  das  Gesetz  in  dieser  Hinsicht  nichts  Besonderes 
bestimmt,  gleich  einer  Wittwe  den  Namen  und  Stand  ihres  Mannes.*) 
Jeder  Theil  kann  sich  wiederverheirathen  (§119),  doch  kommen  dabei 
zutreffenden  Falls  die  Ehehindemisse  des  Katholizismus,  des  Ehebruchs 
und  sonstiger  Mitschuld  an  der  Trennung,  sowie  für  Frauen  die  Warte- 
zeit in  Betracht  (oben  „Eingehung  der  Ehe"  S.  56  u.  59  unter  2  c,  g,  h). 

In  vermögensrechtlicher  Hinsicht  ist  bestimmt,  dass  bei  der 
Trennung  auf  Verlangen  beider  Theile  wegen  Abneigung  (§§  115,  133) 
die  Ehepakte,  beim  Mangel  eines  Vergleichs,  für  beide  Theüe  erlöschen; 
sonst  gebührt  dem  schuldlosen  Ehegatten  nicht  nur  volle  Genugthuung, 
sondern  vom  Zeitpunkte  der  erkannten  Trennung*)  alle.s  dasjenige,  was 
ihm  in  den  Ehepakten  für  den  Fall  des  Ueberlebens  bedungen  worden 
ist;  das  gütergemeinschaftliche  Vermögen  wird  wie  beim  Tode  getheilt, 
und  das  Recht  aus  einem  Erbvertrage  bleibt  dem  Schuldlosen  auf  den 
Todesfall  vorbehalten,  während  die  gesetzliche  Erbfolge  auch  von 
dem  schuldlosen  Gatten  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  kann 
(§§117,  1266).«) 

Hinsichtlich  der  Erziehung  der  Kinder  gilt  das  Nämliche,  wie 
bei  der  Scheidung  (§§  142;  oben  I  3  S.  74). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen.^) 

In  der  C.P.O.  v.  1.  August  1895  ist  das  Verfahren  in  Ehesachen 
nicht  besonders  geregelt;  die  Eigenthümlichkeiten  dieses  Verfahrens,  wie 
es  durch  das  a.  b.  G.B.  und  besonders  durch  das  Hofdekret  v.  23.  August 
1819  (J.G.S.  No.  1595;  zitirt:  Hfd.)  gestaltet  ist,  sind  daher  nicht  be- 
seitigt (zu  vgl.  Art.  I  Abs.  2  und  Art.  VI  Ziff.  l  des  Einf.Ges.  z.  C.P.O.). 
Durch  Just.Min.V.  v.  9.  Dezember  1897  (R.G.B1.  No.  283y)  sind  die  älteren 
Bestimmungen  mit  den  Vorschriften  der  C.P.O.  in  Einklang  gebracht. 

Abgesehen  von  dem  nachstehend  unter  4  behandelten  Falle  der  ein- 
verständlichen Scheidung  überhaupt  ßowie  von  der  einverständlichen  Tren- 
nung von  Judenehen  (§114  Jur.N.),  gehören  die  Ehesachen  vor  die  Landes- 

■ 

worfen  bleibt,  so  dass  die  eiuverständliche  Trennung  ausgeschlossen  ist  und  der  jüdische 
Ehemann  nur  wegen  Ehebruchs  der  Frau  auf  Trennung  klagen,  der  nichtjüdische  Theil 
dagegen  alle  Scheidungsgründe  des  gemeinen  Rechts  geltend  machen  kann. 

')  Stubenrauch  S.  195  zu  §§  115,  116,  Rittner  S.  356. 

^  d.  i.  von  dem  Zeitpunkte  des  rechtskräftig  gewordenen  Urtheils.  Stuben- 
rauch,  7.  Aufl.,  Anm.  2  zu  §  1266.  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v.  29.  Dezember  1863, 
T.  Schey  Anm.  1  zu  §  117. 

')  Eür  den  Fall,  dass  beide  Theile  schuldig  sind,  fehlt  es  an  einer  besonderen 
Yorschrifb.  Es  wird  dasselbe  zu  gelten  haben,  wie  bei  der  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  (oben  13  S.  73).     Stubenrauch  a.  a.  0. 

*)  Y.  Oanstein  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  3  S.  227;  daselbst 
Literatnrnachweisung. 

'^)  Abgedruckt  bei  t.  Ganstein  a.a.O.  S.  237  ff. 
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and  Kreis^erichte  (§§  2,  60  Ziff.  2  der  JorJ^orm  v.  1.  August  1896);  es  findet 
Berufung  an  das  OberlandeBgericht  und  ßeyision  beim  obersten  Oericktch 
liofe  statt  (§§  461,  502  CP.O.).  Ausschliesslich  zuständig  ist  das 
Gericht  des  letzten  gemeinsamen  Wohnsitzes  (bezw.  Gamisonortes)  der 
Gatten  (§§  76,  68  JurNorm),  und  zwar  für  österreichische  Staatsbürger  aus- 
sdUiessIidL  das  Gericht  des  letzten  gemeinsamen  Wohnsitzes  in  Oesterreich 
(Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v.  7.  Januar  1891  u.  26.  April  1898,  Böhm's 
Zeitschr.  1  8.  386  u.  3  S.  447);  in  Ermangelung  eines  solchen  ist  d^ 
allgemeine  Gerichtsstand  des  Klägers  (in  Oesterreich)  massgeb^id,  event 
das  Landesgericht  in  Wien.  Zur  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  Eb^ 
sind  die  österreichischen  Gerichte  zuständig,  wenn  auch  nur  ein  Theil 
österreichischer  Unterthan  ist;  ferner  auch  dann,  wenn  es  sich  um  die 
im  Auslande  geschlossene  Ehe  einer  Oesterreicherin  handelt,  die  durch 
die  Verheirathung  mit  einem  Ausländer,  unter  der  Voraassetzung  der 
Gültigkeit  der  Ehe,  die  österreichische  Staatsangehörigkeit  verloren  hätte 
(Entsch.  V.  8.  Oktober  1895,  Sammig.  33  No.  15  583,  Böhm's  Zeitschr.  6 
S.  533).^)  Das  österreichische  Gericht  des  letzten  gemeinsamen  Wohn- 
sitzes ist  auch  für  Eheklagen  von  Ausländern  zuständig,  falls  diese 
sich  ihrer  Gerichtsbarkeit  unterwerfen  (Entsch.  v.  4.  Februar  u.  v. 
10.  November  1891,  Böhm's  Zeitschr.  1  S.  387  u.  3  S.  102). 

Das  Verfahren  richtet  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen 
vom  Verfahren  in  Streitsachen  überhaupt,  jedoch  so,  wie  es  der  Zweck 
einer  „Untersuchung  von  Amtswegen"  fordert  (§  1  Hfd.).  Es  besteht 
kein  Anwaltszwang  in  der  ersten  Instanz  (§  27  Abs.  2  C.P.O.).  Ausländer 
brauchen  keine  Sicherheit  für  die  Kosten  zu  leisten  (§  57  Ziff.  3  C.P.O.). 
Die  Oeffentlichkeit  kann  auf  Antrag  ausgeschlossen  werden  (§172  Abs.  2 
CJP.O.).  Im  Uebrigen  gestaltet  sich  das  Verfahren  füi-  die  einzelnen  Arten 
von  Ehesachen  verschieden: 

1.  Ungültigkeitserklärung.  Handelt  es  sich  um  die  unbedingte 
Ungültigkeit  einer  Ehe  ans  öffentlich-rechtliche  Gründen  (oben  EIS.  69), 
so  ist  die  Untersuchung  auf  die  Anzeige  eines  Interessenten  oder  ema- 
Behörde  von  Amtswegen,  ohne  einen  Kläger,  gegen  beide  Eheleute 
durchzuführen  (§  94  Satz  1  a.  b.  G.B.;  Hofdekret  v.  30.  August  1837,  pol. 
G.S.  No.  532).^  In  allen  übrigen  Fällen  ist  die  Klage  des  eine  Theils 
gegen  den  andern  abzuwarten  (§  94  Satz  2  a.  b.  G.B.).  In  jedem  Falle 
hat  das  Gericht  einen  Vertheidiger  des  Ehebandes  zur  genauen  Er- 
forschung der  Umstände  zu  bestellen  und  zu  hören  (§  97  a.  b.  G.B.;  §  17 
Hfd.).  Kann  das  Hinderniss  gehoben  werden,  z.  B.  durch  Dispensation, 
Nachholung  einer  Einwilligung  u.  s.  w.,  so  hat  das  Gericht  die  erforder- 
lichen Schritte  zu  thun,  im  Klageverfahren  auch  auf  das  „Einverständniss 
der  Parteien",  also  auf  Zurücknahme  der  Klage  hinzuwirken  (§  98  a.  b. 


>)  Vgl.  auch  v.Püttlingen  S.  289,  242. 

*)  Die  FrivatiDteressenten  können  bei  der  Unterauchnng  „einfcfareiten^*,  Beweis- 
mittel vorlegen  und  gegen  die  Entscheidungen  Rechtsmittel  einlegen.  Hofdeicret  ▼. 
27.  Juni  1837,  J.G.S.  No.  208.     Siehe  oben  £  I  S.  69. 
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6.B.;  §  16  Hfd.).  Andernfalls  muss,  wenn  die  Ungültigkeit  ausgesprochen 
werden  soll,  das  Hindemiss  „vollständig  bewiesen  werdeo,  and  weder  das 
übereinstimmende  Geständniss  beider  Ehegatten  hat  hi^  die  Erait  eines 
Beweises,  noch  Icann  darüber  einem  Eide  der  Ehegatten  stattg^eben 
werden"  (§  99  a.  b,  G.B.);  auch  die  eidliche  Vernehmung  der  Parteien 
nadi  §§  371  ff.  C.P.O.  ist  ausgeschlossen  (Art.  VI  Einf.Ges.  z.  C.P.O.).  Das 
Gericiit  hat  von  Amtswegen  alle  nichtigen  Thatumstände  aufeiüdären 
(§  14  Hfd.).  Die  Parteien  können  zum  persönlichen  Erscheinen  durch 
Ordnungsstrafen  angehalten  werden  (§  87  des  Geiichtsorg.Ges.  v,  27.  No- 
vember 1896,  R.G.B1.  No.  217).  Wird  die  Ehe  für  ungültig  erklärt,  so 
ist  zugleich  zu  entscheiden,  ob  der  eine  oder  andere  oder  jeder  oder 
kein  Theil  die  Schuld  trägt  (§11  der  Min.V,  v.  9.  Dezember  1897). 
Gegen  jedes  die  Ungültigkeit  der  Ehe  aussprechende  Urtheil  hat  der 
Vertheidiger  des  Ehebandes  das  zulässige  Rechtsmittel  zu  ergreifen 
(§  18  Hfd.). 

2.  Nicht  einverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett. 
Wenn  der  Klage  nicht  ein  Zeugniss  des  Seelsorgers  (Rabbiners,  Religions- 
lehrers) über  dreimaligen  erfolglosen  Versöhnungsversuch  beigefügt  ist 
(§§  104,  105,  132  a.  b.  G.B.),  so  hat  das  Gericht  selbst  vor  der  Ver- 
handlung zur  Hauptsache  zu  drei  verschiedenen  Malen  in  Zwischenräumen 
von  je  acht  Tagen  Versöhnungsversuche  vorzunehmen  (§§  1 — 3  Ges.  v. 
31.  Dezember  1868,  R.G.BL  1869  No.  3).  Auch  sonst  soll  immer  auf 
einen  Vergleich,  auf  Zurücknahme  der  Klage  oder  Einwilligung  des  Be- 
klagten in  die  Scheidung  (ohne  Urtheil)  auf  bestimmte  oder  unbestimmte 
Zeit  hingewirkt  werden  (§  3  Hfd.).  Auf  nicht  vorgebrachte  Scheidungs- 
gründe ist  nicht  einzugehen  (§  4  Hfd.).  Die  Beweisführung  und  Beweis- 
würdigung unterliegt  den  allgemeinen  Grundsätzen;  insbesondere  hat 
das  Geständniss  Beweiskraft  und  ist  die  eidliche  Vernehmung  der  Parteien 
zulässig  (§  9  Hfi;  §§  266,  371  C.P.O.).  üeber  die  Schuldfrage  ist,  ent- 
sprechend  wie  zu  1,  mit  zu  entscheiden  (§  6  der  zit.  Min.V.).  Eine 
Widerklage  findet  ni€ht  statt,  weil  schon  aus  Anlass  der  Klage  die 
ganze  Sache  zu  untersuchen  und  ein  einheitliches  Urtheil  zu  erlassen 
ist  (Entsch.  v.  19.  April  1898,  Sammig.  36  No.  128). 

Wenn  bei  der  Ehescheidung  Streitigkeiten  über  die  Ehepakte,  über 
die  Absonderung  des  Vermögens,  den  Unterhalt  der  Kinder  oder  andere 
Forderungen  hervortreten  und  ein  Vergleich  hierüber  nicht  erwirkt  werden 
kann,  so  hat  der  Richter  die  Parteien  hiermit  auf  das  ordentliche  Ver- 
fahren zu  verweisen,  „inzwischen  aber  der  Ehegattin  und  den  Kindern 
den  anständigen  Unterhalt  auszumessen"  (§§  108,  117  a.  b.  G.B.);  auch 
kann  er  „dem  gefährdeten  Theile  noch  vor  der  Entscheidung  einen  ab- 
gesonderten anständigen  Wohnort  bewilligen"  (§  107  letzter  Satz  a.  b. 
GJB.).  Es  ist  also  keine  Verbindung  der  Scheidungsklage  mit  vermögensh 
rechtlichen  Ansprüchen,  wohl  aber  der  Erlass  einstweiliger  Verfügungen 
über  letztere  zulässig.*) 

^)  Die  Unsalassigkeit  der  fiJaganrerbifidang  folgt  aach  ans  der  VeEBchiedenheBi 
des  Verfallrens  (§227  C.P.O.).  —  Ueber  einfftweilige  Verfögungen:  §§378,  SSlff.  der 
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3.  Gänzliche  Trennung  der  Ehe. 

a)  Gemeines  Recht.  Das  Verfahren  ist  das  gleiche,  wie  bei  der 
Nichtigkeitserklärung  auf  Grund  einer  Klage  (vgl.  oben  S.  77  unter  1 
und  §  116  a.  b.  G.B.,  letzter  Satz).  Bei  einem  einverständlichen  Trennungs- 
gesuche wegen  unüberwindlicher  Abneigung  ist  nicht  sofort  auf  Trennung, 
sondern  zunächst  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  (oben 
F  n  2  S.  74).  —  Hinsichtlich  der  Verbindung  mit  anderen  Streitigkeiten 
und  des  Erlasses  einstweiliger  Verfügungen  gilt  das  Vorstehend  S.  78 
zu  2  Bemerkte  (§  117  a.  b.  G.B.). 

b)  Bei  Ehen  der  Juden.  Handelt  es  sich  um  Trennung  mit 
wechselseitiger  Einwilligung,  so  hat  das  Gericht  auf  das  durch  ein  Zeug- 
niss  des  Seelsorgers  über  fruchtlos  versuchte  Versöhnung  unterstütztjB 
Gesuch  beider  Gatten,  sofern  noch  Hoffnung  auf  Wiedervereinigung  vor- 
handen ist,  die  Parteien  „auf  ein  oder  zwei  Monate  zurückzuweisen", 
sonst  aber  (durch  Beschluss)  zu  gestatten,  dass  der  Mann  den  Scheidebrief 
der  Frau  übergebe;  wenn  alsdann  in  einem  neuen  Termine  beide  Theile 
erklärt  haben,  dass  sie  den  Scheidebrief  mit  freier  Einwilligung  zu  geben 
und  zu  nehmen  entschlossen  sind,  soll  (durch  Beschluss)  der  Scheidebrief 
für  rechtsgültig  und  die  Ehe  für  aufgelöst  erklärt  werden  (§  134  a.  b. 
G.B.).  —  Entsprechend  ist  im  Falle  der  Klage  gegen  die  Frau  wegen 
Ehebruchs  der  Mann  durch  ürtheil  zu  ermächtigen,  die  Frau  „auch 
wider  ihren  Willen  durch  einen  Scheidebrief  von  sich  zu  entlassen" 
(§  135  a.  b.  G.B.);  nach  Rechtskraft  dieses  Urtheils  wird  in  einem  neuen 
Termine  der  Scheidebrief  übergeben  und  auf  Grund  dessen  die  Ehe  für 
getrennt  erklärt.  Das  Verfahren  richtet  sich  hier  nach  gemeinem 
Prozessrechte  (§  135  Satz  2  a.  a.  0.),  so  dass  auch  das  Geständniss 
beweisend  und  die  eidliche  Vernehmung  der  Parteien  statthaft  ist;  ein 
Vertheidiger  des  Ehebandes  wird  nicht  bestellt  (Hofdekret  v.  13.  Novem- 
ber 1816,  J.G.S.  No.  129B).  —  Durch  einen  Bevollmächtigten  kann  die 
Uebergabe  und  Uebernahme  eines  Scheidebriefes  vor  Gericht  nur  dann 
erfolgen,  wenn  ein  Theil  zur  christlichen  Religion  übergetreten  ist  (Hof- 
dekret V.  11.  Juni  1813,  J.G.S.  No.  1053);  der  Bevollmächtigte  muss  Jude 
sein  (Hofdekret  v.  19.  Mai  1827,  J.G.S.  No.  2277). 

4.  Die  einverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
erfolgt  nicht  im  Wege  sti'eitiger  Gerichtsbarkeit,  sondern  als  Akt  frei- 
williger Gerichtsbarkeit^)  durch  Bewilligung  des  Bezirksgerichts,  in  dessen 
Bezirke  der  Ehemann  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat  (§  114 
Jur.Norm ;  Gerichtsstand :  Wohnsitz,  event.  Aufenthalt,  Garnisonort ; 
das.   §§66  ff.).    Vorausgesetzt   ist   dabei,  dass  die    Parteien   persönlich 


Exekutionsordg.  v.  27.  Mai  1896,  R.G.Bl.  No.  79.  Nur  im  Falle  der  BewiUigung  eines 
abgesonderten  Wohnorts  hat  die  .Frau  Anspruch  auf  provisorische  Alimentation  ausser- 
halb des  ehelichen  Domizils.  Die  provisorische  Alimentation  ist  nur  für  die  Dauer  des 
Scheidungsprozesses  zuzubilligen.  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  bei  v.  Schey  Anm.  4 
und  6  zu  §  107.  Sie  ist  der  Ehefrau  ohne  Rücksicht  auf  etwaiges  Verschulden  zuzu- 
sprechen. Entsch.  V.  27.  September  1882,  Sammig.  9107;  v.  Schey  Anm.  1  zu  §  117. 
1)  Vgl.  hierzu  Entsch.  des  deutschen  R.G.  Bd.  9  8.  98 ff. 
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erscheinen  (v.  Schey  Anm.  1  zu  §  105)  und  nicht  nur  über  die  Scheidung 
selbst,  sondern  auch  über  die  Begelung  des  Vermögens,  des  Unterhalts 
und  über  die  Sorge  für  die  Kinder  einig  sind  (§  1 05  a.  b.  G.B.  Näheres  oben 
F  1  S.  71);  andernfalls  sind  sie  wegen  nicht  einverständlicher  Scheidung 
an  das  zuständige  Landes-  oder  Kreisgericht  zu  verweisen  (§  8  Hf  d.).  Auch 
der  einverständlichen  Scheidung  haben  Versöhnungsversuche  (wie  oben 
unter  2)  vorherzugehen.  Wenn  im  Verfahren  über  eine  von  einem  Gatten 
gegen  den  anderen  erhobene  Scheidungsklage  vor  dem  Prozessgericht 
eine  Einigung  der  Parteien  auf  einverständliche  Scheidung  erfolgt,  so 
wird  das  üebereinkommen  sofort  protokollirt  und  die  Scheidung  durch 
Gerichtsbeschluss  bewilligt. 

§B. 

H.  Oesterreichisches  Eherecht  im  Auslände 

(in  Konsulärbezirken). 

Diplomatische  Vertreter  oder  Konsuln  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  sind  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  österreichischer 
Staatsangehöriger  im  Auslande  nicht  ermächtigt.  (Anders  hinsichtlich 
ungarischer  Staatsangehöriger;  siehe  „Ungarn"  HS.  109).  Wenn  aber 
ein  österreichischer  Unterthan  in  der  Türkei  eine  Ehe  schliessen  will,  so 
bedarf  er  der  Bewilligung  des  betreffenden  Konsularamts ;  hält  er  sich 
nur  vorübergehend  dort  auf,  so  hat  er  sich  zu  diesem  Behufe  durch  den 
Ehekonsens  der  zuständigen  österreichischen  Behörde,  soweit  ein  solcher 
für  ihn  im  Inland  erforderlich  wäre,  auszuweisen;  ist  er  aber  in  einer 
Konsnlargemeinde  sesshaft,  so  hat  das  Konsularamt  unmittelbar  die 
erforderlichen  Ermittelungen  einzuziehen,  sich  insbesondere  hinsichtlich 
der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  die  östen-eichischen  Ge- 
setze gegenwärtig  zu  halten  und  auch  die  Erwerbsfähigkeit  des  Gesuch- 
stellers und  seine  Vermögensverhältnisse  zu  berücksichtigen  (Min.Vrdg. 
V.  2.  Dezember  1857  §  12,  RG.B1.  No.  234). 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  also  auch  in  Ehestreitig- 
keiten üben  die  gemeinsamen  österreichisch-ungarischen  Konsulargerichte 
im  osmanischen  Reiche,  sofern  sie  mit  voller  Jurisdiktion  beliehen  sind,^) 
die  Gerichtsbarkeit  über  österreichische  und  ungarische  Unterthanen 
oder  österreichisch-ungarische  Schutzgenossen,  als  Beklagte,  nach  Mass- 
gabe der  Kaiserl.  Vrdg.  v.  29.  Januar  1855,  R.G.BI.  Nr.  23  und  der 
Min.Vrdg.  v.  31.  März  1855,  R.G.BL  Nr.  58  sowie  des  Ges.  v.  30.  August 
1891,  K.G.BL  No.  136  aus.  Dabei  haben  sie  die  österreichischen  (bezw. 
ungarischen)  Gesetze  anzuwenden,  sofern  nicht  ein  besonderes,  allgemein 
anerkanntes    Gewohnheitsrecht^)   oder   besondere  Bestimmungen   anders 

^)  Siehe  die  Naohweisung  der  Konsulargerichte  mit  voller  Gerichtsbarkeit,  sowie 
über  ihre  Organisation  nnd  das  Verfahren:  v.  Canstein  bei  Leske-Loewenfeld, 
Rechtsverfolgung  £d.  3  S.  38  ff. 

*)  Als  allgemein  anerkannt  ist  ein  Gewohnheitsrecht  anzusehen,  wenn  durch  die 
Akten  oder  durch  ein  Amtazeugniss  des  Konsulargerichts  der  Beweis  geftOirt  wird,  dass 
derselbe  ßechtssatz  in  mehreren  gleichartigen  FaUen  zu  verschiedenen  Zeiten  von  den 

Leske  u.  Loewenfeld,  Bechtsverfolgnng.    Ergänzungsband.  6 
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verordBen  oder  es  in  dem  betreffenden  Bezirk  an  den  vom  österreichischen 
Gtesetze  vorausgesetzten  Einrichtungen  oder  Verhältnissen  fehlt  (§  8  der 
zit  Kaiserl.  Vrdg.). 

Ausser  in  der  Türkei  üben  auf  Grund  von  Staatsverträgen  die 
österreichisch-ungarischen  Konsulate  auch  in  Persien,  China,  Japan,  Siam, 
Zanzibar  und  Marokko  die  Gerichtsbarkeit  aus. 

J.  Internationales  Privatrecht. 

Das  a.  b.  G.B.  enthält  nur  wenige  positive  Normen,  welche  auf  die 
örtliche  Gesetzeskollision  Bezug  haben  und  insbesondere  für  das  Ehe- 
recht  in  Betracht  kommen: 

§  4.  „Die  bürgerlichen  Gesetze  verbinden  alle  Staatsbürger  der 
Länder,  für  welche  sie  kund  gemacht  worden  sind.  Die  Staatsbürger 
bleiben  auch  in  Handlungen  und  Geschäften,  die  sie  ausser  dem  Staats- 
gebiete vornehmen,  an  diese  Gesetze  gebunden,  in  so  weit  als  ihre  per- 
sönliche Fähigkeit,  sie  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird, 
und  als  diese  Handlungen  und  Geschäfte  zugleich  in  diesen  Ländern 
rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen.  In  wie  fem  die  Fremden  an 
diese  Gesetze  gebunden  sind,  wird  in  dem  folgenden  Hauptstücke  bestimmt" 

§  34.  „Die  persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften 
ist  insgemeüi  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge 
seines  Wohnsitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  ver- 
möge seiner  Geburt  als  Unterthan  unterliegt,  zu  beurtheilen  •/)  in  so  fem 
nicht  für  einzelne  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas  anderes  verordnet  ist" 

§  35.  „Ein  von  einem  Ausländer  in  diesem  Staate  unternommenes 
Geschäft,  wodurch  er  Andern  Rechte  gewährt,  ohne  dieselben  gegenseitig 
zu  verpflichten,  ist  entweder  nach  diesem  Gesetzbuche,  oder  aber  nach 
dem  Gesetze,  dem  der  Fremde  als  Unterthan  unterliegt,  zu  beurtheilen ; 
je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  Gesetz  die  Gültigkeit  des  Ge- 
schäftes am  meisten  begünstigt." 


österreichisch-angarischen  Konsulargerichten  der  Entscheidung  zu  Grunde  gelegt  wurde 
(§§  13—16  der  zit.  Min.V.).  —  In  Ehestreitigkeiten  wird  von  den  Konsulaten  in  der 
Türkei  die  üebung  beobachtet,  dass  die  Entscheidung  den  Seelsorgern  der  betreffenden 
Konfessionen  überlassen  und  nur  der  Spruch  in  die  Matrikel  des  Konsulats  eingetragen 
wird.     (Vgl.  §2  a.a.O.;  v.Püttlingen  S.  241.) 

^)  Es  gilt  also  nach  §  34  für  Ausländer,  wie  nach  §  4  für  Oesterreicher,  hinsicht- 
hch  der  persönlichen  Fähigkeit  zu  Rechtshandlungen,  das  Fersonalstatut;  zweifelhaft 
ist  aber  nach  der  Fassung  des  §  34,  ob  bei  Fremden  der  Wohnsitz  (event.  der  Geburtsort) 
oder  die  Staatsangehörigkeit  entscheidet.  Unger  I  S.  164  erachtet  den  Wohnsite, 
Stubenrauch  Punkt  1,  Rittner  S.  38,  43,  v.  Füttlingen  S.  57  die  Staatsangehörigkeit 
für  massgebend,  hauptsächlich  wegen  der  Worte  „als  Unterthan  unterliegt*^  Dies  ist 
auch  die  Auffassung  des  Ob.  Gerichtshofs;  der  Wohnsitz  oder  Geburtsort  (d.h.  nicht 
der  cnfäliige  Ort  der  Geburt,  sondern  die  Abstammung;  y.  Bar,  Theorie  I  S.  169)  kann 
nur  für  die  Bestimmung  der  Staatsangehörigkeit  von  Bedeutung  sein.  So  besonders  Entsch. 
T.  18.  November  1884,  Sammig.  25  No.  tl934,  wo  auch  auf  den  Zusammenhang  des  §  34 
mit  §§  4  und  85  hingewiesen  wird,  wonach  es  auf  die  Unterthanenschaft  ankommt. 
Femer:  Sammig.  30  No.  14272,  33  No.  15418;  Böhm's  Zeitschr.  11  S.  95, 120, 121,  10  S.  30. 
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§  36.  „Wenn  ein  Ausländer  hierlandes  ein  wechselseitig  verbindendes 
Geschäft  mit  einem  Staatsbürger  eingeht,  so  wird  es  ohne  Ausnahme 
nach  diesem  Gesetzbuche;  dafern  er  es  aber  mit  einem  Ausländer  schliesst, 
nur  dann  nach  demselben  beurtheilt,  wenn  nicht  bewiesen  wird,  dass  bei 
der  Abschliessung  auf  ein  anderes  Recht  Bedacht  genommen  worden  sei." 

§  37.  •„Wenn  Ausländer  mit  Ausländern,  oder  mit  Unterthanen 
dieses  Staates  im  Auslande  Rechtsgeschäfte  vornehmen,  so  sind  sie  nach 
den  Gresetzen  des  Ortes,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen  worden,  zu  beur- 
theilen;  dafern  bei  der  Abschliessung  nicht  offenbar  ein  anderes  Recht 
zum  Grunde  gelegt  worden  ist." 

Danach  und  nach  den  durch  Wissenschaft  und  Praxis  festgestellten 
Grundsätzen  gilt  für  das  Eherecht  im  Einzelnen  Folgendes: 

1.  Verlöbnis s.  Hinsichtlich  der  persönlichen  Fähigkeit  sind  die 
§§  4,  34,  im  Uebrigen  die  §§  36,  37  anzuwenden.  Eine  Verurtheilung 
zur  Erfüllung  oder  zur  Leistung  einer  für  den  Fall  des  Rücktritts 
bedungenen  Strafe  ist  aber,  als  den  sittlichen  Grundlagen  des  öster- 
reichischen Gesetzes  widerstreitend  (§  46;  oben  S.  54  unter  B),  aus- 
geschlossen*) und  die  Vollstreckung  eines  ausländischen  ürtheils  auf  Ehe- 
schliessung oder  Vertragsstrafe  würde  dieserhalb  zu  versagen  sein  (§81 
Ziff.  4  der  Exekutionsordnung  v.  27.  Mai  1896,  R.G.B1.  No.  79). 

2.  Eingehung  der  Ehe.  Die  §§  4,  34  beziehen  sich  auch  auf 
die  Fälligkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  überhaupt  und  der  konkreten 
Ehe  insbesondere  (vgl.  zahlreiche  Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  bei  v.  Schey 
Anm.  1  zu  §  34).  Ausländer  müssen  daher  vor  der  Eheschliessung  sich 
über  die  Fähigkeit  hierzu  ausweisen  (oben  S.  60  C  2  i).  Einem  fremden 
Minderjährigen,  der  die  hiemach  erforderliche  Einwilligung  des  Vaters, 
Vormundes  u.  s.  w.)  nicht  beibringen  kann,  ist  von  dem  österreichischen 
Gerichte  seines  Aufenthaltsortes  ein  Vertreter  zu  bestellen,  der  dem 
Gerichte  seine  Einwilligung  oder  Missbilligung  zu  erklären  hat  (§  51).*) 
Hinsichtlich  der  Ehemündigkeit  und  Handlungsfähigkeit  genügt  es,  wenn 
jeder  Theil  nur  den  Anforderungen  seines  Heimathsrechts  entspricht. 
Im  Uebrigen  aber  kommt,  wenn  die  Eheschliessenden  verschiedenen  ört- 
lichen Rechten  unterstehen,  für  jeden  Theil  sein  persönliches  Recht 
derart  in  Betracht,  dass  die  Ehe  ungültig  ist,  wenn  sie  es  nach  dem 
Rechte  des  einen  oder  anderen  Theiles  ist.*)    So  ist  eine,  sei  es  auch  im 

*)  UngerlS.  192  wiU  wegen  der  ,,8treDg  zwingenden  Natur"  des  §  45  das  Ehe- 
yerlöbniss  schlechthin  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt  wissen,  wo  auf  Erfüllung 
geklagt  wird.  Dagegen  Rittner  S.  53,  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  I  S.  479;  auch 
v.Puttlingen  S.  207. 

*)  Die  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  den  Fall  der  Verweigerung  des  Kon- 
senses, sondern  auf  äussere  Hindemisse,  wie  Krieg,  Aufruhr  u.  s.  w.  Auf  Grund  der 
Erklärung  des  Vertreters  ersetzt  geeigneten  Falls  das  Gericht  die  fehlende  Zustimmung. 
Stubenranch  Punkt  US  zu  §  51,  Bittner  S.  75;  siehe  auch  Unger  I  S.  168  Anm.  21. 

■)  So  Ritttner  S.  40,  43fiP.,  während  Unger  unterscheidet:  Insofern  es  sich  um 
die  Ehemündigkeit  oder  um  die  Einwilligung  dritter  Personen  handle,  werde  allerdings 
jeder  Theil  nach  den  Gesetzen  seines  Wohnsitzes  beurtheilt:  soweit  es  sich  aber  um 
ihr  wechselseitiges  Verhältniss,  z.B.  Religions  Verschiedenheit  oder  Verwandtschaft  handle, 
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Auslände  geschlossene  Ehe  wegen  des  Hindernisses  der  Religionsver- 
schiedenheit  (zwischen  Christen  und  Juden)  ungültig,  wenngleich  dies 
Hindemiss  nur  nach  dem  Rechte  eines  Theiles  besteht  und  wenn  es 
am  Orte  der  Eheschliessung  nicht  gilt  (Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  v. 
6.  März  1878,  „Standesbeamter"  1878  S.  246).  Der  Heirath  eines  öster- 
reichischen Katholiken  mit  einer  geschiedenen  Protestantin,  selbst  im 
Auslande  steht  das  Ehehindemiss  des  Katholizismus  entgegen  (Entsch. 
V.  6.  November  1894,  Sammlung  33,  No.  15275  und  v.  Schey,  Anm.  3  a 
zu  §  4)  und  ebenso  ist  die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  einer  von 
ihrem  katholischen  Gatten  geschiedenen,  dann  zum  Protestantismus 
übergetretenen  Oesterreicherin  mit  einem  protestantischen  Preussen  in 
Oesterreich  ungültig^)  (Entsch.  v.  17.  Januar  1871,  Sammlung  9  No.  4018; 
zahlreiche  weitere  Urtheile  bei  v.  Schey  Anm.  3  zu  §  111).  Dies  gilt 
auch  wenn  die  Ehe  in  Siebenbürgen  getrennt  wurde  (Entsch.  v. 
6.  Dezember  1892,  Sammlung  30,  No.  14504)  und  selbst  dann,  wenn 
die  Eheleute  vor  der  Trennung  eine  andere  Staatsangehörigkeit,  ins- 
besondere die  ungarische,  erworben  hatten  und  wenn  die  Gatten  der  neuen 
Ehe  vor  der  Eheschliessung  zum  Protestantismus  übergetreten  waren 
(Entsch.  V.  24.  November  1891,  Sammlung  29  No.  13995;  zahlreiche 
weitere  Entscheidungen  über  diese  sogen,  „siebenbürgischen  Ehen"  bei 
V.  Schey  Anm.  4  zu  §  111;  Böhm's  Zeitechr.  2  S.  396,  401,  3  S.  436,  7 
S.  57,  8  S.  59,  245,  10  S.  150,  484).  Ueberhaupt  gut  das  Ehelündemiss 
des  Katholizismus  auch  für  in  Oesterreich  domizilirende  Ausländer  (Entsch. 
V.  13.  Juli  1886,  Sammig.  24  No.  11110).«)  In  gleicher  Weise  gut  auch 
das  Ehehindemiss  der  Weihen  selbst  bei  einer  im  Auslande  geschlossenen 
Ehe  (Entsch.  bei  v.  Schey,  Anjn.  3  zu  §  63). 

Auch  die  Normen  der  §§  36,  37  finden  auf  die  Eheschliessung  (den 
„Ehevertrag"  §  44)  Anwendung;  nur  ist  hierbei  der  Vorbehalt  zu  Gunsten 
des  etwa  vereinbarten  Rechtes  wegen  der  zwingenden  Natur  der  Vor- 
schriften über  die  Eheschliessung  nicht  anwendbar.    Die  Formen  der 


komme  es  in  Ansehung  beider  Theile  lediglich  auf  den  Wohnsitz  des  Mannes  an.  Im 
Wesentlichen  ebenso  unterscheidet  v.  Bar,  Theorie  u.  s.  w.  I  S.  452ff.  Der  Ob.  Gerichts- 
hof steht  aber,  wie  die  im  Text  angeführten  Urtheile  bezeugen,  nicht  auf  diesem  Stand- 
punkte. Vgl.  auch  V.  Püttlingen  S.  209  und  für  das  neue  ungarische  Recht  §§  108 — 111 
des  Eheges.  an  entsprechender  Stelle  unter  „Ungarn". 

Das  anzuwendende  ausländische  Recht  bedarf  des  Beweises  nur,  insofern  es  dem 
Gerichte  unbekannt  ist;  das  Gericht  ist  auf  die  von  den  Parteien  angebotenen  Beweise 
nicht  beschränkt  (§  281  C.P.O.  v.  1.  August  1895). 

*)  Gelegentlich  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  die  Nichtigerklärung  sich 
nur  auf  das  Geltungsgebiet  des  a.  b.  G.B.  bezieht.  Vgl.  BÖhm's  Zeitschr.  11  S.  323, 
auch  10  S.  72,  73.    Dagegen   Entsch.  v.  10.  November  1897,   Sammig.  34  No.  16144. 

')  Diese  Rechtsprechung  ist  vielfach  angefochten.  Siehe  oben  S.  56f.  0  2c;  ferner 
v.  Püttlingen  S.  236,  v.  Bar,  Theorie  I  S.  491.  —  Vgl.  hierzu  §  115  des  ungarischen 
Eheges.  unter  „Ungarn"  J  4  S.  112.  —  Hängt  übrigens  die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit 
einer  Ehe  zwischen  einem  österreichischen  und  einem  ausländischen  Staatsangehörigen 
von  der  Vorfrage  ab,  ob  die  früher  von  dem  ausländischen  Theile  mit  einem  Ausländer 
im  Auslande  abgeschlossene  Ehe  gültig  sei,  so  ist  diese  Vorfrage  nach  ausländischem 
Rechte  zu  beurtheilen.     Entsch.  v.  12.  Dez.  1900,  J.M.V.B1.  von  1901  No.  363. 
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Eheschliessung  bestiininen  sich  daher  nach  dem  Eheschliessnngsorte, 
auch  wenn  österreichische  Bürger  mit  einander  im  Aaslande  die  Ehe 
eingehen  (Erl.  des  KultMin.  v.  22.  Juli  1852  No.  1954;  v.  Schey  Anm  6 
zn  §  47).  Dem  Erfordernisse  der  Verkündigung  ist  genügt,  wenn  die 
Vorschriften  des  Staates,  in  dem  sie  erfolgt,  beachtet  sind  (Min.Erl.  y. 
29.  Juni  1895  No.  14863  v.  1894;  v.  Schey  Bem.  zu  §  126).  Die  im 
Auslande  nach  dortigem  Bechte  geschlossene  Civilehe  eines  Oesterreichers 
ist  gültig  (Erl.  d.  Min.  d.  Inn.  v.  1.  August  1876  No.  6879;  v.  Schey 
Bem.  zu  §  75,  v.  Püttlingen  S.  66,  219  ff.).^  Die  im  Wege  der  Delegation 
seitens  eines  ausländischen  Pfarrers  in  Oesterreich  geschlossene  Ehe  gilt 
als  im  Inlande,  die  vor  dem  delegirten  ausländischen  Pfarrer  geschlossene 
Ehe  als  im  Auslande  geschlossen  (Entsch.  d.  Ob.  Gerichtshofs  bei  v.  Schey 
Anm.  2  zu  §  36  und  Anm.  zu  §  81).  Bei  der  im  Auslande  vorgenommenen 
Trauung  genügt  aber  die  Beobachtung  der  Vorschriften  des  österreichischen 
Bechtes,  da  der  Satz  „locus  regit  actum^  mit  Bezug  auf  §§  4,  37  nur 
fakultative  Bedeutung  hat  (Entsch.  v.  20.  November  1894,  Sammig.  33 
No.  15  301;  Böhm,  Zeitschr.  5  S.  192). 

Hinsichtlich  ausländischer  Urtheile  über  die  Gültigkeit  oder 
Ungültigkeit  einer  Ehe  sind  die  allgemeinen  Bestimmungen  massgebend 
(siehe  v.  Canstein  bei  Leske  u.  Loewenfeld  m  S.  340).  Solche  Urtheile 
werden  insbesondere  dann  nicht  anerkannt,  wenn  das  auswärtige  Gericht 
nach  österreichischem  Bechte  nicht  zuständig  war,  sowie  wenn  das 
Urtheil  einen  österreichischen  Staatsangehörigen  betrifft  (§  80  Ziff.  1  und 
§  81  Ziff.  3  der  Exek.Ordg.). 

3.  Wirkungen  der  Ehe.  Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der 
Gatten  zu  einander  werden  nach  dem  Rechte  des  Wohnsitzes  beurtheilt, 
so  insbesondere  der  Inhalt  der  ehelichen  Gewalt,  etwaige  Beschränkungen 
der  Handlungsfähigkeit  der  Frau,  die  Statthaftigkeit  von  Schenkungen 
unter  Ehegatten,  welche  sich  nach  dem  Rechte  zur  Zeit  der  Schenkung 
bestimmt,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Eheschliessung  oder  der  be- 
l^enen  Sache  (Unger  I  S.  193,  v.  Püttlingen  S.  237,  238,  Rittner 
S.  50,  V.  Bar,  Theorie  u.  s.  w.  I  S.  520 ff.).  Desgleichen  richtet  sich  das 
gesetzliche  eheliche  Güterrecht  nach  dem  Wohnsitze  der  Gatten.  So 
wendet  der  Ob.  Gerichtshof  österreichisches  Güterrecht  an  bei  einer  Ehe, 
die  von  einem  in  Oesterreich  ansässigen  Ausländer  mit  einer  Oesterreicherin 
in  Oesterreich  geschlossen  wurde,  weil  „das  eheliche  Verhältniss  seinen 
Sitz  im  Inlande  hatte"  (Entsch.  v.  27.  Februar  1890,  Sammig.  28 
No.  13176).*)    Das  hiemach   einmal   eingetretene    eheliche   Güterrecht 

*)  Die  von  Einigen  (insbesondere  von  Savigny,  System  Bd.  8  S.  357)  vertretene 
Iteinung,  dass  ein  Gesetz,  welches  die  kirchliche  Trauung  fordere,  zwingender  Natur 
und  daher  von  den  Staatsbürgern  überall  zu  beachten  sei,  ist  also  reprobirt.  Vgl. 
Meyerowitz  in  Böhmes  Zeitschr.  10  S.  5.  Ueber  den  umgekehrten  Fall  siehe  unter 
„Ungarn^*  an  entsprechender  Stelle. 

*)  Dass  nicht  der  Wohnsitz,  sondern  die  Staatsangehörigkeit  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung massgebend  sein  dürfe,  befürwortet  v.  Bar  1  S.  507;  ebenso  v.  Püttlingen 
8. 288  u.  A.  Dies  ist  auch  der  Standpunkt  des  deutschen  Rechts  nach  Art.  15  Einf  .Ges. 
z.  B.G.B. 
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ändert  sich  nicht  ohne  Weiteres  durch  eine  Verlegung  des  Wohnsitzes,^) 
kann  aber  selbstverständlich  vertraglich  abgeändert  werden.  Auf  Güter- 
rechtsverträge sind  die  §§  4,  34 — 37  anzuwenden. 

4)  Für  die  gänzliche  Trennung  einer  Ehe  sowie  für  die  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  sind  in  Oesterreich  immer  nur  die  Gresetze  des 
Prozessgerichts  massgebend  (Unger  I  S.  193,  Eittner  S.  52;  vgl  auch 
V.  Bar  a.  a.  0.  S.  495  ff.,  500  und  Entsch.  d.  deutschen  E.G.  9  S.  191 
und  16  S.  138).  Dieser  Auffassung  folgt  die  österreichische  Praxis  durch- 
gängig (Böhmes  Zeitschr.  10  S.  484,  11  S.  75).  —  Ueber  ausländische 
Trennungs-  oder  Scheidungsurtheile:  oben  8.  82  f.  unter  2. 


^)  Das   ist  die   überwiegende   und  herrschende   Meinung.     Vgl  Unger  I  S.  194, 
V.Bari  S.  515  ff.  und  die  Literatumachweisung  das.  Anm.  87. 
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§1. 

A.  Einleitung.    Quellen.    Literatur. 

Mittels  Patentes  v.  29.  November  1852  war  in  Ungarn  und  seinen 
Nebenländem,  nachdem  schon  vorher  seit  1848  Gesetze  über  verschiedene 
Materien  oktroyirt  worden  waren,  auch  das  österreichische  allgemeine 
bürgerliche  Gtesetzbuch  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Mai  1853  eingeführt 
worden-  Die  politischen  Ereignisse  des  Jahres  1860  führten  aber  dazu, 
dass  das  alte  Eecht  mit  abändernden  und  ergänzenden  Beschlüssen  der 
sogenannten  „Judex-Eurial-Eonferenz^  v.  23.  Juli  1861  noch  in  demselben 
Jahre  wiederhergestellt  wurde,  jedoch  nur  für  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen nebst  Fiume  und  dem  zugehörigen  Theile  der  früheren  Militär- 
grenze, während  in  Kroatien  und  Slavonien  nebst  dem  kroatischen 
Küstenland  und  dem  andern  Theile  der  früheren  Militärgrenze  die  in- 
zwischen eingeführten  Gesetze,  also  auch  das  österreichische 
a.  b.  G^.,  im  Wesentlichen  unverändert  in  Kraft  blieben. 

Das  in  Ungarn  mit  Siebenbürgen  und  Annexen  geltende  Privatrecht 
ist  nicht  kodiflzirt.  Es  beruht  auf  zahlreichen,  in  ein  Sammelwerk 
„Corpus  iuris  Hungarici"  aufgenommenen  Dekreten,  und  auf  altem  Ge- 
wohnheitsrechte, welches  im  Anfange  des  sechszehnten  Jahrhunderts  von 
dem  Protonotar  des  iudex  curiae,  Stephan  von  Verböczy,  im  „Opus  tripar- 
ütum  iuris  consuetudinarii  Hungarici"  dargestellt  wurde.  Dies  „Tripar- 
titum"  ist,  obwohl  eine  Privatarbeit,  doch  in  der  Praxis  von  mass- 
gebender Bedeutung  geworden.  Die  neueren  Gesetze  werden  in  der 
Gesetzsammlung  publizirt  und  erlangen  mit  dem  15.  Tage  nach  der 
Publikation  Gesetzeskraft  (1868:  3  §  4).^)  Die  Grundlage  des  ungarischen 
Eherechts  war  hinsichtlich  der  Katholiken  das  kanonische  Eecht,  hin- 
sichtlich der  Protestanten  eine  am  6.  März  1786  erlassene  und  in  den 
Gesetzartikel  26  von  1791  aufgenommene  Verordnung  Josephs  11.  („Ehe- 
patent"). Seit  dem  1.  Oktober  1895  aber  gelten  für  Ungarn  und 
Siebenbürgen: 

GesArt.  31  von  1894  über  das  Eherecht  nebst 
GesArt.  33  von  1894  über  die  staatlichen  Matrikeln, 


')  Das  bedeutet:  §  4  des  Geset^artikels  3  vom  Jahre  1868.  In  dieser  Weise- 
werden vielfach  die  Gesetze  ans  der  neueren  Zeit  zitirt.  Bei  älteren  Gesetzen  zitirt 
man  entweder  in  gleicher  Weise  oder  man  giebt  statt  des  Jahres  (oder  neben  dem^ 
Jahre)  den  Namen  des  betreffenden  Königs  und  die  Dekretzahl  an.  —  Im  Folgenden 
wird,  soweit  älteres  Becht  in  Betracht  kommt,  nur  auf  die  Darstellungen  von  y.  Jung 
und  Putz  verwiesen,  bei  denen  man  die  Quellenstellen  nachgewiesen  findet. 
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beide  (zugleich  mit  GesArt.  32  von  1894  über  die  Religion  der  Kinder) 
sanktionirt  den  9.  und  publizirt  den  18.  Dezember  1894.  Auch  für  Stadt 
und  Gebiet  Fiume  sind  diese  Gesetze  mit  einigen  Modifikationen  ein- 
geführt. Sie  haben  für  die  bezeichneten  Gebiete  ein  einheitliches, 
modernes,  staatliches  Eherecht  mit  obligatorischer  Civilehe  geschaffen. 
Das  eheliche  Güterrecht  ist  im  Wesentlichen  unberührt  geblieben.^) 

In  Kroatien  und  Slavonien  gelten  diese  Gesetze  nicht;  die  dort 
geltende  Verbindung  von  slavonischem  und  österreichischem  bürgerlichen 
Eherecht  ist  unter  „C.  Kroatien  und  Slavonien"  dargestellt.*) 

Von  den  erw&hnten  drei  Gesetzen  ist  eine  „amtliche  Ausgabe"  in 
deutscher  üebersetzung  erschienen  in  Budapest  (1895)  bei  der  Pester 
Buchdruckerei,  Akt-Gesellsch.;  ebendaselbst  eine  amtliche  Ausgabe  der 
bezüglichen  Ministerialverordnungen  in  deutscher  Sprache  (1897; 
zitirt:  „Verordnungen").  Französische  Uebei^sefezung  der  drei  Gesetze  von 
Dareste  im  Annuaire  de  la  16gislation  etrangfere,  Bd.  24. 

Literatur  in  dentseher  Sprache: 

Schwartz,  Materialien  zum  Ehegesetze  (Entwurf,  Motivenbericht 
und  Bericht  des  Justizausschusses  des  Abgeordnetenhauses  — 
leider  unvollständig)  in  der  „Zeitschr.  für  ungar.  öffentL 
und  Privatrecht"  Bd.  1  (1895)  S.  3 ff. 

Markus,  Die  ungarischen  kirchen-politischen  Gesetze  (Budapest 
1895). 

Graf  Csäky,  Die  ungarische  Civilehe  (Wien,  bei  Manz  1895). 

Sztehlö,  Das  ungarische  Ehegesetz  und  seine  Beziehungen  zum 
Auslande,  in  der  erwähnten  Zeitschr.  Bd.  2  (1896)  Th.  I 
S.  127 — 141  (auch  als  Sonderabdruck  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Oesterreich  erschienen,  Budapest  1896  bei 
Hornyänszky). 

T6th,  Internationale  Beziehungen  des  ungarischen  Eherechts,  in 
der  Zeitschr.  Bd.  2  (1896),  Th.  m  S.  62 ff. 

Jettel,  Die  intemationalrechtlichen  Bestimmungen  des  ungari- 
schen Ehegesetz-Entwurfes,  in  Böhm's  Zeitschr.  f.  Internat 
Privat-  und  Strafrecht  Bd.  4  S.  113  ff. 

V.  Jung,  Ungarisches  Privatrecht  (nach  den  Institutiones  iuris 
Hungarici  von  v.  Kelemen),  2.  Aufl.,  Wien  1827. 

^)  Eine  grosse  Kodifikation  des  gesammten  Frivatrechts  ist  im  Gange,  der  im 
Jastizministerium  ausgearbeitete  Entwurf  eines  aU  gemeinen  bürgerlichen  Q-esetzbucha 
bereits  erschienen  (auch  in  deutscher  Sprache). 

*)  Kroatien-SIavonien  hat,  obwohl  es  mit  Ungarn  einen  einheitlichen  Staat  bildet, 
autonome  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Frivatrechts.  Demgemäss  ist  auch  im 
ungarischen  Ehegesetze  das  Verhältniss  zu  Kroatien-SIavonien  besonders  geregelt  und 
zwar  im  Wesentlichen  dahin,  dass  die  in  diesem  Gebiete  gemeindezustandigen  Staats- 
bürger des  ungarischen  Staates  bei  der  Anwendung  jenes  Gesetzes  als  Ausländ«*  zu 
betrachten  sind  (§  147).  Vgl.  über  die  Verhältnisse  Kroatien-Slavoniens  im  Justiz- 
wesen Ungarns  überhaupt:  Flosz  in  der  Zeitschr.  für  ungar.  öffentl.  und  Frivatr.  Bd.  2 
(1896),  Th.  n  S.  26;  ferner  spezieU  mit  Bezug  auf  das  Eherecht:  Töth  daselbst 
Th.  in  S.  64  fif. 
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Putz,  System  des  ungarischen  Privatrechts  (Wien  1870); 
V.  Püttlingen,  Handbuch  des  in  Oesterreich-Ungarn  geltenden 
internationalen  Privatrechts  (2.  Aufl.,  Wien  1878). 

In  ungarischer  Sprache: 

Dez  so,  A  häzassigi  jog  es  az  anyakönyvi  törvöny  k6zikönyve 
(Handbuch  des  Eherechts  und  des  Matrikelgesetzes,  Buda- 
pest 1895). 

T6th,  Magyar  hizassägi  jog  rendszeres  közikönyve  (System. 
Handb.  des  ungarischen  Eherechts,  Budapest  1896). 

Herczegh,  Magyar  hizass&gi  jog  (Ungarisches  Eherecht,  Buda- 
pest 1896). 

Zlinszky,  A  magyar  magä^njog  mai  ervenyeben.  Ätdolgozta: 
Reiner  (das  ungarische  Privatrecht  in  seiner  heutigen  Gültig- 
keit, 7.  Aufl.,  umgearbeitet  von  Reiner,  Budapest  1899). 

Jancsö,  A  magyar  häzassägi  6s  häzast&rsi  öröklesi  jog  (das 
ungarische  Eherecht  und  Eheerbrecht,  Budapest  1901). 

Sztehlö,  Eljä,räs  a  hizassigi  perekben  (Verfahren  in  Ehestreit- 
sachen, 2.  verbesserte  Ausg.,  Budapest). 

Femer  verschiedene  Zeitschriften,  insbesondere :  ÜgyvMek  Lapja 
(Advokatenzeitung,  herausgegeben  von  Dr.  Wilhelm  Wolf 
in  Budapest);  Jog  (Das  Recht,  redig.  von  Dr.  Stiller  in 
Budapest);  amtliche  Sammlung  der  Entscheidungen  der 
Kgl.  Kurie. 
Hinsichtlich  des  internationalen  Rechtes  siehe  auch  die  Literatur- 
angaben S.  6  unter  „Deutsches  Reich". 

§2. 

B.  Verlöbniss.^ 

Aus  dem  Verlöbniss  entspringt  kein  Elagerecht  auf  Schliessung 
der  Ehe  (§  1).  Die  Ausbedingung  irgend  einer  Leistung  für  den  Fall, 
dass  die  Ehe  nicht  geschlossen  würde,  ist  nichtig  (§  2).  Wer  aber  ohne 
triftigen  Grund  zurücktritt  oder  dem  andern  Verlobten  einen  triftigen 
Grund  zum  Rücktritte  giebt,  hat  dem  Verlobten  und  dessen  Verwandten 
die  Ausgaben  zu  ersetzen  und  die  empfangenen  Geschenke  oder  Zeichen 
des  Verlöbnisses  zurückzugewähren  oder-  dafür  in  Höhe  der  Bereicherung 
Ersatz  zu  leisten;  ein  zum  Zwecke  der  zu  schliessenden  Ehe  vom  andern 
Verlobten  oder  seinen  Verwandten  gegebenes  Schenkungsversprechen  wird 
hinfällig.  Ein  in  der  Handlungsfähigkeit  beschränkter  Verlobter  ist  nur  dann 
schadensersatzpflichtig,  wenn  sein  gesetzlicher  Vertreter  dem  Verlöbnisse 
zugestimmt  hat  (§  3)^.    Die  Entschädigungs-  und  Räckfordemngsrechte 

*)  Wo  im  Folgenden  §§  ohne  Zusatz  zitirt  sind,  beziehen  sie  sich  anf  Ges-Art  81 
y.  1894  über  das  Ehereoht,  wenn  nicht  aus  dem  Zosanmienhang  ein  Anderes  er- 
sichtlich ist. 

>)  Auf  das  Verlöbniss  sind  im  Uebrigen  die  allgemeinen  Grundsätze  von  Vertragen 
anzuwenden  (Moti Yenbericht,  Zeitschr.  1895  S.  6  ff.),  woraus  folgt,  dass  beim  Bestehea 
eines  indispensablen  Ehehindemisses  das  Vwlöbniss  ungültig  iat  (das.  S.  8). 
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sind  nur  dann  übertragbar,  pfändbar  und  vererblich,  wenn  die  Klage 
bereits  erhoben  war  (§  4).  Die  Klagen  verjähren  in  Jahresfrist  vom 
Rücktritt  an  (§  B). 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

Das  Gesetz  lässt  die  auf  die  Eheschliessung  bezüglichen  religiösen 
Pflichten  unberührt  (§  149),  anerkennt  aber  nur  die  vor  einem  Civil- 
beamten  geschlossene  Ehe  (§§  29  ff.)  und  verbietet  den  Eeligionsdienern 
bei  Strafe,  zu  einer  kirchlichen  Trauung  zu  schreiten,  ehe  ihnen  die 
Schliessung  der  Civüehe  nachgewiesen  ist  (§  123). 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit.  Eine  Ehe  kann  nicht  schliessen, 
wer  handlungsunfähig  ist  (§  6)*),  d.  s.:  Kinder  unter  zwölf  Jahren,  Geistes- 
kranke oder  sonst  des  Gebrauchs  der  Vernunft  beraubte  (für  die  Dauer 
dieses  Zustandes),  solche  Personen,  welche  wegen  (Geisteskrankheit  oder 
als  Taubstumme,  die  sich  selbst  durch  Zeichen  nicht  verständigen  können, 
unter  Kuratel  stehen  oder  gegen  die  aus  diesem  Grunde  die  Verlängerung 
der  Minderjährigkeit  verfügt  ist  (§  127).  Auch  wenn  solchen  Personen 
nur  ein  vorläufiger  Kurator  oder  ein  Sequester  bestellt  oder  wenn  das 
die  Kuratel  verhängende  Urtheil  noch  nicht  rechtskräftig  ist,  dürfen  sie 
keine  Ehe  eingehen  (§  14).*)  —  Eine  Ehe  kann  ferner  nicht  schliessen 
eine  „im  unentwickelten  Alter"  stehende  —  eheunmündige  —  Person. 
Die  Ehemündigkeit  tritt  eüi  bei  Männern  mit  Vollendung  des  achtzehnten, 
bei  Frauen  des  sechszehnten  Lebensjahres;  hiervon  kann  der  Justiz- 
minister Dispensation  ertheilen,  selbst  nachträglich,  solange  die  Ehe- 
mündigkeit noch  nicht  erreicht  und  nicht  etwa  die  Ehe  bereits  für 
ungültig  erklärt  oder  nach  erfolgter  Anfechtung  beendigt  oder  nach 
ihrer  Beendigung  angefochten  ist  (§§  7,  63,  66). 

Ein  Minderjähriger,  d,  h.  wer  das  24.  Lebensjahr  noch  nicht  voll- 
endet hat  und  nicht  für  grossjährig  erklärt  ist,  kann  eine  Ehe  nicht 
schliessen  ohne  Einwilligung  seines  gesetzlichen  Vertreters  und,  wenn 
dies  nicht  der  Vater,  die  Mutter  oder  der  Grossvater  ist,  auch  nicht 
ohne  die  Einwilligung  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder,  wenn  diese 
nicht  vorhanden  oder  dauernd  verhindert  sind,  der  Vormundschafts- 
behörde; diese  kann  auch  eine  verweigerte  Einwilligung  im  Interesse 
des  Minderjährigen  ersetzen  (§§  8 — 10).*)  Die  Einwilligung  kann  auch 
noch  nachträglich  ertheilt  werden,  solange  der  Gatte  nicht  volljährig 
geworden  und  nicht  etwa  die  Ehe  bereits  für  ungültig  erklärt  ist,  oder 

^)  „Kann  nicht''  bedeutet  nach  der  Terminologie  des  Gesetzes  ein  trennendes 
Ehehinderniss,  im  Gegensatz  zu  einem  blossen  Verbote,  dessen  Uebertretung  ohne 
Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  (Motivenbericht  a.  a.  0.  S.  1B4,  186). 

*)  Diese  vorläufigen  Massnahmen  machen  aber  die  Person  nicht  „handlungs^ 
unfähig"  (§  127)  und  daher  auch  die  Ehe  nicht  nichtig  (§  44). 

*)  Bei  bestehendem  Adoptionsverhältniss  ist  dennoch  die  Einwilligung  der  leib- 
lichen Eltern  nachzusuchen,  wenn  der  Yater  die  väterliche  Gewalt  und  die  Mutter  die* 
Vormundschaft  sich  vorbehalten  hat  (§  9  Abs.  4,  §  181). 
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die  angefochtene  Ehe  aufgehört  hat  oder  die  Ehe  durch  Anzeige  an- 
gefochten ist  (§§  64,  66).  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  Minder- 
jährige über  20  Jahr  (§  16),  nur  ist  in  diesem  Falle  die  verbotswidrige 
Ehe  nicht  anfechtbar  (§  52).  Auch  ein  unter  Kuratel  stehender  Geistes- 
schwacher oder  solcher  Taubstummer,  der  sich  durch  Zeichen  verständigen 
kann,  darf  sich  ohne  Einwilligung  des  Kurators  nicht  verheirathen;  die 
Einwilligung  kann  von  der  Vormundschaftsbehörde  ersetzt  werden  (§16); 
anfechtbar  ist  die  verbotswidrige  Ehe  nicht 

b)  Besondere  Willensmängel.  Zur  Eingehung  der  Ehe  ist  die 
freie  Einwilligung  der  Eheschliessenden  erforderlich.  Zwang,  Irrthum 
und  Täuschung  schliessen  unter  den  Voraussetzungen  der  §§  53 — 66 
(S.  100  unter  E  3  c— e  S.  100)  die  EinwiUigung  aus  (§  38). 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.^) 

a)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.  Eine  Ehe  kann  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  Blutsverwandten  in  gerader  Linie  (Aszen- 
denten und  Deszendenten  ohne  Unterschied  des  Grades),  zwischen  Q^ 
schwistem  (vollbürtigen  und  halbbürtigen),  zwischen  Onkel  und  Nichte 
oder  deren  Abkömmlingen  sowie  zwischen  Tante  und  Neffen  oder  dessen 
Abkömmlingen,  endlich  zwischen  einem  Ehegatten  und  den  Bluts- 
verwandten des  andern  in  gerader  Linie,  selbst  nach  Beendigung  oder 
Ungültigkeitserklärung  der  Ehe;  verboten  ist  auch  die  Ehe  zwischen 
Geschwisterkindern.  Verwandtschaft  im  Sinne  dieser  Verbote  wird  auch 
durch  uneheliche  Abstammung  begründet  (§§  11,  17).  Die  verbotswidrige 
Ehe  ist  nichtig,  ausser  zwischen  Geschwisterkindern  (§  45). 

b)  Das  Adoptionsverhältniss  begründet,  solange  es  nicht  gelöst 
ist,  ein  Eheverbot  zwischen  dem  Adoptirenden  und  dem  Adoptirten, 
sowie  zwischen  dem  einen  Theile  und  dem  früheren  Gatten  des  andern, 
femer  zwischen  den  leiblichen  Abkömmlingen  des  Adoptirenden  und  des 
Adoptirten,  sowie  zwischen  den  leiblichen  Abkömmlingen  des  einen  und 
dem  früheren  Gatten  des  andern  Theiles,  wobei  wiederum  auch  uneheliche 
Abstammung  mit  in  Betracht  kommt  (§  18). 

c)  Das  Vormundschaftsverhältniss  begründet,  solange  es  be- 
steht, ein  Eheverbot  zwischen  dem  Vormund  und  seinen  Abkömmlingen 
(auch  unehelichen)  und  dem  Mündel  (§  19). 

d)  Doppelehe.  Eine  neue  Ehe  kann  derjenige  nicht  schliessen, 
dessen  frühere  Ehe  nicht  aufgehört  hat  oder  für  ungültig  erklärt  ist 
(§  12).  Die  neue  Ehe  ist  nichtig  (§  45).  Die  an  und  für  sich  be- 
stehende, aber  noch  nicht  rechtskräftig  festgestellte  Nichtigkeit  der 
früheren  Ehe  beseitigt  das  Hinderniss  nicht  (§  21).  Eine  Ehe  hört  nur 
auf  durch  den  Tod  eines  Gatten  oder  durch  richterliche  Lösung;  die 
Todeserklärung  begründet  an  und  für  sich  nur  die  Vermuthung,  dass 
der  für  todt  Erklärte  nicht  über  den  im  Urtheil  festgestellten  Tag  hinaus 
gelebt  hat  (§  73).  Wenn  aber  daraufhin  der  andere  Gatte  eine  neue 
Ehe  schliesst,  so  hört   dadurch   die   frühere   Ehe   auf,  ausser  wenn  ein 


^)  Ueber  den  Unterschied  nach  der  Terminologie  des  Gesetzes :  S.  91  Anm.  z.  1  a. 
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Theil  bei  der  Eingehung  der  neuen  Ehe  wusste,  dass  der  füi-  todt 
Erklärte  lebt,  oder  wenn  die  neue  Ehe  aus  einem  anderen  Grunde  nichtig 
ist  (§§  22,  74). 

e)  Nachstellungen  nach  dem  Leben  eines  Ehegatten  begründen  ein 
Ehehindemiss  zwischen  dem  schuldigen  Gatten  und  demjenigen,  mit  welchem 
er  im  Einverständnisse  gehandelt  hat  (§  73).    Die  Ehe  ist  nichtig  (§  46). 

f)  Ehebruch.  Wird  eine  Ehe  aus  diesem  Grunde  geschieden,  so 
ist  durch  das  Scheidungsurtheil  dem  schuldigen  Gatten  die  Eheschliessung 
mit  dem  Mitschuldigen  zu  verbieten.  Ein  solches  Verbot  ist  wirksam, 
auch  wenn  es  in  einem  vor  Geltung  des  neuen  Rechtes  erlassenen  Ur- 
theil  ausgesprochen  ist  (§§  20,  85  Abs.  4,  140). 

g)  Gewaltthat.  Die  Ehe  ist  verboten  zwischen  einem  Ehegatten 
und  demjenigen,  welcher  wegen  eines  gegen  den  andern  Gatten  begangenen 
oder  versuchten  Mordes  oder  Todtschlags  als  Thäter  oder  Theilnehmer 
verurtheilt  ist,  mag  auch  das  Urtheil  noch  nicht  rechtskräftig  sein  (§  23). 

h)  Wartezeit.  Einer  Frau  ist  verboten,  eine  Ehe  zu  schliessen  vor 
Ablauf  von  zehn  Monaten  nach  dem  Aufhören  oder  der  Ungültigkeits- 
erklärung ihrer  früheren  Ehe,  es  sei  denn,  dass  sie  inzwischen  ge- 
boren hat;  dies  Verbot  gilt  nicht,  wenn  die  frühere  Ehe  wegen  Impo- 
tenz des  Mannes  (§  54  c)  angefochten  und  für  ungültig  erklärt  worden 
ist  (§  24). 

i)  Kirchliches  Hinderniss.  Ohne  Einwilligung  der  kirchlichen 
Obrigkeit  ist  demjenigen  die  Schliessuiig  einer  Ehe  verboten,  welcher  nach 
den  Vorschriften  seiner  Kirche  „wegen  der  kii'chlichen  Ordnung  oder  wegen 
des  Gelübdes"  eine  Ehe  nicht  schliessen  kann  (§  25).^) 

k)  Militärverhältniss.  Die  Eheschliessung  ist  verboten  in  Er- 
mangelung des  nach  dem  Wehrgesetze  erforderlichen  Konsenses  (§  26).*) 

1)  Ausländer  haben  behufs  Eheschliessung  in  Ungarn  —  schon 
vor  dem  Aufgebote  —  nachzuweisen,  dass  ihre  Ehe  nach  den  Gesetzen 
ihres  Vaterlandes  keinem  Hinderniss  unterliegt;  der  Justizminister  kann 


^)  So  die  Uebersetzung  der  „amtlichen  Ausgabe^.  Dagegen  übersetzt  Schwartz 
(a.a.  0.  S.):  „wegen  kirchlicher  "Weihe  oder  wegen  Gelübdes",  und  Cs&ky  (S.  81): 
„wegen  des  geistlichen  Ordens  oder  wegen  eines  Gelöbnisses";  dies  dürfte  allein 
der  Absicht  des  Gesetzes  entsprechen,  welches  keineswegs  jedem  kirchlichen  Ehe- 
hindernisse Rechnung  tragen,  sondern  nur  den  Geistlichen  und  Ordenspersonen,  mit 
Rücksicht  auf  die  Satzungen  der  katholischen  und  griechischen  Kirche,  die  Ehe- 
schliessung ohne  Genelimigung  ihrer  Oberen  verbieten  wiU.  (Motivenbericht  a.  a.  0. 
S.  261.)  Vgl.  „Oesterreich"  S.  58  C2d.  Da  übrigens  durch  Ges. Art.  53  v.  1868  der 
0 ebertritt  zu  einer  anderen  Kirchengemeinschaft  freigegeben  und  im  §  8  bestimmt  ist, 
dass  sämmtliche  Handlungen  des  Uebergetretenen  fernerhin  nur  nach  den  Prinzipien 
der  Kirche,  zu  der  er  übergetreten  ist,  zu  beurtheilen  sind,  ist  es  zweifellos,  dass  ein 
katholischer  Priester  nach  seinem  Uebertritt  zu  einer  anderen  Religion  sich  ohne  Er- 
laubniss  verheirathen  darf.     Sztehlo  S.  130. 

*)  Jeder  Bräutigam,  auch  der  Ausländer,  muss  nuchweisen,  dass  er  entweder  seiner 
Militärpflicht  genügt  hat  oder  militärfrei  ist  (Csaky  S.  15, 18).  Welche  Wehrpflichtigen 
und  Militärpersonen  in  Ungarn  auf  Grund  des  Wehrgesetzes  §§50,  61  Ges. Art.  6  von 
1889  einer  besonderen  fieirathsbewilligung  des  Landesvertheidigungsministers  bedürfen, 
ist  dargelegt  in  dessen  Verordnung  Z.  32500  von  1890.  „Verordnungen"  S.  97,  auch  S.  95. 
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aber  davon  dispensiren  (§  113  Abs.  3;  §  51  6es.Art.  33  von  1894).  Von 
welchen  Behörden  und  in  welcher  Art  die  Bescheinigung  auszustellen  ist, 
bestimmt  sich  nach  den  Normen  des  betreffenden  Staates.^) 

m)  Zur  Eheschliessung  im  Auslande  bedarf  ein  Ungar  keiner 
besonderen  Erlaubniss,  aber  die  Ehe  muss  auch  in  Ungarn  aufgeboten 
werden  (§113  Abs.  2;  §49  Abs.  2  Ges. Art.  33  von  1894).  Der  Matrikel- 
führer stellt  darüber  ein  Zeugniss  aus,  auf  Grund  dessen  alsdann  der 
Justizminister  beurkundet,  dass  die  Ehe  nach  den  ungarischen  Gesetzen 
keinem  Hindemiss  unterliegt  (§  59  Ges.Ai't.  33  von  1894;  Vrdg.  d. 
JustMin.  u.  Min.  d.  Inn.  Z.  11435  von   1897,  „Verordnungen"  S.  53).^ 

3.  Dispensation  von  Ehehindernissen  und  Verboten  kann  nur 
in  folgenden  Fällen  ertheilt  werden: 

a)  vom  König  auf  Vortrag  des  Justizministers  für  Ehen  zwischen 
Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffen,  ferner  vom  Verbote  wegen  Ehe- 
bruchs und  wegen  Gewaltthat  (§§  11,  20,  23;  oben  S.  92  u.  93  2  a,  f,  g); 

b)  vom  Justizminister  für  Ehen  zwischen  Geschwisterkindern, 
zwischen  den  Abkömmlingen  des  Adoptirenden  oder  des  Adoptirten  und 
dem  Gatten  des  andern  Theiles,  vom  Hindemiss  der  Wartezeit  bei  Frauen, 
vom  Ehegültigkeitszeugnisse  bei  Ausländern  (§§  17,  18,  24,  113;  oben 
S.  92  u.  93  2a,  b,  h,  1). 

Ueber  Dispensation  vom  Aufgebot:  unten  4  S.  95  f. 

Eine  Dispensation  ist  nicht  mehr  statthaft,  wenn  die  Ehe  für  ungültig 
erklärt  ist,  oder  die  angefochtene  Ehe  aufgehört  hat,  oder  wenn  die  Ehe 
nach  ihrem  Aufhören  durch  Anzeige  angefochten  ist  (§  66). 

4.  Form  der  Eheschliessung.  Die  Ehe  muss  vor  einem  Civil- 
beamten,  d.  i.  regelmässig  vor  dem  Matrikelftihrer,  geschlossen  werden 
(§  29)**),  sonst  wird  sie  „nach  keiner  Hinsicht  als  Ehe  betrachtet"  (§  30 


*)  Es  kommeDf  wie  die  in  §  113  Abs.  3  enthaltene  Bezugnahme  auf  die  §§  108, 
111  ergiebt,  nur  materielle  Hindemisse,  nicht  etwa  auch  die  Form  der  Eheschliessung  in 
Betracht.  Sztehlo  S.  137.  Siehe  auch  unten  Abschnitt  J  S.  I09f.  Handelt  es  sich  um 
die  Eheschliessung  eines  Ungarn  mit  einer  Ausländerin,  so  genügt  im  Hinblick  auf  §  109 
der  Nachweis,  dass  die  Braut  hinsichtlich  des  Alters  und  der  Handlungsföhigkeit  nach 
den  Gesetzen  ihrer  Heimath  an  der  Eheschliessung  nicht  gehindert  ist.  Csaky  S.  112, 
Verordg.  des  Just-llin.  Z.  37420  von  1896  („Verordnungen"  S.  67).  In  dieser  Ver- 
ordnung und  in  einer  weiteren  Z.  23480  von  1897  (das.  S.  72)  sind  die  in  den  einzelnen 
europäischen  Staaten  zur  Ausstellung  der  Zeugnisse  berufenen  Behörden  nachgewiesen. 
Soweit  von  diesen  ein  der  Anforderung  des  ungarischen  Gesetzes  entsprechendes  Zeugniss 
nicht  zu  erlangen  ist,  ist  der  Jnstizminister  um  Dispensation  anzugehen.  Siehe  auch 
Toth,  Zeitschr.  3  Th.  I  S.  91. 

*)  Auf  Ansuchen  unterbreitet  der  Matrikelftihrer  das  Gesuch  dem  Minister.  Dem 
Gesuche  sind  an  Stempelgebühren  3  Kronen  30  Heller  und  das  Uebersendungsporto 
beizufügen.     Punkt  3  und  4  der  zitirten'  Verordg. 

*)  Ausnahmsweise  kann  mit  Gestattung  des  Obergespans,  in  Budapest  des  Ober- 
bürgermeisters, die  Ehe  auch  vor  dem  ersten  Beamten  des  Munizipiums  (Bürgermeister, 
bezw.  Vize-Gespan)  oder  dem  Oberstuhlrichter  oder  dem  Bürgermeister  einer  Stadt 
mit  geregeltem  Magistrate  geschlossen  werden  (§§  29,  34).  —  Ueber  Eheschliessung  vor 
einem  diplomatischen  Vertreter:  Abschnitt  H. 
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Abs.  2)^).  0 ertlich  zuständig  ist  nur  derjenige  Matrikelführer,  in 
dessen  Bezirk  der  regelmässige  Wohnort  und  beim  Mangel  eines  solchen 
der  Aufenthaltsort  mindestens  eines  der  Eheschliessenden  sich  befindet; 
der  zuständige  kann  aber  einen  andern  Matrikelf fihrer  zur  Eheschliessung 
ermächtigen  (§§  32,  33). 

Der  Eheschliessung  hat  regelmässig  ein  Aufgebot  vorherzugehen 
(§§  27,  28).  Dasselbe  wird  von  dem  für  die  Eheschliessung  zuständigen 
Matrikelführer  veranlasst  und  hat  in  denjenigen  Gemeinden  zu  erfolgen, 
in  denen  die  Verlobten  einen  ordentlichen  Wohnsitz  haben,  sowie  wenn 
dieser  Wohnsitz  noch  nicht  drei  Monate  besteht,  auch  in  der  Gemeinde 
des  früheren  Wohnsitzes.  Beim  Mangel  eines  Wohnsitzes  ist  der  Aufent- 
haltsort, und  wenn  auch  ein  solcher  nicht  festzustellen  ist,  der  Ort  der 
Gemeindezuständigkeit  oder  der  Geburtsort  massgebend  (§§  46—48  Ges. 
Art.  33  V.  1894).  Die  Paiteien  haben  zunächst  die  erforderlichen  Urkunden 
(Geburtszeugnisse,  Konsense,  öffentliche  Urkunden  über  das  Aufhören  einer 
früheren  Ehe  u.  s.  w.)^)  vorzuweisen,  doch  kann  der  Matrikelführer  ge- 
eigneten Falles  davon  dispensiren,  sich  mit  anderen  Beweisen  begnügen 
und  nöthigenfalls  auch  den  Eheschliessenden  einen  Eid  abnehmen.  Das 
Aufgebot  erfolgt  durch  vierzehntägige  Anheftung  im  Amtslokale  des 
Matrikelf ührers  und  im  Gemeindehause,  im  Auslande  durch  Veröffent- 
lichung in  einer  Zeitung.  Die  Ehe  darf  nicht  vor  Auflauf  von  3  Tagen 
vor  Beendigung  des  Aufgebots  geschlossen  werden ;  wird  sie  nicht  binnen 
Jahresfrist  geschlossen,  so  ist  das  Aufgebot  zu  wiederholen  (§§  60 — 66 
a.  a.  0.).  Soll  die  Ehe  vor  einem  andern,  als  dem  das  Aufgebot  an- 
ordnenden Matrikelfühi'er  geschlossen  werden,  so  hat  dieser  ein  Zeugniss 
über  das  voi'schriftsmässig  erfolgte  Aufgebot  und  darüber  auszustellen, 
dass  keine  Ehehindernisse  und  keine  die  fi-eie  Einwilligung  ausschliessenden 
Umstände  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  sind  (§§  58,  59  a.  a.  0.). 

Dispensation  vom  Aufgebote  kann  der  erste  Beamte  des 
Munizipiums  (d.  i.  für  Städte,  als  selbständige  Munizipien,  der  Bürger- 
meister, in  Gross-  oder  Klein-Gemeinden  aber  der  Vize-Gespan)  ertheilen, 
wenn  die  Eheschliessenden  persönlich,  mündlich  oder  in  einer  beglaubigten 
Urkunde  erklären,  dass  nach  ihrem  besten  Wissen  zwischen  ihnen  kein 
Ehehindemiss  besteht.  Gegen  die  Verweigerung  der  Dispensation  kann 
auf  Entscheidung  des  Ministers  des  Innern  angetragen  werden.  Die 
Dispensation  verliert  ihre  Wirkung,  wenn  die  Ehe  nicht  in  Jahresfrist 
geschlossen  wird  (§  57  a.  a.  0.).  Im  Falle  einer  Krankheit  mit  naher 
Todesgefahr  darf  der  Civilbeamte  selbst  das  Aufgebot  erlassen  (§  36 
Eheges.). 


*)  Es  bedarf  also  nicht  einer  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung.  —  Als  vor  dem 
Civilbeamten  abgeschlossen  gilt  aber  die  Ehe  auch  dann,  wenn  die  öffentliche  Meinung 
denjenigen,  vor  welchem  die  Ehe  geschlossen  ist,  für  einen  Civilbeamten  hält,  es  sei  denn, 
dass  beide  Theilc  den  Maugel  dieser  Eigenschaft  kannten  (§  30;  vgl.  §  1319  des 
deutschen  ß.G.B.). 

*)  Ueber  die  erforderlichen  Urkunden:  Csaky  S.  16ff. 
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Die  Eheschliessung  (Trauung)  erfolgt  dadurch,  dass  die  Ver- 
lobten zusammen  vor  dem  Beamten  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  persönlich, 
ohne  Bedingung  oder  Zeitbestimmung,  erklären,  dass  sie  mit  einander 
eine  Ehe  eingehen.  Nur  diese  Bestimmungen  über  die  Erklärung 
sind  so  wesentlich,  dass  davon  die  Gültigkeit  der  Ehe  abhängt 
Alsdann  erklärt  der  Beamte  die  Verlobten  im  Sinne  des  Gesetzes  für 
Eheleute  (§§  39,  40,  41). 

Verweigert  der  Matrikelführer  die  Vornahme  des  Aufgebots  oder 
der  Trauung,  so  findet  Berufung  an  den  ersten  Beamten  des  Munizipiums 
(Bürgermeister  bezw.  Vize-Gespan)  und  gegen  dessen  abweisenden  Bescheid 
Anrufung  des  zuständigen  Kgl.  Gerichtshofs  statt  (§§  60,  61  Ges. Art.  33 
V.  1894). 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Eheleute  sind  einander  zur  Lebens- 
gemeinschaft und  zu  wechselseitigem  Beistande  verpflichtet  (v.  Jung  §209, 
Putz  S.  167),  also  auch  zur  Gewährung  von  Unterhalt  im  Falle  der 
Noth.  Dass  aber  der  Mann,  auch  abgesehen  von  einem  Nothfalle,  der 
Frau  standesgemässen  Unterhalt  zu  gewähren  hat,  ist  daraus  zu  ent- 
nehmen, dass  die  Frau  solchen  Unterhalt  selbst  nach  dem  Tode  des 
Mannes  noch  aus  seinen  Gütern  beanspruchen  kann  („Witwenrecht"; 
V.  Jung  §§  635  ff,  u.  S.  290  ff.,  Putz  §  179). 

Die  Frau  theilt  kraft  des  Gesetzes  das  Staatsbürgerrecht  des  Mannes 
(Ges.Art.  50  von  1879),  desgleichen  seine  Gemeindezuständigkeit  und 
behält  dieselbe  auch  als  Witwe  (§  7  Ges. Art.  12  v.  1886).  Die  minder- 
jährige Frau  wird  durch  die  Heirath  grossjährig*)  und  bleibt  es,  auch 
wenn  vor  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  die  Ehe  aufhört  (Ges.Art.  23 
V.  1874).  Hatte  sie  aber  die  Ehe  ohne  die  nach  §  8  erforderliche 
Einwilligung  ihres  gesetzlichen  Vertreters  geschlossen,  so  gilt  sie  hin- 
sichtlich der  Anfechtung  der  Ehe  bis  zum  vollendeten  24.  Lebensjahre 
als  minderjährig  (§  129). 

2.  Eheliches  Güterrecht.*)  Was  die  Frau  dem  Manne  an  be- 
weglichem und  unbeweglichem  Vermögen  in  die  Ehe  einbringt,  ein- 
schliesslich dessen,  was  ihr  anlässlich  des  Verlöbnisses  oder  der  Hochzeit 
von  dem  Manne  oder  Dritten  geschenkt  wurde  (des  Paraphernalguts), 
heisst  „Allatur",  bleibt  Eigen thum  der  Frau,  unterliegt  aber  der  Ver- 
waltung und  Fruchtniessung  des  Mannes  ohne  Rechnungslegung  (v.  Jung, 


*)  Auch  wenn  sie  bis  zur  Verheirathung  Ausländerin  war  und  die  nach  ihrem 
Heimathrecht  erforderliche  vormundschaftliche  Einwilligung  zur  Eheschliessung  fehlte. 
Entsch.  des  österr.  ob.  Gerichtshofs  v.  8.  Mai  1890,  Sammig.  28  No.  13282.  Auch  durch 
Verheirathung  mit  einem  Ausländer  wird  die  bisherige  Ungarin  grossjährig.  Entsch. 
d.  Oberlandesger.  Wien  v.  80.  März  1897,  Böhms  Zeitschr.  7  S.  854 ;  des  ob.  Gerichtshofs 
daselbst  5  S.  588. 

')  V.  Jung  §§685—680,  Putz  §§  175—179.  —  Ausführliche  Parallelen  zwischen 
dem  österreichischen  und  dem  ungarischen  ehelichen  Güterrechte  bei  Jung  S.  261 — 317. 
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§§  666  ff.  u.  S.  264 ff.;  Putz  §  177).  Nach  dem  Tode  des  Mannes  er- 
hält  die  Frau  die  Allatur  in  natura,  eventuell  in  Geldeswerth  zuiück 
(v.  Jung  §§  672 ff.  u.  S.  274).  —  Unter  Heirathsgut,  dos,  wird  im 
ungarischen  Eechte  —  gerade  entgegen  dem  gemeinen  und  österreichischen 
—  dasjenige  verstanden,  was  der  Mann  seiner  Gattin  als  Lohn  für  ehe- 
liche Treue  (oder  propter  deflorationem  et  concubitum)  zu  geben  von 
Rechtswegen  schuldig  ist  (dos  legalis)  oder  was  ihr  dieserhalb  vom 
Manne  oder  von  Andern  schriftlich  versprochen  worden  ist  (dos  scripta). 
Der  Betrag  des  gesetzlichen  Heirathsguts  ist  je  nach  dem  Stande  ver- 
schieden. Es  wird  erst  nach  dem  Tode  oder  der  Todeserklärung  des 
Mannes  entrichtet,  doch  kann  die  Frau  über  den  Anspruch  letzt\^illig 
verfügen;  stirbt  sie  ohne  Testament  vor  dem  Manne,  so  fällt  das  Gut 
an  die  Kinder,  in  Ermangelung  solcher  an  den  Mann.  Das  veitrags- 
mässige  Heirathsgut  schliesst  das  gesetzliche  aus;  das  Versprechen  wird 
nur  auf  den  Todesfall  des  Mannes  bezogen,  so  dass  der  Anspruch  nur 
der  überlebenden  Gattin  zusteht.  Die  Frau  hat  wegen  des  Heirathsguts 
ein  Zurückbehaltungsrecht  an  den  Gütern  des  Mannes.  —  Verspricht 
umgekehrt  die  Frau  oder  ein  Dritter  für  sie  dem  Manne  etwas  für  den 
Fall  ihres  früheren  Ablebens  —  contrados  — ,  so  ist  das  Rechtsver- 
hütniss  analog  wie  bei  der  dos  scripta  (v.  Jung  §§  643 — 657  und 
S.  296ff.,  Putz  §  176).  —  Der  Anspruch  auf  die  dos  entfällt,  wenn  die 
Ehe  wegen  Ehebruchs  der  Frau  geschieden  oder  wenn  die  Frau  wissent- 
lich eine  blutschänderische  Ehe  mit  einem  nahen  Verwandten  einge- 
gangen ist.  Entsprechend  ist  auch  der  Anspruch  auf  die  contrados  im 
Falle  eines  Ehebruchs  des  Mannes  hinfällig  (Kurialentscheidung  9818 
von  1877).^) 

Als  gemeinschaftlicher  Erwerb  wird  in  der  Regel  dasjenige 
Vermögen  betrachtet,  welches  die  Eheleute  in  der  Ehe,  gemeinsam  oder 
besonders  erworben  haben.  Nach  einer  Plenarentscheidung  des  obei-sten 
Gerichtshofs  vom  2.  April  1889  Z.  41  ist  der  eine  Gatte  in  der  Ehe 
nicht  berechtigt,  von  dem  andern  die  Theilung  oder  Sicherstellung  des 
gemeinschaftlichen  Erwerbes  zu  fordern.  Bei  adeligen  und  sonstigen 
Personen,  die  durch  Wissenschaft,  Kunst  oder  Amt  erwerben,  gebührt 
der  ganze  Erwerb  dem  Manne,  ausser  soweit  bei  unbeweglichen  Gütern 
die  Frau  mit  eingetragen  ist  oder  soweit  der  Erwerb  aus  dem  Vermögen 
der  adeligen  Gattin  herrührt;  stirbt  aber  der  Mann  ohne  letztwillige 
Verfügung,  so  fällt  auch  hier  die  Hälfte  des  Ei-werbes  an  die  Frau 
(v.  Jung  §§  660—665  u.  S.  269  ff.,  Putz  §  178). 

')  Die  Ausgfestaltung  des  Instituts  der  contrados  nach  Analogie  der  dos  beruht 
im  WesentUchen  auf  der  Praxis  der  Gerichte.  Zlinszky,  Ungar.  Frivatr.  —  Dos  und 
oontradofl  sind  als  ^ehefrauUcher  bezw.  ehemännUcher  Treulohn'^  in  den  Entwurf  eines 
ungarischen  aUg.  B.G.B.  aufgenommen.  Naoh  §  170  gilt  der  Treulohn  für  die  Zeit 
„nach  Beendigung  der  Ehe '^  ausgesetzt;  was  für  den  Fall  des  Ueberlebens  versprochen 
ist,  gilt  im  Zweifel  nicht  als  Treulohn,  sondern  als  Verfügung  von  Todeswegen.  Nach 
§  172  entfallt  der  Anspruch  im  Falle  nicht  verziehenen  Ehebruchs  sowie  bei  vorsätz- 
Ueher  Tödtung  des  Gatten  oder  Theilnahme  daran.  Nach  §  174  gelten  für  den  ehe- 
männlichen Treulohn  entsprechend  die  Normen  vom  ehefraulichen  Treulohne. 
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Alle  diese  Nonnen  können  durch  Ehepakte  (pacta  dotalia,  im 
ungarischen  Rechte  meist  contractus  matrimonialis  genannt)  geändert 
werden.  Diese  sind,  als  blosser  Nebenvertrag,  dui-ch  die  Gültigkeit  des 
„Ehevertrags",  d.  h.  der  Ehe  selbst  bedingt.  Sie  können  sich  auf  alle 
vermögensrechtlichen  Verhältnisse  der  Eheleute,  wie  im  österreichischen 
Rechte  nach  §§  1217—1266  a.  b.  G.B.  (siehe  unter  „Oesterreich"  S.  66f. 
D  2),  beziehen  (v.  Jung  §  164  u.  S.  296  ff.,  Putz  §  175). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Durch  die 
Eheschliessung  werden  voreheliche  Kinder  der  Ehegatten  ipso  iui'e 
legitimirt  und  den  ehelichen  in  jeder  Hinsicht  gleichgestellt,  vorausgesetzt, 
dass  die  Gatten  zur  Zeit  der  Erzeugung  der  Kinder  sich  hätten  heirathen 
dürfen  (v.  Jung  §§  238  bis  242,  Putz  §  182).  Eheliche  Kinder  stehen, 
und  zwar  Söhne  bis  zur  wirthschaftlichen  Selbständigkeit,  Töchter  bis 
zur  Verheirathung,  in  der  väterlichen  Gewalt,  welche  das  Recht  und  die 
Pflicht  umfasst,  die  Kinder  zu  erziehen  und  ihr  Vermögen  ohne  Rechnungs- 
legung zu  vei-walten,  auch  das  Kind  von  Jedermann  zurückzufordern 
(v.  Jung  §§  227—233  u.  S.  282,  Putz  §  180,  181).  Söhne  sind  in  der 
Religion  des  Vaters,  Töchter  in  der  der  Mutter  zu  erziehen  (§  2  Ges.Art.  32 
von  1894).  Eine  Vereinbarung,  dass  alle  Kinder  der  Religion  des  einen 
oder  andern  Theiles  folgen  sollen,  kann  nur  vor  der  Eheschliessung  vor 
einem  Notar,  Bezirks-  oder  Oberstuhlrichter  oder  Bürgermeister  geschlossen 
werden,  nach  der  Eheschliessung  nur  dann,  wenn  die  Ehe  später  zu  einer 
konfessionell  ungemischten  wird  und  die  Kinder  der  nunmehr  gemeinsamen 
Religion  der  Eltern  folgen  sollen  (§§  1,  3,  4,  6  a.  a.  0.)^). 

K  Ungültigkeit  der  Ehe. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Erfordernisse  der  Ehe- 
schliessung haben  eine  verschiedene  Tragweite:  die  Verletzung  einzelner 
ist  ohne  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe,  kann  aber  andere  Nach- 
theile, z.  B.  Strafen  (§§  121 — 125)  nach  sich  ziehen  (blosse  Eheverbote 
im  engeren  Sinne),  während  ein  Verstoss  gegen  andere  Vorschriften  die 
Ungültigkeit  der  Ehe  zur  Folge  hat  (Ehehindernisse  im  engeren  Sinne). 
Die  Ungültigkeit  ist  entweder  Nichtigkeit,  insofern  nämlich  die  Gründe 
absolut  wirken  und  daher  auch  im  öffentlichen  Interesse  sowie  von  inter- 
essirten  Dritten  geltend  gemacht  werden  können,  oder  Anfechtbarkeit, 
insofern  die  Ungültigkeit  von  der  Entschliessung  eines  der  Gatten  oder 

*)  Diese  Bestimmungen  setzen  voraus,  dass  jeder  der  beiden  Eheleute  einer 
rezipirten  oder  gesetzlich  anerkannten  Konfession  angehört.  Für  den  Fall,  dass  ein 
Theil  oder  beide  keiner  solchen  Konfession  angehören,  treffen  die  §§  26 — 80  Ges. 
Art.  53  von  1895  entsprechende  Vorsorge.  Der  Elterntheil,  dem  die  Kinder  zu  folgen 
haben,  kann,  wenn  er  selbst  keiner  solchen  Konfession  angehört,  bestimmen,  in  welcher 
rezipirten  oder  anerkannten  Religion  die  Kinder  zu  erziehen  sind.  Vgl.  hierzu  Min. 
Erlass  Z.  56  V.  K.  ein  von  1896  („Verordnungen"  S.  10),  insbesondere  §§  10  ff.  19  ff. 
—  Nach  vollendetem  18.  Lebensjahre  kann  übrigens  Jeder  aus  einer  Konfession  aus- 
treten oder  zu  einer  andern  übertreten;  verheirathete  Frauen  auch  schon  vorher  (§  2 
Ge«.Art.  58  v.  1868  und  §  5  Ges.Art.  43  v.  1895). 

7* 
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einer  zur  Wahmehmuiig  seiner  Interessen  berufenen  Instanz  abhängt. 
Die  Nichtigkeits-  und  Anfechtungsgründe  sind  im  Gesetz  erschöpfend 
aufgezählt. 

1.  Nichtigkeitsgründe  sind  nur: 

a)  Formmangel.  Die  Ehe  ist  nichtig,  wenn  sie  zwar  vor  dem 
Civilbeamten,  aber  nicht  in  dessen  eigenem  Bezirk  oder  mit  Umgehung 
einer  der  wesentlichen  Formvorschriften  (§  39  Abs.  1 ;  oben  S.  96  C  am 
Schlüsse)  geschlossen  ist.  Die  Ehe  ist  aber  nicht  nichtig,  wenn  der 
Unzuständige  von  der  öffentlichen  Meinung  für  den  Civilbeamten  des 
betreffenden  Bezirks  gehalten  oder  wenn  er  in  seinem  Nachbarbezirke 
thätig  geworden  ist,  es  sei  denn,  dass  beide  Verlobte  den  einen  oder 
andern  Mangel  kannten  (§§  41,  42).  Femer  ist  eine  Ehe,  wenn  die 
Eheschliessenden  wenigstens  die  erforderliche  Erklärung  vor  dem  Civil- 
beamten zusammen  und  persönlich  abgegeben  und  dann  ein  Jahr  lang 
als  Mann  und  Frau  zusammengelebt  haben,  wegen  anderer  Formverstösse 
(z.  B.  Nichtzuziehung  von  Zeugen)  nicht  nichtig  (§  43). 

b)  Handlungsunfähigkeit  eines  der  Eheschliessenden  (obenCla 
S.  91).  Die  Nichtigkeit  hört  auf,  wenn  der  Handlungsunfähige  nach  Wegfall 
seiner  Handlungsunfähigkeit  die  Ehe  vor  ihrem  Aufhören  oder  ihrer 
Ungültigkeitserklärung  oder  ihrer  Anfechtung  durch  Anzeige  gutheisst 
(§§  44,  66).^) 

c)  Vormundschaft  oder  Schwägerschaft  zwischen  den  Ehe- 
schliessenden im  Sinne  des  §  11  (nicht  auch  das  Verhältniss  von  Ge- 
schwisterkindern zu  einander,  §  17;  oben  C  2a  S.  92)  macht  die  Ehe  nichtig, 
sofern  nicht  bei  dem  Verhältnisse  der  Gatten  als  Onkel  und  Nichte  oder 
als  Tante  und  Neffe  vor  dem  Aufhören  oder  der  Ungültigkeitserklärung 
der  Ehe  oder  vor  ihrer  Anfechtung  durch  Anzeige  die  nachträgliche 
Dispensation  erwirkt  ist  (§§  45,  66). 

d)  Doppelehe.  Die  spätere  Ehe  ist  nichtig  (§  45);  im  Falle  der 
Todeserklärung  des  früheren  Gatten  aber  nui*  dann,  wenn  mindestens 
einer  der  neuen  Gatten  wnsste,  dass  der  für  todt  Erklärte  noch  lebte: 
denn  bei  gutem  Glauben  beider  hört  durch  die  neue  Eheschliessung  die 
frühere  Ehe  auf  (§  74);  die  neue  Ehe  ist  dann  nur  anfechtbar  (§  54  f; 
oben  C  2d  S.  92  und  unten  3d  S.  100). 

e)  Mitschuld  bei  Nachstellungen  nach  dem  Leben.  Die  ent- 
gegen dem  §  13  (oben  C  2e  S.  93)  geschlossene  Ehe  ist  nichtig  (§  45). 

2.  Geltendmachung  der  Nichtigkeit.  Eine  Ehe  wird  vor 
ihrem  Aufhören  nur  dann  als  nichtig  betrachtet,  wenn  sie  in  einem 
besonderen  Prozesse  für  nichtig  erklärt  ist;  nach  dem  Aufhören  der 
Ehe  kann  der  Nichtigkeitsprozess  nicht  mehr  eingeleitet  werden  (§§  46, 

^)  Ausdrücklich  oder  stillschweigend.  Ob  Fortsetzung  des  Zusammenlebens  eine 
Gutheissung  ist,  ist  nach  den  Umständen  zu  entscheiden  (Abs.  3  des  §  44).  Die  Gut- 
heissung ist  wirkungslos,  wenn  inzwischen  ein  Rinderniss  aus  §§11,  12,  13  (nachstehend 
c,  d,  e)  entstanden  ist  (Abs.  4).  Hat  die  Nichtigkeit  aus  dem  Grunde  der  Handlungs- 
unfähigkeit aufgehört,  so  kann  doch  noch  Anfechtbarkeit  aus  §§  7,  8  bestehen  (Abs.  5 ; 
unten  3  a  und  b.). 
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49),  es  kann  aber  alsdann  Jeder,  der  ein  rechtliches  Interesse  daran  hat, 
sich  anf  die  Nichtigkeit  berufen,  diese  also  auch  als  Incidentpunkt 
in  einem  anderen  Prozesse  geltend  machen.^)  Zur  Einleitung  des  Nichtig- 
keitsprozesses sind  die  Ehegatten,  der  Staatsanwalt  und  Jeder,  der  ein 
rechtliches  Interesse  an  der  Nichtigkeitserklärung  nachweist,  berechtigt 
(§  47). 

3.  Anfechtungsgründe  sind  nur: 

a)  Unentwickeltes  Alter  (Eheunmündigkeit)  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung, sofern  nicht  nachträgliche  Dispensation  ertheilt  ist  (§  51 
mit  §§  7,  63,  66;  oben  S.  91  C  la). 

b)  Mangel  der  nach  §  8  erforderlichen  Einwilligung  oder 
Gutheissung  bei  Minderjährigen  (§  52;  oben  C  la). 

c)  Zwang  begründet  die  Anfechtung,  wenn  ein  Gatte  die  Ehe 
in  Folge  einer  durch  Drohung  begründeten  Furcht  geschlossen  hat  (§  53). 

d)  Irrthum  begründet  die  Anfechtung  nur,  wenn  er  darin  beruht, 
dass  ein  Gatte  überhaupt  keine  Ehe  oder  die  Ehe  mit  einer  anderen 
Person  eingehen  wollte;  dass  ein  Gatte  impotent  war  und  der  andere 
dies  weder  wusste  noch  (z.  B.  wegen  hohen  Alters)  annehmen  konnte; 
dass  ein  Gatte  zum  Tode,  zu  Zuchthaus,  Kerker  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  zu  Gefängniss  verurtheilt  war  und 
vorausgesetzt  werden  kann,  dass  der  andere  Gatte  bei  Kenntniss  dieses 
ümstandes  die  Ehe  nicht  geschlossen  hätte;  dass  die  Frau  bei  der  Ehe- 
schliessung von  einem  Anderen  ausserehelich  geschwängert  war*);  dass 
der  für  todt  erklärte  fi*ühere  Gatte,  von  dessen  Leben  die  Gatten  der 
neuen  Ehe  bei  deren  Eingehung  nicht  wussten,  sich  meldet  (§  54). 

e)  Täuschung  über  wesentliche  persönliche  Eigenschaften  eines 
Ehegatten,*)  der  die  Täuschung  wissentlich  selbst  verursacht  oder  doch 
Kenntniss  davon  hatte,  begründet  die  Anfechtung,  sofern  nicht  etwa 
vorausgesetzt  werden  kann,  dass  der  Getäuschte  die  Ehe  auch  ohnehin 
geschlossen  hätte  (§  55). 

4.  Geltendmachung  der  Anfechtbarkeit.  Die  Anfechtung  er- 
folgt, solange  die  Ehe  nicht  aufgehört  hat,  durch  Klage  oder  Widerklage, 
die  nur  bis  zum  Aufhören  der  Ehe  zurückgezogen  werden  kann;  nach 
dem  Aufhören  der  Ehe  durch  einfache  Anzeige  bei  Gericht  (§  68)*). 
Bis  zur  Ungültigkeitserklärung  bezw.  bis  zur  Anfechtung  durch  Anzeige 
wird  die  Ehe  als  gültig  angesehen;  nachher  aber  kann  jeder  an  der 
Ungültigkeit  rechtlich  Interessirte  sich  auf  dieselbe  berufen  (§§  67,  71). 


^)  Csäky  S.  85. 

*)  Irrthum  über  die  Jungfräulichkeit  der  Gattin  für  sich  allein  begründet  die 
Anfechtung  nicht;  vgl.  die  folgende  Anm. 

•)  Dazu  gehört  auch  bemakeltes  Vorleben,  frühere  Bestrafungen  u.  s.  w.  Kurial- 
entscheidung  in  Zeitschr.  f.  ungar.  öffentl.  a.  Privatr.  Bd.  5  Th.  U  S.  112.  Die  Jung- 
fräulichkeit der  Gattin  für  sich  allein  ist  keine  so  wesentliche  Eigenschaft,  dass  eine 
lauschung  hierüber  ohne  Weiteres  die  Anfechtung  rechtfertigte.  Kurialentscheidung 
Z.  5759  von  1898. 

*)  Vgl.  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  deutschen  Bechtes  S.  24. 
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Zur  Anfechtung  berechtigt  ist:  wegen  Eheunmündigkeit  (§  7) 
bis  zur  erreichten  Ehemündigkeit  der  Staatsanwalt,  dann  der  betreffende 
Gatte  selbst;  wegen  mangelnder  Einwilligung  bis  zur  VoUjähi-igkeit  die 
Vonnundschaf  tsbehörde  durch  den  Waisenfiskal  oder  auch  der  gesetzliche 
Vertreter  oder  der  Vater  oder  die  Mutter  (sofern  die  Vormundschafts- 
behörde binnen  drei  Monaten  seit  ihrer  amtlichen  Verständigung  sich 
die  Anfechtung  zu  eigen  macht  §  59),  nach  erreichter  VoU jährigkeit  der 
betreffende  Gatte  selbst;^)  endlich  wegen  Zwanges,  IiTthums,  Täuschung 
der  beeinti*ächtigte  Gatte  (§  56).  Der  Ehegatte  kann  nur  selbst,  nicht 
durch  seinen  gesetzlichen  Vertreter,  die  Ehe  anfechten;  ist  er  in  der 
Handlungsfähigkeit  nur  beschränkt,  so  gut  er  als  prozessfähig;  ein  vom 
Staatsanwalt  wegen  Eheunmündigkeit  oder  von  der  Vormundschafts- 
behörde wegen  Mangels  der  Einwilligung  angestrengter  Prozess  geht  nach 
erreichter  Ehemündigkeit  bezw.  Volljährigkeit  auf  den  Gatten  über  (§  69). 

Das  Anfechtungsrecht  erlischt  dergestalt,  dass  die  Ehe  als  von 
Anfang  an  gültig  anzusehen  ist  (§  62): 

a)  durch  Ablauf  eines  Jahres  von  der  Kenntniss  bezw.  von  dem 
Wegfalle  des  Grundes;  Näheres  über  Beginn  des  Fristenlaufs:  §§  57,  58; 
die  Frist  ruht  im  Falle  der  Behinderung  durch  Gewalt  oder  Handlungs- 
unfähigkeit (§  60); 

b)  durch  nachträgliche  Dispensation  vom  Mangel  der  Ehemündigkeit, 
sofern  die  Dispensation  vor  Erreichung  der  Ehemündigkeit  erfolgt  (§  63); 

c)  durch  nachträgliche  Einwilligung  und  Genehmigung  im  Falle  des 
§  8,  sofern  sie  vor  Erreichung  der  Volljährigkeit  erfolgt  (§  64); 

d)  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  (je  nach  Umständen 
auch  in  der  Fortsetzung  des  Zusammenlebens  zu  findende)  Gutheissung 
von  Seiten  des  Ehegatten,  sofern  für  ihn  bereits  der  Lauf  der  An- 
fechtungsfrist (oben  a)  begonnen  hat  (§  65); 

Dispensation,  Einwilligung,  Genehmigung  und  Gutheissung  sind  nicht 
mehr  statthaft,  wenn  die  Ehe  bereits  für  ungültig  erklärt  ist  oder  die  an- 
gefochtene Ehe  aufgehört  hat,  oder  wenn  die  Ehe  durch  Anzeige  ange- 
fochten ist  (§  66). 

5.  Rechtswirkung  der  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit. 
Die  nichtige  Ehe  gilt  nach  ihrer  Ungültigkeitserklärung,  als  wäre  sie 
überhaupt  nicht  geschlossen;  das  rechtskräftige  Urtheil  ist  Jedermann 
gegenüber  wirksam;^)  nach  dem  Aufhören  der  Ehe  aber  kann  die  Nichtig- 
keit, auch  wenn  sie  nicht  schon  durch  Urtheil  festgestellt  ist,  von  jedem 
Interessenten  geltend  gemacht  werden  (§§  46,  50).  Entsprechendes  gilt 
von  der  Ungültigkeit  im  Falle  der  Anfechtung;  doch  ist  ein  erst  nach 


*)  Eine  Frau,  welche  ohne  die  nach  §  8  erforderliche  EinwiUigung  geheirathet 
hat,  gilt  trotz  der  Verheirathung  in  Ansehung  der  Anfechtung  als  minderjährig,  bis 
sie  das  24.  Lebensjahr  vollendet  hat  (§  129). 

*)  Auch  das  abweisende  Urtheil.  Ausnahme :  Wenn  im  Nichtigkeitsprozesse  wegen 
Doppelehe  der  frühere  Ehegenosse  nicht  theilgenommen  hat,  erstreckt  sich  die  Wirkung 
einer  Abweisung  der  Klage  auf  ihn  nicht  (§  50  Abs.  2). 
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Aufhören  der  Ehe  erwirktes  Urtheil  nur  gegenüber  den  Pai-teien  wirk- 
sam (§§  70,  7iy) 

In  Folge  der  Ungültigkeit  zerfallen  auch  die  Ehepakte  (Putz  §  176 
a.  E;  vgl.  hierzu:  „Oesterreich"  E  3  S.  70).  Zu  Gunsten  gutgläubiger  Dritter, 
welche  sich  vor  der  Ungültigkeitserklärung  mit  den  Gatten  in  Rechts- 
geschäfte eingelassen  haben,  wird  jedoch  die  Ehe  als  gültig  angesehen 
(§  133  Eheges.).  Der  Anspruch  auf  die  dos  bezw.  contrados  verbleibt 
der  Regel  nach  dem  gutgläubigen  Gatten  und  kann  alsbald  nach  der 
Ungültigkeitserklärung  geltend  gemacht  werden.*) 

Die  Kinder  aus  einer  ungültigen  Ehe  gelten  als  ehelich,  wenn 
wenigstens  ein  Theil  von  den  Gatten  bei  der  Eheschliessung  in  gutem 
Glauben  war  (v.  Jung  Anm.  d  zu  §  206  und  §  236  b). 

§6. 

F.  Lösung  der  Ehe  und  Trennung  von 

Tisch  und  Bett. 

X  Die  „Lösung**,  d.  i.  die  gänzliche  Scheidung  der  Ehe  dem 
Bande  nach,  kann  nur  durch  richterliches  Urtheil  und  nur  aus  den  im 
Gesetze  bezeichneten  Gründen  erfolgen  (§  75).^)  Diese  setzen  sämmtlich 
ein  Verschulden  des  Beklagten  voraus;  Geisteskrankheit,  unüberwindliche 
Abneigung,  Einverständniss  u.  s.  w.  begründen  das  Scheidungsbegehren 
nicht.  „Die  Lösung  der  Ehe  kann  nicht  verlangen,  wer  in  die  strafbare 
Handlung  seines  Ehegenossen  eingewilligt  oder  an  derselben  theilge- 
nommen  hat.  Der  Umstand,  dass  auch  gegen  den  die  Lösung  der  Ehe 
verlangenden  Ehegenossen  ein  Scheidungsgrund  vorliegt,  schliesst  das 
Klagerecht  nicht  aus"  (§  81). 

1.  Die  einzelnen  Scheidungsgründe  sind: 

a)  Ehebruch,  widernatürliche  Unzucht,  Doppelehe  nach 
§76:  „Die  Lösung  der  Ehe  kann  jener  Ehegenosse  verlangen,  dessen 
Ehegefährte  einen  Ehebruch  oder  eine  Unzucht  wider  die  Natur  begeht^ 
oder  wissend,  dass  seine  Ehe  noch  aufrecht  besteht,  eine  neue  Ehe  eingeht" 

b)  Bösliche  Verlassung  nach  §  77:  ,J)ie  Lösung  der  Ehe  kann 
jener  Ehegenosse  verlangen,  den  sein  Ehegefährte  wissentlich  und  ohne 
rechtlichen  Grund  verlassen  hat: 

a)  wenn  der  die  eheliche  Lebensgemeinschaft  störende  Ehegenosse 
nach  Verlauf  von  sechs  Monaten  von  dem  Verlassen  seines  Ehe- 
genossen gerechnet  durch  einen  richterlichen  Beschluss  zur 
Wiederherstellung  der  Lebensgemeinschaft  verpflichtet  wurde, 
und  derselbe  diesem  Beschlüsse  binnen  des  gerichtlich  anbe- 
raumten Termins  nicht  entspricht; 

')  ^^1  ^®  entsprechenden  Bestimmungen  des  deutschen  Rechtes  S.  24,  25. 

^  Zlinszky  a.  a.  0. 

•)  Von  den  Uebergangsbestimmungen  wird  nur  nach  §  142  von  praktischem 
Interesse  sein:  Wenn  die  Ehe  nach  früherem  Rechte  nur  bezüglich  des  einen  Gtitten 
aufgelöst  wurde,  kann  der  andere  Gatte  verlangen,  dass  die  Wirksamkeit  des  Urtheib 
auch  auf  ihn  ausgedehnt  werdd. 
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b)  wenn  der  die  eheliche  Lebensgemeinschaft  störende  Ehegenosse, 
dessen  Aufenthaltsort  mindestens  seit  einem  Jahre  unbekannt, 
ist,  zur  Wiederherstellung   der    Lebensgemeinschaft    innerhalb 
eines  Jahres  im  Wege  eines  richterlichen  Ediktes  aufgefordert 
wurde  und  dieser  Aufforderung  ungerechtfertigt  nicht  entspricht." 
Die  Frist  im  Falle  a)  muss  auch  gewahrt  sein,  wenn  ein  im  Aus- 
lande von  Tisch  und  Bett  getrennter  Gatte  nach  Erwerb  der  ungarischen 
Staatsangehörigkeit  auf  Grund  des  §  115  Abs.  2  (siehe  unten  J  4  S.  112)  die 
Lösung  der  Ehe  verlangt;  und  zwar  muss  in  diesem  Falle  der  Kläger 
nach   Erwerb   der   ungarischen  Staatsangehörigkeit   sich   zunächst   zur 
Wiederherstellung  der  Lebensgemeinschaft  bereit  erklärt  und  dann  nach 
fruchtlosem  Ablauf  von  sechs  Monaten  den  richterlichen  Beschluss   mit 
Fristsetzung  erwirkt  haben,  ehe  er  die  Klage  erheben  kann   (Kurial- 
entsch.  v.  23.  Januar  1900  Z.  217;  Ügyv6dek  Lapja  1900  Nr.  7).  —  Treten 
zur  böslichen  Verlassung  andere  Umstände  hinzu,  wie  z.  B.  dass  der 
Beklagte  die  Mitgift  der  Frau  verbrauchte  und  die  Familie  ohne  Unter- 
halt zurückliess,  so  kann  der  Scheidungsgrund  wegen  schwerer  Verletzung 
der  Ehepflichten  nach  §  80a  gegeben  sein  (Kurialentsch.  v.  20.  August 
1900  Z.  1069;  Ügyvedek  Lapja  1900  No.  41). 

c)  Nachstellungen,  Misshandlungen  nach  §  78:  „Die  Lösung 
der  Ehe  kann  jenei*  Ehegenosse  verlangen,  dem  sein  Ehegenosse  nach 
dem  Leben  trachtet,  oder  den  sein  Ehegenosse  in  einer,  die  körperliche 
Unversehrtheit  oder  die  Gesundheit  gefährdenden  Weise  absichtlich 
schwer  misshandelt  hat."  ^) 

d)  Strafrechtliche  Verurtheilung  nach  §  79:  „Die  Lösung  der 
Ehe  kann  jener  Ehegenosse  verlangen,  dessen  Ehegenosse  nach  Schliessung 
der  Ehe  zum  Tode  oder  zu  mindestens  fünfjährigem  Zuchthause  oder 
Kerker  verurtheilt  wurde. 

Die  Lösung  der  Ehe  kann  nicht  statthaben,  wenn  der  Ehegenosse 
das  Verbrechen  vor  Schliessung  der  Ehe  begangen  hat,  und  sein  Ehe- 
genosse von  diesem  Umstände  zur  Zeit  der  Eheschliessung  Kenntniss 
hatte."  —  Von  der  Ausnahme  in  Abs.  2  abgesehen,  ist  es  gleichgültig, 
ob  das  Verbrechen  vor  oder  nach  der  Eheschliessung  begangen  wurde; 
die  Verurtheilung  aber  muss  nach  der  Eheschliessung  erfolgt  sein,  um 
einen  Scheidungsgrund  abzugeben.  Eine  vorher  erfolgte  Verurtheilung 
kann  nur  nach  näherer  Massgabe  des  §  64d  wegen  Irrthums  oder  auch 
nach  §  66  wegen  Täuschung  die  Anfechtung  der  Ehe  begründen  (oben 
S.  100  E  3d  und  4). 

e)  Andere  Verfehlungen  (Fakultative  Lösungsgründe)  nach 
§  80:  „Die  Ehe  kann  auf  Verlangen  eines  der  Ehegenossen  gelöst 
werden,  wenn  der  andere  Ehegenosse: 

a)  die  Pflichten  des  Ehegenossen  ausser  den  Fällen  der  §§  76 — 78 
durch  sein  absichtliches  Betragen  schwer  verletzt; 

^)  Als  absichtliche  Misshandlung  im  Sinne  dieser  Bestimmung  ist  es  nicht  an- 
zusehen, wenn  der  bei  der  Eheschliessung  geschlechtskranke  Mann  seine  Frau  durch 
den  Beischlaf  ansteckt  (Kurialentsch.  Z.  3191  v.  1898). 
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b)  ein  zur  Familie  der  Ehegenossen  gehörendes  Kind  zui*  Begehung 
einer  strafbaren  Handlung  oder  zum  unmoralischen  Lebenswandel 
veranlasst  oder  zu  vei'anlassen  trachtet; 

c)  einen  unmoralischen  Lebenswandel  vei-stockter  Weise  fortsetzt; 

d)  nach  Schliessung  der  Ehe  zu  einer  Zuchthaus-  oder  Kerkerstrafe 
in  der  Dauer  von  weniger  als  fünf  Jahren  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  zu  Gefängniss  verurtheilt 
wurde. 

In  diesen  Fällen  kann  die  Ehe  nur  dann  gelöst  werden,  wenn  der 
Bichter  unter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  Individualität  und  der 
Lebensverhältnisse  der  Ehegenossen  sich  davon  überzeugt  hat,  dass  das 
eheliche  Verhältniss  in  Folge  eines  der  angeführten  Gründe  so  schwer 
gestört  ist,  dass  für  den  die  Lösung  der  Ehe  Verlangenden  die  Fort- 
setzung der  Lebensgemeinschaft  unerträglich  geworden  ist."')  —  Die  Be- 
stimmung ist  auch  anwendbar,  wenn  das  Verhalten  des  Beklagten  zwar 
als  selbständiger  Scheidungsgrund  verjährt  ist,  die  ehestörende  Wirkung 
aber  noch  fortdauert  (vgl.  §§  83,  84;  nachstehend  unter  2);  so  wurde 
z.  B.  eine  Ehe  gelöst,  weil  die  Parteien  schon  seit  20  Jahren  getrennt 
lebten  (Kurialentsch.  v.  13.  Juni  1900  Z.  680;  ÜgyvMek  Lapja  1900  No.  28).^ 

2.  Das  Klagerecht  erlischt 

a)  durch  Verzeihung,  die  auch  noch  im  Laufe  des  Prozesses  er- 
folgen kann  (§  82); 

b)  durch  Fristablauf,  wenn  nämlich  die  Klage  —  abgesehen  von 
den  Fällen  der  böslichen  Verlassung  —  nicht  binnen  sechs  Monaten  seit 
der  erlangten  Kenntniss  von  dem  Ehevergehen  bezw.  (zu  1  d  und  e)  von 
der  Verui'theilung  erhoben  wird;  Behinderung  duixh  Gewalt  oder  Hand- 
lungsunfähigkeit hemmt  den  Lauf  der  Frist,  doch  kann  nach  10  Jahren 
von  der  Verübung  des  Ehevergehens  bezw.  von  der  Rechtskraft  des 
Strafurtheils  die  Klage  überhaupt  nicht  mehr  erhoben  werden  (§  83). 

Ein  hiemach  hinfälliger  Klagegrund  kann  immerhin  noch  zur  Unter- 
stützung eines  anderen  herangezogen  werden  (§  84;  vgl.  ausserdem  unter  3). 

3.  Die  Schuldfrage.  Wird  auf  Lösung  der  Ehe  erkannt,  so  ist 
auch  über  die  Schuld  zu  entscheiden.  Erfolgt  in  Folge  einer  Widerklage 
die  Lösung  wegen  beiderseitiger  Schuld,  so  sind  beide  Theile  für  schuldig 
zu  erklären.)^)  Dies  kann  der  Beklagte,  wenn  ihm  ein  Scheidungsgrund 
zur  Seite  steht,  auch  ohne  Widerklage  verlangen,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  sein  Klagerecht  zwar  erloschen  ist,  aber  noch  zur  Zeit  des  Ent- 
stehens desjenigen  Grundes  bestanden  hat,  auf  den  die  Klage  gestützt 
ist  (§  85). 


^)  Vgl.  die  ähnlichen  Bestimmungen  unter  „Deutsches  Kelch*'  nnd  „Schweiz.'^ 
*)  lieber  Verlassung  unter  dem  Gesichtspunkte  des  §  80  a:  oben  S.  103  unter  \>  am 

Ende.  Für  eine  schwere  Verletzung  der  Ehepflichten  wurde  es  angesehen,  dass  eine  Ehefrau. 

ohne  Einwilligung  des  Mannes  an  verschiedenen  Orten  ausserhalb  des  ehelichen  Domizils 

als   Schauspielerin    auftrat   (Kurialentsch.   v.    3.  Mai  1900  Z.  17927;   Ügyvedek  Lapja 

1900  No.  23). 

*)  Ein  Ueberge wicht  der  Schuld  ist  also  nicht  festzustellen. 
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4.  Wirkungen  der  Lösung  der  Ehe. 

a)  Im  Allgemeinen.  Die  Ehe  hört  an  dem  Tage  auf,  an  dem 
das  Urtheil  in  Rechtskraft  erwächst  (§  88).  Jeder  Theil  darf  sich  also 
wieder verheirathen,  die  Frau  jedoch  unter  Berücksichtigung  der 
Wartezeit  (C  2  h  S.  93)  und  der  des  Ehebruchs  Schuldige  unter  Berück- 
sichtigung des  bezüglichen  Verbots  (C  2  f  S.  93).  Die  schuldige  Frau  darf 
den  Namen  des  Mannes  nicht  führen;  die  nicht  schuldige  darf  es,  wenn 
sie  im  Prozesse  darauf  anträgt;  der  Richter  hat  dies  Recht  im  Lösungs- 
urtheile  festzustellen  (§  94). 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens.  Ist  nur  ein  Theil  für  schuldig 
erklärt,  so  hat  er  dem  andern  die  in  der  Ehe  oder  vorher  zum  Zwecke 
der  Eheschliessung  empfangenen  Geschenke  zurückzugeben  oder  ihren 
Werth  bis  zur  Höhe  der  Bereicherung  zu  ersetzen;  entsprechend  ver- 
liert ein  Schenkungsversprechen  des  Nichtschuldigen  seine  Wirksamkeit 
Das  Recht  der  Rückforderung  ist  nur  dann  übertragbar,  pfändbar  und 
vererblich,  wenn  die  Klage  bereits  angestrengt  ist.  Diese  verjährt  in 
einem  Jahre  von  der  Lösung  der  Ehe  an  (§  89). 

Der  für  schuldig  erklärte  Mann  hat,  soweit  nicht  abweichende  Ver- 
einbarungen getroffen  werden,  der  nichtschuldigen  Frau,  solange  sie  sich 
nicht  wiederverheirathet  und  soweit  ihr  eigenes  Einkommen  ungenügend 
ist,  Unterhalt  nach  seinem  Vermögen  und  seiner  gesellschaftlichen 
Stellung  in  Gelde  monatlich  im  Voraus  zu  gewähren  und  auf  ihr  Ver- 
langen sicherzustellen;  bei  Veränderung  der  Umstände  kann  Erhöhung 
der  Unterhaltsrente  zugebilligt  werden;  die  Verpflichtung  geht  auf  die 
Erben  über,  doch  können  diese  Herabminderung  bis  auf  die  Hälfte  der 
Reineinkünfte  des  Nachlasses  verlangen  (§§  90 — 93). 

Im  Uebrigen  sind  hinsichtlich  der  vermögensrechtlichen  Verhältnisse 
der  geschiedenen  Gatten  die  früheren  Gesetze  in  Kraft  geblieben  (§  134). 
Es  erfolgt  also  die  Auseinandersetzung  nach  Massgabe  der  oben  unter 
D  2  S.  96f  erörterten  Rechtssätze.  Die  dos  bezw.  contrados  kann  alsbald 
gefordert  werden,  wenn  nicht  etwa  der  Anspruch  (wegen  Ehebruchs  oder 
Blutschande)  hinfällig  ist.^) 

c)  Hinsichtlich  der  Kinder.  Beim  Mangel  von  Vereinbarungen 
sind  die  minderjährigen  Kinder  bis  zu  ihrem  siebenten  Lebensjahre  der 
Mutter,  darüber  hinaus  dem  nichtschuldigen  Theile,  wenn  aber  beide  für 
schuldig  erklärt  sind,  die  Knaben  dem  Vater,  die  Mädchen  der  Mutter 
zu  überlassen.  Die  Kosten  des  Unterhalts  und  der  Erziehung  haben 
beide  Eltern  im  Verhältniss  ihrer  Einkünfte  zu  tragen,  wenn  das  Ein- 
kommen aus  dem  Vermögen  der  Kinder  nicht  ausreicht. 

Ueber  die  Unterbringung  und  den  Unterhalt  der  Kinder  entscheidet 
das  Prozessgericht  im  Ehelösungsurtheil.  Es  kann  nach  Umständen  im 
Interesse  der  Kinder  auch  von  obigen  Normen  und  den  Vereinbarungen 
der  Gatten  abweichen,  die  Sorge  für  die  Kinder  auch  eüier  dritten  Per- 
son anvertrauen  oder,  behufs  näherer  Aufkläning  der  Verhältnisse,  die 


*)  Zlinszky  a.  a.  0. 
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diesbezüglichen  Verfügungen  der  Vormundschaftsbehörde  vorbehalten. 
Diese  kann  selbst  nach  der  Entscheidung  des  Prozessgerichts,  bei  ver- 
änderten Umständen,  im  Interesse  der  Kinder  eine  anderweite  Regelung 
treffen.  Das  Prozessgericht,  wie  die  Vormundschaftsbehörde,  können  im 
Falle  der  Gefahr  die  Sicherstellung  des  Unterhalts  anordnen  (§§  95 — 97). 

n.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sieht  das  Gesetz  in  zweierlei 
Gestalt  vor:  als  einstweilige  Massnahme  in  einem  Eheprozess  (§§  98 ff.) 
und  als  selbständiges  Ziel  einer  Klage  oder  Widerklage  (§§  104  ff.).  Nur 
die  letztere  Form  ist  hier  zu  behandeln;  von  der  ersteren  ist  bei  der 
Darstellung  des  Verfahrens  (unter  G)  die  Rede. 

Statt  auf  Lösung  der  Ehe  kann  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
Klage  oder  Widerklage  erhoben,  bis  zur  Entscheidung  erster  Instanz 
aber  kann  das  Verlangen  geändert  und  auf  Lösung  der  Ehe  gerichtet 
werden  (§  104).^)  Hinsichtlich  der  Gründe,  des  Erlöschens  des  Klage- 
rechts, der  vermögensrechtlichen  Verhältnisse,  der  Rückgewähr  der  Ge- 
schenke, der  Unterhaltspflicht  und  der  Fürsorge  für  die  Kinder  sind  die 
für  die  Lösung  der  Ehe  geltenden  Vorschriften  entsprechend  anzuwenden 
(§  105).  Bei  der  Trennung  verfügt  der  Richter  zugleich  über  die  Unter- 
bringung und  den  Unterhalt  der  Kinder,  über  den  nach  den  Vermögens- 
und Erwerbsverhältnissen  der  Gatten  zu  bemessenden  Unterhalt  der 
Frau  und  über  die  ihr  auszufolgenden  nothwendigen  Sachen  (§  102).  Der 
Verkehr  mit  dem  Kinde  und  die  Kontrolle  der  Erziehung  steht  auch 
dem  sonst  von  der  Fürsorge  ausgeschlossenen  Elterntheile  zu,  sofern 
nicht  die  Vormundschaftsbehörde  anders  verfügt  (§  103).  Die  Gatten 
können  die  eheliche  Gemeinschaft  jederzeit  wiederherstellen;  sobald  sie 
die  Wiederherstellung  dem  Prozessgericht  angezeigt  haben,  hören  die 
Rechtsfolgen  der  Trennung  wieder  auf  (§  106).*)  Hat  die  Trennung 
zwei  Jahre  von  der  Rechtskraft  des  Urtheils  gedauert,  so  kann  jeder 
Gatte  die  Umwandlung  in  ein  Ehelösungsurtheil  verlangen  (§  107). 

§7. 

O.  Verfahren  in  Ehesachen.^) 

In  Eheprozessen  ist  der  Kgl.  Gerichtshof  in  erster,  die  Kgl.  Gerichts- 
tafel in  zweiter,  die  Kgl.  Kurie  in  dritter  Instanz  zuständig.    Die  Ehe- 

^)  Der  Beklagte,  der  nicht  Widerklage  erhebt,  hat  nicht  das  Recht  zu  Yerlangen, 
dass,  falls  die  Klage  begründet  befunden  würde,  statt  auf  blosse  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  auf  Lösung  der  Ehe  erkannt  werden  solle.  Darin  liegt  ein  wesentlicher 
Unterschied  gegenüber  der  deutschrechtlichen  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft^. 
Nach  deutschem  Rechte  kann  jeder  Theil  zu  jeder  Zeit,  sowohl  während  des  Prozesses 
als  nach  Erlass  des  auf  Aufhebung  der  Gemeinschaft  lautenden  Urtheils  yerlangen,  dass 
statt  dieser  Aufhebung  auf  gänzliche  Ehescheidung  erkannt  werde.  Siehe  unter 
„Deutsches  Reich"  EIS.  26. 

*)  Vgl.  damit  „Oesterreich'^  S.  73  Anm.  3,  wo  nicht  die  Anzeige,  sondern  die  That- 
Sache  der  Wiedervereinigung  entscheidend  ist.  —  Das  Gericht  hat  dem  Matrikelführer  die 
Wiederherstellung  der  Gemeinschaft  behufs  Eintragung  in  die  Matrikel  mitzutheilen 
(§  67  Ges.  Art.  33  von  1894). 

*)  Es  werden  hier  nur  kurz  die  wesentlichsten  Abweichungen  vom  ordentlichen 
Prozesse  gekennzeichnet.    Das  Eheprozessrecht  beruht  einerseits  auf  den  Gesetz- Artikeln 
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Scheidungsprozesse  werden  bei  dem  Gerichtshofe  vor  einem  Richter 
mündlich  verhandelt.  Die  örtliche  Zuständigkeit  bestimmt  sich  durch 
den  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnort  der  Ehegatten,  bei  der  Ehelösungs- 
oder  Trennungsklage  wegen  böslicher  Verlassung  aber,  sofern  der  Aufent- 
halt des  Beklagten  unbekannt  ist,  durch  den  Wohnort  des  Klägers.') 

Im  Eheprozesse  eines  ungarischen  Staatsbürgers  ist  aber  nur 
das  Urtheil  eines  ungarischen  Gerichts  wirksam  (§  114),^  und  umgekehrt 
können  in  Eheprozessen  von  Ausländern  die  ungarischen  Gerichte  nur 
dann  vorgehen,  wenn  das  Urtheil  in  jenem  Staate,  dessen  Bürger  die 
Ehegenossen  sind,  Geltung  hat  (§  116).^)  Eine  Frau  aber,  die  unmittel- 
bar vor  der  Eheschliessung  mit  einem  Ausländer  ungarische  Bürgerin 
war  und  ihrem  Manne  nicht  ins  Ausland  gefolgt  ist,  kann  einen  Prozess 
auf  Ungültigkeitserklärung  jedenfalls  vor  dem  ungarischen  Gericht  an- 
strengen ;  gleiches  gilt  von  einem  Ehelösungsprozesse,  wenn  der  Beklagte 
das  den  Klagegrund  bildende  Ehevergehen  als  Ungar  begangen  hat, 
dann  Bürger  eines  anderen  Staates  geworden,  seine  Frau  ihm  aber  nicht 
ins  Ausland  gefolgt  ist  (§  117).*)  Femer  sind  die  ungarischen  Gerichte, 
auch  wenn  sie  für  den  Eheprozess  selbst  nicht  zuständig  sind,  doch  zum 
Erlasse  einstweiliger  Verfügungen  für  die  Dauer  des  Prozesses  (siehe 
unten)  befugt,  sofern  die  ausländischen  Ehegenossen  sich  in  Ungarn  auf- 
halten (§  118). 

In  allen  Eheprozessen  ist  ein  in  seiner  Handlungsfähigkeit  nur  be- 
schränkter Gatte  prozessfähig  (§§  48,  69,  86).  Auf  handlungsunfähige 
Gatten  sind  im  Nichtigkeitsprozesse  die  Normen  von  der  gesetzlichen 
Vertretung   anzuwenden   (§  48).    Die  Anfechtung   einer   Ehe   dagegen 

54  V.  1868,  59  v.  1881,  18  v.  1895  nebst  älteren  Verordnungen  (Csaky  S.  97  flf.),  theils 
auf  besonderen  Bestimmungen  des  Eliegesetzes ;  auf  letzteres  beziehen  sich  auch  hier 
die  ohne  Zusatz  angeführten  §§. 

*)  §  36  Ges. Art.  54  v.  1868.  An  der  durch  den  letzten  gemeinsamen  Wohnort 
begründeten  Zuständigkeit  wird  durch  einen  späteren,  auf  kurze  Zeit  genommenen 
gemeinschaftlichen  Aufenthalt  der  Eheleute  nichts  geändert.  Entsch.  der  Kgl.  Kurie 
Z.  4002/99,  Zeitschr.  Bd.  5  Th.  11  S.  167.  —  Parteivereinbarung  über  die  Zuständigkeit 
ist  in  Ehesachen  unwirksam  (§  53  Ges. Art.  54  v.  1868). 

*)  Unter  „Ungarn"  ist  hier  immer  nur  das  Geltungsgebiet  des  Ehegesetzes  zu 
Terstehen  (§§  135.  147 ;  vgl.  Einleitung).  Ist  bei  einem  Eheprozess  ungarischer  Staats- 
bürger nach  ihrem  Wohnort  ein  inländisches  Gericht  nicht  zuständig,  so  muss  der 
Justizminister  um  Delegirung  eines  solchen  Gerichts  angegangen  werden.  Cs4ky 
S.  99,  Sztehlo  S.  141. 

')  Vgl.  Art.  56  des  schweizerischen  Ehegesetzes  „Schweiz"  J  und  §  606  Abs.  4 
der  deutschen  C.P.O.  „Deutsches  Reich  G.  —  Der  Beweis  für  diese  Prozessvoraussetzung- 
ist,  wenn  das  ausländische  Recht  nicht  gerichtskundig  ist  (§  154  Ges. Art.  54  v.  1868), 
vom  Kläger  zu  erbringen;  Zeugnisse  über  ausländische  Gesetze  müssen  von  der 
betreffenden  Gesandtschaft  beglaubigt  sein  (§§  157,  545  a.  a.  0.). 

^)  Das  hängt  damit  zusammen,  dass  eine  Frau  die  durch  die  Yerheirathung  mit 
einem  Ungarn  erworbene  ungarische  Staatsbürgerschaft,  durch  die  Lösung  der  Ehe 
nicht  verliert,  dagegen  die  durch  Yerheirathung  mit  einem  Ausländer  verlorene^ 
ungarische  Staatsbürgerschaft  im  Falle  der  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  wieder- 
erlangt (§§  34  ff.  Ges.Art.  50  v.  1879).  —  Der  Gedanke  des  §.  117  entspricht  übrigens 
einer  alten  Forderung  der  Theorie  des  internationalen  Privatrechts.  Vgl.  v.  Bar^ 
Theorie  u.  s.  w.  I  S.  488. 
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steht  dem  gesetzlichen  Vertreter  nicht  zu  (§  69),  und  die  Ehelösungs- 
klage  kann  von  dem  gesetzlichen  Vertreter  eines  Geisteskranken  nur 
mit  Genehmigung  der  Vormundschaftsbehörde  erhoben  werden  (§  87). 
Bei  der  Losungsklage  wegen  böslicher  Verlassung  wird  dem  Gatten,  dessen 
Aufenthalt  unbekannt  ist,  vom  Gericht  ein  besonderer  Kurator  bestellt. 

In  allen  Eheprozessen  bestellt  das  Gericht  einen  Vertheidiger  des 
Ehebandes,  der  auch  gegen  jedes  auf  Auflösung  oder  Ungültigkeits- 
erklärung der  Ehe  lautende  Urtheil  das  zulässige  Rechtsmittel  einzulegen 
verpflichtet  ist  (vgl.  „Österreich"  G.  1  S.  77).  Das  Gericht  hat  vor  der  Ver- 
handlung einen  Versöhnungsversuch  vorzunehmen.  Die  Verhandlung  ist 
nicht  öffentlich.  Wenn  beide  Theile  ausbleiben,  so  ruht  der  Prozess  auf 
längstens  drei  Jahre;  desgleichen,  wenn  nur  eine  Partei  erscheint  und 
diese  es  beantragt.  Das  Gericht  entscheidet  unter  freier  Würdigung  der 
Umstände;  Versäumniss  und  Geständniss  haben  nicht  die  ihnen  sonst 
zukommende  Beweiskraft.  Der  Beklagte  kann  eine  Widerklage  auf 
Nichtigkeitserklärung,  Anfechtung,  Ehelösung  oder  -Trennung  sowie  auf 
die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  erheben.  Im  Ehelösungs-  und  im 
Trennungsurtheil  ist  zugleich  über  die  Schuldfrage,  über  den  Unterhalt 
der  Frau  und  sonstige  Vermögensfolgen,  sowie  über  die  Fürsorge  für  die 
minderjährigen  Kinder,  im  Lösungsurtheil  auch  noch  über  das  Namensrecht 
der  Frau  mit  zu  entscheiden  (oben  F  I  4  u.  11  S.  104  u.  106). 

In  allen  Eheprozessen  hat  der  Richter  auf  Antrag  eines  Gatten  im 
Wege  einstweiliger  Verfügung  für  die  Dauer  des  Prozesses  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  anzuordnen  (§§  l)i,  98,  105);  in 
Nichtigkeits-  oder  in  den  vom  Staatsanwalt  angestrengten  Anfechtungs- 
prozessen kann  überdies  auch  auf  Antrag  des  Staatsanwalts  oder  auch 
von  Amtswegen  das  getrennte  Leben  der  Gatten  angeordnet  werden 
(§72  Abs.  2).  Bei  den  Ehelösungsklagen,  mit  Ausnahme  derjenigen 
wegen  böslicher  Verlassung,  soll  der  Richter  femer  vor  Lösung  der  Ehe 
^behufs  Versuches  der  Versöhnung"  die  Ti*ennung  der  Gatten  von  Tisch 
und  Bett  auf  mindestens  sechs  Monate  und  —  sofern  die  Parteien  nicht 
über  eine  längere  Frist  übereinkommen  —  auf  höchstens  ein  Jahr  ver- 
fügen;^) diese  Massnahme  darf  nicht  wiederholt  werden;  sie  kann, 
ausser  bei  Klagen  aus  einem  der  fakultativen  Lösungsgründe  (§  80), 
gänzlich  unterbleiben,  wenn  Aussöhnung  nicht  zu  erhoffen  ist  (§  99). 
A\''enn  die  Gatten  während  der  Trennung  die  eheliche  Gemeinschaft 
wiederherstellen,  oder  wenn  der  Kläger  bezw.  Widerkläger  binnen  drei 
Monaten  nach  Ablauf  der  vom  Richter  bestimmten  Trennungsfrist  nicht 
die  Lösung  der  Ehe  verlangt,  so  kann  diese  aus  dem  im  Prozesse  geltend 
gemachten  Grunde  überhaupt  nicht  mehr  verlangt  werden  (§  100).  — 
Hinsichtlich  der  Regelung  der  Fürsorge  für  die  Kinder  und  des  Unter- 
halts für  die  Frau  verfügt  das  Gericht  bei  Anordnung  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  im  Wege  einstweiliger  Verfügung  in  entsprechender 

*)  Die  Massnahme  entspricht  der  „Aussetzung  des  Verfahrens"  unter  gleichzeitiger 
Regelung  der  ehelichen  Verhältnisse  durch  einstw.  Verf.  nach  deutschem  Rechte. 
Vgl.  „Deutsches  Keich«  G. 
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Weise  wie  im  FaDe  des  Urtheils  auf  erhobene  Trennungsklage  (§§  102^ 
103;  oben  F  H  S.  106). 

Die  Berichtigung  der  Matrikel  ist  auf  Grund  des  rechtskräftigen 
Urtheils,  wodurch  die  Ehe  als  ungültig  erklärt  oder  aufgelöst  oder  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ausgesprochen  ist,  vom  Gerichte  von  Amts- 
wegen bei  dem  Matrikelführer  zu  veranlassen ;  desgleichen  ist  die  Wieder- 
herstellung der  ehelichen  Gemeinschaft  einzutragen,  wenn  sie  von  den 
von  Tisch  und  Bett  getrennten  Eheleuten  dem  Gericht  angemeldet  wii*d 
(§  67  Abs.  1  Ges.Art.  33  v.  1894).  Ueber  Eintragung  auf  Grund  aus- 
ländischer Urtheile:  unten  J  2  a  S.  111. 

§8- 

H.  Ungarisches  Eherecht  im  Auslande 

(vor  diplomatischen  Vertretern,  vor  Konsulargerichten). 

Nach  §  29  kann  die  Ehe  auch  vor  einem  diplomatischen  Vertreter, 
vor  einem  Konsul  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  oder  vor  dem 
Stellvertreter  dieser  Beamten  innerhalb  der  Grenzen  der  von  der 
ungarischen  Regierung  ertheilten  Elrmächtigung  geschlossen  werden,  je- 
doch nur  dann,  wenn  der  eheschliessende  Mann  ungarischer  Staatsbürger 
ist;*)  die  Ehe  ist  in  diesem  Falle  so  anzusehen,  als  wäre  sie  in  Ungarn 
geschlossen  (§31  Abs.  3).*)  Der  betreffende  Beamte  hat  den  Matrikel- 
führer der  Wohnsitz-  bzw.  Aufenthaltsgemeinde  um  Bewirkung  des  Auf- 
gebots zu  ersuchen  (§  49  Ges.Ai't.  33  v.  1894). 

Hinsichtlich  der  Ehestreitigkeiten  vor  Konsulargerichten  ist  auf  das 
unter  „Oesterreich"  (H  S.  80 f.)  Bemerkte  zu  verweisen. 

§  9. 

J.  Internationales  Eherecht 

Das  Ehegesetz  enthält  im  VII.  Abschnitt,  §  108  ff.,  Bestimmungen 
über  „im  Auslande  geschlossene  Ehen  und  Ehen  der  Ausländer".  Dabei 
ist  der  Begriff  „Ausland"  und  sein  Gegensatz  „Ungarn"  immer  im  Hin- 
blick auf  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  zu  verstehen  (§  135,  sowie 
hinsichtlich  Kroatiens-Slavoniens:  §  147;  siehe  oben  A  S.  89  Note  2).  Eine  er- 
schöpfende Regelung  des  internationalen  Eherechts  enthält  das  Gesetz  nicht. 

1.  Hinsichtlich  des  Verlöbnisses  fehlen  Bestimmungen.  Nach 
den  Motiven  des  Gesetzes  unterliegt  das  Verlöbniss,  soweit  nicht  in  den 
§§  1 — 6  Bestimmungen  enthalten  sind,  den  Grundsätzen  von  Verträgen 


')  Hinsichtlich  österreichischer  Staatsbürg^er  besteht  eine  gleiche  Befugniss  nicht. 
Siehe  „Oesterreich"  H. 

*)  Daraus  folgt  n.  A.,  dass  das  sonst  für  Eheschliessungen  im  Auslande  orforder- 
liehe  Ehegültigkeitszeugniss  (oben  C  2  m)  nicht  beigebracht  zu  werden  braucht  (Csaky 
S.  75).  Durch  die  Möglichkeit,  die  Ehe  vor  einem  diplomatischen  Vertreter  oder 
Konsul  zu  schliessen,  wird  die  Eingehung  der  Ehe  vor  dem  zuständigen  ausländischen 
Beamten  oder  Seelsoi^er  nach  dem  B,echte  des  betreffenden  Ortes  nicht  ausge- 
schlossen (a.  a.  0.). 
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(oben  B,  Anm.).  Die  persönliche  Fälligkeit,  ein  Verlöbniss  einzugehen, 
ist  daher  nach  dem  Heimathsrecht  eines  jeden  der  Verlobten  zu  beur- 
theilen  (v.  Püttlingen  S.  65 ff.);  zu  diesem  Ergebnisse  gelangt  man 
auch,  wenn  man  die  für  die  Eingehung  der  Ehe  geltenden  Normen  für 
anwendbar  hält  (§§  108,  111).  Für  die  Form  ist  das  Recht  des  Ortes, 
an  welchem  das  Verlöbniss  geschlossen  ist,  bestimmend  (v.  Püttlingen 
S.  63;  vgl.  §  113).  Im  Uebrigen  ist  das  Recht  des  Erfüllungsortes  oder 
das  Recht,  dem  sich  die  Vertragschliessenden  ausdrücklich  oder  nach 
den  Umständen  stillschweigend  unterwerfen  wollten,  zu  Grunde  zu  legen 
(y.  Püttlingen  S.  64 ff.),  also  der  Regel  nach  das  Recht  des  von  den 
Verlobten  in  Aussicht  genommenen  gemeinsamen  Wohnsitzes.^)  Zwang 
zur  Eheschliessung  oder  zur  Leistung  einer  für  den  Fall  des  Rücktritts 
bedungenen  Strafe  findet  aber,  wegen  der  zwingenden  Natur  der  §§  1, 2, 
keinesfalls  statt  (siehe  unter  „Oesterreich"  S.  82). 

2.  Eingehung  der  Ehe. 

a)  Materielle  Erfordernisse. 

§  108:  „Die  Gültigkeit  im  Auslande  geschlossener  Ehen  muss  hin- 
sichtlich des  Alters  und  der  Handlungsfähigkeit  bezüglich  eines  jeden 
Ehegenossen  ausschliesslich  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes,  in 
sonstiger  Hinsicht  aber  nach  den  Gesetzen  des  Vaterlandes  beider  Parteien 
beurtheilt  werden,  ausgenommen,  wenn  diese  Gesetze  nicht  die  An- 
wendung eines  anderen  Gesetzes  anordnen  oder  das  gegenwärtige  Gesetz 
nicht  anders  verfügt."  —  Bei  nicht  erweislicher  Staatsangehörigkeit 
sind  die  Gesetze  des  Wohnortes  statt  des  vaterländischen  Rechtes  anzu- 
wenden (§  119). 

§  109:  „Wenn  ein  ungarischer  Staatsbürger  männlichen  Geschlechts 
mit  einer  ausländischen  Person  weiblichen  Geschlechts,  sei  es  im  Aus- 
lande, sei  es  in  Ungarn  eine  Ehe  schliesst,  ist  die  Gültigkeit  der  Ehe 
mit  Ausnahme  des  Alters  und  der  Handlungsfähigkeit  der  Frau  nach 
dem  ungarischen  Gesetze  zu  beurtheilen." 

§  110:  „Den  ungarischen  Staatsbürger  verpflichten,  wenn  er  auch 
im  Auslande  eine  Ehe  schliesst,  die  §§  14 — 27  und  124  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes."  —  Die  §§  14 — 27  beziehen  sich  auf  die  blossen 
Verbote,  deren  Uebertretung  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  berührt, 
aber  in  §  124  unter  Strafe  gestellt  ist. 

§  111:  „Im  Falle  in  Ungarn  geschlossener  Ehen  sind  die  §§  11, 12 
und  13  des  gegenwärtigen  Gesetzes  auch  auf  die  Ausländer  anzuwenden. 

Im  Uebrigen  sind  die  Bestimmungen  der  §§  108  und  109  auch  für 
die  in  Ungarn  geschlossene  Ehe  des  ausländischen  Eheschliessenden 
massgebend."  —  Die  §§  11,  12,  13  betreffen  die  Ehehindernisse  der 
Verwandschaft  und  Schwägerschaft,  der  Doppelehe  und  der  Mitschuld 
an  Nachstellungen  nach  dem  Leben  eines  Ehegatten. 

Aus  §§  108,  109,  111  Abs.  2  ergiebt  sich,  dass — :  entsprechend  der 
ohnehin  in  Ungarn  geltenden  Rechtsanschauung  (v.  Püttlingen  S.  65  ff. 


»)  Vgl.  „Deutflches  Äeich"  S.  40. 
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—  die  aus  dem  Alter  folgenden  Beschränkungen  der  Ehefähigkeit  sowie 
die  Handlungsfähigkeit  immer  nur  für  jeden  Theil  gesondert  nach  dem 
Rechte  seines  Vaterlandes  (eventuell  seines  Wohnorts,  §  119)  zu  beur- 
theilen  sind.  Sofern  hiemach  ein  in  Ungarn  einen  ordentlichen  Wohn- 
sitz besitzender  minderjähriger  Ausländer  der  elterlichen  oder  vormund- 
schaftlichen Einwilligung  bedarf,  diese  aber  ohne  eigenes  Verschulden 
nicht  zu  beschaffen  im  Stande  ist,  bestellt  ihm  die  ungarische  Vormund- 
schaftsbehörde einen  Kurator,  nach  dessen  Anhörung  sie  die  erforderliche 
Einwilligung  ersetzen  kann  (§  112).^)  Im  Uebrigen  ist  die  Ehe  eines 
männlichen  Ungarn  immer  nur  nach  dem  ungarischen  Rechte  zu  beur- 
theilen  (§  109),  die  Ehe  eines  Ausländers  mit  einer  Ungarin  oder  mit 
einer  Ausländerin  dagegen  nach  dem  Heimathsrechte  beider  Theile 
(§§  108,  111  Abs.  2),  so  dass  die  Ehe  in  Ungarn  ungültig  ist,  wenn  sie 
es  nach  dem  Rechte  eines  Theiles  ist.^)  Daher  ist  die  Ehe  eines  unga- 
rischen Christen  mit  einer  ausländischen  Jüdin  oder  eines  ungarischen 
Juden  mit  einer  ausländischen  Christin  in  Ungarn  gültig,  wenn  auch 
nach  dem  ausländischen  Rechte  (wie  z.  B.  in  Oesterreich)  das  Ehe- 
hinderniss  der  Religionsverschiedenheit  entgegenstünde,  während  die  Ehe 
eines  österreichischen  Christen  mit  einer  ungarischen  Jüdin  oder  eines 
österreichischen  Juden  mit  einer  ungarischen  Christin  ungültig  wäre, 
weil  sie  es  nach  dem  Rechte  des  einen  Betheiligten,  nämlich  des  Oester- 
reichers,  ist.'^)  Die  in  §  111  Abs.  1  bezeichneten  Ehelündernisse  stehen 
jeder  Eheschliessung  in  Ungarn  entgegen. 

Ausländische  Urtheile  in  Eheprozessen  ungarischer  Staatsbürger 
werden  nicht  anerkannt  (§  114);  eine  Eintragung  in  die  Matrikel  kann 
auf  Grund  eines  solchen  Urtheils  nicht  erfolgen  (§67  Abs.  2  Ges. Art.  33 
V.  1894).  Betrifft  das  Urtheil  nicht  ungarische  Staatsbürger,  so  finden 
die  allgemeinen  Bestimmungen  Anwendung;  danach  wird  die  Anerkennung 
insbesondere  dann  versagt,  wenn  das  ausländische  Gericht  nach  ungarischem 
Rechte  nicht  zuständig  war  (siehe  Baracs  bei  Leske-Loewenfeld, 
Rechtsverfolgung  I  S.  90). 

b)  Form  der  Eheschliessung. 

§  113:  „Die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  hinsichtlich  der  formellen  Er- 
fordernisse nach  den  zur  Zeit  und  am  Orte  der  Eheschliessung  bestehenden 
Gesetzen  zu  beui^theilen  (drittes  Alinea  §  31). 


»)  Vgl.  §  51  des  allg.  bürg.  G.ß.  unter  „0 esterreich''  S.  82. 

*)  Vgl.  „Oesterreich"  unter  J  2  S.  82.  —  Ausländisches  Recht  ist,  sofern  es  nicht 
etwa  dem  Gerichte  bekannt  ist  (§  154  Ges.Art.  54  v.  1868)  nachzuweisen ;  Zeugnisse  darüber 
müssen  mit  der  Beglaubigung  der  betr.  Gesandtschaft  versehen  sein  (§§  157,  545  a.  a.  O.). 

')  ^S^'  Csäky  S.  113.  Will  eine  Ungarin  sich  mit  einem  ausländischen  Moha- 
medaner  verheirathen,  so  muss  nachgewiesen  werden,  dass  die  heimischen  Gesetze  des 
Mannes  eine  solche  Ehe  zulassen.  Vgl.  Just.Min.  Bescheid,  Böhms  Zeitschr.  8  S.  364. 
—  Ist  kein  Theil  Ungar,  handelt  es  sich  z.  B.  um  die  Ehe  eines  deutschen  Christen 
mit  einer  österreichischen  Jüdin  oder  eines  schweizerischen  Juden  mit  einer  öster- 
reichischen Christin,  so  würde  die  Ehe  in  Ungarn  ungültig  sein,  weil  sie  es  nach  dem 
Rechte  des  österreichischen  Ehegenossen  ist. 
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Die  im  Aaslande  za  schliessende  Ehe  des  ungarischen  Staatsbürgers 
imiss  anch  in  Ungarn  aufgeboten  werden  (§  27). 

Wenn  ein  Ausländer  in  Ungarn  eine  Ehe  schliessen  will,  sind  be- 
züglich des  Aufgebots  die  Normen  des  ungarischen  Gesetzes  anzuwenden. 
Der  Ausländer  hat  auch  nachzuweisen,  dass  seine  Ehe  nach  den  Gesetzen 
seines  Vaterlandes  (§  108,  zweites  Alinea  §  111)  keinem  Hindeiniss 
unterliegt. 

Der  Justizminister  kann  von  dem  diesfälligen  Nachweise  Dispen- 
sation ertheilen."  — 

Aus  Abs.  1  folgt,  dass  Ungarn  im  Ausland  in  den  dort  vor- 
geschriebenen Formen  auch  eine  rein  kirchliche  Ehe  schliessen 
können,  die  dann  in  Ungarn  anzuerkennen  ist.^)  Wegen  des  vom 
Ausländer  beizubringenden  Nachweises  und  wegen  des  Aufgebots  siehe 
oben  S.  94  und  §  3  Nr.  4  S.  93,  94. 

3.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Ehe  ist  auf  das  unter  „Oester- 
reich"  J  3  S.  84  Bemerkte  zu  verweisen. 

4.  Lösung  der  Ehe  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 
Welches  Recht  in  diesen  Prozessen  der  ungarische  Richter  anzuwenden 
habe,  wenn  die  Parteien  Ausländer  sind,  darüber  fehlt  es  an  einer  aus- 
drücklichen Norm,  abgesehen  von  der  Bestimmung,  dass  das  Gericht 
überhaupt  nur  dann  vorgehen  kann,  wenn  das  Urtheil  im  Heimathstaate 
der  Parteien  Geltung  hat  (§  116;  oben  unter  G  S.  107).  Nach  aUgemeinen 
Grundsätzen  ist  nur  die  lex  fori,  also  ungarisches  Recht,  anzuwenden 
(siehe  unter  „Oesterreich"  J  4  S.  86).  In  gewissen  FäUen  aber  ist  neben 
dem  ungarischen  auch  ausländisches  Recht  in  Betracht  zu  ziehen.  Es 
bestimmt  nämlich  §  115:  „Auf  Grund  solcher  vor  Erlangung  der  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft  zustande  gekommener  Thatsachen,  welche  nach 
dem  früheren  Rechte  der  Ehegenossen  einen  Grund  zur  Lösung  der  Ehe 
oder  zur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  bilden,  kann  das  ungarländische 
Oericht  die  Ehe  des  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt  habenden 
Ehegenossen  auflösen,  wenn  diese  Thatsachen  auch  nach  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  als  Gnmd  zur  Lösung  der  Ehe  dienen. 

Wenn  das  ausländische  Gericht  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
vor  Erlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ausgesprochen  hat, 
kann  das  ungarländische  Gericht  die  Ehe  auflösen,  wenn  die  Trennung 
wegen  einer  solchen  Thatsache  erfolgt  ist,  auf  Grund  deren  die  Ehe 
auch  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz  aufgelöst  werden  kann.^ 

DieBestimmung  ermöglicht  nach  wie  vor  die  sogen,  siebenbürgischen 
Ehen;  es  können  österreichische  Katholiken,  wenn  sie  ungarische  Staats- 


^)  Sztehlo  a.  a.  0.  S.  135,  186  gegen  die  von  Einigen  yertretene  Meinung,  dass 
die  Bestinunang  in  §29:  „Die  Ehe  muss  vor  einem  Civilbeamten  geschlossen  werden*' 
fiir  ungarische  Staatsbürger  schlechthin  nnd  überall  zwingender  Natur  und  nicht  eine 
blosse  Formvorschrift,  sondern  eine  wesentliche  Bedingung  der  Eheschliessung  sei,  so 
dass  eine  nicht  vor  dem  Civilbeamten  geschlossene  Ehe  schlechthin  nicht  als  Ehe  gelten 
könne.  Vgl.  hiergegen  auch  v.  Bar  I  S.  472,  475,  v.  Püttlingen  S.  66,  219 ff.  Ueber 
den  umgekehrten  Fall  siehe  unter  „Oesterreich'*  S.  84  Anm.  1. 

Leske  a.  Loewenfeld,  Bechtsverfolgang.    Erg&nzangsband.  8 
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bürger  geworden  sind,  in  Ungarn  die  gänzliche  Lösung  des  ehelichen 
Bandes  erwirken  und  sich  wiederverheirathen,  indem  sie  die  Lösungs- 
klage entweder  nach  Abs.  1  begründen  oder  sich  dabei  nach  Abs.  3 
auf  ein  bereits  vorliegendes  österreichisches  Urtheil  auf  Scheidung  yon 
Tisch  und  Bett  berufen,  sofern  nur  zugleich  alle  Voraussetzungen  der 
LOsungsklage  nach  ungarischem  Eechte  gegeben  sind.^)  Ueber  einen 
Fall  dieser  Art.  oben  F  I  Ib  8.  103t 

Ueber  die  Anerkennung  ausländischer  Urtheile  in  Ehelösungs-  und 
Trennungsachen  siehe  oben  unter  2  a  8. 112. 


>)  Jettel  in  Böhzns  Zeitschr.  4  S.  117  ff.  Sztehlo  S.  140.  Vgl.  aber  uaier 
„Oesterreich*'  J2  S.  88ff.  —  Praktiscli  sind  die  Falle  von  g^eringerer  Bedeutang,  nach- 
dem Ge8.Aii.  60  y.  1870  snr  Brlangang  des  ungarischen  Staatsbürgerreohts  als  Regel 
fänQahriges  Domizil  in  Ungarn  Toranssetit  (y.  Bar  I  S.  491  Anm.  16),  woyon  fireilich 
abgesehen  werden  kann,  wenn  man  sich  yon  einem  Ungarn  adoptiren  lasst.  Jettel 
a.  a.  O.  S.  118. 
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§  1. 

A.  Emleitong.  Quellen.  Literatur. 

1.  Für  Angehörige  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen*) 
fieligion  war  das  Eherecht  dieser  Kirchen  von  ihrer  Begründung  an  in 
Kroatien  und  Slavonien  in  Geltung,  da  die  einheimische  Gesetzgebung 
auf  die  Regelung  des  ehelichen  Verhältnisses  keinen  Einfluss  genommen 
hat  Ebenso  blieb  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  den  geistlichen 
Gerichten  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Kirche  völlig 
anheimgestellt.  Dieser  Zustand  wurde  auch  in  der  Zeit  des  Absolutismus 
(1848 — 1860)  aufrecht  erhalten.  Die  in  dem  zweiten  Hauptstücke  des 
durch  kaiserliches  Patent  vom  29.  November  1852  (R.G.B1.  No.  146) 
eingeführten  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  das  Eherecht,  insofern  sie  die  gültige  Ab- 
schliessung  der  Ehe,  die  Verhandlung  über  die  Ungültigkeit  oder  Trennung 
der  Ehe  und  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  betreffen,  fanden  auf 
die  Angehörigen  der  römisch-katholischen,  griechisch-katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Religion  keine  Anwendung,  sondern  es  blieben 
die  für  sie  bis  dahin  bestandenen  Vorschriften  über  die  vorbezeichneten, 
das  Band  der  Ehe  selbst  betreffenden  Punkte  ebenso  bestehen,  wie  die 
Cterichtsbarkeit  der  geistlichen  Gerichte  dieser  Kirchen  in  Ehesachen. 
Die  in  dem  zweiten  Hauptstücke  des  österreichischen  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  enthaltenen  eherechtlichen  Bestimmungen  erhielten 
nur  für  die  evangelischen  und  jüdischen  Glaubensgenossen  volle  gesetz- 
liche Kraft.  Durch  das  mittels  kaiserlichen  Patentes  vom  6.  November 
1856  (RG.B1.  No.  196)  kundgemachte  Konkordat  vom  18.  August  1866 
wurde  keine  Aenderung  in  Ehesachen  der  Katholiken  in  Kroatien-Slavonien 
helrorgeruf  en.  Im  Artikel  X  dieses  Konkordats  wurde  nämlich  verordnet, 
dass  der  kirchliche  Richter  über  die  Ehesachen,  einschliesslich  der  Ehe- 
verlöbnisse und  ihres  Einflusses  auf  die  Begründung  von  Ehehindemissen, 
nach  den  Vorschriften  der  Kirchengesetze  und  namentlich  nach  den  Ver- 

^)  Nach  der  allerhöchsten  Entschliessung  vom  26.  November  1864  muss  die  Be- 
zeichnuBg  „griechisch-orientalisch'^  der  griechisch-nichtunirten  Kirche  und  den 
dieser  angehörenden  Personen  und  Sachen  in  dem  gesammten  amtlichen  Verkehre 
fortan  beigelegt  werden  (Verordnung  des  Staatsministeriums,  des  Kriegsministeriums; 
der  kgl.  angar.,  siebenb.  und  kroat.-8laY.-dalm.  flofkanzlei  vom  29.  Not.  1864  — 
Ä.0^1.  Nr.  91,  L.Ö.  u.  V.ßL  Nr.  63). 
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Ordnungen  des  Konzils  von  Trient  zu  urtheilen  und  nur  die  bürgerlichen 
Wirkungen  an  den  weltlichen  Richter  zu  verweisen  hat  In  Ausführung 
dieser  Bestimmung  wurde  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  8.  Oktober 
1866  (R.G.B1.  No.  186)  ein  neues  Gesetz  unter  dem  Titel  „Gtesetz  über 
die  Ehen  der  Katholiken"  ^)  erlassen,  welches  die  Ehesachen  der  Katholiken, 
insoweit  sie  der  bürgerlichen  Gesetzgebung  angehören,  regelt.  Nach  diesem 
Gesetze  (§  3)  ist  es  keinem  Katholiken  in  Kroatien-Slavonien  erlaubt^  sich 
anders  zu  verehelichen,  als  mit  Beobachtung  aller  Vorschriften,  welche 
das  Kirchengesetz  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  aufstellt  und  welche  ans 
der  für  die  katholischen  geistlichen  Gerichte  bestimmten,  und  demselben 
Gesetze  beigefügten  Anweisung  zu  entnehmen  sind.  Die  Anweisung  für 
die  katholischen  geistlichen  Gerichte  in  Betref  der  Ehesachen  ist  dem- 
nach als  eine  kurzgefasste  Darstellung  des  gemeinen  und  des  in  Kroatien- 
Slavonien  in  der  Form  eines  besonderen  Gesetzes  noch  heut  zu  Tage 
zur  Anwendung  kommenden  Eherechts  der  katholischen  Kirche  zu  be- 
trachten*). Ergiebt  sich  aber  ein  Fall,  welcher  in  dieser  Anweisung 
nicht  vorgesehen  ist,  so  muss  derselbe  nach  Vorschrift  des  gemeinen 
Eherechts  der  katholischen  Kirche  behandelt  und  entschieden  werden, 
wie  §  261  derselben  Anweisung  dies  ausdrücklich  vorschreibt  —  Das 
Gesetz  über  die  Ehen  der  Katholiken  wurde  unter  der  Bezeichnung  „An- 
hang I."  und  die  Anweisung  für  die  katholischen  geistlichen  Gerichte  in 
Ehesachen  unter  der  Bezeichnung  „Anhang  U."  veröffentlicht •)  Dieser 
Zustand  in  Betreff  des  Eherechts  in  Kroatien-Slavonien  wurde  durch  das 
ungarische  Ehegesetz  (Gesetz- Artikel  XXXI :  1894)  nicht  berührt  (§  147 
a.  a.  0.),  da  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien  nach  dem  mit 
Ungarn  im  Jahre  1868  geschlossenen  Ausgleiche  das  Recht  der  vollen 
Autonomie  sowohl  bezüglich  der  Gesetzgebung  als  der  Exekutive  in  allen 
Angelegenheiten  des  Innern,  des  Kultus  und  Unterrichts,  und  der  Justiz, 
hier  inbegriffen  die  Gerichtsbarkeit  in  allen  Instanzen  (ausgenommen  die 
Gerichtsbarkeit  in  Gegenständen  des  Seerechts)  zukommt.*)    Demgemäss 


^)  Dieses  Gesetz  wird  g^e wohnlich  das  „bürgerliche  Gesetz  über  die  Ehen  der 
Katholiken^  genannt. 

*)  Ueber  den  rechtlichen  Charakter  dieser  Anweisung  siehe  besonders  Hamm, 
pBeiträge  zur  Erläuterung  des  allerhöchsten  Patentes  vom  8.  Oktober  1866  über  das 
Eherecht  der  Katholiken  in  Oesterreich*'  in  der  Oesterr.  Vierteljahrsschrift  für  Rechts- 
und  Staatswissenschaft,  Bd.  1  S.  26 — 82;  —  Schulte,  Erläuterung  des  Gesetzes  über 
die  Ehen  der  Katholiken  im  Kaiserthume  Oesterreich  vom  8.  Oktober  1856  und  des 
kaiserlichen  Patentes  dazu,  nebst  Darlegung  und  Begründung  der  Bestimmungen  des 
Kirchengesetzes,  2.  Aufl.,  Prag  1857,  S.  33 — 35;  —  derselbe,  Darstellung  des  Prozesses 
vor  den  katholischen  geistlichen  Gerichten  Oesterreichs  auf  Grundlage  des  aUgemeinen 
katholischen  Kirchenrechts  und  der  besonderen  Vorschriften  für  Oesterreich,  Giessen  1858, 
S.  14 f.;  —  Gabba,  Annotazioni  alle  nuove  leggi  sul  matrimonio  dei cattolici,  yigenti 
neir  impero  anstriaco,  gedruckt  als  Anhang  zu  Basevi's  Annotazioni  pratiche  al  codice 
civile  austriaco,  7.  Aufl.,  S.  10  f. 

')  Im  Folgenden  werden  die  Bestimmungen  des  Ehegesetzes  für  Katholiken  mit 
„I.*',  diejenigen  der  Anweisung  mit  „IL*'  citirt. 

*)  §  47  und  48  des  kroatischen  Gesetz- Artikels  I.  bezw.  des  ungarischen  Gesetc- 
Artikels  XXX.  vom  Jahre  1868. 
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gelten  drei  verschiedene  Eherechte  in  Kroatien-Slayonien  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  gesetzlich  anerkannten  Eonfessionen  —  und  zwar  je 
ein  besonderes  Eherecht  für  die  Angehörigen  1.  der  katholischen,  2.  der 
griechisch-orientalischen,  3.  der  evangelischen  und  jüdischen  Religion.') 
S.  Quellen  dieser  drei  verschiedenen  Eherechte  sind: 

1.  für  Katholiken: 

a)  das  kaiserliche  Patent  vom  8.  Oktober  1856  (R.G.B1.  No.  185)  mit 
zwei  Anhängen:  dem  Gesetz  über  die  Ehen  der  Katholiken  (Anhang  I) 
und  der  Anweisung  für  die  geistlichen  Gerichte  in  Ehesachen  (Anhang  II); 

b)  das  gemeine  Eherecht  der  katholischen  Kirche,  aber  nur  subsidiär 

(§  »51  n); 

c)  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch,  nach  dessen 
Bestimmungen  die  aus  der  Ehe  entspringenden  bürgerlichen  Rechtsfolgen 
im  Sinne  des  §  31  des  angeführten  Gesetzes  über  die  Ehen  der  Katholiken 
ZQ  beurtheilen  sind,  insoweit  besondere  Bestimmungen  hierüber  in  demselben 
Gesetz  oder  in  neueren  Gesetzen  nicht  enthalten  sind; 

2.  für  die  Angehörigen  der  griechisch-orientalischen 
Religion: 

a)  die  eherechtlichen  Vorschriften  derjenigen  Rechtsquellen,  welche 
im  Sinne  des  §  10  des  zweiten  Abschnittes  des  Konsistorial-Systems  vom 
6.  April  1782  den  geistlichen  Gerichten  der  griechisch-orientalischen 
Kirche  zur  Richtschnur  dienen  sollen,  insoweit  sie  dem  allerhöchsten 
Erläuterungsreskripte *)  vom  16.  Juli  1779  und  dem  erwähnten  Konsistorial- 
System  anpassend  sind,  nämlich:  das  alte  und  das  neue  Testament,  die 
Kanones  der  Apostel,  die  sieben  oekumenischen  und  neun  topischen,  von 
der  orientalischen  nicht  unirten  Kirche  angenommenen  Konzile,  die  in 
dem  zweiten  Kanon  des  zu  Trullo  abgehaltenen  Konzils  genannten  heiligen 
Väter  und  das  Direktorium,  allgemein  „Krmöija"  oder  „Kormöaja  Knjiga" 
(Steuerbuch)^)  genannt; 

b)  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch,  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Bestimmungen,  welche  das  Band  der  Ehe  selbst  betreffen; 

^)  Die  eyangelische  Religion  des  augaburgisohea  und  helvetischen  Bekenntnisses 
encheiDt  als  gesetzlich  anerkannt  auf  Grund  des  Gesetz- Artikeb  XXVI. :  1790/91,  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  1.  September  1859,  betreffend  innere  Verfassung  und  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  eyangelischen  Kirche  beider  Bekenntnisse  (R.G.B1.  Nr.  160), 
und  des  heimischen  Gesetzes  yom  7.  Mai  1898  über  die  Regelung  der  äusseren  Rechts- 
verhältnisse der  evangelischen  Kirche  des  augsburgischen  und  helvetischen  Bekenntnisses 
(L.G.  und  V.B1.  Nr.  30)  u.  s.  w.  Die  Bekenner  der  israelitischen  Religion  wurden  mit 
Gesete  vom  81.  Oktober  1873  (L.G.  und  V.B1.  Nr.  61)  sowohl  hinsichtlich  der  freien 
Religionsübung  als  auch  hinsichtlich  des  Genusses  von  politischen  und  bürgerlichen 
Rechten  mit  den  Bekennem  der  übrigen  in  Kroatien-Slavonien  gesetzlich  anerkannten 
Religionen  als  gleichberechtigt  anerkannt. 

")  Dieses  Erläuterungsreskript  regelt  die  Verhältnisse  der  griechisch-orientalischen 
Kirche  und  steht  noch  heute  theilweise  in  Geltung. 

*)  Diese  Rechtsquelle  bildet  ein  i, Corpus  juris  canonici''  der  griechisch-orientalischen 
Slaven.  —  Eine  einheitliche  Sammlung  der  in  den  angeführten  Rechtsquellen  zerstreuten 
eherechtlichen  Vorschriften  existirt  nicht.  Ueber  die  topischen,  d.  h.  Provinzialkonzile, 
vgl.  Zhisman  S.  29  §  2  und  S.  34  Ziffer  8. 
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3.  für  die  Angehörigen  der  evangelischen  Religion  beider 
Bekenntnisse  nnd  diejenigen  der  jüdischen  Religion: 

a)  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch,  insbesondere 
dessen  im  zweiten  Hauptstücke  und  im  Anhange  zu  demselben  enthaltene 
Bestimmungen  über  das  Eherecht; 

b)  das  dreissigste  Hauptstück  der  durch  die  Verordnung  des  Justiz- 
mimsteriums  vom  16.  September  1853  (B.G.B1.  No.  190)  in  Kroatien- 
Slavonien  eingeführten  provisorischen  Civilprozessordnung  über  das  Ver- 
fahren in  Ehesachen  der  evangelischen  Glaubensgenossen,  welches  Haupt- 
stück mit  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  30.  März  1853 
(B.G.B1.  No.  57)  auch  für  das  Verfahren  in  Ehesachen  der  jüdischen  Glaubens- 
genossen in  Kroatien-Slavonien  als  Richtschnur  vorgeschrieben  wurde. 

Ausser  diesen  Rechtsquellen  giebt  es  mannigfache,  auf  einzelne 
Fragen  bezügliche  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  theils  im  Reichs- 
gesetzblatte bis  zum  Jahre  1860,  theils  im  Landesgesetz-  und  Verordnungs- 
blatte (zitirt:  L.G.  und  V.B1.)  bis  zum  heutigen  Tage  veröffentlicht  sind. 

3.  Aus  der  Literatur  ist  hervorzuheben: 

a)  hinsichtlich  des  katholischen  Eherechts:  Schulte,  Er- 
läuterung des  Gesetzes  über  die  Ehen  der  Katholiken,  und  Darstellung 
des  Prozesses  (S.  118  Anm.  2);  —  Schöller  und  Schopf,  Praktisches 
Handbuch  über  das  in  Ehesachen  der  Katholiken  zu  beobachtende 
Verfahren  nach  dem  Ehegesetze  vom  8.  Oktober  1866  und  nach  der 
für  die  geistlichen  Gerichte  erlassenen  Anweisung  in  Verbindung  mit 
den  noch  aufrecht  bestehenden  älteren  Vorschriften,  Pest  1857;  — 
Anonymus,  Das  Eherecht  der  Katholiken  im  Kaiserthume  Oesterreich 
nach  den  Bestimmungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom  8.  Oktober  1856 
und  den  beiden  Anhängen  zu  demselben,  Wien  1867;  —  Loberschiner, 
Praktische  Anleitung  zum  gesetzmässigen  Verfahren  in  Eheangelegenheiten 
auf  Grundlage  des  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  8.  Oktober  1856 
erlassenen  neuen  Gesetzes,  3.  Aufl.,  Budweis  1857;  —  Ginzel,  Handbuch 
des  neuesten  in  Oesterreich  geltenden  Kirchenrechtes,  Wien  1862,  2.  Bd. 
S.  386—601,  747 — 927;  —  Pachmann,  Lehrbuch  des  Kirchenrechtes  mit 
Berücksichtigung  der  auf  die  kirchlichen  Verhältnisse  Bezug  nehmenden 
österreichischen  Gesetze  und  Verordnungen,  Wien  1863 — 1866,  2.  Bd. 
S.  239—437,  3.  Bd.  S.  283—350;  —  Kutschker,  Das  Eherecht  der  katho- 
lischen Kirche,  5  Bde.,  Wien  1856—1867;  —  Binder-Scheicher,  Prakti- 
sches Handbuch  des  Eherechts,  4.  Aufl.,  Freiburg  im  Breisgau  1Ö91;  — 
Schulte,  Handbuch  des  katholischen  Eherechts,  Giessen  1855;  — 
Schnitzer,  Katholisches  Eherecht,  Freiburg  im  Breisgau  1898;  —  Heiner, 
Grundriss  des  katholischen  Eherechts,  4.  Aufl.,  Münster  1900;  —  Leitner, 
Lehrbuch  des  katholischen  Eherechts,  Paderborn  1902; 

b)  hinsichtlich  des  griechisch-orientalischen  Eherechts:  Zhish- 
man.  Das  Eherecht  der  orientalischen  Kirche,  Wien  1864;  —  Milaä, 
Das  Kirchenrecht  der  morgenländischen  Kirche  nach  den  allgemeinen 
Kirchenrechtsquellen  und  nach  den  in  den  autokefalen  Kirchen  geltenden 
Spezial-Gesetzen,  übersetzt  von  Pessid,  Zara  1897;  — Vering,  Lehrbuch 
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des  katholischen,  orientalischen  und  protestantischen  Kirchenrechts,  Frei- 
borg im  Breisgan,  3.  Anfl.  1893,  S.  843 — 953;  —  Schagnna,  Compendinm 
des  kanonischen  Rechts  der  einen,  heiligen,  allgemeinen  nnd  apostolischen 
Kirche,  übersetzt  von  Sentz,  Hermannstadt  1868,  S.  53 — 84; 

c)  hinsichtlich  des  für  Protestanten  und  Juden  geltenden  Ehe- 
rechts des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  siehe 
die  Literaturangaben  in  dem  Abschnitte  „Oesterreich^  (A);  femer  für 
Protestanten"  Kuzm&ny,  Handbuch  des  allgemeinen  und  österreichischen 
evangelisch-protestantischen  Eherechts,  Wien  1860; 

d)  hinsichtlich  des  internationalen  Rechts:  v.  Püttlingen, 
Handbuch  des  in  Oesterreich-Ungam  geltenden  internationalen  Privat- 
rechts (vgl.  Oesterreich  A.);  Jettel,  Handbuch  des  internationalen  Privat- 
ond  Strafrechts  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  Oesterreichs,  Ungarns, 
Kroatiens  (Slavoniens),  Bosniens  und  Hercegowina,  Wien  1893. 

Da  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  die  eherechtlichen 
Bestimmungen  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  die  Angehörigen  der  evangelischen  Religion 
beider  Sekenntnisse  sowie  auch  für  die  Angehörigen  der  jüdischen 
Religion  in  Geltung  stehen,  so  wird  hier  in  dieser  Beziehung  auf  die 
DarsteUung  des  in  Oesterreich  geltenden  Eherechts  ilh  Allgemeinen  hin- 
gewiesen, soweit  diese  das  gedachte  Gesetzbuch  betrifft  (vgl.  oben  S.  5  2  f.). 
Im  Folgenden  wird  also  im  Wesentlichen  nur  das  Eherecht  der 
Katholiken  und  der  griechisch-orientalischen  Glaubensgenossen 
berücksichtigt 

B. 


1.  Das  Eheverlöbniss,  als  eine  Uebereinkunft  zwischen  zwei  Personen 
verschiedenen  Geschlechts,  einander  zu  ehelichen,  kann  kraft  einer  beider- 
seits mit  Freiheit  und  gehöriger  Ueberlegung  gegebenen  und  angenommenen 
Willensäusserung  nur  von  Personen,  welche  eine  gültige  und  erlaubte  Ehe 
zu  schüessen  vermögen,  gültig  eingegangen  werden  (§§  2,  3  n.).  Dem- 
nach ist  das  Eheverlöbniss  unzweifelhaft  als  ein  Vertrag  anzusehen, 
dessen  Gültigkeit  von  Erfüllung  der  Rechtsanforderungen  in  Bezug  auf 
die  Willensäusserung  ^)  und  von  der  persönlichen  Fähigkeit  der  Verlobten 
zur  Eingehung  der  beabsichtigten  Ehe,  d.  i.  davon  abhängt,  dass  den 
Verlobten  weder  ein  Ehehindemiss  noch  ein  kirchliches  und  bürgerliches 
Eheverbot  entgegenstehe. 

Was  die  allgemeine  persönliche  Fähigkeit  betrifft,  so  sind  Rasende, 
Irr-,  Wahn-  und  Blödsinnige,  femer  Betrunkene  und  Kinder")  vor  dem 

')  Hinsichtlich  der  rechtsgültigen  Willensäusserung  zum  Abschlüsse  eines  Ehe- 
yerlöbnisses,  besonders  hinsichtlich  des  Irrthums,  Zwanges  nnd  der  beigefügten  Be- 
dingung kommen  die  für  Verträge  überhaupt  geltenden  Grundsätze  zur  Anwendung. 

*)  c.  1.  G.  XXX.  qu.  3.;  c.  4,  6.,  13.  de  spons.  impub.  (lY.  2.);  o.  un.  §  1.  eod. 
in  Vlto.  (IV.  2.). 
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vollendeten  siebenten  Lebensjahre  zur  Eingehung  eines  gültigen  Ehe- 
verlöbnisses unfähig.  Eheverlöbnisse,  welche  von  unmündigen  —  bei 
Knaben  bis  zum  vollendeten  vierzehnten,  bei  Mädchen  bis  zum  vollendeten 
zwölften  Lebensjahre  —  oder  in  ihrem  Namen  geschlossen  werden,  be- 
gründen für  diese  nur  dann  eine  Verbindlichkeit  zur  Eheschliessung, 
wenn  sie  —  als  sonst  in  jeder  anderen  Beziehung  gültig  —  von  den- 
selben nach  erreichter  Mündigkeit  gutgeheissen  werden  (§  3  11.).  Die 
Einwilligung  der  Eltern  ist  für  den  Rechtsbestand  der  Eheverlöbnisse 
ihrer  Kinder  nicht  unbedingt  erforderlich.  Dennoch  erscheint  das  ohne 
Einwilligung  oder  Zustimmung  der  Eltern  eingegangene  Eheverlöbniss 
als  unerlaubt.  Dasselbe  ist  sogar  aufzulösen,  wenn  die  Eltern  gerechten 
Widerspruch  entgegensetzen  (§§  6,  68  H.). 

Die  Einhaltung  einer  bestimmten  äusseren  Form  oder  Feierlichkeit 
ist  für  die  gültige  oder  doch  erlaubte  Abschliessung  von  Eheverlöbnissen 
nirgends  vorgeschrieben.  Sie  können  daher  mündlich  und  schriftlich, 
durch  Zeichen  und  konkludente  Handlungen,  vor  dem  Pfarrer  oder  ohne 
ihn,  mit  oder  ohne  Zeugen,  in  eigener  Person  oder  durch  Bevollmächtigte, 
welche  jedoch  eine  spezielle  Vollmacht  dazu  haben  müssen,  eingegangen 
werden.*) 

Die  Wirkungen  eines  rechtsgültigen  Eheverlöbnisses  sind:  a)  Die 
Verbindlichkeit  der  Verlobten  zur  Schliessung  der  versprochenen  Ehe  in 
der  verabredeten  oder  sonst  in  möglichst  kurzer  Zeit;  b)  die  Pflicht  der 
Verlobten,  während  der  rechtsgültigen  Dauer  des  Verlöbnisses  einander 
die  Treue  zu  bewahren  (§  6  H.);  c)  das  Hinderniss  zur  Schliessung  eines 
anderen  gültigen  Verlöbnisses  zwischen  einem  Verlobten  und  einer  dritten 
Person*);  d)  das  Verbot  zur  Eingehung  der  Ehe  seitens  eines  der 
Verlobten  mit  einer  dritten  Person  (§57  IL);  e)  das  der  Schwägerschaft 
ähnliche  Verhältniss  zwischen  einem  der  Verlobten  und  den  Verwandten 
des  anderen,  welches  das  Zustandekommen  einer  Ehe  zwischen  denselben 
im  gesetzlich  bestimmten  Umfange  hindert  (§  36  11.,  siehe  unten  C  2  f); 
f)  die  Schadensersatzpflicht  des  Verlobten,  durch  dessen  Verschulden  die 
versprochene  Eheschliessung  unterbleibt. 

Die  Aufhebung  des  Eheverlöbnisses  kann  entweder  mit  oder  ohne 
Einverständniss  der  Verlobten  erfolgen.  Mit  beiderseitiger  Einwilligung 
kann  das  Verlöbniss  immer,  wenn  es  auch  durch  einen  Eid  bekräftigt 
wurde,  aufgehoben  werden  (§  4  11.).  Einseitig  kann  es  aber  nach  dem 
Gesetze  aufgehoben  werden:  a)  durch  Bruch  der  beiderseits  schuldigen 
Treue  (§  6  H.);  b)  durch  Ablegung  der  feierlichen  Ordensgelübde  und 
durch  Empfang  der  Priesterweihen  (§  7  H.) ;  c)  durch  solche  Veränderung 
der  Verhältnisse  bei  den  Verlobten,  dass  man  voraussetzen  darf,  es  wäre 
bei  diesem  Stande  der  Dinge  zum  Verlöbnisse  nicht  gekommen  (§  6  ü.)  ^ ; 


^)  Fachmann  2.  Bd.  S.  430;  Anonymus  S.  10;  Schulte,  Erläuterung  S.  86; 
Heiner  S.  40;  Binder-Scheicher  S.  232. 

«)  c.  22.,  81.  de  sponsal.  (IV.  1.);  c.  1.  in  VIto.  (IV.  1.). 

*)  Daa  Verlöbniss  yerliert  für  denjenigen  Theil,  bei  welchem  eine  solche  Ver- 
änderung nicht  eingetreten  ist,  seine  bindende  Kraft.    Im  Falle,  dass  solche  Umstände 
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d)  durch  gerechten  Widerspruch  der  Eltern  bei  den  unter  der  väterlichen 
Gtewalt  stehenden  Verlobten  (§  6  IL)  *) ;  e)  durch  Eheschliessung  seitens 
eines  der  Verlobten  mit  einer  anderen  Person  (§  8  n.);  f)  wenn  nach 
Erwägung  aller  Umstände  mit  Recht  vorauszusetzen  ist,  dass  eine 
zwischen  den  Verlobten  eingegangene  Ehe  unglücklich  sein  würde  (§10  ü,); 
f)  wenn  das  für  einen  Unmündigen  geschlossene  Verlöbniss  von  diesem 
nach  erreichter  Mündigkeit  nicht  gutgeheissen  wird  (§  3  11.). 

Obwohl  es  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  hervorgehoben  ist,  kann 
nach  der  Natur  der  Sache  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  dass  die 
Auflösung  des  Eheverlöbnisses  auch  a)  durch  den  Tod  eines  der  Ver- 
lobten, ß)  durch  Zeitablauf,  t)  durch  Eintritt  einer  auflösenden  Bedingung 
und  b)  durch  ein  später  eingetretenes  und  nicht  zu  beseitigendes  Ehe- 
hindemiss  erfolgen  kann. 

Wiewohl  das  katholische  Eherecht  eine  Klage  auf  Erfüllung  der 
versprochenen  Eheschliessung  kennt,  erscheint  doch  diese  Verbindlichkeit 
der  Verlobten  auch  für  die  katholischen  Brautleute  als  eine  Gewissens- 
pflicht, welche  sich  durch  den  gerichtlichen  Zwang  nicht  zur  Erfüllung 
bringen  lässt.^  Wenn  also  einer  der  Verlobten,  der  auch  ohne  allen 
Grund  die  Ehe  zu  schliessen  verweigert,  in  Folge  der  Klage  des  anderen 
von  dem  geistlichen  Ehegerichte,  welchem  die  Entscheidung  über  das 
Vorhandensein  und  die  Gültigkeit  des  Eheverlöbnisses  und  dessen  Einfluss 
auf  die  Begründung  von  Ehehindemissen  zusteht  (§  2  I.),  für  schuldig 
erklärt  würde,  das  Versprechen  zur  Eheschliessung  zu  erfüllen,  so  ist 
auf  ihn  nicht  sowohl  durch  Zwang  als  durch  Ermahnung  zu  wirken 
(§§  108,  109  n.). 

Der  verletzte  Verlobte  hat  auf  Grund  des  Eheverlöbnisses  das 
Recht,  gegen  die  etwaige  Trauung  des  andern  Theils  mit  einer  dritten 
Person  bei  dem  zuständigen  Pfarrer  oder  unmittelbar  bei  dem  zuständigen 
geistlichen  Ehegericht  Einsprache  zu  erheben.  Erscheint  dem  Pfarrer 
nach  der  vorangehenden  Untersuchung  das  Eheverlöbniss  als  ungültig,  so 
hat  er  die  Betheiligten  darüber  zu  belehren;  andernfalls  hat  er  eine 
gütliche  Ausgleichung  zu  versuchen  (§  107  U.).  Wenn  die  Einsprache 
durch  die  ertheilte  Belehrung  oder  durch  die  erzielte  Ausgleichung  als 


schon  zur  Zeit  der  Verlobung  obwalteten,  ist  der  Verlobte,  welchem  sie  damals  un- 
bekannt waren,  zum  Bücktritte  berechtigt  (§  611.).  Als  solche  Umstände  gelten 
Verarmung  eines  Brauttheiles  oder  überhaupt  Mangel  an  dem  nöthigen  Einkommen, 
erwiesene  oder  offenkundige  schlechte  Sitten,  ansteckende  Krankheiten  und  Leibes- 
gebrechen, Yerurtheilung  wegen  eines  Verbrechens,  Wankelmuth  u.  dergl. 

^)  Ungeachtet  der  Fassung  des  Gesetzes  „wenn  die  Eltern  gerechten  Widerspruch 
entgegensetzen"  kann  nach  Analogie  der  anderen  geltenden  Bestimmungen  (§  5,  6,  8, 
30 1 ;  §  49,  50,  52  des  a.  b.  G.B.)  hier  angenonmien  werden,  dass  dieses  Recht  nur  dem 
Vater,  der  sich  in  der  Ausübung  der  yäterlichen  Gewalt  befindet,  zustehe,  und  dass 
es  bei  Mindeijährigen,  die  sich  unter  Vormundschaft  befinden,  auch  der  Vormund- 
seh aftsbehorde  nach  eingeholter  Erklärung  des  ordentlichen  Vertreters  zuerkannt 
werden  müsse.  —  Vergl.  Anonymus  S.  15.  —  Als  rechtmässige  Gründe  zur  Bestreitung 
sind  die  in  der  y Drangehenden  Anmerkung  angeführten  anzusehen, 
s)  Binder-Scheicher  S.  455,  Fachmann  Bd.  2  S.  428. 
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behoben  zu  betrachten  ist,  besteht  kein  rechtlicher  Onind,  die  Vornahme' 
des  Traunngsaktes  länger  zn  verschieben.  Sonst  hat  der  Pfarrer  die 
Parteien  vor  das  Ehegericht  zu  verweisen.  —  Wird  die  Einsprache  un- 
mittelbar bei  dem  Ehegericht  erhoben,  und  liegt  nicht  etwa  die  Un- 
gültigkeit des  Eheverlöbnisses  am  Tage,  so  soll  vor  Allem  der  Pfarrer 
angewiesen  werden,  durch  Vorstellungen  und  Ermahnungen  väterlich  ein- 
zuwirken (§  107  n.).  Wenn  rin  Ausgleich  durch  dieses  Verfahi*en  vor 
dem  Pfarrer  zu  Stande  kommt,  kann  die  Trauung  auf  Ansuchen  ohne 
Hindemiss  veranlasst  werden;  im  anderen  Falle  steht  die  weitere  E}nt- 
scheidung  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  des  Eheverlöbnisses 
dem  Ehegerichte  zu.  Diesem  dient  als  Grundsatz:  „Es  ist  immer  gegen 
das  Eheverlöbniss  zu  entscheiden,  so  oft  die  Gültigkeit  desselben  nicht 
vollständig  erwiesen  ist"  (§  108  11.).  Wenn  das  Ehegericht  das  Verlöbnis» 
für  ungültig  erkennt,  so  ist  das  Nöthige  zu  verfügen,  damit  die  Trauung^ 
keine  weitere  Verzögerung  erfahre  (§  110  11.).  Ist  aber  dasselbe  für 
gültig  erklärt  worden,  so  hat  das  Ehegericht  durch  einen  Beauftragten 
den  Versuch  zu  machen,  die  Parteien  zu  gütlicher  Ausgleichung  zu  be- 
wegen (§  111  n.).  Bleibt  auch  das  erfolglos,  so  wird  die  beabsichtigte 
Ehe  als  das  kleinere  Uebel  gestattet  (§  112  n.). 

Ueber  die  mit  dem  Eheverlöbnisse  verbundenen  NebenverbindUchkeitent 
vermögensrechtlicher  Natur  ist  Folgendes  als  Richtschnur  vorgeschrieben: 

a)  Jede  Verabredung  über  einen  Vergütungsbetrag  (Konventional- 
strafe) im  Falle  des  Rücktritts  vom  Eheverlöbnisse  ist  unerlaubt  und 
ungültig  (§  109  n.); 

b)  Wer  ohne  rechtmässigen  Grund ')  von  dem  Eheverlöbnisse  zurück-^ 
tritt,  oder  einen  rechtmässigen  Grund  zum  Rücktritte  verheimlicht  oder 
durch  sein  Verschulden  herbeigeführt  hat,  ist  verpflichtet,  dem  anderen 
Theile  den  Schaden,  der  für  ihn  aus  dem  Rücktritte  entsteht,  nach  Mass- 
gabe der  Personen  und  Verhältnisse  zu  vergüten  (§  9  11.); 

c)  wenn  die  Umstände,  auf  welche  die  Voraussetzung,  dass  die 
zwischen  den  Verlobten  einzugehende  Ehe  unglücklich  sein  würde,  sich 
gründet,  durch  das  Verschulden  des  einen  Theiles  eingetreten  sind,  so» 
ist  dieser  verpflichtet,  dem  anderen  Theile  jenen  Schaden,  welcher  für 
denselben  aus  der  Täuschung  seiner  gerechten  Erwartungen  entspringt,^ 
nach  Kräften  zu  vergüten  (§10  11.). 

Der  Schaden  ist  also  „nach  Massgabe  der  Personen  und  Ver- 
hältnisse" und  „nach  Kräften  des  schuldig  erkannten  Theiles" 
zu  bestimmen.  Sowohl  der  Pfarrer  als  auch  das  geistliche  Ehegericht  soll 
in  dem  oben  erwähnten  Verfahren  daiauf  hinwirken,  dass  die  Verlobten 
unter  billigen  Bedingungen  ein  Uebereinkommen  über  die  Entschädigung 
schliessen.  Auf  das  Ansuchen  von  wenigstens  einem  Theile  kann  auch 
ein  Entschädigungsbetrag  von  dem  geistlichen  Ehegerichte  —  und  zwar 
in  diesem  Falle  als  einem  Schiedsgerichte,  ohne  Zwang  und  Exekution 


^)   Als    gegründete   oder   rechtmässige   Ursaclieii    können   die   in   Anmerkang   a 
S.  122  Q.  123  angeführten  Umstände  betrachtet  werden. 
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—  ausgesprochen  werden;  ist  aber  der  Kläger  mit  diesem  Ausspruche 
nicht  zufrieden,  so  bleibt  ihm  zwar  unbenommen,  wegen  des  Schaden- 
ersatzes bei  dem  ordentlichen  bürgerlichen  Gerichte  Klage  zu  führen, 
doch  kann  seine  wider  die  etwa  beabsichtigte  Trauung  des  anderen 
Theils  mit  einer  dritten  Person  erhobene  Einsprache  nicht  weiter  be- 
rücksichtigt werden  (§  107,  111  n.). 

Wird  der  Anspruch  auf  Schadenersatz  vor  das  bürgerliche  Gericht 
gebracht,  so  hat  dieses  nach  den  Bestimmungen  der  §§  45  und  46  des 
-österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (vgl.  Oesterreich  B) 
und  mit  Rücksicht  auf  die  Verbote  des  bürgerlichen  Ehegesetzes  für 
Katholiken  zu  beurtheilen,  ob  und  inwiefern  aus  dem  Eheverlöbniss  eine 
Verbindlichkeit  zum  Schadenersatze  entstehe.  Dabei  dient  das  rechts- 
kräftige Urtheil  des  zuständigen  geistlichen  Ehegerichts  über  das 
Vorhandensein  und  die  Gültigkeit  des  Eheverlöbnisses  auch  dem  bürger- 
lichen Gericht  als  Grundlage.  Da  aber  auch  die  Bestimmungen  des 
büi^erlichen  Ehegesetzes  für  Katholiken  berücksichtigt  werden  müssen, 
hat  der  Civilrichter  doch  noch  zu  beurtheilen,  ob  ein  bürgerliches  Verbot 
vorliegt  oder  nicht.  Ihm  steht  auch  die  Entscheidung  über  das  Ver- 
schulden der  Verlobten  zu,^)  welches  nur  auf  der  Seite  des  Ersatz- 
pflichtigen vorhanden  sein  muss.  Demnach  kann  es  vorkommen,  dass  der 
Civilrichter  auch  in  dem  Falle,  in  welchem  das  geistliche  Ehegericht  die 
Gültigkeit  des  abgeschlossenen  Eheverlöbnisses  ausgesprochen  hat,  keinen 
Schadenersatz  zuerkennt. 

2.  In  der  griechisch-orientalischen  Kirche,  wie  überhaupt  in 
der  morgenländischen  Earche,  wird  das  bürgerliche  Eheverlöbniss  von 
dem  kirchlichen  unterschieden.  Das  letztere  wird  in  einer  besonderen 
äusseren  Form  unter  Einsegnung  durch  den  Priester  feierlich  eingegangen 
und«  als  Anfang  der  Ehe,  derselben  gleichgestellt.  Da  die  Einsegnung  des 
Eheverlöbnisses  und  die  Trauung  verschiedene  Handlungen  sind,  sollen 
dieselben  nicht  unmittelbar  einander  folgen;  dennoch  ist  es  Brauch,  dass 
die  Einsegnung  des  Eheverlöbnisses  gleichzeitig  mit  der  Trauung  er- 
folgt.*) 

Ob  ein  gültiges  Eheverlöbniss  vorliege  und  ob  der  Rücktritt  von 
diesem  als  gerechtfertigt  anzusehen  sei,  entscheidet  das  geistliche 
Gericht  der  griechisch-orientalischen  Kirche  nach  den  Vorschriften  seines 
kirchlichen  Eherechts  in  einem  zu  diesem  Zwecke  einzuleitenden,  förm- 
lichen Rechtsprozesse.  ^)  Dagegen  gehört  die  Entscheidung  über  den 
Schadenersatz  aus  dem  Eheverlöbnisse,  für  welche  die  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
massgebend  sind,  vor  das  ordentliche  bürgerliche  Gericht  (vgl.  Oester- 


^)  Sohulte,  Erläuterang  S.  77,  yertritt  die  entgegengesetzte  Ansicht  —  nämlich, 
dass  die  Entscheidung  dieser  Frage  vor  das  geistliche  Gericht  gehöre. 

«)  Zhishman  S.  137—166;  Vering  S.  856—858:  Milas  S.  506—508. 

')  §  5  lit.  a)  des  I.  Abschnittes  und  g  1  des  IL  Abschnittes  des  Eonsistorial-Systems 
vom  5.  April  1782;  §  10  lit.  e)  des  lY.  Abschnitts  des  allerhöchsten  Reskriptes  vom 
«.  Angust  1868  (L.G.  und  V.B1.  Nr.  18). 
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reich  B),  welchem  derlei  Angelegenheiten  vom  geistlichen  Gerichte  zu 
fibergeben  oder  an  welches  die  Parteien  in  dieser  Beziehung  za  verweisen 
sind.*) 

3.  Wenn  Jemand  eine  Franensperson  nnter  dem  Eheversprechen 
verführt  und  entehrt,  aber  dieses  Versprechen  nicht  erfüllt,  wird  er 
einer  Uebertretung  schuldig  erklärt  und  mit  strengem  Arreste  von 
einem  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Ausserdem  ist  das  Recht  auf  Ent- 
schädigung der  entehrten  Frauensperson  vorbehalten.^  In  diesem  Falle 
umf  asst  die  Entschädigung  nicht  bloss  den  erlittenen  wirklichen  materiellen 
Schaden,  sondern  auch  den  entgangenen  Gewinn.  Falls  die  verführte 
Braut  von  einem  Kinde  entbunden  wird,  muss  der  ungetreue  Bräutigam 
auch  die  Kosten  der  Entbindung  und  des  Wochenbettes  bezahlen  und 
die  übrigen  in  dem  Gesetze  festgesetzten  Vaterschaftspflichten  erfüllen 
(§  1328  des  a.  b.  G.B.).  Eine  solche  Frauensperson  hat  jedoch  keinen 
Anspruch  auf  die  Entschädigung  aus  dem  Grunde  der  verlorenen  Ehre 
oder  der  verminderten  Aussicht  auf  eine  künftige  Verehelichung.*) 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

Obwohl  die  Ehe  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Kirche  nicht  als  ein  blosses  Vertragsverhältniss, 
sondern  als  ein  Sakrament  auf gefasst  werden  soll,  so  wird  das  Vorhanden- 
sein derselben  doch  durch  die  gesetzmässige  Erklärung  des  Willens  von 
zwei  Personen  verschiedenen  Geschlechts,  sich  ehelich  zu  verbinden,  be- 
wirkt. Diese  Willenserklärung  muss  sowohl  allen  Voraussetzungen  eines 
Vertrags  überhaupt,  als  auch  besonders  den  durch  die  Natur  des  Ehe- 
verhältnisses bedingten  Erfordernissen  entsprechen.  Demzufolge  muss  die 
Willenserklärung  die  Eheschliessung  im  gegenwärtigen  Augenblicke  zum 
Gegenstände  haben,  femer  eine  gegenseitige  und  mit  Bewusstsein,  Freiheit 
und  Ernst  und  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  gegebene  sein. 
Die  Kontrahenten  müssen  alle  hierzu  nothwendigen,  vom  Rechte  verlangten 
und  durch  die  Natur  und  den  Zweck  der  Ehe  bedingten  Eigenschaften 
besitzen.  Die  einzelnen  Erfordernisse  sind  entweder  von  der  Art,  dass 
ihr  Mangel  die  Entstehung  einer  wahren  Ehe  ausschliesst  —  Ehe- 
hindernisse, oder  von  der  Art,  dass  ihr  Mangel  die  Eheschliessung 
zwar  unerlaubt  und  strafwürdig,  die  geschlossene  Ehe  aber  nicht  ungültig 
macht  —  Eheverbote. 

Zur  Schliessung  einer  Verbindung,  welche  wahrhaft  eine  Ehe  ist, 
sind  Alle   und  nur  Jene  unfähig,  welche   das  Gesetz  Gottes  und   der 

^)  Vergl.  §  5  lit.  b)  des  I.  Abschnittes  des  KoDsistorial-Systems  vom  5.  April  1782. 

^  §  506  des  Strafgesetzbuches  vom  27.  Mai  1852  (B.G.B1.  Nr.  117). 

')  Entscheidung  des  Wiener  obersten  Gerichtshofes  vom  18.  Mai  1857  Z.  4499 
(Judikatenbuch  Nr.  82),  vom  3.  Nov.  1858,  vom  9.  Dez.  1858,  vom  22.  Aug.  1859, 
vom  26.  April  1866,  vom  1.  Jan.  1868  (Glaser-Unger's  Sammlung  Nr.  656,  680,  846, 
2471,  2716,  3199). 
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Kirche  hierzu  unfähig  erklärt  (§12  n.).  Daher  erscheinen  die  bloss  in 
den  bürgerlichen  Gesetzen  sich  gründenden  Voraussetzungen  zur  Ein- 
gehung einer  rechtmässigen  Ehe  lediglich  als  bürgerliche  Eheverbote.^) 
Wiewohl  aber  die  Staatsgewalt  durch  ihre  Anordnungen  nicht  verhindern 
kann,  dass  unter  Christen  eine  gültige  Ehe  geschlossen  werde,  so  ist  e» 
doch  dem  Staatsbürger  nicht  erlaubt,  die  bürgerlichen  eherechtlichen 
Vorschriften  zu  vernachlässigen  (§  69  IL). 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit  (amentia,  aetas  —  beides  nach 
Kirchenrecht  öffentlich-rechtliche  Ehehindeiiiisse).  Geisteskranke,  d.  h. 
Rasende,  Irrsinnige,  Wahnsinnige,  Blödsinnige,  zur  Zeit  der 
Willenserklärung  in  einem  Zustande  vorübergehender  Sinnes- 
Verwirrung  (der  Trunkenheit,  des  Hellsehens  u.  s.  w.)  sich  befindende 
Personen,  femer  Kinder,  welche  nicht  das  siebente  Lebensjahr  über- 
schritten haben,  —  also  überhaupt  alle,  welche  zur  Leistung  einer  Ein- 
willigung, wie  sie  durch  die  Natur  des  Eheverhältnisses  gefordert  wird, 
unfähig  sind,  vermögen  keine  Ehe  zu  schliessen  (§13  n.).  Eine  trotzdem 
geschlossene  Ehe  ist  als  unbedingt  ungültig  zu  bestreiten  (§  114, 115  11.). 
Die  Frage,  ob  Wahnsinnige  in  lichten  Zwischenräumen  gültige  Ehen 
migehen  können,  muss  mit  Rücksicht  auf  die  kirchenrechtlichen  Satzungen 
bejaht  werden,^  obwohl  dies  im  bürgerlichen  Rechte  bestritten  ist 
(vgl.  Oesterreich  C  1  a). 

Unmündige,  d.  h.  Knaben,  welche  das  vierzehnte,  und  Mädchen, 
welche  das  zwölfte  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  sind  von 
Rechtswegen  unfähig,  sich  zu  verehelichen  (§17  11.).  Wenn  aber  die 
erforderliche  geistige  und  körperliche  Reife  bei  einer  Person  in  einem 
froheren  Alter  vorhanden  ist,  kann  sie  nach  dem  von  dem  Bischöfe  des 
Kirchensprengels  oder  von  dem  apostolischen  Stuhle  selbst  darüber  er- 
haltenen bestätigenden  Ausspruche  auch  vor  erreichter  Mündigkeit  eine 
gültige  Ehe  schliessen  (§17  11.).  Solche  Bestätigung  kann  auch  noch 
nach  der  Eheschliessung  erwirkt  werden.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  das 
fehlende  Alter  durch  die  faktische  Geschlechtsreife  ersetzt  wird  (malitia 
sea  prudentia  supplet  aetatem).^  Da  aber  das  bürgerliche  Gesetz  die 
Elhen  vor  dem  erreichten  vierzehnten  Lebensjahre  bei  den  Personen 
beiderlei  Geschlechts  verbietet,  so  soll  der  Unmiindige,  welcher  eine  Ehe 
geschlossen  hat,  von  dem  andern  Theile  bis  zu  erreichter  Mündigkeit 
abgesondert  werden  (§§  4,  33  I.).  Uebrigens  müssen  überhaupt  die  Ehen 
derjenigen  Personen  verhindert  werden,  welche  zwar  die  vorgeschriebene 
ESiemündigkeit,  aber  noch  nicht  das  Alter  erreicht  haben,  in  welchem 
nach  Massgabe  des  Landes  und  des  Stammes  die  Fähigkeit,  die  Ehe 
mt  gehöriger  Ueberlegung  zu  schliessen,  und  die  körperliche  Reife  ein- 

1)  Vergl.  Randflchrift  zum  §  69 11. 

«)  c.  7.  0.  XV.  qu.  1.;  c.  26.  C.  XXXII.  qu.  7.;  c.  23.,  24.  de  spons.  et  matr.  (IV.  1.). 
—  Yergl.  Fachmann  2.  Bd.  S.  264. 

*)  c.  8.,  9.,  14.  de  sponsal.  impub.  (lY.  2.);  c.  11.  de  eo,  qui  cognoyit  consanguineam 
uoris  8uae  vel  sponsae  (IV.  13);  c.  un.  de  sponsal.  impab.  in  Ylto.  (IV.  2.). 
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zutreten  pflegt  (§73  IL).  —  Die  während  der  ümnftndigkeit  geschlossene 
Ehe  ist  bestreitbar  (§§  114,  115,  119). 

In  Betreff  der  znr  Eheschliessung  nöthigen  normalen  Geisteskräfte 
und  des  erforderlichen  Alters  stimmt  das  Recht  der  griechisch- 
orientalischen Kirche  ganz  mit  dem  der  katholischen  Kirche  überein. ^) 

Der  Mangel  der  elterlichen  oder  yormundschaftlichen  Ein- 
willigung ist  auf  die  Gültigkeit  der  Ehen  der  Katholiken,  welche  noch 
nicht  das  yierundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  haben,  ohne  Einfluss, 
wohl  aber  auf  die  Gültigkeit  der  Ehen  der  unter  der  väterlichen  Gewalt 
stehenden  Ehewerber  der  griechisch-orientalischen  Religion.*)  E3ien  der 
Katholiken,  welchen  die  Eltern  ihre  Zustimmung  aus  gerechten  Gründen 
verweigern,  sind  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  derselben  unerlaubt 
(§  68,  siehe  auch  unten  C  2  n).  —  Weitere  Ausführung  bezüglich  der  elter- 
lichen bezw.  vormundschaftlichen  Einwilligung  bei  Eingehung  der  Ehen  von 
Minderjährigen  siehe  unter  „Oesterreich"  (C  1  a),  da  die  diesbezüglichen 
Bestimmungen  (§§  49 — 63)  des  a.  b.  G.B.  und  die  mit  denselben  fast  wörtlich 
gleichlautenden  Bestimmungen  (§§  o— 9)  des  Gesetzes  über  die  Ehen  der 
Katholiken  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  in  Geltung  sind. 

b)  Besondere  Willensmängel  (Irrthum,  Zwang  und  Furcht, 
Entführung,  Bedingung,  —  error,  vis  ac  metus,  raptus,  deficiens 
conditio).  —  Von  diesen  ist  die  Entführung  ein  öffentlich-rechtliches, 
die  andern  sind  private  Ehehindernisse. 

Irrthum  bei  Eingehung  der  Ehe  macht  dieselbe  ungültig,  wenn  der 
Irrthum  die  Person  des  künftigen  Ehegatten  betrifft  (error  in  persona), 
d.  h.  wenn  eine  andere  Person  wirklich  geehelicht  wird,  als  beabsichtigt 
war;  —  wenn  der  Irrthum  zwar  nur  auf  eine  Eigenschaft  des  künftigen 
Ehegatten  sich  bezieht,  durch  welche  aber  allein  nach  den  Umständen 
die  Individualität  desselben  (z.  B.  Erstgeburt)  bezeichnet  wurde,  und 
deshalb  der  Irrthum  auf  die  Person  selbst  zurückfällt  (error  qualitatis 
in  personam  redundans  —  §  14  11.);  —  und  femer  wenn  der  Irrthum 
den  freien  Stand  (bezw.  Sklavenstand)  des  künftigen  Ehegatten  betrifft 
(error  conditionis  liberae  —  §  16  IT.),  was  heut  zu  Tage  nur  noch  bei  einer 
Eheschliessung  im  Auslande  vorkommen  kann.  W^egen  des  Irrthums  über 
die  Jungfrauschaft  bezw.  der  Schwängerung  der  Braut  und  späteren 
Ehefrau  von  einem  Dritten  ist  die  Ehe  nicht  als  ungültig  bestreitbar 
(vgl.  übrigens  unter  FI  2b  bei  „Scheidung"  S.  155). 

Die  Einwilligung  in  die  Ehe,  welche  durch  die  widerrechtliche 
Androhung  oder  wirkliche  Zufügung  eines  grossen  und  unver- 
meidlichen üebels  erzwungen  wird,  reicht  nicht  hin,  um  das  Band 
der  Ehe  zu  knüpfen  (§18  n.).  Ob  der  widerrechtliche  Zwang  von  dem 
anderen  Ehetheile  oder  von  einer  dritten  Person  mit  oder  ohne  Wissen 
des  ersteren  herrührt,  ist  gleichgültig.  Die  blosse  Ehrfurcht  gegenüber 
den  Eltern  (metus  reverentialis)  fällt  nicht  unter  den  Begriff  des  die  Ein- 
willigung in  die  Ehe  vernichtenden  Zwanges. 

»)  Zhishman  S.  201— 207;  Vering  S.  884,  889. 

«)  Zhishman  S.  616—637;  Vering  S.  922;  Milas  S.  517. 
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Eine  Frauensperson,  welche  zum  Zwecke  der  Verehelichung  entführt 
worden  ist,  kann  mit  dem  Entführer,  so  lange  sie  sich  in  seiner  Gewalt  be- 
findet, keine  gültige  Ehe  eingehen.  Als  entführt  ist  diejenige  Frauensperson 
zu  betrachten,  welche  durch  den  wider  sie  geübten  Zwang  hinweggeführt, 
oder  an  einem  Orte,  wohin  sie  durch  List  gelockt  wurde,  festgehalten,  oder 
endlich  von  einem  Manne,  dem  sie  nicht  schon  vorher  verlobt  war,  zwar 
mit  ihrer  Einwilligung,  aber  doch  ohne  Vorwissen  oder  gegen  den  Willen 
ihrer  Eltern  oder  Vormünder  hinweggeführt  wird  (§19  II.).  Dabei  gilt 
die  Vermuthung,  dass  die  entführte  Frauensperson,  welche  mit  dem  Ent- 
führer, während  sie  sich  in  dessen  Gewalt  befand,  die  Ehe  geschlossen 
hat,  zum  Zwecke  der  Verehelichung  entführt,  oder,  bei  vollständigem 
Beweise  des  Gegentheils,  dass  sie  durch  widerrechtlichen  Zwang  zur 
Einwilligung  in  die  Ehe  vermocht  worden  sei.  Die  zuletzt  erwähnte 
Vermuthung  streitet  übrigens  wider  jede  Ehe,  welche  von  einer  aus 
irgend  einem  Grunde  entführten  Frauensperson,  bevor  sie  die  volle 
Freiheit  wieder  erlangt  hat,  geschlossen  wird  (§173  n.).  Die  Entführung 
wird  als  ein  Verbrechen  mit  Kerker  von  sechs  bis  zwölf  Monaten  event 
noch  strenger  bestraft.^) 

Das  Vorhandensein  der  Ehe  kann,  und  zwar  mit  ausdrücklicher 
Erlaubniss  des  zuständigen  Bischofs,  von  einer  Suspensivbedingung, 
d.  h.  von  einem  ungewissen  zukünftigen  Umstände  abhängig  gemacht 
werden.  Die  Bedingung  muss  gleich  bei  der  Erklärung  der  Einwilligung 
in  die  Ehe  ausgedrückt  werden,  sonst  ist  sie  als  nicht  beigesetzt  zu  be- 
trachten. Die  Einwilligung,  welche  an  eine  dem  Wesen  der  Ehe  wider- 
streitende Bedingung  geknüpft  wird,  ist  nichtig.  Dagegen  werden  die 
Bedingungen,  welche  etwas  Unmögliches  oder  etwas  Unsittliches,  doch 
dem  Wesen  der  Ehe  nicht  Widerstreitendes  zum  Gegenstande  haben, 
zu  Gunsten  des  Zustandekommens  der  Ehe  als  nicht  beigesetzt  angesehen. 
Bis  zur  Erfüllung  der  Bedingung,  durch  welche  erst  das  eheliche  Ver- 
hältniss  begründet  wird,  bleibt  die  Ehe  aufgeschoben.  Die  Ehewerber 
haben  sich  bis  dahin  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  enthalten.  Wenn 
sie  vor  Erfüllung  der  beigesetzten  Bedingung  die  Ehe  freiwillig  voll- 
ziehen, so  wird  vorausgesetzt,  dass  sie  dadurch  auf  die  Bedingung  Ver- 
zicht geleistet  haben.  Wird  aber  die  Bedingung  nicht  erfüllt,  so  hört 
die  Wirkung  der  gegebenen  Einwilligung  in  die  Ehe  auf.  Wenn  die 
Einwilligung  an  etwas  Gegenwärtiges  oder  Vergangenes,  als  an  eine 
Bedingung,  geknüpft  ist,  so  kommt  die  Ehe  selbstverständlich  gleich  im 
Augenblicke  der  WiDenserklärung  zu  Stande,  je  nachdem  die  Bedingung 
bereits  erfüllt  ist  oder  nicht  (§§  61—55  II). 

Die  Ehe  ist  wegen  wesentlichen  Irrthums,  wegen  Zwanges  und  Furcht, 
sowie  wegen  Entführung  und  Nichterfüllung  der  Bedingung  bestreitbar 
(§§  115—117  n.). 

Aehnliche  Grundsätze  über  den  Irrthum,  den  Zwang  und  die  Furcht, 
sowie    über    die   Entführung   gelten    auch    nach    dem   Eherechte    der 


1)  §  96  und  97  des  Strafgesetzbuches  vom  27.  Mai  1852  (JEI.GJBL  Nr.  117). 
Leske  a.  Loewenfeld,  Beohtsyerfolgiiiig.   Ergänaimgtbaiid.  0 
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griechisch-orientalischen  Kirche.  Nur  wird  noch  der  Irrthum 
über  die  Jungfrauschaft  der  Braut  als  ein  wesentlicher  und  die  Ehe  als 
nichtig  angesehen,  wenn  erwiesen  wird,  dass  die  Schwängerung  der 
Frau  von  einem  Dritten  herrühre.  —  Die  bedingte  Eheschliessung  ist 
unzulässig.^) 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

a)  Strafgerichtliche  Verurtheilung.  Die  Bestimmungen,  nach 
welchen  ein  zum  Tode  oder  zum  schweren  Kerker  verurtheilter  Verbrecher 
vom  Zeitpunkte  des  angekündigten  Urtheiles  bis  zu  seiner  etwaigen  Be- 
gnadigung, bezw.  so  lange  seine  Strafzeit  dauert,  keine  gültige  oder  doch 
erlaubte  Ehe  eingehen  konnte  (§  12  L,  §  61  a.  b.  G.),^)  sind  im  Jahre  1890 
aufgehoben  worden.^ 

b)  Impotenz.  Ein  unheilbares  Unvermögen  zur  Leistung  der  ehe- 
lichen Pflicht  hindert  die  Gültigkeit  der  Ehe,  wenn  es  bei  deren  Ein- 
gehung bereits  vorhanden  war  (§16  Tl.).  Nur  das  Unvermögen,  den 
Beischlaf  überhaupt  zu  vollziehen,  nicht  dasjenige,  Kinder  zu  erzeugen, 
begründet  dieses  Ehehindemiss.  Die  geschlossene  Ehe  ist  bestreitbar 
(§  115, 118  n.).  Wird  das  unheilbare  Unvermögen  von  wenigstens  zwei 
zuverlässigen  Sachverständigen  als  ein  sehr  wahrscheinliches  und  der 
Ehe  vorangegangenes  bezeichnet,  so  haben  die  Vermählten  die  eheliche 
Gemeinschaft  durch  eine  von  dem  Ehegerichte  zu  bestinunende  Zeit, 
mindestens  drei  Jahre  lang  fortzusetzen.  Besteht  das  Unvermögen  noch 
nach  Ablauf  dieser  Zeit,  so  kann  die  Ungültigerklärung  der  Ehe  erfolgen 
(§  174, 176  n.).  Wenn  das  Unvermögen  nicht  offenkundig  ist,  steht  den 
Eheleuten  frei,  die  eheliche  Gemeinschaft  wie  Bruder  und  Schwester  mit- 
einander fortzusetzen.  —  Aehnliche  Grundsätze  bezüglich  der  Impotenz 
gelten  auch  in  der  griechisch-orientalischen  Kirche.*) 

c)  Das  bestehende  Eheband  -r-  Katholizismus  —  und  das 
Eheverlöbnis s.  Das  bestehende  Eheband  (ligamen)  macht  diejenigen, 
welche  durch  dasselbe  vereinigt  sind,  zur  Schliessung  einer  andern  Ehe 
unfähig  (§  20  11.).  Die  trotzdem  geschlossene  weitere  Ehe  ist  unbedingt 
ungültig.  Die  Wiederverehelichung  ist  unzulässig,  bevor  die  gänzliche  Auf- 
lösung des  früheren  Ehebandes  bewiesen  ist  (§22  I.).  Diese  geschieht  bei 
den  Katholiken,  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten.  Der  Beweis,  dass  die 
Ehe  durch  den  Tod  aufgelöst  sei,  wird  in  der  Eegel  durch  den  Todten- 
schein  oder  auch  durch  eine  andere  geeignete  Urkunde  geführt  In 
Ermangelung  dessen  kann  der  Gerichtshof  erster  Instanz,  in  dessen 
Sprengel  der  zurückgelassene  Ehegatte  seinen  Wohnsitz  hat,  die  Führung 


1)  ZhishmtLU  S.  661—678,  607—616;  Vering  S.-884-886,  889;  Hilas  S.  516, 
621,  540. 

■)  Vergl.  auch  §  27  Ut.  b)  des  Strafgesetzbuches  vom  27.  Mai  1852  (R.G.B1.  Nr.  117). 

*)  §  12  des  >  Gesetzes  vom  10.  Juni  1890  über  die  Folgen  der  Strafuriheile  und 
Strafen  O^.G.  und  V.ßl.-  Nr.  60). 

*)  Zhiahman  S.  207^211;  Milai  S.  515;  Vering  S.  892. 
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des  Beweises  durch  Zeugenaussagen  bewilligen.^)  Wenn  es  aber  an 
Urkunden  und  Zeugenaussagen  gebricht,  kann  der  Beweis  auch  durch 
die  Todeserklärung  ersetzt  werden  (§  22  L).  Es  steht  dem  zurück- 
gelassenen Ehetheile  frei,  bei  dem  Gerichtshofe,  in  dessen  Bezirke  er 
seinen  Wohnsitz  hat,  zum  Zwecke  der  Wiederverehelichung  die  Er- 
klärung nachzusuchen,  dass  der  abwesende  Ehegatte  für  todt  zu  halten 
sei,  wenn  er  nicht  bloss  während  der  durch  §  24  des  a.  b.  G.B. 
bestimmten  Zeit  abwesend,^  sondern  seine  Abwesenheit  auch  von  solchen 
umstanden  begleitet  ist,  welche  keinen  Grund  übrig  lassen,  an  seinem 
Tode  zu  zweifeln.  Das  bürgerliche  Gericht  entscheidet  darüber  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  geistlichen  Gerichte  (§§  23—27  L,  §§  246—250  n.). 
—  Da  durch  die  Todeserklärung  nur  eine  moralische  Gewissheit  be- 
gründet wird,  so  ist,  wenn  sich  herausstellt,  dass  der  frühere  Gatte  noch 
lebt,  die  nachgefolgte  Ehe  ungültig,  jedoch  hinsichtlich  ihrer  Folgen  ein 
matrimonium  putativum.  Sie  ist  von  Amtswegen  für  ungültig  zu  er- 
klären (§§  114,  116  n.)  und  die  frühere  eheliche  Gemeinschaft  wieder 
herzustellen. 

Da  eine  von  Christen  geschlossene  Ehe  überhaupt  als  unauflöslich  gilt, 
kann  keine  Ehe  zwischen  einem  Katholiken  und  einem  nichtkatholischen 
Christen  zu  Stande  konmien,  dessen  Ehegatte  noch  am  Leben  ist,  wenn 
auch  das  Gericht,  welches  über  die  Ehen  v.on  nichtkatholischeü  Christen 
urtheilt,  eine  Trennung  dem  Bande  nach  ausgesprochen  hätte  (§§  21, 
22  n.).  Demnach  ist  auch  die  Wiederverehelichung  eines  getrennten,  nicht- 
katholischen, später  katholisch  gewordenen  Christen  unstatthaft.  Dagegen 
wird  dieselbe  dem  zum  Christenthume  bekehrten  Ehetheile,  wenn  der 
andere  ungläubig  verbleibende  Ehetheil  mit  dem  ersteren  durchaus  nicht 
oder  wenigstens  nic^t  ohne  Beschimpfung  des  Christenthums  zusammen- 
leben will,  gestattet,  obwohl  eine  von  Ungläubigen  geschlossene  Ehe 
nach  ihrer  Bekdirung  ohne  Eücksicht  auf  etwaige  durch  das  Kirchen- 
gesetz aufgestellte  Ehehindemisse  grundsätzlich  in  Kraft  bleibt  (§  23  n.). 

Endlich  macht  das  Eheverlöbniss  jede  Ehe  zwischen  einem  der 
Verlobten  und  einer  dritten  Person  unerlaubt,  so  lange  dasselbe  eine 
Verbindlichkeit  zut  Eingehung  der  Ehe  hervorruft  (§  67  II),  was  nur 
als  ein  kirchliches  Eheverbot  anzusehen  ist 

Auch    nach    dem    Eherechte    der    griechisch -orientalischen 


^)  §  86  der  durch  das  kaiserliclie  Patent  vom  16.  Februar  1853  erlassenen  Juris- 
diktionsnonn  (R.G.BL  Nr.  80);  §  193—198  der  durch  die  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums Yom  16.  September  1852  eingejRihrten  proyisorischen  Civilprozessordnung 
(E.G.B1.  Nr.  190). 

*)  Nach  §  34  des  a.  b.  G.B.  wird  der  Tod  eines  Abwesenden  oder  Yermissten 
▼ermuthet:  wenn  seit  seiner^  Geburt  ein  Zeitraum  Ton  ac)itzig  Jahren  verstrichen  und 
der  Ort  seines  Aufenthaltes  während  der  zehn  letzten  J.ahre  unbekannt  geblieben  ist; 
wenn  er  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitraum  von  seiner  Geburt  durch  dreissig  yoUe  Jahre 
anbekannt  geblieben  ist;  und  femer,  wenn  er  im  Kriege-  schwer  verwundet  worden, 
oder  auf  einem  gescheiterten  Schiffe,  oder  in  einer  anderen  Todesgefahr  gewesen  ist, 
und  seit  der  Zeit  yon  drei  Jahren  yermisst  wird.  «  . 

9* 
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Kirche^)  ist  eine  während  des  schon  gesetzlich  bestehenden  Ehebandes 
geschlossene  neue  Ehe  unbedingt  ungültig.  Die  Wiederverehelichung 
kann  nur  stattfinden,  wenn  die  vorige  Ehe  gänzlich,  und  zwar  durch  den 
Tod  eines  der  Ehegatten  oder  durch  richterliches  Urtheil  aus  gesetz- 
lichen Gründen  aufgelöst  und  in  dem  letzteren  Falle  zugleich  einem  oder 
beiden  Ehegatten  das  Recht  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  eingeräumt 
worden  ist.  In  Folge  dessen  darf  niemand,  der  nicht  seinen  Wittwen- 
stand  durch  glaubwürdigen  Todtenschein,  oder  seinen  ledigen  Stand  durch 
gerichtliche  Urkunden  erweist,  durch  einen  Geistlichen  getraut  werden.*) 
Der  Beweis  des  wirklichen  Todes  wird  auch  für  die  griechisch-orientalischen 
Glaubensgenossen  durch  die  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  er- 
folgte Todeserklärung  ersetzt,  für  welche  nach  der  herrschenden  Ansicht 
die  geistlichen  Gerichte  allein  zuständig  sind.*)  —  Da  nach  dem  griechisch- 
orientalischen Eherechte  das  kirchliche  (eingesegnete)  Eheverlöbniss  der 
Ehe  gleich  geachtet  wird,  kann  keiner  der  Verlobten  eine  gültige  Ehe  mit 
einer  dritten  Person  schJiessen.  Zwischen  dem  Ehehindemisse  wegen 
eines  in  kirchlicher  Form  geschlossenen  Eheverlöbnisses  und  dem  Ehe- 
hindemisse wegen  des  bestehenden  Ehebandes  besteht  also  kein  Unter- 
schied. —  Hier  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  dritte,  noch  mehr  die 
vierte  und  jede  weitere  Ehe  als  eine  successive  Polygamie  in  der  orienta- 
lischen Kirche  verboten  ist  und  dass  für  die  nach  der  zweiten  Ehe 
verwittweten  Ehegatten  ein  Eheverbot,  für  die  nach  der  dritten  Ehe 
verwittweten  Ehegatten  aber  ein  Ehehinderniss  besteht. 

Die  Doppelehe  wird  staatlicherseits  als  ein  Verbrechen  angesehen 
und  mit  Kerker  von  1—5  Jahren  geahndet.*) 

d)  Höhere  Weihen  und  feierliche  Ordensgelübde  (ordines 
maiores,  votum  solemne  —  §  24  11.),  einfache  Gelübde  (vota 
simplicia).  —  Siehe  „Oesterreich"  C  2  d.*)  —  Die  einfachen  Gelübde  des 
Gehorsams,  der  Armuth,  der  Keuschheit,  welche  in  einer  Ordensgemeinde 
abgelegt  werden,  femer  die  einfachen  Gelübde,  immerwährende  Keusch- 
heit zu  bewahren,  in  einen  geistlichen  Orden  zu  treten,  die  höheren 
Weihen  zu  empfangen,  niemals  eine  Ehe  zu  schliessen,  begründen  nur 
ein  Eheverbot  (§  58  11.).  Inwiefem  jedoch  einfache,  in  einer  Ordens- 
gemeinde abgelegte  Gelübde  ausnahmsweise  die  Ungültigkeit  der  Ehe 
bewirken,  ist  nach  den  vom  heiligen  Stuhle  gutgeheissenen  Ordens- 
statuten zu  beurtheilen  (§  24  n.).  Dies  kommt  bei  den  einfachen 
Gelübden  der  Gesellschaft  Jesu  vor.*)    In  der  griechisch -orienta- 


1)  Zhishman  S.  373—384,  393—394,  435—489;  Vering  S.  913—914;  Milai 
518—519;  SchaguDa  S.  68— 69. 

*)  §  55  des  ErläateruDgsreskriptes  vom  16.  Jali  1779. 

*)  Entscheidung  der  kgl.  Septemviraltafel  vom  4.  Oktober  1889  Z.  1150. 

*)  §  206—208  des  Strafgesetzbuches  vom  27.  Mai  1852  (R.G.B1.  Nr.  117). 

')  Für  die  der  griechich- orientalischen  Kirche  Angehörigen  siehe  Zhishman 
S.  449— 506;  Vering  S.  906—908;  Milaä  8.616—517. 

^  Päpstliche  Konstitution  ,.Quanto  fnictiosius^  yom  Jahre  1582  und  „Ascendente 
Domino"  vom  25.  Mai  1584. 
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lischen  Kirche   können    diejenigen,  welche   sich   dem  Priesterstande 
widmen  wollen,  nur  vor  Erlangung  des  Subdiakonates  eine  Ehe  schliessen. 

e)  Religionsverschiedenheit  zwischen  Getauften  und  Un- 
getauften  (cultus  disparitas  —  §  25  II).  Siehe  „Oesterreich"  S.  68.*) 
Die  katholische  Kirche  verabscheut  die  Ehen  zwischen  Christen  und  solchen 
Personen,  welche  vom  Christenthume  abgefallen  sind,  und  missbilligt  die 
Ehe  zwischen  Katholiken  und  nichtkatholischen  Christen  (mixta  religio 
—  §  66  n).  Sie  gewährt  jedoch  die  Eingehung  dieser  letzteren  ge- 
mischten Ehen  unter  dem  Versprechen,  dass  der  nichtkatholische  Ehe- 
werber den  katholischen  nicht  zum  Abfalle  verführen,  im  Gegentheile 
der  katholische  Theil  den  nichtkotholischen  zur  katholischen  Religion 
zu  bekehren  nach  Kräften  sich  bemühen  werde  und  dass  sie  sämmtliche 
zu  erzeugenden  Kinder  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  in  der 
katholischen  Religion  taufen  und  erziehen  werden^  (siehe  dazu  unten 
C  3b  S.  1461).  —  Nach  dem  orientalischen  Kirchenrechte  erscheinen 
auch  die  Ehen  der  Orthodoxen  mit  Häretikern  als  ungültig,  jene  aber 
mit  Schismatikern  als  zulässig  und  gültig. ") 

f)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  (cognatio  et  affini- 
tas).  —  Blutsverwandte  (consanguinei)  in  der  geraden,  auf-  und  ab- 
steigenden Linie  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad,  sowie  in  der  Seitenlinie 
bis  zum  vierten  Grade  einschliesslich,  ohne  Unterschied,  ob  die  Blutis- 
verwandtschaft  aus  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  entstanden  ist, 
können  mit  einander  keine  gültige  Ehe  eingehen  (§  26 II.).  Die  Bluts- 
verwandtschaft zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  wird  durch  die 
Zahl  der  zwischen  ihnen  liegenden  Zeugungen  bestimmt  (tot  sunt  gradus, 
quot  generationes).  In  der  Seitenlinie  wird  sie  nach  der  kanonischen  (oder 
germanischen)  Zählung  berechnet,  d.  h.  in  der  Seitenlinie  stehen  zwei 
Personen  mit  einander  in  dem  Grade  der  Blutsverwandtschaft,  in  welchem 
eine  oder  die  andere  von  dem  gemeinschaftlichen  Stamme  entfernt  ist, 
bei  ungleicher  Entfernung  jedoch  in  dem  Grade,  in  welchem  die  Ent- 
ferntere zu  dem  gemeinschaftlichen  Stamme  sich  befindet. 

Die  geistliche  Verwandtschaft  (cognatio  spiritualis),  welche 
durch  die  Taufe  und  Firmung  begründet  wird,  bewirkt  ein  trennendes 
Ehehindemiss:  zwischen  dem  Ausspender  dieser  Sakramente  einerseits 
und  dem  Täuflinge  oder  Firmlinge,  sowie  den  Eltern  desselben  anderer- 
seits; femer  zwischen  dem  Pathen  einerseits  und  dem  Täuflinge  oder 
Firmlinge  sowie  den  Eltern  desselben  andererseits  (§  27 II). 

Die  bürgerliche  Verwandtschaft  (cognatio  legalis),  welche 
durch  die  Annahme  an  Kindesstatt  entsteht,  hindert  nach  der  jetzt  be- 
stehenden Uebung  der  Kirche,  wenn  dieselbe  der  Arrogation  oder  voll- 
ständigen Adoption  des  römischen  Rechts  entspricht,  das  Zustandekommen 


^  Für  die  Angehörigen  der  griechisch -orientalischen  Kirche  siehe  Zhishman 
S.  506—509. 

<)  Päpsü.  BreTe  vom  30.  April  1841. 

•)  Zhishman  S.  512—686;  Yering  S.  915,  9S0;  Milai  S.  589—540. 
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einer  Ehe:  zwischen  dem  Adoptirenden  und  dem  Adoptirten,  sowie  den- 
jenigen Nachkommen  des  letzteren,  welche  zur  Zeit  der  Adoption  unter  dessen 
väterlicher  Gewalt  standen ;  zwischen  dem  Adoptirenden  xmd  der  Gattin 
des  Adoptirten,  sowie  auch  zwischen  dem  Adoptirten  und  der  Gattin 
des  Adoptirenden  —  und  zwar  in  beiden  Fällen  selbst  nach  Auflösung 
des  Adoptionsverhältnisses;  femer  zwischen  dem  Adoptirten  und  den 
leiblichen,  rechtmässigen,  unter  der  väterlichen  Gewalt  stehenden  Kindern 
des  Adoptirenden,  so  lange  das  Adoptionsverhältniss  währt  (§  28 II.). 
Da  die  römisch-rechtliche  Annahme  an  Kindesstatt  in  Kroatien-Slavonien 
nicht  existirt,  kann  dieses  Ehehindemiss  nur  bei  Ehen,  die  im  Auslande 
geschlossen  werden,  vorkommen.  Jedoch  hindert  auch  die  Adoption 
des  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  geltenden  österreichischen 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  in  den  erwähnten  Grenzen  die 
Gültigkeit  der  Ehe,  sofern  das  Wahlkind  der  väterlichen  Gewalt  des 
Adoptirenden  unterstellt  oder  in  dessen  Haus,  um  mit  ihm  wie  das  Kind 
mit  Eltern  zusammenzuleben,  aufgenommen  wird  (§  2911.),  obwohl  die 
Adoption  nach  demselben  Gesetzbuche  kein  Ehehindemiss  begründet 
Vgl.  „Oestereich"  S.  59,  Anm.  1. 

Die  Schwägerschaft  aus  erlaubtem  Umgänge  (affinitas  ex 
copula  licita),  d.  h.  aus  einer  vollzogenen  Ehe,  bildet  ein  trennendes 
Ehehindemiss  in  auf-  und  absteigender  Linie  unbegrenzt,  in  der  Seitenlinie 
bis  zum  vierten  Grade  einschliesslich,  und  diejenige  aus  unerlaubtem 
Umgange  (affinitas  ex  copula  illicita),  d.  h.  aus  einer  ausserehelichen 
Geschlechtsvermischung,  in  auf-  und  absteigender  Linie  sowie  zwischen 
dem  einen  Ehetheile  und  den  Blutsverwandten  des  anderen  im  ersten  und 
zweiten  Grade  (§  30,  3111).  —  Infolge  der  nachträglichen  Schwäger- 
schaft (affinitas  superveniens)  verliert  der  Ehegatte,  welcher  mit 
den  Blutsverwandten  des  anderen  im  ersten  oder  zweiten  Grade  un- 
erlaubten Umgang  pflegt,  nur  das  Recht,  die  eheliche  Pflicht  zu  fordern, 
bis  ihm  Nachsicht  gewährt  worden  ist  (§  32  n.).  Die  Folge  der  nach- 
träglichen Schwägerschaft  hat  also  keine  juristische  Bedeutung.  —  Die 
Berechnung  der  Schwägerschaft  erfolgt  nach  den  Linien  und  Graden  der 
Blutsverwandtschaft,  und  zwar  nach  der  Kegel,  dass  der  eine  Ehegatte 
(oder  Konkumbent)  mit  den  Blutsverwandten  des  anderen  in  derselben 
Linie  und  in  demselben  Grade  verschwägert  ist,  wie  dieser  andere  mit 
ihnen  blutsverwandt  ist.  Die  Konkumbenten  selbst  und  beiderseitigen 
Blutsverwandten  sind  mit  einander  nicht  verschwägert. 

Ausserdem  lässt  die  öffentliche  Sittlichkeit  (publica  honestas) 
oder  die  sogenannte  nachgebildete  Schwägerschaft  (quasiaff initas), 
welche  aus  einer  gültigen  oder  auch  ungültigen,  noch  nicht  vollzogenen 
Ehe  entspringt,  ausser  wenn  der  Grund  der  Ungültigkeit  in  dem  Mangel 
der  Einwilligung  (wegen  Irrthums,  Zwanges  und  Furcht,  Mangel  der 
geistigen  Fähigkeit,  flngirter  Einwilligung)  liegt,  zwischen  dem  einen 
Theile  und  den  Blutsverwandten  des  anderen  bis  zum  vierten  örade 
einschliesslich,  jenes  Verhältniss  aber,  welches  aus  einem  gültig  ein- 
gegangenen Eheverlöbnisse  entsteht,  zwischen  dem  einen  Verlobten  und 
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den  Blntsyerwandten  des  anderen  im  ersten  Grade  eine  Ehe  nicht  zu 
Stande  kommen  (§  33 — 35  n.).  —  Das  einmal  eingetretene  Ehehindemiss 
der  nachgebildeten  Schwägerschaft  erlischt  keineswegs  mit  dem  Tode  der 
Personen,  welche  es  veranlasst  haben. 

Bei  den  griechisch-orientalischen  Glaubensgenossen^)  er- 
streckt sich  das  Ehehindemiss  sowohl  der  ehelichen  als  auch  unehelichen 
Blutsverwandtschaft  in  der  geraden  Linie  wie  bei  Katholiken  auf  alle 
Grade,  in  der  Seitenlinie  bis  zum  siebenten  Grade  einschliesslich;  das  Ehe- 
hindemiss der  geistigen  Verwandtschaft,  welche  nur  durch  die  Taufe 
zwischen  dem  Pathen  und  seinen  Verwandten  einerseits  und  dem  Täuflinge 
und  seinen  Verwandten  andererseits  begründet  wird,  nach  der  allgemeinen 
fundamentalen  Bestimmung  bis  zum  dritten  Grade,  d.  h.  zwischen  dem 
Pathen  und  dem  Täuflinge  sowie  seiner  Mutter,  zwischen  dem  Pathen  und 
dem  Kinde  des  Täuflings  und  umgekehrt,  dann  zwischen  dem  Kinde  des 
Pathen  und  dem  Kinde  des  Täuflings,  nach  der  besonderen  hierlands 
geltenden  Bestimmung*)  aber  bis  auf  den  siebenten  Grad.  —  Die  aus 
der  Annahme  an  Kindesstatt  hervorgehende  bürgerliche  Verwandt- 
schaft bildet  ein  Ehehindemiss  in  der  geraden  Linie  ohne  Unterschied  des 
Grades,  in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade,  ferner  zwischen  dem 
Wahlvater  und  der  Gattin  des  Wahlsohnes  und  umgekehrt,  und  zwar 
auch  nach  der  Aufhebung  des  Adoptionsverhältnisses.  Falls  die  Annahme 
an  Kindesstatt  zugleich  in  kirchlicher  Form  vollzogen  wird,  hat  das 
dadurch  bewirkte  Ehehindemiss  der  geistigen  Verwandschaft  denselben 
grosseren  Umfang,  wie  das  Ehehindemiss  der  durch  die  Taufe  begründeten 
geistigen  Verwandtschaft 

Bei  der  eigentlichen  Schwägerschaft,  welche  nach  dem  griechisch- 
orientalischen Kirchenrechte  nur  durch  die  geschlossene  Ehe  begründet 
wird,  unterscheidet  man  diejenige,  welche  aus  der  Verbindung  von  zwei 
Familien  entsteht  und  nur  eine  einzige  Ehe  voraussetzt,  und  jene, 
welche  durch  zwei  verschiedene  Ehen  zwischen  drei  Familienkreisen  be- 
wirkt wird.  Das  Ehehindemiss  der  Schwägerschaft  dehnt  sich  in  der 
geraden  Linie  wie  jenes  der  Blutsverwandtschaft  unbeschränkt  aus.  In 
der  Seitenlinie  ist  die  Ehe  wegen  des  Ehehindemisses  der  zweigeschlecht- 
lichen Schwägerschaft  bis  zum  fünften  Grade  einschliesslich  unbedingt 
untersagt,  in  dem  sechsten  und  siebenten  Grade  aber  nur  dann,  wenn 
eine  Vermischung  der  verwandtschaftlichen  Bezeichnungen  durch  die 
Eheschliessung  eintreten  könnte,  was  dadurch  geschieht,  wenn  ältere 
Verwandten  die  Stelle  der  jüngeren  oder  umgekehit  einnehmen.  Die 
dreigeschlechtliche  Schwägerschaft  hindert  die  Ehe  nur  bis  zum  dritten 
Grade.  —  Das  Ehehindemiss  der  aus  dem  ausserehelichen  Umgange 
and  dem  Eheverlöbnisse  entstehenden  sogen,  nachgebildeten  Schwäger- 
schaft erstreckt  sich  nur  bis  zum  zweiten  Grade,  d.  h.  auf  die  Ehe  des 

0  Zhishman  S.  215—387;  Vering  S.  394—395,  898—901;  MilaS  S.  524-588; 
Sehagnna  S.  77—84. 

*)  Koimdga  Kigiga  Kap.  50.    Vgl.  MilaS  S.  585,  586  Anm.  7. 
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Sohnes  oder  Enkels  mit  der  Konkubine  des  Vaters  oder  Grossvaters; 
femer  auf  die  Ehe  des  Sohnes  mit  der  Braut  des  Vaters  und  umgekehrt, 
und  femer  auf  die  Ehe  mit  der  Braut  des  Bmders  und  jene  des  Bräuti- 
gams mit  der  Mutter  der  Braut.  —  Durch  das  kirchliche  Verlöbniss  wird 
dieses  Ehehindemiss  bis  zu  dem  Grade  erweitert,  welcher  die  Grenze 
des  Ehehindernisses  der  eigentlichen  Schwägerschaft  bildet.  —  Nach  der 
gesetzlich  erfolgten  Ehetrennung  besteht  ein  Ehehindemiss  zwischen 
einem  getrennten  Ehegatten  und  den  aus  einer  neuen  Ehe  erzeugten 
Kindern  des  andern.  —  Die  Verwandtschaft  zwischen  zwei  Personen 
wird  nach  der  römischen  Zählung,  d.  h.  nach  der  Zahl  der  Zeugungen 
bestimmt,  mittelst  welcher  in  der  geraden  Linie  eine  derselben  von  der 
anderen,  in  der  Seitenlinie  beide  von  ihrem  nächsten  gemeinschaftlichen 
Stamme  abhängen.  Derselbe  Grundsatz  ist  bei  der  Schwägerschaft  mass- 
gebend, bei  welcher  jedoch  die  Ehegatten  als  eine  Einheit  und  in  Folge 
dessen  als  ein  Grad  zu  betrachten  sind. 

g)  Ehebruch  und  Gattenmord  (crimen)  sowie  sonstige  Mit- 
schuld an  der  Eheauflösung.  —  Zwischen  zwei  Personen,  welche  mit 
einander  Ehebmch  getrieben  haben,  kann  keine  Ehe  geschlossen  werden: 
wenn  dieselben  sich  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten  die  Ehe  ver- 
sprochen oder  sogar  gewagt  haben,  mit  einander  thatsächlich  eine  Ehe 
zu  schliessen;  und  femer,  wenn  auch  nur  ein  Ehebrecher,  um  sich  mit  dem 
anderen  verehelichen  zu  können,  dem  gekränkten  Gatten  mit  Erfolg  nach 
dem  Leben  getrachtet  hat  (§  36  n.).  Der  Ehebmch  als  solcher  allein, 
d.  h.  ohne  Eheversprechen  und  Lebensnachstellung,  bildet  also  nach  dem 
katholischen  Eherechte  kein  Ehehindemiss  und  kein  Eheverbot,  nach  dem 
bürgerlichen  Rechte  jedoch  ein  bürgerliches  Eheverbot,  aber  nur  in  dem 
Falle,  wenn  derselbe  vor  der  geschlossenen  Ehe  gerichtlich,  d.  i.  durch 
ein  von  dem  zuständigen  Gerichte  gefälltes  Erkenntniss,^)  erwiesen 
ist  (§13  L);  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss  es  lediglich  der 
kirchlichen  Behörde  anheimgestellt  bleiben,  zu  beurtheilen,  ob  die 
erwähnten  Vorbedingungen  vorhanden  sind,  welche  den  Ehebmch  zu 
einem  Ehehindernisse  gestalten.*)  ~  Der  Gattenmord  hindert  die  Ehe 
zwischen  dem  desselben  schuldigen  Ehegatten  und  derjenigen  Person,  mit 
welcher  er  zur  Vollbringung  des  Verbrechens  zusammengewirkt  hat,  wo- 
fem  auch  nur  eine  von  diesen  Personen  die  That  in  der  Absicht  ver- 
übte, dadurch  die  Eheschliessung  mit  einander  zu  ermöglichen  (§37  n.). 

Bei  den  griechisch- orientalischen  Glaubensgenossen  besteht  das 


^)  Vergl.  Oesterreich  C  2  g)  and  Kaltus  -  Ministerialerlass  vom  7.  April  1858 
Z.  5291  (Arch.  f.  kath.  Kirchenr.  11.  Bd.  S.  436—437).  —  Nach  dem  Kultus-Ministerial- 
erlasse  vom  30.  Mai  1859  Z.  8428  (Arch.  f.  kath.  Kirchenr.  11.  Bd.  S.  4a8— 439)  kann 
das  bürgerliche  Eheverbot  des  Ehebruchs  nicht  als  vorhanden  angenommen  werden, 
wenn  mit  einem  Urtheile  des  kirchlichen  Ehegerichtes  aaf  Scheidung  gewisser  Eheleute 
von  Tisch  und  Bett  wegen  Untreue  der  Frau  erkannt  wurde  und  dabei  der  spätere 
Bräutigam  derselben  als  Mitschuldiger  betheiligt  erschien. 

*)  Ministerialerlass  vom  8.  Mai  1859  Z.  5758  an  die  bestandene  kroatisch-slavonische 
Statthalterei  (Arch.  f.  kath.  Kirchenr.  11.  Bd.  8.  438). 
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Ehehindemiss  des  erwiesenen  Ehebruchs  auch  ohne  die  Voraussetzung 
eines  Eheversprechens  der  beiden  Schuldigen  oder  der  Nachstellung  gegen 
das  Leben  des  unschuldigen  Ehegatten.  Das  Hindemiss  gilt  zwischen 
den  schuldigen  Personen  selbst  und  ferner  zwischen  der  wegen  des  Ehe- 
bruchs verurtheilten  Ehefrau  und  einer  jeden  dritten  Person.  Die 
Klage  wegen  Ehebruchs  erlischt  nach  fünf  Jahren,  welche  Verjährung 
jedoch  auf  die  Ehe  zwischen  Ehebrechern  keine  Anwendung  findet,  weü 
sie  unter  keiner  Bedingung  eine  gültige  werden  kann.  Der  Gattenmord 
und  lebensgefährliche  Nachstellungen  bilden  in  der  griechisch- orientalischen 
Kirche  keine  besonderen  Ehehindernisse,  wohl  aber  die  Mitschuld  an  der 
Ehetrennung  und  die  Veranlassung  derselben  durch  Aufreizung  und  zwar 
für  diejenigen  Personen,  welche  die  Ehetrennung  in  der  Absicht  ver- 
anlassen, um  mit  dem  getrennten  Ehegatten  die  Ehe  zu  ermöglichen.^) 
Die  Ehebrecherwerden,  wenn  der  beleidigte  Gatte  binnen  sechs  Wochen 
von  der  Zeit,  als  der  Ehebruch  ihm  bekannt  geworden  ist,  darüber  eine 
Klage  anbringt,  als  einer  Uebertretung  schuldig  mit  Arrest  von  einem 
bis  sechs  Monaten,  die  Ehefrau  aber  noch  strenger  bestraft,  wenn 
durch  den  begangenen  Ehebruch  über  die  Rechtmässigkeit  der  nach- 
folgenden Geburt  ein  Zweifel  entstehen  kann.*) 

h)  Heimlichkeit  (clandestinitas),  d.  h.  die  Unterlassung  der  vor- 
geschriebenen äusseren  Form  der  Eheschliessung  (siehe  unten  C  3  b). 

i)  Kirchliche  Eheverbote:  geschlossene  (verbotene)  Zeit, 
Verbot  der  Kirche,  Trauerjahr  (tempus  clausum,  ecclesiae  vetitum 
vel  interdictum,  annus  luctus).  Es  ist  verboten  —  und  zwar:  den  Katho- 
liken in  der  Zeit  vom  ersten  Adventsonntage  bis  einschliesslich  zum 
Feste  der  Erscheinung,  dann  vom  Aschermittwoch  bis  ^einschliesslich  zum 
ersten  Sonntage  nach  Ostern  (§  69  11.);  —  femer  den  der  griechisch- 
orientalischen  Kirche  Angehörigen  während  der  Weihnachtsfasten  vom 
14.  November  bis  zum  6.  Januar,  während  der  Fasten  vom  FasclAngs- 
sonntage  bis  zum  ersten  Sonntage  nach  Ostern,  während  der  Fasten  nach 
dem  Sonntage  Allerheiligen,  d.  i.  nach  dem  Sonntage  der  heiligen  Drei- 
faltigkeit bis  zum  29.  Juni,  während  der  Fasten  wegen  des  Festes  der 
Entschlafung  Marias  vom  1.  bis  zum  15.  August,  am  Feste  der  Ent- 
hauptung des  heiligen  Johannes  des  Täufers  (29.  August),  am  Feste  der 
Kreuzerhöhung  (14.  September)  und  an  Mittwoche  und  Freitage  des 
ganzen  Jahres,  femer  während  des  Trauerjahres  eine  Ehe  einzugehen.*) 

In  der  katholischen  Kirche  hat  der  Bischof  das  Recht  und  die 
Pflicht,  die  Eingehung  der  Ehe  zu  verbieten,  wenn  man  vermuthet, 
dass  den  Ehewerbera  ein  Ehehindemiss  im  Wege  stehe,  oder  wenn  die 
Besorgniss  obwaltet,  dass  die  beabsichtigte  Verehelichung  zu  grossen 
Zwistigkeiten  und  Aergemissen  oder  anderem  Unheil  Anlass  geben  werde. 
So  lange  das  Verbot  nicht  aufgehoben  ist,  bleibt  die  Eingehung  der  Ehe 


>)  Zhishman  S.  578—600,  646;  Vering  S.  911—912;  MilaS  S.  541—542. 
^  §  502  und  503  des  Strafgesetzbaches  yom  27.  Mai  1852  (B.a.BL  Nr.  117). 
s)  MiUi  S.  511—512,  523;  Zhishman  S.  676—688. 
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nur  nnerlaubt  (§67  U).  Nor  der  Papst  kann  die  Eheschliessnng  mit  dem 
ausdrücklichen  Zusätze  verbieten,  dass  die  trotz  des  Verbotes  geschlossene 
Ehe  nichtig  sei. 

])  In  Betreff  der  Wartezeit  oder  der  Wittwenfrist  der  Frau 
(§  76  L,  §  120  a.b.G.B.)  siehe  „Oesterreich"  S.  59  und  hier  unter  m)  und  n). 

k)  Kirchlich-bürgerliches  Eheverbot  des  mangelnden  Auf- 
gebots. —  Keine  Ehe  darf  ohne  vorangegangenes  Aufgebot  geschlossen 
werden  (§  14  1.,  §  66  11).  Siehe  die  weitere  Ausführung  unten  (C  2  n, 
C  3  a).  — 

1)  Besondere  politische  Erlaubniss  oder  Bescheinigung.  — 
Der  politische  Ehekonsens  oder  eine  besondere  Erlaubniss  zur  Ehe- 
schliessung wird  bei  Inländern  nach  heimischen  Gesetzen  ausdrücklich 
nicht  verlangt,  mag  die  Ehe  wo  immer  geschlossen  werden.  Welche 
zum  Heere  gehörige,  oder  sonst  den  Militärbehörden  unter- 
stehende Personen  ohne  die  vorschriftsmässige  Erlaubniss  keine  Ehe 
schliessen  dürfen,  bestimmen  die  Militärgesetze  (§  10  L).  —  Siehe  darüber 
„Ungarn"  S.  93;  auch  „Oesterreich"  S.  60.  Inwiefern  die  öffentlichen 
Beamten  einer  Heirathsbewilligung  von  Seite  ihrer  amtlichen  Vorgesetzten 
bedürfen,  ist  aus  den  Amtsvorschriften  zu  entnehmen  (§11  I.)-0  I^ 
Allgemeinen  gilt  darüber  dasselbe,  was  für  Oesterreich  (S.  60)  angeführt 
ist  In  Betreff  der  Ausländer  siehe  die  für  Oesterreich  (S.  61)  angeführten 
Vorschriften. 

Zur  Ausstellung  der  nach  dem  ausländischen  Rechte  etwa  erforder- 
lichen Ehef  ähigkeitszeugnisse  (Certificate)  bei  Eingehung  der  Ehen 
von  Inländern  im  Auslande  sind  die  politischen  Behörden  erster 
Instanz    der  Gemeinde,    in   welcher    der  Ehewerber   heimathberechtigt 


^)  Der  Volksschullehrer  darf  ohne  Unterschied,  ob  er  definlÜY  oder  nur  zeitlich 
angestellt  ist,  nicht  getraut  werden,  bevor  er  100  Kronen  als  Beitrag  für  den  Ver- 
sorgungsfonds entrichtet  hat  (Verordnung  der  kgl.  kroat.-8lay.-dalm.  Landesregierung, 
Abtheilung  für  Kultus  und  Unterricht,  vom  23.  Okt.  1876  Z.  4885  und  vom  28.  Dez.  1888 
Z.  8775).  —  Die  Verehelichung  einer  Lehrerin  ist  als  freiwillige  Verzichtleistung  auf 
den  Dienst  anzusehen  (§  152  des  Gesetzes  vom  31.  Oktober  1888,  L.G.  und  V.B1.  Nr.  74). 
—  Jeder  Justiz- Konzeptsbeamte,  dessen  jährliche  Bezüge  nicht  mindestens  1900 
Kronen  betragen,  ist  verpflichtet,  wenn  er  eine  Ehe  schliessen  will,  im  vorgeschriebenen 
Dienstwege  hierzu  die  Bewilligung  der  kgl.  Landesregierung,  Abtheilung  für  Justiz,  einzu- 
holen (Artikel  11  des  Gesetzes  vom  10.  Dezember  1890,  L.G.  und  V.B1.  von  1891  Nr.  1; 
§  4  der  kgl.  kroat.-slav.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  Justiz,  vom  6.  Febr.  1891, 
Z.  1665,  L.G.  und  V.B1.  von  1891  Nr.  6).  —  Jeder  Konzeptspraktikant  bei  der  politischen 
Behörde,  welcher  eine  Ehe  eingehen  will,  hat  im  vorgesohriebenen  Dienstwege  hierzu 
die  Bewilligung  der  kgl.  Landesregierung,  Abtheilung  für  innere  Angelegenheiten,  ein- 
zuholen (Verordnung  der  kgl.  kroat.-slav.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  innere 
Angelegenheiten,  vom  16.  Juni  1893  Z.  29430,  L.G.  und  V.B1.  Nr  40).  —  Die  Grund- 
buchpraktikanten, welche  eine  Ehe  eingehen  wollen,  müssen  ein  jährliches  Einkommen 
von  mindestens  1300  Kronen  erweisen.  Diejenigen,  welche  trotzdem  eine  Ehe  schliessen, 
werden  so  betrachtet,  als  ob  sie  auf  den  Dienst  Verzicht  geleistet  hätten  (Verordnung 
der  kgL  kroat.-slav.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  Justiz,  vom  26.  März  1897 
Z.  4291,  L.G.  und  V.BL  Nr.  84). 
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ist,  berufen,  d.  s.  die  Bezirksbehörden  nnd  Stadtmagistrate.  ^)  Die 
Beilagen  des  Gesnchs  nm  Aasstellong  eines  solchen  Certiflkates  haben 
insbesondere  Anfschlnss  zn  geben :  über  die  Heimathberechtigong  in  einer 
kroatischen  Gemeinde,  über  das  Lebensalter,  die  Religion,  den  ledigen 
Stand  der  Brantlente,  über  die  zwischen  ihnen  etwa  bestehende  Verwandt- 
schaft oder  Schwägerschaft,  über  die  etwa  erforderliche  Einwilligung 
Dritter  nnd  über  das  Militärpflicht -Verhältniss.  Heimathberechtigung, 
Alter  und  Religion  werden  durch  den  Heimathschein  und  Taufschein 
oder  Geburtsschein  nachgewiesen.  Soweit  ausländische  Bescheinigungen 
beigelegt  werden,  genügt  es,  wenn  sie  gehörig  unterfertigt  und  mit  dem 
Amtssiegel  versehen  werden,  falls  nicht  etwa  ein  besonderes  Bedenken 
gegen  die  Echtheit  der  Urkunde  eine  Beglaubigung  erheischt.*) 
üebrigens  dient  ein  solches  Ehefähigkeitszeugniss  nur  zur  vorläufigen 
Information  und  ist  nicht  geeignet,  den  Entscheidungen  der  zuständigen 
Gerichte  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  vorzugreifen. 

m)  Dispensation  von  Ehehindernissen  und  Eheverboten.  — 
In  der  katholischen  Kirche  gut  der  Grundsatz,  dass  nur  diejenigen  Ehe- 
hindemisse,  welche  auf  den  Bestimmungen  des  Eirchengesetzes  beruhen, 
dm'ch  eine  rechtmässig  erlangte  Nachsichtgewährung  und  durch  die 
Erfüllung  der  etwa  beigesetzten  Bedingungen  für  einzelne  Fälle  ausser 
Kraft  gesetzt  werden  können  (§  79  n.),  —  in  der  griechisch-orien-  ] 

talischen  Kirche")  hingegen,  dass  die  Dispensation  von  den  Ehe- 
hindemissen,  welche  auf  den  Kanones  beruhen,  unzulässig  sei.  Sowohl 
die  Katholiken  (§  36  L,  §  79  n.)  als  auch  die  der  griechisch-orienta- 
hschen  Kirche  Angehörigen  haben  die  Dispensation  bei  der  zuständigen 
Eirchenbehörde  nachzusuchen,  das  ist  für  die  erstgenannten  der  heilige 
Stahl  nnd  das  bischöfliche  Konsistorium  bezw.  der  Papst  und  der 
zuständige  Bischof,  und  für  die  letztgenannten  das  bischöfliche  Kon- 
sistorium bezw.  der  zuständige  Bischof.  Für  Katholiken  steht  die 
Dispensation  hinsichtlich  der  Eheverbote  wegen  einfachen  Keusch- 
heitsgelübdes und  wegen  Religionsverschiedenheit  zwischen  Katho- 
liken und  anderen  Christen,  femer  grundsätzlich  wegen  aller  Ehe- 
hindernisse  dem  heiligen  Stuhle  zu  (§  79  II.).  Auf  Grund  der  von 
diesem  erhaltenen  Vollmachten  haben  jedoch  die  Bischöfe  die  Dispensations- 
befngniss  bei  folgenden  Ehehindernissen:  bei  dem  dritten  und  vierten 
Grade  der  Blutsverwandtschaft  und  der  Schwägerschaft  aus  erlaubtem 
Umgange;  bei  der  geistlichen  Verwandtschaft;  bei  der  Schwägerschaft  | 

aus  unerlaubtem  Umgange,  ausser  wenn  zu  besorgen   stände,   dass  in 

^  Vergl.  Erl.    des   österr.  Ministeriums  für  Kultus  vom  6.  Sept.  1884  Z.  7179  i 
(abgedruckt  in  „Ehevorschriften"  —  Wien  1891  —  S.  95,   auch  in  Böhm,  Zeitschr. 

f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  6  S.  280).  i 

*)  Als  Stempelgebüh»  für   das  Ehefähigkeitszeugniss   und    das  Gesuch  hat  der  ] 


betreffende  kroatische  Angehörige  den  Betrag  von  8  Kronen  und  für  die  etwa  im 
Auslände  aasgestellten  und  dem  Gesuche  beigeschlossenen  Urkunden,  welche  mit  einer 
imgarisch-kroatischeD  Stempelmarke  nicht  versehen  sind,  je  den  Betrag  von  80  Heller 
SQ  entrichten. 

>)  Zhishman  S.  7ia— 717;  Milai  S.  544—646;  Varing  S.  984. 
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Folge  des  unreinen  Verhältnisses  die  Ehewerber  mit  einander  in  gerader 
Linie  verwandt  seien;  beim  dritten  und  vierten  Grade  der  aus  einer  gültigen, 
doch  nicht  vollzogenen  Ehe  entstandenen  nachgebildeten  Schwägerschaft; 
bei  jener  Forderung  der  öffentlichen  Sittlichkeit  (vgl.  oben  S.  134),  welche 
aus  einer  ungültigen  und  nicht  vollzogenen  Ehe  oder  aus  dem  Ehe- 
verlöbnisse hervorgeht  (§  80  ü.).  Femer  steht  den  Bischöfen  die  Dis- 
pensation von  allen  dem  Papste  nicht  vorbehaltenen  kirchlichen  Ehe- 
verboten und  auf  Grund  spezieller  Vollmacht  auch  von  dem  Eheverbote 
der  Verschiedenheit  des  christlichen  Glaubensbekenntnisses  zu.  Im  Falle 
der  Noth  können  die  Bischöfe  auch  von  den  Ehehindemissen  Nachsicht 
ertheilen,  welche  sonst  dem  Papste  vorbehalten  sind.  Bei  Erledigung 
des '  bischöflichen  Stuhles  hat  das  Kapitel  das  ordentliche  bischöfliche 
Dispensationsrecht,  bis  der  Kapitularvikar  gewählt  ist,  auf  welchen  es 
dann  übergeht.^)  Für  diejenigen,  welche  unter  Jurisdiktion  der  Militär- 
geistlichkeit  ^  stehen,  gebührt  das  bischöfliche  Dispensationsrecht  dem 
apostolischen  Feldvikar.  Die  Nachsicht  von  der  verbotenen  Zeit  ist 
jedoch  bei  Trauungen,  welche  von  Militärgeistlichen  vorgenommen  werden, 
jeder  ausserhalb  des  Amtssitzes  des  apostolischen  Feldvikars  angestellte 
Militär-Pfarrer  zu  ertheilen  befugt.  —  In  den  Gesuchen  um  Nachsicht- 
gewährung  sind  das  Ehehindemiss  und  die  Gründe  für  die'  nachgesuchte 
Befreiung  anzugeben  und  mit  den  nöthigen  Nachweisen  zu  belegen;  der 
Bischof  hat  die  für  seine  eigene  Entscheidung  oder  für  sein  dem  heiligen 
Stuhle  vorzulegendes  Gutachten  erforderlichen  Erhebungen  anzustellen 
(§  Q6  n!).  Die  Nachsichtgewährung  kann  bei  einem  geheimen  Ehe- 
hindernisse auch  ohne  Angabe  des  Namens  durch  den  Beichtvater  oder 
eine  andere  hierzu  taugliche  Person  nachgesucht  und  erhalten  werden. 
Doch  muss  eine  für  den  Rechtsbereich  gültige  Nachsichtgewährung  auf 
dem  gehörigen  Wege  nachgesucht  werden,  damit  die  Ehe  nicht  vor  dem 
weltlichen  Gerichte  Gefahr  laufe,  falls  das  Ehehinderniss  wider  Vermuthen 
bekannt  wird  (§  87  11.). 

Von  den  bürgerlichen  Eheverboten  der  Unmündigkeit  (vgl.  C  1  a) 
und  des  gerichtlich  erwiesenen  Ehebruchs  (vgl.  C  2  g)  die  Nachsicht  zu 
ertheilen,  ist  dem  Landesfürsten  vorbehalten.  Auch  können  einer  Ehe, 
welche  mit  Uebertretung  des  letztgenannten  Eheverbotes  eingegangen 
worden  ist,  die  ihr  durch  das  Gesetz  versagten  Rechtswirkungen  (vgl. 
nachstehend  n)  ganz  oder  theilweise  nur  durch  die  Gnade  des  Landes- 
fürsten zuerkannt  werden  (§  371.).  —  Wenn  die  Schwangerschaft 
einer  Ehefrau  nicht  wahrscheinlich  ist,  kann  die  Nachsicht  von  dem 
Eheverbote  der  Wartezeit  oder  Wittwenfrist  ihr  schon  nach  drei  Monaten 
ertheilt  werden,  und  zwar  im  Falle  der  Ungültigerklärung  der  Ehe  in 
der  Landeshauptstadt  von  der  Landesregierung  und  in  anderen  Orten 

^)  Schnitzer  S.  512. 

*)  Circalar-VerordnaDg  des  k.  u.  k.  Reiclis  -  Kiiegsministeriums,  befareffend  die 
militargeistUche  Jurisdiktion.  —  Im  Folgenden  kommt  diese  yorechrilt  bezüglich  der 
Eheschliessnng  yon  Militärpersonen  immer  in  Betracht,  wo  keine  andere  Vorschrift 
angefahrt  worden  ist 
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von  der  Komitatsbehörde*/)  im  Falle  aber,  dass  der  Tod  des  Ehemannes 
die  Ehe  aufgelöst  hat,  nnr  von  der  Landesregierung  und  nur  in  hOchst 
dringenden  Fällen  (§76 1).  Für  die  griechisch-orientalischen,  evangelischen 
and  jüdischen  Glaubensgenossen  gilt  dieselbe,  im  §  120  des  a.  b.  6.B.  ent- 
haltene Bestimmung,  nur  dass  die  Komitatsbehörde  ^)  ausserhalb  der  Landes- 
hauptstadt in  jedem  Falle  zur  Nachsichtgewährung  befugt  ist.  Das  Gesuch 
muss  belegt  werden:  mit  dem  Todtenscheine  des  verstorbenen  Ehemannes 
bezw.  mit  dem  rechtskräftigen  Urtheile  des  zuständigen  Ehegerichts  über 
die  Ungültigerklärung  oder  Trennung  des  Ehebandes;  mit  dem  vom  be- 
amteten Bezirksarzte  oder  Stadtphysikus  ausgestellten  ^ugnisse,  dass 
die  Wittwe  nach  drei  Monaten  von  dem  Tode  des  Ehemannes  bezw.  von 
der  Nichtig-  oder  Ungültigerklärung  oder  Trennung  der  •  Ehe  ärztlich 
untersucht  und  nicht  schwanger  befunden  worden  ist;  und  femer  mit 
dem  Beweise  der  dringenden  Gründe,  aus  welchen  die  Nachsicht  erbeten 
wird.*) 

Ueber  Dispensation  vom  Aufgebote  siehe  unten  (C3a). 

n)  Nachtheile  und  Strafen  bei  den  unter  Obwalten  der  Ehe- 
hindernisse und  Eheverbote  ohne  vorher  erhaltene  Nachsicht 
geschlossenen  Ehen.  —  Schliesst  ein  Minderjähriger  eine  Ehe, 
ohne  die  erforderliche  Einwilligung  des  Vaters  oder  des  Gerichts  (vgl. 
imter  C  1  a),  so  sind  beide  Eltern  der  Verbindlichkeit  enthoben,  ihm  ein 
Heirathsgut  oder  eine  Ausstattung  zu  geben  xmd  der  Vater  hat  das 
Recht,  ihn  zu  enterben.  Dieses  Enterbungsrecht,  jedoch  nur  bis  zur 
Hälfte  des  Pflichttheils,  steht  auch  der  Mutter  und  den  Grosseltem 
zu,  unter  deren  Vormundschaft  der  Minderjährige  zur  Zeit  stand,  als  er 
ohne  gerichtliche  Zustimmung  eine  Ehe  schloss,  wozu  sie  ihre  Einwilligung 
nicht  ertheilt  haben.  Eine  spätere  Einwilligung  hebt  sowohl  das  Ent- 
erbungsrecht, als  auch  die  schon  geschehene  Enterbung  nur  dann  auf, 
wenn  dieselbe  schriftlich  oder  mit  Beobachtung  der  zur  Gültigkeit  letzt- 
williger Anordnungen  vorgeschriebenen  Form  (§  719,  772  a.  b.  G.  B.) 
erklärt  worden  ist  Eine  blosse  Versöhnung  kann  noch  nicht  als  eine 
Genehmigung  der  Ehe  oder  als  ein  Widerruf  der  Enterbung  angesehen 
werden  (32  L). 

Wenngleich  die  mit  Uebertretung  des  Verbots  wegen  gerichtlich 
erwiesenen  Ehebruchs  geschlossene  Ehe  nach  dem  Eirchengesetz  als 
eine  gültige  angesehen  werden  müsste,  so  sind  doch  die  Ehepakten  xm- 
gültig,  und  die  Ehegatten  können  die  in  den  §  767 — 769  des  a.  b.  G.B. 
festgesetzten  Erbrechte  nicht  geltend  machen;  Gattin  und  Kinder  haben 
keinen  Anspruch  auf  den  Adel  oder  die  sonstigen  Standesrechte  des  Mannes; 
die  in  einer  solchen  Ehe  erzeugten  oder  durch  dieselbe  legitimirten  Einder 
sind  von  der  Erlangung  desjenigen  Vermögens  ausgeschlossen,  welches 
durch  Familienanordnungen  der  ehelichen  Nachkommenschaft  besonders  vor- 

^)  §  41  lit.  k)  des  Gesetzes  Tom  5.  Febrnar  1886  über  Errichtnug  der  Komitate 
Bnd  Regelung  der  Verwaltung  u.  s.  w.  (L.G.  und  V.Bl.  Nr.  8). 

*)  Verordnung  der  kgl.  kroat.-slaT.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  Kultus 
und  Unterricht,  vom  27.  Februar  1892,  Z.  2484. 
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behalten  ist,  und  haben  kein  Becht  der  Intestat-Erbf olge  in  das  Vermögen 
der  Verwandten  ihrer  Eltern,  welchen  Verwandten  jedoch  auch  ihrerseits 
kein  Recht  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  das  Vermögen  solcher  Kinder 
zusteht  (§  34  I.). 

Bei  Uebertretung  des  Eheverbots  der  Wartezeit  oder  Wittwen- 
frist  verliert  die  Frau  ihren  Anspruch  auf  die  ihr  von  dem  vorigen 
Manne  durch  Ehepakte,  Erbvertrag  oder  letzten  Willen  zugewendeten 
Vortheile,  und  beide  Theile  sind  mit  einer  den  Umständen  angemessenen 
Strafe  zu  belegen;  der  Ehemann  aber  verliert  das  ihm  im  Falle  des  §  73  L 
(vgl.  unten  F  2  b  am  Schlüsse)  vorbehaltene  Recht.  Wird  in  einer  solchen 
Ehe  ein  Kind  geboren,  und  ist  es  wenigstens  zweifelhaft,  ob  es  nicht  von 
dem  vorigen  Manne  erzeugt  worden  sei,  so  ist  dem  Kinde  ein  Kurater 
zur  Vertretung  seiner  Rechte  zu  bestellen  (§77  I.). 

Wer  sich  mit  Verschweigung  eines  ihm  bekannten  gesetzlichen  Ehe- 
hindemisses  trauen  lässt,  ohne  vorher  die  ordentliche  Dispensation  erhalten 
zu  haben,  oder  wer  sich  in  ein  fremdes  Land  begiebt,  um  daselbst  eine 
Ehe  zu  schliessen,  die  nach  den  heimischen  Gesetzen  nicht  stattfinden 
konnte,  ist  einer  Uebertretung  schuldig  und  mit  strengem  Arreste  von 
drei  bis  sechs  Monaten,  der  Verführende  aber  noch  strenger  zu  bestrafen. 
Der  Arrest  soll  noch  verschärft  werden,  wenn  das  Ehehindemiss  einem 
Theile  verheimlicht  und  er  solchergestalt  schuldlos  zu  einer  nichtigen 
Ehe  verleitet  worden  ist.  Bei  Militärpersonen  kann  unter  Umständen 
auch  auf  Entlassung  erkannt  werden.^)  Selbstverständlich  treten  diese 
Strafen  nur  bei  Nichteinhaltung  derjenigen  Ehehindemisse  ein,  welche 
nicht  ein  besonderes,  im  Strafgesetzbuche  enthaltenes  und  schwererer 
Strafe  unterliegendes  Verbrechen  bilden  (vgl.  oben  C  1  b,  2  c).  Die 
Uebertretung  der  im  Ehegesetze  für  Katholiken  aufgestellten  Eheverbote 
ist  sowohl  an  den  Hauptschuldigen,  als  an  allen,  welche  hierzu  in  schuld- 
barer Weise  mitgewirkt  haben,  gleichfalls  mit  den  oben  erwähnten  Strafen 
zu  ahnden  (§35  L).  Das  findet  sowohl  auf  katholische  als  auch  auf  nicht- 
katholische Seelsorger,  vor  welchen  die  Einwilligung  in  die  Ehe  erklärt 
wird,  Anwendung.*)  Wer  sich  vor  dem  Eintritte  in  das  stellungspfiichtige 
Alter  und  vor  dem  Austritte  aus  der  dritten  Altersklasse  ohne  vorher 
von  dem  gemeinsamen  ungarisch-kroatischen  Ministerium  für  Landes- 
vertheidigung  erhaltene  Ehebewilligung  verehelicht  hat,  wird  mit  Geld- 
strafe von  60 — 600  Kronen  bestraft.  Die  an  einer  solchen  unerlaubten 
Verehelichung  mitschuldigen,  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen 
trifft  dieselbe  Geldstrafe.*) 

3.  Form  der  Eheschliessung.  Die  Eheschliessung  erfolgt  für  die 
Angehörigen  aller  anerkannten  Konfessionen  immer  vor  dem  Seelsorger 
oder  dem  Geistlichen. 


1)  §  507  des  straf gesetzbaches  vom  27.  Mai  1852  (R.G.Bl.  Mr.  117);  §  780  und 
781  des  Militär-Strafgesetzbuches. 

*)  Kultas-Ministerialyerordnung  vom  9.  September  1859  Z.  9962. 

*)  §  50  des  Gesetz -Artikels  VI:  1889  des  gemeinsamen  ungarisch«  kroatischen 
Reichstages  (L.G.  und  Y .BL  Nr.  23). 
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a)  Aufgebot.  Die  beabsichtigte  Eheschliessung  ist  von  dem  Pfarrer 
der  Brautleute  an  drei  aufeinander  folgenden  Sonn-  oder  Festtagen 
während  der  Feier  des  heiligen  Messopfers  öffentlich  zu  verkündigen, 
und  jeder,  welchem  etwa  irgend  ein  Ehehindemiss  bekannt  ist,  zur 
Anzeige  desselben  aufzufordern.  Dabei  ist  die  Person  beider  Brautleute 
durch  Angabe  ihres  Tauf-  und  Familiennamens,  ihres  Geburts-  und 
Wohnortes,  Alters  und  Standes  genau  zu  bestimmen.  Das  Aufgebot 
kann  auch  in  der  kirchlich  geheiligten  Zeit  stattfinden.  Zur  Vornahme 
des  Aufgebots  ist  der  eigene  Pfarrer  (parochus  proprius)  der  Brautleute, 
d.  h.  derjenige  Pfänder,  in  dessen  Pfarrbezirke  sie  ihren  eigentlichen  oder 
uneigentiichen  Wohnsitz  haben,  berufen.  Der  eigentliche  Wohnsitz 
(domicilium  verum)  ist  an  dem  Orte,  wo  jemand  seine  Wohnung  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  aufschlägt,  der  uneigentliche  Wohnsitz 
dagegen,  wo  jemand  zwar  keine  bleibende  Niederlassung  beabsichtigt, 
aber  doch  zu  einem  Zwecke  wohnt,  dessen  Erreichung  einen  längeren 
Aufenthalt  im  betreffenden  Orte  nothwendig  macht.  Hat  jemand  mehrere 
Wohnungen  in  verschiedenen  Bezirken,  so  gilt  nur  der  Ort  als  uneigent- 
Ucher  Wohnsitz,  an  dem  er  sich  jährlich  eine  beträchtliche  Zeit  hindurch 
aufzuhalten  pflegt,  oder  wo  er  bereits  seit  wenigstens  sechs  Wochen 
wohnhaft  ist.  Der  eigentliche  Wohnsitz  der  Gattin  ist  dort,  wo  der 
Gatte,  und  der  eines  Minderjährigen  dort,  wo  dessen  leibliche,  Wahl- 
oder Pflegeeltern  oder  der  Vormund  ihren  eigentlichen  Wohnsitz  haben. 
Bei  den  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Beamten  ist  der  eigentliche 
Wohnsitz  dort,  wo  sie  zur  Ausübung  ihrer  Amts-  oder  Dienstpflichten 
wohnhaft  sind,  und  ihr  uneigentlicher  Wohnsitz  dort,  wo  sie  zu  ausser- 
ordentlichen Dienstleistungen,  welche  ihrer  Natur  nach  längere  Zeit 
erheischen,  verwendet  werden.  Wer  bei  einer  Privatperson,  einer  Anstalt 
oder  Gesellschaft  auf  längere  oder  unbestinunte  Zeit  in  Dienste  tritt, 
erlangt  dadurch  an  dem  Orte,  wo  er  zur  Leistung  dieser  Dienste  sich 
aufhält,  einen  uneigentlichen  Wohnsitz,  wenn  die  betreffenden  Dienst- 
leistungen eüie  stete  Veränderung  des  Aufenthaltes  nicht  mit  sich  bringen. 
—  Demzufolge  muss  das  Aufgebot  sowohl  von  dem  Pfarrer  des  Bräutigams 
als  der  Braut  vorgenommen  werden,  falls  die  Brautleute  in  verschiedenen 
Pfarrbezirken  wohnen.  Hat  aber  ein  Verlobter  einen  eigentlichen  und 
einen  uneigentlichen  Wohnsitz,  so  ist  die  dreimalige  Verkündigung  sowohl 
von  dem  Pfarrer  des  eigentlichen  als  auch  des  uneigentlichen  Wohnsitzes, 
nnd,  wenn  er  mehr  als  einen  uneigentlichen  Wohnsitz  hat,  von  dem 
Pfarrer  seines  eigentlichen  Wohnsitzes  und  von  einem  der  Pfarrer  seiner 
oneigentlichen  Wohnsitze  vorzunehmen.  Bei  denjenigen,  welche  weder 
einen  eigentlichen  Wohnsitz  haben,  noch  an  dem  Orte  ihres  uneigentlichen 
schon  wenigstens  ein  Jahr  lang  verweilen,  muss  das  Aufgebot  in  ihrem 
Heimaths-  oder  Geburtsorte  vorgenommen  werden.  Für  solche  Personen, 
welche  weder  einen  eigentlichen  noch  einen  uneigentlichen  Wohnsitz  haben, 
ist  der  Pfarrer,  in  dessen  Pfarre  sie  sich  eben  aufhalten,  der  zuständige; 
doch  müssen  sie,  wenn  möglich,  auch  in  ihrem  Heimaths-  beziehungsweise 
Gfeburtsorte  angeboten  werden.    Wenn  ein  Verlobter  in  keiner  Pfarre, 
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WO  das  Aufgebot  oder  die  Eheschliessimg  stattfinden  soll,  seit  wenigstens 
sechs  Wochen  wohnhaft  ist,  muss  das  Aufgebot  überdies  auch  in  dem 
Pfarrbezirke  geschehen,  wo  er  zuletzt  sechs  Wochen  wohnhaft  war,  oder 
er  muss  seinen  Wohnsitz  an  dem  Orte,  wo  er  sich  eben  befindet,  durch 
sechs  Wochen  fortsetzen,  damit  das  Aufgebot  dort  hinreichend  sei  Das 
gehörig  vollzogene  Aufgebot  verliert  seine  Wirksamkeit,  wenn  die  Ehe 
nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  Vornahme  desselben  geschlossen  wird. 
In  diesem  Falle  muss  die  dreimalige  Verkündigung  wiederholt  werden. 
Der  Bischof  kann  aber  die  Erneuerung  des  Aufgebots  auch  nach  Ablauf 
einer  kürzeren  Zeit  vorschreiben  (§  15—17  I.;  §  39—45,  60—64  IL). 
Bei  gemischten  Ehen  d.  h.  bei  den  Ehen  zwischen  katholischen  und 
nichtkatholischen  Christen  hat  das  Aufgebot  in  der  Pfarrkirche  eines 
jeden  der  Brautleute  zu  geschehen  (§15  L).^)  —  Sollten  besondere  Ver- 
hältnisse die  Vollziehung  des  Aufgebots  erschweren,  so  ist  an  den  Bischof 
Bericht  zu  erstatten  und  seine  Weisung  zu  erwarten  (§62 11.). 

Der  Militär-Pfarrer  ist  auf  Grund  der  militargeistlichen  Juris- 
diktion und  nach  Massgabe  der  von  dem  heiligen  Stuhle  gewährten 
Vollmachten  eigener  Seelsorger  (parochus  proprius)  aller  jener  katholischen 
Militärpersonen,  welche  zur  militia  vaga  gehören  und  im  Bereiche 
seines  Seelsorgebezirkes  stationirt  sind  oder  dauernd  in  seinem  Seelsorge- 
bezirke in  Verwendung  stehen  (§  46 II.),  falls  dieselben  nicht  ausdrücklich 
der  Jurisdiktion  eines  Miütär-Kuraten  unterstellt  sind.  Die  Militär-Kuraten 
aber  üben  die  Funktionen  der  geistlichen  Jurisdiktion  als  eigene  Seelsorger 
(parochus  proprius)  in  jenen  Gamisonspitälern  und  Anstalten,  für  welche 
solche  Stellen  systemisirt  sind.  Beabsichtigte  Eheschliessungen  von  katho- 
lischen Militärpersonen  hat  demzufolge  der  zuständige  Militär-Pfarrer 
beziehungsweise  Miütär-Kurat  an  seinem  Amtsorte  zu  verkündigen. 

Für  die  griechisch-orientalischen  Glaubensverwandten  gelten 
die  in  Kormcaja  knjiga  und  im  a.  b.  G.  B.  bezüglich  des  Aufgebots  ent- 
haltenen Bestimmungen,  welche  von  den  für  die  Katholiken  oben  erwähnten 
Grundsätzen  wesentlich  nicht  abweichen.*)  Die  Aufgebote  der  Ehen  von 
Personen  verschiedener  nichtkatholischer  christlicher  Religion  müssen 
ebenfalls  grundsätzlich  in  der  Pfarrkirche  eines  jeden  Verlobten  vor- 
genommen werden,  obwohl  eine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber  fehlt. 

Die  Nachsicht  von  der  zweiten  und  dritten  Verkündigung  kann 
nur  aus  erheblichen  und  hinreichend  bewiesenen  Gründen,  die  gänzliche 
Nachsicht  vom  Aufgebot  aber  nur  in  höchst  dringenden  Fällen,  ins- 
besondere wenn  eine  bestätigte  nahe  Todesgefahr  bei  einem  Verlobten 
keinen  längeren  Aufschub  der  Trauung  gestattet,  ertheilt  werden.  Die  Nach- 
sicht von  allen  drei  Verkündigungen  soll  ohne  eine  höchst  wichtige  Ursache 
auch  dann  nicht  versagt  werden,  wenn  zwei  Personen  sich  mit  einander 

^)  Pankt  6  des  Erlasses  des  Ministeriums  des  Innern  vom  30.  Januar  1849 
(R.G.BL  Nr.  107). 

*)  MilaS  S.  510--511;  Zhishman  S.  687— 688;  Zuschriften  der  kroat.-slavon.- 
dalmat.  Landesregierung  vom  22.  November  1902  Z.  6211  und  vom  16.  Dezember  1902 
an  die  griechisch-orientalischen  Konsistorien  in  Xarlowitz  und  Fakratz. 
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ZU  verehelichen  wünschen,  welche  sich  fälschlich  für  Eheleute  ausgeben, 
und  an  dem  Orte,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  allgemein  dafür  gehalten 
werden,  welche  Behauptung  jedoch  genau  zu  erheben  ist.  Im  Falle  der 
Nachsichtgewährung  von  allen  drei  Verkündigungen  müssen  die  Ehewerber 
stets  vor  dem  zur  Trauung  berechtigten  Seelsorger  eidlich  betheuem,  dass 
ihnen  kein  ihrer  Verehelichung  entgegenstehendes  Ehehindemiss  bekannt 
sei.  Die  Nachsicht  vom  Aufgebote  wird  vom  zuständigen  Bischof  ertheUt, 
welcher  jedoch  in  jedem  Bezirke  nach  Massgabe  der  Ortsverhältnisse 
einen  oder  mehrere  Priester  (in  der  Regel  nur  den  Vicearchidiakon) 
ermächtigt,  in  dringenden  Fällen  naher  Todesgefahr  in  seinem  Namen 
die  Nachsicht  von  allen  drei  Verkündigungen  zu  ertheilen  (§§  39,  40 1., 
§§  82 — 85  n.).  Die  kirchliche  Nachsicht  vom  Aufgebote  aber  genügt  nicht, 
sondern  es  ist  eine  gleiche  auch  von  Seite  der  weltlichen  Behörde  er- 
forderlich. Diese  hat  in  der  Regel  die  Dispensation  von  der  zweiten 
mid  dritten  Verkündigung  auch  ihrerseits  anstandlos  zu  ertheilen,  wenn 
nachgewiesen  wird,  dass  sie  kirchlicherseits  schon  ertheilt  wurde.  Aus- 
nahmsweise ist  sie  zu  verweigern,  wenn  besondere  Umstände  die  Be- 
sorgniss  begründen,  dass  der  Ehe  gesetzliche  Ehehindemisse  ent- 
gegenstehen. In  diesem  Fall  ist  zugleich  das  geeignete  einzuleiten, 
um  im  Einvernehmen  mit  der  kirchlichen  Behörde  über  die  fraglichen 
Umstände  Gewissheit  herzustellen.*)  Im  Falle  der  Nachsichtgewährung 
von  allen  drei  Verkündigungen  hat  die  eidliche  Betheuerung  vor  dem 
Pfarrer  über  das  Nichtvorhandensein  von  Ehehindemissen,  soweit  möglich  in 
Gegenwart  eines  politischen  Beamten  zu  geschehen  (§  39 1.).  Die  Dispen- 
sation vom  zweiten  und  dritten  Aufgebote  sowie  in  besonders  dringenden 
Fällen  von  allen  drei  Aufgeboten  kann  die  Komitatsbehörde,*)  in  der 
Regel  aber  von  allen  drei  Aufgeboten  nur  die  Landesregierung  und  zwar 
aus  sehr  wichtigen  Gründen  staatlicherseits  ertheilen  (§§  38, 39 1.).«)  Jedoch 
wird  völliger  Erlass  des  Aufgebots  bei  den  weltlichen  Behörden  in  der  Praxis 
sehr  selten  nachgesucht.  —  Für  Militärpersonen  ertheilt  der  zuständige 
Militär-Pfarrer  kraft  der  von  dem  apostolischen  Feldvikar  erhaltenen 
Ermächtigung  aus  rücksichtwiirdigen  Gründen  die  kirchliche,  und  das 
zuständige  Truppen-Kommando  (Vorstand  der  Behörde  oder  Anstalt,  in 
gewissen  FäUen  auch  das  Reichs-Kriegsministerium  selbst)  beziehungsweise 
das  Militar-Territorial-Kommando  die  politische  Dispensation  von  einem 
oder  zwei  Aufgeboten.  Zur  Befreiung  von  allen  drei  Aufgeboten  ist  in 
dringenden  Fällen  gegen  Ablegung  des  erwähnten  Eides  kirchlicherseits 
der  apostolische  Feldvikar,  bei  Todesgefahr  auch  jeder  zur  Trauung  be- 

^)  Circaiar-Verordnang  der  bestandenen  kroat.-slav.  Statthalterei  vom  27.  Dez.  1856 
Z.  24666,  bezw.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  22.  Dez.  1856 
Z.  1719. 

*)  §  41  lit.  k)  des  Gesetzes  vom  5.  Februar  1886  über  die  Errichtung  der  Eomit-aie 
und  die  Regelung  der  Verwaltung  bei  denselben  und  bei  den  Bezirken  (L.G.  u.  V.Bl. 
Nr.  8). 

')  Gircularverordnang  der  bestandenen  kroat.-slav.  Statthalterei  vom  18.  Juni  1859 
Z.  1527/Fr.,  bezw.  Erlass  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  4.  April  1859 
Z.  8240. 
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rufene  Militär-Geistliche,  politischerseits  das  Militär-Tenitorial-Eominando 
und  bei  Todesgefahr  jedes  Militär-Stations-Kommando  berufen. 

In  der  griechisch-orientalischen  Kirche  kann  nur  der  zuständige 
Bischof  die  Dispensation  vom  Aufgebote  sowohl  theilweise  als  auch 
gänzlich  ertheilen.^)  Sie  wird  in  der  Praxis  bei  der  weltlichen  Behörde 
niemals  nachgesucht,  obwohl  das  nach  dem  bestehenden  Eechtszustande 
erforderlich  erscheint.^ 

Die  Unterlassung  des  vorgeschriebenen  Aufgebots  und  die  Schliessung 
einer  Ehe  ohne  Befreiung  vom  Aufgebote  macht  die  Ehe  nach  dem 
katholischen  und  griechisch-orientalischen  Eherechte  nicht  ungültig,  wie 
das  nach  den  Bestimmungen  des  für  die  Protestanten  und  Juden 
hierlands  geltenden,  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
der  Fall  ist  (vgl.  „Oesterreich"  S.  62,  63),  sondern  zieht  für  die  Schuldigen 
nur  Strafen  nach  sich  (vgl.  oben  S.  141;  §  21  L,  §  74  und  78  a.  b.  G.B). 

b)  Erklärung  der  Einwilligung  in  die  Ehe.  Die  Ehe  entsteht 
durch  die  Einwilligung  der  Verlobten,  insofern  diese  in  der  vorgeschriebenen 
Form  erklärt  wird  (§11  ü.).  Bezüglich  der  äusseren  Form  ist  zur 
Gültigkeit  der  Ehe  unbedingt  erforderlich,  dass  die  Ehewerber  vor  dem 
eigenen  Pfarrer  beider  Brautleute  oder  eines  von  ihnen  (vgl.  oben  S.  143  f.), 
oder  vor  einem  Priester,  welcher  von  dem  eigenen  Pfarrer  oder  von  dem 
Bischöfe  der  Diöcese  dazu  ermächtigt  worden  ist,  und  vor  zwei  oder  drei 
Zeugen  ihre  Einwilligung  in  die  Ehe  erklären  (§  18  L,  §  38  n.).  Demzufolge 
ist  die  Einsegung  zum  Zustandekommen  einer  gültigen  Ehe  nicht  unent- 
behrlich. — Wer  nur  für  einen  einzelnen  Fall  zur  Trauung  ermächtigt  ist,  darf 
diese  Ermächtigung  nicht  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  weiter  übertragen ; 
nur  der  für  eine  Gesammtheit  von  Fällen  Ermächtigte  kann  seinerseits 
für  einzelne  Fälle  einen  anderen  Priester  (nicht  bloss  Pfarrer)  delegiren. 
Trauung  auf  Grund  nur  stillschweigender  Ermächtigung  ist,  von  Notfällen 
abgesehen,  unstatthaft,  macht  aber  die  Ehe  nicht  ungültig.  Eine  bloss 
vermuthete  Erlaubniss  dagegen  ist  unzureichend,  und  bleibt  es  auch  in 
dem  Falle  nachträglicher  Gutheissung  durch  den  Berechtigten.  —  Erscheint 
es  aus  irgend  einem  Grunde  zweifelhaft,  welcher  Seelsorger  zur  Vornahme 
der  Trauung  berechtigt  sei,  so  ist  die  Entscheidung  oder  Anordnung  des 
Bischofs  einzuholen;  so  insbesondere  auch  bei  der  Trauung  von  Personen, 
welche  weder  einen  eigentlichen  noch  einen  uneigentlichen  Wohnsitz 
haben  (§  47—49,  73  H.). 

Den  Ehen  zwischen  katholischen  und  nichtkatholischen 
Christen  darf  der  eigentliche  Pfarrer  oder  der  ermächtigte  Priester, 
wenn  den  Bedingungen,  unter  denen  die  katholische  Kirche  solche  Ehen 
zulässt,  nicht  entsprochen,  bezw.  wenn  das  oben  angegebene  Versprechen 
(vgl.  S.  133  e)  namentlich  hinsichtlich  der  Erziehung  der  Kinder  in  der 
katholischen  Religion  nicht  geleistet  wird,  nur  in  „materieller  Gegen- 
wart" (assistentia  passiva  s.  materialis),  d.  h.  ohne  jede  andere  Mitwirkung, 


^)  § 41  des Erläuterungsreskriptes vom  16.  Juli  1779.  —  Vergl.  auch ZhishmanS.  687. 
•)  Vgl.  S.  144  Anm.  2. 
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also  nur  als  Zeuge  (testis  qualificatus,  auctorisabilis,  spectabilis)  beiwohnen. 
Davon  hängt  aber  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  ab,  sondern  es  gilt  auch 
die  vor  dem  Seelsorger  des  nichtkatholischen  Theiles  und  in  Abwesenheit 
des  katholischen  Pfarrers  eingegangene  Ehe  als  gesetzmässig  (§191., 

§  38  n.).^) 

Zur  Vornahme  der  Trauungen  von  Militärpersonen  ist  der  zuständige 
Militär-Pfarrer  oder  Militär-Kurat  berufen  (vgl.  oben  S.  144).  Ein  ausserhalb 
des  Amtssitzes  des  Militär-Pfarrers  angestellter  Militär-Kaplan  darf  nur 
im  speziellen  Auftrage  des  vorgesetzten  Militär-Pfan-ers  eine  Trauung 
vornehmen.  Wenn  ein  Brautpaar  verschiedenen  Militärseelsorgem  oder 
einem  Militär-  und  einem  Civilseelsorger  hinsichtlich  der  geistlichen 
Jurisdiktion  angehört,  so  bleibt  es  den  Brautleuten  freigestellt,  sich 
bezuglich  der  Trauung  an  den  einen  oder  den  anderen  dieser  beiden 
Seelsorger  zu  wenden,  nur  hat  der  Militär-Pfarrer  zu  bestätigen,  falls  der 
Civilseelsorger  die  Trauung  voniehmen  soll,  dass  von  ihm  die  Heiraths- 
dokumente  den  militärischen  Vorschriften  entsprechend  befunden  wurden, 
Falls  der  zuständige  Müitär-Seelsorger  die  Trauung  nicht  selbst  vornimmt, 
ist  er  nicht  berechtigt,  einen  anderen  Militär-  oder  Civilseelsorger  zur 
Vornahme  der  Trauung  zu  delegiren,  wenn  der  eigentliche  Civilseelsorger 
des  anderen  Ehewerbers  an  dem  Orte  sich  befindet,  wo  die  Ti-auung 
vorgenommen  werden  soll.  Eine  Delegation  zur  Vornahme  einer  Trauung 
kann  daher  in  solchem  Falle  nur  im  wechselseitigen  Einverständnisse 
der  Seelsorger  beider  Brauttheile  stattfinden.  Zur  Vornahme  der  Trauung 
ist  bei  den  zur  Leistung  einer  Heiraths-Kaution  verpflichteten  Militär- 
personen die  Beibringung  der  vom  obersten  Militärgerichtshof  ausge- 
fertigten Legitimation  über  die  richtig  befundene  Sicherstellung  des 
Nebeneinkommens  oder  die  Befreiung  davon  erforderlich.  — 

Es  ist  dem  Seelsorger  überhaupt  bei  schwerer  Strafe  verboten  die 
Trauung  vorzunehmen,  bevor  die  Ehewerber  mit  den  erforderlichen  Zeug- 
nissen nachgewiesen  haben,  dass  ihrer  Ehe  kein  Hinderniss  im  Wege 
stehe  und  dass  sie  Alles  geleistet  haben,  was  die  Gesetze  zur  Femhaltung 
von  ungültigen  oder  unerlaubten  Ehen  vorschreiben.  Insbesondere  liegt 
es  den  Ehewerbem  ob,  sich  über  das  ordnungsmässig  vollzogene  Aufgebot 
oder  die  Nachsicht  von  demselben  auszuweisen;  das  Zeugniss  des  ledigen 
Standes',  und  falls  ihr  Alter  und  ihre  Abkunft  nicht  aus  den  Pfarrmatriken 
ersichtlich  ist,  die  Tauf-  bezw.  Geburtsscheine  beizubringen,  was  jedoch  von 
der  Landesregierung,  in  höchst  dringenden  Fällen  auch  von  der  Komitats- 
behörde (bei  den  Militärpersonen  von  dem  Militär-Territorial-Kommando,  im 
Falle  der  Todesgefahr  auch  von  dem  Militär-Stations-Eommando)  im  Ein- 
verständnisse mit  der  geistlichen  Behörde  aus  wichtigen  Gründen  und  unter 
den  gehörigen  Vorsichten  nachgesehen  werden  kann.*)    Ebenso  sind  die 


')  §3  des  Gesetz- Artikels  III:  1848/44;  Päpstl.  Breve  vom  80.  April  1841  und 
Iiutraktiun  des  Kardinals  Lambruschini  von  demselben  Tage;  Rundschr.  des  Agramer 
Bischofs  y.  2.  Juli  1840  und  v.  21.  Januar  1841. 

«)  Hofdekr.  v.  22.  Dezember  1826  (Just.  Ges.S.  No.  2242,  Anh.  zum  a.  b.  G.B. 
No.  20);  Vrdg.  des  Minist,  für  Justiz  u.  für  Kultus  v.  14.  Dezember  1859  (R.G.Bl.  No.  222). 
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nöthigen  Beweise  über  die  väterliche  oder  vormundschaftliche  Einwilligung 
und  nach  der  Beschaffenheit  des  Falles  (z.  B.  bei  Militärdienstpflichtigen, 
Militärpersonen)  über  die  ertheilte  Erlaubniss  seitens  der  vorgesetzten 
Behörde  vorzulegen  (§  21 L,  §  70  n.). 

Wenn  die  Brautleute  über  die  Grundwahrheiten  des  Christenthnms 
nicht  einmal  die  nothwendigsten  Kenntnisse  erworben  haben,  darf  das 
Aufgebot  und  die  Trauung  nicht  vorgenommen  werden.  „Ausserdem 
gebührt  sich,  dass  sie  vor  der  Trauung  ihr  Gewissen  durch  das  heilige 
Sakrament  der  Busse  läutern  und  den  Leib  des  Herrn  andächtig  empfangen" 
(§§74,  75  n.). 

Die  Erklärung  der  Einwilligung  in  die  Ehe  kann  auch  durch  einen 
Bevollmächtigten  abgegeben  werden.  Hierzu  ist  aber  erforderlich: 
staatlicherseits  die  Bewilligung  der  Landesregierung  und  kirchlicherseits 
die  ausdrückliche  Genehmigung  des  Bischofs,  femer  eine  besondere,  die 
Person  des  künftigen  Ehegatten  hinreichend  bestimmende,  im  Zeitpunkt 
der  Eheschliessung  noch  nicht  widerrufene  Vollmacht.  Wird  die  Voll- 
macht vor  Schliessung  der  Ehe  widerrufen,  so  bleibt  der  Machtgeber  für 
den  dadurch  verursachten  Schaden  verantwortlich  (§§  20 1.,  50 II.). 

Wenn  der  Pfarrer  die  Trauung  aufschiebt  oder  verweigert,  können 
die  Ehewerber  sich  an  das  bischöfliche  Konsistorium  wenden,  welches 
nach  Umständen  entweder  die  Beseitigung  der  Hemmnisse  anzustreben 
oder  die  Angelegenheit  dem  geistlichen  Ehegerichte  zur  Entscheidung 
zu  übermitteln  hat.  Dabei  ist  von  dem  Grundsatz  auszugehen,  dass  es 
besser  sei,  die  Eingehung  einer  gültigen  Ehe  zu  verzögern,  als  eine  un- 
gültige Ehe  hervorzurufen.  Deswegen  genügt  die  Aussage  eines  einzigen 
glaubwürdigen  Zeugen,  sowie  ein  solches  Gerücht,  welches  auch  auf  er- 
fahrene, gewissenhafte  Männer  Eindruck  macht,  um  die  Ehewerber  bis 
zu  weiterer  Aufklärung  der  Sache  abzuweisen  (§§  105,  10611.).^) 

In  der  griechisch-orientalischen  Kirche*)  erfolgt  die  Ehe- 
schliessung durch  die  Trauung  in  der  Pfarre  der  Brautleute.  Gehören 
die  Brautleute  verschiedenen  Pfarren  an,  so  ist  die  Trauung  in  der  Pfarre 
der  Braut  vorzunehmen.^  Im  Falle  die  Civilehe  schon  geschlossen 
worden  ist,  kann  die  kirchliche  Trauung  auch  an  dem  Orte,  wo  die 
Civilehe  geschlossen  wurde,  stattfinden.*)  Zur  Gültigkeit  der  Ehe  ist 
die  priesterliche  Einsegnung  *)  und  die  Anwesenheit  von  wenigstens  zwei 
männlichen  Zeugen  unbedingt  erforderlich.  Das  Recht,  die  Ehe  einzu- 
segnen, steht  dem  Geistlichen  der  Pfarre  beider  Brautleute  bezw.  dem 
der  Braut  zu.  Er  kann  aber  auch  einen  anderen  Geistlichen  dazu 
ermächtigen.    Die  Trauzeugen  müssen  zui^  Zeugenschaft  fähig  sein.    Ver- 


*)  Das  Vorgehen  bei  der  mit  Berufung  auf  ein  früheres  Eheverlöbniss  erhobenen 
Einsprache  ist  bereits  angeführt  worden  (B.  1.). 

»)  MilaS  S.  512—514;  Zhishman  S.  15ö— 160,  684—687,  690;  Vering 
S.  872-873. 

■)  §  41  des  Erläuterungsreskriptes  vom  16.  Juli  1779. 

*)  Hirtenbrief  der  Bischofssynode  zu  Karlowitz  vom  29.  September  1895. 

*)  Ibidem. 
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weigert  ein  Seelsorger  die  Trauung,  so  können  die  Brautleute  beim 
Bischöfe  die  Beschwerde  anbringen. 

4.  Konvalidation  der  Ehe.  Wenn  ein  Katholik  in  einer  ehelichen 
Verbindung  lebt,  welche  durch  die  in  gehöriger  Form  vollzogene  Trauung 
erfolgte,  aber  wegen  eines  obwaltenden  Ehehindemisses  den  Namen  der 
Ehe  mit  Unrecht  in  Anspruch  nimmt,  so  soll  diese  Verbindung,  wenn  mög- 
lich, zur  Würde  einer  wahrhaften  Ehe  erhoben  werden  (§§  88,  114, 139 11.). 
Das  geschieht  durch  die  Nachsichtgewährung  vom  Ehehindemiss  oder  durch 
dessen  Wegfall  und  durch  Erneuerung  der  Einwilligung  in  die  Ehe.  Bei 
der  nur  für  den  Gewissensbereich  ertheilten  Nachsicht  oder  beim  Wegfall 
eines  zur  Zeit  der  Eheschliessung  gänzlich  verborgenen  Ehehindemisses 
genügt  es  zur  Begründung  einer  gültigen  Ehe,  wenn  beide  Theile  die 
Einwilligung  nur  unter  sich  d.  h.  ohne  Pfarrer  und  Zeugen  erneuern 
(§  89,  9211).  Bei  einer  Nachsichtgewährung  aber,  welche  für  den  Rechts- 
bereich Geltung  hat,  oder  wenn  ein  öffentliches  Ehehindemiss  erloschen 
ist,  muss  die  Einwilligung  von  den  ungültig  Vermählten  vor  dem  zu- 
ständigen Pfarrer  und  zwei  Zeugen,  und  zwar,  wenn  am  Orte  der  herbei- 
zuführenden Konvalidation  das  Ehehindemiss  nicht  allgemein  bekannt  ist, 
ohne  Wiederholung  des  Aufgebots  und  in  der  Stille  emeuert  werden 
(§§  9ö — ^2 II.).  Wenn  die  Ehe  wegen  vorgespiegelter  Einwilligung  un- 
gültig ist,  wird  sie  durch  nachträgliche  wahre  Einwilligung  seitens 
desjenigen,  welcher  die  Täuschung  verübte,  als  konvalidirt  erachtet. 
Dasselbe  gilt  bei  einer  Ehe,  welcher  IiTthum,  Gewalt  oder  Furcht  im 
Wege  stand,  sobald  der  Theil,  welcher  dem  Irrthum  oder  dem  un- 
gerechten Zwang  oder  der  Furcht  unterlag,  nachdem  er  seinen  Irrthum 
erkannt  oder  volle  Freiheit  wieder  erlangt,  durch  Wort  und  That  ein- 
gewilligt hat.  Demungeachtet  ist  es,  um  jeden  Zweifel  über  die  erfolgte 
Einwilligung  auszuschliessen,  auch  in  diesen  FäUen  gerathen,  dass  die 
Ehegatten  ihre  Einwilligung  vor  dem  Pfarrer  und  zwei  Zeugen  emeuem, 
ausgenommen,  wenn  eine  begründete  Besorgniss  von  Aergeraiss  oder 
Gefährdung  der  Ehe  obwaltet  (§  93  IL).  Ob  eine  Konvalidation  der  Ehe 
nothwendig  sei,  beurtheilen  die  kirchlichen  Behörden  (§  361.).  Die 
Wirkung  der  Konvalidation  besteht  darin,  dass  die  Ehe  in  Betreff  der 
bürgerlichen  Wirkungen  so  zu  betrachten  ist,  als  wäre  sie  ursprüng- 
Uch  gültig  geschlossen  (§  94 II).  —  Die  sogenannte  Heilung  der  Ehe  in  der 
Wurzel  (sanatio  matrimonii  in  radice),  welche  darin  besteht,  dass  die  wegen 
eines  Ehehindemisses  ungültig  geschlossene  Ehe  in  Folge  der  vom  heiligen 
Stuhl  ertheilten  Dispensation  als  eine  vom  ersten  Augenblick  ihres  Entstehens 
gültige  auch  ohne  Emeuerung  der  Einwilligung  angesehen  wird,  hat  die- 
selben Wirkungen  auch  pro  f oro  ecclesiae.  Diese  Art  der  Konvalidation 
der  Ehe  kann  stattfinden,  wenn  emstlich  zu  besorgen  ist,  dass  die  Ehe- 
gatten oder  einer  von  ihnen  die  Entdeckung  des  Ehehindemisses  missbrauchen 
würden,  um  die  Auflösung  der  ehelichen  Verbindung  zu  erlangen  (§  139 11.). 

Auch  nach  dem  griechisch-orientalischen  Eherechte  kann 
eine  ungültige  Ehe  die  Eigenschaft  einer  gültigen  Ehe  nachträglich 
erlangen,  und  zwar:  durch  Erlangung  des^ , gesetzlichen  Alters  und  der 
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nöthigen  Geisteskräfte,  durch  Behebung  des  Unvennögens  zur  Leistung 
der  ehelichen  Pflicht,  durch  nachträgliche  Einwilligung  desjenigen  Theiles, 
welcher  durch  Zwang,  Furcht,  Irrthum  oder  Betrug  in  seinen  Rechten 
verletzt  wurde,  durch  nachträgliche  Einwilligung  des  Gewalthabers 
und  durch  Annahme  des  Christenthums  seitens  des  nichtchristlichen 
Theils.  Das  Recht,  die  Ehe  nachträglich  für  eine  gültige  zu  erklären, 
steht  der  zuständigen  geistlichen  Behörde  zu.  Die  Erneuerung  der  Ehe- 
schliessung in  irgend  einer  Form  ist  dazu  nicht  erforderlich.*) 

5.  Führung  der  Trauungsmatriken.  —  Der  zur  Trauung  be- 
rechtigte Pfarrer  ist  verpflichtet,  die  erfolgte  Eheschliessung  zu  einem 
dauerhaften  Beweise  in  das  Trauungsbuch  seiner  Pfarre  eigenhändig  einzu- 
tragen. Es  muss  der  Tauf-  und  Familienname,  das  Religionsbekenntniss, 
das  Alter,  die  Wohnung  und  der  Stand  der  Ehegatten,  ob  dieselben 
schon  verehelicht  wai-en  oder  nicht,  femer  Tauf-  und  Familienname,  das 
Religionsbekenntniss  und  der  Stand  ihrer  Eltern  und  Zeugen,  endlich 
der  Tag  der  erfolgten  Eheschliessung  und  der  Name  des  Seelsorgers,  vor 
welchem  die  Einwilligung  erklärt  wuide,  angeführt  werden.  In  dem 
Trauungsbuche  sind  auch  die  Urkunden  anzudeuten,  durch  welche  die 
vorgekommenen  Anstände  gehoben  worden  sind.  Ermächtigt  der  Pfarrer 
einen  Priester,  die  Brautleute  an  einem  Orte,  wo  keiner  von  ihnen  seinen 
Wohnsitz  hat,  zu  trauen,  so  muss  er  dies  ohne  Aufschub  in  dem  Trauungs- 
buche seiner  Pfarre  anmerken  und  dabei  sowohl  den  Priester,  welchen 
er  zum  Stellvertreter  bestellt  hat,  als  auch  den  Ort,  wo  die  Ehe  ge- 
schlossen werden  soll,  namhaft  machen.  Der  Pfarrer  des  Ortes,  wo 
die  Eheschliessung  erfolgte,  hat  dies  gleichfalls  auf  die  oben  angedeutete 
Weise  in  das  Trauungsbuch  seiner  Pfarre  eigenhändig  einzutragen  und 
beizufügen,  von  welchem  Pfarrer  die  Ermächtigung  ausgegangen  sei, 
auch  diesem  Pfarrer  die  erfolgte  Eheschliessung  behufs  der  Eintragung 
in  sein  Trauungsbuch  binnen  acht  Tagen  anzuzeigen.  Falls  die  Ehe- 
schliessung vor  dem  Bischöfe  selbst  oder  vor  einem  von  ihm  un- 
mittelbar ermächtigten  Priester  stattfand,  ist  der  zuständige  Pfarrer 
davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  damit  er  die  vollzogene  Eheschliessung 
in  der  vorgeschriebenen  Weise  in  das  Trauungsbuch  eintragen  könne 
(§  28—30  I.,  §  76—78  ü).  Der  Pfarrer  hat  auch  die  stattgehabte  Kon- 
validation  der  Ehe  in  sein  Trauungsbuch  einzutragen,  oder  den  Pfarrer 
des  Ortes,  wo  die  Ehe  geschlossen  wurde,  zu  diesem  Behuf  in  Kenntniss 
zu  setzen  (§  90  II.). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften^)  über  die  Mati'ikenfühnmg  sind 

')  MiluS  S.  544;  Zhishman  S.  708—712. 

*)  Kaiser!.  Patent  vom  20.  Februar  1784  über  die  Führung  der  Tauf-,  Traaungs- 
und  Sterbematriken;  —  Erlass  der  bestandenen  kroat.-slav.  Statthalterei  vom  25.  Okt. 
1857  Z.  17847,  mit  welchem  die  Formulare  für  die  Tauf-,  Trauungs-  und  Sterbematriken 
vorgeschrieben  worden  sind;  —  Verordnung  der  kroat.-slav.-dalm.  Landesregierung, 
Abtheilung  für  Kultus  und  Unterricht,  vom  31.  Juli  1878  Z.  3708  und  Verordnung  des 
Generalkommandos  als  der  gewesenen  Militär -Landesverwaltungsbehörde  vom  20.  Aug. 
1878  Z.  1088,  mit  welchen  die  Formulare  für  die  jüdischen  Matnken  vorgeschrieben 
worden  sind. 
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die  griechisch-orientalischen  Seelsorger  in  gleicher  Weise  wie  die  katho- 
lischen Seelsorger  znr  Fühmng  der  Trauungsmatriken  in  ihren  Pfarren 
verpflichtet.  Dasselbe  gilt  für  die  Seelsorger  der  evangelischen  Religion 
des  angsborgischen  und  helvetischen  (reformirten)  Glaubensbekenntnisses 
und  für  die  Seelsorger  der  jüdischen  Religion  in  ihren  Seelsorgebezirken. 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

Die  ans  der  Ehe  entspringenden  bürgerlichen  Rechtswirkungen  sind 
nach  dem  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche  zu 
beurtheilen,  insoweit  hierüber  in  späteren  Gesetzen  besondere  Be- 
stimmungen nicht  enthalten  sind  (§31  I.).  Das  gilt  nicht  nur  von 
persönlichen  Rechten  der  Ehegatten  gegen  einander,  sondern  auch  hin- 
sichtlich der  Kinder  und  des  ehelichen  Güterrechts.  Deswegen  wird 
in  dieser  Hinsicht  im  Allgemeinen  auf  die  diesbezügliche  Ausführung  für 
Oesterreich  S.  65  ff.  hingev^desen.  Hier  werden  nur  einige  besondere  Fragen 
berührt.  Die  Frau  erlangt  durch  die  Verheirathung  die  Staatsbürger- 
schaft des  Mannes  nach  dem  in  dieser  Hinsicht  für  alle  Länder  der 
angarischen  Krone  gemeinsamen  Rechte  (siehe  „Ungarn"  S.  96).*)  Sie 
erlangt  femer  das  Heimathrecht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihr  Ehe- 
gatte heimathberechtigt  ist.  Eheliche  und  dui^ch  die  nachgefolgte  Ehe 
legitimirte  Kinder  (diese  letzteren,  insofern  sie  nicht  bereits  eigen- 
berechtigt sind)  sind  in  derjenigen  Gemeinde  heimathberechtigt,  in  welcher 
ihr  Vater  zur  Zeit  ihrer  Geburt,  beziehungsweise  der  stattfindenden 
Legitimation  das  Heimathrecht  besitzt,  oder  falls  der  Vater  früher  ge- 
storben ist,  in  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  er  zur  Zeit  seines  Ablebens 
heimathberechtigt  war.  Bei  Veränderung  des  Heimathrechts  des  Ehemannes 
oder  Vaters  folgen  ihm  die  Frau  und  die  ehelichen  und  legitimirten  Kinder, 
insofern  die  erstere  nicht  gerichtlich  geschieden  ist  und  die  letzteren  nicht 
eigenberechtigt  sind.  Der  Tod  des  Ehemannes  oder  Vaters  ändert  nichts 
an  dem  einmal  erworbenen  Heimathrechte  der  Frau  und  Kinder.*) 

Der  persönliche  Gerichtsstand  des  Mannes  gilt  auch  für  seine  Ehe- 
gattin und  die  unter  seiner  väterlichen  Gewalt  stehenden  Kinder,  mögen 
sie  in  der  Ehe  erzeugt  oder  legitimirt  sein.  Die  Kinder  bleiben  untrer 
diesem  Gerichtsstande  selbst  nach  dem  Tode  des  Vaters  oder  nach  dessen 
Enthebung'  von  der  väterlichen  Gewalt,  bis  sie  die  freie  VerwaltmjyB' 
ihres  Vermögens  erreicht  haben.    Der  Gerichtsstand  der  grospjähri^^jo 

^  Gesetz- Artikel  60:  1879  des  gemeinsamen  ungarisch-kroatischen  Reichstag  (^  Z. 
L.G.  und  VJBl.  vom  Jahre  1880  Nr.  31).  Die  Staatsbürgerschaft  wird  in  den  peni*Jit*- 
samen  bezw.  angarischen  Gesetzen  „ungarische  Staatsbürgerschaft"  und  in  deu  heiniiK«'u**i 
Gesetzen  ^ungarisch-kroatische  Staatsbürgerschaft"  genannt.  Vergl.  §  2.  17  oe^  ii  u**^ 
folgenden  Anmerkung  citirten  Gesetzes;  §  9,  16  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  }H\H-  ihtv  üj* 
Organisirang  der  Stadtgemeinden  in  Kroatien-Slavonien  (L.G.  und  V.Bi.  ^t    (>1. 

*)  §4,  5,  12 — 14  des  Gesetzes  vom  80.  April  1880  über  die  Keireiuu^'  ü*9i  l-i'-ifim'.'^ 
Terhältniase  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien  (L.G.  und  ^  .B     ^*   d«*. 
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Wittwen  richtet  sich  aber  nach  ihrem  eigenen  Wohnsitze.^)  —  Auch 
die  im  Ehebruch  erzeugten  Kinder  sind  in  bürgerlicher  Hinsicht  als 
legitimirt  anzusehen,  wenn  ihre  natürlichen  Eltein  nachher  die  Ehe  ge- 
schlossen haben.  Jedoch  kann  die  Legitimation  solcher  Kinder  nur  ,,pro 
foro  ciyili''  namentlich  in  die  katholischen  Taufmatriken  eingetragen 
werden.^    Vgl,  auch  S.  141,  142. 

Bei  den  gemischten  Ehen,  d.  h.  bei  den  Ehen  von  verschiedener 
Religion,  sollen,  wenn  der  Vater  katholisch  ist,  alle  ehelichen  Kinder 
männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  in  der  katholischen  Religion 
erzogen  werden ;  wenn  aber  der  Vater  einer  nichtkathoUschen  christlichen 
Religion  angehört,  können  (nicht  sollen)  die  Kinder  männlichen  Geschlechts 
in  seiner  nichtkatholischen  Religion  erzogen  werden.*)  Die  Ausstellung 
eines  Reverses  des  nichtkatholischen  Vaters  über  die  Erziehung  auch 
der  Kinder  männlichen  Geschlechtes  in  der  katholischen  Religion  ist 
zulässig.*)  Solche  Reverse  bewirken  die  Verbindlichkeit  des  Vaters 
nicht  nur  gegenüber  seiner  katholischen  Frau,  sondern  auch  gegen- 
über der  katholischen  Kirche.  Die  legitimirten  Kinder  sollen  bei  ge- 
mischten Ehen  hinsichtlich  der  Religionsangehörigkeit  den  in  einer 
gesetzlichen  Ehe  geborenen  Kindern  gleich  gehalten  werden,  wenn  sie 
das  siebente  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben.*®)  Wird  die 
Ehe  durch  Religionsänderung  eines  Eltemtheils  eine  gemischte,  und  sind 
zur  Zeit  eines  solchen  Religionswechsels  Kinder  vorhanden,  so  steht  es 
den  Eltern  frei,  diese,  wenn  sie  das  siebente  Lebensjahr  noch  nicht 
überschritten  haben,  in  derjenigen  Religion  erziehen  zu  lassen,  in  welcher 
sie  bei  einer  schon  anfangs  gemischten  Ehe  erzogen  werden  sollten.*) 
Für  die  Religionsangehörigkeit  der  Kinder  bei  Ehen  von  verschiedenen 
nichtkatholischen  christlichen  Religionen  ist  keine  positive  Vorschrift  vor- 
handen. Nach  der  herrschenden  Ansicht  der  Praxis  haben  solche  Kinder 
der  Religion  ihrer  Eltern  nach  dem  Geschlechte,  d.  h.  die  männlichen 
der  Religion  des  Vaters  und  die  weiblichen  derjenigen  der  Mutter  zu 
folgen.') 

§6. 

E.  Ungültigkeitserklärung. 

Die  Ehe  darf  von  den  Ehegatten  nicht  eigenmächtig  aufgehoben 
(§  41 1.),  sondern  muss  wider  jeden  Versuch,  die  Trennung  zu  erschleichen, 

^)  §  19  und  20  der  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  16.  Februar  1858  erlassenen 
Giyil- Jurisdiktionsnorm  (H.G.B1.  Nr.  30). 

>)  Kultus .  Ministerialerlass  vom  30.  Juni  1857  Z.  10220  und  vom  30.  Sept.  1859 
Z.  14059  (Arch.  f.  kath.  Kirchenr.  11.  Bd.  S.  434-435,  439—440). 

')  §  15  des  Gesetz -Artikels  XXVI:  1790/91,  allerhöchste  EntschUessung  yom 
23.  April  1791. 

^)  Allerhöchste  EntschUessung  vom  12.  Okt.  1807,  Hofdekret  vom  12.  März  1806. 

^)  Die  durch  den  Erlass  der  ungarischen  Statthalterei  vom  14.  August  1838 
Z.  26823  kundgemachte  allerhöchste  Entschliessung  vom  18.  Juli  1838. 

<)  Hofdekret  yom  6.  September  1888  Z.  12129. 

'')  Zuschrift  der  kgl.  kroat.-slaY.-dalin.  Landesregierung,  Abth.  für  Kultus  und 
Unterr.  vom  27.  Oktober  1901  Z.  15863  an  den  kroat.-slay.-dalm.  Minister  in  Budapest. 
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„mit  Kraft"  aufrecht  gehalten  werden  (§  114  11.).  Jedoch  soll  die  bei  dem 
Obwalten  eines  Ehehindemisses  und  ohne  Dispens  geschlossene  Ehe,  wenn 
ihre  Konvalidation  überhaupt  nicht  möglich  ist  (§192  Tl.),  für  ungültig 
erklärt  und  getrennt  werden  (§114  II.).  Das  kann  nur  in  einem  be- 
sonderen Prozesse  durch  richterliches  ürtheil  erfolgen  (§  42  L,  siehe  auch 
„Oesten-eich"  S.  70). 

1.  Allgemeines  Bestreitungsrecht  und  Untersuchung  von 
Amtswegen.  Das  Bestreitungsrecht  gebührt,  insofern  es  nicht  aus- 
drücklich auf  die  Ehegatten  beschränkt  ist,  allen  Mitgliedern  der  katho- 
lischen Kirche  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  eigennütziger  Absichten 
verdächtig  sind  oder  bei  der  ihnen  bekannten,  regelmässig  vorgenommenen 
EhescJiliessung  das  Ehehindemiss  ohne  rechtmässigen  Grund  verschwiegen 
haben  (§115  11.).  In  allen  diesen,  den  Ehegatten  nicht  ausdrücklich  vor- 
behalt«nen  Fällen  hat  das  Ehegericht  die  Untersuchung  über  die  Gültig- 
keit einer  Ehe  auch  von  Amtswegen  einzuleiten,  sobald  ein  hinlänglicher 
Grund  hierzu  durch  Offenkundigkeit  des  Falles,  durch  Anzeigen  (§§  12ö 
bis  132  II.),  oder  in  anderer  Weise  geboten  ist  (§  122  11.).  Auf  Anzeigen 
über  Ehehindemisse,  wegen  welcher  den  Ehegatten  allein  das  Bestreitungs- 
recht zusteht,  kann  in  der  Regel  von  Amtswegen  keine  Rücksicht  ge- 
nommen werden.  Wenn  aber  die  Ungültigkeit  der  Ehe  wegen  eines 
solchen  Ehehindemisses  aus  den  gemachten  Angaben  deutlich  hervor- 
geht, so  ist  von  Amtswegen  dahin  zu  wirken,  dass  entweder  die  Kon- 
validation der  Ehe  vollzogen  werde  oder  dass  der  berechtigte  Ehegatte 
wider  die  Ehe  einschreite  (§  132  11.). 

2.  Ansschliessliches  Bestreitungsrecht  der  Ehegatten.  Ein 
solches  steht  zu:  dem  Ehegatten,  welcher  sich  im  Irrthume  befand 
oder  dem  widerrechtlichen  Zwange  unterlag  (§116  n.);  —  bei  einer 
bedingten  Eheschliessung  dem  Ehegatten,  welcher  weder  das  Vor- 
handensein des  Ausbedungenen  fälschlich  vorgegeben  oder  dessen  Nicht- 
vorhandensein absichtlich  verschwiegen,  noch  auch  die  Erfüllung  der 
Bedingung  durch  sein  Verschulden  verhindert  hat  (§  117  n.);  —  beiden 
Ehegatten  wegen  des  Unvermögens  zur  Vollziehung  der  Ehe,  wenn 
dieses  kein  offenkundiges  ist  (§  118  11.);  —  nach  eingetretener  Mündig- 
keit dem  Ehegatten,  welcher  bei  der  Eheschliessung  unmündig  war 
(§  119  n.);  —  der  entführten  Frauensperson  wegen  des  Ehehindemisses 
der  Entführung  nach  Erlangung  der  vollen  Freiheit  (§  120  11.).^) 

Wenn  das  Ehehindemiss  des  bestehenden  Ehebandes,  dessen 
Vorhandensein  bei  der  Eheschliessung  einem  Ehegatten  ohne  seine  Schuld 
unbekannt  war,  durch  thatsächliche  Veränderung  erloschen  ist,  hat  der 
andere  Ehegatte,  welcher  um  dieses  Ehehindemiss  gewusst  hat,  kein 
Kecht,  die  Ehe  zu  bestreiten  (§121  n.). 

3.  Das  Bestreitungsrecht  erlischt:  wenn  der  zur  Bestreitung 
der  Ehe  berechtigte  Ehetheil,  nachdem  er  seines  Irrthums  inne  ge- 
worden ist,   oder  nachdem  die  zur  Entkräftung  der  Einwilligung  hin- 

^)  Schnitzer  S.  844:  dieses  Ehehindemiss  ist  nur  mehr  priyatrechtlicher  Natur. 
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reichende  Furcht  aufgehört  hat,  die  eheliche  Pflicht  freiwillig  und 
wissentlich  leistet,  oder  das  eheliche  Zusammenleben  sechs  Monate  lang 
freiwillig  fortsetzt  (§  116  n.);  —  durch  die  Verzichtleistung  auf  die 
Bedingung  (§  117  n.);  —  wenn  die  entführte  Frauensperson,  welche  in 
die  Entführung  eingewilligt  hat,  sich  nicht  gleich  nach  Wiedererlangung 
der  voUen  Freiheit  ihres  Bestreitungsrechts  bedient  (§  120  n.). 

Für  andere  Fälle  ist  die  Zeit,  innerhalb  welcher  das  Bestreitungsrecht 
geltend  zu  machen  ist,  nicht  bestimmt.  Es  kann  daher  die  Untersuchung 
der  Gültigkeit  der  Ehe  in  solchen  Fällen  zu  jeder  Zeit  vorgenommen  werden. 

4.  Das  Eherecht  der  griechisch-orientalischen  Kirche  stimmt 
fast  gänzlich  mit  den  erwähnten  Grundsätzen  des  katholischen  Eherechts 
hinsichtlich  der  Ungültigkeits-  oder  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  überein.*) 

6.  Die  Rechtswirkungen  der  Ungültigkeitserklärung  einer 
Ehe  bestehen  im  Allgemeinen  darin,  dass  die  Verhältnisse  der  Betheüigten 
auf  den  vor  der  Eheschliessung  bestandenen  Zustand  zurückgeführt 
werden.  Beide  Scheingatten  können  in  der  Regel  eine  andere  Ehe  ein- 
gehen. Eine  Ausnahme  findet  bei  Katholiken  nur  füi*  denjenigen  Ehe- 
gatten statt,  auf  dessen  vollkommenes  und  unheilbares  Unvermögen  das 
auf  Ungültigkeit  oder  Nichtigkeit  der  Ehe  lautende  Urtheil  gegründet 
ist.  Die  Ehe  einer  solchen  Person  tritt  wieder  in  Kraft,  wenn  sich 
später  ergiebt,  dass  sie  zur  Vollziehung  der  Ehe  fähig  sei  (§  198  n.). 
—  Die  Gattin  muss  den  Namen  des  Mannes  wieder  ablegen  und  ist 
seiner  Standesvorzüge  nicht  mehr  theilhaft.  —  Sie  verliert  das  durch 
die  Verehelichung  erworbene  Heimathrecht  des  Ehemannes  und  tritt  in 
ihre  frühereu  Heimathsverhältnisse  zurück.^)  Ihr  Gerichtsstand  richtet 
sich  nunmehr,  wenn  sie  grossjährig  ist,  nach  ihrem  eigenen  Wohnsitze.  — 
Der  schuldlose  Theil  ist  berechtigt,  von  dem  schuldtragenden  Theil  eine 
Entschädigung  zu  verlangen  (§51 L).  —  Die  Rechtsverhältnisse  der  Kinder 
sind,  wenn  die  Ehe  wegen  eines  der  Ehehindernisse,  von  welchen  die  Nach- 
sichtgewährung dem  Bischöfe  zusteht  (siehe  oben  S.  139),  für  ungültig 
erklärt  wird,  so  zu  regeln,  als  hätte  eine  Trennung  des  Ehebandes  statt- 
gefunden (§50  1.).  (Uebrigens  siehe  noch  unten  S.  169  ff.,  dann  unter 
„Oesterreich"  S.  71,  72  besonders  hinsichtlich  der  ehelichen  Geburt  der 
Kinder  (§  50  I.).) 

F.  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  und  gänzliche 

Trennung  des  Ehebandes/) 

I.  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Die  eheliche  Lebensgemein- 
schaft  darf   bei   den  Katholiken   nur   in  den  von  dem  Kirchengesetze 


*)  Zhiahman  S.  699—700.  —  Vgl.  §  1  des  ersten  Abschnittes  des  Konsistorial- 
Systems  vom  5.  April  1782. 

«)  §  12  des  Gesetzes  vom  30.  April  1880  (LG.  und  V.B1.  Nr.  49)  über  die 
Regelung  der  Heimathyerhältnisse  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonlen. 

")  Ueber  die  Begriffe  „Scheidung'^  und  „Trennung"  siehe  unter  „Oesterreich"  S.  72. 
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bestimmten  Fällen  und  in  der  von  dem  Kirchengesetze  vorgeschriebenen 
Form  aufgehoben  werden  (§  205  II.).  Das  geschieht  durch  die  gericht- 
liche Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  welche  entweder  auf  Grund  eines 
Einverständnisses  der  Ehegatten  oder  ohne  solches  erfolgen  und  eine 
lebenslängliche  oder  zeitweise  sein  kann. 

1.  Die  einverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
wird  nur  gestattet,  wenn  beide  Ehegatten  oder  einer  von  ihnen  in 
einen  von  dem  heiligen  Stuhle  gutgeheissenen  Orden  treten  oder  der 
Ehemann  die  heiligen  Weihen  empfangen  will.  Ob  und  unter  welchen 
Bedingungen  ein  Ehegatte  im  weltlichen  Stande  zurückbleiben  könne,  ist 
nach  den  Kirchengesetzen  zu  bestimmen  (§  206  n.).  Nach  diesen  muss 
er  wenigstens  die  Enthaltsamkeit  geloben. 

2.  Die  nichteinverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
kann  entweder  als  eine  lebenslängliche,  d.h.  bis  zum  Tode  eines  der 
Ehegatten  dauernde,  oder  als  eine  zeitweilige,  d.  h.  auf  eine  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  ausgesprochene  stattfinden. 

a)  Das  Recht,  die  lebenslängliche  Scheidung  zu  fordern,  steht 
einem  Ehegatten  nur  in  dem  Falle  zu,  wenn  der  andere  sich  des  Ehe- 
bruchs schuldig  gemacht  hat  Dieses  Recht  verliert  er  jedoch,  wenn 
er  dem  Gatten  die  Schuld  ausdrücklich  oder  stillschweigend  verzeiht, 
femer  wenn  er  den  Ehebruch  gebilligt,  gestattet,  oder  durch  sein  eigenes 
Verschulden  herbeigefühi-t,  oder  endlich  wenn  er  sich  selbst  des  Ehe- 
bruchs schuldig  gemacht  hat  (§207  IL). 

b)  In  allen  anderen  Fällen  ist  nur  eine  zeitweilige  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  zulässig.  Dieselbe  findet  statt  wegen  folgender 
Verfehlungen  oder  Mängel  eines  Gatten:  Abfall  vom  Christenthume;  Ver- 
führung des  anderen  Ehegatten  zum  Abfalle  vom  katholischen  Glauben; 
Verführung  des  anderen  Ehegatten  zu  Lastern  oder  Verbrechen;  Miss- 
handlungen oder  Nachstellungen,  durch  welche  die  Gesundheit  und  das 
Lieben  des  anderen  gefährdet  wird;  fortgesetzte  empfindliche  Kränkungen 
des  anderen;  nach  Umständen  auch  ansteckende  und  langwierige  körper- 
liche Krankheit  eines  der  Ehegatten  (§  208  II.);  böswillige  Verlassung 
(§  209  n.);  solche  Pflichtverletzungen,  durch  welche  den  Vermögens- 
rechten oder  der  bürgerlichen  Ehre  des  anderen  Ehegatten  grosse  Nach- 
theile zugefügt  oder  dringende  Gefahren  bereitet  werden  (§210  n.). 
Hierher  ist  nach  staatlichem  Rechte  auch  der  Fall  zu  rechnen,  dass  ein 
Ehemann  seine  Gattin  bereits  von  einem  Anderen  geschwängert  findet, 
und  sogleich  nach  Entdeckung  dieses  Umstandes  den  ehelichen  Umgang 
mit  ihr  einstellt.  Die  Klage  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  muss 
aber  binnen  eines  Monats  nach  Entdeckung  der  Schwangerschaft  anhängig 
gemacht  werden^)  (§73  L). 

3.  Die  Wirkungen  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  werden 
nach  den  Bestimmungen  des  österreichischen  allgemeinen  Gesetzbuches 
bemrtbeüt  (siehe  „Oesterreich"  S.  74;  auch  hier  S.  169  ff.).    Die  gerichtlich 

1)  DsL3  Gleiche  gilt  zu  Gunsten  des  schuldlosen  Gatten,  falls  der  andere  Ehegatte 
zam  Tode  oder  zu  schwerem  Kerker  verurtheilt  worden  ist. 
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geschiedene  Frau  behält  das  Heimathrecht,  welches  sie  zur  Zeit  der  gericht- 
lichen Scheidung  hatte,')  und  kann  nach  der  herrschenden  Ansicht  sowohl 
Staatsbürgerschaft  als  Heimathrecht  selbständig  anderswo  erwerben.*} 
Ihr  (Jerichtsstand  richtet  sich  nicht  mehr  nach  dem  Wohnsitze  des  Mannes, 
sondern,  wenn  sie  grossjährig  ist,  nach  ihrem  eigenen  Wohnsitze.*)  Die 
Kinder,  welche  von  der  Frau  nach  Ablauf  von  zehn  Monaten  von  der 
erfolgten  gerichtlichen  Scheidung  an  geboren  werden,  gelten  als  unehelich^ 
es  sei  denn,  dass  gegen  den  Ehemann  der  Beweis  geführt  wird,  dass  er 
in  dem  Zeiträume  von  mindestens  sieben  und  längstens  zehn  Monaten  vor 
der  Entbindung  mit  der  Mutter  des  Kindes  den  Beischlaf  vollzogen  habe 
oder  mit  ihr,  wenn  auch  ohne  Anzeige  bei  Gericht,  in  die  frühere  Gemein- 
schaft zurückgetreten  sei.*)  Von  der  Wiedervereinigung  der  geschiedenen 
Ehegatten  hat  das  geistliche  Ehegericht  auch  deren  Personal-Instanz  in 
Kenntniss  zu  setzen  (§  66  I.). 

4.  Das  Eherecht  der  griechisch-orientalischen  Kirche  kennt 
das  Rechtsinstitut  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  überhaupt  nicht '^) 

II.  Gänzliche  Trennung  der  Ehe. 

1.  Die  Ehe  ist  nach  katholischem  Eherechte  bei  Lebzeiten  der  Ehe- 
gatten unauflösbar  (§§  20 — 23  II).  Das  Band  einer  Ehe,  bei  deren  Ein- 
gehung wenigstens  ein  Theil  der  katholischen  Kirche  angehört  hat,  kann 
auch  dann  nicht  getrennt  werden,  wenn  in  Folge  einer  Aenderung  des 
Religionsbekenntnisses  beide  Theile  einer  nichtkatholischen  Kirche  oder 
Religionsgesellschaft  zugethan  sind,  sowie  wenn  zwei  Personen,  die  sich 
als  nichtkatholische  Christen  ehelichten,  später  in  die  katholische  Kirche 
eingetreten  sind,  sei  es  auch,  dass  beide  in  der  Folge  sich  wieder  einem 
nichtkatholischen  Religionsbekenntnisse  zugewendet  haben  (§  57  I.).*) 
Von  dem  Grundsatze  der  Unauflösbarkeit  der  Ehe  giebt  es  jedoch  drei 
Ausnahmen: 

a)  Wenn  ein  Gatte  vor  der  Vollziehung  der  Ehe  feierliche  Ordens- 
gelübde ablegt  (§21  IL).  Sofern  nämlich  ein  Ehegatte  die  (fleischliche) 
Vollziehung  der  Ehe  verweigert,  weil  er  der  Welt  zu  entsagen  entschlossen 
sei,  so  muss  vor  Allem  die  Nichtvollziehung  der  Ehe  ausser  Zweifel  gestellt 
werden.  Wird  dies  festgestellt,  so  ist  dem  betreffenden  Gatten  aufzutragen^ 
binnen  zwei  Monaten  entweder  die  Ehe  zu  vollziehen  oder  in  einen  vom 
heiligen  Stuhle  gutgeheissenen   Orden  zu  treten.     Nach  der  erfolgten 

0  §  12  des  Gesetzes  vom  30.  April  1880  (L.G.  und  V.B1.  Nr.  49)  über  die 
Regelung  der  Heimathyerhältnisse  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien. 

')  Note  der  kgl.  kroat.-slay.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  innere  An- 
gelegenheiten vom  19.  Dezember  1901  Z.  85452. 

')  §  19  der  mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  16.  Februar  1853  erlassenen  GiviU 
Jurisdiktionsnorm  (K.G.B1.  Nr.  30). 

*)  Hofdekret  vom  15.  Juni  1835  (J.G.S.  Nr.  39;  Anhang  zum  a.  b.  G  B.  Nr.  30). 

*)  Trotzdem  wird  es  in  den  diese  Kirche  betreffenden  älteren  Vorschriften  erwähnt. 

•)  Die  durch  das  kaiserl.  Patent  vom  16.  Februar  1853  (R.G.BI.  Nr.  30)  aufrecht 
erhaltenen  griechisch-orientalischen  kirchlichen  Ehegerichte  sind  jedoch  durch 
diese  Bestimmung,  bis  weitere  Bestimmungen  erfolgen  werden,  nicht  gehindert,  nach 
den  für  sie  bestehenden  Vorschriften  und  B>echt8gewohnheiten  vorzugehen  (Artikel  I. 
des  kaiserl.  Patentes  vom  8.  Oktober  1856   -     R.G.BI.  Nr.  185). 
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Ablegnng  der  feierlichen  Ordensgelübde  soll  dem  anderen  Gatten  urkund- 
lich bezeugt  werden,  dass  seine  Ehe  aufgelöst  sei  und  er  zu  einer  anderen 
Ehe  schreiten  könne  (§§  201—203  H.). 

b)  Die  Trennung  einer  gültig  geschlossenen,  aber  noch  nicht  voll- 
zogenen Ehe  kann  nach  der  kirchlichen  Praxis  auch  durch  päpstliche 
Dispensgewährung  erfolgen  (§21  n.). 

c)  Wenn  von  zwei  nichtchristlichen  Ehegatten  sich  einer  zum 
Christenthume  bekehrt,  und  der  andere  sich  weigert,  überhaupt  oder  doch 
ohne  Beschimpfung  des  Christenthums  mit  dem  Bekehrten  zusammenzuleben, 
so  wird  diesem  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  mit  einer  christlichen 
Person  gestattet,  und  sobald  er  hiervon  Gebrauch  macht,  wird  seine  im 
Unglauben  geschlossene  Ehe  als  aufgelöst  angesehen  (§  23  11.). 

2.  Nach  der  Lehre  der  griechisch-orientalischen  Kirche  gilt 
grundsätzlich  die  Ehe  bei  Lebzeiten  beider  Gatten  gleichfalls  für  unauf- 
löslich. Doch  wird  die  Auflösung  der  Ehe  aus  gewissen  Ereignissen 
und  Handlungen  abgeleitet,  welche  in  ihi'en  Wirkungen  auf  die  eheliche 
Verbindung  dem  natürlichen  Tode  gleich  gehalten  werden.  Solche  Ehe- 
trennungsgründe  sind:  der  Ehebruch,  die  lebensgefährliche  Nachstellung 
des  einen  Ehegatten  gegen  den  andern,  der  Mangel  der  Leistung  der 
ehelichen  Pflicht,  die  absichtliche  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  die  Ver- 
schollenheit des  Ehemannes,  der  Abfall  eines  Ehegatten  vom  Christen- 
thume, die  Hebung  des  eigenen  Kindes  aus  der  Taufe,  der  Empfang  der 
Bischofswürde,  die  Ablegung  des  Mönchgelübdes,  der  Hochverrath,  die 
durch  die  Bekehrung  des  einen  Ehegatten  entstandene  Religionsver- 
schiedenheit. ^) 

3.  Die  Wirkungen  der  Ehetrennung  werden  im  Allgemeinen  nach 
den  Bestimmungen  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches benrtheilt  (siehe  Oesterreich  S.  76),  insofern  sie  nicht  kirchlicher 
Natur  sind.  Wird  eine  Ehe  von  Katholiken  dadurch  getrennt,  dass  ein 
Ehegatte  vor  Vollziehung  derselben  die  feierlichen  Gelübde  ablegt,  so 
verbleibt  dem  anderen  bis  zu  seiner  etwaigen  Wiederverehelichung  das 
Recht  auf  den  anständigen  Unterhalt.  Die  Ehepakte  sind,  insoweit 
darüber  kein  Vergleich  getroffen  wird,  für  beide  Theile  erloschen  (§  58 1.). 
-—  Ueber  die  Rechtswirkungen  der  Trennung  bei  den  gemischten  Ehen 
siehe  noch  unten  S.  169f.  und  über  die  Staatsbürgerschaft,  das  Heimath- 

^)  Der  WahnsioD  und  der  Aussatz  sind  als  Ehetrennungsgründe  aus  dem  griechisch- 
römischen  Rechte  in  das  kanonische  Recht  der  griechisch-orientalischen  Kirche  nicht 
aafgenommen  worden.  Jedoch  giebt  es  Fälle  in  der  Metropolie  von  Karlowitz,  in 
welchen  die  Ehetrennung  wegen  Epilepsie  ausgesprochen  wurde.  In  derselben  Metropolie 
bat  sich  noch  die  Praxis  ausgebildet,  die  Ehen  auch  wegen  der  unüberwindlichen  Ab- 
neigung zwischen  den  Ehegatten  (§  115  des  a.  b.  G.B.)  zu  trennen,  obwohl  dieser 
Eheirennungsgrrond  in  den  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  den  griechisch- 
orientalischen  geistlichen  Gerichten  zur  Richtschnur  vorgeschriebenen  kirchlichen  Rechts- 
qoellen  nicht  angeführt  erscheint  (Zuschrift  des  griechisch- orientalischen  Metropolitan- 
Kirchenrathes  vom  16.  April  1902  Z.  139/19),  was  staatlicherseits  missbilligt  wird  (Note 
der  kgl.  kroat.-slav.-dalm.  Landesregierung,  Abtheilung  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
5.  Juli  1901  Z.  1755).  Vgl.  auch  Nikodem  MilaS:  Die  unüberwindliche  Abneigung 
als  Ehetrenaangsgrund  nach  d.  ö.  a.  b.  G.,  Zara  1902. 
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recht  und  den  Gerichtsstand  einer  getrennten  Frau  oben  S.  156.  Hier 
kann  noch  beigefügt  werden,  dass  die  Ungültigkeitserkläning  und  Trennung 
einer  Ehe  immer  in  den  Trauungsmatriken  anzumerken  ist,  —  und  zwar, 
wenn  die  Ehe  an  einem  Orte,  wo  keiner  der  Eheleute  seinen  Wohnsitz 
hatte,  geschlossen  wurde,  nicht  nur  in  den  Trauungsmatriken  der  Pfarre, 
wo  die  Eheschliessung  stattfand,  sondern  auch  in  jenen  des  Pfarrers, 
welcher  die  Ermächtigung  zur  Trauung  ertheilt  hat  (§  53  L,  §  204  n., 
§  122  a.  b.  G.B.);  zu  diesem  Zwecke  ist  der  Bischof  bezw.  das  Ehe- 
gericht verpflichtet,  jedes  Urtheil  über  die  erfolgte  Ungültigkeitserklärung 
oder  Trennung  einer  Ehe  dem  Landeschef  beziehungsweise  der  ^kgl. 
kroat-slav.-dalm.  Landesregierung  mitzutheilen  (§§  49  I.,  195  IL,  122 
a.  b.  G.). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

L  Zuständigkeit  der  Gerichte  in  Ehesachen  im  Allgemeinen. 
—  Die  Ehesachen  der  Katholiken  (§  36, 42, 59  I. ;  §  96  IL)  und  der  Bekenner 
der  griechisch-orientalischen  Religion^)  gehören,  in  soweit  sie  die  Gültig- 
keit der  Ehe  und  des  Eheverlöbnisses,  die  Trennung  der  Ehe  oder 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  betreffen,  vor  den  kirchlichen,  diejenigen 
der  evangelischen  und  jüdischen  Glaubensgenossen  aber  vor  den  weltlichen 
Richter.  Die  Entscheidung  über  die  bloss  bürgerlichen  Wirkungen  bei 
solchen  Ehestreitigkeiten  steht  dem  weltlichen  Richter  für  Angehörige 
aller  gesetzlich  anerkannten  Religionen  zu.*)  Deswegen  darf  sich  der 
griechisch-orientalische  kirchliche  Richter  keineswegs  in  die  Entscheidung 
über  die  Frage  einer  Schadensvergütung,  der  Alimentation,  oder  anderer 
dabei  vorkommenden  Verbindlichkeiten  einmengen,  sondern  hat  die  streiten- 
den Parteien  immer  an  den  weltlichen  Richter  zu  verweisen.*)  Dagegen 
steht  es  den  Katholiken  frei  auch  hinsichtlich  der  Entschädigungsansprüche 
und  aller  das  Vermögen  betreffenden  Streitigkeiten  den  zur  Verhandlung 
in  der  Hauptsache  berufenen  kirchlichen  Richter  zum  Schiedsrichter  zu 
wählen/)  Ueber  einen  solchen  Vergleich  ist  eine  Urkunde  aufzusetzen; 
Minderjährige  bedürfen  hierzu  der  Zustimmung  des  Vaters  oder  des 
Vormundes  und  der  Vormundschaftsbehörde.    Gegen  den  schiedsrichter- 


^)  §  1  des  ersten,  g  5  lit.  a)  des  zweiten  Abschnittes  des  Konsistorial-Systems 
vom  5.  April  1782;  §  10  lit.  b)  und  §  21  Absch.  IV  AHerh.  Resc.  vom  10.  August  1868; 
Art.  m.  des  kaiserl.  Patentes  vom  29.  November  1852,  Art.  II.  des  kaiserl.  Patentes 
vom  16.  Februar  1858. 

•)  Art.  m.  und  IV.  des  kaiserl.  Patentes  vom  29.  November  1852  (R.G.B1. 
Nr.  246);  Art.  X.  des  mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  5.  November  1855  kundgemachten 
Konkordates  vom  18.  August  1855  (R.G.B1.  Nr.  195).  — Vgl.  auch  die  folgende  Anmerkung. 

")  §  5  lit.  b)  des  ersten  Abschnittes  des  Konsitorial-Systems  vom  4.  April  1782. 

*)  Die  Erkenntnisse  geistlicher  Ehegerichte  über  Gegenstände,  welche  wie  z.  B. 
Vermögensverhältnisse  der  streitenden  Ehegatten,  ausserhalb  der  Grenzen  ihrer  Gerichts- 
barkeit liegen,  können  sonst  niemals  in  Rechtskraft  erwachsen.  Daher  ist  der  Vollaug 
derselben  von  den  bürgerlichen  Gerichten  zu  verweigern,  ohne  dass  es  erst  einer 
besonderen  Aufhebung  derselben  bedarf  (Justizministerial-Erlass  vom  18.  August  1855). 
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liehen  Ausspruch,  bei  dessen  Fällung  das  österreichische  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  zur  Richtschnur  zu  nehmen  ist,  findet  keine  Berufung 
statt.  Es  kann  aber  eine  Klage  auf  Nichtigkeit  vor  dem  ordentlichen 
bürgerlichen  Gericht  angestellt  werden  (§  64  1.;  200,  24411.).^)  Ver- 
langt jedoch  eine  auf  Ungültigkeit  der  Ehe  oder  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  klagende  Gattin,  dass  dem  Ehemanne  die  Verwaltung  ihres 
Vermögens  abgenommen,  oder  dass  derselbe  zur  Sicherstellung  für  ihr 
Vermögen  angehalten  werde,  so  ist  sie  desshalb  immer  an  das  weltliche 
Gericht  zu  verweisen  (§  245  IL).  Ebenso  steht  die  endgültige  und  rechts- 
verbindende Entscheidung  darüber,  welchem  Eltemtheile  bei  einer  Ehe- 
scheidung nach  Massgabe  des  §  142  a.  b.  G.  B.  die  Kinder  zur  Erziehung 
zu  überlassen  seien,  gleichwie  über  jede  in  dieser  Richtung  etwa  schon 
während  der  Dauer  eines  Ehescheidungsprozesses  nöthig  werdende  einst- 
weilige Verfügung  dem  ordentlichen  (weltlichen)  Gerichte  zu.*)  Dagegen 
gehören  die  Klagen  eines  Ehegatten  gegen  den  anderen  auf  Rückkehr 
(WiederhersteDung  der  Lebensgemeinschaft)  zur  Kompetenz  der  geistlichen 
Ehegerichte.*)  Wird  eine  bereits  durch  den  Tod  getrennte  Ehe  vor  dem 
kirchlichen  Ehegerichte  bestritten  und  von  diesem  für  ungültig  erklärt, 
so  hat  ein  solches  Urtheil  auf  die  bürgerlichen  Rechtswirkungen  keinen 
Einfluss,  sondern  das  bürgerliche  Gericht,  welchem  die  Entscheidung 
aber  die  streitigen  bürgerlichen  Rechtsansprüche  zusteht,  hat  zu  diesem 
Zweck  auch  die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  beurtheüen,  und  die  Entscheidung 
desselben  darüber  ist  für  die  bürgerlichen  Rechtswirkungen  massgebend 
(§  65  L). 

n.  Zuständigkeit  und  Verfahren  der  Gerichte  in  Ehe- 
sachen der  Angehörigen  einzelner  gesetzlich  anerkannter 
Religionen. 

1.  Die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Katholiken.  — 
a)  Diese  wird  ausgeübt  von  den  bischöflichen  Ehegerichten,  welche 
aas  einem  Präses,  aus  wenigstens  vier  und  höchstens  sechs  Räthen, 
einem  Schriftführer  und  einem  Ehevertheidiger,  nach  Bedarf  auch  aus  Stell- 
vertretem  dieser  Amtspersonen  bestehen,  sämmtlich  vom  Bischof  ernannt. 
Die  Entscheidung  wird  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefällt;  bei  Stimmen- 
gleichheit giebt  der  Präses  den  Ausschlag,  ausser  wenn  es  sich  um  ein  Urtheil 
über  die  Gültigkeit  der  Ehe  handelt,  in  welchem  Falle  auf  Gültigkeit  der 
Ehe  zu  erkennen  ist  (§  97—99,  124  H.).  Ein  auf  Ungültigkeit  der  Ehe 
oder  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  lautendes  Ui-theil  kann  durch 
die  Berufung  und  die  Klage  auf  Nichtigkeit  des  Urtheils  an- 
l?efochten  werden.  Die  Berufung  geht  von  den  bischöflichen  Gerichten  in 
Djakovar,  Zengg  und  Krentz  (Krizevci)  an  das  erzbischöfliche  Ehegericht 
in  Agram   und  von  diesem  an  das  erzbischöfliche  Ehegericht  in  Kaloöa 

0  Vgl.  darüber  auch  die  Bestimmungen  der  §§  876 — 386  der  mit  der  Justiz- 
ministerial -Verordnung  vom  16.  September  1852  eingeführten  provis.  Civilprozeasordnung 
(R.G.B1.  Nr.  190)  über  die  Schiedsrichter  und  den  schiedsrichterlichen  Spruch. 

*)  Joatizministerial-Erlass  vom  6.  Oktober  1858  Z.  19564. 

*)  Jnstizministenal-Erlass  vom  28.  April  1857  Z.  9195;  —  §  66  I. 
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(Ungarn).  Die  dritte  Instanz  ist  für  alle  genannten  kroatischen  Bis- 
thümer  und  das  Erzbisthom  in  Agram  das  bischöfliche  Ehegericht  in 
Fünfkirchen  (Ungarn).^)  Wenn  die  Angelegenheit  nach  Massgabe  des 
Kirchengesetzes  vor  eine  vierte  Instanz  gebracht  werden  kann  oder 
mnss,  wird  ein  bischöfliches  oder  erzbischöfliches  Ehegericht  zor  Fallnng 
des  Schlussurtheils  vom  heiligen  Stuhle  besonders  delegirt.  Die  Be- 
rufung ist  zulässig,  bis  die  Gültigkeit  der  Ehe  durch  zwei,  oder 
ihre  Ungültigkeit  durch  drei  gleichlautende  Urtheile  ausgesprochen 
ist.  Wenn  zwei  Urtheile  für  und  zwei  gegen  die  Ehe  erfolgt  sind,  so 
wird  die  Ehe  als  gültig  angesehen  (§§  179 — 183  11.).  Von  zwei  gleich- 
lautenden Urtheilen  bei  Scheidungsklagen  findet  keine  weitere  Berufung 
statt  (§  239  n.).  Die  Berufung  ist  bei  dem  Ehegerichte,  wider  dessen 
Ausspruch  sie  ergeht,  binnen  zehn  Tagen  nach  Zustellung  des  Ur- 
theils  anzumelden.  Dieses  Ehegericht  soll  binnen  dreissig  Tagen 
nach  der  geschehenen  Zustellung  die  Verhandlungen  an  die  höhere 
Instanz  einsenden  und  die  appellirende  Partei  hiervon  mit  der  gleich- 
zeitigen Weisung  verständigen,  dass  sie  binnen  dreissig  Tagen  nach 
Zustellung  dieser  Weisung  ihre  Beschwerde  bei  der  höheren  Instanz 
anzubringen  habe.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  darf  von  dem  Ehe- 
gerichte, dessen  Urtheil  angefochten  wird,  nur  aus  sehr  wichtigen 
Gründen  bewilligt  werden  (§  102  IL).  Auch  die  Klage  auf  Nichtig- 
keit eines  Urtheils  muss  binnen  der  für  die  Berufung  festgesetzten 
Zeit  vor  dem  zunächst  höheren  Richter  angestellt  werden  (§  188  11.).*) 

b)  Ueber  die  Gültigkeit  der  zwischen  den  katholischen  und  nicht- 
katholischen Christen  geschlossenen  Ehen  kann  nur  das  katholische 
Ehegericht  entscheiden,  so  lange  ein  Gatte  der  katholischen  Kirche 
angehört  (§  43  I.).  Derselbe  Grundsatz  gilt  in  der  Praxis  auch  für  die 
Ehen  zwischen  einer  katholischen  und  einer  nichtchristlichen  Person.') 
Wenn  bei  einer  ursprünglich  zwischen  nichtkatholischen  Christen  ab- 
geschlossenen Ehe  ein  Gatte  später  in  die  katholische  Kirche  eintritt, 
so  ist  der  nichtkatholische  Theil  dadurch  nicht  gehindert,  sein  Be- 
streitungsrecht nach  dem  Ehegesetz  und  vor  dem  Ehegerichte,  welchem 
er  in  Folge  seines  Religionsbekenntnisses  untersteht,  geltend  zu  machen; 
auch  kann  die  Gültigkeit  der  Ehe  nach  demselben  Gesetz  und  durch 
dasselbe  Gericht  von  Amtswegen  untersucht  werden;  doch  soll  das  über 
die  Ungültigkeit  der  Ehe  gefällte  Erkenntniss  durch  Vermittelung  der 
Landesregierung  dem  kirchlichen  p]hegerichte  des  katholischen  Ehegatten 


^)  Bulla  „Ubi  primum''  vom  Jahre  1852  über  die  Errichtung  der  kroatisch- 
slavonischen  Kirchenprovinz  und  der  Agramer  Metropolie;  Breve  „Ad  Romanum 
Pontificem"  vom  4.  Dezember  1857. 

^  Aach  Derjenige,  welcher  zur  Begründung  von  bloss  bürgerlichen  Rechts- 
ansprüchen die  Nichtigkeit  eines  Urtheils  des  geistlichen  flhegerichts  behauptet, 
welches  bei  Lebzeiten  beider  Ehegatten  oder  doch  in  Folge  einer  Untersuchung,  die 
bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  anhängig  wurde,  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  gefäUi 
worden  ist,  hat  sich  deshalb  an  das  geistliche  Ehegericht  zu  wenden  (§  54  L). 

')  Rechtsgutachten  der  Oberstaatsanwaltschaft  in  Agram  v.  29.  Oktober  1878,  Z.  1640. 
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mitgetheilt  werden,  damit  dasselbe  entscheide,  inwiefern  der  ergangene 
Spruch  für  das  Gewissen  dieses  Ehegatten  bindend  sein  könne  (§  44  L). 
Auch  dem  katholisch  gewordenen  Gatten  steht  es  frei,  das  Bestreitungs- 
recht, welches  ihm  das  Kirchengesetz  zusichert,  vor  seinem  kirchlichen 
Gerichte  geltend  zn  machen.  Es  bleibt  diesem  letzteren  unbenommen, 
die  Gültigkeit  der  Ehe  auch  von  Amtswegen  zu  untersuchen.  Das  auf 
Ungültigkeit  der  Ehe  lautende  Endurtheil  soll  ebenfalls  durch  Ver- 
mittelung  der  Landesregierung  dem  Ehegerichte  des  nichtkatholischen 
Gatten  zu  entsprechender  Verhandlung  mitgetheilt  werden  (§  45  I.).  Wenn 
dieses  auf  Gültigkeit  der  Ehe  erkennt,  so  steht  dem  nichtkatholischen 
Theile  frei,  die  Trennung  des  Ehebandes  zu  verlangen.  Dabei  ist  das 
von  dem  katholischen  Ehegerichte  gefällte  Üngültigkeits-Urtheil  als  ein 
gesetzlicher  Ehetrennungsgrund  anzusehen.  Wird  ein  solches  Ansuchen 
mn  Trennung  der  Ehe  nicht  gestellt,  so  kann  der  katholische  Gatte  bei 
dem  ordentlichen  Richter  um  das  Erkenntniss  ansuchen,  dass  die  bürger- 
lichen, auf  seine  Verehelichung  gegründeten  Rechtsverhältnisse  so  zu 
regeln  seien,  als  habe  eine  Trennung  des  Ehebandes  stattgefunden. 
Bevor  die  Trennung  ausgesprochen  oder  das  letzterwähnte  Erkenntniss 
erfolgt  ist,  darf  keiner  von  beiden  Theilen  eine  neue  Ehe  eingehen 
(§  46  I.).  Vom  Tage  des  Spruches  an  ist  die  Ehe  rücksichtlich  ihrer 
bürgerlichen  Wirkungen  als  getrennt  anzusehen  (§  47  I.).  Wenn  zwei 
Personen,  welche  sich  als  nichtkatholische  Christen  geehelicht  haben, 
später  in  die  katholische  Kirche  eintreten,  so  entscheidet,  insofern  sich 
über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  eine  Frage  ergiebt, 
das  katholische  Ehegericht.  Wofern  aber  das  angeregte  Ehehindemiss 
dem  Gesetz,  unter  welchem  die  Ehe  geschlossen  wurde,  unbekannt  ist, 
so  soll  ein  auf  Ungültigkeit  der  Ehe  lautender  Spruch  in  Betreff  seiner 
Rückwirkungen  auf  die  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  der  Kinder  so 
behandelt  werden,  als  hätte  eine  Trennung  der  Ehe  stattgefunden  (§  48  L). 
—  Sind  beide  Ehegatten  einem  nichtkatholischen  Religionsbekenntnisse 
zugethan,  so  entscheidet  über  die  Gültigkeit  ihrer  Ehe  selbstverständlich 
das  für  die  Ehesachen  ihrer  Glaubensverwandten  zuständige  Gericht. 
Hat  aber  bei  der  Eheschliessung  wenigstens  ein  Theil  der  katholischen 
Kirche  angehört  und  ist  er  später  nichtkatholisch  geworden,  oder  sind 
beide  nichtkatholische  Ehegatten  in  die  katholische  Kirche  eingetreten 
und  haben  dieselbe  später  wieder  verlassen,  so  können  Ehehindemisse, 
welche  dem  katholischen  Kirchengesetze  fremd  sind,  als  Grund  der  Un- 
gültigkeit der  Ehe  nicht  angeführt  werden  (§  56  I.).*) 

c)  Alle  Klagen  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  gehören  nicht 
nur  bei  Ehen  zwischen  katholischen  Ehegatten,  sondern  auch  bei  Ehen 
zwischen  einem  katholischen  und  einem  nichtkatholischen  Ehetheile, 
wofern  zur  Zeit  der  Verehelichung  wenigstens  einer  von  ihnen  katholisch 
war,  vor  das  zuständige  katholische  Ehegericht  (§  59  I.).  Waren  aber 
beide  Gatten  zur  Zeit  der  Eheschliessung  nichtkatholische  Christen  und 


»)  Vgl.  S.  166  Anm.  5. 
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ist  einer  von  ihnen  später  in  die  katholisclie  Kirche  eingetreten,  so  hat 
jeder  Theil  seine  Scheidungsklage  bei  demjenigen  Ehegencht  anzubringen, 
welchem  er  in  Folge  seines  Religionsbekenntnisses  untersteht.  Auch  kann 
der  nichtkatholische  Ehegatte  nach  dem  Ehegesetze,  welchem  er  unter- 
worfen ist,  die  Trennung  des  Ehebandes  bei  seinem  Ehegerichte 
verlangen.  Beschwerden  wegen  verweigerten  oder  eigenmächtig  aufgehobe- 
nen Zusammenlebens  gehören  vor  das  Ehegericht  des  Beklagten  (§  66  L). 
Das  rechtskräftige,  auf  Scheidung  oder  Trennung  lautende  ürtheil 
des  Ehegerichts  eines  Ehegatten  ist  für  beide  TheUe  entscheidend. 
Die  von  dem  Ehegerichte  des  nichtkatholischen  Gatten  ausgesprochene 
Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach  hat  jedoch  für  den  katholischen 
Theil  bezüglich  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  nur  die  Wirkung  der 
lebenslänglichen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  (§67  L).  Umgekehrt 
kann  der  nichtkatholische  Ehegatte  auf  Grund  eines  auf  lebenslängliche 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  lautenden  Erkenntnisses  des  katholischen 
Ehegerichts  bei  seinem  Ehegericht  um  Trennung  des  Ehebandes  nach- 
suchen, aber  zu  keiner  neuen  Ehe  schreiten,  bevor  die  Trennung  aus- 
gesprochen worden  ist  (§  68  I.). 

d)  Oertlich  zuständig  ist  dasjenige  Ehegericht,  in  dessen  Sprengel 
der  Ehemann  zur  Zeit  der  Anbringung  der  Klage  seinen  Wohnsitz  hat;  sind 
die  Gatten  von  Tisch  und  Bett  getrennt,  so  ist  der  Wohnsitz  des  Be- 
klagten für  die  Zuständigkeit  massgebend.  Eine  von  ihrem  Manne 
verlassene  Ehefrau  kann  die  Klage  bei  dem  Gericht  ihres  Wohnsitzes 
anbringen.  Sobald  die  gerichtliche  Vorladung  zugestellt  ist,  kann  keine 
Veränderung  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  durch  etwaige  Veränderung 
im  Wohnsitze  der  Ehegatten  bewirkt  werden  (§96  IL).  Einsprachen 
gegen  die  Zuständigkeit  sind  binnen  zehn  Tagen  vorzubringen.  Gegen 
die  Entscheidung  hierüber  findet  Berufung  binnen  gleicher  Frist  statt. 
Weitere  Berufung  ist  nicht  gestattet  (§§  103—104  n.). 

e)  Bei  der  Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  ist  das  Ehegericht 
stets  verpflichtet,  Alles,  was  zui*  vollständigen  Erforschung  der  Wahrheit 
dienen  kann,  von  Amtswegen  anzuordnen  und  durchzuführen,  möge  die 
Ehe  von  einem  dazu  Berechtigten  bestritten  oder  die  Untersuchung  von 
Amtswegen  eingeleitet  werden.  Das  Ehehindemiss  muss  vollständig  be- 
wiesen werden,  sonst  gilt  die  Vermuthung  für  die  Gültigkeit  der  Ehe 
(§§  123,  147,  177  Tl.).  Der  die  Gültigkeit  der  Ehe  Bestreitende  kann 
seine  Klage  bezw.  sein  Gesuch  unter  Angabe  der  Thatsachen  und  Beweis- 
mittel entweder  schriftlich  einreichen  oder  mündlich  zu  Protokoll  geben. 
Anonyme  schriftliche  Anzeigen  für  sich  allein  können  niemals  hinreichen, 
um  eine  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  einer  Ehe  zu  begründen; 
dagegen  können  selbst  blosse  Erzählungen  über  die  Ungültigkeit  einer 
Ehe,  je  nach  ihrer  Begi'ündung,  zur  Einleitung  der  Untersuchung  Anlass 
geben  (§§  126—131  IL).  Erecheint  die  Klage  unbegründet,  so  ist  sie 
ohne  weitere  Untersuchung  zurückzuweisen  (§§  137,  138  11.).  Wenn  das 
Ehehindemiss  so  beschaffen  ist,  dass  die  Einwilligung  des  Klage  führenden 
Ehegatten    zu   dessen    Hebung   hinreicht,    oder    die    Dispensation    von 
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demselben  leicht  erwirkt  werden  kann,  so  muss  versucht  werden,  Kon- 
validation  der  Ehe  zu  erwirken  (§§  133—136,  139  11.).  Gelingt  dafi 
nicht,  so  findet  eine  Voruntersuchung  durch  einen  vom  Ehegerichte 
dazu  ernannten  Kommissar  statt,  welcher  die  Ehegatten,  oder  andere 
Personen,  welche  die  Ehe  bestreiten  oder  über  das  Ehehinderniss  Anzeige 
gemacht  haben,  und  möglichst  auch  die  Zeugen  im  Beisein  des  Ehe- 
vertheidigers  vorläufig  zu  vernehmen  und  das  Ergebniss  der  Vorunter- 
suchung dem  Ehegerichte  vorzulegen  hat  (§§  140 — 142  II.).  Hierauf 
ist  die  eigentliche  Untersuchung  mit  möglichster  Beschleunigung  ein- 
zuleiten. Die  Ehegatten  und  Zeugen  haben  vor  dem  Ehegericht  oder 
dem  Untersuchungskommissar  persönlich  zu  erscheinen.  Im  Falle  der 
Weigerung  ist  das  weltliche  Gericht  zu  ersuchen,  die  Vorgeladenen  zum 
Erscheinen  anzuhalten.^)  Bleibt  dies  ohne  Erfolg,  so  muss  das  Verfahren 
auch  ohne  Anwesenheit  der  vorgeladenen  Ehegatten  begonnen  werden. 
Es  bleibt  den  Ehegatten  zwar  unbenommen,  sich  von  Sachwaltern  be- 
gleiten zu  lassen,  doch  dürfen  nur  die  Erklärungen,  welche  sie  selbst 
abgeben,  als  die  ihrigen  zu  Protokoll  genommen  werden.  Das  Verhör 
ier  Zeugen  ist  ohne  Beisein  der  Parteien  und  einzeln  vorzunehmen.  Vor 
Beendigung  der  Einvernehmung  dürfen  die  Zeugenaussagen  nicht  kund- 
gemacht werden  (§§  143—146,  159,  160  n.).  Der  Ehevertheidiger «) 
oder  sein  Stellvertreter  muss  immer  und  überall  den  Einvernehmungen 
beiwohnen.  Er  hat  das  Recht,  bei  Entwerfung  der  an  die  Zeugen  zu 
richtenden  Fragen  dasjenige  beizufügen,  was  ihm  zweckdienlich  scheint, 
oder  auch  zu  verlangen,  dass  die  Fragen  dem  Ehegerichte  zur  Genehmigung 
vorgelegt  werden  (§§  146,  161  11.).  üeber  Einwendungen  gegen  die  nam- 
haft gemachten  Zeugen  entscheidet  das  Ehegericht  (§§  151,  168 11).  Doch 
müssen  auch  die  von  der  Zeugenschaft  auszuschliessenden  Personen, 
welche  über  die  Umstände  hinsichtlich  der  Gültigkeit  der  Ehe  wohl 
unterrichtet  sind,  vernommen  werden,  weil  ihre  Aussagen  den  Weg  zu 
weiteren  Aufschlüssen  eröffnen  können  (§157  II.).  Bei  Beurtheilung  der 
Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  und  Sachverständigen  ist  auf  ihr  Verhältniss 
zu  den  Elhegatten  und  mannigfache  andere  Umstände,  besonders  aber 
darauf,  ob  die  Ehegatten  die  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  wünschen 


>)  Das  persönliche  Erscheinen  der  Ehegatten  (§§  143,  145  und  217  11.)  und  der 
als  Zeugen  zu  vernehmenden  Personen  (§§  157, 159,  218  und  220 11.)  vor  dem  katholischen 
geistlichen  Ehegericht  ist  ohne  Unterschied  ihres  Keligionsbekenntnisses  in  allen  Ehe- 
prozessen angeordnet.  Die  bürgerlichen  Gerichte  sind,  wenn  sie  von  den  geistlichen 
Ehegerichten  wegen  Yerhaltung  eines  Ehegatten  oder  Zeugen  vor  demselben  zu  er- 
scheinen angegangen  werden,  verpflichtet,  mitzuwirken,  dass  dem  Gesetze  Folge  geleistet 
werde.  Daher  haben  sie  einem  derartigen  Ansuchen  des  geistlichen  Ehegerichts  nach 
Koglichkeit  zu  entsprechen  (Justizministerial-Erlass  vom  9.  Dezember  1859  Z.  17462). 

*)  Bei  dem  wechselseitigen  Verfahren  des  bürgerlichen  und  geistlichen  Gerichts  hin- 
siditlich  der  Todeserklärung  (vgl.  S.  131)  zum  Zwecke  der  Verehelichung  (§§  23—27  1.; 
§§  246 — 250  11.)  ist  ein  Vertheidiger  des  Ehebandes  vom  bürgerlichen  Gericht  nicht  zu 
bestellen,  da  der  Ausspruch  des  Civilrichters  sich  auf  die  Auflösung  des  Ehebandes 
nicht  ausdehnen  kann  (Justizministerial-Erlass  vom  21.  Februar  1860  Z.  2012  an  die 
Banaltafel  in  Agram). 
'  11* 
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oder  nicht,  Rücksicht  zu  nehmen  (§§  151 — 166,  166  IL).  —  Ein  bei  der 
Untersuchung  oder  auch  früher,  jedoch  nach  Schliessung  der  bestrittenen 
Ehe  von  Ehegatten  abgelegtes  Geständniss  ist  gegen  die  Gültigkeit 
der  Ehe  ohne  alle  Beweiskraft;  ihr  vor  der  Eheschliessung  abgelegtes 
Geständniss  ist  aber  als  Beweismittel  wider  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht 
auszuschliessen.  Ein  für  die  Gültigkeit  der  Ehe  lautendes  Geständniss 
der  Ehegatten  hat  in  denjenigen  Fällen  Beweiskraft,  in  welchen  das  Be- 
streitungsrecht den  Ehegatten  ausschliesslich  vorbehalten  ist;  sonst  be- 
gründet es  nur  eine  Vermuthung  (§§  148—150,  172  IL).  Femer  hat 
nur  die  Aussage  eines  beeidigten  Zeugen  die  Geltung  eines  rechts- 
kräftigen Beweises.  Dasjenige,  was  von  zwei  Personen  von  erprobter 
Gewissenhaftigkeit,  wider  welche  keine  im  Gesetze  begründete  Ein- 
wendung gemacht  werden  kann,  deutlich  und  übereinstimmend  ausgesagt 
wird,  muss  als  vollständig  bewiesen  angesehen  werden,  insoweit  nicht 
andere  glaubwürdige  Zeugnisse  oder  eine  starke  Vermuthung  begründende 
Umstände  entgegenstehen  (§§  162, 165  n.).  Nach  Bedarf  sind  wenigstens 
zwei  Sachverständige  zur  Herstellung  des  Beweises  vom  Ehegerichte 
zu  wählen.  Jedoch  kann  der  Ehetheil,  dessen  Unvermögen  behauptet 
wird,  gegen  einstimmige  Erklärung  von  zwei  Sachverständigen  über  das 
Vorhandensein  dieses  Ehehindemisses  die  Untersuchung  durch  einen 
dritten  verlangen.  Die  Sachverständigen  müssen  beeidigt  sein  und  haben 
nach  einer  von  dem  Untereuchungskommissar  zu  entwerfenden  und  von 
dem  Ehevertheidiger  gutzuheissenden  Anweisung  die  erforderliche  Unter- 
suchung vorzunehmen  und  ihr  Gutachten  schriftlich  darzulegen  (§§  166, 
167,  174  n.).  Ferner  gelten  als  Beweismittel  Urkunden,  deren  Echtheit 
jedoch,  falls  sie  wider  die  Gültigkeit  der  Ehe  streiten,  durch  Aussagen 
der  Eheleute  oder  solcher  Personen,  deren  wider  die  Ehe  gegebenes 
Zeugniss  verwerflich  oder  verdächtig  wäre,  nicht  bewiesen  werden  kann 
(§  168  n.).  —  Ein  von  den  Ehegatten  abgelegter  Eid  kann  ebensowenig 
als  ihr  Geständniss  einen  Beweis  für  das  Bestehen  des  Ehehindemisses 
herstellen  oder  ergänzen.  Wenn  aber  bei  einer  nichtvoUzogenen  Ehe 
oder  bei  Anbringung  der  Klage  auf  deren  Nichtigkeit  binnen  drei 
Jahren  nach  der  Verehelichung  das  Vorhandensein  des  Unvermögens  von 
wenigstens  zwei  verlässlichen  Sachverständigen  als  sehr  wahrscheinlich 
bezeichnet  wird,  kann  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  in  welcher  die 
Ehegatten  die  eheliche  Gemeinschaft  nach  Anordnung  des  Ehegerichts 
fortzusetzen  hatten,  denselben  gestattet  werden,  das  Vorhandensein  des 
Unvermögens  durch  einen  Eid  zu  betheuern,  welcher  dann  die  Geltung 
eines  vollständigen  Beweises  hat.  Ueber  die  Zulässigkeit  eines  Eides 
seitens  des  die  Ehe  bestreitenden  Ehegatten  hinsichtlich  eines  Umstandes, 
von  welchem  das  Bestreitungsrecht  abhängt,  entscheidet  das  Ehegericht. 
Wenn  die  Beschaffenheit  des  Ehehindemisses  das  amtliche  Einschreiten 
ausschliesst,  so  kann  ein  Eid  des  die  Gültigkeit  der  Ehe  behauptenden 
Ehegatten  als  Beweis  zugelassen  werden  (§§  169 — 171,  17511.).  —  Nach 
Abschluss  der  Erhebungen  haben  beide  Ehegatten  und  der  Ehevertheidiger 
das  Recht,  ihre  Einwendungen  binnen  acht  Tagen  oder  in  einer  anderen 
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bestimmten  Frist  zu  machen  (§  176  n.).  Vor  Fällung  des  Urtheils  ist 
die  betreffende  Entscheidung  mit  Beifügung  der  Gründe  dem  Bischöfe 
yorzulegen,  welcher  dem  Ehegericht  auftragen  kann,  die  von  ihm  an- 
zudeutenden Umstände  noch  einmal  in  reifliche  Ueberlegung  zu  ziehen 

(§  178  n.). 

In  höherer  Instanz  haben  die  Parteien  und  der  Ehevertheidiger 
das  Eecht,  neue  Beweise  vorzulegen  (§§  185,  186  11.). 

In  dem  auf  Ungültigkeit  der  Ehe  lautenden  Endurtheil  ist  aus- 
drücklich zu  bemerken,  dass  die  frühere  Ehe  für  die  Schliessung  einer 
neuen  Ehe  weiter  kein  Hindemiss  darbiete.  Das  Urtheil  im  Verfahren 
wegen  Ungültigkeit  oder  Gültigkeit  einer  Ehe  geht  aber  niemals  in  volle 
Rechtskraft  über;  die  Verhandlung  muss  jederzeit  wieder  eingeleitet  und 
durchgeführt  werden,  sobald  später  bewiesen  wird,  dass  das  Urtheil  sich 
auf  eine  irrige  Voraussetzung  stützte.  Wird  dann  ein  auf  Ungültigkeit 
der  Ehe  lautendes  Urtheil  widerrufen,  so  sind  die  von  Ehegatten  etwa 
in  der  Zwischenzeit  geschlossenen  Ehen  dadurch  für  nichtig  erklärt 
(§§  194—196  n.). 

Das  Urtheil  kann  auch  als  nichtig  angefochten  werden,  wenn  es 
von  einem  unzuständigen  Richter  gefällt,  oder  wenn  ein  wesentlicher 
Theil  der  gerichtlichen  Verhandlung  entweder  gänzlich  ausgelassen  oder 
ohne  Beiziehung  des  Ehevertheidigers  vorgenommen  wurde.  Wegen  Mangels 
der  Zuständigkeit  kann  jedoch  nur  der  höhere  Richter  ein  Urtheil  von 
Amtswegen  für  ungültig  erklären.  Die  für  ungültig  erklärte  Verhand- 
lung muss  vor  demselben  Richter  bezw.  vor  dem  als  zuständig  erkannten 
Richter  in  gehöriger  Form  wiederholt  werden  (§§  187,  189,  191,  197  n.). 

f)  Der  Ehegatte,  welcher  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
zu  erlangen  wünscht,  hat  sich  vorerst  an  seinen  Pfarrer  zu  wenden, 
welcher  in  der  Regel  drei  Versöhnungsversuche  zwischen  den  Eheleuten 
üi  Zwischenräumen  von  wenigstens  acht  Tagen  vorzunehmen  und, 
fidls  seine  Bemühungen  vergeblich  bleiben,  hierüber  an  den  Präses  des 
Ehegerichts  Bericht  zu  erstatten,  auch  dem  Kläger  die  etwa  nöthige 
Weisung  zur  Anbringung  der  Klage  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
zu  geben  hat  (§§  211 — 213  n.).  Der  Kläger  hat  sodann  seine  Scheidungs- 
klage bei  dem  Ehegerichte  selbst  oder  bei  dem  Untei*suchungskommissar, 
welchen  der  Bischof  für  die  entfernten  Theile  seiner  Diözese  zu  ernennen 
etwa  für  gut  fand,  schriftlich  oder  mündlich  anzubringen  und  in  derselben 
den  Scheidungsgrund,  die  Beweismittel,  die  bisherige  Dauer  der  Ehe  sowie 
die  Zahl  und  das  Alter  der  etwa  vorhandenen  Kinder  anzuführen 
(§215  IL).  Findet  das  Ehegericht  die  Scheidungsgründe  nicht  offenbar 
ungenügend,  so  hat  es  die  Voruntersuchung  anzuordnen,  bei  welcher 
ähnliche  Grundsätze  wie  bei  der  Voruntersuchung  wegen  Ungültigkeits- 
erklärung zur  Richtschnur  dienen  (§§  216 — 220  n.).  Wenn  die  That- 
sachen,  auf  welche  sich  der  Kläger  bemf  t,  bereits  in  der  Voruntersuchung 
ausser  Zweifel  gestellt  sind,  so  hat  das  Ehegericht  sogleich  zum  Spruche 
zu  schreiten,  anderenfalls   aber  das  Beweisverfahren  anzuordnen.     Zu 
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diesem  Zwecke  ist  zunächst  dem  Beklagten  auf  sein  Verlangen  die  Klage, 
zur  Erklärung  in  einer  zu  bestimmenden  Frist,  mitzutheilen  (§§  221, 
222  n.).  Was  die  Beweismittel  anbelangt,  so  sind  auch  sonst  bedenk- 
liche und  verwerfliche  Zeugen  zuzulassen,  wenn  der  Ehegatte,  gegen 
welchen  sie  aussagen,  keine  Einwendung  erhebt.  Ueber  die  Fragesätze 
und  die  Beeidigung  der  Zeugen  und  der  Sachverständigen  siehe  oben  unter 
e  (§§  223 — 227  11.).  Die  Aussagen  der  Zeugen  und  das  Gutachten  der 
Sachverständigen  sind  den  Parteien  zur  Aeusserung  mitzutheilen.  Ent- 
sprechendes gilt  von  Urkunden  (§§  230,  231  n.).  Zum  vollständigen 
Beweise  einer  Thatsache  wii'd  die  übereinstimmende  Aussage  zweier 
beeidigter  und  vollkommen  glaubwürdigei'  Zeugen  bezw.  zweier  beeidigter 
und  unparteiischer  Sachverständigen  verlangt  (§  238  II).  Das  Ge- 
ständniss  des  Ehegatten,  wider  welchen  auf  Scheidung  geklagt  wird, 
bildet  vollständigen  Beweis  (§  232  11.).  Das  Ehegericht  kann  einen 
Erfüllungseid  oder  einen  Haupteid  einer  Partei  zulassen,  wenn  kein 
anderes  Mittel  mehr  übrig  ist,  die  Wahrheit  ausser  Zweifel  zu  stellen 
(§  233  II.).  Um  den  Ehebruch  zum  Zwecke  der  Scheidung  zu  beweisen, 
genügt  eine  hohe  AVahrscheinlichkeit,  aber  der  Beweis  für  die  That- 
sachen,  auf  welche  diese  gestützt  wird,  muss  nach  den  Vorschriften  des 
für  Vergehen  geltenden  Verfahrens  hergestellt  werden  (§  229  n.).  — 
Wenn  der  Beklagte  die  Behauptungen  des  Klägers,  welche  das  Scheidungs- 
begehren gesetzlich  begründen,  nicht  in  Abrede  stellt,  so  kann  das  Ehe- 
gericht aus  rücksichts würdigen  und  wichtigen  Gründen  gleich  nach 
erfolglosem  dreimaligem  Versöhnungsversuche  die  Scheidung  aussprechen 
(§§  241—243  II.).  Der  Bischof  kann  nach  Massgabe,  des  Falles  auch 
bei  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  anordnen,  dass  die  beabsichtigte 
Entscheidung  ihm  vor  Fällung  des  Urtheils  vorgelegt  werde  (§  237  11.). 

In  jedem  auf  Scheidung  lautenden  Urtheil  ist  auszudrücken,  ob  und 
inwieweit  beide  Ehegatten  oder  nur  einer  derselben  Schuld  tragen 
(§  61  I;  238  n.)  und  wegen  sittlicher  Gebrechen  unfähig  seien,  das 
ihnen  zustehende  Erziehungsrecht  zum  Heile  der  Kinder  zu  üben, 
wofern  dieser  Umstand  aus  den  Verhandlungen  sich  ergiebt  (§  238  U.). 

Was  die  Rechtsmittel  gegen  ein  im  Scheidungsprozesse  gefälltes 
Urtheil,  nämlich  die  Berufung  und  die  Klage  auf  Nichtigkeit  des 
Urtheils  anbelangt,  siehe  oben  S.  159  ff.,  165.  Die  Rechtskraft  des  Urtheils 
tritt  ein,  wenn  es  in  letzter  Instanz  gefällt,  oder  die  Frist  für  die  Ein- 
reichung der  Rechtsmittel  versäumt  ist. 

2.  Die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Angehörigen  der 
griechisch-orientalischen  Religion. 

a)  Für  diese  wird  die  Gerichtsbarkeit,  insofern  die  Gültigkeit  oder 
Ungültigkeit  und  Trennung  der  Ehe  in  Frage  steht,  von  ihren  Konsistorien 
als  geistlichen  Ehegerichten  ausgeübt,  welche  aus  dem  Bischöfe  der  Diözese 
als  Präses  oder  einem  von  ihm  bestellten  Präses-Stellvertreter,  aus  vier 
Beisitzern  des  Priesterstandes  und  aus  zwei  Beisitzern  des  weltlichen  Standes, 
femer  aus  einem  Vertheidiger  des  Ehebandes  (Konsistorial-Fiskal)  und  aus 
einem  Schriftführer  bestehen.    Die  Benifung  geht  von  den  Konsistorien  an 
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den  MetropolitÄii-Kirchenrath  (früher  das  sog.  erzbischöfliche  Appellatorimn) 
in  Karlowitz,  welcher  aus  dem  Metropoliten  als  Präses  oder  ebenfalls 
einem  Stellvertreter,  aus  zwei  Bischöfen,  aus  drei  Käthen  des  geistlichen 
and  ans  drei  Käthen  des  weltlichen  Standes,  aus  einem  Vertheidiger  des 
Ehebandes  (Konsistorial-Fiskal)  und  aus  einem  Schriftführer  besteht. 
Das  ürtheil  wird  in  jeder  Instanz  nach  Stimmenmehrheit  gefällt;  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Bischofs  bzw.  Metropoliten 
oder  ihres  Stellvertreters.^)  Streitigkeiten,  welche  die  Auflösung  (d.  h. 
Ungültigkeit  und  Trennung)  des  Ehebandes  und  den  Rücktritt  vom  Ver- 
löbnisse betreffen,  sind,  auch  ohne  Berufung  der  Parteien,  vor  den 
Metropolitan-Kirchenrath  zu  bringen.  Die  Berufung  soll  entweder  am 
Tage  der  Verkündigung  des  Urtheils  oder  innerhalb  zehn  Tagen  von 
der  Urtheilsfällung  eingelegt  werden;  in  der  Praxis  wird  jedoch  diese 
Frist  von  der  Zustellung  des  Urtheils  gerechnet.  Innerhalb  weiterer  sechs 
Wochen  soll  die  appeUirende  Partei  die  „Transmissionales"  (Prozess- 
schriften) ausfertigen,  solche  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  dem  Metropolitan- 
Kirchenrath  einreichen  und  den  Gegner  vor  diesen  laden  lassen;  widrigen- 
falls das  von  dem  Konsistorium  ausgesprochene  Urtheil  rechtskräftig  wird. 
Ein  gegen  die  Gültigkeit  der  Ehe  gefälltes  Urtheil  kann  jedoch  niemals 
in  volle  Rechtskraft  übergehen.  Wenn  sich  eine  Partei  durch  den  Spruch 
des  Metropolitan-Kirchenrathes  für  benachtheiligt  erachtet,  so  ist  ihr  der 
weitere  Rekurs  zum  allerhöchsten  Orte  selbst  gestattet,  von  wo  die 
Bischofssynode  zu  Karlowitz  nach  der  heutigen  Praxis  als  dritte  und 
letzte  Instanz  zur  Entscheidung  einzelner  Ehestreitigkeiten  delegirt  wird 
—  Bei  solchen  Streitigkeiten,  welche  mit  einem  Eide  geschlossen,  oder 
ohne  Erfolg  mit  Appellation  angegriffen,  später  in  Folge  Kenovation  bei 
dem  Konsistorium  als  der  ersten  Instanz  abermals  ohne  Erfolg  anhängig 
geworden  sind,  ist  keine  neuerliche  Appellation  zulässig.^) 

b)  In  Ehestreitigkeiten  wird  das  Verfahren  wegen  Ungültigkeits- 
erklärung einer  Ehe  von  Amtswegen  oder  auf  Grund  einer  Beschwerde, 
wegen  Trennung  der  Ehe  aber  nur  auf  Grund  einer  Klage  bei  dem 
Konsistorium  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten  ^  eingeleitet.  Die  auf  das  Ver- 
fahren sich  beziehenden  Bestimmungen*)  sind  schon  veraltet  und  werden  in 
der  Praxis  nicht  mehr  streng  gehalten.  In  Folge  eines  Gesuchs  bezw.  einer 
Klage  auf  Trennung  einer  Ehe  werden  zuerst  drei  Versöhnungsversuche  und 


^)  §  2  des  ersten,  §§  11,  12  des  zweiten  und  §§  4 — 6  des  vierten  Abschnittes 
des  Konsistorial-Systems  vom  5.  April  1782;  —  Art.  XXIV.  der  mit  der  allerhöchsten 
Entschliessung  vom  29.  Mai  1871  genehmigten  Organisation  der  Eparchien;  —  Art.  II. 
der  mit  derselben  allerhöch.  Entschliessung  genehmigten  Organisation  des  Metropolitan- 
Kirchen-  und  National-Schulrathes. 

*)  §  3  des  ersten,  §§  15,  17  und  18  des  zweiten  Abschnittes  des  Konsistorial- 
Systems. 

*)  Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  Gerichtes  gelten  bei  den  griechisch- 
orientalischen geistlichen  Ehegerichten  in  der  Praxis  ähnliche  Grundsätze  wie  bei  den 
katholischen  geistlichen  Ehegerichten  (vgl.  S.  162  unter  d). 

*)  Dieselben  sind  in  dem  zweiten  und  vierten  Abschnitte  des  Konsistorial-Systems 
TOm  5.  April  1782  enthalten.  —  Ueber  das  Verfahren  siehe  auch  MilaS  S.  430—431. 
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zwar  von  dem  Pfarrer,  von  dem  Bezirkserzpriester  und  von  der  Eparchial- 
Versöhnungskommission  zwischen  den  Ehegatten  vorgenommen.  Gelingt 
die  Versöhnung  nicht,  so  wird  ein  schriftliches  Verfahren  weiter  geführt, 
in  welchem  Klage,  Antwort,  Replik  und  Duplik  mit  Angabe  der  Beweis- 
mittel der  anderen  Partei  zugestellt  werden.  Darauf  übergiebt  das 
Konsistorium  die  Verhandlungsakten  dem  Vertheidiger  des  Ehebandes 
zur  Antragstellung.  Auf  Grund  dieses  Antrags  wird  alles  von  Amts- 
wegen erforscht,  was  zur  Feststellung  der  Wahrheit  erforderlich  ist. 
Das  geschieht  in  einem  mündlichen  Verfahren.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
die  Parteien,  die  Zeugen  und  nach  Bedarf  auch  die  Sachverständigen  vor 
das  Konsistorium  vorgeladen  und  in  der  vollen  Sitzung  oder  durch  zwei 
von  dem  Konsistorium  beauftragte  Beisitzer  vernommen.  Die  Zeugen 
einer  anderen  Religion  sind  von  dem  zuständigen,  durch  das  verfahrende 
Konsistorium  anzugehenden,  weltlichen  Gerichte  zu  vernehmen.  Die 
Urkunden  sollen  die  Parteien  im  Original  zur  Einsicht  vorlegen,  wenn 
es  verlangt  wii'd.  Sobald  das  Gericht  volle  Klarheit  in  der  Sache  erlangt 
zu  haben  glaubt,  hat  es  die  Prozessakten  vorlesen  zu  lassen,  dann  das 
ürtheil  schriftlich  abzufassen,  in  der  Sitzung  vernehmlich  vorlesen  zu  lassen 
und  es  mit  den  Unterschriften  des  Präses  und  der  Beisitzer  zu  versehen. 
—  Wenn  der  Prozess  einmal  an  den  Metropolitan-Kirchenrath  angelangt 
ist,  ist  den  Parteien  nicht  mehr  erlaubt,  etwas  zuzusetzen,  hinweg- 
zunehmen oder  abzuändern,  sondern  der  Metropolitan-Kirchenrath  hat 
nach  dem,  was  bei  der  ersten  Instanz  vorgebracht  und  erwiesen  worden 
ist,  sein  ürtheil  zu  fällen. 

3.  Die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Angehörigen  der 
evangelischen  Religion  augsburgischen  und  helvetischen  (reformirten) 
Bekenntnisses  und  der  Bekenner  der  jüdischen  Religion  steht  den 
weltlichen  (bürgerlichen)  Gerichten  zu.*)  Die  Rechtsangelegenheiten,  in 
welchen  es  sich  um  die  Gültigkeit  und  Trennung  einer  Ehe,  oder  um  die  nicht 
einverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  handelt,  gehören  vor  die- 
jenige kgl.  Gerichtstafel  als  Kollegial-Gericht,*)  in  deren  Sprengel  die  Ehe- 
gatten ihren  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  haben.  Gesuche  um 
Bewilligung  der  einverständlichen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  gehören 
vor  das  Bezirksgericht  als  Einzelgericht.*)  In  zweiter  Instanz  entscheidet 
die  kgl.  kroat.-slav.-dalm.  Banaltafel  und  in  dritter  und  letzter  Instanz  die 
kgl.  ki'oat-slav.-dalm.  Septemviraltafel  alle  Streitigkeiten  also  auch  die 
in  Ehesachen,  welche  vor  dieselben  im  gesetzlichen  Instanzenzuge  ge- 


1)  Art.  IV.  des  kaiserl.  Patentes  vom  29.  November  1852  (R.G.B1.  Nr.  246); 
Art.  III  des  kaiserl.  Patentes  vom  16.  Februar  1853  (R.G.Bl.  Nr.  30). 

*)  Gesetz  vom  21.  November  1874  (L.G.  und  V.Bl.  Nr.  55)  und  vom  3.  August 
1884  (L.G.  und  V.Bl.  Nr.  24)  über  die  Organisation  und  Zuständigkeit  der  Gerichte 
erster  Instanz  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien. 

')  §  14  der  mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  16.  Februar  1853  erlassenen  Civil- 
Jnrisdiktionsnorm ;  §  2  der  Verordnung  'des  Justizministeriums  vom  30.  März  1853 
(R.G.B1-  Nr.  57),  wodurch  das  gerichtliche  Verfahren  in  Ehestreitigkeiten  der  jüdischen 
Glaubensgenossen  geregelt  wird.  —  Vgl.  auch  §  97  a.  b.  G.  B.  und  Anmerkung  2. 
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langen.^)  —  Für  da»  Verfahren  in  Sachen  der  evangelischen  und  der 
judischen*)  Glaubensgenossen  vor  den  bürgerlichen  Gerichten  sind  die 
betreffenden  Bestimmungen  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen 
Gfesetzbuches  und  des  dreissigsten  Abschnittes  (§  650 — 683)  der  mit  der 
Justizministerial -Verordnung  vom  16.  September  1852  (R.G.B1.  No.  190) 
eingeführten  provisorischen  Civilprozess-Ordnung,  übereinstimmend  mit 
dem  Hofdekret  vom  23.  August  1819  für  Oesterreich,  massgebend.  Da- 
her ist  im  Allgemeinen  auf  das  unter  Oesterreich  8.  77  f.  Angeführte  zu 
verweisen  und  nur  zu  bemerken,  dass  es  dem  Seelsorger  obliegt,  zur  Wieder- 
holung der  Versöhnungsversuche  zwischen  den  Ehegatten  nach  Ver- 
schiedenheit der  obwaltenden  Umstände  einen  angemessenen  Zwischenraum 
in  der  Art  zu  bestimmen,  dass  ein  günstiger  Erfolg,  nämlich  die  Fort- 
setzung der  ehelichen  Gemeinschaft,  von  seinen  Vorstellungen  wo  möglich 
erwartet  werden  könne;*)  —  femer  dass  der  Vertheidiger  des  Ehebandes 
zu  einer  ausserordentlichen  Beschwerdeführung  gegen  zwei  gleichförmige, 
auf  die  Ungültigkeit  oder  Trennung  der  Ehe  der  evangelischen  Glaubens- 
Terwandten  ergangene  Erkenntnisse  nur  dann  verpflichtet  ist,  wenn 
wegen  ihrer  offenbaren  Gesetzwidrigkeit,  den  §§  335  und  347  der  hier- 
lands  geltenden  Civilprozess-Ordnung  gemäss,  eine  Abänderung  oder  Auf- 
hebung von  der  Septemviraltafel  mit  Grund  erwartet  werden  kann.*^*) 
nL  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  bei  Ehestreitigkeiten  vor- 
kommenden Nebenpunkten  und  hinsichtlich  einstweiliger  Ver- 
fügungen. Zur  Entscheidung  aller  anderen,  die  Ehe  selbst  nicht  betreffen- 
den Streitigkeiten  zwischen  den  Ehegatten  sind  die  vorstehend  unten  II  3 
erwähnten  bürgerlichen  Gerichte  für  die  Angehörigen  aller  gesetzlich  an- 
erkannten Religionen  berufen.  Gesuche  um  vorläufige  Bewilligung  eines 
abgesonderten  Wohnortes  für  den  gefährdeten  Ehegatten  und  um  den 
Auftrag  an  den  anderen  Ehegatten  zur  Entrichtung  anständigen  Unter- 
haltes köimen  für  Bekenner  der  evangelischen  und  jüdischen  Eeligion 
bei  der  zur  Verhandlung  in  der  Hauptsache  berufenen  Gerichtstafel 
oder  bei  demjenigen  Bezirksgerichte,  dessen  Gerichtsbarkeit  der  Ehe- 
gatte unterworfen  ist,  müssen  aber  für  Bekenner  der  katholischen  und 

^)  Kgl.  Reskript  vom  27.  März  1861  über  die  Organisation  (Wiedererrichtung) 
der  kgl.  Banaltafel  der  Königreiche  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  (L.G.  und  V.Bl. 
Tom  Jahre  1863,  L  Nr.  185);  allerh.  Reskript  vom  19.  Juni  1862  über  die  Errichtung 
des  obersten  Gerichts  unter  dem  Titel  i,Kgl.  Septemviraltafel  für  die  Königreiche 
Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien"  (L.G.  und  V.ßl.  vom  Jahre  1863,  1.  Nr.  269; 
§  1  des  Gesetzes  vom  23.  Februar  1893  über  die  innere  Organisation  der  kgl.  kroat.- 
slav.-dalm.  Septemviraltafel  (L.G.  und  Y.Bl.  Nr.  11). 

•)  §  4  der  Justizministerial- Verordnung  vom  30.  März  1853  (R.G.B1.  Nr.  57), 
wodurch  das  gerichtliche  Verfahren  in  Ehestreitigkeiten  der  jüdischen  Glaubensgenossen 
geregelt  wird. 

*)  Ministerial-Eriass  vom  2.  Januar  1853  Z.  20656. 

*)  Ministerial-Erlass  vom  14.  Juli  1854  (R.G.B1.  Nr.  193). 

^)  Für  die  Zuständigkeit  in  Streitigkeiten  zwischen  griechisch -orientalischen  und 
evangelischen  Glanbensgenossen  fehlt  es  an  einer  positiven  neueren  Vorschrift,  doch  wird 
das  Gericht  der  beklagten  Partei  als  zuständig  angesehen  (Entsch.  der  nng.  Hofkanzlei 
Tom  Jahre  1826  Z.  5424). 
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griechisch-orientalischen  Religion  immer  im  persönlichen  Gerichtsstande  des 
Ehegatten  angebracht  werden.*)  Solche  Gesuche  sind  in  dringenden 
Fällen  auch  vor  Anbringung  der  Klage  in  der  Hauptsache  zulässig. 
Der  Richter  hat  jedoch  in  solchen  Fällen  bei  Bewilligung  des  Gesuchs 
stets  zugleich  einen  angemessenen  Termin  zur  Ausweisung  über  die  bei 
dem  geistlichen  Ehegericht  angebrachte  Klage  bezüglich  der  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  festzusetzen  und  von  Amtswegen  über  die 
Beobachtung  der  gesetzten  Frist  zu  wachen.*)  Während  des  Verfahrens 
in  der  Hauptsache  kann  aber  das  bürgerliche  Gericht  auch  auf  Ein- 
schreiten des  katholischen  geistlichen  Ehegerichtes  der  Gattin  und  den 
Kindern  bis  zur  Entscheidung  der  Sache  einen  abgesonderten  Wohnort 
und  den  anständigen  Unterhalt  anweisen  (§§601.,  23611.).*) 

Im  Uebrigen  dürfen  Klagen  zwischen  den  Ehegatten  über  die 
vermögensrechtlichen  Ansprüche,  welche  die  Ungültigkeitserklärung 
oder  die  Trennung  der  Ehe  oder  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
voraussetzen,  von  dem  Civil-Richter  nicht  angenommen  werden,  wenn 
die  rechtskräftige  Entscheidung  des  zuständigen  geistlichen  Ehegerichts 
über  die  erwähnten  Thatsachen  nicht  zugleich  beigebracht  wird.*) 
—  Das  gefällte  Endurtheil  des  geistlichen  Ehegerichts  dient  dem 
weltlichen  Gericht  als  Grundlage  bei  der  Entscheidung  über  die  Ab- 
sonderung des  Vermögens,  über  die  Entschädigung  und  überhaupt  über 
alle  dabei  entstehenden  Vermögensfragen,  über  die  Versorgung  der 
Kinder*)  und  über  die  Thatsache  der  schuldlosen  Unwissenheit  oder 
Schuld,  insoweit  bürgerliche  Rechte  davon  abhängen  (§§  52,  69 1.).  Der 
ordentliche  Richter  soll  immer  den  Versuch  machen,  solche  Streitigkeiten 
zwischen  den  Ehegatten  durch  Vergleich  beizulegen;  gelingt  das  nicht,  so 
sind  die  Parteien  zu  dem  ordentlichen  Verfahren  zu  verweisen  (§§  47,  48, 
63,  70,  71  L). 

Bei  gemischten  Ehen  sind  folgende  Grundsätze  zu  beobachten: 
Wenn  eine  ursprünglich  von  zwei  nichtkatholischen  Personen  abge- 
schlossene, und  durch  späteren  Uebertritt  eines  Theiles  zur  katholischen 
Religion  gemischt  gewordene  Ehe  von  dem  Gericht  eines  Theiles  für 
ungültig  erklärt,  oder  von  dem  Gerichte  des  nichtkatholisch  gebliebenen 

^)  §  14  der  mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  16.  Februar  1853  erlassenen  Civil- 
Jnrisdiktionsnorm ;  §  2  der  Jastizministerial -Verordnung  vom  30.  März  1853 
(R.G.ßl.  Nr.  57). 

*)  Pkt.  U  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  26.  Juni  1853  (R.G.B1. 
Nr.  122). 

*)  Uebrigens  kann  auch  die  Sicherheitsbehörde  nach  Beschaffenheit  des  Falles 
auf  Ansuchen  des  Ehegatten,  welcher  durch  das  Zusammenleben  mit  dem  anderen 
dringend  gefährdet  ist,  einen  abgesonderton  Wohnort  gestatten,  worüber  das  geistliche 
Ehegericht  sogleich  in  Kenntniss  zu  setzen  ist  (§  60  I.). 

*)  Pkt.I  der  Justizministerial -Verordnung  vom  26.  Juni  1853  (K.G.B1.  Nr.  122). 

*)  Für  das  Wohl  der  vorhandenen  minderjährigen  Kinder  haben  die  bürger- 
lichen Gerichte  bei  Ehestreitigkeiten  der  Eltern,  selbst  wenn  über  diese  in  der 
Hauptsache  die  geistlichen  Ehegerichte  zu  entscheiden  haben,  stets  ohne  Verzug  von 
Amtswegen  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Verfügungen  zu  treffen  (Pkt.  III  der 
Justizministerial -Verordnung  vom  26.  Juni  1853  —  K.G.B1.  Nr.  122). 
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Thefles  getrennt  wird  (§§  44 — 46 1.),  so  wird  das  Vermögen,  sofern  eine 
Gütergemeinschaft  bestanden  hat,  wie  bei  erfolgtem  Tode  getheilt,  und 
die  Ehepakte  werden  der  Regel  nach  als  erloschen  angesehen.  Eine 
Ausnahme  hiervon  findet  zu  Gunsten  des  nichtkatholischen  Theiles  statt, 
wenn  ihm  keine  Handlung  zur  Last  fällt,  welche  den  katholischen  Theil, 
wofern  er  bei  seinem  früheren  nichtkatholischen  Religionsbekenntnisse 
verblieben  wäre,  zu  einer  Klage  auf  Trennung  oder  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  berechtigt  hätte;  in  solchem  Falle  bleiben  nämlich  dem  nicht- 
katholischen Theile  die  auf  den  Fall  des  Ueberlebens  in  den  Ehepakten 
oder  in  dem  Ehevertrage  zugesicherten  Rechte  vorbehalten,  solange  er 
während  der  Lebenszeit  des  anderen  Theiles  sich  nicht  wieder  verehelicht. 
Ueberdies  hat  der  Richter,  wenn  das  dem  nichtkatholischen  Theile  nach 
der  Absonderung  verbleibende  Vermögen  zum  anständigen  Unterhalte 
nicht  ausreicht,  einen  von  dem  anderen  Theile  zu  entrichtenden  Betrag 
mit  Rücksicht  auf  das  Vermögen  des  letzteren  auszumessen.  Diese  Ver- 
pflichtuag  hört  aber  mit  dem  Entfallen  des  Bedürfnisses  oder  mit  der 
Wiederverehelichung  des  nichtkatholischen  Theiles  auf  (§  47  L).  Wenn 
eine  zwischen  zwei  nichtkatholischen  Personen  abgeschlossene  und  durch 
Uebertritt  beider  katholisch  gewordene  Ehe  von  dem  katholischen  Ehe- 
gerichte für  ungültig  erklärt  wird,  so  hat  der  Gatte,  dessen  Vermögens- 
verhältnisse es  gestatten,  dem  anderen  bedürftigen  Gatten  einen  jährlichen 
Betrag  zu  entrichten.  Diese  Verbindlichkeit  hört  gleichfalls  beim  Ein- 
treten der  soeben  erwähnten  Umstände  auf  (§  48 1.).  Bei  einer  ursprüng- 
lich nichtkatholischen,  durch  den  späteren  Uebertritt  eines  Ehegatten 
zm-  katholischen  Religion  gemischt  gewordenen  Ehe,  welche  von  dem 
katholischen  kirchlichen  Richter  dauernd  geschieden  oder  von  dem  Richter 
des  nichtkatholisch  gebliebenen  Theiles  getrennt  wird  (§§  66 — 69  H.), 
finden  bezüglich  der  Vermögensverhältnisse  der  Ehegatten  die  Bestimmun- 
gen der  §§  1264  oder  1266  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  Anwendung,  je  nachdem  beide  Ehegatten  nur  als  von  Tisch 
nnd  Bett  geschieden  zu  betrachten  sind,  oder  die  Ehe  rücksichtlich  des  nicht- 
katholischen Ehegatten  getrennt  ist.  In  letzterem  Falle  kann  auch  der 
katholische  Theil,  obgleich  er  für  schuldlos  erkannt  wurde,  auf  die 
gesetzliche  Erbfolge  (§§  767 — 759  des  a.  b.  G.  B.)  keinen  Anspruch  machen 
(§701.).  Wenn  aber  der  nichtkatholische  Gatte  zu  der  zeitweiligen 
Scheidung  durch  eine  Handlung  Anlass  gegeben  hat,  welche  den  schuld- 
losen katholischen  Theil,  wofern  er  nicht  in  die  katholische  Kirche  ein- 
getreten wäre,  zur  Klage  auf  Ehetrennung  oder  auf  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  berechtigt  hätte,  so  sind  nach  der  von  dem  Gerichte  des  nicht- 
katholischen Theiles  ausgesprochenen  Trennung  der  Ehe  die  Vermögens- 
verhältnisse  so  zu  ordnen,  als  trüge  der  nichtkatholische  Theil  an  der 
Trennung  Schuld.  Sonst  sind  die  Vermögensfragen  nach  dem  ersten 
Absätze  des  §  1266  des  aU.  bürg.  Gesetzbuches  zu  behandeln.  Wofern 
aber  Umstände  obwalten,  welche  die  Weigerung,  sich  wieder  zu  vereinigen, 
rechtfertigen,  und  der  katholische  Ehetheil  kein  zu  seinem  anständigen 
Unterhalt  ausreichendes  Vermögen  besitzt,  so  hat  der  nichtkatholische 
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Ehetheil  ihm  nach  Massgabe  seines  Vermögens  einen  jährlichen,  nach 
billigem  Ermessen  festzusetzenden  Betrag  zu  entrichten  (§70  I.). 

Ausserdem  ist  hier  noch  zu  erwähnen,  dass  die  bloss  bürgerlichen^ 
durch  Verehelichung  begründeten  Rechtsverhältnisse  eines  Ehemannes, 
welcher  seine  Ehegattin  bereits  von  einem  anderen  geschwängert  gefunden 
und  in  Folge  der  bei  dem  geistlichen  Ehegericht  angebrachten  Klage  die 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  nicht  erwirkt  hat,  auf  sein  bei  dem  ordentlichen 
Gericht  anzubringendes  Ansuchen  so  geordnet  werden,  als  habe  eine  von  der 
Ehegattin  verschuldete  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  stattgefunden  (§73  L). 

Endlich  haben  die  ordentlichen  Gerichte  bei  der  Entscheidung  der 
Streitigkeiten  über  die  Auseinandersetzung  des  Vermögens  der  Ehegatten 
bei  der  in  Folge  ihres  Einverständnisses  von  dem  geistlichen  Ehegerichte 
bewilligten  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  nach  denjenigen  Bestimmungen 
vorzugehen,  welche  in  dem  allg.  bürg.  Gesetzbuche  (§  1264)  für  den  Fall 
gegeben  sind,  dass  bei  einer  durch  richterliches  Urtheil  erfolgten  Scheidung 
kein  Theil  an  derselben  Schuld  trägt.  ^) 

§8. 

n.  Heimisches  Eherecht  im  Auslande 

(in  Konsulärbezirken). 

Hierüber  ist  im  Allgemeinen  auf  das  unter  „Oesterreich"  S.  81  Bemerkte 
zu  verweisen  und  Folgendes  hinzuzufügen: 

Das  Eonsularamt  soll  sich  bei  Ertheilung  der  Ehebewilligung  für 
einen  kroatischen  Angehörigen  überzeugen,  ob  dieser  die  nach  den 
heimathlichen  Gesetzen  zu  beurtheilende  persönliche  Fähigkeit  zur  Ehe- 
schliessung besitzt,  auch  die  Erwerbsfähigkeit  des  Gesuchstellers  und 
seine  Vermögensverhältnisse  berücksichtigen  und  mit  besonderer  Vorsicht 
vorgehen,  wenn  es  sich  um  die  Eheschliessung  zwischen  hierländigen  und 
ottomanischen  Unterthanen  handelt.  Zur  Gewissheit  über  die  persönliche 
Ehefähigkeit  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Angehörigen 
erscheint  eine  Erklärung  der  betreffenden  kirchlichen  Obrigkeit,  welcher 
ihre  Heimathgemeinden  untersteht,  als  unerlässlich,  weshalb  die  Konsular- 
ämter  in  der  Türkei  behufs  der  Ertheilung  der  Heirathsbewilligung 
für  solche  Religionsgenossen  auf  die  Beibringung  jener  Erklärung 
zu  dringen  haben.  Da  aber  die  Katholiken  bei  Eheschliessung  im  Aus- 
lände verpflichtet  sind,  wenn  sie  sich  noch  nicht  ein  volles  Jahr  im 
Ausland  aufhalten,  dafür  zu  sorgen,  dass  ihre  bevorstehende  Ehe  an 
dem  Orte  des  Inlandes,  wo  sie  zuletzt  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben, 
verkündigt  werde,  so  kann  der  hierüber  ausgestellte  Verkündigungsschein 
auch  zum  Belege  ihrer  persönlichen  Fähigkeit  dienen.*) 

1)  Pkt.  I  der  Justizministerial -Verordnung  vom  26.  Juni  1853  (E.G.BL  Nr.  122). 

')  Note  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  3.  Dezember  1858 
Z.  2184  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Aeussem,  Arch.  f.  kath.  Kirchenr.  Bd.  15  S.  82a 
bis  830. 
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Die  mit  voller  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsularämter  *) 
können  nach  den  für  sie  massgebenden  Vorschriften  über  das  gericht- 
liche Verfahren  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen,  also  namentlich 
jene  in  Rechtsstreitigkeiten  bezüglich  der  Ungültigkeit  und  Trennung 
einer  Ehe  oder  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  ausüben,  wenn  der 
Ehemann  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  Heimathrecht  besitzt, 
jedoch  nur  hinsichtlich  jener  Ehen,  welche  nach  den  Bestimmungen  des 
österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  beurtheilen 
sind,  d.  h.  nur  bezüglich  der  Ehen  der  evangelischen  und  jüdischen 
Glaubensgenossen.  Wenn  aber  der  Ehemann  auf  dem  Gebiete  von 
Kroatien-Slavonien  heimathberechtigt  ist  und  einer  der  Ehegatten  oder  beide 
der  katholischen  oder  beide  der  giiechisch-orientalischen  Religion  angehören, 
80  können  die  Konsulargerichte  in  solchen  Fällen  die  Ehegerichtsbarkeit 
bezüglich  der  Gültigkeit  und  Trennung  der  Ehe,  sowie  der  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett,  da  dieselbe  nach  den  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien- 
Slavonien  geltenden  Rechtsnormen  dem  ausschliesslichen  Wirkungskreise 
der  geistlichen  Ehegerichte  zugewiesen  ist,  nicht  ausüben,  sondern  haben 
die  Angelegenheit  dem  Bischöfe  der  Diöcese,  in  welcher  der  Ehemann 
Zuständig  ist,  zur  Weiterleitung  an  das  zuständige  geistliche  Gericht  zu 
unterbreiten.^ 

§9. 

J.  Internationales  Privatrecht. 

Ausser  den  für  Oesterreich  S.  82, 83  angeführten,  auf  das  internationale 
Privatrecht  bezüglichen  Bestimmungen  des  österr.  allg.  bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestehen  noch  folgende  Bestimmungen  in  den  Königreichen 
Kroatien  und  Slavonien:^) 

Artikel  V  des  kaiserlichen  Patentes  vom  29.  November  1852  (R.G.B1. 
No.  246): 

„Die  persönliche  Fähigkeit  der  Angehörigen  der  Königreiche  Kroatien 
and  Slavonien  zur  Eingehung  einer  Ehe  ist  nach  denjenigen  Gesetzen 
zu  beurtheilen,  welchen  dieselben  nach  der  Verschiedenheit  ihres  Glaubens- 

>)  §§  1  und  2  der  kaiserl.  Verordnung  vom  29.  Januar  1855  (R.G.B1.  Nr.  23), 
betreffend  die  Ausübung  der  Civilgerichtsbarkeit  der  Konsulate;  §  2  der  Verordnung 
des  Ministeriums  des  Aeussern  u.  b.  w.  vom  31.  März  1855  (R.G.Bl.  Nr.  58).  mit  welcher 
die  Vollzagsvorschriften  zu  der  vorher  erwähnten  Verordnung  erlassen  werden;  §§  1—3 
und  10  des  Gesetz-Artikel  XXXI  des  gemeinsamen  ungarisch-kroatischen  Reichstages 
aber  die  Regelung  der  Konsulargerichtsbarkeit  (L.G.  und  V.Bl.  Nr.  71).  —  Das 
KoDsolar-Obergericht  in  Konstantinopel  übt  die  auf  die  Erkenntnisse  und  Verfügungen 
der  Konsularämter  bezügliche  Konsulargerichtsbarkeit  in  zweiter  und  letzter  Instanz  aus 
(§  3  des  cit.  Ges.- Art.). 

')  lieber  die  Zuständigkeit  bei  Streitigkeiten  zwischen  griechisch  -  orientalischen 
und  eTangelischen  Glaubensgenossen  vgl.  8.  Itt9  Antn.  5. 

')  Die  io  den  folgenden  Bestimmungen  vorkommenden  Ausdrücke  „Oesterreicher^^ 
^.österreichischer  Staatsbürger*',  „Kaiserthum  Oesterreich*^  sind  hier  mit  Rücksicht  auf 
die  heutige  Geltung  dieser  Normen  und  auf  den  derzeit  bestehenden  politischen  Zustand 
<)urch  die  entsprechenden  Ausdrücke  „Kroate^',  „kroatischer  Angehöriger^^  „Königreiche 
Kroatien  und  Slavonien'^  ersetzt  worden. 
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bekenntnisses  unterworfen  sind,  die  Ehe  möge  an  was  immer  für  einem 
Orte  abgeschlossen  werden.  — 

Die  persönliche  Fähigkeit  der  Angehörigen  derjenigen  Eronländer, 
in  welchen  die  Vorschriften  des  aUgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
in  voller  Wirksamkeit  sind,  ist  ohne  Unterschied  ihres  Glaubensbekennt- 
nisses nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  zu  beurtheilen.  Der 
Ort,  wo  sie  die  Ehe  schliessen,  hat  auf  die  Beurtheilung  dieser  persön- 
lichen Fähigkeit  keinen  Einfluss." 

§  31.:  „Es  ist  keinem  Katholiken  erlaubt,  sich  in  den  Königreichen 
Kroatien  und  Slavonien  anders  zu  verehelichen,  als  mit  Beobachtung 
aller  Vorschriften,  welche  das  Kirchengesetz  über  die  Gültigkeit  der  EIhe 
aufstellt.  Die  Bestimmungen  des  kii*chlichen  Ehegesetzes  sind  aus  der 
für  die  geistlichen  Gerichte  der  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien 
bestimmten  und  diesem  Gesetze  (im  Anhang  II.)  beigefügten  Anweisung 
zu  entnehmen." 

§  7  I:  „Wessen  Einwilligung  ein  minderjähriger  Ausländer  zur  Ein- 
gehung einer  Ehe  beizubringen  habe,  muss  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
welchem  derselbe  angehört,  beurtheilt  werden." 

§  741.:  „Ein  katholischer  Kroate  kann  bei  einer  Verehelichung  im 
Auslande  jene  Form  der  Eheschliessung,  welche  die  Landesgesetze  vor- 
schreiben oder  gestatten,  insoweit  zur  Richtschnur  nehmen,  als  dieselbe 
den  Bedingungen  entspricht,  an  welche  das  katholische  Kirchengesetz 
in  dem  Lande,  wo  die  Ehe  gesclilossen  wird,  die  Gültigkeit  der  Ehe 
knüpft.  In  aUem,  was  nicht  bloss  die  Form  der  Eheschliessung  betrifft, 
bleibt  er  an  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gebunden.  Auch  hat  er, 
wenn  er  noch  nicht  ein  volles  Jahr  im  Auslande  wohnhaft  ist,  dafür  zu 
sorgen,  dass  seine  bevorstehende  Ehe  an  jenem  Orte  des  Inlandes,  wo 
er  zuletzt  seinen  AVohnsitz  gehabt  hat,  dreimal  verkündet  werde." 

§  751.:  „Wenn  ein  kroatischer  Angehöriger,  welcher  sich  im  Aus- 
lande verehelicht  hat,  in  die  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien  zurück- 
kehrt, so  ist  er  verbunden,  die  Vermerkung  seiner  Ehe  in  dem  Trauunf^s- 
buche  der  Pfarre,  wo  er  seinen  AVohnsitz  nimmt,  zu  erwirken."^) 

§  71  IL:  „Es  ist  darüber  zu  wachen,  dass  Ausländer  nicht  anders 
als  mit  Beobachtung  alles  dessen,  was  zu  rechtmässiger  Eingehung  der 
Ehe  erforderlich  ist,  zur  Trauung  zugelassen  werden.  Inwiefern  der 
Pfarrer  in  dieser  Sache  vorgehen  könne,  ohne  dieselbe  der  bischöflichen 
Curie  zur  Beurtheilung  vorzulegen,  wird  der  Bischof  nach  Umständen 
bestimmen." 

Wie  aus  diesen  Bestimmungen  hervorgeht,  ist  das  internationale 
Privatrecht  in  Kjoatien-Slavonien  nicht  erschöpfend  geregelt.  Aus  diesem 
Grunde,  sowie  wegen  der  in  Kraft  stehenden  Eherechte  der  katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Ejrche,  welche  die  von  den  Staaten  eingeführten 
bürgerlichen  Eherechte  und  die  Gerichtsbarkeit  der  bürgerlichen  Gerichte 

*)  Nach  §  78  II.  hat  der  Pfarrer  in  diesem  Falle  das  Gesuch  um  Eintragung^ 
nebst  den  beigebrachten  Beweisen  der  rechtmässigen  Eheschliessung  dem  Bischöfe  vor- 
zulegen und  dessen  Weisung  abzuwarten. 
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in  Ehesachen  nicht  anerkennen,  sind  Kollisionen  im  internationalen  Ver- 
kehre nnvermeidlich.  — 

1.  Verlöbniss.  Hinsichtlich  der  Eheverlöbnisse  der  Angehörigen 
der  evangelischen  und  jüdischen  Religion,  für  welche  die  diesbezüglichen 
Bestümnnngen  des  österr.  allg.  bürgerl.  Gesetzbaches  gelten,  siehe  das 
für  Oesterreich  (S.  82)  Angeführte.  Bezüglich  der  Eheverlöbnisse  der 
Bekenner  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Religion  finden 
die  Grundsätze  dieser  Kirchen  Anwendung.  Demnach  sind  sowohl  die 
Inländer,  welche  im  Ausland,  als  auch  die  Ausländer,  welche  im 
Inland  ein  Eheverlöbniss  eingehen,  mit  Rücksicht  auf  ihr  katholisches 
oder  griechisch-orientalisches  Religionsbekenntniss  zu  behandeln.^) 

2.  Eingehung  der  Ehe. 

a)  Materielle  Erf  orderisse.  Für  die  Beurtheilung  der  persön- 
lichen Fähigkeit  zur  Schliessung  einer  Ehe  ist  die  Staatsangehörigkeit 
(im  Verhältnisse  zwischen  Kroatien-Slavonien  und  Ungarn:  die  Heimath- 
berechtigung) in  dem  Zeitpunkte  der  Eheschliessung  grundsätzlich  mass- 
gebend. Die  persönliche  Fälligkeit  der  nach  Kroatien-Slavonien  heimath- 
berechtigten  Ehewerber  zui'  Eheschliessung  ist  ohne  Unterschied  des 
Geschlechts  immer  nach  den  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  in 
Geltung  stehenden  Vorechriften  zu  beurtheilen,  welchen  dieselben  nach 
der  Verschiedenheit  ihres  Glaubensbekenntnisses  unterworfen  sind  (siehe 
oben:  Quellen),  gleichviel  an  welchem  Orte  ausserhalb  Kroatien-Slavoniens 
die  Ehe  geschlossen  wird.*)  Dasselbe  gilt  rücksichtlich  der  Mängel  der 
Willenserklärung  und  der  Ehehindemisse,  durch  welche  die  persönliche 
Fähigkeit,  eine  Ehe  zu  schliessen,  eingeschränkt  wird.  Soll  aber  die 
von  einem  kroatischen  Angehörigen  im  Auslande  geschlossene  Ehe  nicht 
bloss  als  gültig,  sondern  auch  als  erlaubt  gelten,  so  darf  auch  kein  in 
dem  heimischen  Eherechte  vorgeschriebenes  Eheverbot  übertreten  sein, 
wenngleich  das  ausländische  Recht  dasselbe  nicht  kennt.  Dies  gilt  bei 
Ehen  der  Katholiken  und  der  Bekenner  der  griechisch -orientalischen 
Religion,  sowohl  von  den  Anordnungen  der  Staatsgewalt,  als  auch  von  den- 
jenigen der  Kirchengewalt  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  beide  Ehewerber 
oder  nur  einer  von  ihnen  kroatische  Unterthanen  sind.*)  Ueber  die  Be- 
strafung des  kroatischen  Angehörigen,  welcher  bei  seiner  Verehelichung 
im  Auslände  die  heimathlichen  Gesetze  vernachlässigt,  siehe  oben  S.  142. 

Ueber  die  persönliche  Fähigkeit  der  Ausländer  evangelischen  und 
jüdischen  Bekenntnisses,  welche  sich  in  Kroatien-Slavonien  verehelichen 
wollen,  siehe  unter  „Oesterreich"  S.  83  f.  —  In  dem  §  71  11  findet  sich 
hinsichtlich  der  Eheschliessung  von  katholischen  Ausländem  in  Kroatien- 

»)  Jettel  S.  29—30;  Vesque  v.  Püttlingen  S.  208. 

«)  Artikel  V  des  kaiserl.  Patentes  vom  29.  November  1852;  §  3  und  74  I;  §  12  II. 

^  Jettel  S.  31,  34,  37;  Schulte,  Erläuterung  etc.  8.86—87;  Veriug,  Ueber 
die  Eheschliessuog  der  Ausländer  in  Oesterreich  und  der  österreichischen  Staats- 
angehörigen im  Auslände  (Archiv  für  kath.  Kirchenr.  15.  £d.  S.  318— 322);  Maro, 
Nach  welchen  Gesetzen  ist  in  Oesterreich  die  Gültigkeit  der  Ehen  katholischer  Aus- 
länder zu  beurtheilen?  (Oesterreichische  Vierteljahresschrift  für  Kechts-  und  Staats- 
wiasenschaft,  Wien  1858,  1.  Bd.  S.  Öl~78,  insbesondere  S.  64—65). 
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Slavonien  die  allgemeine  Bestimmung,  nach  welcher  darüber  zu  wachen 
ist,  dass  die  katholischen  Ausländer  nicht  anders  als  mit  Beobachtung 
Alles  dessen,  was  zur  rechtmässigen  Eingehung  der  Ehe  erforderlich  ist, 
zur  Trauung  im  Inlande  zugelassen  werden.  Aus  dem  §  3  I  geht  deut- 
lich hervor,  dass  diese  Wachsamkeit  vor  Allem  auf  die  Beobachtung 
derjenigen  Vorschriften  sich  zu  richten  habe,  welche  das  Kirchengesetz 
(Anhang  II)  zur  Hintanhaltung  von  ungültigen  und  unerlaubten  Ehen 
aufstellt.  Es  sollen  aber  auch  die  weltlichen  Gesetze  des  Vaterlandes 
eines  katholischen  Ausländers  bei  seiner  Verehelichung  in  Kroatien- 
Slavonien  beobachtet  werden.  Dieser  Grundsatz  findet  in  dem  oben  an- 
geführten §  7  I  ausdrückliche  Anerkennung.  Uebrigens  steht  die  Be- 
stimmung des  §  51  des  österr.  allg.  bürgert.  Gesetzbuches  (siehe  unter 
„OesteiTeich"  S.  83)  für  die  katholischen  minderjährigen  Ausländer  in 
dieser  Beziehung  auch  noch  jetzt  in  voller  Kraft.  —  Die  Ehen  der  Aus- 
länder, bei  deren  Schliessung  den  Bestimmungen  des  katholischen  kirch- 
lichen Eherechts  entsprochen,  den  Bestimmungen  des  Eherechts  ihres 
Vaterlandes  aber  zuwider  gehandelt  wurde,  sind  ebenso  wie  die  Ehen 
der  Inländer,  bei  deren  Schliessung  die  kroatischen  bürgerlichen  Gesetze 
vernachlässigt  wurden,  nicht  als  ungültig,  sondern  nur  als  unerlaubt  an- 
zusehen. Daraus  folgt,  dass  eine  in  Kroatien-Slavonien  geschlossene  und 
hier  auch  bürgerlich  als  gültig  anerkannte  Ehe  eines  katholischen  Aus- 
länders nach  seinen  heimathlichen  Gesetzen  ungültig  sein  kann,  wenn 
ein  Erfordemiss  mangelt,  welches  das  Gesetz  seines  Vaterlandes  zur 
Gültigkeit  der  Ehe  verlangt.')  Deswegen  ist  der  Seelsorger,  bevor  er 
sich  an  der  Eheschliessung  eines  Ausländers  in  Kroatien-Slavonien  be- 
theiligt, veiTpflichtet,  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  er  nach 
den  Gesetzen  seiner  Heimath  zur  Eingehung  einer  Ehe  befugt  sei,  oder 
die  nach  diesen  Gesetzen  etwa  erforderliche  Erlaubniss  zur  Schliessung 
der  beabsichtigten  Ehe  erlangt  habe,*)  widrigenfalls  die  Schuldigen  der  von 
der  weltlichen  Macht  angedrohten  Strafe  unterliegen  (§  21, 35 1;  —  vgl.  oben 
S.  141,  142).  —  Das  kaiserliche  Patent  vom  8.  Oktober  1856  und  das  durch 
dasselbe  eingeführte  Gesetz  über  die  Ehen  der  Katholiken  (Anhang  I)  ent- 
halten keine  Bestimmung  darüber,  wie  die  katholischen  Ausländer  bezüglich 
ihrer  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  in  Kroatien-Slavonien  behandelt 
werden  müssen.  In  dieser  Beziehung  behielten  also  die  internationalen 
Rechtsgrundsätze  des  österr.  allg.  bürgert.  Gesetzbuches  ihre  Geltung. 
Daher  muss  die  Gültigkeit  der  von  Ausländem  im  Auslande  geschlossenen 
Ehen  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Wirkungen  in  Kroatien-Slavonien 
immer  anerkannt  werden,  wenn  sie  nach  den  betreffenden  ausländischen 


>)  Maro  1.  c.  S.  68f.;  Vering  1.  c.  —  Fachmann  2.  Bd.  S.  259—260  sagt  da- 
gegen, dass  die  bürgerliche  Anerkennung  jeder  Ehe,  welche  ein  katholischer  Ausländer 
gegen  die  auf  Eheungültigkeit  lautenden  Gesetze  seiner  Heimath,  wenngleich  in  vollster 
Uebereinstimmung  mit  dem  kanonischen  Rechte,  im  Inlande  eingeht,  versagt  werden  muss. 

*)  Erlass  des  Ministeriums  für  Gultus  und  Unterricht  vom  18.  Mai  1859  Z.  5758 
und  vom  22.  November  1859  Z.  17602  (Archiv  für  kath.  Kirchenrecht,  15.  Bd.  S.  287 
.bis  297). 
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Gesetzen  gültig  sind.^)  Da  ffir  die  Griechisch-Orientalen  das  Eherecht 
ihrer  Kirche  in  Eroatien-Slavonien  in  Kraft  steht,  sind  ffir  die  dieser  Kirche 
angehörigen  Ansl&nder  ähnliche  Grundsätze  wie  ffir  ausländische  Katholiken 
in  Betreff  des  internationalen  Privatrechts  in  Anwendung  zu  bringen. 

b)  Form  der  Eheschliessung.  In  der  Praxis  wird  das  Angebot 
der  im  Auslande  zu  schliessenden  Ehen  der  kroatischen  Ehewerber  der 
griechisch  -  orientalischen,  evangelischen  und  jfidischen  Religion,  welche 
sich  noch  nicht  durch  sechs  Wochen  im  Ausland  aufgehalten  haben,  auch 
an  demjenigen  Orte  des  Inlandes  verlangt,  wo  sie  zuletzt  durch  mindestens 
sechs  Wochen  wohnhaft  waren  (§72  des  a.  b.  G.B.).*)  Ebenso  ist  das 
Aufgebot  der  Ehen  von  Ausländem  aller  in  Kroatien-Slavonien  an- 
erkannten Religionen  bei  ihrer  Verehelichung  im  Inland  in  ähnlichen 
Fällen  auch  im  Auslande  vorzunehmen  (§  72  des  a.  b.  G.  B.,  §  16  I  und 
§  62  n).  Wenn  aber  die  heimathlichen  Gesetze  der  Ausländer  das  Auf- 
gebot in  ihrem  Yaterlande  jedenfalls  verlangen  (siehe  z.  B.  unter  „Ungarn^ 
S.  112),  so  mfissen  sie  sich  inmier  vor  der  Trauung  in  Kroatien-Slavonien 
über  das  in  ihrem  Heimathstaate  vorschriftsmässig  vollzogene  Aufgebot 
oder  fiber  die  erhaltene  Nachsicht  von  diesem  ausweisen.  —  Die  Ehen  der 
kroatischen  Angehörigen  der  katholischen  Religion,  welche  sich  im  Auslande 
verheirathen  wollen,  sind  auch  in  Kroatien-Slavonien  an  demjenigen  Orte, 
wo  sie  zuletzt  ihren  Wohnsitz  hatten,  zu  verkfindigen,  wenn  die  Ehewerber 
noch  nicht  ein  volles  Jahr  im  Auslande  wohnhaft  sind  (§  74  I).  Ebenso 
muss  das  Aufgebot  der  Ehen  der  katholischen  Ausländer,  welche  in 
Kroatien-Slavonien  weder  einen  eigentlichen  Wohnsitz  haben,  noch  an 
dem  Orte  ihres  uneigentlichen  Wohnsitzes  in  Kroatien-Slavonien  schon 
wenigstens  ein  Jahr  lang  verweilen,  in  ihrer  Heimathgemeinde  oder  in 
ihrem  Geburtsorte  vorgenommen  werden  (§  63  II). 

Ueber  die  Form  der  Eheschliessung  gilt  das  ffir  Oesterreich  (S.  83, 
84)  Gesagte,  aber  nur  bezfiglich  der  kroatischen  Angehörigen  der  evan- 
gelischen und  jfidischen  Religion.  Die  katholischen  Kroaten  können 
bei  ihrer  Verehelichung  im  Auslande  die  in  den  ausländischen  bfirgerlichen 
Gesetzen  vorgeschriebene  oder  gestattete  Form  der  Eheschliessung  nur 
insoweit  zur  Richtschnur  nehmen,  als  sie  den  Bedingungen  entspricht,  an 
welche  das  katholische  Kirchengesetz  in  dem  auswärtigen  Lande,  wo  die 
Ehe  geschlossen  wird,  die  Gfiltigkeit  der  Ehe  knöpft  (§  74 1),  Demnach 
sind  auch  die  im  Auslande  geschlossenen  Civilehen  von  kroatischen  Unter- 
thanen,  welche  sich  zur  katholischen  Religion  bekennen,  in  Kroatien- 
Slavonien  als  rechtsgültig  zu  betrachten,  wenn  dieselben  an  jenen  Orten 
im  Auslande,  wo  das  tridentinische  Reformdekret  fiber  die  Eheschliessungs- 

^)  Maro  1.  c.  S.  66—67;  Fachmann  2.  Bd.  S.  260—261.  —  Maro  a.  a.  0.  ist  der 
Ansicht,  dass  das  weltliche  Grericht  im  Inlande  zur  Untersuehnng  und  Entscheidung 
über  die  Gültigkeit-  oder  Ungültigkeit  solcher  Ehen  kompetent  sei.  —  Jedenfalls  kann 
das  Erkenntniss  des  geistlichen  Ehegerichts,  durch  welches  eine  solche,  nach  dem 
heimathlichen  Gesetze  des  Ausländers  bürgerlich  gültige  Ehe  für  ungültig  eiklärt  wird, 
für  die  bürgerlichen  Rechtswirkungen  u.  E.  nicht  massgebend  sein. 

^  Entsch.  d.  kroat.-slar.-dalmat.  Landesregierung,  Abth.  f.  Kultus  u.  Unterricht 
Tom  1.  August  1899  Z.  8662;  16.  Februar  1900  Z.  1968;  22.  November  1902  Z.  6211. 

Lesken.  Loewenfeld,  Reohtsrerfolgnng.    Ergiiizimgsband.  12 
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form  (Conc.  Trid.  sess.  XXIV.  de  reformatione  matrimonii  cap.  I)  nicht 
in  Geltung  steht,  geschlossen  worden  sind.^)  Dagegen  können  die  im 
Jiaslande  geschlossenen  Bhen  von  kroatischen  Angehörigen  der  griechisch- 
orientalischen Religion,  nur  wenn  sie  kirchlich  eingesegnet  worden 
sind,  in  Kroatien-Slavonien  als  rechtsgültig  angesehen  werden,  da  das  auf 
dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  geltende  Eherecht  der  griechisch- 
orientalischen Kirche  zur  Gültigkeit  der  Ehe  ausnahmslos  die  priester- 
liche Einsegnung  verlangt  (siehe  oben  C  3  b).  Die  Givilehen,  welche  die 
kroatischen  Angehörigen  dieser  Kirche  im  Ausland  eingehen,  müssen 
also  —  was  bloss  die  äussere  Förmlichkeit  anbelangt  —  um  die  Gültig- 
keit in  Kroatien-Slavonien  zu  erlangen  auch  noch  kirchlich  bekräftigt 
werden.*)  Die  Ausländer,  die  sich  in  Kroatien-Slavonien  verehe- 
lichen wollen,  sind  bezüglich  der  Form  der  Eheschliessung  nach  dem 
Grundsätze  „locus  regit  actum''  an  die  diesbezüglichen  kroatischen  Gesetze 
gebunden.  In  dieser  Hinsicht  müssen  auch  die  im  Ausland  eingegangenen 
Ehen  von  Ausländem  nach  demselben  Grundsatze  in  Kroatien-Slavonien 
beurtheilt  werden,*) 

c)  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  der  Ehe.  Die  kroa- 
tischen, sowohl  bürgerlichen  als  auch  geistlichen  Gerichte  entscheiden 
auch  über  die  Gültigkeit  der  Ehen  von  Ausländern  und  zwar  ohne 
Rücksicht,  ob  sie  in  Kroatien-Slavonien  oder  im  Ausland  eingegangen 
wurden,  insofern  nur  die  Zuständigkeit  nach  den  kroatischen  Gesetzen 
begründet  ist  (siehe  S.  168  ff.). ^)  Dabei  müsste  jedoch  auch  das  aus- 
ländische materielle  Recht  berücksichtigt  werden,  besonders,  wenn  die 
Ehe  im  Auslande  geschlossen  wurde,  obwohl  es  an  einer  ausdrücklichen 
Bestinunung  in  dieser  Hinsicht  fehlt.  Die  Beurtheilung  der  Gültigkeit 
der  Ehen  von  Ausländem  nach  den  in  Kroatien-Slavonien  geltenden 
Gesetzen  lässt  sich  nur  in  denjenigen  Fällen  rechtfertigen,  in  welchen  die 
Frau  zur  Zeit  der  Eheschliessung  in  Kroatien-Slavonien  heimathberechtigt 
war.*)  Die  geistlichen  Gerichte  der  katholischen  und  griechisch-orien- 
talischen Kirche  in  Kroatien-Slavonien  beurtheilen  aber  die  Gültigkeit  der 
Ehe  immer  lediglich  nach  dem  für  sie  geltenden  kirchlichen  Eherechte. 

Hinsichtlich  der  Anerkennung  beziehungsweise  Vollstreckung  der 

.  ')  Schnitzer  8.74 — 75;  —  Fleiner,  Obligatorische  Civilehe  und  katholische 
Kirche,  Leipzig  1890  S.  38;  —  Hirschel,  Drei  Fragen  über  die  Civilehe,  Mainz  1878, 
8.  28-29. 

»)  Vesque  v.  Püttlingen  S.  226. 

^  Vesque  v.  Püttlingen  S.  218;  Jettel  S.  40;  Maro  1.  c.  S.  70. 

*)  Das  entspricht  dem  Grundsatze,  nach  welchem  Ausländer  in  Bezug  auf  Rechts- 
schutz den  Inländern  als  gleichgestellt  betrachtet  werden.  Vgl.  §  19  und  33  des 
a.  b.  G.  B.  —  Maro  1.  c.  S.  66  ist  der  Ansicht,  dass  die  bürgerlichen  Gerichte  zur 
Untersuohung  und  Entscheidung  der  Gültigkeit  der  im  Auslande  von  katholischen  Aus- 
ländern geschlossenen  Ehen  zuständig  sind. 

^)  Da  die  Voraussetzungen  einer  gültigen  Eheschliessung  für  die  Frau  nach 
kroatischen  Gesetzen  zu  beurtheilen  sind,  können  jene  Voraussetzungen  nicht  als  vor- 
handen angesehen  werden,  wenn  ein  in  kroatischen  Gesetzen  begründetes  Ehehinderniss 
der  Verehelichung  der  Frau  im  Wege  stand.  Vgl.  Jettel  S.  49;  Vesque  v.  Pütt- 
lingen S.  242. 
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ansländischen  Urtheile  Aber  die  GlQtigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  Ehe 
sind  die  allgemeinen  in  dieser  Beziehung  in  Eroatien-Slavonien  bestehen- 
den Vorschriften  massgebend.  Der  fremde  Richter  muss  nach  den  all- 
gemeinen B^chtsgrundsätzen  in  dieser  Sache  die  Gerichtsbarkeit  auszu- 
üben berechtigt  gewesen  sein.  Das  Urtheä  muss  im  Original  vorgelegt 
werden  und  die  Eechtski*aft  desselben  entweder  dui*ch  das  Ersuchs- 
schreiben  des  auswärtigen  Richters  oder  durch  ein  Amtszeugniss  desselben 
Gerichts  bestätigt  sein.  Die  Vollstreckung  des  ausländischen  Urtheils 
setzt  voraus,  dass  in  dem  betreffenden  Lande  auch  die  Urtheile  der 
kroatischen  Gerichte  vollstreckt  werden.*)  Fremde  Urtheile  über  die 
Gültigkeit  der  Ehen  von  kroatischen  Unterthanen  evangelischer  und 
jüdischer  Religion  müssen,  um  in  Eroatien-Slavonien  anerkannt  und  voll- 
streckt werden  zu  können,  in  materieller  Beziehung  dem  kroatischen 
Rechte  entsprechen.  Die  Urtheile  der  ausländischen  bürgerlichen  Gerichte 
über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehen  von  kroatischen  Unter- 
thanen katholischer  und  griechisch-orientalischer  Religion  können  aber 
keinesfalls  in  Eroatien-Slavonien  anerkannt  werden,  da  die  Gerichtsbar- 
keit in  Ehesachen  der  Bekenner  dieser  Religionen  ausschliesslich  den 
geistlichen  Gerichten  zusteht  (siehe  oben  S.  158  ff.). 

d)  Wirkungen  der  Ehe.  Hinsichtlich  der  persönlichen  Rechts- 
beziehungen der  Ehegatten  zu  einander  und  des  ehelichen  Güterrechts 
siehe  unter  „Oesterreich"  (S.  84). 

e)  Ehetrennung  und  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Es 
giebt  keine  ausdrückliche  Bestimmung  in  Eroatien-Slavonien  darüber, 
welches  Recht  der  ki*oatische  Richter  in  Ehetrennungs-  und  Ehescheidungs- 
prozessen anzuwenden  hat.  Es  entspricht  den  in  den  kroatischen  Gesetzen 
enthaltenen  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  und  der  zwingen- 
den Natur  der  eherechtlichen  Vorschriften  am  besten,  dass  sowohl  die 
Gesetze  des  Prozessgerichts  —  also  das  kroatische  Recht  —  als  auch 
das  heimathliche  Recht  der  Ehegatten  zur  Zeit  der  Anbringung  der 
Klage  bei  der  Frage,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Ehen 
von  Ausländem  geschieden  oder  getrennt  werden  können,  berücksichtigt 
werde.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  Ausländer  die  Trennung  ihrer 
Ehe  oder  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  in  Eroatien-Slavonien  erwirken 
könnten,  wenn  das  kroatische  Recht  den  Ehetrennungs-  oder  Ehescheidungs- 
gmnd,  auf  welchen  sich  die  Klage  stützt,  nicht  kennt,  obwohl  derselbe 
im  Rechte  ihres  Vaterlandes  begründet  ist.  Wegen  eines  im  kroatischen 
Eherechte  begründeten,  dem  ausländischen  Eherechte  der  Ehegatten  aber 
unbekannten    Ehetrennungs-     oder    Ehescheidungsgrundes    könnte    die 


*)  §  550  and  554  der  mit  der  Justiz -Ministerialverordnang  vom  16.  September 
1852  eingefohrten  proyisorischen  Civilprozessordnung  —  §  33  des  a.  b.  G.B.  Zwischen 
Oesterreich-Ungarn  und  dem  Dentsclien  Reiche  ist  die  Gegenseitigkeit  in 
dieser  Hinsicht  nicht  verbürgt.  Verordnung  der  Justizabtheilung  der  kgl.  kroat.- 
slay.-dalmat.  Landesregierung  vom  29.  Juni  1885  Z.  8764  und  vom  26.  April  1891 
Z.  4915  (gestützt  auf  die  §§  660,  661  der  deutschen  Ciyilprozessordnung  älterer  Fassang 
and  die  Weigerung  deutscher  Gerichte,  kroatische  Urtheile  zu  vollstrecken). 
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Trennung  einer  Ehe  oder  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  von  einem 
kroatischen  Gerichte  nur  mit  Rechtswirkung  für  das  Geltungsgebiet  von 
Eroatien-Slayonien  ausgesprochen  werden.  Das  hier  Gesagte  gilt  nur  für 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  die  bürgerlichen  Gerichte  zur  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  berufen  sind.  Bezüglich  der  Anwendung  des  fremden 
Bechts  bei  den  geistlichen  Gerichten  der  katholischen  und  griechisch- 
orientalischen Kirche  siehe  oben  S.  178  Z.  c.  Da  die  Ehe  nach  dem  katho- 
lischen Eherecht  unauflösbar  ist^  können  katholische  Ausländer  in  Eroatien- 
Slayonien  nie  ein  Ehetrennungsurtheil  erlangen.  Die  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  wird  für  die  katholischen  sowie  die  Ehetrennung  für  die  der 
griechisch -orientalischen  Religion  angehörigen  Ausländer  nur  dann  aus- 
gesprochen, wenn  der  Ehescheidungsgrund  nach  dem  Eherechte  der 
katholischen,  beziehungsweise  der  Ehetrennungsgrund  nach  dem  Eherechte 
der  griechisch-orientalischen  Eirche  anerkannt  ist.  Hier  bleibt  noch  zu 
erwähnen,  dass  die  Voraussetzungen  der  Todeserklärung  eines  Aus- 
länders in  Eroatien-Slayonien  nach  den  ki'oatischen  Gesetzen  beurtheilt 
werden  müssen. 


»)  Veeqne  v.  Püttlingen  S.  78—79,  Jettel  S.  27. 


III.  Bosnien  und  die  Herzegowina. 

Nach  Mittheilungen 

von 

A.  Shek, 

Senatspräsident  am  Obergericht  in  Sarajevo. 


Nach  der  im  Jahre  1878  erfolgten  Occupation  Bosniens  und  der 
Herzegowina  durch  die  östeiTeichisch-ungarische  Monarchie  ^)  wurde  durch 
den  Ministerial-Eiiass  vom  30.  Dezember  1878,  Z.  436  just,  angeordnet, 
dass  „die  Regelung  der  auf  das  Familienrecht,  Eherecht  ....  Bezug 
nehmenden  Verhältnisse  wie  bisher  den  einzelnen  Religionsgenossen- 
schaften nach  ihren  besonderen  Rechten  vorbehalten  bleibt."  An 
diesem  Grundsatze  wurde  in  der  späteren  Gesetzgebung  festgehalten  und 
es  wurde  insbesondere  durch  die  am  1.  September  1883  in  Kraft  getretene 
Civilprozessordnung  die  Gerichtsbarkeit  in  Eheprozessen  den  ordentlichen 
staatlichen  Gerichten  entzogen;  §  1  der  C.P.O.  bestimmt:  „Die  Civil- 
prozessordnung findet  auf  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  insoweit 
nicht  besondere  Vorschriften  eine  Ausnahme  bestimmen,  Anwendung.  — 
Die  geistlichen  Gerichtsbehörden  und  die  Scheriatsgerichte,  welche  letztere 
durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt  werden,  behalten  die  Ausübung  des 
Richteramtes  rücksichtlich  ihrer  Glaubensgenossen  in  Beziehung  auf  die 
Ehesachen,  insofern  es  sich  nicht  um  vermögensrechtliche 
Angelegenheiten  handelt" 

Ein  staatliches  einheitliches  Ehegesetz  besteht  also  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  nicht.  Es  ist  sowohl  das  materielle  wie  das  formelle 
Eherecht  durch  religiöse  Satzungen  geregelt. 

Demgemäss  sind  Quellen  des  Eherechts,  und  namentlich  des  Rechts 
der  Eheschliessung,  der  Ehetrennung  und  Ehescheidung  die  diesbezüg- 
lichen Satzungen  der  betreffenden  Religionsgenossenschaften.  Es  kommen 
insbesondere  in  Betracht:  Die  Römisch-Eatholischen,  für  welche 
das  katholische  Eirchenrecht  gilt,  wie  es  im  Eaiserl.  Patent  v.  8.  Oktober 
1856  (R.GJB1.  No.  185)  dargelegt  ist  und  in  Kroatien-Slavonien  zur  An- 
wendung gelangt  (vgl.  die  Darstellung  unter  „Eroatien-Slavonien"  S.  118); 


^)  Die  Gesetzgebnngsg^ewalt  übt  der  Monarch  aus.  Die  Gesetze  werden  darcli  die 
Allerhöchste  Sanktion  der  vom  gemeinsamen  Ministerium  unterbreiteten  Entwürfe  in 
Kraft  gesetzt.  Die  Einrichtung  der  Civilverwaltung  hat  ihre  wesentliche  Grundlage  in 
einem  durch  Allerh.  Entschliessung  y.  29.  Juli  1881  genehmigten  Gesetze,  G.BL  S.  813 
für  1882.  Danach  steht  an  der  Spitze  der  Verwaltung  der  dem  gemeinsamen  Ministerium 
untergeordnete  „Chef  der  Landesregierung".  Die  Landesregierung,  als  oberste  Ver- 
waltungsbehörde, zerfallt  in  vier  Abtheilungen:  für  Inneres,  Justiz,  Finanzen  und  Bau- 
wesen. Ihr  liegt  auch  die  Vorbereitung  der  gesetzlichen  Normen  ob,  die  dann  yom 
Regierungschef  dem  gemeinsamen  Ministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  sind«  Siehe 
hierüber  auch:  Eich  1er,  Justizwesen  Bosniens  (Wien  1883)  S.  107 ff.,  114 ff. 
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die  Orientalisch-Orthodoxen,  für  welche  das  orientalisch  (griechisch)- 
orthodoxe  Eirchenrecht  zur  Anwendung  kommt  (ygl.  gleichfaUs  die  Dar- 
steOnng  unter  „Eroatien-Slayonien^);  die  Moslems,  deren  eherechtliche 
Verhältnisse  durch  das  Scheriatsrecht  geregelt  werden.  Die  Bekenner 
des  Islams  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  Hanef  iten,  deren  Ehe- 
recht im  Abschnitt  „Türkei''  dargestellt  ist. 

Entsprechend  ist  hinsichtlich  der  Literatur  auf  die  Mittheilungen 
unter  „Kroatien-Slavonien"  und  „Türkei"  zu  verweisen  und  für  das 
mohammedanische  Eherecht  besonders  das  von  der  k.  k.  Hof-  und  Staats- 
druckerei in  Wien  (1883)  herausgegebene  Werk  „Eherecht,  Familien- 
recht und  Erbrecht  der  Mohammedaner  nach  dem  hanef  itischen 
Ritus''  heryorzuheben.  Siehe  ausserdem:  Eichler,  Justizwesen  Bosniens 
und  der  Herzegowina;  Wien  1883. 

Einer  selbständigen  systematischen  Darstellung  bedarf  bei  dieser 
Sachlage  das  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  geltende  Eherecht  nicht 
Es  genügt,  die  folgenden  staatlichen  Verordnungen,  welche  neben  dem 
religiösen  Eherecht  in  Betracht  kommen,  unter  Kennzeichnung  oder 
worüicher  Mittheilung  ihres  wesentlichen  Inhalts,  hervorzuheben: 

1.  Verordg.  v.  20.  November  1887  Z.  66987/i  (ö.  u.  V.B1.  Nr.  6  v. 
1888),  betr.  den  Vorgang  bei  Eheschliessungen  katholischer  italienischer 
Staatsbürger  in  Bosnien  und  der  Herzegowina:  Das  Aufgebot  muss 
sowohl  in  der  Pfarre  des  hierländigen  Wohnorts  der  Ehewerber  als  auch 
in  Italien  erfolgen.  Der  Pfarrer  des  Aufenthaltsortes  schreitet  dabei 
vermittelnd  ein.  Erst  nach  Eingang  der  Bestätigung  über  das  Auf- 
gebot in  Italien  darf  die  Eheschliessung  erfolgen.  Ein  politischer  Ehe- 
konsens  ist  nicht  erforderlich. 

2.  Verordg.  v.  20.  März  1898  Z.  34160/i  (G.  u.  V.B1.  Nr.  38  v.  1898), 
betr.  den  Vorgang  bei  Eheschliessungen  der  ungarischen  Staatsbürger 
in  Bosnien  und  der  Herzegowina:  Ein  nach  Ungarn  (im  engeren  Sinne, 
also  nicht  nach  Kroatien  -  Slavonien)  gemeindezuständiger  ungarischer 
Staatsbürger  darf  nur  dann  zur  Eheschliessung  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  zugelassen  werden,  wenn  er  eine  Bescheinigung  des 
ungarischen  Justizministeriums  darüber  beibringt,  dass  der  Ehe  kein 
Hindemiss  nach  ungarischem  Bechte  im  Wege  steht.  Hiervon  kann  nur 
abgesehen  werden  bei  einer  mit  nahem  Tode  drohenden  Krankheit  eines 
der  Ehewerber.  Die  Ehewerber  haben  sich  diese  Bescheinigung  sowie 
das  derselben  zur  Grundlage  dienende  Zeugniss  über  das  vorerst  in 
Ungarn  bewirkte  Aufgebot  der  Ehe,  bezw.  über  die  Dispensation  hier- 
von, selbst  zu  beschaffen,  können  aber  die  politische  Behörde  erster 
Instanz  am  Aufenthaltsort  um  ihre  Hülfe  angehen.  Die  in  Kroatien 
oder  Slavonien  gemeindezuständigen  ungarischen  Staatsangehörigen 
benöthigen  zur  Eheschliessung  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  eines 
von  der  heimathlichen  politischen  Behörde  ei*ster  Instanz  ausgestellten 
Eaief ähigkeits  -  Certifikats.  Es  kann  die  Vermittelung  der  bosnisch- 
herzegowinischen  Behörden  zur  Erlangung  des  Zeugnisses  angegangen 
werden. 


194  Europa. 

3.  Verordg.  v.  9.  Januar  1900  Z.  186  579/1899  (G.  u.  V.BL  Nr.  14 
y.  1900),  betr.  den  Vorgang  bei  Eheschliessnngen  österreichischer 
Staatsbürger,  d.  i.  Angehöriger  der  im  Beichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  in  Bosnien  und  der  Herzegowina:  Die  Trauung  dieser 
österreichischen  Unterthanen  darf  im  Okkupationsgebiete  nicht  früher 
vollzogen  werden,  als  bis  sie  ihre  persönliche  Fähigkeit,  die  Ehe  ein- 
zugehen (§  4  a.  b.  G.B.)  bezw.  die  Zulässigkeit  der  Eheschliessung  rück- 
sichtlich der  Wehrpflicht  nachgewiesen  und  sich,  sofern  sie  Angehörige 
von  Tirol  oder  Vorarlberg  sind,  durch  den  Ehekonsens  der  Heimath- 
gemeinde, sofern  sie  aber  Angehörige  von  Erain  sind,  durch  den  sog. 
Ehemeldezettel  ausgewiesen  haben.  Es  kann  die  Vermittlung  der  bosnisch- 
herzegowinischen  Behörden  zur  Erlangung  der  erforderlichen  Zeugnisse 
angegangen  werden.  —  Hierbei  ist  noch  auf  eine  ältere  (im  Uebrigen 
aufgehobene)  Verordg.  v.  22.  Dezember  1887  (G.  u.  V.BL  Nr.  7  v.  1888) 
zu  verweisen,  wonach  die  österreichischen  Ehefähigkeitszeugnisse  keines- 
wegs die  Bedeutung  haben,  den  Mangel  jedweden  Ehehindemisses  zu 
bescheinigen,  so  dass  die  bosnisch  -  herzegowinischen  Behörden  (die 
Trauungsfunktionäre)  also  immer  noch  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  eine  selbständige  Prüfung  vorzunehmen 
haben. 

4.  Das  provisorische  Wehrgesetz  v.  24.  Oktober  1881  (G.  u.  V.B1. 
Nr.  236  V.  1881),  insofern  es  Bestimmungen  über  den  Ehekonsens  für 
Wehrpflichtige  und  Personen  des  Soldatenstandes  enthält,  nämlich 

§  13  (in  fine):  „Derjenige,  welcher  sich  nach  Kundmachung  dieses 
Gesetzes  vor  vollständiger  Erfüllung  der  Stellungspflicht  verehelicht,  aber  zu 
dieser  Eheschliessung  die  Bewilligung  der  Landesregierung  erhalten  hat, 
erlangt  im  Falle  seiner  Assentierung  den  Anspruch  auf  die  dauernde  Beur- 
laubung für  die  Zeit  des  Friedens,  dann,  wenn  er  mit  seiner  Frau  in  ehelicher 
Gemeinschaft  lebt,  diese  seine  Frau  keinen  erwerbsfähigen  Vater,  Bruder 
oder  Schwiegervater  hat,  er  für  ihre  Erhaltung  unentbehrlich  ist  und 
die  diese  Begünstigung  begründenden  Verhältnisse  nicht  schon  zur  Zeit 
der  Verehelichung  bestanden  haben.  Wer  sich  verehelicht  hat,  ohne  die 
vorerwähnte  Bewilligung  angesucht  und  erhalten  zu  haben,  wird  in  Bezug 
auf  Erleichterungen  in  der  Wehrpflichterfüllung  als  unverehelicht  be- 
trachtet." 

§  24:  „Die  in  der  aktiven  Dienstleistung  stehenden  Offiziere  und 
Soldaten,  dann  jene  Ldniendienstpflichtigen,  welche  zwar  beurlaubt  sind, 
denen  aber  die  Enthebung  vom  Präsenzdienste  im  Grunde  dieses  Gesetzes 
nicht  zuerkannt  worden  ist,  bedürfen  zur  Verehelichung  der  militär- 
behördlichen Bewilligung;  dagegen  sind  von  der  Einholung  derselben 
jene  Liniendienstpflichtigen,  welche  vom  Präsenzdienste  befreit  sind  und 
die  nicht  präsent  dienenden  Angehörigen  der  Reserve  enthoben. 

Wurde  die  Bewilligung  zur  Verehelichung  ertheilt,  so  erlangt  hier- 
durch der  Betreffende  den  Anspruch  auf  die  im  vorletzten  Alinea  des 
§  13  (s.  oben)  ausgesprochene  Begünstigung." 
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6.  Auszug  aus  dem  Min.ErL  v.  29.  Dezember  1878  Nr.  645  B.H., 
betr.  Organisation  der  Justizverwaltung  (Sammlung  der  für  Bosnien  und 
die  Herz^^wina  erlassenen  Gesetze,  Verordnungen  und  Normalweisungen, 
1878—1880,  Bd.  n  S.  3):  „Was  das  materielle  Eecht  anbelangt,  nach 
dem  die  staatlichen  G^chte  ihre  Entscheidungen  treffen  sollen,  so  wird 
nach  dem  wiederholt  ausgesprochenen  Grundsatze,  dass  das  Bestehende  nicht 
gewaltsam  entfernt  und  plötzlich  durch  völlig  Neues  ersetzt  werden  soll, 
daran  festgehalten,  dass  die  GrerichtsbehOrden  sich  an  die  im  Lande 
thatsftchlich  in  Geltung  stehende  Gesetzgebung  zu  halten  haben  werden. 

Nur  insoweit  eine  solche  nicht  besteht  oder  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  unanwendbar  ist  oder  nicht  ausreicht,  würden  die  Gerichts- 
behörden in  bürgerlichen  Bechtsangelegenheiten  in  und  ausser  Streitsachen 
nach  Analogie  der  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetze  vorzugehen  haben.^ 

6.  Auszug  aus  dem  Zirkularerlass  der  Landesregierung  v.  30.  Dezember 
1878  Z.  436  just.  betr.  Organisation  der  Q^chte  (Sammlung  u.  s.  w.  11 
S.  3).  Punkt  8:  „Die  Regelung  der  auf  das  Familienrecht,  Eherecht 
....  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  bleibt  wie  bisher  den  einzelnen 
Beligionsgenossenschaften  nach  ihren  besonderen  Eechten  vorbehalten 
und  werden  diese  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht  berührt.^ 

7.  Auszug  aus  der  Verordg.  v.  17.  Juli|1879  Z.  1390  präs.,  betr. 
Instruktion  für  das  Obergericht.  §  12:  „Bis  zur  Erlassung  neuer  gesetz- 
licher Nonnen  des  materiellen  Bechtes  hat  sich  das  Obergericht  an 
die  in  diesen  Ländern  thatsächüch  bestehende  Gesetzgebung  zu  halten, 
in  zweifelhaften  Fällen  das  in  Oesterreich-Ungarn  gültige 
Gesetz  analog  in  Anwendung  zu  bringen." 

8.  Auszug  aus  dem  Zirkularerlasse  der  Landesregierung  v.  26.  Mai 
1880  Nr.  9279  just.  2066,  betr.  Instruktion  über  Behandlung  der  von  den 
k.  und  k.  Konsulaten  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  als  Gerichten 
übernommenen  Agenden  (Sammlung  u.  s.  w.  11  S.  69).  Punkt  8:  „Die 
Eheangelegenheiten  der  österreichisch -ungarischen  Staats- 
angehörigen sind  nach  den,  deren  Heimathszuständigkeit  nach  in  Be- 
tracht kommenden,  in  einzelnen  Fällen  von  den  Parteien  nachzuweisenden 
Gesetzen  und  Verordnungen  zu  beurtheilen."^) 

9.  Civilprozessordg.  v.  1.  September  1883:  Nach  dem  im  Eingange 
mitgetheilten  §  1  sind  die  geistlichen  Gerichtsbehörden  und  die 
Scheriatsgerichte  für  Ehesachen  ihi^er  Glaubensgenossen  zuständig 
geblieben,  „insofern  es  sich  nicht  um  vermögensrechtliche  Angelegenheiten 
handelt."  Diese  letztere  Einschränkung  gilt  jedoch  nicht  für  die  Scheriats- 
gerichte; siehe  die  nachstehend  unter  10  erwähnte  Verordg. 

Bezüglich  der  römisch-katholischen  Christen  steht  die  Gerichtsbarkeit 
dem  Erzbischof  von  Sarajewo  und  den  Bischöfen  von   Banjaluka  und 


^)  Nach  deo  im  Text  unter  Nummer  5,  7  und  8  bezeichneten  Vorschriften  haben 
die  staatlichen  Gerichte  in  allen  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörigen  vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten  aus  dem  Eheverhältniss  zu  verfahren.' 
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Mostor,  bezüglich  der  Orientalisch- Orthodoxen  steht  sie  den  Metropoliten 
von  Sarajevo,  Mostar,  Banjaluka  und  Dolnja-Tozla  zu. 

10.  Auszug  aus  der  mit  AUerh.  EntSchliessung  y.  29.  August  1883 
genehmigten  Yerordg.  über  die  Organisation  und  den  Wirkungskreis  der 
Scheriatsgerichte  (G.  u.  V.Bl.  Nr.  136  v.  1883).  Punkt  10:  „Der  Zu- 
ständigkeit der  Scheriatsgerichte  unterliegen 

a)  Die  Angelegenheiten  des  moslemischen  Eherechts,  wenn  beide 
Ehegatten  der  moslemischen  Religion  angehören,  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  um  vermögensrechtliche  oder  sonstige  Angelegenheiten  handelt^ 

Die  Scheriatsgerichtsbarkeit  wird  in  erster  Instanz  von  den  hierzu 
bestellten  Scheriatsrichtem  ausgeübt.  Als  Scheriatsrichter  ist  bei  jedem 
Bezirksamte  als  Gericht  ein  Eadi  bestellt.^) 

In  zweiter  und  letzter  Instanz  entscheidet  das  Obergericht  in  Sarajevo, 
als  Scheriatsobergericht,  in  einem  Kollegium  von  vier  Eichtem,  von  denen 
zwei  Scheriatsrichter  sind,  unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten  des  Ober- 
gerichts. 


^)  Die  Verordg.  bestimmt,  dass  die  Gerichtsbarkeit  nach  dem  scheriatsgericht- 
liehen  Verfahren  auszuüben  sei.  Dieses  ist  aber  nicht  kodifizirt.  Vgl.  auch  Leske- 
Loewenfeld,  Bechtsyerfolgung  im  intern.  Verkehr,  II  S.  855,  858  Anm.  6.  Den 
Erkenntnissen  der  Scheriatsgerichte  wird  die  Vollstreckungsklausel  vom  Scheriatsgerichte 
erster  Instanz,  welches  in  der  Sache  erkannt  hat,  beigesetzt.  Das  weitere  Ezekutions- 
verfahren  gehört  in  den  Wirkungskreis  der  gemäss  der  Civilprozessordnung  hierzu  be- 
rufenen ordentlichen  Gerichte  (Nr.  21  der  Verordnung  über  die  Organisation  und  den 
Wirkungskreis  der  Scheriatsgerichte  G.B1.  S.  542/1883).  —  Je  nach  dem  Streitgegen- 
stande kommen  besondere  Beweisregeln  in  Betracht;  so  insbesondere  für  Ehesachen 
die  Vorschriften  über  den  Zeugenbeweis  bezüglich  der  Eheschliessung  (siehe  hier 
„Türkei*'  C  4a  und  b),  über  die  eidliche  Schätzung  der  yerhältnissmässigen  Ehegabe 
durch  den  Ehemann  (das.  D  2  b),  über  die  eidliche  Versicherung  des  Mannes,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  ob  er  mit  zweideutigen  Worten  eine  Verstossung  der  Frau  beab- 
sichtigt hat  oder  nicht  (das.  E  2),  endlich  über  die  Eide  der  Parteien  bei  der  »Ver- 
wünschung**  wegen  Ehebruchs  der  Frau  (das.  F  4). 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literstur. 

Die  zum  schweizerischen  Bnndesstaate  vereinigten  Kantone  haben 
selbständige  Gesetzgebnngsbefogniss,  soweit  sie  darin  nicht  durch  die 
Bundesverfassung  und  die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Gesetze  be- 
schränkt sind.  Nach  der  revidirten  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874 
unterliegen  der  Gesetzgebung  des  Bundes  auch  der  Civilstand  und  die 
Ehe  mit  Ausschluss  des  ehelichen  Güterrechts.  Das  demgemäss  erlassene 
Gesetz  vom  24.  Dezember  1874,  betr.  Feststellung  und 
Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe^) 
regelt  einheitlich  für  die  ganze  Schweiz  u.  A.  das  Eecht  der  Schliessung, 
der  Nichtigerklärung  und  Scheidung  der  Ehe  und  auch  einzelne  Wirkungen 
(Art.  25  Abs.  4  und  5,  48,  49,  65),  doch  sind  in  letzterer  Hinsicht  über- 
wiegend die  Eantonsrechte  massgebend  geblieben,^  so  hinsichtlich  der 
persönlichen  Verhältnisse  der  Eheleute  gegen  einander  und  der  Eechts- 
beziehungen  zu  den  Kindern  und  besonders  hinsichtlich  des  gesammten 
ehelichen  Güterrechts;  desgleichen  für  das  Verlöbniss. 

Quellen  des  hier  darzusteUenden  Rechtes  sind  daher,  abgesehen  von 
dem  erwähnten  Bundesgesetze  und  einzelnen,  geeigneten  Orts  zitirten 
Spezialgesetzen,  folgende  Eantonsgesetze: 

Aargau:  Bürgerliches  Gesetzbuch,  I.  Theil:  Einleitung  und 
Personenrecht  v.  31.  August  1847. 

Appenzell-Ausserrhoden:  Gesetz  über  das  Familienrecht  v. 
29.  April  1883. 

Appenzell-Innerrhoden:  Landbuch  von  1409  (Ausgabe  von 
Busch,  1869);  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  Ehe- 
scheidungen V.  6.  April  1876. 

Baselstadt:  Ehegerichtsordnung  von  1837;  Gesetz  betr.  ehe- 
liches Güterrecht,  Erbrecht  und  Schenkungen  v.  10.  März  1884. 


^)  Wo  im  Text  Artikel  ohne  nähere  Angabe  zitirt  sind,  beziehen  sie  sich  aof  das 
bezeichnete  Bnndesgeeetz,  wenn  nicht  aus  dem  Zusammenhang  ein  Anderes  ersichtiüch  ist. 

*)  Die  Yereinheitlidbnng  des  gesammten  Privatrechts  ist  im  Werke.  Sie  ist  durch 
die  Yerfassungsrevision  von  1898  dem  Bande  übertragen,  und  ein  vom  Eidgenössischen 
Justiz-  und  Polizei-Departement  herausgegebener  Entwurf  eines  .^Schweizerischen 
Ciyilgesetzbuchs''  ist  1900  in  Bern  erschienen. 
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Baselland:  Gesetz  betr.  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht  und 
Schenkungen  y.  20.  April  1891. 

Bern  mit  Ansschlnss  des  Bemer  Jura  (siehe  unter  Genf): 
Civilgesetzbuch,  I.  Theil:  Personenrecht  v.  23.  Dezember  1824. 

Freiburg:  Code  civil,  L  Theil:  lois  concemant  les  personnes 
V.  22.  Mai  1834;  Loi  sur  le  mariage  civü  etc.  v.  27.  November 
1875. 

Genf  und  Berner  Jura:  Hier  gilt  seit  1804  der  französische 
Code  civU;  nur  für  den  Kanton  Genf:  Loi  sur  F^tat  civil,  le 
mariage  et  le  divorce  v.  20.  März  1880. 

Glarus:  Bürgerliches  Gesetzbuch,  11.  Abth.:  Personen-  und 
Familienrecht  von  1870. 

Graubünden:  Privatrecht  v.^1.  Februar  1862. 

Luzern:  Civilgesetzbuch,  I.  Theil:  Personenrecht  v.  22.  Oktober 
1831;  Gesetz  über  die  eheliche  Vormundschaft  v.  26.  No- 
vember 1880. 

Neuenburg:  Code  civil,  I.  Buch:  des  personnes  v.  3.  Dezember 
1853. 

St.  Gallen:  Ges.  betr.  das  Verfahren  in  Ehestreitsachen  und 
die  Folgen  der  Ehescheidung  v.  27.  November  1878. 

Schaffhausen:  Privatrechtliches  Gesetzbuch,  Personen-  und 
Familienrecht  v.  3.  und  20.  Dezember  1863. 

Schwyz:  Das  alte  Landbuch  (Ausgabe  von  Kothing  1850)  und 
die  alten  Bezirksrechte  (von  demselben  1853  herausgegeben); 
Vollziehungsverordnung  zum  Bundesges.  über  Qvilstand  und 
Ehe  V.  3.  Dezember  1875. 

Solothurn:  Civilgesetzbuch  (I.  Theil,  l.Hauptst:  Personenrecht 
V.  23.  November  1841)  in  revidirter  Fassung  v.  26.  Februar 
1891. 

Tessin:  Codice  civile  v.  13.  Juni  1837  in  revidirter  Fassung 
V.  15.  November  1882. 

Thurgau:  Privatrechtliches  Gesetzbuch,  Personen-  und  Familien- 
recht V.  11.  April  1860  in  revidirter  Ausgabe  v.  3.  März  1885. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald  (Obwalden):  Sammlung  alter 
Gesetze  (herausgegeben  von  Moos  1853);  Gesetz  über  Ehe- 
scheidung V.  30.  April  1876. 

ünterwalden  nid  dem  Wald  (Nidwaiden):  Bürgerliches  Gesetz- 
buch, das  Personenrecht  v.  23.  Oktober  1852;  Vollziehungs- 
verordnung zum  Bundesges.  über  Civilstand  und  Ehe  v. 
9.  November  1875. 

Uri:  Das  „Landbuch",  eine  1823  begonnene  und  weiterhin 
fortgesetzte  offizielle  Sammlung  von  Gesetzen;  Vollziehungs- 
verordnung V.  1.  Dezember  1875. 

Waadt:  Code  civü  v.  11.  Juni  1819. 

Wallis:  Code  civil  v.  1.  Dezember  1853  (auch  deutsch  als  „Civil- 
gesetzbuch" ausgegeben). 
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Zag:  Piivatrechtliches  Gesetzbuch,  I.  und  n.  Buch:  Personen- 

und  Familienrecht  v.  27.  September  1861. 
Zürich:  Privatrechtliches  Gesetzbuch  (I.  und  11.  Buch:  Personen- 

und  Familienrecht  v.  28.  Dezember  1863),  revidirt  und  neu 

redigirt  unterm  21.  November  1887. 
Die  Bundesgesetze  werden  in  der  „Amtlichen  Sammlung^  bekannt 
gemacht,  seit  dem  11.  Bande  in  „neuer  Folge^.    Die  Kantone  haben 
besondere  Publikationsorgane. 
Literatur: 

Handbuch  für  die  schweizerischen  Civilstandsbeamten,  Neudruck 

von  1901  (zu  beziehen  bei  dem  eidgenössischen  Justiz-  und 

Polizeidepartement). 
V.  Salis,  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeitssachen  ausländischer 

Ehegatten  in  der  Schweiz;  Basel  1888. 
Picot,  De  la  comp^tence  des  tribunaux  Suisses  ä  se  nantir  des 

actions  en  nullit^  de  mariage  et  en  divorce  entre  ^trangers; 

Basel  1888. 
Huber,  System  und  Geschichte  des  Schweizerischen  Privatrechts; 

Basel  1886—1893  (vier  Bände). 
Eossi,  Della  competenza  dei   tribunali  Svizzeri   ad   occuparsi 

delle  azioni  di  nullitä  del  matrimonio  e  di  divorzio  fra  forasti- 

eri  domizUiati  in  Svizzera. 
V.  Wyss,  Die  ehelichen  Güterrechte  der  Schweiz  in  ihrer  rechts- 
geschichtlichen Entwickelung;  Zürich  1896. 
Roguin,  Conflits  des  lois  Suisses  en  matiöre  internationale  et 

intercantonale;  Lausanne  1891. 
Amtliche  Sammlung  der  bundesgerichtlichen  Entscheidungen. 
Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht;  vom  24.  Bande  an  (neue 

Folge  2.  Band)  mit  einer  Beilage  „Revue  der  Gerichtspraxis 

u.  s.  w.". 
Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins. 
Hinsichtlich  des  internationalen  Rechts  siehe  auch  die  Literatur- 
angaben unter  „Deutsches  Reich^. 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Die  Rechtswirkungen  des  Verlöbnisses  und  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  dem  Verlöbniss  solche  Wirkungen  zukommen,  bestimmen 
sich  nach  kantonalem  Rechte.  Doch  ist  zu  beachten,  dass  nach  Bundes- 
recht zu  einer  gültigen  Ehe  die  freie  Einwilligung  der  Brautleute  gehört 
(Art  26),  dass  also  gerichtlicher  Zwang  zur  Erfüllung  des  Verlöbnisses 
durch  Eingehung  der  Ehe  nicht  stattfinden  darf,  dass  daher  Konventional- 
strafen, die  das  Partikularrecht  etwa  zulässt,  nur  soweit  berücksichtigt 
werden  können,  als  es  mit  der  Freiheit  des  Ehekonsenses  im  Momente 
der  Trauung  verträglich  erscheint,  und  dass  eine  Klage  direkt  auf  Ein- 
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gehong  der  Ehe  nur  insofern  noch  statthaft  ist,  als  sie  nach  partikalarem 
Bechte  zur  Feststellung  der  Weigerung  behufs  Geltendmachung  von 
Ersatzansprüchen  erforderlich  ist^)  Soweit  kantonale  Vorschriften  über 
den  Verlöbnissbruch  fehlen,  kommen  die  Bestimmungen  des  Bundes- 
gesetzes über  das  Obligationenrecht  y.  14.  Juni  1881  zur  Anwendung. 
Danach  ist,  wer  einem  Andern  widerrechtlich  Schaden  zufügt,  demselben 
Ersatz  schuldig  (Art.  50),  dessen  Art  und  Grösse  durch  richterliches  Er- 
messen unter  Würdigung  der  umstände,  besonders  auch  der  Grösse  der 
Verschuldung  und  eines  etwa  konkurrirenden  Verschuldens  des  Be- 
schädigten, bestimmt  wird  (Art.  61);  es  kann  auch  ohne  Nachweis  eines 
Vermögensschadens  auf  eine  angemessene  G^eldsunmie  erkannt  werden 
(Art  55).  Voraussetzung  der  Ansprüche  ist  Auflösung  des  Verlöbnisses 
ohne  hinreichenden  Grund ;  die  Würdigung  der  Erheblichkeit  des  Grundes 
ist  richterlichem  Ermessen  überlassen,  soweit  das  Eantonsrecht  nicht 
bestimmte  Direktiven  giebt.  Die  Folge  der  Auflösung  ist:  beiderseitige 
Pflicht  zur  Rückgabe  der  Geschenke  (aus  dem  Rechtsgrunde  der  ungerecht- 
fertigten Bereicherung,  Art.  70,  71  d.  zit.  Ges.),  sofern  nicht  nach 
Eantonsrecht  der  unschuldige  Theil  davon  befreit  ist;  femer  Ent- 
schädigungspflicht des  Schuldigen,  deren  Umfang  gleichfalls  durch  richter- 
liches Ermessen  bestimmt  wird,  soweit  nicht  besondere  Vorschriften  ge- 
geben sind. 

Die  wichtigsten  kantonsrechtlichen  Besonderheiten  sind  folgende: 

Aargau  (B.G.B.  45 — 47):  Die  Klagen  aus  dem  Verlöbnisse  setzen 
schriftliche  Abfassung  und  zwei  Zeugen  voraus.  Die  Bestimmung,  dass 
der  Richter  das  auf  den  Fall  des  Rücktritts  Bedungene  zuzusprechen 
habe,  ist  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bemerkungen  einzuschränken. 

Appenzell- Ausserrhoden  (Familieni'echt  §§  1,  2):  Das  Verlöbniss 
wird  im  Bestreitungsfalle  durch  ein  Ehepfand  oder  eine  schriftliche  An- 
erkennung bewiesen.  Minderjährige  (Personen  unter  20  Jahren)  bedürfen 
der  Zustimmung  des  Inhabers  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen 
Gewalt. 

Baselstadt  (Ehegerichtsordnung  von  1837  §§  20  ff.):  Ein  förm- 
liches Eheversprechen  erfordert  Zustimmung  der  Eltern,  Grosseltem  oder 
Vögte  beider  Theile;  die  fehlende  Einwilligung  kann  durch  richterliche 
Verfügung  ergänzt  werden.  Bei  grundloser  Weigerung  der  Erfüllung 
werden  die  Ehepfänder  konfiszirt  und  der  schuldige  Theil  hat  dem 
anderen  dafür  Ersatz  zu  leisten.  Die  Gründe,  die  zum  Rücktritt  berechti- 
gen, werden  einzeln  aufgeführt  (§  29,  30) ;  es  kommen  neben  bestimmten 
sittlichen  Verschuldungen  insbesondere  auch  unheilbare,  Schi-ecken  oder 
Ekel  erregende  Krankheit,  Geisteskrankheit,  Religionsänderung  und  gänz- 
liche Verarmung  oder  Konkurs  in  Betracht. 

Bern  (Civilgesetzbuch  §§  47 — 50):  Die  Ansprüche  setzen  Abschluss 
vor  einem  Notar  und  zwei  Zeugen  voraus. 

Freiburg  (Ges.  v.  27.  November  1875  Art.  20 — 25):  Es  ist  notarieller 

1)  Huber  I  S.  189,  200.  —  Siehe  unten  S.  194,  Waadt. 
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Akt  oder  notarielle  Beglaubigung  des  privatschriftlichen  Abschlusses  oder 
Abschluss  vor  dem  Civilstandsbeamten  des  Wohnsitzes  eines  der  Ver- 
lobten erforderlich.  Ist  das  Eheversprechen  öffentlich  bekannt  gemacht, 
so  verliert  es  seine  Gültigkeit,  sofern  nicht  binnen  sechs  Monaten  von 
der  Bekanntmachung  oder  von  der  richterlichen  Verwerfung  einer  er- 
hobenen Einsprache  die  Eheschliessung  erfolgt.  Der  Eücktritt  vom  Ver- 
löbniss  ist  gerechtfertigt  aus  allen  Gründen,  welche  Verträge  auflösen, 
insbesondere  aus  allen  Ehenichtigkeits-  oder  Scheidungsgründen  —  vor- 
behaltlich der  Schadensklage  gegen  den  schuldigen  Theil.  Bei  der  Be- 
messung des  Schadensersatzes  soll  auch  die  Wichtigkeit  der  geltend 
gemachten  Rücktrittsgründe  mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

Glarus  (B.G.B.  §§  144—147):  Zum  Beweise  des  bestrittenen  Ver- 
löbnisses wird  Vorlegung  einer  schriftlichen  Anerkennung  oder  Bestätigung 
durch  zwei  Zeugen  oder  Nachweis  der  Beobachtung  der  bei  Verlöbnissen 
üblichen  Gebräuche  und  eines  entsprechenden  Verhaltens  der  Verlobten 
gefordert.  Die  Rückforderung  der  Geschenke  steht  nur  gegenüber  dem- 
jenigen Verlobten  zu,  in  dessen  Umständen  ein  zureichender  Grund  zur 
Aufhebung  des  Verlöbnisses  gefunden  werden  kann.  Bei  Bemessung  der 
Entschädigung  sollen  auch  die  Grösse  der  erlittenen  Unbill  und  die  Ver- 
mögensumstände in  Betracht  kommen.  Die  Erstattungs-  und  Ent- 
schädigungsansprüche erlöschen  mit  dem  Tode  des  Berechtigten  sowie 
mit  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  der  Auflösung  des  Verlöbnisses. 

Graubünden  (Privatr.  §§  20—26):  Zum  Beweise  des  bestrittenen 
Verlöbnisses  wird  schriftliche  Anerkennung  oder  Bestätigung  durch 
wenigstens  einen  vollgültigen  Zeugen  erfordert.  Der  schuldlose  Theil 
behält  die  Geschenke;  bei  der  Entschädigung  ist  auch  auf  die  Grösse 
der  Unbill  und  auf  die  Vermögensumstände  Rücksicht  zu  nehmen  (vgl. 
Glarus).  Die  Erstattungs-  und  Entschädigungsansprüche  erlöschen  nach 
einem  Jahre  von  der  Auflösung  des  Verlöbnisses. 

St.  Gallen  (Ges.  v.  27.  November  1878  §  32):  In  gleicher  Weise, 
wie  der  grundlos  zurücktretende  Theil,  ist  auch  derjenige  Verlobte  zum 
Schadensersatz  verpflichtet,  welcher  dem  andern  ein  ihm  bekanntes  Ehe- 
hindemiss  bei  dem  Verlöbnisse  verschwiegen  hat. 

Schaff  hausen  (Privatrechtl.  G.B.  §§  68—68):  Unmündige,  d.i.  Per- 
sonen unter  16  Jahren,  können  kein  Verlöbniss  eingehen;  mündige  Minder- 
jährige (unter  20  Jahren)  bedürfen  der  Einwilligung  des  Vaters  oder 
Vormundes,  die  aber  auf  Rekurs  an  die  Obervormundschaft  von  dieser 
ersetzt  werden  kann.^)  Zum  Beweise  des  bestrittenen  Verlöbnisses  wird 
schriftliche  Anerkennung  seitens  des  Bestreitenden  oder  Bestätigung 
durch  seine  Familie  oder  Nachweis  der  Beobachtung  der  bei  Verlöbnissen 
üblichen  Gebräuche  und  eines  entsprechenden  Verhaltens  der  Verlobten 
gefordert.    Neben  dem  Schadensersatze  kann  der  Richter  im  Falle  einer 


*)  Nach  Art.  27  des  Bandesgesetzes  findet  gegen  Eheverweigerung  des  Vaters 
der  Rekurs  nicht  statt.  Huber  (I  S.  192  Anm.  2)  nimmt  an,  dass  danach  auch  die  auf 
das  Verlöbniss  bezügliche  Vorschrift  zu  modifiziren  sei. 

Leske  a.  Loewenfeld,  KechtsverfolKang.    Ergänzungsband.  13 
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erheblichen  Unbill  nach  Ermessen  eine  Genugthuung  von  60  bis  6000 
Franken,  in  besonders  wichtigen  Fällen  bis  20  000  Franken  zubillige. 
Die  Verabredung  einer  Konventionalstrafe  ist  unzulässig.  Hinsichtlich 
des  Erlöschens  der  Ansprüche  gilt  dasselbe  wie  für  Glarus. 

Tessin  (Codice  civile  Art.  48,  49):  Minderjährige  können  sich  nur 
mit  Zustimmung  derjenigen  Personen,  deren  Einwilligung  zur  Ehe- 
schliessung erforderlich  ist,  verloben.  Rücktritt  ohne  gegründete  Ursache 
verpflichtet,  wenn  das  Verlöbniss  schriftlich  geschlossen  oder  die  Bekannt- 
machung durch  den  Civilstandsbeamten  bereits  erfolgt  war,  zum  Ersatz 
alles  Aufwandes  und  zur  Erstattung  des  Empfangenen.  Konventional- 
strafe ist  unzulässig.  Die  Klage  erlischt  nach  6  Monaten  vom  Tage 
des  Rücktritts  oder  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Ehe  geschlossen 
werden  sollt«. 

Thurgau  (Privatrecht  §§  25 — 36).  Es  gilt  dasselbe,  wie  für 
Schaff  hausen;  nur  bedürfen  Minderjährige  auch  der  mütterlichen  Zu- 
stimmung, die  aber  im  Falle  der  Einwilligung  des  Vaters  überflüssig  ist. 
Zum  Beweise  des  bestrittenen  Verlöbnisses  wird  gefordert,  dass  es  von 
dem  bestreitenden  Verlobten  dem  Civilstandsbeamten  eröffnet  oder  von 
ihm  in  schriftlicher  Urkunde  anerkannt  sei. 

Waadt  (Code  civil  Art.  61  und  Ges.  v.  31.  August  1875):  Aus  dem 
Verlöbniss  erwächst  eine  Klage  erst,  sobald  der  Civilstandsbeamte  den 
Verkündungsakt  nach  Massgabe  des  Art.  31  des  Bundesgesetzes  abgefasst 
hat  (siehe  unten  S.  198).  Zur  Feststellung  der  Weigerung  ist  zunächst 
auf  Eingehung  der  Ehe  und,  erst  wenn  auf  der  Weigerung  bestanden 
wird,  auf  Schadensersatz  (dommages-interets)  zu  klagen. 

Wallis  (Code  civil  Art.  77,  78  und  Dekret  v.  2.  Dezember  1875): 
Voraussetzung  der  Klage  ist,  wie  in  Waadt,  der  standesamtliche  Ver- 
kündungsakt.   Konventionalstrafe  ist  unzulässig. 

Zug  (Privatrechtl.  G.B.  §  24):  Bei  Bemessung  des  Schadensersatzes 
ist  auch  auf  die  Grösse  der  Unbill  und  auf  die  Vermögensumstände 
Rücksicht  zu  nehmen.  Konventionalstrafe  ist  unzulässig.  Die  Ansprüche 
erlöschen  mit  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  dem  Verlöbnissbruche. 

Zürich  (Privatrechtl.  G.B.  §  576—582):  Hier  gut  im  Wesentlichen 
dasselbe,  wie  für  Schaff  hausen;  hinsichtlich  der  Höhe  des  Schadens- 
ersatzes ist  aber  einfach  auf  richterliches  Ermessen  verwiesen. 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit.  —  Um  eine  Ehe  einzugehen  muss 
der  Bräutigam  das  achtzehnte,  die  Braut  das  sechszehnte  Altersjahr 
zurückgelegt  haben.    Personen,  welche  das  zwanzigste  Altersjahr  *)  noch 

')  Mit  dem  zurückgelegten  -zwanzigsten  Lebensjahre  tritt  nämlich  nach  dem 
Bundesges.  v.  22.  Jnli  1881  die  Volljährigkeit  ein. 
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nicht  vollendet  haben,  bedürfen  zu  ihrer  Verehelichung  der  Einwilligung 
des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt  (des  Vaters  oder  der  Mutter).  Sind 
diese  gestorben  oder  sind  sie  nicht  in  der  Lage,  ihren  WUlen  zu 
äussern,  so  ist  die  Einwilligung  des  Vormundes  erforderlich.  Gegen 
Eheverweigerungen  des  Vormundes  (nicht  auch  der  Eltern!)  steht  dem 
Betreffenden  der  Kekurs  an  die  zuständige  Vormundschaftsbehörde  zu 
(Art.  27).  Die  mit  Verletzung  dieser  Bestimmungen  geschlossene  Ehe 
ist  nach  Massgabe  der  Art.  52,  53  anfechtbar  (siehe  S.  211  Z.  2  b  und  c). 

Geisteskranken  und  Blödsinnigen  ist  die  Eingehung  der  Ehe  unter- 
sagt (Art.  28  Ziff.  3).  Unter  Blödsinn  ist  nur  eine  besondere  Art  der 
Geisteskrankheit,  ein  höherer  Grad  von  Schwachsinn,  welcher  den  freien 
WUlen  ausschUesst,  zu  verstehen  (Entsch.  des  B.G.  1  S.  97,  5  S.  260). 
Die  Nichtigkeit  der  Ehe  ist  von  Amtswegen  geltend  zu  machen  (Art.  61).^) 
—  Im  Uebrigen  bilden  Gebrechen  kein  Ehehinderniss.  Volljährige 
Bevormundete,  die  nicht  geisteskrank  sind,  also  insbesondere  auch  erklärte 
Verschwender,  bedürfen  zur  Verehelichung  keiner  vormundschaftlichen 
Genehmigung  (Handb.  S.  285  Ziff.  134, 135). 

b)  Besondere  Willensmängel.  —  Zu  einer  gültigen  Ehe  gehört 
die  freie  Einwilligung  der  Brautleute.  Zwang,  Betrug  oder  Irrthum  in 
der  Person  eines  Ehegatten  schliesst  die  Voraussetzung  der  Einwilligung 
ans  (Art.  26).  Die  Ehe  ist  anfechtbar  (Art.  50).  Der  Civüstandsbeamte 
hat  nicht  zu  untersuchen,  ob  die  Einwilligung  eine  „freie"  ist,  aber  er 
soll  die  Trauung  verweigern,  wenn  einer  der  Brautleute  offenbar  in  einem 
Zustande  sich  befindet,  der  die  Freiheit  der  Einwilligung  ausschliesst, 
insbesondere  also  auch  bei  Geistesstörung  oder  Trunkenheit  (Handb. 
8.  276  Ziff.  119). 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.  —  Das  Recht  zur  Ehe  steht 
unter  dem  Schutze  des  Bundes.  Dieses  Recht  darf  weder  aus  kirchlichen 
oder  ökonomischen  Rücksichten,  noch  wegen  bisherigen  Verhaltens  oder 
aus  anderen  polizeilichen  Gründen  beschränkt  werden  (Art.  25  Abs.  1  und  2). 
Kantonale  Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  ist  also  ausgeschlossen;  es 
gelten  nur  die  unter  1  und  die  nachstehend  unter  a  bis  e  aufgeführten 
Beschränkungen  des  Rechtes  zur  Ehe: 

a)  Doppelehe.  Personen,  die  schon  verheirathet  sind,  ist  die  Ein- 
gehung der  Ehe  untersagt  (Art.  28  Ziff.  1 ).  Die  Nichtigkeit  der  zweiten 
Ehe  würde  von  Amtswegen  geltend  zu  machen  sein  (Art.  50).  Der 
Civilstandsbeamte  hat  übrigens  schon  die  Verkündigung  abzulehnen,  wenn 
einer  der  Brautleute  bereits  verheirathet  war  und  nicht  der  Todten- 


')  Der  Ciyilstaodsbeamte  darf  sich  nicht  weigern,  das  Eheversprechen  eines  nach 
seiner  Meinung  Geisteskranken  oder  Blödsinnigen  zu  verkünden  (das  Aufgebot  zu 
erlassen),  sondern  er  hat  die  Einsprache  der  zur  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen 
berufenen  Behörden  oder  interessirter  Personen  abzuwarten  (Kreisschreiben  v.  6.  Oktober 
1876,  B.B1.  B  S.  667).  Es  genügt  jedes  rechtliche  oder  verwandschaftliche  Interesse 
(Entsch.  d.  B.O.  5  S.  260).  Ist  keine  Einsprache  erhoben,  so  soll  in  einem  Falle  aus- 
gesprochenen Wahn-  oder  Blödsinns  der  Beamte  dennoch  die  Trauung  verweigern 
(Handb.  S.  284,  285). 
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schein  oder  ein  Scheidungs-  oder  Nichtigkeitsurtheil  beigebracht  wird 
(Handb.  S.  292  Ziff.  149).  Ob  auch  die  Todeserklärung  eines  ver- 
schollenen Gatten  den  anderen  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  berechtigt, 
bestimmt  sich  nach  kantonalem  Rechte  (Handb.  S.  279  Ziff.  124).  Eine 
besondere  Bestimmung  hierüber  ist  nur  für  Basel -Stadt  getroffen  durch 
das  Ges.  v.  4.  Oktober  1859:  durch  die  Todeserklärung  nach  fünfzehn- 
jähriger Verschollenheit  wird  die  Ehe  aufgelöst;  das  Civilgericht  kann 
aber  schon  vor  Ablauf  dieser  Frist  die  Auflösung  der  Ehe  und  Zulässigkeit 
der  Wiederverheirathung  aussprechen,  jedoch  bei  Gefahr  späterer  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  im  Falle  der  Rückkehr  des  Verschollenen  (§  17). 
Die  Praxis  anderer  Kantone  hat  sich  nur  dadurch  geholfen,  dass  Ehe- 
scheidung wegen  böslicher  Verlassung  gewährt  wurde ;  doch  müssen  jetzt 
diejenigen  besonderen  kantonsrechtlichen  Bestimmungen,  nach  welchen 
eine  längere  nachrichtlose  Abwesenheit  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
als  „bösliche"  Verlassung  gelten  sollte,  durch  das  Bundesrecht  für  be- 
seitigt gelten  (Art.  46  d).*) 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.  Die  Eingehung  der 
Ehe  ist  untersagt:  zwischen  Blutsverwandten  in  allen  Graden  der  auf- 
und  absteigenden  Linie,  zwischen  voUbürtigen  Geschwistern  und  Halb- 
geschwistem,  zwischen  Oheim  und  Nichte,  zwischen  Tante  und  Neffe, 
gleichviel  ob  die  Verwandtschaft  auf  ehelicher  oder  ausserehelicher 
Zeugung  beruht ;  ferner :  zwischen  Schwiegereltern  und  Schwiegerkindem, 
Stiefeltern  und  Stiefkindern,  Adoptiveltern  und  Adoptivkindern  (Art.  28 
Ziff.  2).  Die  Schwägerschaft  wird  nur  durch  die  Ehe  begi-ündet,  nicht 
auch  durch  ausserehelichen  Geschlechtsverkehr  (Entsch.  d.  B.G.  6  S.  692). 
Unter  „Schwiegereltern"  sind  auch  die  Grosseltern  u.  s.  w.  des  andern 
Ehegatten,  unter  „Stiefkindern"  auch  die  Enkel  u.  s.  w.  des  andern 
Gatten  zu  verstehen  (Entsch.  d.  B.G.  3  S.  475);  bei  der  Adoption  dagegen 
bezieht  sich  das  Verbot  nur  auf  die  Ehe  zwischen  dem  Adoptirenden 
und  dem  Adoptirten,  nicht  auch  auf  deren  Verwandte  (Handb.  S.  283 
Ziff.  130).  —  Die  entgegen  diesen  Verboten  geschlossene  Ehe  ist  nichtig; 
die  Nichtigkeit  ist  von  Amtswegen  geltend  zu  machen  (Art.  50). 

c)  Wartezeit  der  Frauen.  Wittwen  und  geschiedene  Frauen, 
desgleichen  Ehefrauen,  deren  Ehe  für  nichtig  erklärt  worden  ist,  dürfen  vor 
Ablauf  von  300  Tagen  nach  Auflösung  der  früheren  Ehe  keine  neue 
eingehen  (Art.  28  Schlussabsatz).  Eine  Anfechtung  der  verbotswidrig 
geschlossenen  Ehe  findet  nicht  statt. 

d)  Wartezeit  der  Geschiedenen.  Bei  gänzlicher  Scheidung  wegen 
eines  bestimmten  Grundes  darf  der  schuldige  Ehegatte  vor  Ablauf  eines 
Jahres  nach  der  Scheidung  kein  neues  Ehebündniss  eingehen.  Die  Frist 
kann  durch  das  richterliche  Urtheil  selbst  bis  auf  drei  Jahre  erstreckt 
werden  (Art.  48).  Bestimmte  Gründe  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind  nur 
die  im  Art.  46  aufgeführten  (siehe  unten  S.  213  Ziff.  2;  Handb.  S.  333 
Ziff.   218).     Massgebend    für  die  Schuldfrage  ist  nur  das  Scheidungs- 


>)  Huber  I  S.  124. 
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ortheil;  das  Eheverbot  für  ein  Jakr  tritt  dann  kraft  Gesetzes  ein, 
das  Verbot  für  längere  Zeit  dagegen  nur,  wenn  es  im  Urtheile  selbst 
ausgesprochen  ist  (Handb.  S.  332,  333  Ziff.  217—219).  Eine  Anfechtung 
der  verbotswidrig  geschlossenen  Ehe  findet  nicht  statt.  Ein  Verbot  der 
Ehe  überhaupt  zwischen  dem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und  seinem 
Mitschuldigen  besteht  nicht 

e)  Ausländer.  Ist  der  Bräutigam  ein  Ausländer,  so  soll  die  Ver- 
kundung  nur  auf  Vorlage  einer  Erklärung  der  zuständigen  auswärtigen 
Behörde  erfolgen,  worin  die  Anerkennung  der  Ehe  mit  allen  ihren  Folgen 
ausgesprochen  wird.  Die  Kantonsregierung  ist  ermächtigt,  hiervon  zu 
dispensiren  und  die  mangelnde  Bescheinigung  durch  eine  andere  passende 
Anordnung  zu  ersetzen  (Art.  31  Abs.  4  und  5).  Entsprechendes  gilt  auch 
bezüglich  der  Trauung  (Art  37  Abs.  4).^)  Die  behufs  Vornahme  der 
Verkündung  ausgestellte  Anerkennungserklärung  genügt  auch  für  die 
Eheschliessung  (Koguin  S.  55;  Handb.  S.  318  Ziff.  193).  In  der  Er- 
klärung soll  die  betreffende  auswärtige  Behörde  auch  ihre  Zuständigkeit 
zur  Abgabe  derselben  bestätigen;  andernfalls  wird  diese  Zuständigkeits- 
erklärung von  der  Kanzlei  der  Gesandtschaft  oder  vom  Konsul  des 
betreffenden  auswärtigen  Staates  in  Bern  ertheilt  (Kreisschreiben  des 
Bundesraths  v.  8.  Dezember  1875,  Bundesbl.  4  S.  1127;  Handb.  S.  295 
Ziff.  164).  —  Diese  Bestimmungen  beziehen  sich  nur  auf  die  in  der 
Schweiz  wohnhaften  Personen ;  wenn  ein  im  Auslande  wohnhafter  Ange- 
höriger eines  fremden  Staates  die  Ehe  in  der  Schweiz  schliessen  will,  so 
ist  die  Ermächtigung  des  Civilstandsbeamten  seines  Wohnortes  (vgl. 
Art.  37  Abs.  3)  und  die  Bewilligung  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde 
erforderlich  (Handb.  S.  312  Ziff.  186).  —  Von  „Brauteinzugsgebühren" 
und  anderen  ähnlichen  Abgaben  sind  auch  Ausländer  befreit  (Art.  25 
Abs.  6;  Handb.  S.  275  Ziff.  118).  —  Eine  Anfechtung  der  ohne  Vor- 
legung des  fi'aglichen  Zeugnisses  geschlossenen  Ehe  findet,  nur  aus  dem 
Grunde  dieses  Mangels,  nicht  statt  (zu  vgl.  Art  56;  siehe  unten  S.  231).^) 

3.  Dispensation  von  Ehehindernissen  findet,  abgesehen  von 
dem  vorstehend  unter  e  erörtertem  Falle,  nicht  statt 

4.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  civile; 
eine   kirchliche   Trauungsfeierlichkeit    darf   erst   nach   Vollziehung   der 


')  Für  Deutsche  ist  die  Erklärang^  bei  der  Behörde  deijenigen  Gemeinde,  welcher 
der  Bräutigam  angehört,  nachzusuchen;  für  0  est  erreich  er  bei  der  politischen  Bezirks- 
behörde (Bezirkshauptmannschaft);  für  Franzosen  und  Belgier  immer  nur  bei  dem 
Gesandten  in  Bern.  In  Italien,  England,  Bussland  steht  das  geltende  Recht  der 
Ertheilong  der  Bescheinigungen  entgegen.  Ueberhaupt  werden  Erklärungen,  welche 
der  gesetzlichen  Anforderung  völlig  entsprechen,  zumeist  von  den  auswärtigen  Behörden 
nicht  ertheilt  (vgl.  im  Einzelnen :  Handb.  S.  297  S.  Ziff.  155—160  und  S.  313  Ziff.  188—193). 
Daher  kann  die  Dispensation  durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  —  d.  i.  in  den 
Kantonen  Bern,  Aargau,  Waadt  und  Wallis  die  Justizdirektion,  in  allen  anderen 
Kantonen  die  B«gierung  selbst  —  als  die  Regel  gelten  (Handb.  S.  300  Ziff.  161).  Im 
Allgemeinen  wird  die  Dispensation  gewahrt,  wenn  die  kantonale  Begierung  sich  über- 
sengt,  dass  die  Ehe  nicht  werde  für  ungültig  erklärt  werden  (Handb.  S.  312  Ziff.  187). 

*)  Entsch.  d.  Bundesger.  9  S.  499ff.;  v.  Salis  S.  41  und  105  Anm.  4;  Boguin 
S.  100  und  126  (Note). 
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gesetzlichen  Trauung  durch  den  Civilstandsbeamten  stattfinden  (Art  40).  0 
Der  eigentlichen  Eheschliessung  muss  ein  Aufgebot,  „die  Verkündung 
des  Ehe  Versprechens"  vorausgehen  (Art.  29  Abs.  1).  Die  Civilstands- 
beamten werden  von  den  Kantonen  bestellt  (Ait.  3)  und  haben 
den  Weisungen  der  kantonalen  Aufsichtsbehörden  zu  folgen  (Art.  12); 
gegen  ihre  Verfügungen  findet  binnen  sechzig  Tagen  von  der  Eröffnung 
„staatsrechtliche  Beschwerde"  bei  dem  Bundesgericht  (tribunal  f6d6ral) 
in  Lausanne  statt  (Art.  176  u.  178  des  Bundesges.  über  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  v.  22.  März  1893). 

a)  Die  Verkündung  hat  am  Wohnorte  sowie  am  Heimathorte 
jedes  der  Brautleute  zu  erfolgen.  Wird  im  Auslande  mit  Berufung  auf 
bestehende  Landesgesetze  die  Verkündung  als  überflüssig  oder  unzulässig 
abgelehnt,  so  wird  sie  durch  eine  diesfällige  Bescheinigung  ersetzt 
(Art.  29  Abs.  2).  Bei  jedem  hiernach  zuständigen  Civilstandsbeamten 
kann  die  Verkündung  nachgesucht  werden;  er  hat  alsdann  den  Ver- 
kündungsakt  auch  denjenigen  Civilstandsbeamten  mitzutheilen,  in  deren 
Kreise  die  Verkündung  ausserdem  stattfinden  muss  (Art.  31  Abs.  1 ; 
Handb.  S.  287  Ziff.  141).  Dem  Beamten  sind  die  Geburtsscheine  der  Braut- 
leute, die  erforderlichen  Zustimmungserklärungen  (vgl.  oben  S.  194,  195) 
und,  falls  nicht  beide  Theile  pereönlich  erscheinen,  ein  von  ihnen  unter- 
zeichnetes und  von  der  zuständigen  Amtsstelle  beglaubigtes  Ehever- 
sprechen vorzuweisen  (Art.  30),  ausserdem,  wenn  der  Bräutigam  Aus- 
länder ist,  auch  die  oben  S.  197  erwähnte  Bescheinigung.  Die  Ver- 
kündung erfolgt  in  der  Schweiz  durch  öffentlichen  Anschlag  und  ein- 
malige Einrückung  in  das  Amtsblatt  (Art.  33).  Einsprachen  gegen 
den  Eheabschluss  sind  binnen  zehn  Tagen  nach  der  Veröffentlichung  der 
Verkündung  bei  einem  der  Civilstandsbeamten,  welche  die  letztere  be- 
sorgt haben,  anzumelden;  diese  haben  binnen  48  Stunden  nach  Ablauf 
der  Frist  dem  Civilstandsbeamten  des  Wohnorts  des  Bräutigams  anzu- 
zeigen, ob  Einsprache  erhoben  ist  oder  nicht  (Art.  34,  Abs.  1),  und  dieser 
Beamte  theilt  die  Einsprachen  dem  Bräutigam  zur  Erklärung  binnen 
zehn  Tagen  mit;  bestreitet  der  Bräutigam  die  Einsprache  (Schweigen 
bis  zum  Ablauf  der  Frist  gilt  als  Anerkennung,  Handb.  S.  304  Ziff.  172), 
so  ist  hiervon  der  Einsprecher  zu  benachrichtigen,  welcher  binnen 
weiterer  zehn  Tage  die  Klage  bei  dem  zuständigen  Richter  des  Wohn- 
ortes des  Bräutigams  oder,  wenn  dieser  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz 
hat,  beim  zuständigen  Richter  der  Braut  anhängig  zu  machen  hat 
(Art.  35  Abs.  1).^  Geschieht  letzteres  nicht,  so  fällt  die  Einsprache 
dahin  (Abs.  2).    Jede  Einsprache,  welche  sich  nicht  auf  Art.  26,  27  oder 


^)  Die  vor  dem  Konsul  eines  auswärtigen  Staates  in  der  Schweiz  yollzogene  Ehe- 
Schliessung   wird   nicht   anerkannt.     Handb.  S.  321  Ziff.  203;  Böhm's  Zeitschr.  9  S.  266. 

')  Gegen  das  letztinstanzliche  kantonale  Haupturtheil  findet  binnen  zwanzig  Tagen 
die  Anrufung  des  Bundesgerichts  (tribunal  federal  in  Lausanne)  statt  (Art.  59  und  65  des 
Bundesges.  v.  22.  März  1893;  Elreisschreiben  des  Bundesraths  y.  6.  Oktober  1876,  B.B1.  3 
S.  667). 
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28  Stützt,  ist  sofort  von  Amtswegen  zurückzuweisen  (Art.  34  Abs.  2).^) 
Nach  Ablauf  von  vierzehn  Tagen  nach  der  am  Wohnorte  des  Bräutigams 
stattgehabten  Verkündung  ist  den  Brautleuten  auf  ihr  Verlangen  von 
dem  dortigen  Civilstandsbeamten  ein  Verkündschein  auszustellen,  in 
welchem  —  zutreffenden  Falls  —  bescheinigt  wird,  dass  die  Ehe  ge- 
setzlich verkündigt  worden  und  gegen  deren  Vollzug  keine  Einsprache 
bestehe  (Art.  36  Abs.  1).  Dieses  Scheines  bedarf  es  aber  nur,  wenn  die 
Eheschliessung  nicht  am  Wohnorte  des  Bräutigams  erfolgen  soll  (Art.  37 
Abs.  1;  Handb.  S.  309,  Ziff.  178  und  S.  311  Ziff.  182).  Eine  Verkündung, 
welcher  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  der  Abschluss  der  Ehe  folgt,  ver- 
liert ihre  Gültigkeit  (Art.  36  Abs.  2). 

Dispensation  vom  Aufgebote.  In  Fällen  von  Todesgefahr  kann 
der  Civilstandsbeamte  mit  Zustimmung  der  zuständigen  kantonalen  Be- 
hörde auch  ohne  vorausgegangene  Verkündung  die  Trauung  vornehmen 
(Art.  37  Abs.  2). 

Die  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Verkündung  ist  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe.    Vgl.  jedoch  S.  211  Ziff.  2  c. 

b)  Die  Trauung  soll  in  der  Kegel  von  dem  Civilstandsbeamten  des 
Kreises,  in  dem  der  Bräutigam  seinen  Wohnsitz  hat,  vollzogen  werden ; 
auf  schriftliche  Ermächtigung  dieses  Beamten  darf  aber  auch  ein  anderer 
Civilstandsbeamter  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  die  Eheschliessung 
vollziehen  (Art.  37  Abs.  1  und  3).  In  allen  Fällen  ist  die  Gegenwart  von 
zwei  volljährigen  Zeugen  nothwendig  (Art.  38  Abs.  4).^  Die  Ehe  wird 
dadurch  geschlossen,  dass  der  Beamte  die  Brautleute  einzeln 
fragt,  ob  sie  die  Ehe  mit  einander  eingehen  wollen,  und  auf 
beiderseitige  Bejahung  die  Ehe  im  Namen  des  Gesetzes  als 
geschlossen  erklärt  (Art.  39;  Handb.  S.  321  Ziff.  200).  Daran  schliesst 
sich  dann  die  Eintragung  in  das  Eheregister,  welche  nur  die  Bedeutung 
der  Beurkundung  hat. 

§4. 

D.    Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Nach  Bundesrecht  erwirbt  die  Frau  durch 
den  Abschluss  der  Ehe  das  Heimathrecht  des  Mannes  (Art.  25  Abs.  4). 
Nach  den  Kantonsrechten '*)  gilt  im  Allgemeinen  Folgendes:  Die  Frau 
theilt  Namen  und  Stand  des  Mannes.  Der  Mann,  als  Haupt  der  Familie, 
bestimmt  den  gemeinsamen  Wohnort;  die  Frau  ist  ihm  dahin  zu  folgen 


^)  Also  ohne  vorgängige  Hittheilung  an  den  Bräutigam.  Die  Art.  26,  27,  28  be- 
ireffen die  oben  unter  1  a  und  b,  2  a — c  erwähnten  Punkte.  Das  S.  196  zu  d  erörterte  Ehe- 
hindemiss  der  Wartezeit  bei  Geschiedenen  (Art.  48)  ist  im  Art.  34  Abs.  2  augenscheinlich 
nur  versehentlich  ausgelassen;  eine  auf  dies  Hindemiss  gegründete  Einsprache  muss  von 
dem  Civilstandsbeamten  berücksichtigt  werden  (Handb.  S.  302  Ziff.  167  Anm.  1). 

*)  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  zurückgelegtem  zwanzigsten  Lebensjahre  ein 
(Bundesges.  v.  22.  Juli  1881).  Sonstige  Eigenschaften  der  Zeugen  sind  nicht  vor- 
geschrieben. 

•)  Huber  I  S.  234 ff. 
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Hchnldig,  wenn  ihr  nicht  besondere  Entschnldignngsgründe  (wie  Aois* 
Wanderung,  voraossichtliche  Xothlage,  Gefährdung  der  Gesundheit  n.  Su  w.) 
zur  Seite  stehen.  Polizeilicher  Zwang  zur  Rückkehr  wird  zumeist  nicht 
gefibt  (fflr  Z&rich  ausdrücklich  hervorgehoben  in  §  588  des  Privatrechtl. 
G.B.),  widerstreitet  aber,  wo  er  zugelassen  ist,  nicht  dem  Bundesgesetz 
(Entsch.  i  Bundesger.  v.  26.  Februar  1892,  Zeitschr.  t  schw.  R.  33.  BeiL 
8. 82).  Die  Frau  theilt  den  Wohnsitz  des  Mannes  (im  Recbtssinne),  auch 
wenn  sie  thatsächlich  von  ihm  getrennt  lebt.')  Der  Mann  hat  der  Frau 
Unterhalt,  die  Frau  dem  Manne  Beistand  zu  gewähren.  Dass  die  Unter- 
haltspflicht des  Mannes  wegfällt,  wenn  die  Frau  sich  grundlos  von  ihm 
getrennt  hält  und  die  Rückkehr  verweigert,  wird  besonders  hervorgehoben 
für  TesHin  in  Art.  102  des  codice  civile.  Die  Frau  steht  der  Regel  nach 
unter  der  „ehelichen  Vormundschaft"  des  Mannes  und  wird  von  ihm 
vertreten ;  doch  steht  ihr  die  Verwaltung  des  Hauswesens  „die  Schlüssel- 
gewalt" zu,  und  der  Mann  wird  durch  die  von  ihr  in  Ausübung  dieser 
Kefngnifts  vorgenommenen  Rechtsbandlungen  verpflichtet,  wenn  er  nicht 
etwa  im  Falle  des  Missbrauchs  durch  eine  öffentliche  Bekanntmachung 
Befreiung  von  dieser  Haftung  erwirkt  hat.^  Im  Einzelnen  sind  diese 
Verhältnisse  verschieden  ausgestaltet;  einige  wichtigere  Besonderheiten 
sind  in  der  folgenden  Skizze  des  ehelichen  Güterrechts  mit  hervor- 
gehoben. 

2.  Das  eheliche  Güterrecht*)  ist  im  Gebiete  der  Schweiz  über- 
aus vielgestaltig.  Es  lassen  sich  aber  folgende,  hier  nur  in  knappen 
(j^rundzügen  zu  kennzeichnende  Systeme  unterscheiden,  die  in  den  Kantonen 
mehr  oder  minder  modiflzirt,  theilweise  auch  mit  einander  verbunden,  vor- 
kommen : 

a)  Die  Güterverbindung  (Verwaltungsgemeinschaft).  Die 
Frau  bleibt  Eigenthtimerin  ihres  eingebrachten  Vermögens,  aber  dem 
Manne  steht  —  abgesehen  von  dem  Sondergute  (vorbehaltenem  Vermögen) 
—  Verwaltung  und  Nutzniessung  zu.  Gleiches  gilt  von  dem,  was  die 
Ehefrau  erbt  oder  geschenkt  erhält;  was  sie  sonst  in  der  Ehe  erwirbt, 
wird  Eigenthum  des  Mannes.  Die  Frau  steht  unter  der  „ehelichen  Vor- 
mundschaft" des  Mannes:  sie  wird  von  ihm  vertreten  und  kann  ohne 
seine  Zustimmung  weder  rechtsgültige  Verfügungen  treffen,  noch  vor 
Gericht  auftreten.  Sie  hat  entweder  schlechthin  oder  doch  unter  näher 
bestimmten  Voraussetzungen  Anspruch  auf  Sicherstellung  ihres  Vermögens. 
Im  Konkurse  des  Ehemannes  hat  die  Frau  ein  Vindikationsrecht  hinsicht- 
lich des  noch  in  natura  vorhandenen  Frauenguts  und  eine  —  nach  ein- 
zelnen Rechten  privilegirte  —  Ersatzforderung  hinsichtlich  des  Fehlenden. 
Bundesrechtlich  aber  hat  die  Frau,  ohne  Rücksicht  auf  das  kantonale 
Güterrechtssystem,  wegen  des  zugebrachten  Frauenguts,  soweit  es  nicht 
durch  Pfand  gesichert  und  gedeckt  ist,  an  dem  Erlöse  der  ganzen  übrigen 


0  Huber  I  S.  164 ff. 
•)  Huber  IS.283ff 
•)  Huber  I  S.  287 ff.,  v.  Wyss  S.  208ff. 
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Konkursmasse  ein  Vorrecht  in  der  vierten  Klasse;  doch  darf  dieser 
privilegirte  Theil  des  Frauenguts  nicht  mehr  als  die  Hälfte  desselben 
betragen.^) 

b)  Die  Gütereinheit  Das  Vermögen  der  Frau  wird  Eigenthum 
des  Mannes,  der  auch  für  alle  dieses  Vermögen  treffenden,  vor  oder 
w&hrend  der  Ehe  entstandenen  Schulden  persönlich  haftet.  Der  Frau 
verbleibt  nur  ein  Forderungsrecht  an  den  Mann,  dessen  Höhe  sich  durch 
den  Umfang  des  auf  ihn  übergegangenen  Vermögens  bestimmt  und  dessen 
Fälligkeit  mit  der  Auflösung  der  Ehe  eintritt.  Was  die  Frau  in  der 
Ehe  erwirbt  —  abgesehen  von  Erbschaft  und  Schenkung  —  wird  gleich- 
falls Eigenthum  des  Mannes,  ohne  seine  Schuld  gegenüber  der  Frau  zu 
erhöhen.  Ueber  eheliche  Vormundschaft  und  Sicherstellung:  vorstehend 
unter  a.  Im  Konkui*se  des  Ehemannes  hat  die  Frau  nur  ein  —  zumeist 
privilegirtes  —  Forderungsrecht  an  die  Masse.  Ueber  das  bundesrecht- 
liche Privilegium  siehe  vorstehend  unter  a. 

c)  Die  Gütergemeinschaft.  Das  Vermögen  beider  Ehegatten 
wird  zu  einer  einzigen  Masse  vereinigt,  an  der  beiden  das  Eigenthum 
zur  gesammten  Hand  zusteht  und  von  der  sowohl  die  vorehelichen  wie 
die  ehelichen  Schulden  nngetrennt  zu  tragen  sind.  Auch  Erbschaften, 
Geschenke  und  sonstiger  Erwerb  während  der  Ehe  fallen  in  die  gemeinsame 
Masse.  Die  Verwaltung  steht  dem  Manne  zu ;  seine  Verf ügungsbefugniss  ist 
aber  zumeist  in  gewisser  Eichtung  —  besonders  hinsichtlich  der  Liegen- 
schaften —  beschränkt  Die  Rechte  im  Konkurse  sind  sehr  verschieden 
geregelt.    Ueber  das  bundesrechtliche  Privilegium  siehe  oben  unter  a. 

d)  Die  Errangensehaftsgemeinschaft  kommt  sowohl  neben  der 
Güterverbindung  als  auch  neben  der  Gütereinheit  vor  und  besteht  darin, 
dass  dasjenige,  was  der  eine  oder  andere  Theil  während  der  Ehe  erwirbt, 
beiden  Eheleuten  gemeinschaftlich  gebührt,  dergestalt,  dass  bei  der  Auf- 
lösung des  ehelichen  Vermögens  (durch  Auflösung  der  Ehe  oder  durch 
eintretende  Gütertrennung)  die  Ehefrau  einen,  in  den  einzelnen  Rechten 
verschieden  bemessenen  Antheil  an  dem  Vermögenszuwachs  („Vorschlag**) 
erhält,  wogegen  sie  nach  einzelnen  Rechten  auch  einen  Antheil  am  Ver- 
luste („Rückschlag*')  zu  tragen  hat 

e)  Die  Gütertrennung  besteht  darin,  dass  die  Ehe  auf  das  Ver- 
mögen des  einen  oder  des  anderen  Theils  gar  keine  Wirkung  äussert, 
soweit  nicht  eine  dos  bestellt  ist,  an  der  dem  Ehemanne  Verwaltung  und 
Niessbrauch  zusteht  — 

„Sondergut"  ist  nach  allen  Systemen  das  dem  Schicksale  des  übrigen 
Frauenguts  nicht  unterliegende,  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  der 
Frau  verbleibende  Vermögen ;  sein  Umfang  ist  in  den  einzelnen  Rechten 
verschieden  bestimmt.  — 

Soweit  auf  Grund   des   massgebenden  Güterrechts   der  Mann  die 


^)  Art.  210  Abs.  4  des  Bandesges.   über  Schuldbeitreibung  und  Konkurs.    Vgl. 
Reiche  1,  Kommentar  zu  diesem  Gesetze  S.  811,  326 ff. 
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Verwaltong  von  Vermögen  seiner  Fran  erlangt  ist  dies  Xermögen  ent- 
weder von  vornherein  oder  bei  eintretender  Gefährdung  zn  sichern  *).  — 

Schenkungen  onter  Ehegatten  onterliegen  den  allgemeinen  Be- 
Ktimmungen  von  Schenkungen  überhaupt,  soweit  nicht  in  einzelnen  Kan- 
tonen Verbote  oder  Beschränkungen  aufgestellt  sind 

Von  dem  in  den  einzelnen  Kantonen  geltenden  Bechte  sei  Folgendes 
hervorgehoben : 

Aargau  (Burg.  G.B.  §§  53 — 65;  Ges.  zur  Abänderung  von  Bestim- 
mungen des  Personenrechts  v.  16.  November  1880):  Gütereinheit  Volle 
Verfügungsbefugniss  des  Mannes  über  das  Vermögen  der  Frau  mit  Aus- 
nahme ihrer  Kleider,  Zieraten  und  gewöhnlichen  Gebrauchsgegenstände. 
Die  Frau  kann  jederzeit  vom  Manne  SichersteDung  der  Hälfte  ihres  Eän- 
gebrachten  fordern;  bei  drohendem  Verluste  kann  dies  Verlangen,  selbst 
gegen  den  Willen  der  Frau,  von  den  Vei-wandten  und  vom  heimathlichen 
(iemeinderathe  gestellt  werden.  „Eheverträge**  vor  oder  nach  der  Ehe- 
schliessung sind  nur  hinsichtlich  des  Erbrechts  der  Gatten  und  nur  in 
den  für  letztwillige  Verfügungen  vorgeschriebenen  Formen  gültig;  auch 
darf  dadurch  kein  Gatte  dem  andern  mehi'  zusichern,  als  er  ihm  durch 
letztwillige  Verfügung  zuwenden  könnte. 

Appenzell -Ausserrhoden  (Familienrecht  §§  5 — 9):  Güterver- 
bindung. Volle  Verfügungsbefugniss  des  Mannes  über  das  Vermögen 
der  Frau.  Die  Frau  kann  sich  nicht  ohne  Zustimmung  des  Mannes 
verpflichten;  zu  Verschreibungen  oder  Bürgschaften  zu  Gunsten  des 
Mannes  bedarf  sie  der  Genehmigung  des  Gemeinderaths.  Schenkungen 
unter  Ehegatten  bedürfen  der  Genehmigung  des  Obergerichts  nach  Begut- 
achtung durch  den  Gemeinderath.  Die  SichersteUung  des  Frauenguts 
im  Falle  der  Gefährdung  ordnet  auf  Begehren  der  Frau  gleichfalls  der 
Gemeinderath  an ;  doch  findet  hiergegen  die  Anrufung  der  Gerichte  statt 
Abänderung  des  gesetzlichen  Güterrechts  durch  Ehevertrag  ist  nur  vor 
der  Verehelichung  und  nur  nach  Begutachtung  durch  den  Gemeinderath 
mit  Genehmigung  des  Obergerichts  statthaft. 

Appenzell -Innerrhoden  (Zerstreute  Bestimmungen  des  alten 
Landbuchs):  Güterverbindung  mit  voller  Verfügungsbefugniss  des 
Ehemannes,  ohne  dessen  Zustimmung  die  Frau  keine  Verpflichtung  ein- 
gehen kann.  Die  Vögte  (Vormünder)  und  nächsten  Verwandten  haben 
im  Falle  der  Gefährdung  für  Sicherstellung  des  Frauenguts,  bei  Vermeidung 
eigener  Verantwortlichkeit,  zu  sorgen.  Vertragliche  Abänderung  des 
Güterrechts  ist  nicht  statthaft  Eheverträge  sind  nur  hinsichtlich  letzt- 
williger Zuwendungen  statthaft. 

Baselstadt  (Ges.  v.  10.  März  1884  §§  1—42) :  Gütergemeinschaft, 
von  der  nur  Kleider,  persönliche  Gebrauchsgegenstände  und  Kleinodien 
ausgenommen  sind;  Gütertrennung  aber  kann  durch  Vertrag  vereinbart 
werden  und  tritt  auch  durch  Konkurs  oder  Gerichtsspruch  ein.    In  der 


')    Ueber    die   Voraussetzungen    und    die    verschiedenen    Mittel    der  Sicherang: 
Hub  er  I  S.  307flF. 
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Oütergemeinschaft  hat  der  Mann  die  alleinige  Verfügungsbefugniss,  bedarf 
aber  bei  Immobilien  der  Zustimmung  der  Frau;  im  Falle  der  Behinderung 
der  Frau  (bei  Krankheit,  Abwesenheit  u.  s.  w.)  kann  ihre  Zustimmung 
durch  Beschluss  des  Waisenamts,  im  Fall  ihrer  Weigerung  durch  Urtheil 
des  Civilgerichts  ersetzt  werden.  Vertragliche  Abänderung  des  gesetz- 
lichen Güterrechts  ist  statthaft,  jedoch  nur  vor  der  Trauung  in  schrift- 
licher Form  mit  notarieller  Beglaubigung  unter  Zuziehung  zweier  Zeugen; 
während  der  Ehe  können  solche  „Eheabreden"  nicht  mehr  geändert  oder 
aufgehoben  werden. 

Baselland  (Ges.  v.  20.  April  1891):  Im  Wesentlichen,  wie  Baselstadt. 

Bern^)  (Civil-G.B.  Satz  88—107,  616  ff.,  Ges.  v.  26.  Mai  1848  betr. 
Erläuterung  einiger  Bestimmungen  des  Personenrechts):  Gütereinheit 
mit  voller  Verfügungsbefugniss  des  Mannes;  die  Frau  kann  nur  mit 
Genehmigung  des  Mannes  veräussern  und  erwerben  und  bedarf  zu  allen 
Verhandlungen  mit  dem  Manne  selbst  eines  ausserordentlichen  Beistandes. 
Freie  Verfügung  hat  die  Frau  über  das  vorbehaltene  Gut,  d.  s. :  Kleider, 
Schmucksachen  und  gewöhnliche  Gebrauchsgegenstände,  femer  die  ihr 
vom  Manne  ausgesetzten  Summen,  die  Morgengabe  und  die  ihr  von 
Seitenverwandten  dritten  oder  ferneren  Grades  oder  von  Fremden  zum 
persönlichen  Gebrauche  gemachten  Geschenke.  Die  Frau  kann  jederzeit 
Sicherstellung  der  Hälfte  ihres  Zugebrachten  fordern.  Eheverträge 
können  zwischen  Brautleuten  („Ehetage")  und  zwischen  Eheleuten 
(„Eheverkommnisse"),  letzterenfalls  unter  Zuziehung  eines  der  Frau  vom 
Regierungsstatthalter  zu  bestellenden  Beistandes,  schriftlich  geschlossen 
werden,  jedoch  nur  hinsichtlich  der  erbrechtlichen  Wirkungen;  doch 
kann  vor  der  Ehe  eine  Morgengabe  oder  ein  Nadelgeld  für  die  Frau 
im  Vertrage  ausgesetzt  werden. 

Freiburg  (Code  civil  Art.  65 — 135):  Eigenthumseinheit  hin- 
sichtlich des  Kapitalvermögens  und  der  Fahrhabe  (mit  Ausschluss  der 
Kleider,  Betten  und  des  Hausraths  der  Frau).  Der  Mann  hat  binnen 
60  Tagen  nach  Empfang  von  Frauengut,  besonders  von  Schuldtiteln 
(crfeances),  Geld  und  andern  Werthsachen,  Sicherheit  zu  leisten  durch 
Verpfändung  von  Liegenschaften  (assignat)  oder  in  Ermangelung  solcher 
durch  Generalobligation  auf  sein  Vermögen  (reconnaissance).  Kann  er 
für  Baargeld  und  Schuldtitel  keine  Kealsicherheit  gewähren,  so  soll 
Hinterlegung  beim  Waisenamt  erfolgen,  sofern  nicht  das  Gericht  die 
Auslieferung  gestattet ;  bei  anderer  Fahrhabe  kann  die  Generalobligation 
genügen.  Der  Mann  wird  Eigenthümer  des  Vermögens  der  Frau,  soweit 
er  Sicherheit  geleistet  oder  das  Gericht  die  Auslieferung  an  ihn  gestattet 
hat;  zur  Verfügung  über  Immobilien  der  Frau  bedarf  er  deren  Zu- 
stimmung und  der  Ermächtigung  des  Gerichts.  Die  Frau  kann  ohne 
Zustimmung  des  Mannes  und  Ermächtigung  des  Gerichts  Immobilien 
weder  veräussem  oder  belasten  noch  erwerben,  weder  Schuldverbindlich- 
keiten  oder   Bürgschaften    eingehen    noch    Geschenke   unter   Lebenden 


^)  Mit  Ausnahme  des  Berner  Jura;  siehe  unter  Genf. 
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machen  oder  Verzichte  erklären,  noch  sich  zu  Gunsten  des  Mannes  ver- 
pflichten; zu  anderen  civilrechtlichen  Akten  bedaii  sie  nur  der  Zu- 
stimmung des  Mannes,  so  insbesondere  auch  zur  Führung  von  Prozessen, 
doch  kann  die  hierzu  erforderliche  Ermächtigung  im  Weigerungsfalle 
vom  Gericht  ersetzt  werden.  Geschenke  unter  Ehegatten  sind  ungültig. 
Durch  Konkurs  tritt  Gütertrennung  ein.  —  Das  eheliche  Güterrecht 
kann  vertragsmässig  anders  festgestellt  werden.  Derartige  Eheverträge 
müssen  aber  vor  der  Ehe  notariell  geschlossen  sein;  nur  die  Errungen- 
schaftsgemeinschaft kann  auch  noch  während  der  Ehe  vereinbart 
werden. 

Genf  und  die  sieben  Amtsbezirke  des  Berner  Jura  (Code  civil 
fran^ais  Art.  215 — 226,  1387 — 1581):  Hierüber  ist  auf  die  entsprechende 
Darstellung  unter  ,.Frankreich"  zu  verweisen  und  nur  hinzuzufügen,  dass 
nach  einem  für  Genf  geltenden  Gesetze  v.  30.  Januar  1819  die  Frau 
sich  in  keiner  Weise  zu  Gunsten  des  Mannes  verpflichten  kann  ohne  die 
Zustimmung  zweier  vom  procureur  g6n6ral  thunlichst  aus  den  nächsten 
Verwandten  der  Frau  zu  ernennender  Beistände  (conseillers),  bei  deren 
Uneinigkeit  die  Eheleute  auf  gerichtliche  Entscheidung  antragen  können; 
feiTier:  dass  nach  dem  für  Genf  erlassenen  Gesetze  v.  7.  November 
1895  'die  Frau  an  ihrem  persönlichen  Arbeitserwerb  während  der  Ehe 
die  gleichen  Rechte  hat,  wie  die  in  Gütertrennung  lebende  Frau  (Art.  1), 
dass  die  Frau  Gütertrennung  verlangen  kann,  wenn  der  Mann  seine  ehe- 
lichen Pflichten  nicht  erfüllt  (Art.  5),  und  dass  in  diesem  Falle  der  Frau 
auch  eine  Unterhaltsrente  je  nach  dem  Vermögen  des  Mannes  zuge- 
sprochen werden  kann  (Art.  6). 

Glarus  (B.G.B.  §§  152—160):  Güterverbindung  mit  voller  Ver- 
f ügungsbefugniss  des  Mannes.  Die  Frau  kann,  abgesehen  vom  Sondergut, 
ohne  Zustimmung  des  Mannes  keine  Rechtsgeschäfte  eingehen.  Auch 
die  Haftbarkeit  für  die  von  der  Frau  ki-aft  der  Schlüsselgewalt  einge- 
gangenen Schulden  kann  der  Mann  einfach  durch  öffentliche  Kund- 
machung ablehnen.  Sondergut  der  Frau  ist  ausser  ihren  Kleidern, 
Schmucksachen  und  persönlichen  Gebrauchsgegenständen  auch  das  von 
ihr  eingebrachte  Spargut  („Sparhafen").  Vertragsmässige  Abänderung 
des  gesetzlichen  Güterrechts  ist  nicht  statthaft. 

Graubünden  (Privatrecht  §§  38 — 48):  Güterverbindung  mit 
Errungenschaftsgemeinschaft.  Volle  Verfügungsfreiheit  des  Mannes, 
der  jedoch  der  Frau  für  den  zugebrachten  Stammbetrag  mit  Vorbehalt 
ihrer  Mitleidenschaft  am  gemeinschaftlichen  Rückschlage  (Verluste)  haftet. 
Die  Frau  kann  ohne  Zustimmung  des  Mannes  keine  rechtsgültige  Hand- 
lung vornehmen,  durch  welche  sie  selbst  oder  der  Mann  verpflichtet 
werden  soll,  abgesehen  von  Haushaltungsgeschäften,  in  denen  sie  nur 
durch  eine  bekannt  zu  machende  vormundschaftliche  Verfügung  be- 
schränkt werden  kann.  Sondergut  der  Frau  ist  ausser  ihren  Kleidern, 
Schmucksachen  und  persönlichen  Gebrauchsgegenständen  auch  das  ihr 
bei  Eingehung  der  Ehe  dui-ch  Vertrag  vorbehaltene  Vermögen.  Ab- 
weichende Vereinbarungen   über   die   vermögensrechtlichen  Verhältnisse 
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sind  sowohl  unter  Brautleuten,  als  auch  unter  Eheleuten  statthaft,  doch 
darf  dadurch  keinem  Theile  mehr,  als  durch  letztwillige  Verfügung  ge- 
schehen könnte,  zugesichert,  auch  die  gesetzliche  Erbfolge  nicht  abge- 
ändert werden.  Zur  Gültigkeit  ist  Unterzeichnung  durch  die  Vertrag- 
schliessenden  und  zwei  Zeugen  erforderlich;  während  der  Ehe  aber 
bedarf  die  Frau  zu  einem  solchen  Ehevertrage  sowie  überhaupt  zu  jedem 
Kechtsgeschäfte,  wodurch  sie  sich  dem  Manne  gegenüber  verpflichtet 
oder  ihm  Rechte  abtritt  —  abgesehen  von  kleinen,  der  Sitte  ange- 
messenen Geschenken  —  der  Zustimmung  eines  ausserordentlichen 
Vormundes. 

Luzern  (Ges.  v.  26.  November  1880;  Civü-G.B.  §§  468—475): 
Gtiterverbindung.  Zur  Veräusserung  und  Verpfändung  von  Liegen- 
schaften der  Frau  bedarf  der  Mann  ihrer  schriftlichen,  der  Unterschrift 
nach  amtlich  beglaubigten  Zustimmung;  desgleichen  zur  Erwerbung  von 
Liegenschaften  für  die  Frau  durch  lästigen  Vertrag.  Die  Beschränkung 
der  „Schlüsselgewalt"  der  Frau  erfordert  öffentliche  Kundmachung  durch 
den  Einwohnergemeinderath  nach  Vernehmung  der  Frau  und  Prüfung 
der  Verhältnisse.  Zu  Rechtsgeschäften,  durch  welche  die  Frau  dem  Manne 
sich  verpflichtet  oder  Rechte  abtritt,  desgleichen  zu  Prozessen  mit  ihm 
—  abgesehen  vom  Scheidungsprozesse  —  bedarf  die  Frau  der  Zustimmung 
eines  ausserordentlichen  Beistandes.  Sondergut  der  Frau  ist  ausser  ihren 
Kleidern,  Schmucksachen  und  persönlichen  Gebrauchsgegenständen  auch 
das,  was  ihr  der  Mann  durch  Vertrag  vor  der  Ehe  zur  freien  Verfügung 
überlässt,  jedoch  nicht  über  ein  Drittheil  des  Frauenvermögens,  und  ferner 
das,  was  die  Frau  aus  einem  auf  ihren  Namen  und  ihre  Rechnung  geführten 
Geschäfte  erwirbt.  Gegen  den  Bezug  des  Frauenvermögens  durch  den 
Mann  kann  im  Falle  der  Gefährdung  die  Frau  oder  auch  von  Amtswegen 
der  Gemeinderath  Einsprache  erheben  und  Sicherstellung  oder  Einlegung 
der  Vermögenstitel  in  die  Depositalkasse  verlangen.  Wenn  der  Mann 
seine  Pflicht,  für  den  Unterhalt  seiner  Familie  zu  sorgen,  nicht  erfüllt, 
so  kann  er  vom  Gemeinderath  der  Rechte  am  Frauen  vermögen  für  verlustig 
erklärt  werden ;  damit  hört  die  eheliche  Vormundschaft  auf.  Hinsichtlich 
der  Ehe  vertrage  gilt  im  Wesentlichen  dasselbe,  wie  in  Bern;  doch  kann 
durch  einen  vor  der  Ehe  geschlossenen  Vertrag  auch  die  Veräusserungs- 
und  Verpfändungsbefugniss  des  Mannes  hinsichtlich  des  Frauenvermögens 
beschränkt,  und  es  kann  ein  solcher  Vertrag  während  der  Ehe,  unter 
Mitwirkung  eines  Beistandes  der  Frau,  wieder  aufgehoben  werden. 

Neuenburg  (Code  civü  Art.  155—166,  1135—1223):  Güter- 
gemeinschaft. Zur  Belastung  und  Veräusserung  von  Liegenschaften 
der  Frau  bedarf  der  Mann  ihrer  Zustimmung.  Die  Frau  bedarf  zu  allen 
Rechtshandlungen,  auch  zur  Prozessführung  der  Mitwirkung  des  Mannes. 
Kein  Theil  kann  ohne  Zustimmung  des  andern  freigebig  unter  Lebenden 
über  Gemeinschaftsgut  verfügen.  Verpflichten  sich  die  Eheleute  solidarisch 
mit  Bezug  auf  Gemeinschaftsgut,  so  gilt  die  Verpflichtung  der  Frau  im 
Verhältnisse  zum  Manne  nur  als  Bürgschaft.  Schenkungen  unter  Ehe- 
leuten sind  ungültig  (Art.  706).  —  Das  eheliche  Güterrecht  kann  Vertrags- 
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massig  anders  festgestellt,  insbesondere  kann  auch  völlige  Gütertrennung 
vereinbart  werden.  Der  Ehevertrag  muss  aber  vor  der  Ehe  notariell 
geschlossen  und,  um  Dritten  gegenüber  wirksam  zu  sein,  beim  Gerichte 
niedergelegt  und  bekannt  gemacht  werden. 

St.  Gallen  (Einzelne  Bestimmungen  verschiedener  Gesetze,  ins- 
besondere §  5  des  Einführungsbeschlusses  zum  Gesetz  über  die  Erbfolge 
V.  8.  Dezember  1808):*)  Güterverbindung  mit  voller  Verfügungs- 
befugniss  des  Mannes,  ohne  dessen  Zustimmung  die  Frau  keine  Ver- 
pflichtung eingehen  kann.  Im  Rechtsverkehre  mit  dem  Manne  bedarf  die 
Frau  eines  ausserordentlichen  Beistandes  (wie  in  Luzern).  Eheverträge 
bei  betehender  Ehe  sind  nur  hinsichtlich  erbrechtlicher  Verhältnisse 
zulässig  und  müssen  den  für  letztwillige  Verfügungen  geltenden  Vor- 
schriften genügen. 

Schaffhausen  (Privatrechtl.  G.B.  §§  138—166):  Güterverbindung 
mit  Errungenschaftsgemeinschaft.  Zur  Verfügung  über  Liegen- 
schaften und  Erbrechte  der  Frau  ist  nicht  nur  ihre  Zustimmung,  sondern 
auch  die  eines  ausserordentlichen  Vormundes  erforderlich.  Die  Frau 
kann  persönliche  Schulden  nur  in  Gemeinschaft  und  mit  Einwilligung 
des  Mannes  sowie  mit  Zustimmung  eines  ausserordentlichen  Vormundes 
eingehen.  Beschränkung  der  „Schlüsselgewalt"  der  Frau  erfolgt  aus 
besonderen  Gründen  nach  Prüfung  seitens  der  Vormundschaftsbehörde 
durch  eine  vom  Manne  zu  erlassende  öffentliche  Kundmachung.  Im  Rechts- 
verkehre  mit  dem  Manne  bedarf  die  Frau  eines  ausserordentlichen  Beistandes 
(wie  in  Luzern).  Freie  Verfügung  hat  die  Frau  über  das  ausdrücklich 
oder  übungsmässig  vorbehaltene  Sondergut  oder  Spargut,  über  das  ihr 
vom  Manne  ausgesetzte  Nadelgeld  oder  die  ihr  von  Anderen  zur  ausschliess- 
lichen Verfügung  zugewendete  Gabe.  Die  Frau  kann  jederzeit  Sicher- 
stellung ihres  Vermögens  verlangen;  im  Falle  der  Gefährdung  können 
auch  ihre  Verwandten  oder  der  Gemeinderath  auf  Sicherstellung  dringen. 
Auch  kann  zum  Schutze  der  Frau  die  eheliche  Vormundschaft  aufgehoben 
werden,  wenn  der  Mann  für  die  Familie  nicht  gehörig  sorgt.  Verträge 
der  Brautleute  oder  Ehegatten  zur  Abänderung  des  gesetzlichen  Güter- 
rechts in  wesentlichen  Stücken  bedürfen  der  Prüfung  und  Bestätigung 
durch  das  Bezirksgericht  und,  um  Dritten  gegenüber  wirksam  zu  sein, 
der  amtlichen  Kundmachung.  Die  Wiederaufhebung  eines  solchen  Ver- 
trags und  Herstellung  des  gesetzlichen  Güterrechts  muss  vor  Gericht 
erfolgen. 

Schwyz  (zerstreute  Bestimmungen  des  Landbuchs  und  der  Bezirks- 
rechte; Widmannsgesetz  v.  18.  November  1830):  Güterverbindung 
mit  voller  Verfügungsbefugniss  des  Mannes,  ohne  dessen  Zustimmung  die 
Frau  keine  Verpflichtung  eingehen  kann.  Zu  Rechtsgeschäften  mit  dem 
Manne  ist  nach  dem  Landbuche  von  Küssnacht  und  dem  Hofrecht  von 
Pfäfflkon  Zustimmung  eines  Vormundes  erforderlich.^)     W^enn  im  Falle 

')  V.  Wyss  S.  223fif.     Die  Gerichtsübung  spielt  hier  noch  eine  grosse  Rolle. 
«)  Huber  1  S.  286. 
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der  Gefährdung  Sicherstellung  des  Frauenguts  nicht  erfolgt,  so  soll  durch 
den  Gemeinderath  ein  Vogt  (Vormund)  bestellt  werden  (§§  14,  15  der 
Verordg.  über  das  Vormundschaftswesen  v.  17.  Juli  1851).  Eheverträge 
sind  in  einzelnen  Bezirken  nur  hinsichtlich  erbrechtlicher  Verfügungen 
statthaft  (Schwyz,  Gersau,  Küssnacht),  theilweise  auch  wegen  der  Errungen- 
schaft (Küssnacht  March),  während  anderwärts  ein  Vertrag  mit  Zuwen- 
dung lebenslänglicher  Nutzniessung  zugelassen  ist  (Einsiedeln).  ^) 

Solothurn  (Civil-G^.  §§  85—140):  Gütereinheit  mit  Errungen- 
schaftsgemeinschaft Die  Frau  kann  ohne  Zustimmung  des  Mannes 
weder  eine  Erbschaft  annehmen  noch  unter  lästigen  Bedingungen  durch 
Testament  oder  Schenkung  etwas  erwerben,  noch  über  ihr  oder  des  Mannes 
Vermögen  verfügen  oder  sich  verbürgen.  Im  Falle  der  Gefährdung  kann 
die  Frau  den  Mann  gerichtlich  zur  Veraicherung  von  zwei  Drittheilen  ihres 
Zugebrachten  anhalten  oder  Gütertrennung  verlangen,  welche  letztere 
auch  durch  Konkurs  des  Mannes  eintritt.  Eheverträge  müssen  vom  Amts- 
schreiber (oder  einem  Notar  §  47)  innerhalb  30  Tagen  vor  oder  ebenso- 
lange nach  Eingehung  der  Ehe  geschlossen  werden ;  durch  einen  solchen 
Vertrag  kann  sich  die  Braut  oder  Frau  ihr  Vermögen  oder  eine  ihr 
jährlich  zu  verabfolgende  Summe  zur  freien  Verfügung  vorbehalten.  Der 
Amtsschreiber  hat  die  Namen  der  Vertragschliessenden  zu  veröffentlichen. 
Die  Aufhebung  eines  solchen  Vertrags  erfolgt  gleichfalls  durch  nota- 
riellen Akt. 

Tessin  (Codice  civile  Art.  104,  105,  632—658):  Gütertrennung 
mit  Dotalsystem.  Was  die  Frau  dem  Manne  zur  Beihülfe  füi*  den  ehe- 
lichen Aufwand  in  die  Ehe  bringt  und  was  ihr  von  Dritten  hierzu  gegeben 
wird,  bildet  die  Dos;  während  der  Ehe  kann  die  Frau  selbst  die  Dos 
weder  bestellen  noch  vermehren.  Der  Mann  hat,  wenn  nicht  durch  Vertrag 
vor  der  Ehe  Anderes  vereinbart  ist,  eine  Contrados  in  Höhe  der  Hälfte 
der  Dos  zu  bestellen.  Auch  soll  er  für  die  Dos  Kaution  leisten,  andern- 
falls besteht  gesetzliche  Hypothek  an  den  Immobilien,  die  er  zur  Zeit 
der  Bestellung  der  Dos  besitzt  Er  hat  an  dieser  Verwaltung  und 
Niessbrauch.  An  dem  übrigen  Vermögen  der  Frau,  dem  Paraphernalgut^ 
steht  ihr  und  dem  Manne  gemeinsame  Verwaltung  und  der  Niessbrauch 
zu  gleichen  Theilen  zu.  Die  Frau  kann  nicht  veräussem,  sich  verpflichten, 
durch  lästiges  Rechtsgeschäft  erwerben,  noch  vor  Gericht  stehen  ohne 
Zustimmung  des  Mannes ;  ist  der  Mann  behindert,  so  kann  zu  seiner  Ver- 
tretung vom  Gemeinderath  (Municipalitä)  ein  Beistand  bestellt  werden. 
Bei  Kollision  der  Interessen  oder  Weigerung  des  Mannes  kann  das 
Gericht  gleichfalls  einen  Beistand  für  die  Frau  bestellen  oder  sie  er- 
mächtigen, allein  zu  handeln.  Schenkungen  unter  Eheleuten  sind  ungültig 
(Art  630).  Durch  Eheverträge  können  die  güterrechtlichen  Verhältnisse 
anders  geordnet  werden,  aber  nur  vor  der  Ehe  und  durch  Notariatsakt ; 
Aenderung  während  der  Ehe  ist  nicht  zulässig. 

Thurgau  (Privatrechtl.  G.B.   §§  68—100):  Gütergemeinschaft 


»)  Huber  I  S.  370,  371,  Adhi.  1. 
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mit  voller  Verfügungsbefugniss  des  Mannes,  ohne  dessen  Züstunmung  die 
Frau  keine  Verpflichtungen  eingehen  kann.  Sondergut  der  Frau  ist, 
was  sie  sich  durch  Vertrag  vor  der  Ehe  vorbehält  und  versichern  läset, 
und  was  ihr  von  Dritten  als  vorbehaltenes  oder  versichertes  Gut  zu- 
gewendet wird.  Auch  an  diesem  Sondergute  hat  der  Mann  Niessbranch 
und  Verwaltung;  nur  die  Verfügung  über  die  Substanz  ist  ihm  versagt; 
die  Ehefrau  selbst  kann  über  solches  Gut  zu  Gunsten  des  Mannes  oder 
Dritter  nur  mit  Einwilligung  der  Vormundschaftsbehörde  verfügen.  Im 
Vertrage  kann  auch  die  Verwaltung  durch  Dritte  angeordnet  werden. 
Bei  Gefährdung  kann  die  Frau  auch  während  der  Ehe  auf  SichersteUung 
ihres  Vorbehaltenen,  auf  „Gütertrennung"  klagen,  und  es  können  auf 
Antrag  sofort  einstweilige  Anordnungen  erlassen,  insbesondere  bekannt 
gemacht  werden,  dass  das  Vermögen  der  Frau  durch  künftige  Handlungen 
des  Mannes  nicht  mehr  verpflichtet  wird.  Jene  Eheverträge  („Weiber- 
gutsbriefe") müssen  vor  der  Trauung  schriftlich  abgefasst,  und,  um  gegen 
Dritte  zu  wirken,  publizirt  werden;  während  der  Ehe  können  nur  Erb- 
verträge geschlossen  werden. 

Unterwaiden  ob  demWald (Ges. v.l570betr.  Frauengut undMorgen- 
gabe  und  verschiedene  einzelne  Gesetzesbestimmungen)  :Güterverbindung. 
Der  Mann  darf  Liegenschaften  seiner  Frau  nur  mit  ihrer  ausdrücklichen 
Zustimmung  verpfänden  (Art.  4  des  Hypothekarges,  v.  21.  Februar  1858). 
Die  Frau  kann  im  Allgemeinen  nur  mit  Zustimmung  des  Ehemannes 
Kechtsgeschäfte  vornehmen  und  bedarf  ausserdem  für  gewisse  Geschäfte, 
insbesondere  zur  Verfügung  über  Liegenschaften  und  zu  Bürgschaften, 
der  Genehmigung  des  Gemeinderaths  (Art.  23,  31  des  Vorm.Ges.  v. 
24.  April  1864).  Wenn  im  Falle  der  Gefährdung  des  Frauenguts  dessen 
Sicherstellung  nicht  erfolgt,  so  kann  der  Frau  vom  Gemeinderath  ein 
Vormund  bestellt  werden  (Art.  12,  13  a.  a.  0.).  Eheverträge  sind  nur 
wegen  erbrechtlicher  Zuwendungen  statthaft.^) 

Unterwaiden  nid  dem  Wald  (Bürg.  G.B.  §§  55—69):  Güter- 
verbindung. Fahrhabe  und  Schuldforderungen  der  Frau  kann  der 
Mann  nur  mit  schriftlich  bezeugter  Zustimmung  von  zwei  näheren 
(„freundschaftsfähigen")  Verwandten  der  Frau,  ihre  Liegenschaften  aber 
nur  mit  Zustimmung  der  Frau  und  fünf  ihrer  Verwandten  (der  „Freund- 
schaft") *)  veräussern  oder  verpfänden.  Die  Frau  ist  in  der  Verfügungs- 
befugniss  wie  in  Obwalden  beschränkt.  Schenkungen  unter  Eheleuten 
sind  ungültig.  Im  Fall  der  Gefährdung  ihres  Gutes  kann  die  Frau  oder 
deren  „Freundschaft"  Sicherstellung  oder  Ersatz  des  verbrauchten  Frauen- 
gutes fordern ;  eventuell  wird  der  Frau  ein  Vormund  bestellt.  Eheverträge 
sind  nicht  anerkannt. 

Uri  (Zerstreute  Bestimmungen  des  Landbuchs,  besonders  I  Art.  111, 
112):  Güterverbindung.    Alles  Frauengut  soll  vormundschaftlich  ver- 


')  Huber  I  S.  371. 

«)  Ueber   die  „Freundschaft"   oder  den  Verwandtschaftsrath :  §§121,  122  B.G.B.; 
Huber  IS.  181. 
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waltet  werden.  Ist  der  Ehemann  hierza  tauglich,  so  ist  er  der  Verwalter. 
Ihm  steht  die  Nntzniessung  und  volle  Verfügongsbefngniss  zu ;  ohne  seine 
Zustimmung  kann  die  Frau  keine  VerpjQicktung  eingehen.  Für  Geschäfte 
mit  dem  Manne  oder  zu  seinen  Gunsten  ist  die  Zuziehung  eines  obrig- 
keitlich zu  bestellenden  Vogtes  (Vormundes)  erforderlich.  Bei  Gefährdung 
des  Frauenguts  können  die  Frau,  die  Armenbehörde  und  die  Verwandten 
zweiten  Grades  Sicherstellung  fordern.    Eheverträge  sind  nicht  anerkannt. 

Waadt  (Code  civU  Art;  117—126,  1042—1111):  Es  gilt  im  Wesent- 
lichen das  Nämliche,  wie  in  Freiburg.  Hervorauheben  sind  folgende 
Abweichungen:  Die  Frau  kann  ohne  Ermächtigung  des  Mannes  und 
zweier  ihrer  nächsten  Verwandten  (bis  zum  sechsten  Grade)  sich  weder 
verpjQichten,  noch  Schenkungen  oder  Erbschaften  annehmen,  noch  vor 
Gericht  stehen  (abgesehen  vom  Scheidungsprozesse).  Wird  die  Ermäch- 
tigung versagt,  so  kann  sie  vom  Friedensrichter  ersetzt  werden ;  desgleichen, 
wenn  die  Frau  keine  Verwandten  im  Kanton  hat.  Verpflichtungen  der 
Frau  zu  Gunsten  des  Mannes  bedürfen  immer  der  Genehmigung  des 
Friedensrichters.  Die  Frau  kann  Liegenschaften  und  —  von  gewissen 
Ausnahmen  abgesehen  —  auch  Schuldtitel  wähi*end  der  Ehe  nicht 
käuflich  erwerben.  Die  Frist  zur  Bestellung  der  Sicherheit  für 
Frauengut  beträgt  hier  drei  Monate. 

Wallis  (Code  civü  Art.  93—101, 1269—1319):  Güterverbindung 
mit  Errungenschaftsgemeinschaft.  Der  Mann  kann  ohne  Zustimmung 
der  Frau  weder  ihre  Liegenschaften  veräussem  noch  hierauf  bezügliche 
Elagerechte  ausüben.  Die  Frau  kann  ohne  Ermächtigung  des  Mannes 
und,  wenn  sie  minderjährig  ist,  des  Waisenamts  weder  Verträge  schliessen 
noch  sich  verpflichten,  noch  vor  Gericht  stehen ;  die  Ermächtigung  kann 
bei  Weigerung  des  Mannes  oder,  wenn  sein  Interesse  mit  dem  der  Frau 
koUidirt,  durch  das  Waisenamt  ersetzt  werden.  Schenkungen  unter 
Eheleuten  sind  ungültig.  Im  Falle  der  Gefährdung  ihres  Vermögens 
kann  die  Frau  mit  Genehmigung  des  Waisenamts  Gütertrennung  ver- 
langen; diese  kann  nur  durch  richterlichen  Ausspruch  erfolgen  und 
bedarf  der  Veröffentlichung.  Aufhebung  der  Trennung  kann  durch 
Vereinbarung  mit  Genehmigung  des  Waisenamts  erfolgen.  Das  eheliche 
Güterrecht  kann  durch  notariellen  Vertrag  vor  der  Ehe  anders  festgesteUt 
werden. 

Zug  (Privatrechtl.  GJB.  §§  32—40):  Güterverbindung.  Der 
Mann  kann  Liegenschaften  und  Erbrechte  der  Frau  sowie  Pf andverschrei- 
bnngen  und  Versicherungsbriefe  über  Frauengut  nicht  ohne  Zustimmung 
der  Frau  veräussem  oder  verpfänden.  Die  Frau  kann,  abgesehen  vom 
Sondergut,  ohne  Genehmigung  des  Mannes  keine  Rechtsgeschäfte  eingehen. 
Hinsichtlich  der  Beschränkung  der  Schlüsselgewalt,  des  Rechtsverkehrs 
zwischen  den  Eheleuten,  des  Umfangs  des  Sonderguts,  der  Sicherstellung 
des  Frauenguts  und  der  Aufhebung  der  ehelichen  Vormundschaft  gilt  im 
Wesentlichen  dasselbe,  wie  in  Schaffhausen.  Eheverträge  sind  nur 
für  erbrechtliche  Zuwendungen  zugelassen. 

Zürich  (Privatrechtl  G.B.  Art.  689—623,  899—906):  Güterver- 

Leske  a.  Loewenfeld,  BeohtaTerfolgnng.    Ergftiisiiiigsbuid.  1^ 
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blndung.     Es  gilt  im  Wesentlichen  dasselbe,  wie  in  Zug;  nur  hin- 
sichtlich  der  Eheverträge  dasselbe,  wie  in  Seh  äff  hausen. 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.^)  Nach  dem 
Bundesgesetz  werden  durch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  deren  vor- 
ehelich geborene  Kinder  ipso  iure  legitimirt  (Art.  26  Abs.  6).  Dies  gilt 
auch  dann,  wenn  die  Eheleute  sich  im  Auslande  verheirathet  haben  und 
ihren  Wohnsitz  in  die  Schweiz  zurückverlegen,  desgleichen  wenn  die  in  der 
Schweiz  verbürgerten  Eltern  im  Auslande  wohnen,  endlich  auch,  wenn  aus- 
ländische Eltern  in  der  Schweiz  sich  verehelichen  und  in  der  Schweiz  wohnen 
(Art.  43—46  des  Reglements  v.  20.  September  1881,  Handb.  S.  24,  26). 
Legitimirte  Kinder  stehen  überall  den  ehelichen  gleich.*)  Die  rechtlichen 
Beziehungen  zwischen  den  ehelichen  Kindern  und  den  Eltern  bestimmen 
sich  nach  Kantonsrecht.  Eltern  und  Kinder  sind  sich  gegenseitig  Unter- 
stützung schuldig.  Die  Eltern  haben  das  Recht  und  die  PjBicht  der  Er- 
ziehung des  Kindes.  Wem  von  ihnen  die  Kosten  des  Unterhalts  und  der 
Erziehung  zur  Last  fallen,  bestimmt  sich  nach  dem  geltenden  Güter- 
recht; wo  dem  Manne  die  ganze  Errungenschaft  zusteht,  hat  er  auch 
die  ganze  eheliche  Last  allein  zu  tragen.  Für  die  Zeit  der  bestehenden 
Ehe  ist  überall  als  geltender  regelmässiger  Zustand  anzusehen,  dass 
der  Vater  die  Autoritätsrechte  über  die  Kinder  ausübt  und  die  Theil- 
nahme  der  Mutter  mehr  der  Sitte  entspricht.^  Nach  dem  Tode  des 
Vaters  gestaltet  sich  die  Rechtslage  nach  den  verschiedenen  Rechten 
verschieden,  indem  die  einen  die  väterliche  Gewalt  auf  die  Mutter  „über- 
gehen" oder  sie  die  väterliche  Gewalt  „ausüben**  lassen  (so  in  Aargau, 
Freiburg,  Solothurn  und  Thurgau  und  der  Sache  nach  auch  in 
Bern,  Glarus,  Graubünden,  Nidwaiden,  Schaffhausen,  Zug  und 
Zürich),  während  die  anderen  Rechte  den  minderjähiigen  Kindern  einen 
Vormund  geben,  als  welcher  freilich  zumeist  wieder  die  Mutter  kraft 
Gesetzes  fungirt  (so  in  Bern,  Genf,  Luzern,  Neuenburg,  Tessin).*) 
Die  väterliche  bezw.  elterliche  Gewalt  umfasst  das  Recht  und  die  Pflicht 
zur  Vertretung  des  Kindes  und  zur  Verwaltung  seines  Vermögens;  die 
Nutzniessung  steht  je  nach  dem  massgebenden  ehelichen  Güterrechte 
beiden  Eltern  oder  nur  dem  Vater  und  eventuell  der  überlebenden 
Mutter  zu,  soweit  es  sich  nicht  um  freies  Vermögen  oder  Sondergut  des 
Kindes  (Arbeitserwerb  oder  Zuwendungen  Dritter  unter  Ausschluss  des 
elterlichen  Niessbrauchs)  handelt.  —  Die  väterliche  bezw.  elterliche  Ge- 
walt endet,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Entziehung,*)  mit  der  Voll- 
jährigkeit, d.  i.  mit  dem  zurückgelegten  20.  Altersjahr  oder  vorher  durch 

»)  Huber  I  S.418flF. 

«)  Huber  I  S.410. 

')  Hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  sehen  einzelne  Gesetze  ausdrücklich 
vor,  dass  sie  bis  zum  16.  Altersjahr  vom  Vater  bestimmt  wird  (Glarus,  B.G.B.  §  178, 
Thurgau,  Privatrechtl.  G.B.  §  158).  Verträge  über  die  Erziehung  der  Kinder  in  einer 
bestimmten  Konfession  gelten  im  Hinblick  auf  Art.  49  Abs.  3  der  Bundesverfassung  als 
unverbindlich.     Hub  er  I  S.  143. 

*)  Huber  I  S.  587. 

»)  Huber  I  S.477ff. 
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Verehelichang  des  Kindes  oder  durch  „Jahrgebong'',  d.  i.  Volljährig- 
erkl&mng  (Art.  1  nnd  2  des  Bundesges.  über  die  persönliche  Handlungs- 
fähigkeit V.  22.  JuH  1881). 


§5. 

E.  Nichtigerklärung. 

Die  Nichtigkeit  einer  Ehe  kann  nur  durch  gerichtliches  Urtheil  aus- 
gesprochen werden.  Auf  Nichtigkeit  ist  in  bestimmten  Fällen  von  Amts- 
wegen zu  klagen,  während  in  anderen  Fällen  die  Anfechtung  der  Ehe 
der  EntSchliessung  gewisser  Betheiligter  anheimgegeben  ist. 

1.  Klage  von  Amtswegen  ist  zu  erheben,  wenn  die  Ehe  ent- 
gegen den  Bestimmungen  des  Art.  28,  Ziff.  1,  2  und  3  abgeschlossen 
worden  ist  (Art.  51),  d.  h.  in  den  Fällen  der  Eheverbote  wegen  be- 
stehender früherer  Ehe,  wegen  Verwandschaft  und  Schwägerschaft  und 
wegen  Geisteskrankheit  oder  Blödsinns. 

2.  Klage  von  Privatinteressenten. 

a)  Eine  Ehe,  welche  ohne  die  freie  Einwilligung  beider  oder  eines 
Ehegatten  durch  Zwang,  Betrug  oder  durch  einen  Irrthum  in  der 
Person  zu  Stande  gekommen  ist,  kann  auf  Klage  des  verletzten  Theiles 
für  ungültig  erkläi-t  werden.  Die  Nichtigkeitsklage  ist  jedoch  nicht  mehr 
annehmbar,  wenn  seit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  betreffende  Ehe- 
gatte seine  völlige  Freiheit  erlangt  oder  den  Irithum  erkannt  hat,  mehr 
als  drei  Monate  verstrichen  sind  (Art.  60). 

b)  Eine  Ehe,  die  zwischen  Brautleuten  abgeschlossen  worden  ist, 
welche  beide  oder  von  denen  der  eine  Theü  das  im  Art.  27  vorgeschriebene 
Mundigkeitsalter  (d.  i.  bei  dem  Bräutigam  das  vollendete  achtzehnte, 
bei  der  Braut  das  vollendete  sechzehnte  Lebensjahr)  noch  nicht  en'eicht 
hatten,  kann  auf  Klage  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder  des  Vormundes 
für  nichtig  erklärt  werden.  Die  Nichtigkeitsklage  ist  indessen  nicht  mehr 
annehmbar:  wenn  die  Ehegatten  das  gesetzliche  Alter  erreicht  haben; 
wenn  die  Frau  schwanger  geworden  ist;  wenn  der  Vater  oder  die 
Mutter  oder  der  Vormund  ihre  Einwilligung  für  die  Heirath  gegeben 
hatten  (Art.  52). 

c)  Auf  Nichtigkeit  einer  Ehe,  welche  ohne  Einwilligung  der  Eltern  oder 
Vormünder  (Art.  27  Abs.  2,  oben  S.  194,  195)  und  ohne  vorangegangene 
gehörige  Verkündung  eingegangen  worden  ist,  kann  nur  von  denjenigen, 
deren  Einwilligung  erforderlich  gewesen  wäre,  und  nur  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte geklagt  werden,  in  welchem  die  Eheleute  das  gesetzliche  Alter 
(nämlich  das  vollendete  zwanzigste  Lebensjahr;  Handb.  S.  336  Ziff.  224) 
erreicht  haben  (Art.  53).  Weder  der  Mangel  der  Einwilligung  für  sich 
allein,  noch  der  Mangel  gehöriger  Verkündung  für  sich  allein,  sondern 
nur  das  Zusammentreffen  beider  Mängel  macht  die  Ehe  anfechtbar  (vgl. 
Handb.  S.  336  Ziff.  225). 

14* 
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3.  Wirkungen  der  Nichtigerklärung.  Wird  eine  Ehe  für 
nichtig  erklärt,  bei  der  sich  beide  Ehegatten  in  gutem  Glauben  befanden, 
so  begründet  dieselbe  sowohl  für  die  Ehegatten,  als  für  die  aus  der 
Ehe  hervorgegangenen  oder  durch  dieselben  legitimirten  Kinder  die 
bürgerlichen  Folgen  einer  gültigen  Ehe.  Befand  sich  nur  einer  der  Ehe- 
gatten in  gutem  Glauben,  so  hat  die  Ehe  nur  für  diesen  und  für  die 
Kinder  die  bezeichneten  Folgen.  Waren  endlich  beide  Ehegatten  in 
bösem  Glauben,  so  treten  jene  Folgen  nur  für  die  Kinder  ein  (Art.  56). 
Die  nähere  Begelung  ist  den  Kantonsrechten  überlassen,  und  diese  ordnen 
die  persönlichen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  Gatten  za 
einander  und  zu  den  Kindern  im  Allgemeinen  entsprechend,  wie  bei  der 
gänzlichen  Ehescheidung,  wobei  der  Gatte,  der  sich  bei  der  Ehe- 
schliessung in  bösem  Glauben  befand,  d.  h.  den  Nichtigkeitsgrund  kannte, 
einem  an  der  Scheidung  schuldigen  Gatten  gleich  zu  erachten  ist.*)  Eg 
wird  daher  auf  das  im  folgenden  Abschnitt  unter  14  S.  2 1 4  f .  Bemerkte 
verwiesen  und  nui*  noch  bemerkt,  dass  über  die  in  Frage  stehenden  Folgen 
der  Nichtigerklärung,  wie  bei  der  Ehescheidungsklage  nach  Art.  49, 
gleichfaUs  in  dem  Haupturtheile  mit  zu  entscheiden  ist.*)  Uebrigens  ist 
zu  beachten,  dass  nur  die  bürgerlichen  Folgen  einer  gültigen  Ehe  ein- 
treten. In  den  Bestimmungen  von  Zürich  (Privatrechtl.  G.B.  §§  643 
bis  646)  ist  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  durch  Eingehung  einer 
nichtigen  Ehe  die  Frau  nicht  das  Bürgerrecht  des  Mannes  erwirbt.^ 

4.  Klage  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbe- 
stehens einer  Ehe  zwischen  bestimmten  Personen.  Eine  solche  Klage 
kann  z.  B.  in  Frage  kommen,  wenn  behauptet  wird,  dass  eine  Civil- 
trauung  in  der  wesentlichen  Form  des  Art.  39  überhaupt  nicht  stattge- 
funden habe;  in  solchem  Falle  bedarf  es  nicht  erst  der  förmlichen 
Nichtigerklärung,  sondern  es  ist  von  vornherein  evident,  dass  eine  Ehe 
überhaupt  nicht  besteht;  gleichwohl  kann  ein  Interesse  bestehen,  dies 
durch  einen  Richterspruch  festzustellen.  Das  Bundesgesetz  enthält 
darüber  keine  Bestimmung,  die  Zulässigkeit  und  Gestaltung  einer  solchen 
ElsLge  bestimmt  sich  daher  nach  den  kantonalen  Bestimmungen  über  die 
Feststellungsklage  überhaupt.  Das  ergehende  Urtheil  ist  aber  wesentlich 
verschieden  von  dem  auf  Nichtigkeitsklage  ergehenden  Urtheil;  ins- 
besondere treten  nicht  die  in  Art.  55  bezeichneten,  voratehend  unter  S 
erwähnten  Rechtsfolgen  ein.*) 


*)  Huber  I  S.  232. 

•)  v.Salis  S.92  Anm.  8. 

")  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  Frau,  wenn  sie  auf  Nichtigkeit  der  £he  klagt, 
sich  auf  ihre  frühere  Nationalität  berufen  kann,  soweit  davon  insbesondere  die  Zustauidig- 
keit  abhängen  sollte.  Denn  solange  die  Nichtigkeit  nicht  durch  Urtheil  festgestellt  ist, 
muss  davon  ausgegangen  werden,  dass  die  Ehe  formell  gelte  und  daher  auch,  wenn- 
gleich vielleicht  nur  scheinbar,  die  Folge  habe,  dass  die  Frau  die  Staatsangehörigkeit 
des  Mannes  theilt.    v.  Salis  S.  18;  vgl.  S.  97  Anm.  8. 

«)  v.Salis  S.42  und  105  Anm.  7  und  8. 
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§6. 

F.  Ehescheidung  und  Scheidung  von  Tisch 

und  Bett. 

Das  schweizerische  Becht  kennt  neben  gänzlicher  Ehescheidung  nur 
•ine  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett;  eine  Klage  auf 
beständige  Tiennung  von  Tisch  und  Bett  ist  schlechthin  ausgeschlossen 
(Entsch.  d.  Bundesger.  3  S.  373,  390,  4  S.  662).  Auf  Scheidung  oder 
zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann  nur  durch  die  ordent- 
lichen Gerichte  erkannt  werden. 

L  Gänzliche  Ehescheidung. 

1.  Einverständliche  Scheidung.  „Wenn  beide  Ehegatten  die 
Scheidung  verlangen,  so  wird  das  Gericht  dieselbe  aussprechen,  sofern 
sich  aus  den  Verhältnissen  ergiebt,  dass  ein  ferneres  Zusammenleben  der 
Ehegatten  mit  dem  Wesen  der  Ehe  unverträglich  ist"  (Art  45).*)  Die 
Anwendung  dieser  Bestimmung  schliesst  nicht  aus,  dass  der  eine  oder 
andere  Theil  für  ausschliesslich  oder  überwiegend  schuldig  erklärt  wird 
(ürth.  d.  Bundesger.,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  32,  Beil.  S.  90). 

2.  Zwingende  Gründe  auf  einseitiges  Verlangen  (Art.  46).  „Auf 
Begehren  eines  der  Ehegatten  muss  die  Ehe  getrennt  werden: 

a)  wegen  Ehebruchs,  sofern  nicht  mehr  als  sechs  Monate  verflossen 
sind,  seitdem  der  beleidigte  Theil  davon  Kenntniss  erhielt; 

b)  wegen  Nachstellung  nach  dem  Leben,  schwerer  Misshandlungen 
oder  tiefer  Ehrenkränkungen  ;^) 

c)  wegen  Verurtheilung  zu  einer  entehrenden  Strafe;') 

d)  wegen  böswilliger  Verlassung,  wenn  diese  schon  zwei  Jahre  an- 


^)  Die  Voraussetzung  in  Art.  45,  dass  „ein  ferneres  Zusammenleben  der  Ehe- 
gatten mit  dem  Wesen  der  Ehe  unverträglich"  sei,  dürfte  kaum  wesentlich  verschieden 
sein  von  der  Voraussetzung  in  Art.  47  (nachstehend  3),  dass  „das  eheliche  Yerhältniss 
ab  tief  zerrüttet  erscheint".  Die  Folge  aber  ist  im  Falle  des  Einverständnisses  der 
Parteien  unter  der  Voraussetzung  des  Art.  45,  dass  stets  auf  gänzliche  Scheidung  zu 
erkennen  ist,  während  bei  einseitigen  Scheidungsbegehren  nach  Art.  47  auch  auf 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  kann.  —  Aus  der  Rechtsprechung  des 
Bandesgerichts  ist  hervorzuheben:  Die  Scheidung  wurde  zugelassen  im  Falle  der  Im- 
potenz (Entsch.  3  No.  114).  dagegen  nicht  wepfcn  blosser  Krankheit,  wenn  sie  auch  that- 
sächlich  verhinderte,  die  eheliche  Pflicht  zu  erfüllen  und  dem  Hauswesen  vorzustehen 
(8  No.  337).  Die  Scheidung  wurde  ausgesprochen  in  einem  Falle,  wo  gleich  von  Anfang 
an  die  rechte  eheliche  Gesinnung  fehlte,  die  Frau  den  Mann  alsbald  verliess,  um  in 
die  frühere  Dienststellung  zurückzukehren,  und  der  Mann  argwöhnte,  dass  die  Schwanger- 
schaft der  Frau  von  einem  Anderen  hemihre  (5  No.  98).  Ebenso  in  einem  Falle  von 
gegenseitiger  unüberwindlicher  Abneigung,  wo  ein  ferneres  erzwungenes  Zusammen- 
leben nur  noch  eine  Kette  von  Streitigkeiten  und  Zänkereien  gewesen  wäre ;  besonders 
erwähnt  werden :  Eifersüchteleien,  kompromittirende  Auftritte,  angebliche  Misshandlungen 
and  ein  Altersunterschied  von  20  Jahren  (15  No.  256). 

*)  Ehrenkränkungen  sind  nur  dann  Scheidungsgrund,  wenn  sie  wegen  ihrer  Schwere 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  den  andern  unter  b 
genannten  Gründen  gleichkommen  (Urth.  d.  Bundesger.,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  34, Beil.  S.  104). 

*)  Die  Klage  aus  diesem  Grunde  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Kläger  an  der 
ftrafbaren  Handlung  theilgenommen  hat  (Zeitschr.  f.  schw.  R.,  Bd.  38,  Beil.  S.  76). 
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gedauert  hat  und  eine  richterliche  Aufforderung  zur  Bückkehr  binnen 
sechs  Monaten  erfolglos  geblieben  ist;*) 

e)  wegen  Geisteskrankheit,  wenn  diese  bereits  drei  Jahre  ange- 
dauert hat  und  als  unheilbar  erklärt  wird." 

3.  Fakultative  Gründe  auf  einseitiges  Verlangen.  ,.Wenn 
keiner  der  genannten  Scheidungsgründe  vorliegt,  aber  gleichwohl  das 
eheliche  Verhältniss  als  tief  zerrüttet  erscheint,  so  kann  das  Gericht 
auf  gänzliche  Scheidung  oder  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  er- 
kennen. Die  letztere  darf  nicht  auf  länger  als  zwei  Jahre  ausgesprochen 
werden.  Findet  während  dieses  Zeitraums  eine  Wiedervereinigung  nicht 
statt,  so  kann  die  Klage  auf  gänzliche  Ehescheidung  erneuert  werden 
und  es  erkennt  alsdann  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen"  (Art.  47).*) 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  kann  aber  nicht  etwa  auch  derjenige 
Ehegatte,  welcher  die  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  ganz  oder 
hauptsächlich  verschuldet  hat,  Klage  erheben  (Entsch.  d.  B.G.  2  S.  274; 
3  S.  380,  397 ;  9  S.  649). 

Näheres  über  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett:  nachstehend  unter  11 
(S.  220). 

4.  Wirkungen  der  gänzlichen  Scheidung*).  Bei  gänzlicher 
Scheidung  wegen  eines  bestimmten  Grundes  darf  der  schuldige  Gatte 
vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Scheidung  keine  neue  Ehe  eingehen; 
diese  Frist  kann  durch  das  Urtheil  bis  auf  drei  Jahre  erstreckt  werden 


')  Die  richterliche  Aufforderang  ist  nicht  im  Scheidungsprozesse  zu  erlassen,  sondern 
hat,  als  eine  nur  durch  richterliche  Vermittelung  erfolgende  Erklärung  des  einen  Gatten 
an  den  andern,  dem  Prozesse  vorherzugehen  «^Entsch.  d.  Bundesger.,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  30, 
Beil.  S.  51).  Besondere  Bestimmungen  hierüber  geben  St.  Gallen  (C.F.O.  290),  wo 
die  Aufforderung  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  zu  erlassen,  und  Glarus  (C.F.O.  281), 
wo  sie  auf  schriftlichen,  mit  den  nöthigen  Belegen  versehenen  Antrag  beim  Civilgerichte 
durch  die  Gerichtskanzlei  schriftlich  zuzustellen,  bei  unbekanntem  Aufenthalt  aber  im 
Amtsblatt  oder  in  geeigneten  Zeitungen  bekannt  zu  machen  ist. 

*)  Vgl.  die  ähnlichen  Bestinmiungen  unter  „Deutsches  Reich",  „Ungarn".  Zum 
Vergleich  mit  der  einverständlichen  Scheidung  aus  Art.  45  siehe  S.  213  Ziff.  1  und  Anm. 
dazu.  Aus  der  Rechtsprechung  des  Bundesgerichts  zu  Art.  47  sei  erwähnt:  In  einem 
Falle,  wo  keine  tiefen  Ehrenkränkungen,  sondern  nur  rohe  und  beleidigende  Worte 
vorlagen  und  der  Anlass  zur  Klage  für  den  Mann  hauptsächlich  die  Trunkenheit  der 
Frau  war,  wurde  wegen  der  Möglichkeit,  dass  die  Frau  dem  Trünke  entsage,  nur  auf 
zeitliche 'Scheidung  erkannt  (15  No.  756).  Der  Klage  wurde  stattgegeben  wegen  gröb- 
licher Beschimpfungen  und  Ausstossung  ans  dem  Hause  (9  No.  236) ;  ebenso  in  einem 
Falle,  wo  der  Zwiespalt  in  den  religiösen  Ueberzeugungen  einen  solchen  Grad  erreicht 
hatte,  dass  er  nach  richterlicher  Ueberzeugung  eine  wahre  eheliche  Gemeinschaft 
unmöglich  machte  (4  No.  434);  desgleichen  bei  einer  reinen  Konvenienzehe,  wo  die 
Frau  eigentlich  nur  eine  Versorgung,  der  Mann  nur  eine  Gehüliin  im  Geschäft  und 
Erzieherin  für  die  Kinder  suchte,  die  Frau  aber  sich  weder  mit  den  Dienstboten  noch 
mit  den  Kindern  zu  stellen  wusste  und  sich  in  rohen  Aeusserungen  über  die  Familien- 
mitglieder erging,  auch  die  Kinder  lieblos  behandelte  (11  No.  45). 

Für  den  Fall,  dass  auf  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett  erkannt  ist,  besteht  in  Schwyz 
die  besondere  Bestimmung  (G.P.O.  320),  dass  die  Klage  auf  gänzliche  IVennung  erlischt, 
wenn  sie  nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  Ablauf  der  zwei  Jahre  erhoben  wird. 

*)  Hub  er  I  S.  203 fg.  Siehe  auch  über  „die  Auflösung  des  ehelichen  Vermögens*' 
das.  S.  337  ff. 
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(Art  48;  siehe  oben  S.  196,  d).  Die  weiteren  Folgen  der  Scheidung 
in  Betreff  der  persönlichen  Rechte  der  Ehegatten,  ihrer  Vermögens- 
yerhältnisse,  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  der  Kinder  und  der 
dem  schuld^en  Theile  aufzuerlegenden  Entschädigungen  sind  nach  der 
Gesetzgebung  des  Kantons  zu  regeln,  dessen  Gerichtsbarkeit  der  Ehe- 
mann unterworfen  ist,  und  es  ist  darüber  von  Amtswegen  oder  auf 
Begehren  der  Parteien  sogleich  im  Scheidungsurtheil  zu  entscheiden 
(Art.  49)1). 

a)  Im  Allgemeinen.  Die  eheliche  Vormundschaft  endet,  die  Frau 
wird  selbständig,  erhält  ihren  eigenen  Wohnsitz  u.  s.  w.,  behält  aber 
das  Bürgen*echt  des  Mannes.  Den  Namen  des  Mannes  führt  sie  fort  in 
Aargau,  beiden  Appenzell,  Baselland,  Bern,  Freiburg,  Luzern, 
Neuenburg,  Schwyz,  Solothurn,  Tessin,  Waadt,  Wallis  und  Zug; 
in  Nidwaiden  hat  sie  die  Wahl  zwischen  dem  Namen  des  Mannes  und 
ihrem  früheren  Namen ;  in  den  übrigen  Kantonen  erhält  sie  den  früheren 
Namen  wieder. 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens  und  der  Kinder.  Erbrechte  und 
Ehey  ertrage  werden  durch  die  Scheidung  hinfällig,  soweit  nicht  im  Folgenden 
Abweichungen  von  diesem  Grundsatze  hervorgehoben  sind. 

Aargau  (Bürg.  GB.  §§  145—151,  188):  Wenn  über  die  Absonderung 
des  Vermögens  Streit  entsteht,  ist  der  Frau  das  von  ihr  zugebrachte  und 
dem  Manne  das  übrige  Vermögen  zuzusprechen,  dem  schuldigen  Ehegatten 
aber  ausserdem  die  Entschädigung  des  unschuldigen  in  Kapital  oder 
periodischen  Leistungen  unter  billiger  Berücksichtigung  der  Verhältnisse 
(insbesondere  der  Vermögensumstände,  des  Grades  der  Schuld  u.  s.  w.) 
aufzuerlegen;  auch  kann  bei  der  Scheidung  wegen  Geistesstörung  oder 
unverschuldeter  Krankheit  dem  bedürftigen  Eranken  ein  Beitrag  zu 
seiner  Verpflegung  zugesprochen  werden.  Bei  Veränderung  der  Umstände 
kann  auf  Antrag  das  Urtheil  abgeändert  werden.  —  Die  Kinder  sind 
beim  Mangel  einer  Einigung  dem  schuldlosen  Theile  zu  überlassen,  unter 
Umständen  aber  auch  einer  dritten  Person  anzuvertrauen.  Die  Unterhalts- 
und Erziehungskosten  werden  in  erster  Reihe  dem  schuldigen  Theile, 
bei  Unzulänglichkeit  seines  Vermögens  jedem  Theile  nach  Verhältniss 
ihres  Vermögens,  nöthigenfalls  auch  dem  anderen  Gatten  vollständig 
auferlegt  Die  elterliche  Gewalt  nebst  Verwaltung  und  Nutzniessung 
des  Kindervermögens  steht  demjenigen  Theile  zu,  dem  die  Erziehung 
anvertraut  ist. 

Appenzell-Ausserrhoden  (Familienrecht  §  10a — d):  Die  Frau 
kann  sofortige  Herausgabe  ihres  Gutes  verlangen;  könnte  es  nur  mit 
grossem  Schaden  flüssig  gemacht  werden,  so  können  gegen  Sicherheits- 
leistung angemessene  Fristen  bewilligt  werden.    Die  unschuldige  Frau 

^)  Auch  über  die  Schuldfrage  selbst  ist  im  entscheidenden  Theile  des  Urtheils  zu 
erkennen  (Urth.  d.  Bundesger.,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  40,  Beil.  S.  138).  Bei  gleichmässiger 
Schuld  keine  Entschädigung;  dagegen  gilt  bei  einem  Uebergewicht  der  Schuld  der 
minder  schuldige  Theil  im  Verhältniss  zum  andern  als  unschuldig  (Urth.  d.  Bundesger. 
das.  33  S.  82). 
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ist  in  Kapital  (nicht  über  ein  Viertel  des  Vermögens  des  Ehemannes) 
oder  durch  einen  jährlichen  Unterhaltsbeitrag  (nicht  über  ein  Viertel 
der  jährlichen  Einkünfte  des  Mannes),  der  unschuldige  Mann  aber  durch 
Ueberlassung  eines  Theiles  des  Frauenguts  (bis  zu  ein  Viertel)  oder  durch 
die  dauernde  Nutzniessung  an  einem  Drittel  des  Frauenguts  zu  entschädigen^ 
unter  billiger  Berücksichtigung  der  Umstände;  bei  Ehebruch  ist  aber 
der  Begel  nach  auf  das  Maximum  zu  erkennen.  Nachti*ägliche  Erhöhung 
kann  nur  gefordert  werden,  wenn  sie  im  Scheidungsurtheil  ausdrücklich 
vorbehalten  war.  Im  Falle  der  Wiederverehelichung  des  Bezugsberech- 
tigten wird  die  weitere  Entschädigspflicht  hinfällig.  -7-  Die  Kinder  sind 
dem  Theile  zuzusprechen,  der  die  grössere  Gewähr  für  gute  Erziehung 
und  Pflege  bietet;  gleichzeitig  ist  das  Nöthige  über  Höhe  und  Dauer 
der  Unterhaltsbeiträge  zu  verfügen;  bei  veränderten  Umständen  kann 
eine  Revision  des  Urtheils  in  diesen  Punkten  nachgesucht  werden. 

Appenzell-Innerrhoden  (Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei 
Ehescheidungen,  v.  6.  April  1876  §§  6 — 9):,  Dem  unschuldigen  Gatten 
ist  eine  den  Umständen  angemessene  Entschädigung  zuzusprechen,  die 
ein  Drittel  des  Vermögens  des  schuldigen  Theils  nicht  übersteigen  darf; 
hat  dieser  kein  Vermögen,  aber  ein  gutes  Einkommen,  so  kann  die  Eint- 
Schädigung  auch  aus  dem  Einkommen  zugesprochen  werden.  Im  Uebrigen 
gilt  entsprechendes,  wie  in  Appenzell- Ausserrhoden ;  doch  wird  die  Ent- 
schädigung im  Falle  der  Wiederverheirathung  nicht  hinfällig.  —  Die 
Kinder  werden  der  Regel  nach  bis  zum  zurückgelegten  siebenten  Alters- 
jahre der  Mutter,  dann  aber  die  Söhne  dem  Vater,  die  Töchter  der 
Mutter,  überlassen;  ausnahmsweise  kann  im  Interesse  der  Pflege  und 
Erziehung  davon  abgewichen  werden.  Auf  Antrag  kann  auch  über  die 
Beitragspflicht  zu  den  Unterhalts-  und  Erziehnngskosten  entschieden 
und  der  Verkehr  des  einen  Elterntheils  mit  den  in  der  Pflege  des 
andern  befindlichen  Kindern  geregelt  werden. 

Baselstadt  (Ges.  über  das  ehel.  Güterrecht  u.  s.  w.  v.  10.  März  1884 
§  23):  Jeder  Theil  erhält  den  Betrag  des  eingebrachten  oder  in  der 
Ehe  ererbten  Gutes  zurück,  während  die  Errungenschaft  nach  Ermessen 
des  Gerichts  getheilt  wird.  Einen  etwaigen  Verlust  hat  der  Mann  zu 
tragen,  ausser  wenn  der  Verlust  durch  Unglück  oder  schlechte  Haus- 
haltung der  Frau  entstanden  ist;  solchenfalls  bestimmt  das  Gericht  den 
Betrag,  für  welchen  das  Frauenvermögen  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen 
ist.  Dem  schuldigen  Theile  ist  angemessene  Entschädigung  des  andern 
in  Kapital  oder  laufenden  Unterhaltsbeiträgen  aufzuerl^en;  Gleiches 
gilt  bei  Scheidung  wegen  Geisteskrankheit  zu  Gunsten  des  Kranken. 
Vergleiche  über  Vermögenstheilung  bedürfen  der  Bestätigung  des  Gerichts. 
—  Wegen  der  Kinder  ist  von  Amtswegen  das  Geeignete  zu  verfügen; 
der  Regel  nach  darf  der  unschuldige  Theil  die  Erziehung  beansprachen. 

Baselland  (Ges.  betr.  ehel.  Güterrecht  u.  s.  w.  v.  20.  April  1891): 
wie  Baselstadt. 

Bern  (Civil-G.B.  Satz  137—139,  163):  Der  Mann  hat  der  Frau  den 
Betrag  des  Zugebrachten  in  Geld  oder  Effecten  herauszugeben.    Eni- 
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schädigang  des  nnschiddigen  Gatten  im  Wesentlichen  wie  in  A  arg  au.  — 
Die  elterliche  Gewalt  über  Kinder  steht  demjenigen  Gatten  zu,  welchem 
die  Kinder  anvertraut  werden;  nähere  Bestimmungen  hierüber  fehlen. 

Freiburg  (Ges.  v.  27.  November  1876  Art.  110—119):  Die  Aus- 
einandersetzung findet  nach  allgemeinen  Grundsätzen  derart  statt,  das» 
der  Mann  der  Frau  ihr  Gut  zurückzugewähren  und  dabei  nicht  mehr 
vorhandene  Schuldtitel  nach  ihrem  Werthe  zu  ersetzen  hat,  sofern  er 
nicht  beweist,  dass  ihr  Verlust  ohne  sein  Verschulden  eingetreten  ist 
(Art  97,  98).  Bei  der  Scheidung  wegen  schweren  Verschuldens  büsst 
der  schuldige  Gatte  alle  ihm  vom  andern  zugewandten  Vortheile  ein;  bei 
Scheidung  wegen  Geisteskrankheit  oder  sonst  aus  einem  Grunde  ohne 
Verschulden  eines  Theiles  behält  jeder,  wenn  er  sich  nicht  wieder  ver- 
heirathet,  die  ihm  für  den  Fall  des  Ueberlebens  zustehenden  Rechte  auf 
das  Vermögen  des  andern.  Genügt  dies  nicht  zur  Sicherung  des  Unter- 
halts des  Glatten,  der  die  Scheidung  erwirkt  hat,  so  kann  das  Gericht 
ihm  als  Ehitschädigung  eine  Unterhaltsrente  bis  zu  einem  Drittel  der 
Einkünfte  des  andern  zusprechen,  vorbehaltlich  des  Widerrufs  beim  Weg- 
fall des  Bedürfnisses.  —  Die  Kinder  sollen  der  Begel  nach  dem  un- 
schuldigen Theile,  ausnahmsweise  in  ihrem  Interesse  dem  andern  oder 
einem  Dritten  anvertraut  werden;  jedenfaUs  haben  beide  Eltern  das 
Recht,  die  Pflege  und  Erziehung  zu  überwachen,  und  die  Pflicht,  nach 
Ejräften  dazu  beizutragen.  Hierüber  entscheidet  auch  bei  beiderseitiger 
Schuld  das  Gericht  nach  Ermessen. 

Genf  (Ges.  v.  20.  März  1880  Art.  118—122):  Güterrechtliche  Aus- 
dnandersetzung  nach  allgemeinen  Grundsätzen  (siehe  unter  „Frankreich^). 
Im  Uebrigen  gilt  im  Wesentlichen  dasselbe  wie  in  Freiburg.  Doch  ist 
das  Behalten  der  Vermögensvortheile  nur  für  den  Fall  der  Scheidung 
wegen  Geisteskrankheit  vorgesehen.  In  diesem  Falle  greift  auch  die 
Bestimmung  über  die  Entschädigung  zu  Gunsten  beider  Theile  Platz.  Die 
Unterhaltsrente  fällt  weg,  wenn  der  Berechtigte  sich  wieder  verheirathet. 

Glarus  (B.G.B.  §§  164—166):  Jeder  TheU  erhält  sein  Vermögen 
und  die  dem  andern  gemachten  Geschenke,  soweit  sie  noch  vorhanden, 
zurück,  desgleichen  die  von  seinen  Verwandten  und  Freunden  her- 
stammenden Hochzeitsgeschenke.  Entschädigung,  wie  in  Appenzell- 
Innerrhoden.  —  Die  Kinder  sind  der  Regel  nach  bis  zum  zurück- 
gelegten sechsten  Lebensjahre  der  Mutter,  dann  aber  die  Söhne  dem 
Vater,  die  Töchter  der  Mutter  zu  überlassen;  ausnahmsweise  können  sie 
in  ihrem  Interesse  auch  einem  Theile  allein  zugewiesen  werden,  unter 
Bestimmung  eines  Kostenbeitrags  des  andern.  Bei  gemischten  Ehen  soll 
thunlichst  auf  die  Konfession  Rücksicht  genommen  werden. 

Graubünden  (Privatrecht  §§  53 — 55,  62):  Die  Auseinandersetzung 
findet  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  derart  statt,  dass  jeder  TheU 
sein  zugebrachtes  und  in  der  Ehe  ererbtes  Vermögen  nebst  dem  Sonder^ 
gute  zurückerhält  und  dass  am  Vor-  und  Rückschlage  der  Manu  zu  '/g, 
die  Frau  zu  \  tbeilmmmt  (§§  41—43).  Der  unschuldige  TheU  behält 
fie  Hochzeitsgesehenke  einschliesslich  der  vom  schuldigen  gegebenen  und 
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erhält  überdies  eine  nach  der  erlittenen  Unbill  nnd  dem  Vermögen  des 
andeni  zn  bemessende  Entschädigung.  —  Das  Gericht  hat  auch  über  die 
Zuweisung  der  Kinder  und  Ti*agung  der  Erziehungskosten  zu  entscheiden. 
Werden  die  Kinder  der  Mutter  anvertraut,  so  übt  sie  allein  die  elter- 
liche Gewalt  aus,  solange  sie  sich  nicht  wieder  verehelicht  oder  den 
Kindern  ein  Vormund  bestellt  wird. 

Luzern  (Ges.  v.  10.  März  1880  §§  19,  25):  Die  Ehefrau  übernimmt 
Verwaltung  und  Nutzniessung  ihres  sämmtlichen  Vermögens.  Der  Siebter 
bestimmt  nach  dem  Verschulden  und  mit  Bücksicht  auf  Vermögen  nnd 
Erwerbsfähigkeit  der  Gatten,  welche  Entschädigung  der  eine  dem  andeni 
zu  leisten  habe.  —  Ueber  die  Zuweisung  der  Kinder  und  die  Beitrags- 
pflicht zu  den  Erziehungskosten  ist  gleichfalls  im  Scheidungsurtheile  zu 
bestimmen. 

Neuenburg  (Code  civil  Art.  184 — 190):  Auseinandersetzung  nach 
allgemeinen  Grundsätzen;  jeder  Theil  empfängt  zunächst  sein  Sondergut, 
wobei  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  der  Masse  der  Anspruch  der  Frau 
vorgeht,  so  dass  der  Mann  eventuell  ihr  Schuldner  bleibt,  soweit  sie 
nicht  befriedigt  wird;  der  Ueberschuss  wird  zur  Hälfte  getheilt  (Art  1182 
bis  1197).  Der  Gatte,  gegen  den  die  Scheidung  erwirkt  ist,  verliert 
die  ihm  vom  andern  zugewandten  Vortheile,  während  dieser  die  ihm  zu- 
gewandten behält;  gesetzliche  Erbrechte  aber  erlöschen  durch  die 
Scheidung  ipso  iure.  Entschädigung  und  Zuweisung  der  Kinder  im 
Wesentlichen,  wie  in  Freiburg;  das  Gericht  kann  auch  eine  Sicher- 
stellung der  Rente  anordnen. 

St.  Gallen  (Ges.  v.  27.  November  1878  §§  22—31):  Die  Frau  kann 
sofort  Herausgabe  ihres  Gutes  fordern;  ist  dieses  in  einem  Gewerbe 
angelegt,  so  kann  der  Richter  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  Fristen 
bewilligen.  Brautgeschenke  sind,  soweit  noch  vorhanden,  zurückzugeben, 
Hochzeitsgeschenke,  soweit  vorhanden,  zu  theilen.  Entschädigung  im 
Wesentlichen,  wie  in  Appenzell-Ausserrhoden,  jedoch  ohne  Be- 
schränkung auf  ein  Drittel  bezw.  ein  Viertel.  —  Die  Kinder  werden  dem 
einen  oder  anderen  Theile  oder  beiden  auf  bestimmte  oder  unbestimmte 
Zeit  zugewiesen;  beim  Mangel  guter  Erziehung  und  Verpflegung  kann 
die  getroffene  Anordnung  von  der  Vormundschaftsbehörde  mit  Ge- 
nehmigung des  Regierungsraths  geändert  werden.  Auch  über  die  Bei- 
tragspflicht zu  den  Unterhalts-  und  Erziehungskosten  entscheidet  das 
Gericht. 

Schaffhausen  (Privatrechti.  G.B.  §§  199—214):  Die  Frau  kann 
sofortige  Herausgabe  ihres  Gutes  fordern.  Jeder  Theil  kann  die  dem 
andern  gegebenen  Braut-  nnd  Hochzeitsgeschenke,  soweit  sie  noch  vor- 
handen oder  Ersatz  dafür  da  ist,  zurückfordern.  Die  übrigen  Hochzeits- 
geschenke, soweit  sie  nicht  von  den  Verwandten  oder  Freunden  des 
einen  Theils  diesem  gemacht  sind,  werden  zur  Hälfte  getheilt  Ebenso 
wird  die  EiTungenschaft  getheilt.  Entschädigung  wie  in  Appenzell- 
Ausserrhoden,  jedoch  in  gleicher  Weise  für  Mann  und  Frau.  —  Hin- 
sichtlich  der   Kinder  gilt   Entsprechendes,   wie  in  Appenzell -Inner- 
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rhoden,  doch  sind  die  Kinder  regelmässig  nur  bis  zum  zurückgelegten 
sechsten  Jahre  der  Mutter  allein  zu  überlassen. 

Schwyz  (Vollziehungsverordnung  v.  3.  Dezember  1876  §  7):  Die 
mit  der  Ehescheidung  und  Eheungültigkeit  zusammenhängenden  Fragen 
über  die  persönlichen  Rechte  der  Ehegatten,  ihre  Vermögensverhältnisse, 
Erziehung  und  Unterricht  und  die  dem  schuldigen  Theile  aufzulegende 
Entschädigung  werden  auf  Verlangen  der  Parteien  oder  von  sich  aus 
vom  gleichen  Gerichte  beurtheilt.    Nähere  Regelung  fehlt. 

Solothurn  (avürechtl.  G.B.  §§  77—83,  104,  106,  110—136):  Aus- 
einandersetzung nach  allgemeinen  Grundsätzen;  jeder  Theil  erhält  sein 
zugebrachtes  oder  in  der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  er- 
worbenes Vermögen  zurück,  während  die  Errungenschaft  (grundsätzlich) 
zu  \  dem  Manne,  zu  Vs  ^^^  Ftb.u  gebührt  Entschädigung  des  Schuld- 
losen und  Zuweisung  der  Kinder  im  Wesentlichen,  wie  in  Aargau. 

Tessin  (Codice  civile  Art.  83 — 89):  Die  Scheidung  bewirkt  immer 
vollständige  Gütertrennung.  Gesetzliche  Erbrechte,  Eheverträge  und 
Schenkungen  aus  Anlass  der  Ehe  werden  hinfällig.  Das  Gericht  kann 
dem  bedürftigen  Gatten,  welcher  die  Scheidung  erwirkt  hat,  eine  Unter- 
haltsrente bis  zu  %,  im  FaUe  besonders  schweren  Verschuldens  bis  zur 
Hälfte  der  Einkünfte  des  andern  Theils  zusprechen  und  zugleich  die 
dafür  zu  leistenden  Sicherheiten  bestimmen.  Die  Rente  kann  entzogen 
werden  beim  Wegfalle  des  Bedürfnisses  und  sie  ist  hinfällig  im  Falle  der 
Wiederverheirathung  des  Berechtigten.  Auch  bei  der  Scheidung  wegen 
Geisteskrankheit  kann  dem  bedürftigen  Kranken  ein  Unterhaltsbeitrag 
zugesprochen  werden;  das  Urtheil  unterliegt  der  Abänderung  bei  ver- 
änderten Umständen.  —  Hinsichtlich  der  Kinder  gilt  wesentlich  dasselbe, 
wie  in  Freiburg;  doch  ist  ausserdem  bestimmt,  dass  vom  Tage  der 
Scheidung  an  die  Hälfte  des  Vermögens  eines  jeden  Gatten  in  das  Eigen- 
thnm  der  Kinder  übergeht  und  den  Eltern  nur  der  Niessbrauch  davon 
auf  licbenszeit  bleibt. 

Thurgau  (Privatrechtl.  G.B.  §§  199 — 214):  Auseinandersetzung,  wie 
in  Schaff  hausen;  Entschädigung  wie  in  Appenzell- Ausserrhoden; 
Zuweisung  der  Kinder,  wie  in  Appenzell-Innerrhoden,  doch  sind  die 
Kinder  regelmässig  nur  bis  zum  fünften  Jahre  der  Mutter  allein  zu 
überlassen. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald  (Ges.  über  Ehescheidung  v.  30.  April 
1876  Art.  11 — 13):  Auseinandersetzung,  wie  in  Glarus.  Bei  Festsetzung 
der  Entschädigung  ist  auf  alle  Umstände  billige  Rücksicht  zu  nehmen 
und  es  kann  später  Erhöhung  oder  Ermässigung  vorbehalten  werden.  — 
Die  Kinder  sind  dem  Vater  oder  der  Mutter  oder  einem  Dritten  zu- 
zuweisen. Die  Kosten  werden  zwischen  Vater  und  Mutter  nach  Ver- 
hältniss  ihres  Vermögens  getheilt;  beide  haften  aber  solidarisch.  Das 
ürtheil  soll  auch  die  von  jedem  Ehegatten  zu  leistenden  Zahlungen  und 
die  Sicherheiten  dafür  bestimmen. 

Unterwaiden  nid  dem  Wald  (Vollziehungsverordnung  v.  9.  No- 
vember 18/5  §  10):   Die  Gerichte  entscheiden  über  alle  hier  in  Rede 
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Stehenden  Fragen  „in  Würdigung  der  konkreten  Verhältnisse  nnd  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Schuldbarkeit  des  einen  oder  anderen 
Ehetheiles  nach  billigem  Ermessen*'. 

Uri  (Vollziehungsyerordnung  v.  1.  Dezember  1876  §  14):  Wie  Unter- 
waiden nid  dem  Wald. 

Waadt  (Code  civil  Art.  156 — 160  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
V.  31.  August  1875):  Auseinandersetzung  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
(Art  1105  ff.),  desgleichen  die  übrigen  Bestimmungen  im  Wesentüchen^ 
wie  in  Freiburg.  Die  Rechte  auf  das  Vermögen  des  anderen  Theiles 
verbleiben  den  Ehegatten  im  Falle  der  Scheidung  wegen  Geisteskrank- 
heit und  wegen  tiefer  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses. 

Wallis  (Code  civil  Art.  106 — 110  und  Dekret  vom  2.  Dezember 
1875  Art.  23 — 26):  Auseinandersetzung  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
(Art.  1284,  1290  ff.  1312—1319);  der  Mann  hat  der  Frau  ihr  Vermögen 
zurückzugewähren,  eventueU  Einsatz  zu  leisten;  die  Errungenschaft  ge- 
bührt beiden  Gatten  zur  Hälfte.  Im  Uebrigen  gilt  im  Wesentlichen 
dasselbe  wie  in  Freiburg,  mit  der  unter  „Waadt"  hervorgehobenen 
Modifikation  und  mit  der  weiteren  Massgabe,  dass  der  Gatte,  der  eine 
neue  Ehe  eingeht,  die  Unterhaltsrente  und  alle  sonstigen,  aus  der  früheren 
Ehe  herrührenden  Rechte  einbüsst. 

Zug  (Privatrechtl.  G.B.  §§  43,  44):  Auseinandersetzung  nach  allge- 
meinen Grundsätzen  derart,  dass  der  Mann  für  Herausgabe  des  Weiber- 
guts haftet,  den  Werth  der  nicht  mehr  in  natura  vorhandenen  Liegen- 
schaften und  anderen  Kapitalvermögens  aber  nur  insofern  vollständig  zu 
ersetzen  hat,  als  er  nicht  nachzuweisen  vermag,  dass  der  Verlust  ohne 
seioe  Schuld  eingetreten  oder  die  Verwendung  im  Interesse  der  Frau  er- 
folgt ist  (§§  39,  268).  Hochzeitsgeschenke  sind  wechselseitig  zurück- 
zuerstatten; der  schiüdlose  Gatte  behält  jedoch  die  empfangenen.  Ent- 
schädigung, wie  in  Appenzell-Ausserrhoden,  jedoch  ohne  WegfaU 
der  periodischen  Leistungen  im  Falle  der  Wiederverheirathung.  —  Die 
Kinder  sind,  beim  Mangel  einer  Einigung  und  wenn  das  Gericht  nicht 
aus  erheblichen  Gründen  andere  Maassregeln  als  für  die  Kinder  vor- 
theilhafter  erachtet,  dem  schuldlosen  Theile,  unter  Umständen  auch  einem 
Dritten  anzuvertrauen.  Hinsichtlich  der  Kosten  gilt  dasselbe,  wie  in 
Aargau. 

Zürich  (Privatrechtl.  G.B.  §§  626 — 639):  Auseinandersetzung,  wie  in 
Glarus.  Entschädigung,  wie  in  Appenzell-Ausserrhoden,  doch  ohne 
Wegfall  der  Entschädigung  im  Falle  der  Wiederverheirathung.  —  Die 
Kinder  sind  in  der  Begel  bis.  zum  schulpflichtigen  Alter  der  Mutter  zur 
Pflege  und  hernach  dem  Vater  zur  Erziehung  zu  übeiiassen,  soweit 
nicht  ausnahmsweise  andere  Verfügung  geboten  erscheint;  im  Uebrigen 
gilt  hier  dasselbe  wie  in  Appenzell-Innerrhoden. 

n.  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  darf,  wie  erwähnt,  nur  auf 
Zeit  (nicht  länger  als  zwei  Jahre)  und  nur  wegen  tiefer  Zerrüttung  des 
ehelichen  Verhältnisses  ausgesprochen  werden,  wenn  kein  bestimmter 
Ehescheidungsgrund    vorliegt    (Art.   47;    siehe    oben    S.  214).      Die 
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Torübergehende  Treimang  lässt  das  eheliche  Verhältniss  als  solches 
unberührt.  Die  Fraa  behält  daher  überall  Namen  und  Bürgerrecht  des 
Mannes.  Die  weiteren  Folgen  in  Betreff  der  persönlichen  Rechte  der 
Ehegatten,  ihrer  Vermögensyerhältnisse,  der  Erziehung  und  des  Unterrichts 
der  Kinder  und  der  einem  Theile  etwa  aufzuerlegenden  Entschädigungen 
sind  auch  in  diesem  Falle  gleichzeitig  mit  dem  Urtheil  über  die  Scheidungs- 
klage nach  Kantonsrecht  zu  regeln  (Art.  49).  Im  Allgemeinen  bleibt 
die  eheliche  Vormundschaft  und  das  Güterrecht  unberührt;  was  aber 
der  Mann  zum  Unterhalte  der  Frau  und  der  Kinder,  soweit  sie  nicht  ihm 
selbst  zugewiesen  werden,  beizutragen  hat,  bestimmt  das  Gericht  nach 
freiem  Ermessen  unter  Berücksichtigung  der  von  einigen  Rechten  hierüber 
gegebenen  näheren  Anweisungen.  Als  Abweichungen  von  diesen  Regel- 
normen sind  hervorzuheben:^) 

a)  Die  eheliche  Vormundschaft  endet  und  es  ist  der  Frau  ein 
Vormund  zu  bestellen  in  Appenzell-Innerrhoden,  Baselstadt,  Basel- 
land, Glarus,  Schwyz,  Solothurn,  in  beiden  Unterwaiden,  Uri 
und  Zug;  es  kann  ihr  nach  Ermessen  des  Richters  ein  Vormund  bestellt 
werden  in  Graubünden  und  St.  Gallen;  in  Freiburg  und  Luzern 
wird  sie  selbständig. 

b)  Gütertrennung  für  die  Dauer  der  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  tritt  ein  in  Freiburg,  Luzern,  Neuenburg,  Solothurn,  Unter- 
waiden, Waadt  und  Wallis,  während  sie  in  Graubünden  und 
St  Gallen  nach  Ermessen  des  Richters  ausgesprochen  werden  kann. 

c)  Einzelne  Besonderheiten:  In  Freiburg  können  die  Gatten 
über  alle  in  Rede  stehenden  Fragen  eine  Vereinbarung  treffen,  die  aber 
dem  Scheidungsgerichte  binnen  einer  von  ihm  zu  bestimmenden  Frist 
von  höchstens  drei  Monaten  zur  Bestätigung  unterbreitet  werden  muss, 
widrigenfalls  das  Gericht  die  Gütertrennung  ausspricht  und  die  weiteren 
Verfügungen  hinsichtlich  des  Vermögens,  der  Entschädigung  und  der 
Zuweisung  der  Kinder  trifft  (Ges.  v.  27.  November  1876  Art.  102—107). 
—  In  Luzern  haben  die  Gatten  während  der  Trennung  kein  Erbrecht 
(Ges.  V.  10.  März  1880  §  24).  —  In  Tessin  hat  (abweichend  von  der 
Regelung  bei  gänzlicher  Scheidung)  die  Mutter  das  Recht,  Söhne  bis 
zum  vollendeten  dritten,  Töchter  bis  zum  vollendeten  sechsten  Lebens- 
jahre bei  sich  zu  behalten,  wenn  nicht  wichtige  Gründe  eine  Abweichung 
rechtfertigen  (Codice  civile  Art.  99). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

I.  Bundesrecht 
lieber    die    örtliche  Zuständigkeit  bestimmt  Art.  43:    „Ehe- 
scheidungsklagen und  Klagen  auf  Ungültigkeit  einer  Ehe  sind  bei  dem 
Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  anzubringen.    Vorbehalten  bleibt 


')  Haber  IS.  297  ff. 
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die  Weitererziehong  an  das  Bundesgericht  nach  Art.  56  ff.  des  Bundesges. 
über  Organisation  der  Bnndesrechtspflege  y.  22.  März  1893.^) 

Beim  Abgang  eines  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  kann  die  Klage  am 
Heimath-(Bttrger-)Orte  oder  am  letzten  schweizerischen  Wohnorte  des 
Ehemannes  angebracht  werden." 

Abs.  1  bezieht  sich  auf  Schweizer,  wie  auf  Ausländer;  doch  kommt 
bei  letzteren  Art.  66  mit  in  Betracht  (siehe  S.  231).  „Wohnsitz"  ist 
der  zum  festen  Mittelpunkt  der  bürgerlichen  Existenz  gewählte  Ort 
(Entsch.  d.  Bundesger.  13  S.  185),  und  in  gleichem  Sinne  ist,  wie  das 
Bundesgericht  oft  bestätigt  hat,  der  Ausdruck  „Wohnort"  in  Abs.  2  zu 
verstehen  (Roguin  S.  74  Note  1).  Prorogatio  fori  ist  ausgeschlossen 
(Entsch.  d.  Bundesger.  9  S.  466).  Der  Gerichtsstand  des  jeweiligen 
Wohnsitzes  gilt  auch  für  die  Klage  auf  gänzliche  Scheidung  nach  vor- 
gängiger zeitweiliger  Trennung  (Art.  47);  der  für  diesen  Vorprozess 
massgebend  gewesene  Gerichtsstand  dauert  für  die  neue  Klage  nicht 
fort  (Entsch.  9  S.  460).  —  Abs.  2  bezieht  sich  nur  auf  Schweizer;  ihnen 
soll,  auch  wenn  sie  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben,  doch  daselbst 
ein  Ehegerichtsstand  eröffnet  werden.  Der  eidgenössische  Bundesrath 
legt  dies  dahin  aus,  dass  auch  dieser  Gerichtsstand  ein  zwingender  sei, 
dass  also  über  schweizerische  Eheleute  in  Ehesachen  immer  nur  schweizer 
Gerichte  urtheilen  und  ausländische  Urtheile  nicht  vollzogen  werden 
dürfen  (Bundesbl.  1885,  2  S.  21  und  1888,  2  S.  774,  776).  Diese  Aus- 
legung ist  aber  sehr  bestritten ;  die  Bestimmung  wird  von  anderer  Seite 
so  auf gef  asst,  dass  sie  ein  Wahlrecht  eröffne  zwischen  einem  schweizerischen 
Gerichtsstand  und  einem  etwa  zuständigen  ausländischen  Gerichte;  die 
Anerkennung  des  ausländischen  Urtheils  in  der  Schweiz  sei  abhängig 
von  den  Bestimmungen  des  kantonalen  Rechts  über  Anerkennung  und 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheile.*) 

Es  ist  schon  erwähnt,  dass  das  für  die  Nichtigkeits-  oder  Scheidungs- 
klage zuständige  Gericht  zugleich  über  die  Schuldfrage  und  die  weiteren 


*)  im  Art.  48  des  Eheges.  ist  §  29  des  Ges.  y.  27.  Juli  1874  angezogen.  Dies  G^s. 
ist  jedoch  1893  revidirt  worden,  and  es  treten  jetzt  die  oben  citirten  §§  56  ff.  an  die  Stelle. 

*)  So  insbesondere  v.  Salis  S.  85,  86  Anm.  5,  sowie  in  Zeitschr  f.  schw.  R.  30 
S.  45ff.,  desgl.  Barillet  in  Clunet,  Journal  7  S.  d59ff.  Im  Sinne  der  bundesrathlichen 
Auslegung  dagegen  äussern  sich:  Boguin  S.  107ff.  und  Morel  in  Zeitschr.  f.  schw.  R.  30 
S.  381  ff.  —  Die  Praxis  der  Gerichte  folgt  jedenfalls  nicht  ausnahmslos  der  Auffassung 
des  Bundesraths.  Vgl.  z.  B.  Urth.  des  Civilgerichts  Baselstadt  v.  17.  Mai  1899  in  Zeitschr. 
f.  schw.  R.,  Beil.  S.  45 ;  Böhm,  Zeitschr.  10  S.  86.  Das  Bundesgericht  hingegen  scheint^ 
ohne  die  Frage  bisher  direkt  entschieden  zu  haben,  jener  autoritativen  Auslegung  zu- 
zuneigen. Vgl.  Entsch.  15  S.  122.  Böhmes  Zeitschr.  1  S.  93;  auch  Martin  in  Clunet^ 
Journal  24  S.  755.  Der  Entwurf  eines  Civilgesetzbuchs  für  die  Schweiz  regelt  in  Art.  16H 
den  Fall  dahin,  dass  der  im  Auslande  wohnende  Schweizer  seine  Klage  beim  Richter 
seines  Heimathsortes  anzubringen  hat,  jedoch  nur  dann,  wenn  er  nachweist,  dass 
sie  beim  Richter  seines  Wohnsitzes  nicht  angebracht  werden  kann.  Mar- 
cus en  in  Böhm's  Zeitschr.  11  S.  48.  —  Vgl.  mit  Art.  43  Abs.  2  die  entsprechende  Be- 
stimmung der  deutschen  C.P.O.  §  606  Abs.  2  (, 4>eutsches  Reich"  S.  83,  84),  welche  all- 
gemein im  Sinne  eines  Wahlrechts  zwischen  dem  ausnahmsweise  eröffneten  inländischen 
und  dem  etwa  begründeten  ausländischen  Gerichtsstande  verstanden  wird. 
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Folgen  zu  entscheiden  hat  (oben  S.  212  und  2 14  f.).  In  dieser  Eichtnng 
können  auch  einstweilige  Verfügungen  erlassen  werden.  „Nach 
Anhörung  der  Klage  (Art.  43)  gestattet  der  Richter,  wenn  es  verlangt 
wird,  der  Ehefrau,  gesondert  vom  Ehemanne  zu  leben,  und  trifft  über- 
haupt für  die  Dauer  des  Prozesses  in  Beziehung  auf  den  Unterhalt  der 
Ehefrau  und  der  Kinder  die  angemessenen  Verfügungen"  (Art.  44). 

Alle  Urtheile  betreffend  Ehescheidungen  oder  Nichtigkeit  einer  Ehe 
sind  von  den  Gerichten  den  Civilstandsbeamten  des  Wohnorts  und  der 
Heimathgemeinde  zur  Eintragung  ins  Eheregister  mitzutheilen  (Art.  57). 
Das  setzt  Rechtskraft  des  Urtheils  voraus.  Geht  das  Urtheil  von 
einena  ausserkantonalen  Gerichte  aus  und  ist  es  nicht  bereits  von  der 
zuständigen  Kantonsbehörde  für  vollstreckbar  erklärt,  so  darf  die  Ein- 
tragung nur  mit  Ermächtigung  der  Aufsichtsbehörde  erfolgen  (Handb. 
S.  337  Ziff.  226  mit  S.  263  Ziff.  86). 

Ob  und  welches  Rechtsmittel  gegen  das  Urtheil  erster  Instanz 
stattfindet,  bestimmt  sich  nach  kantonalem  Rechte.  Gegen  das  letzt- 
instanzliche kantonale  Urtheil  ist  die  Anrufung  des  Bundesgerichts  binnen 
einer  peremtorischen  Frist  von  20  Tagen  von  der  Mittheilung  des  Urtheils 
an  zulässig  (vgl.  die  oben  citirten  §§  56  ff.  des  Bundesges.  v.  22.  März  1893). 
Dem  Bundesgerichte  steht  aber  nur  die  Nachprüfung  der  richtigen  An- 
wendung des  eidesgenössischen  Rechtes  zu;  es  kann  daher  über  die  nach 
kantonalem  Rechte  zu  beurtheilenden  Nebenfolgen  der  Scheidung  nur 
befinden,  wenn  auch  die  Frage  der  Scheidung  selbst  vor  dag  Bundesgericht 
gezogen  ist  (Entsch.  d.  Bundesger.,  Zeitschr.  f.  schw.  R  39.  Beil.  S.  138). 

n.  Kantonales  Eheprozessrecht.^) 

Dasselbe  beruht,  abgesehen  von  einzelnen  Spezialgesetzen,  welche  im 
Folgenden  an  geeigneter  Stelle  angeführt  werden,  auf  den  allgemeinen 
Prozessordnungen  für  die  einzelnen  Kantone.  Siehe  deren  Nachweisung 
bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  466 ff. 
Hinzugekommen  sind  noch:  Aargau,  CP.O.  v.  12.  März  1900;  Obwalden, 
C.P.O.  V.  2.  Aprü  1901;  St.  Gallen,  Ges.  betr.  die  Civilrechtspfiege 
V.  31.  Mai  1900;  Tessin,  Codice  di  procedura  civile  v.  6.  Mai  1899.^) 

Sachlich  zuständig  für  Klagen  auf  Scheidung  und  auf  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  sind  die  gewöhnlichen  Civilgerichte  (siehe  Leske- 
Loewenfeld  a.  a.  0.  S.  116  ff.);  in  Baselstadt  (10)  jedoch  eine  eigene 
AbtheUung  „für  Ehe-  und  Waisensachen^  und  in  Schaffhausen  das 
Eantonsgericht  als  „Matrimonialgericht^  (Ges.  über  die  Gerichtsorganisation 
V.  1.  Februar  1876  §  6). 

Für  den  Instanzenzug  gilt  dasselbe,  wie  sonst  in  Civilstreitigkeiten 
(Leske-Loewenfeld  a.  a.  0.).    In  einzelnen  Kantonen  kann  im  Ein- 

')  Die  DarsteUuog  dieses  Theiles  beruht  anf  Mittheilungen  des  Herrn  Dr.  £.  Zürcher 
in  Zürich. 

*)  Wo  im  Folgenden  Zahlen  ohne  Zusatz  beigefügt  sind,  beziehen  sie  sich  auf 
die  Paragraphen  oder  Artikel  der  allgemeinen  Prozessgesetze. 
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Verständnisse  beider  Parteien  die  Sache  mit  Umgehung  der  ersten  Tnstanic 
gleich  an  die  zweite  Instanz  gebracht  werden;  so  in  Aargau,  in  Appen- 
zell*Ansserrhoden  (50)  and  in  St  Gallen,  wo  dies  im  Falle  der 
Abwesenheit  der  einen  Partei  auch  auf  einseitigen  Antrag  der  anderen 
statthaft  ist  (Ges.  betr.  das  Verfahren  in  Ehestreitsachen  y.  27.  November 
1878  Art.  5).  —  In  Granbönden  artheilen  die  Bezirksgerichte  in  Ehe- 
scheidongssachen  anweiterzüglich  (Bestimmangen  betr.  die  Ehegerichtsbar- 
keit V.  8.  Juni  1875),  nur  selbstverständlich  mit  Vorbehalt  der  Berufang 
an  das  Bandesgericht;  in  St.  Gallen  ist  das  Bechtsmittel  der  Kassation 
ausgeschlossen,  dagegen  dasjenige  des  „neuen  Rechts^  (Wiederaufnahme 
des  Verfahrens)  bezüglich  der  Folgen  der  Ehescheidung  statthaft  (cit 
Ges.  Art.  19). 

Vorgängige  Versöhnungsversuche  liegen  den  Friedensrichter- 
oder Vermittlungsämtern  ob,  welche  in  allen  Kantonen  bestehen  mit  Aus- 
nahme von  Baselstadt,  wo  der  Abtheilungspräsident  in  allen  IChesachen, 
wenn  er  es  passend  findet,  sowohl  im  Vorverfahren  als  in  jedem  Stadium 
des  Prozesses  die  Parteien  auszusöhnen  versuchen  soll  (185),  und  von 
Genf,  wo  die  Sühne  Verhandlung  in  Scheidungssachen  vor  dem  Gerichts- 
präsidenten stattfindet,  der  beim  Fehlschlagen  den  Kläger  zur  Ladung 
des  Beklagten  ermächtigt  (435 — 439:  „autorisera  le  demandeur  ä  assigner 
en  divorce").  In  Luzern  (358),  Nidwaiden  (162)  und  Schwyz  (131) 
sind  die  vorgängigen  Versöhnungsvereuche  dem  Gerichtspräsidenten,  in 
A  arg  au  (8)  dem  Gemeindeammann  übertragen.  Im  Uebrigen  ist  die 
Kompetenz  der  Friedensrichter  zu  Versöhnungsversuchen  in  Scheidungs- 
sachen theils  stillschweigend  gegeben,  theils  ausdrücklich  vorgesehen,  so 
in  Appenzell-Ausserrhoden  (40),  Baselland  (4,  32),  Obwalden  (44), 
St.  Gallen  (2,  5)  und  Zürich  (499),  welches  letztere  überdies  bestimmt, 
dass  zwischen  der  Einreichung  des  Scheidungsbegehrens  und  der  Ausgabe 
der  Weisung  an  das  Gericht  eine  dreimonatige  Wartefrist  liegen  muss, 
in  welche  zwei  Sühneversuche  fallen  müssen. 

Die  Wahrnehmung  des  Staatsinteresses  bei  den  von  Amtswegen 
zu  erhebenden  Nichtigkeitsklagen  (Bundesges.  Art.  51)  liegt  dem 
Staatsanwalt  ob.  In  Schwyz  wird  bei  Behinderung  des  Staatsanwalts 
ein  anderer  Anwalt  von  der  Justizkommission  betraut  (321).  In  Nid- 
wal den  sind  die  nichtigen  Ehen  dem  Landammann  zu  gesetzlicher  Ver- 
fügung anzuzeigen  (Vollziehungsverordnung  zum  Ehegesetz  v.  1.  Dezember 
1875  §  10).  In  Graubünden  ist  vom  Bezirksgerichte  von  Amtswegen 
(ohne  Intervention  des  Staatsanwalts  oder  eines  anderen  Organs)  za 
verfahren  und  vom  Präsidenten  eine  Voruntersuchung  einzuleiten  (Be- 
stimmungen betr.  die  Ehegerichtsbarkeit  v.  8.  Juni  1875,  3).  —  In 
Scheidungssachen  ^)  kann  das  Gericht  die  Theilnahme  des  Staats- 
anwalts  anordnen  in   Bern   (299  Ziff.   1)   und  in   Freiburg   (loi   snr 

')  Vgl.  Dr.  Ulrich  in  den  Verhandlangen  des  Schweiz.  Juristenyereins  y.  8.  u. 
9.  September  1890,  abgedruckt  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz,  fiecht,  N.  F.  Bd.  9  S.  488 ff.: 
„Uebersicht  über  die  Organisation  und  den  GeschäftskreiB  der  Staatsanwaltschaft  nach 
den  Gksetzgebangen  des  Auslandes  und  der  schweizerischen  Kantone"  S.  613  ff. 
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rorganisation  judiciaire  y.  1848  §  145 ff.),  während  in  Baselstadt  die 
Staatsanwaltschaft  znr  Theilnahme  verpflichtet,  znr  Antragstellnng  nnd 
zur  Appellation  aber  nnr  berechtigt  ist  (27).  Statt  des  Staatsanwalts 
treten  andere  Behörden  anf:  in  Baselland,  wo  bei  Scheidungsklagen 
zwischen  Eantonsbärgem  der  heimathliche  Gemeinderath  und  bei  Ehe- 
nichtigkeitsklagen auch  der  Gemeinderath  derjenigen  Gemeinde,  wo  die 
Frau  vor  der  Heirath  Bürgerrecht  hatte,  gerichtsseitig  von  der  Elage- 
erhebung  zu  benachrichtigen  und  zur  Theilnahme  am  Prozesse  berechtigt 
sind  (85);  in  Tessin  intervenirt  die  Staatsanwaltschaft  (ministero  publico; 
vgl.  Legge  organica  giudiziaria  v.  5.  Dezember  1892  Art.  53),  desgleichen 
in  Waadt  nach  seinem  Ermessen  der  Staatsanwalt  (ministöre  publique;  102). 
—  Nähere  Bestimmungen  über  die  Elägerstellung  der  Staatsorgane  in 
Nichtigkeitssachen  und  über  die  Art  der  Mitwirkung  in  anderen  Ehe- 
sachen finden  sich  nicht,  ausser  in  der  erwähnten  Bestimmung  für  Basel- 
land. 

Die  Besonderheiten  des  Eheprozesses  in  Bezug  auf  Vorbereitung, 
Instruktion,  Beweis  u.  s.  w.  bestehen  vornehmlich  in  Erweiterung  der 
Offlzialbefngnisse  des  Gerichts  und  entsprechender  Einengung  der  Partei- 
disposition. Im  Einzelnen  sind  folgende  Abweichungen  vom  ordentlichen 
Prozesse  hervorzuheben: 

Vorverfahren.  In  Appenzell-Ausserrhoden  hat  in  allen  Ehe- 
streitigkeiten, ehe  sie  an  das  Gericht  gelangen,  eine  Untersuchung  durch 
eine  vom  Bezirksgericht  aus  seiner  Mitte  zu  bestellende  Untersuchungs- 
behörde stattzufinden  (70).  Aehnlich  in  St.  Gallen,  wo  ein  ausgedehntes 
Instmktionsverfahren  vor  dem  Gerichtspräsidenten  oder  einem  von  ihm 
beauftragten  Eichter  stattfindet  (Ges.  v.  23.  November  1878  Art  7 — 9). 
In  Glarus  nimmt  nach  Eingang  des  Leitscheins  der  Präsident  unter 
Zuziehung  des  Gerichtsschreibers  mit  den  Parteien,  soweit  dies  nach 
ihren  persönlichen  Verhältnissen  möglich  ist,  einzeln,  ohne  Beisein  von 
Anwälten  oder  Dritten,  ein  genaues  schriftliches  Verhör  vor  (275).  In 
Graubünden  wird  nur  wegen  gesetzlich  ungültiger  Ehen  durch  den 
Präsidenten  eine  Voruntersuchung  geführt  (Bestimmungen  3).  In  Zug 
werden  bei  Klagen  auf  Scheidung  oder  Nichtigerklärung  einer  Ehe  die 
Bestimmungen  für  Vormundschaftsstreitigkeiten  (C.P.O.  136 — 142)  analog 
angewendet,  d.  h.  ein  vom  Präsidenten  bestimmter  Referent  führt,  ohne 
Zulassung  von  Anwälten,  eine  Voruntersuchung;  gegen  dessen  Verfügungen 
findet  Beschwerde  an  das  Gericht  und  gegen  den  Gerichtsbescheid 
Appellation,  jedoch  nur  in  Verbindung  mit  der  Hauptsache,  statt  (VoU- 
ziehungsbescUuss  v.  29.  November  1875  §  3).  In  Bern  werden  Ehe- 
streitigkeiten nach  dem  Verfahren  vor  dem  Amtsrichter  (rein  mündlich, 
ohne  Vorbereitungsverfahren)  behandelt;  doch  soll  das  wesentliche  that- 
sächliche  Vorbringen  der  Parteien  in  Gegenwart  des  Gerichts  und  unter 
Leitung  des  Präsidenten  protokollirt  werden.  Ehescheidungssachen  aber 
können  durch  das  Gericht  von  Amtswegen  oder  nach  Uebereinkunft  der 
Parteien  in  das  ordentliche  Verfahren  vei'wiesen  werden  (296,  297). 

Beweiserhebungen  von  Amtswegen   sind  vielfach  zugelassen^ 

Leske  n.  Loewenfeld,  Bechtsverfolgung.    Ergänzungsband.  1^ 
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meist  aber  in  beschrfinkter  Weise.  In  Basel  Stadt  kann  das  Gericht 
Erknndigmigen  amtlich  einziehen  nnd  Fragen  an  die  Parteien  und  die 
prodnzirten  Zeugen  richten  (188).  In  Baselland  kann  der  Biditer  Er- 
kimdignngen  einziehen,  wenn  er  von  der  Kichtigkeit  der  Zugeständnisse 
nicht  überzeugt  ist  (73).  Bern  bestimmt,  dass  das  Gericht  die  That- 
sachen,  welche  die  Scheidung  begründen  sollen,  von  Amtswegen  zu  prOfen 
hat  (399  Ziff.  2).^)  In  Glarus  kann  das  Gericht  die  Parteien  persönlich 
vernehmen,  die  produzirten  Zengen  yerhören  oder  von  Amtswegen  nach 
vertagter  Verhandlung  Urkundignng  einziehen  (279).  Aehnlich  in 
Luzern,  namentlich  ffir  den  Fall  der  einverst&ndlichen  Scheidung  (360); 
desgleichen  in  Nidwaiden  (164).  In  Schaffhausen  kann  das  Gericht 
eine  nähere  Untersuchung  beschliessen,  welche  sich  jedoch  auf  die  von 
den  Parteien  vorgebrachten  Thatsachen  zu  beschränken  hat  (367).  In 
Schwyz  gilt  Gleiches,  wie  in  Luzern  und  Nidwaiden  (314).  St  Gallen 
bestimmt,  dass  das  Gericht  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  einer  Partei 
auf  Ergänzung  des  durch  die  Instruktion  und  die  Parteien  beigebrachten 
Beweismaterials  erkennen  kann.  Die  vorgeschlagenen  Zeugen  sind,  so- 
fern sie  auf  die  Entscheidung  von  Mnfluss  sein  könn^i,  auf  die  gestellten 
Ansinnen  zu  vernehmen.  Elntsprechend  kann  in  zweiter  Instanz,  ohne 
Zurückverweisung  des  Prozesses  in  die  erste  Instanz,  auf  Elrgänzung  des 
Beweismaterials  erkannt  werden  (Ges.  betr.  das  Verf.  in  Ehestreits.  12, 
13e,  18).  In  T  essin  kann  das  Gericht  immer  von  Amts  wegen  Beweise 
aufnehmen  und  Erkundigungen  einziehen  (510).  In  Zürich  soll  sich  der 
Richter  von  Amtswegen  über  die  näheren  Verhältnisse  erkundigen  (508). 

Beweiswürdigung.  Vielfach  ist  bestimmt,  dass  das  Gericht  an 
Zugeständnisse  und  unterlassene  Bestreitungen  nicht  gebunden  ist.  So: 
Glarus  (279),  Luzern  (360  Ziff.  1),  Nidwaiden  (164)  und  Schwyz 
(314);  ähnlich:  Baselstadt  (188),  Baselland  (73)  und  Schaffhausen 
(367).  In  Bern  haben  Geständnisse,  Verzichte  und  Anerkennungen  in 
Bezug  auf  Thatsachen,  welche  die  Scheidung  begründen  sollen,  keine 
entscheidende  Bedeutung  (299  Ziff.  3).  St.  Gallen  bestimmt,  dass  das 
Gericht  weder  an  Zugeständnisse  noch  an  die  Beweisregeln  des  Civil- 
^ozesses  gebunden  ist  (Ges.  betr.  das  Verf.  in  Ehestreits.  IS  Ziff.  5)  und 
Zürich  verfügt,  dass  das  Gericht  bei  Behandlung  von  Scheidungsklagen 
und  Scheidungsbegehren  nicht  an  die  Eröffnungen  und  Zugeständnisse 
der  Parteien  gebunden  ist  (608). 

Der  Eid  ist  in  den  Kantonen,  die  ihn  nicht  überhaupt  aus  der 
Prozessordnung  beseitigt  haben,  regelmässig  ausgeschlossen,  und  zwar 
in  Luzern  (360)  und  Schwyz  (316)  als  Schiedseid,  in  Bern  (299  Ziff.  2) 
auch  als  auferlegter  Eid  über  solche  Thatsachen,  welche  die  Scheidung 
begründen  sollen,  in  Glarus  (280),  Nidwaiden  (164)  und  St.  Gallen 
(cit.  G^.  12  Ziff.  4)  aber  schlechthin,  also  auch  soweit  es  sich  um  Auf- 

^)  Deshalb  bedarf  es  keiner  vorherigen  Ankündigung  neuentdeckter  Beweismittel. 
Doch  gestattet  diese  Ausnahme  von  der  Verhandlungsmaxime  nicht  die  Vernehmung 
eines  Zeugen  über  eine  Thatsache,  zu  welcher  er  als  Beweismittel  gar  nicht  angerufen 
worden  ist.    Monatsschr.  für  bernische  Rechtsprechung  Bd.  7  S.  166. 
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rechterhaltimg  der  Ehe  handelt;  hinsichtlich  der  vermögensrechtlichen 
Fragen  aber  ist  der  Eid  in  St  Gallen  zugelassen. 

Das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht  ist  der 
Hegel  nach  erforderlich  in  Appenzell -Ansserrhoden  (64  ZifE.  2), 
Glarus  (278),  Graubünden  (Ges.  betr.  die  Ehegerichtsbarkeit,  Ver- 
fahren §  3),  Schaffhausen  (367),  St  Gallen  (cit  Ges.  10)  und  Zürich 
(508).  Ueber  Ausnahmen  entscheidet  in  Graubünden  der  Präsident;  in 
St  Gallen  befreit  vom  persönlichen  Erscheinen  Krankheit,  längere  Ab- 
wesenheit und  Bewilligung  des  Präsidenten.  —  Für  den  Fall  der  Kon- 
tumaz sind  folgende  Abweichungen  vom  ordentlichen  Prozesse  vorgesehen: 
In  Baselland  soll  bei  Scheidungsklagen  zwischen  der  ersten  und  zweiten 
öffentlichen  Vorladung  ein  Zeitraum  von  50  Tagen  liegen  und  es  soll  die 
Tagfahrt  erst  auf  50  Tage  nach  der  zweiten  Vorladung  anberaumt  werden 
(61).  In  St  Gallen  wird,  wenn  eine  peremtorisch  vorgeladene  Partei 
ausbleibt,  der  anwesende  Theil  zum  einseitigen  Vortrage  zugelassen,  und 
der  Richter  entscheidet  nach  Prüfung  des  Beweismaterisds  ohne  Ansetzung 
von  Fristen  zur  Reinigung  von  der  Kontumaz  (cit  Ges.  14).  In  Bern 
würdigt  das  Gericht  die  Folgen  der  Säumniss  nach  freiem  Ermessen 
(299  ZiS.  3).  Luzern  lässt  ein  Versäunmissverfahren  nur  zu,  wenn  die 
imgehorsame  Partei,  weil  unbekannt  abwesend,  öffentlich  vorgeladen 
wurde,  oder  wenn  sie  zum  Erscheinen  nicht  gezwungen  werden  kann;  in 
anderen  Fällen  kann  das  pei*sönliche  Erscheinen  der  ungehorsam  aus- 
gebliebenen Partei  durch  polizeiliche  Vorführung  erzwungen  werden  (359). 
Eboiso  Nidwaiden  (163)  und  Schwyz  (313);  ähnlich  Appenzell- 
Innerrhoden  (359)  und  Glarus  (278). 

Eine  Aussetzung  des  Verfahrens  normirt  nur  Schwyz:  Das 
Gericht  kaui  den  Scheidungsprozess,  sofern  nicht  wegen  Ehebruchs  ge- 
klagt ist,  einmal  für  höchstens  sechs  Monate  aussetzen  und  die  Ver- 
söhnung anbahnen,  wenn  es  eine  solche  für  wahrscheinlich  hält;  kommt 
die  Versöhnung  nicht  zu  Stande,  so  ist  der  Prozess  vom  Gerichte  wieder 
aufzunehmen  und  der  Entscheidung  zuzuführen  (315).  Nach  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  (oben  S.  214  u.  220,  221)  ist  die  Klage  innerhalb  sechs 
Monaten  nach  Ablauf  der  zwei  Jahre  einzubringen;  sonst  ist  die  Klage 
erloschen.    Der  Sühneversuch  hat  auch  hier  stattzufinden  (320). 

Verbindung  mit  anderen  Ansprüchen.  Nach  Art.  49  des 
Bmidesges.  entscheidet  das  Gericht  zugleich  mit  der  Scheidungsklage 
von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  auch  über  die  persönlichen  Rechte  der 
Gatten,  ihre  Vermögensverhältnisse,  die  Erziehung  und  den  Unterricht 
der  Kinder  und  über  die  dem  schuldigen  Theile  aufzuerlegenden  Ent- 
schädigungen (oben  S.  214  Z.  4  und  bezüglich  der  Nichtigkeitsklage  S.  212 
Z.  8);  durch  Abs.  3  des  Art.  49  sind  die  Kantone,  welche  hierüber  keine 
Bestimmungen  haben,  angehalten,  solche  zu  erlassen.  Nicht  alle  sind  dem 
nachgekommen.  Zu  erwähnen  sind  die  Bestimmungen  von  Schaffhausen 
(370)  und  Zürich  (509),  welche  den  Vermögensstreit  der  Eheleute  schlechthin 
aif  den  besonderen  Prozess  verweisen;  femer  St.  Gallen  (cit.  Ges.  11), 
welches  das  Gericht  zu  solcher  Verweisung  ermächtigt;  endlich  Basel- 
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Stadt  (196),  welches  bestimmt,  dass,  wenn  das  Gericht  in  Ehescheidungs- 
sachen  die  vorlänfige  oder  definitive  Theilnng  des  Vermögens  ausspricht 
und  die  Parteien  sich  nicht  darüber  verständigen,  die  Inventur  und 
Theilnng  vom  Gerichte  der  Gerichtsschreiberei  übertragen  werden  kann. 
Diese  Bestimmungen  werden  vielfach  als  dem  Art.  49  des  Bundesges. 
widerstreitend  angesehen.  Ganz  dem  Bundesges.  entsprechend  bestimmt 
dagegen  Schwyz  (318),  dass  die  Parteien  die  vermögensrechtlichen 
Fragen,  Eindererziehung  und  Entschädigung  im  gleichen  Verfahren  an- 
hängig zu  machen  haben;  unterlassen  sie  dies,  so  entscheidet  das  Geridit 
hierüber  von  Amtswegen  und  verschafft  sich  die  nöthigen  Au&chlüsse 
durch  seinen  Präsidenten  oder  einen  dafür  bezeichneten  Richter. 

Einstweilige  YerfSgungen  in  Bezug  auf  das  Getrenntleben  der 
Gatten,  den  Unterhalt  der  Frau  und  der  Kinder.  Auch  in  dieser  Hin- 
sicht haben  nur  einzelne  Kantone  besondere  Bestimmungen  zur  Ausführung 
des  oben  (S.  223)  erwähnten  Art.  44  des  Bundesges.  erlassen.  Es  lassen 
sich  zwei  Gruppen  unterscheiden: 

a)  Kantone,  in  denen  die  Verfügung  dem  Präsidenten  zusteht: 

Appenzell-Ausserrhoden  56:  „Die  Bewilligung  zum  Separatleben 
während  der  Dauer  des  Ehescheidungsprozesses,  sowie  die  Verfügungen 
über  den  Unterhalt  der  Ehefrau  und  der  Kinder  während  desselben 
gehen  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  des  betreffenden  Bezirkes  aus." 

Baselstadt:  Gesetz  betreffend  Wahl  und  Organisation  der  Gerichte 
vom  27.  Juni  1895.  §  28:  „Folgende  Ehesachen  fallen  in  die  Kompetenz 
des  der  Kammer  für  Ehe-  und  Waisensachen  vorstehenden  Civilgerichts- 
präsidenten: 

Ziff.  2.  Die  auf  Grund  der  Vorschrift  des  Art.  44  des  Bundesgesetzes 
betreffend  Civilstand  und  Ehe  vom  24.  Dezember  1874  zu  treffenden  Ver- 
fügungen. Diese  Verfügungen  sind  sofort  vollstreckbar,  unterliegen  aber 
der  Genehmigung  der  Kammer  für  Ehe-  und  Waisensachen  in  deren 
nächster  Sitzung. 

Ziff.  4.  Klagen  auf  Gestattung  von  vorübergehendem  Getrenntbleiben 
der  Ehegatten.  Das  Urtheil  des  Einzelrichters  ist  sofort  vollstreckbar, 
unterliegt  jedoch  der  Genehmigung  der  Kammer  für  Ehe-  und  Waisen- 
sachen in  deren  nächster  Sitzung." 

Genf  446:  Der  Gerichtspräsident  kann  für  die  Dauer  des  Prozesses 
Verfügungen  treffen,  um  die  Rechte  der  Frau  zu  schützen  (aux  Ans  de 
sauvegarder  les  droits  de  la  fenmie.). 

Glarus  277:  „Der  Gerichtspräsident  kann  der  Fi-au  gestatten,  schon 
bei  der  Einleitung  oder  während  des  Prozesses  die  W^ohnung  des  Mannes 
zu  verlassen,  oder  dem  Manne,  der  Frau  die  Aufnahme  in  seine  Wohnung 
zu  verweigern  und  bei  faktischen  oder  gestatteten  Trennungen  der  Ehe- 
gatten vorläufige  Verfügungen  über  die  Versorgung  der  Kinder,  deren 
und  der  Ehegatten  Alimentation,  Aushingabe  von  Mobiliar,  Kleidungs- 
stücken u.  dergl.  erlassen. 

Für  den  Vollzug  solcher  Verfügungen  kann  der  Gerichtspräsident 
die  Polizeiorgane  in  Anspruch  nehmen". 
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Neuenbürg:  Gemäss  der  Bestimmung  des  Art.  173  des  Code  civil 
vom  27.  Januar  1855  kann  das  Gericht  zum  Yortheile  der  Kinder  auf 
Antrag  der  Mutter  oder  des  Vaters  über  vorläufige  Versorgung  der 
Kinder  verfügen.  Nach  Art  174  desselben  Gesetzes  kann  für  die  Dauer 
des  Pi'ozesses  das  Gericht  ein  Haus  bezeichnen,  in  welchem  zu  bleiben 
die  Frau  angehalten  wird,  und  es  kann  nöthigenfalls  den  Unterhalt  be- 
stimmen, den  der  Mann  zu  zahlen  hat.  Aus  Art.  108  und  111  litt,  d 
des  Civilprozessgesetzes  ergiebt  sich,  dass  der  Erlass  dieser  Verfügungen 
in  die  Kompetenz  des  Gerichtspräsidenten  gehört. 

Thurgau  Privatrechtliches  Gesetzbuch  §  106:  „Der  Bezirksgerichts- 
präsident kann  der  Frau  gestatten,  schon  bei  der  Einleitung  oder  während 
des  Prozesses  die  Wohnung  des  Mannes  zu  verlassen,  oder  dem  Manne, 
der  Frau  die  Aufnahme  in  seine  Wohnung  zu  verweigern. 

In  diesen  Fällen  bestimmt  das  Gericht  nöthigenfalls,  was  der  Ehe- 
mann der  Frau  inzwischen  für  ihren  Unterhalt  auszusetzen  habe.^ 

b)  Kantone,  in  denen  das  erstinstanzliche  Gericht  verfügt: 

Bern  298:  „Ueber  Anträge  nach  Art.  44  des  Bnndesgesetzes  be- 
treffend den  Cüvüstand  und  die  Ehe  v.  24.  Dezember  1874,  sowie  auf 
Festsetzung  der  durch  den  Ehemann  zu  leistenden  Prozesskosten  Vorschüsse, 
findet  eine  summarische  Verhandlung  vor  dem  in  der  Hauptsache  zu- 
ständigen Amtsgerichte  statt.  Der  Entscheid  ist  keiner  Weiterziehung 
unterworfen." 

Graubünden:  Bestimmungen  betreffend  die  Ehegerichtsbarkeit  v. 
8.  Juni  1875,  Ehegericht  §  4:  „Bis  zum  Austrag  einer  anhängigen  Ehe- 
scheidungssache haben  die  Bezirksgerichte  oder  deren  Ausschüsse  bezüglich 
der  persönlichen  und  ökonomischen  Verhältnisse  der  Ehegatten  das  An- 
gemessene provisorisch  vorzukehren.'* 

Luzern:  Die  Verhandlungsprotokolle  des  Obergerichts  und  der 
Justizkommission  vom  Juni  1871  bis  1889  sagen  in  No.  362,  430,  dass 
der  „Richter"  des  Art.  44  des  Bundesgesetzes  betreffend  Civilstand  und 
Ehe  das  Bezirksgericht  sei. 

St  Gallen  287:  „Auf  Grund  geleisteten  Ausweises,  dass  der  Ver- 
mittlungsvorstand betreffend  Ehescheidung  bereits  anbegehrt  sei,  verfügt 
der  Bezirksgerichtspräsident  auf  gestelltes  Begehren,  dass  die  Ehegatten 
einstweilen  getrennt  zu  leben  haben. 

In  diesem  Falle  trifft  er  nach  Anhörung  beider  Parteien  für  die 
Dauer  des  Prozesses  die  nötigen  Verfügungen  über  die  Zuteilung  der 
Kinder,  die  Alimentationspflicht  gegenüber  dem  bedürftigen  Ehegatten  und 
den  Kindern,  sowie  bezüglich  der  Zuscheidung  von  Kleidern,  Schmuck- 
sachen und  Hausgeräthen." 

288:  „Gegen  die  gemäss  Art.  287  getroffenen  Verfügungen  kann  die 
in  ihren  Rechten  verletzte  Partei  bei  Behandlung  der  Ehescheidungsklage 
den  Entscheid  des  Gerichts  anrufen;  dagegen  ist  eine  selbständige  Prozess- 
oder Beschwerdeführung  gegen  solche  Verfügungen  nicht  statthaft." 

Schwyz  317:  „Die  dem  Prozess  vorgehenden,  einstweiligen  Ver- 
fugungen bei  faktischen  oder  vom  Präsidenten  gestatteten  Trennungen, 
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beschlagen  dieselben  Vermögensyerhältnisse  oder  Alimentationen  der  Ehe- 
;gatten  und  deren  Kinder,  oder  Ueberlassong  der  Kinder  zur  einstweil^en 
Pflege  und  Besorgung,  erlässt  der  Gerichtspräsident,  welchem  der  Ehe- 
mann unterworfen  ist.  Diese  Verffignngen  können  innerhalb  zehn  Tagen 
nach  Kenntnissgabe  an  die  Justizkommission  gezogen  werden,  bleiben 
jedoch  bis  zum  Bescheide  derselben  in  Rechtskraft." 

Die  Oeff entlichkeit  der  Parteiverhandlungen  ist  ausgeschlossen  in 
Graubünden  (Best.  betr.  die  Ehegerichtsbarkeit,  Verfahren  2)  und  in 
St.  Gallen  (Ges.  betr.  d.  Verl  in  Ehestreits.  10). 

H.  Schweizerisches  Eherecht  im  Auslände 

(vor  diplomatischen  und  konsularischen  Vertretern). 

Der  Bundesrath  kann  die  diplomatischen  und  konsularischen  Ver- 
treter der  Eidgenossenschaft  im  Ausland  ermächtigen,  Ehen  zwischen 
Schweizern  unter  sich,  sowie  Ehen  zwischen  Schweizern  und  Ausländem 
abzuschliessen  (Art.  19).  Von  dieser  Ermächtigung  ist  bisher  nur  für 
die  Konsulate  in  Japan,  Manilla  und  Buenos- Ayres  Gebrauch  gemacht 
worden,  denen  diesbezüglich  vom  Bundesrath  eine  besondere  Instruktion 
ertheüt  ist  (Handb.  S.  209  Ziff.  53).  i) 

Im  Uebrigen  ist  eine  grosse  Anzahl  deutscher  Konsulate  zur 
Vornahme  von  Eheschliessungen  schweizerischer  Staatsangehöriger  er- 
mächtigt.*) Eine  demgemäss  vor  dem  deutschen  Konsul  nach  den  Vor- 
schriften der  deutschen  Gesetze  (siehe  unter  ^Deutsches  Reich^,  Abschn.  H 
S.  37  f.)  abgeschlossene  Ehe  wird  selbstverständlich  in  der  Schweiz  an- 
erkannt (Handb.  S.  274  Ziff.  114  b). 

§9. 

J.  Internationales  und  interkantonales 

Privatrecht. 

Das  Bundesgesetz  über  Civilstand  und  Ehe  enthält  diesbezüglich 
folgende  Bestimmungen: 

Art.  25  Abs.  3:  „Die  in  einem  Kanton  oder  im  Auslande  nach 
der  dort  geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  als  Ehe  anerkannt  werden."  —  Dieser,  schon  durch 
Art.  54  der  Verfassung  aufgestellte  Grundsatz  ist  selbst  dann  zu  be- 
achten, wenn  er  zur  Umgehung  das  Gesetzes  benutzt  wird.") 

')  Zu  beziehen  von  der  Bundeskanzlei  in  Bern. 

*)  Verzeichniss  der  beireffenden  Konsulate  im  B.Bl.  v.  1879  Bd.  2  S.  658. 

')  Wenn  z.  B.  der  Wohnsitz  vorübergehend  ins  Ausland  verlegt  wurde,  um  die 
dort  zugelassene  Ehe  zwischen  Onkel  nnd  Nichte  zu  ermöglichen  (Handb.  S.  272  Ziff.  111; 
weitere  Fälle  aus  der  Praxis  das.  Ziff.  114).  Hiergegen  wendet  sich  Muheim  S.  189 ff. 
Mit  der  Ausfuhrung,  dass  die  Bestimmungen  in  Art.  27  und  28,  also  auch  hinsichtlich 
der  Verwandtschaftsgrade,  für  Schweizer   schlechthin,  auch  im  Auslände  verbindlich 
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Art.  54 :  „Eine  im  Aasland  unter  der  dort  geltenden  Gesetzgebung 
abgeschlossene  Ehe  unrd  nur  dann  als  ungültig  erkl&rt,  wenn  die  dar 
geg^i  *  ^hobene  Nichtigkeitsklage  sowohl  nach  der  Gesetzgebung,  unter 
welcher  die  Ehe  abgeschlossen  wurde,  als  nach  dem  gegenwärtigen  Ge- 
setze begrflndet  isf  —  Das  bezieht  sich  aber  nur  auf  eine  wirklich  im 
Aaslande,  nicht  auf  eine  vor  dem  diplomatischen  Vertreter  eines  aus- 
Ifindischen  Staates  in  der  Schweiz  geschlossene  Ehe.  Eüne  solche  wird, 
da  im  Gebiete  der  Schweiz  nur  die  Civilstandsbeamten  zu  Eke- 
sddiessongen  zustandig  sind,  selbst  dann  nicht  anerkannt,  wenn  bdde 
Eheleute  Ausländer  waren  (Handb.  S.  321  Ziff.  203;  vgl.  Roguin  S.  68).^) 
Ueber  Eheschliessung  vor  einem  diplomatischen  oder  konsularischen  Ver- 
treter im  Auslande  siehe  den  vorigen  Abschnitt. 

Hinsichtlich  der  Eheschliessangen  von  Auslftndem  in  der  Schweiz 
gilt  in  der  Praxis  der  Grundsatz  der  Vollständigkeit  und  Ausschliesslich- 
keit des  Bundesgesetzes  (Entsch.  d.  Bundesger.  6  S.  282;  y.  Salis  S.  43), 
80  dass  dessen  Bestimmungen  bei  jeder  Eheschliessung  in  der  Schweiz 
anzuwenden  sind.  Ausserdem  aber  kommen  die  (oben  unter  S.  197  lit  e 
besprochenen)  Bestimmungen  in  Art.  31  Abs.  4  und  Art.  37  Abs.  4  in  Be- 
tradit,  wonach,  wenn  der  Bräutigam  ein  Ausländer  ist.  Verkündung  und 
Traaung  nur  erfolgen  dürfen  auf  Vorlage  einer  Ek*klärung  der  aus- 
wärtigen Behörde,  worin  die  Anerkennung  der  Ehe  mit  allen  ihr^i 
Folgen  ausgesprochen  ist  Insoweit  ist  also  auch  das  heünathliche  Becht 
des  Bräutigams  zu  berücksichtigen.')  Ist  aber  gleichwohl  die  Ehe- 
Schliessung  unter  Verletzung  dieses  ausländischen  oder  des  schweizerischen 
Rechtes  erfolgt,  so  kommt  folgende  Bestimmung  in  Betracht: 

Art.  56:  „In  Bezug  auf  Ehen  zwischen  Ausländem  darf  eine 
Sdieidungs-  oder  Nichtigkeitsklage  von  den  Gerichten  nur  angenommen 
werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Staat,  dem  die  Eheleute  an- 
gehören,  das  zu   erlassende   Urtheil   anerkennt  ^  —  Eine  bestimmte 

■eien,  wahrend  Bog a in  S.  65 ff.  (vgl.  auch  die  Note  8.  126)  jene  Praxis  de  lege  lata 
billigt  nnd  nur  das  Gesetz  tadelt.  —  Andere  Gesetasgebungen  sehen  eine  Üeehts- 
norm  Yon  der  Art,  wie  sie  Muhe  im  anf stellt,  ausdrücklich  yor;  vgl.  z.  B.  Art.  18 
des  Einf.Ges.  z.  deutschen  B.G.B.,  Art.  8,  170  des  code  civil  und  §§  108 — 110  des  ungar. 
Iiheges.  an  entsprechender  Stelle  unter  ,^eutsches  Reich*',  „Frankreich^  nnd  „Ungarn*'. 
Dass  im  schweizerischen  Gesetz  entsprechende  Bestimmungen  fehlen  und  die  vorbehalt- 
lose Fassung  des  Art.  25  Abs.  2  sprechen  für  die  Meinung  von  Roguin.  Siehe  auch 
V.  Bar,  Theorie  u.  s.  w.  I  S.  850, 470. 

^)  Eine  Ausnahme  von  dem  Grundsätze  des  Art.  54  macht  die  Form  der  Ehe- 
schliessung, die  sich  immer  nach  dem  Rechte  des  Eheschliessungsortes  bestimmt;  eine 
im  Auslände  unter  Verletzung  der  dort  gebotenen  Form  geschlossene  Ehe  ist  daher 
selbst  dann  für  nichtig  zu  erklären,  wenn  die  Formen  des  schweizerischen  Gesetzes 
beobachtet  wurden. 

*)  Nur  des  „Bräutigams"  nach  der  Fassung  des  Art.  81  Abs.  4  und  Art.  87  Abs.  4. 
So:  Roguin  S.  58  und  Note  S.  126  gegen  Muheim  S.  184ff.,  der  auch  das  heimath- 
liche  Recht  der  Braut  berücksichtigt  wissen  will. 

')  Soweit  es  sich  um  die  Nichtigkeitsklage  handelt,  macht  es  nach  der  Fassung 
des  Art.  56  keinen  Unterschied,  ob  es  sich  um  eine  von  Privaten  oder  um  eine  von 
Amtswegen  zu  erhebende  Klage  handelt.  So  v.  Salis  S.  91  Anm.  7,  wogegen  Muheim 
8. 197  die  Bestimmung  nicht  für  anwendbar  halt,  wenn  die  Klage  von  Amtawegen  zu 
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Form  des  Nachweises  wird  nicht  gef  ordei%  sondern  es  genügt^  wenn  aus 
der  Gesetzgebung  oder  der  Gerichtspraxis  des  ausländischen  Staates  dar- 
gethan  wird,  dass  die  von  dem  schweizerischen  Gericht  ausgesprochene 
Scheidung  oder  Nichtigerklärung  der  Ehe  anerkannt  wird  bezw.  aner- 
kannt werden  muss  (Entsck  d.  Bundesger.  5  S.  864,  15  S.  122,  16  S.  291, 
293;  y.  Salis  S.  26,  Roguin  S.  80  ff.)')  Es  handelt  sich  übrigens 
in  Art  56  um  eine  von  Amtswegen  zu  prüfende  Prozessvoraussetzung, 
Aber  welche  eine  Einigung  der  Parteien  für  das  Gericht  nicht  verbindlich 
ist  (y.  Salis  S.  8).  Unabhängig  dayon  ist  die  nach  Art.  43  zu  prüfende 
Frage  der  Gerichtszuständigkeit  (oben  unter  G  I  S.  221). 

Welches  Recht  der  schweizerische  Richter  anzuwenden  habe,  er- 
giebt  sich  für  die  Nichtigkeitsklage  aus  obigen  Bestimmungen.  In  Ehe- 
scheidungssachen geht  die  übereinstimmende  Praxis  dahin,  dass  immer 
nur  das  eidgenössische  Recht  anzuwenden  sei  (Entsch.  d.  Bundesger.  4 
S.  669,  5  S.  264,  8  S.  825,  12  S.  435).*)  Dauernde  Scheidung  yon  Tisch 
und  Bett  kann  danach,  auch  wenn  sie  nach  dem  heimathlichen  Rechte 
der  Parteien  zulässig  wäre,  yon  einem  schweizerischen  Gerichte  nicht  er- 
kannt werden  (oben  unter  F;  Roguin  S.  105). 

Die  Anerkennung  eines  ausländischen  Urtheils  auf  Scheidung 
oder  Nichtigerklärung  einer  Ehe  yon  Schweizern  hängt  dayon  ab,  ob 
nach  dem  schweizerischen  Rechte  das  erkennende  Gericht  zuständig  war. 
ffierüber:  oben  unter  G  I  S.  221,  222. 

Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Ehe  wai*en  früher  die  inter- 
kantonalen und  internationalen  Normen  der  £antonsrechte  mass- 
gebend, welche  yerschiedenen  Grundsätzen  folgten.^  Durch  das  am 
1.  Juli  1892  in  Kraft  getretene  Bundesgesetz  über  die  ciyilrechtlichen 
Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  y.  25.  Juni  1891,^) 


erheben  ist.  —  Art.  56  setzt  übrigens  voraus,  dass  beide  Eheleute  Ausländer  sind,  und 
es  genügt  auch  nicht,  dass  sie  zwar  nicht  der  Schweiz,  aber  auch  keinem  anderen 
Staate  angehören  (Entsch.  d.  Bundesger.  in  Zeitschr.  f.  schw.  B.  32,  Beil.  S.  91,  Böhmes 
Zeitschr.  1  S.  712;  Muheim  S.  197,  v.  Salis  S.  19,  26,  Roguin  S.  75,  76).  —  Vgl. 
übrigens  die  entsprechende  Bestimmung  des  ungarischen  Ehegesetzes  §  116  unter 
,,üngam''  S.  107;  auch  §  606  Abs.  4  der  deutschen  G.P.O.  unter  „Deutsches  Reich'*  S.  85. 
Letztere  Norm  ist  aber  insofern  von  anderer  Bedeutung,  als  sie  nur  voraussetzt,  dass 
das  inländische  Gericht  auch  nach  dem  ausländischen  Rechte  zuständig  sei. 

')  Trotz  dieser  einschränkenden  Auslegung  ist  der  praktbche  Erfolg  des  Art.  56 
der,  dass  es  für  ausländische  Ehegatten  fast  unmöglich  ist,  in  der  Schweiz  einen 
Scheidnngsprozess  mit  Erfolg  durchzuführen.  Vgl.  v.  Salis  S.  8ff.  und  die  zahlreichen 
Beispiele  aus  der  Praxis  S.  26ff.;  Picot  S.  2ff.;  Roguin  S.  82ff.  —  Siehe  auch  v.  Bar, 
Theorie  u.  s.  w.  1  S.  496  und  speziell  hinsichtlich  deutscher  Staatsangehöriger  den  Bericht 
des  Kammergerichts  v.  20.  Oktober  1891  in  Böhm's  Zeitschr.  3  S.  530  ff.  und  Entsch.  des 
Bundesger.  in  Böhm's  Zeitschr.  1  S.  93  und  246,  auch  S.641. 

*)  Zustimmend:  Roguin  S.  77 ff.,  während  Muheim  S.  198ff.  und  v.  Salis  S.  47ff . 
der  Anwendung  des  Heimathsrechtes  das  Wort  reden. 

»)  Huber  I  S.SOff.,  Muheim  S.203ff.,  Roguin  S.  217 ff.,  232ff.,  468ff. 

*)  Text  des  Gesetzes  in  Böhm's  Zeitschr.  2  S.  198 ff.  Erläuterungen:  Schlatter 
das.  S.  452ff.;  v.  Salis  in  der  Zeitschr.  f.  schw.  R.  83  S.  342ff.  und  Wolf  das.  85  S.  Iff. 
und  819  ff.  Letzterer  erörtert  besonders  die  entsprechende  Anwendung  der  einzelnen 
Gesetzesbestimmungen  auf  Ausländer  in  der  Schweiz. 


Schweiz.  233 

ist  hierin  im  Wesentlichen  einheitliches  Becht  geschaffen:  Die  persönliche 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  wird  für  die  Dauer  der  Ehe  durch 
das  fiecht  des  Wohnsitzes  bestimmt  (Art.  7),  wobei  der  Wohnsitz  des 
Mannes  entscheidet  (Art.  4).  Die  elterliche  Gewalt  bestimmt  sich 
gleichfalls  nach  dem  Wohnsitze,  die  Unterstützungspflicht  zwischen  Ver- 
wandten aber  nach  dem  Heimathrechte  des  Verpflichteten  (Art.  9).  Die 
Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten  gegen  einander  werden  stets 
nach  dem  ersten  ehelichen  Wohnsitze,  gegenüber  Dritten  aber  nach  dem 
jeweiligen  ehelichen  Wohnsitze  bestimmt  (Art.  19)  ;0  die  Eheleute  können 
jedoch  im  Falle  eines  Wohnsitzwechsels  auch  unter  sich  das  Recht  des 
neuen  Wohnsitzes  einführen  durch  gemeinschaftliche,  behördlich  zu  ge- 
nehmigende Erklärung  bei  der  zuständigen  Amtsstelle  (Art.  20).^  Haben 
schweizerische  Ehegatten  ihren  ersten  Wohnsitz  im  Auslande,  so  be- 
stimmen sich  ihre  güterrechtlichen  Verhältnisse  nach  dem  Rechte  des 
Heimathkantons,  soweit  für  dieselben  nicht  das  ausländische  Recht  mass- 
gebend ist;  das  für  schweizerische  Ehegatten  in  der  Schweiz  begründete 
Güterrecht  wird  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  ins  Ausland,  sofern 
nicht  das  ausländische  Recht  entgegensteht,  nicht  geändert,  und  ebenso 
wird  bei  der  Rückkehr  in  die  Schweiz  das  Rechtsverhältniss  so  fortge- 
setzt, wie  es  im  Auslande  galt  (Art.  31).  Die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  finden  auf  Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  ihren 
Wohnsitz  haben,  entsprechende  Anwendung  (Art.  32).  Schliess- 
lich enthält  Art.  34  einen  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  Staatsyerträge  und 
der  Bestimmungen  in  §  10  Abs.  2  und  3  des  Bundesges.  y.  22.  Juli  1881, 
wonach  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ausländer  sich 
nach  dem  Rechte  des  Staates,  dem  sie  angehören,  richtet;  wenn  aber  ein 
hiemach  nicht  handlungsfähiger  Ausländer  in  der  Schweiz  Verbindlich- 
keiten eingeht,  so  wird  er  yerpflichtet,  insofern  er  nach  schweizerischem 
Rechte  handlungsfähig  wäre.^ 

Nach  diesen  letzteren  Bestimmungen  werden  unter  Umständen  An- 
sprüche wegen  Verlöbnissbruchs  zu  beurtheilen  sein.*) 

^)  ^6r^-  luerzu  Urth.  des  Oberger.  Zürich,  Böhm's  Zeitschr.  4  S.  596,  Zeitsohr.  f. 
sehw.  R.  Bd.  35,  Beil.  S.  154. 

*)  TabeUarische  üebersicht  der  in  den  einzelnen  Kantonen  zuständigen  Behörden 
siehe  in  der  Beilage  zu  No.  35  des  B.B1.  v.  1892. 

")  Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  Ehefrauen,  insofern  es  sich 
nicht  blos  um  die  durch  das  eheliche  Güterrecht  bedingte  Beschränkung  derVerfügungs- 
befngniss  über  ihr  Vermögen,  sondern  um  die  Frage  handelt,  inwieweit  die  Ehefrau 
als  solche  überhaupt  im  Stande  ist,  sich  durch  Rechtsgeschäfte  zu  verpflichten.  Entseh. 
d.  Bundesger.  v.  6.  April  1894,  Zeitschr.  f.  sohw.  R.  35,  Beil.  S.  96,  Böhm's  Zeitschr.  4 
S.  390.  Vgl.  hierzu  Schlatter  a.  a.  0.  S.  459.  Ob  und  inwieweit  eine  Beschränkung  der 
Handlungsföhigkeit  der  Ehefrau  in  diesem  Sinne  Platz  greift,  bestimmt  sich  —  abgesehen 
▼on  gewissen  bundesgesetzlichen  Vorschriften  hinsichtlich  der  Handelsfrauen  —  nach  kan- 
tonalem Rechte.    Vgl.  Entseh.  des  Bundesger.  y.  6.  Juni  1890,  Böhm's  Zeitschr.  1  S.  245. 

^)  ^S^'  2*  S-  ^^^  Entseh.  des  Civilgerichts  Baselstadt  in  Zeitschr.  f.  schw.  R.  33 
S.  61,  64.  —  Im  Uebrigen  ist  die  Frage,  nach  welchen  Gesetzen  in  der  Schweiz  ein 
Yerlobniss  and  seine  rechtlichen  Wirkungen  zu  beurtheilen  seien,  nach  den  kantonalen 
fieehten  zu  beantworten.    Schlatter  a.  a.  0.  S.  453. 
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§1. 

A*  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

Das  amtliche  Blatt  zur  Verkündigung  der  für  die  Niederlande  er- 
lassenen Gesetze  o.  s.  w.  ist,  seitdem  mit  dem  Ende  der  französischen 
Herrschaft  das  Bulletin  des  lois  nicht  mehr  in  Betracht  kommt,  das 
Staatsblad  (citirt:  StBL).  Von  1813  bis  1830  erschien  hiervon  für 
Belgien  auch  eine  französische  Ausgabe  unter  der  Bezeichnung  Journal 
officiel  de  la  Belgique. 

Als  verbreiteter,  in  regelmässiger  Folge  erscheinender  privater  Ab- 
druck des  Staatsblad  ist  zu  nennen:  G.  Luttenberg,  Chronologische 
Verzameling  der  Wetten  en  Besluiten  betrekkelijk  het  Openbaar  Bestuur 
in  de  Nederlanden,  bewerkt  door  Jordens.  Zwolle. 

Die  Grundlage  des  Rechtes  der  Eheschliessung  und  Ehescheidung  in 
in  den  Niederlanden  bilden  folgende  Gesetze: 

1.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  (Burgerlijk  Wetboek).  Dasselbe 
wurde  durch  Königliche  Verordnung  vom  10.  April  1838  (St.Bl.  No.  12) 
als  Ersatz  für  den  Code  Napoleon,  mit  dem  es  in  den  Grundzügen  und 
vielen  Einzelheiten,  zum  Theil  wörtlich  übereinstimmt,  mit  Geltungs- 
beginn vom  1.  Oktober  1838  eingefühlt.^)  Eine  einheitliche  Verkündigung 
des  Gesetzbuchs  im  Staatsblad  ist  nicht  erfolgt,  viehnehi-  wurden  die 
einzelnen  Abschnitte  des  Gesetzbuchs  nach  Annahme  durch  die  Volks- 
vertretung jeweils  im  Staatsblad  veröffentlicht.  Jedoch  ist  zur  Zusanmien- 
fassung  der  einzelnen,  zum  Theil  noch  vor  der  Einführung  wieder  ab- 
geänderten Gesetze  als  Bürgerliches  Gesetzbuch  in  Folge'  königlicher 
Verordnung  vom  14.  Juni  1836  (St.BL  No.  43)  eine  besondere,  von  Druck- 
und  Sprachfehlem  gereinigte  Ausgabe  durch  die  Staatsdruckerei  heraus- 
gegeben worden. 

Von  den  späteren  Gesetzen  zur  Abänderung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs sind  folgende  hier  zu  ei*wähnen: 

a)  Gesetz  vom  9.  Juli  1855  (StBL  No.  67),  betreffend  Ausnahme 
von  den  Artikeln  523,  526,  549  B.G.B.  hinsichtlich  vermisster  Personen 
bei  vermutheten  oder  bekannten  Schiffsunfällen.  Die  genannten  Artikel 
behandeln  die  Todeserklärung  wegen  Verschollenheit. 


^)  Für  die  Provinz  Limburg  erst  mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1842  (Vrdg.  v. 
10.  Okt.  1841,  St.Bl.  No.  48). 
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b)  Gesetz  vom  18.  April  1874  (StBl.  No.  68),  betr.  die  theUweise 
üebertragong  der  Zuständigkeit  der  Arrondissements-Rechtsbanken  anf 
die  Kantonrichter. 

c)  Gesetz  vom  4.  Jnli  1874  (StBl.  No.  91),  betr.  die  Aenderung  der 
Bestimmungen  des  B.G.B.  über  die  beschränkte  Volljährigkeits-Erklärung. 

d)  Gesetz  vom  15.  November  1876  (StBl.  No.  195),  betr.  die  Ergänzung 
der  Artikel  388,  389  und  414  des  B.G.B. 

e)  Gesetz  vom  26.  April  1884  (St.BL  No.  93),  betr.  die  Aenderung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

f)  Gesetz  vom  6.  Februar  1901  (StBl.  No,  62),  betr.  die  Aenderung 
und  Ehrgänzung  der  Bestimmungen  des  B.G.B.  über  die  väterliche  Macht  und 
die  Vormundschaft  und  der  damit  zusammenhängenden  Artikel,  sowie  einer 
damit  in  Verbindung  stehenden  Vorschrift  der  Civilprozessordnung.  Der 
SSeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  ist  Königlicher  Verordnung 
vorbehalten,  die  noch  nicht  ergangen  ist  Immerhin  wird  der  folgen- 
den Darstellung  der  durch  das  Gesetz  vorgesehene  Rechts- 
zustand  zu  Grunde  gelegt  werden.  An  den  hauptsächlichsten  Stellen 
wird  auf  den  Sachverhalt  hingewiesen. 

Für  das  Eherecht  konmien  insbesondere  die  Artikel  83  bis  304 
(Buch  I  Titel  V  bis  XH),  zum  TheU  auch  die  Artikel  305  bis  554  (Buch  I 
Titel  Xm  bis  XIX)  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  Betracht. 

2.  Die  Civilprozessordnung  (Wetboek  van  Burgerlijke  Begtsvordering)» 

Dieselbe  wurde  zusammen  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  durch 
die  unter  1  und  in  Anm.  1  genannten  Verordnungen  vom  10,  April  1838  und 
10.  Oktober  1841  eingeführt;  auch  hinsichtlich  der  Entstehungsgeschichte 
sowie  der  Verkündigung  der  einzelnen  Abschnitte  gilt  das  dort  Gesi^^te. 
Die  Veröffentlichung  einer  zusammenfassenden  Ausgabe  der  C.P.O.  durch 
die  Staatsdruckerei  erfolgte  auf  Grund  Königlicher  Verordnung  vom  7.  Juni 
1838  (StBl.  No.  19). 

Der  Wortlaut  der  Civilprozessordnung  wurde  durch  spätere  Gesetze 
mehrfach  geändert  und  durch  Königliche  Verordnung  vom  16.  September 
1896  (StBl.  No.  156)  in  neuer  Fassung  bekannt  gemacht  (Vgl  Leske- 
Loewenf  eld,  ßechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr,  Bd.  HI  S.  357  f.;  auch 
Bd.I  S.150f.  das.) 

Für  das  Eherecht  kommen  insbesondere  die  Artikel  798  bis  828 
(Buch  m  Titel  VI  Abtheilung  2  bis  5)  der  Civilprozessordnung  in  Betracht 

Durch  das  unter  If.  aufgeführte,  noch  nicht  in  Kraft  befindliche 
Gesetz  vom  6.  Februar  1901  (Artikel  XVII)  ist  Artikel  820  Abs.  3  der 
C.P.O.,  der  die  Ehescheidung  betrifft,  abgeändert  worden. 

Literatur. 

1.  Text-Sammlungen    der    niederländischen     Justiz-Gesetzgebung, 
darunter  des   Bürgerlichen   Gesetzbuchs   und   der  Civilprozess- 
ordnung, unter  Beachtung  der  Aenderungen,  sind: 
a)  J.  A.  Fruin,  De  Nederlandsche  Wetboeken,  4.  Auflage,  Haag 
1898. 
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b)  Ondeman    Lipman    (herausgegeben    von    Banduin),   De 
Nederlandsche  Wetboeken,  Haag  1900.    Vor  den  einzelnen 
Abschnitten  findet  sich  eine  kurze  Einleitung  und  Literatur- 
angabe. 
8.  Als  französische  Uebersetzung  ist  zu  nennen:  G.  Tripels,  Les 
Codes  nöerlandais,  Maastricht  1886. 

3.  Systematische  Bearbeitungen  des  Eherechts  sind  in  den  all- 
gemeinen Werken  aber  Bürgerliches  Eecht  enthalten,  aus  welchen 
sich  auch  die  hauptsächlichste  Literatur  ergiebt  Hervorzuheben 
sind: 

a)  C.  Asser  (unter  Mitwirkung  von  Ph.  W.  van  Hensde),  Hanc^ 
leiding  tot  de  Beoefening  van  het  Nederlandseh  BurgerU^ 
Becht,  1.  Theil,  3.  Auflage,  Zwolle  1895/6,  mit  Fortsetzung 
unter  dem  Titel:  Supplement  op  het  eerste  Deel:  De  wet  tu 
6.  Februar  1901  (StBL  No.  63)  omtrent  de  vuderlijke  mach* 
en  de  voogdy,  Zwolle  W.E  J.  Tjeenk  Wülink.  Sehr  eingehendes 
Werk. 

b)  Land:  Verklaring  van  het  Burgerlijk  Wetboek,  Haarlem  1892. 

c)  D.  S.  van  Emden,  Het  Burgerlijk  Wetboek  met  de  juris- 
prudentie  van  den  Hoogen  Raad,  Haag  1897. 

4.  Uebersichten  über  das  niederländische  Eherecht  bringen: 

a)  Stölzel,  deutsches  Eheschliessungsrecht,  Berlin,  3.  Auflage, 
1876  (S.  117  bis  121). 

b)  Stocquart,  Le  mariage  en  droit  international  (Revue  de 
Droit  intemational,  Bd.  XIX  1887  S.  581  ff.). 

c)  Baron  Guillaume,  Le  mariage  en  droit  intemational  privi 
et  la  C!onf6rence  de  la  Haye,  Bnixelles-Leipzig  1894  (S.  449 
bis  456). 

d)  Britische  Parlaments  vorläge  „Reports  on  the  Laws  on  Mam- 
age  and  Divorce""  (Miscellaneous  No.  2, 1894  G  7391.   London), 

e)  Lehr,  Le  mariage,  le  Divoroe  et  la  Separation  de  C!orps  daas 
les  prindpaux  pays  civiUsös,  Paris  1899  (S.  301  bis  315). 

f)  Lambrechts,  Dictionnaire  Pratique  de  Droit  C!omparfe, 
premi^re  partie,  Vlll®  fascicule,  Pays-Bas;  Bruxelles. 

5.  Als  periodische  Werke,  die  einen  Ueberblick  über  die  Recht- 
sprechung und  die  erscheinende  Literatur  geben,  sind  zu  er- 
wähnen: 

a)  Weekblad  van  het  Regt.  Haag. 

b)  Repertorium  van  de  Nederlandsche  Jurisprudentie  en  Rechts* 
literatuur,  Heusden. 

6.  Aenderungen  der  G^esetzgebung  werden  dargestellt  im: 

a)  Jahrbuch  d^  iirtemationalen  Vereinigung  für  vergleiehende 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirthschaftslehre.    Berün. 

b)  Annuaire  de  Legislation  !^trang6re,  publik  par  la  Soci6t6  de 
Legislation  Comparee.    Paris. 

7.  Für  das  prozessuale  (Ehe-)Recht  ist  zu  vergleichen:  Leske  u. 
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Loewenf  eld,  Die  Bechtsverfolgimg  im  Internationalen  Verkehr. 
Berlin  1895,  1897  (Bd.  1  S.  155ff.,  501  ff.,  Bd.  3  S.  360«.). 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Das  Verlöbniss  (trouwbeloften)  hat  im  Allgemeinen  keine  rechtliche 
Bedeutung.  Es  kann  daraus  nicht  auf  Eingehung  der  Ehe  oder  auf 
Vergütung  von  Kosten,  Schaden  und  Interessen  wegen  Nichterffillung  ge- 
klagt werden ;  alle  Abreden  wegen  Schadensersatzes  sind  nichtig.  Wenn 
jedoch  bereits  ein  Ehe -Aufgebot  seitens  des  Standesbeamten  erfolgt  ist, 
kann  der  eine  Theil  wegen  der  durch  die  Weigerung  des  andern  Theiles 
etwa  erlittenen  wirklichen  Vermögensverluste,  nicht  auch  wegen  ent- 
gangenen Gewinns,  Ersatz  beanspruchen.  Der  Anspruch  verjährt  in  acht- 
zehn Monaten  von  der  ersten  Bekanntmachung  des  Angebots  an  (113). 

§  3. 

C.  Eheschliessung. 

(Voltrekking  van  het  huwelijk.) 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit^)  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  der 
Vollendung  des  einundzwanzigsten  Lebensjahres  ein,  ferner  durch  Voll- 
jährigkeitserklärung, endlich  durch  Verehelichung  vor  erreichtem  einund- 
zwanzigsten Lebensjahr.  Die  etwaige  Wiederauflösung  der  Ehe  vor 
dem  einundzwanzigsten  Lebensjahr  ist  hinsichtlich  der  erlangten  Voll- 
jährigkeit ohne  Bedeutung  (386).  Die  Ehemündigkeit  erreichen  Männer 
mit  der  Vollendung  des  achtzehnten,  Frauen  mit  der  Vollendung  des 
sechszehnten  Lebensjahres;  die  frühere  Eingehung  einer  Ehe  ist  ver- 
boten, der.  König  kann  jedoch  aus  wichtigen  Gründen  Befreiung  von 
dieser  Vorschrift  bewilligen  (86). 

Minderjährige  eheliche  Kinder  bedürfen  der  Einwilligung  ihrer 
Eltern.  Ist  der  eine  Eltemtheil  gestorben  oder  zur  Abgabe  einer  Er- 
klärung ausser  Stande,  so  genügt  die  Einwilligung  des  andern.  Sind 
Vater  und  Mutter  gestorben  oder  zur  Abgabe  einer  Erklärung  ausser 
Stande,  so  treten  deren  etwa  noch  lebende  Eltern,  falls  sie  nicht 
gleichfalls  zur  Abgabe  einer  Erklärung  ausser  Stande  sind,  an  die  Stelle 
eines  jeden  von  ihnen.  In  jedem  Falle  ist  daneben  die  Einwilligung 
dnes  etwaigen  Vormundes,  bei  einer  Eheschliessung  mit  diesem  oder 
einer  mit  ihm  in  gerader  Linie  verwandten  Person  die  des  Neben- 
vormundes, femer  bei  gleichzeitiger  Ermangelung  sowohl  von  Eltern  als 
von  Grrosseltem  stets  die  Einwilligung  des  Vormundes  und  des  Neben- 


^)  Die  Vorschriften  über  die  Yolljährigkeit,  Einwilligung  der  Eltern,  des  Vor- 
munds etc.  (92 — 104)  sind  nach  Massgabe  der  noch  nicht  in  Elraft  befindlichen  Novelle 
vom  6.  Februar  1901  dargestellt.  Vgl.  S.  238,  f.  Zur  Zeit  tritt  die  Volljährigkeit  mit 
dem  vollendeten  23.  Jahre  ein. 
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Vormundes  erforderlich.  Die  Einwilligung  eines  der  elterlichen  Gewalt 
oder  der  Vormundschaft  entsetzten  Eltemtheils,  der  Grosselteru,  falls 
letztere  sich  nicht  einigen  oder  einer  oder  mehrere  von  ihnen  sich  nicht 
erklären,  sowie  des  Vormundes  und  des  Nebenvormundes  kann  auf  Antrag 
des  Minderjährigen  durch  den  Kantonrichter  (Amtsrichter)  des  Wohn- 
ortes, thunlichst  nach  Anhörung  von  Verwandten  oder  Verschwägerten 
des  Kindes,  ersetzt  werden.  Gegen  die  Entscheidung  des  Kantonrichters 
findet  die  Beschwerde  an  die  Arrondissements-Rechtsbank  (Landgericht) 
statt  (92—96). 

Minderjährige  uneheliche  Kinder  bedürfen,  wenn  sie  anerkannt 
sind,  der  Einwilligung  des  Vaters  und  der  Mutter,  von  denen  sie  an- 
erkannt sind.  Daneben  ist  auch  die  Einwilligung  eines  etwaigen  Vor- 
mundes, bei  dessen  Befangenheit  die  des  Nebenvormundes,  femer  bei 
gleichzeitiger  Ermangelung  sowohl  des  Vaters  als  der  Mutter,  die  den 
Minderjährigen  anerkannt  hatten,  stets  die  Einwilligung  des  Vormundes 
und  des  Nebenvormundes  erforderlich.  Die  Einwilligung  der  Eltern  und 
des  etwa  neben  diesen  berufenen  Vormundes  oder  Nebenvormundes  kann, 
im  Falle  der  Uneinigkeit  dieser  Personen  oder  der  Verweigerung  einer 
Erklärung,  stets  durch  den  Kantonrichter  ersetzt  werden  (97). 

Sind  minderjährige  uneheliche  Kinder  nicht  anerkannt,  so  bedürfen 
sie  der  Einwilligung  des  Vormundes  und  des  Nebenvormundes,  die  im 
Falle  der  Verweigerung  durch  den  Kantonrichter  ersetzt  werden  kann  (98). 

Volljährige  eheliche  Kinder  bedürfen  vor  Vollendung  des  30. 
Lebensjahi-es  der  Einwilligung  ihrer  Eltern,  die  durch  den  Kantonrichter 
ersetzt  werden  kann  (99  bis  103). 

Auf  volljährige  uneheliche  anerkannte  Kinder  findet  hin- 
sichtlich der  Einwilligung  des  Vaters  und  der  Mutter,  durch  welche  sie 
anerkannt  sind,  diese  Bestimmung  entsprechende  Anwendung  (104). 

b)  Einfluss  besonderer  Willensmängel.  Zum  Abschlüsse  der 
Ehe  ist  freie  Zustimmung  der  künftigen  Ehegatten  erforderlich  (85). 

Geisteskranke  gelten  als  unfähig  zum  Abschluss  einer  Ehe  (500, 
501).  Der  wegen  Verschwendung  Entmündigte  bedarf  der  Ein- 
willigung des  Vormundes  und  des  Nebenvormundes,  die  durch  den  Kanton- 
richter ersetzt  werden  kann  (606).  Im  Falle  von  Zwang,  Irrthum  in 
der  Person  und  Täuschung,  die  zu  einem  Irrthum  in  der  Person  führt, 
wird  die  erforderliche  freie  Zustimmung  nicht  als  vorhanden  angesehen. 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote  sind  ausserdem: 

a)  Ein  bereits  bestehendes  Eheband;  Verbot  der  Doppelehe 
(84).  Ueber  die  Zulässigkeit  einer  neuen  Ehe  eines  Gatten  im  Falle 
der  Verschollenheit  des  andern  siehe  unten  E  3. 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft,  und  zwar:  Verwandt- 
schaft in  gerader  Linie,  in  der  Seitenlinie  zwischen  Bruder  und  Schwester, 
femer,  vorbehaltlich  einer  Befreiung  durch  Königliche  Bewilligung, 
zwischen  Oheim  oder  Grossoheim  und  Nichte  oder  Grossnichte,  Tante 

Leske  Q.  Loewenfeld,  Bechtsverfolgang.    Eigftnzaiigsband.  10 
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oder  Grosstante  and  Neffe  oder  Grossneffe,  in  allen  Fällen  gleichviel,  ob 
das  Verwandtschaftsverhältniss  aof  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt 
beruht; 

Schwägerschaft  in  gerader  Linie,  ferner  in  der  Seitenlinie,  vor- 
behaltlich einer  Befreiung  durch  Königliche  Bewilligung,  zwischen 
Schwager  und  Schwägerin ;  im  letzteren  Falle  ist  es  gleichgültig,  ob  das 
Schwägerschaftsverhältniss  auf  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  be- 
ruht (87,  88). 

c)  Ehebruch.  Eine  Person,  deren  Ehebruch  durch  gerichtliches 
Urtheil  festgestellt  ist,  kann  nicht  mit  demjenigen,  mit  welchem  sie  den 
Ehebruch  begangen  hat,  die  Ehe  eingehen  (89). 

d)  Eine  früher  zwischen  denselben  Personen  bestandene,  durch 
Ehescheidung  aufgelöste  Ehe  (90), 

e)  Wartezeit  der  Frau.  Eine  Frau  kann  eine  neue  Ehe  erst 
nach  Ablauf  von  300  Tagen  seit  Auflösung  der  früheren  Ehe  eingehen  (91). 

f)  Mangelnde  Erlaubniss  des  Königs  für  Offiziere.  Ver- 
ehelichung ohne  diese  Erlaubniss  zieht  Entlassung  des  Offiziers  nach  sich 
(Ges.  vom  28.  August  1861  —  St.Bl.  No.  126  —  Artikel  22  No.  7;  Ges. 
vom  28.  August  1851  —  St.Bl.  Nr.  128  —  Artikel  27  No.  7). 

g)  Mangelnder  Nachweis  der  Erfüllung  militärischer 
Pflichten.  Wer  am  1.  Januar  des  betreffenden  Jahres  sein  19.  Lebens- 
jahr erreicht,  sein  40.  aber  nicht  vollendet  hatte,  kann  eine  Ehe  erst 
eingehen,  wenn  er  nachgewiesen  hat,  dass  er  seine  Pflichten  hinsichtlich 
des  niederländischen  Militärdienstes  erfüllt  hat  oder  nicht  dienstpflichtig 
ist  oder  gewesen  ist  (Artikel  8  des  Gesetzes  vom  19,  August  1861  in 
der  Fassung  der  Kgl.  V.  vom  17.  September  1901,  StBl.  No.  212).  Dies 
gilt  auch  für  Ausländer. 

Im  Uebrigen  wird  die  Beibringung  einer  besonderen  Erlaubniss, 
insbesondere  für  Militärpersonen,  Beamte,  Ausländer  nicht  gefordert 

3.  Form  der  Eheschliessung. 

a)  Allgemeines.  Es  gilt  das  System  der  obligatorischen  Civilehe. 
Das  Gesetz  betrachtet  die  Ehe  allein  in  ihren  bürgerlichen  Beziehungen 
(83),  Eine  kirchliche  Feier  darf  nicht  stattfinden,  bevor  die  Parteien 
dem  Religionsdiener  den  Nachweis  erbracht  haben,  dass  die  Ehe  vor 
dem  Standesbeamten  geschlossen  worden  ist  (136). 

Zuständig  ist  der  Standesbeamte  (ambtenaar  van  den  burgerlijken 
stand),  in  dessen  Bezirk  eine  der  Parteien  ihren  Wohnsitz,  in  Ermange- 
lung eines  solchen  ihren  Aufenthaltsort  hat  (105).  Als  Wohnsitz 
(woonplaats)  gilt  der  Ort  der  Hauptniederlassung,  beim  Mangel  einer 
solchen,  der  Ort  des  gewöhnlichen  Aufenthalts  (plaats  des  werkelijken 
verblijfs)  (74).  Minderjährige  theilen  den  Wohnsitz  ihrer  Eltern  oder 
Vormünder,  unter  Kuratel  Gestellte  den  ihrer  Kuratoren  (78).  VoUjährige 
Dienstboten  oder  Arbeiter,  welche  im  Hause  des  Dienstherm  wohnen, 
theilen  auch  dessen  Wohnsitz  (79). 
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Wer  beabsichtigt,  die  Ehe  einzugehen,  muss  dies  dem  Standes- 
beamten persönlich  oder  durch  solche  Schriftstücke,  woraus  sich  das 
Vorhaben  mit  genügender  Sicherheit  ergiebt,  anzeigen  (106).  Vor  der 
Vollziehung  der  Eheschliessung  sind  dem  Standesbeamten  folgende  Ur- 
kunden vorzulegen  (126):  Die  Geburtsurkunden  der  künftigen  Ehegatten 
oder  falls  die  Beibringung  nicht  möglich  ist,  eine  von  dem  Eantonrichter 
des  Geburts-  oder  Wohnortes  ausgestellte  Notoritäts-Ürkunde  (akte  van 
bekendheid)  oder  eine  entsprechende  eidliche  Erklärung  der  Ehe- 
schliessungs-Zeugen  oder  des  Verlobten  (127);  femer  eine  öffentliche^) 
Urkunde  über  die  erforderliche  Einwilligung  Dritter  oder  über  die  vor- 
mundschaftsgerichtliche Ei-setzung  dieser  Einwilligung  oder  der  Nach- 
weis des  Todes  der  betreffenden  Personen  durch  Vorlage  von  Sterbeurkunden 
oder  Notorietätszeugnissen  (128);  weiter  der  Nachweis  der  Auflösung  einer 
früheren  Ehe  (Sterbeurkunde,  Scheidungsurtheil)  oder  im  Falle  der  Ver- 
schollenheit des  andern  Gatten  die  richterliche  Bewilligung  der  Ehe- 
schliessung; der  Nachweis,  dass  das  Eheaufgebot  ohne  Einspruch  abgelaufen 
oder  dass  ein  etwaiger  Einspruch  zurückgewiesen  ist;  der  Nachweis  über 
etwa  bewilligte  Befreiungen  von  Ehehindemissen  gemäss  Artikel  86,  88 
und  111;  endlich  der  Nachweis,  dass  die  Militärpflicht  der  Eheschliessung 
nicht  hindernd  im  Wege  steht. 

Verweigert  ein  Standesbeamter  die  Vollziehung  der  Eheschliessung 
wegen  Mängel  in  den  erwähnten  Urkunden  und  Erklärungen,  so  können 
die  Parteien  die  Entscheidung  der  Bechtsbank  anrufen,  gegen  deren 
fkitscheidung  in  diesem  FaUe  ein  Bechtsmittel  nicht  zulässig  ist  (129). 

b)  Aufgebot.  Vor  der  Eheschliessung  hat  der  Standesbeamte  zwei 
Bekanntmachungen  (afkondigingen),  unter  genauer  Bezeichnung  der  Ver- 
lobten, ihrer  etwaigen  fi'üheren  Gatten,  sowie  ihrer  Eltern,  vor  der  Thür 
des  Gemeindehauses  zu  erlassen  und  zwar  an  zwei  aufeinanderfolgenden 
Sonntagen  (107).  Dies  Aufgebot  ist  in  den  Gemeinden  des  inländischen 
Wohnsitzes  eines  jeden  Verlobten  (108)  und,  bei  einem  Wohnsitze 
von  kürzerer  Dauer  als  sechs  Monate,  auch  in  der  Gemeinde  des 
früheren  Wohnsitzes  bekannt  zu  machen  (109).  Ein  Auszug  ist  zwischen 
der  ersten '  und  zweiten  Bekanntmachung  an  der  Thür  des  Gemeinde- 
hauses auszuhängen  (HO).  Von  der  zweiten  Bekanntmachung  kann  der 
König  oder  die  von  ihm  angewiesenen  Beamten,  nämlich  die  Staats- 
anwälte (officieren  van  justitie)  bei  den  Arrondissements-Rechtsbanken 
(Kgl.  V.  vom  16.  Juni  1830,  StBl.  No.  26)  Befreiung  bewilligen  (111). 
Die  Ehe  darf  nicht  vor  dem  dritten  Tage  nach  der  letzten  Bekannt- 
machung, diesen  Tag  nicht  mitgerechnet,  geschlossen  werden  (130).  Das 
Aufgebot  verliert  seine  Kraft,  wenn  die  Ehe  nicht  innerhalb  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Bekanntmachung  vollzogen  ist  (112). 


*)  Oeffentliche  (authentieke),  d.  h.  notarielle  Urkunde;  Art.  1  des  Notariatsges. 
vom  9.  Joli  1842,  St.£l.  No.  20.  Die  Einwilligung  kann  aber  auch  unmittelbar  vor 
dem  Standesbeamten  erklärt  werden. 

16* 
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c)  Einspruch  gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  (stniten  des 
huwelijks)  steht  zu: 

aa)  Dem  Staatsanwalt,  wenn  eines  der  in  Artikel  84 — 91  vorgesehenen 
Ehehindemisse  vorliegt;  der  Staatsanwalt  ist  zur  Erhebung  des  Ein- 
spruchs verpflichtet  (120). 

bb)  Derjenigen  Person,  die  noch  mit  einer  der  Parteien  ehelich  ver- 
bunden ist,  sowie  den  Kindern  aus  dieser  Ehe  (116). 

cc)  Dem  Vater  oder  der  Mutter :  wenn  ein  minderjähriges  Kind  die 
erforderliche  Einwilligung  nicht  erhalten  hat;  wenn  ein  volljähriges 
Kind  vor  Vollendung  des  30.  Lebensjahrs  unterlassen  hat,  die  Ein- 
willigung und  bei  deren  Verweigerung  die  Entscheidung  des  Kanton- 
richters zu  beantragen;  wenn  eine  der  Parteien  wegen  Geisteskrankheit 
einen  Pfleger  erhalten  hat  oder  die  Anordnung  einer  Pflegschaft  aus 
diesem  Grunde  beantragt,  eine  Entscheidung  aber  noch  nicht  ergangen  ist; 
wenn  in  der  Person  einer  der  Parteien  ein  gesetzliches  Ehehindenüss 
gemäss  Art.  84 ff.  vorliegt;  wenn  das  erforderliche  Eheaufgebot  nicht 
stattgefunden  hat;  wenn  eine  der  Parteien  wegen  Verschwendung  einen 
Pfleger  erhalten  hat  (116).  i) 

dd)  Wenn  ein  anderer  als  Vater  oder  Mutter  die  Vormundschaft  über 
das  Kind  ausübt,  steht  auch  dem  Vormund,  eventuell  dem  Neben- 
vormunde das  Einspruchsrecht  in  gleicher  Weise  zu,  abgesehen  von  dem 
Falle  der  mangelnden  Einwilligung  hinsichtlich  eines  volljährigen  Kindes, 
welches  das  30.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat  (116).*) 

ee)  In  Ermangelung  beider  Eltern  sind  die  Grosseltem  und  der  Vor- 
mund, eventuell  der  Nebenvormund  in  gleicher  Weise  zum  Einspruch 
befugt,  wegen  mangelnder  Einwilligung  jedoch  nur  insoweit,  als  ihre 
Einwilligung  erforderlich  ist  (117).*) 

ff)  In  Ermangelung  von  Grosseltem  können  die  Geschwister,  Oheime 
und  Tanten,  sowie  der  Vormund,  Nebenvormund,  Pfleger  und  Neben- 
pfleger Einspruch  erheben,  wenn  die  Bestimmungen  von  Art.  96  u.  98 
über  die  Einwilligung  zur  Eingehung  einer  Ehe  nicht  beachtet  sind, 
sowie  in  den  unter  cc)  erwähnten  Fällen  von  Geisteskrankheit,  Ehe- 
hindemissen,  mangelndem  Aufgebot  und  Pflegschaft  wegen  Verschwendung 
(118). 

gg)  Der  Ehegatte,  dessen  Ehe  durch  Scheidung  aufgelöst  ist,  kann 
gegen  eine  Eheschliessung  seines  früheren  Ehegatten  Einspruch  erheben 
vor  dem  Ablauf  von  300  Tagen  seit  Auflösung  der  früheren  Ehe  (119). 

Der  Einspruch  wii-d  durch  Zustellung  einer  Urkunde  seitens  eines 
Gerichtsvollziehers  sowohl  an  den  Standesbeamten  als  die  Partei,  gegen 
die  sich  der  Einspruch  richtet,  erhoben.  Die  Urkunde  muss  bei  Strafe 
des  Ausschlusses  alle  Gründe  des  Einspruchs  enthalten,  die  zur  Zeit 
seiner  Erhebung  geltend  gemacht  werden  können,  desgleichen  die 
Eigenschaft,  auf  welche  das  Einspruchsrecht  gegründet  wird,  sowie  die 


')  Der  Inhalt  der  Artikel  116,  117  ist  nach  Massgabe  der  noch  nicht  in  Kraft 
befindlichen  Novelle  vom  6.  Februar  1901  dargesteUt  S.  288  f. 
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Wahl  eines  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  oder  den  Gemeinden,  wo  die 
Ehe  geschlossen  werden  soll.  Mängel  der  vorgeschriebenen  Voraus- 
setzongen  machen  die  Urkunde  nichtig  (122;  G.P.O.  801). 

Die  Beseitigung  des  Einspruchs  erfolgt  entweder  aussergerichtlich 
durch  eine  entsprechende  öffentliche  Urkunde  (126)  oder  durch  eiu 
gerichtliches  Urtheil  derjenigen  Arrondissements-Eechtsbank,  in  deren 
Bezirke  die  Gemeinde  oder  eine  der  Gemeinden  liegt,  wo  die  Ehe  ge- 
schlossen werden  kann  (siehe  oben  unter  a),  eventueU  durch  das  Urtheil 
der  höheren  Instanz,  wodurch  der  Einspruch  aufgehoben  wird.  Für  das 
gerichtliche  Verfahren  ist  Beschleunigung  vorgeschrieben.  Die  Einspruch 
erhebenden  Personen,  mit  Ausnahme  der  Verwandten  in  gerader  Linie 
und  des  Staatsanwalts,  können  iu  dem  Urtheile,  wodurch  der  Einspruch 
aufgehoben  wii-d,  zum  Ersätze  von  Kosten,  Schaden  und  Interessen  ver- 
urtheUt  werden  (123  bis  125;  CP.O.  802,  803). 

Der  Standesbeamte  darf  vor  der  Beseitigung  eines  erhobenen  Ein- 
spruchs, bei  Gefahr  zivilrechtlicher  Haftung  und  strafrechtlicher  Folgen, 
die  Eheschliessung  nicht  vollziehen. 

d)  Die  Eheschliessung  findet  öffentlich  im  Gemeindehause  vor 
dem  zuständigen  Standesbeamten  in  Gegenwart  von  vier  männlichen, 
grossjährigen  und  im  Inlande  wohnhaften  Zeugen  statt.  Ausnahmsweise 
kann  die  Eheschliessung  in  einem  Privathause  stattfinden,  wobei  sechs 
Zeugen  zuzuziehen  sind  (131,  132). 

Die  Verlobten  haben  bei  der  Eheschliessung  persönlich  vor  dem 
Standesbeamten  zu  erscheinen.  Ausnahmsweise  kann  der  König  Parteien 
die  Bewilligung  ertheilen,  die  Ehe  durch  einen  mittels  öffentlicher  Urkunde 
bevollmächtigten  Stellvertreter  zu  schliessen;  hat  der  Vollmachtgeber 
vor  Schliessung  der  Ehe  rechtsgültig  eine  andere  Ehe  geschlossen,  so 
ist  die  durch  Vermittlung  des  Bevollmächtigten  vollzogene  Ehe  von 
Rechtswegen  als  nichtig  anzusehen  (133,  134). 

Die  Ehe  wird  dadurch  geschlossen,  dass  die  Parteien  vor  dem 
Standesbeamten  und  in  Gegenwart  der  Zeugen  erklären,  dass  sie  einander 
ab  Ehegatten  annehmen  und  getreulich  aUe  Pflichten  erfüllen  werden, 
die  durch  das  Gesetz  mit  dem  ehelichen  Stande  verbunden  sind,  sowie 
dass  darauf  der  Standesbeamte  die  Verlobten  kraft  des  Gesetzes  für 
ehelich  verbunden  erklärt  (135,  44). 

4.  Der  Beweis  der  Ehe  kann  grundsätzlich  nur  durch  die  Heiraths- 
urkunde  (44)  geführt  werden.  Wenn  jedoch  keine  Eegister  bestanden 
haben  oder  diese  verloren  gegangen  sind,  oder  die  Heirathsurkunde 
darin  fehlt,  so  unterliegt  das  Bestehen  der  Ehe,  vorausgesetzt  dass 
äusserlich  ein  eheliches  Verhältniss  vorliegt,  der  richterlichen  Be- 
urtheüung  (155,  166). 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen,  —  Die  Ehegatten  sind  einander  Treue,  Hülfe 
und  Beistand  schuldig  (158)   und   zum   Zusammenwohnen  verpflichtet. 
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Die  Frau  schuldet  dem  Manne,  als  dem  Haupte  der  Ehe,  Gehorsam  und  hat 
ihm  überallhin  zu  folgen;  der  Mann  ist  verpflichtet,  die  Frau  zu  be- 
schützen und  ihr  Unterhalt  zu  gewähren;  er  verwaltet,  von  anderweitigen 
Abmachungen  im  Ehevertrag  abgesehen,  das  der  Frau  persönlich  gehörende 
Gut  unter  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Hausvaters,  kann 
jedoch  unbewegliches  Gut  ohne  ihre  Mitwirkung  nicht  veräussem  oder 
belasten  (168,  160—162).  Die  Frau  theilt,  gleichviel  wo  sie  thatsächlich 
wohnt,  den  Wohnsitz  des  Mannes  im  Rechtssinne  (78). 

Die  Frau  folgt  während  der  Ehe  auch  der  Staatsangehörigkeit  des 
Mannes.  Hat  sie  durch  die  Ehe  oder  in  Folge  derselben  die  niederländische 
Staatsangehörigkeit  verloren,  so  erhält  sie  diese  nach  Auflösung  der  Ehe 
zurück,  wenn  sie  binnen  Jahresfrist  einen  entsprechenden  Wunsch  dem 
Gemeindevorstand  ihres  Wohnortes  im  Inland  oder  in  den  niederländischen 
Kolonieen  oder  einem  niederländischen  Gesandten  oder  Konsul  in  dem 
Lande  ihres  Wohnsitzes  kund  giebt.  Sie  behält,  auch  nach  Auflösung 
der  Ehe,  sofern  sie  nicht  binnen  Jahresfrist  in  entsprechender  Weise 
ihren  gegentheiligen  Wunsch  kundgiebt,  die  durch  die  Ehe  oder  in  Folge 
derselben  erlangte  niederländische  Staatsangehörigkeit.  (Staatsangehörig- 
keits-Ges.  vom  12.  Dezember  1892  St.BL  No.  268,  Artikel  6,  8,  9). 

Was  die  Geschäftsfähigkeit  betrifft,  so  kann  die  Frau,  selbst 
wenn  sie  nicht  nach  Gütergemeinschaft  geheirathet  hat  oder  wenn  sie  in 
Gütertrennung  lebt,  im  Allgemeinen  ohne  Beistand  ihres  Ehemanns  oder 
ohne  seine  schriftliche  Einwilligung  nichts  schenken,  veräussem,  verpfänden 
oder  annehmen.  Selbst  wenn  der  Mann  die  Frau  zur  Vornahme  eines 
bestimmten  Rechtsgeschäfts  ermächtigt  hat,  darf  die  Frau  ohne  ausdrück- 
liche Zustimmung  des  Mannes  keine  Bezahlung  annehmen  oder  Quittung 
ertheilen  (163,  1366).  Ausnahmsweise  gilt  die  Frau  als  geschäftsfähig 
hinsichtlich  der  gewöhnlichen  täglichen  Haushaltungsausgaben  (164),  im 
Bereiche  eines  von  ihr,  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Zustimmung 
des  Mannes  selbständig  betriebenen  öffentlichen  Handelsgeschäfts  (168), 
hinsichtlich  der  Verwaltung  ihres  eigenen  Vermögens  bei  entsprechenden 
Abmachungen  im  Ehevertrag,  ohne  dass  jedoch  im  Ehevertrag  eine 
weitergehende  allgemeine  Vollmacht  ertheilt  werden  könnte  (160,  170, 
194,  195),  und  endlich  hinsichtlich  letztwilliger  Verfügungen  (173). 

Die  EinwiUigung  des  Mannes  kann  durch  richterliche  Bewilligung 
ersetzt  werden,  wenn  der  Mann  sich  weigert,  der  Frau  die  Ermächtigung 
zu  ertheilen,  eine  Rechtshandlung  vorzunehmen  oder  vor  Gericht  au&n- 
treten  (167)  oder  wenn  der  Mann  durch  Abwesenheit  oder  andere  Gründe 
verhindert  ist  oder  wenn  er  ein  widerstreitendes  Interesse  hat  (168; 
CP.O.  798  bis  800). 

Rechtshandlungen  der  Frau  ohne  die  erforderliche  Zustimmung  des 
Mannes  können  von  der  Frau,  vom  Manne  und  von  deren  Erben  als 
nichtig  angefochten  werden,  ausser  wenn  die  Handlung  von  der  Frau 
nach  Auflösung  der  Ehe  ausdrücklich  oder  stillschweigend  bekräftigt 
worden  ist  (171,  172,  1492). 
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Was  die  Prozessfähigkeit  betrifft,  so  kann  die  Frau  ohne  Beistand 
des  Mannes  nicht  vor  Gericht  auftreten,  auch  nicht,  wenn  sie  nicht  nach 
Gütergemeinschaft  geheirathet  hat  oder  wenn  sie  in  Gütertrennung  lebt 
oder  öffentliche  Handelsfrau  ist.  Der  Mann  kann  die  Frau  vor  Gericht 
vertreten  (160,  165).  Beistand  des  Mannes  ist  nicht  erforderlich  bei 
strafrechtlicher  Verfolgung  der  Frau,  bei  Klage  auf  Ehescheidung, 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  oder  auf  Gütertrennung  (166). 

2.  Eheliches  Güterrecht. 

a)  Gesetzliches  Güterrecht.  —  Mit  dem  Augenblicke  der  Ehe- 
schliessung besteht  von  Rechtswegen  zwischen  den  Ehegatten,  soweit 
nicht  durch  einen  Ehevertrag  (huwelijksche  voorwarden)  anderweitige 
Bestimmung  getroffen  ist^  eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  (algeheele 
gemeenschap  van  goederen),  welche  während  der  Ehe  nicht  durch  Ver- 
trag der  Ehegatten  aufgehoben  oder  geändert  werden  kann  (174). 

Die  Gemeinschaft  umfasst  das  ganze  bewegliche  und  unbewegliche, 
gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  der  Ehegatten  sammt  den  vor 
und  während  der  Ehe  entstandenen  Schulden  und  dem  während  der  Ehe 
gemachten  G^ewinn;  ausgenommen  sind  nur  diejenigen  Gegenstände,  hin- 
sichtlich deren  bei  der  Zuwendung  vom  Erblasser  oder  Geschenkgeber 
ausdrücklich  das  Gegentheil  bestimmt  worden  ist  (176  bis  177). 

Das  Gesammtgut  unterliegt  der  Verwaltung  des  Mannes,  der  auch 
zu  Veräusserungen  und  Belastungen  nicht  der  Einwilligung  der  Frau 
bedarf,  zu  Schenkungen  hingegen  im  Allgemeinen  nicht  befugt  ist  (179) 
und  über  seinen  Antheil  am  Gesammtgute  hinaus  auch  nicht  letztwillig 
verfügen  kann  (950).  Bei  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Mannes 
zur  Abgabe  einer  Erklärung  kann  im  Nothfalle  die  Frau  vom  Eanton- 
richter  zur  Belastung  oder  Veräusserung  des  Gesammtguts  ermächtigt 
werden  (180;  CP.O.  798  ff.). 

Die  Gütergemeinschaft  wii'd  aufgehoben  (ontbonden)  von  Rechts- 
wegen durch  Auflösung  der  Ehe  sowie  durch  Gütertrennung  in  Folge  von 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  oder  in  Folge  Klage  der  Frau  bei  schlechter 
Vermögensverwaltung  des  Mannes  unter  bestimmten  Voraussetzungen  durch 
den  Richter  (181,  241  ff.,  CP.O.  804  ff.)  Gütertrennung  durch  Vertrag 
ist  nichtig  (241). 

Sind  bei  dem  Tode  eines  Ehegatten  minderjährige  Kinder  vorhanden, 
so  ist  der  überlebende  Ehegatte  zur  Errichtung  eines  Inventars  hin- 
sichtlich des  Gesammtguts  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Monaten  ver- 
pflichtet, widrigenfalls  die  Gemeinschaft  fortdauert,  jedoch  nur  zum 
Vortheile,  nie  zum  Nachtheile  der  Minderjährigen  (182). 

Bei  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  wird  das  Gesammtgut,  und 
zwar  sowohl  die  Vortheile  wie  die  Lasten,  zwischen  Mann  und  Frau 
oder  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den  Erben  des  Vorverstorbenen 
getheilt,  wobei  gewisse  zum  persönlichen  Gebrauche  bestimmte  Gegen- 
stände eines  Ehegatten  von  diesem  gegen  Erstattung  des  Wei1;hes 
zurückgefordert  werden  können.  Der  Mann  bleibt  Dritten  für  den  Ge- 
sammtbetrag  der  Schulden  aus  der  Gemeinschaft  haftbar.    Die  vor  der 
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Ehe  eingegangenen  Schulden  eines  Ehegatten  bleiben  nach  der  Scheidung 
und  Theilung  der  Gemeinschaft  zu  Lasten  desselben  oder  seiner  Ehe- 
frau, Yorbehaltlich  des  Rückgriffsrechts  gegen  den  andern  Ehegatten 
oder  dessen  Erben  (183  bis  186,  1112  ff.). 

Die  Frau  kann  auf  ihren  Antheil  an  dem  Gesammtgute  verzichten 
(af stand  doen);  widersprechende  Abmachungen  sind  nichtig.  Ein  solcher 
Verzicht  hat  die  Wirkung,  dass  die  Frau  nur  ihre  Wäsche  und  IQeider 
zurückfordern  kann,  andererseits  aber  von  der  Mithaftung  für  die  Schulden 
frei  wird;  nur  für  die  Schulden,  die  sie  vor  der  Ehe  oder  als  Handels- 
frau gemacht  hat,  muss  sie,  yorbehaltlich  des  Eückgrifis  für  den  ganzen 
Betrag  auf  den  Mann  oder  dessen  Erben,  aufkommen  (187).  Der  Verzicht 
erfolgt  binnen  einer  einmonatigen  Frist  nach  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  der  Arrondissements-Bechtsbank  des 
letzten  gemeinsamen  Wohnortes  (188).  Das  Verzichtsrecht  geht  verloren, 
wenn  die  Frau  Gegenstände  des  Gesammtguts  an  sich  genommen  oder 
weggebracht  oder  unterschlagen  hat  (191, 192).  Das  Verzichtsrecht  steht 
auch  den  Erben  der  Frau  zu  (189,  190,  193). 

Zur  Erhebung  der  Klage  auf  Gütertrennung  (scheiding  van 
goederen)  bedarf  die  Frau  der  Ermächtigung  des  Präsidenten  der  Rechtsbank 
des  Wohnsitzes  des  Ehemannes.  Die  Klage  wird  öffentlich  bekannt  gemacht 
(242).  Die  Gläubiger  des  Mannes  können  dem  Rechtsstreite  beitreten  (243). 
Während  des  Prozesses  können  der  Frau  einstweilige  Sicherungsmittel 
bewilligt  werden,  wie  Siegelung,  Inventarerrichtung,  Schätzung  und  Be- 
schlagnahme des  Vermögens  (245;  C.P.O.  808  ff.).  Das  Geständniss  des 
Ehemannes  allein  liefert  in  dem  Verfahren  keinen  genügenden  Beweis 
(C.P.O.  810).  —  Die  ausgesprochene  Gütertrennung  ist,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  der  etwaigen  Vollstreckung,  vor  der  Vollstreckung  öffentlich 
bekannt  zu  machen  (244,  C.P.O.  811).  Die  Gültigkeit  des  Urtheils  er- 
Uscht,  wenn  es  nicht  iimerhalb  eines  Monats  nach  der  Rechtskraft  aus- 
geführt oder  mit  seiner  Vollstreckung  begonnen  ist  (246).  Die  Gläubiger 
des  Mannes,  die  dem  Rechtsstreite  nicht  beigetreten  sind,  können  auch 
gegen  die  bereits  erfolgte  Gütertrennung  Einspruch  erheben,  wenn 
sie  in  ihren  Rechten  offenbar  beeinträchtigt  sind  (247).  —  Das 
Trennungs-Urtheil  wirkt  auf  den  Tag  der  Klageerhebung  zurück  (244). 
Durch  die  Trennung  der  Güter  erlangt  die  Frau  die  freie  Verwaltung 
über  ihr  Vermögen  zurück  (249),  bleibt  jedoch  verpflichtet,  verhältniss- 
mässig  zu  den  Kosten  des  Haushalts  beizutragen  (248).  Nach  Erlass 
des  Urtheils  kann  die  Frau  auf  das  Gemeinschaftsvermögen  verzichten 
(CP.O.  814).  Eine  Wiederherstellung  der  Gütergemeinschaft  durch  öffent- 
liche Urkunde  und  entsprechende  Bekanntmachung  ist  zulässig  (261, 252). 

b)  Vertragsmässiges  Güterrecht.  —  Künftige  Ehegatten  können 
durch  einen  Ehevertrag  von  dem  gesetzlichen  ehelichen  Güterrecht  ab- 
weichen, minderjährige  unter  dem  Beistande  derjenigen,  deren  Einwilligung 
sie  zur  Eingehung  der  Ehe  bedürfen  (194,  206).  Der  Ehevertrag  muss 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vor  Eingehung  der  Ehe  und  vor  einem  Notar 
geschlossen  werden  (202).     Dritten  gegenüber  wirkt  der  Vertrag  erst 
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von  der  Emschreibong  in  das  bei  der  Gerichtsschreiberei  der  zuständigen 
Arrondissements-Bechtsbank  zu  fahrende  Register;  zuständig  ist  das 
Gericht,  in  dessen  Bezirke  die  Ehe  geschlossen  oder  bei  welchem,  im 
Falle  der  Vollziehung  der  Ehe  im  Aaslande,  die  vollzogene  Heirath  ein- 
getragen worden  ist  (207). 

Was  den  Inhalt  des  Ehevertrags  betrifft,  so  sind  Abmachungen  im 
Widersprach  mit  den  guten  Sitten  oder  der  öffentlichen  Ordnung  all- 
gemein ausgeschlossen  (194),  ausserdem  sind  gewisse  Vorschriften,  die 
haaptsächlich  wichtige  Rechte  der  Ehegatten  betreffen,  einer  vertrags- 
mässigen  Abänderung  entzogen  (194 — 198). 

Die  am  meisten  gebräuchlichen  und  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
besonders  dargestellten  yertragsmässigen  Güterrechte  sind:  Die  Gemein- 
schaft von  Gewinn  und  Verlust  (gemeenschap  van  winst  en  verlies) 
nnd  die  Gemeinschaft  von  Früchten  und  Einkommen  (gemeenschap 
der  vruchten  en  inkomsten);  bei  ersterer  fallen  Gewinn  und  Verlust 
in  der  Ehe  nach  näherer  Bestimmung  der  Art.  21  Off.,  bei  letzterer  hin- 
gegen nur  die  während  der  Ehe  aufkommenden  Früchte  und  sonstigen 
Erträgnisse  nach  Massgabe  der  Art.  219  ff.  in  die  Gemeinschaft. 

c)  Sonderbestimmungen  gelten  für  Schenkungen  unter  künftigen 
Ehegatten  und  an  solche.  Diese  Schenkungen  sind  zulässig,  voraus- 
gesetzt, dass  dadurch  Pflichttheilsberechtigte  nicht  benachtheiligt  werden. 
Sie  können  im  Ehevertrag  oder  in  einer  besonderen  notariellen  Urkunde 
vor  Eingehung  der  Ehe  erfolgen;  im  letzteren  Falle  bedürfen  sie  zur 
Gültigkeit  der  Annahme  (231—234). 

d)  Der  Einfluss  einer  späteren  Ehe  auf  das  Vermögen  der  Ehe- 
gatten ist  besonders  geregelt  (235 — 240).  Grundsätzlich  tritt  hier,  ab- 
gesehen von  anderweitiger  vertragsmässiger  Regelung,  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft ein.  Zum  Schutze  der  Kinder  aus  früherer  Ehe  sind  dabei 
gesetzliche  Vorschriften  getroffen. 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  —  Die 
Legitimation  (wettiging)  unehelicher  Kinder,  mit  Ausnahme  der  in  Ehe- 
bruch oder  Blutschande  erzeugten,  tritt  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern 
ein,  wenn  diese  die  Kinder  vor  Eingehung  der  Ehe  gesetzlich  (in  einer 
öffentlichen  Urkunde  —  336)  anerkannt  haben  oder  die  Anerkennung 
in  der  Heirathsurkunde  erfolgt.  Daneben  ist  eine  Ehelichkeitserklärung 
durch  den  König  vorgesehen  (327  ff.).  Legitimirte  Kinder  sind  den  ehe- 
lichen rechtlich  gleichgestellt  (332).^) 

Die  Eltern  sind  verpflichtet,  ihre  minderjährigen  Kinder  zu  unter- 
halten und  zu  erziehen.  Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
(ouderlijke  magt)  steht  dem  Vater  allein  zu,  abgesehen  von  dem  Falle 
der  Enthebung  oder  Entsetzung  und  unbeschadet  der  Vorschriften  über 
die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Ist  der  Vater  nicht  im  Stande,  die- 
elterliche  Macht  auszuüben,  so  wird  diese  von  der  Mutter  ausgeübt, 
eyentueU   wird  vom  Kantonrichter   ein  Vormund   ernannt   (353 — 356). 


»)  NoveUe  vom  6.  Februar  1901.    S.  238. 
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Auf  Antrag  des  Gewalthabers  kann  die  Arrondissements-Rechtsbank  die 
Aufnahme  des  sich  schlecht  betragenden  Kindes  für  bestimmte  Zeit  in 
eine  staatliche  Anstalt  (Rijksinrigting)  anordnen  (357,  369).^) 

Die  elterliche  Gewalt  hat  auch  Folgen  hinsichtlich  des  Vermögens 
des  Kindes.  Wer  über  ein  minderjähriges  Kind  die  elterliche  Macht 
ausübt,  hat,  unter  seiner  Verantwortlichkeit,  die  Verwaltung  über  das 
Vermögen  des  Kindes.  Die  Verwaltung  erstreckt  sich  nicht  auf  das, 
was  dem  Kinde  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  mit  der  Auflage 
zugewendet  wird,  dass  die  Verwaltung  durch  einen  anderen  als  den,  der 
die  elterliche  Gewalt  ausübt,  geführt  werden  soll.  Der  Gewalthaber 
kann  über  das  Vermögen  seiner  minderjährigen  Kinder  nur  unter  Be- 
achtung der  allgemeinen  Regeln  über  die  Veräusseining  der  den  Minder- 
jährigen gehörenden  Gegenstände  (385  ff.)  verfügen.  Widerstreiten  die 
Interessen  des  Gewalthabers  denen  seiner  minderjährigen  Kinder,  so 
werden  letztere  durch  einen  besonderen,  gerichtlich  zu  bestellenden 
Pfleger  vertreten  (362— 365) J) 

Dem  Vater  oder  der  Mutter  steht  kraft  der  von  einem  derselben 
ausgeübten  elterlichen  Gewalt  oder  Vormundschaft  die  Nntzniessung 
an  dem  Vermögen  des  ehelichen  Kindes  zu.  Mit  der  Nntzniessung  sind 
diejenigen  Lasten  verbunden,  die  Nutzniessem  überhaupt  obliegen, 
ferner  der  Unterhalt  und  die  Erziehung  des  E^indes  und  die  Zahlung 
von  etwaigen  Begräbnisskosten  für  das  Kind.  Wenn  beide  Mtemtheile 
der  elterlichen  Gewalt  oder  Vormundschaft  enthoben  sind,  haben  beide 
die  Nntzniessung  an  dem  Vermögen  ihrer  minderjährigen  Kinder.  Freies 
Vermögen  des  Kindes  ist,  was  das  Kind  durch  eigene  Arbeit  erwirbt, 
und  was  ihm  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  mit  der  Auflage 
zugewendet  wird,  dass  es  der  Nntzniessung  der  Eltern  entzogen  sein 
soll  (366ff,).0 

Neben  der  Unterhaltspflicht  der  Eltern  gegen  die  minderjährigen 
Kinder  besteht  eine  allgemeine  gegenseitige  Unterhaltspflicht  von  Ver- 
wandten (unter  Umständen  auch  Verschwägerten)  in  gerader  Linie  (375 
bis  384). 

§  5. 

E.  Nichtigkeit  der  Ehe. 

Der  niederländischen  Gesetzessprache  ist  eine  formelle  Unterscheidung 
zwischen  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe,  wie  sie  das  deutsche  Recht 
aufstellt,  fremd.  Das  niederländische  Recht  bezeichnet  die  Ungültigkeit 
einer  Ehe  als  Nichtigkeit  (nietigheid).  Die  Nichtigkeit  kann  allein  durch 
den  Richter  auf  Grund  einer  Seitens  der  Berechtigten  erhobenen  Klage 
ausgesprochen  werden  (140).  Vgl.  jedoch  wegen  der  Eheschliessung  durch 
Stellvertreter  oben  S.  245,  d. 

1.  Gründe  der  Nichtigkeit  und  Befugniss  zur  Geltend- 
machung: 

»)  NoveUe  vom  6.  Februar  1901.    Vgl.  S.  238f. 
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a)  Doppelehe.  Die  Nichtigfkeit  können  geltend  machen:  Der  frühere 
Ehegatte,  die  Ehegatten  selbst,  die  Verwandten  in  der  aufsteigenden 
Linie,  alle  Interessenten  und  der  Staatsanwalt  (141,  84).  üeber  den 
besonderen  Fall  der  Eheschliessung  eines  Gatten  bei  Verschollenheit  des 
anderen  siehe  unten,  unter  3. 

b)  Mangel  der  freien  Zustimmung  der  beiden  Ehegatten  oder 
eines  von  ihnen  oder  Irrthum  in  der  Person  bei  Eingehung  der  Ehe.  Die 
Nichtigkeit  kann  nur  von  dem  Ehegatten  geltend  gemacht  werden,  dessen 
Zustimmung  nicht  frei  gewesen  ist  oder  der  sich  in  der  Person  geirrt 
hat.  Die  Klage  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Ehegatten  drei  Monate  lang 
fortdauernd  zusammengelebt  haben,  seitdem  der  Ehegatte  seine  voll- 
ständige Freiheit  erlangt  oder  den  Irrthum  entdeckt  hat  (142,  86). 

c)  Vormundschaft  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  über  einen 
wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten.  Die  Nichtigkeit  können 
geltend  machen :  Des  Betreflenden  Vater,  Mutter  und  sonstige  Verwandten 
in  der  aufsteigenden  Linie,  Brüder,  Schwestern,  Oheime  und  Tanten,  der 
Kurator  und  der  Staatsanwalt;  nach  Aufhebung  der  Vormundschaft  der 
Ehegatte  selbst,  dessen  Klage  ausgeschlossen  ist,  falls  er  nach  der  Auf- 
hebung sechs  Monate  mit  dem  anderen  Ehegatten  zusammengelebt  hat 
(143,  86). 

d)  Mangel  der  Ehemündigkeit  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe. 
Die  G^eltendmachung  steht  dem  eheunmündigen  Theil  und  dem  Staats- 
anwälte zu ;  sie  ist  ausgeschlossen,  wenn  zur  Zeit  der  Klageerhebung  die 
Ehemündigkeit  erreicht  ist,  oder  die  eheunmündige  Frau  vor  der  Klage- 
erhebung schwanger  geworden  ist  (144,  86). 

e)  Nahe  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  (87,  88).  Die 
Geltendmachung  der  Nichtigkeit  steht  zu:  Den  Ehegatten  selbst,  ihren 
Eltern  oder  Verwandten  in  der  aufsteigenden  Linie,  allen  Interessenten 
und  dem  Staatsanwälte  (146). 

f)  Eheschliessung  zwischen  einem  Ehebrecher  und  seinem  Mit- 
schuldigen (89).    Befugniss  zur  Geltendmachung  wie  zu  e. 

g)  Eheschliessung  zwischen  Personen,  deren  frühere  Ehe  durch* 
Scheidung  aufgelöst  war  (90).    Befugniss  zur  Geltendmachung  wie  zu  e. 

h)  Mangel  der  erforderlichen  Einwilligung  der  Eltern, 
Grosseltern,  des  Vormundes  und  Nebenvormundes.  Klageberechtigt 
sind  die  Personen,  deren  Einwilligung  oder  Anhörung  gesetzlich  erforder- 
lich gewesen  ist.  Die  Klage  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  betreffenden 
Personen  die  Ehe  ausdrücklich  od^  stillschweigend  genehmigt  haben  oder 
wenn,  seitdem  sie  von  der  Eheschliessung  Kenntniss  erhalten  haben,  sechs 
Monate  ohne  Einspruch  von  ihrer  Seite  abgelaufen  sind.  Hinsichtlich 
der  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  gilt  die  Kenntniss  nicht  als  vorhanden, 
solange  die  Eheschliessung  nicht  in  die  inländischen  öffentlichen  Eegister 
eingetragen  ist  (146;  92  bis  95,  97,  98;  139). 

i)  Formmängel,  und  zwar:  Unzuständigkeit  des  Standesbeamten, 
Mangel  der  erforderlichen  Zahl  von  Zeugen  oder  Mangel  der  erforder- 
lichen Eigenschaften  der  Zeugen.  —  Anfechtungsberechtigt  sind  die  Ehe- 
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gatten  —  diese  jedoch  nicht,  wenn  äosserlich  ein  eheliches  VerhUtniss 
vorliegt  und  eine  Eheschliessungshandlung  vor  einem  Standesbeamten 
stattgefunden  hat  — ,  die  Eltern  und  sonstige  Verwandte  in  der  auf- 
steigenden Linie,  der  Vormund,  der  Nebenvormund,  alle  Interessenten 
und  der  Staatsanwalt.  Bei  dem  Mangel  in  den  erforderlichen  Eigen- 
schaften der  Zeugen  ist  die  Ehe  nicht  nothwendiger  Weise  nichtig, 
sondern  der  Richter  hat  nach  den  Umständen  zu  entscheiden  (147;  131, 132). 

k)  Eheschliessung  trotz  eines  erhobenen,  nicht  zurückgewiesenen 
Einspruchs,  falls  der  Einspruch  als  begründet  erklärt  wird  (125). 

Weitere  Fälle  der  Nichtigkeit  einer  Ehe  kennt  das  Gesetz  nicht. 
Insbesondere  ist  eine  Ehe,  die  im  Widerspruch  mit  den  Vorschriften 
über  die  Wartezeit,  die  Einwilligung  der  Eltern  von  Volljährigen,  die 
Bekanntmachung  des  Aufgebots,  den  Ablauf  des  dritten  Tags  seit  der 
letzten  Bekanntmachung  des  Aufgebots,  die  öffentliche  Vollziehung  der 
Ehe  im  Gemeindehause  (91,  99,  103,  107,  130,  131  ff.),  geschlossen  worden 
ist,  nicht  nichtig  (154). 

In  allen  Fällen,  wo  Interessenten  zur  Erhebung  der  Nichtigkeits- 
klage berechtigt  sind,  können  Verwandte  in  der  Seitenlinie,  Kinder 
aus  einer  anderen  Ehe  oder  Fremde  dieses  Becht,  solange  beide 
Ehegatten  am  Leben  sind,  überhaupt  nicht,  im  Uebrigen  nur  unter 
der  Voraussetzung  ausüben,  dass  sie  dabei  ein  bereits  entstandenes, 
gegenwärtiges  Interesse  haben.  Der  Staatsanwalt  ist  nach  Auflösung 
der  Ehe  von  der  Erhebung  der  Nichtigkeitsklage  ausgeschlossen  (148). 

2.  Wirkungen  der  Nichtigkeit.  —  Das  Nichtigkeitsurtheil  wirkt, 
soweit  es  den  Familienstand  betrifft,  für  und  gegen  alle.  Die  für  nichtig 
erklärte  Ehe  hat  jedoch,  falls  beide  Ehegatten  bei  ihrer  Eingehung  in 
gutem  Glauben  gewesen  sind,  alle  bürgerlichen  Bechtswirkungen  hin- 
sichtlich der  Ehegatten  und  der  Kinder  (150).  Hat  nur  einer  der  Ehe- 
gatten die  Ehe  in  gutem  Glauben  geschlossen,  so  hat  die  Ehe  nur  zum 
Vortheile  des  gutgläubigen  Ehegatten  und  der  Kinder  bürgerliche  Bechts- 
wirkungen. Der  bösgläubige  Ehegatte  kann  zur  Vergütung  von  Kosten, 
Schaden  und  Interessen  an  den  andern  Ehegatten  verurtheilt  werden  (151). 
Die  für  nichtig  erklärte  Ehe  verliert  von  dem  Tage  des  Urtheils  an  die 
etwaigen  bürgerlichen  Bechtswirkungen  (152).  Gutgläubigen  Dritten 
kann  aus  Bechtsgeschäften  mit  den  Ehegatten  im  Falle  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  ein  Bechtsn achtheil  nicht  erwachsen  (153). 

3.  Besonderes  bei  Verschollenheit  eines  Gatten.  —  Wenn  ein 
Ehegatte  zehn  Jahre  von  seinem  Wohnorte  abwesend  ist,  ohne  dass 
eine  Nachricht  von  seinem  Leben  oder  Tod  eingeht,  so  kann  der 
zurückgebliebene  Ehegatte  von  der  Arrondissements-Bechtsbank  des  ge- 
meinsamen Wohnsitzes  die  Ermächtigung  zu  einem  dreimaligen  Aufgebot 
erhalten  (549).  Haben  die  Aufgebote  in  gesetzlicher  Weise  stattgefunden^ 
ohne  dass  der  Abwesende  oder  eventuell  ein  Vertreter  für  ihn  erscheint, 
so  kann  der  zurückgebliebene  Ehegatte  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe 
Seitens  des  Gerichts  ermächtigt  werden  (550).  Die  Ermächtigung  ver- 
fällt von  Bechtswegen,  falls  vor  Abschluss  der  neuen  Ehe  der  Abwesende 
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zurückkehrt  oder  jemand  einen  genügenden  Beweis  von  dessen  Leben 
beibringt.  Mit  der  Schliessung  der  neuen  Ehe  wird  die  frühere  Ehe 
aufgelöst;  der  abwesende  Ehegatte  kann  dann  auch  seinerseits  eine  neue 
Ehe  eingehen  (551,  254  No.  2).  Stellt  sich  heraus,  dass  der  abwesende 
Ehegatte  noch  lebt,  so  ist  dies  für  die  Gültigkeit  der  neuen  Ehe  ohne 
Bedeutung  (vgl.  154).  Hat  der  Abwesende  zu  der  Bemannung  oder 
den  Reisenden  eines  Schiffes  gehört,  so  ermässigt  sich  die  zehnjährige 
Frist  unter  gewissen  Voraussetzungen  auf  fünf  oder  drei  Jahre  oder 
auf  ein  Jahr  (Gesetz  vom  9.  Juli  1855,  St.Bl.  No.  67). 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

I.  Ehescheidung.  Die  Scheidung  (echtscheiding,  d.  i.  Auflösung 
der  Ehe  dem  Bande  nach)  erfolgt  ausschliesslich  durch  richterliches  Ur- 
theil  und  nur  aus  bestimmten  Gründen,  niemals  durch  gegenseitige  Ueber- 
einkunft  der  Ehegatten  (262,  263).  Nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
ist  auf  gemeinsamen  Antrag  ohne  Angabe  besonderer  Gründe  zulässig 
(nachstehend  II). 

1.  Die  Ehescheidungsgründe  sind  (264): 

a)  Ehebruch; 

b)  bösliche  Verlassung  während  fünf  Jahren  (vgl.  auch  266); 

c)  Verurtheilung  zu  einer  vierjährigen  oder  längeren  Freiheitsstrafe 
nach  Eingehung  der  Ehe; 

d)  Schwere  Verwundungen  oder  lebensgefährliche  Misshandlungen 
durch  einen  Ehegatten. 

Ueber  die  Befugniss,  die  Umwandlung  der  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  in  gänzliche  Auflösung  der  Ehe  zu  verlangen,  siehe  unten  n  2. 

2.  Das  Becht  auf  Scheidung  erlischt  durch  Versöhnung  (271, 
272);  der  Regel  nach  auch  durch  Rückkehr  des  Ehegatten,  der  den  andern 
böslich  verlassen  hatte,  vor  der  Fällung  des  Urtheils  (273);  durch  Ablauf 
von  sechs  Monaten  seit  der  Rechtskraft  des  Strafurtheils  in  den  Fällen  von 
Ehebruch  und  strafrechtlicher  Verurtheilung  —  bei  Abwesenheit  im  Aus- 
lande zur  Zeit  der  Verurtheilung  des  andern  Ehegatten  läuft  die  Frist 
erst  von  der  Rückkehr  —  (274);  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten 
(275);  durch  Erhebung  der  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
(290);  nach  Ermessen  des  Richters  durch  Verlassen  des  Wohnortes,  der 
der  klägerischen  Ehefrau  angewiesen  worden  ist  (268). 

3.  Wirkungen  der  Ehescheidung: 

a)  Im  Allgemeinen.  Die  Ehe  ist  aufgelöst  (254  No.  4);  jeder  der 
beiden  Gatten  kann  sich,  soweit  ihm  nicht  ein  besonderes  Hindemiss 
entgegensteht,  wiederverheirathen  (vgl.  119,  126  No.  4);  zu  beachten 
sind  insbesondere  die  oben  S.  242  unter  c  bis  e  bezeichneten  Ehe- 
hindemisse. 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens.  Die  gesetzliche  allgemeine 
Gütergemeinschaft  wird  durch  die  Ehescheidung  von  Rechtswegen  auf- 
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gehoben  und  es  tritt  Trennang  des  Vermögens  ein  (181  No.  3,  287). 
Der  Ehegatte,  auf  dessen  Antrag  die  Scheidung  ausgesprochen  ist,  behält  sein 
Secht  auf  alle  Schenkungen,  die  ihm  vom  andern  im  Hinblick  auf  die  Ehe 
versprochen  worden  sind,  auch  wenn  es  sich  um  gegenseitige  Schenkungen 
handelt  (277).  Dagegen  verliert  der  Ehegatte,  gegen  den  auf  Scheidung 
erkannt  ist,  alle  ihm  vom  andern  im  Hinblick  auf  die  Ehe  versprochenen 
Schenkungen  (278).  Schenkungen  auf  den  Todesfall  werden  durch  die 
Ehescheidung  nicht  fäUig  (279).  Im  Ehevertrage  versprochene  Schen- 
kungen Dritter  bleiben  dem  geschuldet,  für  den  sie  zugesagt  waren  (283). 

Hat  der  Ehegatte,  auf  dessen  Antrag  die  Ehescheidung  aus- 
gesprochen worden  ist,  keine  genügenden  Einkünfte  für  seinen  Lebens- 
unterhalt, so  hat  der  andere  Ehegatte  ihm  nach  seinem  Stande  und 
Vermögen  aus  seinem  Vermögen  Unterhalt  zu  gewähren  (281).  Die 
Unterhaltspflicht  erlischt  mit  dem  Tode  eines  der  geschiedenen  Ehe- 
gatten (282). 

Die  während  des  Ehescheidungsverfahrens  von  dem  Manne  vor- 
genommenen Handlungen,  wodurch  die  Rechte  der  Frau  vorsätzlich  ver- 
kürzt werden,  sind  nichtig  (270). 

c)  Hinsichtlich  der  Kinder.  Mit  dem  Erlass  des  Scheidungs- 
urtheils  leitet  die  Rechtsbank  gleichzeitig  von  Amtswegen  ein  Verfahren 
ein,  um  zu  bestimmen,  welcher  Eltemtheil  oder  wer  sonst  über  jedes 
Kind  die  Vormundschaft  ausüben  soll  (284,  285).  Die  Kinder  verlieren 
durch  die  Ehescheidung  der  Eltern  keinen  der  Vortheile,  die  ihnen  auf 
Grund  des  Gesetzes  oder  des  JEhevertrags  zustehen  (286).*) 

n.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (scheiding  van  tafel  en  bed) 
erfolgt,  wie  die  Ehescheidung,  nur  durch  richterliches  Urtheil  (289,  262  S.); 
sie  wird  nicht  auf  Zeit  ausgesprochen  (vgl.  303,  304). 

1.  Die  Gründe  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sind: 

a)  Die  Gründe,  welche  zu  einer  Ehescheidung  führen  können  (288). 
Dabei  finden  die  Bestimmungen  der  Art.  265  ff.  über  Wegfall  des  Klage- 
rechts entsprechende  Anwendung  (301).  —  Ausserdem 

b)  Ausschreitungen,  Misshandlungen  und  grobe  Beleidigungen  des 
einen  Ehegatten  gegen  den  andern  (288),  sowie 

c)  Antrag  beider  Ehegatten  ohne  Angabe  eines  bestimmten 
Grundes,  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Ehegatt»  mindestens  seit 
zwei  Jahren  verheirathet  sind  und  in  einer  öffentlichen  (d.  h.  notariellen) 
Urkunde  die  Bedingungen  dieser  Scheidung  hinsichtlich  ihrer  selbst  und 
ihrer  Kinder  geregelt  haben  (291,  292). 

2.  Wirkungen  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett: 

a)  Im  Allgemeinen.  Die  Verpflichtung  der  Gatten  zum  Zusammen- 
wohnen fällt  fort;  das  eheliche  Band  selbst  bleibt  bestehen  (297). 

Nach  fünfjährigem  Bestehen  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  könnea 
die  Elhegatten  Auflösung  der  Ehe  bei  dem  Richter  beantragen  (255).  Das 
Urtheil,  wodurch  die  Auflösung  ausgesprochen  wird,  muss  bei  Strafe  der 

>)  NoTelle  vom  6.  Februar  1901.     Vgl.  S.  2dS,  f. 
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Nichtigkeit  binnen  sechs  Monaten  vom  Tage  der  Rechtski*aft  auf  Antrag 
eines  oder  beider  Ehegatten  in  das  standesamtliche  Register  eingetragen 
werden  (260).  Diese  Auflösung  der  Ehe  lässt  im  Uebrigen  die  gesetzlichen 
Folgen  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  die  von  den  Parteien 
verabredeten  Bedingungen  dieser  Trennung  unberührt  (^61). 

Durch  Versöhnung  der  von  Tisch  und  Bett  getrennten  Ehegatten 
wird,  vorbehaltlich  der  etwa  inzwischen  entstandenen  Rechte  Dritter^ 
die  Trennung  von  Rechtswegen  aufgehoben,  und  alle  Wirkungen  der 
Ehe  leben  wieder  auf.  Für  die  Versöhnung,  die  übrigens  durch  Ver- 
trag der  Ehegatten  nicht  ausgeschlossen  werden  kann,  ist  eine  besondere 
Form  nicht  vorgeschrieben  (303).  Dritten  gegenüber  wirkt  aber  die 
Versöhnung,  falls  das  Trennungsurtheil  ordnungsmässig  (300)  öfEentlich 
bekannt  gemacht  war,  erst  dann,  wenn  die  Aufhebung  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  entsprechend  öffentlich  bekannt  gemacht  worden 
ist  (304). 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens.  Es  tritt  Aufhebung  der  Güter- 
gemeinschaft und  Trennung  der  Vermögen  ein  (298).  Die  Frau  erhält 
die  freie  Verwaltung  (beheer)  über  ihr  Vermögen  zurück  und  kann  vom 
Richter  eine  allgemeine  Ermächtigung  erhalten,  über  ihr  bewegliches 
Vermögen  zu  verfügen  (299). 

Im  Uebrigen  sind  die  Wirkungen  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
hinsichtlich  des  Vermögens  der  Ehegatten  und  hinsichtlich  ihrer  Kinder 
im  Allgemeinen  dieselben,  wie  bei  der  Ehescheidung  (301),*)  nur  treten 
bei  der,  auf  übereinstimmenden  Antrag  der  beiden  Ehegatten,  aus- 
gesprochenen Trennung  von  Tisch  und  Bett  (29 1  ff.)  die  von  den  Ehe- 
gatten getroffenen  Abmachungen  an  die  Stelle  der  gesetzlich  vorgesehenen 
Folgen  (302). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aus  be- 
stimmten Gründen.  —  Für  Rechtsstreitigkeiten  dieser  Art  ist  die 
Arrondissements-Rechtsbank  des  Wohnsitzes  des  Hannes  (262),  im  Falle 
der  böslichen  Verlassung  des  letzten  gemeinsamen  Wohnsitzes  (266)  zu- 
ständig.*) Die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  finden  auch  in  Ehesachen  statt.^ 

^)  Novelle  Tom  6.  Februar  1901.    S.  238,  f. 

*)  Weon  der  Manu  seinen  Wohnsitz  im  Auslande  hat,  ist  —  abgesehen  von 
dem  Falle  der  böslichen  Verlassung  —  kein  niederländisches  Gericht  für  eine 
Seheidungsklage  der  im  Inlande  wohnenden  Frau  zuständig.  Dies  ist  auch  ohne  Ein- 
wand Ton  Amtewegen  zu  berücksichtigen.  Olunet,  Journal  du  droit  international 
1896  S.  220,  auch  1889  S.  712,  1891  S.  1011.  Bei  der  bösUchen  Verlassuog  ist,  wenn 
die  Ehegatten  zur  Zeit  der  Verlassung  ihren  gemeinsamen  Wohnsitz  im  Auslände 
hatten,  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  für  die  Klage  zuständig.  Urth. 
des  Kass.H.  y.  28.  Mai  1897;  Olunet,  Journal  1899  S.  1869,  Böhm,  Zeitschr. 
f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  9  S.  487. 

*)  Siehe  Leske-Loewenfeld,  Kechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  154, 
lU  S.  391  ff. 
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Falls  ein  Ehebruch  durch  Urtheil  festgestellt  oder  die  Verurtheilung 
eines  Ehegatten  zu  einer  längeren  als  vierjährigen  Freiheitsstrafe  erfolgt 
ist,  genügt  die  Vorlage  einer  Drtheilsabschrift  nebst  einem  Beweis  über 
die  Rechtskraft  des  Urtheils  bei  dem  Gerichte.  Weiterer  Förmlichkeiten 
bedarf  es  nicht  (265). 

Im  Uebrigen  gilt  für  Klagen  auf  Ehescheidung  sowie  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  aus  bestimmten  Gründen  das  in  der  CP.O.  Art.  81 6  ff. 
vorgesehene  besondere  Verfahren.  Damach  muss  der  Ehegatte,  der  eine 
solche  Klage  erheben  will,  zunächst  ein  Gesuch  unter  Angabe  der  That- 
sachen  und  der  Anträge  sowie  unter  Beifügung  der  Beweismittel  bei  der 
Rechtsbank  einreichen.  Das  Gesuch  muss  von  dem  Ehegatten  per- 
sönlich dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  übergeben  werden,  der  dem  Ge- 
suchsteller etwaige  Bedenken  mittheilt.  Ist  dieser  verhindert  zu  er- 
scheinen, so  wird  in  seiner  Wohnung  gerichtlich  mit  ihm  verhandelt 
(CP.O.  816).  Bleibt  er  auf  seinem  Antrage  bestehen,  so  ordnet  der  Vor- 
sitzende das  persönliche  Erscheinen  beider  Ehegatten  zu  einem  Sühne- 
termin an  (CP.O.  817,  816).  Erscheint  der  Gesuchsteller  in  diesem 
Termine  ohne  Grund  nicht,  so  gilt  sein  Antrag  als  zurückgenommen. 
Ist  der  Sühneversuch  misslungen,  so  ertheilt  der  Vorsitzende  die  Er- 
mächtigung an  den  Gesuchsteller,  die  Ehescheidungsklage  im  ordentlichen 
Verfahren  zu  erheben  (CP.O.  819,  821). 

In  dem  Verfahren  können  von  dem  Vorsitzenden  oder  dem  Pi*ozess- 
gericht  einstweilige  Verfügungen  im  Interesse  der  Frau  und  Kinder 
erlassen  werden:  Ermächtigung  der  Frau,  vorläufig  eine  andere  Wohnung 
zu  beziehen ;  Anordnung  der  Herausgabe  der  zum  täglichen  Gebrauch  der 
Frau  dienenden  Sachen  an  diese;  einstweilige  Regelung  der  Ausübung 
der  elterlichen  Gewalt  über  die  Kinder ;  Anweisung  eines  vom  Manne  zu 
leistenden  Unterhaltsbeitrags  für  die  Frau  und  die  etwa  bei  ihr  be- 
findlichen Kinder  (CP.O.  820;  B.G.B.  267  bis  269).  Die  einstweiUgen 
Verfügungen  sind  vorläufig  vollstreckbar  (CP.O.  53  No.  8). 

Das  weitere  Verfahren  entspricht  im  Wesentlichen  dem  ordentlichen 
Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  weicht  jedoch  davon  in 
folgenden  Punkten  ab:  Ist  die  Frau  Klägerin,  so  hat  sie  die  Klage  binnen 
vierzehn  Tagen  seit  Erlangung  der  erforderlichen  Ermächtigung  zu  er- 
heben, widrigenfalls  sie  die  ihr  etwa  durch  einstweilige  Verfügung  des  Vor- 
sitzenden (CP.O.  820)^)  zuerkannten  Vergünstigungen  verliert  (CP.O.  821). 
Die  Verhandlung  der  Sache  und  ein  etwaiges  Zeugenverhör  finden  bei 
Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  statt  (CP.O.  822,  823).  Der  Staatsanwalt 
ist  in  dem  Verfahren  zu  hören  (CP.O.  324  No.  7).  Verwandte,  Ver- 
schwägerte, Dienstboten  oder  Angestellte  der  Parteien  sind  fähig,  als 
Zeugen  aufzutreten  und  können  nicht  abgelehnt  werden ;  Eltern  und  Kinder 
der  Ehegatten  sind  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  berechtigt  (CP.O.  827, 
B.G.B.  1961).  1)    Wer  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  geklagt  hat. 


0  Novelle  vom  6.  Februar  1901.    Vgl.  S.  288,  f. 
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kann  aus  demselben  Bechtsgrunde  nicht  mehr  auf  Ehescheidung  klagen 
(B.aB.  290). 

Das  auf  Ehescheidung  oder  Trennung  von  Tisch  und  Bett  lautende 
Urtheil  wird  stets  in  öffentlicher  Sitzung  verkündigt  (CP.O.  822)  und 
muss  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  (durch  Aushängen  eines  Auszugs 
im  Sitzungssaale  der  Rechtsbank  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  während 
eines  Jahres;  eventuell  durch  Aushängen  eines  Auszugs  am  Wohnsitze  des 
Ehemannes;  durch  dreimalige  Veröffentlichung  in  einer  Zeitung).  Vor  der 
Bekanntmachung  hat  das  Urtheil  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  Dritten 
gegenüber  keine  Wirkung  (CP.O.  828,  811  B.G.B.  300).  Ausserdem  muss 
das  Ehescheidungs-Ürtheil  auf  Antrag  eines  oder  beider  Ehegatten 
innerhalb  sechs  Monaten  vom  Tage  der  Rechtskraft  in  das  standesamt- 
liche Register  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten  eingetragen  werden,  widrigen- 
falls das  Urtheil  kraftlos  wird,  ohne  dass  die  Ehescheidung  aus  denselben 
Gründen  wieder  beantragt  werden  könnte  (B.G.B.  276). 

2.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auf  gemeinsamen  Antrag. 
—  Der  Antrag  der  beiden  Ehegatten  ist  bei  der  Rechtsbank  ihres  Wohn- 
sitzes unter  Vorlegung  der  Heirathsurkunde  und  der  Abmachungen  über 
die  Bedingungen  der  Scheidung  einzureichen.  Angabe  eines  bestimmten 
Trennungsgrundes  ist  nicht  erforderlich  (291  ff.).  Die  Rechtsbank 
bestimmt  zunächst  einen  Sühnetermin  und  ordnet  das  persönliche  Er- 
scheinen der  Ehegatten  zu  demselben  an;  falls  der  Termin  ohne  Ergeb- 
niss  bleibt,  hat  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  ein  zweiter  Sühne- 
termin stattzufinden  (294).  Weitere  sechs  Monate  später  wird  nöthigen- 
falls  das  Urtheil  erlassen,  dem  die  Anhörung  der  Verwandten  in  der 
aufsteigenden  Linie  und  des  Staatsanwalts  vorauszugehen  hat  (295).  Bei 
Abweisung  des  Antrags  findet  gegen  die  Entscheidung  innerhalb  einer 
Frist  von  einem  Monat  eine  Beschwerde  der  Ehegatten  an  die  höhere 
Instanz  statt  (296).  Das  Urtheil  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist 
auch  in  diesen  Fällen  entsprechend  bekannt  zu  machen  (300;  CP.O. 
828,  811). 

§8. 

H.  Niederländisches  Eherecht  im  Auslände 

(Eheschliessung  vor  Konsularbeamten) 

und  Eherecht  in  den  Kolonien. 

L  Vor  Konsularbeamten.  —  Als  Rechtsquellen  kommen  hier  in 
Betracht: 

a)  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  (St.Bl.  No.  91),  betr.  Regelung  der 
Zuständigkeit  der  Konsularbeamten  zur  Vornahme  standesamtlicher  Hand- 
lungen und  zur  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  (Citirt:  K.G.).  Das 
Gesetz  ist  durch  Novellen  vom  9.  Nov.  1876  (StBl.  No.  201),  16.  April 
1886  (St3L  No.  63),  u.  16.  Dezember  1888  (StJBl.  No.  204)  geändert 
worden.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  durch  Kgl.  Verordnung  vom 
15.  Juli  1887  (StBl.  No.  138)  in  neuer  Fassung  bekannt  gemacht. 

L«sk«ii.  Loewenfeld,  Reohtsverfolgung.    Ergänzungsband.  17 
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b)  Kgl.  Verordnung  vom  29.  Angnst  1894  (StBL  N.  146)  betr.  die 
Aasführung  von  Artikel  1  des  E.G.,  abgeändert  durch  Verordnungen  vom 
13.  Mai  1896  (StBL  N.  81)  u.  vom  1.  Februar  1898  (St.Bl.  N.  42). 

c)  Die  den  in  Frage  kommenden  Konsularbeamten  zugefertigte 
KonsiQar-(standesamtliche)Instruktion  (Instructie  betreffende  den  con- 
sulairen  burgerlijken  stand,  1890).  Die  Instruktion,  die  neben  einer 
ausführlichen  Darstellung  der  in  Betracht  kommenden  rechtlichen  Vor- 
schriften auch  Formulare  enthält,  ist  im  Staatsblad  nicht  veröffentlicht 
worden.^) 

Die  durch  EgL  Verordnung  ermächtigten  konsularischen  Beamten 
sind  innerhalb  des  ihnen  zugewiesenen  Amtsbezirkes  zuständig,  hinsichtlich 
der  Niederländer  oder  niederländischen  Schutzgenossen  (E.G.  9)  ihres 
Bezirkes  alle  bürgerlichen  standesamtlichen  Handlungen,  die  nach  nieder- 
ländischem Rechte  den  Standesbeamten  obliegen,  mit  gleicher  rechtlicher 
Wirkung  füi*  die  Niederlande,  vorzunehmen  und  zu  beurkunden  (E.G.  1, 12). 
Dabei  ist  im  Allgemeinen  niederländisches  Recht  anzuwenden,  jedoch  mit 
folgenden  Besonderheiten: 

Das  bei  Eheschliessungen  im  Auslande  vorgeschriebene  Aufgebot  in 
den  Niederlanden  (B.G.B.  138)  ist  bei  Schliessung  der  Ehe  vor  einem 
konsularischen  Beamten  nicht  erforderlich,  wenn  die  Ehegatten  im  Inland 
einen  Wohnsitz  nicht  haben  oder  während  der  letzten  sechs  Monate  nicht 
gehabt  haben.  Die  Vorschrift  über  die  Eintragung  der  Eheschliessnng 
in  das  standesamtliche  Register  nach  Rückkehr  in  das  Inland  (B.G.B.  138) 
bleibt  anwendbar  (E.G.  13).  Die  konsularischen  Beamten  können  von 
dem  zweiten  Eheaufgebot  (B.GJB.  111)  Befreiung  bewilligen  (Verordnung 
vom  29.  Aug.  1894,  StBL  No.  146,  Artikel  5). 

Zur  Vornahme  und  Beurkundung  gültiger  Eheschliessungen  sind 
Eonsularvertreter  in  folgenden  Ländern  ermächtigt  (Verordnung  vom 
29.  Aug.  1894  nebst  Nachträgen,  s.  oben  b): 

Europa:  Griechenland,  Grossbritannien  und  Irland,  Portugal,  Russland, 
Türkei; 

Asien:  Türkei,  Britische  Besitzung  Aden,  China,  Japan,  Persien,  Slam, 
Philippinen; 

Afrika:  Egypten,  Marokko,  Tripolis,  LorenQO  Marquez  (Kolonie 
Mozambique),  Britisch  Guinea,  Congo-Staat,  Französische  und  Portugie- 
sische Besitzungen  an  der  Westküste,  Liberia; 


^)  Abgesehen  von  den  in  der  Üinleitung  genannten  Sammlungen  von  Fruin  and 
Oudeman-Lipman  findet  sich  das  K.G.  abgedruckt  in  dem  amtlichen  niederUndischen 
Konsulats-Handbuch  (Nederlandsche  Gonsulaire  Yoorschriften),  Haag  1889,  das  ausser 
dem  holländischen  Wortlaut  auch  französische  und  englische  Uebersetzungen  enthalt.  — 
Eine  im  amtlichen  Auftrage  veranstaltete  Sammlung  aller  Bestimmungen  über  die 
standesamtlichen  Befugnisse  der  Konsuln,  insbesondere  auch  der  Instruktion,  ist  heraus- 
gegeben von  Baron  van  Ho  gen  dorp,  Instructie  betreffende  den  Consnlairen  Bnrger- 
l^ken  Stand,  Haag  1890.  Ausser  dem  hoUändiachen  Urtexte  sind  darin  auoh  französische 
und  englische  uebersetzungen  enthalten.  —  Eine  kürzere  systematische  Darstellung  bietet 
Paulus,  das  Konsularrecht  und  die  konsularische  Zuständigkeit.  (Het  Gonsulair  Becht 
en  de  Gonsulaire  werkkring)  Haag  1890. 
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Amerika:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Dominikanische  Republik, 
Haitis  Antillen,  Argentinien,  Brasilien,  Bolivien,  Colmnbien  und  Costa  Rica, 
Ecuador,  Peru,  Uruguay; 

Australien:  Britische  Besitzungen,  Hawaische  Inseln; 

n.  Eherecht  in  den  niederländischen  Kolonien.  —  In  den 
niederländischen  Kolonien  Niederländisch-(08t-)Indien,  Curagao  und  Suri- 
nam (Niederl.  Guayana)  gilt  formell  nicht  die  bürgerliche  Rechtsordnung 
des  Mutterlandes.  Jedoch  lehnt  sich  das  in  den  Kolonien  geltende  Ehe- 
recht materiell  eng  an  das  niederländische  Recht  an  und  stimmt  grössten- 
theils  auch  wörtlich  mit  diesem  überein.  Aenderungen  im  niederländischen 
Rechte  werden  meist  sofort  auch  besonders  in  den  Kolonien  eingeführt. 

In  sämmtlichen  Kolonien  bestehen  Standesbeamte  und  standesamtliche 
Register.  Das  Verfahren  bei  der  Eheschliessung  stimmt  mit  dem  in  den 
Nied^landen  vorgeschriebenen  Verfahren  überein.  Die  Bewilligung  von 
Befreiungen,  z.  B.  beim  Ehehindemiss  der  mangelnden  Ehemündigkeit, 
steht  dem  General-Gouverneur  oder  dem  Gouverneur  zu. 

1.  In  Niederländiscb-Indien  gilt  das  Burgerlijk  Wetboek  voor 
Nederlandscb-Lxdie,  bekannt  gemacht  unterm  30.  April  1847  (StBl.  für 
NiederL-Indien  No.  23).  Seine  Geltung  erstreckt  sich  im  Allgemeinen 
auf  Eui-opäer  und  diesen  gleichgestellte  Personen,  d.  L  im  Allgemeinen  auf 
Christen,  nicht  ohne  Weiteres  aber  auf  die  eingeborene  Bevölkerung.^) 

2.  Die  für  Curagao  durch  Kgl.  Verordnung  vom  4.  September 
1868  (Publicatieblad  Nr.  18)  erlassenen  Wetboeken  en  Reglementen  voor 
de  Kolonie  Cura^ao  sind  1868  unter  diesem  Titel  in  einem  Sonderabdruck 
im  Haag  (Allgemeine  Landesdruckerei)  erschienen.^) 

3.  Die  für  Surinam  durch  Kgl.  Verordnung  vom  4.  Sept  1868 
(Goavemementsblad  Nr.  17)  erlassenen  Wetboeken  en  Reglementen  voor 
de  Kolonie  Suriname  sind  1868  unter  diesem  Titel  in  einem  Sonderab- 
druck im  Haag  (Allgemeine  Landesdruckerei)  erschienen.^ 

§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Das  niederländische  Recht  enthält  verschiedene  Vorschriften  des  sog. 
internationalen  Privatrechts,  die  für  das  Gebiet  des  Eherechts  von  Be- 
deutfmg  sind.    Diese  Vorschriften  befinden  sich  hauptsächlich  in  dem 


^)  AU  Samminngen  der  in  Niederländisch-Indien  geltenden  Gesetzgebung  unter 
BeröckBiehtigimg  späterer  Aenderungen  und  mit  Verweisungen  auf  die  betreffenden 
niederh-indischen,  niederländischen  und  französischen  Gesetzes-Bestimmungen  sind  zu 
nennen:  Engelbrecht,  de  Nederlandschrlndische  Wetboeken.  Samarang  1890;  Lion, 
De  Nederlandsch-Indische  „Wetboeken''  enz.  Samarang. 

Bemerkungen  über  das  niederländisch -indische  bürgerliche  Becht  finden  sieh  bei 
Lonter,  Handleiding  tot  de  Kennis  van  het  Staats-  en  Administratief  Becht  Tan 
Nederiandsch  Indie,  Haag  4.  Aufl^  1896,  insbes.  S.  447ff.,  u.  Leske-Loewenfeld 
I  S.  164ff. 

*)  Yergl.  Leske-Loewenfeld  I  S.  106. 

")  Yergl.  Leske-Loewenfeld  a.  a.  0. 
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Gesetze,  betreffend  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Glesetzgebnng  des 
Königreichs  (Wet  hondende  allgemeene  bepalingen  der  wetgeving  van 
het  koningrijk)  vom  15.  Mai  1829  (St.Bl.  No.  10;  citirt:  Allg.  Ges.). 

„Die  GesetzesYorschrilten,  die  die  Rechte  (rechten),  den  Bechts- 
zostand  (staat)  und  die  G^chäftsfähigkeit  (bevoegdheid)  einer  Person 
betreffen,  sind  für  Niederländer  auch  verbindlich,  wenn  diese  sich  im 
Auslande  befinden"  (Allg.  Ges.,  Art.  6).^) 

„Hinsichtlich  unbeweglicher  Sachen  (B.G3.  562  ff.)  findet  die  G^etz- 
gebung  des  Landes  oder  Ortes  Anwendung,  wo  dieselben  liegen"  (Allg.  Gtes.  7). 

„Das  bürgerliche  Recht  des  Königreichs  findet  in  gleicher  Weise 
auf  Fremde  wie  auf  Niederländer  Anwendung,  soweit  nicht  das  Gesetz 
ausdrücklich  das  Gegentheil  bestimmt"  (Allg.  Ges.  9). 

„Die  Foim  aller  Rechtsgeschäfte  wird  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
oder  des  Ortes  beurtheilt,  wo  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird" 
(Allg.  Ges.  10). 

Was  insbesondere  eine  im  Auslande  zwischen  Niederländern 
oder  zwischen  Niederländern  und  Ausländern  vollzogene  Ehe 
betrifft,  so  ist  dieselbe  (nach  niederländischem  Rechte)  gültig,  wenn  sie 
gemäss  der  in  dem  betreffenden  Lande  gebräuchlichen  Form  vollzogen 
ist,  unter  den  weiteren  Voraussetzungen,  dass  das  vorgeschriebene 
Eheaufgebot  im  Inlande  (B.G.B.  107  ff.)  ohne  Einspruch  stattgefunden 
und  der  niederländische  Ehetheil  nicht  gegen  die  Vorschriften  des  nieder- 
ländischen bürgerlichen  Rechts  über  die  materiellen  Erfordernisse  einer 
gültigen  Eheschliessung  (B.G£.  84  ff.)  gehandelt  hat  (B.G.B.  138).  Inner- 
halb eines  Jahres  nach  der  Rückkehr  der  Ehegatten  in  das  Gebiet  des 
Königreichs  ist  die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  in  das  öffentliche 
Heiraths-Register  des  Wohnortes  der  Ehegatten  einzutragen  (B.G.B.  139). 
Hat  das  erforderliche  Aufgebot  oder  die  vorgeschriebene  Einti*agnng  in 
das  Heiraths-Register  nicht  stattgefunden,  so  ist  eine  solche  im  Auslande 
vollzogene  Ehe  nicht  von  Rechtswegen  nichtig;  vielmehr  ist  diese  Ehe 
im  Inlande  so  lange  als  gültig  anzusehen,  als  sie  nicht  durch  gerichtliches 
Urtheil  als  ungültig  erklärt  ist.  Die  Artikel  138,  139  bestimmen  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  eine  im  Auslande  geschlossene  Ehe  hin- 

')  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschrift  im  Einzelnen  bestehen  Zweifel.  Soweit 
sie  von  „staat"  und  „beyoegdheid"  einer  Person  handelt,  entspricht  sie  dem  Art.  8 
Abs.  3  des  französischen  code  civil:  „Les  lois  concemant  Tetat  et  la  capacit^  des 
personnes  regissent  les  Francais,  meme  rdsidant  en  pays  etraoger''.  Es  kann  daher 
hier  auf  die  Folgerungen,  welche  die  französische  Wissenschaft  und  Praxis,  insbesondere 
hinsichtlich  der  materiellen  Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe,  hinsichtlich  der 
persönlichen  Rechtsyerhältnisse  der  Gatten  und  hinsichtlich  der  Ehescheidung 
und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  aus  der  erwähnten  Bestimmung  zieht, 
im  Allgemeinen  auf  dasjenige  verwiesen  werden,  was  hierüber  unter  „Frankreich** 
(S.  297  ff.)  bemerkt  ist.  Dasselbe  gilt  für  die  Frage,  wieweit  der  in  der  Vorschrift  aus- 
gedruckte Ghrundsatz  der  Anwendung  des  Heimathrechtes  nicht  nur  dem  Wortlaute  nach 
auf  Inländer  im  Auslande,  sondern  dem  Grundgedanken  nach  auch  auf  Ausländer  im 
Inlande  anzuwenden  sei.  Ausländische  Urtheile  in  Ehesachen  sind  nach  der 
herrschenden  Meinung,  insofern  sie  den  Status  der  Personen  ändern,  in  den  Niederlanden 
anzuerkennen.    Leske-Loewenfeld  I  S.  508.     Vergl.  „Frankreich''  S.  800. 
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sichtlich  der  Person  nnd  des  Yermögens  der  Ehegatten  im  Inlande  die- 
selben Wirkungen  hat,  wie  eine  im  Inlande  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Vorschriften  des  niederländischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  geschlossene 
Ehe.  (ürtheile  des  obersten  Gerichtshofe  —  Hooge  Raad  —  vom  31.  Mai 
1872,  Weekblad  No.  3484,  30.  Juni  1877,  W.B1.  Nr.  4129  u.  4136,  u. 
7.  Dez.  1877,  W.BL  No.  4191.) 

Zur  Ausstellung  eines  Zeugnisses  über  das  Nichtbekanntsein  von 
Ehehindemissen,  sofern  ein  solches  Zeugniss  von  niederländischen  Staats- 
angehörigen, die  im  Ausland  eine  Ehe  eingehen  wollen,  nach  den  dortigen 
G^etzen  beizubringen  ist,  sind  die  Bürgermeister  des  letzten  Wohnortes 
der  Interessenten  in  den  Niederlanden,  als  Chefs  der  örtlichen  Polizei- 
verwaltung  (hoofden  van  plaatselijke  politie),  zuständig  (siehe  bezügl.  der 
in  Preussen  geforderten  Zeugnisse:  Erlass  der  Niederländischen  Minister 
der  Justiz  und  des  Innern  an  die  Kommissare  der  Königin  (Gouverneure) 

in  den  Provinzen  vom   ^^'^^   1901). 

Die  Wirkungen  der  Ehe  bestimmen  sich,  soweit  die  persönlichen 
Rechtsverhältnisse  der  Eheleute  in  Frage  kommen,  nach  dem  Personal- 
statut des  Mannes,  während  hinsichtlich  des  ehelichen  Güterrechts  einer 
im  Auslande  (z.  B.  von  einer  Niederländerin  mit  einem  Ausländer)  ge- 
schlossenen E3ie  beim  Mangel  eiaes  Ehevertrags  aus  den  Umständen 
zu  ermitteln  ist,  welches  Recht  nach  der  Absicht  der  Eheleute  ihre 
Vermögens  Verhältnisse  bestimmen  solL^) 


^)  Vergl.  AsBer  &  yan  Hensde,  Handleiding,  Theil  I,  Hauptstück  111  §  4. 
Ginnet,  Jonrnal  du  droit  internatioDal  1896  S.  220;  Böhm,  Zeitschr.  für  intern. 
Privat-  und  Strafr.  6  S.  457.  —  Das  entspricht  der  in  Frankreich  und  Belgien  herrschenden 
Auffassung.    Yergl.  ,JVankreich^'  unter  J  3. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

Ln  alten  französischen  Eechte  wurde  die  Eheschliessung  immer  als 
civilreclitlicher  Vertrag  angesehen,  der  aber  mit  dem  Sakrament  eng 
yerbnnden  war.  Die  Kirche  übte  denn  auch  eine  gewisse  Rechtsprechung 
in  Ehesachen  aus,  und  die  Erfordernisse  der  Gültigkeit  der  Ehe  wurden 
zumeist  durch  das  kanonische  Becht  bestimmt. 

Der  Code  civil  hat  der  Eheschliessung  den  ausschliesslich  weltlichen 
Charakter  verliehen  und  den  Civüvertrag  von  dem  Sakramente  voll- 
ständig losgelöst.  Daraus  folgt:  1.  dass  jede  den  bürgerlichen  Gesetzen 
entsprechende  Ehe,  mag  sie  auch  dem  kanonischen  Rechte  widerstreiten, 
ein  gültiger  Vertrag  ist;  2.  dass  im  Sinne  des  Civilrechts  eine  kirch- 
liche Eheschliessung  keinerlei  Wirkungen  erzeugt  und  als  nicht  bestehend 
angesehen  wird;  3.  dass  die  gesetzmässige  Civilehe  alle  Wirkungen  einer 
Ehe  erzeugt,  auch  wenn  sie  nicht  von  kirchlicher  Eheschliessung  be- 
gleitet ist. 

Um  die  Wirksamkeit  dieser  Bestimmungen  zu  sichern,  ist  den 
Beligionsdienem  bei  Strafe  verboten,  zur  Weihe  einer  Ehe  zu  schreiten, 
ehe  dieselbe  in  bürgerlicher  Form  geschlossen  ist  (code  p^nal  Art.  99 
u.  200). 

Die  Gesetzgebung  über  Eheschliessung  und  Ehescheidung  ist  haupt- 
sächlich in  den  Artikeln  144 — 228,  das  eheliche  Güterrecht  hauptsächlich 
in  den  Artikeln  1387 — 1581  des  Code  civil  enthalten.  Dazu  sind  einige 
Abänderungsgesetze  hinzugetreten,  insbesondere  das  Gesetz  v.  27.  Juli 
1884,  wodurch  die  Ehescheidung  wieder  eingeführt  wurde,  das  hierauf 
bezügliche  Prozessges.  v.  18.  April  1886  und  zwei  weitere  Gesetze  vom 
6.  Februar  1893  und  v.  20.  Juni  1896. i) 

Literatur:  Demolombe,  Cours  de  code  civil,  Bd.  in  u.  IV:  Du 
mariage  et  de  la  Separation  de  corps  (Paris);  Baudry-Lacantinerie, 
Pröcis  de  droit  civil,  Bd.  1  (Paris  1902);  Aubry  et  Bau,  Cours  de  droit 
civil  frangais  (5.  Ausg.,  Paris  1897);  Huc,  Commentaire  du  code  civil 
(Paris  1891);   Allemand,  Trait6   du  mariage   (Paris  1853);   Isaure- 

^)  Wo  im  Folgenden  ArtUcel  ohne  Znaatz  angeführfc  sind,  beziehen  sie  sich  auf 
die  Besiimmnngfen  des  Code  eiviU  und  zwar,  g^egebenen  FaUs,  in  der  durch  die  neueren 
Gesetze  veränderten  Fassung. 
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Toulouse,  Manuel  pratique  du  mariage,  du  divorce  et  de  la  Separation 
de  Corps  (Paris  1894). 

üeber  die  Literatur  des  französischen  Ciyilrechts  in  deutscher 
Sprache  siehe  Leske-Loewenf  eld,  Bechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehi*,  I  S.  591.  Ausserdem:  Zachariae  von  Lingenthal,  Handbuch 
des  französischen  Ciyilrechts,  neueste  Ausgabe  bearbeitet  von  Crome 
(Freiburg  i.  B.  1894  u.  1895);  Barazetti,  Das  Eherecht  (mit  Ausschluss 
des  Vermögensrechts)  nach  dem  code  Nap.  (Hannover  1895). 

Zum  internationalen  Rechte  besonders:  Galvo,  Le  droit  international, 
Bd.  II  (Paris  1880),  Laurent,  Droit  civil  international,  Bd.  IV  u.  V 
(Brüssel  u.  Paris  1880);  Clunet,  Journal  du  droit  international.  Siehe 
ausserdem  die  unter  „Deutsches  Beich^'  nachgewiesene  Literatur  und 
femer  Lehr,  Le  manage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  dans  les 
principaux  pays  civilis6s  (Paris  1899;  daselbst:  Bibliographie  S.  VUff.). 

Abgekürzt  zitirt  sind:  „Sirey"  und  „Dalloz",  d.  h.  die  betreffenden 
Sammlungen  von  Entscheidungen  u.  s.  w.  (siehe  Leske-Loewenf eld  a.  a.  0. 
Bd.  I  S.  592). 

§2. 

B.  Verlöbuiss. 

Nach  altem  französischem  Rechte  ging  der  Eheschliessung  gewöhnlich 
ein  Verlöbniss  voraus,  ohne  dass  dieses  besondere  rechtliche  Wir- 
kungen erzeugte.  Der  Code  civil  erw&hnt  das  Verlöbniss  nicht.  Man 
nimmt  im  Allgemeinen  an,  dass  das  Verlöbniss  jetzt  nicht  von  obliga- 
torischer Bedeutung  und  dass  eine  zur  Sicherung  der  Erfüllung  ver- 
sprochene Vertragsstrafe  ohne  Rechtswirkung  ist,  entsprechend  dem 
Art.  1227  C.  c,  wonach  die  Ungültigkeit  der  Hauptobligation  auch  die 
Ungültigkeit  der  bedungenen  Strafe  zur  Folge  hat.^) 

Die  Nichterfüllung  eines  Eheversprechens  giebt  auch  für  sich  allein 
keinen  Anspruch  auf  Schadensersatz.*)  Ein  solcher  Anspruch  kann  aber 
durch  Hinzutreten  besonderer  Umstände  entstehen,  z.  B.  wenn  ein  Theil 
im  Hinblick  auf  das  Versprechen  besondere  Aufwendungen  gemacht  hat, 
wenn  Betrug  vorliegt,  wenn  die  Weigerung,  die  Ehe  einzugehen,  eine 
Schädigung  des  Rufes  des  andern  Theils  oder  andere,  selbst  nicht  ver- 
mögensrechtliche Nachtheile  zur  Folge  hat,  bei  deren  Würdigung  das 
Gericht  auf  die  Sitte  und  auf  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  Rück- 
sicht zu   nehmen  hat.^    In  derartigen  Fällen  kann   dem  geschädigten 


^)  Es  wird  auch  auf  Art.  6  hingewiesen,  wonach  Verträge  wider  die  öffentliche 
Ordnung  oder  wider  die  guten  Sitten  ungültig  sind.    Sirey  1838  I  492,  1838  I  492. 

•)  Demolombe  m  S.  28ff.,  Sirey  1815  I  159. 

')  üeber  besondere  Anspräche  im  Falle  der  Verführung  und  Schwängerang  der 
Braut:  Zachariae-Orome  K  §  414  Anm.  14  und  Entseh.  des  deutschen  Reichsger.  SO 
S.  311  ff.  Die  letztere  Entscheidung  tritt  der  neueren  französischen  Rechtsprechung, 
welche  der  Geschwängerten  weitgehende  Schadensersatzanspriiche  auf  Grund  des 
Art.  1382  zuzubilligen  geneigt  isb,  entgegen  im  Hinblick  auf  das  Verbot  der  firfonchung 
der  Vaterschaft  (Art.  340). 
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Verlobten  Schadensersatz  (donimages-inter&ts)  zugebilligt  werden,  sofern 
er  nicht  etwa  den  Bmch  des  Verlöbnisses  verschnldet  hat.  Ist  das  Ver- 
schulden  wechselseitig,  so  findet  kein  Anspruch  auf  Schadensersatz  statt. 


§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

Der  Code  civil  stellt  gewisse  Efaeerfordemisse  auf,  deren  Mangel 
die  Bedeutung  von  Ehehindemissen  (im  weiteren  Sinne)  hat.  Diese  sind 
entweder  impedimenta  dirimentia  (diriments,  trennende  Ehehindemisse), 
insofern  ihre  Nichtbeachtung  die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  hat, 
oder  impedimenta  impedientia  (prohibitifs,  aufschiebende  Hindemisse), 
deren  Verletzung  die  Ehe  nicht  ungültig  macht,  aber  für  den  Standes- 
beamt^i  und  in  gewisse  Fällen  auch  für  die  Parteien  Straffolgen  nach 
sich  zieht  Trennende  Hindemisse  sind  die  nachstehend  zu  1  a  u.  b, 
sowie  die  zu  8  a  u.  b  aufgeführtao,  während  die  unter  2  c — i  bezeich- 
neten nur  aufschiebende  Bedeutung  haben. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit  Ein  Mann  darf  nicht  vor  voll- 
endetem 18.,  eine  Frau  nicht  vor  vollendetem  16.  Lebensjahre  heirathen 
(Art  144  c.  c).  Hiervon  kann  der  Präsident  der  Republik  Befreiung 
bewilligen,  wenn  wichtige  Gründe  dafür  vorliegen  (Art.  145),  deren 
Würdigung  ganz  seinem  Ermessen  anheimgegeben  ist 

Ein  Sohn  kann  überdies  bis  zum  vollendeten  25.,  eine  Tochter  bis 
zum  vollendeten  21.  Lebensjahre  nicht  ohne  Zustimmung  ihrer  Eltern 
heirathen;^)  sind  diese  uneinig,  so  genügt  die  Zustimmung  des  Vaters 
(Art.  148),  und  wenn  ein  Theil  von  ihnen  todt  oder  zur  Aeusserung 
seines  Willens  nicht  im  Stande  ist,  genügt  die  Zustimmung  des  andem 
Thdles  (Art  149).  Sind  beide  Eltern  todt  oder  unfähig,  ihren  Willen  zu 
äussern,  so  treten  die  Grosseltem  an  ihre  Stelle;  sind  diese  uneinig,  so 
genügt  die  Zustimmung  des  Grossvaters,  und  wenn  die  Grosseltem  beider 
Linien  unter  einander  uneinig  sind,  so  steht  das  der  Zustimmung  gleich 
(Art.  150).  Nach  Art  152  c.  c.  in  der  Fassung  des  Ges.  v.  20.  Juni  1896 
genügt,  wenn  die  Eltern  (Grosseltem)  geschieden  oder  von  Tisch  und 
Bett  getrennt  sind,  die  Zustimmung  desjenigen  Theiles,  zu  dessen  Gunsten 
die  Scheidung  oder  Trennung  ausgesprochen  und  dem  die  Sorge  für  das 
Kind  anvertraut  wurde.  Dasselbe  Gesetz  bestimmt,  dass  es  der  Unmög- 
lichkeit, seinen  Willen  zu  äussem,  gleichsteht,  wenn  ein  Aszendent  der 
Strafe  der  Verbannung  oder  der  Festhaltung  in  den  Kolonien  nach 
Massgabe  des  StrafvoUstreckungsgesetzes  vom  30.  Mai  1854  verfällt. 
Doch  steht  es  den  künftigen  Gatten  auch  in  solchen  Fällen  frei,  die 
Zustimmung  des  betreffenden  Aszendenten  nachzusuchen  und  dem  Standes- 

^)  Ueber  die«  Alter  hinaus  k<mimt  noch  die  Pflicht  in  Betracht,  den  Kath  der 
SLtem  einEuholen.  Siehe  untien  S.  969  e.  —  Adoptivkinder  bedtufen  nur  der  O«- 
nehmigung  der  leiblichen  £ltem,  da  sie  nicht  aus  der  Familie  ausscheiden  (Art.  348). 
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beamten  vorzulegen  (Art.  163).  —  Die  Znstiminnng  muss  entweder  bei 
der  Eheschliessnng  mündlich  erklärt  oder/  wenn  die  Aszendenten  bei 
der  Eheschliessung  nicht  zugegen  sind,  in  notariell  beglaubigter  Form 
unter  Angabe  des  Namens  und  der  Vornamen  derjenigen  Person,  mit 
der  das  Eind  die  Ehe  eingehen  soll,  vorgelegt  werden.  —  Die  Zu- 
stimmung der  Aszendenten  ist  ein  Akt  ihrer  Autorität,  worüber  sie  keine 
Rechenschaft  schuldig  sind;  ein  Rechtsmittel  gegen  ihre  Willenserklärung 
findet  nicht  statt.  Die  Zustimmung  kann,  solange  die  Ehe  nicht  ge- 
schlossen ist,  zurückgezogen  werden,  und  sie  wird  von  selbst  hinfällig, 
wenn  der  betreffende  Aszendent  vor  der  Eheschliessung  stirbt,  in  welchem 
Falle  es  dann  auf  die  Zustimmung  des  nächst  berufenen  ankommt  In 
solchen  Fällen  jedoch,  in  denen  Kinder  der  öffentlichen  Armenpflege 
anheimgefallen  oder  einer  Wohlthätigkeitsanstalt  oder  auch  Privatper- 
sonen anvertraut  sind,  wird,  zur  Verhütung  eines  Missbrauchs  des  Rechtes 
der  Eltern,  gegen  deren  Versagung  der  Zustimmung  zur  Ehe  Rekurs  an 
das  Civilgericht  zugelassen,  welches  nach  Anhörung  der  Eltern  über  die 
Ertheilung  oder  Versagung  der  Zustimmung  befindet  (Ges.  v.  13.  Juli  1889). 

Sind  die  Eltern  und  Grosseltem  todt  oder  an  der  Aeusserung  ihres 
Willens  behindert,  so  muss  für  Kinder  unter  21  Jahren  die  Zustimmung 
des  Familienraths  beigebracht  werden  (Art.  160).^) 

Ein  uneheliches  Kind  bedarf,  wenn  es  anerkannt  ist,  wie  ein 
eheliches  Kind  der  Zustimmung  des  Vaters  oder  der  Mutter  (Art.  158). 
Wenn  es  nicht  anerkannt  ist  und  die  Eltern  todt  oder  ausser  Stande 
sind,  ihren  Willen  zu  äussern,  bedarf  es  der  Zustimmung  eines  (vom 
Familienrathe  zu  erwählenden)  Vormundes  ad  hoc  (Art.  169). •) 

Das  Gesetz  legt  dem  Standesbeamten  zur  Vermeidung  von  Geld- 
oder sogar  Gefängnissstrafe  die  Pflicht  auf,  sich  der  für  die  Gültigkeit 
der  Ehe  erforderlichen  Zustimmungserklärungen  zu  versichern  und  diese 
in  der  Heirathsurkunde  zu  erwähnen  (Art.  156). 

b)  Besondere  Willensmängel.  Ohne  Einwilligung  der  Ehe- 
schliessenden  giebt  es  keine  Ehe  (Art.  146);  daher  kommt  insbesondere 
eine  Ehe  überhaupt  nicht  zu  Stande,  wenn  ein  Theil  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung geisteskrank  oder  bewusstlos  ist  (vgl.  unten  S.  284  Anm.  2). 

In  anderen  Fällen  unterliegt  die  Ehe  der  Anfechtung,  wenn  nämlich 

*)  Mit  vollendetem  21.  Lebensjahre  tritt  die  Volljährigkeit  ein  (Art.  488).  —  Der 
Eamilienrath  wird  durch  den  Friedensrichter  des  Ortes,  wo  der  Minderjährige  seinen 
Wohnsitz  hat,  einberufen  (Art.  406).  Er  soll,  abgesehen  vom  Friedensrichter,  aus  secha 
Verwandten  oder  Verschwägerten,  und  zwar  zur  Hälfte  von  väterlicher  und  zur  Hälfte 
von  mütterlicher  Seite,  bestehen,  wobei  die  Verwandten  vor  den  Verschwägerten 
gleichen  Qrades  und  unter  gleich  nahestehenden,  die  älteren  vor  den  jüngeren  den 
Vorzug  haben  (Art.  407).  Der  Beweis  der  Zustimmung  des  Familienraths  wird  durch 
den  vom  Friedensrichter  auszufertigenden  Beschluss  erbracht  (vgl.  Art.  78). 

")  Ist  das  Kind  nur  vom  Vater  anerkannt,  so  ist  auch  nur  dessen  Zustimmung 
eriorderlich  (Art.  886),  da  nach  franz.  Recht  auch  die  förmliche  Anerkennung  des  un- 
ehelichen Kindes  durch  die  Mutter  nothwendig  ist.  Haben  beide  das  Eind  anerkannt, 
so  ist  auch  beider  Zustimmung  beizubringen,  doch  genügt  im  FaUe  der  Uneinigkeit 
auch  hier  die  Zustimmung  des  Vaters.  Diejenige  weiterer  Aszendenten  ist  nie  er- 
forderlich. 
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die  Freiheit  der  Einwillig^g  fehlte  oder  ein  Irrthum  in  der  Person  ob- 
waltete (Art.  180).  Demgemäss  ist  eine  unter  der  Herrschaft  von  Zwang 
geschlossene  Ehe  anfechtbar;  ein  Irrtham  aber  kommt  nur  in  Betracht, 
wenn  er  die  Identität  des  andern  Verlobten  oder  seinen  Ciyilstand  (per- 
sonnalitö  civile,  worunter  insbesondere  Abstammung  und  Familienzugehörig- 
keit zu  verstehen  sind),  nicht  aber,  wenn  er  nur  Eigenschaften  der  Person, 
wie  z.  B.  ihre  Sittlichkeit  (ünbescholtenheit,  Jungfräulichkeit  u.  s.  w.) 
betriflft.^)  Betrug,  sofern  er  nicht  einen  Irrthum  von  der  bezeichneten 
Art  veranlasst,  ist  kein  Anfechtungsgrund. 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

a)  Doppelehe.  Vor  der  Auflösung  seiner  früheren  Ehe  darf  Niemand 
eine  weitere  Ehe  eingehen  (Art.  147).  Bigamie  ist  strafbar  nach  Art.  340 
code  p6naL  *—  Durch  Verschollenheit  eines  Gatten,  gleichviel  ob  absence 
pr6sum6e  oder  declarfee,  wird  seine  Ehe  nicht  gelöst  Schliesst  der  zurück- 
gelassene Gatte  eine  neue  Ehe,  so  kann  nur  der  abwesende  Gatte,  persönlich 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  die  neue  Ehe  anfechten  (Art.  139).*) 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.  Die  Ehe  ist  unter- 
sagt zwischen  Verwandten  oder  Verschwägerten  in  gerader  Linie,  gleich- 
viel ob  das  Verhältniss  auf  gesetzmässiger  oder  auf  natürlicher  Ver- 
wandtschaft beruht  (Art.  161).  Ebenso  ist  die  Ehe  untersagt  zwischen 
dem  Adoptirenden  und  dem  Adoptirten  und  seinen  Abkömmlingen  (Art.  348). 
In  der  Seitenlinie  ist  die  Ehe  zwischen  Geschwistern,  auch  zwischen 
natürlichen  (unehelich  geborenen)  Geschwistern,  femer  zwischen  Onkel 
und  Nichte,  zwischen  Tante  und  Neffen  untersagt,*)  endlich  auch  zwischen 
Schwager  und  Schwägerin  (Art.  162,  163).  Aus  wichtigen  Gründen 
kann  der  Präsident  der  Republik  Befreiung  von  dem  Ehehindemisse 
zwischen  Schwager  und  Schwägerin,  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffen 
bewilligen  (Art.  164). 

c)  Ehrerbietigkeitsakt  (acte  respectueux).  Kinder,  welche  über 
25  bezw.  21  Jahr  alt  sind  und  daher  der  Zustimmung  der  Eltern  oder 
Grosseltem  nicht  mehr  bedürfen  (oben  S.  267  a),  sollen  dennoch  deren  Rath 
einholen,  und  zwar  durch  einen  von  einem  Notar  aufgenommenen  Akt 
der  Ehrerbietung;  wenn  hierauf  die  Zustimmung  nicht  ertheilt  wird,  so 
kann  nach  Ablauf  eines  Monats  zur  Eheschliessung  geschritten  werden 
(Art.  151,  154).    Der  Standesbeamte,  der  die  Eheschliessung  vornimmt, 

0  Ea8s.H.  V.  13.  Februar  1861  a.  y.  22.  Apnl  1862,  Sirey  1861  I  241  u.  1862 
I  342,  Barazetti,  Eherecht  S.  151  ff.  Anm.  9.  Das  Gesetz  spricht  nur  von  erreor 
dans  la  personne.  Dies  wird  vielfach  auch  auf  wesentliche  Eigenschaften  der  Person 
im  Allgemeinen  bezogen,  so  insbesondere  von  Demo lombe  UI  246,  250,  253,  während 
Andere  in  einschränkendster  Auslegung  überhaupt  nur  den  Irrthum  über  die  Identität 
der  Person  als  Anfechtungsgrund  gelten  lassen  wollen.  Zachariae-Crome  UI  §  347 
Anm.  3;  Urth.  des  deutschen  Beichsgerichts,  Entsch.  23  S.  331  ff.  Siehe  auch  Motive 
zum  deutschen  B.G.B.  IV  S.  74,  75. 

")  Ueber  die  Anfechtungsbefugniss  anderer  Personen:  unten  E.  1  S.  285. 

')  Ob  das  auch  für  Grossonkel  und  Grossnichte  u.  s.  w.  gilt,  ist  streitig.  Bejahend: 
EaiserL  Entsch.  vom  7.  Mai  1808,  Demo  lombe  UI  105;  dagegen:  Staatsrathsbeschl. 
vom  23.  April  1808,  Aubry  et  Rau  V  S.  99. 
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ohne  dass  ihm  diese  Voranssetzimg  nachgewiesen  ist,  ist  strafbar  (Art.  157). 
Im  Falle  der  Abwes^iheit  desjenigen  Aszendenten,  an  welchen  der  Ehr- 
erbietigkeitsakt zu  richten  wäre,  kann  ohne  Weiteres  znr  EheschUessong 
geschritten  werden,  wenn  entweder  das  Urtheil,  welches  die  Abwesenheit 
erklärt,^)  oder  in  Ermangelung  eines  solchen,  ein  Urtheil,  welches  die 
Beweiserhebung  (ober  die  Abwesenheit)  anordnet,  oder,  wenn  auch  ein 
solches  Urtheil  noch  nicht  vorliegt,  eine  vom  Friedensrichter '  des  letzten 
bekannten  Wohnsitzes  des  Aszendenten  ausgefertigte  Notorietätsurkunde 
beigebracht  wird;  diese  Urkunde  muss  die  Erklärung  von  vier  durch 
den  Friedensrichter  von  Amtswegen  berufenen  Zeugen  enthalten  (Art.  155). 

d)  Einspruch  (Opposition).  Das  Gesetz  ermächtigt  unter  besonderen 
Voraussetzungen  gewisse  Personen  zu  einem  Einspruch  gegen  die  beab- 
sichtigte Eheschliessnng.  Die  Erhebung  eines  solchen  Einspruchs  be- 
gründet bis  zu  seiner  Beseitigung  ein  aufschiebendes  Ehehindemiss,  welches 
der  Standesbeamte  bei  Strafe  zu  berücksichtigen  hat  (Art.  68). 

Der  Einspruch  steht  zu:  1.  dem  Ehegatten  eines  der  Verlobten; 
2.  den  Aszendenten  der  Verlobten;  3.  in  Ermangelung  von  Aszendenten: 
den  Geschwistern,  dem  Oheim  oder  der  Tante  und  den  grossjährigen 
Geschwisterkindern,  jedoch  nur,  sofern  die  Einwilligung  des  Familien- 
raths  nicht  erlangt  ist,  oder  sofern  der  Einspruch  auf  die  Behauptung 
der  Geisteskrankheit  eines  Verlobten  gegründet  wird,  in  welchem  Falle 
der  Opponent  binnen  einer  vom  Gerichte  zu  bestimmenden  Frist  die  Ent- 
mündigung des  betreffenden  Verlobten  zu  beantragen  und  herbeizuführen 
hat.*)  In  diesen  beiden  Fällen  kann  auch  der  Vormund  oder  Pfleger 
während  der  Dauer  der  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  Einspruch  er- 
heben, jedoch  nur  mit  Ermächtigung  eines  von  ihm  einzuberufenden 
Famiüenraths  (Art.  173—175). 

Der  Einsprach  ist  mittels  Aktes  eines  Gerichtsvollziehers  (huissier) 
dem  Standesbeamten  und  den  Verlobten  zuzustellen  (Art.  176).  Wird 
der  Einsprach  nicht  zurückgezogen,  so  müssen  die  Verlobten  bei  dem 
Gericht  erster  Instanz  auf  Beseitigung  des  Einsprachs  klagen.  Die 
Entscheidung  ist  binnen  zehn  Tagen  zu  fallen;  Gleiches  gilt,  falls  Be- 
rufung eingelegt  wird  (Art.  177,  178).  Wird  der  Einspruch  verworfen, 
so  kann  derjenige,  der  ihn  erhoben  hat  —  mit  Ausnahme  der  Aszendenten  — 
zu  Schadensersatz  verui'theilt  werden  (Art.  179). 

e)  Wartezeit  Eine  Frau  darf  eine  weitere  Ehe  nicht  vor  Ablauf 
von  zehn  Monaten  nach  der  Auflösung  ihrer  früheren  Ehe  eingehen. 
(Art.  228  u.  296).») 

f)  Weihen.  Diese  hat  die  Jurispradenz  lange  für  ein  der  Ehe  eines 
katholischen  Priesters  entgegenstehendes  Hinderniss  erachtet,  selbst  dann, 

1)  Vergl.  Art.  115  c.  c. 

')  Diese  Verpflichtung  legt  die  Praxis  allen  Opponenten,  also  aach  den  As- 
zendenten, auf,  wenn  der  Einspruch  auf  Geisteskrankheit  gegründet  ist.  Sirey  1630 
I  103,  1872  I  330,  1879  I  416;  Demolombe  IH  S.  141. 

')  Dies  ist  nach  der  herrschenden  Meinung  auch  anwendbar  im  Falle  der  Nichtig- 
erklärung der  früheren  Ehe.  Demolombe  HI  124,  339;  Zachariae-Orome  m 
§  438  Anm.  5. 
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wenn  der  Priester  dem  geistlichen  Stande  zn  entsagen  erklärt  hatte. 
Allein  neuerdings  herrscht  die  Auffassung,  dass  der  katholische  Priester 
im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  die  Freiheit  hat,  sich  zu  verheirathen.^) 

g)  Militärpersonen  im  aktiven  Dienst  des  Landheers  und  der 
Marine  dürfen  sich  nur  mit  Ermächtigung  ihrer  vorgesetzten  Behörde 
verheirathen;  die  Ermächtigung  wird  für  Offiziere  vom  Ministerium  des 
Kriegs  bezw.  der  Marine,  für  Unteroffiziere  und  Gemeine  vom  Korps- 
Kommando  ertheilt  (Dekret  v.  16.  Juni  1808).  Der  Standesbeamte,  der 
ohne  solche  Ermächtigung  zur  Eheschliessung  schreitet,  hat  Absetzung 
zu  gewärtigen. 

h)  Ehescheidung.  Geschiedene  Gatten,  von  denen  der  eine  oder 
der  andere  sich  wiederverheirathet  hat  und  abermals  geschieden  worden 
ist^  dürfen  sich  nicht  mit  einander  wiederverheirathen  (Art.  295).  —  Ein 
wegen  Ehebruchs  geschiedener  Gatte  darf  sich  mit  seinem  Mit- 
schuldigen nicht  verheirathen  (Art.  298).^ 

i)  Ausländer.  Ein  Eundschreiben  vom  4.  März  1831  hatte  den 
Standesbeamten  empfohlen,  von  Ausländem  vor  der  Eheschliessung  ein 
Zeugniss  über  ihre  Ehefähigkeit  nach  ihren  Heimathgesetzen  zu  fordern. 
Es  wurde  aber  erkannt,  dass  man  in  Frankreich  nur  die  in  den  fran- 
zösischen Gesetzen  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  fordern  dürfe,  und 
diese  auf  den  Code  civil  gegründete  Rechtsauffassung  gestattete  nicht 
femer  die  Berufung  auf  jenes  Bundschreiben.  Um  indessen  den  Be- 
schwerden mehrerer  auswärtiger  Regierungen,  insbesondere  der  angrenzen- 
den deutschen  Staaten  und  der  schweizerischen  Kantone,  thunlichst  ab- 
zuhelfen, soll  der  Standesbeamte,  wenn  es  sich  um  die  Eheschliessung 
von  Ausländem,  insbesondere  von  Angehörigen  der  Schweiz,  Badens, 
Bayerns,  Württembergs  oder  Hessens,  oder  um  die  Ehe  eines  dieser  Aus- 
länder mit  einer  Französin  handelt,  die  künftigen  Gatten  auf  die  Gefahr 
hinweisen,  der  sie  sich  aussetzen,  wenn  sie  sich  nicht  die  nach  ihrem 
Heimathrecht  etwa  erforderliche  Ermächtigung  zur  Eheschliessung  be- 
schaffen. Diese  Vorsicht  ist  besonders  unerlässlich  mit  Bezug  auf  eine 
Französin,  die  durch  die  Heirath  mit  einem  Ausländer  ihre  bisherige 
Staatsangehörigkeit  verlieren,  die  ihres  Gatten  aber  nicht  erlangen  und 
in  seinem  Heimathlande  nur  als  seine  Konkubine  gelten  würde  (Rund- 
schreiben des  Justizministers  v.  16.  Febraar  1866). 

3.  Form  der  Eheschliessung.  Für  die  Eheschliessung  von  Fran- 
zosen in  Frankreich  schreibt  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Förmlichkeiten 
vor,  theils  voi^ängige,  theils  begleitende,  theils  nachfolgende. 

1)  Entscheidung  des  Kass.H.  t.  25.  Januar  1888,  Pandectes  frangaises  1888  S.  49; 
Sirey  1888, 193;  Dalloz  1888,  97;  dagegen  im  Sinne  der  früheren,  jetzt  aufgegebenen, 
auf  das  Konkordatsgesetz  vom  18.  Germ.  X  gegründeten  Auffassung:  Urth.  d.  Kass.H. 
V.  26.  Februar  1878,  Sirey  1878  I  241.  Vergl.  gegen  diese  ältere  Auffassung:  Laurent, 
Droit  civü  international  IV  S.  695 flf.  Ziff.  338 ff.,  wo  überdies  für  Belgien  die  Gültig- 
keit der  Ehel^eines  Mönehs  auf  Grund  der  Verfassung  nachgewiesen  ist. 

*)  Vorausgesetzt  ist,  dass  die  Mitschuld  einer  bestimmten  Person  ans  den 
Scheidungsakten  mit  hinreichender  Sicherheit  zu  entnehmen  ist.  Zu  yergl.  Sirey 
1887  n  92,  1890  n  144. 
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a)  Vorgängige  FörmlichkeiteiL  Vor  der  Eheschliessung  haben 
die  Parteien  eine  öffentliche  Verkfindung  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung dnrch  den  Standesbeamten  zu  erwirken.  Die  Verkfindung 
erfolgt  durch  Anheftung  an  die  Tafel  des  Amtes  (Mairie)  und  enthält 
alle  zur  genauen  Bezeichnung  der  Verlobten  erforderlichen  Angaben. 
Das  Gesetz  fordert  Verkfindung  an  zwei  aufeinander  folgenden  Sonntagen 
(Art.  63,  64).  Der  Präsident  der  Bepublik  oder  auch  der  zuständige 
Staatsanwalt  können  aus  wichtigen  Grfinden  die  zweite  Verkfindung 
erlassen  (Art.  169);  von  jeder  Verkfindung  fiberhaupt  kann  nicht 
dispensirt  werden. 

Die  Verkfindungen  mfissen  in  allen  Gemeinden,  in  denen  die  Ehe 
geschlossen  werden  darf  (S.  273  b),  und  femer  in  denjenigen  Gemeinden 
erfolgen,  in  denen  die  Personen  ihren  Wohnsitz  haben,  unter  deren 
Gewalt  die  Verlobten  hinsichtlich  ihrer  Verheirathung  stehen  (Art  166 
bis  168;  vergL  S.  267). 

Die  Eheschliessung  darf  nicht  vor  dem  dritten  Tage  nach  der 
zweiten  Verkfindung  erfolgen,  also,  wenn  z.  B.  die  erste  Verkfindung  am 
Sonntag,  den  1.  des  Monats,  geschah,  frfihestens  am  Mittwoch,  den  10. 
desselben  Monats,  wenn  aber  von  der  zweiten  Verkfindung  Dispens  be- 
willigt ist,  frfihestens  am  Mittwoch,  den  4.  des  Monats  (Art  64).  Wird 
die  Ehe  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  dieser  Frist  geschlossen,  so 
sind  die  Verkfindungen  in  der  gesetzlichen  Form  zu  wiederholen  (Art.  65). 

Der  Standesbeamte  hat  sich  vor  der  Eheschliessung  von  der  Beob- 
achtung aller  Förmlichkeiten  zu  fiberzeugen.  Es  ist  ihm  durch  Be- 
scheinigungen (nach  Massgabe  des  Art.  69)  nachzuweisen,  dass  die  Ver- 
kündungen erfolgt  und  Einsprachen  nicht  erhoben  sind;  wenn  aber  die 
Bescheinigung  ergiebt,  dass  Einspruch  erhoben  ist,  so  hat  er  den  Parteien 
den  Nachweis  der  Beseitigung  (durch  Zurücknahme  oder  Richterspruch) 
aufzugeben.  Ferner  hat  er  sich  des  erforderlichen  Alters  der  Verlobten 
zu  versichern.  Der  Beweis  wird  durch  Geburtsurkunden,  oder,  falls 
solche  nicht  beigebracht  werden  können,  durch  ein  Notorietätszeugniss 
des  Friedensrichters  des  Geburts-  oder  des  Wohn-Ortes  in  der  Form  der 
Art.  70 — 72  oder  auch,  sofern  Civilstandsregister  nicht  bestelyen  oder 
die  Register  abhanden  gekommen  sind,  durch  ein  Urtheil  nach  Art.  46 
geführt.  Endlich  hat  der  Standesbeamte  sich  zu  überzeugen,  dass  die 
erforderlichen  Zustimmungserklärungen  der  Aszendenten  vorliegen  und 
die  Ehrerbietungsakte  erfolgt,  oder  dass  die  betreffenden  Aszendenten 
verstorben  süid.  Zur  Begünstigung  der  Eheschliessung  begnügt  sich  das 
Gesetz,  an  Stelle  der  Sterbeurkunden,  mit  Zeugnissen  der  um  einen  Grad 
entfernteren  Aszendenten  oder  auch  mit  eidlichen  Versicherungen  der 
künftigen  Gatten  (Verfügung  des  Staatsraths  v.  23.  Juli  1805). 

Das  hiemach  vom  Standesbeamten  anzulegende  Aktenstück  betreffend 
die  Eheschliessung  verursacht  unter  Umständen  nicht  unbeträchtliche 
Kosten.  Um  Mittellosen  die  Eheschliessung  zu  erleichtem,  ist  daher 
durch  ein  Gesetz  v.  10.  Dezember  1850  die  Befreiung  der  Parteien  von 
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den  erwähnten  Kosten  vorgesehen.  Dies  gilt  nicht  nur  zn  Gunsten  der 
Ehen  von  Fi'anzosen  unter  einander,  sondern  auch  von  Franzosen  mit 
Ausländem. 

b)  Begleitende  Förmlichkeiten.  Aus  Art.  166  ergiebt  sich,  dass 
die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  des  Wohnsitzes  eines  der  Verlobten 
geschlossen  werden  muss.  Dieser  Standesbeamte  ist  der  Bürgermeister 
(Maire)  oder  sein  Amtsgehülf e  oder  ein  beauftragter  Stadtrath  (Gemeinde- 
beamter, conseiller  municipal).  Als  Wohnsitz  gilt  hinsichtlich  der  Ehe- 
schliessung ausser  dem  ordentlichen  Wohnsitze,  d.  i.  dem  Orte  der 
Hauptniederlassung  (principal  Etablissement,  Art.  102),  auch  der  Ort,  an 
dem  einer  der  Verlobten  ununterbrochen  während  sechs  Monaten  seinen 
Aufenthalt  hat  (habitation  continue,  Art.  74,  165). 

Die  Eheschliessung  muss  femer  nach  Art.  165  öffentlich,  nämlich 
an  der  Amtsstelle  (mairie),  unter  Zulassung  des  Publikums  und  in  Gegen- 
wart von  vier  —  verwandten  oder  fremden  —  Zeugen  erfolgen.  Nur 
aus  besonders  zwingenden  Gründen,  z.  B.  wenn  ein  Theil  nicht  ohne 
Gefahr  an  der  Amtsstelle  erscheinen  könnte,  darf  die  Ehe  ausserhalb 
derselben  geschlossen  werden ;  auch  in  diesem  Falle  muss  dem  Publikum 
der  Zutritt  im  Augenblicke  der  Eheschliessung  gestattet  werden. 

Die  Verlobten  bestimmen  den  Tag  der  Eheschliessung.  Sie  haben 
sich  dazu  persönlich  einzufinden;  Eheschliessung  durch  Stellvertretung 
ist  unzulässig.  Der  Standesbeamte  bringt  die  für  den  Akt  erforderlichen 
Schriftstücke  (wie  Geburtsurkunden,  Zustimmungserklärungen  u.  s.  w.,  auch 
die  notarielle  Bescheinigung  über  den  etwa  geschlossenen  Ehevertrag), 
sowie  die  Gesetzesbestimmungen  über  die  wechselseitigen  Kechte  und 
Pflichten  der  Gatten  zur  Verlesung,  fragt  sie  dann  einzeln,  ob  sie 
einander  als  Ehegatten  nehmen  wollen,  und  erklärt  sie  im  Falle 
der  Bejahung,  im  Namen  des  Gesetzes,  als  durch  die  Ehe  ver- 
bunden (Art.  75,  76). 

c)  Nachfolgende  Förmlichkeiten.  Diese  bestehen:  in  der  Ab- 
fassung der  Heirathsurkunde  mit  allen  im  Art.  76  vorgeschriebenen 
Angaben  und,  gemäss  dem  Gesetze  vom  10.  Juli  1860,  auch  unter  Be- 
zeichnung des  Datums  des  etwa  geschlossenen  Ehevertrags  sowie  des 
Namens  und  Wohnorts  des  Notars,  der  ihn  aufgenommen  hat,  oder  mit 
dem  Vermerk,  dass  ein  Ehevertrag  nicht  geschlossen  ist;  femer  in  der 
Aushändigung  einer  standesamtlichen  Bescheinigung,  welche  den  be- 
treffenden Religionsdiener  zur  kirchlichen  Eheschliessung  ermächtigt. 

Grundsätzlich  kann  der  Beweis  der  Eheschliessung  nur  durch 
die  Heirathsurkunde  geführt  werden,  und  Niemand  kann  den  Stand  eines 
Ehegatten  und  die  daraus  fliessenden  Rechte  in  Anspruch  nehmen,  der 
sich  nicht  durch  die  Eintragung  ins  Heirathsregister  ausweisen  kann 
(Art.  194).  Sofern  indessen  solche  Register  nicht  bestehen  oder  diese 
abhanden  gekommen  sind,  kann  der  Beweis  auch  durch  andere  Ur- 
kunden oder  durch  Zeugen  erbracht  werden,  und  ein  auf  Grund  solcher 
Beweise  erlassenes  Urtheü  ersetzt  die  Heirathsurkunde  (Art.  46,  194). 
Entsprechendes  gilt  von  der  richterlichen  Feststellung  in  einem  Straf- 
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verfahren,  z.  B.  gegen  denjenigen,  der  das  Register  vernichtet  hat  (Art.  198). 
Das  thatsächliche  Zusammenleben  (la  possession  d'6tat)  entbindet  die  an- 
geblichen Ehegatten  nicht  der  Pflicht,  gegebenenfalls  die  Heirathsurkunde 
vorzulegen ;  sind  aber  Kinder  von  Personen  vorhanden,  die  öffentlich  als 
Mann  und  Frau  gelebt  haben  und  beide  verstorben  sind,  so  kann  die 
Ehelichkeit  der  Kinder  nicht  lediglich  wegen  Mangels  des  Ausweises 
durch  die  Heirathsurkunde  bestritten  werden,  sofern  nur  die  Kinder 
thatsächlich  den  Stand  ehelicher  Kinder  (la  possession  d'6tat  d'enfants 
legitimes)  innegehabt  haben  und  ihre  Geburtsurkunde  hiermit  nicht  in 
Widerspruch  steht  (Art.  195,  197). 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Mit  Bezug  auf  die  Personen  der  Gatten  er- 
zeugt die  Ehe  gewisse,  beiden  Theilen  gemeinsame,  ausserdem  aber  für 
jeden  von  ihnen  besondere  Wirkungen.  Gemeinsam  ist  die  Pflicht  zur 
Treue  und  zu  wechselseitiger  Hülfe  und  Unterstützung  (Art.  212).  Die 
Verletzung  der  Treue  durch  Ehebruch  ist  strafbar,  für  den  Mann  minder 
schwer,  als  für  die  Frau.  Die  Pflicht  zur  Unterstützung  äussert 
selbst  nach  dem  Tode  eines  Gatten  noch  ihre  Wirkung,  indem  das  Ge- 
setz dem  Ueberlebenden  einen  mehr  oder  weniger  umfassenden  Niess- 
brauch  an  dem  Vermögen  des  Verstorbenen  zubilligt.^)  Dieser  Niess- 
brauch  erstreckt  sich:  auf  ein  Viertheil,  wenn  Abkömnüinge  aus  der 
Ehe  vorhanden  sind ;  auf  ein  Kindertheil  und  zwar  auf  den  Antheil  des- 
jenigen Kindes,  welches  am  wenigsten  erhält  (le  moins  prenant)*)  und 
keinesfalls  auf  mehr  als  ein  Viertheil,  wenn  der  Verstorbene  Abkömmlinge 
aus  einer  früheren  Ehe  hinterlässt;  auf  die  Hälfte  in  allen  anderen 
Fällen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Zahl  der  Erben  (Art.  767  in  der 
Fassung  des  Gesetzes  vom  9.  März  1891).  Allein  da  dieser  Niessbrauch 
dem  überlebenden  Gatten  ganz  oder  theilweise  durch  letztwillige  Ver- 
fügung des  Vorverstorbenen  entzogen  sein  kann,  so  kann  der  Ueber- 
lebende  gegen  den  Nachlass  Anspruch  auf  eine  Unterhaltsrente  er- 
heben, wenn  er  seine  Bedürftigkeit  nachweist;  die  Klage  ist,  zur  Ver- 
meidung des  Ausschlusses,  binnen  Jahresfrist  vom  Tode  des  Gatten  oder 
vor  der  endgültigen  Theilung  zu  erheben  (Art.  206  in  der  Fassung  des 
cit.  Ges.). 

')  Ein  gesetzliches  Erbrecht  hat  der  überlebende  Gatte  nur,  wenn  keine  erb- 
berechtigten Verwandten  vorhanden  sind.     Yergl.  Zachariae-Grome  IV  §  617. 

')  Wer  eheliche  Abkömmlinge  hinterlässt,  kann  nämlich  nur  über  einen  Theil 
seines  Vermögens  (V«  bei  einem,  V»  ^^i  zwei,  V*  ^®i  mehr  Kindern)  freigebig  unter 
Lebenden  oder  von  Todeswegen  verfügen  (Art.  913);  das  Uebrige  bleibt  den  Ab- 
kömmlingen als  Erbe  vorbehalten  (Art.  731  ff.,  745).  Der  hiernach  dem  einzelnen 
Kinde  zustehende  Antheil  kann  aber  durch  Zuwendungen  aus  jenem  verfügbaren  Ver- 
mögenstheile  beliebig  erhöht  werden  (Art.  919). 
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Der  Mann  schuldet  der  Frau  Unterstützung,  die  Frau  dem  Manne 
Gehorsam  (Art.  213).  Die  Frau  ist  verpflichtet,  bei  dem  Manne  zu 
wohnen  und  ihm  zu  folgen,  wo  immer  er  Aufenthalt  zu  nehmen  für 
gut  findet  (Art.  214).  Doch  lässt  man  im  Allgemeinen  die  Weigerung  der 
Frau,  dem  Manne  zu  folgen,  gelten,  wenn  es  sich  um  eine  verbotene  Aus- 
wanderung handelt,  wenn  am  Orte  des  in  Aussicht  genommenen  Domizils 
eine  ansteckende  Krankheit  herrscht,  oder  wenn  sonst  die  Ortsveränderung 
der  Gesundheit  der  Frau  abträglich  sein  würde.  Die  Pflicht  der  Frau, 
dem  Manne  zu  folgen,  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Frau  keinen  anderen 
Wohnsitz  (im  Rechtssinne,  domicile)  haben  kann,  als  der  Mann  (Art.  108). 

Der  Pflicht  der  Frau  entspricht  die  Verpflichtung  des  Mannes,  die 
Frau  aufzunehmen  und  ihr,  nach  Massgabe  seines  Vermögens  und  seines 
Standes,  Lebensunterhalt  zu  gewähren  (Art.  214).  Er  hat  ihr  danach 
die  ihr  gebührende  Stellung  einzuräumen,  widrigenfalls  ihre  Weigerung, 
seine  Wohnung  zu  theilen,  berechtigt  wäre.  So  könnte  z.  B.,  wenn  der 
Mann  ein  schimpfliches  Gewerbe  betreibt,  die  Frau  das  Zusammenleben 
mit  ihm  ablehnen,  den  Unterhalt  in  Geld  fordern^)  und  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  ja  selbst  Ehescheidung  erwirken.  Bei  ungerechtfertigter 
Weigerung  der  Frau,  die  eheliche  Wohnung  zu  theilen,  kann  anderer- 
seits der  Mann  sie  hierzu  durch  Vorenthaltung  des  Unterhalts,  durch 
Erwirkung  der  Sequestration  ihres  Vermögens  unter  Entnahme  der  ihm 
gebührenden  Nutzungen,  ja  selbst  —  wie  allgemein  angenommen  wird  — 
durch  Anrufung  der  öffentlichen  Gewalt  anhalten. 

In  Bezug  auf  die  Frau  hat  die  Ehe  femer  die  besondere  Wirkung, 
dass  sie  zu  Rechtsgeschäften  über  ihr  Vermögen  für  sich  allein  und  zu 
Verträgen  überhaupt  unfähig  ist.  Diese  Geschäftsunfähigkeit  oder 
Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  ist  von  verschiedener  Trag- 
weite je  iiach  dem  Ehevertrage,  falls  ein  solcher  geschlossen  ist,  und  je 
nach  der  Natur  des  einzelnen  Geschäfts. 

Die  Frau  kann  nicht  ohne  Ermächtigung  des  Mannes  vor  Gericht 
stehen,  selbst  wenn  sie  Handelsfrau  ist  oder  unter  einem  anderen  Güter- 
stande, als  dem  der  Gemeinschaft,  ja  selbst  wenn  sie  unter  Gütertrennung 
lebt  (Art.  215).  Die  Ermächtigung  ist  indessen  nicht  erforderlich  in 
einem  Strafverfahren  wegen  einer  von  der  Frau  begangenen  strafbaren 
Handlung  (Art.  216),  ebenso  nicht  für  das  Verfahren  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  oder  Ehescheidung  (Art.  238  c.  c;  806,  875,  878  c.  de 
proc.  c.).*) 

Was  aussergerichtliche  Handlungen  betrifft,  so  ist  die  Frau 
im  Allgemeinen  vertragsunfähig,  d.  h.  sie  kann  nicht  durch  Rechts- 
geschäft sich  verpflichten  oder  Veräusserungen  bewirken  (Art.  217). 


^)  Ein  solcher  Ansprach  ist  in  aUen  Fällen  anzuerkennen,  in  denen  der  Frau 
nach  den  besonderen  Umständen,  wenngleich  ein  Scheidungsgrund  nicht  vorliegen 
mag,  das  fernere  Zusammenleben  mit  dem  Mann  nicht  zugemuthet  werden  kann. 
Vergl.  ürth.  des  deutschen  Reichsger.,  Entsch.  30  S.  316. 

')  Wenn  die  Frau  für  verpflichtet  erklärt  wird,  die  Ermächtigung  des  Präsidenten 
einzuholen,  so  ist  das  eine  leere  Form ;  die  Ermächtigung  wird  nie  verweigert  werden. 

18* 
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Aber  sie  ist  durchaus  fähig  zu  solchen  Pflichten,  welche  ohne  ihre  Willens- 
äussenmg  entstehen,  wie  z.  B.  Obligationen,  die  unmittelbar  durch  Ge- 
setz auferlegt  sind  oder  aus  Quasikontrakten  entstehen;  femer  zu  Obli- 
gationen aus  strafbaren  Handlungen,  so  dass  man  annimmt,  dass  eine 
Ehefrau,  welche  sich  fälschlich  für  geschäftsfähig  ausgegeben,  z.  B.  eine 
gefälschte  Ermächtigung  vorgelegt  hat,  sich  nicht  auf  die  Ungültigkeit 
der  so  betrüglich  eingegangenen  Verpflichtung  berufen  kann;  endlich  zu 
Rechtsakten  auf  Grund  einer  rein  persönlichen  Machtvollkommenheit, 
wie  Zustimmung  zur  Verheirathung  ihrer  Kinder,  Anerkennung  eines  un- 
ehelichen Kindes  u.  s.  w. 

Als  Handelsfrau  kann  die  Gattin,  auf  Grund  der  ihr  vom  Manne 
gegebenen  allgemeinen  Ermächtigung,  alle  einzelnen  zum  Betriebe  des 
Handelsgewerbes  gehörigen  Rechtsgeschäfte  vornehmen  und  Verpflich- 
tungen übernehmen,  ohne  einer  besonderen  Ermächtigung  zu  bedürfen 
(Art.  220). 

Femer  kann  die  Geschäftsfähigkeit  der  Frau  eine  umfassendere 
sein  infolge  des  vereinbarten  ehelichen  Güterrechts;  im  Falle  der 
Gütertrennung  behält  sie  freie  Vermögensverwaltung. 

Ein  Testament  kann  die  Frau  ohne  Genehmigung  des  Mannes  er- 
richten (Art.  226). 

Einzelne  neuere  Gesetze  wahren  der  Ehefrau  eine  besondere  Ge- 
schäftsfähigkeit, so  das  Postsparkassengesetz  vom  9.  April  1881  und  das 
Altersrentenkassengesetz  vom  20.  Juli  1886,  wonach  Ehefrauen  Einlagen 
ohne  Ermächtigung  des  Mannes  machen  und  —  vorbehaltlich  seines 
Widerspmchs  —  auch  abheben  können. 

Die  Frau  kann,  wenn  der  Mann  seine  Genehmigung  zu  irgend  einer 
gerichtlichen  oder  aussergerichtlichen  Rechtshandlung  verweigert,  das 
Gericht  anrufen  (Art  218,  219),  welches  dann  unter  billiger  Würdigung 
der  Umstände  und  unter  Angabe  von  Gründen  die  Genehmigung  ertheilt 
oder  versagt  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass,  insoweit  nicht  eine  reine  Ver- 
mögensfrage zur  Entscheidung  steht  und  namentlich,  sofem  es  sich  um  das 
Heraustreten  der  Frau  in  die  Oeffentlichkeit  handelt,  die  Entscheidung 
dieser  mehr  die  Sitte  betreffenden  und  die  persönliche  ehemännliche  Gewalt 
angehenden  Frage  ausschliesslich  dem  Manne  und  nicht,  gegen  seine 
Meinung,  dem  Gerichte  zusteht;  so  z.  B.,  wenn  es  sich  um  ein  Engagement 
als  Schauspielerin,  um  Aufführung  eines  Bühnenstücks,  um  Veröffent- 
lichung eines  Buches  u.  s.  w.  handelt.  Selbst  in  einigen  vermögensrecht- 
lichen Fragen  fordert  das  Gesetz  durchaus  die  Genehmigung  des  Mannes, 
ohne  Ersetzung  derselben  durch  das  Gericht  zuzulassen,  nämlich:  für 
den  selbständigen  Betrieb  eines  Handelsgewerbes,  für  die  üebemahme 
einer  Testamentsvollstreckung  (Art  1029),  für  die  Veräusserang  von 
Dotalgut  mit  Rücksicht  auf  die  Versorgung  gemeinschaftlicher  Kinder 
(Art.  1566).  —  Ist  der  Mann  minderjährig,  entmündigt,  in  einer  Irren- 
anstalt untergebracht  oder  abwesend,  so  wird  die  Genehmigung  statt 
seiner  vom  Gericht  ertheilt  (Art.  222,  224). 
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Die  Genehmigung  des  Ehemannes  kann  auch  stillschweigend 
ertheilt,  also  aus  den  Umständen  gefolgert  werden,  so  besonders  aus 
seiner  Mitwirkung  bei  der  betreffenden  Handlung  (Art.  217),  aber  sie 
muss  grundsätzlich  speziell  für  den  betreffenden  Rechtsakt  gegeben  sein, 
und  eine  allgemeine,  sei  es  selbst  im  Ehevertrage  vorgesehene  Er- 
mächtigung ist  nur  gültig,  insofern  sie  die  Verwaltung  des  Frauenver- 
mögens betrifft  (Art.  223).  Die  Genehmigung  ist  widerruflich,  vor- 
behaltlich der  bereits  erworbenen  Rechte  Dritter,  denen  überdies  der 
Widerruf  nur  entgegengehalten  werden  kann,  wenn  sie  davon  gehörig 
in  Kenntniss  gesetzt  wurden.  Die  Frau  kann  die  Wirksamkeit  des 
Widerrufs  bestreiten  und  auf  richterliche  Ermächtigung  zur  Fortsetzung 
des  Rechtsgeschäfts  anti*agen. 

Die  Wirkung  der  ehemännlichen  Genehmigung  ist,  dass  durch 
das  Rechtsgeschäft  die  Ehefrau  und,  bei  herrschender  Güter- 
gemeinschaft, auch  der  Mann  und  das  Gesammtgut  verpflichtet  wird 
(Art.  220);  dagegen  lässt  der  Regel  nach  die  vom  Gericht  ertheilte  Ge- 
nehmigung den  Ehemann  und  das  Gesammtgut  von  der  Verpflichtung 
frei  Der  Mangel  der  Genehmigung  macht  das  Geschäft  ungültig; 
aber  hierauf  können  sich  nur  die  beiden  Gatten  oder  deren  Erben,  nicht 
auch  ein  Dritter,  der  mit  der  Frau  kontrahirt  hat,  berufen  (Art.  225). 
Nachträgliche  Bestätigung  des  Geschäfts  heilt  die  Nichtigkeit; 
während  der  Ehe  bedarf  die  Bestätigung  durch  die  Frau  der  Geneh- 
migung des  Mannes.  Die  Nichtigkeit  kann  überdies  durch  Verjährung 
in  zehnjähriger  Frist  nach  der  Auflösung  der  Ehe  erlöschen  (Art.  1304). 

Was  die  Staatsangehörigkeit  betrifft,  so  wird  eine  Ausländerin 
durch  die  Ehe  mit  einem  Franzosen  ipso  iure  Französin  (Art.  12).  Er- 
wirbt aber  ein  Ausländer  die  französische  Staatsangehörigkeit,  so  erstreckt 
sich  diese  nicht  ohne  Weiteres  auf  seine  Frau  und  seine  minderjährigen 
Kinder.  Doch  bestimmt  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  dass  in  solchem 
Falle  die  Frau  und  die  volljährigen  Kinder  auf  ihren  Antrag  die  fran- 
zösische Staatsangehörigkeit  erlangen  können  entweder  durch  das  Dekret, 
welches  ihrem  Gatten  bezw.  Vater  diese  Eigenschaft  verleiht,  oder  aber 
als  Folge  einer  von  ihnen  nach  Massgabe  des  Art.  19  c.  c.  (in  der 
Fassung  des  Ges.  v.  26.  Juni  1889)  abzugebenden  Erklärung,  während 
die  minderjährigen  Kinder  durch  die  Naturalisation  des  Vaters  oder  der 
überlebenden  Mutter  Franzosen  werden,  es  sei  denn,  dass  sie  binnen 
Jahresfrist  nach  ihrer  Grossjährigkeit  diese  Eigenschaft  nach  Massgabe 
des  Art.  18  c.  c.  (in  der  Fassung  des  Ges.  v.  26.  Juni  1889)  ablehnen. 
Wenn  umgekehrt  eine  Französin  einen  Ausländer  heü-athet,  so  behält 
sie  nur  dann  ihre  bisherige  Staatsangehörigkeit,  wenn  sie  durch  die  Ehe 
nicht  diejenige  ihres  Gatten  erlangt.  Wird  ihre  Ehe  durch  den  Tod 
des  Mannes  oder  durch  Scheidung  aufgelöst,  so  erlangt  sie  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  die  Eigenschaft  einer  Französin  wieder,  falls 
sie  in  Frankreich  wohnt  oder  dahin  zurückkehrt  und  erklärt,  sich  da- 
selbst dauernd  niederlassen  zu  woUen.  Im  Falle  des  Todes  des  Mannes 
kann  auch  den  minderjährigen  Kindern  die  Eigenschaft  von  Franzosen  ver- 
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liehen  werden  entweder  durch  das  nämliche  Dekret  auf  Antrag  der  Mutter, 
oder  durch  ein  besonderes  Dekret  auf  Antrag  des  Vormundes  mit  Ge- 
nehmigung des  Familienraths  (Art.  19  c.  c.  in  der  Fassung  des  Ges.  vom 
26.  Juni  1889). 

2.  Eheliches  Güterrecht. 

a)  Gesetzliches  Güterrecht  und  E heverträge  im  Allgemeinen. 
Die  Ehe  begründet  nicht  nui'  eine  persönliche  Gemeinschaft,  sondern  der 
Regel  nach  auch  eine  Vermögensgemeinschaft  der  Gatten;  aber  das 
Gesetz  bestimmt  diese  letztere  nur  für  den  Fall,  dass  die  Gatten  hier- 
über nicht  besondere  Vereinbarungen  getroffen  haben,  in  welcher  Hinsicht 
sie  völlig  freies  Ermessen  haben,  sofern  sie  nur  Nichts,  was  den  guten 
Sitten  widerstreitet,  festsetzen.  Auch  darf  den  Rechten,  welche  aus  der 
ehemännlichen  Gewalt  über  die  Frau  und  die  Kinder  fliessen.  Nichts 
vergeben  werden  (Art.  1387 — 1389).  Wird  kein  Ehevertrag  geschlossen, 
so  tritt  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  ein  (Art.  1400).  Schliessen 
die  Gatten  einen  Ehevertrag,  so  können  sie  schlechthin  einen  der  vom 
Code  civil  geregelten  Güterstände  —  die  Gütergemeinschaft,  die  Güter- 
trennung, das  Dotalrecht  —  annehmen,  oder  auch  eines  dieser  Systeme 
mit  beliebigen  Aenderungen  im  Einzelnen  einführen,  oder  endlich  ver- 
schiedene Systeme  mit  einander  verbinden  (Art.  1391).  Der  Ehevertrag 
muss  vor  der  Ehe,  und  zwar  vor  einem  Notar,  geschlossen  und  kann  nach 
der  Eheschliessung  nicht  mehr  abgeändert  werden  (Art.  1394,  1396); 
vorher  sind  Abänderungen  statthaft,  aber  nui'  in  derselben  Form,  wie 
der  Vertrag,  und  nur  in  Gegenwart  und  mit  Zustinmiung  aller  Personen, 
welche  am  Vertragsschlusse  theilgenommen  haben  (Art.  1396).  Dritten 
gegenüber  wirken  solche  Aenderungen  nur,  wenn  sie  auf  die  Urschrift 
des  Vertrags  gesetzt  und  vom  Notar  zugleich  mit  dieser  Urschrift  aus- 
gefertigt sind  (Art.  1397).  Wegen  des  Interesses  Dritter,  die  sich  mit 
dem  Gatten  in  Rechtsgeschäfte  einlassen,  an  der  Kenntniss  des  Ehe- 
vertrags trifft  das  Gesetz  v.  10.  Juli  1860  Vorsorge  für  die  Oeffent- 
lichkeit  solcher  Verträge.  Es  verpflichtet  den  Notar,  den  Gatten  kosten- 
frei eine  zur  Vorlegung  vor  dem  Standesbeamten  bestimmte  Bescheinigung 
(Ai-t.  1394)  auszuhändigen,  welche  den  Namen  und  Wohnort  des  Notars 
sowie  das  Datum  des  Vertrags  bezeichnet,  und  es  verpflichtet  den 
Standesbeamten,  die  Gatten  über  das  Bestehen  eines  Veiixags  zu  be- 
fragen, ihre  Erklärung  darüber,  sowie,  im  Falle  der  Bejahung,  auch  das 
Datum  des  Vertrags,  den  Namen  und  den  Wohnort  des  Notars  in  die 
Heirathsurkunde  aufzunehmen  (Art.  76,  76;  vergl.  oben  S.  273  c).  Nach 
Art.  1391  Abs.  1  kann  die  Frau,  wenn  die  Gatten  gegenüber  dem 
Standesbeamten  das  Bestehen  eines  Ehevertrags  wahrheitswidi-ig  ver- 
neint haben,  sich  Dritten  gegenüber  nicht  auf  die  Unveräusserlichkeit 
ihres  Dotalguts  und  auf  ihi'e  daraus  folgende  Unfähigkeit,  dasselbe  zu 
belasten,  berufen.  Sonst  aber  kann  die  Frau  die  Abmachungen  des  Ehe- 
vertrags auch  Dritten  entgegensetzen.  Dies  ist  die  herrschende  Aus- 
legung des  Art.  1391.  Uebrigens  kann  die  Frau,  auch  wenn  sie  vor 
dem  Standesbeamten  eine  falsche  Erklärung  abgegeben  hat,  den  Rechts- 
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nachtheil  aus  Art.  1391  dadurch  abwenden,  dass  sie  den  Dritten,  mit 
dem  sie  zu  kontrahiren  im  Begriffe  ist,  vom  Bestehen  eines  Ehevertrags 
in  Kenntniss  setzt. 

Die  Fähigkeit  zum  Ehevertrage  fällt  nicht  zusammen  mit  der 
Ehefähigkeit.  Grossjährige  bedürfen  zum  Abschlüsse  des  Vertrags  weder 
der  Zustimmung  noch  des  Rathes  der  Aszendenten.  Minderjährige  aber 
können  kraft  der  ihnen  von  den  Aszendenten,  vom  Familienrath  oder  vom 
Vormund  ertheilten  Ermächtigung  zur  Eheschliessung  auch  den  Güterstand 
frei  bestinmien,  also  nach  Gutdünken  Eheverträge  schliessen  und  darin 
Schenkungen  machen;  sie  bedürfen  nur  des  Beistandes  (assistance)  der- 
jenigen Personen,  deren  Zustimmung  zur  Eheschliessung  erforderlich  ist, 
wobei  unter  „Beistand"  nicht  persönliche  Gegenwart,  sondern  Genehmigung 
in  öffentlicher  Urkunde  (par  acte  authentique)  zu  verstehen  ist  (Art.  1 398). 

Die  hauptsächlichsten  Güterrechtssysteme,  welche  der  Code  civil 
vorsieht,  sind:  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft,  die  Gütertrennung,  das 
Dotalrecht. 

b)  Die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  ist  das  am  häufigsten 
vorkommende  System,  nicht  nur,  weil  es  für  alle  diejenigen  gilt,  die  sich 
ohne  Ehevertrag  verheirathen,  sondern  auch  weil  es  als  das  sachgemässeste 
erscheint.  Es  kennzeichnet  sich  durch  die  Bildung  eines  zur  Bestreitung 
der  Lasten  des  Haushalts  bestimmten  Gesammtguts,  welches  nach  der 
Auflösung  der  Ehe  zwischen  den  Gatten  (bezw.  den  Erben)  zu  theilen  ist. 

Die  Aktivmasse  der  Gemeinschaft  (das  Gesammtgut)  besteht  aus 
allem  beweglichen  Vermögen,  welches  den  Gatten  zur  Zeit  der  Eheschliessung 
gehört  oder  ihnen  während  der  Ehe  von  Todeswegen  oder  durch  Schen- 
kung zufällt,  femer  aus  allem  während  der  Ehe  durch  lästiges  Rechts- 
geschäft erworbenen,  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut,  endlich  aus 
den  Nutzungen  des  Sonderguts  der  Gatten  (Art.  1401).  Sondergut  ist 
aber  alles  unbewegliche  Vermögen,  welches  einem  Gatten  zur  Zeit  der 
Eheschliessung  gehört  oder  ihm  während  der  Ehe  von  Todeswegen  oder 
durch  Schenkung  zufällt,  und  alles  bewegliche  Vermögen,  welches  ihm 
während  der  Ehe  unter  der  Bedingung,  dass  es  nicht  in  die  Gemein- 
schaft falle,  vermacht  oder  geschenkt  wird. 

Die  Passivmasse  der  Gemeinschaft  umfasst  alle  zur  Zeit  der 
Eheschliessung  bestehenden  oder  während  der  Ehe  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten eines  jeden  der  beiden  Gatten,  wobei  nur  zu  beachten 
ist,  dass  die  Ehefrau  die  Gemeinschaft  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Mannes  verpflichten  kann.  Betrifft  die  Schuld  einen  Erwerb  von  Todes- 
wegen oder  eine  Immobiliarschenkung,  welche  nicht  in  die  Gemeinschaft 
fällt,  so  kann  diese  füi'  die  zum  Nutzen  des  einen  Gatten  bezahlte  Schuld 
bei  der  Auflösung  der  Ehe  Ausgleichung  beanspruchen  (Art.  1409 — 1420). 

Die  Verwaltung  des  Gesammtsguts  steht  dem  Mann  allein  zu. 
Er  ist  mit  Bezug  auf  dasselbe  zu  allen  lästigen  Rechtsgeschäften  befugt 
(Art.  1421).  Dagegen  kann  er  freigebige  Verfügungen  über  unbeweg- 
üches  Gemeinschaftsgut  oder  über  die  Gesammtheit  des  beweglichen  Gutes 
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oder  eine  Quote  davon  nicht  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  am  die 
Versorgung  gemeinsamer  Kinder  handle.  Ueber  einzelne  Mobilien  kann 
er  auch  freigebig  zu  Gunsten  von  Jedermann  verfugen,  insofern  er  nicht 
sich  selbst  den  Niessbranch  vorbehält  (Art.  1422, 1423).  Auch  das  Sonder- 
gut der  Frau  untersteht  der  Verwaltung  des  Mannes,  aber  er  kann 
darüber  nur  mit  ihrer  Zustimmung  verfügen  (Art.  1428). 

Die  Verwaltung  des  Mannes  kann  Ansprüche  auf  Ausgleichung 
bei  Auflösung  der  Ehe  erzeugen,  wenn  auf  Kosten  der  Gemeinschaft 
etwas  in  den  Nutzen  des  Sonderguts  eines  Gatten  oder  auf  Kosten  des 
Sonderguts  etwas  in  den  Nutzen  der  Gemeinschaft  verwendet  ist 
(Art.  1433—1437). 

Auflösung  der  Gemeinschaft  tritt  ein:  durch  den  Tod  eines 
Gatten,  durch  Ehescheidung,  durch  Trennung  von  Tisch  und  Bett  und 
durch  Gütertrennung.  Diese  letztere  kann  nur  von  der  Frau  verlangt 
und  nur  durch  das  Gericht  angeordnet  werden,  wenn  das  Heirathsgut 
der  Frau  gefährdet  ist  und  wenn  die  zerrütteten  Geschäftsverhältnisse 
des  Mannes  die  Besorgniss  begründen,  dass  sein  Vermögen  zur  Erfüllung 
der  Ansprüche  der  Frau  nicht  zulangen  könne  (Art.  1443).  Eine  frei- 
willige Gütertrennung  ist  nichtig.  Durch  das  Urtheil  auf  Gütertrennung 
hört  die  gemeinschaftliche  Masse  zu  bestehen  auf;  jeder  Gatte  erlangt 
Genuss  und  Verwaltung  seines  Vermögens  zurück.  Die  Frau  kann  in- 
dessen ihr  unbewegliches  Vermögen  nicht  ohne  Genehmigung  des  Mannes 
oder,  im  Falle  seiner  Weigerung,  des  Gerichts  veräussern  (Art.  1449). 
Die  Frau  bleibt  auch  nach  der  Gütertrennung  verpflichtet,  zu  den  Kosten 
des  Haushalts  und  der  Erziehung  der  gemeinsamen  Kinder  nach  dem 
Verhältniss  ihres  Vermögens  zu  demjenigen  des  Mannes  beizutragen  und, 
wenn  dem  Manne  Nichts  verbleibt,  die  gesammten  Kosten  zu  tragen 
(Art.  1448). 

Wird  die  Gemeinschaft  aus  einem  der  angegebenen  Gründe  aufgelöst, 
so  hat  die  Frau  (oder  haben  ihre  Erben)  ein  Wahlrecht,  die  Gemein- 
schaft anzunehmen  oder  abzulehnen;  eine  entgegenstehende  Vereinbarung 
ist  unwirksam  (Art.  1463).  Die  Annahme  kann  auch  stillschweigend, 
die  Ablehnung  nur  ausdrücklich  in  der  Gerichtskanzlei  des  Wohnsitzes 
des  Ehemannes  erfolgen  (Art.  1454,  1465,  1467).  Der  Frau  steht  eine 
Frist  von  drei  Monaten  zur  Inventarisirung  und  dann  noch  eine  üeber- 
legungsfrist  von  40  Tagen  zu  (Ai-t.  1466,  1457).  Die  Inventarfrist  kann 
auf  Antrag  durch  das  Gericht  verlängert  werden  (Art.  1458).  Wird  in 
der  Frist  das  Inventar  nicht  errichtet,  so  haftet  die  Frau  auf  Grund 
der  Gemeinschaft.  Der  Ablauf  der  Ueberlegungsfrist  nach  Schluss  der 
Inventarisirung  hat  nicht  den  Verlust  des  Ablehnungsrechts  zur  Folge; 
aber  die  Frau  kann  alsdann,  bis  sie  die  Gemeinschaft  ablehnt,  auf  Grund 
derselben  in  Anspruch  genommen  werden  und  hat  die  dadurch  ent- 
stehenden Kosten  zu  tragen  (Art.  1459).  Nimmt  sie  die  Gemeinschaft 
an,  so  wird  die  Aktivmasse  zwischen  den  Gatten  (bezw.  deren  Erben) 
in  zwei  gleiche  Theile  getheilt,  nachdem  jeder  von  ihnen  sein  Sonder- 
gut  und   die   ihm   etwa  von   der  Gemeinschaft   geschuldeten  Schadlos- 
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haltungen  yorweggenommeii  hat  (Art  1470  ff.).  Entsprechend  werden 
die  Schulden  zur  Hälfte  auf  die  Gatten  vertheilt,  doch  haftet  die  Frau 
den  Gläubigem  gegenüber  nur  in  den  Grenzen  desjenigen,  was  sie  aus 
der  Gemeinschaft  herauszieht  (Art.  1483).  —  Verzichtet  die  Frau  auf 
die  Gemeinschaft,  so  wird  mit  rückwirkender  Kraft  angenommen,  dass 
sie  derselben  unbetheiligt  gegenüberstehe;  sie  erhält  ihr  Sondergut  an 
Immobilien  oder,  wenn  diese  veräussert  sind,  den  Preis  dafür  zurück 
und  empfängt  die  ihr  von  der  Gemeinschaft  etwa  geschuldeten  Schadlos- 
haltungen (Art.  1492  ff.). 

Unter  den  vertragsmässigen  Abänderungen  der  gesetzlichen 
Gütergemeinschaft  ist  die  häufigste:  die  Einschränkung  derselben  auf 
den  Erwerb,  die  Errungenschaftsgemeinschaft.  Im  Prinzip  ist 
diese  den  Regeln  von  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft  unterworfen. 
Die  Aktivmasse  besteht  aber  nur  aus  dem  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Vermögen,  welches  die  Gatten  auf  gemeinsame  Kosten  oder  aus 
ihren  Ersparnissen  oder  durch  die  Erwerbsthätigkeit  eines  von  ihnen 
erwerben,  femer  aus  den  Einkünften  ihres  Vermögens.  Dem  entsprechend 
beschränkt  sich  auch  die  Passivmasse  der  Errungenschaftsgemeinschaft 
(Art.  1498,  1499).  —  Andere  vorkommende  Beschränkungen  der  gesetz- 
lichen Gütergemeinschaft  sind:  die  Ausschliessung  beweglichen  Ver- 
mögens, welches  an  sich  zur  Gemeinschaft  gehören  würde  („clause  de 
rtalisation",  Art.  1500 — 1504)  und  die  Ausschliessung  von  Schulden, 
welche  sonst  der  Gemeinschaft  zur  Last  fallen  müssten  („clause  de 
Separation  de  dettes,"  Art.  1510 — 1514).  Die  Gatten  können  aber  auch 
den  gesetzlichen  Umfang  der  Gemeinschaft  erweitern,  insbesondere  durch 
Erstreckung  derselben  auf  unbewegliches  Vermögen  („clause  d'ameublisse- 
ment",  Art.  1505 — 1509)  oder  auf  ihr  gesammtes,  gegenwärtiges  und  zu- 
künftiges Vermögen  überhaupt  (Art.  1526).  —  Auch  die  Theilungsgrund- 
sätze  können  durch  den  Ehevertrag  geändert,  es  kann  insbesondere  dem 
überlebenden  Gatten  eine  Summe  oder  gewisse  Sachen  als  Voraustheil, 
der  ihm  vor  der  Theilung  vorweg  gebührt,  ausgesetzt  („clause  de  prteiput", 
Art.  1515 — 1525),  ja  es  kann  sogar  bestinmit  werden,  dass  das  ganze 
Gesammtgut,  sei  es  im  Falle  des  Ueberlebens  oder  sonst,  einem  der 
Gatten  allein  gehören  soll  (Art.  1522). 

Die  Vortheile,  welche  sich  aus  der  Annahme  der  gesetzlichen  Güter- 
gemeinschaft für  einen  oder  den  anderen  Gatten  ergeben  mögen,  und 
entsprechend  die  etwa  vereinbarten  Abänderungen  dieses  Systems  zu 
Gunsten  eines  Gatten  gelten  im  Verhältniss  der  Ehegatten  zu  einander 
nicht  als  freigebige  Verfügungen.  Anders  aber  im  Verhältniss  zu 
Kindern  eines  der  Gatten  aus  einer  früheren  Ehe.  Ihnen  gegenüber 
werden  diese  Akte  als  freigebige  Verfügungen  angesehen,  und  sie  können 
daher  eine  entsprechende  Einschränkung  der  dem  anderen  Gatten 
zugewandten  Vortheile  verlangen,  wenn  diese  das  Mass  dessen  über- 
steigen, was  ein  Gatte  dem  andern  nach  Massgabe  des  Art.  1098  schenken 
kann  (siehe  S.  282  e).  Doch  werden  die  Vortheile,  die  sich  für 
einen  Gatten  aus  den  Erträgnissen  gemeinsamer  Arbeit  oder  aus  Er- 
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sparnissen  von  den  Einkünften  des  beiderseitigen  Vermögens,  mögen  diese 
auch  ungleich  sein,  ergeben,  nicht  als  Zuwendungen  zum  Nachtheile  der 
Kinder  aus  der  früheren  Ehe  angesehen  (Axt.  1496,  1527). 

c)  Vertragsmässige  Gütertrennung.  Wird  solche  durch  den 
Ehevertrag  vereinbart,  so  gilt  von  vornherein  Entsprechendes,  wie  in  dem 
oben  erörterten  Falle  der  uiiiheilsmässigen  Gütertrennung,  durch  welche 
die  Gütergemeinschaft  beendet  wird. 

d)  Dotalrecht.  Dieser  Güterstand  wird  in  Franki-eich  selten  ver- 
einbart; nur  in  den  südlichen  Provinzen  ist  er  praktisch.  Nur  was 
formell  als  Ehegut  der  Frau  —  dos  —  (dot,  biens  dotaux)  bestellt  ist, 
wii'd  von  diesem  Rechte  ergriffen ;  das  übrige  Vermögen  der  Frau  heisst 
Paraphernalgut  (biens  paraphemaux).  Am  Dotalgut  hat  der  Mann 
während  der  Ehe  Verwaltung  und  Niessbrauch  mit  allen  einem  Niess- 
braucher  obliegenden  Verpflichtungen  (Art.  1549,  1562).  Unbewegliches 
Dotalgut  kann  während  der  Ehe  weder  von  einem  der  Gatten  noch  von 
beiden  zusammen  veräussert  oder  verpfändet  werden  (Art.  1564),  ab- 
gesehen von  gewissen  Ausnahmefällen,  wie  insbesondere,  wenn  es  sich 
um  die  Versorgung  eines  Kindes,  um  den  Unterhalt  der  Familie  u.  s.  w. 
handelt  (Art.  1555 — 1559).  Eine  unzulässige  Veräusserung  kann  nach 
Auflösung  der  Ehe  von  jedem  der  Gatten  widerrufen  werden,  ohne  dass 
ihm  Verjährung  entgegengehalten  werden  darf  (Art  1560),  Sind  Geld 
oder  vertretbare  Sachen  als  dos  bestellt,  so  erlangt  der  Mann  das  Eigen- 
thum  daran  und  kann  darüber  verfügen.  Die  Frau  hat  nur  eine  Schuld- 
forderung auf  Erstattung  gegen  ihren  Mann,  und  es  steht  ihr  zu  deren 
Sicherung  ein  gesetzliches  Pfandrecht  am  unbeweglichen  Vermögen  des 
Mannes  zu.  Die  Rechtsprechung  wendet  das  Prinzip  der  Unveräusserlich- 
keit der  dos  ausdehnend  an  und  geht  davon  aus,  dass  die  Frau  den  er- 
wähnten Erstattungsanspruch  nicht  abtreten  und  auf  ihr  gesetzliches 
Pfandrecht  nicht  verzichten  kann.  —  Am  Paraphernalgut  steht  der  Frau 
selbst  die  Verwaltung  und  der  Niessbrauch  zu  (Art.  1576). 

e)  Schenkungen  und  Verfügungen  von  Todeswegen  unter 
Ehegatten.  Schenkungen  unter  Gatten  während  der  Ehe  sind  jederzeit 
widerruflich.  Die  Frau  bedarf  zum  Widerruf  nicht  der  Genehmigung 
des  Mannes  oder  des  Gerichts  (Art.  1096).  Die  Gatten  können  einander 
während  der  Ehe  keinerlei  wechselseitige  Schenkung  in  einer  und  der- 
selben Urkunde  machen,  weder  unter  Lebenden  noch  von  Todeswegen 
(Art.  1097).  Wer  Kinder  aus  einer  früheren  Ehe  hat  und  eine  weitere 
Ehe  eingeht,  kann  dem  neuen  Gatten  von  seinem  Vermögen  nicht  mehr, 
als  den  Antheil  desjenigen  Kindes,  welches  am  wenigsten  erhält,^)  und 
keinesfalls  mehr  als  ein  Viertheil  schenken  (Art.  1098).  Ein  Gatte  kann 
sowohl  durch  Ehevertrag  als  auch  während  der  Ehe,  für  den  Fall,  dass 
er  keine  Kinder  oder  sonstige  Abkömmlinge  hinterlassen  würde,  dem 
andern  Gatten  Alles  zuwenden,  was  er  einem  Fremden  zuwenden  könnte; 
für  den  Fall  aber,  dass  er  Kinder  oder  sonstige  Abkömmlinge  hinter- 


1)  Vgl.  oben  ö.  274  Anm.  2. 
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lassen  sollte,  kann  er  dem  andern  Gatten  nur  ein  Viertheil  seines  Ver- 
mögens zu  eigen  und  ein  weiteres  Viertheil  zum  Niessbrauch  oder  im 
Ganzen  die  Hälfte  zum  Niessbrauch  zuwenden  (Art.  1094). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Die  Ehe 
hat  die  Legitimation  der  vorehelichen  Kinder  zur  Folge,  wenn 
diese  von  den  Gatten  vor  der  Eheschliessung  oder  spätestens  im  Ehe- 
Schliessungsakte  selbst  anerkannt  sind.  Diese  Legitimation  tritt  jedoch 
nicht  ein  zu  Gunsten  der  in  Blutschande  oder  Ehebruch  erzeugten  Kinder 
(Art.  331).    Legitimirte  Kinder  stehen  den  ehelichen  gleich  (Art.  333). 

Die  Eltern  haben  den  Kindern  Unterhalt  und  Erziehung*)  zu 
gewähren  und  zwar  nach  Massgabe  ihres  Vermögens  (Art.  203).  Auf 
Erfüllung  dieser  Pflicht  können  beide  Gatten  in  Anspruch  genommen 
werden,  aber  im  Verhältniss  zu  einander  bleibt  derjenige  endgültig  ver- 
pflichtet, der  nach  dem  ehelichen  Güterrecht  die  Kosten  der  Haushaltung 
zu  bestreiten  hat.  Haben  die  Kinder  persönliches  Vermögen,  so  steht 
den  Eltern  der  Niessbrauch  daran  zu  gegen  die  Pflicht,  davon  den  Unter- 
halt und  die  Erziehung  der  Kinder  zu  bestreiten  (Art.  385).  Haben  die 
Kinder  Vermögen,  woran  den  Eltern  der  Niessbrauch  nicht  zusteht,  so 
können  die  Unterhalts-  und  Erziehungskosten  in  erster  Reihe  hieraus 
entnommen  werden.  Hierauf  beschränkt  sich  nach  dem  gegenwärtigen 
französischen  Rechte  die  Pflicht  der  Eltern ;  die  Kinder  haben  kein  Klage- 
recht auf  Gewährung  einer  Mitgift  oder  sonstigen  Ausstattung  (Art.  204). 

Andererseits  schulden  die  Kinder  den  Eltern  und  Voreltern  Unter- 
halt im  Falle  der  Bedürftigkeit.  Auch  Schwiegersöhne  und  Schwieger- 
töchter haben  diese  Pflicht,  welche  jedoch  wegfällt,  wenn  die  Schwieger- 
mutter eine  neue  Ehe  eingeht  oder  wenn  derjenige  von  den  Gatten,  durch 
den  das  Schwägerschaftsverhältniss  vermittelt  wurde,  und  die  aus  der 
Ehe  mit  ihm  hervorgegangenen  Kinder  gestorben  sind  (Art.  205,  206). 

Die  Unterhaltsverpflichtungen  sind  wechselseitige  (Art.  207).  Die 
Bemessung  des  Unterhalts  erfolgt  unter  Berücksichtigung  des  Bedürf- 
nisses des  Berechtigten  im  Verhältniss  zur  Vermögenslage  des  Verpflichteten 
(Art  208);  bei  veränderten  Umständen  kann  eine  Aenderung  der  Fest- 
setzung gefordert  werden  (Art.  209).  Grundsätzlich  richtet  sich  der 
Unterhaltsanspruch  auf  eine  bestimmte  Summe,  welche  in  den  vom  Ge- 
richte festzusetzenden  Terminen  zu  zahlen  ist ;  wenn  aber  nach  den  Um- 
ständen die  Leistung  einer  Geldrente  für  den  Vei-pflichteten  besonders 
drückend  ist,  so  kann  das  Gericht  ihn  ermächtigen,  den  Verpflichteten 
in  seine  Wohnung  aufzunehmen,  um  ihm  den  Unterhalt  in  natura  zu 
gewähren  (Art.  210).  Doch  ist  dies  nur  im  äussersten  Nothfall  an- 
wendbar.   Nur  zu  Gunsten  der  Eltern  ist  bestimmt,  dass  sie  sich  durch 


^)  Darunter  ist  körperliche,  geistige  und  religiöse  Erziehung  zu  verstehen.  Hier- 
an knüpft  Art.  4  des  Gesetzes  v.  28.  März  1882  über  den  obligatorischen  Elementar- 
unterricht an,  wonach  die  Kinder  vom  vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  13.  Lebens- 
jahre in  ÖflFentlichen  oder  Privatechulen  oder  auch  in  der  Familie  zn  unterrichten  sind, 
lieber  die  religiöse  Erziehung  siehe  die  folgende  Anmerkung. 


284  Europa. 

Anbieten  des  Unterhalts  in  natura  von  der  Pflicht  zur  Zahlung  einer 
Geldrente  an  das  Kind  befreien  können  (Art.  211). 

Die  Kinder  stehen  in  der  elterlichen  Gewalt.  Diese  umfasst  zu- 
nächst die  Sorge  für  die  Person  der  Kinder,  kraft  deren  bis  zu  ihrer 
Grossjährigkeit  der  Vater  und  in  Ermangelung  desselben  die  Mutter  das 
Recht  der  Aufsicht  und  Zucht  ausübt  (Art.  372—381).*)  Am  Vermögen 
des  Kindes  steht  dem  Vater  und,  wenn  die  Ehe  gelöst  ist,  dem  über- 
lebenden Eltemtheile,  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  oder  bis  zur 
früheren  Entlassung  des  Kindes  aus  der  Gewalt,  das  Niessbrauchsrecht 
zu  (Art.  384),  welchem  jedoch  dasjenige  nicht  unterworfen  ist,  was  das 
Band  durch  eigene  Erwerbsthätigkeit  erlangt  oder  was  ihm  unter  Aus- 
schliessung des  elterlichen  Niessbrauchs  geschenkt  oder  vermacht  wird 
(Art.  387).  Derjenige,  gegen  welchen  auf  Ehescheidung  erkannt  ist, 
sowie  die  Mutter,  welche  eine  neue  Ehe  eingeht,  verlieren  das  elterliche 
Niessbrauchsrecht  (Art.  386). 


§6- 

E.  Ungültigkeit  der  Ehe. 

Beim  Mangel  gewisser  wesentlicher  Voraussetzungen  entsteht  nur 
der  Schein  einer  Ehe;  die  Ehe  wird  als  gar  nicht  bestehend  (inexistant) 
angesehen.  Das  ist  der  Fall:  wenn  die  Verbundenen  von  gleichem 
Geschlecht  sind;  wenn  die  Einwilligung  auch  nur  von  einem  Theile  über- 
haupt nicht  gegeben  ist^;  wenn  die  Verbindung  nicht  vor  einem  Standes- 
beamten stattgefunden  hat.  In  Fällen  dieser  Art  kann  jeder  Interessirte 
das  Nichtbestehen  der  Ehe  geltend  machen,  und  das  Gericht  stellt  ein- 
fach fest,  dass  eine  Ehe  von  Anfang  an  nicht  bestanden  hat.  Wenn 
dagegen  nur  ein  sonstiges  Erfordemiss  einer  gültigen  Ehe  fehlt,  indem 
ein  trennendes  Ehehindemiss  ausser  Acht  gelassen  ist,  so  ist  die  Ehe 
nur  als  nichtig  anfechtbar  (annullable),  d.  h.  sie  kann  nur  durch  einen 
Spruch  des  Gerichts  beseitigt  werden;  bis  dahin  besteht  sie  und  erzeugt 
die  Wirkungen  einer  Ehe.  Unter  den  Nichtigkeits-  oder  Anfechtungs- 
gründen unterscheidet  man  öffentlich-rechtliche  und  private  (nullit6s 
d'ordre    public,    nullit6s    d'ordre    priv6).     Erstere   können    von    jedem 


^)  Kraft  der  von  ihm  in  erster  Reihe  auszaübenden  elterlichen  Gewalt  bestimmt 
bei  gemischten  Ehen  der  Vater,  in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen. 
Sirey  1858  11  81,  Pandectes  frangaises  1892  II  280.  Vereinbarungen  hierüber  werden 
nicht  für  bindend  erachtet.  Aubry-Rau  V  §  504  Anm.  2,  DemolombeVI  295, 
Zachariae-Ordmelll  §474  Anm.  3,  Barazetti  S.  635  Anm.  38. 

')  Art.  146 :  „H  n'y  a  pas  de  mariage  lorsqu'il  n'y  a  point  de  consentement.*'  Das 
bezieht  sich  nur  auf  den  Fall,  dass  eine  Willenserklärung  überhaupt  nicht  vorliegt, 
nicht  auch  auf  solche  Fälle,  in  denen  die  Erklärung  zwar  abgegeben,  aber  z.  B.  wegen 
Irrthums  über  die  Identität  ungültig  ist.  Hier  muss  Nullitätsklage  erhoben  werden. 
Zachariae-Grome  lU  §  421  Anm.  1.  Anders  im  Falle  der  Geisteskrankheit,  Be- 
wußtlosigkeit u.  8.  w.  Hier  ist  kein  Wille,  also  auch  keine  Willenserklärung  vor- 
handen.    A.  a.  0    Anm.  2. 
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Interessirten  vorgebracht  werden,  und  ein  Verzicht  darauf  ist  der  Regel 
nach  unwirksam;  letztere  können  nur  von  denjenigen,  zu  deren  Gunsten 
sie  gegeben  sind,  geltend  gemacht  werden,  und  diese  Berechtigten  können 
auch  darauf  verzichten. 

1.  Oeffentlich-rechtliche  Nichtigkeitsgründe.    Diese  sind: 

a)  Doppelehe  (oben  S.  269  a). 

b)  Eheunmündigkeit  (impubertfe;  S.  267  a). 

c)  Blutschande  (S.  269  b). 

d)  Unter  Umständen:  Formmängel  (siehe  nachstehend). 

Das  Recht,  diese  Gründe  geltend  zu  machen,  steht  ausser  den  Gatten 
selbst  und  interessirten  Dritten  (Art.  184,  191)  auch  dem  Staatsanwalt 
zu,  der  jedoch  die  Nichtigkeitsklage  nur  bei  Lebzeiten  der  Gatten,  be- 
hufs Erwirkung  ihrer  Trennung  und  zur  Beseitigung  des  durch  ihr  Zu- 
sammenleben verursachten  Aergemisses  erheben  kann  (Art.  184, 190). 

Das  Interesse  Dritter  kann  ein  vermögensrechtliches  sein,  z.  B.  wenn 
Jemand  mit  einer  Frau  ohne  Genehmigung  des  Mannes  ein  Rechtsgeschäft 
geschlossen  hat  und  sich  genöthigt  sieht,  zur  Beseitigung  des  aus  diesem 
Mangel  hergeleiteten  Einwandes  die  Nichtigkeit  der  Ehe  feststellen  zu 
lassen;  doch  muss  das  Interesse  schon  im  Zeitpunkte  der  Erhebung  der 
Nichtigkeitsklage  begründet  sein  (n6  et  actuel,  Art.  191).  Wegen  eines 
nicht  vermögensrechtlichen  Interesses  steht  die  Erhebung  der  Klage  nur 
den  Aszendenten  in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  zur  Zustimmung  bei  der 
Eheschliessung  berufen  sind,  und,  beim  Mangel  von  Aszendenten,  dem 
Familienrath  des  minderjährigen  Gatten  zu;  andere  Verwandte  können 
nur  im  Falle  eines  vermögensrechtlichen  Interesses  auf  Nichtigkeits- 
erklärung der  Ehe  klagen. 

Im  Falle  der  Doppelehe  kann  auch  der  Gatte  der  früheren  Ehe 
die  Klage  erheben  (Art.  184,  188).  In  dem  besonderen  Falle,  wenn  der 
von  einem  verschollenen  Gatten  zurückgelassene  Ehegatte  eine  neue  Ehe 
geschlossen  hat,  steht  die  Anfechtung  dieser  Ehe  nur  dem  Verschollenen 
zu  (Art.  139).^)  —  Wird  gegen  die  Klage  auf  Nichtigerklärung  der 
zweiten  Ehe  die  Ungültigkeit  der  früheren  Ehe  eingewendet,  so  ist  zu- 
nächst über  diesen  Einwand  zu  entscheiden  (Art.  189). 

Die  Nichtigkeit  wegen  Eheunmündigkeit  erlischt  mit  Ablauf  von 
sechs  Monaten,  nachdem  der  betreffende  Gatte  das  zur  Eheschliessung 
erforderliche  Alter  erreicht  hat,  und  ferner,  wenn  die  eheunmündige 
Frau  vor  Ablauf  dieser  sechs  Monate  schwanger  geworden  ist  (Art.  186). 
Die  Eltern,  die  Aszendenten  und  die  Familie  können,  wenn  sie  ihre  Zu- 

^)  L'epouz  absent,  dont  le  conjoint  a  contracte  une  nouvelle  union,  sera  seul 
recevable  ä  attaqaer  ce  mariage  .  .  .  Dieser  Wortlaut  des  Art.  139  schliesst  die  An- 
wendang  der  aUgemeinen  Bestimmangen  über  die  Anfechtungsbefugniss  Anderer,  auch 
des  Staatsanwalts,  aus,  und  dafür  streitet  auch  die  offensichtliche  Absicht  des  Gesetzes, 
in  FäUen  dieser  Art  nicht  ohne  Noth  störend  in  den  Bestand  und  die  Buhe  der 
Familien  einzugreifen.  Dennoch  ist  diese  Auffassung  nicht  unbestritten.  Yergl. 
Zachariae-Orome  I  §  99,  wo  die  hier  vertretene  Meinung  gegen  den  Widersprach 
Anderer  gerechtfertigt  wird. 
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Stimmung  zur  Eheschliessung  des  Eheunmündigen  gegeben  haben,  die 
Nichtigkeit  nicht  geltend  machen  (Art.  186). 

Formmängel  können  die  Nichtigkeit  der  Ehe  begründen,  wenn  die 
Ehe  nicht  öffentlich  oder  vor  einem  unzuständigen  Standesbeamten  ge- 
schlossen worden  ist;  aber  hier  ist  dem  Ermessen  des  Richters  weiter 
Spielraum  gelassen,  da  ihm  anheimgegeben  ist,  die  Ehe  trotz  einer  gewissen 
Heimlichkeit  oder  ti*otz  der  Unzuständigkeit  des  Beamten  in  Kraft  zu 
lassen  (Art.  191,  193). 

2.  Private  Nichtigkeitsgründe  sind: 

a)  Mängel  der  Willenserklärung  der  Gatten.  Wegen  Zwanges 
oder  Irrthums  kann  die  Ehe  (unter  den  oben,  Gib,  angegebenen  näheren 
Voraussetzungen)  nur  von  demjenigen  Gatten,  dessen  Zustimmung 
erzwungen  oder  durcli  Irrthum  bestimmt  war,  angefochten  werden 
(Art.  180).  Die  Anfechtungsklage  aus  diesem  Grunde  ist  ein  höchst  persön- 
liches Recht  des  verletzten  Gatten  und  kann  daher  weder  von  dessen 
Gläubigern  noch  auch  von  seinen  Erben  erhoben  werden;  doch  werden 
nach  der  herrschenden  Meinung  die  Erben,  wenn  der  anfechtungs- 
berechtigte Gatte  nach  erhobener  Klage  stirbt,  zur  Aufnahme  und  Fort- 
setzung des  schwebenden  Prozesses  für  befugt  erachtet.^) 

Die  Klage  erlischt  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Be- 
stätigung der  Ehe  seitens  der  Anfechtungsberechtigten;  stillschweigende 
Bestätigung  ist  insbesondere  anzunehmen,  wenn  das  Zusammenleben 
während  sechs  Monaten  seit  dem  Aufhören  des  Zwanges  oder  des  Irrthums 
fortgesetzt  wird  (Art.  181).  Ausserdem  erlischt  die  Klage  durch  Ver- 
jährung binnen  zehn  Jahren  von  dem  erwähnten  Zeitpunkt  an  (Art.  1304). 

b)  Mangel  der  Zustimmung  dritter  Personen.  Aus  diesem 
Grunde  steht  die  Klage  nur  demjenigen  Gatten,  welcher  der  Zustimmung 
zur  Eheschliessung  bedurfte,  und  femer  denjenigen  Personen,  deren  Zu- 
stimmung erforderlich  war,  zu  (Art.  182;  vergl.  oben  S.  267  a). 

Auch  diese  Klage  erlischt  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Bestätigung  seitens  der  Anfechtungsberechtigten*),  und  eine  still- 
schweigende Bestätigung  seitens  der  Aszendenten  ist  insbesondere  anzu- 
nehmen, wenn  sie  binnen  Jahresfrist  nach  erlangter  Kenntniss  von 
der  Eheschliessung  die  Klage  nicht  erheben;  ebenso  kann  der  anfechtungs- 
berechtigte Gatte  die  Klage  nicht  mehr  erheben,  wenn  er  ein  Jahr  hat 
verstreichen  lassen  nach  Erreichung  des  Alters,  in  welchem  er  der  Ein- 
willigung nicht  mehi'  bedurfte  (Art.  183).  Das  Anfechtungsrecht  des 
Familienraths  beim  Mangel  von  Aszendenten  erlischt  ausserdem,  sobald 
der  Gatte  die  Volljährigkeit  erreicht  hat,  da  von  diesem  Zeitpunkte  an 
der  Gatte  der  Zustimmung  des  Familienraths  nicht  bedarf. 

3.  Wirkungen  der  Nichtigkeit.  Das  Urtheil,  welches  die  Nichtig- 

*)  Sirey  21  I  157;  Aubry-Rau  §  462  Anm.  17.  Doch  wird  dies  auch  be- 
stritten; Zachariae-Crome  III  §  437  Anm.  4. 

')  Die  Bestätigung  der  Ehe  durch  diejenigen  Personen,  deren  EinwUligung  er- 
forderlich war,  entzieht  auch  dem  Ehegatten  das  Klagerecht,  selbst  wenn  er  die  An- 
fechtungsklage bereits  erhoben  hatte.     Zachariae-Crome  LQ  §  437  Anm.  26. 
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keit  der  Ehe  ausspricht,  bringt  deren  bisherige  Wirkungen  in  Wegfall. 
Die  persönliche  und  die  vermögensrechtliche  Gemeinschaft  hören  auf. 
Die  Vermögensauseinandersetzung  erfolgt,  als  wenn  eine  Ehe  überhaupt 
nicht  bestanden  hätte.  Die  Kinder  aus  einer  für  ungültig  erklärten 
Ehe  werden  als  uneheliche  angesehen. 

Ausnahmen  von  diesen  Regelsätzen  gelten  im  Falle  der  sogenannten 
Putativehe,  welche  voraussetzt,  dass  es  sich  um  eine  im  besonderen 
Verfahren  für  nichtig  erklärte  Ehe  handelt,  bei  deren  Eingehung  ein 
Gatte  oder  beide  in  gutem  Glauben  waren  (Art.  201).^)  Waren  beide 
in  gutem  Glauben,  so  erzeugt  die  Ehe  für  die  Vergangenheit  alle  civil- 
rechtlichen  Wirkungen  einer  Ehe  sowohl  hinsichtlich  der  Gatten  selbst 
als  auch  hinsichtlich  der  Kinder,  so  dass  also  für  die  bisherigen  Ver- 
mögensrechte der  Gatten  gegen  einander  der  Ehevertrag  massgebend  ist, 
die  Schenkungen,  die  sie  einander  im  Hinblick  auf  das  eheliche  Ver- 
hältniss  gemacht  haben,  in  Kraft  bleiben  u.  s.  w.,  und  dass  die  Kinder 
in  jeder  Hinsicht,  sowohl  gegenüber  den  Eltern  als  auch  gegenüber  der 
Familie,  als  eheliche  gelten.  War  nur  ein  Gatte  in  gutem  Glauben,  so 
treten  diese  Wirkungen  nur  zu  seinen  Gunsten  und  zu  Gunsten  der  Kinder 
ein  (Art.  202).  In  solchem  Falle  würde  also  z.  B.  eine  dem  gutgläubigen 
Gatten  von  dem  anderen  gemachte  Schenkung  in  Kraft  bleiben,  während 
die  von  dem  gutgläubigen  dem  anderen  Gatten  gemachten  Schenkungen 
hinfällig  werden. 

§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Das  Band  der  Ehe  kann  bei  Lebzeiten  der  Gatten  duixh  Scheidung 
(divorce)  vollständig  gelöst  -)  oder  durch  blosse  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  (s6paration  de  corps)  gelockert  werden.  Beides  war  vom  code  civil 
neben  einander  zugelassen;  ein  Gesetz  vom  8.  Mai  1816  hatte  indessen 
die  gänzliche  Scheidung  abgeschafft.  Aber  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juli 
1884  wurde  die  Scheidung  aus  bestimmten  Gründen  —  nicht  auch  die 
vor  1816  zulässige  Scheidung  auf  Grund  wechselseitiger  Uebereinstimmung 
(consentement  mutuel  et  pers6v6rant,  Art.  233)  —  wieder  eingeführt,  und 
durch  ein  Gesetz  vom  18.  April  1886  erfolgt  die  Regelung  des  Scheidungs- 
prozesses. 

I.  Ehescheidung  (divorce).  Diese  setzt  in  allen  Fällen  ein  Ver- 
schulden des  beklagten  Gatten  voraus. 


^)  Auf  die  im  Eingange  dieses  Abschnitts  erwähnten  FäUe  einer  nicht  nur  an- 
fechtbaren, sondern  überhaupt  nicht  bestehenden  Ehe  (mariage  inezistant),  welche 
keinerlei  Wirkungen  erzeugen  kann,  beziehen  sich  die  Ausnahmen  nicht.  Anderer 
Meinung:  Baudry-Lacantinerie  I  No.  547.  [Dass  die  Wirkungen  einer  Putativ- 
ehe ebensowohl  dann  eintreten,  wenn  dem  Mangel  ein  Reohtsirrthum,  wie  wenn  ihm 
ein  thatsächlicher  Irrthum  der  Parteien  zu  Grunde  liegt,  ist  allgemein  anerkannt. 
Kas8.EL  vom  11.  August  1841,  Sirey  1841  I  380. 

*)  Art.  227.  —  Der  das.  Ziff.  3  als  Ehelösungsgrund  erwähnte  bürgerliche  Tod 
ist  abgeschafft.    Ges.  vom  81.  Mai  1854. 
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1.  Scheidungsgründe  sind  nach  jet2dgem  Recht  ausschliesslich  die 
folgenden:*) 

a)  Ehebruch  eines  Gatten,  wobei  es  jetzt  keinen  Unterschied  macht, 
ob  es  sich  um  Ehebruch  des  Mannes  oder  der  Frau  handelt  (Art.  229, 
230).«) 

b)  Gewaltthätigkeiten,  grobe  Misshandlungen  und  schwere 
Kränkungen  (exc^s,  sfevices,  injures  graves)  eines  Gatten  gegen  den 
anderen  (Art.  231).») 

c)  Verurtheilung  eines  Gatten  zu  einer  entehrenden  Leibes-  (Frei- 
heits-)Strafe  (peine  afflictive  et  infamante,  Art.  232).*) 

Ueber  Umwandlung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  gänzliche 
Scheidung  siehe  unten  S.  291  f. 

2)  Klage  und  Einreden.  Die  Scheidungsklage  steht,  als  höchst- 
persöiüiches  Recht,   nur  dem  Gatten  selbst  zu.*)    Dies  Recht  erlischt. 


')  Den  Wortlaut  der  die  Ehescheidangsg^nde  enthaltenden  Artikel  in  der  ur- 
sprünglichen Fassung  des  code  civil  siehe  unter  „Belgien*^  zu  F. 

')  Nach  der  ursprünglichen  Fassung  des  Art.  230  war  Ehebruch  des  Mannes  nur 
in  dem  Falle  Scheidungsgrund,  wenn  er  seine  Konkubine  in  der  ehelichen  Wohnung 
(maison  commune)  gehalten  hatte.  Diese  Beschränkung  liess  man  bei  der  Wieder- 
einführung der  Scheidung  durch  das  Gesetz  v.  1884  fallen.  —  Scheidungsgrund  ist 
übrigens  nur  vollendeter  Ehebruch,  nicht  schon  verdächtiger,  vertrauter  Umgang 
u.  dergl.;  aber  es  steht  Nichts  entgegen  dergleichen  Thatsachen  im  Wege  indirekten 
Beweises  zu  berücksichtigen  und  auf  sie,  bei  freier  richterlicher  Beweiswürdigung,  die 
Feststellung  wirklichen  Ehebruchs  zu  gründen. 

')  Unter  exc^s  sind  Handlungen  zu  verstehen,  welche  eine  Lebensgefahr  für  den 
Gatten  bedingen  können;  sevices  sind  andere,  nicht  lebensgefährliche  Gewaltthätig- 
keiten ;  injures  graves  sind  kränkende,  die  schuldige  Bücksicht  schwer  verletzende 
Handlungen  aller  Art.  Bei  letzterem  Scheidungsgrunde  sind  Stand  und  Bildungsgrad 
der  Eheleute  und  alle  sonstigen  Umstände  des  Falles  zu  berücksichtigen,  besonders 
ist  auch  in  Betracht  zu  ziehen,  ob  und  inwieweit  das  Verhalten  des  klagenden  Theils 
zu  Missstimmung  und  Aerger  des  andern  und  zu  den  diesem  vorgeworfenen  Aeusserungen 
und  Handlungen  Anlass  gegeben  habe.  Entsch.  des  deutschen  Reichsger.  5  S.  336. 
Es  kann  unter  Umständen  auch  bösliche  Yerlassung,  welche  ab  besonderer  Scheidungs- 
grund im  französischen  Rechte  nicht  vorkommt,  als  injure  grave  angesehen  werden; 
Sirey  1885  11  22,  1886  II  164,  1888  11  87.  Ebenso  schuldhafte  Versagung  der  ehe- 
lichen Pflicht;  Sirey  1884  I  92,  1893  I  806.  Auch  Trunksucht  kann  hiernach  das 
Scheidungsbegehren  rechtfertigen.  Ebenso  eine  strafrechtliche  Verurtheilung,  welche 
nicht  unter  den  besonderen  Scheidungsgrund  des  Art.  332  fällt;  vergl.  die  folgende 
Anm.  -—  Der  Richter  hat  hier  ein  weitgehendes  Ermessen.  Immer  aber  muss  schuld- 
haftes Verhalten  des  Beklagten  festgestellt  werden.  Eine  in  krankhaftem  Zustande 
verübte  Misshandlung  rechtfertigt  die  Silage  nicht;  Sirey  1894,  15. 

*)  Das  Wort  „afflictive"  ist  durch  das  Ges.  v.  1884  eingefügt,  um  auszudrücken, 
dass  eine  Ehrenstrafe  für  sich  allein  nicht  genügt.  Die  Strafe  muss  den  doppelten 
Charakter  der  Leibes-  (Freiheits-)  und  Ehrenstrafe  haben.  Vergl.  Art.  7  code  penal. 
Es  ist  an  das  französische  Strafensystem  gedacht.  Die  Verurtheilung  durch  ein  aus- 
ländisches Gericht  fällt  an  sich  nicht  unter  Art.  332  (vgl.  Entsch.  d.  deutschen  Reichs- 
gerichts 15  S.  314 ff.),  kann  aber  unter  Umständen  als  injure  grave  nach  Art.  331  in 
Betracht  kommen.  Olunet,  Journal  du  droit  international  1897  S.  532,  Böhm, 
Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafr.  8  S.  55;  siehe  auch  die  vorige  Anm.  —  Die 
Verurtheilung  muss  endgültig  sein;  bei  einem  Kontumazialurtheil  trifft  dies  erst  nach 
20  Jahren  zu.    Sirey  1887  11  88. 

*)  Ueber  die  Erhebung  der  Klage  durch  einen  gesetzlichen  Vertreter  siehe  S.  293. 
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wenn  der  klagende  Gatte  stirbt,  ehe  das  Scheidongsurtheil  durch  Ein- 
tragong  in  das  Ciyilstandsregister  (siehe  unten  G  S.  291)  unwiderruflich 
geworden  ist  (Art.  244). 

Die  Einrede  der  Kompensation  in  dem  Sinne,  dass  die  Klage  hin- 
fällig sei,  weil  auch  dem  Beklagten  ein  Scheidungsgrund  zur  Seite  stehe, 
findet  nicht  statt. ^)  Dagegen  erlischt  das  Klagerecht  durch  Verzeihung, 
mag  sie  vor  oder  nach  Erhebung  der  Klage  erfolgt  sein  (Art.  272 — 274), 
und  femer  durch  Verjährung  in  dreissigjähriger  Frist  (Art.  2262).*) 

Zur  Unterstützung  der  aus  einem  anderen  Grunde  erhobenen  Schei- 
dungsklage kann  auch  ein  schon  erloschener  Scheidungsgrund  heran- 
gezogen werden  (Art.  273). 

3.  Wirkungen  der  Scheidung. 

a)  Hinsichtlich  der  Gatten.  Die  Ehe  ist  aufgelöst.  Jeder  Gatte 
kann  sich  wiederverheirathen,  sofern  ihm  nicht  ein  besonderes  Ehe- 
hindemiss  entgegensteht;  die  Frau  hat  die  zehnmonatige  Wartezeit  zu 
beachten  (Art.  296),  und  im  Falle  der  Scheidung  wegen  Ehebruchs  darf 
der  schuldige  Gatte  seinen  Mitschuldigen  nicht  heirathen  (Art.  298). 
Auch  miteinander  können  die  Geschiedenen  sich  —  durch  förmliche  neue 
Eheschliessung  —  wiederverheirathen;  aber  sie  dürfen  dies  nicht  mehr, 
wenn  der  eine  oder  der  andere  von  ihnen  nach  der  Scheidung  eine  neue 
Ehe  eingegangen  war,  die  wiederum  geschieden  wurde.  Ueberdies  können 
sie  kein  anderes  eheliches  Güterrecht  vereinbaren,  als  dasjenige,  unter 
welchem  sie  früher  mit  einander  lebten.  Auch  kann  die  neue  Ehe  der 
geschiedenen  Gatten  aus  keinem  anderen  Grunde  wiederum  geschieden 
werden,  als  wegen  einer  nach  der  Wiedervereinigung  erfolgten  Ver- 
nrtheüung  zu  entehrender  Leibes-(Freiheits-)Strafe  (Art.  295). 

Jeder  der  beiden  Gatten  erhält  mit  der  Scheidung  den  vor 
der  Ehe  geführten  Namen  wieder  (Art.  299). 

In  vermögensrechtlicher  Hinsicht  verliert  der  an  der  Scheidung 
schuldige  Gatte  alle  ihm  von  dem  anderen  durch  den  Ehevertrag  oder 
in  der  Ehe  zugewandten  Vortheile,  während  der  unschuldige  die  ihm  zu- 
gewandten behält  (Art.  299,  230).  Haben  sich  die  Gatten  keine  der- 
artigen Vortheile  zugewandt  oder  reichen  die  ausgesetzten  zur  Sicherung 
des  Lebensunterhalts  desjenigen  Gatten,  der  die  Scheidung  erwirkt  hat, 
nicht  hin,  so  kann  das  Gericht  diesem  aus  dem  Vermögen  des  anderen 
Gatten  eine  Unterhaltsrente  bewilligen,  welche  jedoch  ein  Drittheil 
von  dessen  Einkünften  nicht  übersteigen  und  welche  eingestellt  werden 
darf,  sobald  sie  nicht  mehr  benöthigt  wird  (Art.  301).  Ein  Erbrecht 
steht  den  geschiedenen  Gatten  gegen  einander  nicht  zu  (Art.  767). 

b)  Hinsichtlich  der  Kinder.  Das  Verhältniss  der  Eltern  zu 
ihren  Kindern  wird  durch  die  Scheidung  nicht  berührt.    Die  Kinder  be- 


1)  Entfloh,  des  deatschen  Keichsger.  6  S.  336;  Dalloz  1881,  125.  Dagegen 
lasst  die  Bechtiprechang  den  Einwand  zu,  daas  der  Kläger  selbst  an  der  in  der  Klage 
gerügten  Handlang  die  Schuld  trage  oder  doch  mitschuldig  sei.  Vgl.  Zachariae- 
Creme  IH  §  447  Ziff.  3,  Demolombe  IV  415. 

")  Anderer  lieinong:  Demolombe  IV  409,  410. 

Leske  n.  Loewenfeld,  ReohtBTerfolgimg.    Ergänzongsbaad.  19 
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halten  also  ihr  Erbredit  und  alle  sonstigen  Yortheile,  die  ihnen  nach 
dem  Gesetze  oder  nach  dem  Ehevertrage  der  Eltern  zustehen  (Art.  304). 

Was  die  Sorge  für  die  Person  betrifft,  so  sollen  die  Kinder  dem- 
jenigen Gatten,  welcher  die  Scheidung  erwirkt  hat,  anvertraut  werden, 
sofern  nicht  das  Gericht  auf  Antrag  der  Familie  oder  des  Staatsanwalts 
im  besonderen  Interesse  der  Kinder  anordnet,  dass  sie  —  alle  oder 
einzelne  von  ihnen  —  dem  anderen  Gatten  oder  auch  einer  dritten  Person 
anvertraut  werden  sollen.  In  jedem  Falle  aber  behalten  beide  Eltern 
das  Eecht,  den  Unterhalt  und  die  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  überwachen, 
und  die  Pflicht  zu  den  dafür  benöthigten  Kosten  nach  Verhältniss  ihres 
Vermögens  beizutragen  (Art.  303). 

n.  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

1.  Die  Gründe,  aus  denen  solche  Trennung  verlangt  werden  kann, 
sind  die  nämlichen,  wie  die  Scheidungsgründe  (Art.  306).  Der  Kläger 
hat  die  Wahl,  Scheidung  oder  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  ver- 
langen. 

2.  Klage  und  Einreden  bestimmen  sich  nach  den  nämlichen 
Grundsätzen,  wie  bei  der  gänzlichen  Scheidung. 

3.  Wirkungen.  Die  Ehe  an  sich  bleibt  bestehen;  das  Band  wird 
nur  gelockert. 

Die  Frau  führt  den  Namen  ihres  Mannes  fort,  doch  kann  das 
Trennungsurtheil  oder  ein  besonderes  Urtheil  ihr  die  Führung  dieses 
Namens  untersagen  oder  sie  ermächtigen,  den  Namen  abzulegen.  Ent- 
sprechend kann  in  dem  Falle,  wenn  der  Mann  seinen  Namen  demjenigen 
der  Frau  angefügt  hatte,  die  Frau  auf  Untersagung  der  Führung  ihres 
Namens  klagen  (Art.  311  in  der  Fassung  des  Gesetzes  v.  6.  Februar 
1893). 

Die  Gatten  bleiben  einander  zu  Treue  und  Unterstützung  verpflichtet. 
Die  wechselseitige  Unterhaltungspflicht  bleibt  bestehen,  und  es  kann 
sowohl  dem  Gatten,  der  die  Trennung  erwirkt  hat,  als  auch  dem  anderen 
eine  Unterhaltsrente  bewilligt  werden. 

Die  Rechte  der  elterlichen  Gewalt  bleiben  unberührt.  Die  Sorge 
für  die  Person  der  Kinder  kann  aber  vom  Gerichte,  wie  im  Falle  der 
Scheidung,  einem  der  Gatten  oder  einem  Dritten  übertragen  werden. 

Die  Lockerung  des  ehelichen  Bandes  äussert  sich  in  folgenden  Be- 
ziehungen: 

a)  Die  häusliche  Gemeinschaft  endet  und  die  Frau  kann  ihren 
Wohnort  frei  wählen. 

b)  Die  Vermuthung  der  Vaterschaft  ist  hinsichtlich  der  nach 
der  Trennung  geborenen  Kinder  abgeschwächt:  der  Mann  kann  die 
Vaterschaft  eines  Kindes  bestreiten,  welches  die  Frau  später  als  300  Tage 
nach  der  Entscheidung,  durch  welche  sie  zum  Getrenntleben  er- 
mächtigt wurde,  oder  früher  als  180  Tage  nach  der  endgültigen  Ab- 
weisung der  Klage  oder  nach  der  Aussöhnung  der  Gatten  geboren  hat. 
Die  Klage  auf  Bestreitung  der  Vaterschaft  ist  nicht  zulässig,  sobald  eine 
thatsächliche  Wiedervereinigung  der  Gatten  stattgefunden  hat  (Art.  313). 
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c)  Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zieht  die  Gütertrennung 
nach  sich  und  giebt  überdies  der  Frau  ihre  volle  Geschäftsfähigkeit 
wieder,  so  dass  sie  keiner  Genehmigung  seitens  des  Mannes  oder  des 
Gerichts  bedarf.  Hört  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch  Aus- 
söhnung auf,  so  wird  die  Geschäftsfähigkeit  der  Frau  für  die  Zukunft 
in  derselben  Weise  beschränkt,  wie  bei  der  blossen  Gütertrennung.  Diese 
Beschränkung  kann  aber  einem  Dritten  nur  entgegengesetzt  werden, 
wenn  die  Wiederherstellung  des  Zusammenlebens  durch  einen  Notariats- 
akt festgestellt  und  hiervon  auf  der  Heirathsurkunde  sowie  auf  der 
Entscheidung,  durch  welche  die  Trennung  ausgesprochen  war,  Ver- 
merk genommen,  auch  ein  Auszug  angeheftet  und  in  den  zu  den  amt- 
lichen Bekanntmachungen  des  Departements  bestimmten  Zeitungen  ver- 
öffentlicht worden  ist  (Art.  311). 

d)  Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  bewirkt  nach  der  herrschen- 
den Meinung,  zum  Nachtheü  des  schuldigen  Gatten,  die  Hinfälligkeit  der 
ihm  von  dem  anderen  Gatten  gemachten  freigebigen  Zuwendungen.^) 
Doch  tritt  diese  Wirkung  nur  für  die  Zukunft  ein  und  lässt  die  von 
dem  beschenkten  Gatten  einem  Dritten  vorher  eingeräumten  Rechte 
unberührt, 

e)  Das  wechselseitige  Erbrecht  der  Gatten  fällt  weg,  d.  h.  der 
Gatte,  gegen  den  die  Trennung  ausgesprochen  wurde,  verliert  sein  Erb- 
recht gegen  den  anderen,  während  dieser  das  seinige  gegen  den  schuldigen 
Gatten  behält  (Art.  767). 

f)  Hat  die  Trennung  drei  Jahre  gedauert,  so  kann  das 
Trennungsurtheil  auf  die  von  einem  Gatten  erhobene  Klage 
in  ein  Scheidungsurtheil  umgewandelt  werden  (Art.  310).  Das 
Klagerecht  steht  auch  dem  schuldigen  Theile  zu.  Die  Gerichte  haben 
übrigens  freies  Ermessen,  ob  dem  Antrage  auf  gänzliche  Scheidung  der 
Ehe  stattzugeben  sei  oder  nicht. 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen.") 

Das  Verfahren  in  Ehesachen  richtet  sich  nach  den  allgemeinen  Vor- 
schriften, soweit  das  Gesetz  nicht  besondere  Bestimmungen  enthält. 
Solche  giebt  der  Code  civil  insbesondere  für  die  Klage  auf  Beseitigung 
des  Einspruchs  gegen  eine  beabsichtigte  Eheschliessung  in  den  Art.  176 
bis  179  und  für  die  Ehescheidungsklage  in  den  Art.  234—262  neuer 
Fassung. 

Die  Einsprache  gegen  eine  beabsichtigte  Eheschliessung  muss,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit,  ausser  der  gehörigen  Begründung  auch  die  Wahl 

»)  ürth.  des  Ka8S.H.  v.  80.  August  1865,  Sirey  1866  I  9. 

^  Die  Abschnitte  G  bis  E  sind  unter  Benutzung  von  Mittheilungen  des  Herrn 
Professor  Dr.  Beauchet  von  Herrn  Amtsgerichtsrath  Hahn  in  Berlin  verfasst. 

19* 
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eines  Wohnorts  des  Opponenten  an  demjenigen  Orte,  an  welchem  die 
Tranung  erfolgen  soll,  enthalten  (Art.  176),  um  die  Zuständigkeit  des 
Gerichts  dieses  Ortes  für  die  von  dem  Verlobten,  welcher  durch  den 
Einspruch  betroffen  wird,  zu  erhebende  Klage  (demande  en  mainlevöe 
de  Topposition)  zu  begründen;  die  Klage  kann  aber  auch  im  gewöhn- 
lichen Gerichtsstande  des  Beklagten,  d.  L  der  Opponenten,  erhoben  werden 
(Art.  69  Code  de  proc).  Das  Verfahren  ist  summarisch.  Ein  vorgängiger 
Sühneverauch  vor  dem  Friedensrichter  ist  nicht  erforderlich  (Art  49 
Ziff.  2  c.  de  pr.).  Der  Gerichtshof  erster  Instanz  hat  binnen  zehn  Tagen 
zu  entscheiden  und  ebenso  muss  über  etwaige  Appellation  binnen  zehn 
Tagen  von  der  Ladung  erkannt  werden  (Art.  177,  178  c.  c).  Der  unter- 
liegende Opponent  kann  ausser  zu  den  Kosten  (Art.  130  c.  de  pr.,  vergl. 
jedoch  Art.  131),  wenn  er  nicht  ein  Aszendent  ist,  auch  zum  Schadens- 
ersatz verurtheilt  werden  (Art.  179  c.  c). 

In  Ehenichtigkeits-,  Scheidungs-  und  Trennungssachen  sind 
die  Gerichtshöfe  I.  Instanz  sachlich  zuständig;  gegen  ihre  Ui*theile 
finden  die  gewöhnlichen  Eechtsmittel  statt  ^)  Oertlich  zuständig  ist 
das  Gericht  des  Wohnsitzes  oder,  beim  Mangel  eines  solchen,  des  ge- 
wöhnlichen Aufenthalts  oder  des  letzten  bekannten  Aufenthalts  des  Be- 
klagten (Art.  69  c.  de  proc).  Da  die  Frau,  abgesehen  von  dem  Falle, 
dass  die  Eheleute  von  Tisch  und  Bett  geschieden  sind,  den  Wohnsitz 
ihres  Ehemannes  theilt,  so  ist  dieser  Wohnsitz  für  die  Zuständigkeit 
bestimmend.  Vereinbarung  eines  anderen  Gerichtsstandes  ist  statthaft 
und  kann  auch  stillschweigend  erfolgen.*) 

Zur  Entscheidung  von  Ehestreitigkeiten  zwischen  Ausländern  er- 
achten sich  die  französischen  Gerichte  grundsätzlich  nicht  für  zuständig. 
Aber  sie  entscheiden  über  die  Gültigkeit  einer  zwischen  Ausländem  ge- 
schlossenen Ehe,  wenn  diese  Frage  sich  erhebt  als  Inzidentstreit  in  einem 
von  einem  Ausländer  gegen  einen  Franzosen  angestrengten  Prozesse, 
namentlich  aus  Anlass  der  Theilung  einer  in  Frankreich  eröffneten  Erb- 
schaft*) Ist  in  einem  Eheprozesse  auch  nur  ein  Theil  Franzose,  so  sind 
die  französischen  Gerichte  zuständig;  so  insbesondere  auch,  wenn  die 
Gültigkeit  einer  Ehe  von  Ausländem  von  einem  Franzosen  bestritten 
wird  (Art.  14,  15  c.  c).  Auch  zur  Entscheidung  über  die  Nichtigkeit 
der  in  Frankreich  von  einer  Französin  mit  einem  Ausländer  eingegangenen 
Ehe  sind  die  französischen  Gerichte  zuständig.*)  Endlich  wird  die  Zu- 
ständigkeit für  Eheprozesse  von  Ausländem  auch  dann  angenommen, 
wenn  der  Beklagte  keinen  Wohnsitz  im  Auslande  nachweist,  an  welchem 
der  Kläger  seine  Eechte  geltend  machen  könnte.*) 

^)  Siehe  über  die  Gericlitsverfassung  und  das  Verfahren  Leske-Loewenfeld, 
Rechtaverfolgnng  im  intern.  Verkehr  I  S.  186,  188,  194,  199,  200. 

>)  Ka88.H.  y.  2.  Dezember  1880,  Sirey  1882,  108. 

»)  Ka88.H.  V.  15.  April  1861,  Dalloz  1861  I  420. 

*)  Böhm,  Zeitach.  für  intern.  Privat-  u.  Straf r.  2  S.  65  Ziff.  8. 

J^)  Olunet,  Journal  1897  S.  621, 1898  S.  111;  Böhm,  ZeitBchr.  7  S.  621,  8  S.  241. 
—  Ein  belgisches  Gericht  erkannte:  Der  Erwerb  eines  gesetzlichen  und  regelmässigen 
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Die  Zuständigkeit  ansländischer  Gerichte  in  Ehesachen  wird, 
wenn  die  Parteien  Franzosen  sind,  nur  anerkannt,  sofern  das  betreffende 
Gericht  das  französische  Eecht  anwendet  und  wenn  ausserdem  entweder 
die  Parteien  die  Zuständigkeit  freiwillig  angenommen  haben  oder  der 
Beklagte  keinen  Wohnsitz  nachweist,  an  welchem  die  Klage  angestellt 
werden  könnte.^) 

In  allen  Prozessen,  welche  den  Civilstand  einer  Person  betreffen, 
also  auch  in  allen  Eheprozessen,  ist  die  Staatsanwaltschaft  mit  ihren 
Anträgen  zu  hören  (Art.  83  Ziff.  2  c.  de  pr.).  Inwieweit  sie  in  Ehe- 
nichtigkeitssachen ein  selbständiges  Elagerecht  hat,  ist  oben  S.  285 
bemerkt. 

Für  das  Verfahren  in  Scheidungssachen  gelten  insbesondere 
folgende  Bestimmungen  des  c.  c.  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom 
18.  April  1886:  Die  Frau  gilt  ohne  besondere  Ermächtigung  für  voll- 
ständig prozessfähig  (Art.  238).  Für  einen  gesetzlich  Geschäfts- 
unfäJiugen  ist  die  Klage  von  seinem  Vormunde  zu  erheben  (Art  234); 
für  einen  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten  aber  erachtet  man  die 
Erhebung  der  Scheidungsklage  durch  den  Vormund,  beim  Mangel  einer 
gesetzlichen  Bestimmung,  nicht  für  zulässig.  —  Vor  Anbringung  der 
Klage  beim  Gericht  ist  ein  doppelter  Sühneversuch  erforderlich.  Zu- 
nächst hat  der  Kläger  sein  Gesuch  persönlich  dem  Gerichtspräsidenten 
oder  seinem  Vertreter  zu  überreichen  oder  im  Falle  gehörig  bescheinigter 
Behinderung  des  Klägers  begiebt  sich  der  Präsident  oder  sein  Vertreter 
zu  ihm,  um  ihm  angemessene  Vorhaltungen  zu  machen  (Art.  234,  235). 
Besteht  der  Kläger  auf  seinem  Vorhaben,  so  ladet  der  Präsident  beide 
Gatten  zu  einem  Versuche  der  Aussöhnung  und  erst,  wenn  dieser  miss- 
lingt,  ermächtigt  er  den  Kläger,  den  anderen  Gatten  vor  den  Gerichtshof 
zu  laden  (Art.  235 — 238).  Dann  wird  der  Prozess  in  den  gewöhnlichen 
Formen,  jedoch  unter  Anhörung  des  Staatsanwalts,  veriiandelt  (Art  239). 
—  Wird  Beweis  erhoben,  so  können  auch  Verwandte,  mit  Ausnahme 
der  Aszendenten,  sowie  die  Dienstboten  als  Zeugen  vernommen  werden 
(Art  245).  —  Das  Geständniss  ist  nicht  bindend,  weil  der  Streitgegen- 
stand nicht  der  Parteiverfügung  unterliegt.*)  Aus  demselben  Grunde  ist 
Eideszuschiebung  über  Scheidungsgründe  unzulässig.^  —  Einstweilige 
Verfügungen   kann  schon  der  Präsident  treffen  sowohl  im  Interesse 


Wohnsitzes  in  Belgien  durch  einen  Ausländer,  sei  es  auch  ohne  besondere  Er- 
mächtigung der  Staatsregierung  (Art.  18  c.  c),  begründet  seinen  Gerichtsstand  vor 
belgischen  Gerichten  selbst  für  eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  dann, 
wenn  der  klagende  Gatte  gleichfalls  Ausländer  ist.     Böhm,  Zeitschr.  2  S.  603. 

1)  Kass.H.  V.  5.  August  1891,  Böhm,  Zeitechr.  2  S.  613.  Die  freiwilüge  Unter- 
werfung unter  die  Zuständigkeit  kann  auch  in  konkludenten  Handlungen  gefunden 
werden.    Daselbst  S.  64. 

<)  Sirey  1806  I  97,  191;  1890  388. 

^  Demolombe  IV  475flf. 
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der  Gatten  als  za  Gunsten  der  Kinder;  insbesondere  kann  er  das  Gretrennt- 
leben  der  Eheleute  gestatten,  eine  Fürsorge  ffir  die  Kinder  anordnen, 
fiber  die  Heransgabe  der  Gegenstände  des  personlichen  Gebranchs  nnd 
über  die  Verabreichung  von  Alimenten  das  erforderliche  verfügen 
(Art.  236,  238).  Entsprechende  Verfügungen  kann  auch  der  Gerichtshof 
treffen  (Art.  240).  Ueberdies  schränkt  das  Gesetz  im  Interesse  der  unter 
dem  Gtiterstande  der  Gemeinschaft  verheiratheten  Frau  die  Verwaltungs- 
befugnisse des  Mannes  ein  (Art.  243).  Das  Gericht  kann  auch,  sofern 
es  sich  nicht  um  eine  Klage  wegen  Verurtheilung  zu  entehrender  Leibes- 
strafe handelt,  die  Aussetzung  des  Verfahrens,  unter  gleichzeitiger 
Anordnung  einstweiliger  Massnahmen,  auf  höchstens  sechs  Monate  be- 
schliessen.  —  Gegen  das  Urtheil  findet  Appellation  und,  falls  es  ein 
Versäumnissurtheil  ist,  Einspruch  (Opposition)  statt.*)  Weiterhin  ist  auch 
Kassationsrekurs  statthaft,  der  ausnahmsweise  aufschiebende  Wirkung 
hat  (Art.  248).*)  Das  rechtskräftige  Scheidungsurtheil  wird  in  näher 
bestimmter  Weise  veröffentlicht  (Art.  250).  —  Das  Scheidungsurtheil  ist 
in  das  Standesregister  einzutragen,  und  zwar,  sofern  die  Ehe  in 
Frankreich  geschlossen  war,  in  das  Register  des  Eheschliessungsortes, 
andernfalls  in  das  Register  des  letzten  Wohnorts  der  Gatten;  ausserdem 
soll  die  Scheidung  auch  am  Rande  der  Heirathsurkunde  vermerkt  werden 
(Art.  261).  Die  Eintragung  in  das  Register  ist  von  dem  Gatten,  der 
die  Scheidung  erwirkt  hat,  binnen  zwei  Monaten  von  der  Rechtskraft 
des  Urtheils  zu  erwirken;  lässt  er  die  Hälfte  der  Frist  ungenutzt,  so 
kann  auch  der  andere  Gatte  die  Eintragung  nachsuchen.  Mit  der  Ein- 
tragung gilt  die  Ehe  als  gelöst.*)  Nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Frist 
wird  die  Scheidung  als  nicht  erfolgt  angesehen  (Art.  252). 

Das  Verfahren  über  eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  richtet  sich  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  für  Civilklagen 
überhaupt  mit  der  Massgabe,  dass  Versöhnungsversuche  und  einstweilige 
Verfügungen  nach  den  für  die  Scheidungsklage  geltenden  Regeln  statt- 
finden (Art.  307). 


^)  Das  französische  Becht  lässt  im  Scheidungsprozess  ein  mit  Opposition  an- 
greifbares Versäumnissurtheil  gegen  den  Beklagten  zu.  Kann  das  die  Scheidung  aus- 
sprechende Versäumnissurtheil  dem  Beklagten  nicht  persönlich  zugestellt  werden,  so 
bewirkt  der  Präsident  die  Veröffentlichung.  In  diesem  Falle  beträgt  die  Frist  zur 
Opposition  8  (statt  1)  Monat  (Art.  247).  Die  Berufungs-  bezw.  Kassationsrekursfrist 
läuft  erst  von  Ablauf  der  Oppositionsfrist  (Art.  248). 

*)  Das  ürtheil,  welches  die  Scheidung  ausspricht,  n'est  pas  susceptible  d'aquiesce- 
ment  (Art.  249);  d.  h.  der  Beklagte  kann  von  dem  einmal  eingelegten  Rechtsmittel 
nicht  abstehen  —  wenngleich  er  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  durch  Verstreichen- 
lassen der  Frist  umgehen  kann.  Die  Frage  war  früher  streitig.  Baudry-Lacan- 
tinerie  I  No.  711,  Huc  II  No.  886. 

*)  Früher  wurde  die  Scheidung  durch  das  Gerichtsurtheil  nur  für  zulässig  erklärt 
und  erst  durch  den  Ausspruch  des  Standesbeamten  perfekt.  Nach  der  neuen  Fassung 
spricht  das  Gericht  die  Scheidung  aus,  und  die  Eintragung  des  Urtheils  ersetzt  den 
Spruch  des  Standesbeamten. 
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§8. 

H.  Französisches  Eherecht  im  Auslände 

(vor  diplomatischen  Vertretern  oder  Konsuln) 

und  in  den  Kolonien. 

Nach  Art.  48  sind  alle  Civüstandsakte  von  Franzosen  im  Auslande 
gültig,  wenn  sie  entsprechend  den  französischen  Gesetzen  von  den  diplo- 
matischen Vertretern  oder  von  Konsuln  Frankreichs  aufgenommen  sind. 
Danach  und  nach  der  Verordnung  vom  23.  Oktober  1883  sind  die  diplo- 
matischen Vertreter  oder  Konsuln  insbesondere  auch  zur  Vornahme  von 
Eheschliessungen  zwischen  Franzosen  unter  einander  zuständig,  wobei  in 
allen  Stücken,  hinsichtlich  der  Form  wie  hinsichtlich  der  materiellen 
Erfordernisse,  das  französische  Becht  zu  beachten  ist.  Die  beiden  Ehe- 
verkündungen  haben  am  Amtssitze  des  Konsuls  zu  erfolgen  und  ausser- 
dem in  Frankreich,  sofern  nicht  beide  Verlobte  oder  einer  von  ihnen  seit 
sechs  Monaten  im  Konsulatsbezirk  aufhaltsam  und  immatrikulirt  ist^), 
oder  sofern  die  Verwandten,  unter  deren  Gewalt  eine  der  Parteien  in 
Bezug  auf  die  Eheschliessung  steht,  in  Frankreich  ihren  Wohnsitz  haben 
(Art.  14  und  15  der  cit.  Verordg.).  Die  Konsuln  sind  ermächtigt,  aus 
wichtigen  Gründen  nach  freiem  Ermessen,  von  der  zweiten  Verkündung 
zu  befreien,  wenn  nicht  etwa  ein  Einspruch  gegen  die  Eheschliessung 
vorliegt  (Art.  17  a.  a.  0.). 

Eine  Nothwendigkeit  in  den  Fällen,  wo  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
sich  dieser  Form  der  Eheschliessung  zu  bedienen,  besteht  nicht.  Die 
Ehe  kann  auch  in  den  am  Eheschliessnngsorte  gebräuchlichen  Formen 
eingegangen  werden  (Art.  170),  und  sie  muss  in  diesen  Formen  geschlossen 
werden,  wenn  nur  ein  Theil  Franzose,  der  andere  Ausländer  ist  (Art.  47); 
die  Konsuln  und  diplomatischen  Vertreter  sind  in  solchem  Falle  nicht 
zuständig.') 

In  den  französischen  Kolonien  gelten  für  die  Eheschliessung 
von  Franzosen  zum  Theil  gewisse,  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernung 
eingeführte  Erleichterungen.  So  besteht  nach  einem  Dekret  vom  28.  Juni 
1877  für  die  in  Neu-Kaledonien  und  in  den  australischen  Nieder- 
lassungen (Oc6anie)  Wohnhaften,  deren  Aszendenten  in  Frankreich 
wohnen,  Befreiung  von  der  Förmlichkeit  des  Ehrerbietungsaktes,  und 
es  kann  in  gewissen  Fällen,  wenn  die  Aszendenten,  oder  die  Mitglieder 
des  Familienraths  in  Europa  wohnen,  deren  Zustimmung  oder  die  Zu- 
stimmung des  Vormundes  ad  hoc  durch  eine  Ermächtigung  des  Gouveine- 
mentsraths  der  Kolonie  ersetzt  werden.  Dieser  kann  auch  Befreiung 
von  den  Verkündungen,  welche  in  Europa  zu  bewirken  wären,  bewilligen. 

^)  Die  Eingehung  der  Ehe  vor  einem  Konsul  oder  diplomatischem  Vertreter  ist 
an  und  für  sich  nicht  durch  irgend  eine  Dauer  des  Aufenthalts  im  Konsulatsbezirke 
bedingt.    Aubry-Bau  §  468  Anm.  11. 

^  Dies  war  früher  streitig,  gilt  aber  jetzt,  in  Uebereinstimmung  mit  einem 
Girkularerlass  des  Ministers  der  ausw.  Angel,  v.  4.  November  1838,  als  anerkannt. 
Vgl.  Böhm,  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafr.,  2  S.  614. 
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Dieselben  Erleichterungen  sind  ffir  die  in  Hinter-Indien  (Indo- 
Chine)  Wohnhaften,  deren  Aszendenten  oder  Mitglieder  des  Familienraths 
ausserhalb  der  Kolonie  wohnen,  eingeführt  worden  durch  ein  Dekret  vom 
27.  Januar  1883,  welches  auch  auf  Tonkin,  auf  Kambodscha  und  auf 
Ann  am  für  anwendbar  erklärt  wurde  durch  Dekret  v.  19.  Januar  1890. 

Ein  Dekret  v.  11.  November  1887  regelt  die  Förmlichkeiten  für 
Eheschliessungen  der  zur  Verbannung  Verurtheilten,  welche  auf 
Grund  des  Gesetzes  v.  27.  Mai  1885  in  die  fi-anzösischen  Kolonien  ver- 
bracht werden.  Diese  Personen  sind  von  der  Förmlichkeit  des  Ehr- 
erbietungsaktes befreit  und  die  Verkündungen  in  der  Kolonie  genügen, 
wenngleich  der  Aufenthalt  der  Parteien  daselbst  noch  nicht  sechs  Monate 
dauert.  — 

Was  im  Uebrigen  das  Eherecht  der  Kolonien  betrifft,^)  so  ist 
in  Chochinchina,  Martinique,  Guadeloupe,  Guyana,  Senegal, 
R6union,  St.  Pierre  und  Miquelon,  Mayotte  und  Nossi-B6,  in 
Neu-Kaledonien,  Obok,  in  den  australischen  Niederlassungen 
(Oc6anie),  in  Guinea,  Gabun  und  Madagaskar")  der  code  civil  in 
der  Weise  eingeführt,  dass  er  dort  überall  auf  die  europäische  oder  aus 
Europa  abstammende  Bevölkerung  angewendet  wird,  nur  mit  gewissen 
durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Modifikationen.  So  werden  insbesondere 
Befreiungen  von  Eheerfordemissen  vom  Gouverneur  oder  vom  Gouveme- 
mentsrath  bewilligt.  In  Bezug  auf  Eingewanderte,  deren  Abstammung 
nicht  bekannt  ist  oder  die  einem  Lande  angehören,  in  welchem  das 
Institut  der  bürgerlichen  Familie  nicht  besteht,  hat  der  Gouverneur  bezw. 
der  Gouvemementsrath  weitgehende  Vollmachten  hinsichtlich  der  An- 
erkennung ihrer  Ehefähigkeit,  der  Befreiung  von  Verkündungen  ausser- 
halb der  Kolonie,  der  Würdigung  der  Beweismittel  für  ihr  Alter,  für 
ihre  Ehelosigkeit  u.  s.  w.,  während  Eingewanderte  aus  anderen  Ländern, 
sofern  sie  minderjährig  und  in  elterlicher  Gewalt  sind,  ihre  Ehefähigkeit 
und  die  Zustimmung  der  Eltern  nach  den  Bestimmungen  ihres  Personal- 
statuts nachweisen,  sofern  sie  aber  volljährig  und  nicht  in  der  Gewalt 
anderer  Personen  sind,  ein  Notorietätszeugniss  über  ihr  Alter,  ihre  Ehe- 
fähigkeit und  über  die  Unmöglichkeit,  die  Zustimmung  der  Eltern  beizu- 
bringen, vorlegen  müssen.») 


^)  Siehe  hieniber  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  dans 
les  principaux  pays  civilisea  ^aris  1899),  S.  82  ff. 

*)  Für  Madagaskar  und  die  zugehörigen  Inseln  nimmt  man  an,  dass  der  code 
oivil  und  die  im  MutterUnde  geltenden  sonstigen  Gesetze  von  allgemeiner  Bedeutung 
stillschweigend  durch  das  Gesetz  v.  6.  August  1896,  welches  Madagaskar  nebst  Annexen 
für  eine  französische  Kolonie  erklärte,  in  Kraft  gesetzt  seien.  Lehr  S.  37.  Li 
St.  Marie  auf  Madagaskar  und  in  den  übrigen  oben  bezeichneten  Kolonien  ist  der 
code  civil  durch  besondere  Dekrete,  Verordnungen  oder  örtliche  Verfügungen  ein- 
geführt worden.  Lehr  S.  82 ff.  Ziff.  78,  80,  89.  Algerien  und  Annam  haben  ihr 
eigenes  Beoht.    Siehe  unten  S.  308  ff. 

»)  Senatsbeschluss  v.  20.  Juli  1867  Art.  1—5.    Lehr  S.  32  Ziff.  79. 
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§9. 

X  lutemationales  Eherecht. 

Der  Code  civil  enthält  nur  wenige  Bestimmungen  über  das  inter- 
nationale Privatrecht.  Für  das  Eherecht  kommen  davon  —  abgesehen 
von  dem  schon  (oben  S.  295)  erwähnten  Art.  48  —  folgende  Vorschriften 
in  Betracht: 

Art.  3:  „Les  lois  de  police  et  de  süret6  obligent  tous  ceux  qui 
habitent  le  territoire. 

Les  immeubles,  m6mes  cenx  poss6d6s  par  des  ^trangers,  sont  r^gis 
par  la  loi  fran^aise. 

Les  lois  concemant  T^tat  et  la  capacitS  des  personnes  r^gissent  les 
Fran^ais,  mgme  r6sidant  en  pays  6tranger." 

Art.  170:  „Le  mariage  contracte  en  pays  6tranger  entre  Frangais, 
et  entre  Fran^ais  et  6trangers,  sera  valable,  s'il  a  6te  c616br6  dans  les 
formes  usit6es  dans  le  pays,  pourvu  qu'il  ait  6t6  pr6c6d6  des  publications 
prescrites  par  Tarticle  63,  au  titre  des  Actes  de  Tetat  civil,  et  que  le 
Fran^^  n^ait  point  contrevenu  aux  dispositions  contenues  au  chapitre 
pr6c6dent." 

Art.  171:  „Dans  les  trois  mois  aprds  le  retour  du  Fran^ais  sur  le 
territoire  du  Royaume  (de  la  R6publique),  Tacte  de  c61ebration  du  mariage 
contract6  en  pays  6tranger  sei'a  transcrit  sur  le  r6gistre  public  des 
mariages  du  lieu  de  son  domicile.^ 

Die  hiemach  offen  bleibenden  Lücken  des  Gesetzes,  insbesondere 
hinsichtlich  der  von  Ausländern  in  Frankreich  unter  einander  oder  mit 
Franzosen  geschlossenen  Ehen,  sind  nach  den  in  Wissenschaft  und  Recht- 
sprechung anerkannten  Grundsätzen  auszufüllen. 

1.  Verlöbniss.  Da  das  französische  Recht  das  Verlöbniss  als 
rechtlich  bindende  Verpflichtung  nicht  kennt  und  ein  mittelbarer  oder 
unmittelbarer  Zwang  zur  Erfüllung  eines  Eheversprechens  mit  der  Freiheit 
der  Eheschliessung  nicht  vereinbar  ist,  so  ist  eine  Klage  auf  Erfüllung 
des  Versprechens  oder  auf  Schadenersatz  oder  Vertragsstrafe  wegen 
Nichterfüllung  schlechthin  unzulässig,  auch  wenn  die  Parteien  Ausländer 
sind  und  das  Verlöbniss  im  Auslande  eingegangen  wurde.  Soweit  durch 
Hinzutreten  anderer  Umstände  Ersatzansprüche  erwachsen  können,  stehen 
sie  unter  den  für  Obligationen  überhaupt  geltenden  Regeln  des  inter- 
nationalen Rechts. 

2.  Eheschliessung  und  Gültigkeit  der  Ehe. 

a)  Persönliche  Fähigkeit  und  sonstige  materielle  Voraus- 
setzungen. Wie  nach  Art.  3  Abs.  3  die  persönliche  Fähigkeit  eines 
Franzosen  zur  Eheschliessung,  gleichviel  wo  die  Ehe  geschlossen  wird, 
sich  immer  nach  französischem  Rechte  bestimmt,  so  ist  auch  die  Fähigkeit 
von  Ausländem,  mag  die  Ehe  in  Frankreich  oder  im  Auslande  geschlosssen 
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werden,  stets  nach  ihrem  Heimathrechte  zn  beurtheilen.  ^)  Gehören  die 
Eheschliessenden  verschiedenen  Staaten  an,  so  wird  die  persönliche  Ehe- 
fähigkeit (insbesondere  das  erforderliche  Alter,  die  Nothwendigkeit  der 
Zustimmung  Dritter  u.  s.  w.)  für  jeden  Verlobten  besonders  nach  dem 
Rechte  seines  Staates  beurtheilt.  Hinsichtlich  anderer  materieller  Vor- 
aussetzungen der  Eheschliessung  ist  grundsätzlich  das  Heimathrecht 
beider  Theile  anzuwenden,  so  dass  z.  B.  die  Eheschliessnng  zwischen 
Verwandten  nicht  stattfinden  darf,  wenn  der  Grad  der  Verwandtschaft 
auch  nur  nach  dem  Rechte  des  einen  Verlobten  ein  Hindemiss  bildet; 
und  wenn  nach  dem  Rechte  auch  nur  eines  Gatten  die  Ehe  ungültig 
wäre,  so  würde  sie  auch  in  Frankreich  nicht  anzuerkennen  sein.  Ein 
Franzose  ist  insbesondere  auch  an  die  im  französischen  Rechte  normirten 
Ehehindemisse  der  Verwandtschaft,  der  Schwägerschaft  und  der  Adoption 
auf  Grund  des  Art.  3  Abs.  3  überall  gebunden.  In  Frankreich  aber 
sind,  sofern  es  sich  um  Ausländer  handelt,  solche  fremde  Gesetze  unan- 
wendbar, welche  mit  französischen  Gesetzen  von  zwingendem,  öffentlichem 
Charakter  unvereinbar  sind.')  So  würde  ein  bereits  verheiratheter 
türkischer  Unterthan,  dem  sein  Heimathrecht  die  Eingehung  einer  weiteren 
Ehe  gestattet,  zu  einer  solchen  in  Frankreich  nicht  zuzulassen  sein,  da 
hier  die  Bigamie  eine  strafbare  Handlung  ist.  Entsprechendes  gilt  vom 
I2iehindemisse  der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  in  gerader  Linie 
und  zwischen  Geschwistern,  während  die  Frage  hinsichtlich  der  Ver- 
wandtschaft und  Schwägerschaft  entfernteren  Grades  (in  der  Seitenlinie) 
streitig  ist;  die  überwiegende  Meinung  ist,  dass  auch  insoweit  das  fran- 
zösische Recht  bei  der  Eheschliessung  in  Frankreich  zwingend  und  daher 
auch  gegenüber  Ausländern  anzuwenden  sei.*)  Auch  solche  fremden 
Gesetze,  welche  mit  den  in  Frankreich  einen  zwingenden  öffentlich-recht- 
lichen Charakter  beanspruchenden  Grundsätzen  der  Gleichberechtigung 
der  Stände  und  der  religiösen  Freiheit  in  Widerspruch  stehen,  sind  bei 
einer  Eheschliessung  in  Frankreich  unanwendbar.    So  würde  z.  B.  die 


^)  Darüber,  daas  Art.  3  Abs.  8  auch  in  der  Umkehrung^,  d.  h.  für  Aasländer  in 
Frankreich  gilt,  siehe  Laurent  TL  S.  75  No.  45 ff.  und  speziell  hinsichtlich  der  Ehe 
IV  S.  508  No.  276. 

*)  Als  solche  z^ngende  Gesetze  —  „lois  qui  Interessent  Uexistence  de  la  societe, 
sa  conservation  et  son  perfectionnement^  oder  kurz  ^lois  d'interet  social''  —  kenn- 
zeichnet Laurent  IV  S.  517 ff.  das  Verbot  der  Polygamie  (No.  288 ff.)  und  zwar 
auch  der  Doppelehe  im  Falle  der  Verschollenheit  eines  Gatten  (No.  299 — 301; 
vergl.  Art.  139  c.  c),  das  Verbot  der  Ehe  unter  Verwandten  (No.  294 ff.)  und  die 
Ausschliessung  der  Entmündigten  von  der  Eheschliessung  (No.  320).  Im  Einzelnen 
ist  Manches  zweifelhaft,  so  namentlich  auch,  ob  das  aus  der  Adoption  nach  fran- 
zösischem Rechte  entspringende  Ehehindemiss  in  Frankreich  auch  gegenüber  Aus- 
ländern zur  Geltung  zu  bringen  ist  (No.  302,  303);  überwiegende  Gründe  sprechen 
für  die  Verneinung.  Die  für  Wittwen  und  geschiedene  Frauen  vorgeschriebene  "Warte- 
zeit hat  keinen  zwingenden  Charakter  (No.  325  S.  589,  auch  V  S.  295  No.  139);  dem 
entgegen  nimmt  ein  Urtheil  des  Pariser  Tribunals  v.  13.  Februar  1872  an,  dass  auch 
eine  im  Auslande  geschiedene  Ausländerin,  deren  Heimathrecht  keine  solche  Frist 
vorsieht,  in  Frankreich  an  Art.  228  gebunden  sei.     Sirey  1873  II  112. 

»)  Laurent  IV  8.  534ff.  No.  294ff. 
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in  gewissen  amerikanischen  Staaten  verbotene  Ehe  zwischen  einem 
Weissen  und  einer  Negerin,  wenn  sie  in  Frankreich  geschlossen  wäre, 
gültig  sein.^)  Ebenso  könnte  sich  ein  ausländischer  Mönch,  der  nach 
seinem  Heimathrechte  für  bürgerlich  todt  und  eheunfähig  gilt,  in  Frank- 
reich gültig  verheirathen.  ^) 

b)  Hinsichtlich  der  Form  der  Eheschliessung  bringt  Art.  170 
den  Grundsatz  „locus  regit  actum"  zur  Geltung:  Die  Ehe  wird  gültig  in 
den  am  Orte  ihrer  Eingehung  gebräuchlichen  Formen  geschlossen.  Dies 
gilt  für  Franzosen  im  Auslande  selbst  dann,  wenn  sie  die  Möglichkeit 
haben,  die  Ehe  in  den  Formen  des  französischen  Gesetzes  vor  ihrem 
Konsul  oder  diplomatischen  Vertreter  zu  schliessen.  Danach  würde 
selbst  eine  von  Franzosen  im  Auslande  entsprechend  dem  dort  geltenden 
Rechte  solo  consensu  geschlossene  Ehe  in  Frankreich  gültig  sein. ')  Aber 
andererseits  kann  die  Ehe  von  Fi-anzosen,  wenn  sie  im  Auslande  zwar 
unter  Verletzung  der  dort  geltenden  Formvorschriften,  aber  unter  Be- 
achtung des  französischen  Rechts  geschlossen  ist,  dieserhalb  in  Frank- 
reich nicht  für  ungültig  erklärt  werden.*)  Nur  fordert  Art.  170  noch 
für  alle  Ehen  von  Franzosen  im  Auslande,  dass  die  im  Art.  63  vor- 
geschriebenen Verkündungen  stattfinden  und  die  im  Kap.  I  enthaltenen 
Vorschriften  (über  das  erforderliche  Alter,  die  Einwilligung  der  Ver- 
wandten, die  Verbote  der  Polygamie  und  der  Ehe  unter  Verwandten) 
beachtet  werden  müssen.  In  letzterer  Hinsicht  ist  das  Erforderliche 
schon  (unter  a)  bemerkt.  Was  die  Verkündungen  betrifft  (oben  S.  272), 
so  steht  die  Würdigung  etwaiger  Verstösse  bei  einer  im  Auslande  ge- 
schlossenen Ehe,  nicht  anders  als  wenn  die  Ehe  im  Inlande  geschlossen 
wäre,  im  freien  Ermessen  des  Gerichts.  *)    üeberdies  ist  auf  die  unter  H 

1)  Vergl.  einen  Fall  dieser  Art  bei  Ca Ivo  11  S.  192  §  996. 

«)  Laurent  IV  S.  607  No.  336;  dagegen  Oalvo  II  S.  181  §  976. 

*)  Auch  die  Beweiskraft  ausländischer  Urkunden  über  die  im  Auslande  voU- 
zogenen  Eheschliessungen  bestimmt  sich  nach  dem  dort  massgebenden  Bechte.  Sirey 
1829  I  261. 

*)  Laurent  IV  S.  496  No.  267.  Das  kann  insbesondere  z.  B.  praktisch  werden, 
wenn  den  französischen,  nicht  aber  den  am  Eheschliessungsorte  geltenden  Vorschriften 
über  das  Aufgebot  genügt  wurde. 

»)  Kass.  H.  V.  8.  März  1875,  Sirey  1875  I  171.  Laurent  IV  S.  497  No.  268. 
Die  Unterlassung  der  nach  Art.  63  vorgeschriebenen  zwei  Verkündungen  bei  der  von 
einem  Franzosen  im  Auslande  in  den  Formen  des  dortigen  Rechts  geschlossenen  Ehe 
wurde  nicht  als  Ungültigkeitsgrund  angesehen  in  einem  Falle,  wo  der  Franzose  sich 
nie  in  Frankreich  aufgehalten  und  auch  seine  Familie  ihren  Wohnsitz  daselbst  nicht 
behalten  hatte.  Clunet,  Journal  1895  S.  616,  Böhm,  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und 
Strafr.  5  S.  517.  Ebenso  im  Falle  einer  von  einer  Französin  im  Auslande  ohne  vorgängiges 
Aufgebot  geschlossenen  Ehe,  weil  angenommen  wurde,  dass  die  Unterlassung  weder 
absichtlich  noch  heimlich  zur  Umgehung  des  französischen  Gesetzes  erfolgte.  Clunet 
1900  S.  592,  Böhm,  Zeitschr.  10  S.  296,  auch  5  S.  517.  Dagegen  wurde  eine  von 
grossjährigen  Franzosen  im  Auslande  eingegangene  Ehe  für  nichtig  erklärt  auf  Ghrund 
der  FeststeUung,  dass  ein  Theil  absichtlich  und  heimlich  den  Ehrerbietungsakt 
and  die  Einholung  der  Zustimmung  der  Eitern,  sowie  das  öffentliche  Aufgebot 
und  die  Eintragung  der  Ehe  binnen  drei  Monaten  nach  der  Rückkehr  unterlassen 
hatte.     Clunet  1900  S.  148,  Böhm  10  S.  296. 
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erwähnten  Ausnahmen  yon  diesem  Erfordernisse  zu  verweisen.  Endlich 
hat  die  Vorschrift  des  Art  171,  dass  der  Franzose  binnen  drei  Monaten 
nach  seiner  Rückkehr  nach  Frankreich  die  Eintragung  der  im  Auslände 
geschlossenen  Ehe  in  das  Heii*athsregister  seines  Wohnortes^)  erwirken 
soll,  nach  der  Rechtsprechung  keine  Bedeutung  für  die  Gültigkeit  der 
Ehe,  sondern  nur  die  Bedeutung  eines  Rathes  im  Interesse  der  Er- 
leichterung des  Beweises.*) 

Auch  für  die  Eheschliessung  von  Ausländern  in  Frankreich  gilt 
die  Regel  ,,locus  regit  actum^,  so  dass  die  französischen  Gesetze  z.  B. 
auch  hinsichtlich  der  Verkündungen  beobachtet  werden  müssen.  Doch 
wird  vermöge  der  fakultativen  Bedeutung,  welche  gemeinhin  der  Regel 
beigelegt  wird,  die  von  zwei  Ausländem  in  Frankreich  in  den  Formen 
ihres  Heimathrechtes,  also  z.  B.  von  Amerikanern  solo  consensn,  ge- 
schlossene Ehe  für  gültig  zu  erachten  sein.^  Ueberdies  aber  können 
Ausländer,  sofern  die  diplomatischen  Vertreter  oder  Konsuln  ihrer  Staaten 
in  Frankreich  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  ihrer  Staatsgenossen 
ermächtigt  sind,  auch  vor  diesen  Beamten  die  Ehe  eingehen.  *)  Dies  ist 
insbesondere  der  Fall  hinsichtlich  der  Angehörigen  von  Deutschland, 
England,  Belgien,  Niederlande,  Italien,  Schweiz,  Uruguay,  Spanien.  Doch 
wird  dabei  immer  vorausgesetzt,  dass  beide  Eheschliessende  dem  Staate 
des  betreffenden  Beamten  angehören.^) 

c)  Ein  ausländisches  Urtheil  über  die  Gültigkeit  oder  die 
Ungültigkeit  einer  Ehe  wird,  sofern  nur  die  Zuständigkeit  des  aus- 
ländischen Gerichts  nach  französischem  Rechte  begründet  war,  in  Frank- 
reich ohne  vorgängige  Vollstreckbarkeitserklärung  anerkannt,  da 
ein  solches  Urtheil  den  gemäss  Art.  3  nach  dem  Personalstatut  sich  be- 
stimmenden Civilstand  der  Parteien  betrifft  und  dieser  sich  nicht  nur 
aus  den  Gesetzen,  sondern  auch  aus  Urtheilen  ergiebt,  welche  ihn  nach 
Massgabe  dieser  Gesetze  regeln.®) 

3.  Wirkungen  der  Ehe. 

^)  ^immt  der  Zurückkehrende  einen  anderen  Wohnsitz  als  denjenigen,  von 
welchem  er  ins  Aasland  ging,  so  soll  die  Eintragung  in  die  Register  beider  Orte  er- 
folgen.    Bescheid  des  Justizministers  y.  7.  Mai  1822. 

•)  Kass.H.  V.  18.  Dezember  1874,  Sirey  1875  I  847;  Demolombe  III  229; 
Laurent  IV  S.  499  No.  269.  Immerhin  kann  die  Unterlassung  der  Eintragung  mit 
als  ein  Beweismoment  bei  Feststellung  der  auf  Verheimlichung  der  Eheschliessung  ge- 
richteten Absicht  in  Betracht  kommen.    Vergl.  S.  299  Anm.  6. 

')  Dagegen:  Laurent  IV  S.  507  No.  275;  siehe  auch  S.  448  No.  285,  236. 
In  der  Praxis  wird  gleichfalls  angenommen,  dass  in  Frankreich  eine  Ehe  auch  von  Aus- 
ländem nur  in  den  Formen  des  französischen  Aechtes  geschlossen  werden  könne. 
Clunet,  Journal  1897  S.  1029,  Böhm,  Zeitschrift  8  S.  345.  Ueber  die  aUein  zu- 
gelassenen Ausnahmen  von  dieser  Regel  siehe  das  Folgende. 

*)  Desgleichen,  wenn  die  Staatsverträge  es  gestatten,  im  G^sandtschafts-  oder 
Konsnlatshause  vor  einem  Geistlichen  gemäss  dem  Rechte  des  Heimathlandes.  Lau- 
rent IV  S.  508  No.  275. 

^)  Die  in  Frankreich  zwischen  einer  Französin  und  einem  Ausländer  vor  dessen 
Konsul  abgeschlossene  Ehe  ist  nichtig  und  gilt  auch  nicht  einmal  als  Putativehe. 
Glunet,  Journal  1898  S.  911,  Böhm,  Zeitschr.  9  S.  148. 

•)  Kass.H.  V.  23.  Febr.  1860,  Sirey  1860  I  210;   v.  16.  Januar  1860  u.  6.  Juli 
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a)  Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Gatten  bestimmen  sich 
immer  nach  dem  jeweiligen  Personalstatute  des  Mannes.  ^)  Dies  gilt  ins- 
besondere auch  von  der  ehem&nnlichen  Gewalt  und  von  der  Geschäfts- 
fähigkeit der  Frau.*) 

b)  Das  eheliche  Güterrecht  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  und  bleibt  für  das  Yerhältniss  der  Gatten 
zu  einander  auch  bei  einer  späteren  Verlegung  des  Wohnsitzes  mass- 
gebend; dies  gilt  insbesondere  auch  von  Ehegatten,  die  aus  dem  Aus- 
lande nach  Frankreich  ziehen.^)  Die  Massgeblichkeit  des  ersten  ehe- 
lichen Wohnsitzes  ist  aber  nicht  als  eine  feste  gesetzliche  Norm,  sondern 
im  Sinne  einer  dem  muthmasslichen  Willen  der  Eheleute  entsprechenden 
Regelung  aufzufassen.  Da  die  Gestaltung  der  güterrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Eheleute  unter  sich  ihrer  frden  Vereinbarung  anheim- 
gegeben ist,  so  kommt  hier,  sofern  sie  einen  förmlichen  Ehevertrag  nicht 
geschlossen  haben,  alles  auf  die  thatsächliche  Feststellung  an,  welchem 
gesetzlichen  Güterrechte  sie  bei  Eingehung  ihrer  Ehe  sich  haben  unter- 
werfen wollen,  und  nur  eine  Vermuthung  streitet  für  das  gesetzliche 
Güterredit  des  ersten  Ehedomizils.  ^)  Dies  gilt  auch  in  Anwendung  auf 
Grundbesitz.*) 

1868,  Dallozl860  I  57  und  1869  I  267.  —  Leske-Loewenfeld,  Rechtsyerfolgong 
im  intern.  Verkehr  I  S.  567. 

1)  Ka8s.H.  y.  9.  März  1891,  Clunet,  Journal  1891  S.  549. 

*)  Laurent  Y  S.  186 ff.  No.  65 ff.  Demgemäss  bedarf  z.  B.  die  Frau  eines 
Engländers,  die  sich  ohne  Ehevertrag  verehelicht  hat^  in  Frankreich  nicht  der  ehe- 
männlichen Ermächtigung,  sondern  kann,  wie  eine  unverheirathete  Frau,  über  ihr  Ver- 
mögen verfügen,  insbesondere  auch  Darlehen,  die  sie  ihrem  Manne  gegeben,  gegen 
ihn  einklagen.    Böhm,  Zeitschr.  8  S.  344. 

*)  Kass.n.  V.  30.  Januar  1854,  Sirey  1854  I  S.  268 ff.;  Entsch.  des  deutschen 
Eeichsger.  86  S.  332,  336.    Laurent  Y  S.  448  No.  210. 

^)  LaurentYS.  504 ff.  No.  240.  Genauer:  Das  gesetzliche  Güterrecht  des  Ortes, 
weiches  die  Gatten  bei  der  Eheschliessung  als  gemeinsames  Domizil  in  Aussicht  genommen 
haben.  Galvo  11  S.  201  §  1013;  Clunet,  Journal  1893  S.  816,  1898  S.  931,  935, 1899 
S.  385,  483;  Böhm,  Zeitschr.  9  S.  148,  407,  483  u.  11  S.  316.  Nach  anderen  Urtheilen  soU 
das  Personalstatut  des  Mannes,  als  des  Hauptes  der  Familie,  entscheiden:  Clunet 
1898  S.  568,  Böhm  8  S.  417;  auch  Clunet  1897  S.  579,  Böhm  7  S.  520.  Das  wäre 
falsch,  wenn  es  heissen  soll,  dass  die  einseitige  Bestimmung  des  Ehedomizils  durch 
den  Mann  massgebend  sei.  Es  muss  immer  Einverständniss  der  Gatten  vorausgesetzt 
werden.  Der  Richter  hat  ihre  muthmassliche  Absicht  hinsichtlich  des  Güterstandes 
zu  ermitteln.  Clunet  1898  S.  142;  Böhm  2  S.  611ff.,  5  S.  544,  8  S.  242.  Die  Yor- 
schrift  des  Art.  1393  c.  c,  wonach  beim  Mangel  entgegenstehender  Yereinbarung  die 
gesetzliche  Gütergemeinschaft  eintritt,  ist  nicht  anwendbar,  wenn  die  Ehe  von  einem 
Franzosen  ausserhalb  Frankreichs  mit  einer  Ausländerin  geschlossen  ist.  Böhm  1 
S.  697.  Das  Konsulargericht  in  Konstantinopel  urtheilte :  Nach  einem  alten  Gewohn- 
heitsrechte sei  das  Brecht  der  ersten  Niederlassung  nach  der  Yerheirathung  als  nach 
dem  Willen  der  Eheleute  für  ihre  Yermögensverhältnisse  massgebend  anzusehen;  bei 
einem  Franzosen,  der  nach  der  Eheschliessung  sich  in  der  Türkei  niederlasse,  sei,  auf 
Grund  der  dort  zu  Ghinsten  der  Franzosen  bestehenden  Fiktion  der  Exterritorialität, 
die  gesetzliche  GHitergemeinschafb  des  Art.  1393  c.  c.  für  massgebend  anzusehen.  Böhm  2 
S.  191.  —  Bei  Schenkungen  unter  Ehegatten  ist  hinsichtlich  des  Eigenthumsüberganges 
das  Recht  des  Orts,  wo  die  Schenkung  vollzogen  werden  soll,  für  massgebend  er- 
achtet worden.     Clunet  1899  S.  385,  Böhm  9  S.  408. 

■)  Laurent  Y  S.  426,  505  No.  198,  240.   Ein  Yorbehalt  ist  nur  zu  machen  hin- 
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c)  Rechte  und  Pflichten  der  Eltern  gegen  die  ehelichen 
Kinder  sowohl  in  Bezug  auf  Erziehung,  Verpflichtung  zum  Unterhalt, 
elterliche  Gewalt,  als  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung  und  Nutzniessung 
des  Kindes  Vermögens  bestimmen  sich  nach  dem  Personalstatut  des  Vaters.^) 

4.  Die  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett  be- 
stimmen sich  im  Hinblick  auf  Art.  3  Abs.  3  nach  der  Staatsangehörigkeit 
beider  Ehegatten  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der  Frage,  ob  Scheidung 
bezw.  Trennung  überhaupt  zulässig  ist,  als  auch  hinsichtlich  der  Gründe, 
aus  denen  sie  gefordert  werden  kann.  *)  Doch  kann  die  Scheidung  oder 
Trennung  aus  solchen  Gründen,  welche  das  französische  Recht  aus  sitt- 
lichen und  sozialen  Rücksichten  verwirft  (wie  Geisteskrankheit,  körperliche 
Gebrechen,  wechselseitige  üebereinstimmung),  von  einem  Ausländer  in 
Frankreich  nicht  erwirkt  werden.')  Ein  Wechsel  des  Wohnorts  ist  für 
die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Scheidung  oder  eines  bestinmiten  Scheidungs- 
grundes ohne  Belang;  nur  die  Erlangung  einer  anderen  Staatsbürgerschaft 
kommt  dabei  in  Betracht,  diese  aber  selbst  dann,  wenn  die  Naturalisirung 
(z.  B.  eines  Ausländers  in  Frankreich)  lediglich  den  Zweck  verfolgte, 
die  (nach  dem  früheren  Heimathrechte  des  Klägers  unzulässige)  Scheidung 
der  Ehe  durch  ein  französisches  Gericht  zu  ermöglichen.*) 

sichtlich  der  am  Orte  der  Lage  des  Grundstücks,  z.  B.  für  den  RechtsUbergang  durch 
Grundbucheintragung  geltenden  zwingenden  Bestimmungen.  Crome,  Franz.  Privat- 
rechtswissenschaft,  S.  94  Anm.  83.  Dagegen  nimmt  Calvo  IE  S.  199 ff.  §  1013  an, 
dass  Immobilien,  beim  Mangel  eines  Ehevertrags,  überhaupt  dem  am  Orte  ihrer  Lage 
geltenden  Rechte  unterworfen  seien. 

^)  D.  h.  nach  der  Staatsangehörigkeit.  Laurent  V  S.  161ff.  No.  75ff., 
S.  179  ff.,  No.  86  ff",  und  VI  No.  190".  Dies  folgt  aus  Art.  3  Abs.  3  c.  c,  welcher  auf 
die  familienrechtlichen  Verhältnisse  der  Personen  schlechthin  anwendbar  ist.  Entsch. 
d.  deutschen  Reichsger.  29  S.  290.  Der  Wohnort  kommt  aber  insoweit  in  Betracht, 
als  an  demselben  zwingende  Bestimmungen  von  öffentlich-rechtlicher  Bedeutung  (Art.  3 
Abs.  1  c.  c.)  gelten,  z. B.  hinsichtlich  der  Pfticht  zur  Erziehung.     LaurentVS.  176  No.  82. 

«)  Laurent  V  S.  244 ff.  No.  119 ff.  und  S.  284 ff.  No.  134 ff.  Entsch.  des  deutschen 
Reichsger.  44  S.  341.  Glunet,  Journal  1899  S.  360,  Böhm,  Zeitschr.  9  S.  408; 
vergl.  auch  Clunet  1897  S.  335,  Böhm  1  S.  613,  7  S.  350.  Der  Mann  kann  die 
Scheidung  in  Frankreich  nicht  erlangen,  wenn  sie  nur  nach  seinem  Heimathrechte, 
nicht  auch  nach  dem  der  Frau  statthaft  ist.  Clunet  1900  S.  955,  Böhm  11  S.  317. 
Ausländische  Gatten,  deren  Heimathsrecht  die  Ehescheidung  mit  Rücksicht  auf  ihr  religiöses 
Bekenntniss  nicht  zulässt,  können  auch  in  Frankreich  nicht  geschieden  werden,  solange  sie 
ihre  Staatsangehörigkeit  und  die  betreffende  Eonfession  behalten.    Calvo  11  S.  203  §  1019. 

•)  Laurent  V  S.  288 ff.  No.  136 ff.  Dem  entsprechend  erachten  belgische 
Gerichte  z.  B.  auch  die  in  Russland  für  Juden  geltenden  besonderen  Scheidungsgesetze 
des  mosaischen  Rechts  für  unanwendbar,  weil  sie  mit  der  öffentlichen  Ordnung  und  den 
guten  Sitten  in  Widerspruch  stehen.  Clunet,  Journal  1899  S.  859,  Böhm,  Zeitschr.  9  S.  480. 

*)  Clunet,  Journal  1896  S.  606,  Böhm,  Zeitschr.  3  S.  545,  7  S.  55.  Die 
Frage  ist  aber  sehr  streitig  und  die  Praxis  der  französischen  Gerichte  schwankend. 
Vergl.  Clunet  1894  S.  120  und  Calvo  11  S.  203  §  1019  mit  Bezug  auf  ein  Urtheil 
des  Seine-Gerichtshofs  v.  28.  August  1878,  welches  in  dem  Falle  eines  Franzosen, 
der  die  Scheidung  im  Auslande  erwirkt  hatte,  nachdem  er  zur  Umgehung  der  fran- 
zösischen Gesetze  die  betreffende  ausländische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatte,  die 
Ehescheidung  und  die  auf  Grund  derselben  eingegangene  neue  Ehe  nicht  als  gültig 
anerkannte.  Die  belgische  Rechtsprechung  wendet  konsequent  das  belgische  Scheidungs- 
recht an,  wenn  die  belgische  Staatsangehörigkeit  erlangt  ist,  indem  sie  das  Motiv  der 


Frankreich.  303 


Inwieweit  ein  ausländisches  Scheidungsurtheil  in  Frankreich  anzu- 
erkennen ist,  ergibt  sich  aus  dem  oben  (S.  300  unter  2  c)  Bemerkten.  Sind 
ausländische  Gatten  im  Auslande  rechtskräftig  geschieden,  so  ist  dies  Ur- 
theil  in  Frankreich  selbst  dann  anzuerkennen,  wenn  die  Frau  zur  Zeit  der 
Verheirathung  Französin  war  und  die  Ehe  in  Frankreich  geschlossen 
wurde,  wo  die  Scheidung  nicht  hätte  erlangt  werden  können.^) 

Auch  die  Wirkungen  der  Scheidung  bestimmen  sich  nach  dem 
Personalstatut,  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  die  sich  aus  der  Scheidung 
ergebenden  liehindemisse  (wie  Wartezeit  der  Frau,  Verbot  der  Ehe 
zwischen  dem  ehebrecherischen  Gatten  und  seinem  Mitschuldigen)  als 
auch  in  Bezug  auf  die  vermögensrechtlichen  Folgen.*) 


§  10. 

K.  Anhang:  Ehereclit  in  Algerien  und  Annam. 

L  Algerien.^ 

Die  moslemischen  Bewohner  des  Landes  folgen  fast  ausschliesslich 
dem  malekitischen  Bitus.  *)  Für  sie  gilt  im  Allgemeinen  das  modemische 
Eherecht,  wie  es  unter  „Türkei"  zur  Darstellung  kommt,  jedoch  mit 
gewissen  Besonderheiten,  die  in  folgendem  kurz  gekennzeichnet  werden. 

I.  Eheschliessung. 

1.  Die  Ehe  ist  ein  wechselseitiger  Vertrag,  der  lediglich  durch  die 
Willenseinigung  der  Parteien,  ohne  jede  Mitwirkung  bürgerlicher  Behörden 
oder  der  Kirche,  geschlossen  und  gelöst  wird,  nach  Art  eines  Kaufes, 
wobei  die  Frau  die  Sache  und  das  Heirathsgut  den  Preis  darstellt.  Man 
unterscheidet:  die  Werbung,  welche,  solange  sie  nicht  angenommen  oder 
abgelehnt  ist,  die  Unzulässigkeit  der  Werbung  eines  Dritten  zur  Folge 
hat;  die  angenommene  Werbung,  welche  die  Parteien  wie  etwa  ein 
pactum  de  emendo  bindet;  die  fleischliche  Vollziehung,  wodurch  die 
Ehe  selbst  zustande  kommt,  die  ehemännliche  Gewalt  begründet  wird 
und  die  Frau  das  Heirathsgut  erwirbt.    Gewisse  Thatumstände,  wie  z.  B. 


Naturalisation  grundsätzlich  für  unerheblich  erachtet.  Calvo  11  S.  207  ff.  §§  1026, 
1026.  So  auch  LaurentVS.  388  ff.  No.  165,  der  jedoch  zutreffend  hervorhebt,  dasi 
immerhin  die  ernstliche  (nicht  blos  scheinbare),  wenngleich  auf  Umgehung  der 
Heimathgesetze  gerichtete  Absicht,  die  bisherige  Nationalität  au&ugeben,  vorliegen 
müsse  (S.  841). 

')  Kas8.H.  V.  18.  Juli  1878,  Calvo  U  S.  204 ff.  §§  1021,  1022. 

«)  Laurent  V  S.  298 ff.  No.  138 ff. 

^  Nach  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  (Paris  1899) 
S.  27 ff.  —  Daselbst  S.  31  Literaturangaben:  Zeys,  Trait^  61ementaire  de  droit 
musulman  malekite  (Alger  1886)  No.  1 — 155;  Clavel,  Droit  musulman  (Paris  1895) 
I  No.  15ff. ;  Bepertoire  gen^ral  alphab^tique  du  droit  frangais  III  s.  v.  „Algerie** 
No.  96ff.     Weitere  Literaturangaben  siehe  hier  unter  „Türkei". 

^)  Vergl.  hierzu:  Leske-Loe'wenfeld,  Bechtsverfolgung  U  S.  350  Anm.  3  und 
hier  unter  „Türkei**,  wo  das  Eherecht  nach  hanefitischem  Bitus  ausführlich  dar- 
gesteUt  ist,  in  den  Anmerkungen  aber  auch  die  abweichenden  Lehren  berücksichtigt  sind. 
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gemeinsames  Wohnen  während  eines  Jahres,  werden   der  fleischlichen 
Vollziehnng  gleich  geachtet 

2.  Die  Willenseinignng  mnss  frei  von  Irrthnm,  Betrog  und  Zwang 
sein.  Die  Willenserklämng  erfolgt  unmittelbar  durch  die  EheschUessen- 
den  oder  mittelbar  durch  ihre  Gewalthaber.  Unmittelbar  einzuwillig^i 
sind  befugt:  Männer,  welche  die  gesetzliche  Fähigkeit  dazu  haben,  *) 
sowie  Wittwen  und  verstossene  Frauen;  doch  bedient  sich  der  Sitte 
gemäss  die  Frau  stets  eines  Bevollmächtigten,  zumeist  eines  nahen  Ver- 
wandten (Wali).  Jungfrauen  überhaupt  und  männliche  Personen,  welche 
noch  nicht  mannbar  oder  welche  geisteskrank  sind,  können  nur  mittelbar 
in  eine  Ehe  willigen;  im  wesentlichen  steht  dem  Vater  oder  dem  im 
Testament  eingesetzten  Vormunde  das  Recht  zu,  die  in  ihrer  Gewalt 
befindlichen  Personen  zur  Eingehung  einer  Ehe  anzuhalten  oder  sie  ihnen 
zu  untersagen,  aber  die  Gerichte  sind  seit  langer  Zeit  bestrebt,  dem 
Missbrauch  dieses  freien  Ermessens  der  Gewalthaber  zu  steuern  und 
nöthigenfalls  das  Eind  gegenüber  dem  Vater  oder  Vormunde  zu  schützen. 

3.  Beweis  der  Eheschliessung.  Die  eheliche  Vereinigung  ist  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  durch  zwei  männliche,  mannbare,  moslemische, 
freie,  geistig  gesunde  und  ehrbare  Zeugen  festzustellen,  welche  entweder 
bei  der  wechselseitigen  Einwilligung  oder  doch  zu  der  Zeit,  da  die  beiden 
Gatten  einander  thatsächlich  überlassen  werden,  gegenwärtig  sein  müssen. 

4.  Das  Heirathsgut  wird  immer  vom  Manne  gewährt  Es  braucht 
nicht  vollständig  zur  Zeit  der  Eheschliessung  gezahlt  zu  werden;  vielmehr 
wird  zumeist  in  diesem  Zeitpunkt«  nur  ein  Theil,  der  Best  aber  später 
zu  einer  festgesetzten  Zeit  gezahlt  Die  Frau  kann  den  Mann  zurück- 
weisen, solange  nicht  die  erste  Rate  gezahlt  ist 

6.  Ehehindernisse  sind: 

a)  Verwandtschaft,  gleichviel  ob  auf  ehelicher  oder  unehelicher 
Geburt  beruhend,  wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  die  Amme,  im  Ver- 
hältniss  zum  Kinde,  der  Mutter  gleichsteht  Die  Ehe  ist  verboten  in 
gerader  Linie  ohne  Bücksicht  auf  den  Grad,  in  der  Seitenlinie  aber 
zwischen  dem  Bruder  und  seinen  Abkömmlingen  einerseits  und  der 
Schwester  und  ihren  Abkömmlingen  andererseits. 

b)  Schwägerschaft  in  gleicher  Weise,  wie  Verwandtschaft;  doch 
darf  ein  Wittwer  die  Schwester  seiner  verstorbenen  Frau  heirathen. 

c)  Eeligionsverschiedenheit,  wenigstens  für  die  Frauen:  eine 
Moslemin  darf  einen  Christen  oder  einen  Juden  nicht  heirathen. 

d)  Frühere  Ehe.  Eine  verheirathete  Frau  darf  eine  weitere  Ehe 
überhaupt  nicht  eingehen,  ein  Mann  aber  dann  nicht,  wenn  er  schon  vier 
Frauen  hat  (vergl.  aber  unten  n). 

e)  Wartezeit  (aidda,  iddet,  istibra)  von  3  bis  ^Vs  Monaten  für  eine 

*)  Nacli  moslemischem  ßeolite  kommt  es  nicht  sowohl  auf  ein  bestimmtes  Alter, 
als  vielmehr  auf  die  Geschlechts-  und  Verstandesreife  an;  aber  eine  Person,  welche 
das  16.  Lebensjahr  vollendet  hat,  gilt  als  geschlechtsreif.  Vergl.  Leske-Loewen- 
feld  a.  a.  0.  362. 
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Frau  nach  ihrer  Scheidung  oder  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  oder  nach 
ausserehelichem  Beischlaf. 

f)  Schwangerschaft  bis  zur  Entbindung. 

g)  Eine  frühere  Werbung  (auf  welche  noch  keine  EIrkIftrang  ab- 
gegeben ist;  oben  S.  303). 

h)  Wallfahrt,  welche,  als  Werk  der  Frömmigkeit,  jede  weltliche 
Abhaltung  ausschliesst. 

i)  Schwere  Krankheit. 

k)  Die  dreifache  Verstossung  (siehe  unten  7a). 

I)  Ungleichheit  des  Standes. 

m)  Mängel,  welche  die  Vertragsaufhebung  rechtfertigen  (redhibi- 
torische  Mängel). 

n)  Uebereinkommen  mit  der  ersten  Frau,  dass  der  Mann  keine 
weitere  Ehe  eingehe  (vergl.  oben  d);  Bruch  des  Versprechens  berechtigt 
die  Frau,  sich  vom  Manne  zu  scheiden. 

6.  Wirkungen  der  Ehe.  Die  Frau  behält  ihren  Namen,  ohne  den 
des  Mannes  beizufügen.  Sie  behält  ihr  Eigenthum  und  freie  Verfügung 
und  Verwaltung  ihres  Vermögens;  auch  um  vor  Gericht  zu  stehen,  bedarf 
sie  keiner  Ermächtigung.^)  Sie  ist  verpflichtet,  dem  Manne  an  seinra 
Wohnort  zu  folgen.  Zu  irgend  einer  Arbeit  ist  sie  nicht  yerbunden, 
ausser  für  den  Haushalt,  sofern  der  Mann  zu  arm  ist,  um  ihr  Dienstboten 
zu  halten.  Die  Gatten  schulden  einander  die  Leistung  der  ehelichen 
Pflicht^  deren  Versagung  die  Verstossung  oder  Scheidung  nach  sich  ziehen 
kann.  Mehrere  Frauen  soll  der  Mann  gleichmässig  behandeln.  Er  ist 
verpflichtet,  einer  jeden,  sofern  seine  Einkünfte  es  gestatten,  einen  be- 
sonderen Wohnraum  zu  gewähren,  und  sie  können  ablehnen,  bei  ihren 
Schwiegereltern  zu  wohnen.  Jede  hat  ausserdem  einen  gleichen  Ansprach 
auf  Unterhalt,  Kleidung  und  häusliche  Bedienung,  ohne  Pflicht,  zu  den 
Kosten  beizutragen.  Auch  den  Kindern  hat  der  Mann  Unterhalt  und 
Erziehung  zu  gewähren:  den  Knaben  bis  zu  ihrer  Erwerbsfähigkeit,  den 
Mädchen  bis  zu  ihrer  Verheirathung. 

7.  Auflösung  der  Ehe. 

a)  Verstossung  der  Frau.  Eigenthttmlicher  Weise  kann  die  Ehe, 
wiewohl  sie  im  Wesentlichen  ein  gegenseitiger  Konsensualvertrag  ist, 
durch  einen  einseitigen  Willensakt  des  Mannes  ohne  Angabe  von  Gründen 
gelöst  werden.  Diese  Verstossung  der  Frau  ist  die  häufigste  Art  der 
Eheauflösung  in  Algier.  Sie  ist,  je  nach  der  vom  Manne  gebrauchten 
Formel,  eine  einfache,  doppelte  oder  dreifache.  Bei  der  einfachen  oder 
doppelten  Verstossung  wahrt  sich  der  Mann  das  Becht,  die  Frau  innerhalb 
der  Wartefrist  (ai'dda,  iddet)  ohne  weitere  Förmlichkeit  zurückzonehmeh, 
während  er  nach  Ablauf  der  Frist  sie  nur  mit  ihi*er  Zustimmung  durch 
eine  neue  Ehe  zurückerlangen  kann.    Hat  hingegen  der  Mann  sich  der 

')  Vergl.  Leske-Loewenfeld  a.  a.  0.  S.  868.  Dies  kann  aber  nnr  für  emhehnüche 
Ehefrauen  als  geltend  angesehen  werden.  Ausländerinnen  sind  nach  ihrem  Heimath- 
rechte eu  benrtheüen  und  bedürfen  daher  zutreffenden  Falls  auch  Tor  algerischen 
Gerichten  der  ehemännlichen  Ermächtigung.    A.  a.  0.  Anm.  2. 

Leske  a.  Loewenfeld,  Recktsyerfolgiuig.    Ergünzniigaband.  20 
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Formel  der  dreifachen  Verstossong  bedient,  so  ist  das  Band  der  EIhe 
vollständig  gelöst  nnd  die  Gatten  können  sich  mit  einander  nur  wieder 
yerheirathen,  wenn  inzwischen  ein  Dritter  die  Frau  geheirathet  und  seiner- 
seits Verstössen  oder  als  Wittwe  zorückgelassen  hatte. 

b)  Verstossnng  mit  Abfindung.  Nach  moslemischem  Rechte 
kann  der  Mann  die  Frau  auch  mittels  Zahlung  einer  bestimmten  Ab- 
findungssumme Verstössen.  In  diesem  Falle  können  die  Gatten  sich  nur 
durch  einen  neuen  Ehevertrag  mit  Ausbedingung  eines  neuen  Heiraths- 
guts  wieder  vereinigen. 

c)  Scheidungsklage  der  Frau  bei  dem  Eadi^)  ist  nur  wegen 
bestimmter  Grande  zulässig:  wenn  der  Mann  die  allgemeinen  Pflichten 
eines  Gatten  nicht  erfüllt  oder  die  besonderen  Ehevertragsabreden  ver- 
letzt; wenn  er  sich  schlechter  Behandlung,  schwerer  Ej*änkung  u.  s.  w. 
schuldig  macht. 

d)  Verwünschung.  Wegen  Ehebruchs  der  Frau  kann  der  Mann 
auf  Scheidung  klagen;  doch  muss  er  grundsätzlich  die  Thatsache  des 
Ehebruchs  durch  vier  bestimmte  und  übereinstimmende  Zeugenaussagen 
beweisen.  Da  dies  fast  immer  unmöglich  ist,  so  wird  dem  Manne  gestattet, 
statt  jenes  Zeugenbeweises  selbst  durch  einen  vierfachen  Eid  zu  erhärten, 
dass  er  die  behauptete  Thatsache  wahrgenommen  habe;  die  Frau  aber 
darf  ebenso  durch  einen  vierfachen  Eid  die  Anklage  in  Abrede  stellen 
—  wobei  jeder  Theil  für  den  Fall,  dass  er  die  Unwahrheit  sage,  die 
Strafen  Gottes  auf  sein  Haupt  herabwünscht.  Durch  diese  Eide,  die  sich 
wechselseitig  entkräften,  gilt  die  Ehe  als  gelöst,  weil  die  eheliche  Gemein- 
schaft zwischen  Gatten,  von  denen  einer  unbedingt  meineidig  ist,  für 
ausgeschlossen  erachtet  wird.  Diese  Art  der  Ehelösung  heisst  Ver- 
wünschung (lian). 

II.  Annam.^ 

Die  französische  Begierung  hat  das  alte  annamitische  Gesetzbuch 
in  Geltung  gelassen.  Es  ist  ins  Französische  übersetzt  von  Aubaret 
(1865)  und  neuerlich  von  Philastre  (1876).  Für  das  Eherecht  kommt 
aber  noch  insbesondere  ein  Dekret  v.  3.  Oktober  1883  in  Betracht. 

1.  Eheerfordernisse  sind: 

a)  Das  vorgeschriebene  Alter,  d.  i.  für  Knaben  16,  für  Mädchen 
14  Jahre,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Ehe. 

b)  Willenseinigung  und  elterliche  Zustimmung.  Die  freie 
Willenseinigung  der  Verlobten  wird  nicht  für  unerlässlich  angesehen, 
da  gewöhnlich  der  Wille  der  Eltern  entscheidet  (Art  94);  doch  dürfön 

^)  Nach  einem  Gesetae  v.  10.  September  1886  besteht  die  Zuständigkeit  der  Kadia 
für  Statnssachen  fort.  Vergl.  hierüber  sowie  über  die  Gerichtsverfassang  und  Zuständig- 
keit in  Algerien  überhaupt:  Leske-Loewenfeld,  Reohtaverfolgung  IS.  290. 

*)  Nach  Lehr  a.  a.  0.  S.  34fiF.  —  Daselbst  S.  36,  Anm.  2  Literaturangaben: 
Lasserre,  Projet  de  code  eivil  annamite,  Saigon  1884;  Luro,  Le  pays  d^  Ann  am,  1878; 
Repertoire  g^n^ral  du  droit,  s.  t.  „Lido-Ghine*<  No.  60  ff.,  141  ff. 
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diese  keinen  Zwang  üben  und  nach  ihrem  Tode  mnss  die  Einwilligung 
von  den  Betheiligten  selbst  ausgehen.  Im  Prinzip  wird  für  wesentlich 
der  Wille  der  Eltern  erachtet,  mit  dem  Hinweis,  dass  einerseits  Kinder, 
die  sich  während  der  Haft  der  Eltern  verheirathen,  sich  der  Bestrafung 
aussetzen  und  dass  andererseits  im  Falle  einer  gesetzwidrigen  Ehe- 
schliessung die  Eltern  bestraft  werden  (Art.  99,  109).  Die  Zustimmung 
der  Eltern  ist  ohne  Bücksicht  auf  das  Alter  der  Kinder  unerlässUch. 

c)  Die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  der  Eheschliessung 
sind,  nach  den  örtlichen  Ueberlieferungen,  ziemlich  umständlich,  aber 
rein  privater  Natur,  da  weder  ein  bürgerlicher  Beamter,  noch  ein 
Religionsdiener  dabei  mitzuwirken  hat.  Gesetzlich  erfordert  wird  nur 
auf  Grund  des  Dekrets  v.  3.  Oktober  1883,  dass  der  Eheschliessung 
Verkündungen  durch  den  Civüstandsbeamten  vorhergehen  und  dass  die 
geschlossene  Ehe  binnen  drei  Tagen  in  das  Standesregister  eingetragen 
werde. 

2.  Ehehindernisse: 

a)  Die  Verwandtschaft  wird  in  sehr  ausgedehntem  Masse  und  in 
strenger  Weise  als  Ehehindemiss  betrachtet;  aber  man  lässt  zu,  dass  ein 
Mann  die  Schwester  seiner  ersten  Frau  heirathet.^) 

b)  Trauerzeit  nach  dem  Vater,  der  Mutter  oder  dem  Ehegatten; 
eine  in  dieser  Zeit  geschlossene  Ehe  ist  nichtig. 

c)  Doppelehe.  Ein  Mann  kaim  nur  eine  gesetzlich  anerkannte 
Gattin  haben;  aber  das  annamitische  Gesetz  gestattet  das  Konkubinat 
und  gewährt  sowohl  den  Konkubinen  selbst  als  auch  den  Kindern  be- 
stimmte Rechte. 

d)  Verlöbniss.  Ein  früheres  Eheversprechen  begründet  nur  ein 
aufschiebendes  Ehehindemiss,  ein  blosses  Verbot  der  Ehe  mit  einer 
anderen  Person. 

3.  Die  Wirkungen  der  Ehe  im  Verhältniss  der  Gatten  zu  einander 
sind  in  ähnlicher  Weise,  wie  im  französischen  Rechte,  geordnet.  Hervor- 
zuheben ist  die  Abweichung,  dass  nach  örtlichem  Gewohnheitsrechte  die 
Frau  zu  allen  durch  das  bürgerliche  Leben  erforderten  Rechtsgeschäften 
—  auch  zur  Aufnahme  von  Darlehen  —  als  vom  Mann  stillschweigend 
ermächtigt  gilt.*) 

4.  Scheidungsgründe.  Das  annamitische  Gesetzbuch  erkennt  sieben 
Gründe  an,  aus  denen  der  Mann  die  Frau  Verstössen  darf.  Das  Dekret 
V.  3.  Oktober  1883  aber  giebt  beiden  Gatten  die  Scheidungsklage: 

a)  wegen  Gewaltthätigkeit  oder  schwerer  Misshandlungen  (exc^  ou 
sevices  graves); 

b)  wegen  Vemrtheilung  zu  entehrender  Strafe; 

c)  im  Falle  der  Verschollenheitserklärung; 


')  Entsch.  des  Gerichtshofes  in  Saigon  ▼.  8.  Januar  1880. 
^  Entsch.  des  Gerichtshofs  in  Saigon  y.  1.  Oktober  1891. 

20* 
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d)  auf  Grund  wechselseitiger  Uebereinstiinmnng,  unter  ähnlichen 
Voraossetznngen,  wie  sie  der  französische  code  civil  in  seiner  orspröng- 
liehen  Fassung  aufstellte.  ^) 

Ausserdem  darf  der  Mann  die  Frau  yerstossen: 

e)  wegen  Ehebruchs; 

f)  wegen  Yerlassens  des  ehelichen  Wohnsitzes; 

g)  wegen  Gewaltthätigkeiten  oder  schwerer  Misshandlungen  gegen 
Aszendenten  des  Mannes. 

5.  Erlöschen  der  Scheidungsklage.  Die  Klage  ist  —  abgesehen 
von  den  Fällen  des  Ehebruchs,  der  Verlassung  des  Ehedomizils  und  der 
entehrenden  Verurtheilung  —  unannehmbar:  wenn  die  Gatten  gemeinsam 
eine  Trauerzeit  von  drei  Jahren  getragen  haben,  oder  wenn  sie  im  Laufe 
ihres  Ehelebens  reich  geworden  sind,  oder  wenn  die  Frau  keine  Ver> 
wandten  hat,  zu  denen  sie  zurückkehren  könnte.  Ausserdem  begründet 
die  Aussöhnung  einen  Einwand  gegen  die  lOage. 

6.  Wirkungen  der  Scheidung.  Der  Gatte,  gegen  welchen  die 
Scheidung  erwirkt  ist,  verliert  die  vom  andern  erlangten  Vortheile,  mit 
Ausnahme  der  Hochzeitsgeschenke;  die  geschiedene  Frau  erhält  ihr 
Heirathsgut  zurück.')  —  Die  Kinder  können,  sofern  sie  die  erforderliche 
Verstandesreife  besitzen,  nach  freier  Entschliessung  dem  einen  oder  dem 
anderen  von  den  Eltern  folgen;  im  andern  Falle  wird  diese  Frage  im 
Interesse  der  Kinder  von  dem  Gerichtshofe  geregelt. 


0  Siehe  unter  ,3eIgieQ"  S.  812  d. 

*)  Entsch.  des  Gerichtshofs  in  Saigon  y.  20.  November  1880  und  v.  18.  Oktober  1894. 


Belgien. 


Von 


Dr.  L.  Beanehet, 

Professor  an  der  Universität  in  Nancy. 


In  Belgien  gilt  der  französische  code  civiL  Es  ist  daher  auf  die 
Darstellong  nnter  „Frankreich^  zn  verweisen;  nnr  kommen  die  dort  er- 
wähnten Gesetze,  durch  welche  die  Bestimmungen  des  code  über  Ehe- 
Schliessung  und  Ehescheidung  für  Frankreich  abgeändert  sind,  hier  nicht 
in  Betracht,  dagegen  sind  einige  belgische  Abänderungsgesetze  —  Tom 
20.  Mai  1882,  16.  August  1887,  31.  Dezember  1891  und  30.  April  1896  — 
zu  berücksichtigen. 

Die  Literaturangaben  unter  Frankreich  sind  noch  zu  ergänzen  durch 
den  Hinweis  auf  die  Sammlung  von  Entscheidungen  unter  dem  Titel: 
Pasicrisie  Beige  (Brüssel,  seit  1881). 

Im  Folgenden  werden  nur  die  Abweichungen  des  belgischen  Rechts 
von  dem  geltenden  französischen  Rechte  hervorgehoben. 


Zu  C:  Eingeliung  der  Ehe. 

Durch  das  Gesetz  vom  16.  August  1887  (Art  3)  sind  die  Art  151  bis 
163  c.  c.  über  den  Ehrerbietnngsakt  durch  folgende  Bestimmungen 
ersetzt  worden:  Eheliche  Kinder,  welche  das  im  Art.  148  c.  c.  bestimmte 
Alter  (25  Jahre  bei  Männern  und  21  Jahre  bei  Frauen)  vollendet  haben, 
sind  verpflichtet,  vor  Eingehung  einer  Ehe  durch  einen  förmlichen  Ehr- 
erbietungsakt den  Rath  ihrer  Eltern  nachzusuchen,  sofern  diese  nicht  zur 
Abgabe  einer  Willenserklärung  ausser  Stande  sind;  nach  Ablauf  eines 
Monats  kann  zur  Eheschliesssung  geschritten  werden.  Im  Falle  der 
Armuth  der  künftigen  Gatten  ist  der  Ehrerbietungsakt  gegenüber  dem 
Vater  oder  der  Mutter,  wenn  diese  keine  bekannte  Wohnung  in  Belgien 
haben,  nicht  erforderlich;^)  doch  mnss  dies  von  den  künftigen  Gatten  und 
von  vier  Zeugen  eidlich  vor  dem  Standesbeamten  bezeugt  werden.  Nach 
Art.  4  desselben  Gesetzes  kann  die  im  Art.  73c.c.  vorgeschriebene  Zu- 
stimmung der  Aszendenten  oder  der  Familie  vor  dem  Standes- 
beamten und  im  Auslande  vor  den  dort  für  solche  Akte  zuständigen 
Behörden  oder  Beamten,  vor  den  diplomatischen  Vertretern,  Konsuln  oder 
Vizekonsuln  Belgiens  erklärt  werden.  —  Nach  diesem  Gesetze  ist  also 
nur  ein  Ehrerbietungsakt  und  nur  gegenüber  den  Eltern  erforderlich. 

^)  Sofern  der  Akt  erforderlich  ist,  können  arme  Brautleute  ihn,  statt  durch  einen 
Notar,  durch  den  Civilstandsbeamten  ihres  Wohn-  oder  Aufenthaltsort  abfassen  lassen 
(Art.  153  in  der  Fassung  des  Art.  4  des  Ges.  v.  SO.  April  1896). 
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Auf  die  Förmlichkeiten  der  Eheschliessung  bezieht  sich  ein  weiteres 
Abändenmgsgesetz  vom  31.  Dezember  1891.  Danach  ist  statt  der  im 
Art.  63  c.  c.  vorgeschriebenen  zwei  Verkündungen  nur  noch  eineVerkündung 
erforderlich;  die  zehntägige  Frist  zwischen  dieser  Verkündung  und  der 
Eheschliessung  ist  aber  beibehalten.  Verkündung  und  Eheschliessung 
können  am  Wohnsitze  (domicile)  oder  gewöhnlichen  Aufenthaltsorte  (r^- 
dence)  eines  der  beiden  Verlobten  erfolgen,  ohne  dass  eine  bestimmte 
Dauer  des  Aufenthalts  erfordert  wird;  nur  ist,  wenn  der  gegenwärtige 
Wohnsitz  noch  nicht  sechs  Monate  gedauert  hat,  die  Verkündung  auch 
am  früheren  Wohnsitze  (gleichviel  von  welcher  Dauer  dieser  gewesen 
sei)  zu  bewirken,  und  entsprechend  muss,  wenn  der  gewöhnliche  Aufent- 
halt an  dem  Orte  weniger  als  sechs  Monate  gedauert  hat,  die  Verkündung 
auch  am  Wohnsitze  erfolgen  (ohne  dass  es  auf  dessen  Dauer  ankommt). 
Aus  wichtigen  Gründen  kann  der  Staatsanwalt  (procureur  du  roi)  Be- 
freiung vom  Aufgebot  überhaupt  oder  von  der  Aufgebotsfrist  bewilligen. 
Endlich  hebt  dies  Gesetz  noch  den  Art.  168  c.  c.  auf,  wonach  die  Ehe 
auch  am  Wohnsitze  derjenigen  Personen  zu  verkünden  ist,  deren  Ein- 
willigung zur  Eheschliessung  erfordert  wird. 


Zu  D:  Wirkungen  der  Ehe. 

Das  eheliche  Güterrecht  des  c.  c.  ist  durch  spätere  belgische 
Gesetze  in  Bezug  auf  die  Oeffentlichkeit  der  Eheverträge  abgeändert 
worden.    Diese  Oeffentlichkeit  tritt  in  dreifacher  Art  in  die  Erscheinung: 

1.  Oeffentlichkeit  durch  Aufnahme  in  die  Eheschliessungsurkunde; 
sie  ist  ausnahmslos  für  jeden  Ehevertrag  erforderlich. 

2.  Oeffentlichkeit  der  Eheverträge  der  Handeltreibenden;  sie  ist 
unabhängig  von  derjenigen  unter  1  und  findet  Anwendung  sowohl  auf 
Handeltreibende,  die  sich  verheirathen,  als  auch  auf  solche  Personen,  die 
nach  ihrer  Verheirathung  ein  Handelsgewerbe  beginnen; 

3.  Oeffentlichkeit  des  Grundbuchs;  sie  ist  unabhängig  von  den  beiden 
andern  und  tritt  in  der  Eintragung  zu  Tage. 

Das  Grundbuchgesetz  vom  16.  Dezember  1851  hat  mit  der  Ein- 
führung der  Oeffentlichkeit  für  den  Immobiliarverkehr  zugleich  die  Ehe- 
verträge der  Oeffentlichkeit  unterworfen.  Es  fügt  im  Art  2  den  Angaben, 
welche  der  Eheschliessungsakt  enthalten  muss,  auch  das  Datum  des  Ehe- 
vertrags und  die  Bezeichnung  des  Notars,  der  ihn  aufgenommen  hat, 
hinzu.  Der  Standesbeamte  hat  diese  Angaben  üi  die  Heirathsurkunde 
mit  aufzunehmen.  Unterbleibt  dies,  so  können  diejenigen  Vereinbarungen 
der  Gatten,  welche  das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht,  d.  i.  die  gesetz- 
hche  Gütergemeinschaft,  abändern,  einem  Dritten,  der  sich  in  ünkennt- 
niss  jener  Vereinbarungen  in  ein  Rechtsgeschäft  mit  den  Gatten  ein- 
gelassen hat,  nicht  entgegengesetzt  werden. 


318  Europa. 

Zu  F:  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

Die  Ehe  wird,  nachdem  der  bürgerliche  Tod  durch  Art  13  der  Ver- 
fassang  abgeschafft  ist,  nur  durch  den  Tod  eines  Gatten  oder  durch 
Scheidung  aufgelöst. 

1.  Scheidnngsgründe  sind,  gemäss  der  ursprünglichen  Fassung  des 
c.  c,  die  folgenden: 

a)  Ehebruch,  und  zwar  von  Seiten  der  Frau  schlechthin,  von  Seiten 
des  Mannes  aber  nur  qualiflcirter  Ehebruch. 

Art.  229 :  „Le  mari  pourra  demander  le  diyorce  pour  cause  d'adult&re 
de  sa  femme.^ 

Art.  230:  „La  femme  pourra  demander  le  dlvorce  pour  cause  d'adultere 
de  son  mari,  lorsqu'U  aura  tenu  sa  concubine  dans  la  maison  commune." 

b)  Gewaltthätigkeiten,  grobe  Misshandlungen  und  schwere 
Kränkungen. 

Art  231:  „Les  epoux  pouiTont  reciproquement  demander  le  divorce 
pour  excfes,  s6vices  ou  injui-es  graves,  de  Tun  d'eui  envers  Tauü^e."') 

c)  Verurtheilung  zu  entehrender  Strafe. 

Art.  232:  „La  condamnation  de  Tun  des  6poux  ä  une  peine  infamante 
sera  pour  Fautre  6poux  une  cause  de  divorce." 

Es  ist  streitig,  ob  diese  Bestimmung  noch  gilt,  da  der  code  p6nal 
(Art.  7)  entehrende  Strafen  nicht  mehr  kennt.*) 

d)  Wechselseitige  Uebereinstimmung. 

Art.  233:  „Le  consentement  mutuel  et  pers6y6rant  des  epoux,  ex- 
prim6  de  la  mani^re  prescrite  par  la  loi,  sous  les  conditions  et  apr^s  les 
epreuves  qu  'eile  determine  prouvera  suffisamment  que  la  vie  commune 
leur  est  insupportable,  et  qu  'il  existe,  par  rapport  a  eux,  une  cause 
p6r«8iptoire  de  divorce." 

Die  näheren  Voraussetzungen  der  Scheidung  aus  diesem  Grunde  und 
die  Vorschriften  für  das  Verfahren  (Art.  276—294)  erschweren  die  An- 
wendung dieses  Ehescheidungsgrundes  in  hohem  Masse.  Die  Scheidung 
wegen  wechselseitiger  uebereinstimmung  erfordert,  dass  der  Mann  mindestens 
25,  die  Frau  mindestens  21  Jahre  alt  sei  (Art.  276)  und  dass  die  Ehe 
wenigstens  seit  zwei  Jahren  bestehe  (Art.  276).  Sie  ist  nicht  mehr 
zulässig  nach  zwanzigjähriger  Ehe  oder  sofern  die  Frau  bereits  46  Jahre 
alt  ist  (Art.  277).  Auch  bedarf  es  der  Einwilligung  der  Eltern  oder 
derjenigen  Aszendenten,  deren  Zustimmung  zur  Eheschliessung  nach 
Art.  160  erforderlich  ist  (Art.  278).  Das  Scheidungsurtheil  darf  nicht 
vor  Ablauf  eines  Jahres  erlassen  werden  und  nur  auf  Grund  der  von  den 
Gatten  viermal,  von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  abzugebenden  Erklärung, 
dass  sie  auf  ihrem  Entschlüsse  beharren,  und  auf  Grund  des  jedesmal 


')  Die  belgischen  Gerichte  schränken  die  weitgehende  Praxis  der  französischen 
Gerichte  bei  Anerkennung  von  injures  grayes,  z.  B.  in  Fällen  von  Trunksucht  oder 
VerurtheUungen,  ein.     Vgl.  Sirey  1889  11  61. 

«)  Vgl.  hierzu  „Frankreich"  S.  388  und  Anm.  4  das. 
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mittels  öffentlicher  Urkunde  zu  erbringenden  Beweises,  dass  auch  die 
Eltern  oder  sonstigen  Aszendenten  ihre  £änwilligung  in  die  Scheidung 
aufrecht  halten  (Art  382—285). 

2.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Scheidung  gelten  noch  folgende, 
in  Frankreich  aufgehobene  Bestimmungen  des  alten  Rechtes:  Geschiedene 
Gatten  können  sich  in  keinem  Falle  mit  einander  wieder  verheirathen 
(Art  296).  Bei  der  Scheidung  auf  Grund  wechselseitiger  üeberein- 
stimmung  darf  sich  vor  Ablauf  yon  drei  Jahren  überhaupt  keiner  A&r 
Gatten  wieder  verheirathen  (Art  297). 

3.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  an  SteUe  von  Scheidung  kann 
nur  der  aus  einem  bestimmten  Grunde  klagende  Gatte  verlangen;  auf 
Grund  wechselseitiger  Uebereinstimmung  kann  die  Trennung  nicht  ver- 
langt werden  (Art  306,  307).  —  Hinsichtlich  der  Umwandlung  des 
Trennungsurtheils  in  ein  Scheidungsurtheil  gilt  noch  Art  310  in  seiner 
ursprünglichen  Fassung:  Ist  die  Trennung  aus  irgend  einem  Grunde, 
ausser  wegen  Ehebruchs  der  Frau  ausgesprochen,  so  kann  nach  Ablauf 
von  drei  Jahren  der  frühere  Beklagte  Scheidung  verlangen,  und  das 
Gericht  hat  sie  auszusprechen,  sofern  nicht  der  erschienene  oder  doch 
gehörig  geladene  frühere  Kläger  unverzüglich  in  die  Aufhebung  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  willigt. 


Zu  H  und  J:  Eheschliessung  im  Auslande 

(insbesondere    vor    diplomatischen  Vertretern    oder    Konsuln) 

und  internationales  Eherecht. 

Ein  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  hat  den  Art.  170  c.  c.  durch  folgende 
Bestimmungen  ersetzt: 

1.  Eheschliessungen  im  Auslande  zwischen  belgischen  Staatsangehörigen 
unter  einander  oder  zwischen  belgischen  Staatsangehörigen  und  Ausländem 
erfolgen  in  den  in  dem  betreffenden  Lande  gebräuchlichen  Formen. 

2.  Eheschliessungen  zwischen  belgischen  Staatsangehörigen  können 
auch  durch  die  diplomatischen  Vertreter  oder  Konsuln  Belgiens  nach 
Massgabe  der  belgischen  Gesetze  erfolgen.^) 

3.  Die  diplomatischen  Vertreter  oder  Konsuln  Belgiens  können  durch 
den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  auch  die  besondere  Er- 
mächtigung zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  zwischen  belgischen 
Staatsangehörigen  und  Ausländerinnen  erhalten.^) 

*)  Auch  sonst  sind  den  diplomatischen  Vertretern,  den  Konsuln  und  Vizekonsuln 
mancherlei  Befugnisse  der  Civilstandsbeamten  tibertragen,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Aufnahme  von  Zustimmungserklärungen  der  Verwandten  und  von  Beweisen  (vgl.  Art.  4 
des  Ges.  v.  16.  August  1887  und  Art.  6  des  Ges.  v.  30.  April  1896). 

^  Ein  Rundschreiben  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  y.  1.  Juli 
1882  weist  die  diplomatischen  Vertreter  und  die  Konsuln  an,  in  Fällen  dieser  Art  die 
Parteien  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  so  zwischen  einem  belgischen  Staats- 
angehörigen und  einer  Ausländerin  geschlossene  Ehe  zwar  in  Belgien  gültig  sei,  dass 
aber  für  ihre  Anerkennung  ausserhalb  Belgiens  nicht  eingestanden  werden  könne. 


314  Europa. 

4.  Die  Eheverkündangen  erfolgen,  nach  Massgabe  der  belgischen 
Gesetze,  in  Belgien  durch  den  Standesbeamten  und  ausserdem  durch  den 
diplomatischen  Vertreter  oder  Konsul  in  der  Kanzlei,  in  der  die  Ehe 
geschlossen  wird.^) 

5.  Die  in  den  Formen  dieses  Gesetzes  geschlossenen  Ehen  sind  gUtig, 
sofern  nicht  die  belgischen  Staatsangehörigen  gegen  die  in  Art.  144  bis 
164  c.  c.  unter  Androhung  der  Nichtigkeit  gegebenen  Vorschriften  Ver- 
stössen habend)  Die  Ehefähigkeit  einer  ausländischen  Frau  bestimmt 
sich  nach  ihrem  Personalstatut. 


')  Eia  Bandschreiben  des  Ministers  der  answärtigen  Angelegenheiten  t.  29.  Februar 
1892  ermächtigt  die  Beamten  zu  den  dem  Ges.  y.  31.  Dezember  1891  entsprechenden 
Vereinfachungen:  Mündliche  Eheverkündang  Tor  der  Thür  der  Kanzlei  ist  nicht  mehr 
erforderlich.  Die  Verkündung  in  Belgien  ist  entbehrlich,  wenn  die  Verlobten  seit 
sechs  Monaten  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  im  Konsulatsbezirk  haben,  und  ebenso 
bedarf  es  nicht  der  Verkündung  am  Wohnsitze  derjenigen  dritten  Personen,  deren 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  erforderlich  ist,  da  diese  Personen  eben  durch  die 
Einholung  der  von  ihnen  beizubringenden  Zustimmungserklärung  hinreichend  unter- 
richtet sind. 

*)  Vgl.  hierüber  unter  „Frankreich''  C  und  E.  —  Mangel  der  Torgeschriebenen 
Verkündung  zieht  nur  im  Falle  betrügerischer  Absicht,  wegen  Heimlichkeit  der  Ehe, 
deren  Nichtigkeit  nach  sich;  die  Gerichte  haben  freies  Ermessen,  ob  die  Heimlichkeit 
hinreichend  schwerwiegend  ist  —  wie  in  Frankreich  auf  Grund  des  Art.  170  (siehe 
unter  „Frankreich"  S.  297,  299).     Böhm,  Zeitschr.  für  intern.  Pnvat-  u.  Strafr.  2  S.  206. 


Luxemburg. 


Von 


Dr.  Ad.  Schmit  und  Dr.  Sim.  Heubner, 

Rechtsanwälte  in  Laxemburg. 


Die  luxemburgische  Gesetzgebung  über  Eherecht  und  eheliches  Güter- 
recht setzt  sich  aus  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  französischen 
Gesetzbücher,  des  Code  civil,  des  Code  de  proc6dure  civile  und  des  Code 
de  commerce,  zusammen,  soweit  deren  ursprünglicher  Wortlaut  nicht  durch 
spätere  Gesetze  abgeändert  ist.  Es  genügt,  sowohl  hinsichtlich  des  Textes 
als  auch  der  Erläuterungen  und  der  Spruchpraxis  auf  das  unter  „Frank- 
reich" und  „Belgien"  Angeführte  zu  verweisen,  mit  der  Massgabe,  dass 
die  französischen  und  belgischen  Abänderungsbestimmuugen  durch  die 
nachstehenden  luxemburgischen  zu  ersetzen  sind,  es  sei  denn,  dass  letztere 
eine  genaue  Wiedergabe  der  nachbarlichen  Gesetzgebung  darstellen  oder 
für  das  Grossherzogthum  gemeinsam  mit  Frankreich  oder  mit  Belgien 
gegeben  sind. 

Demgemäss  ist  auch  hinsichtlich  der  Literatur  auf  die  Angaben 
unter  Frankreich  und  Belgien  zu  verweisen,  ausserdem  aber  hervorzu- 
heben: Journal  du  Bas-  et  du  Moyen-Rhin;  Journal  officiel  des  Pays-Bas; 
Memorial  du  Grand  Duch6  de  Luxembourg  (citirt:  M6m.);  Pasinomie 
luxembourgeoise  (citirt:  Pas.);  Compte-rendu  de  la  chambre  des  d6put6s; 
Eyschen,  Staatsrecht;  Ruppert,  Code  de  commerce  coordonn6. 


Zu  C:  Eingehung  der  Ehe. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Eheschliessung. 

a)  Die  Dispensation  vom  Erfordernisse  der  Ehemündigkeit  wird 
auf  Grund  des  Art.  146  nach  einer  Verordnung  v.  20.  prairial  XI  auf 
Bericht  des  Justizministers  durch  die  Regierung  ertheilt. 

b)  Eine  Verordnung  des  Generalgouvemeurs  des  Nieder-  und  Mittel- 
rheins vom  14.  Oktober  1814  (Journal  du  Bas-  et  Moyen-Rhin  S.  423) 
ändert  den  Artikel  228  des  Code  civil  dahin  ab,  dass  Wittwen  und 
geschiedenen  Frauen,  welche  aus  der  vorigen  Ehe  geständlich  oder 
notorisch  schwanger  sind,  auch  vor  Ablauf  der  Frist  von  zehn  Monaten 
sich  wieder  verheirathen  dürfen,  sobald  ihre  Entbindung  erfolgt  ist  (§  1); 
dass  auch  in  anderen  Fällen  der  zuständige  Ereisdirektor  Dispensation 
von  der  erwähnten  Wartefrist  ertheilen  kann,  wenn  nach  den  Umständen 
und  dem  Urtheil  von  Sachverständigen  eine  Schwangerschaft  nicht  wahr- 
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scheinlich  ist  (§  2),  dass  aber  dergleichen  Dispensation  vor  Ablauf  dreier 
Monate  nach  der  Auflösung  der  früheren  Ehe  niemals  ertheilt  werden 

soD  (§  sy) 

c)  Das  Gesetz  vom  23.  April  1827  (gemeinsam  mit  Belgien)  bestimmt, 
dass  Dispensation  zur  Eheschliessung  zwischen  Verschwägerten 
sowie  zwischen  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffe,  in  Anbetracht 
wichtiger  Gründe  durch  das  Staatsoberhaupt  gestattet  werden  kann. 

d)  Ausländer.  —  Eine  ministerielle  Entscheidung  vom  29.  Oktober 
1873  (Pas.  S.  635;  nicht  officiell  verkündet)  bestimmt  üi  Auslegung  des 
Milizgesetzes  von  1867,  dass  die  Fremden,  die  im  Grossherzogthum  die 
Ehe  einzugehen  beabsichtigen,  zum  Erbringen  des  Beweises,  dass  sie  in 
ihrem  Vaterland  der  Wehrpflicht  genügt  haben,  nicht  angehalten  werden 
können. 

e)  Besondere  Erlaubniss.  —  Polizeiliche  oder  armenrechtliche 
Beschränkungen  der  Verehelichungsfreiheit,  wie  z.  B.  in  Bayern,  bestehen 
in  Luxemburg  nicht.*)  Es  erscheint  jedoch  räthlich,  die  Eheschliessung 
einem  bayrischen  Staatsangehörigen  zu  versagen,  wenn  die  Heimath- 
gemeinde oder  das  Regierungsfiskalat  gegen  die  Verehelichung  Einsprache 
erheben,  weil  im  Falle  der  Ueberweisung  der  Frau  und  Kinder  gemäss 
dem  Gothaer  Vertrag,  Bayern  den  letzteren  die  dortige  {Staatsangehörig- 
keit absprechen  und  deren  Uebemahme  verweigern  könnte. 

Staatsbeamte  bedürfen  keiner  Genehmigung  des  Vorgesetzten  zur 
Eheschliessung.  Offizieren  wird  die  Verehelichung  nur  gestattet  nach 
genauer  Untersuchung  über  Stand,  Gewerbe,  Aufführung  und  Familien- 
verhältnisse der  Braut,  sowie  nach  einer  von  ihr  abgegebenen  Erklärung, 
nie  bei  der  Armee,  im  Felde  oder  im  Lager  erscheinen  oder  den  Truppen 
auf  den  Märschen  folgen  zu  wollen,  femer  nach  erbrachtem  Beweise, 
dass  die  zukünftigen  Ehegatten  neben  dem  Gehalte  des  Offiziers  ein 
Jährliches  Einkommen  von  600  Gulden  besitzen  (Eyschen,  Staatsrecht). 

2.  Form  der  Eheschliessung.  In  Luxemburg  gilt,  wie  in  Frank- 
reich und  Belgien,  nur  die  CivUehe  und  gemäss  Art.  26  der  Verfassung 
auch  die  Vorschrift,  dass  die  kirchliche  Einsegnung  erst  nach  der  bürger- 
lichen Vollziehung  der  Ehe  erfolgen  darf  (vgL  §  267  des  St.G.B.). 

*)  Diese  Verordnung,  die  zweifellos  gesetzlich  ergangen  ist,  da  deren  Urheber, 
der  General'GouTemeur  von  Sack,  damals  im  Gh^ossherKOgthnm,  als  Vertreter  der 
hohen  Allianz,  die  ToUe  gesetzgeberische  Gewalt  aosübte,  wird  yielfach  als  durch  den 
Königl.  Besehlnss  yom  1.  NoTember  1815  (Pas.  beige  S.  384)  au%ehoben  betrachtet. 
Dieser  Beschlnss  ist  jedoch  weder  gesetzlich  gefasst,  da  ihm  die  erforderliche  Mit- 
wirkung der  Generalstände  fehlte,  noch  gesetzlich  verkündet,  da  die  Veröffentlichung 
wohl  im  „Staatsblad"  und  in  den  Gemeinden,  nicht  aber  in  dem  fär  die  südlichen 
Provinzen  det  Niederlande  aUein  in  Betracht  kommenden  Journal  officiel  stAtt- 
gefnnden  hat. 

^  Für  Arme  bestehen  im  Gegentheil  gewisse  Erleichterungen  der  £heschliessung 
(vgl.  Verordnung  vom  80.  Oktober  1814,  Pas.  beige  S.  841,  und  königl.  Beschluss  vom 
7.  Mai  1815,  Pas.  S.  185),  insbesondere  weitgehende  Gebühren-,  Kosten-  und  Stempel- 
freiheit nach  Art.  9  des  Gesetzes  vom  9.  Dezember  1862  (M6m.  S.  196)  und  Art.  16  des 
Ges.  vom  28.  März  1893  (Mte.  S.  177)  in  der  durch  Art.  2  des  Ged.  vom  12.  Juni  1898 
(M^.  S.  869)  ergänzten  Fassung. 
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Ein  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892  (Mfem.  S.  722,  Pas.  S.  567)  be- 
treffend die  Oeffentlichkeit  der  Heirathskontrakte,  ergänzt  und 
ändert  die  Artikel  75,  76  und  1394  des  (üode  civil  in  folgenden  Punkten:^) 
Der  Civilstandsbeamte  fordert  die  künftigen  Gatten,  sowie  die  zur 
Heirath  ermächtigenden  Personen,  falls  solche  zugegen  sind,  auf,  zu  er- 
klären, ob  ein  Heirathskontrakt  abgeschlossen  worden  ist,  und  im  Be- 
jahungsfalle, das  Datum  desselben  sowie  Namen  und  Wohnort  des  Notars 
anzugeben,  welcher  den  Vertrag  aufgenommen  hat  (§75  Abs.  2).  Die 
Heirathsurkunde  soll  auch  enthalten:  das  Datum  des  Ehevertrags  der 
Gatten  und  die  Bezeichnung  des  Notars,  welcher  ihn  aufgenommen  hat; 
andernfalls  können  die  Klauseln,  welche  vom  gemeinen  Recht  abweichen, 
gegen  Dritte,  die  ohne  Kenntniss  des  Ehevertrags  mit  den  Gatten  kon- 
trahirt  haben,  nicht  geltend  gemacht  werden.*)  Falls  die  Erklärung 
unterblieben  oder  irrig  ist,  kann  die  Richtigstellung  der  Urkunde  vom 
Staatsanwalt  verlangt  werden,  unbeschadet  des  Rechtes  der  betheiligten 
Personen  gemäss  Art.  99  (§  76  No.  10;  der  angezogene  Art.  99 
wahrt  den  Betheiligten  das  Recht  der  Appellation  gegen  die  die  Be- 
richtigung anordnende  Gerichtsentscheidung).  Bei  der  Abfassung  des 
Ehe  Vertrags  soll  der  Notar  den  Parteien  No.  10  des  Art.  76  sowie  den 
letzten  Abschnitt  des  Art.  1394  vorlesen,  dies  zur  Vermeidung  einer 
Geldstrafe  im  Vertrag  erwähnen  und  den  Parteien  sofort  nach  der 
unterschriftlichen  Vollziehung  des  Vertrags  Stempel-  und  kostenfrei  ein 
Zeugniss  ausstellen,  welches  Namen  und  Wohnort  des  Notars,  Namen, 
Vornamen,  Stand  und  Wohnort  der  künftigen  Ehegatten,  sowie  das  Datum 
des  Kontraktes  anzugeben,  auch  darauf  hinzuweisen  hat,  dass  dies  Zeug- 
niss vor  der  Eheschliessung  dem  Civilstandsbeamten  zu  übergeben  ist 
(Art.  1394). 

Weiter  kommt  in  Betracht  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1898  (M6m. 
S.  369,  Pas.  S.  587),  dessen  Art.  1  das  Gutachten  des  Staatsraths  vom 
4.  Thermidor  Jahr  XTTT  über  die  Förmlichkeiten  der  Eheschliessung, 
sowie  die  Art.  45,  63,  64,  65,  73,  74,  148—156,  160, 166—169  des  Code 
civil  abschafft  und  durch  neue  ersetzt.  Diese  enthalten  im  Wesent- 
lichen eine  in  den  Rahmen  des  Civilgesetzbuches  eingefügte  Zusammen- 
stellung der  belgischen  Gesetze  vom  16.  August  1887,  31.  Dezember  1891, 
2.  Juni  1894  und  30.  April  1896.  Es  sei  nur  kurz  hervorgehoben,  dass 
das  Gesetz  auf  Erleichterung  der  Eheschliessungen  abzielt  und  haupt- 
sächlich bezweckt:  die  Beglaubigung  der  Civilstandsauszüge  zu  verein- 
fachen; die  vollständig  ausser  Gebrauch  gelangten  mündlichen  Angebote 
durch  eine  einzige  am  Eingange  des  Gemeindehauses  anzuschlagende 
Verkündigung  (die  Publikation  durch  Zeitungen  ist  dem  luxemburgischen 
Rechte  unbekannt),  mit  Beibehaltung  der  zehntägigen  Frist,  zu  ersetzen; 
die  Art.  148  und  150  durch  die  Angabe  zu  vervollständigen,  auf  welche 


^)  Im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  der  gegenwärtig  geltenden  Fassang  der 
beseichneten  Bestimmungen  nach  dem  französischen  Gesetze  vom  10.  Juli  1860. 
^  Vgl.  Belgien,  Art.  2  des  Grundbuchges.  vom  16.  Dezember  1861. 
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Weise  der  Dissens  zwischen  den  Anverwandten,  deren  Zustimmung  zur 
Ehe  erforderlich  ist,  festgestellt  werden  kann;  die  Verpflichtung  der  Zu- 
stellung von  „actes  respectueux'^  an  die  Aszendenten  abzuschaffen,  sowie 
die  an  die  Eltern  zu  richtenden  Zustellungen  dieser  Art  durch  eine  einzige 
zu  ersetzen,  welche  nunmehr  auch  durch  einen  Standesbeamten  erfolgen 
kann;  dem  Vater  bezw.  der  Mutter  gegen  den  Ehrerbietigkeitsakt  das 
Berufungsrecht  an  die  Civilgerichte  einzuräumen,  so  zwar,  dass  die  Auf- 
schiebung der  Eheschliessung  gerichtlich  angeordnet  werden  kann;  die 
Beweisführung  zu  erleichtem,  dass  die  Aszendenten,  deren  Konsens  er- 
forderlich ist,  verstorben  oder  abwesend  oder  sonst  zur  Ertheilung  ihrer 
Einwilligung  ausser  Stande  sind;  bezüglich  der  Zuständigkeit  des  Standes- 
beamten dem  eigentlichen  Wohnsitze  den  gewöhnlichen  Aufenthaltsort 
der  einen  Partei  zur  Zeit  des  Aufgebots  gleichzustellen  und  selbst  den 
Aufenthalt  am  Tage  der  Eheschliessung  für  hinreichend  zu  erklären,  falls 
die  vom  Staatsanwalt  in  Dringlichkeitsfällen  zu  ertheilende  Befreiung 
vom  Aufgebot  vorliegt,  so  dass  also  in  diesem  Falle  die  Ehe  in  jeder 
beliebigen  Gemeinde  eingegangen  werden  kann;  endlich  die  durch  ver- 
schiedene Förmlichkeiten  verursachten  Kosten  erheblich  zu  verringern. 


Zu  D:  Wirkungen  der  Ehe. 

Die  wichtigsten  Abänderungen  des  ehelichen  Güterrechts  des 
c.  c.  durch  spätere  Gesetze  sind  folgende: 

1.  Hinsichtlich  der  Eheverträge  kommt  die  schon  oben  (unter  C  2) 
erwähnte  Abänderung  des  Art.  1394  durch  das  Gesetz  vom  12.  Dezember 
1892  in  Betracht. 

2.  Das  ausschliessliche  Verwaltungsrecht  des  Mannes  bei  der 
gesetzlichen  Gütergemeinschaft  umfasst  nach  Art.  1421  auch  die  Befugniss, 
das  Gemeinschaftsvermögen  ohne  Mitwirkung  der  Frau  zu  veräussem 
und  zu  belasten.  Soweit  es  sich  um  Inskriptionen  auf  die  Staatsschuld 
handelt,  ist  nun  in  Vollziehung  des  Beschlusses  über  die  Staatsschuld 
vom  6.  Juli  1864  durch  Art  8  des  Ausführungs-Beschlusses  vom  12.  Juli 
1864  (M^m.  S.  157)  bestimmt,  dass  die  auf  den  Namen  beider  Ehe- 
leute oder  auch  nur  der  Frau  allein  bewirkten  „Einschreibungen" 
von  dem  Ehemanne  ohne  Mitwirkung  der  Frau  nur  dann  veräussert 
werden  können,  wenn  durch  eine  gemäss  dem  Gesetze  v.  28.  floreal  VII 
von  einem  Notar  ausgestellte  Eigenthumsbescheinigung  bewiesen  wird, 
dass  die  betreffenden  „Einschreibungen"  zur  Gütergemeinschaft  gehören. 

3.  Der  Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  unbeweglichen 
Dotalguts  ist  durchbrochen  durch  das  Gesetz  vom  17.  Dezember  1869 
(M6m.  1860  S.  1)  über  die  Enteignung  zum  öffentlichen  Nutzen.  In  einem 
derartigen  Verfahren  können  nämlich  nach  Art.  48  des  Gesetzes  die  Ehe- 
leute mit  gerichtlicher  Ermächtigung  gütlich  in  die  Veräusserung  von 
Dotal-Immobilien  willigen;  in  solchem  Falle  hat  das  Gericht  die  noth- 


320  Europa. 

wendig   erscheinenden  Erhaltangs-   oder  Wiederverwendungsmassregeln 
anzuordnen. 

4.  üeber  die  Rechte  der  Frau  im  Konkurse  des  Mannes  ver- 
halten sich  die  auf  dem  Fallimentsgesetze  vom  2.  Juli  1870  beruhenden, 
in  den  Code  de  commerce  eingefügten  Art.  553 — 560.^)  Die  hiemach 
im  Konkurse  des  Mannes  geltenden  Abweichungen  vom  gemeinen  ehelichen 
Güterrechte  sind  im  Wesentlichen  folgende:  Nach  Art.  1435  c.  c.  hat  die 
Frau  während  der  ganzen  Dauer  der  Gemeinschaft  das  Recht,  in  dem 
Falle,  dass  der  Mann  ein  ihr  gehöriges  Grundstück  verkauft  und  zum 
Ersätze  dafür  ein  anderes  erworben  hat,  diesen  Ersatz  anzunehmen,  um 
bei  Auflösung  der  Gemeinschaft  das  Ersatzgut  zu  vindiziren;  ohne  solche 
Annahme  kann  sie  nur  Geldersatz  für  das  veräusserte  Grundstück  fordern. 
Im  Konkurse  wird  nun  aber  zur  Begründung  der  Vindikation  der  Frau*) 
weiter  gefordert,  dass  im  Kaufakte  selbst  die  Erwerbung  des  Grund- 
stücks als  Ersatzgut  stipulirt  und  dass  diese  Stipulation  wenigstens  zehn 
Tage  vor  der  Zahlungseinstellung  von  der  Frau  angenommen  sein  muss. 
Im  Uebrigen  kann  die  Frau,  wenn  sie  im  Konkurse  des  Mannes  beweg- 
liche Sachen  als  ihr  Eigenthum  zurückfordert,  den  Beweis  der  Identität 
dieser  Sachen  nur  durch  ein  Inventar  oder  durch  eine  andere  authentische 
Urkunde  erbringen;  wenn  sie  aber  Immobilien  vindizirt,  indem  sie  be- 
hauptet, dass  diese  aus  dem  ihr  nach  dem  Ehevertrage  zu  Eigenthum 
verbliebenen  Vermögen  angeschafft  worden  seien,  so  muss  der  Erwerbs- 
vertrag selbst  eine  diesbezügliche  Erklärung  enthalten  und  ausserdem 
muss  der  Ursprung  des  zur  Anschaffung  verwendeten  Geldes  gleichfalls 
durch  ein  Inventar  oder  eine  andere  authentische  Urkunde  nachgewiesen 
werden.  —  Die  gesetzliche  Hypothek  der  Frau  an  den  Immobilien  des 
Mannes  erstreckt  sich  im  Konkurse  nur  auf  diejenigen,  die  er  zur  Zeit 
der  Eheschliessung  bereits  besessen  oder  später  durch  Erbschaft  erworben 
hat.  Wegen  des  Anspruchs  auf  Rückgabe  eingebrachter  Kapitalien  oder 
Mobilien  oder  später  durch  Schenkung,  Erbschaft  oder  Vermächtniss  er- 
worbenen Vermögens  kann  die  gesetzliche  Hypothek  überhaupt  nur  geltend 
gemacht  werden,  wenn  die  Zahlung  oder  Uebergabe  an  den  Mann  durch 
authentische  Urkunde  nachgewiesen  wird.  Ausser  wegen  der  soeben 
erwähnten  Ansprüche  besteht  die  gesetzliche  Hypothek  nur  noch  wegen 
der  Forderungen  aus  der  Wiederanlegung  solcher  Gelder,  welche  aus  der 
Veräusserung  von  Frauenvermögen  stammen,  sowie  wegen  des  Anspruchs 
auf  Vergütung  für  die  von  der  Frau  gemeinsam  mit  dem  Manne  gemachten 
Schulden.  —  Wegen  der  ihr  im  Ehevertrage  stipulirten  Vortheile  kann 
die  Frau  im  Konkurse  des  Mannes  keine  Klage  erheben,  wie  anderer- 
seits auch  die  Gläubiger  des  Mannes  keinen  Anspruch  auf  die  ihm  im 
Ehevertrage   ausgesetzten  Vortheile   haben.     Dasselbe   muss   umsomehr 


^)  Diese  Artikel  stimmen  im  Wesentlichen  überein  mit  den  Artikeln  657 — 564 
des  französischen  Code  de  commerce  und  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  des 
belgischen  Konkursgesetzes. 

*)  Ob  die  Frau  eine  Eigenthumsklage  vor  erfolgter  gerichtlicher  Gfütertrennang 
erheben  kann,  ist  streitig. 
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aach  von  den  während  der  Ehe  gemachten  Schenkungen  gelten,  obwohl 
das  Gesetz  diese  nicht  erwähnt. 


Zu  F:  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

Wie  in  Frankreich  und  Belgien,  erfolgt  auch  in  Luxemburg,  nach- 
dem hier  der  bürgerliche  Tod  durch  Art.  18  der  Verfassung  abgeschafft 
ist,  die  Auflösung  der  Ehe  nur  durch  Ableben  eines  Gatten  oder  durch 
Scheidung.  Hinsichtlich  der  Scheidung  sowohl  wie  hinsichtlich  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  gelten,  wie  in  Belgien,  die  Bestimmungen 
des  c.  c.  in  seiner  ursprünglichen  Fassung,  so  dass  auf  die  Darstellung 
unter  „Belgien"  und  auch  unter  „Frankreich",  soweit  dort  nicht  die  Vor- 
schriften des  c.  c.  durch  spätere  Gesetze  geändert  sind,  verwiesen  werden 
kann.  Zu  Art.  232  ist  zu  bemerken,  dass  auch  in  Luxemburg  eine  peine 
infamante  nicht  mehr  besteht  (§  7  Code  p6nal). 

Zu  erwähnen  ist  noch  ein  Gesetz  vom  9.  Februar  1874  (M6m.  I  S.  13), 
dessen  einziger  Artikel  bestimmt,  dass  im  Falle  der  ausgesprochenen  oder 
auch  nur  beantragten  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  Ehescheidung 
der  Mann  ein  Eind  verleugnen  kann,  wenn  es  300  Tage  nach  der  die 
vorläufige  Trennung  regelnden  Verfügung  des  Gerichtspräsidenten  (c.  de 
proc.  c.  Art.  878;  c.  c.  Art.  268)  oder  bei  vereinbarter  Scheidung  300  Tage 
nach  der  Aufnahme  der  Urkunde  über  die  vorläufige  Trennung  (c.  c. 
Art  280  Ziff.  2,  Art.  283)  und  weniger  als  180  Tage  nach  der  endgültigen 
Abweisung  der  Klage  oder  auch  nach  der  Aussöhnung  der  Parteien  ge- 
boren ist.  Die  Verleugnungsklage  wird  im  Falle  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  nicht  zugelassen,  wenn  zwischen  den  Ehegatten  eine 
thatsächliche  Vereinigung  stattgefunden  hat^) 


^)  Für  den  Fall  der  Trennung  von  Tisch  and  Bett  übereinstiinmend:  Art  818 
Abs.  8  c.  c.  in  der  Fassung  des  französischen  Gesetzes  Tom  6.  Dezember  1850. 
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Fürsteuthum  Monaco. 

Von 

Dr.  L.  Bemcliet, 

Professor  an  der  Universität  in  Nancy. 
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Das  neae  bürgerliche  Gesetzbuch  (code  civil)  des  Fürstenthnms 
Monaco,  dessen  erstes  Buch  onterm  21.  Dezember  1880  verkündet  und 
am  1.  Januar  1881  in  Kraft  getreten  ist,  enthält  in  den  Bestimmungen  über 
das  Eherecht  eine  fast  wörtliche  Wiedergabe  des  französischen  code  civil 
von  1804  mit  einigen  Abweichungen  und  ohne  die  Aenderungen,  welche 
die  französische  Gesetzgebung  späterhin,  insbesondere  in  Bezug  auf  die 
Ehescheidung,  eingeführt  hat. 

Zu  vgl  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  etc. 
(Paris  1899)  S.  295  ff.  —  Ueber  Gerichtsverfassung  und  Verfahren:  Leske- 
Loewenf  eld,  Rechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  245.  Die  daselbst 
n  S.  1056  erwähnte  Civilprozessordnung  (code  de  procMure  civile)  ist 
inzwischen  als  Gesetz  vom  5.  September  1896  vollständig  in  Kraft  ge- 
treten (Ausgabe:  Paris,  Maresq  ain6). 

Folgende  Abweichungen  vom  geltenden  fhinzosisehen  Seehte  seien 
hier  hervorgehoben: 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung;  Ehe- 
hindernisse und  Eheverbote  (Art  116  ff.— 132). 

a)  Die  wegen  Blödsinns,  Wahnsinns  oder  Geistesschwäche  Ent- 
mündigten können  keine  Ehe  eingehen.  Die  Eheschliessung  einer 
Person,  gegen  welche  die  Entmündigung  beantragt  ist,  ist  bis  zur  end- 
gültigen richterlichen  Entscheidung  aufzuschieben  (Art.  132). 

b)  Elterliche  Zustimmung.  Bei  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  den  Grossvätem  der  beiden  Linien  (in  dem  Falle  nämlich, 
wenn  es  wegen  des  Todes  oder  der  Behinderung  der  Eltern  auf  die 
Zustimmung  der  Grosseltem  ankommt)  genügt  die  Zustimmung  des  Gross- 
vaters väterlicherseits  (Art.  122). 

c)  Bezüglich  des  Ehrerbietungsaktes  fehlen  entsprechende  nähere 
Bestimmungen,  wie  sie  in  den  Art  152,  153, 156 — 160  des  französischen 
c.  c.  enthalten  sind  (vgl  aber  nachstehend  unter  e). 

d)  Das  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  in  der  Seitenlinie 
gilt  über  den  zweiten  Grad  hinaus  nur  bei  gesetzlicher  (durch  eheliche 
Geburt  vermittelter)  Verwandtschaft,  erstreckt  sich  aber  bei  dieser  auch 
auf  die  Ehe  zwischen  Grossonkel  und  Grossnichte,  vorbehaltlich  der 
Dispensation  in  allen  Fällen  (Art.  129). 
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e)  Die  Bestimmungen  über  die  elterliche  Zustimmimg,  über  den 
Ehrerbietongsakt  and  über  das  Ehehindemiss  der  Yerwandtscbaft  und 
Schwägerschaft  gelten  im  Falle  der  Adoption,  wie  im  Falle  natürlicher 
Abstammnng,  and  für  die  in  gesetzlicher  Weise  anerkannten  Kinder 
gleichermaassen,  wie  für  eheliche  Kinder  (Art.  130). 

2.  Form  der  Eheschliessung  (Art.  52—66,  133—147). 

a)  Der  Wohnsitz  wird  in  Ansehung  der  Eheschliessung  schon  durch 
dreimonatigen  Aufenthalt  im  Fürstenthum  erworben;  die  Frist  kann  durch 
Entscheidung  des  Fürsten  in  gewissen  Fällen  abgekürzt  werden  (Art  63). 

b)  Das  Einspruchsrecht  steht  in  dem  Falle,  dass  eine  Wittwe  vor 
Ablauf  der  zehnmonatigen  Wartefrist  (Art.  197)  zu  einer  neuen  Ehe 
schreiten  will,  auch  allen  Verwandten  des  ersten  Gatten  zu.  —  Der 
Staatsanwalt  hat  in  allen  Fällen,  wenn  ihm  ein  Ehehindemiss  bekannt 
wird,  Einsprach  zu  erheben  (Art.  145).  —  Ueber  die  Klage  auf  Ver- 
werfung des  Einspruchs  entscheidet  binnen  zehn  Tagen  der  oberste 
Gerichtshof  (Art.  147). 

3.  Wirkungen  der  Ehe. 

a)  Die  Anerkennung  vorehelicher  Kinder  durch  die  Gatten 
kann  auch  noch  nach  der  Eheschliessung  erfolgen  und  zieht  aach  in 
diesem  Falle  die  Legitimation  nach  sich. 

b)  Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  war  nach  dem  alten 
Gesetzbuche  (Art  1198)  das  Dotalrecht;  schon  durch  die  Verordnung 
vom  9.  Juli  1877  aber  wurde  dies  geändert  und  die  Gütergemeinschaft 
als  gesetzlicher  Güterstand  eingeführt.  Das  am  25.  Oktober  1884  ver- 
kündete dritte  Buch  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  giebt  hinsichtlich 
des  Ehevertrags  die  Bestimmungen  des  französischen  code  civil  mit 
folgenden  zwei  Abweichungen  wieder:  Nach  ausdrücklicher  Bestimmung 
des  Art.  1274  kann  der  Mann  nicht  ohne  Einwilligung  der  Frau  über 
die  ihr  gehörigen,  auf  ihren  Namen  lautenden  Schuldtitel  verfügen; 
und  Art.  1418  bestimmt,  dass,  wenn  das  ganze  Vermögen  der  Frau  vor- 
behaltenes Gut  ist,  die  Frau  —  vorbehaltlich  abweichender  Regelung 
durch  den  Ehevertrag  —  bis  zum  Betrage  der  Hälfte  ihrer  Einkünfte 
zu  den  ehelichen  Last^  beizutragen  hat. 

4.  Ehescheidung  (dem  Bande  nach)  ist  nicht  zugelassen.  Die 
Ehe  wird  nur  durch  den  Tod  eines  Gatten  gelöst  (Art  196). 

5.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (Art.  198—203).  Die  Be- 
stimmungen entsprechen  den  Art.  306 — 311  des  französischen  code  civil, 
wie  sie  vor  1884  galten  (vgl.  hierüber  „Belgien"  unter  F  S.  313). 

6.  Das  Verfahren  in  Ehesachen  richtet  sich  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen.  Der  code  de  proc^dure  enthält  nur  hinsichtlich  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  einige  besondere  Vorschriften  in  den 
Art.  827—832,  welche  den  Art.  875—880  des  französischen  c.  de  pr.  in 
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Beiner  ursprttnglicheii  Fassung  entsprechen:  Die  Parteien  haben  persönlich, 
ohne  Beistände,  zu  einem  Versöhnungsversuche  vor  dem  Pr&sidenten  su 
erscheinen;  dieser  erm§4)htigt  die  Frau  zur  selbständigen  Prozessführong 
und  trifft  die  erforderlichen  einstweiligen  Verfügungen  Ober  abgesonderte 
Wohnung  und  Auslieferung  der  Gebrauchsgegenstände  an  die  Frau, 
während  über  den  Anspruch  auf  Alimente  und  Prozesskosten  vor  dem 
Gerichtshofe  zu  verhandeln  ist.  Ein  Auszug  des  auf  Trennung  lautenden 
Urtheils  ist  zu  veröffentlichen. 


Italien. 


Von 

Prof.  J.  Baisini. 

Advokat,  Privatdozent  an  der  Universität  Pisa,  Direktor  des  „üfficio 

Giuridico  internazionale"  in  Mailand.^) 


^)  Dieses  im  Jahre  1867  mit  Unterstützung  der  italienischen  Regierung  begründete 
Institut  für  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  hat  in  allen  civilisirten 
Ländern  Korrespondenten  und  befasst  sich  mit  der  Parteivertretung  vor  Gerichten  in 
Italien  und  im  Auslande  sowie  mit  Abgabe  von  Kechtsgutachten  über  Fragen  des 
internationalen  Rechts. 
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V 


§  1. 

A.  Einleitung.    Quellen.    Literatur. 

Als  im  Mittelalter  die  nationalen  Verbände  sich  auflösten,  gelang 
es  der  Geistlichkeit,  ihr  TJebergewicht  über  die  zerstückelte  Staats- 
gewalt auch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Praxis  des  Ehe- 
rechts geltend  zu  machen,  und  die  positiven  Satzungen  des  Tridentini- 
schen  Konzils  besiegelten  die  Herrschaft  des  kanonischen  Rechtes  in  Ehe- 
sachen als  des  gemeinen  Rechtes  der  Christenheit.  In  Italien,  wo  der 
Papst  weltliche  Macht  besass  und  die  Kirche  von  jeher  als  Gesetzgeberin 
für  das  Eherecht  fungirt  hatte,  musste  sich  natürlich  die  kirchliche 
Autorität  am  stärksten  bethätigen  und  so  kam  es  hier  generell  dazu, 
dass  alles,  was  überhaupt  auf  Eherecht  und  Ehegerichtsbarkeit  Bezug 
hatte,  als  ausschliessliche  Angelegenheit  der  Kirche  angesehen  und  jeg- 
liche staatliche  Einwirkung  beseitigt  wurde.  So  lagen  die  Dinge  bis 
zum  18.  Jahrhundert.  Zwei  Monarchen  der  Aufklärungszeit,  Joseph  II. 
von  Oesterreich,  zu  dessen  Hausbesitz  das  Herzogthum  Mailand  gehörte, 
und  Peter  Leopold  I.,  Grossherzog  von  Toskana,  glaubten  dem  Bedürf- 
niss  einer  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Kirche  im  Eherechte 
Rechnung  tragen  und  dem  Staate  die  ihm  gebührende  Stellung  wieder- 
geben zu  müssen;  und  was  sie  begonnen  hatten,  vollendete  die  franzö- 
sische Revolution,  die  mit  der  Freiheit  der  Religionsübung  zugleich  die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  proklamirte.  Die  Ehe  als  bürgerliches 
Rechtsverhältniss  und  die  Ehe  als  kirchliches  Sakrament  wurden  streng 
geschieden  und  die  berühmten  Gesetze  vom  3.  und  14.  September  1791 
und  20.  September  1792  führten  für  ganz  Frankreich  gleichmässig  die 
Civilehe  ein.  Mit  den  französischen  Eroberungen  verbreitete  sich  das 
SystCTi  des  Code  Napol6on  und  seine  Neuordnung  des  Eherechts, 
gleichwie  anderwärts  in  Europa,  so  auch  über  Italien;  nur  Sardinien, 
und  Sizilien,  wohin  die  entthronten  Machthaber  geflüchtet  waren,  hielten 
den  Status  quo  ante  aufrecht.  Nach  Napoleons  Sturze  wandte  sich 
aber  die  Reaktion  auch  in  verschiedenen  Staaten  des  italienischen  Fest- 
landes wieder  dem  Alten  zu.  In  Piemont,  Toskana,  in  den  päpstlichen 
Staaten  und  ün  Herzogthum  Modena  wurde  1814  das  kanonische  Recht 
wiederhergestellt.  Im  Königreich  Neapel  erklärte  sogar  ein  Dekret  vom 
16.  Juni  1815  alle  inzwischen  geschlossenen  Ehen,  die  den  Satzungen 
des  Tridentinischen  Konzils  nicht  entsprochen  hätten,  für  ungültig;  im 
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Jahre  1819  kam  es  aber  zur  Einführung  eines  gemischten  Systems:  der 
Eheschliessung  musste  ein  Verlöbniss  vor  dem  Civüstandsbeamten  voran- 
gehen, welches  bürgerliche  Rechtswirksamkeit  und  die  Kraft  einer  Ehe 
durch  die  kirchliche  Eintragung  nach  der  gemäss  den  Normen  des 
Tridentinischen  Konzils  vollzogenen  Trauung  erhielt  Ein  ähnliches 
System  wurde  1820  im  Herzogthum  Parma  eingefülirt.  In  der  Lom- 
bardei und  Venedig  wurde  auf  Grund  der  Zugehörigkeit  zum  öster- 
reichischen Kaiserstaat  1816  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  Oesterreich 
eingeführt  und  blieb  dort  bis  zum  1.  Januar  1866  in  Kraft.  Im  Einklang  mit 
den  Josephinischen  Reformen  statuirte  dieses  Gesetzbuch  ein  gemischtes 
System  anderer  Art:  es  entzog  den  kirchlichen  Behörden  die  Recht- 
sprechung in  Ehesachen  und  schuf  ein  bürgerliches  Eherecht  sui  generis 
mit  selbständigen  Bestimmungen  über  Voraussetzungen,  Abschluss  und 
Rechtsfolgen  der  Ehe,  schloss  sich  dagegen  bezüglich  der  Ehehindemisse 
eng  an  das  kanonische  Recht  und  bezüglich  der  Formen  dem  Tridentini- 
Konzil  an,  indem  es  die  Eheschliessungen  dem  Parochialgeistlichen  über- 
trug. Im  Kanton  Tessin  folgte  das  von  der  klerikalen  Partei  zu  Stande 
gebrachte  Gesetzbuch  von  1837  dem  kanonischen  Rechte;  ein  Gesetz 
vom  17.  Juni  1856  ging  aber  zur  reinen  Civilehe  über.  Hartnäckig 
wurde  nach  dem  Revolutionsjahr  1848  um  die  Wiedereinführung  der 
Civilehe  in  Piemont  gekämpft.  In  den  mit  Frankreich  verbunden  ge- 
wesenen subalpinen  Landestheilen  hatte  sich  das  napoleonische  Recht 
durch  eine  lange  Reihe  von  Jahien  befestigt  und  ausgezeichnet  bewährt 
und  so  brachte  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf  mit  entsprechenden 
Vorschlägen  ein,  der  jedoch  am  Widerspruche  des  Senats  scheiterte.  Als 
dann  im  Jahre  1860  das  junge  Königreich  Italien  entstand,  war  eine 
seiner  ersten  Sorgen,  die  nationale  Rechtseinheit  zu  begründen  und  mit 
den  bestehenden  Widersprüchen  der  vielgestaltigen  Regionalgesetz- 
gebungen aufzuräumen.  Unter  drei  aufeinander  folgenden  Justizministern 
arbeitete  eine  Spezialkommission  sorgfältigst  den  Entwurf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  aus;  sie  entschied  sich  einmüthig  für  die  Einführung 
der  Civilehe  auf  der  Basis  des  Code  Napol6on.  Und  diese  Kommissions- 
arbeit nebst  einem  wissenschaftlich  ausgezeichneten  Bericht  Pisanelli's 
wurde  die  Grundlage  eines  durch  den  ausserordentlichen  KgL  Kommissar 
Marchese  Pepoli  am  31.  Oktober  1860  in  der  fi'üheren  päpstlichen 
Provinz  Umbrien  in  Kraft  getretenen  Ehegesetzes.  An  den  ersten  Ent- 
wurf schloss  sich  dann  eine  Ueberarbeitung  durch  Senatskommissare 
(Berichterstatter:  die  hervorragenden  Juristen  Vigliani,  De  Foresta 
und  Vacca),  die  Berathung  durch  beide  Häuser  des  Parlaments  und  die 
Unterbreitung  des  Entwurfes  (die  Motive:  eine  Arbeit  des  Justizministers 
Vacca)  zur  königlichen  Sanktion;  diese  erfolgte  am  25.  Juni  1865  sub 
No.  2358,  gegeben  in  Florenz,  mit  Gesetzeskraft  für  alle  Provinzen  des» 
Königreichs   ab    1.  Januar  1866.^)     In  Venetien  und   Mantua  erfolgte 

*)  Französisohe  üebersetzung  des  Gesetzbuchs:  von  M.  Prudhomme,  Paris 
1896,  A.  Pedone;  deutsche  üebersetzung  von:  L.  Roneali,  Wien  1885,  Alfred  Holder. 
Vgl.  auch  Rechtsverfolgung  Band  1  S.  595  Note  1. 
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die  Einfülmmg  durch  Gesetz  vom  ä6.  M&rz  1871,  Nr.  129,  im  Kirchen- 
staate durch  Verordnung  TOm  1.  Februar  1871,  Nr.  6030  und  Gesetz 
vom  27.  November  1871.  —  Der  fünfte  Titel  des  ersten  Buches  handelt 
von  der  Ehe  und  regelt  das  Eherecht  unabhängig  von  dem  religiösen 
Bekenntnisse  der  Parteien.  Der  Gesetzgeber  sieht  in  ihnen  nur  Staats- 
bürger, die  einen  feierlichen  Vertrag  miteinander  eingehen,  dessen  Gültig- 
keit davon  abhängt,  dass  er  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes 
entopricht;  den  Gläubigen  steht  es  frei,  ihr  religiöses  Bedürfniss  nach 
Belieben,  vorher  oder  nachher,  durch  Erfüllung  kirchlicher  Zeremonien 
zu  befriedigen.  Die  kirchliche  Ehe  darf  danach  der  bürgerlichen  Ehe- 
schliessung  voraufgehen.  ^) 

Hauptsächliche  Quellen  des  geltenden  italienischen  Eherechts  sind: 

1.  der  „Codice  civile  per  11  Eegno  d'Italla"  nebst  seinen  gesetz- 
geberischen Vorarbeiten,  nämlich 

dem  Regierungsbericht  zum  endgültigen  Entwurf  des  Ministers 

Pisanelli, 
dem  Berichte  der  Senatskommission,  ausgearbeitet  vonVig- 

liani.  De  Foresta  undVacca, 
den  ProtokoUen  der  Justizkommission,  eingesetzt  am  2.  April 

1865, 
dem  Bericht  des  Ministers  Vacca  an  den  König, 
den  parlamentarischen  Verhandlungen; 

2.  die  Verordnung  vom  16.  November  1865,  No.  2602,  betreffend 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  bezüglichen 
Ministerial Verfügungen ; 

3.  der  Codice  di  Procedura  civile  vom  25.  Juni  1866,  mit  Ge- 
setzeskraft vom  1.  Januar  1866; 

4.  der  Codice  di  Commercio  vom  31.  Oktober  1882,  mit  Gesetzes- 
kraft vom  1.  Januar  1883; 

5.  der  Codice  penale  vom  30.  Juni  1889,  mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  Januar  1890; 

6.  das  Eonsulatsgesetz  vom  28.  Januar  1866  No.  2804  und  das 
bezügliche  Reglement  vom  7.  Juni  1866  No.  2996; 


^)  Bas  französische  Becht  und  die  modernen  Civilehegesetze  verbieten  bekannt- 
lich unter  Strafandrohung  die  kirchliche  Feier  der  Ehe  vor  ihrem  bürgerlichen  Ab- 
idütiis.  Der  nachsichtigere  Standpunkt  des  italienischen  Rechtes  mag  auf  dem  Be- 
streben beruhen,  den  schweren  Zwiespalt  mit  der  Fapstkirche  nicht  in  diesem  Punkt« 
unnöthig  zu  yerschärfen.  Zudem  ist  es  eine  stillschweigende  Voraussetzung  des 
der  Kirche  entgegenkommenden  gesetzlichen  Zustandes,  dass  er  nicht  missbraucht 
wird;  so  bemerkte  Yigliani  in  dem  Berichte  der  Senatskommission:  Sollte  die  Er- 
fahrung lehren,  dass  Unwissenheit  und  Gläubigkeit  dahin  ausgebeutet  würden,  die 
Beobachtung  der  gesetzlich  yorgeschriebenen  bürgerlichen  Rechtsform  zu  vemach- 
liingen  and  dadurch  Verwirrungen  in  die  Fersonenstandsyerhältnisse  zu  tragen,  so 
würde  es  ein  Leichtes  sein,  durch  strenge  Strafyorschriften  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers ohne  Abänderung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zu  erzwingen.  Das  sei  der 
Terlanf  der  Dinge  in  Frankreich  gewesen,  wo  wenige  Jahre  nach  Emanation  des  Code 
ciyil  die  Bestimmungen  des  Code  penal  als  Ergänzung  hinzugefügt  wurden. 
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7.  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1896  No.  564  und  die  EgL 
Ausftthruiigsverordnimg  vom  4.  April  1897. 
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Timmolini,  La  precedenza  del  matrimonio  civile  al  religioso 

(Rom,  tip.  Gianandrea); 
E.  Vidari  über  dens.  Gegenstand  (Rom,  Legge  XXX,  1,  322). 

c)  Internationales  Privatrecht: 

Contuzzi,  Diritto  internazionale  privato  (Mailand  1890); 

G.  C.  Buzzatti,  Efficacia  delle  legge  straniere  di  divorzio  (Be- 

richte  des  R.  Istituto  di  scienze  e  lettere,  Mailand,  Bd.  XXXm, 

1900); 
De  Rossi,  H  divorzio  nei  rapporti  di  diritto  internazionale  (Temi, 

Veneta  1900,  273  und  505); 
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Fiore,  Diritto  intemaz.  privato  (Turin,  ünione  tip.  1888),  sowie 
desselben  Abhandlung  „Du  manage  c616br6  ä  l'ötranger  etc.'' 
in  Clunet,  Journal  de  droit  intern.  1886  S.  101,  299  und 
1887  S.  46. 

Filomusi-Guelfi,  II  diritto  di  divorzio  degli  stranieri  in  Italia 
(Foro  it  1884  I,  583); 

C.  F.  Qabba,  DeUa  esecuzione  in  Italia  di  sentenze  straniere 
pronunzianti  divorzio  (Rom,  Giur.  it  1898,  I,  493.  VgL  über 
dass.  Fusinato,  Giur.  it.  1892,  I,  2,  159  und  179); 

Gianzana,  Lo  straniero  nel  diritto  civile  italiano; 

F.  Laurent,  Droit  civil  international  (Paris,  libr.  Marescq.  ain6 
1880); 

Lomonaco,  Diritto  civile  intemazionale; 

G.  Sabini,  H  divorzio  nei  rapp.  di  diritto  intemaz.  (£om,  tip. 
Elzevir.  1897); 

G.  Sepe,  n  matrimonio  dello  straniero  in  frode  alle  leggi  italiane 
(Temi  Veneta  150,  345). 

d)  Zeitschriften  und  Sammlungen  von  Entscheidungen,  aus  deren 
grosser  Zahl  besonders  zu  erwähnen: 

La  Legge  und  H  Foro  italiano  (Rom);  Annali  di  Giurisprudenza 
italiana  (Turio);  Monitore  dei  Tribunali  (Mailand);  TemiYeneta  (Venedig); 
Temi  Genovese  (Genua);  Sinossi  Giuridica  (Rom);  Gazzetta  dei  Tribunali 
(Neapel);  Circolo  Giuridico  (Palermo). 


§2. 

B.  Verlöbniss. 

In  Anbetracht  des  Ernstes  und  der  Bedeutung  der  Eherechte  und 
Ehepflichten  legt  der  italienische  Gesetzgeber  das  grösste  Gewicht  auf 
die  freie  Entschliessung  der  Parteien;  darum  hat  das  Verlöbniss  (promessa 
di  matrimonio)  nur  Schadensansprüche  bei  ungerechtfertigtem  Rücktritt, 
nicht  Erzwingbarkeit  der  Ehe  zur  Folge.  Dies  ergeben  die  folgenden 
Bestimmungen: 

Art.  53.  Das  gegenseitige  Versprechen  künftiger  Ehe  erzeugt 
keine  gesetzliche  Verpflichtung,  die  Ehe  einzugehen,  noch  das- 
jenige zu  erfüllen,  was  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  vereinbart 
worden  ist. 

Art.  54.  Wenn  das  Versprechen  in  einer  öffentlichen  oder 
Privaturkunde  von  einem  Volljährigen  oder  wenn  es  von  einem 
Minderjährigen  mit  Ermächtigung  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkung  bei  dem  Abschlüsse  der  Ehe  erforderlich  ist,  ab- 
gegeben worden  ist,  oder  wenn  es  aus  den  vom  Civilstands- 
beamten  angeordneten  Aufgeboten  hervorgeht,  so  ist  der  ver- 
sprechende Theil,  der  ohne  gerechtfertigten  Gnind  die  Erfüllung 
verweigert,  dem  anderen  Theile  die  aus  Anlass  der  versprochenen 
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Ehe  gemacbten  Ausgaben  zu  ersetzen  verbiinden.    Die  Klage 
hierauf  ist  jedoch  nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage,  an 
dem  das  Versprechen  erf  iUlt  werden  sollte,  nicht  mehr  zulässig. 
Ein  blos  mündliches  Eheversprechen  ist  hiemach  absolut  wirkungs- 
los.  Von  den  Erfordernissen  öffentlicher  und  Privaturkunden  handeln  die 
Artt.  1315  und  1320  des  Cod.  civile.   Was  als  „gerechtfertigter  Grund" 
des  Rücktritts  anzusehen  sei,  unterliegt  dem  freien  richterlichen  Ermessen, 
ebenso  die  Schätzung  des  Schadens  unter  Beschränkung  auf  die  „aus 
Anlass  der  versprochenen  Ehe  gemachten  Ausgaben".^) 


§3. 

C.  Emgehung  der  Ehe. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung.  — 
Abgesehen  von  dem  Erfordernisse  der  Verschiedenheit  des  Geschlechtes 
der  Eheschliessenden  und  der  Qualifikation  des  amtirenden  Beamten 
(siehe  unten  S.  344)  erfordert  die  Eheschliessung,  als  ein  feierlicher 
Vertrag,  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  des  Art.  1104  C.  c.  über  die 
Gültigkeit  der  Verträge,  die  Fähigkeit,  Verträge  zu  schliessen  und  die 
gültige  Einwilligung  der  vertragschUessenden  Theile. 

a)  Persönliche  Fähigkeit.  —  Nach  Artt.  240  und  323  0.  c.  tritt 
die  volle  Handlungsfähigkeit  für  den  italienischen  Staatsbürger  mit  der 
VoUjährigkeit,  d.  h.  mit  dem  zurückgelegten  21.  Lebensjahr  ein.")  Für 
die  Eheschliessung  speziell  aber  bestimmen: 

Art.  55.  Personen  männlichen  Geschlechts  können  nicht,  bevor 
sie  das  18.,  Personen  weiblichen  Geschlechts  nicht,  bevor  sie  das 
15.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  eine  Ehe  eingehen. 

Art  69.  Die  Bestimmungen  des  Art.  55  .  .  .  finden  auf  den 
König  und  die  königliche  Familie  keine  Anwendung.  Zur  Gültig- 
keit der  Ehe  der  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  ist  die 
Einwilligung  des  Königs  erforderlich. 


^)  Die  Eratattungspflicht  beschränkt  sich  nach  einem  Urth.  des  App.H.  Trani 
vom  15.  März  1898  auf  das  „Nothwendige^  im  Sinne  standesgemässer  und  üblicher 
Aufwendungen. 

*)  Eine  Ausnahme  macht  Art.  11  der  Verfassung  für  den  König,  der  mit  zurück- 
gelegtem 18.  Lebensjahre  yolljährig  wird. 

Die  Yerheirathung  hat  ipso  iure  die  Emanzipation  des  Minderjährigen  zur 
Folge  (Art.  310).  Ausserdem  kann  ein  Minderjähriger,  der  das  18.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt hat,  vom  Inhaber  der  Täterlichen  Gewalt  vor  dem  Prätor,  eyent.  yom  Familien- 
raih  emanzipirt  werden  (Art.  611).  Prätor  (Pretore)  heisst  der  in  jedem  Hanptorte  eines 
Bezirks  fungirende  Einzelrichter;  siehe  Leske-Loewenfeld,  Beohtsrerf.  im  intern. 
Verkehr  I.  8.  2S6.  Der  Familienrath  (consiglio  di  famiglia)  besteht  ans  dem  Prätor 
des  Bezirks,  in  dem  der  Minderjährige  seinen  Wohnsitz  hat,  yier  Beisitzern  aus  der 
nächsten  Verwandtschaft  des  Minderjährigen  und  dem  Vormunde,  Gegenyormunde  bezw. 
Kurator.  Der  Minderjährige  hat  nach  zurückgelegtem  16.  Lebensjahre  das  Recht,  dem 
Familienrathe  beizuwohnen,  jedoch  ohne  beschliessende  Stimme  (Art.  S61ff.). 
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Befreiung  von  dem  Hindermsse  der  Ehennmflndigkeit  kann  der 
E5nig  mftimlichen  Personen  nach  zurückgelegtem  14.,  weiblichen  nach 
zurückgelegtem  12.  Lebensjahre  ertheilen  (Art.  68  Abs.  8). 

Auch  nach  erreichter  Ehemündigkeit  sind  Töchter  noch  bis  zum 
zurückgelegten  31.,  Söhne  bis  zum  zurückgelegten  26.  Jahre  an  den 
elterlichen  Konsens  bezw.  dessen  gerichtliche  Ersetzung  gebunden;  Näheres 
bestimmen  die  Artt.  63  und  67  C.  c.  (siehe  unten  S.  388,  339). 

b)  Besondere  Willensmängel.  —  Jedes  gegenseitige  Vertrags- 
yerhältoiss  bedarf  nothwendlg  des  consensus  duorum  in  idem  placitum. 
Die  Einwilligung  ist  ungültig,  wenn  sie  im  Irrthum  gegeben,  durch 
Zwang  erpresst,  durch  Arglist  erschlichen  worden  oder  von  Personen 
erklärt  ist,  die  in  Folge  von  Altersschwäche  oder  Geisteskrankheit 
nicht  im  Stande  sind,  ihre  Interessen  sachgemäss  zu  vertreten  (Artt  1098, 
1104,  1106,  1300  C.  c).    Diese  allgemeinen  Grundsätze  gelten  natürlich 
auch  im  Besonderen  für  den  Ehevertrag.   Ausserdem  besagt  ausdrücklich': 
Art.  61.    Die  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten  (inter- 
detti  per  infermitä  di  mente)  können  eine  Ehe  nicht  eingehen. 
Ist  der  Antrag  auf  Entmündigung  erst  gestellt,  so  ist  die  Ehe- 
schliessung  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  des  Gerichts  auf- 
zuschieben. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die  Entmündigung  mit  der  Erlassung 
des  Urtheils  wirksam  wird  (Art.  328).  —  Femer: 

Art.  105.  Die  Ehe  kann  von  demjenigen  Verlobten  angefochten 
werden,  dessen  Einwilligung  keine  freie  war.  Wenn  ein  Irrthum 
inder  Person  (error  e  nella  persona)  obgewaltet  hat,  so  kann 
die  Klage  auf  Nichtigerklärung  von  demjenigen  Verlobten  er- 
hoben werden,  der  durch  Irrthum  bestimmt  worden  ist. 
Was  hier  aber  „Irrthum  in  der  Pereon"  bedeutet,  das  ist  sowohl  in 
Italien  wie  in  Frankreich  streitig.  Während  die  Einen  nur  einen  IiTthum 
in  Bezug  auf  die  körperliche  Identität  für  wesentlich  ansehen,  halten 
Andere  einen  Irrthum  über  wesentliche  Eigenschaften  für  erforderlich 
und  genügend,  und  zu  den  wesentlichen  Eigenschaften  rechnen  die  Einen 
nur  die  Identität  des  behaupteten  Personenstandes,  Andere  auch  gewisse 
moralische  und  soziale  Attribute,^)    Aus  den  Kommissionsberathungen 
(Sitzung  vom  22.  April  1865)  scheint  mit  hinreichender  Klarheit  hervor- 
zugehen, dass  der  Gesetzgeber  jeden  Irrthum  über  die  Persönlichkeit 
für  wesentlich  gelten  lassen  wollte,  der  geeignet  ist,  die  Willenserklärung 
fehlerhaft  erscheinen  zu  lassen,  weil  diese  ohne  den  Irrthum  nicht  ab- 
gegeben worden  wäi*e.    In  diesem  Sinne  wird  die  Bestimmung  jetzt  auch 
in  der  Gerichtspraxis  aufgefasst.^)    Darüber  hinaus  aber  kann  ein  Irr- 

0  Vgl.  Artt.  146,  180  def  franz.  code  ciiril  und  hier  unter  „Frankreich''  S.  269. 
Ferner:  Laurent,  PHneipes  de  droit  civil  II  No.  298 ff.;  Ricci,  Gorso  di  dir.  civ.  I 
No.  158;  ArohiTO  Giurid.  V  S.  &18,  454,  VI  8.  281,  289;  Gazs.  dei  Trib.  di  NapoU  XXX 
S.  646;  Bianchi,  Oorso  di  dir.  ciy.  U  76;  Facifici-Mazzoni,  Istituiioni  11  8.  125ff. 

^  Folgende  zwei  FäUe  mögen  die  Auffassung  der  Gerichte  beleuchten.  Eine 
Mailänderin  heirathete  1870  einen  Mann,  der  sich  für  einen  Franzosen  ausgab  und  in 
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thmn  über  blosse  Eigenschaften,  z.  B.  über  die  Jnngfränlichkeit  der  Braut 
und  selbst  die  ünkenntniss  des  Umstandes,  dass  sie  vor  der  Ehe  von 
einem  Anderen  als  dem  Bräutigam  geschwängert  war,  die  Anfechtung 
nicht  begi-ünden.^) 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.  Die  alte  Terminologie 
unterschied  zwischen  impedimenta  dirimentia,  d.  L  yemichtenden,  und 
impedimenta  impedientia,  d.  i.  aufschiebenden  Hindernissen.  Die  Nicht- 
beachtung der  ersteren  zieht  Nichtigkeit  der  Ehe,  die  Verletzung  der 
letzteren  nur  Strafen  nach  sich.  Vernichtende  Hindernisse  sind,  ab- 
gesehen von  der  Eheunmündigkeit  und  von  den  besonderen  Willens- 
mängeln (oben  S.  334,  335),  sowie  von  der  noch  zu  erwähnenden  Un- 
zuständigkeit des  Standesbeamten  (unten  S.  344),  die  folgenden: 

a)  Bestehende  frühere  Ehe. 


MaUand  das  Gewerbe  eines  Zahnarztes  betrieb.  Er  nannte  sich  Docteur  A.  Clement, 
professenr,  medecin  dentiste,  hiess  aber  in  Wirklichkeit,  wie  sich  bald  herausstellte, 
Rachmin  und  war  nicht  französischer  Unterthan,  sondern  der  Sohn  eines  in  Marseille 
lebenden  tripolitanischen  Jnden.  Nach  zwei  Monaten  stürmischen  Zusammenlebens 
flüchtete  sich  die  Frau  zu  ihrem  Vater  und  klagte  auf  Nichtezistenz  bezw.  Nichtigkeit 
der  Ehe.  Es  wurde  ausgeführt:  dass  die  Klägerin  in  die  Ehe  gewilligt  habe  in  der 
Meinung,  sich  einem  Franzosen  monogamisch  zu  verbinden,  während  jener  Rachmin  als 
türkischer  Unterthan  sich  mit  mehreren  Frauen  verbinden,  auch  Konkubinen  unter- 
halten und  überdies  als  Jude  die  geschlossene  Ehe  jederzeit  einseitig  durch  Ueber- 
reichung  des  Scheidebriefes  lösen  könne;  dass  die  Klägerin  also  sieh  in  einem  offen- 
baren und  wesentlichen,  daher  ihre  Willenserklärung  entkräftenden  Irrthume  befunden 
habe,  weil  sie  meinte,  eine  Ehe  abzuschliessen,  die  der  christlichen  Auffassung  ent- 
spräche und  die  Ehegatten  zu  wechselseitiger  Treue  und  ausschliesslicher  Lebens- 
gemeinschaft verpflichte.  In  diesem  Sinne  entschied  auch  —  abweichend  von  den 
Yorinstanzen  —  der  Kassationshof  Turin  (Urtheil  vom  81.  Juli  1888).  Die  Urtheils- 
gründe  erwägen:  dass  der  Ausdruck  „Irrthum  in  der  Person"  freilich  im  engsten  Wort- 
sinn nichts  weiter  bedeute,  als  Irrthum  über  die  physische  Identität,  juristisch  unter 
„Person''  aber  die  Rechtspersönlichkeit,  also  der  Inbegriff  aller  derjenigen  Eigenschaften 
verstanden  werden  müsse,  die  den  Personenstand  bestimmen;  dass  unmöglich  der  Gesetz- 
geber gerade  in  einer  die  weitgehendsten  Beziehungen  der  Persönlichkeit  betreffenden 
Materie,  wie  dem  Eherechte,  hiervon  habe  abweichen  wollen  und  dass  demgemäss 
jeder  Irrthum  über  die  Eigenschaften,  die  den  Personenstand  in  entscheidender  Weise 
konstituiren,  wesentlich  sei  und  die  Einwilligung  entkräfte;  dass  zu  diesen  Eigenschaften 
aber  die  Nationalität  jedenfalls  dann  gehöre,  wenn  sie  den  persönlichen  Status  so 
beeinflusse,  dass  bei  Kenntniss  der  wirklichen  Sachlage  die  Einwilligung  sicher  nicht 
gegeben  worden  wäre.  Die  Sache  wurde  an  den  Appellhof  in  Brescia  verwiesen, 
welcher  der  Klage  stattgab.  Vgl.  den  Abdruck  dieser  viel  erörterten  ürtheile  im 
Monitore  dei  Tribunali  (Mailand)  'X^'^TTT  S.  765,  1069.  —  Ein  anderer,  nicht  minder 
interessanter  Fall  beschäftigte  neuerlich  das  Turiner  Appellationsgericht.  Ein  gewisser 
Wilcox  von  den  Sandwichinseln,  der  sich  für  den  Sohn  und  Thronerben  des  Königs 
Kalakaua  ausgab,  hatte  es  fertig  gebracht,  eine  Frau  aus  angesehener  Familie  in  Turin 
zur  Ehe  zu  bringen.  Sie  folgte  ihm  in  seine  Heimath  und  musste  sich  an  Ort  und 
Stelle  überzeugen,  dass  der  vermeintliche  Kronprinz  ein  einfacher  Seemann,  der  Sohn 
eines  Holzhackers  und  einer  Sklavin,  und  als  Haupt  einer  Verschwörung  zu  85  Jahren 
Zwangsarbeit  verurtheilt,  dann  aber  begnadigt  worden  war.  Das  Gericht  entschied  auch 
hier,  dass  ein  wesentlicher  Irrthum  über  den  persönlichen  Status  vorliege,  da  sein 
wirklicher  Status  dem  Betrüger  Vielweiberei  erlaube,  und  annullirte  die  Ehe  mit  ürtheil 
vom  5.  Juni  1900  (Giurisp.  ital.  1900  I,  2  476). 

^)  Kass.H.  Florenz  vom  22.  Mai  1890,  La  Legge  1890  U  S.  42. 
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Art.  S6.  Wer  durch  eine  frühere  Ehe  gebunden  ist,  kann 
eine  zweite  nicht  eingehen. 

Nach  Art.  72  des  Personenstandsreglements  hat  der  coniux  binubns 
seine  Freiheit  darzuthnn  durch  Todtenschein  oder  rechtskräftiges  Urtheil 
fiber  Nichtigerklärung  der  früheren  Ehe  (oder  Scheidungsurtheil,  sofern 
es  sich  um  eine  von  Ausländem  im  Auslände  geschlossene  Ehe  handelt 
und  ihr  Heimathrecht  die  Scheidung  dem  Bande  nach  zulässt;  siehe 
unten  S.  3701).  Eine  Todeserklärung  mit  der  Wirkung,  dass  der  zurück- 
gebliebene Gatte  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  ermächtigt  würde, 
findet  nicht  statt.  Weder  die  vermuthete  noch  die  erklärte  Abwesen- 
heit (assenza  presunta  bezw.  dichiarata)  hat  eine  derartige  Wirkung. 
Vgl.  Artt.  20ff.;  jedoch  auch  Art  113  unten  S.  363.  —  Eine  blos 
kirchlich  geschlossene  Yorehe  würde,  da  das  italienische  Gesetz  nur  die 
Civilehe  kennt,  nicht  hinderlich  sein  und  nach  Art.  98  C.  c:  „Der  Civil- 
standesbeamte  darf  die  Abschliessung  der  Ehe  nur  aus  einem  vom  Gesetze 
zugelassenen  Grunde  verweigern^  nicht  in  Betracht  kommen. 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft. 

Art.  58.  In  der  geraden  Linie  ist  die  Ehe  zwischen  allen 
Aszendenten  und  den  ehelichen  oder  unehelichen  Abkömmlingen, 
sowie  mit  den  Verschwägerten  derselben  Linie  verboten. 

Art.  59.  In  der  Seitenlinie  ist  die  Ehe  verboten:  1.  Zwischen 
den  ehelichen  oder  unehelichen  Geschwistern;  2.  zwischen  den 
Verschwägerten  desselben  Grades;  3.  zwischen  dem  Oheim  und 
der  Nichte,  der  Tante  und  dem  Neffen.^) 

Art.  60.  Die  Ehe  ist  verboten  zwischen  dem  Adoptirenden 
und  dem  Adoptirten  und  seinen  Abkömmlingen;  zwischen  den 
Adoptivkindern  einer  und  derselben  Person;  zwischen  den  Adop- 
tirten und  den  nach  der  Adoption  geborenen  Kindern  des  Adop- 
tirenden; zwischen  dem  Adoptirten  und  dem  Ehegatten  des 
Adoptirenden  und  zwischen  dem  Adoptirenden  und  dem  Ehe- 
gatten des  Adoptirten. 

Der  Grad  der  Verwandtschaft  wird  bestimmt  durch  die  Zahl  der 
Zeugungen,  den  gemeinsamen  Stammvater  oder  die  Stammmutter  nicht 
eingerechnet;  bei  der  Seitenverwandtschaft  werden  die  Zahlen  auf  beiden 
Seiten  zusammengezählt.  Entsprechend  wird  der  Grad  der  Schwäger- 
schaft berechnet.  Diese  endet  nicht  durch  den  Tod  desjenigen  Gatten, 
durch  den  sie  begründet  wurde  (Artt.  49 — 52). 

Zu  bemerken  ist,  dass  nach  Art  68  C.  c.  der  König  aus  wichtigen 
Gründen  von  den  zu  den  Zahlen  2.  und  3.  des  Art.  59  angeführten  Ehe- 
hindemissen  Befreiung  gewähren  kann  und  dass  nach  Art.  69  diese  Ehe- 


^)  Da  zu  8.  „ehelich  oder  unehelich**  nicht  wie  zu  1.  hinzugefügt  ist,  moBS  hier 
bei  bloe  unehelicher  Verwandtschaft  die  Ehe  als  erlaubt  gelten.  —  Die  Beohtspreehung 
bezieht  das  Verbot  zu  3.  auch  auf  Ehen  zwischen  Ghrossonkel  und  Grossnichte,  Gross- 
tante  und  Grossneffen  (Sitzung  der  Justizkommission  vom  20.  April  1866). 

Leske  n.  Loewenfeld,  Beohtsrerfolgimg.    Brgftnziuigsbuid.  22 
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hindemisse  auf  den  König  und  die  königliche  Familie  keine  Anwendung 
finden.^) 

c)  Impotenz. 

Art.  107.  Die  offenbare  und  immerwährende  (manifesta  e 
perpetua)  Impotenz  kann,  wenn  sie  bereits  vor  der  VereheUchung 
bestand,  von  dem  anderen  Ehegatten  als  Qrund  der  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  geltend  gemacht  werden.*) 

d)  Todschlag, 

Art.  62.  Wer  strafrechtlich  als  Thäter  oder  Mitschuldiger 
einer  vollendeten,  einer  erfolglos  versuchten  oder  geplanten  vor- 
sätzlichen Tödtung  eines  der  Ehegatten  überwiesen  worden  ist, 
kann  mit  dem  anderen  Ehegatten  keine  Ehe  eingehen.  Ist  nur 
der  Anklagebeschluss  gefasst  oder  die  Verhaftung  angeordnet 
worden,  so  muss  die  Eheschliessung  bis  zur  Beendigung  des 
Verfahrens  aufgeschoben  werden.*) 

e)  Mangel  des  elterlichen  Konsenses.  —  Zui*  Aufrechterhaltung 
der  Familienautorität  und  zur  Verhinderung  leichtsinniger  und  schlecht 
gepaarter  Ehen  bestimmen: 

Art.  63.  Ein  Sohn,  der  noch  nicht  das  25.,  und  eine  Tochter, 
die  noch  nicht  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hat,  können  ohne 
Einwilligung  des  Vaters  und  der  Mutter  nicht  heirathen.  Sind 
die  Eltern  uneinig,  so  ist  die  Einwilligung  des  Vaters  hin- 
reichend. Wenn  ein  Eltemtheil  verstorben  ist  oder  sich  in  der 
Unmöglichkeit  befindet,  seinen  Willen  zu  erklären,  so  ist   die 


^)  Der  Dispens  von  Ehehindemissen  wegen  Verwandtschaft  oder  Verschwägerung 
ist  den  Oiyilstandsbeamten  durch  Vorlage  des  Dispensationsdekrets  zu  erbringen.  — 
Ein  Zirkularschreiben  des  Ministers  Pisaneil i  vom  April  1864  ordnete  übrigens  fiir 
die  Dispensationen  äusserste  Strenge  bei  Prüfung  der  Gründe  an,  zumal  für  £hen 
Bwisehen  Oheim  und  Nichte,  Tante  und  Neffen,  die  bei  stattgehabtem  unerlaubten 
Oeschlechtsverkehr  und  bei  erheblichem  Altersunterschied  durchaus  unstatthaft  sein 
sollten. 

^  Unter  „impotenza  manifesta''  ist  keineswegs  nur  eine  auf  sichtbarer  Missbildung, 
sondern  auch  eine  auf  physiologischen  Ursachen  beruhende  Unfähigkeit  der  Geschlechts- 
organe zu  ihrer  Funktion  zu  verstehen.  Kass.-H.  Neapel  vom  5.  September  1891,  La 
Legge  1891  n  769. 

')  Dieses  Ehehindemiss,  das  sich,  abgesehen  vom  österreichischen  Gesetzbuch  (§  68), 
in  keinem  neueren  Rechte  vorfand,  wurde  von  der  Senats-  und  der  Justizkommission  aus 
den  kirchlichen  Vorschriften  übernommen.  —  Dagegen  hat  die  Kommission  das  in 
vielen  Gesetzgebungen  aufgestellte  Hinderniss  des  Ehebruchs  nicht  aufgenommen, 
weil  das  öffentliche  Gewissen,  ohne  die  Ehe  zwischen  dem  ehebrecherischen  G«tten 
und  seinem  Mitschuldigen  zu  billigen,  gegen  sie  doch  keineswegs  in  derselben  Weise 
wie  gegen  die  Ehe  zwischen  dem  Todschläger  und  dem  Gatten  seines  Opfers  protestirt 
(Sitzungsprotokoll  der  Justizkommission  vom  20.  April  1865).  Das  ist  auch  im  All- 
gemeinen die  Auffassung  in  den  angelsächsischen  Ländern,  die  sogar  noch  weiter  geht 
und  es  dem  Verführer  als  moralische  Pflicht  anrechnet,  die  sonst  unbescholtene  ge- 
schiedene Ehefrau  durch  eine  legitime  Ehe  zu  rehabilitiren.  Vgl.  Baisini,  Wieder- 
verheirathung  einer  in  Deutschland  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehefrau  mit  ihrem 
Mitschuldigen  im  Auslande,  in  Böhmes  (Niemeyer' s)  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  nnd  Strafrecht  Band  11  S.  180  f. 
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Einwüligung  des  anderen  Eltemtheils  genügend.  Zur  Ehe  eines 
Adoptivkindes,  welches  das  21.  Lebensjahr  noch  nicht  voUendet 
hat,  ist  ansser  der  Einwilligung  der  Eltern  auch  die  des  Adop- 
tirenden  erforderlich. 

Art.  64.  Wenn  der  Vater  und  die  Mutter  verstorben  sind 
oder  sich  in  der  Unmöglichkeit  befinden,  ihren  Willen  zu  er- 
klären, so  können  Personen,  die  das  21.  Lebensjahr  noch  nicht 
zurückgelegt  haben,  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Grosseltern 
eine  Ehe  eingehen;  wenn  der  Grossvater  und  die  Grossmutter 
derselben  Linie  uneinig  sind,  so  genügt  die  Einwilligung  des 
Grossvaters.  Die  Uneinigkeit  unter  den  beiden  Linien  ist  der 
Einwilligung  gleichzuachten. 

Art.  65.  Wenn  weder  Eltern,  noch  ein  Adoptirender,  weder 
Grossväter,  noch  Grossmütter  vorhanden  sind  oder  wenn  keine 
von  diesen  Personen  sich  in  der  Möglichkeit  befindet,  ihren 
Willen  zu  erklären,  so  können  Personen,  die  das  21.  Lebens- 
jahr noch  nicht  zurückgelegt  haben,  eine  Ehe  nicht  ohne  Ein- 
willigung des  Familienraths  eingehen. 

Art.  66.  Die  Bestimmung  des  Art.  63  findet  auf  die  unehe- 
lichen, gesetzlich  anerkannten  Kinder  Anwendung.  Sind  keine 
Eltern  am  Leben  und  fehlt  ein  Adoptirender,  der  fähig  ist  ein- 
zuwilligen, so  wird  die  Einwilligung  von  dem  Vormundschafts- 
rath  (consiglio  di  tutela)^)  ertheilt.  Diesem  steht  die  Ertheilung 
der  Einwilligung  zur  Ehe  unehelicher,  nicht  anerkannter  Kinder 
auch  dann  zu,  wenn  keine  Adoptiveltern  vorhanden  sind. 

Art.  67.  Abs.  1  und  2.  Gegen  die  Verweigerung  der  Ein- 
willigung von  Seiten  der  Ascendenten,  des  Familien-  oder  des 
Vormundschaftsrathes  kann  ein  volljähriger  Sohn  die  Berufung 
an  das  AppeDationsgericht  ergreifen.  Ln  Interesse  einer  Tochter 
und  eines  minderjährigen  Sohnes  kann  die  Berufung  entweder 
von  den  Verwandten  oder  Verschwägerten  oder  von  der  Staats- 
anwaltschaft erhoben  werden. 

Für  die  königliche  Familie  bestimmt  Art.  69  C.  c,  dass  Art.  67 
nicht  anwendbar,  dagegen  zur  Gültigkeit  der  Ehe  der  königlichen  Prinzen 
und  Prinzessinnen  die  Einwilligung  des  Königs  erforderlich  ist. 

Art.  81.  Die  Einwilligung  der  Aszendenten  muss,  wenn  sie 
nicht  persönlich  vor  dem  Civilstandsbeamten  abgegeben  wird, 
aus  einer  öffentlichen  Urkunde  hervorgehen,  welche  die  be- 
stinmite  Bezeichnung  sowohl  desjenigen  Verlobten,  dem  die  Ein- 
willigung ertheilt  wird,  als  auch  des  anderen  enthalten  muss. 
Der  Akt  muss  auch  den  Vor-  und  Zunamen,  das  Gewerbe,  den 
Aufenthaltsort  und  den  Verwandtschaftsgrad  der  Personen  an- 


^)  Im  Interesse  anehelicher  Kinder  wird  ein  „Yormundschafisrath*'  eingesetzt,  auf 
den  im  AUgemeinen  die  für  den  ^Familienrath^  geltenden  Vorschriften  Anwendung 
finden  (Art.  261). 

22* 
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geben,  welche  die  Einwilligaiig  ertheilen.  Die  Einwilligang  des 
Familien-  oder  Vormnndschaftsrathes  mnss  ans  einem  Beschlnss 
hervorgehen,  der  die  erwähnten  Angaben  enthält 

Handelt  es  sich  nm  die  gerichtliche  Ersetzung  der  Einwilligang 
gemäss  Art.  67,  so  ist  Ansfertigang  des  richterlichen  Dekrets,  handelt 
es  sich  am  die  Unmöglichkeit,  den  Konsens  abzugeben,  so  sind  die 
geeigneten  Beweisstücke  dafür,  wie  z.  B.  Verschollenheits-  oder  Ent- 
mündigangserklärnng  des  Eonsensberechtigten,  beizabringen;  steht  jedoch 
die  Unmöglichkeit  der  Konsensabgabe  noch  nicht  fest,  so  ist  ein  Notorietäts- 
akt  vorzulegen,  der  aufklärt,  aus  welchen  Gründen  die  Einholung 
unmöglich  ist.^)  — 

Ehen,  welche  mit  Ausserachtlassung  dieser  in  dem  2.  Abschnitt 
Tit.  V  Kap.  I  des  ersten  Buches  des  Cod.  civ.  enthaltenen  Hindemisse 
geschlossen  werden,  sind  nichtig.  Andere  trennende  (vernichtende)  Ehe- 
hindemisse  kennt  das  Gesetz  nicht,  so  insbesondere  weder  die  kanoni- 
schen Hindemisse  der  höheren  Weihen,  des  feierlichen  Gelübdes  der 
Keuschheit  und  der  Religionsverschiedenheit  (Hindemisse,  die  z.  B.  das 
österreichische  bürgerl.  Gesetzb.  in  seinen  §§  63  und  64  anerkennt), 
noch  den  bürgerlichen  Tod  (Art.  22  und  25  des  Code  Napoleon)  oder 
schwere  Kerkerstrafe  (§  61  des  österr.  b.  Gesetzb.).  —  Aufschiebende 
Hindernisse  aber,  deren  Nichtbeachtung  nur  Straffolgen  (siehe  nach- 
stehend unter  4)  nach  sich  zieht,  sind,  abgesehen  von  der  Unterlassung 
des  Aufgebots  und  von  Einsprüchen  gegen  die  beabsichtigte  Ehe- 
schliessung (siehe  nachstehend  unter  3),  die  folgenden: 

f)  Wartezeit. 

Art.  67.  Eine  Frau  darf  erst  zehn  Monate  nach  Auflösung 
oder  Nichtigerklärung  ihrer  früheren  Ehe  eine  neue  eingehen, 
ausgenommen  den  im  Art.  107  angeführten  Fall  (der  offenbaren 
und  immerwährenden  Impotenz  des  Mannes).  Dieses  Verbot 
fällt  fort  mit  dem  Tage,  an  dem  die  Frau  geboren  hat. 

Die  Verletzung  des  Verbots  zieht  nur  die  weiter  unten  ersichtlichen 
Straffolgen  des  Art.  128  C.  c.  nach  sich. 

g)  Ehen  der  Militärpersonen.  —  Offiziere  bedürfen  nach  dem 
Gesetz  vom  24.  Dezember  1896  und  der  Kgl.  Verordnung  vom  4.  April 
1897  der  Heirathserlaubniss,  die  vom  Kriegsministerium  im  Namen  des 
Königs  ertheilt  wird.  Nachzuweisen  ist  ein  Jahreseinkommen  des 
Bräutigams  oder  der  Braut  oder  beider  zusammen,  das  der  militärischen 
Rangstufe  des  Bräutigams  nach  der  im  Gesetze  gegebenen  Einkommens- 
skala entspricht.  Ueber  die  Tauglichkeit  des  Einkommensnachweises 
entscheidet  das  oberste  Militärgericht.  Unerlaubte  Ehen  ziehen  den 
Verlust  der  Offiziersstellung  nach  sich  (Gesetz  vom  25.  Mai  1862). 


^)  Der  Notorietätsakt,  der  in  vielen  Fällen  des  italienischen  Rechtes  dazu  dient, 
fehlende  Beweisdokumente  zu  ersetzen,  ist  eine  eidliche  Erklärung  yon  fünf  Zeugen 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  vor  dem  Prätor  des  Geburts-  oder  Wohnortes 
deijenigen  Person,  auf  die  sich  die  Erklärung  bezieht. 
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h)  Ehen  der  Beamten  militärisch  organisirter  Behörden.  —  Art.  13 
des  Gesetzes  vom  13.  Febniar  1896  Nr.  40  bestimmt,  dass  die  Ober-  und 
Unterlentenants,  Unteroffiziere  nnd  Gemeinen  der  Finanzwache  einer 
Heirathserlaubniss  vom  Ministerinm  der  Finanzen  bedürfen.  Auch  hier 
wird  Einkommensnachweis  verlangt,  doch  ist  filr  gewisse  Fälle  Dispens 
zugelassen.  Femer  schreibt  Art.  6  des  Beglements  vom  21.  November 
1865  für  die  Anstellung  im  öfEentlichen  Sicherheitswachdienst  Ledigkeit 
vor.  Das  neuere  Gesetz  über  die  Organisation  dieses  Dienstes  (vom 
21.  Dezember  1890  Nr.  7321)  enthält  keine  bezügliche  Bestimmung, 
i)  Ausländer. 

Art  103.    Ein  Ausländer,  der  im  Königreich  eine  Ehe  ein- 
gehen will,  muss   dem   Civilstandsbeamten   eine  Bescheinigung 
der  zuständigen  Behörde  seines  Heimathlandes  darüber  vorlegen, 
dass  nach  den  Gesetzen,  denen  er  untersteht,  der  beabsichtigten 
Eheschliessung  kein  Hindemiss  im  Wege  steht.    Wenn  der  Aus- 
länder seinen  gewöhnlichen  Aufenhalt  im  Königreich  hat,  muss 
er  überdies  die  in  diesem  Gesetzbuche  vorgeschriebenen  Auf- 
gebote bewirken  lassen. 
3)  Form  der  Eheschliessung.  —  Ausser  dem  eigentlichen  Ehe- 
schliessungsakte  kommen  gewisse  vorgängige  und  nachfolgende  Förmlich- 
keiten in  Betracht 

a)  Aufgebot.  Zweck  desselben  ist,  die  beabsichtigte  Eheschliessung 
öffentlich  so  bekannt  zu  geben,  dass  im  Falle  entgegenstehender  Hinder- 
nisse Behörden  und  einspruchsberechtigte  Privatpersonen  rechtzeitig 
interveniren  können. 

Art.  70.  Der  Eheschliessung  müssen  zwei  Aufgebote  voraus- 
gehen, die  durch  den  Civilstandsbeamten  vorzunehmen  sind.  Die 
Aufgebotsurkunde  muss  den  Vor-  und  Zunamen,  das  Gewerbe, 
den  Geburts-  und  Aufenthaltsort  der  Verlobten,  ob  sie  volljährig 
oder  minderjährig  sind,  femer  den  Vor-  und  Zunamen,  das  Ge- 
werbe und  den  Aufenthaltsort  der  Eltern  angeben. 

Art.  71.  Die  Aufgebote  sind  in  der  Gemeinde  zu  bewirken, 
wo  ein  jeder  der  Verlobten  seinen  Aufenthalt  hat.  Besteht  der 
gegenwärtige  Aufenthalt  seit  weniger  als  einem  Jahre,  so  müssen 
die  Aufgebote  auch  in  der  Gemeinde  des  früheren  Aufenthalts- 
ortes bewirkt  werden. 

Art.  72.  Die  Aufgebote  erfolgen  durch  Anschlag  an  der  Thür 
des  Gemeindehauses  an  zwei  auf  einander  folgenden  Sonntagen. 
Die  Urkunde  bleibt  in  der  Zeit  zwischen  dem  einen  und  dem 
andern  Aufgebote  und  noch  weitere  drei  Tage  angeschlagen. 

Art.  73.  Das  Ansuchen  um  Vornahme  der  Aufgebote  muss 
von  beiden  Verlobten  persönlich  oder  von  dem  Vater  oder  von 
dem  Vormunde  oder  von  einer  Person,  die  sie  mit  einer  authen- 
tischen Spezialvollmacht  versehen  haben,  gesteUt  werden.  Ein 
nach  Art.  54  beurkundetes  Verlöbniss  ermächtigt  zum  Ansuchen 
um  die  Aufgebote. 
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Art.  74.  Der  Civilstandsbeamte  darf  zu  den  Aufgeboten  nicht 
schreiten,  wenn  ihm  nicht  die  Einwilligung  der  Aszendenten 
oder  des  Familien-  oder  Vormundschaftsrathes,  in  den  Fällen, 
wo  sie  erforderlich  ist,  nachgewiesen  wird. 

Art.  75.  Glaubt  der  Civilstandsbeamte,  die  Aufgebote  nicht 
vornehmen  zu  können,  so  stellt  er  darüber  ein  Zeugniss  aus,  das 
die  Gründe  der  Weigerung  anführt.  Findet  der  Ansuchende  die 
Weigerung  ungerechtfertigt,  so  kann  er  die  Berufung  an  das 
Civiltribunal  ergreifen,  das,  nachdem  die  Staatsanwaltschaft  sich 
schriftlich  geäussert  hat,  seine  Verfügung  trifft. 

Art.  76.  Die  Ehe  darf  nicht  vor  dem  vierten  Tage  nach  dem 
letzten  Aufgebot  geschlossen  werden. 

Art.  77.  Die  Aufgebote  werden  als  nicht  geschehen  betrachtet, 
wenn  die  Ehe  nicht  innerhalb  der  darauffolgenden  einhundert- 
undachtzig Tage  geschlossen  wird. 

Art.  78.  Der  König  oder  die  dazu  ermächtigten  Behörden  können 
aus  wichtigen  Gründen  Befreiung  von  einem  der  Aufgebote 
ertheilen.  In  diesem  Fall  ist  in  dem  einzigen  Aufgebote  der 
Dispens  zu  erwähnen.  Aus  sehi*  wichtigen  Gründen  kann  auch 
Dispens  von  beiden  Aufgeboten  ertheilt  werden,  sofern  ein 
Notorietätsakt  vorgelegt  wird,  worin  fünf  Personen,  seien  es  auch 
Verwandte  der  Verlobten,  vor  dem  Prätor  des  Bezirkes  eines 
der  letzteren  eidlich  erklären,  dieselben  wohl  zu  kennen,  indem 
sie  genau  den  Vor-  und  Zunamen,  das  Gewerbe  und  den  Auf- 
enthaltsort der  Verlobten  und  ihrer  Eltern  angeben,  auch  auf 
ihr  Gewissen  versichern,  dass  keines  von  den  in  den  Artikeln  56, 
57,  58,  69,  60,  61  und  62  vorgesehenen  Hindernissen  der 
Ehe  im  Wege  steht.  Der  Prätor  muss  der  Aufnahme  des 
Notorietätsaktes  die  Vorlesung  der  gedachten  Artikel  und  eine 
ernste  Ermahnung  an  die  Erklärenden  über  die  Bedeutung  ihrer 
Zeugenschaft  und  über  das  Gewicht  der  Folgen,  die  daraus  ent- 
stehen können,  vorausschicken.^) 

Art.  79.  Die  Verlobten  müssen  dem  Civüstandsbeamten  der 
Gemeinde,  in  der  sie  die  Ehe  schliessen  wollen,  vorlegen:  Die 
Auszüge  aus  ihren  Geburtsakten;  die  Todtenscheine  oder  Er- 
kenntnisse zum  Beweise  der  Auflösung  oder  Nichtigkeit  ihrer 
früheren  Ehen;  die  Urkunden  über  die  Einwilligung  der  Aszen- 
denten oder  des  Famüien-  oder  Vormundschaftsrathes  in  den- 
jenigen Fällen,  in  denen  sie  von  dem  Gesetz  gefordert  wird; 
alle  sonstigen  Urkunden,  die  nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle 


')  Der  Dispens  von  einem  der  Aufgebote  steht  der  Staatsanwaltschaft  des  Gerichts- 
sprengeis, in  dem  die  Ehe  geschlossen  werden  soll,  zu,  der  Dispens  Ton  beiden  Auf- 
geboten ist  aber  dem  Justizminister  vorbehalten  (Art.  72  des  Fersouenstandsreglements). 
Bei  dringender  Lebensgefahr  übermittelt  der  Minister  den  Dispens  der  Staatsanwalt- 
anwaltschaft  telegraphisch  (Zirkularschreiben  des  Justizministers  vom  28.  August  1868 
No.  3939). 
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erforderlich  sein  können,  um  den  die  Berechtigang  zur  Ehe- 
schliessung  begründenden  Stand  der  Verlobten  und  ihre  Familien- 
verhältnisse darzuthun. 

Art.  80.  Ist  es  einem  der  Verlobten  unmöglich,  seinen  Geburts- 
schein beizubringen,  so  kann  er  denselben  durch  einen  von  dem 
Prätor  seines  Geburtsortes  oder  seines  Wohnsitzes  aufgenommenen 
Notorietätsakt  ersetzen.  Der  Notorietätsakt  muss  die  eidliche 
Erklärung  von  fünf  Zeugen  männlichen  oder  weiblichen  Ge- 
schlechts, seien  es  auch  Verwandte  der  Verlobten,  enthalten, 
in  der  sie  genau  und  bestimmt  den  Vor-  und  Zunamen,  das 
Gewerbe  und  den  Aufenthaltsort  des  Verlobten  und  seiner  Eltern, 
wenn  diese  bekannt  sind,  ferner  den  Ort  und,  soweit  möglich, 
den  Zeitpunkt  seiner  Geburt  und  die  Ursachen  angeben,  warum 
er  die  betreffende  Urkunde  nicht  beibringen  kann;  auch  ist  darin 
der  Grund  des  Wissens  eines  jeden  Zeugen  anzuführen. 

Den  Art.  81,  über  die  Form  der  EinwiDigung  von  Aszendenten 
u.  s.  w.,  siehe  oben  S.  339,  340.  Verletzung  der  Vorschriften  über  das 
Aufgebot  zieht  die  weiter  unten  ersichtlichen  Straffolgen  der  Artt.  123  ff. 
C.  c.  nach  sich. 

b)  Einsprüche  wider  die  Ehe: 

Art.  82.  Der  Vater,  die  Mutter  und  in  Ermangelung  beider 
die  Grossväter  und  Grossmütter  können  gegen  die  Ehe  der 
Kinder  und  Abkömmlinge  aus  jedem  vom  Gesetz  füi*  zulässig 
erklärten  Grunde,  der  dem  Abschluss  der  Ehe  entgegensteht, 
Einspruch  erheben,  auch  wenn  die  Söhne  oder  männlichen  Ab- 
kömmlinge bereits  das  25.  und  die  Personen  weiblichen  Geschlechts 
das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 

Art.  83.  Ist  kein  Aszendent  vorhanden,  so  können  der  Bruder 
und  die  Schwester,  der  Oheim  und  die  Tante  und  die  volljährigen 
Geschwisterkinder  Einspruch  erheben:  1.  wegen  Mangels  der 
vom  Art.  65  geforderten  Einwilligung;  2.  wegen  Geisteskrankheit 
eines  der  Verlobten. 

Art.  84.  Aus  den  im  vorigen  Artikel  angegebenen  Gründen 
können  auch  der  Vormund  oder  der  Kurator,  wenn  sie  vom 
Familienrath  dazu   ermächtigt  worden  sind,  Einspruch  erheben. 

Art.  85.  Das  Kecht,  Einspruch  zu  erheben,  steht  femer  auch 
dem  Ehegatten  der  Person  zu,  die  eine  andere  Ehe  eingehen 
wül. 

Art.  86.  Handelt  es  sich  um  die  gegen  das  Verbot  des  Art.  57 
[Wartefrist]  einzugehende  Ehe  einer  Wittwe,  so  steht  das  Recht, 
den  Einspruch  zu  erheben,  ihren  nächsten  Aszendenten  und  allen 
Verwandten  des  ersten  Gatten  zu.  Ist  die  frühere  Ehe  für 
nichtig  erklärt  worden,  so  steht  das  Recht,  Einspruch  zu  er- 
heben, nur  demjenigen  zu,  mit  dem  diese  Ehe  geschlossen  worden 
war. 
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Art.  87.  Die  Staatsanwaltschaft  hat  immer  gegen  die  Ehe 
Einsprach  zn  erheben,  wenn  sie  von  einem  der  Ehe  entgegen- 
stehenden Hindemisse  Eenntniss  erlangt. 

Art.  88.  Jeder  Einsprachsakt  mnss  die  Eigenschaft,  aaf  der 
die  Berechtigung  desjenigen  beraht,  der  den  Einsprach  erhebt, 
femer  die  Grande  des  Einspmchs  angeben  und  die  Erwählnng 
eines  besonderen  Wohnsitzes  in  derjenigen  Gemeinde  enthalten,  in 
welcher  der  Gerichtshof,  in  dessen  Bezirk  die  Ehe  geschlossen 
werden  soll,  seinen  Sitz  hat. 

Art.  89.  Der  Akt  wird,  wie  eine  Ladang,  den  Verlobten  and 
dem  Civilstandsbeamten,  vor  dem  die  Ehe  geschlossen  werden 
soll,  zugestellt. 

Art.  90.  Ein  Einsprach,  welcher  von  einem  dazu  Berechtigten 
aas  einem  vom  Gesetze  für  zulässig  erklärten  Grande  erhoben 
ist,  hemmt  die  Abschliessung  der  Ehe  so  lange,  bis  das  Erkennt- 
niss,  welches  den  Einspmch  beseitigt,  rechtskräftig  ist. 

Ai't.  91.  Wird  der  Einsprach  verworfen,  so  kann  derjenige, 
der  ihn  erhoben  hat,  sofern  es  nicht  ein  Aszendent  oder  die 
Staatsanwaltschaft  ist,  zu  Schadensersatz  verartheilt  werden.^) 

Art.  92.    Die  Bestimmungen  dieses  und  des  vorhergehenden 
Kapitels  [Artt.  70 — 91]  finden  auf  den  König  und  die  königliche 
Familie  keine  Anwendung, 
c)  Der  Akt  der  Eheschliessung.  —  Hierüber  bestimmen: 

Art.  93.  Die  Ehe  muss  im  Gemeindehause  und  öffentlich  vor 
dem  Civilstandsbeamten  der  Gemeinde,  in  der  einer  der  Ver- 
lobten seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  hat,  geschlossen 
werden.*) 

Art.  94.  An  dem  von  den  Parteien  angegebenen  Tage  hat 
der  Civüstandsbeamte  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen,  die  auch 
Verwandte  sein  können,  den  Verlobten  die  Artt.  130,  131  und 
132  dieses  Titels  vorzulesen;  er  hat  von  beiden  Theilen  persönlich 
nach  einander  die  Erklärung  entgegenzunehmen,  dass  sie  sich 
zom  Gatten,  beziehungsweise  zur  Gattin  nehmen  wollen,  und 
daranf  im  Namen  des  Gesetzes  auszusprechen,  dass  sie  durch 
die  Ehe  verbunden  sind;*)  die  Urkunde  über  die  Verehelichung 
mnss  sofort  nach  der  Eheschliessung  errichtet  werden. 


^)  Hat  der  Ciyilstandsbeamte  yon  einem  Ehehinderniss,  das  nicht  anderweitig 
geltend  gemadit  worden  ist,  Kenntniss,  so  weist  ihn  Art.  90  des  Reglements  an,  der 
Staatsanwaltschaft  schleunige  Mittheilung  zu  machen,  damit  diese  geeigneten  Falls  Ein- 
spruch erheben  kann;  inzwischen  ist  die  Abschliessung  der  Ehe  zu  verschieben. 

*)  Wohnsitz  (domicilio  civile)  ist  nach  Art.  IH  G.  c.  der  „Hauptsitz  der  persön- 
lichen G-eschSIte  und  Interessen''  (la  sede  principale  dei  propri  affari  ed  interessi)  einer 
Person,  Aufenthalt  (residenza)  der  Ort,  „wo  die  Person  gewöhnlich  weilt"  (la  dimora 
abituale). 

>)  Der  Text  der  Artt.  130,  131  und  132  folgt  weiter  unten  S.  347,  348.  Ist 
ein  Verlobter  taub  oder  taubstumm,  aber  nicht  Analphabet,  so  legt  ihm  der  Standes- 
beamte das  Gesetzbuch  zum  Nachlesen   der  Artikel  vor.     Taubstumme,   die  schreiben 
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Art  95.  Die  Erklärung  der  Verlobten,  dass  sie  sich  gegen- 
seitig zum  Gatten,  beziehungsweise  zur  Gattin  nehmen,  kann 
weder  durch  eine  Fristbestinunung,  noch  durch  eine  Bedingung 
eingeschränkt  werden.  Falls  die  Parteien  eine  Fristbestim- 
mung  oder  eine  Bedingung  hinzufügen  und  dabei  beharren,  so 
kann  der  Civilstandsbeamte  nicht  zur  Abschliessung  der  Ehe 
schreiten. 

Art  96.  Wenn  es  nothwendig  oder  zweckdienlich  ist,  die 
Ehe  in  einer  anderen,  als  in  der  im  Art.  93  bezeichneten  Ge- 
meinde zu  schliessen,  so  hat  der  Civilstandsbeamte  dieser  Ge- 
meinde den  Civilstandsbeamten  des  Ortes,  wo  die  Ehe  geschlossen 
werden  soll,  darum  schriftlich  zu  ersuchen.  Das  Ersuchen  ist 
in  dem  Akte  über  die  Verehelichung  zu  erwähnen  und  demselben 
beizufügen.  An  dem  der  Abschliessung  der  Ehe  folgenden  Tage 
hat  der  Beamte,  vor  dem  die  Ehe  geschlossen  wurde,  demjenigen 
Beamten,  von  welchem  das  Ersuchen  ergangen  ist,  eine  authentische 
Ausfertigung  des  Aktes  zu  übermitteln. 

Art  97.  Ist  es  einem  der  Verlobten  wegen  Krankheit  oder 
wegen  eines  anderen  dem  Civilstandsamt  nachgewiesenen 
Hindernisses  unmöglich,  sich  in  das  Gemeindehaus  zu  verfügen, 
so  hat  sich  der  Beamte  mit  dem  Sekretär  an  den  Ort  zu  be- 
geben, wo  sich  der  verhinderte  Verlobte  befindet,  und  daselbst 
hat  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  die  Abschliessung  der  Ehe 
in  Gemässheit  des  Art  94  stattzufinden. 

Art.  98.  Der  Civilstandsbeamte  darf  die  Abschliessung  der 
Ehe  nur  aus  einem  vom  Gesetze  für  zulässig  erklärten  Grunde 
verweigern.  Im  Weigerungsfalle  hat  er  darüber  ein  Zeugniss 
unter  Angabe  der  Gründe  auszufertigen.  Erachten  die  Parteien 
die  Weigerung  für  ungerechtfertigt,  so  hat  das  Tribunal  nach 
Anhörung  der  Staatsanwaltschaft,  immer  unter  Vorbehalt  der 
Berufung  an  den  Appellationshof,  Verfügung  zu  treffen. 

Art.  99.  Bei  den  Ehen  des  Königs  und  in  der  königlichen 
Familie  ist  der  Präsident  des  Senats  des  Königreichs  der  Civil- 
standsbeamte. Der  König  bestimmt  den  Ort  der  Eheschliessung, 
die  auch  durch  Vollmacht  erfolgen  kann. 

d)  Beweis  der  Eheschliessung. 

Art  117.  Niemand  kann  die  Bezeichnung  als  Ehegatte  und 
die  privatrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  in  Anspruch  nehmen, 
der  nicht  einen  urkundlichen  Auszug  aus  dem  Civilstandsregister 
über  die  Eheschliessung  beibringt;  doch  sind  davon  die  im  Art. 
364  bezeichneten  Fälle  ausgenommen.^) 


können,  erklären  sidi  schriftlich,  andere  unter  Zuziehung  eines  beeidigten  DolmetBchers 
(Art.  9  des  Personenstandsreglements). 

^)  Art.  364  G.  c.  lautet:  „Sind  keine  Begister  geführt  oder  sind  sie  gans  oder 
Eum  Theil  zerstört  oder  verloren  gegangen  oder  hat  ihre  Führung  eine  Unterbrechung 
erlitten,  so  wird  der  Nachweis  der  Geburten,  der  Ehen  und  der  TodesfiUle  sowohl 
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Art.  118.  Selbst  der  von  beiden  Ehegatten  behauptete  Besitz 
des  Status  befreit  nicht  von  der  Vorlage  der  Urkunde  über  die 
Eheschliessung. 

Art.  119.  Der  mit  der  Urkunde  über  die  Eheschliessung 
übereinstimmende  Status  heüt  jeden  Formmangel. 

Art.  120.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  der  Artt.  117  und 
118  kann,  wenn  Kinder  von  zwei  Personen  vorhanden  sind,  die 
öffentlich  als  Ehegatten  gelebt  haben  und  beide  verstorben  sind, 
die  eheliche  Geburt  des  Kindes  nur  aus  dem  Grunde,  weil  der 
Beweis  des  Abschlusses  der  Ehe  fehlt,  nicht  angefochten  werden, 
wenn  diese  eheliche  Geburt  durch  einen  mit  der  Geburtsurkunde 
nicht  im  Widerspruch  stehenden  Besitz  des  Status  erwiesen  ist 

Art.  121.  Liegen  Anzeichen  vor,  dass  aus  böser  Absicht  oder 
aus  Verschulden  des  öffentlichen  Beamten  die  Abschliessung  der 
Ehe  in  die  dazu  bestimmten  Register  nicht  eingetragen  sei,  so 
können  die  Ehegatten  das  Bestehen  ihrer  Ehe  nach  den  füi*  die 
Fälle  des  Abganges  von  Civilstandsurkunden  vorgeschriebenen 
Bestimmungen  feststellen  lassen,  wenn  folgende  Bedingungen  zu- 
sammentreffen: 1.  dass  die  Urkunde  über  die  geschehenen  Auf- 
gebote oder  das  Dekret,  womit  von  diesen  dispensirt  wurde,  vor- 
gelegt wii^d,  2.  dass  der  unzweifelhafte  Nachweis  eines  überein- 
stimmenden Besitzes  des  Status  vorhanden  sei. 

Art.  122.  Wenn  der  Nachweis  der  gesetzlichen  Abschliessung 
der  Ehe  sich  auf  das  Ergebniss  eines  Strafverfahrens  gründet, 
so  sichert  die  Eintragung  des  Urtheils  in  die  Civilstandsregister 
der  Ehe  vom  Tage  ihrer  Eingehung  an  alle  privatrechtlichen 
Wii'kungen,  sowohl  hinsichtlich  der  Ehegatten,  als  der  Kinder. 
4.  Strafbestimmungen. 

Art.  123.  Verlobte,  die  eine  Ehe  eingehen,  sowie  der  Civil- 
standsbeamte,  der  die  Ehe  vor  sich  abschliessen  lässt,  ohne  dass 
die  erforderlichen  Aufgebote  vorausgegangen  sind,  verwirken 
eine  Geldstrafe  von  200  Lire,  die  bis  zu  1000  Lire  erhöht 
werden  kann. 

Art.  124.  Ein  Civilstandsbeamter,  der  zur  Eingehung  der  Ehe 
Personen  zulässt,  denen  ein  ihm  bekanntes  Ehehindemiss  oder 
Verbot  im  Wege  steht,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  600  Lire, 
die  bis  zu  2000  Lire  erhöht  werden  kann,  belegt.  Dieselbe 
Geldstrafe  trifft  ihn,  wenn  er  sein  Amt  bei  einer  Eheschliessung 
versieht,  für  die  er  nicht  zuständig  ist,  oder  bei  der  die  Parteien 
eine  Fristbestimmung  oder  irgend  eine  Bedingung  hinzufügen, 
oder  wobei  dem  Civilstandsamte  die  nach  den  Artt.  79  und  80 
erforderlichen  Urkunden  nicht  vorgelegt  worden  sind. 


durch  Urkunden  oder  Schriften,  als  auch  durch  Zeugen  zugelassen.  Ist  das  Fehlen 
oder  die  Zerstörung,  der  Verlust  oder  die  Unterbrechung  der  Registerföhrung  auf  böse 
Absicht  des  Ansuchenden  zurückzuführen,  so  wird  er  zu  der  in  diesem  Artikel  ge- 
statteten Beweisführung  nicht  zugelassen.^ 
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Art.  125.  Ein  Civilstandsbeamter,  der  das  Aufgebot  einer 
Ehe  ohne  Ansuchen  oder  Einwilligung  beider  Verlobten  oder 
dem  Art.  74  zuwider  vornimmt,  verwirkt  eine  Geldstrafe  von 
100  Lire,  die  bis  zu  600  Lire  erhöht  werden  kann. 

Art.  126.  Dieselbe  im  vorhergehenden  Artikel  festgesetzte 
Geldstrafe  verwirkt  ein  Civilstandsbeamter,  der  in  irgend  einer 
Weise  den  Bestimmungen  der  Artt.  72,  75,  76,  93,  94,  96,  98 
und  103  zuwiderhandelt  oder  irgend  eine  andere  üebertretung 
begeht,  für  die  in  diesem  Kapitel  keine  besondere  Strafe  fest- 
gesetzt ist.  - 

Art.  127.  Ist  die  Ehe  wegen  eines  Ehehindernisses,  das  dem 
einen  Ehegatten  bekannt  war  und  worüber  der  andere  in  XJn- 
kenntniss  gelassen  wurde,  für  nichtig  erklärt  worden,  so  ist  der 
schuldige  Ehegatte  zu  einer  Geldstrafe  nicht  unter  1000  Lire, 
die  bis  zu  3000  Lire  erhöht  werden  kann,  und  nach  Umständen 
zu  Gefängniss  bis  zu  6  Monaten  und  zur  Leistung  einer  Ent- 
schädigung an  den  getäuschten  Ehegatten  zu  verurtheilen,  wenn 
auch  kein  eingehender  Nachweis  des  erlittenen  Schadens  geführt 
worden  wäre. 

Art.  128.  Eine  Frau,  die  gegen  das  Verbot  des  Art  57  eine 
Ehe  eingeht,  sowie  der  Beamte,  der  diese  vor  sich  abschliessen 
lässt,  und  der  andere  Ehegatte  verwirken  eine  Geldstrafe  von 
300  Lire,  die  bis  zu  1000  Lire  erhöht  werden  kann.  Die  Frau 
wird  jeder  Schenkung,  jeden  Bezuges  aus  dem  Heirathsgut  und 
jeder  Erbfolge,  die  von  dem  ersten  Ehegatten  herrühren,  ver- 
lustig. 

Art.  129.  Die  Verhängung  der  in  den  vorhergehenden  Artikeln 
festgesetzten  Strafen  wird  von  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem 
Straftribunal  erwirkt. 

Soweit  übrigens  durch  die  strafbare  Handlung  ein  schwererer  That- 
bestand  erfüllt  ist,  treten  die  schwereren  Strafen  des  Strafgesetzbuchs  ein. 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen. 

Von  den  wechselseitigen  Rechten  und  Pflichten  beider  Eheleute 
handehi: 

Art.  130.  Die  Ehe  legt  den  Ehegatten  die  wechselseitige 
Pflicht  des  Zusammenlebens,  der  Treue  und  des  Beistandes  auf. 

Art.  131.  Der  Gatte  ist  das  Haupt  der  Familie:  die  Gattin 
nimmt  seinen  bürgerlichen  Stand  sowie  seinen  Zunamen  an  und 
ist  verpflichtet,  ihm  überall  hin  zu  folgen,  wo  er  für  angemessen 
erachtet,  seinen  Aufenthaltsort  zu  wählen. 
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Art.  132.  Der  Gatte  igt  seiner  Gattin  Schutz  schuldig  und 
verpflichtet,  sie  bei  sich  za  behalten  und  ihr  nach  Verii&ltniss 
seines  Vermögens  alles  zu  gewähren,  was  zum  Lebensbedarf 
erforderlich  ist.  Die  Gattin  ist  schuldig,  zur  Erhaltung  des 
Gatten  beizutragen,  wenn  dieser  keine  genügenden  Mittel  besitzt^) 

Art  133.  Die  Verpflichtung  des  Gatten,  der  Gattin  Unter- 
halt zu  gewähren,  hört  auf,  wenn  die  Gattin,  die  sich  ohne  ge- 
rechtfertigten Grund  ans  der  ehelichen  Wohnung  entfernt  hat, 
sich  weigert,  dahin  zurückzukehren.  Die  Gerichtsbehörde  kann 
überdies  zu  Gunsten  des  Gatten  und  der  Kinder  die  zeitweilige 
Sequestration  eines  Theiles  der  Paraphemaleinkünfte  der  Ehe- 
frau anordnen.*) 

Als  besondere  Bestimmungen  für  den  Ehemann  sind  zu  erwähnen: 
„Der  Minderjährige  wird  durch  die  Verehelichung  von  Rechtswegen 
emanzipirt^  (Art.  310  C.  c),  sein  Kurator  ist  in  erster  Linie  der  Vater, 
event  die  Mutter,  in  Ermangelung  beider  wird  ihm  der  Kurator  vom 
Familien-  oder  Vonnundschaftsrathe  bestellt.  Elr  benöthigt  den  Kurator 
für  alle  Handlungen,  die  die  einfache  Verwaltung  überschreiten  (Artt. 
315,  317  C.  c),  doch  bestimmt: 

Art.  1386.  Ein  Minderjähriger,  der  fähig  ist,  eine  Ehe  ein- 
zugehen, ist  auch  fähig,  seine  Zustimmung  zu  allen  Verein- 
barungen und  Schenkungen  zu  geben,  die  in  den  Ehepakten 
vorkommen  können  und  diese  sind  gültig,  wenn  er  dabei  den 
Beistand  derjenigen  Personen  hatte,  deren  Zustimmung  zur  Gültig- 
keit der  Ehe  erforderlich  ist. 

Für  die  Ehefrau  bedeutet  der  Antritt  des  ehelichen  Status  erheb- 
lichere Veränderungen,  so  vor  allem  die  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Gesetzgebung  aller  Länder  auch  vom  C.  c.  statuirte  Veränderung  ihrer 
Nationalität. 

Art.  9  (erstes  Buch  Tit.  I).  Eine  Ausländerin,  die  einen 
(sc.  italienischen)  Staatsbürger  heirathet,  erwirbt  dadurch 
dessen  Staatsbürgei*schaft  und  behält  sie  auch  als  Wittwe. 

Art.  14.  Eine  Staatsbürgerin,  die  einen  Ausländer  heirathet, 
wird  Ausländerin,  wenn  sie  durch  die  Thatsache  der  Verheirathung 
die  Staatsbürgerschaft  des  Gatten  erwirbt  Wird  sie  Wittwe,  so 
erlangt  sie  die  (sc.  italienische)  Staatsbürgerschaft  zurück,  wenn 

^)  Die  Pflicht  aas  Art.  132  benüit  nicht  aaf  dem  ZuBammenleben,  soDdern  auf 
dem  Ehebande  und  erlischt  daher  nicht  durch  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Ela88.-H. 
Turin  vom  6.  Oktober  1880,  BoUetlDO  Min.  Grazia  e  Giust.  1880  S.  655,  sowie  zahl- 
reiche andere  Entscheidungen  (La  Legge  1883  II  148,  1893  I  192).  Anders  bei  eigen- 
müchtiger,  ungerechtfertigter  Trennung:  Art.  133.  —  Die  festgesetzten  Alimente  können 
auf  Antrag  wegen  veränderter  Verhältnisse  jederzeit  ermässigt  oder  erhöht  werden 
Eass.-H.  Bom  v.  18.  Hai  1883,  La  Legge  1883  U  148. 

*)  Art.  183  ist  auch  anwendbar  auf  die  Unterhaltspflicht  der  Frau  gegenüber 
dem  Manne  (Art.  132  Satz  2),  wenn  dieser  sie  grundlos  verlassen  hat  (ProtokoU  der 
JustizkommisBion  vom  21.  und  25.  April  1865). 
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sie  sich  im  Eönigreich  aufhält  oder  dahin  zornckkehrt  und  in 
beiden  Fällen  vor  dem  Ciyilstandsbeamten  erklärt,  daselbst  ihren 
Wohnsitz  nehmen  zu  wollen. 

Ausserdem  werden,  da  die  Frau  verpflichtet  ist,  dem  Manne  zu 
folgen,  sein  Wohnsitz,  Aufenthalt  und  Gerichtestand  auch  für  sie  mass- 
geblich. Femer  erfährt  sie  wichtige  Beschränkungen  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit^) 

Art.  134.     Ohne    die   Ermächtigung    des   Gatten   kann   die 
Gattin  keine  Schenkung  machen,  keine  Liegenschaft  veräussem 
oder  verpfänden,  keinen  Darlehnsvertrag  eingehen,  keine  Kapitalien 
abtreten  oder  eintreiben,  keine  Bürgschaft  übernehmen,  noch  auch 
in  Ansehung  solcher  Geschäfte  sich  vergleichen  oder  vor  Gericht 
auftreten.    Der  Gatte  kann  der  Gattin  die  Ermächtigung  all- 
gemein für  alle  oder  besonders  für  einzelne  der  erwähnten  Ge- 
schäfte mittelst  öffentlicher  Urkunde  ertheilen,  unbeschadet  seines 
Rechtes,  diese  Ermächtigung  zu  widerrufen. 
Theorie  und  Praxis  sind  darin  einig,  dass  diese  Vorschriften  ein- 
schränkend auszulegen  und  nicht  über  die  ausdrücklich  benannten  Ge- 
schäfte hinaus  zu  erstrecken  sind.    Daher  ist  hier  unter  Schenkung  auch 
nichts  anderes  zu  verstehen,  als  die  wirkliche  und  eigentliche  Schenkung, 
die  nach  Art.  1056  C.  c.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  durch  öffentliche  Be- 
urkundung erfolgen  muss,  nicht  aber  fallen  darunter  sonstige  freigebige 
Zuwendungen.     Die    Ehefrau    kann    ohne    ehemännliche    Genehmigung 
Schenkungen,  Legate  und  Erbschaften  annehmen,  widerrufen  und  aus- 
schlagen ;  sie  kann  bewegliche  Güter  erwerben  und  veräussem,  sie  kann 
Liegenschaften  titulo  oneroso  oder  gratuito  erwerben,  Testamente  machen 
und    widerrufen,    Zahlungen   leisten,    Kapitalien    wieder    anlegen,   Ver- 
waltungshandlungen beliebig  vornehmen  und  alles  selbst  thun,  was  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  dienlich  und  nützlich  ist.*) 

Art.  135.  Die  Ermächtigung  des  Gatten  ist  nicht  erforder- 
lich, 1.  wenn  er  minderjährig,  entmündigt  oder  abwesend  ist,  oder 
wenn  er  zu  Gefängniss  von  mehr  als  einem  Jahre  verurtheilt 
wurde,  während  der  Verbüssung  der  Strafe;  2.  wenn  die  Gattin 


')  Das  Erfordemiss  der  ehemännliclien  Ermächtigung  war  ausser  in  Lombardo- 
Venetien,  wo  das  österreichische  Recht  galt,  in  ganz  Italien  communis  iuris;  sie  wurde 
der  Gegenstand  ausführlicher  parlamentarischer  Debatten,  die  zu  keinem  Abschlüsse 
führten.  In  der  Justizkommission  schlug  das  Ministerium  einen  Vermittelangsweg  dahin 
Yor,  die  ehemännliche  Ermächtigung  für  die  wichtigeren  Rechtshandlungen  der  Ehe- 
frau beizubehalten,  und  die  Kommission  entschied  sich  im  Sinne  der  ehemännlichen 
Gewalt  und  zur  Wahrung  der  Familieninteressen  für  ein  System,  das  von  der  Schroff- 
heit des  römischen  und  französischen  Hechtes,  wonach  die  Ehefrau  einer  dauernden 
Vormundschaft  unterworfen  ist,  und  der  Latitüde  des  germanischen  Rechtes,  das  der 
Ehefrau  ohne  Vorwissen  und  selbst  gegen  den  Willen  des  Ehemanns  über  Vermögens- 
theile  zu  verfügen  gestattet,  gleichmässig  entfernt  ist.  Dieses  System  hat  der  Cod. 
civ.  angenommen. 

«)  Borsari,  Oomment.  del  Cod.  civ.  §  337ff;  Mattei,  II  Cod.  civ.  it.,  art.  184; 
Pacifici-Mazzoni,  Istit.  Lib.  I  Nr.  360. 
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wegen  Verschuldens  des  Gatten  in  gesetzlicher  Weise  geschieden 
ist;  3.  wenn  die  Gattin  Handel  treibt. 

Art.  136.  Wenn  der  Gatte  seiner  Gattin  die  Ermächtigung 
verweigert  oder  wenn  es  sich  um  ein  Geschäft  handelt,  bei  dem 
ein  Gegensatz  der  Interessen  besteht,  oder  wenn  die  GfLtten 
wegen  Verschuldens  der  Frau  oder  wegen  Verschuldens  beider 
Theile  oder  in  Folge  beiderseitigen  Einverständnisses  gericht- 
lich getrennt  sind,  so  muss  die  Ermächtigung  des  Civiltribunals 
eingeholt  werden.  Das  Tribunal  darf,  abgesehen  von  Fällen  der 
Dringlichkeit,  die  Ermächtigung  nicht  ertheüen,  ohne  vorher  den 
Gatten  angehört  oder  zum  Erscheinen  vor  der  Bathskammer  ge- 
laden zu  haben. 

Art,  137.  Die  aus  dem  Mangel  der  Ermächtigung  herrührende 
Nichtigkeit  kann  nur  von  dem  Gatten,  der  Gattin  und  von  ihren 
Erben  oder  Kechtsnachfolgem  geltend  gemacht  werden. 
Diese  Bestimmungen  finden  eine  Bestätigung  und  Ergänzung  in  den 
Artt.  13,  14,  16  des  italienischen  Handelsgesetzbuchs,  die  anordnen,  dass 
die  Ehefrau  ohne  den  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Konsens  des 
Mannes  nicht  Handel  treiben  kann;  dass  der  Konsens  als  ertheilt  gilt, 
wenn  der  Handelsbetrieb  öffentlich  oder  notorisch  ist  und  der  Ehemann 
nicht  ausdrücklich  Einspruch  erhebt,  diesen  Einspruch  beim  Handels- 
gericht registriren  und  zum  Aushang  bringen  lässt;  dass  in  den  Fällen 
unter  1  und  2  des  Art.  136  C.  c.  der  Konsens  nicht  erforderlich,  im  Falle 
des  Art.  136  jedoch  gerichtlich  zu  ersetzen  ist;  dass  die  Ehefrau  als 
Verkäuferin  im  Geschäfte  des  Mannes  noch  nicht  Handelsfrau  wird;  dass 
die  Handelsfrau  keiner  weiteren  Ermächtigung  bedarf,  um  vor  Gericht 
aufzutreten  und  alle  Verpflichtungen  einzugehen,  die  ihr  Geschäft  mit 
sich  bringt;  dass,  wenn  sie  in  Gütergemeinschaft  mit  dem  Manne  lebt^ 
sie  ihn  in  Bezug  auf  die  Errungenschaft  mitverpflichtet;  dass  sie  keiner 
Ermächtigung  bedarf,  um  bewegliche  Sachen  zu  verpfänden  und  Liegen- 
schaften mit  Hypotheken  zu  belasten  oder  zu  veräussem,  so  weit  es  sich 
nicht  ausser  den  gesetzlich  freigegebenen  Fällen  (worüber  weiter  unten) 
um  Dotalgut  handelt;  dass  sie  ohne  spezielle  Ermächtigung  keine  Handels- 
gesellschaft eingehen  kann,  in  der  sie  unbeschränkt  verpflichtet  wird; 
endlich  dass  der  ertheilte  Konsens  im  Wege  handelsgerichtlicher 
Eegistrirung  und  Aushanges  jederzeit  zurückgenommen  werden  kann,  dass 
der  Widerruf  aber,  nachdem  die  Handelsfrau  bereits  begonnen  hat,  Gre- 
schäfte  zu  machen,  zu  seiner  Wirksamkeit  der  gerichtlichen  Bestätigung 
bedarf  (wobei  die  Ehefrau  vorgängig  in  öffentlicher  Sitzung  zu  hören  ist), 
und  dass  wohlerworbene  Rechte  Dritter  weder  durch  den  Widerruf  noch 
durch  den  gerichtlichen  Akt  gekränkt  werden  dürfen. 

Bestritten  ist,  was  unter  „Gegensatz  der  Interessen"  (Art.  136  C.  c.) 
zu  verstehen  sei,  und  bei  der  Reichhaltigkeit  der  vorliegenden  Kasuistik 
fehlt  es  nicht  an  anscheinend  widersprechenden  Gerichtsurtheilen;  doch 
hat  sich  die  verbreitetste  Meinung  auf  folgendes  geeinigt:  Gegensatz  der 
Interessen  besteht,  wenn  die  Handlung  der  Ehefrau  für  sie  an  sich  nach- 
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theilig  und  für  den  Ehemann  an  sich  vortheilhaft  ist,  sowie  wenn  sie  Yer- 
pflichtongen  übernimmt,  die  zu  ausschliesslichen  Lasten  des  Ehemannes 
sein  sollten.^)  Der  Gegensatz  muss  im  Augenblicke  der  Handlung  vor- 
liegen und  aus  der  Handlung  selbst,  nicht  aus  anderen  Umständen  hervor- 
gehen; auch  muss  er  nicht  blos  hypothetisch,  möglich  oder  zukünftig, 
sondern  positiv  und  gegenwärtig  sein.^)  Die  grösste  Meinungsverschieden- 
heit herrscht  in  Betreff  solidarischer  Verpflichtungen  der  Ehegatten:  die 
verbreitetste  Meinung  sieht  die  Ehefrau  ohne  Weiteres  nur  im  Verhältniss 
ihrer  Beitragspflicht  zu  den  Gemeinschaftsschulden  für  verpflichtet  an 
und  verlangt,  soweit  sie  darüber  hinaus  die  Quote  des  Ehemannes  mit- 
übernommen hat,  gerichtliche  Ermächtigung.^) 
2.  Eheliches  Oüterreeht. 

a)  Allgemeines;  insbesondere  von  Eheverträgen. 
Das  italienische  Gesetz  regelt  besonders  das  Dotalrecht  und  die  Er- 
ningenschaftsgemeinschaft,  ohne  jedoch  ein  gesetzliches  Güterrechtssystem 
aufzustellen,  welchem  die  Ehegatten  beim  Mangel  eines  Vertrags  unter- 
worfen wären;  vielmehr  behält  solchen  Falls  jeder  Gatte  Eigenthum,  Niess- 
brauch  und  Verwaltung  seines  besonderen  Vermögens  (vgl.  nachstehend 
unter  d).  Soweit  nicht  im  3.  Buch  tit.  V,  der  von  dem  Ehevertrage 
(contratto  di  matrimonio)  handelt,  besondere  Ausnahmen  festgesetzt  sind, 
herrscht  völlige  Vertragsfreiheit.    Diese  Ausnahmen  sind: 

Art.  1379.  Die  Verlobten  können  weder  an  den  Rechten,  die 
dem  Familienoberhaupt  zustehen,  noch  an  denen,  die  vom  Gesetz 
dem  einen  oder  anderen  Ehegatten  verliehen  sind,  noch  an  den 
Verbotsbestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  etwas  ändern. 

Art.  1380.  Sie  können  keinen  Vertrag  oder  Verzicht  ver- 
einbaren, der  auf  Abänderung  der  gesetzlichen  Erbfolgeordnung 
gerichtet  ist. 

Art.  1381.  Es  ist  den  Verlobten  nicht  gestattet,  im  All- 
gemeinen zu  vereinbaren,  dass  ihre  Ehe  nach  örtlichen  Gewohn- 
heiten oder  Gesetzen,  denen  sie  an  sich  nicht  unterstehen,  ge- 
regelt sein  solle. 

Art.  1382.  Eheverträge  müssen  vor  der  Ehe  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  durch  einen  Notar  errichtet  werden.  (Andern- 
falls sind  sie  nichtig.)*) 

>)  Kass.H.  Turin  29.  Oktober  1889  u.  18.  Dezember  1894;  Kass-H.  Rom  20.  Januar 
1888;  Appellhof  Mailand  15.  April  1887,  10.  Juni  1890;  JMLonit.Trib.  1887  S.  246,  1888 
S.  264,  1889  S.  989,  1890  S.  655. 

*)  Mailand,  Urtheil  vom  15.  April  1887;  Brescia  12.  Februar  1895;  Monit.Trib. 
1895  S.  565. 

*)  Kaas.H.  Rom  und  Florenz.  Siehe  Rivista  Gen.  Rom  1886,  24  No.  8  und  1885, 
152  No.  6  und  7;  ferner  Ricci,  Comm.  al  Cod.  ciy.  art.  136  und  SitzungsprotokoU 
der  Justizkommission  vom  2.  Mai  1865. 

*■)  Wenn  der  Bräutigam  oder  die  Braut  ein  Handelsgeschäft  betreibt,  ist  der 
amtirende  Notar  unter  dem  Präjudiz  der  Nichtigkeit  und  bei  dolosem  Verhalten  ausserdem 
unter  der  Strafe  des  Amtsverlustes  und  unter  Schadensersatzpflicht  gehalten,  innerhalb 
eines  Monats  einen  Auszug  aus  dem  Ehevertrage  bei  dem  Gerichte  der  Handelsnieder- 
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Art.  1383.  Aendenmgen  des  Ehevertrags,  die  vor  der  Ehe- 
schliessung nothwendig  werden,  müssen  gleichfalls  durch  öffent- 
liche Urkunde  vollzogen  w^den.  Auch  ist  keine  Aenderung  oder 
entgegenstehende  Abmachung  (contra-dichiarazione)  gültig,  die 
nicht  in  Gegenwart  und  unter  der  Zustimmung  aller  jener 
Personen  vorgenommen  worden  ist,  die  an  der  Errichtung  der 
Ehepakten  als  Parteien  theilgenommen  haben. 

Art.  1384.  Aenderungen  und  entgegenstehende  Abmachungen 
sind  trotz  Beobachtung  der  vorgeschriebenen  Form  Dritten  gegen- 
über unwirksam,  wenn  nicht  am  Rande  oder  am  Schlüsse  der 
Urschrift  des  Ehevertrags  die  Urkunde,  welche  die  Aenderung 
oder  entgegenstehende  Abmachung  enthält,  vermerkt  worden  ist 
Der  Vermerk  ist  auch  auf  die  dem  öffentlichen  Archiv  über- 
mittelte Abschrift  des  Ehevertrags  durch  den  Notar,  der  diesen 
angenommen  hat,  zu  setzen;  das  Gleiche  gilt  für  eine  Abschrift^ 
welche  dem  Begisteramt  (ufficio  di  trascrizione)^)  vorgelegt  wird, 
sofern  der  Ehevertrag  registrirt  worden  ist.  Unterlassungen 
ziehen  für  den  Notar  und  für  den  Archivbeamten  Pflicht  zum 
Schadensersatz  und  Strafe  nach  sich.^ 

Art.  1386.  Ehe  vertrage,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen, 
können  nach  erfolgter  Eheschliessung  in  keiner  Weise  geändert 
werden.*) 

Art.  1386.  Ein  Minderjähriger,  der  fähig  ist,  eine  Ehe  ein- 
zugehen, ist  auch  zu  allen  Vereinbarungen  und  Schenkungen 
fähig,  die  in  Eheverträgen  vorkommen  können,  und  diese  sind 
gültig,  wenn  er  dabei  im  Beistande  der  Personen  handelt,  deren 
Zustimmung  zur  Gültigkeit  der  Ehe  erforderlich  ist. 

Art.  1387.  Zur  Gültigkeit  vonVereinbarungen  und  Schenkungen, 
die  in  Eheverträgen  von  Personen  gemacht  werden,  gegen  die 
ein  Erkenntniss  auf  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  (in- 
abilitazione)    vorliegt    oder    ein    bezügliches    Gerichtsverfahren 


lassung  behufs  Eintragung  und  Aushanges  einzureichen.  Dieselbe  Verpflichtung  hat  der 
Ehegatte,  der  nach  geschlossener  Ehe  einen  Handelsbetrieb  eröffnen  will;  die  Monats- 
frist berechnet  sich  alsdann  von  der  Eröffnung  des  Betriebs  (Artt.  16,  17,  18  des 
Cod.  comm.). 

')  Eine  dem  Grundbuch-  und  Hypotheken  amt  ähnliche,  aber  umfassendere  Ein- 
richtung zu  dem  Zwecke,  gewisse  Rechtsakte  offenkundig  zu  machen.  Vgl.  Artt.  19dS 
bis  1947. 

*)  Nach  Art.  1068  ist  jede  im  Hinblick  auf  die  zukünftige  Ehe  gemachte  Schenkung 
hinfallig,  wenn  die  Ehe  nicht  zu  Stande  kommt.  Falls  die  Ehe  nachträglich  für 
nichtig  erklärt  wird,  bleiben  Schenkungen  zu  Gunsten  der  Kinder  bestehen,  wenn  die 
Eheschliessnng  putativ  war;  femer  insoweit  Dritte  daraus  Rechte  erworben  haben. 

')  Die  Unwandelbarkeit  der  Eheverträge  nach  der  Eheschliessung  bezieht  sich 
auch  auf  Schenkungen,  welche  ein  Dritter  einem  Verlobten  propter  nuptias  gemacht 
hat.  Ka8B.H.  Palermo  vom  12.  April  1890,  La  Legge  1890  11  302.  Doch  schliesst 
Art.  1385  den  Widerruf  einer  donatio  propter  nuptias  im  Falle  der  Trennung  der 
Gatten  gegenüber  dem  schuldigen  Theile  nicht  aus.  Kass.H.  Turin  vom  19.  März  1889, 
La  Legge  1890  I  190. 
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schwebt,  ist  die  Mitwirkung  des  Pflegers  erforderlich,  der  zu 
diesem  Zwecke  bestellt  wird.^) 

Art.  1433.  Es  ist  Verlobten  nicht  gestattet,  eine  andere  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  als  die  Ermngenschaftsgemeinschaft 
zu  vereinbaren;  diese  kann  bedungen  werden,  wenngleich  die 
Bestellung  eines  Heirathsguts  erfolgt.  Die  Vereinbarung  muss 
im  Ehevertrag  erfolgen,  und  es  kann  nicht  vereinbart  werden, 
dass  die  Gremeinschaft  zu  einem  anderen  Zeitpunkte  als  in  dem 
der  Eheschliessung  ihren  Anfang  nehmen  soll, 
b)  Dotalsystem. 

Nach  Art.  1388  ist  Heirathsgut  (dote)  alles,  was  die  Frau  oder  ein  Anderer 
für  sie  ausdrücklich  unter  diesem  Titel  dem  Ehemanne  zur  Bestreitung  der 
Lasten  der  Ehe  einbringt.  Nach  Art.  1062  bedürfen  Schenkungen  im  Hinblick 
auf  eine  künftige  Ehe  keiner  Annahmeerklärung.  Das  gilt  auch  für  die  Be- 
stellung des  Heirathsguts.  Diese  kann  sowohl  das  gegenwärtige  wie  das 
künftige  Vermögen  der  Frau  ganz  oder  zum  Theil  oder  auch  nur  bestimmte 
Stücke  davon  umfassen.  Eine  allgemein  erfolgte  Bestellung  des  ganzen 
Frauenvermögens  zum  Heirathsgute  schliesst  das  zukünftige  Vermögen 
nicht  ein  (Art.  1389  C.  c.  vgl.  auch  Art.  1068  C.  c). 

Art.  1390.  Geht  die  Ehefrau  eine  zweite  oder  weitere  Ehe 
ein,  so  gilt  das  für  die  frühere  Ehe  bestellte  Heirathsgut  nicht 
als  stillschweigend  wiederum  bestellt. 

Art.  1391.  Während  der  Ehe  kann  das  Heirathsgut  weder 
bestellt  noch  von  dem  Ehegatten  vermehrt  werden. 

Art.  1392.  Bestellen  der  Vater  und  die  Mutter,  sofern  diese 
Vermögen  ausser  dem  Heirathsgute  (beni  stradotaH)  besitzt,  zu- 
sammen ein  Heirathsgut,  ohne  den  Antheil  eines  Jeden  von  ihnen 
zu  bestimmen,  so  gilt  das  Heirathsgut  als  von  beiden  zu  gleichen 
Theilen  bestellt. 

Art.  1393.  Wenn  der  überlebende  Eltern  theil  ein  Heirathsgut 
aus  dem  väterlichen  und  dem  mütterlichen  Vermögen  bestellt, 
ohne  die  Antheile  zu  bestimmen,  so  wird  das  Heirathsgut  zu- 
nächst aus  dem,  was  der  künftigen  Ehefrau  von  dem  Vermögen 
des  verstorbenen  Eltemtheils  zukommt,  und  der  Rest  aus  dem 
Vermögen  desjenigen  entnommen,  der  das  Heirathsgut  bestellt. 
Art.  1396.  Wer  ein  Heirathsgut  bestellt,  ist  zur  Gewähr- 
leistung für  die  dazu  gehörigen  Sachen  verpflichtet. 

Art.  1397.  Zinsen  vom  Heirathsgute  sind  von  Kechtswegen 
vom  Tage  von  der  Verehelichung  an  vom  Besteller  zu  entrichten, 
selbst  wenn  für  die  Zahlung  eine  Frist  bestimmt  ist,  sofern  nicht 
Abweichendes  vereinbart  ist. 


^)  Eine  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  ist  nach  Artt.  339  ff.  für  Personen 
zulässig,  die  minder  schwer  geisteskrank  oder  taubstumm  oder  von  Geburt  blind  sind, 
und  für  Verschwender.  Sie  hat  zur  Folge,  dass  bei  den  über  die  einfache  Verwaltung 
hinausgehenden  Bechtshandlungen  ein  Pfleger  zuzuziehen  ist,  der  vom  Familien-  oder 
Vormundschaftsrath  ernannt  wird. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Becbtsveifolgimg.    Ezg&nzungsbaiid.  23 
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Art.  1398.    Die  Verlobten  können  im  Ehevertrage  für  den 
überlebenden  Ehegatten  einen  Bezug  (lucro)  aus  dem  Betrage 
des  Heirathsguts  aussetzen.    An  diesem  Bezüge  erlangt  der  über- 
lebende Gatte,  sofern  keine  Abkömmlinge  des  vorverstorbenen 
vorhanden  sind,  das  Eigenthum,  im  entgegengesetzten  Falle  aber 
nur  den  Niessbrauch,  es  sei  denn,  dass  Abweichendes  zwischen 
den  Verlobten  vereinbart  wäre.    Der  Bezug  aus  dem  Heiraths- 
gute  kann  nicht  bedungen  werden  hinsichtlich  eines  Heiraths- 
guts, welches  von  einem  Dritten  bestellt  oder  während  der  Ehe 
hinzugefügt  ist,  und  er  beeinti*ächtigt  niemals  die  Rechte  der 
Pflichttheilserben. 
Die  Rechte  des  Ehemannes  am  Heirathsgute  bestehen  in  der  aus- 
schliesslichen Verwaltung,  in  dem  ausschliesslichen  Rechte  der  Einziehung 
des  Kapitals  und  dem  Rechte  zum  Bezüge  der  Erträgnisse  und  Zinsen; 
doch  kann  der  Frau  im  Ehevertrag  ein  Theil  der  Erträgnisse  jährlich  zur 
Bestreitung  kleiner  Ausgaben  und  ihres  persönlichen  Bedarfes  ausgesetzt 
werden  (Art.  1399).    Der  Ehemann  ist  zur  Sicherheitsleistung  nur  im 
Falle  besonderer  Vereinbarung  verpflichtet.    Wenn  aber  in  Folge  ver- 
schlechterter Verhältnisse  eine  Gefährdung  des  Heirathsguts  eintritt,  so 
kann  der  Besteller,  sofern  er  zugleich  unterstützungspflichtig  ist,  gericht- 
liche Sicherungsmassregeln  herbeiführen  (Art.  1400).    Wird  mit  der  Hin- 
gabe beweglicher  Sachen  eine  in  den  Ehepakten  festgesetzte  Schätzung 
verbunden,  so  gelten  sie  als  dem  Manne  verkauft,  und  als  eigentlicher 
Dotalgegenstand  wii-d  die  Schätzungssumme  angesehen,  ausser  wenn  das 
Gegentheil  vereinbart  worden  ist. .  Umgekehrt  ist  es  bei  Liegenschaften; 
an  ihnen  erwirbt  der  Mann  Eigenthum  nicht  ohne  ausdrückliche  Erklärung 
(Art.  1401,  1402).    Die  mit  Geldeni  des  Heirathsguts  erworbene  Liegen- 
schaft gehört  nur  dann  zum  Heirathsgute,  wenn  diese  Anlage  im  Ehe- 
vertrag ausbedungen  worden  ist.    Dasselbe  gilt  von  einer  Liegenschaft, 
die  an  Zahlungsstatt   für  ein  in  Geld   bestelltes  Heirathsgut   gegeben 
wurde  (Art.  1403).    Veräusserung  oder  Verpfändung  des  Heiraths- 
guts sind  zulässig,  wenn  dies  im  Ehe  vertrage  bewilligt  ist  (Art.  1404). 
Art.   1405.     Ausser   dem   im  vorhergehenden  Artikel  ange- 
gebenen Falle  können  während  der  Ehe  weder  das  Heirathsgut 
noch  die  Rechte  der  Ehefrau  am  Heirathsgute  veräussert  oder 
zu   irgend  Jemandes  Gunsten   belastet,   noch   vermindert   oder 
eingeschränkt  werden,  ausser  mit  Zustimmung  beider  Ehegatten 
und  mit  Genehmigung  des  Gerichts,  die  aber  nur  in  Fällen  der 
Nothwendigkeit  oder  des  offenbaren  Nutzens  ertheilt  werden  darf. 
Art.  1406.     Wird   der  Tausch   einer  zum  Heirathsgute  ge- 
hörigen Liegenschaft  gegen  eine  andere  genehmigt,  so  gehört 
.    die  eingetauschte  zum  Heirathsgute:  ebenso  der  etwaige  Ueber- 
schuss   des  Preises,    der   dann    als    solches  anzulegen    ist.     In 
gleicher  Weise  soll  der  Preis  einer  zum  Heirathsgute  gehörigen 
Liegenschaft,  deren  Verkauf  aus  Gründen  des  offenbaren  Nutzens 
genehmigt  worden  ist,  verwendet  werden.    Das  Gericht  hat  für 
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die  Vei*wendung  des  Preises  in  der  von  ihm  bestimmten  Weise 
Sorge  zu  tragen. 

Art.  1407.  Die  Veränssening  oder  Verbindlichmachung  des 
Heirathsgats  ist  selbst  bei  Zustimmung  der  Ehegatten  nichtig, 
wenn  sie  nicht  im  Ehevertrage  bewilligt  ist  oder  die  oben  an- 
geführten Voraussetzungen  erfüllt  worden  sind.  Der  Ehemann 
kann  während  der  Ehe  die  Veräusserung  oder  Verbindlich- 
machung widerrufen  lassen;  das  gleiche  Recht  steht  der  Frau 
auch  nach  Auflösung  der  Ehe  zu.  Doch  ist  der  Ehemann, 
welcher  der  Veräusserung  oder  Verbindlichmachung  zugestimmt 
hat,  zum  Schadensersatz  gegenüber  Dritten  verpflichtet,  mit 
denen  er  diesbezüglich  kontrahirt  hat,  sofern  er  nicht  ausdrück- 
lich erklärt  hat,  dass  die  veräusserte  oder  verbindlich  gemachte 
Sache  zum  Heirathsgute  gehörte.  Nach  Auflösung  der  Ehe  unter- 
liegt das  Vermögen,  welches  das  Heirathsgut  bildete,  dem  Zu- 
griffe (sl  pu6  procedere)  auch  wegen  derjenigen  Verbindlichkeiten, 
die  die  Ehegattin  während  der  Ehe  eingegangen  ist. 

Art.  1408.  Dem  Ehemanne  liegen  in  Ansehung  des  zum 
Heirathsgute  gehörigen  Vermögens  alle  Verpflichtungen  des  Niess- 
brauchers  ob  und  er  ist  füi-  inzwischen  eingetretene  Ver- 
jährungen^) und  Verschlechterungen  durch  Nachlässigkeit  ver- 
antwortlich. 
Von  der  Zurückstellung  des  Heirathsguts  handeln  die 
Art.  1409 — 1417.  Besteht  das  Heirathsgut  in  Liegenschaften  oder 
in  solchen  beweglichen  Sachen,  die  Eigenthum  der  Ehegattin  bleiben, 
so  können  der  Ehemann  oder  dessen  Erben  augehalten  werden,  das 
Heirathsgut  sofort  nach  Auflösung  der  Ehe  zurückzugeben  (Art.  1409). 
Besteht  es  dagegen  in  Geld  oder  solchen  beweglichen  Sachen,  die  Eigen- 
thum des  Ehemanns  geworden  sind,  so  kann  die  Rückgabe  erst  ein  Jahr 
nach  Auflösung  der  Ehe  gefordert  werden  (Art.  1410).  Sind  bewegliche 
Sachen,  welche  im  Eigenthum  der  Frau  verblieben  waren,  durch  den  Ge- 
brauch und  ohne  Verschulden  des  Mannes  zu  Grunde  gegangen,  so  ist  er 
nur  die  noch  vorhandenen  und  zwar  in  dem  Zustand,  in  dem  sie  sich 
befinden,  zurückzustellen  verpflichtet  (Art.  1411).  Gehören  zum  nicht  ge- 
schätzten Heirathsgute  Kapitalien  oder  Renten  und  sind  solche  ganz  oder 
theilweise  ohne  Verschulden  des  Ehemanns  verloren  gegangen,  so  wird 
er  durch  Zurückstellung  der  betreffenden  Titel  und  Urkunden  befreit 
(Art.  1411).  Ist  ein  Niessbrauch  als  Heirathsgut  bestellt,  so  begreift 
die  Zurückstellung  nur  das  Recht  des  Niessbrauchs,  nicht  aber  die  während 
der  Ehe  bezogenen  oder  fällig  gewordenen  Früchte  (Art.  1413).  Wird 
die  Ehe  durch  den  Tod  der  Frau  gelöst,  so  haben  deren  Erben  Anspruch 
auf  Zinsen  und  sonstige  Erträgnisse  des  Heirathsguts  vom  Todestage  an. 
Stirbt  der  Ehemann,  so  hat  die  Wittwe  Anspruch  auf  die  Zinsen  oder 

')  Nach  Art.  2120  ruht  die  Verjährung  während  der  Ehe  hinsichtlich  des  fundus 
dotalifl  sowie  hinsichtlich  eines  zar  besonderen  Sicherheit  für  das  Heirathsgut  und  für 
die  ErfüUang  des  Ehevertrags  verpfändeten  Grundstücks. 

23* 
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Erträgnisse  während  des  Trauerjahres  oder  anf  Unterhalt  ans  der  Erb- 
schaft des  Mannes  für  dieselbe  Zeit.  In  beiden  Fällen  kann  sie  überdies 
während  des  Jahres  Wohnung  und  Ti'auerkleidung  aus  der  Erbschaft 
verlangen  (Art.  1415).  Bei  Auflösung  der  Ehe  werden  die  Erträgnisse 
des  Heirathsguts  während  des  letzten  Jahres  —  vom  Kalendertage  der 
Eheschliessung  gerechnet  —  entsprechend  der  Dauer  der  Ehe  in  diesem 
letzten  Jahre  zwischen  den  Erben  des  verstorbenen  und  dem  überlebenden 
Elhegatten  getheilt  (Art.  1416).  Vermiethung  oder  Verpachtung  von 
Dotalliegenschaften  durch  den  Ehemann  werden  wie  solche  durch  den 
Niessbraucher  behandelt  (Art.  1417). 

Absonderung  des  Heirathsguts  vom  Vermögen  des  Ehemannes 
kann  die  Ehefrau  gerichtlich  verlangen,  wenn  der  Verlust  des  Heiraths- 
guts droht  oder  wenn  zu  befürchten  steht,  das  Vermögen  des  Mannes 
werde  ihren  Ansprüchen  zu  genügen  nicht  im  Stande  sein;  ferner  im 
Falle  der  gerichtlichen  Trennung  der  Ehegatten.  Eine  aussergerichtliche 
Absonderung  ist  nichtig  (Art.  1418).  Ist  einer  der  Ehegatten  Kaufmann, 
so  muss  der  Antrag  auf  Absonderung  gerichtlich  veröffentlicht  und  durch 
Aushang  bekannt  gemacht  werden,  worauf  das  Urtheil  nicht  vor  Monats- 
frist nach  der  gerichtlichen  Bekanntmachung  ergehen  darf;  bei  Verletzung 
dieser  Voi-schrif  ten  können  die  Handelsgläubiger  die  geschehene  Absonde- 
rung jederzeit  anfechten  (Art.  19  Cod.  comm.).  Im  Konkurse  des  Ehe- 
mannes nimmt  die  Frau  sowohl  ihr  eigenes  Vermögen  wie  das  Heiraths- 
gut  aus  der  Masse,  jedoch  gilt  im  Zweifel  auch  was  die  Frau  erworben 
hat  oder  besitzt,  als  Eigenthum  des  Mannes  (vgl.  Artt.  780 — 784  Cod. 
comm.);  der  der  Frau  obliegende  Beweis  ist  zu  führen  durch  „atti  di  data 
certa^  (Art.  1327  C.  c).  Die  gerichtlich  ausgesprochene  Absonderung  bleibt 
wirkungslos,  wenn  sie  nicht  innerhalb  sechzig  Tagen  nach  dem  Urtheil 
mittelst  öffentlichen  Aktes  durch  effektive  Befriedigung  der  Ehefrau,  so- 
weit das  ehemännliche  Vermögen  reicht,  ausgeführt  oder  die  Ausführung 
wenigstens  innerhalb  dieser  Frist  von  der  Ehefi-au  beantragt  worden  ist 
(Art.  1419).  Das  Absonderungsurtheil  wirkt  rückwärts  bis  zum  Tage 
des  gestellten  Antrags;  die  Kosten  des  Verfahrens  und  der  Ausführung 
treffen  den  Ehemann  (Art.  1420).  Die  Sondergläubiger  der  Frau  können 
ohne  deren  Zustimmung  die  Absonderung  nicht  verlangen  (Art.  1421). 
Soweit  sich  Gläubiger  des  Ehegatten  durch  die  Absonderung  geschädigt 
sehen,  können  sie  sowohl  in  dem  Verfahren  interveniren  als  auch  nach- 
träglich die  geschehene  Absonderung  anfechten  (Art.  1422).  Hat  die  Ehe- 
gattin Absonderung  ihres  Heirathsguts  erwirkt,  so  hat  sie  im  Verhältniss 
ihres  Vermögens  zum  Vermögen  des  Mannes  zu  den  Haushaltungs-  und 
Erziehungskosten  beizutragen  (Art.  1423).  Sie  hat  die  freie  Verwaltung 
ihres  Veimögens.  Das  Heirathsgut  bleibt  unveräusserlich,  und  Summen, 
die  sie  als  Aequivalent  erhält,  treten  an  dessen  Stelle  und  sind  unter 
gerichtlicher  Aufsicht  zu  belegen  (Art.  1424). 

c)  Gütergemeinschaft  (Errungenschaftsgemeinschaft). 

Gütergemeinschaft  im  Allgemeinen  kann,  wie  schon  erwähnt, 
nur  als  Errungenschaftsgemeinschaft  (communione  degli  utili)  und 
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Bnr  im  Ehevertrage  und  vom  Tage  der  Eheschliessung  beginnend,  ver- 
einbart werden ;  dies  kann  auch  neben  der  Bestellung  eines  Heirathsgutes 
geschehen  (Art.  1433).  In  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen  gelten 
für  die  Enningenschaf tsgemeinschaft  die  Regeln  des  Gesellschaftsveitrags, 
jedoch  sind  folgende  Bestimmungen  zwingender  Natur  (Art.  1434): 

Art.  1436.  In  die  Gemeinschaft  dürfen  weder  der  gegen- 
wärtige Aktiv-  und  Passivstand  der  Ehegatten,  noch  dasjenige 
der  Substanz  nach  einbezogen  werden,  was  ihnen  während  der 
Gemeinschaft  durch  Erbfolge  oder  Schenkung  zufallen  würde; 
vielmehr  umfasst  die  Gemeinschaft  nur  die  Nutzungen  aus  dem 
gegenwärtigen  und  zukünftigen  Vermögen. 

Art.  1436.  Die  Wirkung  der  Gemeinschaft  ist,  dass  die  von 
den  Ehegatten  gemeinsam  oder  von  jedem  für  sich  während  der 
Gemeinschaft  gemachten  Errungenschaften,  mögen  sie  aus  Ge- 
werbsthätigkeit  oder  Ersparnissen  von  Erträgnissen  oder  Ein- 
künften herrühren,  gemeinschaftlich  und  theilbar  werden,  jedoch 
immer  nach  Abzug  der  Schulden  des  Gesammtguts. 

Art.  1437.  Die  Verlobten  müssen  vor  der  Ehe  ein  urkund- 
liches Verzeichniss  (descrizione  autentica)  ihies  gegenwärtigen 
beweglichen  Vermögens  aufnehmen  und  ein  eben  solches  Ver- 
zeichniss ist  für  das  beweglidhe  Vermögen,  das  ihnen  während 
der  Gemeinschaft  zufällt,  aufzunehmen;  beim  Mangel  eines  solchen 
Verzeichnisses  oder  anderen  urkundlichen  Nachweises  wird  das 
bewegliche  Vermögen  als  Gemeinschaftserwerb  angesehen. 

Art.  1438.  Der  Ehemann  allein  hat  die  Verwaltung  des 
Gesammtguts  und  tritt  in  Rechtsstreitigkeiten,  die  es  angehen, 
vor  Gericht  auf.  Zu  Veräusserungen  oder  Verpfändungen  ist  er 
nicht  befugt,  ausser  durch  lästiges  Rechtsgeschäft. 

Art.  1439.    Auf  Vermiethungen  und  Verpachtungen,  die  der 
Ehemann  in  Ansehung  des  Vermögens  der  Frau,  dessen  Früchte 
der  Gemeinschaft  zustehen,  vornimmt,  finden  die  Regeln  über  Ver- 
miethungen und  Verpachtungen  durch  Niessbraucher  Anwendung. 
Art.  1440.    Die  Vereinbarung,  dass  den  Ehegatten  ungleiche 
Antheile  an  der  Errungenschaft  zustehen  sollen,  oder  dass  der 
üeberlebende  einen  Theil  davon  als  Voraus  erhalten  soll,  fällt 
weder  der  Sache  noch  der  Form  nach  unter  die  für  Schenkungen 
gegebenen  Vorschriften.    Doch  darf  nicht  vereinbart  werden,  dass 
einer  der  Ehegatten  zu  dem  Passivstande  der  Gemeinschaft  zu 
einem  gi-össeren  Theüe  beitragen  soll,  als  sein  Antheil  am  Aktiv- 
stande beträgt. 
Die  Gemeinschaft  wird  nur  durch  Tod,  Verschollenheit,  gerichtliche 
Trennung  der  Ehe  und  gerichtliche  Vermögensabsonderung  aufgehoben 
(Art.  1441).    Letztere  findet  unter  entsprechender  Anwendung  der  Artt. 
1418,  1420  und  1421  statt,  wenn  der  Ehemann  das  Gesammtgut  schlecht 
verwaltet  oder  durch  Unordnung  seiner  Vermögensverhältnisse  das  Interesse 
der  Frau  gefährdet  (Art.  1442).    Die  einmal  aufgehobene  Gütergemeinschaft 
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kann  durch  öffentlichen  Akt  wiederhergestellt  werden  und  wird  dann^ 
unbeschadet  der  während  der  Gütertrennung  von  Dritten  erworbenen 
Rechte,  so  angesehen,  als  ob  sie  niemals  aufgehoben  worden  wäre;  daher 
ist  eine  Wiederherstellung  unter  veränderten  Bedingungen  nichtig  (Art 
1443).  Nach  Auflösung  der  Gemeinschaft  steht  der  Ehefrau  oder  ihren 
Erben  immer  das  Recht  zu,  auf  die  Gemeinschaft  zu  verzichten  oder  sie 
mit  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  anzunehmen  (Art.  1444).  Bei  der 
Theilung  der  Gemeinschaft  können  die  Ehegatten  oder  ihre  Erben,  und 
im  Falle  des  Verzichtes  oder  der  Annahme  mit  der  Rechtswohlthat  des 
Inventars  die  Ehefrau  und  ihre  Erben,  ungeachtet  der  Bestimmungen  des 
Art.  1437,  diejenigen  beweglichen  Sachen  für  sich  vorwegnehmen,  von 
denen  sie  beweisen,  dass  sie  ihnen  vor  Eingehung  der  Ehe  gehört  haben 
oder  dass  sie  ihnen  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung 
zugefallen  sind.  Die  Ehefrau  und  ihre  erbberechtigten  Kinder  können, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Werth,  vom  Zeugenbeweise  Gebrauch  machen, 
soweit  es  sich  um  Erwerb  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  handelt.  Die 
Ehefrau  und  ihre  Erben  können  auch  den  Werth  der  ihr  gehörigen,  nicht 
in  die  Gemeinschaft  gefallenen  beweglichen  Sachen,  die  sich  zur  Zeit  der 
Theilung  nicht  mehr  vorfinden,  zurückfordern  und  sich  für  den  Werth 
auch  des  Beweises  durch  Notorietät  bedienen  (Art.  1445).  Die  Entnahme 
als  Voraus  kann  nicht  zum  Nachtheile  Dritter  geschehen,  die  in  Er- 
mangelung eines  Verzeichnisses  oder  eines  anderen  Titels  über  das  Eigen- 
thum  mit  dem  Ehemann  als  Verwalter  des  Gesammtguts  Verträge  ab- 
geschlossen haben,  unbeschadet  jedoch  des  Rückgi-iffs  der  Frau  oder  ihrer 
Erben  auf  den  Antheil  des  Ehemannes  am  Gesammtgut  und  auf  sein 
Sondervermögen  (Art.  1446). 

d)  Sondergut  (beni  parafernali).  Wenn  die  Ehegatten  weder 
das  Dotalsj'stem  noch  die  Gütergemeinschaft  annehmen,  so  behält  jeder 
sein  Vermögen  und  verfügt  darüber  völlig  frei.  Alles  Vermögen  der 
Ehefrau,  das  nicht  zum  Heirathsgut  bestellt  ist,  ist  Sondergut  (Para- 
phernalvermögen  Art.  1425).  Die  Ehefrau  muss  davon  verhältnissmässig, 
sofern  nicht  im  Ehe  vertrage  etwas  Anderes  festgesetzt  ist,  zu  den  Lasten 
der  Ehe  beitragen  (Art.  1426).*)  Sie  behält  Eigenthum,  Verwaltung  und 
Nutzniessung  ihres  Vermögens,  und  der  Mann  ist  ohne  besondere  Voll- 
macht weder  zur  Verwaltung  noch  zur  Eintreibung  von  dazu  gehörigen 
Forderungen  berechtigt  (Art.  1427).  Bestellt  die  Ehefrau  den  Mann  als 
Verwalter  unter  der  Verpflichtung  zur  Rechnungslegung,  so  hat  er  die- 
selben Pflichten  wie  jeder  andere  Verwalter  (Art.  1428).  Hat  der  Mann 
das  Paraphemalvermögen  der  Frau  ohne  Vollmacht,  jedoch  ohne  Wider- 
spruch von  ihrer  Seite,  oder  zwai*  mit  Vollmacht,  aber  ohne  die  Ver- 
pflichtung zur  Rechnungslegung  benutzt,  so  sind  er  und  seine  Erben  auf 
erstes  Anfordern  der  Ehefrau  bezw.  bei  Auflösung  der  Ehe  gehalten,  die 
vorhandenen  Erträgnisse  abzuliefern,  wogegen  die  verbrauchten  Erträg- 
nisse nicht  ersetzt  zu  werden  brauchen  (Art.  1429).    Hat  die  Ehefrau 

^)  Hinsichtlicli  des  AntheiLsyerhältnisses  yerweist  Art.  1426  aaf  Art.  138;  sieh« 
denselben  nachstehend  unter  3  b  S.  359. 
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gegen  die  Benutzung  Widerspruch  erhoben,  so  sind  der  Mann  oder  seine 
Erben  auch  zur  Rechnungslegung  über  die  verbrauchten  Erträgnisse  ver- 
bunden (Art.  1430).  Der  Ehemann,  der  das  Paraphemalvermögen  be- 
nutzt, hat  die  Verpflichtungen  eines  Nießbrauchers  (Art  1431).  Die 
Vorschriften  der  Artt.  1428,  1429,  1430  und  1431  gelten  auch  für  den 
umgekehrten  Fall,  dass  die  Ehefrau  das  ehemännliche  Vermögen  ver- 
waltet und  genutzt  hat  (Art.  1432). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsiehtlich  der  Kinder. 

a)  Legitimation.  Das  uneheliche  Kind  erwirbt  durch  Legitimation 
die  Eigenschaft  eines  ehelich  geborenen.  Die  Legitimation  erfolgt  durch 
nachträgliche  Ehe  der  Eltern  oder  durch  königliches  Dekret  (Art.  194). 
Kinder,  die  gesetzlich  nicht  anerkannt  werden  dürfen,  können  auch  nicht 
legitimirt  werden;  solche  sind:  Kinder  von  Personen,  von  denen  auch 
nur  eine  zur  Zeit  der  Empfängniss  mit  einer  anderen  verheirathet  war, 
und  Kinder  von  Personen,  zwischen  denen  wegen  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft  in  gerader  Linie  ohne  Beschi'änkung  oder  wegen  Seiten- 
verwandtschaft im  zweiten  Grade  eine  Ehe  nicht  stattfinden  kann  (Artt.  195, 
180).  Vorverstorbene  Kinder  können  zu  Gunsten  ihrer  Nachkommenschaft 
legitimirt  werden  (Art.  196).  Die  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimirten 
erwerben  die  Rechte  ehelicher  Kinder  vom  Tage  der  Eheschliessung, 
wenn  sie  in  der  Urkunde  über  die  Eheschliessung  oder  früher  von  beiden 
Eltern  anerkannt  worden  sind,  oder  vom  Tage  der  Anerkennung,  wenn 
diese  nach  der  Eheschliessung  erfolgt  (Art.  197). 

b)  Unterhalt  und  Erziehung.    Hierüber  bestimmen: 

Art.  138.  Die  Ehe  legt  beiden  Gatten  die  Verpflichtung  auf, 
die  Nachkommenschaft  zu  erhalten,  zu  erziehen  und  zu  unter- 
richten. Diese  Verpflichtung  trifft  den  Vater  und  die  Mutter  im 
Verhältniss  ihrer  Vermögen,  wobei  in  den  Beitrag  der  Mutter 
die  Erträgnisse  des  Heirathsguts  eingerechnet  werden.  Genügen 
die  Mittel  der  Eltern  nicht,  so  trifft  die  Verpflichtung  die  anderen 
Aszendenten  nach  der  Nähe  des  Grades.^) 

Art.  139.  Die  Kinder  sind  ihren  Eltern  und  anderen  Aszendenten 
den  Unterhalt,  dessen  dieselben  bedürfen,  zu  gewähren  schuldig.*) 

Die  Artt.  140,  141  handeln  dann  weiter  von  der  Unterhaltspflicht 
der  Schwiegereltern  und  Schwiegerkinder  gegen  einander  und  von  der 
Unterhaltspflicht  der  Geschwister  und  Art.  142  bestimmt  die  Reihenfolge, 
in  welcher  die  einzelnen  Verpflichteten  einzutreten  haben:  zunächst  die 
Ehegatten,  dann  die  Deszendenten,  dann  die  Aszendenten,  weiterhin 
Schwiegersohn  und  Schwiegertochter,  demnächst  die  Schwiegereltern,  zu- 

^)  Der  Unterhalt  begreift:  Nahrung,  Kleidung,  Behausung  und  Krankenpflege. 

^  Auch  anerkannte  uneheliche  Kinder  und  deren  eheliche  Nachkommen  haben 
nicht  nur  ein  Anrecht  auf  Unterhalt,  Erziehung,  Unterricht  und  Vorbildung  zu  einem 
Berufe  (Artt.  186,  187),  sondern  sind  auch  ihrerseits  zur  Alimentation  des  bedürftigen 
Bltemtheilsyerpflichtet,  sofern  keine  leistungsfähigen  ehelichen  Aszendenten,  Deszendenten 
oder  ein  leiatnngsfähiger  Ehegatte  yorhanden  sind. 
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letzt  die  Geschwister.    Unter  den  Deszendenten  entscheidet  die  gesetz- 
liche Erbfolgeordnung  gegenüber  dem  Alimentationsberechtigten. 

Art.  143.  Der  Unterhalt  ist  nach  dem  Bedürfnisse  des  Be- 
rechtigten und  dem  Vermögen  des  Verpflichteten  zu  bemessen. 
Art.  144.  Tritt  nach  der  Bemessung  des  Unterhalts  eine 
Veränderung  in  den  Umständen  des  Berechtigten  oder  Ver- 
pflichteten ein,  so  kann  der  Unterhalt  gerichtlich  ganz  beseitigt, 
ermässigt  oder  erhöht  werden. 

Art  145.  Der  Unterhalt  kann  durch  Gewährung  einer  Rente 
oder  durch  Aufnahme  in  die  eigene  Vt^ohnung  und  Naturalleistung 
gereicht  werden.  Das  Gericht  kann  je  nach  Umständen  das  eine 
oder  andere  vorschreiben.  Das  Gericht  kann  bei  dringender 
Nothwendigkeit  zeitweilig  einzelne  subsidiär  Verpflichtete  ausser 
der  Ordnung  zur  Alimentation  anhalten,  vorbehaltlich  ihres  Rück- 
griffs auf  die  Vorverpflichteten. 

Art.  146.  Die  Alimentationsverpflichtung,  auch  die  gerichtlich 
festgestellte,  erlischt  mit  dem  Tode  des  Verpflichteten. 

Art.  147.  Die  Kinder  haben  gegen  die  Eltern  hein  Klage- 
recht auf  irgendwelche  Zuweisungen  aus  Anlass  ihrer  Verheirathung 
oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde. 

c)  Die  väterliche  Gewalt  wird  während  der  Ehe  vom  Vater  und, 
wenn  dieser  sie  nicht  ausüben  kann,  von  der  Mutter  geübt;  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  steht  sie  dem  überlebenden  Elterntheile  zu.  Sie  dauert 
bis  zur  Volljährigkeit  oder  Emanzipation  des  Kindes  (Art.  220).  Das 
Kind  darf  die  väterliche  oder  diejenige  Wohnung,  die  der  Vater  ihm 
angewiesen  hat,  ohne  dessen  Genehmigung  nicht  verlassen,  ausser  wegen 
Eintritt  in  das  Heer.  Entfernt  es  sich  ohne  Erlaubniss,  so  kann  der 
Vater  es  zurückberufen  und  sich  erforderlichen  Falls  an  den  Präsidenten 
des  Civilgerichtshofs  bei  Gefahr  im  Verzuge  an  den  Prätor  wenden. 
Ebenso  kann  beim  Vorhandensein  ausreichender  Gründe  die  Entfernung 
des  Kindes  aus  dem  väterlichen  Hanse  angeordnet  werden  (Art.  221). 
Wenn  der  Vater  nicht  im  Stande  ist,  VeriiTungen  des  Kindes  zu  steuern, 
kann  er  es  aus  der  FamUie  entfernen,  wenn  er  ihm  nach  Massgabe  der 
eigenen  Mittel  den  unbedingt  nöthigen  Unterhalt  anweist;  er  kann  es 
nöthigenfalls  auch  durch  den  Gerichtsvorsitzenden  in  ein  zweckdienliches 
Haus,  eine  Erziehungs-  oder  Korrektionsanstalt  bringen,  um  es  zu  bessern 
und  zu  strafen  (Art.  222).  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden 
Ailikel  entscheidet  der  Präsident  kraft  seiner  diskretionären  Gewalt  nach 
eingezogener  Erkundigung  und  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft.  Gründe 
werden  nicht  publizirt.  Berufung  ist  an  den  Präsidenten  des  Appellhofe 
zulässig  (Art.  223). 

Der  Vater  vertritt  die  geborenen  und  ungeborenen  Kinder  in  allen 
civilrechtlichen  Beziehungen  und  verwaltet  ihr  Vermögen.  Er  kann 
dieses  aber  weder  veräussern  noch  verpfänden,  noch  im  Namen  des 
Kindes   Darlehen   oder   andere   Verbindlichkeiten   kontrahiren,    die   die 
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Grenzen  der  einfachen  Verwaltung  überschreiten,  ausser  in  Fällen  der 
Nothwendigkeit  oder  des  offenbaren  Vortheils  des  Kindes  selbst  und  mit  der 
Ermächtigung  des  Civiltribunals.  Entsteht  zwischen  Kindern,  die  unter 
derselben  väterlichen  Gewalt  stehen,  oder  zwischen  ihnen  und  dem  Vater 
ein  Interessenkonflikt,  so  ist  den  Kindern  ein  Spezialpfleger  zu  bestellen 
(Art  224).  Zur  Erhebung  von  Kapitalien  oder  zum  Verkauf  von  beweg- 
lichen Sachen,  die  einer  Verschlechterung  ausgesetzt  sind,  gentigt  die 
Ermächtigung  des  Prätors,  vorausgesetzt,  dass  eine  neue  Belegung  statt- 
findet, deren  Sicherheit  diesem  gentigt  (Art.  225).  Erbschaften  werden 
für  lünder  unter  väterlicher  Gewalt  vom  Vater  mit  der  Kechtswohlthat 
des  Inventars  angenommen.  Kann  oder  will  der  Vater  sie  nicht  an- 
nehmen, so  kann  der  Gerichtshof  auf  Ansuchen  des  Kindes,  eines  Ver- 
wandten oder  der  Staatsanwaltschaft  nach  Bestellung  eines  Spezial- 
pflegers  und  Anhörung  des  Vaters  die  Ermächtigung  zur  Annahme  er- 
theilen  (Art.  226).  Den  vorhergehenden  Artikeln  zuwider  erfolgte  Hand- 
lungen können  als  nichtig  nur  vom  Vater,  dem  Kinde  oder  seinen  Erben 
oder  Rechtsnachfolgern  angegiiffen  werden  (Art.  227). 

Der  Vater  hat  den  Niessbranch  an  allem,  was  dem  Kinde  aus 
Erbschaft,  Schenkung  oder  sonstigem  Erwerbstitel  zufällt,  bis  zu  dessen 
Volljährigkeit  oder  Emanzipation  (Art.  228).  Dem  gesetzlichen  Niess- 
branch unterliegen  nicht:  1.  Vermögen,  das  dem  Kinde  unter  Ausschluss 
des  väterlichen  Niessbrauchs  hinterlassen  oder  geschenkt  worden  ist, 
soweit  es  nicht  Pflichttheil  ist,  2.  was  dem  Kinde  zur  Begründung  eines 
Berufs  oder  Gewerbes  hinterlassen  oder  geschenkt  ist,  3.  Erbschaften, 
Vermächtnisse  oder  Schenkungen,  die  das  Kind  gegen  den  Willen  des  Vaters 
angenommen  hat,  4.  das  vom  Kind  in  Anlass  oder  durch  Ausübung  des 
Militärdienstes,  von  Aemtem,  Anstellungen  Professionen  oder  Gewerben 
oder  sonst  durch  eigene  Arbeit  oder  durch  eigenen  selbständigen  Fleiss 
erworbene  Vermögen  (Art.  229).  Am  Niessbranch  haften  folgende  Lasten: 
Die  Kosten  der  Erhaltung,  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  des  Kindes, 
die  auf  dem  dem  Niessbranch  unterworfenen  Kapital  ruhenden  periodi- 
schen Abtragungen  und  Zinsen,  alle  sonstigen  gesetzlichen  Verpflichtungen 
des  Niessbrauchers  (Art.  230).  Die  vorhergehenden  Bestimmungen  gelten 
ebenso  für  die  Mutter,  die  die  väterliche  Gewalt  ausübt.  Der  Niess- 
branch geht  auf  die  Mutter  auch  dann  über,  wenn  der  Vater  zwai-  die 
väterliche  Gewalt  ausübt,  aber  aus  Ursachen  in  seiner  Person  von  dem 
Nissbrauchsrecht  ausgeschlossen  ist  (Art.  231).  Der  Niessbranch  endigt 
mit  dem  Tode  des  Kindes,  sowie  mit  der  Wiederverheirathung  des  Eltem- 
theils  (Art.  232).  Bei  Missbrauch  der  väterlichen  Gewalt,  Nachlässig- 
keit oder  schlechter  Verwaltung  kann  der  Gerichtshof  auf  Ansuchen 
eines  der  nächsten  Verwandten  oder  der  Staatsanwaltschaft  dem  Kinde 
einen  Vormund  oder  Vermögenspfleger  bestellen,  den  Niessbranch  ganz 
oder  theilweise  aufheben  und  alle  sonst  dem  Interesse  des  Kindes  dien- 
lichen Verfügungen  treffen  (Art.  233).  Setzt  sich  der  Niessbranch  über 
den  gesetzlichen  Endtermin  mit  Vollmacht  ohne  Bedingung  der  Rech- 
nungslegung oder  ohne  Vollmacht,  aber  mit  stillschweigender  Einwilligung 
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des  mit  dem  Eltemtheil  zasammenwolmenden  Kindes  fort,  so  kömien  die 
verbrauchten  Erträgnisse  nicht  zurückgefordert  werden  (Art.  234). 

Der  Vater  kann  durch  Testament  oder  urkundlich  der  überlebenden 
Mutter  Bedingungen  hinsichtlich  der  Erziehung  des  Kindes  und  der  Ver- 
mögensverwaltung vorschreiben.  Die  Mutter  kann,  falls  sie  mit  den  Be- 
dingungen nicht  einverstanden  ist,  den  Familienrath  anrufen,  dessen  Be- 
schluss  der  Genehmigung  des  Gerichts  unterliegt  (Art.  235).  Ist  beim 
Ableben  des  Ehemannes  die  Frau  schwanger,  so  kann  das  Gericht  auf 
Ansuchen  eines  Betheiligten  für  die  Frucht  einen  Pfleger  (curator  ventris) 
bestellen  (Art.  236).  Die  Wittwe,  die  zu  einer  neuen  Ehe  schreiten  will, 
muss  einen  Familienrath  einberufen,  der  über  die  Belassung  der  Vermögens- 
verwaltung beschliesst,  auch  Bedingungen  für  die  Verwaltung  und  Er- 
ziehung aufstellen  kann;  die  Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Verbindlich- 
keit der  Genehmigung  des  Gerichts  (Art.  237).  Unterbleibt  von  ihrer  Seite 
die  Einberufung,  so  verliert  die  Mutter  ipso  iure  das  Recht  der  Verwaltung 
und  ihr  Ehemann  wird  solidarisch  mitverantwortlich  für  die  unrecht- 
mässig fortgesetzte  Verwaltung.  Der  Prätor  beruft  alsdann  den  Familien- 
rath zur  Beschlussfassung  über  die  Erziehung  und  Verwaltung  ein,  und 
dieser  entscheidet  unter  Genehmigung  des  Gerichts  (Art.  238).  Wenn 
der  Wittwe  die  Verwaltung  des  Vermögens  belassen  oder  sie  in  dieselbe 
wieder  eingesetzt  worden  ist,  so  wird  der  neue  Ehemann  immer  als  ihr 
Mitverwalter  und  als  solidarisch  mitverantwortlich  angesehen  (Art.  239). 

§5. 

E.  Nichtigkeit  der  Ehe. 

1.  Zu  unterscheiden  ist  zwischen  absoluter  Nichtigkeit,  d.  h.  Nicht- 
existenz  der  Ehe  ipso  iure  und  relativer  Nichtigkeit,  die  von  den  Inter- 
essenten, in  den  Fällen  der  Artt.  104  und  112  (nachstehend  unter  2  a, 
b,  f)  auch  von  der  Staatsanwaltschaft,  gerichtlich  geltend  gemacht  und 
durch  ürtheil  festgestellt  werden  kann.  Nachdem  oben  bereits  von  den 
vernichtenden  Ehehindemissen  gehandelt  worden  ist,  erübrigt  auszu- 
führen, von  wem,  innerhalb  welcher  Fristen  und  unter  welchen  sonstigen 
Voraussetzungen  die  Nichtigkeit  geltend  gemacht  werden  kann. 

2.  Die  einzelnen  Fälle  der  Nichtigkeit. 

a)  Wegen  mangelnder  Ehemündigkeit,  wegen  Doppelehe,  wegen 
ehehindernden  Verwandtschafts-,  Schwägerschafts-  oder  Adop- 
tionsverhältnisses und  wegen  Todtschlages  (Artt.  55,  56,  58,  59, 
60  und  62)  kann  von  dem  Ehegatten,  von  den  nächsten  Aszendenten, 
der  Staatsahwaltschaft  und  allen  denjenigen  auf  Nichtigkeitserklärung 
geklagt  werden,  die  ein  gesetzliches  und  gegenwärtiges  Interesse  daran 
haben  (Art.  104).  Jedoch  kann  der  Altersmangel  nicht  mehr  geltend 
gemacht  werden,  wenn  sechs  Monate  seit  Erreichung  des  vorgeschriebenen 
Alters  verstrichen  sind  oder  wehn  die  zur  Zeit  der  Eheschliessung  noch 
nicht  ehemündige  Frau  geschwängert  worden  ist  (Art.  110);  auch  sind 
Aszendenten  und  der  Familien-  oder  Vormundschaftsrath   unter   allen 
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Umständen  von  der  Klage  ansgeschlossen,  wenn  sie  selbst  ihre  Ein- 
willigung znr  Ehe  gegeben  haben  (Art.  111).  Hinsichtlich  der  Doppel- 
ehe kommt  noch  Art.  113  in  Betracht,  welcher  bestimmt: 

Ein  Ehegatte  kann  zu  jeder  Zeit  die  Ehe  des  anderen  Ehe- 
gatten anfechten;  wird  die  Nichtigkeit  der  ersten  Ehe  ein- 
gewendet, so  ist  vorerst  über  diesen  Einwand  zu  erkennen.  Die 
von  dem  Ehegatten  eines  Verschollenen  eingegangene  ander- 
weitige Ehe  kann  nicht  angefochten  werden,  so  lange  die  Ver- 
schollenheit fortbesteht.^) 

b)  Formmangel.  Wegen  Unzuständigkeit  des  Civilstandsbeamten 
oder  Abwesenheit  der  erforderlichen  Zeugen  kann  eine  Ehe  gleichfalls 
von  den  vorstehend  (unter  a)  bezeichneten  Personen  angefochten  werden, 
wegen  Unzuständigkeit  des  Standesbeamten  jedoch  nur  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Abschluss  (Art.  104). 

c)  Wegen  Mangels  freier  Einwilligung,  insbesondere  wegen 
Irrthums  in  der  Person,  ist  nur  derjenige  Ehegatte  zu  klagen  berechtigt, 
dessen  Einwilligung  nicht  frei,  bezw.  der  in  den  Irrthum  versetzt  worden 
war  (Art.  105).  Doch  wird  diese  Klage  auf  Nichtigkeitserklärung  hin- 
fällig, wenn  der  Ehegatte,  nachdem  er  seine  völlige  Freiheit  erlangt  oder 
den  Irrthum  entdeckt  hat,  einen  Monat  hindurch  das  eheliche  Zusammen- 
leben fortsetzt  (Art.  106). 

d)  Wegen  Impotenz  ist  nur  der  andere  Gatte  zur  Nichtigkeits- 
klage befugt  (Art.  107). 

e)  Eine  ohne  Einwilligung  der  Aszendenten  oder  des  Familien- 
oder Vormundschaftsrathes  eingegangene  Ehe  kann  von  denjenigen  Per- 
sonen, deren  Einwilligung  erforderlich  war,  sowie  auch  von  dem  Ehe- 
gatten, der  der  Einwilligung  bedurfte,  nicht  jedoch  von  einem  Sohne, 
der  zur  Zeit  der  Eheschliessung  das  21.  Jahr  zurückgelegt  hatte,  an- 
gefochten werden  (Art  108).  Die  Nichtigkeitsklage  wird  jedoch  hin- 
fällig, wenn  die  Ehe  von  den  Verwandten,  deren  Zustimmung  erforder- 
lich war,  ausdrücklich  oder  stillschweigend  genehmigt  worden  ist,  oder 
wenn,  seitdem  ihnen  die  Ehe  bekannt  geworden,  sechs  Monate  ohne 
ihren  Widerspruch  verstrichen  sind.  Dasselbe  gilt  für  die  Klage  des 
Ehegatten,  der  nach  erreichter  Volljährigkeit  sechs  Monate  verstreichen 
liess,  ohne  die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  bestreiten  (Art.  109). 

f)  Die  Ehe  einer  wegen  Geisteskrankheit  entmündigten  Pei'son 
(Art.  61)  kann  von  ihr  selbst,  von  ihrem  Vormund,  vom  Familienrath  und 
der  Staatsanwaltschaft  angefochten  werden,  wenn  entweder  zur  Zeit  der 
Eheschliessung  ein  rechtskräftiges  Entmündigungsurtheil  vorlag  oder  wenn 
die  Geisteskrankheit  bereits  zur  Zeit  der  Eheschliessung  bestand.    Die 


^)  Kommt  dem  Standesbeamten  eine  frühere  Ehe  zur  Kenntniss,  so  hat  er  un- 
weigerlich den  Todtenschein  des  früheren  Gatten  oder  den  Nachweis  der  gerichtlichen 
Nichtigerklärung  der  früheren  Ehe  zu  verlangen  (Art.  72  des  Keglements).  Kommt  es 
trotzdem  zu  einer  Bigamie,  so  ist  Art.  113  anwendbar.  Für  die  FäUe  von  Verschollen- 
heit  komjnen  Artt.  20 ff.  C.  c.  in  Betracht;  siehe  darüber  oben  S.  337  und  S.  364 
unter  3. 
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Nichtigkeitserklärung  ist  unzulässig,  wenn  das  eheliche  Zusammenleben 
drei  Monate  hindurch  nach  Wiederaufhehung  der  Entmündigung  fort- 
gesetzt worden  ist  (Art.  112). 

Zu  bemerken  ist,  dass  die  Klage  auf  Nichtigerklärung  von  der  Staats- 
anwaltschaft nach  dem  Ableben  eines  der  beiden  Ehegatten  nicht  mehr 
angestellt  werden  kann  (Art.  114);  femer  dass  das  Gericht,  wenn  die 
Klage  von  einem  der  Ehegatten  angestellt  ist,  auf  Ansuchen  einer  Partei 
die  einstweilige  Trennung  der  Gatten  während  der  Dauer  des  Verfahrens 
anordnen  kann;  sind  beide  Ehegatten  oder  einer  von  ihnen  minderjährig, 
so  kann  diese  Trennung  auch  von  Amtswegen  verfügt  werden  (Art  115). 
Auch  sonst  kann  das  Gericht  einstweilige  Verfügungen,  die  ihm  noth- 
wendig  oder  nützlich  erscheinen,  nach  freiem  Ermessen  treffen.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  die  Staatsanwaltschaft  vorgängig  zu  hören  (Artt.  346 
Ziff.  3  und  4  und  808  Cod.  proc.  civ.). 

3.  Die  Wirkung  der  Nichtigerklärung  ist,  dass  alle  Wirkungen 
der  Ehe  —  auch  für  und  gegen  dritte  Personen  —  aufgehoben  werden.   Eine 
Ausnahme  lässt  das  Gesetz  nur  für  die  Putativehe  zu,  indem  Art.  116  bestimmt: 
War  eine  für  nichtig  erklärte  Ehe   in  gutem  GlJkuben  ein- 
gegangen, so  hat  sie  die  bürgerlichen  Rechtswirkungen  der  Ehe 
sowohl   hinsichtlich   der   Ehegatten    als   auch   hinsichtlich   der 
Kinder,  selbst  wenn  diese  vor  der  Ehe  geboren,  aber  vor  der 
Nichtigerklärung  anerkannt  worden  sind.    War  nur  einer  der 
Ehegatten  in  gutem  Glauben,  so  hat  die  Ehe  nur  für  ihn  und 
für  die  Kinder  bürgerliche  Rechtswii'kungen.^) 

Demgemäss  bestehen  für  den  gutgläubigen  Ehegatten  insbesondere 
die  Rechte  aus  dem  Ehevertrage,  die  väterliche  Gewalt,  das  Erbrecht 
gegenüber  dem  anderen  Ehegatten  und  gegenüber  den  vor  der  Nichtig- 
keitserklärung verstorbenen  Kindern  fort;  für  eheliche  Kinder  Erbrecht, 
Pflichttheilsrecht,  Unterhaltsrecht  u.  s.  w.  Dagegen  beseitigt  die  Nichtig- 
keitserklärung auch  im  Falle  der  Putativehe  mit  dem  Tage  des  Urtheils 
Ansprüche  der  Scheingatten  auf  wechselseitige  Erbfolge  und  auf  die  in 
Hinsicht  auf  die  Ehe  gemachten  Schenkungen.  Bestehen  bleibt  die 
Wirkung  der  Schenkung  nur,  insofern  sie  in  einer  Putativehe  geborene 
Kinder  betrifft  und  sofern  daraus  in  der  Zwischenzeit  dritte  Personen 
Rechte  erworben  haben  (Art.  1068).  Hat  der  Ehegatte  einer  für  tot 
erklärten  Person  eine  zweite  Ehe  geschlossen  und  stellt  sich  heraus, 
dass  der  für  tot  Gehaltene  noch  lebt,  so  ist  die  zweite  Ehe  der 
Nichtigerklärung  unterworfen.  Der  Fall  kann  in  Italien  aber  nur 
äusserst   selten   praktisch   werden,    da   nach   italienischem   Gesetz    der 

^)  Der  gute  Glaube  ist  hier:  UnkenDtniHS  der  die  Nichtigkeit  begrÜDdenden 
Mängel.  Zwischen  Unkenntniss  von  Thatsachen  und  Rechtsunkenntniss  wird  nicht 
unterschieden,  da  der  Kechtsirrthum  guten  Glauben  nicht  ausschliesst.  Kass-H.  Neapel 
Yom  1.  Februar  1889  und  vom  25.  April  1892.  La  Legge  1889  II  802  und  1898  I  87. 
Der  Einwand  des  guten  Glaubens  behufs  Wahrung  der  Rechte  aus  Art.  116  kann  yon 
jedem  Gatten  oder  Kinde,  nicht  aber  von  beliebigen  Dritten  erhoben  werden.  Ka88.H. 
Palermo  vom  10.  April  1888,  daselbst  1888  II  662. 
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Standesbeamte  die  Ehe  nicht  schliessen  darf,  wenn  die  Verlobten  nicht 
durch  Totenschein  oder  rechtskräftiges  Urtheil  (s.  oben  S.  337)  ihre 
Freiheit  darthun.  Auch  kommt  hier  noch  der  vorstehend  S.  363  zitirte 
Ari  113  C.  c.  in  Betracht. 


§6. 

P.  Trennung  von  Tisch  und  Bett 

1.  Allgemeines.  Das  italienische  Recht  kennt  keine  Ehescheidung 
dem  Bande  nach:  „die  Ehe  wird  nur  durch  den  Tod  eines  der  Gatten 
aufgelöst;  doch  ist  die  Trennung  der  Gatten  von  Tisch  und  Bett  (sepa- 
razione  personale)  gestattet"  (Art.  148).^).  Diese  zu  verlangen  steht  den 
Gatten  nur  in  den  vom  Gesetz  bestimmten  Fällen  zu  (Art.  149),  wobei 
hervorzuheben  ist,  dass  die  Gründe  der  Trennungsklage  im  Allgemeinen 
für  beide  Gatten  gleich  sind,  nur  mit  der  Massgabe,  dass  die  Frau  wegen 
Ehebruchs  des  Mannes  nur  in  besonders  schweren  Fällen  (Art.  150  Satz  2) 
klagen  kann,  dass  ihr  aber  andererseits  der  besondere  Elagegrund  aus 
Art.  152  zur  Seite  steht.  —  Zur  Begründung  der  Trennungsklage  können 
auch  Thatumstände,  welche  sich  erst  im  Laufe  des  anhängigen  Verfahrens 
ereignet  haben,  noch  in  demselben  Verfahren  geltend  gemacht  werden.'*) 


2.  Gründe  der  Trennung. 

Art.  150.  Die  Trennung  kann  verlangt  werden  wegen  Ehe- 
bruchs oder  böslicher  Verlassung  (volontario  abbandono), 
femer  wegen  grober  Ausschreitungen,  Misshandlungen, 
schwerer  Drohungen  und  Ehrenbeleidigungen  (eccessi, 
sevizie,  minacce  e  ingiurie  gi'avi).  Wegen  Ehebruchs  des  Mannes 
findet  die  Klage  auf  Trennung  nur  statt,  wenn  er  eine  Konkubine 
im  Hause  oder  notorisch  an  einem  dritten  Orte  hält  oder  wenn 


^)  Bestimmend  für  die  Ablehnung  der  Ehescheidung  war  zwar  nicht  der  religiöse 
Charakter  der  Ehe  als  Sakrament,  aber  doch  Alles  das,  was  die  Ehe  als  soziale 
Institution  über  den  bloss  privaten  Vertrag  hinaushebt.  Hierin  befand  sich  die 
wissenschaftliche  Doktrin  in  völliger  Uebereinstimmung  mit  der  Gesetzgebung.  Erst 
in  neuerer  Zeit  hat  sich  in  der  Literatur  ein  lebhaftest  geführter  Kampf  um  die  Ein- 
führung der  Ehescheidung  erhoben.  Und  obgleich  eine  tiefere  Erregung  der  öffent- 
lichen Meinung  durch  diesen  Kampf  nicht  eingetreten  war,  hat  doch  das  Ministerium 
dem  gegebenen  Impulse  so  weit  folgen  zu  müssen  geglaubt,  dass  es  dem  Parlament 
im  Jahre  1902  die  Vorlage  eines  Ehescheidungsgesetzes  ankündigte.  Gab  diese  An- 
kündigung der  Polemik  ein  erhöhtes  und  aktueUes  Interesse,  so  traten  doch  nunmehr 
die  rein  sachlichen  Gesichtspunkte  stark  hinter  politischen  Erwägungen  zurück.  Und 
im  Allgemeinen  lässt  sich  sagen,  dass,  so  einleuchtende  Gründe  für  die  Zulassung  der 
Ehescheidung  in  gewissen  verzweifelten  Fällen  sprechen,  die  besonnenere  Meinung  sich. 
doch  gegen  eine  Neuerung  erklärt  hat,  die  in  Italien  vielfach  zu  einer  Beunruhigfung 
der  Gewissen  werden  könnte  und  von  den  breiten  Massen  bisher  nicht  als  Bedürfniss 
empfunden  worden  ist. 

*)  So  z.  B.  bezüglich  eines  während  des  Verfahrens  begangenen  Ehebruchs. 
Kafls.H.  Turin  vom  22.  April  1891,  La  Legge  1891  11  517. 
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Umstände  vorliegen,  die  sein  Verhalten  als  eine  schwere  Be- 
leidigung der  Gattin  darstellen.^) 

Art  151.  Auf  Trennung  kann  auch  gegen  einen  Gatten  ge- 
klagt werden,  der  zu  einer  Kriminalstrafe  (pena  criminale) 
verurtheilt  worden  ist,  ausser  wenn  das  Urtheil  vor  Elingehung 
der  Ehe  ergangen  ist  und  der  andere  Theil  darum  gewusst  hat. 

Art  152.  Die  Gattin  kann  auf  Trennung  klagen,  wenn  der 
Gatte  ohne  genügenden  Grund  keinen  festen  Aufenthalt 
nimmt  oder  sich  trotz  vorhandener  Mittel  weigert,  den  Aufent- 
halt in  einer  seinen  Verhältnissen  entsprechenden  Weise  einzu- 
richten. 

Art.  158.    Die  Trennung  auf  Grund  blossen  Einverständ- 
nisses der  Ehegatten  ist  nicht  statthaft  ohne  Bestätigung 
durch  das  Gericht. 
Es  ist  also  Trennung  auf  Grund  wechselseitiger  Einwilligung  an  sich 
statthaft;   über  das  Erfordermss  der  gerichtlichen  Genehmigung  siehe 
unten  „Verfahren  in  Ehesachen"  unter  a. 

3.  Erlöschen   des  Rechtes.    Hierüber    enthält    das  Gesetz    nur 
folgende  besondere  Bestimmung: 

Art.  153.    Das  Recht  auf  Trennung  erlischt  durch  Verzeihung; 
auch  eine  bereits  angestellte  Klage  wird  durch  Verzeihung  hin- 
fällig. 
Die   Verzeihung    kann    auch   stillschweigend   erfolgen;    sie    kann 
insbesondere  auch  gefunden  werden  in  der  Fortsetzung  des  ehelichen 
Zusammenlebens  während  längerer  Frist,  trotz  Kenntniss  von  dem  Ver- 
gehen des  andern  Gatten.    Abgesehen  hiervon  kann  Fristablauf  als  Grund 
für  das  Erlöschen  des  Klagerechts  nur  noch  in  Betracht  kommen  unter 
den  allgemeinen  Voraussetzungen  der  civilrechtlichen,  d.  i.  der  dreissig- 
jährigen  Verjährung  (Art.  2135).*) 

4.  Wirkungen  der  Trennung. 

Art.  154.  Das  Gericht,  welches  auf  Trennung  erkennt,  be- 
stimmt, welcher  Ehegatte  die  Kinder  behält  und  für  deren 
Unterhalt,  Erziehung  und  Unterricht  zu  sorgen  hat.  Das  Gericht 
kann  aus  wichtigen  Gründen  anordnen,  dass  die  Kinder  in 
einer  Erziehungsanstalt  oder  bei  dritten  Personen  untergebracht 
werden. 

Art.  155.    Wem  immer  die  Kinder  anvertraut  werden  mögen, 


^)  Vg[l.  die  entsprechenden  Bestimmangen  über  Ehescheidung  unter  „Frankreich^ 
und  „Belgien"  S.  288,  312.  —  Ein  Ehebruch,  dem  der  Kläger  zugestimmt  hat,  ist  zur 
Begründung  der  Klage  ungeeignet.  App.H.  Casale  vom  5.  Juni  1880,  BoU.Min.  1860 
S.  672.  —  Yolontario  abbandono  bedeutet  absichtliche  und  durch  keinen  hinreichenden 
Grund  gerechtfertigte  Yerlassung.  Kass.H.  Rom  vom  13.  Juni  1890,  La  Legge  1891 
I  255. 

*)  Das  gilt  auch  für  eine  Klage  wegen  Ehebruchs;  die  strafrechtlichen  Yerjahrungs- 
bestimmungen  sind  hier  nicht  anwendbar.  Kafis.H.  Turin  vom  26.  Juli  1881,  Mon.Trib. 
Milano  1881  S.  874. 
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SO  behalten  doch  die  Eltern  das  Recht,  die  Erziehung  zu  beauf- 
sichtigen. 

Art.  156.  Der  schuldige  Ehegatte  verliert  die  Bezüge  aus 
dem  Heirathsgut,  alle  Vortheile,  die  ihm  der  andere  Ehegatte 
durch  Ehevertrag  eingeräumt  hat,  sowie  auch  den  gesetzlichen 
Fruchtgenuss.  Der  schuldlose  Ehegatte  behält  das  Recht  auf 
die  Bezüge  und  auf  alle  anderen  aus  Eheverträgen  herrühren- 
den Vortheile,  auch  so  weit  dies  Alles  wechselseitig  bedungen 
worden  wäre.  Sind  beide  Theile  für  schuldig  erklärt,  so  erleidet 
jeder  Theil  den  bezeichneten  Verlust,  jedoch  unbeschadet  des 
Rechtes  auf  Alimente  im  Falle  der  Noth. 

Art.  157.  Die  Ehegatten  können  im  gegenseitigen  Einver- 
ständniss  die  Trennung  mit  allen  ihren  Wirkungen  durch  eine 
ausdrückliche  Erklärung  oder  durch  die  Wiederherstellung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  beseitigen,  ohne  dass  hierzu  das  Ein- 
schreiten der  Gerichte  erforderlich  wäre. 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Dieses  ist  das  ordentliche  Verfahren  und  als  solches  nach  dem  Gesetz 
vom  31.  März  1901  (No.  107)  beinahe  ausnahmslos  summarisch.  Der 
Kläger  ladet  den  Beklagten  im  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  oder 
gewöhnlichen  Aufenthaltsortes  des  Letzteren  zum  angesetzten  Ver- 
handlungstermin. Unter  der  Voraussetzung  eines  hiemach  in  Italien 
begründeten  Gerichtsstandes  entscheiden  die  italienischen  Gerichte  auch 
in  Ehesachen  von  Ausländern  (vgl.  unten  S.  3 74 f.).  Im  Verhandlungs- 
termine bringen  die  Parteien  ihre  motivirten  Konklusionen  schriftlich  ein 
und  verhandeln  mündlich  zur  Sache;  darauf  ergeht  das  ürtheil  und  da- 
gegen sind  je  nach  der  Sachlage  die  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Rechtsmittel  zulässig.^)  Die  Staatsanwaltschaft  ist  in  allen  Ehesachen 
zur  Theilnahme  und  Stellung  von  Anträgen  befugt.  Ferner  kommen  für 
die  einzelnen  Arten  von  Ehesachen  folgende  besondere  Bestimmungen  in 
Betracht: 

a)  Hinsichtlich  der  Klage  eines  Ehegatten  gegen  den  anderen 
auf  Trennung  bestimmen  Artt.  806  bis  811  des  Cod.  proc.  civ., 
dass  das  Gesuch  unter  Anführung  der  Thatsachen  und  Beweismittel 
der  Gerichtskanzlei  einzureichen  ist,  dass  der  Gerichtsvorsitzende  die 
Parteien  vorladet  und  dass  sie  persönlich  und  ohne  Beistände  vor  ihm 
zu  erscheinen  haben.  Erscheint  der  Kläger  nicht,  so  gilt  die  Klage  als 
nicht  angebracht  und  er  verfällt  in  die  Kosten;  erscheint  der  Beklagte 


^)  Ueber  Organisation  und  Zuständigkeit  der  Gerichte,  über  die  Grundzüge  des 
Yerfakrens  und  die  zulässigen  Rechtsmittel:  Baisini  bei  Leske-Loewenfeld,  Kechts- 
Terfolgnng  im  intern.  Verkehr  IS.  225  ff.,  230ff. 
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nicht,  so  kann  er  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Lire  belegt  und  erneut 
vorgeladen  werden  (Art.  807).  Der  Gerichtsvorsitzende  vernimmt  die 
Ehegatten  zunächst  einzeln  und  unternimmt  einen  Sühne  versuch.  Ge- 
lingt dieser,  so  nimmt  der  Vorsitzende  ein  bezügliches  Protokoll  auf; 
misslingt  er  oder  erscheint  der  Beklagte  nicht,  so  verweist  der  Vor- 
sitzende die  Parteien  an  das  besetzte  Gericht  und  trifft  selbst  inzwischen 
alle  einstweiligen  Verfügungen,  die  er  im  Interesse  der  Ehegatten 
oder  der  Kinder  für  dringend  hält  (Art.  808).  Das  Gericht  entscheidet 
durch  Urtheil  und  setzt  vorkommenden  Falles  auch  sofort  die  Alimente 
fest,  die  der  eine  Ehegatte  dem  anderen  zu  gewähren  hat,  wobei  die 
Gründe  der  Trennung  zu  berücksichtigen  sind.  Diese  Festsetzungen 
sind,  ebenso  wie  die  oben  aus  Art.  154  C.  c.  ersichtlichen,  jederzeit  auf 
Anrufen  einer  Partei  widerruflich  oder  abänderlich  (Art.  «10). 

b)  Bei  der  Trennung  auf  beiderseitiges  Verlangen  (Art.  168 
C.  c.)  findet  gleichfalls  ein  Sühneversuch  durch  den  Vorsitzenden  statt 
und  wird  die  Aussöhnung  oder  die  beiderseitige  Einwilligung  in  die 
Trennung  protokollirt.  Letzteren  Falls  soll  das  Protokoll  auch  die 
näheren  Bedingungen  der  Trennung  hinsichtlich  der  Ehegatten  selbst 
und  der  vorhandenen  Kinder  enthalten;  auch  in  diesem  Falle  sind  spätere 
Aenderungen  der  Festsetzung  zulässig.  Das  Protokoll  geht  an  die  Raths- 
kammer  des  Gerichts  (camera  di  consiglio)  zur  Genehmigung  (Art.  811). 

c)  Beschwerden  über  den  Standesbeamten,  der  die  Vornahme 
der  Aufgebote  vor  der  Eheschliessung  ablehnt,  und  Beschwerden  in  ähn- 
lichen Fällen,  gehören,  als  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  gleich- 
falls vor  die  Rathskammern  (Art.  798  Cod.  proc.  civ.).  In  allen  solchen 
Fällen  bestellt  der  Vorsitzende  einen  beauftragten  Richter,  der  Bericht 
an  die  Kammer  erstattet,  und  die  Beschwerde  wird  in  den  gesetzlich 
vorgesehenen  Fällen  der  Staatsanwaltschaft  mitgetheilt  (Artt.  779,  780 
Cod.  proc.  civ.).  Gegen  die  Entscheidungen  der  Rathskammer  ist  der 
Rekurs  im  Instanzenzuge  gegeben  (Art.  781  C.  p.  c). 

d)  Für  den  Fall  verweigerten  Ehekonsenses  bestimmt  Art.  67  C.c: 
Die  Sache  wird  auf  einen  bestimmten  Termin  angesetzt.  Das  Gericht 
(zuständig  ist  ausschliesslich  der  Appellhof)  entscheidet  nach  Anhörung 
der  Parteien  und  der  Staatsanwaltschaft  in  nicht-öffentlicher  Sitzung. 
Vertreter  und  Beistände  werden  nicht  zugelassen.  Das  Gericht  giebt 
seine  Entscheidung  ohne  Gründe  ab;  doch  darf  eine  vor  Gericht  selbst 
vom  Konsensberechtigten  abgegebene  Einwilligung  erwähnt  werden. 

e)  Einsprüche  wider  die  Ehe  (siehe  oben  S.  343  Art.  82):  Die 
Berufung  gegen  ein  den  Einspruch  verwerfendes  Gerichtsurtheü  ist  inner- 
halb 15  Tagen  einzulegen.  Die  Einlegung  erfolgt  durch  die  Vorladung 
auf  einen  bestimmten  Termin.  Dieser  Termin  soll  nicht  früher  als  fünf 
und  nicht  später  als  fünfzehn  Tage  stattfinden  (Art.  797  C.  p.  c). 

f)  Im  Falle  verweigerter  ehemännlicher  Ermächtigung  (siehe 
oben  S.  350,  Art.  136)  wird  der  Ehemann  zum  persönlichen  Erscheinen 
behufs  Vorbringens  der  Gründe  seiner  Weigerung  geladen;  das  Gericht  ent- 
scheidet durch  Urtheil  nach  Anhörung  der  Staatsanwaltschaf  t.  Im  Falle  der 
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Eontnmaz  nnterliegt  das  Urtheil  nicht  dem  Einspruch,  sondern  ist  immer 
mit  der  Berofung  anzufechten.  Gegen  die  Berufungsbeschwerde  ist  eine 
Gegenschrift  zulässig.  Der  Appellhof  urtheilt  durch  seine  Bathskammer 
nach  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft.  Erscheint  der  Ehemann  nicht 
oder  erscheint  er  zwar,  giebt  aber  nicht  die  Erklärung  ab,  dass  er  auf 
seiner  Weigerung  bestehe,  so  gilt  die  Ermächtigung  als  ertheilt;  anderen- 
falls entscheidet  das  Gericht  nach  der  Sachlage  (Art.  803  Cod.  proc.  civ.). 
Ist  die  Frau  minderjährig,  so  erhält  sie  vom  Gericht  einen  Pfleger  als 
Beistand  (Art,  802  C.  p.  c). 


§8. 

H.  Italienisches  Eherecht  im  Auslände 

(vor  diplomatischen  Agenten  oder  Konsuln  Italiens). 

Nach  Art.  368  C.  c.  steht  es  den  italienischen  Staatsbürgern, 
welche  sich  ausserhalb  des  Königreichs  aufhalten,  frei,  Geburts-,  Heiraths- 
und  Sterbeurkunden  von  den  königlichen  diplomatischen  oder  Konsular- 
agenten aufnehmen  zu  lassen  unter  Beobachtung  der  im  C.  c.  vorge- 
schriebenen Formen;  und  das  Konsulargesetz  vom  28.  Januar  1866 
(No.  2804)  legt  den  Konsuln  die  Eigenschaft  von  Standesbeamten  bei 
und  ermächtigt  sie  auch  zu  Eheschliessungen  zwischen  Italienern 
und  Ausländerinnen,  soweit  die  fr-emden  Gesetze  oder  örtlichen  Ge- 
wohnheiten nicht  entgegenstehen.  Die  Beamten  haben  hierbei  nicht  nur, 
wie  Art.  368  ausdrücklich  vorsieht,  die  vom  italienischen  Gesetze  fftr 
Eheschliessungen  vorgeschriebenen  Formen  zu  wahren,  sondern  selbst- 
verständlich auch  in  materieller  Hinsicht,  also  bezüglich  der  Zulässigkeit 
der  beabsichtigten  Ehe,  das  italienische  Recht  zu  beachten.  Nach  Artt.  37 
und  38  des  Konsulargesetzes  können  sie  von  der  Regierung  ermächtigt 
werden,  vom  Hindemisse  der  Eheunmündigkeit  und  aus  sehr  wichtigen 
Gründen  auch  von  beiden  Aufgeboten  und  von  der  Vornahme  des  Auf- 
gebots im  Königi*eiche  zu  dispensiren.  Abschriften  der  angenommenen 
Heirathsurkunden  sind  nach  Art.  368  von  den  betreffenden  Beamten 
dem  Ministerium  für  auswärtige  Angelegenheiten  zu  übersenden,  welches 
sie  weiter  dem  Standesbeamten  des  letzten  Aufenthaltsortes  der  Eheleute 
(im  Inlande)  übermittelt. 

Wenn  italienische  Staatsbürger  unter  einander  vor  dem  italienischen 
Konsul  im  Auslande  eine  Ehe  eingehen,  so  ist  das  als  eine  den  fremden 
Staat  an  und  für  sich  nichts  angehende  Angelegenheit  anzusehen;  wenn 
aber  der  italienische  Konsul  auch  eine  Ehe  zwischen  einem  italienischen 
Manne  und  einer  nichtitalienischen  Frau  vollzieht,  so  rechtfertigt  sich 
dies  ans  Art.  9  C.  c,  wonach  die  Frau  durch  eben  diesen  Akt  gleich- 
falls Italienerin  wird.  Immerhin  haben  Rücksichten  auf  das  Ausland  in 
verschiedenen  Fällen  zu  einer ,  Selbstbeschränkung  geführt,  so  z.  B.  in 
Holland  zu  einer  gewohnheitsmässigen  Beschränkung  auf  Ehen  zwischen 
Italienern  unter  einander.     Gegenüber  Oesterreich -Ungarn,  wo  die 

Leske  u.  Loewenfeld,  Beohtsveifolgaiig.    ETginznngsband.  24 
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italienische  Begierang  auf  entschiedenen  Widersprach,  selbst  hinsichtlich 
der  Eheschliessnng  zwischen  zwei  italienischen  Staatsbürgern  vor  ihrem 
Konsul,  gestossen  war,  begnügte  sie  sich  schliesslich  ans  Gründen  der 
Bechtssicherheit  mit  einer  formellen  Eeservation  des  in  Ansprach  ge- 
nommenen Rechtes  nnd  gab  dem  Verlangen  des  Wiener  Eabinets  durch 
TöUige  Abstandnahme  nach  (vgl.  Monit.  dei  Trib.  di  Milano  1874  8.  1149). 
Ißt  dem  deutschen  Beiehe  besteht  eine  besondere  Uebereinkunft  vom 
4.  Mai  1891,  worin  die  Befagniss  der  italienischen  Konsuln  nnd  Yize- 
konsnln  im  Reiche  zur  Voraahme  von  Eheschliessungen  nach  Massgabe 
der  italienischen  Gesetze  ausdrücklich  anerkannt  ist,  jedoch  nur  für  den 
Fall,  dass  beide  Eheschliessende  Italiener  sind. 

Eine  Jurisdiktion  in  Ehesachen  steht  den  italienischen  Konsuln  nicht 
ZU;  doch  können  sie  die  übereinstimmende  Erklärung  von  Ehegatten, 
dass  sie  in  ihre  Trennung  willigen,  aufnehmen  und  dem  für  die  Bestäti- 
gung dieses  üebereinkommens  zuständigen  Gerichte  (Art  158)  überweisen 
(App.-H.  Mailand  vom  27.  Februar  1885,  Monit.  Trib.  1885  S.  302). 


§9. 

J.  Intematioiiales  Eherecht 

I.  Gesetzliche  Bestimmungen.  Der  Codice  civile  enthält  über 
interaationales  Privatrecht  nur  vereinzelte  Normen,  von  denen  die  folgen- 
den für  das*  Eherecht  von  Bedeutung  sind.  Zunächst  aus  den  ein- 
leitenden Bestimmungen  des  Gesetzbuchs: 

Art.  6.  Der  CivUstand  und  die  Geschäftsfähigkeit  (lo  stato 
e  la  capacitä)  der  Personen  sowie  ihre  Familienbeziehungen  be- 
stimmen sich  nach  dem  Gesetze  der  Nation,  der  sie  angehören. 

Art.  7.  Bewegliches  Vermögen  unterliegt  dem  Gesetze  der 
Nation  des  Eigenthümers,  vorbehaltlich  entgegenstehender  gesetz- 
licher Bestimmungen  des  Landes,  in  dem  sich  die  Sachen  be- 
finden. Unbewegliches  Vermögen  ist  den  Gesetzen  des  Ortes, 
wo  es  liegt,  unterworfen. 

Art.  9.  Die  äusseren  Formen  (forme  estrinseche)  der  Eechts- 
handlungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  bestimmen 
sich  nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  sie  vorgenommen  werden. 
Doch  ist  den  Verfügenden  oder  Vertragschliessenden  nachge- 
lassen, die  Formen  ihres  Heimathrechts  (legge  nazionale)  zu 
beobachten,  sofera  dies  Gesetz  allen  Betheiligten  gemeinsam  ist 

Art.  11.  Die  Strafgesetze  und  die  Gesetze  der  Polizei  und 
öffentlichen  Sicherheit  sind  verbindlich  für  Alle,  die  sich  im  Ge- 
biete des  Königreichs  befinden. 

Art.  12.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  der  vorstehenden 
Artikel  können  weder  die  Gesetze,  Handlungen  (atti)  und  Ur- 
theile  eines  auswärtigen  Landes  noch  die  Verfügungen  und  Ver- 
einbarungen von  Privatpersonen  in  irgend  einem  Falle  entg^en 
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den  auf  Personen,  Sachen  oder  Handlungen  bezüglichen  Verbots- 
gesetzen des  Königreichs  oder  entgegen  denjenigen  Gesetzen, 
welche  irgendwie  die  öffentliche  Ordnung  und  die  guten  Sitten 
berfihren,  Geltung  beanspioichen. 

Femer  aus  dem  ersten  Buche  des  Gesetzbuchs: 

Art.  3.  Ausländer  werden  zum  Genüsse  der  den  (italieniscben) 
Staatsbürgern  gewährten  bürgerlichen  Rechte  zugelassen. 

Art  4.  Das  Kind  eines  Staatsbürgers  ist  gleichfalls  Staats- 
bürger. 

Art.  9.  Eine  Ausländerin,  welche  einen  Staatsbürger  heirathet, 
erwirbt  das  Staatsbürgerrecht  und  behält  es,  auch  wenn  sie 
Wittwe  wird. 

Art  100.  Die  im  Auslande  zwischen  Inländern  (Staatsbürgern) 
oder  zwischen  einer  inländischen  und  ausländischen  Partei  ein- 
gegangene Ehe  ist  gültig,  sofern  sie  in  den  in  dem  betreffen- 
den Lande  vorgeschriebenen  Formen  geschlossen  ist  und  die 
italienische  Partei  den  im  zweiten  Abschnitt  des  ersten  Kapitels 
dieses  Titels  enthaltenen  Bestimmungen^)  nicht  zuwidergehandelt 
hat.  Die  Aufgebote  müssen  nach  Massgabe  der  Artt  70  und  71 
im  Königreich  erfolgen.  Wenn  der  inländische  Verlobte  seinen 
gewöhnlichen  Aufenthalt  nicht  im  Königreiche  hat,  müssen  die 
Aufgebote  an  seinem  letzten  Wohnort  erfolgen. 

Art  101.  Ein  Inländer,  welcher  im  Auslande  eine  Ehe  ein- 
gegangen ist,  soll  binnen  drei  Monaten  nach  seiner  Eückkehr  ins 
Königreich  seine  Ehe  in  das  Standesregistei^  der  Gemeinde,  in 
der  er  festen  Aufenthalt  nimmt,  eintragen  lassen  zur  Vermeidung 
einer  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  von  1000  Lire. 

Art.  102.  Die  Fähigkeit  eines  Ausländers  zur  Eingehung 
einer  Ehe  bestimmt  sich  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  dem 
er  angehört.  Doch  ist  auch  der  Ausländer  den  im  zweiten  Ab- 
schnitt de^  ersten  Kapitels  dieses  Titels  bezeichneten  Ehehinder- 
nissen^)  unterworfen. 

Art.  103  betrifft  den  von  dem  Ausländer  dem  inländischen 
Standesbeamten  zu  führenden  Nachweis  und  das  erforderliche 
Angebot;  (siehe  oben  S.  341). 

Art.  367.  Die  im  Ausland  aufgenommenen  Civilstands- 
urkunden  liefern  Beweis,  sofern  die  durch  die  örtlichen  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  beobachtet  sind.  Ein 
(italienischer)  Staatsbürger,  der  eine  solche  Urkunde  hat  auf- 
nehmen lassen,  ist  verpflichtet,  eine  Abschrift  davon  binnen  drei 
Monaten  dem  nächsten  königlichen  diplomatischen  oder  kon- 
sularischen Agenten  oder  unmittelbar  dem  im  folgenden  Artikel 
bezeichneten  Civilstandsbeamten  zu  übersenden. 


1)  Artt.  55 — 69,  betreffend  die  materiellen  Erfordernisse  bezw.  Hindemisse  der 
EhesehJietsoikg. 
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Art.  368;  siehe  denselben  oben  S.  369. 

IL  Zur  Erläuterung  dieser  Bestinunnngen  in  Anwendung  auf  das 
Eherecht  sei  Folgendes  bemerkt: 

1.  Eingehung  der  Ehe.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den 
materiellen  Voraussetzungen,  d.  L  den  nothwendigen  Eigenschaften  und  Be- 
dingungen für  die  Gültigkeit  der  Ehe,  und  zwischen  der  Form  der  Ehe- 
schliessung. In  materieller  Hinsicht  stellt  Art  6  der  einl.  Best  die 
Anwendung  des  Heimathrechte  als  allgemeines  Prinzip  auf^)  und 
kommt  daher,  wie  auf  Italiener  im  Auslande,  so  auch  auf  Ausländer  in 
Italien  zur  Anwendung  (Kass.H.  Rom  vom  22.  April  1887,  La  Legge 
1887  n  76).  Von  diesem  Prinzip  enthalten  die  Artt  100  und  102 
Satz  1  die  besondere  Anwendung  auf  die  Eheschliessung,  da  nach  diesen 
Bestimmungen  die  Fähigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  —  d.  h.  zu  einer 
Ehe  überhaupt  und  zu  der  in  Frage  stehenden  Ehe  insbesondere  —  bei 
einem  Italiener  nach  Artt  55 — 69  des  C.  c,  bei  einem  Ausländer  nach 
seinem  Heimathrechte  zu  beurtheilen  ist;^)  doch  sind  nach  Art  102 
Satz  2  bei  einem  Ausländer,  der  in  Italien  eine  Ehe  eingehen  will, 
ausserdem  auch  noch  die  materiellen  Erfordernisse  der  Art  55 — 69 
des  italienischen  Gesetzbuchs  zu  beobachten.  Indessen  ist  entechieden 
worden,  dass  ein  italienischer  Ehegatte  vor  einem  italienischen  Ge- 
richte die  Nichtigkeit  seiner  Ehe  nicht  ausschliesslich  auf  die  nach 
dem  Personalstatute  des  anderen  (ausländischen)  Gatten  massgebenden 
Heimathgesetze  gründen  kann  (Kass.H.  Turin  vom  24.  Juli  1882,  Mon. 
Trib.  Milano  1883  S.  765).  Solche  Bestimmungen  des  ausländischen 
Rechtes,  welche  der  italienischen  öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten 
Sitten  widerstreiten,  sind  hierbei  nach  Art  12  der  einL  Best  überhaupt 
ausser  Betracht  zu  lassen;  dies  ist  z.  B.  angenommen  worden  hinsicht- 
lich des  Verbote  des  Talmud,  wonach  Ehen  zwischen  Juden  und  Anders- 
gläubigen nichtig  sind  (Clunet,  Journal  de  droit  intern.  1898  S.  415, 
Böhm,  Zeitechrift  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  8  S.  348).  Ein 
ausländisches  Gerichteurtheil,  wodurch  im  Widerspruch  mit  dem  citirten 


*)  In  Wissenscliaft  und  Kechtspraxis  besteht  bekanntlich  Streit  über  das  anzu- 
wendende Prinzip.  In  den  germanischen  Ländern  folgt  man  überwiegend  dem  Grund- 
sätze, dass  die  persönlichen  Verhältnisse  sich  nach  dem  Rechte  des  Wohnsitzes  be- 
stimmen, während  das  italienische  Recht  die  Gesetze  des  Staates  oder  der  Nation 
der  betheiligten  Personen  für  massgebend  erklärt.  Vgl.  über  diesen  Prinzipienstreit: 
Baisini,  Studi  di  diritto  civ.  intern.  (Mailand)  No.  94  S.  214  Anm.  Dem  Natioualitäts- 
prinzipe  dürfte  die  Zukunft  gehören.  Die  internationale  Konferenz  im  Haag  (Juli  1895) 
hat  es  freilich  nur  mit  einer  erheblichen  und  nicht  zweckmässigen  Abschwächnng  und 
Einschränkung  angenommen;  vgl.  Clunet,  Journal  du  droit  intern.  1895  S.  270. 
Dagegen  gewinnt  dies  Heimathprinzip  selbst  in  germanischen  Ländern  an  Boden  und 
ist  insbesondere  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  angenommen 
worden.  Vgl.  Art.  7  u.  13  E.G.  z.  B.G.B.  Ueber  das  bei  den  angebächsischen  Yölkem 
geltende  eigenthümliche  Prinzip  siehe  nachstehend  S.  373  Note  1.  Eine  scharfsinnige 
Kritik  der  verschiedenen  Systeme  siehe  bei  Laurent,  Droit  civ.  intern.  IV  No.  205 ff. 
und  V  No.  1  ff. 

^)  Art.  108  bestimmt,  dass  und  wie  dem  Standesbeamten  das  Nichtbestehen  eines  Ehe- 
hindemisses  nach  dem  Heimathsrechte  des  Ausländers  nachzuweisen  ist.  Siehe  oben  S.  841 . 
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Art  12  eine  Ehe,  bei  der  auch  aur  ein  Gatte  Italiener  ist,  für  nichtig  erklärt 
wäre,  würde  in  Italien  nicht  anerkannt  werden;  vgl  nachstehend  unter  3  S.  374 

Hinsichtlich  der  Form  der  Eheschliessung  gilt  gemäss  Art  100,  367 
der  Satz:  locus  regit  actum. ^)  Unterlassung  der  im  Art  100  vorge- 
schriebenen Aufgebote  im  Inlande  zieht  nicht  die  Nichtigkeit  der  von 
einem  Italiener  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  nach  sich  (KassJ3:. 
Neapel  vom  26.  Juni  1883,  La  Legge  1884  I  14).^) 

2.  Wirkungen  der  Ehe.  Die  allgemein  persönlichen  Rechts- 
beziehungen der  Gatten  zu  einander  und  zu  den  Kindern  bestimmen 
sich  gemäss  Art  6  der  eini  Best,  der  sich  ausdrücklich  auch  auf  die 
Familienbeziehungen  erstreckt,  gleichfalls  nach  dem  Nationalrechte  der 
Betheiligten.  Nur  ist  zu  beachten,  dass,  während  bei  den  materiellen 
Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe  gegebenen  Falls  das  Heimath- 
recht eines  jeden  der  beiden  Gatten  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  für  die 
Rechtsfolgen  der  Ehe  nur  die  Nationalität  des  Mannes  massgebend 
ist,  wenn  durch  die  Eheschliessung  die  Frau  das  Staatsbürgerrecht  ihres 
Gatten  erlangt  hat,  wie  dies  nach  den  meisten  Rechten  der  Fall  ist. 

Hinsichtlich  des  Ehegüterrechts  ist  zu  beachten,  dass  das 
italienische  Recht  den  Eheleuten  völlige  Freiheit  lässt  (innerhalb  ge- 
wisser durch  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  bedingter  Ein- 
schränkungen), die  ihnen  geeignet  erscheinenden  Vereinbarungen  zu  treffen 
(siehe  oben  S.  351  ff.).  Es  ist  also  der  Wille  der  Parteien  massgebend 
gemäss  dem  Artikel  1123  C.  c,  welcher  bestimmt,  dass  „die  gesetz- 
mässig  abgeschlossenen  Verträge  für  diejenigen,  welche  sie  geschlossen 
haben,  die  Kraft  von  Gesetzen  besitzen."  Die  Fähigkeit  aber  zum 
Abschluss  von  Eheverträgen  bestimmt  sich  gemäss  Art.  6  der  einl.  Best 
nach  dem  Nationalgesetze,  die  Form  dagegen  gemä^  Art  9  das.  nach 
dem  Rechte  des  Ortes.  Zur  Gültigkeit  der  Bestellung  eines  Heirathsguts 
durch  eine  Italienerin  in  Italien  ist  daher  die  Wahrung  der  Formvor- 
schriften des  italienischen  Rechtes  erforderlich,  auch  wenn  das  Heimath- 
gesetz des  Gatten  eine  andere  Form  vorschreibt;  denn  das  Uebergewicht 
des  Nationalitätsprinzips  über  das  Ortsgesetz  kann  sich  in  dieser  Frage 
nur  geltend  machen,  wenn  beide  Kontrahenten  derselben  fremden  Nation 
angehören,   und  auch  der  Satz,  dass  die  Gattin  die  Nationalität  ihres 

*)  Abgesehen  von  der  Eheschliessung  vor  Konsuln  oder  diplomatischen  Vertretern ; 
oben  Abschn.  H  S.  369.  —  Der  Satz  „locus  regit  actum"  findet  übilgens  nach  Art.  9 
der  einl.  Best,  nur  auf  die  äusseren  Formen  der  Eheschliessung  Anwendung.  In  be- 
merkenswerthem  Gegensatze  zu  dieser  sonst  wohl  allgemein  geltenden  Einschränkung 
des  Satzes  wenden  ihn  die  Völker  angelsächsischer  Abstammung  auch  auf  das  Wesen 
der  Ehe  an  und  machen  auch  Bedingungen  und  Rechtsfolgen  derselben  von  den  Ge- 
setzen des  (mitunter  zufälligen)  Ortes  der  Eheschliessung  abhängig.  Story ,  Conflict 
of  laws  §  79.  Laurent  bemängelt  scharf  und  wohl  mit  Kecht  dieses  System  (Droit 
civ.  intern.  IV  No.  205,  208,  V  No.  5flf.). 

*)  Hierin  liegt  eine  bemerkenswerthe  Abweichung  von  der  im  Uebrigen  entsprechenden 
Bestimmung  des  Art.  170  des  französichen  c.  c,  die  dahin  gefasst  ist,  dass  die  Ehe  gültig 
ist,  sofern  die  Aufgebote  erfolgt  sind,  was  von  der  Rechtsprechung  übrigens  nur  so 
aofgefasst  wird,  dass  die  Ehe  bei  Verstössen  gegen  die  Vorschrift  über  das  Aufgebot  je 
nach  umständen  für  nichtig  erklärt  werden  kann.     Siehe  unter  „Frankreich*'  S.  299. 
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Mannes  erlangt,  kann  nicht  das  Gesetz  bestimmen,  welches  bei  der  vor 
der  Eheschliessung  stattfindenden  Dosbestellung  zu  beobachten  ist  (Eass.H. 
Turin  vom  27.  März  1886,  La  Legge  1885  I  661).  Aus  diesem  zuletzt 
erwähnten  Grunde  ist  auch  für  die  Frage  der  Rückerstattung  des 
Heirathsguts  die  Staatsangehörigkeit  der  Frau  zur  Zeit  der  Eingehung 
der  Ehe  massgebend  (App.H.  Mailand  vom  20.  April  1894,  Clunet, 
Journal  1898  S.  413,  Böhm,  Zeitschrift  8  S.  348. 

3.  Ehegerichtsbarkeit  über  Ausländer.  —  Wenn  in  Frage 
steht,  ob  die  italienischen  Gerichte  berufen  sind,  über  Ehesachen,  bei 
denen  eine  oder  beide  Parteien  Ausländer  sind,  zu  entscheiden,  so  handelt 
es  sich  nicht  eigentlich  um  die  Zuständigkeit,  d.  h.  um  die  Frage,  vor 
welches  Gericht  des  Staates  die  Streitsache  gehört,  sondern  vielmehr  um 
die  Vorfrage  der  Jurisdiktion  des  italienischen  Staates,  d.  h.  darum 
ob  der  Staat  überhaupt  befugt  ist,  über  Ausländer  Gericht  zu  halten.^) 
Einzelne  Staaten  (z.  B.  Frankreich)  huldigen  dem  Grundsatze,  dass  die 
Rechtspflege  nur  den  Staatsangehörigen  zu  dienen  habe.^  Dem  entgegen 
räumt  der  italienische  G.  c.  in  Art.  3  den  Ausländem  bedingungslos,  also 
auch  ohne  Bücksicht  auf  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit,  gleiche  bürger- 
liche Rechte,  wie  den  Staatsbürgern,  ein  —  woraus  auch  folgt,  dass  jeder 
Ausländer  jeden  Staatsbürger  oder  Ausländer,  gegen  den  er  einen  An- 
spruch erheben  kann,  vor  ein  italieniisches  Gericht  laden  darf;  nur  muss 
er  folgerichtig  auch  die  Vertheidigung  des  Beklagten  vor  diesem  Gerichte 
gelten  lassen  und  darf  ihn  nicht  dem  für  seinen  Wohnsitz  zuständigen 
Richter  entziehen,  es  sei  denn,  dass  der  Beklagte  selbst  durch  seinen 
Aufenthalt  auf  italienischem  Gebiete  oder  durch  daselbst  vorgenommene 
Handlungen,  welche  zwischen  ihm  und  anderen  Personen  oder  Sachen 
Rechtsbeziehungen  begründen,  sich  implicite  der  Zuständigkeit  des  ört- 
lichen Gerichts  unterstellt  hat.^)  Diesen  Grundgedanken  gemäss  be- 
stimmen die  Art.  105 — 107  des  Cod.  di  proc  civ.  näher  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  ein  Ausländer  vor  italienischen  Gerichten  belangt 
werden  kann.^)  Dies  ist  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  es  sich  um 
Verpflichtungen  handelt,  die  aus  im  Königreich  zu  erfüllenden  Verträgen 
oder  Handlungen  herrühren,  sowie  in  allen  anderen  Fällen,  sofern  es  die 
Gegenseitigkeit  gestattet  (Art.  105  cit.  Ziff.  2  und  3);  femer  wenn  der 
beklagte  Ausländer  im  Königreich  seinen  Wohnsitz  hat,  mag  er  sich 
auch  nicht  daselbst  befinden,  sowie  wenn  er  sich  im  Königreich  befindet, 

^)  Diese  wichtige  Unterscheidung  hat  Pisanelli  hervorgehoben;  sie  wird  aus- 
führlich erörtert  von  Baisini,  Studi  di  dir.  intern.  No.  92 ff. 

*)  Dies  wird  selbst  von  französischen  Schriftstellern  bemängelt,  namentlich  von 
Laurent,  welcher  nachweist,  wie  dieser  Grundsatz  mitunter  direkt  zu  völliger  Justiz- 
verweigerung führe.    Droit  civ.  intern.  IV  No.  21,  26. 

*)  Ueber  diese  mehr  oder  minder  freiwillige  Anerkennung  der  einheimischen  Gesetze 
und  Behörden  durch  eine  Partei  bemerkt  Pisanelli  (Conmi.  al  Cod.  di  proc.  civ.  Bd.  2 
VI  1177  S.  376),  dass  im  Grossen  und  Ganzen  der  Prozess  da  auszutragen  ist,  wo  die 
Parteien  bestimmen,  und  dass  dies  auch  das  Prinzip  ist,  welches  die  internationale 
Zuständigkeit  regelt.     So  auch  Fiore,  Effetti  intern,  delle  sentenze  No.  75,  77,  78. 

^)  Siehe  diese  Artikel  und  ihre  Erläuterung  bei  Buzzati  in  Leske-Loewen- 
feld,  Eechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  602  ff. 


Itaüen.  375 

ohne  seinen  Wohnsitz  daselbst  zu  haben,  in  diesem  Falle  jedoch  nur, 
sofern  ihm  die  Ladung  persönlich  zugestellt  ist  (Art.  106  cit  Ziff.  1 
und  2).  Es  fragt  sich  nur,  ob  diese  Bestimmungen  auch  anwendbar  sind, 
wenn  es  sich  um  Personenrecht,  Eechtsfähigkeit  und  Familienrecht  von 
Ausländern  handelt  Für  die  Verneinung  der  Frage  wird  geltend  ge- 
macht: dass,  da  diese  Bechtsbeziehungen  sich  nach  dem  Personalstatut, 
dem  Heimathsrechte  des  Ausländers  regeln,  es  nur  natürlich  sei,  ihn  auch 
dem  Eichter  des  Ortes  zu  unterstellen,  dessen  Gesetz  zur  Anwendung 
komme;  dass  dem  einheimischen  Eichter  auch  die  Beherrschung  des  mass- 
gebenden Auslandsrechts  nicht  zuzumuthen  sei;  dass  die  Gefahr  bestehe, 
dass  das  Urtheil  des  italienischen  Eichters  in  der  Heimath  des  Ausländers 
nicht  anerkannt  werden  würde.  Dem  stehen  folgende  Gründe  von  über- 
wiegender Bedeutung  entgegen :  Die  durch  Art.  6  der  einl.  Best,  sowie  durch 
Artt  100  und  102  C.  c.  dem  Eichter  auferlegte  Verpflichtung  das  ausländische 
Eecht  anzuwenden,  bedingt  gerade  seine  Zuständigkeit.  Dem  gegenüber 
kann  der  Schwierigkeit,  das  ausländische  Eecht  zu  erkennen  und  auszulegen, 
zumal  bei  dem  heutigen  Aufschwünge  der  Studien  auf  dem  Gebiete  der 
Eechtsvergleichung,  keine  entscheidende  Bedeutung  beigemessen  werden.^) 

Was  die  Gefahr  betrifft,  dass  das  Urtheil  des  inländischen  Eichters 
in  der  Heimath  der  Parteien  nicht  anerkannt  werden  möchte,  so  besteht 
sie  an  und  für  sich  nicht  nur  auf  diesem  Gebiete,  sondern  für  jedes  im 
Auslande  gefällte  Urtheil,  solange  nicht  die  Kulturstaaten  sich  die  Gegen- 
seitigkeit für  die  Vollstreckung  aller  Eichtersprüche  verbürgen.*)  Eine 
viel  bedenklichere  Gefahr  aber  liegt  in  der  Justizverweigerung  oder 
doch  Eechtsvereitlung,  die  sich  bei  der  gegnerischen  Auffassung  unter 
gewissen  Umständen  ergiebt.^  Aus  diesen  Gründen  und  auf  Grund  der 
sich  ergänzenden  Bestimmungen  des  Art.  6  der  einl.  Best,  zum  C.  c,  des 


*)  Uebrigens  ist  die  vorgebrachte  Schwierigkeit  nicht  nur  den  Fragen  der  Rechts- 
fähigkeit und  des  Personenstandes  eigen,  sondern  sie  taucht  auch  bei  anderen  Fragen 
auf,  z.  B.  wenn  der  Bichter  genöthigt  ist,  gemäss  Art.  9  der  einl.  Best,  bei  gericht- 
lichen Akten  oder  Verträgen  ein  fremdes  Gesetz  anzuwenden;  in  welchen  Fällen 
niemand  die  Fähigkeit  des  Richters  bezweifelt  hat.  Dazu  kommt,  dass  die  Anhänger 
der  Unzuständigkeit  nicht  ganz  konsequent  sind,  denn  sie  lassen  sie  nur  gelten  in  dem 
FaUe,  dass  die  Frage  des  Personenrechts  als  Hauptpunkt  aufgestellt  wird,  wahrend 
sie,  wenn  die  Frage  im  Verlaufe  eines  Verfahrens  als  Nebenpunkt  auftaucht,  nicht 
im  Geringsten  zweifeln,  dass  der  bekannte  Grundsatz  „iudex  actionis  est  etiam  iudex 
exceptionis",  anzuwenden  ist;  ja,  in  Frankreich  halten  sich  die  Bichter  selbt  dann  für 
zuständig,  wenn  die  Frage  als  Hauptpunkt  aufgestellt  wird,  sofern  der  Fremde  „seinen 
Wohnsite  im  Lande  mit  der  Zustimmung  der  Begierung  hat",  weil  so  meinen  sie  — 
ihm  dadurch  die  Oivilrechte  eingeräumt  werden.  Vgl.  Laurent  a.  a.  0.  IV  No  46  S.  98; 
Piore  a.  a.  0.  No.  58.  Aber  alles  dies  ist  weder  logisch  noch  ernsthaft,  weil  der  Um- 
stand, ob  die  Frage  als  Hauptpunkt  oder  Nebenpunkt  aufgestellt  wird,  und  ob  der 
Wohnsite  von  der  Begierung  genehmigt  wurde,  die  Schwierigkeit  der  Auslegung  und 
der  Anwendung  eines  fremden  Gesetees  nicht  im  Geringsten  mildem  noch  beseitigen  kann. 
«)  Siehe  hierüber:  Baisini  a.  a.  0.  Kap.  HI  Nr.  62 ff. 

*)  Man  nehme  z.  B.  an,  dass  zwei  in  Italien  wohnhafte  Ausländer  sich  auf  Grund- 
des  Art.  3  C.  c.  an  die  italienischen  Gerichte  wenden,  um  die  Nichtigerklärung  ihrer  Ehe 
oder  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  erwirken,  und  dass  die  italienischen  Bichter 
auf  Grund  der  gegnerischen  Ansicht  sich  für  unzuständig  erklären  und  die  Parteien 
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Art.  3  C.  c.  und  der  Artt.  105,  106  C.  di  pr.  c.  moss  der  Ansicht  bei- 
geflichtet  werden,  dass  die  Jurisdiktion  der  italienischen  Kichter  sich  auch 
auf  die  Fragen  des  Familienrechts  der  Ausländer  erstreckt,  falls  irgend 
einer  der  Gründe  vorliegt,  die  in  dem  oben  mitgetheilten  Art.  105, 
Ziff.  2,  3  oder  in  Art.  106  C.  di  pr.  c.  vorgesehen  sind.*) 

Die  hier  erörterte  Vorfrage  hat  andere  höchst  interessante,  im 
Folgenden  behandelte  Fragen  in  den  Vordergrund  gerückt,  die  auf  den 
Hochschulen,  in  den  Gerichten  und  in  der  Anwaltschaft  Italiens  lebhaft 
erörtert  und  in  sehr  verschiedener  Weise  beantwortet  wurden. 

4.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Die 
Frage,  ob  und  aus  welchen  Gründen  Scheidung  dem  Bande  nach  oder 
wenigstens  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zulässig  ist,  betrifft  den  Civil- 
stand  der  Gatten  und  ist  daher  gemäss  Art.  6  der  einl.  Best,  nach  dem 
Nationalgesetze  der  Ehegatten  zu  beurtheilen.  Da  das  italienische  Recht 
als  einzigen  Grund  der  Auflösung  der  Ehe  den  Tod  eines  Gatten  aner- 
kennt (Art.  148),  so  findet  die  Scheidung  einer  Ehe,  wenn  auch  nur  ein 
Gatte  dem  italienischen  Staate  angehört,  nicht  statt,  mag  auch  das 
Heimathrecht  des  andern  Theiles  die  Ehescheidung  an  sich  zulassen  und 
im  gegebenen  Falle  rechtfertigen.    Gemäss  Art.  12  der  einl.  Best,  wird 


an  ihre  heimathliohen  Richter  yerweisen.  Nun  würden  letztere  wahrscheinlich  sich  für 
unzuständig  ericlären,  weil  die  Parteien  ihren  Wohnsitz  nicht  mehr  in  der  Heimath 
haben.  An  wen  sollen  sich  denn  diese  beiden  Ehegatten  wenden,  um  ihr  unverbräch- 
liches  Recht  geltend  zu  machen?  Hier  läge  ein  Fall  von  vollständiger  Justizverweigerung 
vor.  Wenn  aber  selbst  die  Richter  des  Heimathlandes  der  Ehegatten  sich  für  zuständig 
erklärten,  so  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  oder  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  fast  immer  von  der  Feststellung  von  Thatsachen  abhängt,  die  sich 
im  ehelichen  Wohnsitz  zugetragen  haben,  vielleicht  in  einer  ausserordentlichen  Ent- 
fernung von  der  Heimath  der  Eheleute,  Thatsachen,  von  denen  im  Verlaufe  der  Zeit 
die  Spuren  sich  verwischen  könnten.  Es  ist  einleuchtend,  dass  in  solchen  Fällen  zu- 
meist nur  der  Richter  an  Ort  und  Stelle  zu  einer  zuverlässigen  Kenntniss  jener  That- 
sachen wird  gelangen  und  ihre  Tragweite  wird  übersehen  können  und  dass  die  Ver- 
weisung an  den  fernen  Richter  der  Heimath  der  Parteien,  auch  wenn  er  sich  für  zu- 
ständig ansähe,  leicht  zu  einer  thatsächlichen  Vereitelung  des  Rechtes  der  Parteien 
führen  könnte  (siehe  Laurent  IV  Nr.  46). 

')  So:  Mattirolo,  Trattato  di  diritto  giudiziario  civile;  Ricci,  Comm.  al  cod. 
civ.  Bd.  1  No.  229;  Saredo,  Istit.  di  proc.  civ.  No.  282;  Gianzana,  Lo  straniero 
nel  diritto  civ.  ital.  §  210  und  Laurent  a.  a.  0.  IV  No.  46  und  57  —  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Rechtsprechung  der  Appellhöfe  von  Venedig,  Lucca  und  Ancona. 
Zu  dieser  Rechtsprechung  scheint  auch  der  Kassationshof  in  Rom  zu  neigen,  welcher 
in  einem  Urtheil  vom  4.  April  1891  prinzipiell  erklärt  hat,  dass  „die  Gerichtsbarkeit 
der  italienischen  Gerichtshöfe  in  den  durch  die  Artt.  105  und  106  der  Givilprozess- 
ordnung  angegebenen  Fällen  von  den  Beklagten  nicht  abgelehnt  werden  darf,  gleich- 
viel ob  der  Kläger  ein  Italiener  oder  Ausländer  ist;  und  dass  die  Unzuständigkeit  der 
italienischen  Gerichtshöfe  für  Fragen  des  Personenstandes,  der  Rechtsfähigkeit  und 
des  Familienrechts  nur  eine  relative  isf^  (Foro  ital.,  XVI.  Jahrgang,  Heft  23).  Den- 
selben Anschauungen  pflichtete  der  Kassationshof  von  Florenz  bei,  indem  er  erklärte, 
dass  die  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  für  die  Rechtsstreite  zwischen  italienischen 
Staatsangehörigen,  auch  für  diejenigen  Streitsachen,  bei  denen  eine  oder  beide  Parteien 
Ausländer  sind,  zur  Anwendung  gelangen.  (Urtheile  vom  5.  April  1877.  22.  Juli  1891. 
S.  Annaü  XI,  I  S.  189;  Legge  1891  H,  S.  656.) 
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daher  auch  das  Scheidungsurtheil  eines  ausländischen  Gerichts  in  Italien 
nicht  anerkannt,  sofern  es  sich  auf  italienische  Staatsbüi'ger  bezieht.^) 

Zweifel  hinsichtlich  der  Frage  der  Ehescheidung  tauchen  aber  auf,  wenn 
beide  Parteien  Ausländer  sind;  hier  ergeben  sich  folgende  drei  Fragen: 

a)  Sind  die  italienischen  Gerichte  befugt,  eine  in  Italien 
yon  Ausländern  geschlossene  Ehe  dem  Bande  nach  zu  scheiden, 
wenn  die  Heimathgesetze  der  Parteien  diese  Scheidung  zu- 
lassen? —  Im  Hinblick  auf  Art.  3  C.  c.  in  Verbindung  mit  Art.  6  der 
einl.  Best,  und  mit  102  C.  c.  könnte  die  Bejahung  geboten  erscheinen,  und 
so  entschieden  auch  zunächst  einzelne  Gerichte.^  Allein  diese  Ent- 
scheidungen fanden  mehr  Widerspruch  als  Billigung.  Das  Volk,  erzogen 
in  der  Auffassung  der  Ehe  als  eines  unlöslichen  Bundes,  konnte  nicht 
gleichgültig  bleiben  bei  dem  Gedanken,  dass  ein  italienischer  Richter  aus 
irgend  welchen  Gründen,  ja  vielleicht  lediglich  auf  Grund  übereinstimmen- 
den Antrags  der  Parteien  jene  Verbindung  lösen  und  dadurch  möglicher 
Weise  zur  Schliessung  einer  zweiten  Ehe,  welche  das  Gesetz  als  eine 
strafbare That  verpönt.  Beihülfe  leisten  solle;  und  hervorragende  Juristen*) 
rügten  jene  Urtheile  besonders  unter  Hinweis  auf  Art.  12  der  einl.  Best., 
weil  die  Zulassung  der  Ehescheidung  überhaupt  auf  die  Ermöglichung 
der  Eingehung  einer  weiteren  Ehe  bei  Lebzeiten  des  anderen  Gatten 
nach  allgemeiner  Auffassung  schlechthin  mit  der  öffentlichen  Ordnung 
und  den  guten  Sitten  unvereinbar  sei.^)  Diesen  Anschauungen  schloss 
sich  der  Oberstaatsanwalt  beim  Kassationshof  in  Turin  und  weiter  auch 
dieser  Gerichtshof  selbst  in  seinem  Urtheile  vom  21.  November  1900*^) 
an,  indem  er  folgende  Grundsätze  aufstellt: 

Die  in  Italien  von  einem  Ausländer  geschlossene  Ehe  wird  in 
allen  ihren  Rechtsfolgen  von  den  italienischen  Gesetzen  geregelt 


^)  Auf  Grund  eines  solchen  Urtheils  würde  nicht  nur  der  italienische  Gatte,  sondern 
im  Hinblick  auf  den  oben  citirten  Art.  102  Satz  2  auch  der  andere,  nicht  italienische 
Gatte  in  Italien  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  nicht  zuzulassen  sein.  Vgl.  Leske- 
LoewenfeldyBechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  617,  618.  Daselbst  S.  610ff. 
über  die  Voraussetzungen   der  Anerkennung  ausländischer  Gerichtsurtheile  überhaupt. 

')  Zuerst  Appelhof  Ancona  im  Urth.  v.  22.  März  1884,  dann  die  Gerichtshöfe  in 
Genua  and  Mailand  in  den  Urtheilen  v.  7.  Juni  1894  und  v.  2.  Juni  1897.  Siehe 
Giurisprud.  ital.  1884  II  247  und  La  Legge  1884  1 526;  Monit.  dei  Trib.  1894  S.  784  und 
1897  S.  514.  Siehe  auch  Gluneti  Journal  du  droit  intern.  1899  S.  409,  Böhm,  Zeitschr.  f. 
intern.  Privat-  u.  Strafr.  9  S.41d;  ferner  Olunet;  Journal  1898  S.  412,  Böhm,  Zeitschr. 8 
S.  348,  wo  nur  die  Einschränkung  gemacht  ist,  dass  die  im  besonderen  Falle  an- 
zuwendende Norm  nicht  einer  Prohibitivvorschrift  des  italienischen  Rechtes  oder  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  widerstreiten  darf.     Vgl.  hiermit  Anm.  4. 

*)  Darunter  die  Professoren  Gabba  in  Neapel  und  Bnzzati  in  Payia. 

*)  Die  Ehescheidung  schlechthin,  also  gleichviel  aus  welchem  Grunde,  so  dass  es  auf 
die  im  besonderen  EaUe  anzuwendende  Norm  gar  nicht  ankommt.  Vgl.  hiermit  Anm.  2  a.  E. 

*)  Vollständig  veröffentlicht  in  Giurispr.  ital.  1900  Bd.  I  Abschn.  11  S.  1097  und 
auszugsweise  im  Monit.  dei  Trib.  1900  Bd.  III  Absch.  II  S.  981.  Aus  den  bemerkens- 
werthen  Ausführungen  mögen  folgende  SteUen  hervorgehoben  werden :  „Der  Ausländer, 
der  eine  Ehe  in  Italien  schliesst,  erkennt  implicite  die  Bestimmungen  des  italienischen 
Ehegesetzes  an  und  unterwirft  sich  ihm  nothwendiger  Weise;  er  erkennt  daher  sowohl 
die  absolute  Bestimmung  des  Art.  148  des  C.  c.  an,  wonach  eine  in  Italien  eingegangene 
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nnd  daher  lässt  sie  keine  andere  Art  der  Lösung  zu,  als  den  Tod 
eines  der  Ehegatten  (Art.  9  der  einl.  Best.,  Artt.  3,  56  u.  148  C.  c). 
Die  Art.  56  und  148  des  C.  c.  betreffen  den  Personenstand 
und  enthalten  eine  prohibitive  Bestimmung,  die  in  keiner 
Weise  umgangen  werden  kann,  da  es  sich  um  Normen  handelt, 
welche  die  öffentliche  Ordnung  berühren. 

Der  Art.  6  der  einl.  Best,  und  Art.  102  C.  c.  können  in  ihrer  Aus- 
legung und  Anwendung  niemals  von  den  Vorschriften  des  Art.  12 
der  einl.  Best,  getrennt  werden,  welcher  die  Anwendung  des 
Heimathrechtes  eines  Ausländers  in  Italien  untersagt,  wenn 
letzteres  Bestimmungen  enthält,  die  nach  unserer  Gesetzgebung 
der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen. 

In  Folge  dessen  kann  die  italienische  Gerichtsbehörde  weder  einem 
Antrag  auf  Ehescheidung  Folge  leisten,  noch  eine  Scheidung  aner- 
kennen, gleichviel  ob  die  Ehe  in  Italien  oder  im  Auslande  geschlossen 
wurde,  weil  unser  Gesetz  diese  Rechtsaktion  absolut  verwirft, 
b)  Können  die  italienischen  Gerichte  Urtheile  auswärtiger 
Gerichte,  welche  den  Gesetzen  ihres  Landes  gemäss  die  Ehe- 
scheidung    zwischen     auswärtigen     Staatsangehörigen     aus- 
gesprochen haben,  in  Italien  in  Vollzug  setzen?  —  In  Bezug  auf 
die  Ausführung  auswärtiger  Urtheile  ist  das  italienische  Gesetz  überaus 
freiheitlich  und  entgegenkommend,  denn  gemäss  Art.  941  Cod.  di  proc. 
civ.  wird  mittelst  des   einfachen,  sogenannten   „Delibationsverfahrens" 
allen  auswärtigen  Urtheüen  Vollstreckbarkeit  verliehen.    In  diesem  Ver- 
fahren darf  der  AppeUhof  nicht  auf  den  Grund  des  Rechtsstreits  ein- 
gehen, sondern  nur  prüfen:  ob  das  Urtheil  durch  die  (nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden   fremden   Staates)   zuständige   Gerichtsbehörde  gefällt 
wurde;  ob  die  Parteien  gesetzmässig  vorgeladen  wurden;  ob  sie  gesetz- 

Ehe  nur  durch  den  Tod  gelöst  werden  kann,  sowie  die  Bestimmungen  des  Art.  56  des- 
selben Gesetzbuches,  wonach  in  Italien  jemand,  der  durch  eine  vorangegangene  Ehe 
gebunden  ist,  keine  zweite  Ehe  eingehen  kann.  Dem  Ausländer,  sagt  der  Art.  3  C.  c, 
werden  dieselben  Givilrechte  eingeräumt,  wie  den  Staatsangehörigen ;  mit  den  Rechten 
erwachsen  ihm  aber  daraus  auch  Pflichten,  und  es  wäre  absurd,  anzunehmen,  dass  der 
italienische  Gesetzgeber,  wenngleich  er  durch  jene  Bestimmungen  dem  Ausländer  ent- 
gegenzukommen beabsichtigte,  ihm  grössere  Rechte  als  den  Staatsangehörigen  habe 
gewähren  wollen.  Es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel,  dass  die  Richter,  im  Hinblick 
auf  die  für  uns  massgebenden  Gesetze  und  aus  gleichen  Gründen,  nie  berechtiget 
sein  können,  zwischen  italienischen  Staatsangehörigen  die  Ehescheidung  auszusprechen 
und  noch  weniger  zwischen  Ausländem,  die  in  Italien  die  Ehe  geschlossen  haben.  Die 
Verbindung,  die  letztere  hier  in  Beachtung  der  italienischen  Gesetze  und  unter  ihrem 
Schutze  eingegangen  sind,  muss  in  allen  ihren  Rechtsfolgen  von  denselben  Gesetzen  ge- 
regelt werden  (Art.  9  der  einl.  Best.),  und  diese  lassen  keine  andere  Lösung  als  den  Tod  zu. 
Der  Ausländer'kann  in  seiner  Heimath,  wenn  die  dortigen  Gesetze  es  gestatten,  die  Lösung 
der  dort  abgeschlossenen  Ehe  erlangen,  er  kann  auch  in  den  Ländern,  wo  die  Ehescheidung 
zugelassen  ist,  eine  andere  Ehe  schUessen,  aber  er  darf  nimmermehr  bei  den  italienischen 
Gerichten  die  Lösung  seiner  Ehe  beantragen,  weil  unser  Gesetz  sie  nicht  zulässt,  ebenso 
wird  er  nie  eine  neue  Ehe  schliessen  dürfen  oder  auch  nur  das  Scheidungsurtheil  am 
Rande  der  Heirathsurkunde  vermerken  lassen  und  dadurch  ihre  Beweiskraft  beseitigen 
können,  da  er  in  Italien  durch  die  einmal  geschlossene  Ehe  immer  gebunden  bleibt** 
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massig  vertreten  waren  oder  gesetzmässig  für  säumig  erachtet  worden 
sind;  ob  das  Urtheil  etwas  verfügt,  das  dem  im  Königreich  Italien  gültigen 
öffentlichen  Recht  widerspricht.^)  Trotz  dieser  einfachen  Voraussetzungen, 
unter  welchen  auswärtige  Urtheile  das  Exequatur  in  Italien  erlangen,  ist 
bis  zum  Jahre  1884  kein  einziges  Mal  einem  auswärtigen,  zwischen  Aus- 
ländem ergangenen  Ehescheidungsurtheil  Vollstreckbarkeit  verliehen 
worden.  Aber  seitdem  der  Appellationshof  in  Ancona  durch  sein  Urtheil 
vom  22.  März  1884  (oben  S.  377  Anm.  2)  die  Lösung  der  Ehe  zwischen 
zwei  Staatsangehörigen  von  Oldenburg  ausgesprochen  hatte,  meinten  die 
italienischen  AppeUhöfe,  als  sie  sahen,  wie  das  Wesentliche  ohne  Wider- 
spruch gewährt  wurde,  auch  das  minder  Wesentliche  gewähren  zu  dürfen; 
gestützt  auf  die  Begründung  des  erwähnten  Urtheils,  fingen  sie  an,  den 
von  Ausländem  gestellten  Anträgen  auf  Ertheilung  des  Exequatur  Folge 
zu  leisten  und  schliesslich  gaben  sie  solchen  Anträgen  selbst  dann  statt, 
wenn  sie  von  italienischen  Staatsangehörigen  gestellt  wurden,  die  behufs 
Erwirkung  der  Ehescheidung  im  Auslande  ein  fremdes  Staatsbürgerrecht 
erworben  hatten,*) 

Dieser  Eechtsprechung  trat  der  Eassationshof  zu  Turin  in  seinem 
Urtheil  vom  21.  November  1900  entgegen,  indem  er  sich  besonders  auf 
die  Bestimmungen  des  Art.  6  der  einl.  Best,  zum  C.  c.  und  der  No.  4  des 
Art.  941  des  Cod.  di  proc.  civ.  stützte;  er  hob  die  genannten  Urtheile 
als  irrthümlich  auf  und  führte  aus:  „dass  die  italienische  Gerichts- 
behörde in  Bezug  auf  Personenrechtsfragen  unmöglich  ein  auswärtiges 
Urtheil  anerkennen  und  in  Vollzug  setzen  kann,  welches  eine  in 
Italien  nach  den  daselbelbt  gültigen  Vorschriften  und  Normen  ein- 
gegangene Ehe  löst;  dass  daher  die  italienische  Gerichtsbehörde  auch 
unmöglich  gestatten  kann,  dass  ein  solches  Urtheil  am  Bande  der  von 
dem  italienischen  Standesbeamten  ausgestellten  Eheurkunde  vermerkt 
werde;  dass  dies  mit  noch  grösserem  Becht  dann  gilt,  wenn  die  Ehe 
in  Italien  von  italienischen  Staatsangehörigen  eingegangen  worden 

^)  Näheres  bei  £uzz&ti  in  Leske-Loewenfeld,  Bechtsverfolg^ng  I  S.  610 ff. 

')  Die  famose  Prinzessin  von  Beaufremont  hatte  nämlich  auch  in  Italien  Schule 
gemacht,  und  als  man  sah,  dass  durch  den  Verzicht  auf  die  eigene  Staatsangehörigkeit 
(wie  ihn  Art.  11  0.  c.  zulässt)  bei  zeitweiliger  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  irgend 
einen  der  Staaten,  wo  die  Ehescheidung  am  üppigsten  florirt,  man  so  leicht  zuerst  die 
Naturalisation  und  dann  die  Lösung  des  lästig  gewordenen  ehelichen  Bandes  erlangen 
konnte,  fing  in  Italien  für  besser  situirte  Leute  eine  neue  Art  von  Sport  an,  nämlich 
die  Auswanderung  zimi  Zwecke  der  Ehescheidung;  es  genügte  ja,  (zeitweise)  auf  die 
italienische  Staatsangehörigkeit  zu  verzichten,  jedoch  mit  dem  festen  Vorsatze,  später 
in  die  Heimath  zurückzukehren,  um  dort  vermöge  des  Delibationsverf  ahrens  das  Exequatur 
für  das  inzwischen  erwirkte  Ehescheidungsurtheil  zu  erlangen.  Der  scharfsinnige  Kniff 
wurde  eine  Weile  mit  Glück  angewendet.  So  wurden  in  der  letzten  Zeit  durch  die  Urtheile 
der  AppeUationshöfe  zu  Modena  vom  12.  April  1898,  zu  Brescia  vom  26.  April  1898 
und  zu  Mailand  vom  30.  Novbr.  und  6.  Desbr.  1898  (anders  später;  vgl.  unten)  aus- 
ländischen Urtheilen,  durch  welche  die  Ehescheidung  zwischen  ItaHenischen  Staats- 
angehörigen ausgesprochen  war,  Vollstreckbarkeit  verliehen  und  es  wurden  die  Parteien 
dadurch  ermächtigt,  neue  Ehen  einzugehen.  Siehe  Monit.  dei  Trib.  1898  S.  848,  428; 
1899  S.  11  und  64.  Es  ist  begreiflich,  dass  diese  willfährigen  Gerichtsentscheidungen  das 
moralische  Empfinden  und  das  patriotische  Gefühl  vieler  Italiener  verletzten,  umsomehr, 
als  sie    auf   ein   Aergemiss   erregendes   Privilegium   zu  Gunsten   der  Vermögenderen 
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ist  und  diese  dann  behufs  Erlan^ng  der  Ehescheidung  auf  das  italie- 
nische Staatsbürgerrecht  verzichten  und  ein  anderes  erworben  haben." 
Hier  ist  aber  zu  beachten,  dass  das  Urtheil  des  obersten  Gerichts- 

hinausliefen,  denn  nur  diese  hatten  ausreichend  Zeit  und  Mittel,  im  Ausland  ihren 
Wohnsitz  aufzuschlagen,  dort  sich  naturalisircn  und  die  Lösung  ihrer  Ehe  aussprechen 
zu  laaeen.  Die  Juristen  fingen  an,  die  Frage  der  Zulässigkeit  jenes  Verfahrens  an- 
zuregen, und  hierbei  wurde  zunächst  eine  seit  längerer  Zeit  streitige  and  noch  nicht 
endgültig  gelöste  Vorfrage  wiederum  erörtert.  Einige  Juristen  (darunter  der  Professor 
Fusinato)  vertraten  die  Ansicht,  dass  alle  den  Personenstand  betreffenden  UrtheUe, 
insofern  sie  als  eine  einfache  Urkunde,  als  Beweismittel  oder  als  Grundlage  für  die 
exceptio  iudicati  eingereicht  werden,  des  Exequatur  gar  nicht  bedürfen;  dass  sie  des- 
selben vielmehr  nur  dann  bedürfen,  wenn  aus  ihnen  eine  positive  Wirkung,  insbesondere 
ein  vermögensrechtlicher  Anspruch  hergeleitet  werden  soll  (Fusinato,  Esecuzione  deUe 
scntenze  straniere;  Giurisprud.  ital.  1892  I  2,  1545).  Ein  Urtheil  des  Appellhofs  in 
Mailand  vom  2.  Juni  1893  erklärte  sogar  eine  Vollstreckbarkeitserklärung  für  aus- 
wärtige Ürtheile  über  Personenrechtsfragen  allgemein  für  unnöthig,  so  also,  dass 
sie  auch  ohne  Voll streckungsurtheil  eo  ipso  Wirksamkeit  in  Italien  haben.  (Giurispr.  ital. 
1893  I,  2,  392.)  Andere  Juristen  dagegen  (darunter  Prof.  Gabba  und  Fiore)  stehen 
auf  dem  Standpunkte,  dass  auch  in  Fragen  des  Personenrechts  ein  ausländisches  Ur- 
theil ohne  vorausgegangenes  Delibationsverfahren  in  Italien  Rechts  Wirksamkeit  nicht 
erlangt.  In  der  einen  wie  in  der  anderen  Bichtung  sind  zahlreiche  Ürtheile  der  Gerichte 
ergangen.  Gabba  fuhrt  sie  an  in  seinen  Erörteioingen  zu  dem  Urtheil  des  Appellationshofes 
2u  Modena  vom  12.  April  1898  (Giurisprud.  it.  Bd.  I).  In  Anwendung  auf  unsere  spezielle 
Frage,  beir.  die  Wirksamkeit  im  Auslande  ergangener  Scheidungsurtheile,  haben  wir 
dementsprechend  zwei  verschiedene  Meinungen.  Gabba  behauptet — obschon  er  annimmt, 
dass  die  italienischen  Hichter  in  keinem  Falle  eine  Ehescheidung  aussprechen  dürfen 
—  dass  sie  dennoch  befugt  seien,  ein  ausländisches  Ehescheidungsurtiieil  für  vollstreck- 
bar zu  erklären;  „denn  (meint  er)  durch  solche  Erklärung  leistet  der  italienische 
Richter  keinesfalls  dem  ausländischen  Beistand  in  einer  Angelegenheit,  die  dem 
italienischen  öffentlichen  Recht  widerstrebt,  sondern  er  beschränkt  sich  daraaf,  von 
der  im  Auslande  erfolgten  Lösung  einer  Ehe  Kenntuiss  zu  nehmen.^  (Siehe  „Nota 
aUa  sentenza  2.  Aprile  1898^,  Giur.  it.  Bd.  I).  Im  Sinne  von  Gubba  äussern  sich 
femer  Fiore  (Quest.  di  dir.  internaz.  priv;  Foro  it.  XVI,  Heft  23)  und  Guelfi  (H 
divorzio  fra  stranieri  in  Italia  1884,  Foro  it.  IX.  S.  43).  Dagegen  haltien  Fusinato 
(Giur.  ital.  1892  I.  2,  154  u.  a.)  und  mit  ihm  der  Xassationshof  in  Rom  (Urtk  v. 
4.  April  1891)  und  die  Appellhöfe  in  Venedig  (Urth.  v.  17.  September  1894)  und 
Modena  (Urth.  v.  29.  April  1892)  es  für  rechtlich  unzulässig,  dass  italienische  Gerichts- 
höfe ein  ausländisches  Ehescheidungsurtheil  in  Vollzug  setzen  (Foro  italiano  1891, 
1242  u.  Repert.  1894,  Giurisp.  ital.  1892  1,  2,  367).  Besonders  nachdrücklich  wurde 
diese  letztere  Auffassung  unterstützt  von  Professor  Buzzati,  welcher  in  seinem  sehr 
eingehenden  Bericht  an  das  Königl.  Istituto  lombardo  di  scienze  e  lettere  sich  be- 
sonders das  Ziel  gesetzt  hatte,  die  vier  oben  erwähnten  Ürtheile  der  Appellhöfe  zu 
Modena,  Brescia  und  Mailand  zu  entkräften,  und  seine  Ausführungen  veranlassten  den 
Generalprokurator  beim  Kassationshof  in  Turin,  im  Interesse  des  Gesetzes  die  Ver- 
nichtung jener  Ürtheile  zu  beantragen.  Dieser  Praxis  des  Eassationshofes  zu  Turin 
ist  der  Appellhof  zu  Mailand  in  allen  seinen  späteren  Urtheilen  im  Gegensatze  zu  seinen 
beiden  früheren  oben  angeführten  Urtheilen  gefolgt.  (Urth.  10.  Febr.  1903  in  Sachen  Luppis 
Rammer  ca.  Lodiziani  und  v.  23.  Febr.  1904  Monit.  Trib.  1904  p.  209.)  Der  Kassations- 
hof zu  Florenz  (in  Italien  existiren  zur  Zeit  noch  5  verschiedene  Kassationshöfe)  hat 
1902  in  Sachen  Manassei  noch  einmal  in  einem  dem  Turiner  Kass.  Urtheil  v.  1900  ent- 
gegengesetzten Sinne  entschieden  und  eine  vom  Appellhof  in  Florenz  entschiedene 
Sache  an  den  Appellhof  in  Lucca  verwiesen,  der  aber  gegen  das  Urtheil  des  Florenzer 
Kassationshofes  im  Sinne  des  Turiner  Kassationshofs  entschied  (art.  547  c.  p.  c),  wobei 
es  sein  Bewenden  behielt.  Im  Allgemeinen  kann  gesagt  werden,  dass  die  Praxis  in 
Italien  jetzt  einmüthig  auf  dem  Standpunkte  des  Turiner  Kass.  Urtheils  steht. 
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hofs  nur  solche  auswärtigen  Ehescheidungsurtheile  in  Betracht  zieht, 
welche  die  Lösung  einer  „in  Italien"  eingegangenen  Ehe  verfügt 
haben,  woraus  man  a  contrario  schliessen  könnte,  dass,  wenn  die  Ehe 
nicht  auf  italienischem  Gebiete,  sondern  in  einem  Lande  eingegangen 
wurde,  wo  die  Ehescheidung  gesetzlich  zugelassen  ist,  gegen  die  Voll- 
streckung des  Urtheils  nichts  einzuwenden  sei.  Diese  dritte  vermittelnde 
Ansicht  dürfte  in  der  That  zu  billigen  sein,  zumal  sie,  ohne  Grund- 
prinzipien des  Rechtes  zu  verletzen,  durch  Zugeständnisse  nach  beiden 
Seiten  hin  die  vom  modernen  internationalen  Eechte  angestrebte  Einheit 
der  Rechtsprechung  zu  fördern  geeignet  ist.  Das  Prinzip  ist,  dass  die 
Ehe  sowohl  in  Bezug  auf  ihren  Bestand  wie  hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
folgen nach  dem  Heimathrechte  der  Parteien  geregelt  wird.  Wie  nun 
nach  dem  erwähnten  Urtheile  des  Kassationshofs  zu  Turin  die  von  einem 
Ausländer  in  Italien  eingegangene  Ehe  in  allen  ihren  Rechtsbeziehungen 
dem  italienischen  Gesetze  unterworfen  ist,  so  muss  die  von  einem  Aus- 
länder im  Auslande  eingegangene  Ehe  von  dem  ausländischen  Gesetz 
geregelt  werden.  Und  dies  hat  seine  innere  Berechtigung:  denn  der 
Ausländer,  der  in  Italien  eine  Ehe  eingeht,  muss  wissen  und  gegen  sich 
gelten  lassen,  dass  er  einen  Bund  schliesst,  der  von  dem  Gesetz  als 
unlösbar  erklärt  wird,  und  ia,  er  ihn  aus  freien  Stücken  schliesst, 
muss  er  auch  diese  Bestinunung  gegen  sich  gelten  lassen;  heirathet  er  aber 
in  einem  Lande,  wo  die  Ehescheidung  zugelassen  ist,  dann  weiss  er  und 
darf  davon  ausgehen,  dass  er  unter  gewissen  im  Gesetze  bestimmten 
Vofaussetzungen  das  Recht  haben  wird,  die  Lösung  der  Ehe  zu  ver- 
langen, und  es  kann  ihm  daher  billiger  Weise  nicht  verwehrt  werden, 
beim  Eintritt  jener  Voraussetzungen  sein  Recht  geltend  zu  machen. 
Ueberdies  hat  der  italienische  Gesetzgeber  die  Ehescheidung  nur 
untersagt,  weil  er  sie  bei  der  jetzigen  physischen,  geistigen  und 
moralischen  Verfassung  des  Landes  als  gefährlich  für  die  öffentliche 
Ordnung  und  als  mit  den  Anschauungen  der  überwiegenden  Mehrheit 
des  Volkes  nicht  verträglich  erachtet.  Nun  ist  aber  der  Eindruck,  den 
die  Scheidung  einer  in  Italien  geschlossenen  Ehe  auf  das  italienische 
Publikum  hervorrufen  kann,  ein  ganz  anderer  als  derjenige,  welchen 
die  Scheidung  einer  im  Auslande  eingegangenen  Ehe  hervorrufen  wird. 
Gewiss  würde  es  Viele  in  ihrem  Gewissen  beunruhigen,  hier  zu  sehen, 
wie  mit  Zustimmung  der  Behörde  eine  Ehe  gelöst  wird,  die  vom  Gesetze 
für  unlösbar  erklärt  und  allgemein  für  unlösbar  gehalten  wird,  ja  sogar 
zu  sehen,  wie  einer  der  ehemaligen  Gatten  nach  kurzer  Frist,  bei  Leb- 
zeiten des  anderen  Gatten  eine  neue  Ehe  eingeht;  ist  dagegen  die  Ehe- 
scheidung in  einem  fremden,  vielleicht  fernen  Lande  nach  dem  dortigen 
Gesetze  durch  ordnungsmässigen  Richterspruch  erfolgt,  so  werden  die 
Wenigen,  die  etwa  davon  Eenntniss  erlangen  möchten,  kaum  Anstoss 
nehmen  können,  da  ja  allgemein  bekannt  ist,  dass  die  Ehescheidung 
eine  Einrichtung  ist,  die  schon  lange  in  vielen  Kulturländern  besteht.  Es 
steht  aber  den  Italienern  nicht  zu,  die  in  einem  fremden  Lande  geltenden 
Gesetze  zu  bemängeln,  und  zwar  um  so  weniger,  als  aus  vielen  Vor- 
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arbeiten  und  Gesetzentwürfen  zur  Einfühmng  der  Ehescheidung  in  Italien 
deutlich  erhellt,  dass  diese  Einrichtung  hier  nicht  etwa  als  unmoralisch, 
sondern  nur  als  unzeitgemäss  und  als  im  Missklange  mit  den  bei  den 
gesetzgebenden  Faktoren  noch  herrschenden  Begriffen  von  öffentlicher 
Ordnung  betrachtet  wird.  Dies  ist  mit  grosser  Klarheit  auch  in  dem 
erwähnten  Urtheile  des  Eassationshofs  zu  Turin  ausgedrückt,^)  welches 
als  fast  ständige  italienische  Rechtspraxis  den  Satz  hinstellt:  „dass 
ein  im  Auslande  zwischen  Ausländem  gefälltes  Urtheil  auf  Scheidung 
einer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  von  den  Gerichtshöfen  des  König- 
reichs anerkannt  und  für  vollstreckbar  erklärt  werden  kann.^ 

c)  Kann  ein  im  Auslande  gesetzmässig  geschiedener  Aus- 
länder in  Italien  eine  neue  gültige  Ehe  eingehen?  —  Die  Ant- 
wort ergiebt  sich  aus  den  obigen  Ausführungen  von  selbst.  Auch  in  diesem 
Falle  ist  zu  unterscheiden:  Wenn  die  geschiedene  Ehe  von  dem  Ausländer 
in  Italien  eingegangen  wurde,  so  sind  die  Ehegatten  unlöslich  aneinander 
gebunden,  und  die  italienischen  Grerichte  lassen  nicht  zu,  dass  das  Wesen  der 
in  Italien  eingegangenen  Ehe,  sei  es  durch  den  Willen  der  Parteien  oder 
durch  auswärtige  Gesetze,  geändert  werde.  In  diesem  Falle  würde  also 
dem  Ausländer,  der  in  Italien  eine  neue  Ehe  eingehen  möchte,  ein 
hier  nicht  zu  beseitigendes  Hindemiss  aus  Artikel  12  der  einl.  Best  z. 
C.  c.  und  aus  den  Artikeln  57,  79,  102  und  148  des  C.  c,  sowie  aus 
Artikel  72  des  Standesamts-Eeglements  entgegenstehen.  War  hingegen 
die  erste  Ehe  im  Auslande  eingegangen,  dann  übt  auf  sie  das  italieniSche 
Gesetz  keine  Rückwirkung  aus,  sondern  sie  war  von  Anfang  an  einer 
Gesetzgebung  unterworfen,  die  die  Ehe  für  lösbar  erklärt;  die  Ehe  wurde 
als  eine  lösbare  eingegangen,  und  wenn  daher  der  Ausländer  durch  die 
im  Artikel  79  C.  c.  erwähnte  Urkunde,  insbesondere  aber  durch  das  im 
Artikel  103  C.  c.  bezeichnete  Zeugniss  seine  Ehefähigkeit  und  Ledigkeit 
nachweist,  dann  kann  ihn  nichts  hindern,  auch  in  Italien  eine  neue  Ehe 
einzugehen. 


')  Es  wird  darin  gelegentlich  betont,  dass  der  Richter  nicht  den  Gesetzgeber 
zu  korrigiren,  sondern  die  gesetzlichen  Vorschriften  nur  anzuwenden  und  auszulegen 
habe,  selbst  wenn  diese  den  Ansprachen  der  jetzigen  Zeit  nicht  mehr  genügen  sollten ; 
dass  jeder  Staat  souverän  und  unabhängig,  einzig  für  sich  allein  in  seinem 
moralischen,  ökonomischen  und  öffentlichen  Interesse  zu  prüfen  und  zu  bestimmen 
habe,  ob  gewisse  Einrichtungen  angebracht  oder  unangebracht,  bestimmte  Handlungen 
zu  gestatten  oder  zu  untersagen  seien,  und  dass  kein  auswärtiges  Gesetz  das  italienische 
verdrängen  und  Bestimmungen  aufheben  könne,  die  von  dem  italienischen  Gesetzgeber 
als  angebracht  gutgeheissen  wurden.  —  Hieraus  ist  zu  entnehmen,  dass  nicht  so  sehr 
die  Ehescheidung  an  sich  selbst  als  vielmehr  die  offenbare  Hintenansetzung  unserer 
Gesetze  durch  italienische  Richter  Anstoss  und  Bedenken  erregt  und  es  leuchtet  ein, 
dass,  wenn  es  sich  um  eine  im  Auslande  geschlossene  Ehe  und  um  eine  vom  aus- 
ländischen Richter  gesetzmässig  ausgesprochene  Ehescheidung  handelt,  jener  Gb'uud 
zum  Aergemiss  und  dadurch  zugleich  einer  der  Hauptgründe,  aus  welchen  unsere 
Richter  den  Ehescheidungsurtheilen  auswärtiger  Gerichtshöfe  nicht  zur  Vollstreckung 
verhelfen  dürfen,  hinfallig  wird. 
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§  10. 

K.  Anhang:  Eherecht  der  überseeischen 

italienischen  Kolonien. 

I.  Einleitung  und  materielles  Eecht. 

Die  Einrichtiingen  der  italienischen  Kolonien  (Erytrea,  Benadir, 
Somalia)  sind  noch  immer  recht  unvollkommen.  Durch  das  Gesetz  vom 
1.  Juli  1890  hatte  das  Parlament  die  Kegierung  ermächtigt,  in  Erytrea 
die  Civil-  und  Strafeesetze  des  Reiches  mit  den  durch  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse bedingten  Modifikationen  einzuführen,  insbesondere  auch 
Gesetze  zu  erlassen,  welche  „den  Personenstand  der  Eingeborenen  und 
ihre  privatrechtlichen  Beziehungen,  die  Bedingungen  des  unbeweglichen 
Eigenthums,  die  Sechtsverhältnisse  zwischen  Italienern,  Ausländem  und 
Eingeborenen  und  die  dortigen  Einrichtungen  der  Justiz  und  Polizei  und 
der  Militär-  und  Civilfinanzverwaltung"  regeln  sollten.  Aber  die  lange 
Dauer  des  Krieges  zwischen  Italien  und  Abessinien  liess  bis  jetzt  die 
volle  Anwendung  dieser  Gesetze  nicht  zu.  Das  Königl.  Dekret  vom 
5.  Mai  1892,  No.  270  bestimmte,  dass  in  den  Kolonien  provisorisch  in 
Kraft  treten  sollten  „die  legislativen  Bestimmungen  und  die  bestehenden 
Gewohnheitsrechte,  die  Erlasse  und  Verordnungen,  die  während  des 
Krieges  und  nachher  veröffentlicht  worden  waren";  zugleich  veröffent- 
lichte das  Dekret  (mit  den  geeigneten  Modifikationen)  die  „einleitenden 
Bestimmungen"  (disposizioni  preliminari)  des  italienischen  Civilgesetzbuchs 
über  die  Veröffentlichung,  Auslegung  und  Anwendung  der  Gesetze,  in- 
dem es  besonders  hervorhob:  dass,  wenn  ein  Rechtsstreit  nicht  durch 
eine  klare  Bestimmung  der  in  den  Kolonien  erlassenen  Gesetze  ent- 
schieden werden  kann,  die  für  ähnliche  FäUe  oder  analoge  Materien 
geltenden  Normen  massgebend  sein  sollen;  dass  in  zweifelhaften  Fällen 
bei  Rechtsstreiten  zwischen  Italienern,  oder  zwischen  Italienern  und 
Eingeborenen  in  Civil-  und  Handelssachen  nach  den  italienischen  Gesetzen, 
Verfügungen  und  Urtheilssprüchen,  bei  Rechtsstreiten  zwischen  moham- 
medanischen Eingeborenen  aber,  oder  zwischen  mohammedanischen  und 
christlichen  Eingeborenen  nach  Billigkeit,  unter  Beiiicksichtigung  der 
Gewohnheitsrechte,  zu  entscheiden  ist  (Art.  6) ;  dass  die  Gerichtszuständig- 
keit für  alle  den  Civilstand  und  die  Geschäftsfähigkeit  (stato  e 
capadtä)  sowie  das  Eherecht  (statuto  matrimoniale)  betreffenden  Fragen 
sich  nach  dem  Personalstatute  bestimmt  (Art.  7). 

Die  in  der  Kolonie  Erytrea  erlassenen  Gesetze  über  die  Ehe  sind 
mangelhaft  nnd  unvollkommen.  Ein  Dekret  des  Königl.  Civilkommissars, 
Gouverneurs  von  Eryti'ea,  vom  29.  Juni  1898  überträgt  den  Bezirks- 
kommissaren^)  unter  anderem  auch  die  Regelung  der  standesamtlichen 

')  Die  durch  das  genannte  Dekret  eingesetzten  Bezirkskommissare  sind  SteU* 
Vertreter  des  Gonvemeurs.  die  an  der  Spitze  der  vier  Verwaltungsbezirke  stehen,  in 
welche  die  Kolonie  eingetheilt  ist  und  deren  Hauptorte  Massaua,  Kheren,  Asmara  und 
Assab  sind.  Sie  werden  durch  vom  Gouverneur  ernannte  Beamte  oder  Ministerresidenten 
unterstützt. 
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Verhältnisse  der  Europäer  (Art.  7  lit  g).  Ein  KönigL  Dekret  vom 
27.  Juni  1901  bestimmt  in  Art.  1:  dass  die  Bezirkskommissare  kraft 
der  bestehenden  Bestimmungen  Standesbeamte  sind;^)  dass  der  Bezirks- 
kommissar im  Falle  der  Abwesenheit  oder  sonstiger  Behinderung  durch 
den  höchsten  Beamten  des  Kommissariats  vertreten  wird  und  dass  in 
der  Urkunde  der  Grund  für  die  Substituirung  anzugeben  ist;  dass  die 
Dokumente  für  die  Eheschliessung  von  den  Antragstellern  dem  Staats- 
anwalt zu  Massaua  behufs  vorgängiger  Prüfung  und  Anerkennung  ihrer 
Ordnungsmässigkeit  vorzulegen  sind.  Einige  andere  Bestimmungen  über 
die  Prozessordnung  enthält  das  noch  zu  erwähnende  KönigL  Dekret  vom 
9.  Februar  1902,  das  sich  auf  die  Justizpflege  in  der  Kolonie  bezieht 
In  Erwartung  der  zu  veröffentlichenden  Gesetze  hält  man  sich 
gegenwärtig  in  Bezug  auf  Ehesachen  an  den  allgemeinen,  durch  Art  6 
der  einleitenden  Bestimmungen  des  italienischen  Civilgesetzbuchs 
sanktionirten  Ginindsatz,  dass  der  Civilstand  und  die  Familienbeziehungen 
der  Personen  ihren  heimathlichen  Gesetzen  entsprechend  geregelt  werden 
(oben  S.  370);  und  da  Erytrea  gegenwärtig  von  Angehörigen  ver- 
schiedener Rassen  bewohnt  ist,  die  seit  Jahrhunderten  grundverschiedene 
Gesetze,  Sitten  und  Kulturzustände  haben,  ^  so  ergeben  sich  in  dei*  Praxis 
verschiedene  Arten  der  Eheschliessung,  die  je  nach  dem  Personalstatute 
der  Rasse  geregelt  werden. 

1.  Ehen  zwischen  Italienern  unter  einander  oder  mit 
anderen  Europäern  oder  „Assimilirten".^  —  Diese  Ehen  sind 
den  italienischen  Gesetzen  unterworfen,  daher  finden  (so  weit  möglich) 
die  Bestimmuhgen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  diejenigen  des 
mehrfach  erwähnten  Dekrets  vom  15.  November  1866,  betreffend  die 
Regulirung  der  standesamtlichen  Verhältnisse  im  Einklang  mit  den  für 
die  Kolonie  erlassenen  Gesetzen  Anwendung. 

Auch  die  (übrigens  sehr  seltenen)  Ehen  zwischen  Weissen  und  ein- 
geborenen Frauen  unterliegen  im  Ganzen  den  italienischen  Gesetzen.^) 

2.  Ehen  zwischen  christlichen  Eingeborenen.  —  Diese  Ehen 
sind  den  abessinischen  Gesetzen  und  Sitten  unterworfen  und  zerfallen  in 
drei  Arten:   Eheschliessung   durch  Calchidan,   Berchfe  und  Demoz. 

a)  Die  Eheschliessung  durch  Calchidan  (oder  qualchedan)  bedeutet 
die  religiöse  feierliche  Hochzeit;  sie  ist  üblich  unter  den  Aethiopiem, 


^)  In  der  Gemeinde  Massaua  wird  der  Standesbeamte  vom  Gouverneur  unter  den 
sechs  Stadträthen  ausgewählt. 

')  Nach  ungefährer  Berechnung  befinden  sich  heut  in  Erytrea  ausser  den  Italienern 
und  Europäern  oder  Assimilirten  circa  90000  Abessinier,  200000  Mohammedaner 
und  10000  Heiden. 

^)  Der  Artikel  1  des  oben  erwähnten  Justizreglements  für  Erytrea  bestimmt,  dass 
die  Egypter,  Syrer,  Amerikaner,  Australier,  mit  einem  Wort,  jeder,  der  einer  aus  Europa 
stammenden  Basse,  oder  einer  Rasse,  deren  Kulturgrad  mit  der  europäischen  Kultur 
übereinstimmt,  angehört,  als  „den  Europäern  assimilirt**  anzusehen  sei. 

^)  DerFaU  einer  Eheschliessung  zwischen  einer  Weissen  und  einem  Eingeborenen 
(die  bei  den  herrschenden  Verhältnissen  als  eine  Schmach  für  die  weisse  Rasse  empfanden 
werden  würde)  ist  nie  eingetreten. 
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die  am  hartnäckigsten  an  den  Traditionen  festhalten,  insbesondere  aber 
nnter  denjenigen,  welche  im  Besitze  von  Adelstiteln  sind  oder  einen 
geistlichen  Charakter  oder  eine  höhere  Würde  bekleiden  (wie  z.  B.  die 
Casci,  Cicca,  Blatti,  Degiace  etc.).  Derartige  Eheschliessungen  werden 
nach  dem  Fetha  Nagust  (abessinisches  Gesetzbuch  —  Gesetzgebung 
der  Könige)  mit  feierlichen  Formeln  und  geistlichen  Zeremonien  im  Bei- 
sein des  Geistlichen,  sowohl  von  Katholiken  wie  von  christlichen  Kopten 
geschlossen.  Ihr  Hauptmerkmal  ist  gemäss  dem  alten  und  steifen 
abessinischen  Gesetzbuche  die  absolute  Unlösbarkeit,  so  dass  diese  Art 
der  Ehe  sich  in  dem  erwähnten  Punkte,  wie  in  manchen  anderen,  der 
italienischen  Eheschliessung  nähert.  Die  einheimische  Sitte  hat  jedoch 
nach  und  nach  von  der  strengen  Innehaltung  dieses  Grundsatzes  ab- 
gelassen, so  dass  jetzt  das  abessinische  Recht  die  Ehescheidung  zulässt,^) 
wenn  durch  Böswilligkeit  eines  der  Ehegatten  die  Fortdauer  der  Ehe 
unmöglich  geworden  ist. 

Was  das  eheliche  Güterrecht  und  die  ökonomischen  Verhältnisse 
der  Eheleute  anbetrifft,  so  gilt  Gütergemeinschaft,  ungefähr  wie  in  dem 
Falle  einer  durch  Berchfe  eingegangenen  Ehe  (vgl.  das  Folgende  unter  6). 

b)  Die  Eheschliessung  durch  Berchfe  (oder  Berqu6)  begründet  ein 
zeitweiliges  Zusammenleben,  das  nach  Belieben  der  Eheleute  gelöst 
werden  kann.  Bei  dieser  Ehe  ist  der  vermögensrechtliche  Zweck,  wie 
bei  einem  auf  den  Grundsatz  „do  ut  des"  gegründeten  Vertrage,  vor- 
wiegend. Die  Ehe  wird  ohne  andere  Formalität  als  den  mündlichen 
Vertrag  geschlossen,  bei  welchem  gewöhnlich  einige  Vermittler  oder 
Vertrauenspersonen  (reachfes)  sowie  Bürgen  (dagnä)  und  manchmal  auch 
Zeugen  anwesend  sind. 

Diese  Art  der  Ehe  bedingt  nicht  nur  ein  gemeinsames  Leben, 
sondern  auch  Gütergemeinschaft;  solange  die  Ehe  fortgeführt  wird,  ist 
jede  Einnahmequelle  und  jeder  Gewinn  eines  der  Ehegatten  gemeinsam. 
Wird  die  Ehe  gelöst,  so  wird  grundsätzlich  das  gemeinschaftliche  Ver- 
mögen zu  gleichen  Hälften  zwischen  den  Eheleuten  getheilt.  Es  ist  aber 
ein  hergebrachter  Grundsatz  der  abessinischen  Jurisprudenz,  dass  bei  der 
Ehe  durch  Berchfe  oder  Calchidan,  wenn  nur  ein  Ehegatte  kraft  ein- 
seitiger EntSchliessung  auf  der  Scheidung  besteht,  er  den  Anspruch  auf 
die  Hälfte  des  Vermögens  verliert,  es  sei  denn,  dass  der  Richter  den 
andern  Gatten  als  den  schuldigen  Theil  erkennt. 

c)  Die  Ehe  durch  Demoz  oder  Demnoz  (von  „dem"  =  Blut  und 
„noz"  =  Schweiss,  Lohn,  Belohnung)  ist  die  einfachste  und  roheste,  viel- 
leicht auch  die  häufigste  unter  den  AbessinienL    Sie  besteht  in  einer 

^)  Durch  ein  Urtheil  des  Bezirksgerichts  von  Asmara  (1901)  wurde  auf  Antrag 
der  Ehefrau  die  Lösung  der  von  ihr  durch  Calchidan  mit  einem  koptischen  Geistlichen 
(Casci)  eingegangenen  Ehe  ausgesprochen;  als  Begründung  wurde  der  durch  die  ein- 
heimische Sitte  bekräftigte  Grundsatz  angegeben,  dass  die  Eigenschaft  eines  Geistlichen 
den  Ehegatten  zu  einer  besonders  strengen  Innehaltung  der  ehelichen  Pflichten  ver- 
binde, and  dass,  wenn  er  gegen  diese  verstösst,  er  des  Anrechts  auf  die  Unlösbarkeit 
der  Ehe  verlustig  gehe. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.    Erg^nzangsband.  25 
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Art  von  Vertrag,  kraft  dessen  der  Mann  eine  Frau  zur  Gattin  ninunt^ 
indem  er  sich  verpflichtet,  dnrch  eine  monatliche  oder  jährliche  An- 
weisung, die  gewöhnlich  in  einigen  Maria  Theresia-Thalem  und  ein  paar 
Geschenken  (gasm6;  z.  B.  Amulets,  Silberschmuck)  besteht,  für  ihren 
Lebensunterhalt  zu  sorgen.  Diese  Ehe,  die  auch  standesamtlich  ge- 
nannt wird,  die  ihrem  Wesen  nach  jedoch  nur  eine  Art  Konkubinat  ist^ 
wird  gewöhnlich  im  Beisein  der  Verwandten,  der  Seinmagall6  (Aeltesten^ 
Vornehmen)  und  des  Nakes,  der  für  das  Demoz  bürgt,  vollzogen.  Die 
Rechte  und  Pflichten,  die  für  die  Eheleute,  wie  für  den  Bürgen,  daraus 
erwachsen,  sind  durch  den  Gebrauch,  die  einzige  Bichtschnur  bei  der- 
artigen Verbindungen,  festgesetzt.  Die  Eheleute  sind  zur  Monogamie 
und  gegenseitigen  Treue  verpflichtet,  aber  ihre  einfache  Einwilligung 
genügt,  den  ehelichen  Bund  zu  lösen. 

Im  Falle  der  Lösung  der  Ehe  hat  die  Frau  das  Kecht,  das  für  den 
Monat  oder  für  das  Jahr  schon  erhaltene  Demoz  zu  behalten  oder  es 
vor  dem  Verlassen  des  ehelichen  Daches  zu  verlangen.  Die  aus  dieser 
Vereinigung  hervorgegangenen  Kinder  haben  Anspruch  auf  Alimente,  die 
gewöhnlich  in  einer  gewissen  Quantität  von  Getreide  oder  in  einem 
Betrag  von  ungefähr  drei  Thalem  für  je  zwei  Monate  bestehen;  diese 
Verpflichtung  fällt  auch  nach  der  Lösung  der  E^e  dem  Vater  zur  Last. 
Die  männlichen  Kinder  bleiben  für  drei  Jahre  bei  der  Mutter,  nach  deren 
Verlauf  sie  dem  Ehemann  überlassen  werden;  die  Töchter  bleiben  immer 
bei  der  Mutter. 

3.  Ehen  unter  mohammedanischen  Eingeborenen.^)  —  Diese 
Ehen  werden  nach  dem  Koran  geregelt,  welcher  dem  Mann  gestattet^ 
bis  vier  rechtmässige  Gattinnen,  ausser  einer  unbestimmten  Anzalü  von 
Sklavinnen  und  Konkubinen,  zu  halten.  Die  Ehe  wird  vor  dem  Kadi^ 
gemäss  dem  islamitischen  Ritus,  geschlossen.  Die  Frau  ist  der  un- 
umschränkten Herrschaft  des  Mannes  unterworfen,  dessen  ins  repudii 
keiner  Vorschrift  oder  Einschränkung  unterliegt;  er  kann  die  Frau  nach 
Belieben  aus  seinem  Hause  fortschicken  und  wieder  aufnehmen.*) 

Auch  in  Benadir  und  in  Somalia  italiana  folgen  die  Ein- 
geborenen, die  fast  alle  Mohammedaner  sind,  mit  den  durch  lokale 
Gebräuche  bedingten  Aenderungen  dem  mohammedanischen  Rechte. 


*)  Ausführliche  DarsteUung  des  mohammedanischen  Eherechts  siehe  hier  anter 
^Türkei-, 

*)  Diese  despotische  männliche  Oberhoheit  und  die  Polygamie  stehen  in  schroffem 
(}egensatse  in  dem  in  Italien  gültigen  öffentlichen  Rechte;  es  ist  aber  einleuchtend,  dass 
die  italienbche  ErCgierung  unmöglich  auf  einmal  ein  System  beseitigen  kann,  das  seit 
Jahrhunderten  im  Gewissen  und  Glauben  der  eifrigen  Anhanger  des  Islam  wurzelt. 
Nur  mit  der  Zeit  und  dem  Fortschreiten  der  C^TÜisation  wird  es  Italien  gelingen  (wie 
es  den  Vereinigten  Staaten  mit  der  Sekte  der  Mormonen  gelang),  diese  Ueberreste  der 
Barbarei  auszurotten ;  dies  wird  gewiss  durch  den  Umstand  erleichtert  werden,  dass  die 
mohammedanischen  giaberti  (lum  Islam  übergetretene  Christen)  in  Bezug  auf  ihr 
Familienrecht  sich  den  Gebrauchen  und  den  Traditionen  der  koptischen  Christen  an- 
geschlossen haben. 
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n.  Gerichtsbarkeit,  Zuständigkeit,  Verfahren. 

Das  königliche  Dekret  vom  9.  Februar  1902,  durch  welches  das 
Justizre^ement  für  Elrytrea  eingeführt  wurde,  enthält  die  Vorschriften 
für  die  Justizpflege;  es  unterscheidet  ausdrücklich  die  Rechtsstreite,  an 
denen  Europäer  oder  Assimilirte  (vgl.  oben  S.  384  Note  3),  von  den- 
jenigen, an  denen  nur  Eingeborene  betheiligt  sind:  für  die  ersteren  sind 
je  nach  Umständen  die  Friedensrichter,  die  Bezirksrichter  und  der 
Appellationshof  mit  Sitz  in  Asmara,  der  Hauptstadt  der  Kolonie  (Art.  1), 
für  die  zweiten  die  Kadi,  einheimische  Ortsvorsteher,  oder  die  Häupt- 
linge, denen  die  Parteien  unterworfen  sind,  zuständig  (Art.  29). 

a)  Für  die  Eheprozesse,  bei  denen  Europäer  oder  Assimilirte  be- 
theiligt sind,  sind  in  erster  Instanz  die  Bezirksrichter  zuständig,^)  in 
zweiter  Instanz  der  Appellationshof,  welcher  aus  einem  Vorsitzenden  und 
zwei  durch  königliches  Dekret  (Art.  17  und  18)  am  Anfange  jedes  Jahres 
zu  bestimmenden,  juristisch  vorgebildeten  Beamten  besteht.  Sie  urtheilen, 
dem  italienischen  Gesetze  gemäss,  nach  summarischem  Verfahren,  jedoch 
mit  den  für  die  Kolonie  eingeführten  Aenderungen.  Bei  Fragen  des 
Personenstandsrechts,  Erbschaftsrechts  oder  der  Gütertheilung  zwischen 
Mohammedanern,  insbesondere  aber  bei  Scheidungs-  und  anderen  Ehe- 
prozessen sind  sie  verpflichtet,  den  Mussi  und  den  Kadi,  welche  in  Massaua 
residiren,  zu  berathender  Mitwirkung  zuzuziehen  (Art.  21). 

b)  Im  Gebiete  der  ganzen  Kolonie,  den  Bezirk  Massaua  ausgeschlossen, 
werden,  wenn  alle  Parteien  demselben  Glauben,  Ort,  Stamm  oder  der- 
selben Provinz  angehören,  die  Eheprozesse  in  erster  Instanz  von  den  be- 
ti'effenden  Kadis  oder  Ortsvorstehem  resp.  von  den  Häuptliagen  des 
betreffenden  Stammes  oder  der  betreffenden  Pi'ovinz  entschieden;  in 
zweiter  Instanz  von  den  Kommissaren  oder  von  den  Ministerresidenten. 
Gehören  jedoch  die  Parteien  verschiedenen  Bekenntnissen  an,  oder 
stammen  sie  aus  verschiedenen  Gegenden,  dann  sind  für  die  erwähnten 
Eechtsstreite  die  Kommissare  oder  Ministerresidenten  zuständig  (Art.  29 
und  30).  Bei  den  Prozessen  zwischen  Eingeborenen  stehen  den  Kom- 
missaren und  Ministerresidenten  mit  berathender  Stimme  die  eingeborenen 
Häuptlinge  oder  Notabein  bei;  gegen  ihre  Urtheile  steht  jederzeit  dem 
Gouverneur  das  Revisionsrecht  zu  (Art.  31  und  32). 

Für  das  Verfahren  in  diesen  Streitsachen  bestehen  keine  besonderen 
Weisungen  oder  Vorschriften:  daher  können  die  Richter  sich  nur  nach 
ihrem  persönlichen  Ermessen  richten,  wobei  sie  sich  an  die  durch  das 
schon  oben  angeführte  königliche  Dekret  vom  5.  Mai  1892  (Art.  6)  und 
an  den  folgenden  Art.  33  des  Gerichtsreglements  vom  9.  Februar  1902 
zu  halten  haben:  „Jede  Gerichtsbehörde,  die  auf  Grund  des  vorliegen- 
den Justizreglements  unter  den  Eingeborenen  Recht  spricht,  wird  sich 
bei  ihren  Beschlüssen,  soweit  dies  im  Einklänge  mit  der  italienischen 
Gesetzgebung  möglich  ist,  sowohl  an  den  Koran  und  an  die  für  die 
einzelnen  Stämme  gültigen  Kommentare  des  Islam,  wie  an  das  Fata 


^)  Oerichtschargen  etwa  gleich  denjenigen  eines  pretore  oder  Friedensrichters. 
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Neghesti  nnd  das  Fata  Mogarö,  halten,  welche  die  in  yerschiedenen 
Ortschaften  durch  die  Zeit  bekräftigten  ßechtsgmndsätze  enthalten. 
Der  Richter  wird  daher  den  bei  ähnlichen  Fällen,  sei  es  von  den  Häupt- 
lingen oder  von  den  Aebten  der  Klöster,  sei  es  von  den  Eadis  und 
Heiligen  (Santoni),  wie  von  den  Versammlungen  der  älteren  Notabein 
oder  von  den  in  „Mohaber"  versammelten  „Erwählten'^  (Eletti)  gefällten 
Urtheilen  die  gebührende  Beachtung  schenken. 

Bei  Beachtung  der  obigen  Vorbehalte  wird  der  Richter  immer  die- 
jenige Art  der  Handhabung  der  Justizpflege  begünstigen,  wie  sie  bei  den 
einzelnen  Ortschaften  und  Stämmen  üblich  ist.^ 


Portugal 

einschliesslich  der  anliegenden  Inseln  und 

überseeischen  Provinzen. 

Von 

Dr.  Ednardo  ilyes  de  S&, 
Adyokat  in  Ldssabon. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

Das  Recht  der  Eheschliessung  und  der  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  —  gänzliche  Ehescheidung  ist  in  Portugal  nicht  zugelassen  —  ist 
durch  das  mittels  Gesetzes  v.  1.  Juli  1867  eingeführte  „Portugiesische 
Bürgerliche  Gesetzbuch  (Codigo  Civil  Portuguez)"  geordnet.  Das  Gesetz- 
buch und  das  Einftihrungsgesetz  sind  im  Regierungs-Ämtsblatt  (Diario 
de  Lisboa,  Diario  do  Govemo)  No.  213  v.  21.  September  1867  und  in  der 
amtlichen  Gesetz-Sammlung  (Collecgäo  Official  da  Legislagäo  Portuguesa) 
von  1867  S.  286  bekannt  gemacht  und  nach  Art  2  des  Einf.Ges.  für  den 
Kontinent  des  Königreichs  sowie  für  die  Azoren  und  Madeira  am  22.  März 
1868  in  E[raft  getreten.  In  den  Kolonien  ist  das  Gesetzbuch  auf  Grund 
der  in  Art.  9  des  Einf.Ges.  enthaltenen  Ermächtigung  durch  ein  Dekret 
der  Regierung  v.  18.  November  1869  (Regierungsbl.  v.  20.  November  1869 
No.  265,  Gesetz-Sammlung  von  1869  S.  679)  mit  einigen,  durch  die  be- 
sonderen Verhältnisse  einzelner  Kolonien  gebotenen  Aenderungen  seit  dem 
1.  Juli  1870  in  Kraft  gesetzt. 

Die  Eintragung  der  Eheschliessungen,  wie  der  anderen  Civilstands- 
akte,  in  die  Standesregister  ist  gleichfalls  durch  das  bürgerl.  Gesetzbuch 
(Art.  2445—2468,  2475—2480)  geordnet;  doch  gilt  dies  nur  für  die 
Civilehen  nach  näherer  Regelung  durch  ein  Regierungsdekret  v.  28.  No- 
vember 1878  (Regierungsbl.  No.  271  v.  29.  November  1878,  Gesetz- 
Samml.  S.  394).  Für  die  in  religiöser  Form  geschlossenen  Ehen  ist  den 
katholischen  Geistlichen,  vor  denen  die  Ehe  geschlossen  wird,  auch  die 
Eintragung  in  das  Register  übertragen;  hierfür  gilt  noch  das  Dekret 
V.  2.  April  1862  (Regierungs-Amtsbl.  No.  78  v.  2.  April  1862,  Gesetz- 
Samml.  S.  69). 

Das  portugiesische  bürg.  Gesetzb.  ist  ins  Französische  übersetzt  von 
Lepelletier  (Paj-is  1894  bei  G.  P6done-Lauriel  Successeur,  Band  8  der 
„Collection  des  Codes  Etrangers")^);  femer  im  Auftrage  des  französischen 
Justizministeriums  von  Laneyrie  und  Dubois  (Paris  1896,  Imprimerie 
Nationale)  mit  einer  ausführlichen  Einleitung  von  Laneyrie  und  mit 
kurzen,  namentlich  auf  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  französischen, 
italienischen  und  spanischen  Gesetzbuchs  verweisenden  Anmerkungen. 

')  Irrig  iflt  in  dem  Boche  als  Tag  der  Gesetzeskraft  der  1.  Januar  1868,  statt 
des  22.  März  1868,  bezeichnet. 
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Literatur: 

Silva  Bruschy,  Manual  do  Direito  Civil  Portuguez  segundo  a 
legisla^ao  Novissima  (Handbuch  des  portugiesischen  Civilrechts 
nach  der  neuesten  Gesetzgebung;  3  Bde.  Lissabon  1873); 

Dr.  Jos6  Dias  Ferreira,  Codigo  Civil  Portuguez  annotado 
(Kommentar  zum  bürg.  Gesetzb.;  6  Bände,  Lissabon  1870, 
2.  Aufl.  1899); 

Silva  Carvalho,  Das  formas  do  casamento  (Die  Formen  der 
Eheschliessung;  2  Bde.  I.  Allgemeine  Gütergemeinschaft; 
n.  Gütertrennung  und  £rrungenschaftsgemeinschaft); 

Julio  de  Yilhena,  Das  segundas  nupcias  no  direito  civil 
moderne  (Die  Wiederverheirathung  nach  neuem  Civilrecht); 

Dr.  Arthur  Montenegr,  Do  regimen  dotal  (Das  eheliche  Güter- 
recht); 

Tavares  de  Medeiros,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Portugal 
(in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Bd.  IV 
Halbbd.  1,  Abth.  9  S.  46 ff.;  Freiburg  i.  Br.  1892). 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Das  portugiesische  Recht  erkennt  Rechtswirkungen  des  Verlöbnisses 
nicht  an.  Das  Einverständnisse  eine  Ehe  zu  schliessen,  kann  unwider- 
ruflich nur  bei  der  Eheschliessung  selbst  erklärt  werden  (Art  1067).^) 
Verträge,  durch  welche  die  Parteien  sich  unter  irgend  einem  Titel  für 
die  Zukunft  zur  Eingehung  der  Ehe  mit  einander  verpflichten,  sind 
nichtig  und  eine  dieserhalb  bedungene  Konventionalstrafe  kann  nicht 
geltend  gemacht  werden.  Doch  müssen  die  aus  Anlass  eines  Ehe- 
versprechens gegebenen  Geschenke  zurückgegeben  und  die  gemachten 
Aufwendungen  erstattet  werden,  wenn  die  Eheschliessung  unterbleibt 
(a.  a.  0.). 

§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

Die  Ehe  —  die  civile  sowohl  wie  die  religiöse  —  ist  im  portugiesischen 
Rechte  ein  dauernder  und  unlöslicher  Vertrag  (Art.  1066).  Das  Gesetz 
kennt  zwei  Formen  der  Eheschliessung  (Art  1067): 

a)  die  in  den  Formen  der  katholischen  Kirche  zu  schliessende  Ehe 
für  diejenigen  Staatsbürger,  welche  dieser  Religion  —  der  Staats- 
religion*) —  angehören  (Art.  1067),  und 

b)  die  Civilehe  für  andere. 

^)  Die  hier  ohne  Zusatz  angeführten  Artikel  beziehen  sich  immer  auf  das  bürger- 
liche Gesetzbach. 

*)  üeber  die  römisch-katholische  Kirche  als  Staatskirche  in  Portugal:  Tayarea 
de  Medeiros,  Staatsrecht  S.  135 ff. 
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Da  das  Gesetz  dem  Üivilstandsbeamten  aasdräcklich  jede  vor- 
gängige  Nachforschung  nach  der  Religion  der  Gatten  verbietet 
(Art.  1081)  und  die  Ehe  wegen  eines  aus  dem  Religionsbekenntnisse 
der  Gatten  hergeleiteten  Grundes  nicht  für  nichtig  erklärt  werden  darf 
(Art.  1090),  ist  die  Civilehe  auch  unter  solchen  Personen  gültig,  welche 
sie  in  religiöser  Form  hätten  schliessen  sollen.^) 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit.  Die  Ehemündigkeit  tritt  bei 
Männern  mit  dem  vollendeten  14.,  bei  Frauen  mit  dem  vollendeten 
12.  Lebensjahre  ein  (Art  1069,  1073  Ziff.  4);  Minderjährigen  aber,  d.  h. 
Personen,  welche  das  21.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben  (Art.  97, 
211),  desgleichen  den  Entmündigten  ist  die  Eheschliessung  ohne  Zu- 
stimmung ihrer  Eltern  oder  gesetzlichen  Vertreter  verboten  (Art.  1058 
Ziff.  1).  Falls  die  Eltern  sich  nicht  einigen,  genügt  die  Zustimmung  des 
Vaters,  und  ebenso  genügt  die  Zustimmung  des  einen  Eltemtheils,  wenn 
der  andere  verstorben  oder  behindert  ist,  während  nach  dem  Tode  beider 
der  zur  Vormundschaft  berufene  Grossvater  die  Zustimmung  zu  ertheilen 
hat;  in  allen  anderen  Fällen  steht  die  Zustimmung  dem  Familienrathe 
zu  (Art.  1061).») 

Die  Zustimmung  kann  durch  einen  Bevollmächtigten  ertheilt  werden; 
es  ist  aber  Spezialvollmacht  unter  Bezeichnung  derjenigen  Person,  mit 
welcher  die  Ehe  geschlossen  werden  soll,  erforderlich  (Art.  1068). 

Die  Zustimmungserklärung  muss  in  einer  schriftlichen  Urkunde  vor 
der  Eheschliessung  beigebracht  werden  (Art.  1075  §  2). 

Irgend  ein  Rechtsmittel  gegen  die  Gewährung  oder  Versagung  der 
Zustimmung  findet  nicht  statt  (Art.  1062). 

b)  Besondere  Willensmängel.  Geisteskrankheit  steht  der 
Eingehung  einer  Ehe  an  sich  nicht  entgegen;  es  wird  nur  die  Zu- 
stimmung des  Familienraths  gefordert,  der  nach  freiem  Ermessen  darüber 
befindet.  Entmündigung  wegen  Verschwendung  begründet  überhaupt 
keine  Beschränkung  der  Ehefähigkeit  (Art.  345).  Inwieweit  andere 
Willensmängel  (Irrthum,  Zwang)  der  Eingehung  einer  Ehe  entgegen- 
stehen, bestimmt  sich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Verträge 
(siehe  S.  402). 

2.  Eheverbote  und  Ehehindernisse:  Es  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  Verboten,  deren  Uebertretung  nur  Straf en  oder  andere  Rechts- 
nachtheile  und  zwischen  Hindernissen,  deren  Nichtbeachtiing  die 
Nichtigkeit  der  Ehe  nach  sich  zieht. 

0  Vgl.  hierüber:  Laneyrie  etDubois,  Code  civil  portngais,  Einleitung  S.  LIV; 
Tayares  de  Medeiros,  Staatsrecht  S.  137.  —  Für  die  Kolonien  ist  durch  Art.  4 
des  Dekrets  v.  18.  November  1869  bestimmt,  dass  auch  Nichtkatholiken  die  Ehe  mit 
bürgerlicher  Wirkung  nach  den  Vorschriften  ihrer  Religion  schliessen  können.  Laneyrie 
et  Dubois,  a.  a.  0.  Anm.  1. 

*)  lieber  den  JPamilienrath:  Art.  207 — 219.  Er  besteht  aus  den  5  nächsten  Ver- 
wandten, dreien  von  Vaterseite,  zweien  von  Matterseite.  Der  Bichter  führt  den  Vor- 
sitz  ohne  Stimmrecht.  —  Als  Instanz  zur  Entscheidung  über  die  Trennungsklage 
besteht  der  Familienrath  aus  sechs  Mitgliedern  (unten  S.  405). 
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I.  Verboten  ist  die  Ehe  in  folgenden  Fällen: 

a)  Mangel  der  Einwilligung  der  Eltern  oder  gesetzlichen  Ver- 
treter (oben  la;  Art.  1058  Ziff.  1). 

b)  Der  Vormund  und  seine  Abkömmlinge  dürfen,  solange  die  Vor- 
mundschaft nicht  beendigt  und  die  Rechnung  darüber  noch  nicht  gelegt 
und  anerkannt  ist,  mit  dem  Mfindel  die  Ehe  nicht  eingehen,  es  sei  denn, 
dass  der  verstorbene  Vater  oder  die  verstorbene  Mutter  des  Mündels  in 
ihrem  Testamente  oder  in  einer  anderen  öffentlichen  Urkunde  ihre  Zu- 
stimmung erklärt  haben  (Art.  1058  Ziff.  2). 

c)  Ehebruch.  Der  wegen  Ehebruchs  strafrechtlich  verurtheilte 
Gatte  darf  mit  demjenigen,  der  als  sein  Mitschuldiger  verurtheilt  ist,  die 
Ehe  nicht  eingehen  (Art.  1058  Ziff.  3). 

d)  Gattenmord.  Der  wegen  vollendeten  oder  versuchten  Gatten- 
mordes verurtheilte  Eliegatte  darf  mit  demjenigen,  der  als  Anstifter  oder 
Theilnehmer  dieses  Verbrechens  verurtheilt  ist,  die  Ehe  nicht  eingehen 
(Art.  1068  Ziff.  4). 

e)  Personen,  welche  einem  geistlichen  Orden  angehören  oder 
ein  vom  Gesetze  anerkanntes  feierliches  Gelübde  abgelegt  haben, 
dürfen  keine  Ehe  eingehen  (Art.  1059  Ziff.  6). 

f)  Militärpersonen,  sowie  Mannschaften  und  Offiziere  der  Kriegs- 
marine bedürfen  zur  Eheschliessung  der  Erlaubniss  ihrer  Vorgesetzten  je 
nach  ihrem  Grade.  Die  Uebertretung  dieser  Vorschrift  hat  nur  disziplinare 
Folgen. 

g)  Die  Wiederverheirathung  unterliegt  gewissen  Einschränkungen, 
deren  Nichtbeachtung  nur  die  unten  (S.  400)  erwähnten  Folgen  nach 
sich  zieht. 

Bei  Verletzung  der  vorstehend  unter  a — d  erwähnten  Eheverbote 
werden  insbesondere  die  Vermögensverhältnisse  der  Gatten,  ohne  Rück- 
sicht auf  das  etwa  vereinbarte  Güterrecht,  nach  den  Grundsätzen  von 
der  Gütertrennung  (unten  S.  399)  beurtheilt;  die  Minderjährigen  und 
die  unter  Vormundschaft  stehenden  Volljährigen  erlangen  die  Vermögens- 
verwaltung erst  mit  der  Volljährigkeit  oder  beim  Wegfalle  des  Grundes 
der  Vormundschaft;  der  Vormund  oder  seine  Abkömmlinge  können  im 
Falle  der  Uebertretung  des  Verbots  unter  b  von  dem  Ehegatten  weder 
durch  Schenkung  noch  durch  letztwillige  Verfügung  etwas  empfangen, 
und  in  den  Fällen  unter  c  und  d  findet  diese  Bestimmung  entsprechende 
Anwendung  (Art.  1059,  1060,  1063).  —  Dies  alles  gilt  sowohl  für  die 
bürgerliche,  wie  für  die  katholische  Ehe.  Der  Geistliche,  der  eine  Ehe 
unter  Verletzung  der  bezeichneten  Verbote  weiht,  ist  strafbar  (Art.  1071). 

n.  Hindernisse.  Hier  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  katholischen 
und  der  bürgerlichen  Ehe. 

Die  katholische  Ehe  hat  bürgerliche  Wirkungen  nur,  insofern  sie 
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nach  den  im  Königreiche  anerkannten  Satzungen  des  kanonischen  Bechts 
(Concilimn  Tridentinum)  geschlossen  ist  (Art.  1069).*) 

Für  die  bürgerliche  Ehe  gelten  als  Hindemisse,  deren  Nicht- 
beachtung die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  hat  (Art.  1074),  die 
folgenden: 

a)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  in  der  geraden  Linie 
ohne  Unterschied  des  Grades,  femer  Verwandtschaft  (nicht  auch  Schwäger- 
schaft) in  der  Seitenlinie  im  zweiten  und,  sofern  nicht  Dispensation  er- 
wirkt ist,  auch  im  dritten  Grade  (Art.  1073  Ziff.  1—3).«)  —  Die  Be- 
willigung der  Dispensation  erfolgt  durch  die  Begierung  aus  wichtigen 
Gründen  (Art.  1073,  einziger  §);  die  Nachsuchung  und  Bewilligung  ist 
durch  ein  Dekret  v.  26.  Dezember  1878  (Ges.Samml.  S.  426)  geregelt.') 

b)  Mangel  der  Ehemündigkeit,  welche  beim  Manne  mit  voll- 
endetem 14.,  bei  der  Frau  mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  eintritt 
(Art  1073  Ziff.  4;  oben  1  a). 

c)  Doppelehe.  Wer  durch  eine  nicht  aufgelöste  Ehe  gebunden  ist, 
darf  eine  neue  Ehe  nicht  eingehen  (Art.  1073  Ziff.  6).  Die  Auflösung 
einer  Ehe  erfolgt  nur  durch  den  Tod  eines  Gatten  oder  durch  Nichtig- 
erklärung. Ehescheidung  ist  unzulässig.  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
löst  die  Ehe  nicht  auf.  Auch  die  Todeserklärung,  welche  erwirkt  werden 
kann,  wenn  von  einem  abwesenden  Gatten  20  Jahre  lang  keine  Nach- 
richt eingegangen  ist,  ermächtigt  nicht  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe, 
da  sie  nur  in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  die  Vermuthung  des  Todes 
des  Abwesenden  begründet  (Art.  64  ff.). 

3.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist,  wie  im  Eingange  dieses 
Abschnitts  erwähnt,  entweder  die  kirchliche  oder  die  civüe. 

a)  Die  katholische  Ehe  wird  in  der  vom  kanonischen  Eechte 
vorgeschi'iebenen  Form  geschlossen  (Art.  1069),  d.  i.  vor  dem  Parochial- 
geistlichen  eines  der  Verlobten  nach  ihrer  Wahl,  oder  mit  Genehmigung 
des  Bischofs  in  irgend  einer  anderen  Kirche.  Es  haben  ihr  die  nach 
Kirchenrecht  erforderlichen  Verkündigungen  vorherzugehen,  von  denen 
die  Kirchenbehörde  dispensiren  kann.  Der  Geistliche  fungirt  zugleich  als 
Givilstandsbeamter  und  ti*ägt  die  Ehe  in  das  Kirchenbuch  ein,  welchem 

')  Auch  die  Nothwendigkeit  und  Zulässigkeit  des  Dispenses  bestimmt  sich  für 
die  in  kirchlicher  Form  zu  schliessende  Ehe  nach  dem  kanonischen  Rechte.  Der  Dispens 
wird  von  den  Bischöfen  und  vom  päpstlichen  Stuhl  ertheilt.  Die  päpstlichen  Breven 
bedfiifen  aber  des  exequat  or  der  Regierung  (Placetum  regium).  TavaresdeMedeiros, 
Staatsrecht  S.  187. 

*)  Die  Gradberechnnng  ist  die  civilrechtlichey  bei  welcher  die  Zahl  der  Generationen, 
mit  Ausschluss  des  gemeinsamen  parens,  auf  beiden  Seiten  zusammengezählt  wird 
(Art.  1973 — 1977)  ---im  Gegensatz  zur  kanonischen  Gradberechnung,  welche  nur  die 
Zahl  der  Generationen  auf  einer  der  beiden  iiinien  in  Betracht  zieht  (c.  2  C  85  qu.  5). 

")  Laneyrie  et  Dubois,  Code  civil  portugais,  Anm  zu  Art.  1078  einz.  §;  Annu- 
aire  de  la  16gislation  dtrang^re,  1879  S.  482.  Als  wichtige  Gründe  sind  besonders 
henrorgehoben :  die  Hoffnung,  dass  die  Ehe  der  Fürsorge  für  die  Kinder  erster  Ehe 
zustatten  kommen  werde,  der  Erwerb  von  Mitteln  im  Falle  der  Bedürftigkeit  oder 
Krankheit,  die  Wahrscheinlichkeit  der  Beendigung  von  Familienstreitigkeiten,  Gründe 
der  Moral  und  des  Anstandes,  Vermeidung  von  Skandal  n.  s.  w. 
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durch  das  Gesetz   alle  Wirkungen  des  Standesregisters  hinsichtlich  der 
Ehegatten  beigelegt  sind  (Dekret  v.  2.  April  1862).^) 

b)  Die  Civilehe  wird  geschlossen  vor  dem  Administrador  do 
Concelho,  d.  i.  dem  Bürgermeister  oder  obersten  Verwaltungsbeamten 
des  Gemeindebezirkes,  dem  nach  dem  Dekret  v.  28.  November  1878  die 
Fühmng  der  Standesregister  obliegt  Diejenigen,  welche  eine  Civilehe 
zu  schliessen  beabsichtigen,  haben  dem  Administrador  ihres  Wohnsitzes 
oder  gewöhnlichen  Aufenthaltsortes  oder  des  Wohnsitzes  oder  gewöhn- 
lichen Aufenthaltsortes  eines  jeden  von  ihnen  Erklärungen  über  ihren  und 
ihrer  Eltern  Namen,  Stand  und  Wohnort,  mit  der  Unterschrift  beider 
Theile  nebst  ihren  Geburtsurkunden,  femer  die  Sterbeurkunde  des  früheren 
Gatten  (falls  es  sich  um  Wiederverheirathung  handelt)  sowie  die  etwa 
erforderliche  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Familienraths  und  die 
etwa  erforderliche  Dispensation  der  Regierung  vorzulegen  (Art.  1075). 
Der  Beamte  schreitet  alsdann  zu  der  gesetzlichen  Bekanntmachung,  von 
welcher  bei  dieser  Form  der  Eheschliessung  niemals  dispensirt  werden 
darf.  Die  Bekanntmachung  erfolgt  durch  Anheftung  an  öffentlichem  Orte 
—  im  Vorraum  des  Amtslokals  —  auf  die  Dauer  von  zwei  Wochen,  mit 
der  Aufforderung  zur  Anzeige  der  etwa  bekannten,  der  beabsichtigten 
Eheschliessung  entgegenstehenden  gesetzlichen  Hindemisse.  Wenn  die 
Verlobten  nicht  beide  an  demselben  Orte  wohnen,  hat  die  Bekanntmachung 
am  Wohnorte  eines  jeden  von  ihnen  zu  erfolgen,  und  derjenige  Beamte, 
vor  dem  die  Eheschliessung  erfolgen  soll,  hat  eine  Bescheinigung  des 
anderen  Beamten  über  die  erfolgte  Bekanntmachung  sowie  darüber  zu 
f ordem,  dass  diesem  letzteren  ein  Ehehindemiss  nicht  bekannt  und  auch 
nicht  angezeigt  worden  sei.  Wenn  die  Ehe  nicht  binnen  Jahresfrist  von 
der  Bekanntmachung  geschlossen  wird,  muss  diese  wiederholt  werden 
(Art  1076, 1077).  —  üeber  etwaige  Einsprüche  gegen  die  beabsichtigte 
Eheschliessung  entscheiden  die  Civilgerichte  (Art  1078).  Ist  Einsprach 
nicht  erhoben  oder  ist  der  erhobene  Einsprach  verworfen,  so  liest  der 
Beamte  in  Gegenwart  der  Verlobten  und  zweier  Zeugen,  die  auf  den 
Begriff  der  Ehe  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  der  Art.  1056,  1057 
(wonach  die  Ehe  ein  auf  die  Gründung  einer  Familie  gerichteter  dauernder 
Vertrag  ist  und  wonach  Katholiken  die  Ehe  in  kirchlicher  Form  schliessen 
sollen)  vor,  fragt  die  Verlobten,  ob  sie  die  Absicht,  mit  einander  die  Ehe 
zu  schliessen,  aufrecht  halten,  und  fasst,  wenn  er  von  beiden  bejahende 
Antwort  erhalten  hat,  die  Heirathsurkunde  ab,  welche  von  ihm,  von  den 
Gatten  und  von  den  beiden  Zeugen  unterzeichnet  wird  (Art  1081).  — 
Die  Ehe  wird  vollzogen  durch  die  erwähnte  Willenserklärung 
der  Verlobten  vor  dem  Civilstandsbeamten.  Diese  Erklärung, 
welche  auch  durch  einen  mit  Spezialvollmacht  versehenen  Bevollmächtigten 

^)  Im  Art.  2476  des  bürg.  Gesetzb.  ist  aber  bestimmt,  dass  der  Geistliche  den 
aufgenommenen  Akt  dem  Civilstandsbeamten  zu  übersenden  hat,  der  ihn  in  sein  Begister 
überträgt  und  die  Urschrift  aufbewahrt;  und  Art,  1083  schreibt  vor,  dass  —  abgesehen 
von  gewissen  Ausnahmeiällen  —  der  Beweis  einer  in  Portugal  geschlossenen  £he  nur 
durch  einen  Begisterauszug  geführt  werden  kann. 
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abgegeben   werden  kann  (a.  a.  0.),   ist   allein  wesentlich   für  die 
Gflltigkeit  der  Ehe. 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen. 

Die  Frau  ist  verpflichtet,  mit  dem  Manne  zu  leben  und  ihm 
zu  folgen,  ausser  ins  Ausland;  sie  theilt  den  vom  Manne  gewählten 
Wohnsitz,  solange  die  Ehe  nicht  aufgelöst  oder  durch  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  unterbrochen  ist  (Art.  49,  1184,  1186).  Der  Mann  kann 
sie  im  Rechtswege  zwingen,  in  die  eheliche  Wohnung  zurückzukehren 
(Civilprozessordnung  v.  8.  November  1876  Art.  666),  und  die  Frau  kann 
dem  nur  durch  eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  begegnen. 
Sie  schuldet  dem  Manne  Gehorsam;  dieser  ist  ihr  zu  Schutz  und  zui* 
Vertheidigung  ihrer  Person  und  ihres  Vermögens  verpflichtet  (Art.  1185). 
Wenn  der  Mann  zur  Deportation  verurtheilt  ist,  ist  weder  die  Frau  noch 
ein  Kind  ihm  an  den  Ort  der  Strafvollstreckung  zu  folgen  verbunden 
(Art  53  §  2). 

Die  Frau  nimmt  an  Ehren  und  Auszeichnungen  des  Mannes,  soweit 
sie  nicht  seinem  Amte  eigen  sind,  theil  und  behält  sie  als  Wittwe,  so- 
lange sie  sich  nicht  wiederverheirathet  (Art.  1188).  Hinsichtlich  des 
Namens  der  Frau  fehlt  es  an  einer  gesetzlichen  Bestimmung.  Nach  der 
Eechtssitte  hat  sie  die  Wahl,  den  Namen  des  Mannes  anzunehmen  oder 
nicht. 

Sie  theilt  das  Staatsbürgerrecht  des  Mannes,  wird  Portugiesin  durch 
Verheirathung  mit  einem  Portugiesen  (Art.  18  Ziff.  6)  und  verliert  diese 
ihre  Nationalität  durch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer,  kann  aber 
nach  Auflösung  der  Ehe  das  ihrer  Abstammung  entsprechende  Staats- 
bürgerrecht wieder  annehmen  (Art.  21  Ziff.  4).  Doch  hat  die  Naturalisation 
des  Mannes  im  Auslande  nur  dann  auch  diejenige  der  Frau  zur  Folge, 
wenn  sie  ausdrücklich  darein  willigt  (Art.  22  §  1). 

Die  Vermögensverwaltung  steht,  welches  Güterrecht  auch  für  die 
Ehe  bestehen  mag,  dem  Manne  zu;  die  Frau  kann  Verwaltungsbefugnisse 
nur  bei  Behinderung  oder  Abwesenheit  des  Mannes  ausüben,  darf  aber 
auch  in  diesen  Fällen  unbewegliches  Gut  nicht  ohne  Ermächtigung  eines 
Familienraths  veräussem  (Art.  1189,  1190). 

Der  Mann  bedarf  zur  Veräusserung  von  unbeweglichem  Gute  der 
Zustimmung  der  Frau  oder,  im  Falle  ihrer  Weigerung,  einer  richterlichen 
Ermächtigung  (All;.  1191);  über  unbewegliche  Sachen  kann  er  frei  ver- 
fugen. Die  Frau  kann  in  keinem  Falle  ohne  Erlaubniss  des  Mannes 
Vermögen  erwerben  oder  veräussem,  Erbschaften  oder  Vermächtnisse 
annehmen  oder  Verpflichtungen  eingehen;  im  Falle  der  Weigerung  des 
Mannes  kann  sie  auf  Ermächtigung  durch  den  Richter  antragen  (Art.  1193, 
2024).  Auch  der  Mann  kann  ohne  Zustimmung  der  Frau  eine  Erbschaft 
nicht  annehmen. 
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Die  ehemännliche  Ermächtigang  muss  für  die  einzelnen  Rechts- 
handlungen der  Frau  besonders  (speziell)  ertheilt  werden;  nur  zur  Aus- 
übung eines  Handelsgewerbes  genügt  allgemeine  Ermächtigung  (Art.  1194). 

Der  Mann  kann  einen  Rechtsstreit  über  Eigenthum  oder  Besitz 
unbeweglicher  Sachen  oder  Rechte  ohne  Zustimmung  der  Frau  nicht 
anhängig  machen,  und  ebenso  müssen  beide  Eheleute  belangt  werden^ 
wenn  gegen  sie  ein  Rechtsstreit  über  derartige  Sachen  oder  Rechte 
anhängig  gemacht  werden  soll  (Art.  1191).  Die  Frau  kann  weder  als 
Klägerin  noch  als  Beklagte  ohne  Ermächtigung  des  Mannes  vor  Gericht 
auftreten,  ausser  in  Prozessen  gegen  den  Mann,  im  Strafverfahren  gegen 
sie,  femer  wenn  es  sich  um  ihre  Sonderrechte  handelt,  oder  insofern  sie 
über  ihre  vorehelichen  oder  aus  einer  früheren  Ehe  herrührenden  Kinder 
die  elterliche  Gewalt  ausübt  (Art.  1192). 

Nach  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  Gatten  hat  der  über- 
lebende Gatte,  gleichviel  welches  Güterrecht  für  die  Ehe  bestand  und 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  Kinder  vorhanden  sind  oder  nicht,  das  Recht, 
im  Falle  der  Unzulänglichkeit  seines  eigenen  Vermögens  seinen  Unterhalt 
aus  dem  Vermögen  des  Verstorbenen  zu  beziehen,  solange  er  nicht  hin- 
reichendes Vermögen  erwirbt  oder  zu  einer  neuen  Ehe  schreitet 
(Art.  1231,  1232). 

2.  Eheliches  Güterrecht. 

a)  Gesetzliches  Güterrecht.  Wenn  die  Gatten  vor  der  Ehe- 
schliessung keinen  Vertrag  über  das  Güterecht  geschlossen  haben,  so 
tritt  allgemeine  Gütergemeinschaft  der  Eheleute  sowohl  hinsichtlich 
des  bei  der  Eheschliessung  vorhandenen  als  auch  hinsichtlich  des  nachher 
unter  irgend  einem  Titel  erworbenen  Vermögens  ein,  nur  mit  Ausnahme 
der  Vermächtnisse  oder  Schenkungen,  welche  unter  der  Bedingung  der 
Ausschliessung  der  Gemeinschaft  gemacht  sind  (Art.  1098, 1108 — 1124). 
Diese  Gütergemeinschaft  war  schon  vor  der  Einführung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  altes  Recht  in  Portugal  und  hat  daher  im  Gesetze  selbst 
die  Bezeichnung  „Ehe  nach  der  Sitte  des  Königreichs"  bewahrt. 

b)  Vertragsmässiges  Güterrecht.  Jede  auf  das  Güterrecht  be- 
zügliche Vereinbarung  muss  vor  der  Ehe  geschlossen  sein  und  gilt  nur, 
wenn  darüber  eine  öffentliche  Urkunde  (escriptura  publica)  aufgenommen 
ist  (Ai-t.  1097).  Sie  ist  wirkungslos,  wenn  die  Eheschliessung  unterbleibt; 
sie  ist  unwiderruflich  und  für  die  Dauer  der  Ehe  unabänderlich  (Art.  1105). 
Die  Verwaltung  des  Vermögens  kann  dem  Manne  durch  den  JEhevertrag 
von  der  Frau  nicht  entzogen  werden;  nur  über  höchstens  Vs  der  Ein- 
künfte kann  sie  sich  freie  Verfügung  vorbehalten  (alfinetes,  Nadelgeld; 
Art.  1104). 

Insbesondere  können  die  Gatten  statt  der  allgemeinen  eine  blosse 
Errungenschaftsgemeinschaft  einführen;  dann  ist  vor  der  Ehe  im 
Eheverti'age  das  Sondergut  jedes  Gatten  und  femer  jeder  unentgeltliche 
Erwerb  während  der  Ehe  binnen  sechs  Monaten  von  der  Besitzergreifung 
aufzuzeichnen.  Was  nicht  rechtzeitig  aufgezeichnet  ist,  gilt  als  Erwerb, 
auf  den  sich  die  Gemeinschaft  erstreckt  (Art.  1100,  1130 — 1133). 
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Die  Gatten  können  auch  das  Dotalsystem  hinsichtlich  des  Frauen- 
yermögens  vereinbaren.  Dann  ist  dies  Vermögen  für  die  Dauer  der  Ehe 
unveräusserlich,  abgesehen  von  gewissen  (im  Gesetz  einzeln  aufgeführten) 
Ansnahmef allen  und  aus  besonderen  Granden;  doch  bedarf  es  in  diesen 
Fällen  einer  gerichtlichen  Ermächtigung,  die  in  einem  besonderen  Ver- 
fahren zu  bewilligen  ist  (Art.  1149fE.).  Unter  diesem  Güterrechte  bleibt 
das  vom  Manne  in  die  Ehe  gebrachte  oder  später  erworbene  Vermögen 
sein  Sondergut  (Art.  1102, 1134, 1149, 1156, 1166).  Die  dos,  das  Heiraths- 
gnt  der  Frau,  kann  von  dieser  selbst,  oder  von  dem  Manne  aus  seinem 
Vermögen,  oder  von  Verwandten  der  Frau,  oder  von  einem  beliebigen 
Dritten  bestellt  werden  —  immer  aber  nur  in  dem  vor  der  Ehe  zu 
schliessenden  Ehevertrage.  Das  nicht  zur  dos  gehörige  Vermögen  der 
Fi-au  bildet  deren  Sondergut  (Art  1163). 

Femer  kann  Gütertrennung  vereinbart  werden,  sowohl  mit  als 
ohne  Gemeinschaft  des  während  der  Ehe  durch  lästiges  Rechtsgeschäft 
erworbenen  Vermögens  (Art.  1101,  1125 — 1133).  Unter  diesem  Güter- 
rechte verbleibt  jedem  Gatten  sein  Vermögen  und  sein  Erwerb,  aber  die 
Verwaltung  steht  dem  Manne  zu  und  zu  Veräusserungen  ist  immer  die 
Zustimmung  beider  Gatten  erforderlich.  —  Soll  sich  die  Gütertrennung 
auch  auf  den  Erwerb  während  der  Ehe  erstrecken,  so  muss  dies  immer 
ausdrücklich  vereinbart  sein. 

c)  Gütertrennung  in  besonderen  Fällen.  Ohne  Rücksicht  auf 
das  besondere  Güterrecht  kann  die  Frau,  wenn  der  Mann  durch  Miss- 
wirthschaft  ihr  Vermögen  gefährdet,  auf  Gütertrennung  klagen.  Diese 
wird  durch  Urtheil  der  ordentlichen  Civilgerichte  angeordnet  nach  einem 
besonderen  Verfahren,  zu  welchem  die  Gläubiger  und  alle  anderen  Personen, 
die  ein  Interesse  haben  könnten,  der  Trennung  zu  widersprechen,  durch 
Aufruf  geladen  werden  (Art.  1219  ff.).  Die  Frau  erhält  in  diesem  Falle, 
sofern  die  Gatten  Dotalrecht  oder  Gütertrennung  vereinbart  hatten,  die 
Verwaltung  ihres  ganzen  Vermögens*);  wenn  aber  gesetzliche  Güter- 
gemeinschaft bestand,  so  erhält  sie  die  Verwaltung  ihres  eingebrachten, 
des  von  ihr  allein  erworbenen  und  der  Hälfte  des  gemeinsam  erworbenen 
Vermögens  (Art.  1221,  1222).  Die  Gatten  können  diese  Trennung  jeder- 
zeit mittels  einer  öffentlichen  Urkunde  wieder  aufheben  (Art.  1229).  — 
Kraft  Gesetzes  tritt  Gütertrennung  als  Folge  der  Uebertretung  gewisser 
Eheverbote  ein  (oben  S.  394).  Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  schliesst 
zugleich  die  Gütertrennung  in  sich  (unten  S.  404). 

d)  Schenkungen  unter  Verlobten  gelten,  wenn  sie  im  Ehevertrage 
gemacht  sind,  gleichviel  ob  unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall,  nur, 
sofern  die  Ehe  thatsächlich  geschlossen  wird,  und  sind,  falls  die  Ehe  für 
nichtig  erklärt  wird,  gegenüber  dem  nicht  gutgläubigen  Gatten  nichtig 

*)  Die  Wirkung  der  richterlich  ausgesprochenen  Gütertrennung  geht  also  über 
diejenige  der  vereinbarten  Gütertrennung  hinaus,  da  bei  der  letzteren,  wie  bei  jedem 
Güterrechtssystem,  die  Vermögensverwaltung  grundsätzlich  dem  Manne  zusteht.  Siehe 
oben  S.  897. 
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(Art.  1166 — 1168).  Sie  sind  unwiderruflich,  bedürfen  keiner  ausdrück- 
Uchen  Annahmeerklämng  und  können  nicht  zu  Gunsten  später  geborener 
Kinder  für  ungültig  erklärt  werden  (Art.  1169).  —  Schenkungen  unter 
Ehegatten  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  können  jederzeit  ein- 
seitig widerrufen  und  für  ungültig  erklärt  werden  (Art.  1181);  durch  die 
blosse  Thatsache,  dass  später  Kinder  geboren  werden,  werden  solche 
Schenkungen  nicht  hinfällig  (Art.  1182).  —  Schenkungen  Dritter  an 
die  Verlobten  gelten,  wenn  sie  im  Ehevertrage  gemacht  sind,  unter 
Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unabhängig  von  ausdrucklicher  Annahme 
und  kommen,  wenn  der  Beschenkte  vor  dem  Geschenkgeber  verstorben 
ist,  den  aus  der  Ehe  hervorgegangenen  Kindern  zustatten  (Art.  1177). 

e)  Füi'  die  Fälle  der  Wiederverheirathung  gelten  im  Allgemeinen 
folgende  Einschränkungen:  Die  Frau,  welche  vor  Ablauf  von  300  Tagen 
nach  dem  Tode  ihres  Mannes  zu  einer  neuen  Ehe  schreitet,  muss  vorher 
vor  Gericht  den  Nachweis  führen,  dass  sie  nicht  schwanger  ist  (Art.  1233); 
andernfalls  verliert  sie  alle  aus  dem  Vermögen  ihres  verstorbenen  Mannes 
empfangenen  oder  ihr  noch  gebührenden  Vortheile  zu  Gunsten  der  Erben 
des  Verstorbenen.  Der  zweite  Mann  kann  die  Vaterschaft  eines  nach  dem 
180.  Tage  von  Eingehung  der  neuen  Ehe  geborenen  Kindes  nicht  be- 
streiten, aber  das  Kind  selbst  kann  die  Vaterechaft  des  ersten  Ehemannes 
in  Anspruch  nehmen  (Art.  1234).  —  Derjenige,  gleichviel  ob  Mann  oder 
Frau,  der  zu  einer  neuen  Ehe  schreitet,  während  er  Kinder  oder  andere 
Abkömmlinge  aus  einer  früheren  Ehe  hat,  kann  dem  neuen  Gatten  nicht 
mehr  als  seinen  verfügbaren  Antheil,  d.  i.  ein  Dritttheil  seines  Vermögens 
in  die  Gemeinschaft  einbringen  oder  unter  irgend  einem  Titel  zuwenden 
(Art.  1235).  Die  Frau,  welche  nach  Vollendung  des  50.  Lebensjahres  zu 
einer  neuen  Ehe  schreitet,  verliert,  wenn  sie  Kinder  hat,  überdies  das 
Eigenthum  der  übrigen  zwei  DrittheUe  desjenigen  Vermögens,  welches 
sie  zu  dieser  Zeit  besitzt,  und  behält  daran  nur  den  Niessbrauch,  während 
das  Eigenthum  von  diesem  Zeitpunkt  an  den  Kindern  aus  der  früheren 
Ehe  zusteht  (Art.  1237). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Die  Ehe- 
schliessung bewirkt  die  Legitimation  der  vorehelichen  Kinder;  doch  ist 
hierzu  erforderlich,  dass  die  Gatten  in  der  Heirathsurkunde  oder  in  den 
Geburtsurkunden  der  Kinder  diese  als  ihre  Kinder  anerkannt  haben 
(Art.  119).  Das  Kind  kann  aber  auch  im  Wege  des  Prozesses  den  Beweis 
seiner  Abstammung  führen  und  die  Legitimation  erlangen.  Diese  erstreckt 
ihre  Wii'kungen  nach  dem  Tode  des  Kindes  auf  dessen  Abkömmlinge 
(Art.  120).  Die  legitimirten  stehen  vom  Zeitpunkte  der  Legitimation  an 
den  in  der  Ehe  geborenen  Kindern  vollkommen  gleich  (Art.  121). 

Die  elterliche  Gewalt  über  minderjährige  Kinder  steht  in  erster 
Reihe  dem  Vater,  im  Falle  seiner  Behinderung  oder  Abwesenheit,  sowie 
nach  seinem  Tode  der  Mutter  zu;  für  diese  kann  der  Vater  in  seinem 
Testamente  Beistände  zur  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  ernennen 
(Art.  137 — 139,  159).  Die  elterliche  Gewalt  der  Mutter  dauert  auch  im 
Falle  ihrer  Wiederverheirathung  fort.    Der  Vater  oder  die  Mutter  können 
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in  ihrem  Testamente  für  ihire  minderjähngen  oder  'entoiündigi^eiL  Ejader 
«inen  Vorjuimd  ejueuoen,  falls  der  andei*e  Eltemtheil  •V'erBtetrbeH  oder  der 
elterlichen  Gewalt  für  verlustig  erklärt  ist  (Art.  198).  Der  T^ater  and 
eventuell  die  Mutter  können  auch  die  Entlassung  der  £indei:,  welche  das 
18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  aus  der  elterlichen  Gewalt  bewilligen 
(Art.  304).  Die  Verheirathung  hat  die  Wirkung  der  Entlassung  jedoch 
nur,  wenn  der  Mann  das  18.,  die  Frau  das  16.  Leben^ahr  vollendet  iat 
und  die  erforderliche  Zustimmung  zur  Eheschliessung  ertheüt  war  (Art.  304 
Ziff.  1  und  .306). 

Der  Vater  hat  nach  Massgabe  seines  Yermögens  und  seiner  gesell- 
schaftlichen Stellung  die  Kinder  zu  unterhatten,  zu  erziehen  und  eünen 
Beruf  erlernen  zu  lassen.  Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  ist  voll- 
kosunen  frei;  aber  im  Falle  des  Missbrauchs  können  die  Eltern  auf 
Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  der  Verwandten  des  Minderjährigen 
der  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  für  verlustig  erklärt  und  ^atrefCenden 
Falls  nach  den  Strafgesetzen  bestraft  werden.  Die  Kinder  kramen  im 
Falle  unverbesserlichen  Ungehorsams  gegen  die  Eltern  auf  deren  Am*af6n 
nach  richterlicher  Anordnung  in  eine  Besserungsanstalt  untergebracht 
werden  (Art.  140—143). 

Verwaltung  und  Niessbrauch  des  Vermögens  der  minderjährigöi 
Kinder  stehen  den  Eltern  zu;  ebenso  das  Eigenthum  an  demjenigen 
Vermögen,  welches  die  Kinder,  solange  sie  bei  den  Eltern  leben,  mit 
deren  Mitteln  oder  Kapitalien  erwerben  (Art.  144).  Die  Mutter,  welche 
zu  einer  neuen  Ehe  schreitet,  verliert  Verwaltung  und  Niess'brandi  am 
Kindervermögen  (Art.  149  Ziff.  3).  Zur  Veräusserung  oder  Verpfändung 
von  Kindervermögen  bedürfen  die  Eltern  einer  richterlidien  Ermächtigung 
(Art.  150).  Wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  von  der  Verwaltung  des 
Vermögens  ausgeschlossen  werden,  hat  der  Familienrath  die  Person, 
welche  die  Verwaltung  führen  soU,  zu  bestimmen  (Art.  141  einziger  § 
und  Art.  163).  Die  Eltern  sind  weder  zur  Sicherheitsleistung  noch  zur 
Rechnungslegung  über  das  ihrer  Verwaltung  und  Nutzniessung  unter- 
liegende Vermögen  verpflichtet  (Art.  152). 


§  5. 

E.  Ungültjgkedtserklärimg.'^) 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält  hierüber  besondere  Bestimmungen 
für  jede  der  beiden  Arten  der  Ehe. 

1.  Gründe  der  Ungültigkeit. 

a)  Die  katholische  Ehe  (oben  S.  392)  kann  nur  von  den  geist- 
lichen Gerichten  und  nur  in   den  vom  kanonischen  Eechte  (wde  es  in 

^)  Die  Fälle  der  Nichtigerklärung  einer  Ehe  sind  äusserst  selten.  iEUne  feste 
Rechtsprechung  über  die  Auslegung  und  Anwendung  der  Grundsätze  des  büzgerliohen 
(resetzbuchs  hat  sich  daher  hinsichtlich  der  einschlägigen  Fragen  nicht  geibüdet. 
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Portugal  gilt,  d.  i.  nach  dem  Konzil  von  Trient)  vorgesehenen  Fällen  für 
nichtig  erklärt  werden  (Art.  1088).  Nach  diesem  Rechte  bestimmen  sich 
die  Legitimation  zur  Nichtigkeitsklage,  die  Voraussetzungen  der  Nichtig- 
erklärung, die  Verjährung  u.  s.  w. 

b)  Die  Civilehe  zwischen  portugiesischen  Bürgern  wird  als  ein 
Vertrag  angesehen  und  unterliegt  auch  hinsichtlich  der  Nichtigerklärung 
den  Grundsätzen  und  Bestimmungen  für  Verträge.  Das  Gesetz  bezeichnet 
daher  nicht  besonders  die  Fälle,  in  denen  eine  solche  Ehe  für  nichtig 
erklärt  werden  kann,  sondern  beschränkt  sich,  die  Zuständigkeit  hierzu 
den  ordentlichen  Civilgerichten  zu  übertragen  (Art.  1089),  und  nur  die 
Nichtigerklärung  aus  dem  Grunde  des  Religionsbekenntnisses  der  Gatten 
zu  verbieten  (Art.  1090).  Hiemach  giebt  es  keinen  Unterschied  zwischen 
nichtigen  und  anfechtbaren  Ehen.  Mangel  der  Einwilligung,  thatsäch- 
licher  oder  rechtlicher  Irrthum,  Betrug,  Zwang,  Gewalt,  Mangel  wesent- 
licher Förmlichkeiten,  Vertragsunfähigkeit  (Eheunmündigkeit)  können 
genau  entsprechend,  wie  bei  jeder  anderen  Art  von  Verträgen,  auch  die 
Ungültigkeit  der  Civilehe  begründen.^) 

2.  Geltendmachung  der  Nichtigkeit  Die  Nichtigkeit  der  Ehe, 
der  katholischen  wie  der  bürgerlichen,  kann  immer  nur  mittels  besonderer 
Klage  geltend  gemacht  werden;  solange  die  Ehe  nicht  für  nichtig  erklärt 
ist,  hat  sie  die  Vermuthung  der  Gültigkeit  für  sich  und  äussert  alle 
Wirkungen  einer  gesetzlichen  Ehe. 

Die  Klage  auf  Nichtigerklärung  einer  Civilehe  kann  von  einem 
der  Gatten  oder  auch  von  einem  Dritten,  dessen  Rechte  durch  die  Ehe 
berührt  werden,  niemals  aber  von  der  Staatsanwaltschaft  erhoben  werden, 
da  die  Nichtigkeit  von  Verträgen  immer  durch  das  Einverständniss  der 
Interessenten  geheilt  werden  kann  (Art.  10).  Die  Gültigkeit  der  Ehe 
kann  von  einem  Gatten  nicht  wegen  der  Eheunmündigkeit  des  anderen 
oder  wegen  eines  Irrthums  oder  einer  Zwangslage,  an  deren  Erzeugung 
er  selbst  theilgenommen  hat,  bestritten  werden  (Art.  696).  Eine  wegen 
Eheunmündigkeit,  Iirthums,  Zwanges  nichtige  Ehe  kann  nach  Beseitigung 
des  Mangels  durch  Bestätigung  gültig  werden  (Art.  696).  —  Die  Nichtigkeits- 

')  (Art.  641 — 668.)  Danach  ist  insbesondere  Irrthum  ein  Nichtigkeitsgmnd, 
wenn  er  sich  auf  die  Person  des  anderen  Verlobten  oder  wesentliche  Eigenschaften 
desselben  bezieht  und  der  Getäuschte  ausdrücklich  erklärt  hatte,  dass  er  lediglich  mit 
üücksicht  auf  diese  Eigenschaften  den  Vertrag  (die  Ehe)  schliesse,  oder  wenn  aus  den 
umständen  sich  ergiebt,  dass  diese  seine  Absicht  auch  dem  anderen  Theile  bekannt  war 
(Art.  656, 661, 662).  Der  durch  Betrug  oder  den  bösen  Glauben  des  anderen  Verlobten 
oder  eines  direkt  interessirten  Dritten  erzeugte  Irrthum  macht  die  Ehe  gleichfalls  nichtig 
(Art.  663).  Die  Ehe  ist  nichtig,  wenn  die  Einwilligung  eines  Verlobten,  gleichviel 
ob  vom  anderen  Verlobten  selbst  oder  von  einem  Dritten,  durch  Zwang  abgenöthigt 
wurde,  d.  h.  durch  physische  Gewalt  oder  durch  Mittel,  welche  geeignet  waren,  für  die 
Person,  die  Ehre  oder  das  Vermögen  des  Verlobten  oder  eines  Dritten  einen  Schaden 
oder  vernünftigerweise  die  Besorgniss  eines  Schadens  zu  erzeugen  (Art.  666).  —  Vgl. 
im  Uebrigen  oben  S.  893  f.  diejenigen  Eheverbote,  deren  üebertretung  niemals  die 
Nichtigerklärung  zur  Folge  haben  kann,  und  diejenigen  Ehehindernisse,  deren  Nicht- 
beachtung immer  Nichtigkeit  der  Ehe  nach  sich  zieht. 
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klage  mit  Bezug  auf  eine  Civilehe  erlischt  durch  Verjährung  unter 
denselben  Voraussetzungen  wie  bei  anderen  Verträgen,  also  der  Regel  nach 
in  30  Jahren,  aus  dem  Grunde  der  Eheunmündigkeit  aber  in  5  Jahren, 
femer  wegen  Irrthums  und  Zwanges  in  1  Jahre;  im  letzteren  Falle  be- 
ginnt die  Frist  mit  dem  Aufhören  der  Zwangslage  (Art.  687 — 690). 

3.  Die  Wirkung  der  Nichtigerklärung  ist  hinsichtlich  des  Ver- 
mögens bei  der  bürgerlichen  wie  bei  der  katholischen  Ehe  die  nämliche, 
wie  im  Falle  der  Auflösung  durch  den  Tod  eines  Gatten  (Art.  1096). 
Nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt  daher  die  Vermögenstheilung  unter 
den  Gatten,  entsprechend  dem  für  ihre  Ehe  geltenden  Güterrechte.  Die 
nichtige  Ehe  erzeugt  alle  bürgerlichen  Wirkungen  zu  Gunsten  desjenigen 
Gatten,  der  bei  der  Eheschliessung  den  Nichtigkeitsgrund  nicht  kannte, 
also  zu  Gunsten  beider,  wenn  beide  in  gutem  Glauben  waren,  femer 
stets  zu  Gunsten  der  aus  der  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  (Art.  1091, 
1092).  Die  Gatten  können  vereinbaren,  welchem  von  ihnen  die  Kinder 
zur  Erziehung  zu  überlassen  seien;  kommt  eine  Einigung  nicht  zu  Stande, 
so  entscheidet  hierüber  der  Familienrath  (Art.  1093),  doch  dürfen,  wenn 
beide  Gatten  in  gutem  Glauben  waren,  die  Töchter  nicht  zu  Gunsten 
des  Vaters  von  der  Mutter  wider  deren  Willen  getrennt  werden  (Art.  1094). 


§6. 

F.  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Das  Gesetz  gestattet  in  keinem  Falle  eine  Scheidung  der  Ehe  dem 
Bande  nach;  die  eheliche  Gemeinschaft  kann  nur  unterbrochen  werden 
durch  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  welche  nur  in  den  vom  Gesetze 
vorgesehenen  Fällen  und  nur  auf  Grund  richterlichen  Ausspruchs  statt- 
findet. • 

1.  „Gesetzliche  Gründe  der  Ti-ennung  von  Tisch  und  Bett  können 
sein: 

1.  der  Ehebruch  der  Frau; 

2.  der  Ehebruch  des  Mannes,  sofeni  er  öffentliches  Aergemiss  er- 
regt oder  von  vollständiger  Verlassung  der  Frau  oder  von  der 
Aufnahme  und  Unterhaltung  der  Konkubine  in  der  ehelichen 
Wohnung  begleitet  ist; 

3.  die  Verurtheilung  eines  Gatten  zu  einer  lebenslänglichen  Strafe; 

4.  rohe  Misshandlungen  und  schwere  Ehrenkränkungen"  (Art.  1204). 

2.  Die  Civilklage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist  grundsätz- 
lich unabhängig  von  einer  Strafklage  wegen  desjenigen  Thatbestandes, 
welcher  die  Trennung  begründet.  Im  Falle  des  Ehebruchs  hat  der 
unschuldige  Gatte  die  Wahl,  vor  dem  Familienrath  auf  Trennung  zu 
klagen  (siehe  unten  S.  405)  oder  die  Strafklage  zu  erheben  (Art.  1209). 
Die  Freisprechung  der  Frau  im  Strafverfahren  zieht  dann  von  Rechts- 
wegen die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nach  sich  (Art.  1209  §  2),  und 
die  Abweisung  der  Civilklage  wegen  Ehebruchs  hat  das  Erlöschen  jeder 
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Strafklage  zur  Folge  (Strafges.Buch  Art.  401 — 404),  während  die  Ver- 
urtheilimg  im  Strafverfahr^i  ohne  Weiteres  die  Trennimg  zur  Folge  hat. 

Das  Klagerecht  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erlischt  nur 
durch  freiwilligen  Verzicht  des  Klägers.  Wechselseitige  Ehevergehen 
begründen  keine  Kompensation;  doch  kann  die  Frau  der  Klage  des 
Mannes  wegen  Ehebruchs  eine  Widerklage  aus  d^m  gleichen  Grunde 
entgegensetzen,  aber  nur,  um  den  besonderen  Folgen  zu  entgehen,  wrfche 
die  Trennung  wegen  Ehebruchs  der  Frau  in  Bezug  auf  die  Gütertrennung 
und  Vermögensverwaltung  nach  sich  zieht  (nachstehend  unter  3). 

3.  Wirkung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Eine  Auf- 
lösung der  Ehe  tritt  nicht  ein.  Kein  Theil  kann  daher  eine  neue  Ehe 
eingehen.  Dagegen  können  die  Gatten  in  jedem  Falle  und  zu  jeder  Zeit 
mittels  einer  Sühneverhandlung  vor  dem  Friedensrichter  die  eheliche 
Gemeinschaft  wiederherstellen  (Art.  1218).  Das  hat  den  Wegfall  aller 
gegen  die  Gatten  oder  ihre  Mitschuldigen  ausgesprochenen  Strafen  zur 
Folge,  berührt  aber  nicht  die  während  der  Trennung  erworbenen  Rechte 
Dritter. 

Die  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Trennung  sind  die  gleichen 
wie  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  Gatten:  es 
tritt  Gütertrennung  ein  (Art.  1210  ff.)  Die  Theilung  erfolgt  nach  den 
allgemeinen  Regeln  mit  Rücksicht  auf  das  für  die  Ehe  geltende  Güter- 
recht. Der  schuldige  Gatte,  dessen  Verhalten  den  Grund  zur  Trennung 
gegeben  hat,  verliert  alle  Geschenke  und  Alles,  was  er  sonst  von  dem 
andern  Gatten  oder  von  einem  Dritten  mit  Rücksicht  auf  diesen  empfangen 
hat  oder  noch  empfangen  soll  (Art.  1213).  Letztwillige  Verfügungen  sind 
in  jedem  Falle  vollkommen  frei  und  nach  dem  Willen  des  Testators 
widerruflich.  —  Jedem  der  getrennten  Gatten  steht  die  Verwaltung  der 
ihm  bei  der  TheUung  zugefallenen  Vermögensstücke  und  des  nach  der 
Trennung  Erworbenen  zu.  Sie  können  darüber  frei  verfügen,  auch  durch 
Veräusserung;  nur  über  unbewegliches  Vermögen,  welches  sie  bei  der 
Theilung  erhalten  haben,  können  sie  unter  Lebenden  nicht  ohne  Zu- 
stimmung des  anderen  Theiles  verfügen  (Art  1216).  Wenn  die  Trennung 
wegen  Ehebruchs  der  Frau  erfolgt,  so  hat  diese  keinen  Anspruch  auf 
Gütertrennung,  vielmehr  verwaltet  der  Mann  das  Vermögen,  wie  vor  dem 
Urtheil  —  es  sei  denn,  dass  die  Frau  mittels  einer  Widerklage  den 
Beweis  geführt  hat,  dass  sie  zur  Zeit  des  ihr  zur  Last  fallenden  Ehe- 
bruchs gegen  den  Mann  aus  dem  gleichen  Grunde  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  klagen  konnte  (Art.  1210).  Der  getrennte  Gatte  hat  im 
Falle  eigenen  Unvermögens  immer  Anspruch  auf  Unterhalt  aus  dem  Ver- 
mögen des  anderen  Gatten,  soweit  dieses  dazu  hinreicht.  Der  Betrag  der 
Unterhaltsrente  wird  vom  Familienrathe  festgesetzt  (Art.  1207  ZifL  2). 

Sind  Kinder  vorhanden,  so  liegt  beim  Mangel  einer  Einigung  der 
getrennten  Gatten  dem  Familienrathe  die  Bestimmung  ob,  welchem  <5atten 
die  Kinder  zur  Erziehung  während  der  Minderjährigkeit  zu  überiaesen 
sind  und  wie  für  deren  Unterhalt  zu  sorgen  ist  (Art.  1207  Ziff.  3). 
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Nach  der  Rechtssitte  kann  die  Frau  nach  der  Trennung  den  Namen 
des  Mannes  beibehalten  oder  ihren  Familiennamiai  wieder  annehmen. 
Der  Mann  hat  in  keinem  Falle  das  Becht^  ihr  die  Führtmg  seines  Namens 
zu  untersagen,  falls  sie  denselben  während  der  Ehe  angenommen  hat. 


§7. 

O.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit.  Die  Nichtigerklärung  einer 
katholischen  Ehe  kann  nur  bei  den  geistlichen  Gerichten  nachgesucht 
werden;  doch  ist  deren  Zuständigkeit  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
beschränkt.  Sie  sind  nur  zuständig  zur  Fällung  des  Urtheils  über  die 
Nichtigkeit,  während  alle  Beweisverhandlungen  zur  Feststellung  der  That- 
sachen,  die  Instruktion  des  Prozesses  und  die  Vollstreckung  des  auf 
Nichtigkeit  lautenden  Urtheils  auf  Ersuchen  der  geistlichen  Gerichte  von 
den  ordentlichen  Civilgerichten  ausgeführt  werden  (Art.  1087,  1088).  Das 
üitheil  ist  von  dem  geistlichen  Gerichte  von  Amtswegen  behufs  Berichtigung 
des  Registers  dem  Geistlichen  derjenigen  Parochie  mitzutheilen,  in  der 
die  Heirathsurkunde  aufgenommen  wurde  (Art.  1088). 

Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  wird  der  Regel  nach  von 
einem  Familienrath  ausgesprochen,  der  vor  den  Richter  erster  Instanz^) 
einberufen  wird  und  in  diesem  besonderen  Falle  aus  sechs  Mitgliedern 
besteht,  von  denen  jeder  Gatte  drei  aus  der  Zahl  seiner  Verwandten  oder 
(beim  Mangel  von  Verwandten  im  Gerichtsbezirk)  seiner  Freunde  ernennt 
(Art.  1206).  Der  Familienrath  entscheidet  über  die  Trennung,  über  den 
Betrag  der  einem  Gatten  vom  anderen  zu  gewährenden  Unterhaltsrente 
und,  beim  Mangel  einer  Einigung,  auch  über  die  Fürsorge  für  die  Kinder 
(Art.  1207).  Ein  Rechtsmittel  findet  nicht  statt,  ausser  hinsichtlich  des 
Betrags  der  Unterhaltsrente  (Art.  1208).  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
geht  der  Prozess  auf  den  Richter  über,  der  unter  freier  Würdigung  der 
Thatsachen,  ohne  Angabe  von  Entseheidungsgründen  das  Urtheil  fällt. 
Gegen  dieses  Urtheil  sind  die  ordentlichen  Rechtsmittel  zugelassen.  — 
Ueber  die  Wahl  zwischen  Civil-  und  Strafklage,  wegen  Ehebruchs :  oben 
F  2  (S.  403). 

Im  Uebrigen  unterliegt  die  sachliche  Zuständigkeit  in  Ehesachen 
den  allgemeinen  für  Civüprozesse  geltenden  Regeln. 

2.  Auch  die  örtliche  Zuständigkeit  der  Gerichte  bestimmt  sich 
nach  den  allgememen  Grundsätzen.  Für  die  Klage  auf  Trennung  ist  das 
Geficht  des  ehdichen  Wohnorts  oder  des  gewöhnlichen  Aufenthaltsorts  *) 
des  klagenden  Gatten  zuständig. 


')  Ueber  die  Gerichtsverfassung  und  den  Rechtsmittelzug:  Leske-Loewenfeld, 
Rechtffverfolgung  I  S.  256;  Laneyrie  et  Dubois,  code  civil  portugais,  Einleitung 
S.  XXXVIff.;  Tavares  de  Medeiros,  Staatsrecht  S.  45  ff. 

^  Aufenthaltsort  im  Sinne  von  „residence^,  als  des  Ortes,  wo  eise  Person  den 
Mittelpunkt  ihrer  bürgerlichen  Wirksamkeit  hat,  wenn  sie  auch  nicht  die  Absinkt  kat, 
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Für  Ausländer  gelten  keine  besonderen  Bestinimungen.  Nach  Art.  26 
haben,  sofern  für  den  besonderen  Fall  nicht  gesetzlich  oder  vertrags- 
mässig  etwas  Anderes  bestimmt  ist,  die  in  Portugal  wohnenden  oder 
reisenden  Ausländer  dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  Portugiesen;  und 
nach  Art.  29  können  Ausländer  von  Ausländem  vor  den  portugiesischen 
Gerichten  wegen  solcher  Verpflichtungen,  welche  sie  in  Portugal  ein- 
gegangen sind,  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  sie  sich  daselbst 
aufhalten  (vgl.  Civilprozessordnung  Art.  20).  Da  das  Gesetz  für  Ehe- 
streitigkeiten keine  Ausnahme  vorsieht,  so  werden,  zumal  im  Hinblick  auf 
die  Vertragsnatur  der  Ehe  nach  portugiesischem  Rechte,  die  erwähnten 
Bestinmiungen  entsprechend  anzuwenden  sein.  Eine  feste  Rechtsprechung 
über  diese  Fragen  fehlt. 

3.  Das  Verfahren  ist,  abgesehen  von  den  unter  1  erwähnten  Be- 
sonderheiten, im  Ganzen  das  Gleiche,  wie  im  ordentlichen  Civilprozesse. 
Bei  allen  Klagen  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (sowie  bei  Streitig- 
keiten über  Veräusserung  von  Frauengut  oder  Kindervermögen)  wirkt 
ein  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  mit,  der  aber  nur  zu  hören  ist  und 
nicht  mitstimmt.  —  Die  Parteien  sind  im  Verfahren  wegen  Trennung 
weder  vor  dem  Familienrathe  noch  vor  Gericht  persönlich  zu  erscheinen 
verbunden  und  können  sich  stets  durch  einen  Anwalt  vertreten  lassen. 
Erscheinen  sie  freiwillig,  so  soll  der  Richter,  ebenso  wie  die  Mitglieder 
des  Familienraths,  zunächst  einen  Versuch  der  Aussöhnung  machen  (1207; 
Civilprozessordnung  Art.  461  §  6).  Die  beigebrachten  Beweise  unterliegen 
freier  Würdigung. 

4.  Alle  von  der  zuständigen  Instanz  gefällten  Urtheile  in  Ehe- 
sachen wirken  nicht  nur  unter  den  Parteien,  sondern  für  Alle  und  gegen 
Alle  (Art.  2503  einziger  §). 

5.  Einstweilige  Verfügungen.  Im  Verfahren  wegen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  kann  das  mit  der  Klage  befasste  Gericht  die  Frau 
ermächtigen,  während  des  Prozesses  von  ihrem  Manne  getrennt  zu  wohnen. 
Auch  vor  Erhebung  der  Klage  kann  die  Frau  diese  Ermächtigung  erhalten, 
doch  muss  sie  alsdann  die  Klage  binnen  30  Tagen  anstrengen.  In  diesen 
FäUen  veranlasst  der  Richter  die  Aufnahme  der  Frau  mit  ihren  Kleidern 
und  sonstigen  Gegenständen  ihres  persönlichen  Gebrauchs  in  eine  acht- 
bare Familie  nach  seiner  Wahl,  wobei  Verwandte  der  Frau  in  erster 
Reihe  zu  berücksichtigen  sind.  Auch  bezüglich  der  Kinder  trifft  der 
Richter  die  erforderlichen  vorläufigen  Massnahmen ;  er  kann  sie  je  nach 
Umständen  dem  Vater  oder  der  Mutter  oder  einer  anderen  Person  an- 
vertrauen. —  Der  die  Trennung  nachsuchende  Gatte  kann,  im  Falle  der 
Bedürftigkeit  und  sofern  der  andere  dazu  vermögend  ist,  von  ihm  Ge- 
währung des  Unterhaltes  für  die  Dauer  des  Prozesses  bis  zum  Urtheile 
verlangen,  in  welchem  über  diesen  Punkt  gegebenen  Falls  endgültig  zu 


an  dem  Orte  für  immer  zu  bleiben,   z.  B.  der  Ort  der  Studien  eines  Studenten,   der 
Gamisonort  der  Soldaten  u.  ä. 
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entscheiden  ist  Der  Betrag  wird  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
der  Kosten  des  Verfahrens  festgesetzt  (Civilprozessordnung  Art.  392, 
471—481). 

§8. 

H.  Portugiesisches  Eherecht  im  Ausland  und  in 

den  Kolonien. 

Die  diplomatischen  Vertreter  und  die  Konsuhi  Portugals  im  Auslande 
sind  nicht  ermächtigt,  Eheschliessungen  portugiesischer  Staatsangehöriger 
vorzunehmen.  Die  Konsuln  können  nur,  insofern  sie  als  Notare  fungiren, 
Eheverträge  von  Portugiesen  aufnehmen,  sowie  die  nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden  Landes  aufgenommenen  Heirathsurkunden  legalisiren. 

In  den  Kolonien  gilt,  wie  in  der  Einleitung  erwähnt,  das  bürg. 
Gesetzb.,  auch  hinsichtlich  des  Eherechts.  Doch  sind,  sofern  es  sich  um 
Eingeborene  handelt,  die  unter  ihnen  etwa  geltenden  Bechtssitten  und 
Gebräuche  zu  beachten,  und  die  hiemach  geschlossenen  Ehen  werden 
als  gültig  anerkannt,  da  das  Gesetz  dergleichen  Gewohnheitsrecht  zur 
Begelung  der  Rechtsbeziehungen  der  Eingeborenen  unter  einander  in 
Kraft  gelassen  hat 

§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Portugiesische  Staatsbürger  bleiben  auch  im  Auslande  den  auf  ihre 
bürgerliche  Handlungsfähigkeit  und  auf  ihren  Personenstand  bezüglichen 
Heimathgesetzen  unterworfen,  soweit  es  sich  um  die  Wirkungen  ihrer 
Bechtshandlungen  in  Portugal  handelt;  die  äussere  Form  der  Rechts- 
handlungen aber  bestimmt  sich,  soweit  nicht  Abweichendes  verordnet 
ist^  nach  dem  Orte  der  Handlung  (Art.  24).  Ausländer  in  Portugal  haben 
grundsätzlich  dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  Portugiesen,  in  Bezug 
auf  Rechtshandlungen,  welche  in  Portugal  wirken  sollen  (Art.  26).  Der 
Personenstand  und  die  bürgerliche  Handlungsfähigkeit  der  Ausländer 
bestimmen  sich  nach  ihrem  Heimathrechte  (Art.  27).^)    Hiemach  kann 

1.  ein  Verlöbniss,  wiewohl  das  portugiesische  Recht  demselben 
zwischen  Portugiesen  keine  Rechtswirkungen  beimisst,  doch  zwischen 
Ausländem,  je  nach  ihrem  Heimathrechte,  von  portugiesischen  Gerichten 
als  gültig  anerkannt  werden. 

2.  Hinsichtlich  der  Eheschliessung  kommen  noch  folgende  besondere 
Bestimmungen  in  Betracht: 


^)  Wer  sich  auf  ausländisches  Recht  beruft,  hat  es  im  Falle  der  Bestreitung  zu 
beweisen  (Art.  2406),  wobei  er  sich  aller  zulässigen  Beweismittel  (Art.  2407)  bedienen 
kann;  insbesondere  können  Zeugnisse  diplomatischer  oder  konsularischer  Vertreter 
beigebracht  werden. 
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Airt  1065>:  „Die*  Eheschliessang  im  Auslände  zwischen  Portugiesen 
erzengt  bürgerliche  Wirkungen  in  Portugal  nur,  wenn  sie  dem  portugiesischen 
Eechte  gemäss  geschlossen  ist,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  24 
bezüglich  der  Form  des  Vertrages." 

Art.  1066:  „Die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  zwischen  einem 
Portugiesen  und  einer  Ausländerin  oder  zwischen  einem  Ausländer  und 
einer  Portugiesin  äussert  ihre  bürgerlichen  Wirkungen  in  Portugal,  sofern 
in  Bezug  auf  den  portugiesischen  Gratten  die  Erfordernisse  des  portugiesischen 
Rechtes  erfüllt  sind." 

Hiemach  und  mit  Rücksicht  auf  die  angeführten  allgemeinen  Be- 
stimmungen werden  in  Portugal  die  materiellen  Voraussetzungen  der 
Eheschliessung  bezüglich  eines  jeden  Gatten  nach  seinem  Heimathrechte, 
die  Form  dagegen  immer  nach  dem  Orte  der  Eheschliessung  beurtheüt.^) 

Eine  im  Auslande  geschlossene  Ehe  kann,  wenn  sie  in  dem  Lande 
der  Eheschliessnng  nicht  durch  ordentliche,  mit  öffentlicher  Beweiskraft 
auggestMtete  Register  festgestellt  wird,  durch  alle  sonstigen  Beweismittel 
bewiesen  werden  (Art.  1085).  Jeder  Portugiese,  der  im  Ausland  eine 
EIhe  eingeht,  soll  dieselbe  binnen  drei  Monaten  von  seiner  Rückkehr 
nach  Portugal  in  das  Personenstandsregister  seines  Wohnsitzes  eintragen 
lassen,  indem  er  dem  Civilstandsbeamten  durch  eine  öffentliche  Urkunde 
nachweist,  dass  die  Ehe  in  gesetzlicher  Form  geschlossen  ist  (Art.  2479). 

3.  Auch  die  Wirkungen  der  Ehe  sind  nach  jenen  allgemeinen  Be- 
stimmungen zu  beurtheilen  unter  Berücksichtigung  folgender  besonderer 
Vorschriften:  Auf  die  im  Auslande  zwischen  portugiesischen  Unterthaneii 
geschlossenen  Eheverträge  finden  die  Bestimmungen  des  portugiesischen 
Rechtes  Anwendung;  doch  können  solche  Verträge  sowohl  in  der  in  dem 
betreffenden  Lande  dafür  vorgeschriebenen  Form,  al&  auch  vor  einem 
portugiesischen  Konsul  gültig  geschlossen  werden  (Art.  1106).  Die  im 
Auslande  awischen  einem  Portugiesen  und  einer  Ausländerin  oder  zwischen 
einem  AusläSMter  vmA  einer  Portugiesin  ohne  Abmachungen  in  Bezug  auf 
da»  eheliche  Güterrecht  geschlossene  Ehe  wird  nach  dem  Heimath- 
rechte des  Mannes  beurtheilt,  vorbehaltlieh  der  Bestimmungen  des 
portugiesischen  Rechtes,  welche  auf  unbewegliches  Vermögen  Bezug  haben 
(Art.  110'7). 

4.  EheS'Cheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sind 
gleichfalls  nach  dem  Heimathrechte  der  Eheleute  zu  beurtheilen.  Auf 
gänzliche  Scheidung  dem  Bande  nach,  welche  das  portugiesische  Recht 
verwirft,  werden  aber  portugiesische  Gerichte  überhaupt  nicht  —  auch 
wenn  die  Gatten  Ausländer  sind  und  ihr  Heimathrecht  die  Scheidung 
zulässt  —  erkennen  dürfen,  und  ebenso  wird  ein  ausländisches  Scheidungs- 


^)  Die  im  Auslande  nach  dem  dort  geltenden  Rechte  geachlbssene  (Divilehe  ist 
daher  zweifellos  gültig,  auch  wenn  die  Verlobten  portugiesische  Katholiken  sind.  Der 
in-  di»Bep  Hinsicht  gelegentlich  aufgetauchte  Zweifel  (vgl.  Garnier,  Intern.  Ehe- 
sehlieseoagsr.,  Bern  1885  ^.  2,  54;  Schmitz,  die  Bheerfordernisse  der  Auslmidter, 
Meiderich  1'900'  9*.  79,  80)  ist  um  so  mehr  anbegriindet,  al»  selbst  die  von  Katholiken 
in  Portugal  geschlossene  Ciyilehe  bürgerlich  gültig  ist.    Vgl.  oben  S.  303  Note  1. 
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nrtheil,  wenn  auch  nur  ein  Gatte  Portugiese  ist,  in  Portugal  nicht  an- 
zuerkennen sein.  Hinsichtlich  ausländischer  TJrtheile  überhaupt  gilt 
in  Ehesachen  nichts  Besonderes;  Art.  31  verweist  allgemein  auf  die 
Bestimmungen  der  Civilprozessordnung,  und  nach  dieser  (Art.  1087)  wird 
einem  von  einem  ausländischen  Gericht  erlassenen  ürtheile  die  Bestätigung 
insbesondere  dann  versagt,  wenn  das  Gericht  nicht  zuständig  war,  wenn 
die  Parteien  nicht  vorschriftsmässig  geladen  waren,  wenn  die  Ent- 
scheidung dem  portugiesischen  öffentlichen  Rechte  oder  der 
öffentlichen  Ordnung  widerspricht,  sowie  wenn  das  Urtheii  gegen 
einen  portugiesischen  ünterthanen  im  Widerspruch  mit  portu- 
giesischen Gesetzen,  welche  auf  die  Streitsache  anzuwenden 
waren,  gefällt  worden  ist.^) 


^)  Vgl.  hierzu  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  I  S.  261,  659;  Laneyrie 
et  Duboifl,  Code  civil  portugais,  Anm.  zu  Art.  31. 
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§1. 

A.  Sänleitung.    Quellen.    Literatur. 

Lange  Zeit  liess  das  fipanische  Recht  ate  ausschliessliche  Form  der 
eheUohen  Verbindung  nur  die  kanonisch-rechtliche  Eheschliessnng  zu  und 
knüpfte  an  diese  alle  bürgerlichen  Wirkungen.  Nachdem  aber  die  Ver- 
fassung von  1869  den  Grundsatz,  nur  den  Katholiken  die  Mentliche 
Eeligionsdbung  zu  gewährleisten,  aufgegeben  und  auch  die  Ausübung 
anderer  Bekenntnisse  gestattet  hatte,  erkannte  man  die  Nothwendigkeit, 
die  kirchliche  Form  der  Eheschliessung  durch  eine  andere,  für  alle,  welche 
eine  gesetzliche  Verbindung  eingehen  wollen,  gemeinsame  Form  zu  ersetzen. 
Durch  ein  Gesetz  vom  18.  Juni  1870  wurde  daher  in  Spanien  die  CSvil- 
ehe  ungefähr  in  gleicher  Weise,  wie  im  Anfange  des  Jahrhunderts  in 
Frankreich,  eingeführt.  Allein  dies  Gesetz  hatte  war  eine  kurze  Dauer; 
durch  ein  Dekret  vom  1.  Februar  1876  ist  es  fast  gänzlich  aufgehoben 
worden. 

Das  neue  spanische  Gesetzbuch  (Cödigo  civil)  vom  24.  Jifli  1889^) 
(welches  in  wesentlichen  Theilen,  oft  sogar  wörtlich  dem  fi-anzösischen 
Code  civil  nachgebildet,  in  anderen  Theilen  aber  eine  eigenartige  selb- 
ständige Rechtsgestaltung  ist)  beansprucht  Geltung  für  die  spanische 
Halbinsel,  für  die  anliegenden  Inseln,  die  Kanaren  und  die  der  spanischen 
Gesetzgebung  unterliegenden  Gebiete  von  Afrika  (vgl.  Art.  1)^),  jedoch 
im  Allgemeinen  nur  als  subsidiäres  Recht  im  Verhältniss  zu  den  grund- 
sätzlich in  Kraft  erhaltenen  provinzialen  und  lokalen  Rechten;  allein 
gerade  für  den  Titel  4  des  I.  Buches,  welcher  „von  der  Ehe",  d.  h.  vom 
persönlichen  Eherechte  handelt,  ist  die  ausschliessliche  Geltung  des  cödigo 
für  alle  Provinzen  vorgesehen  (Art.  12),  und  die  örtlichen  Sonderrechte 
können  daher  auf  dem  G^iete  des  hier  darzustellenden  Rechtes  im  Wesent- 
lichen nur  hinsicbtlich  des  ehelichen  Güterrechts  (Buch  IV  Tit.  8)  in 
Betracht  kcanmen.') 


^)  Das  Gesetzbuch  wurde  zuerst  unterm  11.  Mai  1888  erlassen,  bald  aber  mit 
Aenderungen  und  Zusätzen  gemäss  einem  Gesetze  t.  2ü.  Mai  1889  auf  Grund  eines 
königlichen  Dekrets  y.  24.  Juli  1889  von  Neuem  veröffentlicht. 

^)  Durch  ein  £önigl.  Dekret  y.  91.  Juli  1889  ist  der  cödigo  civil  auch  in  Cub«, 
Portorioo  und  den  Philippinen  für  anwendbar  erklärt. 

*)  Ein  Verzeichniss  der  wichtigsten  örtlichen  Sonderrechte  (fueros)  giebt  Lehr, 
Elemente  de  droit  espagnol  II  S.  6. 


414  Europa. 

Der  cödigo  civil  hat  nun,  in  der  Absicht,  die  religiösen  Ueberzeugungen 
der  überwiegend  katholischen  Bevölkerung  zu  schonen  und  gleichzeitig 
den  berechtigten  Ansprüchen  der  Andersgläubigen  Rechnung  zu  tragen, 
eine  mittlere  Linie  innegehalten  zwischen  der  vor  1870  ausschliesslich 
zugelassenen  kirchlichen  und  der  durch  das  Gesetz  vom  18.  Juni  1870 
eingeführten  bürgerlichen  Eheschliessung:  die  Bekenner  des  katholischen 
Glaubens  sollen  in  der  kirchlichen,  Andersgläubige  in  der  bürgerlichen 
Form  die  Ehe  eingehen;  allein  die  bürgerliche  Wirksamkeit  der  kirch- 
lichen Ehe  ist  in  gewisser  Weise  doch  durch  die  Mitwirkung  eines  Staats- 
beamten bedingt,  wie  weiterhin  gezeigt  werden  wird. 

Der  „Cödigo  civil"  (Madrid,  Imprenta  del  ministerio  de  Gracia  y 
Justicia,  1889)  ist  ins  Französische  übersetzt  von  Lev6  (Code  civil 
espagnol,  Paris  1890).  Eine  spanische  Text- Ausgabe  mit  dürftigen  An- 
merkungen ist  die  von  Joaquin  Abella  (Madrid  1890).  Als  Kommentar 
des  Gesetzbuchs  kommt  in  Betracht:  M.  Falcön,  Cödigo  civil  espaiiol 
con  notas,  referencias,  concordancias,  motivos  y  comentarios,  con  un 
estudio  critico  del  cödigo  por  V.  Romero  y  Giron  (5  Bände,  Madrid 
1888 — 1890).^)  Femer  sind  folgende  Werke  hervorzuheben:  Q.  Mucius 
Scaevola,  Legislacion  espanola,  und  zwar  „Cödigo  civil  comentado  y 
concordado  extensamente  etc."  (bisher  18  Bände,  Madrid  1892 — 1901) 
sowie  „Sententias  y  respuestas,  Jurisprudencia  del  cödigo  civil  expuesta 
y  comentada"  (Madrid  1901);  N.  de  Paso  y  Delgado,  Derecho  civil 
espanol  (Madrid  1890). 

In  französischer  Sprache:  Lehr,  Elements  de  droit  espagnol,  Bd.  I 
betreffend  das  ältere  Recht  (Paris  1880)  und  Bd.  n  das  neue  Recht 
darstellend  (Paris  1890)');  ferner  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la 
Separation  de  corps  dans  les  principaux  pajrs  civilisös  (Paris  1899; 
S.  160 ff.).  —  Italienisch:  Emilio  Bianchi,  Studio  analitico  sul  nuovo 
codice  civile  spagnuolo  in  relazione  al  codice  civile  italiano  (Florenz 
1891). 


§2. 

B.  Verlöbniss. 

Das  Verlöbniss  (esponsales  „de  futuro")  bedingte  nach  dem  vor  dem 
c.  c.  von  1889  in  Spanien  in  dieser  Hinsicht  geltenden  kanonischen 
Rechte  für  jeden  Verlobten  die  Verpflichtung  zur  Eingehung  der  Ehe 
oder  aber  zur  Schadloshaltung  des  andern  Theiles  und  zur  Ehelosigkeit, 
solange  der  andere  Verlobte  sich  nicht  verheirathete.    Nach   dem   c.   c. 


^)  Die  ersten  vier  Bände  geben  den  cödigo  civil  in  der  zaerst  anf  Grund  des 
Ges.  V.  11.  Mai  1888  veröffentlichten  Form  mit  den  Motiven  und  Erläuterungen,  sowie 
mit  Anmerkungen  des  Verfassers ;  Bd.  5  bringt  in  gleicher  Weise  die  auf  dem  Gesetze 
V.  24.  Juli  1889  beruhenden  Aenderungen  und  Ergänzungen,  sowie  eine  kritische  Studie 
und  ein  ausführliches  Sachregister. 

')  In  Bd.  II  S.  VII  Nachweis  der  Literatur  des  älteren  spanischen  Rechts. 
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aber  begründet  das  Verlöbniss  keine  Rechtspflicht  zur  Eheschliessung; 
eine  auf  Erfüllung  des  Eheversprechens  gerichtete  Klage  ist  unzulässig 
(Art.  43).  Wenn  aber  das  Eheversprechen  (promesa  del  matrimonio)  in 
einer  privaten  oder  öffentlichen  Urkunde  von  einem  Volljährigen  oder 
zwar  von  einem  Minderjährigen,  aber  im  Beistande  derjenigen  Person, 
deren  Zustimmung  zur  Eheschliessung  erforderlich  ist,  abgegeben  oder 
wenn  das  Eheaufgebot  bereits  erfolgt  ist,  so  muss  der  ohne  gesetzlichen 
Grund  zurücktretende  Verlobte  dem  andern  den  aus  Veranlassung  des 
Ehe  Versprechens  erwachsenen  Schaden  ersetzen.*)  Die  Klage  hierauf  ver- 
jährt mit  Ablauf  eines  Jahres  von  der  Weigerung,  die  Ehe  zu  schliessen 
(Art.  44). 

§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

„Das  Gesetz  kennt  zwei  Formen  der  Ehe :  die  kanonische,  in  welcher 
die  Bekenner  der  katholischen  Religion  die  Ehe  schliessen  müssen,  und 
die  bürgerliche,  welche  in  der  von  diesem  Gesetze  bestimmten  Weise 
eingegangen  wird"  (Art.  42).  Indem  sonach  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
nur  für  Nichtkatholische  die  Civilehe,  für  Katholiken  aber  die  kirchliche 
Ehe  vorsieht  und  bezüglich  der  Erfordernisse  und  Formen  der  letzteren 
auf  die  im  Königreiche  gesetzliche  Kraft  besitzenden  Bestimmungen  des 
Konzils  von  Trient  verweist  (Art.  75),')  stellt  es  dennoch  zunächst  ge- 
wisse gesetzliche  Erfordernisse  auf,  welche  für  beide  Arten  von  Ehen  in 
gleicher  Weise  Geltung  haben. 

I.  Materielle  Erfordernisse  der  Eheschliessung. 

1.  Gemeinsame  Erfordernisse  der  kirchlichen  und  der 
bürgerlichen  Ehe.  —  Die  Ehe  erzeugt  keine  Wirkungen,  wenn  ein 
Gkttte  zur  Zeit  der  Eheschliessung  bereits  gültig  verheirathet  war 
(Art.  51).«)    Die  Ehe  ist  verboten  (Art.  45  Ziff.  1—3): 

einem  Minderjährigen,*)  der  nicht  die  Einwilligung  erhalten,  und 
einem  Volljährigen,  der  nicht  den  Rath  eingeholt  hat  von  denjenigen 
Personen,  welchen  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  die  Ertheilung 
der  Einwilligung  oder  des  Rathes  zusteht; 


^)  Nur  wirklichen  Schaden,  nicht  auch  entgangenen  Gewinn.  Lehr,  Elements  II 
S.  62. 

^  Ueber  das  in  Spanien  geltende  kanonische  £herecht:  Lehr,  Elements  I  S.  59  ff. 
—  Hier  mag  für  das  katholische  Eherecht  auf  die  Darstellung  unter  „Kroatien- 
Slavonien"  S.  115  ff.  verwiesen  werden. 

")  Abwesenheit  eines  Gatten  begpründet  für  den  andern  nicht  das  Kecht  zur  Ein- 
gehung einer  neuen  Ehe,  da  die  Ehe  nur  durch  den  Tod  gelöst  wird.  Ueber  den 
FaU  der  richterlich  festgestellten  Todesyermuthung  siehe  unten  S.  429  Anm.  1. 

*)  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  dem  vollendeten  23.  Lebensjahre  (Art.  320). 
Ein  Minderjähriger,  der  das  18.  Lebensjahr  vollendet  hat,  kann  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen durch  Beschluss  des  Familienraths,  der  der  Bestätigung  durch  den  Präsidenten 
des  Territorialgerichtshofs  (Audiencia  territorial)  bedarf,  für  volljährig  erklärt  werden 
(Art.  322,  323). 
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einer  Wittwe  oder  einer  Ehefrau,  deren  Ehe  für  nichtig  er- 
klärt ist,  innerhalb  der  auf  den  Tod  des  Gatten  bezw.  aicf  die  gesetz- 
hebe  Aufhebung  der  ehelichen  GemeinBchaft  folgenden  301  Tage  oder, 
sofern  sie  schwanger  war,  vor  ihrer  Entbindung; 

dem  Vormunde  und  seinen  Abkömmlingen  mit  dem  Mandel,  fiolange 
bis  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  die  Sechnung  gelegt  und  an- 
erkannt ist,  es  sei  denn,  dass  der  Vater  des  Mündels  durch  Testammt 
oder  öffentliche  Urkunde  die  Ermächtigung  zu  dieser  Ehe  gegeben  hätte. 

Die  unter  Ziff.  1  des  Art.  45  erwähnte  Einwillignng  ist  für  ehe- 
liche Kinder  vom  Vater,  im  Falle  seines  Todes  oder  seiner  Behinderung 
von  der  Mutter,  falls  auch  diese  todt  oder  behindert  ist,  von  den  beider- 
seitigen Grosseltern,  ev.  vom  Familienrathe*)  zu  ertheUen.  Anerkannte 
oder  durch  königliche  Bewilligung  legitimirte  uneheliche  Kinder  haben 
die  Einwilligung  derjenigen  Personen,  welche  die  Kinder  anerkannt  oder 
legitimirt  haben,  ev.  der  Aszendenten  bezw.  des  Familienraths,  andere 
uneheliche  Kinder  aber  die  Einwilligung  der  Mutter,  ev.  der  mütterlichen 
Grosseltem  bezw.  des  Familienraths  einzuholen.  Für  Adoptivkinder 
steht  die  Einwilligung  dem  Adoptirenden,  ev.  der  natürlichen  Familie 
bezw.  dem  Familienrathe  zu.  Für  Findlinge  wird  die  Einwilligung 
von  den  Leitern  der  Anstalten,  in  denen  sie  erzogen  werden,  ertheilt 
(Art.  46).  —  Volljährige  Kinder  haben  den  Rath  des  Vaters,  ev.  der 
Mutter  nachzusuchen  und  dürfen,  wenn  sie  keine  oder  eine  ablehnende 
Erklärung  erhalten  haben,  die  Ehe  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten 
seit  dem  Gesuche  schliessen  (Art.  47).  —  Die  Einwilligung  sowie  der 
zustimmende  Rath  oder  der  Ablauf  von  drei  Monaten  seit  der  Einholung 
des  Rathes  müssen  durch  eine  von  einem  Notar  oder  einer  Idrchlichen 
Urkundsperson  oder  vom  Gemeinderichter*)  beglaubigte  Urkunde  bewiesen 
werden  (Art.  48).  —  Die  zur  Ertheilung  der  Einwilligung  oder  des  Rathes 
berufenen  Personen  brauchen  die  Gründe  für  ihre  Entschliessung,  gegen 
welche  ein  Rechtsbehelf  nicht  gegeben  ist,  nicht  mitzutheilen  (Art.  49). 

Die  unter  Verletzung  der  Vorschriften  des  Art.  46  Ziff.  1 — 3  ge- 
Bßhlossene  Ehe  ist  dennoch  gültig,  zieht  aber,  abgesehen  von  der  Be- 
strafung (mit  Gefängniss  nach  Art.  489  des  Strafgesetzbuchs),  fdgende 
Rechtsnachtheile  nach  sich  (Art.  60):  a)  es  greift  voDständige  Güter- 
ü'ennung  Platz,  so  dass  jeder  Gatte  das  Eigenthum  und  die  Verwaltung 
seines  Vermögens  behält  und  dessen  Erträgnisse  für  sich  bezieht,  vor- 
behaltlich seiner  Pflicht,  zu  den  ehelichen  Lasten  verhältnissmässig  bei- 
zutragen;  b)  keiner  der  beiden   Gatten  kann  von  dem  andern   durch 


^)  Der  Familienrath  wird  zum  Zwecke  seiner  BUdung  vom  Gemeinderichter  ein- 
berufen, hat  dann  aber  selbständig  alle  zu  seinem  Geschäftskreise  gehörigen  Mass- 
nahmen zu  treffen  (Art.  293,  800,  301).  Er  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  die,  soweit 
sie  nicht  vom  Vater  oder  von  der  Mutter  durch  Testament  berufen  sind,  aus  der  Zahl 
der  nächsten  Verwandten  genommen  werden;  nöthigenfaUs  sind  vom  Gemeinderichter 
auch  fremde  Personen  einzuberufen  (Art.  294). 

^)  lieber  den  Gemeinderiohter  (Juez  municipal)  siehe  Leske-Loewenfeld, 
Rechtflverfolgung  im  intern.  Verkehr  I  S.  247. 
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Schenkung  oder  letztwillige  Verfügung  etwas  erlangen;  c)  ein  minder- 
jähriger, nicht  aus  der  elterlichen  Gewalt  entlassener  Gatte  erhält  die 
Verwaltung  seines  Vermögens  nicht  vor  der  Volljährigkeit  und  bezieht 
"bis  dahin  nur  Unterhaltsbeiträge,  welche  das  Reineinkommen  seines 
Vermögens  nicht  übersteigen  dürfen;  d)  in  dem  in  Art.  46  ZifE.  3  vor- 
gesehenen Falle  wird  der  Vormund  der  Verwaltung  des  Vermögens  seines 
Mündels  während  dessen  Minderjährigkeit  enthoben.  —  Die  hier  unter 
a  und  b  erwähnten  Bechtsnachtheile  treten  in  dem  in  Art  45  Ziff.  2 
erwähnten  Falle  nicht  ein,  wenn  von  der  Wartezeit  Dispens  ertheilt  ist^) 

2.  Besondere  Erfordernisse  der  kirchlichen  Ehe.  Diese  be- 
stimmen sich  ausschliesslich  nach  katholischem  Kirchenrecht  in  Gemäss- 
heit  der  Beschlüsse  des  Konzils  von  Trient  (Art.  76).*)  Die  so  ge- 
schlossene Ehe  erzeugt  alle  bürgerlichen  Wirkungen,  sowohl  hinsichtlich 
der  Personen  und  des  Vermögens  der  Gatten,  als  auch  hinsichtlich  ihrer 
Abkömmlinge  (Art.  76).  Demgemäss  bestimmt  sich  auch  die  Zulässigkeit 
und  die  Wirkung  einer  Dispensation  von  einem  Ehehindemiss  aus- 
schliesslich nach  kanonischem  Rechte. 

3.  Besondere  Erfordernisse  der  bürgerlichen  Ehe. 

a)  Unfähig,  überhaupt  eine  Ehe  einzugehen,  sind  (Art.  83 
Ziff.  1—6): 

Eheunmündige,  nämlich  Knaben  vor  vollendetem  14.  und  Mädchen 
vor  vollendetem  12.  Lebensjahre;  doch  wird  die  von  Eheunmündigen  ge- 
schlossene Ehe,  auch  ohne  ausdrückliche  Erklärung,  als  gültig  angesehen, 
wenn  die  Gatten  nach  erlangter  Ehemündigkeit  ohne  Geltendmachung 
der  Ungültigkeit  der  Ehe  mit  einander  gelebt  haben,  oder  wenn  die  Frau 
vor  der  gesetzlichen  Ehemündigkeit  oder  vor  Erhebung  der  Klage 
schwanger  geworden  ist; 

Personen,  welche  bei  der  Eheschliessung  nicht  im  Vollbesitze  ihres 
Verstandes  sind; 

P^sonen,  welche  zur  Zeit  der  Eheschliessung  an  physischem  Un- 
vermögen (gleichviel  ob  absoluter  oder  relativer  Natur)  leiden,  sofern 
dasselbe  mit  Sicherheit  festzustellen,  dauernd  und  unheilbar  ist; 

Personen,  welche  die  Weihen  empfangen  oder  in  einem  kirchen- 
rechtlich anerkannten  religiösen  Orden  ein  feierliches  Klostergelübde 
abgelegt  haben,  welches  sie  zur  Keuschheit  verpflichtet,  es  sei  denn, 
dass  diese  Personen  die  erforderliche  kirchenrechtliche  Dispensation  er- 
langt haben; 

Personen,  welche  bereits  durch  eine  bestehende  Ehe  gebunden  sind. 

b)  Unfähig,  mit  einander  eine  Ehe  zu  schliessen,  sind  (Art.  84 
Ziff.  1—8): 

Verwandte  und  Verschwägerte  in  gerader  Linie,  gleichviel  ob 
die  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  auf  ehelicher  oder  unehelicher 
Geburt  beruht; 

^)  Dispens  ertheilt  aus  hinreichenden  Gründen  die  Regierung.    Siehe  unten  S.  419. 
^  Siehe  Lehr,  feements  I  S.  69ff. 

Leske  n.  Loewenfeld,  Keohtsverfolicimg.    Erg^Lnzungsband.  27 
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Verwandte  in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade,  sofern  die 
Verwandtschaft  auf  ehelicher  Geburt  beruht; 

Verschwägerte  in  der  Seitenlinie  bei  ehelicher  Verwandtschaft 
bis  zu  demselben  Grade; 

Verwandte  und  Verschwägerte  in  der  Seitenlinie  bei  unehelicher 
Verwandtschaft  bis  zum  zweiten  Grade; 

die  Adoptiveltern  und  der  Adoptirte,  der  überlebende  Gatte 
des  Adoptirenden  und  der  Adoptirte  sowie  der  Adoptirende  und  der  über- 
lebende Gatte  des  Adoptirten; 

die  Abkömmlinge  des  Adoptirenden  und  der  Adoptirte,  solange 
die  Adoption  besteht; 

die  wegen  eines  mit  einander  begangenen  Ehebruchs  rechtskräftig 
Verurtheilten; 

Personen,  welche  als  Anstifter,  Thäter  oder  Gehülfen  des  gegen 
den  Gatten  eines  von  ihnen  verübten  Mordes  verurtheilt  sind. 

c)  Dispensation  kann  aus  hinreichenden  Gründen  die  Regierung 
ertheilen  von  den  Hindernissen  der  Wartezeit  (oben  IIS.  416),  der 
Verwandtschaft  im  dritten  und  vierten  Grade,  der  Schwägerschaft  in 
der  Seitenlinie  und  von  dem  die  Abkömmlinge  des  Adoptirten  betreffenden 
Ehehindemisse  (Art.  86). 

n.  Form  der  Eheschliessung. 

1.  Vorgängige  Förmlichkeiten.  Sowohl  der  kirchlichen,  als 
auch  der  bürgerlichen  Eheschliessung  hat  ein  Aufgebot  vorherzugehen. 

a)  Nach  dem  kanonischen  Rechte,  wie  es  in  Spanien  gilt,  hat 
der  Pfarrer  eines  jeden  der  beiden  Verlobten  die  bevorstehende  Ehe- 
schliessung an  drei  auf  einander  folgenden  Feiertagen  von  der  Kanzel 
herab  zu  verkünden.  Die  Bischöfe  können  davon  Dispens  ertheilen, 
z.  B.  wenn  zwischen  den  Gatten  ein  erheblicher  Unterschied  des  Alters, 
der  gesellschaftlichen  Stellung  oder  der  Vermögenslage  besteht. 

b)  Bei  der  Civil  ehe  haben  die  Verlobten  dem  Gemeinderichter 
eine  von  ihnen  unterzeichnete,  ihre  und  ihrer  Eltern  Namen,  Stand, 
Beruf  und  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  bezeichnende  Erklärung  nebst  ihren 
Geburtsurkunden  und  den  sonst  erforderlichen  Ausweisen  (elterliche  Ein- 
willigung, Dispense  u.  s.  w.)  vorzulegen  (Art.  87).  Stehen  die  Verlobten 
unter  verschiedenen  Gemeinderichtem,  so  ist  die  Erklärung  jedem  von 
ihnen  zu  überreichen  und  dabei  derjenige  der  beiden  Beamten  zu  be- 
zeichnen, vor  dem  die  Eheschliessung  stattfinden  soll;  beide  Beamte 
haben  alsdann  das  Aufgebot  in  folgender  Art  zu  bewirken  (Art.  88): 
Der  Gemeinderichter  heftet  die  Bekanntmachung  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung mit  der  Aufforderung  zur  Anzeige  von  Ehehindernissen  für 
die  Dauer  von  zwei  Wochen  an  und  sendet  zu  demselben  Zwecke  gleiche 
Bekanntmachungen  an  die  Gemeinderichter  derjenigen  Gemeinden,  in 
denen  die  Betheiligten  während  der  letzten  zwei  Jahre  ihren  Wohnsitz 
oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  haben  (Art.  89).  Aktive  Militär- 
personen sind  vom  Aufgebot  ausserhalb  ihres  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
ortes befreit,  wenn  sie  eine  Bescheinigung  ihres  Korpskommandeurs  darüber 
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beibringen,  dass  ihrer  Verheirathung  nichts  entgegenstehe  (Art.  90).  Aus- 
länder, welche  nicht  wenigstens  seit  zwei  Jahi'en  in  Spanien  ihi-en  ge- 
wöhnlichen Aufenthalt  haben,  haben  eine  Bescheinigung  der  zuständigen 
Behörde  darüber  beizubringen,  dass  die  Verkündung  der  beabsichtigten 
Eheschliessung  an  dem  Orte,  an  welchem  sie  in  den  letzten  zwei 
Jahren  ihren  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  hatten,  in  der 
vorgeschriebenen  Form  erfolgt  ist  (Art.  91). 

Dispensation  vom  Aufgebote  kann  aus  wichtigen  und  bescheinigten 
Gründen  in  allen  Fällen  von  der  Eegierung  ertheilt  werden  (Art  92). 
In  Fällen  naher  Todesgefahr  kann  auch  der  Gemeinderichter  die  Ehe- 
schliessung ohne  vorgängiges  Aufgebot  gestatten  (Art.  93).  Die  gleiche 
Befugniss  haben  die  Offiziere  der  Eiiegsschiffe  und  die  Kapitäne  der 
Handelsschiffe  hinsichtlich  der  an  Bord  zu  schliessenden  Ehen  bei  naher 
Todesgefahr;  ebenso  die  Korpskommandeurs  im  Kriege  hinsichtlich  der 
ihnen  Unterstellten  („in  articulo  mortis";  Art.  94,  96). 

Wer  von  einem  Ehehindemisse  Kenntniss  hat,  ist  verpflichtet,  es  an- 
zuzeigen. Die  Anzeige  wird  dem  Staatsanwalt  übermittelt,  der,  wenn  er  sie 
für  gesetzlich  begründet  erachtet,  Einspruch  gegen  die  Eheschliessung 
erhebt.  Privatpersonen  können  Einspruch  nur  erheben,  wenn  sie  ein 
Interesse  haben,  die  Eheschliessung  zu  verhindern.  In  beiden  Fällen 
richtet  sich  das  Verfahren  nach  den  Bestimmungen  über  einen  Zwischen- 
streit (Art.  98,  C.P.O.  Art.  176  u.  177).  Unbegründeter  Einspruch  ver- 
pflichtet zu  Schadensersatz  (Art.  99). 

Wenn  in  der  Aufgebotsfrist  von  zwei  Wochen  kein  Ehehindemiss 
zur  Anzeige  gebracht  und  ein  solches  auch  dem  Gemeinderichter  selbst 
nicht  bekannt  ist,  so  kann  zur  Eheschliessung  geschritten  werden;  ist 
ein  Jahr  nach  dem  Aufgebote  verstrichen,  so  ist  die  Eheschliessung  nicht 
ohne  neues  Aufgebot  statthaft  (Art.  96).  Ist  ein  Hindemiss  angezeigt 
oder  dem  Gemeinderichter  bekannt,  so  hat  er  bis  zur  rechtskräftigen 
Entscheidung  darüber  die  Eheschliessung  auszusetzen  (Art.  97). 

2.  Begleitende  Förmlichkeiten. 

a)  Die  kirchliche  Eheschliessung*)  erfolgt  gemäss  dem  kano- 
nischen Kechte  vor  dem  Pfarrer  eines  der  beiden  Verlobten  oder  vor 
einem  von  diesem  Geistlichen  oder  vom  Bischof  ermächtigten  anderen 
Priester;  wenn  die  Verlobten  verschiedenen  Parochieen  angehören,  wii'd 
die  Ehe  nach  dem  in  Spanien  geltenden  Brauche  vor  dem  Pfarrer  der 
Braut  geschlossen.  Die  Ehe  muss  in  Gegenwart  von  zwei  oder  drei 
Zeugen  geschlossen  werden,  die  keine  besonderen  Eigenschaften  zu  be- 
sitzen brauchen ;  es  genügt,  dass  sie  fähig  sind,  das,  was  in  ihrer  Gegen- 
wart geschieht,  zu  erfassen."  Jede  vor  einem  unzuständigen  Geistlichen 
oder  ohne  Zuziehung  der  erforderlichen  Zeugen  geschlossene  Ehe  gilt  als 
heimlich  und  ist  nichtig. 

Den  Bestimmungen  des  kanonischen  Kechtes  hat  der  c.  c.  für  diese 
Form  der  Eheschliessung  noch  folgende  Vorschriften  hinzugefügt:    Bei 

1)  Lehr,  lüements  I  S.  70  No.  83,  84. 
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der  kirchlichen  Eheschliessang  soll  der  Gremeinderichter  oder  ein  anderer 
Staatsbeamter  zugegen  sein  zu  dem  alleinigen  Zwecke,  die  sofortige  Ein- 
tragung der  Ehe  in  das  Civilstandsregister  zu  sichern.  Die  Verlobten 
sind  daher,  bei  Strafe  von  5  bis  80  Pesetas,  verpflichtet,  dem  Gemeinde- 
amt mindestens  24  Stunden  vorher  Ort  und  Stunde  der  Eheschliessung 
schriftlich  anzuzeigen.  Der  Gemeinderichter  hat  ihnen  hierüber,  bei 
Strafe  von  20  bis  100  Pesetas,  eine  Empfangsbescheinigung  auszustellen, 
ohne  deren  Vorlegung  der  Pfarrer  nicht  zur  Eheschliessung  schreiten 
darf.  Erscheint  der  G^meinderichter  oder  sein  Vertreter  bei  der  Ehe- 
schliessung nicht,  so  erfolgt  die  Eintragung  der  kirchlichen  Ehe  in  das 
Civilstandsregister  auf  seine  Kosten  und  er  hat  überdies  20  bis  100  Pesetas 
Strafe  zu  zahlen.  In  diesem  Falle  tritt  die  volle  bürgerliche  Wirkung 
der  Ehe  mit  dem  kirchlichen  Abschluss  ein.  Haben  aber  die  Verlobten 
die  Benachrichtigung  des  Gemeinderichters  unterlassen,  so  können  sie 
den  Mangel  durch  nachträgliche  Erwirkung  der  Eintragung  ihrer  Ehe 
in  das  Civilstandsregister  heilen.  In  diesem  Falle  treten  die  bürgerlichen 
Wirkungen  der  Ehe  erst  mit  ihrer  Eintragung  ein  (Art.  77).  Bei  einer 
Eheschliessung  „in  articulo  mortis''  kann  die  Benachrichtigung  des  Civil- 
Standsbeamten  vor  der  Eheschliessung  zu  jeder  Zeit  und  in  beliebiger 
Form  erfolgen,  und  die  Strafen  der  Unterlassung  treten  nicht  ein,  wenn 
die  rechtzeitige  Benachrichtigung  unmöglich  war.  In  jedem  Falle  aber 
muss  die  Ehe,  damit  ihre  bürgerlichen  Wirkungen  schon  vom  Zeitpunkte 
der  kirchlichen  Feier  beginnen,  innerhalb  der  nächsten  zehn  Tage  in  das 
Eegister  eingetragen  werden  (Art.  78).  Die  geheime  kirchliche  Ehe 
(Gewissensehe)  unterliegt  keinen  civilrechtlichen  Förmlichkeiten  und  er- 
zeugt bürgerliche  Wirkungen  erst  durch  ihre  Veröffentlichung  mittels 
der  Eintragung  in  das  Register.  Eine  solche  Ehe  erzeugt  aber  die 
bürgerlichen  Wirkungen  schon  von  ihrer  Eingehung  an,  sofern  die  Ehe- 
schliessenden  übereinstimmend  sich  vom  Bischof,  der  die  Ermächtigung 
zum  Abschluss  der  Gewissensehe  ertheilt  hat,  eine  Ausfertigung  seiner 
geheimen  Eintragung  ertheilen  lassen  und  sie  unmittelbar  an  die  General- 
direktion des  Civilstandsregisters  ^)  senden  mit  dem  Antrage  auf  Ein- 
tragung in  ein  geheimes  Eegister;  von  da  wird  die  Eintragung  nui-  auf 
Wunsch  der  Parteien  in  das  ordentliche  Register  ihres  Wohnsitzes  über- 
tragen (Art.  79). 

b)  Die  bürgerliche  Ehe  kann  von  den  Parteien  persönlich  oder 
durch  einen  mit  Spezialvollmacht  versehenen  Beauftragten  ge- 
schlossen werden;  doch  muss  diejenige  Partei,  welche  in  dem  Bezirke  des 
amtirenden  Gemeinderichters  ihren  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthalt 
hat,  jedenfalls  zugegen  sein.  Die  Vollmacht  bleibt  gültig,  solange  dem 
Beauftragten  nicht  ihr  Widerruf  in  Form  einer  öffentlichen  Urkunde  zur 
Kenntniss  gebracht  ist  (Art.  87).  Bei  der  Eheschliessung  müssen  ausser 
den  Verlobten  oder  deren  Bevollmächtigten  zwei  volljährige,  nicht  gesetz- 
lich unfähige  Zeugen  vor  dem  Gemeinderichter  erscheinen.    Dieser  ver- 


^)  Vgl.  über  diese  Einrichtung  nachstehend  S.  421. 
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Best  die  Art.  56  und  57  des  c.  c.  (über  die  allgemeinen  Pflichten  der 
Gatten  gegen  einander),  fragt  die  Verlobten  einzeln,  ob  sie  bei  dem  Ent- 
scUnsse,  mit  einander  die  Ehe  einzugehen,  verbleiben  und  setzt,  wenn 
beide  die  Frage  bejahen,  die  Heirathsurkunde  auf,  welche  Alles  enthalten 
soll,  was  erf(MPderlich  ist,  um  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Förmlich- 
keiten festzustellen.  Die  Urkunde  ist  vom  Gemeinderichter,  von  den 
Gatten,  den  Zeugen  und  vom  Amtssekretär  zu  unterschreiben  (Art.  100). 

3.  Der  Beweis  der  Ehe  ist  für  die  vor  Erlass  des  c.  c.  geschlossenen 
Ehen  nach  dem  früheren  Eechte,  für  die  später  geschlossenen  ausschliess- 
lich durch  die  Civilstandsurkunde  zu  führen;^)  wenn  aber  Civilstands- 
register  nicht  bestanden  haben  oder  abhanden  gekommen  sind,  so  kann 
im  Streitfalle  der  Beweis  auf  jede  andere  Art  geführt  werden  (Art.  53), 
und  es  ist  insbesondere  die  Thatsache,  dass  Personen  dauernd  im  Ver- 
hältnisse von  Eltern  zu  Kindern  gestanden  haben,  in  Verbindung  mit  den 
Geburtsurkunden,  welche  diese  Kinder  als  in  gesetzlicher  Ehe  geboren 
ausweisen,  als  hinreichender  Beweis  der  Ehe  der  Eltern  anzusehen,  so- 
fern nicht  etwa  bewiesen  wird,  dass  einer  von  ihnen  schon  vorher  ver- 
heirathet  war  (Art.  64). 


§4- 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Ehe  erzeugt  Wirkungen  für  beide  Gatten 
gemeinsam  und  für  jeden  von  ihnen  besonders.  —  Die  Gatten  sind  ver- 
pflichtet, mit  einander  zu  leben,  sich  Treue  zu  bewahren  und  sich  wechsel- 
seitig zu  unterstützen  (Art.  56).  Der  Mann  schuldet  der  Frau  Schutz, 
die  Frau  dem  Manne  Gehorsam  (Art.  57).  Die  Frau  hat  dem  Manne 
überall  hin,  wo  er  sich  niederlassen  will,  zu  folgen;  die  Gerichte  können 
sie  aber  von  dieser  Pflicht  entbinden,  wenn  der  Mann  nach  einem  über- 
seeischen Ort  oder  ins  Ausland  verzieht  (Art.  58).  Der  Mann  ist  der 
Verwalter  des  Vermögens  der  ehelichen  Gesellschaft,  unbeschadet  ab- 
weichender Vereinbarungen  und  der  für  das  Sondergut  der  Frau  gelten- 
den Bestimmungen.  Ist  er  noch  minderjährig,  so  kann  er  ohne  die  Zu- 
stinmiung  des  Vaters,  eventuell  der  Mutter  oder  des  Vormundes  die 
Verwaltung  nicht  führen,  auch  nicht  ohne  deren  Beistand  vor  Gericht 
auftreten  und  in  keinem  Falle  ohne  ihre  Einwilligung  Darlehen  auf- 
nehmen oder  Immobilien  belasten  oder  veräussem  (Art.  59),  obwohl  im 
Uebrigen  die  Verheirathung  eines  Minderjährigen  die  Entlassung  aus  der 
elterlichen  Gewalt  zur  Folge  hat  (Art.  314,  315).    Der  Mann  ist  der 


^)  Die  Ciyilstandsregister  werden  in  Spanien  von  den  Gemeinderichtern,  im  Aas- 
lande von  den  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertretern  geführt  (Art.  326) 
Gewisse  Eintragungen  aber  erfolgen  in  ein  von  der  „Direcciön  general  de  los  Registros 
civil"  geführtes  Register,  so  z.  B.  in  dem  in  der  yorigen  Anmerkung  erwähnten  Falle. 
Vgl.  über  die  Einrichtung  des  Registers  das  Ges.  v.  17.  Juni  1870  mit  den  Abänderungen  bei 
Falcön  I  S.  815  ff.  (oben  S.  414);  speziell  über  Eintragung  der  Eheschliessungen:  Art.  66  ff. 
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gesetzliche  Vertreter  der  Frau,  die  ohne  seine  Ermächtigung  weder 
persönlich  noch  durch  einen  Bevollmächtigten  vor  Gericht  auftreten 
darf,  ausser  um  sich  in  einem  Strafverfahren  zu  vertheidigen  oder  in 
Prozessen  mit  dem  Manne  selbst  oder  in  den  Fällen,  in  denen  die  vom 
Manne  verweigerte  Ermächtigung  nach  den  Vorschriften  der  Civilprozess- 
Ordnung  vom  Richter  ergänzt  ist  (Art.  60).  Der  Mann  ist  im  Allgemeinen 
der  Verwalter  des  gemeinsamen  Vermögens  (Näheres  unter  2)  und  die 
Frau  kann  ohne  seine  Ermächtigung  oder  Vertretung  der  Regel  nach 
weder  durch  freigebige  Zuwendung  noch  unter  lästigem  Titel  etwas  er- 
werben, noch  sich  verpflichten  (Art.  59,  61),  ausser  wenn  es  sich  um 
Sachen  handelt,  die  ihrer  Natur  nach  für  den  gewöhnlichen  Familien- 
haushalt bestimmt  sind  (Art.  62);  auch  kann  sie  ohne  Einwilligung  des 
Mannes  letztwillig  verfügen  und  Rechte  und  Pflichten  hinsichtlich  der 
Person  und  des  Vermögens  der  ehelichen  oder  anerkannten  unehelichen 
Kinder,  die  sie  von  einem  anderen  Manne  hat,  ausüben  (Art.  63).  Die 
Nichtigkeit  der  ohne  die  erforderliche  Ermächtigung  vorgenommenen 
Rechtshandlungen  der  Frau  kann  nur  von  dem  Manne  oder  seinen  Erben 
geltend  gemacht  werden  (Art.  65,  65). 

Die  Frau  nimmt  an  den  Ehren  des  Mannes,  soweit  diese  nicht  streng 
und  ausschliesslich  persönlicher  Art  sind,  Theil  und  behält  sie,  solange 
sie  nicht  eine  neue  Ehe  eingeht  (Art.  64).  Sie  folgt  dem  Stande  und 
der  Staatsangehörigkeit  des  Mannes;  eine  Spanierin,  welche  einen  Aus- 
länder heirathet,  kann  jedoch  die  spanische  Staatsangehörigkeit  wieder- 
erlangen, wenn  sie  nach  Spanien  zurückkehrt  und  vor  dem  Civüstands- 
beamten  ihren  Willen  behufs  Eintragung  in  das  Register,  unter  Verzicht 
auf  den  Schutz  des  fremden  Staates,  kundgiebt  (Art.  22  in  Verbindung 
mit  Art.  21). 

2)  Eheliches  Güterrecht. 

a)  Gesetzliches  Güterrecht  und  Eheverträge  im  Allgemeinen 
(Contrato  sobre  bienes  con  ocasion  del  matrimonio).  Die  Gatten  können 
ihre  vermögensrechtlichen  Verhältnisse  vor  der  Eheschliessung  (durch 
capitulaciones  matrimoniales)  beliebig  regeln  ohne  andere  Einschränkung, 
als  dass  Nichts  vereinbart  werden  darf,  was  den  Gesetzen  oder  den  guten 
Sitten  widerstreitet  oder  was  die  einem  jeden  von  ihnen  gegenüber  dem 
anderen  innerhalb  der  Familie  zukommende  Stellung  beeinträchtigt 
(Art.  1315,  1316).  Nichtig  sind  auch  Vertragsbestimmungen,  die  nur 
allgemein  festsetzen,  dass  die  Gatten  sich  den  „fueros"  (Lokalrechten) 
und  dem  provinziellen  Gewohnheitsrechte  und  nicht  den  Bestimmungen 
des  c.  c.  unterwerfen  (1317).^)  Beim  Mangel  eines  Vertrags  über  das 
eheliche  Güterrecht  gilt  die  Ehe  als  unter  dem  Güterstande  der  gesetz- 
lichen Errungenschaftsgemeinschaft  geschlossen  (Art.  1315  Abs.  2;  siehe 
unten  c).  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Ehevertrag  von  einem  Minder- 
jährigen ohne  Mitwirkung  derjenigen  Personen,  deren  Einwilligung  er 


^)  Ueber  die  Geltung  solcher  örtlichen  Sonderrechte,  denen  gegenüber  der  c.  c. 
für  das  eheliche  Güterrecht  nur  subsidiär  in  Betracht  kommt,  siehe  hier  Einleitung  S.  413. 
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zur  Eheschliessung  bedarf,  geschlossen  ist  (Art.  1318).  Der  Ehevertrag 
oder  Aenderungen  desselben  müssen  vor  der  Eheschliessung  vereinbart 
und  durch  eine  öffentliche  Urkunde  festgestellt  werden;  nach  der  Ehe- 
schliessung sind  Aenderungen  nicht  zulässig  (Art.  1319 — 1321).  Wenn 
das  Vermögen  beider  Eheleute  zusammen  keine  Immobilien  umfasst  und 
nicht  mehr  als  2500  Pesetas  beträgt,  auch  ein  Notar  sich  in  der  Gemeinde 
ihres  Aufenthaltsortes  nicht  befindet,  so  können  die  Abmachungen  vor 
dem  Sekretär  des  Gemeinderaths  (des  Ayuntamiento)  und  zwei  Zeugen 
getroffen  werden;  die  Urschrift  wird  im  Gemeindearchiv  aufbewahrt. 
Sobald  aber  unbewegliches  Gut,  gleichviel  von  welchem  Werthe,  zum 
Vermögen  gehört  oder  sonst  vom  Vertrage  betroffen  wird,  muss  dieser 
vor  einem  Notar  in  öffentlicher  Urkunde  geschlossen  werden  (Art.  1324). 

b)  Dotalrecht.  Das  Heirathsgut  (la  dote)  besteht  aus  allen  Ver- 
mögensstücken und  Kechten,  welche  die  Frau  unter  diesem  Titel  bei  der 
Eheschliessung  einbringt,  f  emer  aus  dem,  was  sie  während  der  Ehe  durch 
Schenkung,  Erbschaft  oder  Vermächtniss  als  Dotalgut  erwirbt  (Art.  1336), 
endlich  aus  dem,  was  durch  Tausch  oder  Hingabe  an  Zahlungsstatt  gegen 
Dotalgut  oder  durch  Kauf  auf  Kosten  des  Dotalguts  erworben  wird 
(Art.  1337).  Das  Heirathsgut  kann  zu  Gunsten  der  Frau  vor  oder  nach 
der  Eheschliessung  von  Eltern,  Verwandten  oder  Fremden  bestellt  werden, 
von  einem  Gatten  zu  Gunsten  des  andern  dagegen  nur  vor  der  Ehe- 
schliessung  (Art.  1338).  Die  Bestellung  vor  der  Ehe  steht  unter  den 
Regeln  von  der  Schenkung  im  Hinblick  auf  die  Ehe  (unten  e),  die  Be- 
stellung während  der  Ehe  unter  den  Regeln  von  der  gewöhnlichen 
Schenkung  (Art.  1339).^)  Eltem  sind  verpflichtet,  ihren  ehelichen 
Töchtern,  sofern  diese  sich  nicht  ohne  ihre  erforderliche  Einwilligung 
verheii^athet  haben,  ein  Heirathsgut  zu  geben  (Art.  1340).  Diese  Pflicht- 
mitgift soll  die  Hälfte  des  genau  geschätzten  Pflichttheils  betragen;^) 
hat  die  Tochter  eigenes  Vermögen  in  diesem  Werthsbetrage,  so  entfällt 
jene  Verpflichtung,  und  sie  beschränkt  sich  nur  auf  eine  Ergänzung, 
sofern  das  eigene  Vermögen  jenen  Betrag  nicht  erreicht  (Art.  1341). 
Die  Verpflichtung  kann  durch  Hingabe  des  Heirathsguts  selbst  oder 
durch  Gewährung  einer  jährlichen  Rente  aus  seinen  Erträgen  erfüllt 
werden  (Art.  1382). 

Das  Heirathsgut  kann  abgeschätzt  oder  nicht  abgeschätzt  gegeben 
werden.  Die  dos  aestimata  geht  in  das  Eigenthum  des  Mannes  über,  an 
der  dos  inaestimata  verbleibt  der  Frau  das  Eigenthum.  Im  ersteren  Falle 
hat  der  Mann  den  Schätzungswerth  durch  eine  auf  seine  Immobilien 
einzutragende  Hypothek  sicherzustellen  (Art.  1346 — 1352);  beim  Mangel 


*)  üeber  Schenkangen  im  Allgemeinen:  Art.  618 — 658. 

')  Aehnlich  wie  im  französischen  Kechte  (code  civil  Art.  913  £f.)  besteht  nach  dem 
spanischen  Gesetzbuch  eine  Beschränkung  der  Verfügungsbefugniss  zu  Gunsten  der 
Notherben,  zu  denen  auch  die  Kinder  gehören.  Zwei  Drittel  des  Vermögens  der  Eltern 
sind  den  ehelichen  Abkömmlingen  vorbehalten,  also  im  Allgemeinen  der  Verfügung  der 
Eltern  entzogen;  doch  dürfen  sie  über  eines  dieser  zwei  Drittel  verfügen,  um  dem 
einen  oder  anderen  Abkömmling  etwas  vorweg  zuzuwenden  (Art.  806 — 808). 
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hinreichender  Sicherheit  sind  öffentliche  Schuldverschreibnngen  oder 
börsengängige  Werthpapiere,  welche  zum  Heirathsgnte  gehören,  bei  einer 
öffentlichen  Hinterlegongsstelle  anl  den  Namen  der  Frau  zu  hinterlegen 

(Art.  1356).0 

Der  Mann  ist  Verwalter  und  Niessbrancher  des  nicht  geschätzten 
Heirathsguts  und  hat  im  Allgemeinen  die  dem  entsprechenden  ßechte 
und  Pflichten  (Art.  1367).  Er  hat  indessen  nicht  die  gewöhnliche  Eautions- 
pflicht  des  Niessbrauchers,  soll  aber  das  Heirathsgut  ins  Register  eintragen 
lassen  und  hinreichende  Spezialhypothek  dafür  bestellen  (Art  1358).  Das 
Heirathsgut  haftet  ev.  für  die  von  der  Frau  oder  in  ihrem  Auftrage  mit 
Duldung  des  Mannes  für  den  gewöhnlichen  Familienbedarf  gemachten 
laufenden  Ausgaben  (Art  1362).  Gewinn  und  Verlust  trägt  die  Frau; 
der  Mann  haftet  aber  für  Fahrlässigkeit  (Art  1360).  Die  Frau  kann 
das  Heirathsgut  mit  Genehmigung  des  Mannes  und,  wenn  sie  minder- 
jährig ist,  mit  Genehmigung  des  Richters  im  Beistande  der  Eltern  (ev. 
gewisser  anderer  im  Art.  1352  bezeichneter  Personen)  veräussem  und 
belasten  (Art.  1361).  Der  Mann  kann  ohne  Zustimmung  der  Frau  die 
zum  Heirathsgnte  gehörigen  Immobilien  auf  höchstens  sechs  Jahre  ver- 
miethen  oder  verpachten  (Art  1363). 

Das  Heirathsgut  ist  der  Frau  zurückzugewähren:  wenn  die  Ehe  ge- 
löst oder  für  nichtig  erklärt  wird  oder  wenn  die  Verwaltung  in  Folge  der 
Entmündigung  des  Mannes  wegen  Verschwendung  oder  in  Folge  besonderer 
gerichtlicher  Anordnung  (Art.  1441)  auf  die  Frau  übergeht  (Art.  1365). 
Die  Rückgewähr  der  dos  aestimata  erfolgt  durch  Zahlung  des  Schätzungs- 
werthes,  den  sie  bei  der  Bestellung  hatte,  nach  Abzug  des  Antheils  der 
Frau  an  dem  den  Töchtern  gegebenen  Heirathsgute,  sowie  der  vom 
Manne  bezahlten  vorehelichen  Schulden  der  Fi'au  (Art.  1366).  Die  Im- 
mobilien der  dos  inaestimata  sind  in  dem  Zustande,  in  dem  sie  sich  be- 
finden, zurückzugewähren;  sind  sie  veräussert,  so  tritt  der  Kaufpreis  an 
die  Stelle,  soweit  nicht  damit  persönliche  Verpflichtungen  der  Frau  be- 
richtigt worden  sind  (Art  1367;  Näheres  über  die  Rechnungslegung, 
Auseinandersetzung  und  Rückgewähr:  Art  1368 — 1380). 

Paraphernalgut  (bienes  parafemales,  Sondergut)  der  Fi^au  ist 
dasjenige  Veimögen,  welches  sie  in  die  Ehe  einbringt  oder  später  er- 
wirbt, ohne  es  der  dos  zuzuschlagen  (Ai-t  1381).  Ihr  gebühren  die 
Erträgnisse  sowie  die  Verwaltung  dieses  Vermögens;  doch  kann  die 
Verwaltung  durch  notariellen  Akt  dem  Manne  übertragen  werden 
(Art.  1382—1384;  Näheres:  Art  1385—1391). 

c)  Die  Errungenschaftsgemeinschaft  (sociedad  legal  de  ganan- 
ciales)  —  das  beim  Mangel  eines  Ehevertrags  eintretende  gesetzliche 
Güterrecht  (oben  a)  —  besteht  darin,  dass  die  Eheleute  bei  der  Auf- 
lösung der  Ehe  den  während  derselben  erlangten  Gewinn  und  Erwerb 
zu  gleichen  Theilen  erhalten  (Art.  1392).    Sondergut  jedes  Gatten  bleibt, 

^)  Solche  Hinterlegungsstellen  sind:  die  Haupt-Hinterlegungskasse  nach  einem 
Dekret  v.  15.  Januar  1874  und  dem  Reglement  v.  17.  dess.  Mon.  sowie  die  Bank  Ton 
Spanien  nach  einem  Dekret  y.  24.  März  1874. 
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was  er  in  die  Ehe  einbringt  oder  während  derselben  durch  freigebige 
Zuwendung  erwirbt  und  was  mit  Mittebi  seines  Sonderguts  erworben 
wird  (Art.  1396).  Zur  Errungenschaft  dagegen  gehört:  was  in  der  Ehe 
aus  gemeinsamen  Mittehi  erworben  wird;  was  durch  Erwerbsthätigkeit 
eines  oder  beider  Gatten  gewonnen  wird;  Erträgnisse  aller  Art  vom 
Gemeingute  wie  vom  Sondergute  der  Gatten  (Art.  1401).  Haushaltungs- 
gegenstände werden  zum  Gemeingute  gerechnet,  sofern  nicht  bewiesen 
wird,  dass  sie  Sondergut  des  Mannes  oder  der  Frau  sind  (Art.  1407). 

Dem  Gemeingute  fallen  zur  Last:  Schulden  und  Verpflichtungen,  welche 
der  Mann  während  der  Ehe  eingeht,  sowie  die  Schulden  und  Verpflichtungen 
der  Frau  in  Fällen,  in  denen  sie  nach  dem  Gesetze  das  gemeinsame  Ver- 
mögen verpflichten  kann;  die  während  der  Ehe  fällig  werdenden  Schulden- 
zinsen aus  Verpflichtungen,  für  welche,  sei  es  das  Sondergut  der  Gatten 
oder  die  Errungenschaft  haftet;  kleine  Wiederherstellungskosten  sowie 
die  Erhaltungskosten,  welche  auf  das  Sondergut  verwendet  werden;  grosse 
wie  kleine  Wiederherstellungskosten  füi*  das  Gemeingut;  der  Unterhalt 
der  Familie  sowie  die  Erziehung  der  gemeinsamen  Sander  und  der  ehe- 
lichen Kinder  jedes  der  beiden  Gatten  (Art.  1408);  endlich  was  den 
gemeinsamen  Kindern  zur  Begründung  ihrer  Selbständigkeit  gegeben  oder 
versprochen  worden  ist,  sei  es  vom  Manne  allein,  sei  es  von  beiden  Gatten, 
sofern  hierbei  nicht  vereinbart  ist,  dass  diese  Last  ganz  oder  zum  Theil 
aus  dem  Sondergut  eines  Gatten  bestritten  werden  soll  (Art.  1409). 

Der  ErrungensQhaft  fallen  nicht  zur  Last:  die  vorehelichen  Schulden 
eines  Gatten  und  die  ihn  treffenden  Geldstrafen  aller  Art  (Art.  1410). 

Der  Mann  verwaltet  das  Gemeingut  (Art.  1412)  und  ist  zu  Ver- 
äusserungen  und  Verpfändungen  durch  lästiges  Eechtsgeschäft  ohne  Zu- 
stimmung der  Frau  befugt;  doch  dürfen  solche  Eechtshandlungen,  wenn 
sie  vom  Manne  gesetzwidrig  oder  in  der  Absicht,  die  Frau  zu  benach- 
theiligen,  vorgenommen  sind,  ihr  und  ihren  Erben  nicht  entgegengehalten 
werden  (Art.  1413).  Dui'ch  Testament  kann  der  Mann  nur  über  die 
Hälfte  der  Errungenschaft  verfügen  (Art.  1414).  Er  kann  mit  Mitteln 
des  Gemeinguts  die  gemeinsamen  Kinder  ausstatten,  auch  massige  Aus- 
gaben für  Werke  der  Mildthätigkeit  oder  Frömmigkeit  machen,  ohne 
jedoch  sich  den  Niessbrauch  davon  vorzubehalten  (Art.  1415).  —  Die 
Frau  kann  ohne  Ermächtigung  des  Mannes  das  Gemeingut  nicht  ver- 
pflichten, ausser  für  den  laufenden,  gewöhnlichen  Bedarf  der  Familie  und 
in  den  Fällen,  in  denen  die  Verwaltung  ihr  gerichtlich  übertragen  wird 
(Art.  1416). 

Die  Gemeinschaft  endet  durch  Auflösung  oder  Nichtigerklärung  der 
Ehe,  sowie  durch  Gütertrennung;  der  Gatte,  welcher,  da  er  den  Nichtigkeits- 
grund kannte,  die  Nichtigerklärung  der  Ehe  verschuldet  hat,  verliert 
seinen  Antheil  an  der  Errungenschaft  (Art.  1417). 

Nach  Auflösung  der  Gemeinschaft  erfolgt  die  Inventarisirung,  die 
Aussonderung  des  Heirathsguts  der  Frau  und  des  sonstigen  Sonderguts, 
die  Bezahlung  der  Schulden  und  die  Theilung  des  ßeinergebnisses  der 
Errungenschaft  zur  Hälfte  (Art.  1418—1431). 
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d)  Gütertrennung  (separaciön  de  los  bienes).  Die  Gütertrennung 
kann  durch  Ehevertrag  vereinbart  werden.  Ausserdem  tritt  sie  in  ge- 
wissen Fällen  kraft  Gesetzes  ein  (siehe  oben  S.  416).  Endlich  kann  sie 
durch  richterliches  TJrtheil  ausgesprochen  werden  (Art.  1432).  Jeder 
Gatte  kann  auf  Gütertrennung  klagen,  wenn  der  andere  zu  einer  Strafe, 
welche  die  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte  zur  Folge  hat,  verurtheilt 
oder  für  verschollen  erklärt  ist,  oder  Anlass  zur  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  gegeben  hat  (Art.  1433).  Sobald  die  Gütertrennung  ausgesprochen 
ist,  endet  die  Errungenschaftsgemeinschaft  und  erfolgt  die  Liquidation 
(oben  unter  c);  doch  schulden  die  Gatten  nach  Verhältniss  ihres  Ver- 
mögens einander  Unterhalt,  ebenso  ihren  Kindern  Unterhalt  und  Erziehung 
(Art.  1434). 

Das  gesetzliche  Verwaltungsrecht  des  Mannes  besteht,  sofern  die 
Gütertrennung  auf  seine  Klage  ausgesprochen  ist;  aber  die  Frau  hat 
keinen  Antheil  an  der  späteren  Errungenschaft,  und  die  Eechte  und 
Pflichten  des  Mannes  bestimmen  sich  nach  den  für  die  dos  geltenden 
Vorschriften  (Ai-t.  1436).  Wenn  hingegen  die  Gütertrennung  auf  Betreiben 
der  Frau  ausgesprochen  ist,  so  kommt  es  auf  den  Grund  an:  im  Falle 
des  Verlustes  der  Ehrenrechte  des  Mannes  geht  die  Verwaltung  nebst 
dem  Recht  auf  die  künftige  Errungenschaft  auf  die  Frau  über;  im  Falle 
der  Verschollenheitserklärung  oder  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in 
Folge  Verschuldens  des  Mannes  erhält  die  Frau  ihr  Heirathsgut  und  was 
ihi'  sonst  auf  Grund  der  Auseinandersetzung  zukommt,  zur  eigenen  Ver- 
waltung (Art.  1436). 

Endet  die  Gütertrennung,  weil  die  von  Tisch  und  Bett  getrennten 
Gatten  sich  ausgesöhnt  haben  oder  weil  sonst  der  Grund  der  Güter- 
trennung weggefallen  ist,  so  tritt  das  vorher  in  Geltung  gewesene  Güter- 
recht wieder  in  Kraft,  unbeschadet  der  inzwischen  gesetzlich  vollzogenen 
Rechtshandlungen  (Art.  1439). 

e)  Schenkungen  aus  Anlass  der  Ehe  (donaciones  por  raz6n  de 
matrimonio),  d.  h.  solche,  welche  vor  der  Eheschliessung  im  Hinblick 
auf  die  einzugehende  Ehe  zu  Gunsten  eines  Gatten  gemacht  werden 
(Art.  1327),  unterliegen  den  allgemeinen  Regeln  für  Schenkungen  (vgl. 
Art.  618 ff.)  mit  folgenden  Besonderheiten  (Art.  1328):  Minderjährige 
können  solche  Schenkungen  durch  Ehevertrag  machen  oder  annehmen, 
sofern  sie  dazu  von  den  Personen,  welche  ihrer  Verheirathung  zustinmien 
müssen,  ermächtigt  sind  (Art.  1329).  Einer  Annahme  der  Schenkung 
bedarf  es  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  (Art.  1330).  Die  künftigen  Gatten 
können  sich  durch  Ehevertrag  nicht  mehr  als  den  zehnten  Theil  ihres 
dermaligen  Vermögens  schenken;  über  das  künftige  Vermögen  können  sie 
nur  für  den  Todesfall  und  in  dem  für  letztwillige  Verfügungen  vor- 
gesehenen Masse  verfügen  (Art.  1331).  Eine  Schenkung  im  Hinblick 
auf  die  Ehe  ist  nur  widerruflich:  wenn  die  beigefügte  Bedingung  ausfällt; 
wenn  es  nicht  zur  Ehesclüiessung  kommt;  wenn  die  Ehe  ohne  die  Ein- 
willigung derjenigen  Personen,  die  eine  solche  geben  mussten,  geschlossen 
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oder  wenn  die  Ehe  für  nichtig  erklärt  ist  und  von  einem  Gatten  mit 
Eenntniss  des  Nichtigkeitsgrandes  geschlossen  war  (Art.  1333). 

Schenkungen  unter  Gatten  während  der  Ehe  sind  nichtig,  ab* 
gesehen  von  geringfügigen  Geschenken  aus  Anlass  von  Familienfesten 
(Art.  1334).  Auch  Schenkungen  eines  Gatten  an  die  Kinder  des  anderen 
aus  einer  früheren  Ehe  oder  an  Personen,  deren  muthmasslicher  Erbe 
der  andere  Gatte  ist,  sind  nichtig  (Art.  1335). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Die  Ehe 
hat  die  Legitimation  der  vor  der  Ehe  geborenen  Kinder  der  Ehegatten 
zur  Folge,  sofern  die  Eltern  sich  —  sei  es  mit  oder  ohne  Dispens  — 
heirathen  durften  und  sofern  sie  die  Kinder  vor  oder  nach  der  Eheschliessung 
anerkannt  haben  (Art.  119 — 121).  Legitimirte  Kinder  gemessen  vom  Tage 
der  Eheschliessung  ab  die  Rechte  ehelicher  Kinder  (Art.  122,  123). 

Eltern  und  Kinder  sind  einander  zur  Gewährung  von  Unterhalt 
verpflichtet  (Art.  143).  Dieser  umfasst  Alles,  was,  unter  Berücksichtigung 
der  gesellschaftlichen  Stellung  der  Familie  füi*  die  Ernährung,  Wohnung, 
Beeidung,  ärztliche  Behandlung  und,  wenn  der  Berechtigte  minderjährig 
ist,  auch  für  seine  Erziehung  und  Ausbildung  erforderlich  ist  (Art.  142; 
Art.  114,  155).  Bei  der  Bemessung  der  Alimente  ist  auf  das  Vermögen 
und  Einkommen  des  Verpflichteten  einerseits  und  auf  die  Bedürftigkeit 
des  Berechtigten  andererseits  Rücksicht  zu  nehmen  (Art.  146).  Dem- 
gemäss  kann  auch  bei  einer  Veränderung  der  Verhältnisse  eine  ent- 
sprechende Erhöhung  oder  Herabsetzung  des  Masses  stattfinden  (Art.  147). 

Der  Vater  und  eventuell  die  Mutter  haben  die  elterliche  Gewalt 
über  die  nicht  emanzipii-ten  Kinder  (Art.  154).  Diese  Gewalt  schliesst 
die  Pflicht  zur  Ernährung,  Beaufsichtigung,  Erziehung  und  Ausbildung, 
sowie  das  Zuchtrecht,  auch  ein  massiges  Züchtigungsrecht  ein  (Art.  155; 
Näheres:  Art.  156 — 158).  Der  Vater  oder  die  Mutter  sind  kraft  der 
elterlichen  Gewalt  die  gesetzlichen  Verwalter  des  Vermögens  der  Kinder 
(Art.  159).  Solange  diese  im  Hause  sind,  haben  der  Vater  oder  die 
Mutter  auch  den  Niessbrauch  am  Erwerbe  des  Kindes  aus  Arbeit,  gewerb- 
licher Thätigkeit  oder  freigebigen  Zuwendungen;  wenn  aber  das  Kind 
mit  Zustimmung  des  Vaters  selbständig  lebt,  so  gilt  es  in  Bezug  auf  sein 
Vermögen  als  emanzipirt  und  hat  fi-eie  Verfügung,  Nutzniessung  und  Ver- 
waltung (Art.  160).  An  dem,  was  dem  Kinde  zum  Zwecke  seiner  Er- 
ziehung und  Ausbildung  geschenkt  oder  vermacht  wird,  steht  ihm  selbst 
der  Niessbrauch,  dem  Vater  oder  der  Mutter  aber,  sofern  bei  der  Zu- 
wendung nicht  Abweichendes  bestimmt  ist,  die  Verwaltung  zu  (Art.  162). 


§5. 

E.  Ungültigkeit  der  Ehe. 

1.  Nichtigkeitsgründe  und  ihre  Geltendmachung.  —  Die 
Frage  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  ist  besonders  zu  be- 
handeln, je  nachdem  die  Ehe  eine  kirchliche  oder  eine  bürgerliche  ist 
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1.  Bezüglich  der  kirchlichen  Ehe  enthält  der  c.  c.  in  dieser  Hin- 
sicht fast  gar  keine  Vorschriften,  da  er  bezüglich  der  Erfordernisse  dieser 
Ehe  aof  das  kanonische  Recht  yerweist,  so  dass  sich  hiemach  auch  die 
Folge  eines  Mangels  bestimmt  (oben  S.  417).  Nach  kanomschem  Rechte 
unterliegt  der  Nichtigerklärong  eine  Ehe,  welche  beim  Obwalten 
eines  trennenden  Ehehindemisses  ohne  Dispens  geschlossen  ist  Von 
einer  besonderen  kirchenrechtlichen  Art  der  Anfhebong  einer  Ehe  (di- 
vorcio  en  cuanto  al  vinculo)  wird  weiterhin  die  Rede  sein  (unter  F 
S.  429  ff.).  Hinsichtlich  des  Verfahrens  giebt  der  c.  c.  einzelne  Be- 
stimmungen (Art.  80  bis  82;  siehe  unter  G  S.  4311). 

n.  Eine  bügerUche  Ehe  ist  nichtig  (101  Ziff.  1—4): 
wenn  sie  beim  Obwalten  eines  in  Art.  83  und  84  bezeichneten  Ehe- 
hindernisses  (oben  S.  417)  ohne  Dispens  geschlossen  ist; 

wenn  sie  im  Irrthum  über  die  Person  (error  en  la  persona)  ge- 
schlossen oder  durch  Gewalt  erzwungen  oder  in  einer  die  Freiheit  der 
Willenserklärung  ausschliessenden  Furcht  eingegangen  ist;^) 

wenn  sie  von  dem  Entführer  mit  der  noch  in  seiner  Gewalt  be- 
findlichen Entführten  geschlossen  ist; 

wenn  sie  nicht  vor  dem  zuständigen  oder  vor  dem  gehörig  er- 
mächtigten Gemeinderichter  oder  ohne  die  Anwesenheit  der  nach 
Art  100  zuzuziehenden  Zeugen  geschlossen  ist. 

Die  Klage  auf  Nichtigerklärung  steht  im  Allgemeinen  den  Gatten, 
dem  Staatsanwalt  und  Jedem,  der  ein  Interesse  daran  hat,  zu;  in  den 
Fällen  der  Entführung,  des  Irrthums  und  des  Zwanges  aber  steht  die  Klage 
nur  dem  davon  betroffenen  Gatten  und  im  Falle  des  physischen  Un- 
vermögens nur  jedem  der  beiden  Gatten  und  den  an  der  Ungültigkeit 
interessirten  Personen  zu.  Das  Klagerecht  erlischt,  wenn  die  Gatten 
sechs  Monate  seit  der  Entdeckung  des  Irrthums  oder,  in  den  Fällen  des 
Zwanges,  der  Furcht  und  der  Entführung,  seit  der  Beseitigung  des  Hinder- 
nisses mit  einander  gelebt  haben,  ohne  dass  die  Nichtigkeitsklage  erhoben 
wurde  (Art.  102). 

2.  Wirkungen  der  Nichtigerklärung.  Hierüber  giebt  der  c.  c. 
gemeinsame  Bestimmungen  für  die  kirchliche  und  für  die  bürgerliche  Ehe 
(Art.  67  ff.).  Ist  die  Ehe  in  gutem  Glauben  geschlossen,  so  erzeugt  sie 
trotz  der  Nichtigerklämng  die  bürgerlichen  Wirkungen  einer  Ehe;  war 
nur  einer  der  Gatten  in  gutem  Glauben,  so  treten  diese  Wirkungen  nur 
für  ihn  und  die  Kinder  ein.  Die  Gutgläubigkeit  wird  bis  zum  Beweise 
des  Gegentheils  vermuthet.  Waren  beide  Gatten  in  bösem  Glauben,  so 
wirkt  die  Ehe  nur  zu  Gunsten  der  Kinder  (Art.  69). 

Nach  der  Nichtigerklärung  werden  die  Söhne  im  Alter  von  mehr 
als  drei  Jahren  dem  Vater,  die  Töchter  der  Mutter  zur  Obhut  überlassen, 
sofern  beide  Gatten  gutgläubig  waren;  war  nur  ein  Theil  gutgläubig,  so 


^)  Dass  auch  Geisteskrankheit,  insofern  sie  die  Freiheit  der  Willenserklärung 
ausschliesst,  ein  Grund  der  Nichtigkeit  der  Ehe  ist,  ist  selbstverständlich.  Vgl.  Falcon  I, 
Vorbem.  zu  Art.  101  ff.,  S.  122,  123  (oben  S.  414). 
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erhält  dieser  Obhut  und  Gewalt  über  die  Kinder  beiderlei  Geschlechts. 
Insoweit  können  die  Eltern  durch  üebereinkunft  die  Fürsorge  anders 
regeln.  Waren  beide  schlechtgläubig,  so  werden  die  Kinder  einem  Vor- 
mund übergeben.  In  allen  Fällen  bleiben  Kinder,  sofern  das  Urtheil 
nicht  anders  verfügt,  bis  zum  vollendeten  dritten  Lebensjahre  unter  der 
Obhut  der  Mutter  (Art.  70,  71). 

Auf  das  Vermögen  der  Gatten  wirkt  die  Vollstreckung  der  Nichtig- 
erklärung wie  die  Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod.  Der  schlechtgläubige 
Gatte  aber  verliert  seinen  Antheil  an  der  Errungenschaft;  waren  beide 
in  bösem  Glauben,  so  hebt  sich  diese  Wirkung  auf  der  einen  und  auf 
der  anderen  Seite  auf  (Art.  72  und  1417  Abs.  2). 

§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von 

Tisch  und  Bett. 

L  Zulässigkeit  und  Gründe.  —  Eine  gültige  Ehe  wird  nur  durch 
den  Tod  eines  Gatten  gelöst  (Art.  52).^)  Im  üebrigen  ist  die  Ehe  so- 
wohl nach  dem  für  die  kirchliche  Ehe  geltenden  kanonischen  Recht,  als 
nach  dem  für  die  bürgerliche  Ehe  massgebenden  c.  c.  unauflöslich. 
Nur  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  nicht  aber  eine  Ehe 
Scheidung  dem  Bande  nach  ist  zulässig. 

1.  Indessen  sind  nach  kanonischem  Rechte,  gemäss  der  Lehre 
der  spanischen  Autoren,  drei  Arten  einer  Ehetrennung  (divorcio)  zu 
unterscheiden,  deren  Wirkungen  mehr  oder  minder  umfassend  sind  und 
welche  theils  der  eigentlichen  Ehescheidung,  theils  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  im  Sinne  anderer  Gesetzgebungen  entsprechen.*) 

a)  Eine  Scheidung  dem  Bande  nach  (divorcio  en  cuanto  al 
vinculo),  welche  jedem  der  beiden,  in  einer  gültigen  Ehe  vereinigten 
Gatten  die  volle  Freiheit,  eine  neue  Ehe  zu  schliessen,  giebt,  kann  so- 
wohl bei  einer  (fleischlich)  vollzogenen,  als  auch  bei  einer  nicht  voll- 
zogenen Ehe  eintreten,  und  zwar:  bei  einer  noch  nicht  vollzogenen  Ehe, 
wenn  ein  Gatte  das  Klostergelübde  in  einem  vom  päpstlichen  Stuhle 
genehmigten  geistlichen  Orden  ablegt,  sowie  ferner  auf  Grund  eines  vom 
Papste  bewilligten  Dispenses;  bei  einer  bereits  vollzogenen  Ehe  aber  nur, 
wenn  von  zwei  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  oder  ihres  Religions- 
bekenntnisses verheiratheten  Ketzern  (Häretikern)  oder  Heiden  der  eine 

^)  Eine  Yermuthang  des  Todes  kann  im  Falle  der  YerschoUenheit  30  Jahre 
nach  der  letzten  Nachricht  oder  80  Jahre  nach  der  Geburt  der  betreffenden  Person 
durch  richterliches  Urtheil  festgestellt  werden  (Art.  191  ff.).  Für  den  zurückgebliebenen 
Gatten  wird  dadurch  die  Befugniss  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  begründet,  sofern 
die  bisherige  Ehe  eine  Civilehe,  nicht  auch,  sofern  sie  eine  katholisch-kirchliche  war. 
VgL  Falcon,  Vorbem.  zu  Art.  181  ff.  Bd.  I  S.  210. 

*)  Vgl.  Lehr,  l^lements  I  S.  83  und  die  dort  citirten:  Serna  y  Montalban, 
Elementos  del  derecho  civil  etc.  (Madrid  1877)  I  S.  112ff.  und  S.  del  Viso,  Lecciones 
elementales  de  derecho  ciyil  (Valencia  1868—1870)  I  S.  120. 
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zur  katholischen  Religion  tibertritt  und  der  andere  entweder  die  Fort- 
setzung des  ehelichen  Lebens  vei-weigert  oder  aber  den  katholischen 
Gatten  quält  und  von  seinem  neuen  Glauben  abzuwenden  bestrebt  ist 
Wai'en  beide  Gatten  katholisch  und  ist  einer  von  ihnen  dieser  Religion 
untreu  geworden,  so  hat  der  andere  nicht  eine  gleiche  Befugniss,  die  voll- 
ständige Lösung  der  Ehe  zu  fordern,  sondern  kann  nur,  wenn  er  meint, 
dass  sein  Glaube  in  Gefahr  sei,  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  klagen. 

b)  Die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  (divorcio  en 
cuanto  a  la  cohabitacion),  welche  die  Gatten  von  der  Verpflichtung  zur 
ehelichen  Beiwohnung  und  zum  Zusammenleben  befreit,  kann  erfolgen: 

wenn  beide  Gatten  nach  fibereinstimmender  Entschliessung  in  ein 
Ordenskloster  eintreten,  oder  wenn  dies  einer  mit  Zustimmung  des 
andern  thut; 

wenn  ein  Gatte  sich  der  Ketzerei  oder  des  Abfalls  vom  Glauben 
schuldig  macht; 

wegen  Handlungen  eines  Gatten,  welche  den  andern  zur  Sünde  ver- 
leiten könnten; 

wegen  Ehebruchs  eines  Gatten,  sofern  nicht  die  Umstände  eine 
Schuld  ausschliessen  oder  sofern  nicht  die  Gatten  sich  ausgesöhnt  oder 
beide  sich  des  gleichen  Vergehens  schuldig  gemacht  haben; 

wegen  Misshandlungen,  Gewaltthätigkeiten,  Bezeugung  von  Hass,  sei 
es  durch  Drohungen  und  Ehrenkränkungen,  sei  es  durch  Lebensnach- 
stellungen. 

c)  Die  Trennung  vom  Bette  (divorcio  en  cuanto  al  talamo),  welche 
nur  von  der  Leistung  der  ehelichen  Pflicht,  nicht  aber  von  der  Ver- 
pflichtung zum  Zusammenwohnen  befreit,  kann  sowohl  auf  Grund  eines 
Uebereinkommens  der  Parteien,  als  auch  auf  einseitigen  Antrag  erfolgen. 

2.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  bezeichnet  gleichfalls  als 
„divorcio"  eine  Lockerung  des  ehelichen  Bandes  nach  Art  der  in  anderen 
Gesetzgebungen  vorkommenden  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
(„s6paration  de  coi-ps"  des  französischen  Rechtes).  Sie  hat  nach  Art.  104 
nur  die  Aufhebung  des  gemeinsamen  Lebens  der  Gatten  zui*  Folge.  Nur 
der  unschuldige  Gatte  kann  auf  Trennung  klagen  (Art  106),  und  zwar 
aus  folgenden  Gründen  (Art.  105  Ziff.  1—6): 

wegen  Ehebruchs  der  Frau  in  allen  FäUen  und  wegen  Ehebruchs 
des  Mannes,  sofern  sich  daraus  ein  öffentliches  Aergemiss  oder  die  Ver- 
achtung der  Frau  ergiebt  (cuan  de  resulte  escändalo  püblico  o  meno- 
sprecio  de  la  mujer); 

wegen  Misshandlungen  oder  schwerer  Kränkungen  (malos  trata- 
mientos  6  injurias  graves); 

wegen  gewaltsamen  Versuchs  (violencia  ejercida)  des  Mannes,  die 
Frau  zur  Aenderung  ihres  Religionsbekenntnisses  zu  veranlassen; 

wegen  des  Ansinnens  des  Mannes,  dass  die  Frau  sich  der  Unzucht 
ergebe; 
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wegen  Bemühnngen  eines  Gatten,  die  Söhne  sittlich  zu  ver- 
derben oder  die  Töchter  zur  Unzucht  zu  führen  oder  auch  blosse 
Nachsicht  gegen  solches  Verhalten; 

wegen  Verurth eilung  eines  Gatten  zur  Kettenstrafe  (cadena)  oder 
zu  lebenslänglicher  Einschliessung. 

n.  Wirkungen  der  Trennung.  In  Bezug  auf  das  eheliche  Ver- 
h&ltniss  der  Gatten  bestimmt  sich  die  Tragweite  des  Trennungsurtheils 
des  geistlichen  oder  bürgerlichen  Gerichts  nach  Vorstehendem  (zu  1  u.  2); 
die  Tragweite  ist  also  insbesondere  bei  der  Trennung  der  kirchlichen  Ehe 
je  nach  dem  Grunde  und  dem  Inhalte  des  Urtheils  verschieden  (zu  1  a — c). 
Abgesehen  hiervon  bestimmt  der  c.  c.  für  beide  Arten  von  Ehen  gemein- 
sam, dass  das  Trennungsurtheil  folgende  Wirkungen  hat  (Art.  73): 

1.  Die  Trennung  der  Gatten. 

2.  Die  Belassung  oder  Unterbringung  der  Kinder  bei  dem  unschuldigen 
Gatten,  unter  dessen  Gewalt  und  Schutz.  Sind  beide  Gatten  schuldig, 
so  sind  die  Kinder  einem  Vormunde  zu  übergeben;  doch  behält  die  Frau 
die  Obhut  über  die  Kinder  bis  zu  ihrem  vollendeten  dritten  Lebensjahre, 
sofern  das  Urtheil  nicht  anders  verfügt.  Beim  Tode  des  unschuldigen 
Gatten  erlangt  der  andere  die  elterliche  Gewalt  und  alle  seine  Rechte 
wieder,  wenn  der  Grund  der  Trennung  Ehebruch,  Gewaltthätigkeit  oder 
Kränkung  war.  Der  Verlust  der  elterlichen  Gewalt  befreit  den  schuldigen 
Gatten  nicht  von  seinen  Verpflichtungen  gegen  die  Kinder. 

3.  Der  schuldige  Gatte  verliert  alle  Vortheile,  welche  ihm  der  un- 
schuldige oder  ein  Dritter  mit  Rücksicht  auf  den  unschuldigen  Gatten 
zugewendet  oder  versprochen  hat,  während  dieser  die  ihm  bereits  zu- 
gewendeten oder  den  Anspruch  auf  die  ihm  versprochenen  Vortheile 
behält. 

4.  Das  gemeinsame  Vermögen  wird  getheilt  und  der  schuldige  Mann 
verliert  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Frau. 

5.  Der  unschuldige  Mann  hingegen  behält  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens der  Frau,  und  diese  hat  nur  noch  Anspruch  auf  Unterhalt. 

m.  Die  Aussöhnung  der  Gatten  beendet  den  Trennungsprozess 
und  bringt,  wenn  das  Urtheil  schon  ergangen  war,  dessen  Wirkung  für 
die  Zukunft  in  Wegfall;  doch  sollen  die  Gatten  ihre  Aussöhnung  zur 
Kenntniss  des  Gerichts  bringen,  welches  mit  der  Sache  befasst  ist  oder 
das  Urtheil  gefällt  hat.  In  Bezug  auf  die  Kinder  bleibt  dennoch  das 
Urtheil  wirksam,  wenn  es  auf  Bemühungen  zur  Verführung  der  Kinder 
zur  Unsittlichkeit  gegründet  ist.  Bleiben  in  diesem  Falle  die  Kinder  in 
der  väterlichen  Gewalt,  so  hat  das  Gericht  Massregeln  zu  ihrem  Schutze 
vor  Verderbniss  zu  treffen  (Art  74). 

§  7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Zuständig  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  von  Prozessen  be- 
treffend Nichtigerklärung  oder  Trennung  der  Ehe  sind,  wenn  es  sich  um 
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eine  kirchliche  Ehe  handelt,  die  geistlichen  Gerichte  (Art  80).  Das 
Verfahren  richtet  sich  nach  dem  kanonischen  Rechte.  Das  rechtskräftige 
Urtheil  ist  aber  in  das  Civilstandsregister  einzutragen  und  dem  ordent- 
lichen Gerichte  vorzulegen,  um  die  Vollziehung  des  ürtheils  hinsichtlich 
seiner  bürgerlichen  Wirkungen  zu  erlangen  (Art.  82).  Handelt  es  sich 
um  eine  bürgerliche  Ehe,  so  sind  die  ordentlichen  Civilgerichte  zu- 
ständig (Art.  103).^)  Diese  sind  auch,  gleichviel,  ob  eine  kiixhliche  oder 
eine  bürgerliche  Ehe  in  Frage  steht,  zuständig  zur  Entscheidung  über 
die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Nichtigerklärung  und  der  Trennung,  so- 
wie über  die  während  des  Prozesses  zu  treffenden  einstweiligen  Ver- 
fügungen (Art.  67,  81,  103).  Bezüglich  dieser  bestimmt  das  Gesetz, 
dass  nach  der  Zulassung  der  Klage  folgende  Massnahmen  für  die  Dauer 
des  Prozesses  anzuordnen  sind:  das  Getrenntleben  der  Gatten;  Anweisung 
eines  Aufenthaltsorts  für  die  Frau  nach  den  Vorschriften  der  Civil- 
prozessordnung;  Zuweisung  der  Kinder  an  den  einen  oder  den  andern 
Gatten  oder  an  beide,  je  nach  den  Umständen;  Anweisung  des  Unter- 
halts für  die  Frau  und  die  Kinder,  sofern  sie  nicht  in  seiner  Gewalt 
sind;  Vorkehrungen,  dass  der  Mann,  gegen  den  die  Trennungs-  oder 
Nichtigkeitsklage  sich  richtet,  die  Vermögensverwaltung  nicht  zum  Schaden 
der  Frau  führe  (Art.  68,  103). 

§8. 

H.   Internationales   Privatrecht;   Eheschliessimg 
im  Auslande  vor  Eonsulatsbeamten. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält  u.  a.  folgende  Vorschriften  all- 
gemeiner Natur: 

Art.  8:  „Die  Strafgesetze,  die  Gesetze  der  Polizei  und  öffentlichen 
Sicherheit  sind  für  alle,  welche  auf  spanischem  Gebiete  sich  aufhalten, 
verbindlich." 

Art.  9:  „Die  Gesetze,  welche  die  Rechte  und  Pflichten  der  Familie, 
den  Civilstand,  den  Stand  überhaupt  und  die  Geschäftsfähig- 
keit der  Personen  regeln,  sind  für  Spanier,  auch  wenn  sie  sich  im  Aus- 
land aufhalten,  verbindlich." 

Art.  10:  „Bewegliches  Vermögen  wird  nach  den  Gesetzen  des 
Landes  seines  Eigenthümers,  unbewegliches  Vermögen  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  dem  es  sich  befindet,  beurtheilt  ..." 

Art.  11:  „Die  Förmlichkeiten  der  Verträge,  Testamente  und  aller 
öffentlichen  Eechtsakte  bestimmen  sich  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
in  welchem  sie  aufgenommen  werden. 

Werden  solche  Akte  im  Auslande  durch  spanische  diplomatische  oder 
konsularische  Verti-eter  aufgenommen,  so  sind  bei  ihrer  Abfassung  die 
durch  die  spanischen  Gesetze  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  beachten. 


^)  Ueber  Gerichtsverfassung,  Verfahren  und  Rechismittelgang :  Leske-Loewen- 
feld,  Erechtsverfolgung  im  Internat.  Verkehr  1  S.  247  ff. 
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Ungeachtet  der  vorstehenden  Bestimmungen  und  des  Art.  10  ver- 
lieren die  auf  Personen,  ihre  Eechtshandlungen,  ihr  Vermögen  bezüg- 
lichen Verbotsgesetze,  welche  die  öffentliche  Ordnung  und  die  guten 
Sitten  zum  Gegenstande  haben,  ihre  Wirkung  nicht,  mögen  auch  andere 
Gesetze,  Urtheile,  Verfügungen  oder  Vereinbarungen  dem  Ausländer  zur 
Seite  stehen."  — 

Die  Bestimmungen  in  Art.  8,  9  und  10  des  spanischen  Gesetzes  ent- 
sprechen im  Wesentlichen  den  Vorschriften  in  Art.  3  Abs.  1,  3  und  2  des 
französischen  code  civil,  während  Art.  11  des  spanischen  Gesetzes  den 
Grundsatz  „locus  regit  actum"  mit  gewissen,  von  der  Wissenschaft  und 
Praxis  ohnehin  anerkannten  Einschränkungen  zum  Ausdruck  bringt.^) 
Es  wird  hierüber  auf  das  unter  „Frankreich"  (S.  297  ff,)  Bemerkte  ver- 
wiesen. 

Speziell  mit  Bezug  auf  das  Eherecht  enthält  das  spanische  Gesetz 
noch  folgende  Bestimmungen: 

Art.  55:  „Der  Beweis  einer  Ehe,  welche  in  einem  fremden  Lande, 
wo  ordentliche,  öffentlichen  Glauben  besitzende  Civilstandsregister  nicht 
geführt  werden,  geschlossen  ist,  kann  in  jeder  sonst  zulässigen  Weise 
geführt  werden." 

Art.  91  über  das  Aufgebot  bei  Eheschliessungen  von  Ausländem 
in  Spanien;  siehe  oben  (S.  419). 

Art.  100  Abs.  2:  „Die  Konsuln  und  Vizekonsuln  üben  die  Funk- 
tionen der  Gemeinderichter  bei  Eheschliessungen  von  Spaniern  im  Aus- 
lande aus."  —  Hierbei  sind  die  Vorschriften  in  Art.  11  zu  beachten. 

Art.  1326  betreffend  das  eheliche  Güterrecht:  „Ist  die  Ehe  im 
Auslande  zwischen  einem  Spanier  und  einer  Ausländerin  oder  zwischen 
einem  Ausländer  und  einer  Spanierin  geschlossen  und  haben  die  Be- 
theiligten über  ihre  güterrechtlichen  Verhältnisse  keine  Erklärung  ab- 
gegeben und  keine  Vereinbarung  getroffen,  so  wird,  wenn  der  Mann  ein 
Spanier  ist,  die  Errungenschaftsgemeinschaft,  wenn  aber  die  Frau  der 
spanische  Theil  ist,  das  im  Heimathlande  des  Mannes  geltende  gemeine 
(gesetzliche)  eheliche  Güterrecht  als  massgebend  angesehen,  in  beiden 
Fällen  jedoch  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  über 
das  unbewegliche  Vermögen." 


^)  Die  Bestimmung  bezieht  sich  nur  anf  die  ,,äasseren"  Formen  (extrinsecas), 
nicht  auf  solche,  welche  —  wie  die  Kothwendigkeit  der  Zustimmung  anderer  Personen 
oder  einer  behördlichen  Genehmigung  —  sich  auf  die  Geschäftsfähigkeit  oder  andere 
materielle  Erfordernisse  beziehen.     Vgl.  Falcon  I  Anm.  zu  Art.  11  a.  E.  (oben  S.  414). 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.^)  Literatur. 

Das  dänisch-norwegische  Recht  ist  zum  grossen  Theile  mehr  dm*ch 
Praxis  als  durch  ausdrückliche  Gesetzbestimmungen  geregelt;  namentlich 
werden  wesentliche  Theile  des  Ehescheidungsrechts  durch  administrative 
Bewilligungspraxis')  geordnet.  Für  das  Familienrecht  haben  jedoch,  ausser 
verschiedenen  Artikeln  in  Christian  V.'  Gesetzbuch  für  Dänemark  v.  1683 
und  für  Norwegen  v.  1687,  welche  später  an  den  entsprechenden  Stellen 
angeführt  werden, •)  besonders  folgende  Gesetze  Bedeutung:  die  für  Däne- 
mark und  Norwegen  gemeinsamen  Verordnungen  v.  5.  März  1734  über 
Verpflichtung  zur  Ehe,  die  Verordnungen  v.  29.  Mai  und  18.  Dezember  1750 
über  Ehescheidung  und  endlich  die  Verordnung  vom  23.  Mai  1800  überVer- 
wandtschaft als  Ehehindemiss.  Besonders  für  Dänemark  gelten  (seit 
1814  sind  Dänemark  und  Norwegen  geschieden):  die  Verordnung  v.  30.  April 
1824  über  Eheschliessung  und  Ehebedingungen,  vom  11.  September  1839  über 
verschollene  Personen,  das  Gesetz  v.  13.  April  1861  über  die  bürgerliche 
Ehe,  das  „Armengesetz"  v.  9.  April  1891,  enthaltend  Bestimmungen  über 
die  Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  unter  einander  und  den  Kindern  gegen- 
über, das  Gesetz  v.  19.  Februar  1892  über  Eheschliessung  durch  dänische 
Konsuln  im  Ausland  und  das  Gesetz  v.  7.  April  1899  über  das  eheliche 
Güterrecht.  Besonders  für  Norwegen  geltend  sind  hervorzuheben: 
Gesetz  v.  12.  Oktober  1867  über  verschollene  Personen,  Gesetze  v.  22.  Juni 
1863  u.  27.  Juni  1891  über  die  bürgerliche  Ehe,  Gesetze  vom  10.  Juni 
1876  u.  1.  Juli  1893  und  königliche  Anordnung  v.  30.  Dezember  1897  über 
die  Trauung,  das  Gesetz  v.  29.  Juni  1888  über  das  eheliche  Güterrecht, 
das  Armengesetz  v.  19.  Mai  1900  §  2  über  gegenseitige  Unterhaltspflicht 
der  Ehegatten  und  das  Gesetz  v.  6.  Juli  1892  über  Unterhaltsbeiträge 
für  Frau  und  Kinder. 


^)  Für  die  Aeohtsgeschichte  und  die  Rechtsquellen  im  Allgemeinen  kann  auf  die 
Angaben  von  Detintzer  und  Getz  bei  Leske-Loewenfeld,  Bechtsverfolgung  im 
intemat.  Verkehr  Bd.  H,  S.  792  ^  hingewiesen  worden. 

«)  Vgl.  unten  S.  447. 

*)  Die  Citirart  ist  D.L.  «=:  Danske  Lov  und  N.L.«-Nor8ke  Lov;  daneben  werden 
Buch,  Kapitel  u.  s.  w.  angegeben,  z.  B.:  D.L.  8— 16— -6 —  dänisches  Gesetz,  Buch  8, 
Kap.  16  §  5. 
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Die  modernen  Hauptwerke  über  Familienrecht  sind, 

für  Dänemark: 
J.  R  Deuntzer:  Den  danske  Familieret  („dänisches  Familien- 
recht^),  4.  Ansg.  Kopenhagen  1899  und 
A.  W.  Scheel:  Familieretten,  2.  Ansg.  1877; 

für  Norwegen: 
P.   J.    Collett:     Foreläsninger    over   Familieretten,    5.    Ansg. 

Christiania  1885,  und 
0.  Platou:  Foreläsninger  over  Aegteskabs  Stiftelse  og  Skils- 

misse  („Vorlesungen  über  Eheschliessung  und  Ehescheidung^), 

Christiania  1899. 

Eine  kürzere  Darstellung  des  scandinayischen  Familienrechts  findet 
sich  in  der  „Nordischen  Rechtsencyclopädie"  n.  Kopenhagen  1878  S.  1—86 
(bearbeitet  von  J.  H.  Deuntzer),  und  des  spezifisch  dänischen  Familien- 
rechts in 

H.  Munch-Petersen:  Den  borgerlige  Ret  i  Hovedtraek  („Grund- 
züge des  bürgerlichen  Rechts"),  Kopenhagen  1901  S.  23—81. 

In  französischer  Sprache  wurde  das  scandinavische  Familienrecht 
behandelt  S.  275—366  in  „^l^ments  de  droit  civil  scandinave",  heraus- 
gegeben von  Ernest  Lehr,  unter  Mitarbeiterschaft  für  Dänemark  von 
H,  Munch-Petersen,  für  Norwegen  von  Kristen  Johanssen,  Paris 
1901.  VergL  auch  Lehr,  Le  manage,  le  divorce  et  la  Separation  de 
Corps  dans  les  principaux  pays  civilises.  Paris  1899  (Danemark  S.  156  fL; 
Norv^ge  S.  399  ft.). 


§2. 

B«  Verlöbniss. 

In  der  älteren  Zeit  galt  ein  in  gewissen  Formen  abgegebenes 
Eheversprechen  („Trolovelse")  als  rechtsverbindlich  und  erzwingbar; 
dies  wurde  aber  durch  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1799  geändert 
Heutzutage  wird  das  Verlöbniss  überhaupt  nicht  als  ein  Rechts- 
verhältniss  begründend  betrachtet:  die  Erfüllung  des  Eheversprechens 
kann  weder  direkt  erzwungen  werden,  noch  begründet  es  irgend  eine 
Pflicht  zum  Schadenersatz,  es  sei  denn,  dass  es  in  doloser  Absicht  ab- 
gegeben worden  ist.  Eine  bedungene  Strafe  wegen  Nichterfüllung 
scheint  man  jedoch,  jedenfalls  innerhalb  massiger  Grenzen,  als  gültig 
anerkennen  zu  wollen;  diese  Meinung  ist  aber  nicht  unbestritten.^) 

Wenn  jedoch  ein  Mädchen  nach  erhaltenem  Eheversprechen  ihrem 
Verlobten  die  Beiwohnung  gestattet,  so  kann  sie  gemäss  der  Ver- 
ordnung vom  5.  März  1734  auf  EiQgehung  der  Ehe  klagen.  Be- 
dingung   ist    aber,    dass    der    Mann    mindestens    25    Jahre    alt   und 


1)  Vgl.  Platou 's  oben  angeführte  Schrift  S.  23. 
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dass  seine  Verlobte  unbescholten,  weder  Wittwe  noch  eine  Magd  ist, 
welche  sich  von  ihrem  Dienstherm  odei*  dessen  Verwandten  im  Hause 
schwängern  Hess;  ausserdem  muss  das  Verlöbniss  entweder  „öffentlich^ 
gewesen  sein  oder  dessen  Vorhandensein  auf  andere  Weise  klar  bewiesen 
warden  können,  sonst  kann  sich  der  Mann  durch  seinen  Eid  befreien.^) 

§3. 

0.  Ehesohliessung. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

a)  Persönliche  Ehefähigkeit.  Zur  Eingehung  der  Ehe  wird 
für  den  Mann  das  Alter  von  20  Jahren,  für  die  Frau  das  Alter  von 
16  Jahren  gefordert^);  in  Norwegen  ist  es  jedoch  streitig,  ob  diese  Regel 
noch  gilt,  oder  ob  nur  das  Eonfirmationsalter  gefordert  werden  kann. 
Durch  königliche  Bewilligung  kann  von  der  Altersbedingung  dispensirt 
werden. 

Bis  zur  Erreichung  der  Volljährigkeit  in  Dänemark  (25  Jahre),  in 
Norwegen  jedoch  nur  bis  zur  persönlichen  Mündigkeit  (18  Jahre),  be- 
dürfen die  Parteien  zur  Eingehung  der  Ehe  der  Einwilligung  ihrei* 
Eltern  oder  ihres  Vormunds.^)  Für  die  Frau  hat  die  üebertretung 
dieser  Vorschrift  die  besondere  Folge,  dass  der  Vormund  wie  bisher  ihr 
Vermögen  bis  zu  ihrem  Tode  unter  seiner  Verwaltung  behalten  kann. 
Wenn  die  Einwilligung  grundlos  verweigert  wird,  können  sich  die  Par- 
teien an  die  Obrigkeit  wenden  und  von  dieser  die  Erlaubniss  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  erhalten. 

b)  Besondere  Willensmängel:  Eine  Greistesstörung,  welche  eine 
Person  des  Gebrauchs  der  Vernunft  beraubt,  macht  sie  auch  unfähig 
zur  Eheschliessung;  ebenso,  wenn  sie  aus  anderen  Gründen,  z.  B.  wegen 
«ines  Rausches,  von  Sinnen  ist.*)  —  üeber  den  Einfluss  von  Irrthum, 
Betrug,  Zwang  u.  dergl.,  siehe  unten  S.  445. 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

a)  Doppelehe.  Wer  verheirathet  ist,  darf  eine  neue  Ehe  nicht 
eingehen,  solange  die  frühere  nicht  durch  den  Tod  oder  durch  Scheidung 
gelöst  oder  im  Falle  der  Anfechtbarkeit  für  ungültig  erklärt  ist  Todes- 
erklärung eines  Ehegatten  löst  die  Ehe  nicht  auf;  vergl.  hierüber  unten 
S.  445. 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.    Absolut  verboten  ist 


^)  Durch  §.  11,  Ziff.  2  des  Einfülirungsgesetzes  zum  Allg.  bürg.  Strafgesetze, 
für  Norwegen  vom  22.  Mai  1902,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1904,  wird  die  Verordn. 
V.  6.  März  1734  aufgehoben.  An  deren  Stelle  tritt  §  210  des  Strafgesetzbuchs,  welches 
Strafe  für  den  Mann  bestimmt,  der  sich  ohne  gültigen  Grund  weigert,  eine  durch 
Eheversprechen  und  Schwängerung  begründete  Verpflichtung  zur  Ehe  zu  erfüllen. 

«)  D.L.  3—16-5,  N.L.  3—18—5. 

»)  D.h.  3—16—1  bis  4,  dän.  Verordn.  v.  30.  April  1824  §  3,  Nli.  8—18—1 
bis  4,  cfr.  Gesetz  v.  11.  April  1863. 

*)  D.L.  3—16—5,  N.L.  3—18—5,  dän.  Verordn.  v.  80.  April  1824  §  3. 
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die  Ehe  zwischen  Verwandten  oder  Verschwägerten  in  gerader  Linie, 
sowie  zwischen  voUbürtigen  oder  halbbürtigen  Geschwistern.  Um  die 
Wittwe  seines  Bmders  oder  seine  Tante,  Grosstante  u.  s.  w.  („respectus 
parentelae",  wenn  die  weibliche  Person  dem  Stammvater  näher  ist,  als 
der  Mann)  heirathen  zu  dürfen,  bedarf  es  einer  besonderen  königlichen 
Bewilligung,  welche  jedoch  ohne  Schwierigkeit  erhalten  werden  kann.^) 

c)  Wiederverheirathung.  Wenn  die  Ehe  durch  den  Tod  des 
einen  Ehegatten  aufgelöst  worden  ist,  darf  der  überlebende  eine  neue 
Ehe  nur  eingehen,  wenn  die  Erbschaftstheilung  mit  den  Erben  des 
Verstorbenen  schon  angefangen  hat,^)  und  wenn  in  gewissen  Fällen  eine 
gewisse  Trauer-  oder  Wartezeit  abgelaufen  ist.  In  Dänemark  ist 
diese  für  den  Mann  gewöhnlich  3  Monate,  für  die  Frau  1  Jahr,  kann 
aber  für  Bauern  und  andere  Leute  aus  dem  Volke,  und  zwar  für  den 
Mann  bis  auf  6  Wochen  und  für  die  Frau  bis  auf  3  Monate  verkürzt 
werden.*)  In  Norwegen  gilt  eine  solche  Wartezeit  nur  für  Frauen;  die 
Frist  ist  hier  immer  9  Monate,  sie  kann  aber  wegfallen,  wenn  bescheinigt 
wird,  dass  die  Wittwe  nicht  schwanger  ist.*) 

d)  Ehebruch.  Personen,  welche  Ehebruch  mit  einander  begangen 
haben,  dürfen  nur  zufolge  besonderer  königlicher  Bewilligung  eine  Ehe 
mit  einander  eingehen.^) 

e)  Gewisse  Militärpersonen  müssen  zur  Eingehung  einer  Ehe  die 
Erlaubniss  ihrer  Vorgesetzten  haben.  Beamte  müssen  gewöhnlich  ihrer 
eventuellen  Wittwe  eine  gewisse  Summe  in  einer  öffentlichen  Easse 
sichern.*) 

f)  Besondere  behördliche  Erlaubniss.  In  Dänemark  können 
Männer,  welche  im  Laufe  der  letzten  5  Jahre  eine  nicht  zurückbezahlte 
Armenunterstützung  empfangen  haben,  nicht  ohne  Erlaubniss  der  Armen- 
verwaltung eine  Ehe  eingehen."^ 

Das  Vorhandensein  der  vorbezeichneten  Ehebedingungen  muss  glaub- 
würdig bescheinigt  werden.  Ausserdem  müssen  gewöhnlich  die  Parteien 
zwei  Bürgen  stellen;  wenn  sie  indessen  nicht  dazu  im  Stande  sind  (besonders 
wenn  sie  Ausländer  sind),  können  sie  davon  befreit  werden,  müssen 
aber  dann  einen  Eid  darauf  ablegen,  dass  kein  Ehehindemiss  vorliegt. 

3.  Form  der  Eheschliessung.  In  der  Regel  findet  eine  kirch- 
liche Trauung  statt.  Die  bürgerliche  Ehe  wird  nur  als  Nothhülfe 
anerkannt,  nämlich  für  den  Fall,  dass  kein  Pfarrer  verpflichtet  ist^ 
die  Brautleute  zu  trauen,  d.  i.  wenn  sie  nicht  beide  seiner  Kirchen- 
gemeinschaft angehören.    In  Dänemark  eröffnet  das  Gesetz  vom  13.  April 

»)  Verordn.  v.  23.  Mai  1800  §  1. 
«)  Verordn.  v.  80.  April  1824  §  16. 

•)  Dan.  Verordn.  v.  30.  April  1824  §  9,  N.L.  2—8—4,  5—2—13. 
*)  Verordn.  v.  30.  April  1824  §  3. 
*)  Verordn.  v.  23.  Mai  1800  §  4. 
•)  D.L.  3—16—8,  N.L.  3-18—8. 

^  Vergl.  besonders  dän.  Gesetz  v.  5.  Janaar  1851,  norweg.  Gesetz  v.  21.  Juni 
1895,  welche  an  die  Stelle  älterer  Gesetze  getreten  sind. 
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1861  die  Möglichkeit  der  Civilehe,  wenn  entweder  keine  der  Parteien 
der  eyangelisch-lutherischen  Volkskirche  oder  einer  anerkannten  Kirchen- 
gemeinschaft (Katholiken,  Methodisten,  Beformirte  und  Juden)  angehoit^ 
oder  wenn  sie  Mitglieder  verschiedener  Kirchengemeinschaften  sind.  In 
Norwegen  steht  die  bürgerliche  Ehe  frei  in  allen  Fällen,  wo  nicht  die 
beiden  Brautleute  der  Staatskirche  angehören,  also  auch  wenn  die  beiden 
Brautleute  Mitglieder  einer  anderen  Kirchengemeinschaft  sind,  deren 
Geistlicher  zur  Vornahme  von  Trauungen  berechtigt  ist.^) 

a)  Kirchliche  Ehe.  —  Der  kirchlichen  Eheschliessung  soll  in 
Dänemark  immer  ein  kirchliches  Aufgebot  vorausgehen,  indem  eine 
Mittheilung  über  die  beabsichtigte  Eingehung  der  Ehe  drei  Sonntage 
nach  einander  von  der  Kanzel  in  der  Gemeinde,  wo  die  Braut  sich  auf- 
hält, verkündigt  wird;  die  Ehe  muss  innerhalb  dreier  Monate  nach  dem 
Aufgebot  eingegangen  werden,  widrigenfalls  das  Aufgebot  wirkungslos 
wird.*)  Die  Trauung  muss  gewöhnlich  in  der  Kirche  vor  sich  gehen. ^ 
Wenn  die  beiden  Brautleute  derselben  Kirchengemeinschaft  angehören,  ist 
es  im  Allgemeinen  der  Pfarrer  der  Braut,  welcher  die  Trauung  vornimmt; 
nur  für  Militärpersonen  gelten  gewisse  Ausnahmen.  Wenn  die  Braut- 
leute aber  verschiedenen  Gemeinschaften  angehören,  steht  ihnen  die  Wahl 
zwischen  dem  Pfarrer  der  Braut  und  dem  des  Bräutigams  frei.*)  Durch 
eine  königliche  Bewilligung  („Vielsebrev"),  welche  gegen  Entrichtung 
einer  gewissen  Gebühr  sehr  leicht  erhalten  werden  kann,  können  jedoch 
Ausnahmen  von  diesen  Regeln  gemacht  werden,  so  dass  die  Trauung  ohne 
Aufgebot,  zu  Hause  und  durch  einen  beliebigen  Pfarrer  vorgenommen 
werden  kann.  Wenn  jemand  wünscht,  auf  seinem  Krankenlager  die  Ehe 
einzugehen,  und  die  Umstände  es  nicht  erlauben,  auf  die  königliche  Be- 
willigung zu  warten,  kann  die  Trauung  auch  ohne  eine  solche,  zu  Hause 
und  ohne  vorgängiges  Aufgebot  stattfinden.*) 

In  Norwegen  genügt  ein  einmaliges  Aufgebot;  und  wenn  die  Zeit 
ein  solches  nicht  erlaubt,  kann  davon  ganz  abgesehen  werden.  Die 
Trauung  findet  gewöhnlich  in  der  Gemeinde,  in  der  die  Braut  sich  auf- 
hält, statt,  doch  besteht  hierüber  keine  zwingende  Vorschrift,  und  ebenso 
muss  die  Trauung  nicht  unbedingt  nothwendig  in  der  Kirche  vor  sich  gehen.  *^ 

b)  Civilehe.  In  Dänemark*^  muss  dieser  Form  der  Ehe- 
schliessung ein  gerichtliches  Aufgebot  (mit  drei  Wochen  Frist)  voraus- 
gehen. Danach  wird  die  Eheschliessung  im  Rathhaus  oder  Gerichts- 
gebäude (des  Ortes,  welchen  die  Verlobten  hierzu  erwählt  haben),  von 
der  Obrigkeit  vorgenommen.  Von  diesen  Regeln  kann  keine  Dispensation 
erwirkt  werden. 


1)  Gesetz  v.  9.  April  1891  §  42. 
•)  Gesetze  v.  22.  Juni  1868  und  27.  Juni  1891. 
«)  Verordn.  y.  80.  April  1824  §§  2,  6. 
*)  Verordn.  v.  80.  April  1824  §  15. 

*)  Dieselbe  Verordn.  §  14  und  Gesetz  v.  13.  April  1851  §  8. 
«)  Gesetze  v.  10.  Juni  1876  §  1  und  1.  Juli  1898,  königl.  Anordn.  v.  30.  Dezember 
1897,  N.L.  8—18—10. 

')  Gesetz  v.  13.  April  1861. 
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In  Norwegen  erfolgt  die  bürgerliehe  Eheschliessnng  vor  einem 
beliebigen  Notar,  ohne  vorangehendes  Aufgebot.^) 

In  beiden  Ländern  wird  sowohl  die  kirchliche  als  auch  die  bfirger- 
liche  Ehe  begründet  dnrch  die  Erklärung  der  Parteien,  mit  dnander  die 
Ehe  eingehen  zu  wollen,  und  durch  den  Ausspruch  des  Pfarrers  oder 
der  Behörde,  welche  sie  demgemäss  für  Ehegatten  erklärt.  Es  harscht 
jedoch  kein  Zweifel  darüber,  dass  die  amtliche  Erklärung  die  rechtlich 
wesentlichere  Förmlichkeit  ist,  insofern  bei  ihrem  Mangel  der  ganze  Akt 
als  schlechthin  nichtig  betrachtet  werden  muss,  während  das  Fehlen  der 
Parteierklärung  nur  eine  gewisse  Möglichkeit  der  Anfechtung  zulässt 
(Siehe  hierüber  näher  unter  „Ungültigkeitserklärung"  S.  444  ff.) 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen. 

a)  Gemeinsam  für  die  beiden  Ehegatten  ist  die  Verpflichtung  zur 
ehelichen  Treue.  Ehebruch  wird  bestraft,  jedoch  nur  auf  Antrag  des 
verletzten  Ehegatten,  und  (in  Norwegen)  wenn  die  Aufhebung  der 
Ehe  dadurch  verursacht  worden  ist.*)  Die  Ehegatten  sind  einander 
zur  ehelichen  Lebensgemeinschaft  verpflichtet,  aber  diese  Pflicht  kann 
nicht  rechtlich  erzwungen  werden.  In  Norwegen  scheint  man  über- 
haupt keine  Pflicht  zur  Cohabitation  anerkennen  zu  wollen;  wenn 
die  Frau  grundlos  das  Zusammenleben  aufhebt,  kann  sie  dadurch 
nur  ihr  Recht  auf  Unterhalt  gegen  ihren  Mann  verlieren.  Der  Mann 
bestimmt  gewöhnlich  den  Wohnort  und  die  Wohnung,  doch  ist  die  Frau 
nicht  verpflichtet,  ihm  nach  dem  Auslande  zu  folgen.  Es  wird  in  den 
alten  Gesetzen  vorausgesetzt,  dass  die  Frau  dem  Manne  untergeordnet 
ist  und  ihm  einen  gewissen  Gehorsam  schuldet,  es  lässt  sich  aber  in  der 
Gegenwart  kein  Rechtsmittel  angeben,  um  eine  solche  Gehorsamspflicht  zu 
erzwingen.  Den  beiden  Ehegatten  obliegt  eine  gewisse  gegenseitige  Unter- 
haltspflicht, doch  hat  die  Pflicht  des  Mannes  einen  etwas  weiteren  Umfang.^ 

Die  Frau  ist  in  der  Regel  ebenso  geschäftsfähig  wie  der  Mann. 
Doch  kann  sie  sich  nur  mit  Genehmigung  einer  öffentlichen  Behörde  für 
die  Schulden  ihres  Mannes  verpflichten.*)  In  Dänemark  kann  im  Ehe- 
vertrage bestimmt  werden,  dass  die  Frau  zu  Verfügungen  über  ihr  Sonder- 
gut die  Einwilligung  ihres  Mannes  oder  eines  Vormundes  einholen  muss.*) 

Die    Frau    trägt    gewöhnlich    den    Familiennamen    ihres    Mannes, 


0  Gesetz  v.  27.  Juni  1891. 

«)  Dan.  Strafgesetz  v.  10.  Februar  1866  §  159,  norweg.  v.  20.  August  1842 
Kap.  18  §§  7,  8,  Kap.  27  §  6.  Vgl.  das  neue  norweg.  Strafgeaetzb.  v.  22.  Mai  1902 
§  209  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1904. 

»)  Dan.  Gesetze  v.  9.  April  1891  §§  2,  12,  13,  v.  7.  April  1899  §  23,  norweg. 
Gesetze  v.  6.  Juni  1863  §  4  und  6.  Juli  1892,  Annengesetz  y.  19.  Mai  1900. 

*)  Dan.  Gesetz  v.  7.  April  1899  §  15,  norweg.  Gesetz  v.  29.  Juni  1888  §  13. 

»)  Gesetz  v.  7.  April  1899  §  21. 
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weamgleich  eine  Bechtspflicht  hierzu  kaum  anzaerkennen  sein  dftrfte. 
Ebenso  erhält  sie  den  Bang  nnd  Stand  und  die  Staatsangehörige 
keit^)  ihres  Mannes.  Es  wird  präsumirt,  dass  sie  denselben  Wohnsitz 
nnd  folgeweise  auch  denselben  Gerichtsstand  hat,  wie  ihr  Mann;  aber 
diese  Yermuthnng  kann  entkräftigt  werden.  Ist  der  Mann  Militär,  so 
gehört  die  Frau  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  (während  eines  Belagerungs^ 
zustandes)  unter  das  Kriegsgericht.^  Wenn  es  sich  um  Armenunter- 
sttttzung  handelt,  so  wird  immer  davon  ausgegangen,  dass  die  Frau 
dieselbe  Heimath  hat  wie  der  Mann.^ 

2.  Eheliches  Güterrecht 

Hinsichtlich  des  ehelichen  Güterrechts  in  Norwegen  genügt  es,  auf 
die  Darstellung  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsveiiolgung  im  inter- 
nationalen Verkehr,  Bd.  n  S.  869 — 862  hinzuweisen.  Dagegen  ist  in 
Dänemark  inzwischen  das  eheliche  Güterrecht  durch  das  Gesetz  vom 
7.  April  1899  Gegenstand  einer  Neuregelung  geworden,  welche  sich  übrigens 
in  den  meisten  Punkten  der  norwegischen  Ordnung  stark  nähert.  Einige 
Hauptzüge  dieser  neuen  Ordnung  sollen  hier  hervorgehoben  werden. 

Die  allgemeine  Gütergemeinschaft  ist  immer  noch  die  gesetzliche 
Ordnung.*)  Dem  Manne  steht  das  Verwaltungsrecht  über  das  Gemeingut 
zn.  Jedoch  kann  er  nicht  ohne  die  Einwilligung  seiner  Frau  grössere 
Schenkungen  (mehr  als  5  Prozent  des  Nettovermögens)  vergeben  oder 
über  von  ihr  in  das  Gesammtvermögen  eingebrachten  Grundbesitz 
oder  Werthpapiere  verfügen  ;'^)  über  all  dasjenige,  das  die  Frau  durch 
selbständige  Thätigkeit  erwirbt,  hat  sie  allein  freies  Verfügungsrecht.*) 
Die  Frau  kann  auch  auf  Rechnung  des  Mannes  Einkäufe  für  die  tägliche 
Haushaltung  machen.*^ 

Die  Frau  kann  auf  Auflösung  der  Gütergemeinschaft  (bei  der  Obrig- 
keit) klagen,  wenn  der  Mann  „in  erheblichem  Masse  das  Gemeingut 
verringert  hat,  ohne  dass  die  obwaltenden  Umstände  eine  genügende 
Entschuldigung  dafür  bieten,  oder  wenn  er  wohlbegründeten  Anlass  zur 
Besorgniss  gegeben  hat,  dass  er  seine  Verfügung  darüber  missbrauchen 
werde",  oder  wenn  er  in  Konkurs  geräth.  Wenn  ein  Ehegatte  den 
anderen  ungesetzlich  verlässt,  kann  der  verlassene  immer  die  Aufhebung 
der  Gütergemeinschaft  fordern.®) 

Durch  Ehe  vertrag  können  die  Ehegatten  die  vermögensrechtlichen 
Verhältnisse  unter  einander  fast  nach  freiem  Belieben  ordnen,  und  nament- 
lich ganz  oder  theilweise  die  Ordnung  des  Sonderguts  einführen.  Wenn 
ein  solcher  Ehevertrag  schon  vor  der  Eheschliessung  eingegangen  wird, 

*)  §  8  des  dän.  Gesetzes  v.  19.  März  1898  über  Erwerb  und  Verlust  von  „Ind- 
fodsret",  norweg.  Gesetz  v.  21.  April  1888  §  2. 
«)  Dän.  Plakat  v.  20.  Mai  1814. 

')  Dän.  Armengesetz  v.  9.  April  1891  §  22,  norweg.  Armengesetz  v.  6.  Juli  1900  §  12. 
*)  §  1  des  genannten  Gesetzes. 
»)  §  11  daselbst. 
•)  §  27  daselbst. 
^  D.  u.  NJj.  5—1—13. 
^  Kapitel  Y  des  Gesetzes. 
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braucht  er  nnr  schriftlich  aasgestellt  und  von  den  Parteien  unterschrieben 
zu  sein.  Nach  der  Eheschliessung  ist  ausserdem  königliche  Konfirmation 
erforderlich.  Um  volle  Wirkung  einem  Dritten  gegenfiber  zu  haben, 
muss  der  Ehevertrag  gerichtlich  kundgegeben  („tingläst")  werden.*) 
Schenkungen  unter  Ehegatten  müssen  in  der  Regel  in  der  Form  eines 
Ehevertrags  geschehen.*) 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder. 

Durch  Eingehung  der  Ehe  werden  die  vor  der  Ehe  geborenen  Kinder 
legitimirt.  Beide  Eltern  sind  zum  Unterhalt  ihrer  Kinder  verpflichtet.  Diese 
Unterhaltspflicht  dauert  in  Dänemark  unbedingt  bis  zum  18.  Jahre,^  in 
Norwegen  unbedingt  bis  zum  15.  Jahre,  sie  kann  aber  hier  nach  Umständen 
auch  weiter  ausgedehnt  werden.*)  Die  Eltern  müssen  auch  für  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  sorgen,  welche  gewöhnlich  bis  zu  ihrem  14.  Jahre 
die  öffentlichen  Schulen  zu  besuchen  verpflichtet  sind.*) 

Den  Eltern  steht  kein  Nutzniessungsrecht  an  dem  Vermögen  ihrer 
Kinder  zu.  Nur  ein  gewisses  Verwaltungsrecht  über  das  Vermögen 
seines  Kindes  kann  der  Vater  kraft  seiner  vormundschaftlichen  Befugnisse 
ausüben,  aber  nur  im  ausschliesslichen  Interesse  des  Kindes.  Wenn  es 
nöthig  ist,  können  jedoch  die  Eltern  zu  den  Unterhaltskosten  einen  Bei- 
trag aus  dem  Vermögen  des  Kindes  in  Anspruch  nehmen. 


§5. 

E.  Ungültigkeit  der  Ehe. 

Im  dänisch-norwegischen  Rechte  giebt  es  einzelne  Fälle,  in  denen 
die  Ehe  als  nichtig  anzusehen  ist,  dergestalt,  dass  sie  überall  und  von 
allen  als  reine  Nullität  betrachtet  werden  kann.  Aber  in  der  Regel  führt 
ein  Mangel  bei  der  Eheschliessung  nur  Anfechtbarkeit  mit  sich,  so  dass 
die  Ehe  so  lange  als  gültig  beti*achtet  wird,  bis  sie,  gewöhnlich  auf  das 
Verlangen  eines  der  Ehegatten,  besonders  für  ungültig  erklärt  wird. 

L  Als  absolut  ungültig  wird  —  abgesehen  von  dem  (oben  S.  442) 
erwähnten  Mangel  wesentlicher  Förmlichkeiten  —  die  Ehe  in  denjenigen 
FäUen  betrachtet,  in  denen  durch  deren  Eingehung  Blutschande  oder 
Bigamie  begangen  worden  ist.  Dies  gilt  in  Norwegen,  auch  wenn 
ein  Ehegatte  bei  Eingehung  einer  neuen  Ehe  in  dem  guten  Grlauben  war, 
dass  sein  früherer  Gatte  gestorben  sei;  in  Dänemark  dagegen  wird  in 
solchem  Falle  die  neue  Ehe  nicht  ohne  Weiteres  als  nichtig  betrachtet, 
sondern  es  steht  nur  dem  für  todt  Angesehenen  offen,  wenn  er  zurück- 


^)  Kap.  I  daselbst.  Ueber  „Dinglesung''  siehe  Leske-Loewenfeld  a.  a.  0. 
S.  835  Anm.  2. 

*)  §  25  daselbst. 

")  Gesetz  y.  9.  April  1891  §§  3,  9,  10,  61;  yergl.  Gesetz  v.  20.  März  1901. 

*)  Gesetz  v.  6.  Juli  1892. 

^)  Dan.  u.  norweg.  Gesetze  betreffend  die  Volksschule  y.  24.  März  1899  und 
26.  Juni  1889. 
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kehrt)  die  neue  Ehe  anzufechten.^)  Dasselbe  gilt  auch,  wenn  ein  Ehe^ 
gatte  durch  Urtheil  für  todt  erklärt  worden  ist;  nur  zufolge  eines 
eigentlichen  Scheidungsurtheils  ist  dem  anderen  Ehegatten  die  Wieder- 
verheiratung gestattet.*) 

In  den  Fällen  der  absoluten  Nichtigkeit  treten  der  Regel  nach  die 
gewöhnlichen  Rechtswirkungen  einer  Ehe  überhaupt  nicht  ein.  Wo 
solche  Rechtswirkungen  behauptet  und  Ansprüche  daraus  hergeleitet 
werden,  kann  die  Nichtigkeit  der  Ehe  entgegengesetzt  werden,  ohne  dass 
es  deren  formeller  Aufhebung  durch  Urtheil  bedarf.  Ein  auf  Ungültig- 
keit der  Ehe  lautendes  Urtheil  hat  nur  die  Bedeutung,  dass  die  Un- 
gültigkeit anerkannt  wird.  Eine  Ausnahme  gilt  jedoch  für  den  Fall, 
dass  einem  der  Ehegatten  die  begangene  Blutschande  oder  Bigamie  un- 
bekannt gewesen  ist;  man  nimmt  dann  in  Dänemark  gewöhnlich  an, 
dass  der  gutgläubige  Ehegatte  die  Rechtswirkungen  einer  gültigen  Ehe 
(z.  B.  hinsichtlich  der  Vermögensverhältnisse)  für  sich  beanspruchen  kann, 
und  auch  die  Kinder  werden  in  diesem  Falle  als  ehelich  betrachtet. 
Dagegen  versteht  man  in  Norwegen  die  entsprechenden  Worte  des 
Gesetzes*),  dass  der  unschuldige  Ehegatte  „weder  an  Ehre  noch  Gut 
Schaden  leiden  soll",  nur  so,  dass  er  aus  dem  Gemeingute  wieder  heraus- 
nehmen kann,  was  er  eingebracht  hat,  und  dass  die  Frau  ausserdem 
Ersatz  für  dasjenige,  was  der  Mann  verscherzt  hat,  verlangen  kann;  man 
nimmt  jedoch  auch  an,  dass  sie  z.  B.  eine  schon  erworbene  Wittwen- 
Pension  behalten  darf. 

n.  Eine  nur  relative  Ungültigkeit  oder  Anfechtbarkeit, 
welche  von  dem  betreffenden  Ehegatten  selbst  geltend  gemacht  werden 
kann,  tritt  in  folgenden  Fällen  ein: 

1.  Wenn  die  Einwilligung  zur  Eheschliessung  auf  der  einen  oder 
von  beiden  Seiten  gefehlt  hat.  Dasselbe  gilt,  wenn  die  Einwilligung 
wegen  Geistesstörung  oder  wegen  der  Anwendung  von  absolutem  Zwange 
rechtlich  bedeutungslos  ist.  Dagegen  macht  der  nur  „compulsive"  Zwang 
der  allgemeinen  Ansicht  nach  die  Ehe  nicht  ungültig.*) 

2.  Im  Falle  einer  schon  vor  der  Ehe  vorhandenen,  dem  anderen 
Ehegatten  aber  unbekannten  Impotenz  eines  Ehegatten,  kann  der  andere 
die  Ehe  anfechten,  unter  der  Bedingung,  dass  die  Zeugungsunfähigkeit 
entweder  für  ganz  unheilbar  erklärt  wird,  oder  zum  mindesten  im  Laufe 
von  drei  Jahren  nicht  geheilt  werden  konnte.*) 

3.  Verheimlichter  Aussatz,  Syphilis  und  dergleichen  „ansteckende 
und  widerwärtige"  Krankheiten  (auch  Epilepsie,  „fallende  Sucht",  wird 
übrigens  vom  Gesetze  dazu  gerechnet)  geben  dem  anderen  Ehegatten 

0  1>.L.  3—16-16—8,  3—16—15-2,  N.L.  3— 18— 16-«. 

*)  Vergl.  dän.  Verordn.  v.  11.  September  1839  §  16,  norweg.  Gesetz  v.  12.  Oktober 
1857  §  4  u.  folg.;  §  28. 

0  DL.  8—16—16—8,  N.L.  3—18—16—8,  theilweise  ardfeehoben  durch  das  Erb- 
gesetz vom  81.  Juli  1854  §  4. 

*)  D.L.  3— 16-14r-l,  N.L.  8—18—14—1. 

*)  D.L.  3—16—15—3,  NJj.  3—18—15—3. 
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Abs  Eecht  auf  Auflösung  der  Mie  unter  &hnlichen  Bedingni^en;  sofort 
kaan  die  Auflösung  von  dem  anderen  Gatt^i  verlangt  werden,  wenn  er 
von  der  Krankheit  angesteckt  worden  ist^) 

Wenn  ein  Ehegatte  längere  Zeit  verstreichen  Iftsst,  ohne  den  Un- 
gnltigkeitsgrund  geltmd  zu  machen,  kann  er  dadurch  sein  Anfechtungs- 
recht verlieren.  Wird  die  Ehe  angefochten,  so  ist  das  VerhUtniss 
zwischen  den  Ehegatten  selbst  wieder  so  herzustellen,  als  ob  überhaupt 
niemals  eine  Ehe  eingegangen  worden  wäre.  Dagegen  werden  die  Kinder 
trotz  der  Auflösung  der  'Ehe  als  ehelich  betrachtet  In  den  Fällen 
unter  2  und  3  ist  es  übrigens  streitig,  ob  nicht  nur  eigentliche  Ehe- 
scheidung, deren  Wirkungen  allein  fttr  die  Zukunft  gelten,  eintritt; 
jedenfalls  kann  der  anfechtungsberechtigte  Gatte  seine  Klage  in  diesem 
Sinne  beschränken. 

§6- 

F.  Ehesoheidimg  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

Man  kennt  in  Dänemark  und  Norwegen  sowohl  die  gänzliche  Ehe- 
sch^dung  als  auch  die  blosse  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Die  letztere 
wird  ohne  zeitliche  Beschränkung  bewilligt,  aber  am  häufigsten  führt  sie 
nach  dem  Verlaufe  von  3  Jahren  zur  gänzlichen  Auflösung  der  Ehe  (siäie 
unten  S.  448). 

Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erfolgt  immer  durch  die  höhere 
Bdiiörde  oder  das  Justizministerium,  die  gänzliche  Scheidung  entweder 
durch  richterliches  Urtheil  oder  durch  königliche  Bewilligung. 

L  Gänzliche  Ehescheidung.  Hier  muss  hinsichtlich  der  Gründe 
unterschieden  werden  zwischen  denjenigen,  welche  ein  gerichtlich  er- 
zwingbares Recht  auf  Scheidung  zur  Folge  haben,  und  denjenigen,  welche 
nur  eine  Aussicht  auf  Scheidung  durch  königliche  Bewilligung  gewähren. 

1.  Gerichtliche  Scheidung.  Ein  eigentliches  Recht  auf  Ehe- 
scheidung, welches  durch  Urtheil  festgestellt  werden  kann,  ist  einem 
Ehegatten  in  folgenden  Fällen  zugestanden: 

a)  Wegen  Ehebruchs  des  anderen  Ehegatten.  Doch  kann  Scheidung 
aus  diesem  Grunde  nicht  gefordert  werden,  wenn  der  klagende  Ehegatte 
sich  selbst  dasselbe  Vergehen  zu  Schulden  kommen  Hess,  oder  wenn  er 
„durch  Kuppelei,  Tyrannei  oder  auf  andere  Weise**  das  Vergehen  des 
Ehegatten  verursacht  hat.  Femer  erlischt  sein  B3agerecht  durch  Ver- 
zeihung; solche  wird  stets  gefunden  in  der  Vollziehung  des  Beischlafs 
mit  dem  schuldigen  Gatten  nach  erlangter  Eenntniss  von  dessen  Vergehen. 

b)  Böswillige  Verlassung  giebt  nach  Verlauf  von  3  Jahren  dem 
verlassenen  Ehegatten  das  Recht  auf  Scheidung,  unter  der  Bedingung, 
dass  er  nicht  durch  sein  eigenes  Verhalten  dem  anderen  genügenden 
Grund  zor  Verlassung  gegeben  hat.^ 

1)  D.L.  8—16—16^-4,  3—16—14—7,  N.L.  8—18—16—4,  8—18—14—7. 
•)  D.L.  8—16—15—2  No.  1  u.  2,  N.L.  8—18—15—2  No.  1  u.  2. 
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c)  Nachstellungen.  Wenn  ein  Gatte  dem  anderen  nach  dem  Leben 
trachtet,  so  ist  dieser,  wie  im  Falle  der  böslichen  Verlassung,  zur  Klage 
auf  ]Qi€sBcheidung  berechtigt. 

d)  Lange  Abwesenheit.  Wenn  ein  Ehegatte  in  gesetzlich  erlaubter 
Absicht  fortgereist  ist,  aber  ohne  entschuldigendes  Hindemiss  es  unterlässt, 
zurückzukehren,  kann  nach  dänischem  Rechte  der  verlassene  Ehegatte 
nach  Verlauf  von  7  Jahren  auf  Scheidung  klagen.^)  Wenn  ein  Ehegatte 
verschollen  ist,  kann  der  andere  in  Dänemark  gewöhnlich  nach  5,  in 
Norwegen  nach  7  Jahren  ein  Scheidungsurtheil  verlangen;  wenn  jedoch 
besondere  Umstände  es  sehr  wahrscheinlich  erscheinen  lassen,  dass  der 
Verschollene  durch  ein  bestimmtes  Ereigniss  umgekommen  ist,  kann  in 
Dänemark  alsbald,  in  Norwegen  nach  3  Jahren  auf  Scheidung  geklagt 
werden.*) 

e)  Strafrechtliche  Verurtheilung.  Wenn  ein  Ehegatte  zu 
leb^idänglichem  Gefängniss  verurtheilt  wird,  kann  der  andere  nach 
Verlauf  von  7  Jahren  das  Scheidungsurtheil  erwirken.^) 

2.  Ehescheidung  durch  königliche  Bewilligung  kann  gemäss 
administrativer  Praxis  in  folgenden  Fällen  stattfinden: 

a)  Wenn  die  Ehegatten  zufolge  einer  „Separationsbewilligung" 
8  Jahre  hindurch  oder  auch  ohne  solche  Bewilligung  eine  längere  Eeihe 
von  Jahren  hindurch  thatsächlich  geschieden  gelebt  haben,  und  wenn  sie 
dann  über  die  Ehetrennung  selbst  sowie  über  die  Bedingungen  derselben 
einverstanden  sind,  auch  trotz  der  von  Seiten  der  kirchlichen  und  welt- 
lichen Behörde  angestellten  Versöhnungsversuche  an  ihrem  Vorsatz  fest- 
halten, so  wird  die  Bewilligung  nie  verweigert;  selbst  auf  einseitiges 
Gesuch  eines  Ehegatten  und  gegen  den  Widerspruch  des  anderen  wird 
die  Scheidungsbewilligung  in  solchen  Fällen  nicht  selten  gewährt. 

b)  Wenn  die  gesetzlichen  Bedingungen  zur  Ehescheidung  vorhanden 
sind,  kann  immer  anstatt  eiaes  richterlichen  Urtheils  eine  königliche 
Bewilligung  erwirkt  werden. 

c)  Die  Hauptfälle,  in  welchen  ausserdem  Bewilligung  zur  Scheidung 
erthelk  wird,  sind  die,  wo  der  andere  Ehegatte  unheilbar  geisteskrank 
ist,  oder  zur  Strafarbeit  für  längere  Zeit  (in  Dänemark  wenigstens 
airf  3  Jahre)  verurtheilt  worden  ist.  Auch  im  Falle  der  sogenannten 
„desertio  non  localis"  kann  eine  königliche  Scheidungsbewilligung  zu- 
gestanden werden,  und  es  lässt  sich  überhaupt  keine  ganz  bestimmte 
Grenze  für  die  Befugniss  des  Königs  in  dieser  Beziehung  atigeben. 

n.  Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erfolgt  immer  durch  ad- 
ministrative Bewilligung.  Wenn  die  beiden  Ehegatten  es  wünschen, 
können  sie  immer,  nach  vorhergegangenen  Versöhnungsversuchen  durch 
den  Pfarrer  und  die  weltliche  Behörde,  von  der  Obrigkeit  eine  Separations- 


*)  D.L.  S— 16— 15>-2  No.  8.    Die  entspreohende  Bettmunang  in  N.L.  8—16^ 
15—2  No.  3  ist  durch  das  Gesetz  vom  12.  Oktober  1857  §  32  aufgehoben  worden. 
^  Dan.  Verordn.  y.  11.  September  1889  §  16,  norweg.  Gesetz  y.  12.  Oktober  1867  §  28. 
•)  Verordn.  y.  18,  Dezember  1750. 
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bewilligung  erhalten.  Wenn  der  eine  Ehegatte  sich  der  Separation  wider- 
setzt, steht  die  Entscheidung  ausschliesslich  dem  Justizministerium  zu, 
welches  aber  nur  unter  besonderen  Umständen  die  Trennung  bewilligen 
wird,  z.  B.  wenn  ein  gesetzlicher  Scheidungsgrund  vorliegt  oder  wenn 
ein  Ehegatte  sich  grober  Misshandlung  des  anderen  schuldig  gemacht 
hat  u.  s.  w. 

in.  Die  Wirkungen  der  gänzlichen  Scheidung  und  die  der  blossen 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  sind  wesentlich  verschieden. 

1.  Im  Allgemeinen.  Im  Falle  der  gänzlichen  Scheidung  sind  in 
der  Regel  alle  künftigen  Wirkungen  der  Ehe  ausgeschlossen,  während 
die  schon  eingetretenen  weiterbestehen.  Doch  steht  die  Wieder- 
verheirathung  der  Geschiedenen  nicht  unbedingt  offen.  Wenn  die 
Scheidung  durch  Urtheil  erfolgt  ist,  steht  es  zwar  dem  Kläger  immer 
frei,  wieder  zu  heirathen.  Dagegen  muss  der  Beklagte,  wenn  die 
Scheidung  wegen  Ehebruchs  erfolgt  ist,  zufolge  ausdrücklicher  Gesetz- 
bestimmung eine  königliche  Bewilligung  zur  Wiederverheirathung  ein- 
holen (welche  gewöhnlich  erst  nach  3  Jahren  erwirkt  werden  kann),^) 
und  zufolge  dänischer  Praxis  wird  eine  solche  Bewilligung  immer  ge- 
fordert, wenn  ein  Ehegatte  durch  sein  schuldhaftes  Verhalten  die  Scheidung 
verursacht  hat.  Ist  die  Scheidung  durch  königliche  Bewilligung  erfolgt, 
so  ist  die  Wiederverheirathung  nur  zulässig,  wenn  entweder  die  Be- 
willigung sie  ausdrücklich  gestattet  oder  eine  besondere  Erlaubniss  dazu 
ertheilt  wird.*) 

Da  im  Falle  der  blossen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Ehe 
noch  immer  fortbesteht,  ist  jede  Möglichkeit  der  Wiederverheirathung 
ausgeschlossen.  Sobald  die  Ehegatten  thatsächlich  das  Zusammenleben 
emeueni  oder  nur  einmal  den  Beischlaf  mit  einander  vollziehen,  fallen 
alle  Wirkungen  der  Separation  weg. 

Gewöhnlich  behält  die  geschiedene  Frau  den  Familiennamen,  sowie 
den  Bang  und  Stand  ihres  Mannes.  Es  kann  ihr  jedoch  kein  Hindemiss 
in  den  Weg  gelegt  werden,  wenn  sie  ihren  eigenen  Familiennamen  wieder 
annehmen  wül,  und  wenn  eine  Frau  durch  ihre  eigene  Schuld  die  gänzliche 
Ehetrennung  verursacht  hat,  ist  wohl  anzunehmen,  dass  ihr  die  Führung 
des  Namens  ihres  früheren  Mannes  untersagt  werden  kann;  doch  ist  dies 
nicht  unbestritten. 

2.  Vermögensrechtliche  Wirkungen.  Sowohl  im  Falle  der 
gänzlichen  Scheidung  als  auch  in  dem  der  blossen  Separation  muss  eine 
Auflösung  der  zwischen  den  Ehegatten  etwa  bestehenden  Gütergemein- 
schaft erfolgen.  In  Eimangelung  von  anderen  Verabredungen  erhält 
dann  jeder  Ehegatte  eine  Hälfte  des  Gesanmitvermögens ;  dieses  Recht 
kann  selbst  demjenigen  Ehegatten,  welcher  die  Scheidung  verursacht  hat, 
nicht  abgesprochen  werden.  Auch  die  gegenseitige  Unterhaltspflicht 
der  Ehegatten  hört  dann  gewöhnlich  auf;  doch  wird  bisweilen  als  Be- 


>)  D.L.  3—16—15—1  No.  4,  N.L.  3—18-15-1  No.  4. 

^  Dan.  Verordn.  v.  30.  April  1824  §  3  No.  8,  norweg.  ResoL.  v.  20.  November  1826. 
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dingung  der  Bewilligung  dem  Manne  eine  gewisse  Unterhaltspflicht  der 
Frau  gegenüber  auferlegt  und  im  Falle  der  blossen  Separation  gilt  Ober- 
haupt in  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht,  also  für  den  Fall,  dass  ein 
Ehegatte  dem  Aimenwesen  zur  Last  fällt,  die  Unterhaltspflicht  des 
anderen  als  fortbestehend.^) 

Das  gesetzliche  Erbrecht  der  Ehegatten  nach  einander  fällt 
schon  durch  die  blosse  Trennung  von  Tisch  und  Bett  weg.  Auch  letzt- 
willige Verfügungen,  welche  sie  unter  einander  getroffen  haben,  ver- 
lieren gewöhnlich  durch  die  Trennung  die  Voraussetzung  ihrer  Gültigkeit; 
in  Norwegen  fallen  jedoch  gegenseitige  Testamente  nur  im  Falle  der 
gänzlichen  Ehescheidung,  nicht  der  blossen  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  weg.*) 

3.  Hinsichtlich  der  Kinder  wird  zumeist  eine  besondere  Ver- 
einbarung getroffen.  In  Ermangelung  von  einer  solchen  werden  die 
Kinder,  wenn  der  eine  Ehegatte  durch  seine  Schuld  die  Scheidung  ver- 
ursacht hat,  dem  anderen  überlassen;  in  anderen  Fällen  werden  sie  in 
Dänemark,  soweit  möglich,  unter  die  Ehegatten  gleich  vertheilt  In 
Norwegen^  kann  die  obere  Behörde,  wenn  die  Eltern  nicht  einig 
werden  können,  die  Entscheidung  darüber  treffen,  bei  welchem  der  Eltern 
die  gemeinsamen  ehelichen  Kinder  verbleiben,  oder  wie  sie  unter  ihnen 
vertheilt  werden  sollen. 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen.') 

In  den  vor  den  Gerichten  anhängig  zu  machenden  Ehestreitigkeiten 
kommen  die  allgemeinen  civilprozessualischen  Normen  zur  Anwendung*) 
nur  für  die  Ehescheidungssachen  gelten  einige  besondere  Regeln; 
welche  jedoch  nicht  von  grösserer  Bedeutung  sind.*) 

1.  Solche  Sachen  werden  vom  gewöhnlichen  Gerichte  behandelt. 
Auch  hinsichtlich  der  örtlichen  Zuständigkeit  gilt  in  der  Eegel 
nichts  besonderes.  Die  dänischen  oder  norwegischen  Gerichte  sind  also 
zuständig,  wenn  bei  Erhebung  der  Klage  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz 
im  Lande  hat.  Doch  ist  bestimmt,  dass  ein  Ehescheidungsprozess  gegen 
einen  Ehegatten,  der  verschollen  oder  dessen  Aufenthalt  unbekannt  ist. 


^)  Siehe  Genaueres  im  dän.  Gesetz  y.  9.  April  1891  u.  in  §§  2,  10,  norweg.  Gesetz 
Y.  6.  JuU  1892. 

>)  Dän.  Erbschafts-Verordu.  21.  Mai  1845  §  17,  norweg.  Erbgesetz  81.  Juli  1854 
§»  28,  29. 

■)  Gemäss  dem  Gesetze  y.  6.  Juli  1892  §  3. 

*)  Yergl.  J.  H.  Deuntzer:  Den  extraordinäre  Giyilproces  2.  Ausg.  Kopenhagen 
1894  S.  109—117,  Francis  Hagerup:  Foreläsninger  oyer  den  norske  Giyilproces. 
U.  Theil,  Ghristiania  1899,  S.  223—226. 

^)  Vgl.  über  die  Gerichtsorganisation  und  das  Verfahren  im  Allgemeinen  Leske- 
Loewenfeld  a.  a.  0.  II  S.  795 ff. 

')  Verordn.  y.  29.  Mai  1750,  dän.  Yerordn.  11.  September  1839  §  16,  norweg. 
Gesetz  y.  12.  October  1857  §  28. 
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bei  dam  Gtericht  aagängig  gemacht  werden  kann,  in  dessen  Bezirk  er 
sdnen  letzten  bekannten  Wohnsitz  gehabt  hat.  Der  Umstand,  dass  der 
EUgttr  ein  Aasländer  ist,  beschränkt  die  Zuständigkeit  des  dänisches 
oder  norwegischen  Gerichts  nicht. 

Was  die  Elhescheidnng  dorch  königliche  Bewilligung  betrifft,  so 
betrachtet  sich  —  wenigstens  in  Dänemark  —  die  Verwaltung  als 
kompetent,  wenn  die  Eheleute  im  Lande  ihr  Domizil  haben,  mögen  sie 
andi  nicht  dänische  Staatsbürger  sein;  ebenso  wenn  die  dänische  Fraa 
YOB  ihrem  Ehemanne,  einem  Ausländer,  verlassen  worden  ist^) 

Auch  zur  Bewilligung  einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erachten 
sich  die  Behörden  für  kompetent,  wenngleich  die  Parteien  Ausländer 
sind,  sofern  sie  nur  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  haben.*) 

2.  In  Ehescheidungssachen  wirkt  ein  besonderer  Vertreter  des  Staats- 
interesses nicht  mit.  Dagegen  ist  es  Pflicht  des  Richters,  sich  von  der 
Bichtigkeit  der  angeführten  Scheidungsgrfinde  zu  überzeugen;  er  darf 
also  nicht  ohne  Weiteres  das  eigene  Gteständniss  des  Beklagten  als  be- 
weisend gelten  lassen.^  Beruft  der  Kläger  sich  darauf,  dass  sein  Ehe- 
gatte ihn  verlassen  habe  oder  verschollen  sei,  so  ist  er  verpflichtet,  selbst 
eidliche  Erklärungen  über  den  näheren  Sachverhalt  abzugeben.  Wenn 
der  Beklagte  ausbleibt,  wird  für  ihn  ein  Vertreter  bestellt,  um  seine 
Interessen  zu  vertheidigen. 

3.  DasUrtheil,  das  die  Elhetrennung  ausspricht,  ist  als  konstitutives 
gegen  alle  rechtsverbindlich.  Besondere  einstweilige  Verfügungen 
während  des  Scheidungsprozesses  kennt  das  dänisch  -  norwegische  Recht 
nicht. 

§8. 

H.  Eheschliessung  im  Auslande 

(vor  Konsularbeamten). 

Nach  dem  dänischen  Gesetze  vom  19.  Februar  1892^)  kann  das 
Ministerium  des  Aeusseren  die  dänischen  Konsuln  im  Ausland  ermäch- 
tigen, bürgerliche  Eheschliessungen  vorzunehmen,  wenn  wenigstens 
ein  Theil  Däne  ist;  der  Konsul  kann  die  Handlung  einem  Vizekonsul 
übertragen,  nachdem  er  sich  selbst  von  der  Zulässigkeit  überzeugt  hat. 
Dabei  ist  insbesondere  zu  prüfen  (§  5) : 

a)  ob  die  Parteien  den  Gebrauch  ihrer  Vernunft  und  dasjenige 
Alter  haben,  welches  nach  der  Gesetzgebung  ihres  Heimath- 
landes zur  Eheschliessung  erforderlich  ist; 

b)  ob  kein  Theil  durch  eine  frühere  Ehe  gebunden  ist ; 

»)  Vgl.  Böhms  Zeitschr.  für  intern.  Privat-  u.  Sirafr.  Bd.  1  S.  541,  wo  auf 
Justusministerialschreiben  y.  30.  Juni  u.  11.  Dezember  1854  Bezug  genommen  ist. 

*)  Böhms  Zeitschr.  a.  a.  0.  S.  543. 

»)  D.L.  3—16—15—1,  N.L.  3—18—15—1. 

*)  Vollständige  deutsche  üebersetzung  des  Gesetzestextes  in  Böhms  Zeitschr.  für 
intern.  Privat-  u.  Strafr.  Bd.  2  S.  414. 
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c)  ob  die  Ehe  nicht  wegen  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft 
nach  dänischem  Rechte,  und  auch  nicht  nach  dem  Rechte 
des  Eheschliessungsorts,  sofern  ein  Theil  diesem  Rechte 
unterliegt,  verboten  ist; 

d)  ob,  wenn  die  Braut  früher  verheirathet  war,  ein  Jahr  seit  Beendi- 
gung ihrer  Ehe  vergangen  ist,  sofern  nicht  Grewissheit  bestdit, 
dass  sie  von  ihrem  früheren  Manne  nicht  schwanger  ist; 

e)  ob  die  Brautleute  die  nach  dem  Rechte  ihres  Heimathlandes 
erforderliche  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  haben. 

Die  Konsuln  verfahren  im  Wesentlichen  nach  den  Vorschriften 
des  dänischen  Rechtes  über  bürgerliche  Ehen.  Verweigert  der  Konsul 
die  Amtshandlung,  so  kann  die  Entscheidung  des  Ministeriums  des 
Aeussem  angerufen  werden  (§  8).  Eine  nach  diesem  Gesetz  eingegangene 
Ehe  hat  im  Bereiche  der  dänischen  Gesetzgebung  dieselbe  Gültigkeit, 
als  wenn  sie  in  Dänemark  geschlossen  wäre;  doch  wird  ausdrücklieh 
bemerkt,  dass  die  Geltung  ausserhalb  Dänemarks  nicht  verbürgt  werden 
könne  (§  9). 

Nach  dem  norwegischen  Gesetze  vom  15.  Juni  1878  §  3  kommt 
den  norwegischen  Konsuln  eine  ähnliche  Befugniss  zu,  doch  nur  sofern 
beide  Brautleute  norwegische  Unterthanen  sind. 

§9. 

J.  Internationales  Privatrecht.  ^) 

Bei  dem  Mangel  positiver  Gesetzesbestimmungen  über  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Fragen  ist  in  der  Wissenschaft  sowie  in  der 
Gerichts-  und  Verwaltungspraxis  Vieles  streitig;  doch  können  immerhin 
einige  leitende  Gesichtspunkte  angegeben  werden. 

1.  Verlöbniss.  Die  bindende  Kraft  eines  Eheversprechens  wird 
gewöhnlich  nach  dem  Rechte  des  Landes  beurtheilt,  in  welchem  die  in 
Anspruch  genommene  Person  ihren  Wohnsitz  hat.  In  einem  Obergerichts- 
erkenntniss  v.  5.  Juli  1880  ist  dagegen  für  eine  Klage  auf  Erfüllung 
des  Eheversprechens  oder  Ersatz  wegen  Nichterfüllung  die  lex  fori,  d.  h. 
das  dänische  Recht  für  anwendbar  erachtet  worden  gegen  die  von 
anderer  Seite  vertretene  Meinung,  dass  die  Frage  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  zu  entscheiden  sei,  wo  die  Verlobung  erfolgte  und  wo  auch 
nach  der  Absicht  der  Parteien  die  Ehe  eingegangen  werden  sollte.*) 

^)  Nordisk  Rotsencyklopädi  I.  Retskilderne  von  Ebbe  Hertzberg.  Kopen- 
hagen 1890  S.  227 — 230,  J.  H.  Deuntzer:  Kort  Fremstilling  af  Retssystemets,  navnlig 
Privatrettens  almindelige  Del.  2.  Ausg.  Kopenhagen  1886,  S.  96— 102,  A.W.  Scheel: 
Priyatrettens  almindelige  Del.  Kopenhagen  1875,  S.  415 — 438,  A.  S.  Oersted:  Bnnomia 
IV.  Bd.  S.  50—57,  O.  A.  Backe  in  Norsk  Retstidende  1885  S.  803,  und  besonders  über 
„Ehe  eingegangen  im  firemden  Staate**  Platou's  oben  citirte  Schrift  S.  79 — 84,  — 
Vgl.  auch  Böhms  Zeitschr.  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  1  S.  227  fr.  und 
S.  589  flF. 

«)  Vgl.  ü.  f.  R  1881  S.  41 ;  Böhms  Zeitschr.  Bd.  1  S.  227. 
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Soweit  es  sich  nm  die  auf  der  Verordnung  y.  5.  März  1734  bemhende 
Verpflichtung  zur  Elheschliessung  auf  Grund  der  Schwängerung  der  Braut 
handelt,  durfte  gewöhnlich  zu  fordern  sein,  dass  die  das  Recht  be- 
gründenden Thatsachen  sich  im  Inland  ereignet  haben. 

2.  Eingehung  der  Ehe.  a)  Hinsichtlich  der  Form  der  Ehe- 
schliessung sind  gewöhnlich,  gemäss  dem  Satze  „locus  regit  actum^, 
die  Gesetze  des  Eängehungsorts  entscheidend.  Doch  scheint  man  in 
Norwegen  geneigt  zu  sein,  den  Parteien  auch  die  Eheschliessungsform 
ihres  Heimathlandes  (des  Landes,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben)  anheim- 
zustellen. ^) 

b)  Hinsichtlich  der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  und 
der  sonstigen  materiellen  Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe 
legt  man  wohl  auch  prinzipiell  das  Gewicht  auf  die  Gesetze  des  Ein- 
gehungsorts. Doch  wird  eine  im  Ausland  eingegangene  Ehe  natürlich 
nicht  im  Inlande  fortgesetzt  werden  können,  wenn  sie  absolut  zwingende 
Sittlichkeitsrücksichten  verletzt,  so  z.  B.  wenn  Incest  oder  Bigamie  da- 
durch begangen  worden  ist,  und  andererseits  werden  inländische  Behörden 
der  Regel  nach  ablehnen,  Ausländem  zu  einer  klar  erkennbaren  Um- 
gehung der  Gesetze  ihres  Landes  behülflich  zu  sein.  In  Norwegen  wird 
man  vieUeicht  unbedingt  fordern,  dass  von  Inländern  die  norwegischen 
Gesetze  befolgt  werden,  gleichgültig  wo  die  Ehe  eingegangen  wird.*) 

3.  Wirkungen  der  Ehe.  a)  Die  persönlichen  Rechtsbe- 
ziehungen der  Eheleute  zu  einander  richten  sich  nach  dem  Personal- 
statute der  Eheleute,  d.  h.  nach  den  Gesetzen  ihres  Domizils.  Wenn  die 
Eheleute  später  ihren  Wohnsitz  ändern,  so  gelten  von  da  ab  die  Gesetze 
des  neuen  Wohnortes. 

b)  Das  eheliche  Güterrecht  wird  durch  die  Gesetze  des 
Landes,  wo  die  Ehegatten  zur  Zeit  der  Eheschliessung  ihren  Wohnsitz 
hatten,  dergestalt  bestimmt,  dass  grundsätzlich  ein  späterer  Domizil- 
wechsel für  einflusslos  erachtet  wird;  doch  scheinen  einige  geneigt  zu 
sein,  hinsichtlich  künftiger  Erwerbungen  und  Verpflichtungen  die  Gesetze 
des  neuen  Wohnortes  in  Kraft  treten  zu  lassen  und  Andere  wollen  auf 
Grundbesitz  unbedingt  die  „lex  rei  sitae"  zur  Anwendung  bringen.  Ein 
im  Ausland  errichteter  Ehevertrag  muss,  wenn  der  Mann  später  seinen 


^)  Für  Dänemark  wird  dies  verneint,  so  dass  z.  B.  eine  von  Dänen  in  Frank- 
reich nicht  in  der  dort  gebotenen  bürgerlichen  Form,  sondern  nur  in  der  in  Dänemark 
geltenden  kirchlichen  Form  geschlossene  Ehe  nicht  als  gältig  anerkannt  werden  würde. 
Böhms  Zeitschr.  a.  a.  O.  S.  228. 

')  In  Dänemark  besteht  eine  Yerordn.  y.  30.  März  1827,  die  bei  Strafe  ver- 
bietet (§  2),  dass  Dänen  sich  ausser  Landes  begeben,  um  eine  Ehe  einzugehen,  die 
ihnen  im  Lande  nicht  gestattet  werden  könnte ;  der  König  behält  sich  vor,  durch  eine 
Resolution  (also  durch  einen  Verwaltnngsakt,  ohne  richterliches  Urtheil)  eine  solche 
Ehe  selbst  dann  aufzuheben,  wenn  sie,  im  Inlande  eingegangen,  nicht  annullirt  werden 
könnte,  also  z.  B.  wegen  mangelnder  Einwilligung  der  Eltern.  Vgl.  Böhms  Zeitschr. 
a.  a.  0.  S.  540. 
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Wohnsitz  in  Dänemark  aufschlägt,  binnen  Monatsfrist  gerichtlich  knnd* 
gemacht  („tingläsf^)  werden.^) 

In  Norwegen  gut  eine  ähnliche  Regel,  wenn  Einwohner  des  Reiches 
im  Ausland  einen  Eheyertrag  eingegangen  haben;  dieser  braucht  jedoch 
erst  binnen  6  Wochen  zur  „Tingläsning"  eingeliefert  zu  werden.*) 

4.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett, 
a)  Damit  eine  Thatsache  Ehescheidung  herbeiführen  könne,  muss  der- 
selben sowohl  nach  der  lex  fori  als  auch  nach  dem  Gesetze  des  Landes, 
wo  die  Ehegatten  beim  Eintritte  der  Thatsache  wohnhaft  waren,  eine 
solche  Wirkung  beigelegt  sein.  Doch  wird  auch  die  Meinung  vertreten, 
dass  es  auf  den  Ort,  wo  das  die  Scheidung  begründende  Faktum  ge- 
schehen sei,  nicht  ankomme.^) 

Bei  der  Scheidung  durch  königliche  Bewilligung  ist  es  —  wenigstens 
in  Dänemark  —  Praxis,  dass  die  Verwaltung  in  zweifelhaften  Kompetenz- 
fällen sich  zunächst  im  Wege  der  Anfrage  bei  der  betreffenden  fremden 
Regierung  vergewissert,  ob  die  Entscheidung  der  dänischen  Verwaltung 
anerkannt  werden  würde.*) 

Eine  im  Ausland  ausgesprochene  Ehescheidung  wird  aner- 
kannt, selbst  wenn  die  Parteien  Dänen  bezw.  Norweger  sind,  sofern  nur 
nach  dänischem  bezw.  norwegischem  Rechte  die  betreffende  ausländische 
Behörde  zur  Entscheidung  zuständig  war.*^)  Ebenso  werden  die  in  der 
ausländischen  Entscheidung  etwa  enthaltenen  Beschränkungen  des  Rechtes 
zur  WiedeiTerheirathung,  desgleichen  die  darin  ausgesprochenen  oder 
ipso  iure  sich  ergebenden  sonstigen  Wirkungen  der  Scheidung  bezüglich 
der  Vermögensverhältnisse  als  verbindlich  respektirt.*) 

b)  Einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann  die  spezifische 
Bedeutung,  dass  nach  Ablauf  von  3  Jahren  die  gänzliche  Ehescheidung 
nachgesucht  werden  kann  (oben  S.  447),  nur  beigemessen  werden,  wenn 
die  Trennung  von  der  inländischen  Behörde  bewilligt  war.  Wenn  in 
Dänemark  eine  solche  Bedeutung  auch  einer  in  Norwegen  bewilligten 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  beigelegt  wird  (vgl.  Justizministerial- 
schreiben  v.  30.  Juni  1854),  so  ist  das  nur  eine  durch  die  frühere  Rechts- 


')  Gesetz  y.  7.  April  1899  §  33. 

")  Gesetz  v.  29.  Juni  1888  §  3. 

')  Böhms  Zeitschr.  a.  a.  O.  S.  541.  Daselbst  ist  als  Beispiel  angefahrt,  dass, 
wenn  Eheleute  aus  Frankreich  eingewandert  sind,  die  Ehefrau  wegen  eines  von  ihrem 
Ehemanne  in  Frankreich  begangenen  Ehebruchs  ein  Scheidungsurtheil  in  Dänemark 
auch  dann  würde  erlangen  können,  wenn  der  Mann  seine  Konkubine  nicht  im  ehelichen 
Hause  gehalten  hat.  Dabei  ist  freilich  übersehen,  dass  die  in  diesem  Beispiele  voraus- 
gesetzte Beschränkung  des  Klagerechts  der  Ehefrau  auch  in  Frankreich  nach  dem 
Gesetze  v.  27.  Juli  1884  nicht  mehr  gilt.    Für  Belgien  würde   das  Beispiel  zutreffen. 

*)  Böhms  Zeitschr.  a.  a.  0.  S.  541,  542. 

^}  Vgl.  dänisches  Justizministerialschreiben  y.  11.  März  1876,  Minist.  Tid.  S.  37; 
Böhms  Zeitschr.  S.  542  a.  a.  0. 

•)  Dan.  Obergerichtsurtheil  v.  2.  Dezember  1878;  U.  f.  R.  1879  S.  419;  Böhms 
Zeitschrift  a.  a.  0. 
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geaieinschaft  der  beiden  Länder  gerechtfertigte  Ansnahme.  Im  Uebrigen 
aber  wird  einer  von  der  zuständigen  ausländischen  Behörde  ansgesprochenen 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  keineswegs  jede  Wirkung  abzusprechen 
sein;  es  werden  insbesondere  die  über  die  Yermögensyerhältnisse  uad 
über  die  Fürsorge  für  die  Kinder  getroffenen  Bestimmungen  für  gültig 
erachtet  und  es  wird  in  der  Verweigerung  des  Zusammenlebens  keine 
bösliche  Verlassung  gefunden  werden.^) 


')  Böhms  Zeitschr.  a.  a.  O.  S.  543. 
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Schweden. 


Von 


A.  Winroth, 

Professor  an  der  Univendtät  Upsala.^) 


^)  Die  Herren  B.  Gylddn   und  H.  Wik ander  in  Upeala  haben  den  Verfasser 
bei  der  Zasammenftellung  des  Materials  für  die  nachstehende  Darstellnng  nnterstätit. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

Die  Quellen  des  schwedischen  Eherechts  finden  sich  im  Gesetzbnche 
des  schwedischen  Reichs  von  1734  (genehmigt  und  angenommen  auf  dem 
Reichstag  im  Jahre  1734,  vom  König  bestätigt  am  23.  Januar  1736), 
dessen  erster  Abschnitt  „Gifterm&lsbalk^  das  Eherecht  behandelt.  Hier- 
an schliessen  sich  im  Laufe  der  Zeit  gegebene  Gesetze  und  königl.  Ver- 
ordnungen (vom  Jahre  1825  an  in  der  schwedischen  Gesetzsammlung 
publizirt).    Davon  kommen  folgende  besonders  in  Betracht: 

1.  Die  Ehescheidungsverordnung  vom  27.  April  1810. 

2.  Das  Gesetz  vom  8.  November  1872  über  das  Recht  mändiger 
Personen  weiblichen  Geschlechts  zur  Eheschliessung  und  zum 
Abschlüsse  von  Eheverträgen. 

3.  Das  Ehevertragsgesetz  vom  27.  Juni  1896. 

4.  Die  umfassende  Gesetzgebung  vom  1.  Juli  1898,  welche  das 
eheliche  Güten^echt  in  vielen  Beziehungen  verändert  hat^)*) 

Ausserdem  enthält  das  schwedische  Kirchen-Gesetzbuch  von  1686 
ergänzende  Bestimmungen. 

Literatur« 

Geltendes  Recht: 

Winroth,   A.,   Svensk   Civilrätt  I:    Äktenskaps   ingaende   och 
upplösning  (Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe,  Lund  1898); 

^)  Ueber  andere  Gesetze  und  Verordnungen  siehe  die  jährlich  erscheinenden 
Ausgaben  des  schwedischen  Gesetzbuchs  nebst  Verordnungen,  herausgegeben  von 
Skarin  und  Uppström.  —  Bei  Oitirung  von  Gesetzen  und  Verordnungen  sind  hier 
folgende  Abkürzungen  gebraucht: 

G.B.  -B  Gifterm&lsbalky  d.  i.  der  von  der  Ehe  handelnde  Abschnitt  des  Gesetz- 
buchs von  1734; 
A.B.  ^^  Arfdabalk,  d.  i.  der  Abschnitt  yom  Erbrecht; 
R.B.  s=  Kätteg&ngsbalk,    d.    i.    der    Abschnitt    vom    Prozessrecht    (Leske- 

Loewenfeld  11  S.  457); 
BLB.  :=  Handelsbalk,  d.i.  der  Abschnitt  vom  Handelsrecht; 
K.R.  =s  Königl.  B.esolution; 
E.B.  =  Königl.  Brief; 
Kyrk  L(ag)  »■  Kirchengesetz ; 

N. JA.  =  Nytt  Juridiskt  Arkiv  (eine  seit  1874  von  G.  B.  A.  Holm  heraus- 
gegebene Präjudikatensammlung,  die  (Jriheile  des  schwedischen  „Höchsten 
Gerichts''  enthaltend). 
*)  Ueber  Ausgaben  des  schwedischen  Gesetzbuchs  in  deutscher  und  französischer 
Sprache,  wie  auch  dieses  Gesetzbuch  betreffende  geschichtliche  Notizen,  siehe  Leske- 
Loewenfeld,   Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr,  Band  II  S.  467  n.  458. 
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Winroth,  A.,  Svensk  Givilr&tt  11:  Äktenskaps  r&ttsyerkniiigar 
(Bechtswirkm^en  der  Ehe,  Malmö  1900  bis  1901); 

—  Svensk  avilrätt  DI:  FörUdrarätt  (Eltenirecht,  üpsala  1901). 

Ausserdem  die  bei  Leske-Loewenfeld,  BcK^htsyerfolgiing 
im  internationalen  Verkehr,  Bd.  n  S.  467,  468  nachgewiesene 
Literatur  Ober  schwedisches  Civilrecht,  sowie  femer  speziell 
über  Eherecht: 

Oliyecrona,  R,  Om  makars  giftor&tt  i  bo  och  om  boets  f5r- 
yaltning  (Recht  der  Gatten  am  Ehegut  und  dessen  Verwaltung, 
Stockhohn  1882); 

Olivecrona,  B.  in  Clunet,  Journal  du  droit  international,  1883, 
S.  343ff. 

Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  daas 
les  principauz  pays  civilis^  (Paris  1899),  S.  3848. 

Ziemssen,  W.,  Ueber  Ehe  und  Ehescheidung  nach  schwedischem 
Rechte  (Greifswald  1841); 

Hellner,  J.,  Hustrus  förmiga  af  r&ttshandlingar  efter  svensk 
förmögenhetsrätt  ((jfeschäftsf&higkeit  der  Elhefrau  nach  schwedi- 
schem Vermögensrecht,  Lind  1896). 

Hellner,  J.,  Om  giltigheten  af  utomlands  ingigna  äktenskap  i 
Förhandlingama  k  det  ittonde  Nordisken  Juristmötet  BiL  2  (yon 
der  Gültigkeit  der  im  Auslande  eingegangenen  Ehen  in  den 
Verhandlungen  des  aditen  nordischen  Juristentages,  Beilage  2.) 

Bechtsgeschichtliche  Arbeiten: 
Winroth,  A.,  Ur  mina  Föreläsningar  I:  Äktenskapshindren  (Ehe- 
hindemisse,  Lund  1890); 

—  Ur  mina  Föreläsningar  11:  Äktenskaps  ing&ende  (Eingehung 
der  Ehe,  Lund  1892); 

Thyr6n,  J.,  Makes  gäld  enligt  svensk  rättsutveckling  med 
hufvudsakligt  afseende  p&  makes  före  äktenskapet  gjorda 
g&ld  (Schuldenhaftung  der  Ehegatten  nach  schwedischer  Rechts- 
entwicklnng,  mit  besonderer  Berttcksichtignng  der  vorebelidien 
Schulden,  Lund  1893). 

B.  Verlöbniss. 

Nach  schwedischer  Bechtspraxis  muss  ein  Veiiöbniss,  um  rechtliche 
Gültigkeit  zu  haben,  in  der  rom  Gesetze  yorgeschriebenen  Form  ein- 
gegangen werden,  entweder  vor  vier  Zeugen  mfindlich  ^)  oder  schrifUicL*) 
Steht  die  Braut  unter  „ehelicher  Vormundschaft'',^  so  bedarf  sie  ausser- 
dem der  Einwilligung  von  deren  Inhaber  (Giftoman)  ^).    Ein  formloses 

0  G.B.  3  §  1. 
«)  G.B.  3  §  9. 
*)  Vgl.  8.  460. 
*)  G.B.  8  §  1. 
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Eheyersprechen  (Äktenskapslöfte)  erlangt  die  Natur  und  Bechtskraft  der 
Yerlobiing  erst,  wenn  die  Kontrahenten  das  Aufgebot  nachsach^L^)  Ein 
Yerlftbniss,  anf  welche  Art  es  anch  zu  Stande  gekommen  sei,  wird  ausser- 
dem dadurch  notorisch.  Hiermit  entsteht  ein  Recht  und  eine  Pflicht  Ar  die 
mständigen  Beamten,  von  selber  auf  das  Yerlöbniss  Rflcksicht  zu  nehmen, 
wenn  es  gilt,  eine  EIhe  mit  einem  Dritten  einzugehen  oder  z.  B.  im  Yer- 
hUtnisse  der  Parteien  zu  einander  die  in  Folge  dessen  bestehende 
Zeognissnnf&higkeit  festzustellen.^ 

Die  Auflösung  eines  notorischen  Yerlöbnisses  bei  Lebzeiten  der 
Yerlobten  bedarf  ebenfalls  rechtlicher  Form.  Ist  über  die  Auflösung  eine 
übereinstimmende  Willenserklärung  vorhanden,  so  haben,  sofern  nicht 
notorisch  Beiwohnung  stattgefunden  hat,')  die  kirchlichen  Behörden  — 
das  Domkapitel  —  ohne  weiteres  einen  Scheidungsbrief  auszustellen.^) 
AnderenfaUs  wird  die  Sache  vor  Gericht  entschieden.  Nur  in  gewissen 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  wird  dabei  die  beantragte  Auflösung  ohne 
weiteres  bewilligt  Sonst  wird  wohl  ein  Urtheil  auf  Auflösung  aus- 
gesprochen, jedoch  mit  der  sich  daranschliessenden  EIrklärung,  dass  der 
Kläger  nicht  ohne  Zustimmung  der  andern  Partei  ein  neues  Eheverlöbniss 
eingehen  darf.  Es  giebt  indessen  Beispiele,  dass  von  dem  auf  diese 
Weise  konstituirten  Ehehindemisse  Eönigl.  Dispens  bewilligt  worden  ist.^) 

In  Bezug  auf  die  Rechtsfolgen,  welche  der  Bruch  oder  die  Scheidung 
eines  Yerlöbnisses  mit  sich  führen,  sei  zu^^t  erwähnt,  dass  die  durch 
das  Yerlöbniss  entstandene  Zengnissunf ähigkeit  wegfällt.  Feiner  kommen 
Bestimmungen,  Üiefls  über  die  Yerlöbnissgaben  (Fästningag&fvor),  theils 
über  die  in  gewissen  Fällen  eintretende  Schadensersatzpflicht  in  Betracht 
Als  allgemeine  Regel  gilt,  dass  die  Yerlöbnissgaben  auf  beiden  Seiten 
zurückzugeben  sind.  Diese  Pflicht  liegt  jedoch  nur  der  einen  Partei  ob, 
wenn  sie  die  Schuld  an  der  Auflösung  des  Yerlöbnisses  trägt*)  Stirbt 
der  Bräutigam,  so  erhält  die  überlebende  Braut  ihre  Gaben  zurück, 
während  sie  yon  den  Gaben  des  Bräutigams  nur  Geld,  Werthpapiere 
uid  Waren  herauszugeben  hat,  also  dasjenige  behält,  was  sie  vom 
beweglichen  Yermögen  zum  persönlichen  Gebranch  empfangen  hat  Un- 
bewegliches Yermögen  kommt  als  Yerlöbnissgabe  nicht  yor.  Stirbt  die 
Btaxktj  so  gilt  die  allgemeine  Regel.  "^  Wenn  die  eine  Partei  allein 
die  Auflösung  verursacht  hat,  so  hat  sie  der  anderen  Schadenersatz  zu 
leisten^  ausser  in  dem  Falle,  dass  das  Yerlöbniss  wegen  falscher  An- 


^)  E.R.  vom  29.  Miln  1889,  eingeführt  im  Kirchengesetzbuch,  herausgegeben  von 
P.  Rydholm  10.  Aufl.  1890  S.  86. 

«)  G.B.  8  §  6  v.  R.B.  17  §  7. 

*)  Ist  dies  der  FaU,  so  entsteht  eine  sogen,  onyollkonunene  Ehe,  die  daher  anf 
andere  Art  gelöst  werden  mnss;  siehe  hierüber  unten  S.  465,  466. 

4)  G.B.  4  §  4  u.  E.Br.  vom  11.  November  1747. 

<»)  N.JA.  1888  S.  5. 

•)  G.B.  3  §  6. 

^  G.B.  S  §  8. 

^  GJB.  8  §  6  u.  4  §  6 
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gaben  des  Mannes  über  seinen  Namen  und  Stand  gelöst  wird.^)  Die 
Schadensansprüche  umfassen  hauptsächlich  Aufwendungen,  die  ihren 
Grund  im  Verlöbnisse  haben ;  es  kommen  aber  nur  die  Aufwendungen  der 
Verlobten  selbst  in  Betracht 

Das  Versprechen  eines  Schadensersatzes  für  den  Fall,  dass  die 
Eingehung  der  Ehe  ohne  rechtlich  begründete  Ursache  unterbleibt,  wird 
als  gültig  angesehen. 

Unter  gewissen  Voraussetzungen  kann  das  Verlöbniss  die  Bedeutung 
einer  ^^unvollkommenen  Ehe"  erlangen;  hierüber  nachstehend  S.  466, 466.*) 

§3. 

O.  Eheschliessung. 

L  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Die  unbeschränkte  Geschäfts- 
fähigkeit tritt  mit  der  Vollendung  des  21.  Lebensjahi*es  ein  und  für 
eine  verheirathete  Frau,  wenn  ihre  Ehe  aufgelöst  worden  ist.^ 
Die  Frau  wird  durch  Eingehung  der  Ehe  geschäftsfähig  mit  den  Be- 
schränkungen, welche  die  eherechtlichen  Bestimmungen  mit  sich  bringen. 
—  Ein  Mann  darf  eine  Ehe  nicht  vor  seiner  Volljährigkeit,  eine  Frau 
nicht  vor  Vollendung  des  17.  Lebensjahres  eingehen,  Lappländer  jedoch 
schon  mit  vollendetem  17.  und  Lappländerinnen  mit  vollendetem  15.  Lebens- 
jahre.   Von  diesen  Vorschriften  kann  der  König  Befreiung  bewilligen.*) 

Der  Einwilligung  ihres  ehelichen  Vormunds  —  Giftoman  *^)  — 
bedarf  die  wegen  ihres  Alters  oder  wegen  anderer  Ursachen  unmündige 
Frau,  ausgenommen  in  dem  Falle,  dass  sie  verheirathet  gewesen  ist.*) 
Die  „eheliche  Vormundschaft"  hat  in  erster  Hand  der  Vater  auszuüben; 
ist  er  todt,  so  tritt  die  Mutter  an  seine  Stelle.  Sind  beide  Eltern  todt,  so 
kommt  derjenige  zuerst  in  Betracht,  welcher  vom  Vater  oder  eventuell 
von  der  Mutter  ernannt  worden  ist.')  Existirt  kein  solcher  Ehevormund, 
so  treten  die  Verwandten  ein,  wobei  das  Prinzip  befolgt  wird,  dass 
diejenigen  das  Vorrecht  haben,  welche  nach  civiler  Gradberechnung  im 
nächsten  Gliede  stehen,  und  femer,  dass  die  Seitenverwandten  den  Ascen- 
denten  vorgehen;  von  den  letzteren  gehen  die  Verwandten  väterlicher 
Seite  denen  mütterlicher  Seite  vor.  Von  den  Seitenverwandten  kommen 
zuerst  diejenigen  in  Betracht,  welche  im  Verhältnisse  zur  Frau  von 
nächster  gemeinsamer  Abstammung  sind.    Femer  gilt,  dass  die  Verwandten 


»)  G.B.  4  §  6. 

*)  Vgl.  hierzu,  insbesondere  über  den  Unterschied  zwischen  einem  blossen 
bindenden  Verlöbniss  und  einer  sogen,  unvollkommenen  £he  im  Sinne  des  schwedischen 
Rechtes:  Maurer  in  Böhm's  Zeitschr.  für  intern.  Privat-  und  Strafr.  2  S.  383,  334. 

■)  A.B.  19  §§  1  u.  3. 

*)  G.B.  1  §  6. 

^)  £ine  schon  iu  den  ältesten  Bechisbüchern  Schwedens  vorkommende  Be- 
zeichnung für  den  Inhaber  des  Mundiums. 

•)  G.B.  1  §  1  u.  Ehevormundsverordnungen  v.  8.  November  1872  u.  17.  März  1882. 

')  Ö.B.  1  §  2. 
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des  Vaters  den  Vorrang  vor  denen  der  Mutter  einnehmen,  vollbürtige 
vor  den  halbbürtigen  und  schliesslich  die  älteren  vor  den  jüngeren.  In 
dieser  ganzen  letzten  Grappe  kommen  nur  Männer  in  Frage,  so  dass  von  den 
weiblichen  Verwandten  nur  die  Mutter  die  eheliche  Vormundschaft  aus- 
üben kann.  Seitenverwandte,  welche  im  Verhältniss  zur  unmündigen  Frau 
entfernter  von  dem  gemeinsamen  Stamme  stehen,  kommen  auch  nicht  in 
Betracht.  Sind  keine  berechtigten  Verwandten  vorhanden,  so  tritt  der 
Vormund  ein,^)  und  in  letzter  Hand  ernennt  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirke  die  Frau  ihr  Domizil  hat,  einen  Ehevormund.*)  —  Pflegeeltern 
üben  das  Becht  der  natüi^lichen  Mtem  aus.  Bei  unehelichen  Eondem 
weichen  der  Vater  und  die  väterlichen  Verwandten  der  Mutter  und  den 
mütterlichen  Verwandten. 

Männer  und  mündige  Frauen  bedürfen  zur  Eingehung  einer  Ehe 
nicht  der  Einwilligung  einer  dritten  Person.  Modifizirt  wird  diese  Regel 
dadurch,  dass  Söhne  oder  nicht  unter  ehelicher  Vormundschaft  stehende 
Töchter,  welche  heirathen,  während  sie  noch  im  Brod  der  Eltern  stehen, 
vom  Vater  oder  von  der  Mutter  enterbt  werden  können,  wenn  in  Betracht 
der  Umstände  die  Eingehung  der  Ehe  eine  besondere  Beiseitesetzung 
der  elterlichen  Autorität  einschliesst.*) 

2.  Besondere  Willensmängel.  Wie  andere  Verträge  wird  die 
Ehe  im  Fall  von  Willensmangel  (Wahnsinn  inbegriffen),  von  Nichtüber- 
einstimmung des  Willens  mit  der  Willenserklärung,  ferner  durch  Zwang,*) 
Betrug  und  Irrthiun  im  Allgemeinen  ungültig,  d.  h.  sie  „geht  zurück".*) 
Ueber  die  Einwirkung  des  Irrthums  sei  jedoch  bemerkt,  dass  dieser  nur 
in  Bezug  auf  Impotenz  des  einen  Ehegatten  vom  Gesetz  ausdrücklich 
erwähnt  wird.®)  Aus  allgemeinen  Rechtsregeln  kann  man  aber  schliessen, 
dass  der  Irrthum  des  einen  über  die  Person  (Identität)  des  andern  Theils 
die  Willenserklärung  der  Eheschliessung  gleichfalls  ungültig  macht  — 
Betrug  kommt  für  einen  Ehegatten  nur  dann  in  Betracht,  wenn  derselbe 
vom  anderen  Ehegatten  ausgeübt  ist,  eine  Voraussetzung,  welche  bei 
Zwang  nicht  in  Frage  kommt.  Uebrigens  ist  Betrug  nur  in  gewissen 
Fällen  üngültigkeitsgrund :  Verheimlichung  einer  unheilbaren  ansteckenden 
oder  ekelhaften  Krankheit,  Beiwohnung  mit  einer  dritten  Person  nach 
der  Verlobung,  Geschlechtsverkehr  der  Braut  mit  einem  Dritten  vor  der 
Verlobung  und  falsche  Angaben  des  Mannes  betreffend  Namen  und 
Stand.')  Der  König  greift  indessen  auch  mit  seinem  ihm  in  Trennungs- 
fällen zukommenden  Dispensationsrecht  ein.^) 


')  a.B.  1  §  3. 

«)  G.B.  1  §  4. 

»)  ö.ß.  6  §  2. 

*)  Vgl.  Kyrk  L.  15  §  10  u.  G.B.  4  §§  1  u.  7. 

^)  Ueber  diesen  Ausdruck  siehe  unteu  S.  472. 

•)  KyrkL.  16  §  10;  vgl.  GJB.  13  §  8. 

"O  G.B.  4  §  6  u.  13  §  7  u.  8. 

«)  Siehe  unten  S.  480  Anm.  1. 
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n.  Ehehindernisse  and  Eheverbote: 

1.  Heidnische  Religion.  Da  Personen  von  anderer  als  christ- 
licher oder  mosaischer  Religion  keine  gesetzlich  anerkannte  Form  fftr 
E^mgehnng  der  Ehe  haben,  sind  sie  nicht  im  Stande,  eine  gesetzliche 
Ehe  zn  schliessen.    Dispensation  ist  ausgeschlossen. 

2.  Epilepsie.  Nach  einem  E.  Brief  vom  26.  November  1767  ist  es 
denjenigen  verboten,  eine  Ehe  zu  schliessen,  welche  an  Epilepsie  (Epilepsia 
idiopatica)  leiden.    Dispensation  kommt  nicht  vor. 

3.  Vorher  bestehende  Ehe.  Als  allgemeine  Regel  gilt,  dass 
niemand  eine  Ehe  eingehen  darf,  bevor  seine  frtthere  Ehe  auf  die  eine 
oder  andere  Art  gelöst  worden  ist.  Es  giebt  Beispiele  einer  nachträglich 
gegebenen  Dispensation.  —  Inwiefern  das  Bestehen  einer  sogen,  „unvoll- 
kommenen EIhe"  der  Gültigkeit  einer  später  geschlossenen  Ehe  entgegensteht^ 
wird  im  Folgenden  unten  S.  466  erörtert.  —  Unter  welchen  Voraussetzungen 
im  Falle  der  VerschoUenheit  oder  Todeserklärung  eines  Gatten  der  andere 
eine  neue  Ehe  gültig  eingehen  kann,  wird  unten  S.  473  dargelegt.  Eine 
bestehende  Verlobung  bUdet  auch  ein  Ehehindemiss;  ein  notorisches  Ver- 
löbniss  (oben  S.  469)  ist  ein  öffentlich  rechtliches,  von  Amtswegen  zu 
beachtendes  Ehehindemiss.  Beiwohnung  nach  gegebenem  Eheversprechen 
erzeugt  ein  privatrechtliches  Ehehindemiss. 

4.  Verwandtschaft.  Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen  werden 
zwischen  Verwandten  in  gerader  Linie,  ^)  zwischen  solchen  Seiten- 
verwandten, von  welchen  beide  oder  ein  Theil  unmittelbar  vom  gemein- 
samen Parens  abstammen,^  sowie  zwischen  Verschwägerten  in  ge- 
rader Linie.  ^  Um  sogen,  confusio  graduum  zu  vermeiden,  ist  bestimmt, 
dass  ein  Sohn  nicht  die  Mutter  der  Frau  heirathen  kann,  mit  welcher 
sein  Vater  verheirathet  ist.*)  In  allen  diesen  Fällen  wird  kein  Unter- 
schied zwischen  voll-  und  halbbürtigen  Verwandten  gemacht  Verwandschaft 
und  Schwägerschaft  entstehen  auch  durch  aussereheliche  Beiwohnung.  ^) 
—  Dispensation  ist  nur  bei  dem  zur  Vermeidung  von  confusio  graduum 
eingeführten  Ehehindemisse  bewilligt  worden.  •)  —  Aus  allgemeinen  Rechts- 
regeln muss  man  schliessen,  dass  ein  Ehevormund  eine  Ehe  mit  der  unter 
seiner  ehelichen  Vormundschaft  stehenden  Frau  nicht  eingehen  kann,  eben- 
sowenig wie  ein  Pflegevater  oder  eine  Pflegemutter  mit  einem  Pflegekinde. 

6.  Ehebruch.  Ein  Ehegatte,  der  in  seiner  früheren  Ehe  einen 
Ehebmch  begangen  hat,  darf  keine  neue  Ehe  schliessen,  bevor  sein 
früherer  Ehegatte  gestorben  ist  oder  selber  eine  neue  Ehe  geschloss^ 
hat,  oder  endlich  die  neue  Ehe  erlaubt  und  der  König  seine  Zustimmung 
dazu  gegeben  hat.')    In  der  Rechtspraxis  stellt  sich  jedoch  die  Sache 

1)  G.B.  2  §§  1  u.  7. 

•)  Ö.B.  2  §§  2  u.  7. 

»)  G.B.  2  §§  4  u.  7. 

*)  G.B.  2  §  8. 

»)  G.B.  2  §  9. 

•)  K.B.  V.  19.  Juni  1768. 

')  G.B.  13  §  2. 
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etwas  anders.  Diese  Bestimmung  gilt  nunmehr  nnr,  wenn  die  frühere 
EIhe  wegen  Elhebmchs  durch  Scheidung  gelöst  worden  ist.  Der  König 
giebt  ausserdem  Dispensation  nicht  nur,  wenn  der  frühere  Ehegatte  die 
Schliessung  der  neuen  Ehe  erlaubt  hat,  sondern  auch,  wenn  besondere 
andere  Gründe  vorliegen.  —  Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen  werden^ 
zwischen  einem  Ehegatten  und  demjenigen,  mit  welchem  er  einen 
Elhebruch  begangen  hat^)  Dieser  Bechtssatz  wird  in  seiner  Anwendung 
so  beschränkt,  dass  er  nur  gilt,  wenn  der  Ehebruch  Scheidungsgmnd 
der  fr*üheren  Ehe  gewesen  oder  wenn  wegen  desselben  eine  Strafgericht* 
liehe  Verfolgung  eingeleitet  worden  ist.  Von  der  Vorschrift  wird  immer 
Befreiung  bewilligt,  wenn  nicht  die  frühere  Ehe  wegen  Ehebruches  durch 
Scheidung  aufgelöst  worden  ist;  in  diesem  letzten  Falle  dagegen  nur, 
wenn  besondere  Gründe  für  die  Befreiung  vorliegen. 

6.  Warte-  und  Trauerzeit.  Diese  ist,  wenn  die  Ehe  durch  den 
Tod  gelöst  wird,  für  einen  Mann  ein  halbes,  für  eine  Frau  ein  ganzes 
Jahr.*)  Wird  die  Ehe  durch  einen  Spruch  der  Behörden  gelöst,  so 
gut  eine  Wartezeit  nur  für  die  Frau,  nämlich  bis  sie  geboren  hat,  oder 
bis  die  Zeit,  in  welcher  ein  Kind  aus  der  früheren  Ehe  geboren  werden 
kann,  vorüber  ist.  —  In  letzter  Zeit  ist  hiervon  nicht  Dispens  gegeben  worden. 

7.  Mangelnde  Vermögensauseinandersetzung.  Nach  dem 
Ableben  seines  früheren  Ehegatten  darf  niemand  eine  neue  Ehe  eingehen, 
bevor  eine  Vermögensauseinandersetzung  zwischen  ihm  und  den  berech- 
tigten Hinterbliebenen  des  verstorbenen  stattgefunden  hat,  wobei  es 
gleichgültig  ist,  ob  die  Hinterbliebenen  mündig  oder  unmündig  sind.^ 
Diese  Bestimmung  gilt  nunmehr  auch,  wenn  die  Ehe  anders  als  durch 
den  Tod  gelöst  wird.*)  —  Dispensation  findet  nicht  statt.  Die  Gerichte 
sind  aber  befugt,  nach  Prüfung  der  Verhältnisse,  vor  der  Auseinander- 
setzung die  Eheschliessung  gegen  Bürgschaft  zu  gestatten.*^) 

8.  Mangelnde  Zustimmung  der  Behörden.  Diese  ist  nur  in 
einem  Fall  ein  eigentliches  Ehehindemiss.  Durch  ein  Königl.  Reskript 
vom  24.  Januar  1745  ist  verordnet,  dass,  wenn  zur  lebenslänglichen 
Zuchthausstrafe  vemrtheilte  Personen  eine  Ehe  eingehen  wollen,  sie 
dazu  die  Erlaubniss  des  Königs  brauchen.  Daran  schliessen  sich  später 
ähnliche  Vorschriften,  betreffend  Personen,  welche  zum  Tode  oder  zur 
Zuchthansstrafe  auf  gewisse  Zeit  verurtheilt  worden  sind.  —  Für 
Militärpersonen  existirt  nur  eine  Pflicht,  eine  eingegangene  Ehe 
anzumelden,  nämlich  für  die  Mannschaften  beim  Kompagniechef,  für 
Offiziere  bei  dem  Begimentskommandeur,  der  sie  bei  der  Pensions- 
kasse der  Armee  anzumelden  hat.  Dort  sollen  auch  die  Ehen  der- 
jenigen Militärs  angemeldet  werden,  welche  nicht  bei  einem  besonderen 
Tmppenverband    angesteUt    sind.      Entsprechendes    gilt    auch    für    die 


')  G.B.  2  8  11. 

«)  G.B.  12  g  3. 

»)  G.ß.  12§1. 

^)  fihescheidungsrerordn.  vom  27.  April  1810. 

*)  G.B.  12  §  2. 
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Marina^)  —  Für  Civilbeamten  giebt  es  keine  derartige  Vorschrift. 
—  Heirathen  männliche  Mitglieder  des  königl.  Hanses  ohne  Zustimmung 
des  Königs,  so  verlieren  sie  für  sich  und  ihre  Abkömmlinge  ihr^  Anrecht 
auf  den  Thron.*) 

Was  Ausländer  betrügt,  siehe  unten  S.  4821 

Von  dem  Dispensationsrecht  gilt,  dass  es  im  Allgemeinen  vom 
König  im  Staatsrathe  ausgeübt  wird.  Wie  schon  angedeutet  ist,  wird 
das  Recht  auch  in  solchen  Fällen  ausgeübt,  in  welchen  das  Gesetz  nicht 
davon  spricht. 

m.  Form  der  Eheschliessung. 

Das  schwedische  Recht  kennt  neben  der  ordentlichen,  vollkommenen 
Ehe  noch  vier  andere  eheliche  Verbindungen,  die  sogen,  unvollkommenen 
Ehen. 

1.  Vollkommene  Ehen.  Die  regelrechte  Form  der  Eheschliessung 
ist  die  kirchliche.  Es  ist  dies  die  einzig  gültige,  wenn  die  Nupturienten 
derselben  Kirche  angehören,  vorausgesetzt,  dass  die  Geistlichkeit  berechtigt 
ist,  eine  Trauung  vorzunehmen.^  Hierbei  folgt  jede  Kirche  ihrem  Ritual.*) 
Hat  jemand  unterlassen,  förmlich  aus  der  lutherischen  Kirche  auszutreten, 
und  kommt  hinzu,  dass  er  nicht  getauft,  oder  in  der  lutherischen  Kirche 
für  das  Abendmahl  nicht  gesetzmässig  vorbereitet  worden  ist,  so  steht 
ihm  nur  die  Civil  ehe  zur  Verfügung.*)  Dies  ist  auch  der  Fall,  wenn 
einer  der  Verlobten  sich  zum  mosaischen  und  der  andere  zu  einem 
christlichen  Glauben  bekennt,*)  so  auch,  wenn  beide  einer  christlichen 
Kirche  angehören,  die  keine  in  Schweden  trauberechtigte  Geistlichkeit 
hat')  Sind  sie  Mitglieder  verschiedener  christlicher  Kirchen,  von  welchen 
eine  oder  beide  trauberechtigte  Prediger  haben,  so  steht  ihnen  die  Wahl 
zwischen  Civilehe  und  Ehe  nach  deren  betreffendem  Ritual  zu  Gebot  ^ 

Zur  kirchlichen  Trauung  ist  jeder  Prediger  der'  schwedischen 
Staatskirche  (der  lutherischen)  berechtigt,  der  in  derselben  ordinirt  ist 
und   noch  die   ihm  dadurch  zukommenden  Rechte  hat;^)   örtUche  Zu- 


^)  Königl.  Regl.  y.  12.  April  1889  u.  Eeskr.  des  Seeministers  y.  7.  Januar  1890. 

')  Dies  gilt  auch,  wenn  sie  sich  mit  Töchtern  von  Privatpersonen  verheirathen. 
Vgl.  betreffend  morganatische  Ehen  unten  S.  466. 

*)  Die  hier  in  Frage  kommenden  kirchlichen  Gemeinden  sind  die  lutherischen, 
die  anderen  christlichen,  welchen  der  König  eine  besondere  Berechtigung  ertheilt  hat, 
und  schliesslich  die  mosaischen.     Vgl.  oben  unter  11,1  (S.  462). 

^)  KyrkL.  15  §§  4  u.  21,  Cirkular  v  13.  August  1838  §  4  betreffend  mosaische 
Glaubensgenossen  u.  Gesetz  y.  31.  Oktober  1873  §  5  über  Personen  fremder  christlicher 
Religion  und  deren  Ausübung. 

»)  Gesetze  v.  15.  Oktober  1880  u.  13.  Mai  1898. 

*)  Gesetz  y.  20.  Januar  1863  über  £hen  zwischen  Personen  von  christlicher 
und  mosaischer  Religion. 

^)  Gesetz  v.  81.  Oktober  1873  §  5. 

^  Gesetz  y.  31.  Oktober  1873  §  5. 

»)  KyrkL.  15  §§  22  u.  23;  22  §  4. 
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stäMdigfkeit  kcmimt  hierbei  nicht  in  Betracht.  In  anderen  Kirchen  werden 
in  dieser  Hinsicht  die  jeweiligen  Vorschriften  derselben  befolgt  Als 
Ordnungsvorschrift  gilt,  dass  der  Vorsteher  der  fremden  Qemeiiide  bei 
gewissen  bürgerlichen  Behörden  anmeldet,  dass  die  Prediger  trauungs- 
znständig  sind.^) 

Die  Ciyilehen  werden  in  der  Stadt  vom  Magistrat  (Vorstand  der 
Stadtgemeinde),  auf  dem  Lande  vom  „Eronofogde^  (nngefähr:  Landrath, 
Amtmann)  geschlossen.*)  Hierbei  gilt  (anders  als  bei  der  kirchlichen 
Trammg)  die  Norm,  dass  die  zuständigen  Behörden  nur  innerhalb  ihres 
Bezirkes  zu  trauen  haben. 

Der  Ehesehliessung  soll  ein  Aufgebot  vorangehen.  Die  Verlobten 
suchen  dies  nach  bei  dem  Prediger  in  der  staatddrchlichen  Gemeinde, 
welcher  die  Frau  durch  ihr  Domizil  angehört  Das  Angebot  geschieht 
11  der  genannten  Gemeinde  durch  Verkündignng  von  der  Kanzel  drei 
Sonntage  hintereinander.  Im  Kriegsfall,  oder  wenn  der  Mann  in  Diensten 
des  Beiches  zu  verreisen  hat,  wird  an  einem  Sonntag  oder  Feiertag  ein 
fttr  allemal  aufgeboten,  so  auch,  wenn  einer  der  Verlobten  auf  dem 
Sterbebette  liegt.  Eine  derartige  Einschränkung  des  Aufgebots  hat  der 
Prediger  zu  bewilligen,  an  welchen  der  Antrag  um  Aufgebot  gerichtet 
wird.*) 

Zur  Perfektion  einer  Ehe  in  staatskirchlicher  Form  oder  einer 
Givilehe  gehören  sowohl  eine  Erklärung  der  Verlobten,  als  ein  Spruch 
des  trauenden  Beamten,  bei  der  kirchlichen  Ehe  femer  die  Einsegnung. 
Folgende  Momente  sind  übrigens  wesentlich  für  das  Zustandekommen 
einer  Ehe:  die  für  den  besonderen  Fall  vorgeschriebene  Form  der  Ehe, 
sachliche  Zuständigkeit  der  Funktionäre,  bei  der  Civilehe  auch  örtliche 
Zuständigkeit  des  Standesbeamten,  und  bei  der  civilen,  wie  bei  der 
staatskirchlichen  Eheschliessung  die  persönliche  und  gleichzeitige  Gegen- 
wart der  Eheschliessenden  sowie  die  Abgabe  des  gegenseitigen  Ehe- 
versprechens ohne  Bedingungen.  Was  in  den  letztgenannten  Beziehungen 
für  andere  kirchliche  Ehen  wesentlich  ist,  richtet  sich  nach  den  Grund- 
sätzen der  besonderen  Konfessionen.^) 

2.  Unvollkommene  Ehen.*)   Eine  solche  Eheverbindung  entsteht: 

a)  wenn  Beiwohnung  zwischen  Verlobten  stattgefunden  hat;*) 

b)  wenn  darnach  ein  Gerichtsurtheil  folgt,  wodurch,  auf  Gesuch 
des  einen  Verlobten,  dieser  als  Ehegatte  des  anderen  erklärt  wird;') 


0  K.Eeskr.  y.  6.  August  1S94. 

«)  Gesetze  v.  20.  Januar  1868  §  3  u.  v.  31.  Oktober  1878  §  5. 

•)  G.B.  7  §  2  u.  KyrkL.  15  §  18. 

*)  Das  Heirathsregister,  ebenso  wie  das  Standesregister  im  Allgemeinen,  ist 
kirchHoh;  ßegisterfnhrer  sind  die  Prediger  in  den  staatskirchlichen  Gemeinden  und^  in- 
sofern der  König  dazu  das  Recht  gegeben  hat,  die  Vorsteher  oder  die  Geistlichkeit 
der  fremden  Gemeinden ;  Tgl.  E.  Verordn.  über  das  Standesregister  v.  6.  August  1894 
9§  1  n.  89. 

')  ^fifl*  hierzu :  Maurer  in  Böhmes  Zeitschr.  für  intern.  Privat-  u.  Strafr.  2  S.  384. 

•)  G.B.  3  §  9. 

^  G.B.  3  §  9. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Beohtsrerfolgang.    Ergänzangsband.  80 
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c)  wenn  ein  formloses  Eheversprechen  abgegeben  ist,  nnd  darnach 
Beiwohnung  stattfindet,  in  Veranlassung  wovon  auf  Verlangen  der  Frau 
ein  ähnlicher  Gerichtsspruch  erfolgt;^) 

d)  wenn  unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  unter  c  (formloses 
Eheversprechen  und  Beiwohnung),  nach  Niederkunft  der  Frau,  der  Mann 
diese  als  seine  Verlobte  oder  als  Ehegattin  den  Kirchgang  machen  lässt.^ 

Zur  Vervollständigung  der  obigen  Darstellung  über  das  Ehehindemiss 
„Bestehende  Ehe^  sei  in  diesem  Zusammenhang  erwähnt,  dass  wenn  eine 
regelrecht  eingegangene  Ehe  oder  eine  Eheverbindung  nach  der  Form  b 
oder  c  auf  eine  Verbindung  nach  der  Form  a  oder  d  folgt,  die  früher  ein- 
gegangene unvollkommene  Ehe  durch  die  darauf  folgende  vollkommene 
Ehe  bezw.  das  Gerichtsurtheil  immer  als  aufgelöst  gilt.  Sind  beide  Ehen 
von  letztgenannter  Art  (a  und  d),  so  weicht  immer  die  später  eingegangene. 
In  dieser  Hinsicht  bestehen  jedoch  Zweifel.  Nach  dem  Gesetze  sind  Ver- 
bindungen in  der  Form  c  und  d  keine  Ehen,  obgleich  dieselben  beide  Parteien 
zur  Eingehung  der  Ehe  verpflichten.  Bis  zur  letzten  Zeit  sind  sie  jedoch, 
nach  Abschaffung  des  Trauungszwanges,  als  wirkliche  Ehen  angesehen 
worden.  Nunmehr  neigt  man  aber  dazu,  zum  Standpunkte  des  Gesetzes 
zurückzukehren.  Hält  diese  Strömung  an,  so  sind  die  Verbindungen,  welche 
auf  Beiwohnung  nach  formlosem  Eheversprechen  zurückzuführen  sind  (c 
und  d),  höchstens  Verlobungen  gleichzustellen,  in  welchem  Falle  Verbindungen 
in  der  Form  c  den  unter  a  und  d  angegebenen  gleichstehen. 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

I.  ToUkommene  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen. 

Aus  der  Natur  der  Sache  folgt,  dass  die  Ehegatten  einander  zur  ehe- 
lichen Lebensgemeinschaft  verpflichtet  sind.  Dem  Manne  steht  die  Ent- 
scheidung in  allen  das  gemeinschaftliche  eheliche  Leben  betreffenden  An- 
gelegenheiten zu.  Die  Frau  ist  aber  nicht  verpflichtet,  einer  Entscheidung 
des  Mannes  Folge  zu  leisten,  welche  sich  als  Missbrauch  seines  Rechtes 
darstellt.  Durch  Eingehung  der  Ehe  erhält  die  Frau  den  Familiennamen 
des  Mannes,  sowie  seinen  Rang  und  Titel;  auch  tritt  sie  in  seinen  sozialen 
Stand  ein  (Morganatische  Ehen  giebt  es  nicht).  Staatsangehörigkeit  und 
Gerichtsstand  (in  persönlicher  Beziehung)  theilt  sie  mit  dem  Manne.  Gehört 
dieser  dem  Adelsstand  an,  so  theilt  sie  mit  ihm  auch  die  damit  verknüpften 
Privilegien,  wie  z.  B.  das  sogen.  „Forum  privilegiatum".  —  Wohnung  und 
Wohnsitz  bestimmt  der  Mann.  Ins  Ausland  braucht  die  Frau  ihm  nicht 
zu  folgen,  es  sei  denn,  dass  er  wegen  Staatsdienstes  den  ausländischen  Wohn- 
sitz beziehen  muss;  auch  darf  die  Frau  im  Falle  einer  ihr  drohenden  Ge- 
fahr oder  sonstigen  Schadens  den  gemeinsamen  Wohnsitz  aufgeben.    Sie  ist 


»)  G.B.  3  §  10. 
«)  G.B.  3  §  10. 
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berechtigt  und  verpflichtet,  an  den  Arbeiten  für  Haus  und  Familie  theil- 
zunehmen.  Sie  vertritt  den  Mann  in  allen  Angelegenheiten,  die  das 
Innere  des  Hauswesens  berühren  (Schlüsselgewalt). 

In  der  Geschäftsfähigkeit  ist  die  Ehefrau  in  mehreren  Beziehungen 
beschränkt,  besonders  durch  die  Hausherrschaft  und  die  Verwaltungs- 
befngniss  des  Mannes.  Ohne  des  Mannes  Einwilligung  kann  sie  weder 
im  Falle  des  Zusammenlebens  sich  zu  Dienstleistungen  verpflichten,  noch 
Handel  treiben.  Schuldverbindlichkeiten  für  eigene  Kechnung  kann  die 
Frau  unbeschränkt  eingehen,  doch  haftet  dafür  nur  ihr  Vorbehaltsgut; 
für  Rechnung  des  gemeinsamen  Hauswesens  kann  sie  nur  mit  Zustimmung 
des  Mannes  Schulden  machen.  Verboten  ist  der  Frau,  als  Bevollmächtigte 
in  einem  mündlichen  Prozess  aufzutreten,*)  und  femer  ohne  Einwilligung 
des  Mannes  Bürgschaft  zu  leisten.^) 

Eine  gegenseitige  Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  nach  Mass- 
gäbe  ihrer  Stellung  und  ihres  Vermögens  besteht  insofern,  als  sie  ein- 
ander mit  Vermögen  und  Nutzungen  beizustehen  haben.  Ausserdem  muss 
ein  arbeitsfähiger  Mann  mit  seiner  Arbeit  nothdürftig  für  die  Frau 
sorgen.  Sonst  wird  er  in  letzter  Hand  auf  Antrag  des  Armenverbandes 
zui-  Zwangsarbeit  verurtheilt.'*) 

2.  Das  eheliche  Güterrecht. 

Das  eheliche  Güterrecht  bestimmt  sich  in  erster  Reihe  nach  den 
Vereinbarungen  der  Parteien,*)  eventuell  nach  dem  Gesetze. 

a)  Gesetzliches  Güterrecht.  Nach  dem  Gesetze  herrscht  zwischen 
den  Ehegatten  eine  partielle  Gütergemeinschaft,  indem  gewisses 
Eigenthum  insofern  gemeinschaftlich  ist,  als  jeder  Ehegatte  daran  einen 
Antheil  —  „Giftorätt"  —  hat,  der  durch  Auflösung  der  Ehe  oder  Auf- 
hebung der  Gütergemeinschaft  effektiv  wird.  Anderes  Eigenthum  wird  da- 
gegen als  eingebracht  angesehen.  Gegenstand  des  „Giftorätt",  welches  beide 
Gatten  zu  gleichen  Antheilen  haben,  ist  alles  bewegliche  Vermögen,  sowie 
unbewegliches,  das  während  der  Ehe  erworben  wird.  Unbewegliches  Gut, 
das  ein  Gatte  ab  intestato  erbt,  oder  vor  Eingehung  der  Ehe  (gleichviel 
wie)  erworben  hat,  gehört  diesem  allein;  doch  werden  die  Einnahmen 
davon  zum  beweglichen  Vermögen  und  also  zur  Gemeinschaft  gerechnet.  **) 
Femer  ist  vorgeschiieben,  dass,  wenn  dem  einen  Gatten  durch  Gabe 
oder  Testament  Eigenthum  vermacht  wird,  unter  der  Bedingung,  dass 
es  ihm  allein  gehören  soll,  der  andere  Gatte  keinen  Antheü  daran  hat.*) 

Die  Frau  hat  in  gewissen  Fällen  ein  Recht  auf  Morgengabe 
(morgong&f va) :  wenn  nämlich  die  Ehe  kinderlos  ist  und  der  Mann  vor 

>)  R.B.  15  §  3. 

«)  H.B.  10  §  13. 

^  Armengesetz  vom  9.  Juni  1871  §  3. 

*)  Vereinbarungen  der  Parteien  über  das  eheliche  Güterrecht  kommen  aber 
äusserst  selten  vor. 

^)  G.B.  10  §§  1  n.  2.  Für  Ehen,  die  vor  dem  1.  Januar  1899  eingegangen 
sind,  gilt,  dass  unbewegliches  Ont  in  der  Stadt,  gleichgültig  wann  ererbt  oder  sonst 
erworben,  gemeinschaftliches  Gut  ist. 

•)  G.B.  10  §  2. 
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ihr  stirbt,  kann  sie  von  den  Erben  des  Mannes^)  Ve  ^^^  seinem  vn- 
beweglichen  Gut  oder  Vso  ^^  beweglichen  beanspruchen,  und  zwar  be- 
wegliches Gut  als  Eigenihnm,  unbewegliches  aber  nur  zur  Nutzung  bis 
sie  eine  neue  Ehe  eingeht.  Ueber  das  Mass  dieses  kraft  Gesetzes  be- 
steh^den  Anspruchs  hinaus  kann  der  Mann  vor  der  Ehe  seiner  künftigen 
Frau  grössere  Vortheile  als  Morgengabe  zusichern,  jedoch  auch  nur  in 
gewissen,  vom  G^etze  gezogenen  Grenzen.  Das  Nähere  hierüber  kann 
übergangen  werden,  weil  solche  Aussetzungen  nicht  mehr  vorkommes.*) 

Wird  die  Ehe  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten  aufgelöst,  so 
hat  der  Unterbliebene  das  Recht,  vor  der  Erbtheilung  V«o  ^^  gemein- 
schaftlichen beweglichen  Vermögens  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen 
(Voraus,  „Fördel  af  bo  oskifto").«) 

In  Bezug  auf  das  Verwaltungsrecht  gilt,  dass  die  allgemeine 
Verwaltung  über  gemeinschaftliches  sowohl  als  eingebrachtes  Gut  vom 
Mann  ausgeübt  wird.*)  Der  Frau  steht  die  Verwaltung  zu  bezüglich 
solchen  Vermögens,  welches  sie  duixh  eigene  Arbeit  während  der  Ehe 
erworben  hat;  ferner  bezüglich  desjenigen,  was  sie  durch  Gabe  oder 
Testament  als  eingebrachtes  Gut  bekommen  hat,  unter  der  beigefügten 
Bedingung,  dass  es  nicht  unter  der  Verwaltung  des  Mannes  stehen  soll, 
und  ohne  dass  es  einem  besonderen  Pfleger  anvertraut  worden  ist;  end- 
lich bezüglich  solchen  eingebrachten  Gutes  der  Frau,  worüber  durch  einen 
Ehevertrag  entsprechende  Bestimmungen  getroffen  worden  sind.*)  —  Die 
allgemeine  Verwaltungsbefugniss  des  Mannes  ist  insofern  bescliränkt,  als 
er  das  unter  seiner  Verwaltung  stehende,  eingebrachte,  unbewegliche 
Gut  der  Frau  nicht  ohne  ihre  schriftliche,  beglaubigte  Einwilligung  ver- 
äussera  oder  belasten  darf.®) 

Ist  der  Mann  ausser  Stande,  die  allgemeine  Verwaltung  auszuüben, 
so  tritt  die  Frau  an  seine  Stelle,  doch  mit  einigen  Einschränkungen  in 
der  Handhabung  des  Verwaltungsrechts.')  Wird  sie  zum  Vormund  oder 
Pfleger  des  Mannes  ernannt,  so  gelten  in  dieser  Hinsicht  die  Regeln  des 
betreffenden  Instituts.  Ein  anderer  Vormund  oder  Pfleger  des  Mannes 
übt  in  Bezug  auf  die  Frau  die  Rechte  des  Mannes  aus. 

b)  Vertragsmässiges  Güterrecht.  Das  gesetzliche  eheliche 
Güten-echt  kann  durch  einen  Ehevertrag  —  Äktenskapsforord  —  ab- 
geändert werden.  Um  Gültigkeit  zu  haben,  muss  derselbe  vor  der  Ehe 
in  der  gesetzlichen  Form  (schriftlich  unter  Zuziehung  zweier  Zeugen)  ein- 
gegangen, und   binnen   gewisser  Zeit   nach   der  Eheschliessung  in  das 

*)  Ehegatten  können  sich  als  solche  ab  intestato  nicht  beerben,  dagegen  können 
sie  einander,  unter  Berücksichtigung  der  im  Gesetze  bestimmten  Beschränkungen  der 
Testierfreiheit,  letztwillige  Zuwendungen  machen. 

«)  G.B.  9  §§  8—7. 

8)  G.B.  17  §  1. 

*)  G.B.  9  §  1  Abs.  1. 

^)  G.B.  9  §  1  Abs.  2. 

•)  G.B.  9  §  2  Abs.  1. 

')  G.B.  9  §  2  Abs.  3. 
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des  Gerichte  angetragen  werden.  Der  Vertrag  darf  nur  Be- 
stinuniuigen  iber  den  Anthal  am  gemeinscluftlichen  Vermögen  (Gifto- 
rätt),  mber  die  Natur  des  Eigenthiims  als  gemeinschaftliches  oder  ein- 
gebrachtes und  über  die  Verwaltongsbefugnisse  über  das  eingebrachte 
Gut  der  Frau  enthalten.^) 

W&hrend  der  Ehe  können  Abänderungen  des  Güterstandes  nur 
durch  Gütertrennung  (BoskiUnad)  einU*eten.^) 

c)  Schenkungsverträge  zwisdien  Ehegatten  sind  nichtig,  ebenso 
mit  wenigen  Ausnahmen  andere  Verträge.') 

d)  Die  Schuldenhaftung  ist  besonders  geregelt.  Ein  Ehevertrag 
kann  hier  nur  mittelbar  wirken,  nämlich  durch  seine  Bestimmungen  über 
das  Ehevermögen  (Giftorätt).  Die  gesetzlichen  Vorschriften  aber  be- 
zwecken, von  vorn  herein  die  Schulden  gerecht  unter  den  Eheleuten  zu 
vertheilen.  Auch  wenn  man  die  vor  der  Gesetzgebung  vom  1.  Juli  1898 
bestehenden  Vorschriften,  welche  jedoch  noch  einwirken  können,  bei 
Seite  lässt,  kommen  nicht  weniger  als  acht  Gattungen  von  Schulden  vor, 
die  auf  sieben  Vermögensmassen  in  verschiedener  Weise  zu  vertheilen 
sind.*)  Die  Unzuträglichkeiten,  welche  dies  System  mit  sich  führt, 
haben  ihr  Korrektiv  darin,  dass  es  nur  einem  Ehegatten  zukommt, 
die  Anwendung  der  gesetzlichen  Begeln  zu  beanspruchen,  und  dass  er 
es  nur  im  Falle  des  Konkurses  im  ganzen  Umfange  thun  kann.  Das 
Mittel  dazu  ist  sogen.  Aussonderung  (Undanskiftande),  welche  während 
des  Fortbestehens  der  Ehe  durch  Gütertrennung  bedingt  ist;*^)  femer  be- 
stehen gewisse  Rechtsvermuthungen,  betreffend  die  Natur  des  Vermögens 
und  der  Schulden. 

Auf  der  Grundlage  der  Schuldenhaftung  beruhen  in  der  Haupt- 
sache auch  die  Rechtsnormen,  welche  die  gegenseitigen  Schuldverhältnisse 
der  Eheleute  regeln.  Sie  haben  nämlich  unter  einander  ein  Regress- 
recht, wenn  ein  Gläubiger  aus  einer  Masse,  welche  gar  nicht  oder  nur 
in  zweiter  Reihe  haftete,  für  seine  Forderung  befriedigt  worden  ist. 
Auch  auf  andere  Ausgaben  der  Eheleute  wird  —  übrigens  nur  in  diesem 
Zusammenhang  —  insofern  Rücksicht  genommen,  als  Ersatz  gegeben 
werden  soll,  wenn  zur  Bestreitung  ehelicher  Kosten  aus  eingebrachtem 
Gute  eine  Aufwendung  gemacht  worden  ist,  ferner  wenn  Vermögen  des 
einen  Gatten  unmittelbar  zum  Nutzen  des  Vermögens  des  andern  Gatten 
verwendet,  oder  wenn  auf  der  einen  Seite  Schaden  (sei  es  auch  ohne 


A)  G.B.  8  §  1. 

^  Siehe  hierüber  Uppström  in  Leske-Loewenfeld,  RechUverfolg-ung  im 
intern.  Verkehr,  Band  11  S.  492.  Es  sei  jedoch  erwähnt,  dass  nach  der  Gesetzgebung 
von  1898  die  Folgen  einer  Gütertrennung  sich  dahin  erstrecken,  dass  alles  Vermögen, 
auch  später  erworbenes,  als  eingebrachtes  gilt,  die  Yerwaltungsbefugniss  im  Ganzen 
getrennt,  die  Schuldenhaftung  für  die  Zukunft  nicht  von  der  Ehe  beeinflusst  wird 
und  die  Möglichkeit  ausgeschlossen  ist,  nach  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  die- 
selbe wieder  einzuführen. 

*)  Vgl.  Gütertrennungsgesetz  vom  1.  Juli  1898  §  22. 

*)  G.B.  11  §§  1—6. 

»)  G.B.  11  §7  und  Gütertrennungsgesetz  vom  1.  Juli  1898  §§27  -31. 
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Nutzen  für  den  andern  Theil)  und  auf  der  anderen  Vorsatz  oder  Fahr- 
lässigkeit festgestellt  worden  ist.^)  Wirksam  wird  das  Regressrecht  nui*, 
wenn  es  zur  Auseinandersetzung  in  Veranlassung  der  Gütertrennung  oder 
Auflösung  der  Ehe  kommt,  und  nur,  insofern  der  Schuldner  bei  dieser 
Gelegenheit  zahlungsfähig  ist.*)  Ausnahmsweise  nimmt  jedoch  die  Frau 
in  Folge  der  ehelichen  Gesetzgebung  im  Verhältnisse  zum  Manne  ganz 
die  Stellung  eines  Gläubigers  ein,  in  einem  Falle  sogar  mit  Vorzugsrecht,*) 
was  grosse  Verwickelungen  und  Schwierigkeiten  mit  sich  führt. 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder. 

Die  Eheschliessung  der  Eltern  bewirkt  ipso  iure  die  Legitimation 
ihrer  vorehelichen  Kinder.  Auf  dieselbe  Weise  wirkt  eine  spätere  Ver- 
lobung, sowie  auch  ein  Eheversprechen,  welches  nicht  vor  dem  Tode  durch 
Zurücktreten  des  einen  oder  anderen  Theiles  aufgehoben  wird.*) 

Die  Eltern  sind  verpflichtet,  ihre  Kinder  zu  unterhalten  und  die 
Kosten  ihrer  Erziehung  zu  bestreiten,  solange  und  soweit  die  Kinder 
nicht  selbst  mit  ihrer  Arbeit  oder  aus  eignen  Mitteln  —  Kapital  und 
Nutzungen  —  den  erforderlichen  Aufwand  machen  können.**)  Der  Betrag 
des  Unterhalts  richtet  sich  nach  den  ökonomischen  und  sozialen  Um- 
ständen der  Eltern.  Die  Unterhaltspflicht  hört  auf,  wenn  die  Kinder 
sich  eine  selbständige  ökonomische  Stellung  geschaffen  haben,  und  hin- 
sichtlich der  Tochter,  wenn  sie  eine  Ehe  eingeht,  wonach  die  Unterhalts- 
pflicht in  erster  Linie  dem  Mann  obliegt.  Die  Erziehungspflicht  der 
Eltern  hört  mit  dem  21.  Lebensjahre  des  Kindes,  und,  wenn  die  Eltern 
arm  sind,  schon  mit  dem  16.  Jahre  auf.*)  Nach  dem  oben  genannten 
Armengesetz  vom  9.  Juni  1871  §  3  haben  arbeitsfähige  Elteni  Zwangs- 
arbeit zu  gewärtigen,  wenn  sie  ihren  Kindern,  welche  jünger  als  15  Jahre 
sind,  nicht  nothdürftigen  Unterhalt  gewähren.')     Hat  ein  Kind  eignes 

*)  G.B.  11  §§8 — 10.    Ein  eheliches  Nutzungsrecht  des  Mannes  kommt  nicht  vor. 

«)  G.B.  11  §  11. 

•^)  A.B.  19  §4  und  Gütertrennungsgesetz  vom  1.  Juli  1898  §  17. 

*)  G.B.  5  §  1  u.  A.B.  8  §  1. 

*)  Ein  elterliches  Nutzungsrecht  kommt  nicht  vor. 

*)  lieber  die  religiöse  Erziehung  verhält  sich  das  Ges.  v.  31.  Oktober  1873 
§  H :  Eheliche  Kinder  von  Dissidenten  (ausserhalb  der  schwedischen  Kirche  Stehenden) 
können  im  Bekenntniss  ihrer  Eltern  erzogen  werden:  bei  Verschiedenheit  des  Be- 
kenntnisses entscheidet  der  Vater;  gehört  aber  ein  Theil  zur  schwedischen  Kirche,  so 
muss  das  Kind  im  evangelisch-lutherischen  Glauben  erzogen  werden.  Abmachungen 
der  Gatten  hierüber  sind  jedoch  gültig,  wenn  sie  vor  der  Ehe  schriftlich  getrofiPen 
und  dem  Geistlichen  oder  dem  Beamten,  welcher  bei  der  Eheschliessung  amtirt  hat, 
vorgelegt  werden.  Derjenige  Elterntheil,  dem  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
obliegt,  kann,  falls  er  sein  Bekenntniss  ändert,  das  Kind  hieran  theünehmen  lassen. 
Doch  gilt  dies,  wenn  die  Eltern  zusammenleben,  nur  in  dem  Falle,  dass  beide  zu 
einer  anderen  Religion  übertreten;  der  Vater  übt  das  Bestimmungsrecht  aus.  Alles  dies 
gilt  übrigens  nur  für  Kinder,  welche  das  15.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben 
und,  sofern  es  sich  um  den  Austritt  aus  der  schwedischen  Kirche  handelt,  noch  nicht 
in  dieser  konfirmirt  sind.  Mit  vollendetem  18.  Lebensjahre  kann  nach  §  3  Jedermann 
von  einer  christlichen  Kirche  zu  einer  anderen  übertreten. 

')  Vgl.  oben  S.  467  Anm.  3.  Die  Vorschriften  des  Armengesetzes  gelten  auch 
für  uneheliche  Kinder. 


Schweden.  471 


Vermögen,  so  soll  dieses  von  den  Eltern  —  in  erster  Reihe  vom 
Vater  —  mit  den  Pflichten  und  Rechten  eines  Vormundes  verwaltet 
werden.  Wie  oben  erwähnt,  kann  es  zum  Unterhalt  und  zur  Erziehung 
des  Kindes  verwendet  werden,  nicht  aber  zum  eignen  Nutzen  der  Eltern 
oder  zum  Vortheil  anderer  Kinder  und  ebenso  nicht  zur  Schadloshaltung 
der  Eltern  für  schon  gemachte  Auslagen  aus  eignen  Mitteln.^) 

IL  Wirkungen  der  unvollkommenen  Ehen. 

Die  unvollkommenen  Ehen,  welche  nicht  durch  richterlichen  Spruch 
festgestellt  sind,  haben,  ausser  der  Gebundenheit  der  Parteien,  für  diese 
keine  anderen  Wirkungen  als  die,  welche  Verlobung  und  Beiwohnung  je  für 
sich  zui*  Folge  haben.  Die  aus  solchen  Verbindungen  stammenden  Kinder 
dagegen  werden  als  eheliche  angesehen;  nur  hat  hinsichtlich  der  Sorge 
für  die  Person  der  Kinder  die  Mutter  das  Vorrecht.*)  Ist  ein  richter- 
licher Spruch  erlassen,  so  ist  die  Pflicht  der  Gebundenheit  insofern  ver- 
schärft, als  die  Bestimmungen  über  Ehebruch  zur  Anwendung  kommen, 
wenigstens  wenn  es  sich  um  eine  Verbindung  handelt,  die  ihren  Grund 
in  der  Beiwohnung  Verlobter  hat.*)  —  Femer  treten  hier  auch  ver- 
mögensrechtliche Wirkungen  ein:  dem  Kläger  steht  an  solchen  Gütern 
des  Beklagten,  welche  in  der  Ehe  kraft  Gesetzes  gemeinschaftlich  sind, 
der  Gemeinschaftsantheil  („Giftorätt")  zu,  und  zwar  von  der  Zeit  der 
Klageerhebung  an.  Ist  der  Spruch  des  Gerichts  auf  Antrag  der  Frau 
ergangen,  so  theilt  sie  überdies  Namen,  Rang  und  Titel  des  Mannes;^) 
dennoch  sollen  die  so  verbundenen  Personen  nicht  zusammen  wohnen,*) 

E.  Ungültigkeit  der  Ehe. 

1.  Eintheilung  der  Ungültigkeitsgründe.  Der  im  deutschen 
Recht  und  ähnlich  in  anderen  Rechten  vorkommende  Unterschied  zwischen 
Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe  wird  in  den  Darstellungen 
über  das  schwedische  Eherecht  nicht  gemacht,  kommt  aber  in  gewissem 
Sinne  auch  hier  in  Betracht,  insofern  einzelne  Gründe  der  Ungültigkeit 
nicht  nur  von  den  Ehegatten  selbst,  sondern  auch  von  interessirten 
Dritten  und  von  der  Staatsbehörde,  andere  Gründe  aber  nur  von  den 
Gatten  oder  ihren  Verti'etem  geltend  gemacht  werden  können.  Man 
theilt  die  Ungültigkeitsgründe  in  Rückgängigkeits-  und  Nullitäts- 
gründe  ein,  welche  Eintheilung,  obgleich  nicht  direkt  im  Gesetz  aus- 
gesprochen, doch  in  diesem  ihre  Stütze  hat. 

*)  Vgl.  oben  S.  470  Anm.  5. 

*)  G.B.  5  §  1  u.  A.B.  8  §  2.  Das  im  Texte  Gesagte  gilt  übrigens  auch  Ton 
den  Kindern,  welche  nach  einfachem  Eheversprechen  oder  in  der  Nothzncht  empfangen 
sind.  Legitimation  durch  rescriptum  principis  ist  dagegen  dem  schwedischen  Recht 
unbekannt,  ebenso  auch  Anerkennung  eines  Kindes  und  Adoption. 

»)  Vgl.  oben  S.  466. 

*)  G.B.  3  §§  9  u.  10;  10  §  7. 

^)  G.B.  12  §  3. 
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2.  DieBückgängigkeitsgründe  sind theils gewisse Ehelündeniiftie, 
theils  Mangel  einer  gültigen  Willenserklärung  eines  Kontrahenten  bei 
der  Eheschliessung.  Die  in  Frage  kommenden  Ehehindemisse  sind  die 
tr^uienden,  nämlich:  Epilepsie,  Minderjährigkeit  in  ehelicher  Hinsicht 
(Eihettnmflndigkeit),  mangelnde  Zustimmung  des  ehelichen  VoriBundes 
(Giftoman)  in  qualifizirten  Fällen  (bei  Entführung,  Verführung  und 
unterlassenem  Aufgebot),  schon  bestehende  Ehe,  Ehebruch  und  Ver- 
wandtschaft. 

Die  Ungültigkeit  einer  Ehe  wegen  eines  ßückgängigkeitsgrundes 
kann  sowohl  von  beiden  Ehegatten  als  von  der  Staatsanwaltschaft  geltend 
gemacht  werden,  wenn  der  Grund  in  Epilepsie,  ehelicher  Minderjährigkeit, 
schon  bestehender  Ehe,  Ehebruch  oder  Verwandtschaft  besteht.  Bei 
einigen  von  diesen  Ungültigkeitsgründen  kommen  als  Kläger  auch  andere 
Personen  in  Betracht,  nämlich  bei  ehelicher  Minderjährigkeit  der  Vor- 
mund, bei  schon  bestehender  Ehe  und  bei  Ehebruch  der  Gatte  aus  der 
früheren  Ehe,  bei  Ehebruch  aber  nur,  sofern  er  nicht  wieder  verheirathet 
ist.  Bei  mangelnder  Zustimmung  des  Ehevormundes  ist  dieser  allein 
zur  Klage  befugt.  Wegen  Mangels  einer  gültigen  Willenserklärung  eines 
Kontrahenten  steht  es  diesem  zu,  die  Ungültigkeit  geltend  zu  machen. 

Das  prozessuale  Rückgängigkeitsverfahren  ist  im  Ganzen  dem 
Scheidungsverfahren  gleich  (siehe  unten  S.  479  f).  Liegen  Ehehindernisse 
als  Ungültigkeitsgründe  vor,  so  erlischt  das  Klagerecht  nur  durch 
Wegfall  des  Grundes,  also  duixh  Beseitigung  des  Hindernisses  oder  nach- 
trägliche Dispensation.  Im  Falle  blosser  Anfechtbarkeit  finden  die  bei 
der  Ehescheidung  geltenden  Kegeln  Anwendung.  Daher  kommt  auch  hier 
das  Erlöschen  des  Klagerechts  durch  Vergleich  und,  bei  der  Anfechtung 
der  Ehe  wegen  Geschlechtsverkehrs  eines  Verlobten  mit  einer  dritten 
Person,  auch  Erlöschen  duixh  Zeitablauf  in  Betracht. 

Nach  Auflösung  der  Ehe  können  im  Allgemeinen  Gründe  der 
Bückgängigkeit  nicht  geltend  gemacht  werden.  Es  kann  jedoch  incidenter 
geschehen,  und  zwar  von  dem  Ehegatten  und  anderen  privaten  Klägern, 
wenn  ihr  Klagerecht  nicht  besonders  aufgegeben  worden  oder  sonst  weg- 
gefallen ist;  und  von  Jedermann  im  Falle  folgender  Ehehindemisse:  be- 
stehende Ehe,  Ehebruch  und  Verwandtschaft  mit  Ausnahme  der  confusio 
graduum.  Wird  durch  Strafurtheil  ein  derartiges  auflösendes  Ehehindemiss 
festgestellt,  so  ist  auch  darauf  Rücksicht  zu  nehmen. 

3.  Nullitätsgründe  liegen  vor,  wenn  Personen  gleichen  Geschlechts 
getraut  sein  sollten  oder  wenn  der  Trauungsakt  an  einem  wesentlichen 
formellen  Mangel  leidet.^)  Die  Ehe  ist  ipso  iure  nichtig;  die  Parteien 
können  sich  ohne  Spruch  einer  Behörde  trennen,  auch  wen  n  die  Khe  in 
das  Heirathsregister  eingetragen  ist. 

NuDitätsgründe  können  von  Jedermann  incidenter  geltend  gemacht 
werden.  Ist  der  Nullitätsgmnd  offenbar,  so  soll  die  Staatsanwaltschaft 
das   Gericht   ersuchen,   den   Ehegatten    aufzuerlegen    von   einander   zu 


»)  Vgl.  oben  S.  465. 
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ziehen,^)  woAorch  also  die  Sadbe  vor  die  Behörden  gezogen  wird.  Em 
Elrlöschen  des  Klagerechts  durch  Zeitablauf  oder  aus  anderen  Gründen 
tritt  nicht  ein. 

4.  Wirkungen  der  Ungültigkeit. 

a)  In  Bezug  auf  die  Ehegatten  selbst  gilt,  dass  die  Frau  die 
durch  die  Ehe  erhaltenen  persönlichen  Rechte,  wie  Namen,  Rang  und 
Nationalitat  des  Mannes,  verliert.  Der  Zustand,  der  vor  Eingehung  der 
Ehe  herrschte,  tritt  für  beide  Theile  wieder  ein.  Dies  Prinzip  wird 
auch  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  angewendet,  so  dass  jeder  Gatte 
das  von  ihm  eingebrachte  Gut  oder  dem  Entsprechendes  und  femer  das 
von  ihm  während  der  Ehe  erworbene  Vermögen,  alles  mit  Nutzungen, 
zurücknimmt.  Nur  was  die  Gatten  zusammen  erworben  haben,  wird 
als  gemeinschaftliches  Vermögen  getheilt;  dahin  wird  aber  auch  der 
ganze  Arbeitsverdienst  des  Mannes  gerechnet.  —  Haben  die  Gatten  ein- 
ander zu  Gunsten  letztwillige  Verfügungen,  z.  B.  durch  gegenseitiges 
Testament  getroffen,  so  werden  diese  durch  die  Ungültigkeit  der  Ehe 
nicht  ohne  weiteres  unwirksam. 

b)  Die  Kinder  gelten  im  Falle  der  Nullität  der  Ehe  nicht  als  ehe- 
lich. Meistens  sind  sie  jedoch  —  als  in  Verlobung  oder  nach  Eheversprechen 
empfangen  —  von  Anfang  an  ehelich  oder  durch  solche  Handlungen 
legitimirt  worden  und  haben  dieselben  Rechte  wie  eheliche  Kinder.  Die 
Rückgängigkeit  einer  Ehe  übt  regelmässig  keinen  Einfluss  auf  den 
Stand  der  Kinder  aus;  nur  solche  Kinder,  welche  in  Ehebruch  oder  ver- 
botenen, indispensablen  Verwandtschaftsgraden  empfangen  sind,  werden  als 
unehelich  angesehen,  sofern  nicht  die  Mutter  in  gutem  Glauben  gewesen 
ist.  Dies  gilt  in  allen  Fällen,  was  auch  in  Bezug  auf  die  Ehe  der  Eltern 
geschehen  sei.  In  allen  Fällen  von  Ungültigkeit  der  Ehe  hat  die  Mutter 
ein  Vorrecht,  für  die  Personen  der  Kinder  zu  sorgen,  während  hinsichtlich 
der  Vormundschaft  und  Ehevormundschaft  keine  Aenderung  eintritt. 

6.  Besonderes  bei  Verschollenheit  und  Todeserklärung. 

Abgesehen  von  der  Ehescheidung  wegen  böslicher  Verlassung  kennt 
das  Gesetz  auch  die  Erlaubniss  zur  Wiederverheii-athung  eines  Gatten  im 
Falle  einer  längeren  Abwesenheit  des  anderen  Ehegatten  (sieben  Jahre). 
Stellt  sich  später  heraus,  dass  der  Abwesende  gesetzlich  verhindert  wai-, 
von  sich  hören  zu  lassen,  so  kann  jede  von  den  drei  Parteien  verlangen, 
dass  die  frühere  Ehe  wieder  hergestellt,  und  also  die  neue  Ehe  wieder 
au%elöBt  wird.  Dies  Recht  kann  jedoch  vei-wirkt  werden.  So  besteht 
für  dessen  Ausübung  durch  den  früheren  Ehegatten  die  Bedingung, 
dass  der  Beweis  erbracht  wird,  dass  er  sich  nicht  böslicher  Ver- 
lassung schuldig  gemacht,  und  keine  Möglichkeit  gehabt  hat,  früher 
von  sich  hören  zu  lassen.^)  Eigene  Wiederverheirathung  oder  Ehebrucli 
des  verschollen  Gewesenen  schliessen  gleichfalls  das  Recht  aus.  Diese 
Normen  müssen,  obwohl  das  Gesetz  keine  besondere  Bestimmung  darüber 


0  G.B.  12  §  3. 

«)  G.B.  5  §  3  a.  13  8  6. 
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trifft,  auch  im  Falle  der  Todeserklärung  eines  Ehegatten  Anwendung 
finden. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett 

Eine  gültige  Ehe  kann  dem  Bande  nach  geschieden  und  ebenso  kann 
eine  zeitweilige,  nicht  aber  eine  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erwirkt  werden.  Die  gänzliche  Scheidung  erfolgt  theils  durch  richter- 
liches Urtheil,  theils  dispensweise  durch  den  König,  während  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  ausschliesslich  —  nach  Warnungen  von  gewissen 
staatskirchlichen  Behörden  —  durch  richterliches  Urtheil  eintritt.  Hierbei 
ist  zu  bemerken,  dass  nach  dem  Gesetze  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  sowohl  als  ein  selbständiges  Wamungsverfahren,  wie  auch  als  eine 
Einleitung  zur  vollständigen  Ehescheidung  stattfindet,  in  welcher  letzteren 
Beziehung  sie  gegenwärtig  besonders  zur  Anwendung  kommt.  ^) 

I.  Gänzliche  Scheidung  der  Ehe. 

1.  Alle  Eheverbindungen  sind  zwar  auch  bei  Lebzeiten  der 
Kontrahenten  lösbar,  in  der  Regel  aber  nur  aus  besonderen  Gründen. 
In  Betreff  der  sog.  ,,unvollkommenen  Ehen",  welche  sich  auf  Bei- 
wohnung unter  Ehe  versprechen  gründen,  hat  jedoch  das  Domkapitel  im 
Falle  eines  beiderseitigen  Antrags  eine  Scheidung  auszusprechen,  und 
faktisch  löst  sie  der  König  auch  auf  einseitiges  Gesuch  eines  Kontrahenten 
auf.  Im  Allgemeinen  müssen  jedoch  auch  in  diesem  Falle  Verhandlungen 
im  Domkapitel  vorhergehen.*) 

2.  Die  Gründe,  aus  denen  das  Gericht  zur  Ehetrennung 
befugt  ist,  sind:  Ehebruch,  bösliche  Verlassung,  Lebensnach- 
stellung gegen  den  anderen  Gatten,  lebenslängliches  Zucht- 
haus und  Geisteskrankheit.^) 

a)  In  Bezug  auf  den  Ehebruch  drückt  sich  das  Gesetzbuch 
f olgendermassen  aus :  *) 

„Wenn  der  Mann  einen  Ehebruch  begeht  und  die  Frau  ihm  sein 
Vergehen  nicht  veraeihen  will,  auch,  nachdem  es  ihr  bekannt  geworden 
ist,  keinen  Beischlaf  mit  ihm  gehabt  hat,  so  mag  die  Ehe  getrennt 
werden,  wobei  der  Mann  die  Hälfte  seines  Antheils  an  dem  gemein- 
schaftlichen Vennögen  verwirkt  hat.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Frau 
einen  Ehebruch  begeht,  nur  dass  sie  auch  ihre  Morgengabe  verliert, 
Haben  beide  Gatten  Ehebruch  begangen  und  sich  dazwischen  nicht  ver- 
glichen, so  soll  die  Ehe  nicht  getrennt  werden." 

b)  üeber  bösliche  Verlassung  bestimmt  das  Gesetz:*) 


1)  Vgl.  G.B.  14  §§1  u.  2  und  die  königl.  Verordn.  v.  27.  April  1810. 

«)  K.  Verordn.  v.  3.  April  1810. 

')  Die  zwei  ersten  Gninde  sind  schon  im  Gesetzbuche  von  1734  genannt,  während 
die  drei  letzten  erst  durch  die  obengenannte  fihescheidungsverordnung  v.  27.  April  1810 
eingeführt  worden  sind,  obgleich  sie  schon  vorher  von  der  Praxis  anerkannt  wurden. 

*)  G.B.  13  §  1. 

»)  G.B.  13  §  4. 
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„Wenn  der  Mann  seine  Frau  aus  Bosheit  und  Widerwillen  verläöst 
und  sich  entfernt  und  in  der  Absicht,  nicht  mehr  bei  ihr  zu  bleiben 
und  zu  wohnen,  ins  Ausland  zieht,  hat  er  kein  Recht,  über  seinen  Antheil 
an  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  oder  sein  eingebrachtes  Gut  zu 
verfügen.  Will  die  Frau  von  ihm  geschieden  sein,  so  mag  sie  Klage 
bei  Gericht  erheben.  Ist  sein  Aufenthaltsort  unbekannt,  so  soll  der 
Richter  von  den  Kanzeln  in  seinem  ganzen  Bezirk  und  den  umliegenden 
Kirchspielen  öffentliche  Ladung  des  Abwesenden  veranlassen  und  ihm 
eine  Frist  von  Jahr  und  Tag  stellen.  Kommt  er  nicht  zur  bestimmten 
Zeit,  so  hat  der  Richter  ein  Scheidungsurtheil  auszusprechen,  und  der 
Mann  verliert  seinen  ganzen  Antheil  am  gemeinschaftlichen  Vermögen. 
Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Frau  dem  Manne  entläuft." 

Die  Rechtspraxis  giebt  diesen  Vorschriften  eine  erweiterte  An- 
wendung. Bösliche  Verlassung  wird  nämlich  vermuthet,  wenn  ein  Ehegatte 
ohne  gültige  Ursache  verreist  ist,  ohne  dass  man  Kenntniss  von  seinem 
Aufenthaltsorte  gewinnen  kann.  In  solchem  Falle  fordert  man  nicht  den 
Beweis,  dass  die  Reise  nach  dem  Ausland  angetreten  ist.*)  Die  Rechts- 
praxis beschränkt  so,  indem  sie  unter  den  angegebenen  Voraussetzungen 
die  Auflösung  der  Ehe  auf  Grund  böslicher  Verlassung  zulässt,  die  An- 
wendung der  Vorschriften  über  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  und  über 
Erlaubniss  zur  Wiederverheirathung  ohne  Trennung.  Wenn  ein  Ehegatte 
eines  Geschäfts  wegen  ins  Ausland  veiTeist,  längere  Zeit  als  nothwendig 
wegbleibt,  sich  aber  an  bekanntem  Orte  aufhält,  so  steht  nach  G.B.  13  §  6 
es  gleichfalls  dem  anderen  Gatten  frei,  Trennung  wegen  böslicher  Ver- 
lassung zu  beanspruchen. 

c)  Ueber  die  letzten  drei  obengenannten  Trennungsgründe  enthält 
die  königliche  Verordnung  von  1810  Folgendes: 

„Ausser  den  im  13.  Kap.  G.B.*)  erwähnten  Fällen  kann  beim  Gericht 
ein  Ehegatte  auf  Trennung  klagen:  1)  wenn  der  eine  Gatte  zu  lebens- 
länglichem Gefängniss^  oder  zu  Landesverweisung*)  verurtheilt  worden 
ist;  2)  wenn  er  vor  Gericht  der  Lebensnachstellung  gegen  den 
anderen  Gatten  überwiesen  worden  ist;  und  3)  wenn  er  in  wirkliche 
Geisteskrankheit  verfallen  ist,  nach  sicherem  Nachweis  die  Krankheit 
mindestens  drei  Jahre  gedauert  hat  und  nach  ärztlichem  Zeugnisse  jede 
Aussicht  auf  Wiederherstellung  ausgeschlossen  ist.  —  Doch  wird  das 
Gesuch  im  ersten  Falle  abgewiesen,  wenn  der  Kläger  mehr  oder  weniger 
die  strafbare  Handlung  veranlasst,  oder  sich  der  Theilnahme  schuldig 
gemacht  hat,  und  im  dritten  Falle  nur  genehmigt  nach  Anhömng  der 
nächsten  Verwandten  des  Geisteskranken,  bezw.  seines  früheren  Vor- 
munds und  Ehevormunds  („Giftoman")  und  nach  Untersuchung,  ob  der 


1)  N.J.A.  1890  S.  30  u.  413  u.  1894  S.  102. 

^  Siehe  oben  S.  474  Anm.  3. 

^  Landesyerweisang  ist  durch  die  K.  Verordnung  betr.  die  Einführung  des 
neuen  Strafgesetzes  v.  16.  Februar  1864  §  6  abgeschafft^  und  dem  lebenslänglichen  Ge- 
fangniss  entspricht  nunmehr  lebenslängliche  Zuchthausstrafe. 
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andere  Gatte  durch  sein  Benehmen  die  Geisteskraiikheit  veinraaGht  oder 
beacUennigt  habe,  in  welchem  Falle  Trennung  ausgeschlossen  ist" 

3.  Gründe  der  vollständigen  Ehescheidung  durch  den 
König.  Hierüber  enthalt  die  obengenannte  Ehescheidungsverordnung 
Yon  1810  folgende  Bestimmungen: 

„Ehetrennung    kann    nachgesucht    werden,    wenn    andere 
Ursachen  vorhanden  sind,  zum  Beispiel :  wenn  der  andere  Gatte 
durch  rechtskraftiges  Urtheil  zum  Verluste  des  Lebens  oder 
der  Ehre^)  verurtheüt  worden  ist,  mag  auch  die  Todesstrafe 
durch  königlichen  Gnadenakt  erlassen  oder  die  Ehre  wieder- 
hergestellt worden  sein;  wenn  er  wegen  eines  groben  oder  ent- 
ehrenden Verbrechens^  oder  zu  Festungsstrafe  von  be- 
stimmter Dauer ')  verurtheüt  worden  ist;  wenn  Verschwendung, 
Trunksucht  oder  gewaltthätige  Gemüthsart  nachgewiesen 
wird;*)   und   wenn   ein   solcher    Gegensatz   in   Gesinnung   und 
Denkungsart  der  beiden  Gatten  entsteht,  der  unter  beständigen 
Ausbrüchen  in  Abscheu  und  Hass  übergeht/*  ^) 
Wie  der  Wortlaut  der  Verordnung   zeigt,   sind  die  angegebenen 
Umstände  nicht  die  einzigen,  in  Folge  deren  der  König  zur  Ehescheidung 
befugt  ist,  aber  die  Aufzählung  bezeichnet  die  Fälle,  in  welchen  Ehe- 
trennung im  Allgemeinen  bewilligt  wii'd   und  in  welchen  eine  um  Ehe- 
trennung ersuchte  Behörde  an  den  König  verweisen  kann. 

4.  Das  Recht  auf  Scheidung  der  Ehe  wird  unter  gewi&sen 
Umständen  verwirkt,  so  z.  B.,  wie  bereits  erwähnt,  bei  Verbrechen 
durch  Anstiftung  oder  Theilnahme  und  bei  (Geisteskrankheit  durch  dert^n 
Verursachung  oder  Beschleunigung.*) 

Ueberhaupt  ist  vom  Gerichte  die  Scheidungsklage  abzuweiisen, 
wenn  der  Kläger  einer  Handlung  überwiesen  wird,  die  ihm  als  vorsätzlich 
oder  fahrlässig  zuzurechnen  ist  und  die  im  Kausalzusammenhange  mit 
der  That  oder  dem  Zustande  steht,  worauf  die  Klage  gegründet 
ist  Durch  Verzeihung  und  Verzicht  erlischt  das  Klagerecht,  wenn  es 
sich  um  Verbrechen  handelt,')  und  das  Klagerecht  aus  dem  (rrunde 
des  Ehebruchs  erlischt  auch  diu'ch  Kompensation,  wenn  beide  Theile 
dieses  Vergehens  schuldig  sind,*^)  sowie  durch  Zeitablauf  von  B  Monaten 

*)  Nach  der  Gesetzgebung  von  1864  (siehe  die  Königl.  V^erordn.  v.l6.  Februar  l>^»>4 
§  6)  ist  das  Entsprechende :  lebenslänglicher  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte. 

■)   „Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  auf  gewisse  Zeit"  (vgl.  Anm.  1>. 

*)  „Zuchthaus  auf  mindestens  zwei  Jahre ^'  (vgl.  S.  475  Anm.  3). 

*)  Verschwendung  wird  durch  Unmündigkeitserklärung  konstatii't,  Trunksucht 
durch  Strafiirtheil  und  ebenso  gewaltthätige  Gemüthsart,  wobei  übrigens  die  Bechts- 
praxis  auch  Bücksicht  auf  Verletzungen  Anderer  als  des  Ehegatten  zu  nehn'.eu 
geneigt  ist. 

^)  Voraussetzung  ist,  dass  es  zur  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  gekommen, 
dass  seit  Erlass  des  in  höherer  Instanz  nicht  abgeänderten  Urtheils  ein  Jahr  verstrichen 
und  dass  inzwischen  eine  Versöhnung  nicht  erfolgt  ist;  vgl.  unten  unter  ü,  S.  478. 

•)  K.  Verordn.  v.  27.  April  1810. 

^  G.ß.  18  §  1  u.  K.  Verordn.  v.  27,  April  1810. 

«)  G.B.  18  §  1. 
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^on  der  Eenntniss  des  Vergehens  gerechnet.^)  Diese  Frist  läuft,  aneh 
wenn  die  hänsKche  Gemeinschaft  der  Ehegatten  aufgehoben  ist 

Was  endlich  die  F&Ue  betrifft,  in  welchen  bei  dem  König  auf 
Scheidung  angetragen  werden  kann,  so  ist  hinsichtlich  der  Yerwirkung 
des  Elagerechts  weder  sein  freies  Prüfnngsrecht  beschränkt,  noch  die 
Pi*axis  so  sicher,  dass  daraus  bestimmte  Regeln  abzuleiten  wären. 

5.  Im  Falle  des  Ehebruchs  hat  das  Gericht  ex  officio  auf  die 
Schuldfrage  insoweit  Bezug  zu  nehmen,  dass  es  im  Urtheile  die  aus 
dem  Vergehen  des  schuldigen  Gatten  sich  ergebenden  Hindemisse  ffir 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  festzustellen  hat.^ 

6.Wirkungen  der  Ehescheidung,  a)  Im  Allgemeinen.  Grössten- 
theils  treten  die  persönlichen  Wirkungen  der  Ehe  durch  die  gänzliche 
Trennung  derselben  ausser  Kraft.  So  sind  im  Allgemeinen  die  Ehegatten 
zur  Wiederverheirathung  ohne  andere  Einschränkung  berechtigt,  als  welche 
sich  ans  gewissen  Ehehindemissen,  wie  Wartezeit  etc.  ergeben.  —  Die  Frau 
erwirbt  fortan  selbständiges  Heimathsrecht,^  Gerichtsstand  u.  s.  w.  Doch 
behält  sie  die  Nationalität,  den  Stand  und  das  forum  privilegiatum  des 
Mannes;^)  ebenso  den  Familiennamen  des  Mannes,  falls  sie  nicht  vor- 
zieht, ihren  eigenen  Familiennamen  wieder  anzunehmen.^)  Dauernd  ist 
ein  früherer  Ehegatte  als  Zeuge  oder  Bichter  in  der  Sache  des  anderen 
Gatten  ausgeschlossen. 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens  hat  die  gänzliche  Scheidung 
im  Wesentlichen  dieselben  Wirkungen  wie  das  Hinscheiden  eines  Gatten,*) 
natfirlich  mit  Ausnahme  der  obengenannten  Vergünstigungen,  die  einem 
Gatten  besonders  für  den  Fall  seines  Ueberlebens  zugesichert  sind.'') 
—  Dass  in  gewissen  Fällen  der  schuldige  Ehegatte  auf  den  Antrag  des 
anderen  ihm  mehr  oder  weniger  von  seinem  Vermögen  abtreten  muss, 
folgt  aus  dem  oben  nach  dem  Gesetze  wiedergegebenen  Vorschriften, 
betreffend  Ehebruch  und  bösliche  Verlassung.  Was  für  diesen  letzten 
Scheidungsgrund  vorgeschrieben  ist,  gilt  in  Hinsicht  des  gemeinschaft- 
lichen Vermögens  auch  im  Falle  der  Lebensnachstellung.  ^)  Ein  ünter- 
haltsanspruch  wird  dem  einen  Gatten  dem  anderen  gegenüber  in  der 
Eegel  nicht  gewährt.  Doch  hat  bei  Scheidung  wegen  Geisteskrankheit 
ausnahmsweise  der  gesunde  Ehegatte  nach  Bedarf  wie  früher  für  den 
fttandesmässigen  Unterhalt  des  kranken  Ehegatten  zu  sorgen.*)  Widerruf 
von  Schenkungen  kommt  nicht  in  Frage,  da  —  wie  oben  erwähnt  —  das 
schwedische  Becht  Verträge  zwischen  Ehegatten  nicht  als  gültig  an- 


^)  Königl.  Erlass  y.  5.  Dezember  1798. 

^  Vgl.  oben  S.  462  Anm.  u.  468  Anm.  sowie  nnten  S.  477—478  und  S.  480. 
■)  K.  Armenverordn.  v.  9.  Juni  1871  §  24  mom.  1. 
^)  Das  Forum  in  Ehesachen  siehe  unten  S.  479. 
^)  £.  Verordn.  y.  5.  Dezember  1901  §  1  mom.  2. 

•)  Vgl.  Uppström  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsy erfolgung  im  intemat.  Ver- 
kehr, Band  Ü,  S.  497 ff.:  „Erbschaftsregulirung^  und  die  daselbst  gegebenen  Hinweise 
^  Siehe  oben  S.  468  Anm.  1—3. 

•)  K.  Verordn.  27.  April  1810;  ygl.  oben  S.  474  Anm.  4  u.  6. 
»)  K.  Verordn.  y.  27.  April  1810. 
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erkennt^)  Letztwillige  Verfügungen  endlich  sind  immer  widerruflicli, 
auch  sog.  „gegenseitige  Testamente";  sie  werden  aber  nicht  von  selbst 
mit  der  Ehescheidung  hinfällig.  Erbverträge  sind  dem  schwedischen 
Rechte  unbekannt. 

c)  Die  Sorge  für  die  Kinder  steht  im  Falle  der  gänzlichen 
Scheidung,  wenn  ein  Ehegatte  allein  schuldig  ist,  dem  anderen  Ehegatten, 
und  wenn  beide  schuldig  sind,  demjenigen  zu,  welcher  die  Fürsorge  zu 
handhaben  am  meisten  geeignet  ist.  Nach  dem  Gesetz  ist  im  letzteren 
FaUe  das  Gericht  auch  befugt,  die  Bjinder  einer  dritten  Person  anzuver- 
trauen.*) In  der  Rechtspraxis  kommt  dies  jedoch  nicht  vor,  sofeni 
nicht  die  Eltern  einander  das  Recht  bestreiten.  Ist  ein  üebereinkommen 
getroffen,  so  wird  es  ohne  Rücksicht  auf  die  Schuldfrage  bestätigt 
n.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann  eintreten: 

wenn  „Hass  und  Erbitterung  zwischen  den  Eheleuten  entstanden 

sind  und  der  eine  dies  bei  der  Geistlichkeit  anmeldet  oder  es 

sonst  bekannt  wird.     Unter  diesen  Voraussetzungen   sollen  die 

Gatten  vom  Prediger  der  Gemeinde  gewarnt  werden.    Vertragen 

sie  sich  nicht,  so  sollen  sie  vom  Kirchenrathe  gewarnt  werden. 

Bessern  sie  sich  auch  dann  nicht,  so  soll  das  Gericht  ein  Urtheil 

auf  einjährige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aussprechen."  ^ 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  es  jetzt  nicht  mehr  vorkommt,  dass 

ohne  Antrag  des  einen  Ehegatten  die  Behörden  ein  derartiges  Verfahren 

einleiten  oder  fortsetzen.   Desgleichen  ist  es  auch  nicht  mehr  gebräuchlich, 

eine  Untersuchung  zu  veranstalten,  so  dass  auf  diesem  Wege  ein  Ehegatte 

immer  zunächst  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  nach  Ablauf 

der  einjährigen  Frist  seit  Erlass  des  (nicht  abgeänderten)  Urtheils  die 

gänzliche  Scheidung  erwirken  kann.*) 

Femer  heisst  es  im  Gesetze : 

„Scheidet  sich  der  Mann  von  der  Frau  oder  sie  sich  von  ihm, 
von  Tisch  und  Bett,  aus  Hass  und  bösem  Willen,  und  hält  sich 
im  Lande  auf,  fem  von  Haus  und  Heimath,  oder  treibt  der  eine 
den  Anderen  aus  dem  Hause  und  nützt  das  Vermögen  beider, 
so  ist  zu  verfahren,  wie  im  vorigen  Paragraphen   bestimmt  ist, 
und  der  Schuldige  hat  den  Schaden  zu  ersetzen."  **) 
Die  Wirkung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist  zunächst  nui- 
eine  zeitweilige  Aufhebung   des  Zusammenwohnens  und  der  damit  ver- 
bundenen Wirkungen  der  Ehe,  wie  der  hausherrlichen  Gewalt  und  der 
Schlüsselgewalt  der  Frau.    Die  Wiedervereinigung  der  von  Tisch  und 
Bett  geschiedenen  Gatten  ist  sowohl  innerhalb  der  für  die  Trennungs- 

>)  Vgl.  oben  S.  469  Anm.  3. 

^  G.B.  13  §  3. 

«)  G.B.  14  §  1. 

*)  Vgl.  oben  S.  476  Anm.  5.  Siehe  jedoch  N.J.A.  1908  S.  348,  wo  ein  vom 
schuldigen  Gatten  gesteUter,  von  dem  unschuldigen  Teile  bestrittener  Antrag  auf 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zurückgewiesen  wurde. 

»)  G.B.  14  §  2. 
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klage  bestimmten  einjährigen  Frist  als    auch  nachher    ohne   Weiteres 
statthaft. 

Hinsichtlich  des  Vermögens  und  der  Kinder  ist  es  bei  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  leitender  Grundsatz,  dass  Vermögens- 
verwaltung und  Sorge  für  die  Person  der  Kinder  in  einer  Hand  bleiben 
müssen.  In  erster  Seihe  hat  auch  hier  der  unschuldige  Gatte  den  Vorzug ; 
der  Frau  sind  nöthigenfalls  besondere  Pfleger  als  Rathgeber  zur  Seite 
zu  stellen.  Sind  die  Ehegatten  beide  schuldig,  so  kommt  es  auf  die 
Befähigung  an.  Erscheinen  beide  gleich  geeignet,  so  entscheidet  der 
Richter  nach  billigem  Ermessen;  ist  keiner  von  beiden  geeignet,  so  werden 
Pfleger  ernannt.  Derjenige  Gatte,  welcher  das  Vermögen  verwaltet  oder 
sonst  Einnahmen  hat,  hat  dem  andern  auf  Antrag  den  nothwendigen 
Unterhalt  zu  verabreichen;  in  gleicher  Weise  können  beide  Gatten, 
wenn  Pfleger  bestellt  sind,  von  diesen  den  Unterhalt  fordern.*) 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Es  giebt  keinen  besonderen  Eheprozess,  sondern  nui-  einige  hier 
und  da  vorkommende  prozessuale  Vorschriften  in  Bezug  auf  gewisse 
Gründe  der  Ehetrennung. 

1.  Ortlich  zuständig  in  Ehestreitigkeiten  ist  für  das  Scheidungs- 
verfahren im  Allgemeinen  das  Gericht,  welches  in  Strafsachen  zu  uitheilen 
hat,  das  „forum  delicti",^  in  folgenden  Fällen  aber  das  „forum  domi- 
cilii", nämlich:  für  die  Klage  wegen  Geisteskrankheit  das  Forum  der 
Ehegatten  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens,^)  bei  böslicher 
Verlassung  mit  bekanntem  Aufenthaltsorte  das  Gericht  des  Unschuldigen 
zur  angegebenen  Zeit  *)  und  bei  Verlassung  mit  unbekanntem  Auf entha  Ite 
das  Gericht  der  Ehegatten  im  Zeitpunkte  der  Verlassung.*)  In  Ungültig- 
keitsfällen ist,  wenn  es  sich  nach  dem  Grunde  der  Ungültigkeit  um 
eine  Strafsache  handelt,  das  „forum  delicti",  sonst  aber  das  „forum 
domicilii"  der  Ehegatten  massgebend.  Uebrigens  ist  in  Ehesachen  Ver- 
einbarung über  den  Gerichtsort  unzulässig.*) 

In  Bezug  auf  die  sachliche  Zuständigkeit  ist  schon  erwähnt, 
dass  die  Ehescheidungen  theils  durch  richterliches  Urtheil,  theils  durch 
den  König,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aber  nur  durch  richter- 
liches Urtheil  erfolgt.')  Die  Rückgängigkeitsklagen  dagegen  sollten 
eigentlich    nur   von    den    allgemeinen    Gerichten    entschieden    werden. 


1)  G.B.  15  §§  1  n.  2;  zu  §  2:  Ges.  t.  24.  Juli  1903. 

^  E.B.  10  §§  12  und  21 — 23.  Die  Klage  kann  sowohl  in  selbständigem  Prozesse 
—  was  nunmehr  das  Gewöhnliche  ist  —  als  auch  im  Zasammenhange  mit  dem  Straf- 
antrag gefuhrt  werden. 

•)  R.B.  10  §  1. 

*•)  R.B.  10  §  10. 

»)  K.  Brief  V.  8.  August  1882. 

*)  R.B.  10  §  29  mom.  4  nach  dem  Gesetze  v.  14.  Juni  1901. 

')  Vgl.  oben  S.  474  Anm.  1. 
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Doch  werden  Klagen,  anl  Orund  solcher  Umstände,  die  von  den  im 
Dispensationswege  vorgebrachten  Scheldnngsursachen  (oben  S.  461,  476) 
hergeleitet  sind,  anch  rom  König  entschieden.^)  Wird  im  Falle  der  Nullität 
dasOericht  angerufen, so  gelten  hinsichtlich  derZuständigkeit  die  allgemeinen 
prozessualen  Begeln  für  btegerliche  Streitsachen.^  —  Das  Domkapitel 
hat  insofern  allgemeine  Zoständigkeit  in  Ehesachen,  als  nach  einem  rechts- 
kräftigen Urtheile  die  Parteien  bei  ihm  den  Scheidungsbrief  nach- 
zusuchen haben.")  Das  gilt  übrigens  nicht  nur  für  Ehen,  sondern  auch 
für  Verlobungen.  Die  Auflösung  ist  jedoch  schon  mit  dem  Urtheile 
vollzogen.  Der  Scheidungsbrief  ist  nur  ein  Zeugniss,  dass  der  Betreffende 
sich  wieder  verheirathen  darf,  und  wird,  wenn  die  frühere  Ehe  nicht 
nach  staatskirchlichem  Ritual  eingesegnet  war,  nicht  ausgestellt  Ein 
Mitglied  einer  fremden  Kirche  bekommt  ebenfalls  nicht  einen  solchen 
Brief,  sondern  hat  seine  Gheistlichen  darum  zu  ersuchen.^) 

2.  In  Bezug  auf  die  Ehetrennungen  der  Ausländer^)  sind  im 
Allgemeinen  die  inländischen  Behörden  nicht  zuständig.^)  Sind  aber 
die  Parteien  im  Lande  wohnhaft,  so  wird  eine  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  bewilligt^  und  ebenso  eine  gänzliche  Scheidung,  wenn  sie  keinem 
Staate  angehören  oder  wenn  ihre  Heimathsbehörden  ablehnen,  sich  mit 
der  Sache  zu  befassen.^  Das  Gleiche  gilt  von  der  Erlaubniss  zur  Wieder- 
verheirathung  ohne  Scheidung.  Todeserklärung  von  Ausländem  durch 
die  schwedischen  Behörden  ist  ausgeschlossen. 

3.  Das  gerichtliche  Verfahren  in  Ehesachen  entspricht  im  All- 
gemeinen einem  Strafverfahren,  so  insbesondere  betreffend  Einleitung, 
persönliches  Erscheinen,  Untersuchung,  Feststellung  der  materiellen  Wahr- 
heit und  Rechtsmittel.  Die  Abweichungen  werden  theils  vom  beabsichtigten 
Erfolge  und  theils  von  den  besonderen  Gründen  veranlasst  Die  Er- 
mächtigung, einen  Ehegatten  zu  vertreten,  muss  durch  eine  spezielle  Voll- 
macht, worin  die  betreffende  Sache  erwähnt  wird,  nachgewiesen  werden.*) 
Ein  gesetzlicher  Vertreter  hat  kein  Recht,  Scheidung  zu  beantragen, 
weshalb  im  Falle  der  Geisteskrankheit  des  unschuldigen  Ehegatten  ein 
solcher  Antrag  von  seiner  Seite  nicht  gestellt  werden  kann.  Entsteht 
durch  aussereheliche  Beiwohnung  zwischen  den  Ehegatten  Verwandtschaft, 
so  soll  die  Staatsanwaltschaft  Eheauflösung  verlangen.  Im  Uebrigen  ist  sie 

»)  N.J.A.  1891  S.  343  u.  1896  S.  326. 

^  Vgl.  oben  S.  472  Anm.  1.  —  üeber  Organisation  und  Zuständigkeit  der 
Gerichte:  UppstrÖm  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsrerfolgang  im  intern.  Verkehr, 
n  S.  460  ff. 

•)  K.  Br.  V.  24.  März  1748  u.  12.  November  1812. 

*)  K.  Br.  V.  24.  Februar  1788,  20.  JuU  1795.  13.  November  1795  u.  12.  November 
1812  n.  N.J.A.  1887  S.  8  u.  1888  S.  319.     Vgl.  oben  S.  469  Anm.  4  n.  474  Anm.  2. 

^)  Betreffend  die  schwedische  Auffassung  des  Begriffes  „Ausländer**  siehe  unten 
S.  482  Anm.  4. 

•)  N.J.A.  1881  S.  570  u.  1893  S.  839. 

7)  N.J.A.  1881  S.  570  u.  1894  S.  153. 

8)  N.J.A.  1894  S.  163. 

^  N.J.A.  1881  S.  374  u.  1891  S.  832. 
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nicht  befugt,  in  Ehesachen  aufzutreten,  auch  nicht  zum  Zwecke  der  Ver- 
theidigung  der  Ehe.  Betreffend  Ehebruch  ist  besonders  eingeschärft,  dass 
ein  Geständniss  des  Beklagten  nicht  als  voller  Beweis  gelten  darf.*) 
Das  Gericht  soll  ihm  auch  nicht  einen  Eid  auferlegen.*)  Abgesehen  von 
der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  den  Warnungen,  welche  dieser 
vorhergehen  müssen,^  ist  nichts  von  Versöhnungsversuchen  vorgeschrieben. 
Wie  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ist  jedoch  das  Gericht  befugt, 
Versöhnung  anzurathen,  mit  oder  ohne  Aussetzung  des  Verfahrens.*) 
Durch  Gesuch  und  nicht  durch  Ladung  wird  in  den  Fällen  der  Geistes- 
krankheit und  der  böslichen  Verlassung  mit  unbekanntem  Aufenthaltsorte 
das  Verfahren  eingeleitet.  Auch  sonst  veranlassen  diese  zwei  Ehe- 
scheidungsgründe ihrer  Natur  nach  gewisse  Modifikationen  des  Verfahrens.*) 
Handelt  es  sich  um  Ungültigkeitssachen,  in  welchen  die  Klage  nicht 
auf  einem  strafrechtlichen  Grunde  beruht,  so  ist  das  Rechtsmittel  nicht 
Beschwerde,  sondern  Berufung  und  Revision.  Wird  der  König  um  Ehe- 
trennung ersucht,  so  ist  das  Verfahren  das  in  Dispenssachen  gewöhnliche. 
Mit  einer  Klage  auf  Ehescheidung  können  Ansprüche  in  Bezug  auf 
das  Vermögen  und  die  Sorge  für  die  Personen  der  Kinder  verbunden 
werden,  was  auch  im  Allgemeinen  geschieht.  Grundsätzlich  ist  jedoch 
kein  Hindemiss  vorhanden,  solche  Ansprüche  in  einem  späteren  besonderen 
Prozess  auszuführen,  und  wenn  die  Ehescheidung  dispensweis  vom  Könige 
bewilligt  wird,  so  ist  dies  der  allein  gangbare  Weg;  es  kommt  nicht 
mehr  vor,  dass  der  König  auch  in  Fragen  der  genannten  Art  Verfügungen 
trtflEt. 

4.  DasUrtheil,  wodurch  eine  Ehe  für  ungültig  erklärt  worden  ist, 
wirkt  für  Alle  und  gegen  Alle.  Dies  gilt  im  Allgemeinen  auch  von 
einem  ürtheil  entgegengesetzten  Inhalts,  jedoch  so,  dass,  wenn  ein  Dritter, 
zur  Klage  Berechtigter,  in  der  Sache  nicht  gehört  worden  ist,  dieser 
binnen  Jahresfrist  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem  Urtheile  die  Sache 
durch  Beschwerde  vor  das  höhere  Gericht  bringen  kann.*)  Liegen 
Doppelehe  oder  Blutschande  vor,  so  steht  ein  die  Gültigkeit  der  Ehe 
anerkennendes  ürtheil  auch  nicht  einem  späteren  Strafurtheil  entgegen.') 
Die  Regel  ist  anerkannt,  ohne  irgendwo  ausgesprochen  zu  sein;  die  Aus- 
nahmen folgen  aus  allgemeinen  prozessualen  Vorschriften. 

5.  Einstweilige  Verfügungen  für  die  Dauer  des  Prozesses  zu 
treffen,  ist  das  Gericht  der  Regel  nach  nicht  befugt.  Nur  im  Falle  eines 
trennenden  Ehehindemisses  kann  es  im  öffentlichen  Interesse  die  Auf- 
hebung des  häuslichen  Zusammenlebens  anordnen  und  daran  Bestimmungen 
in  Bezug  auf  den  Unterhalt  und  auf  die  Sorge  für  die  Personen  der 


>)  K.  Erlass  v.  5.  Dezember  1798. 

•)  N.J.A.  1883  S.  253.    Vgl.  doch  auch  N.J.A.  1897  S.  366. 

«)  Siehe  oben  S.  478. 

*)  R.JB.  20  §  2  u.  24  §  1. 

»)  Siehe  oben  S.  475,  476. 

«)  R.B.  25  §  10. 

0  R.B.  17  §  32. 

Leske  n.  Loewenfeld,  Beohtsverfolgiuig.    Erg&nznngsband.  31 
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Kinder  hinznfagen.  Verlässt  die  Frau  das  Haus  des  Mannes,  so  haben  ihr, 
gleichviel  ob  ein  Prozess  zwischen  den  Gatten  schwebt  oder  nicht,  nöthigen- 
f alls  die  exekutiven  Behörden  gegen  etwaige  Gtewaltmassregeln  des  Mannes 
Schutz  zu  gewähren. 

6.  Auf  die  sogen,  „unvollkommenen  Ehen"  finden  die  entwickelten 
Rechtsnormen  zutreffenden  Falls  entsprechende  Anwendung.^) 

§8. 

H.  Eheschliessung  im  Auslände. 

Die  diplomatischen  Vertreter  Schwedens  und  die  Konsuln  haben 
keine  Zuständigkeit,  im  Auslande  gültige  Eheschliessungen  von  Staats- 
angehörigen vorzunehmen  und  zu  beurkunden.^ 

J.  Internationales  Privatrecht. 

Als  leitender  Grundsatz  auf  dem  Gebiete  des  ganzen  internationalen 
Privatrechts,  also  auch  dem  des  Eherechts,  *)  gilt,  dass  für  schwedische 
Staatsangehörige  *)  die  schwe^chen  Gesetze  anzuwenden  und  schwedische 
Behörden  zuständig  sind.  Domizil  im  Auslande  und  ähnliche  umstände 
haben  nicht  die  Wirkung,  dass  dieser  Anspruch  aufgegeben  wird,  sondern 
nur  die  Bedeutung  faktischer  Hindemisse  der  Durchführung.  Anderer- 
seits ist  man  nicht  geneigt,  sich  mit  den  Angelegenheiten  von  Personen 
fremder  Nationalität  zu  befassen,  sofern  nicht  ein  schwedisches  Interesse 
dabei  vorliegt.  Dies  kann  ein  privates  Interesse  sein,  wenn  z.  B.  eine 
Person  von  schwedischer  Nationalität  als  Erbe  oder  in  anderer  Eigen- 
schaft in  Schweden  befindliches  Vermögen  beansprucht;  aber  auch  ein 
öffentliches  Interesse  kann  dabei  in  Betracht  kommen,  besonders  die 
Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Ordnung.  Hier  spielt  natürlich  schwe- 
disches Domizil  eine  Rolle.*)  —  Im  Einzelnen  gilt  Folgendes: 

a)  Das  Verlöbniss  wird  nach  schwedischem  Rechte  beurtheilt, 
wenn  auch  nur  ein  Theil  von  schwedischer  Nationalität  oder  wenn  das 
Verlöbniss  in  Schweden  geschlossen  ist.  Entsprechendes  gilt  von  den 
sogen,  „unvollkommenen  Ehen". 

b)  Die  persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliessung,  sowie  die 
sonstigen  materiellen  Voraussetzungen  der  Ehe  sind,  wenn  ein 

>)  Vgl.  oben  S.  465,  466  und  474  Anm.  2. 

^  Königl.  Entscheidnng  v.  11.  August  1853. 

*)  Eingehend  sind  die  einschlägigen  Fragen  behandelt  in  des  Verfassers  Buche 
„ür  mina  Föreläsningar**  I  S.  293—326.  Siehe  darüber:  Maurer  in  Böhm's  Zeitschr. 
1  S.  428. 

^)  Die  Staatsangehörigkeit  ist  durch  das  Gesetz  t.  1.  Oktober  1894  geregelt. 
Sie  wird  erworben  durch  Geburt  von  schwedischen  Eltern,  durch  Heirath  mit  einem 
schwedischen  Manne,  durch  besondere  Aufnahme  in  das  schwedische  Staatsbüi'gerrecht 
sowie  durch  Geburt  im  Lande  und  einen  bis  zum  erreichten  22.  Lebensjahre  beibehaltenen 
Wohnsitz  in  Schweden.  Diese  Wirkung  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Betheiligte  im  letzten 
Jahre  der  zuständigen  Behörde  erklärt,  nicht  Schwede  werden  zu  wollen. 

^)  Siehe  oben  S.  480. 
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schwedischer  Staatsangehöriger  sich  im  Auslande  verheirathet,  nach  schwe- 
dischem Rechte  zu  prüfen.^)  Doch  kommen  hierbei  nur  trennende  Ehe- 
hindemisse  in  Betracht,  auch  wenn  der  Betreffende  sich  in  das  Ausland 
begeben  hat,  um  die  einheimischen  Ehegesetze  zu  umgehen.^)  Handelt 
es  sich  um  eine  Verbindung  zwischen  einem  Fremden  und  einer  Schwedin, 
so  unterliegt  grundsätzlich  die  Gültigkeitsfrage  den  Gesetzen  und  Be- 
hörden des  Heimathstaates  des  Mannes.  Gegen  Ausländer,  welche  ver- 
heirathet  sich  in  Schweden  niederlassen,  wird  auf  andere  Weise  nicht 
eingegriffen,  als  dass  sie,  wenn  die  eheliche  Verbindung  nach  schwedi- 
schen Gesetzen  anstössig  ist,  aus  dem  Reiche  ausgewiesen  werden.'^) 
Wenn  ein  Ausländer  in  Schweden  eine  Ehe  einzugehen  wünscht,  so  be- 
darf er  weder  der  Erlaubniss  noch  eines  Zeugnisses  der  Behörden  seines 
Heimathlandes.  Er  ist  ganz  wie  ein  Schwede  den  schwedischen  Gesetzen 
unterworfen,*)  nur  dass  er  —  in  Ermangelung  eines  genügenden  Beweises 
der  Ehelosigkeit  —  einen  einjährigen  Aufenthalt  in  Schweden  darthun 
muss,  um  wie  ein  Schwede  des  Publikationsverfahrens  in  den  offiziellen 
Zeitungen  (in  diesem  Falle  Bedingung  eines  Aufgebots)  theilhaftig  werden 
zu  können.*)  Besteht  in  den  Gesetzen  des  Heimathlandes  nichts  den 
schwedischen  Instituten  entsprechendes,  so  muss  man  sich  den  Verhält- 
nissen so  gut  wie  möglich  anpassen. 

c)  Was  für  die  Form  der  Ehe,  für  das  Aufgebot  und  sonstige 
vorhergehende  Massregeln  vorgeschrieben  ist,  gilt  auch  für  Ausländer, 
die  in  Schweden  eine  Ehe  zu  schliessen  beabsichtigen.  In  Bezug  auf 
die  Form  einer  Eheschliessung  im  Auslande  gilt  der  Satz  „locus  regit 
actum",  selbst  wenn  die  Verlobten  schwedische  Staatsangehörige  sind.*) 
Doch  ist  die  Ehe  auch  gültig,  sofern  die  vom  schwedischen  Gesetze  be- 
stimmte Form  beobachtet  ist. 

d)  Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Eheleute  zu  ein- 
ander bestimmen  sich  in  der  Hauptsache  nach  den  in  diesem  Paragraphen 
einleitungsweise  angeführten  Normen.  Grundsätzlich  sind  also  die  schwe- 
dischen Behörden  zuständig  und  die  schwedischen  Gesetze  anzuwenden, 
nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Schweden  im  Auslande,  sondern  auch  auf 
die  Ausländer,  welche  sich  in  Schweden  aufhalten.  Gewisse  Rechts- 
normen haben  aber  dauernden  oder  vorübergehenden  Aufenthalt  im  Lande 
zur  Voraussetzung:  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  Erlaubniss  zur  Wieder- 
verheirathung,  Todeserklärung,  die  Pflicht  der  Frau,  den  Wohnsitz  des 
Ehemannes  zu  theilen,  Klage  wegen  böslicher  Verlassung  und  dergleichen. 


')  K.R.  V.  23.  August  1879;   N.J.A.  1883  S.  13,   1887  S.  231,  1891  S.  12  u.  553 
u.  1896  S.  308. 

^  Königl.  Entscheidung  v.  22.  Mai  1760  u.  N.J.A.  1874  S.  463. 

•)  Vgl.  K.B.  V.  7.  Dezember  1753. 

^)  Siehe  jedoch  N.J.A.  1902  S.  659,  wo  betreffend  die  Ehemündigkeit  das  aus- 
ländische nationale  Gesetz  als  das  massgebende  erklärt  ist. 

<^)  Gesetz  v    14.  Oktober  1898  und  Königl.  Erlass  v.  14.  Oktober  1898. 

^  Vgl.  Gesetz  über   Registrirung  von  im  Auslande  geschlossenen   Ehen,  vom 
1.  Juli  1898. 
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Andererseits  wird,  wenn  kein  schwedisches  Interesse  dadurch  gekränkt 
wird,  auf  das  fremde  Recht  der  im  Lande  weilenden  Auslander  Rücksicht 
genommen,  besonders  wenn  es  sich  um  die  hausherrliche  Gewalt,  die 
Schlüsselgewalt  der  Frau,  die  eheliche  Vormundschaft,  die  Theilhaftigkeit 
der  Frau  an  der  sozialen  Stellung  und  Nationalität  des  Mannes,  die  Sorge 
für  die  Kinder  u.  s.  w.  handelt. 

e)  In  Sachen  des  ehelichen  Güterrechts  wird  nach  schwedischem 
Recht  entschieden.  Es  kommt  nur  darauf  an,  dass  die  schwedischen 
Behörden  zuständig  sind.  Sie  sind  es  aber,  sobald  die  Eheleute  in 
Schweden  wohnen  oder  Vermögen  haben  und  ein  Dritter  entweder  etwas 
aus  nicht  familienrechtlichem  Grunde  fordert  oder  im  Falle  des  Todes 
des  einen  Ehegatten  der  Nachlass  Gegenstand  der  Ansprüche  eines 
Schweden  wird.^)  Ohne  Unterschied  müssen  Schweden  und  Ausländer, 
welche  sich  im  Auslande  verheiiathen,  die  hinsichtlich  der  Eheverträge 
geltenden  Verordnungen  über  Eintragung  in  das  betreffende  Register 
beobachten,  wenn  die  Verträge  in  Schweden  rechtliche  Wirkung  haben 
sollen.  Wenn  die  Parteien  bei  der  Eheschliessung  Eigenthum  in  Schweden 
haben,  gilt  dies  auch  für  die  Form  der  Abschliessung  des  Ehevertrages.*) 

f)  Ebenso  wie  die  schwedischen  Behörden  grundsätzlich  sich  nicht 
mit  einer  Auflösung  der  Ehen  der  Ausländer  befassen,*)  lassen  sie  das, 
was  in  dieser  Hinsicht  ausländische  zuständige  Behörden  verfügt  haben, 
gelten  —  nach  dem  vollen  Inhalte  des  Urtheils,  andererseits  nicht  darüber 
hinaus.  Da  indessen  im  Allgemeinen  ein  ausländisches  Urtheil  in 
Schweden  nicht  vollstreckbar  ist,*)  so  entbehrt  eine  von  einem  fremden 
Gericht  ausgesprochene  Trennung  von  Tisch  und  Bett  der  Rechtskraft 
in  Schweden.  Eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aber  als  gänzliche 
Scheidung  auszulegen  oder  ein  Verfahren  in  umgekehrter  Richtung  ist 
der  schwedischen  Auffassung  ganz  fremd. 

Hinsichtlich  der  Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach  werden  sogar 
Personen  von  schwedischer  Nationalität,  aber  nicht-staatskirchlicher  Kon- 
fession insoweit  als  Ausländer  behandelt,  dass,  nachdem  die  schwedischen 
bürgerlichen  Behörden  ihrerseits  die  gänzliche  Ehescheidung  ausgesprochen 
haben,  der  Geistlichkeit  der  betreffenden  Kirche  die  Bestimmung  darüber 
zusteht,  ob  die  geschiedenen  Gatten  neue  Ehen  eingehen  dürfen.*) 

Sind  Schweden  im  Auslande  wohnhaft,  so  können  sie  doch  die  schwedi- 
schen Behörden  um  eine  gänzliche  Ehescheidung  ersuchen.*)    Haben  sie 


^)  Vgl.  Konvention  mit  Russland  v.  9.  April  1889  §§  7  u.  10. 

•)  G3.  8  §§  2  u.  3. 

")  Siehe  oben  S.  480. 

*)  Vgl.  Uppström  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  11  S.  483; 
Entsch.  des  deutschen  Reichsgerichts  8  S.  385,  390,  Seuffert's  Arch.  39  No.  69  nnd 
die  dort  angeführte  Literatur. 

»)  K.  Br.  V.  13.  November  1795.     Vgl.  oben  S.  480  Anm.  4. 

^)  Siehe  dagegen  betrefifend  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oben  unter  d. 
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sich  aber  an  die  ausländische  Behörde  gewandt  nnd  hat  diese  die  Ehe- 
scheidung bewilligt,  so  ist  die  Rechtslage  zweifelhaft.  Die  Praxis 
schwankt  Nach  den  letzten  Urtheilen  des  Höchsten  Gerichts  wird 
jedoch  die  Scheidung  anerkannt,  sofern  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
wo  die  Ehescheidung  erfolgt  ist,  die  Gatten  dort  ihren  Wohnsitz  hatten.^) 
In  Bezug  auf  Eheschliessung  und  Auflösung  der  Ehe  bereitet  sich  übrigens 
eine  völlige  Umwälzung  der  Praxis  vor  im  Hinblick  auf  die  von  Schweden 
angenommenen  Vorschläge  der  Haager  Konferenz  von  1900  und  einen 
hieran  anschliessenden  Gesetzentwurf  von  1902.*) 


»)  N.J.A.  1901  S.  365,  1902  S.  288,  289  und  1903  S.  317.  Vgl.  jedoch  N.J.A. 
1899  S.  196  u.  1900  S.  148,  wo  darauf  Rücksicht  genommen  wurde,  ob  die  Ehe  in 
Schweden  eingegangen  worden  war  oder  nicht. 

■)  Vgl.  oben  S.  483  Anm.  4. 
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§1. 

A.  Emleitung.  Quellen.  Literatur. 

Jeder  Theil  des  Vereinigten  Königreiches  von  Grossbritannien  und 
Irland  hat  sein  gesondertes  Eherecht.  Die  vorliegende  Darstellung  wird 
sich  hauptsächlich  mit  dem  englischen  Rechte  beschäftigen;  doch  soll 
auch  kurz  das  Eherecht  von  Irland  und  Schottland,  soweit  es  von  jenem 
abweicht,  Erwähnung  finden.^) 

Kein  Zweig  des  Rechtes  berührt  wohl  das  Wohlergehen  und  die  fried- 
liche Entwicklung  der  Gesellschaft  unmittelbarer  als  die  die  Ehe  beherrschen- 
den Rechtsnormen.  Trotzdem  ist  niemals  ernsthaft  der  Versuch  gemacht 
worden,  gesetzgeberisch  die  Vorschriften  des  Eherechts,  so  wie  es  über  zahl- 
reiche Parlamentsakte  verstreut  ist  und  in  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe 
sich  mehr  verbirgt  als  darbietet,  in  systematischer  Weise  zu  ordnen.  Im 
Jahre  1865  wurde  zur  Untersuchung  der  im  Vereinigten  Königreiche  von 
Grossbritannien  und  Irland  geltenden  Eherechte  eine  Königl.  Kommission 
eingesetzt.  Diese  empfahl  in  ihrem  Berichte,  der  eine  Darstellung  des 
damals  existirenden  Rechtes  enthielt,^)  die  Schaffung  eines  einheitlichen 
Eherechts  für  das  Vereinigte  Königreich  und  gab  dafür  gewisse  leitende 
Grundgedanken  an.  Doch  ist  diesen  Anregungen  keine  Gesetzgebung  gefolgt. 

Der  Hauptsache  nach  findet  sich  das  heute  geltende  Ehe  seh  Hess  ungs- 
recht  von  England  in  drei  Statuten,  nämlich  4  Geo.  IV  c.  76,  feiner  5 
&  6  WiUiam  IV  c.  54,  endHch  6  &  7  William  IV  c.  86,  wähi-end  das  Ehe- 
scheidungsrecht in  der  im  Jahre  1867  Gesetz  gewordenen  Matrimonial 
Canses  Act*)  niedergelegt  ist. 

Die  Periode  vor  1857  wird  von  dem  Grundsatze  des  ekklesiastischen 
Rechtes  von  England,  dass  Ehen  unlösbar  seien,  beherrscht;  zwar  gab  es 
auch  in  jener  Zeit  in  besonderen  Fällen  legislative  Ehescheidung  durch 
das  Parlament  im  Wege  eines  Gesetzes  aus  privater  Initiative  (Private 
Bill),  aber  schwer  lastete  auf  der  breiten  Masse  der  Bevölkerung  die 
Unbill  des  Zwanges  zu  dem  kostspieligen  Verfahren  in  den  Häusern  des 
gesetzgebenden  Körpers. 

*)  Vgl.  unten  S.  543 f.  (Anhang).  Dem  Eherechte  der  Auswärtigen  Be- 
sitsungen  Großbritanniens  ist  (unten  S.  547 — 707)  eine  besondere  Abhandlung  ge- 
widmet, in  der  aus  Gbünden  der  Zweckmäßigkeit  auch  das  Hecht  der  Inseln  Man, 
Jersey  und  Guernsey  berücksichtigt  wird,  wiewohl  diese  nicht  als  auswärtige  Be- 
sitzungen, sondern  als  Gebietsteile  des  Vereinigten  Königreichs  gelten  und  nicht  dem 
Colonial  Office,  sondern  dem  Home  Office  als  Verwaltungsbehörde  unterstellt  sind. 

*)  Dieser  Bericht  vom  1.  Juli  1868,  ^Marriage  Laws  Gemmission  Report  ISöS"*, 
ist  eine  besonders  wichtige  Quelle  für  die  Erkenntniss  des  engl.  Ehereohts. 

»)  20  &  21  Vic  c.  85  citirt  als  M.C.A.  1857. 
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Wiederholte  Vorschläge  zur  Reform  des  bestehenden  Rechtszustandes, 
mit  welchen  man  an  das  Parlament  herantrat,  blieben  lange  ohne  Wirkung, 
bis  ein  einzelner  Rechtsfall  und  der  durch  denselben  veranlasste  Urtheils- 
spruch  die  Rechtslage  besonders  grell  beleuchtete.^)  Allgemein  empfand 
man,  dass  die  schwer  eniste  Ironie  des  Richters  einen  nahezu  unerträg- 
lichen Zustand  kennzeichne,  und  die  Unerlässlichkeit  der  Reform  des 
Ehescheidungsrechts  wurde  überall  anerkannt.  Die  Matrimonial  Causes 
Bill  1857  wurde,  obwohl  von  Gladstone  heftig  bekämpft,  Gesetz. 

Unter  den  Quellen  des  Rechtes  der  Eheschliessung  sind  zunächst 
das  kanonische  und  ekklesiastische  Recht,  also  das  Corpus  iuris 
canonici  und  von  autoritativen  Schriften  über  diese  Materie  die  folgenden 
zu  berücksichtigen:  Sanchez,  de  matrimonio;  Reports  of  the  Rota;  Early 
Textbooks  on  English  Ecclesiastical  Law;  Ayliffe's  Parergon;  Gibson's 
Codex;  Lyn d ward's  Provinciale;  Oughton's  Ordo  iudiciorum;  Swin- 
burn  on  Sponsals;  und  von  neueren  Schriften:  Phillimore's  Ecclesiastical 
Law,  2^^  edition  1895.2) 

Von  englischen  Gesetzen'*)  kommen  folgende  in  Betracht: 

a)  über  Eheschliessung:  4 Geo. IV c.  76;  6  &7Wm. IV c. 85 (Marriage 


*)  Der  Anstoas,  welcher  den  Stein  ina  Kolleii  brachte,  soll  von  einer  richterlichen 
Anrede  an  einen  Angeklagten  ausgegangen  sein,  welcher,  Yon  seiner  Frau  betrogen 
und  böslich  verlassen,  bei  ihren  Lebzeiten  eine  zweite  Ehe  eiugegungen  war.  Er 
wurde  we«»:en  Bigamie  verurtheilt,  und  Richter  Maule  verkündete  den  Urtheilsspruch 
in  folgenden  Worten:  ^Angeklagter!  Sic  sind  der  Bigamie  schuldig  befunden,  weil 
Sie  geheirathet  haben,  während  Ihre  Ehefrau  noch  am  Leben  war,  wennschon  aller- 
dings diese  Sie  böswillig  verlassen  hat  und  mit  einem  anderen  Planne  einen  ehe- 
brecherischen Wandel  führt.  Damit  haben  Sie  sich  gegen  die  Gesetze  Ihres  Landes 
vergangen  und  habon  ferner  gezeigt,  dass  Sie  sich  in  schwerem  In'thum  über  den 
richtigen  Weg  befunden  haben,  den  Sie  hätten  einschlagen  sollen.  Sie  hätten  das 
geistliche  Gericht  anrufen  imd  von  diesem  gegen  Ihr  Weib  die  Trennung  a  mensa  et 
thoro  erwirken  sollen;  Sie  hätten  dann  bei  den  weltlichen  Gerichtshöfen  gegen  den 
Liebhaber  Ihres  Weibes  eine  Klage  auf  Schadensersatz  anstrengen  sollen,  der  Ihnen 
auch  ohne  Zweifel  wäre  zugesprochen  worden;  Sie  hätten  dann,  gewappnet  mit  diesen 
beiden  Sprüchen,  sich  an  die  Gesetzgebung  wenden  und  von  ihr  einen  Parlamentsakt 
erringen  sollen,  welcher  Ihnen  die  Freiheit  und  die  gesetzliche  Befähigung  verliehen 
hätte,  das  zu  thun,  was  Sie  ohne  diese  Sanktion  zu  thun  sich  unterfangen  haben:  die 
Person  zu  ehelichen,  welche  Sie  sich  als  Frau  zugesellt  haben!  Wohl  ist  es  wahr, 
dass  dieses  T erfahren  Sie  viele  hundert  Pfund  gekostet  hätte,  während  Sie  wohl  kaum 
so  viele  Heller  Ihr  eigen  nennen.  Aber  vor  dem  Gesetze  sind  Kelch  und  Arm  gleich, 
es  kennt  keine  Unterschiede.  Demnach  verurtheilt  Sie  das  Gericht  zu  einem  Tage 
Gefängniss.  und  dieses  Mass  ist  bereits  überschritten,  da  Sie  seit  der  Eröffnung  der 
Assisen  in  Haft  gehalten  worden  sind." 

f)  Das  kanonische  Kecht  und  die  bezeichneten  Schriften  sind  deswegen  von 
Wichtigkeit  und  müssen  herangezogen  werden,  weil  die  M.C.A.  1857  den  Probate  and 
Divorce  Court  —  den  Erbrechts-  und  Scheidungs- Gerichtshof  —  ausdrücklich  anweist, 
in  allen  Fällen,  ausser  dem  der  Auflösung  der  Ehe,  d.  h.  also  in  allen  Fällen  von 
Nichtigkeit,  gerichtlicher  Trennung  oder  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft, 
die  Grundsätze  der  kirchlichen  Gerichte  zu  befolgen. 

•)  Diese  Gesetze  werden  von  dem  „Kings  Printer"  gedruckt  und  sind  dort 
erhältlich.  Nur  solche  Exemplare  werden  von  den  Gerichten  zur  Beweisführung 
zugelassen.  —  Eine  autoritative  Sammlung  der  wichtigsten  Parlament-sakte  ist  Chitty's 
Collection  of  Statutes  of  practical  utility.    14.  vol.    5*^  Edition  1901. 
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Act  1836);  3  &"4  Vic.  c.  72;  7  &  8  Vic.  c.  56  (an  Act  concerning  Banns  and 
Marriages  in  certain  Distiict  Churches  or  Chapels  1844);  19  &  20  Vic.  c.  104; 
19  &  20  Vic.  c.  119;  23  &  24  Vic.  c.  24;  35  &  36  Vic,  c.  10;  42  &  43  Vic. 
c.  29;  55  &  56  Vic.  c.  23;  61  &  62  Vic.  c.  68;  62  &  63  Vic.  c.  27. 

b)  über  Eheverbote:  32  Hen.  Vm  c.  38;  1  Eliz.  c.  21  s.  3;  6  & 
6  Wm.  IV.  c.  54. 

c)  über  eheli  ches  Güterrecht:  33  &  34  Vic.  c.  93,  Married  Womens 
Property  Act  1870;  37  &  38  Vic.  c.  50,  Married  Womens  Property  Act 
(1870),  Amendment  Act  1874;  41  Vic.  c.  19,  Matrimonial  Causes  Act  1878; 
45  &  46  Vic.  c.  75,  Married  Womens  Property  Act  1882;  56  &  57  Vic. 
c.  63,  Married  Womens  Property  Act  1893. 

d)  über  Ehescheidung  und  Zugehöriges:  20  &  21  Vic.  c.  85; 
21  &  22  Vic.  c.  108;  Divorce  and  Matrimonial  Causes  Act  1857;  23  & 
24  Vic.  c.  144;  29  &  30  Vic.  c.  32,  Divorce  and  Matrimonial  Causes  Act 
1866;  31  &  32  Vic.  c.  77,  Divorce  Amendment  Act  1868;  36  &  37  Vic.  c.  31, 
Matrimonial  Causes  Acts  1857  to  1873;  41  Vic.  c.  19,  Matrimonial  Causes 
Act  1878;  47  &  48  Vic.  c.  68,  Matrimonial  Causes  Act  1884;  58  &  59  Vic. 
c.  39,  Summary  Jurisdiction  (Married  Women)  Act  1896. 

Aus  der  Literatur  sind — abgesehen  von  den  bereits  erwähnten  Schriften 
über  das  kanonische  und  ekklesiastische  Recht  —  hervorzuheben: 

a)  Kommissions-Berichte:  Report  on  Law  as  to  prohibited  De- 
grees  of  Affinity  1847 — 48;  Report  of  Divorce  Commission  1853;  The 
Marriage  Laws  Commission  Report  1868  (von  besonderer  Wichtigkeit); 
Ecclesiastical  Courts  Commission  1883. 

b)  Moderne  Werke  über  Eheschliessung  und  Ehescheidung. 
Bishop  on  Marriage  and  Divorce  (America);  Browne  and  Po  wies  on 
Divorce,  6**»  Edit.  1897;  Dixon  on  Divorce,  3'^  Edit.  1900;  Everley's 
Domestic  Relations,  2»^  Edit.  1896;  Hammick  on  Marriage,  2"^*  Edit. 
1887;  Lush  on  Husband  and  Wife,  2»^  Edit.  1896;  Macqueen  on  Di- 
vorce, 2»^  Edit.  1860;  Macqueen  on  Husband  and  Wife,  3''*  Edit.  1885; 
Shelford  on  Marriage,  1***  and  only  Edit.  1841;  Marriage  and  Family 
Relations,  Geary  1«*  and  only  Edit.  1892. 

c)  Moderne  Werke  über  das  Recht  der  Minderjährigen. 
Macpherson  on  Infants,  l*'^  and  only  Edit.  1842;  Simpson  on  Infants, 
2"d  Edit.  1890. 

d)  Irland.     Falcon's  Marriage  Law  of  Ireland,  1«*  Edit.  1882. 

e)  Schottland.  Fräser  on  Husband  and  Wife,  2^^  Edit.  1876  und 
78;  Fräser  on  Parent  and  Child,  1«^  and  only  Edit.  1866;  Bell,  Prin- 
ciples  of  the  law  of  Scotland,  7*^  Edit. 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Um  ein  Heirathsversprechen  bindend  zu  machen,  bedarf  es  keiner 
Förmlichkeiten.  Das  Versprechen  muss  aber  gegenseitig  und  für  beide 
Theile  bindend  sein;  doch  kann  ein  Minderjähriger  wegen  Bruches  des 
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Heirathsversprechens  klagen,  obwohl  er  selbst  wegen  des  Braches  eines 
während  der  Minderjährigkeit  abgegebenen  Versprechens  nicht  verklagt 
werden  kann.  Die  Klage  kann  nur  auf  Schadensersatz  wegen  Nicht- 
erfüllung, nicht  auf  Erfüllung  des  Ehe  Versprechens  gerichtet  werden.^) 
Der  Nachweis  eines  ausdrücklichen  Heirathsversprechens  wird  nicht  er- 
fordert; der  Vertrag  kann  durch  das  unzweideutige  Verhalten  der 
Parteien,  durch  ein  endgültiges  Einverständniss  zwischen  ihnen  selbst, 
ihren  Freunden  und  Verwandten  dai'über,  dass  eine  Heirath  stattfinden 
soll,  erwiesen  werden.*)  Insbesondere  ist  Schriftlichkeit  nicht  wesent- 
lich.*) Das  Versprechen  ist  auch  bindend,  obwohl  kein  bestinunter  Zeit- 
punkt für  die  Eingehung  der  Ehe  festgesetzt  ist;  in  solchen  Fällen  be- 
steht die  gesetzliche  Vermuthung,  dass  das  Versprechen  gegeben  sei. 
innerhalb  billiger  und  angemessener  Frist  zu  heirathen,*) 

Das  Eheversprechen  eines  Mannes  für  den  FaU,  dass  die  Frau  ihm 
den  Beischlaf  gestatte,  ist  nichtig;  wird  aber  das  Versprechen  nach  dem 
Geschlechtsverkehr  erneuert,  so  ist  es  bindend. 

Sind  die  Parteien  miteinander  so  nahe  verwandt,  dass  die  Khe 
zwischen  ihnen  verboten  sein  würde,  so  ist  das  Versprechen  nichtig. 

Das  Versprechen  eines  verheiratheten  Mannes,  innerhalb  angemessener 
Zeit  zu  heirathen,  ist  gültig  und  klagbar,*)  weil  seine  Frau  innerhalb  des 
Zeitraums  hätte  sterben  können.*) 

Wenn  aber  das  Versprechen  des  Beklagten  durch  Betrug,  z.  B.  durrli 
Vorspiegelung  unwahrer  oder  Verheimlichung  wahrer  Thatsachen  betreffs 
der  Vergangenheit  des  klagenden  Theües  herbeigeführt  wurde,  so  be- 
gründet dies  eine  Einrede  gegen  eine  Klage  wegen  Bruches  des  Vei- 
löbnisses.  Ebenso  im  Falle  wesentlichen  Irrthums,  z.  B.  wenn  dir 
Klägerin  eine  lockere  und  bescholtene  Frauensperson  ist  und  der  Be- 
klagte beweist,  dass  ihm  der  Charakter  der  Klägerin  zur  Zeit  der  Abgabe 
des  Versprechens  unbekannt  war. 

Weiter  ist  Entbindung  von  dem  Vei*sprechen  ein  wii'ksamer  Einwand 
gegen  eine  Klage.  "^ 

Die  Festsetzung  des  Schadensersatzes  ist  ganz  Sache  der  Jury. 
Die  Jury  ist  nicht  auf  die  Berücksichtigung  der  Vermögenseinbusse  allein 
beschränkt,  sondern  kann  auch  die  Gefühlsverletzung  des  klagenden 
Theils  in  Betracht  ziehen.®) 

Brautgeschenke  können  (so  scheint  es,  obwohl  sich  eine  Ent- 
scheidung über  den  Punkt  nicht  berichtet  findet)  zurückgefordert  werden, 

^)  Die  früher  zulässige  Klage  auf  Erfüllung  wurde  1753  durch  Lord  Hardwicke  s 
Act  (26  Geo.  II  c.  33)  abgeschafft.  Dies  Gesetz  wurde  zwar  durch  das  Statut  4  Qeo.  IV 
c.  76  wieder  aufgehoben;  doch  bestätigt  das  Statut  s.  27  die  Beseitigung  jener  Kla<:e. 

«)  Hutton  V.  Mansell,  3  SaUc  16,  64. 

»)  Cork  V.  Baker,  1  Str.  34;  Montacue  v.  Maxwell,  ibid.  236. 

*)  Harrison  v.  Cage,  1  Ld,  Rayn.  386,  387. 

^)  Vgl.  oben  bei  Note  1, 

•)  Wild  V.  Harris  7  C.  &  B.  999;  Milward  v.  Littlewood  6  Ex.  75. 

')  King  V.  Gillet  7  M.  &  W.  55. 

^  Berry  v.  Dacosta  L.R.  1,  C.P.  331 ;  MiUington  v.  Loring  62  B.D.  190  CA. 
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wtim  die  Heirath  nicht  stattfindet,  und  zwar  macht  es  dabei  keinen 
Unterschied,  ob  dieselben  von  einem  Verlobten  dem  anderen,  oder  von 
Dritten  gemacht  worden,  sofern  nur  nach  den  Umständen  anzunehmen 
ist,  dass  die  Geschenke  unter  der,  wenngleich  unausgesprochenen  Be- 
dingung gegeben  wui-den,  dass  die  Eheschliessung  erfolge.  Dem  Dritten 
steht  die  Rückforderung  zu  ohne  Rücksicht  auf  den  Grund,  wegen  dessen 
der  Vollzug  der  Ehe  unterblieb ;  dem  Verlobten  aber  nur  dann,  wenn  die 
Lösung  des  Verlöbnisses  entweder  mutuo  consensu  erfolgte  oder  der 
Empfänger  die  Lösung  verschuldete. 

Die  Klage  steht  grundsätzlich  dem  Manne  sowohl  wie  der  Frau 
zu ;  doch  wii'd  dem  Manne  gewöhnlich  nur  ganz  geringfügiger  Schadens- 
ersatz zugesprochen.  Die  Klage  ist  eine  persönliche  und  erlischt  mit 
dem  Tode  einer  der  Parteien;  sie  kann  weder  von  den  Rechtsnachfolgern 
oder  Erben  noch  gegen  dieselben  geführt  werden,  ausser  in  besonders 
gearteten  Fällen,^)  sofern  die  Absicht  beider  Parteien  bei  Eingehung 
des  Versprechens,  einen  eventuellen  Schadensanspruch  auch  für  oder 
gegen  die  Erben  zu  begründen,  erwiesen  werden  kann. 


§3. 

G.  Eheschliessung. 

I.  Materielle  Yoranssetziingen  der  WiUenserklämng. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Eine  Person  männlichen  Geschlechts 
ist  vom  vollendeten  vierzehnten,  eine  Person  weiblichen  Geschlechts  vom 
vollendeten  zwölften  Jahre  ab  befähigt,  eine  Ehe  zu  schliessen. 

Für  die  Eheschliessungen  von  Mitgliedern  des  Königlichen  Hauses") 
gilt  als  Voraussetzung  die  Einholung  des  Konsenses  des  regierenden 
Souveräns  oder,  wenn  das  betreffende  Mitglied  der  Königlichen  Familie 
fünfundzwanzig  Jahre  oder  mehr  zählt,  die  Mittheilung  von  der  geplanten 
Ehe  an  den  Staatsrath  (Privy  Council)  zwölf  Monate  vor  der  Eheschliessung, 
ohne  dass  während  dieser  Frist  ein  Ausdruck  der  Missbilligung  der 
Heirath  von  beiden  Häusern  des  Parlaments  erfolgte.*) 

Die  Einwilligung  von  Eltern  und  Vormündern  (gegen  deren 
ungebührliche  Verweigerung  es  eine  Berufung  an  das  Gericht  —  Court 
of  Chancery  —  giebt)  ist  im  Allgemeinen  für  die  Ehen  aller  Personen 
unter  einundzwanzig  Jahren  nöthig,  ausser  im  Falle  einer  Wieder- 
verheirathung  (bei  Verwittweten  oder  Geschiedenen).  Doch  hat  dieses 
Erf  ordemiss  nur  die  Bedeutung,  dass  die  Eltern  oder  der  Vormund  durch 
öffentliches  Verbot  des  Aufgebots  oder  der  Einsegnung,  oder  durch 
„caveat"  oder  Vormerkung  in  dem  Register  des  Standesbeamten  die  Ver- 
kündung des  Aufgebots  bezw.  die  Ertheüung  der  Licenz  oder  des  Heiraths- 


^)  Ghaniberlain  v.  WiUiamson  2  M.  &  S.  408. 

*)  Nachkommen  von  Prinzessinnen,  welche  in  fremde  Häuser  geheirathet  haben, 
aählen  hierzu  nicht. 

»)  12  Geo.  UI  c.  11. 
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Scheins  (je  nach  Sachlage)  bezw.  die  Vornahme  der  Ehesclüiessung  ver- 
hindern können.^)  Der  Abschloss  der  Ehe  von  Minderjährigen  ohne  die 
erforderliche  Einwilligung  kann  zur  Folge  haben,  dass  das  Chancer)^- 
Gericht  die  Partei,  die  den  Verstoss  begangen  hat,  etwaiger  vermögens- 
rechtlicher Vortheile  aus  der  Ehe  verlustig  erklärt;  nicht  aber  liegt  es 
einem  Geistlichen,  Surrogate,*)  oder  Ober-Standesbeamten  ob,  über  die 
Erklärung  der  Parteien  bei  Beantragung  der  Licenz-Ertheilung  bezw. 
der  Benachrichtigung  an  den  Standesbeamten  hinaus,  den  Nachweis  der 
Einwilligung  zu  verlangen.  Die  einmal  ohne  die  erforderliche  Einwilligung 
vollzogene  Ehe  eines  Minderjährigen  ist  rechtsbeständig.  ^) 

Die  Bangordnung  der  Personen,  welche  zur  Ertheilung  der  Ein- 
willigung zur  Eheschliessung  Minderjähriger  berufen  sind,  zeigt  das 
folgende  Schema: 

a)  der  Vater;*)  wenn  er  verstorben  ist, 

b)  der  gesetzlich  bestellte  Vormund  oder  die  Vormünder"^); 
mangels  solcher 

c)  die  Mutter,  wenn  sie  keine  neue  Ehe  eingegangen  ist;  ist  auch 
die  Mutter  nicht  am  Leben  oder  wieder  verheirathet, 

d)  der  vom  Court  of  Chancery  bestellte  Vormund  (oder  die 
Vormünder).*) 

Beim  Mangel  irgend  eines  Repräsentanten  einer  der  vier  bezeichneten 
Gruppen,  hat  der  Minderjährige  diesen  Umstand  in  einer  eidlichen  Er- 
klärung darzuthun  und  kann  dann  ohne  Konsens  heirathen.^  Wenn  der 
Vater  nicht  im  ungestörten  Besitze  seiner  Geisteskräfte  ist,  oder  wenn  der 
Vormund  oder  die  Mutter  nicht  im  ungestörten  Besitze  der  Geisteskräfte 
oder  in  fernen  Welttheilen  aufhältlich  ist  oder  die  Einwilligung  ungebühr- 
lich vorenthält,  so  kann  der  Minderjährige  im  Wege  der  Petition  an  den 
Court  of  Chancery  die  Ertheilung  des  Konsenses  beantragen,  und  der 
Spruch  eines  Eichters  des  Court  of  Chancery  ersetzt  den  mangelnden 
Konsens  der  jeweiligen  Kategorie  von  Personen,  bei  welchen  die  Er- 
theilung liegen  würde.®) 

Zur  Ertheilung  des  Heirathskonsenses  zu  Ehen  unehelicher  Minder- 
jähriger sind  ausschliesslich  von  dem  Court  of  Chancery  bestellte  Vor- 
münder zuständig.  Fehlt  es  an  einer  solchen  Bestallung,  so  existirt  eben 
keine  Person,  deren  Einwilligung  erforderlich  wäre.*) 


*)  Siehe  darüber  unten  S.  506. 

^  Surrogate  igt  ein  Beamter,  dem  die  Befugnis»,  Ehelizenzen  zu  ertheilen  vom 
Bischöfe  delegirt  ist. 

')  Marriage  Acts. 

*)  Ausser  wenn  ihm  seine  Vateirechte  entzogen  sind. 

^)  Die  Matter  ist  jetzt  gesetzlich  Mitvormiinderin ;  Ghiardianahip  of  Infants- 
Act  1886. 

*)  Ghiardianship  of  Infants  Act  1886. 

7)  4.  Geo.  IV  c.  6.  s.  14;  6  &  7  Will.  IV.  c.  85  s.  12,  25.  — 

8)  4.  Geo.  IV  0.  76  a.  17. 

•)  Horner  v.  Homer  1  Hag.  Oon.  Rep.  337.  — 
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Ausländer  bedürfen  keiner  besonderen  Erlaubniss  zui' Eheschliessung ; 
sie  sind  den  englischen  StÄatsangehörigen  durchaus  gleichgestellt.*) 

Ebensowenig  unterliegen  Beamte  irgend  welchen  beschränkenden 
Sondervorschriften.  Königliche  Armee-Verordnungen  schreiben  allerdings 
die  Einholung  der  Erlaubniss  des  Kommandeurs  bei  Soldaten  vor,  und 
ohne  diese  wird  die  Fi'au  als  solche  vom  militärischen  Etat  nicht  an- 
erkannt. Der  Mangel  der  Erlaubniss  berührt  aber  die  Gültigkeit  der 
Ehe  nicht. 

2.  Besondere  Willensmängel.  Geistesgestörte  Personen  sind 
nicht  ehefähig.  ^  üeber  die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  von  ihnen 
eingegangene  Ehe  für  nichtig  zu  erklären  ist,  siehe  unten  S.  518. 

Gewalt  und  Zwang.  Anwendung  von  physischen  Gewaltmitteln 
oder  von  Drohungen,  welche  dazu  angethan  waren,  einen  bestimmenden 
Einfluss  auf  die  Wülensäusserung  auszuüben,^)  machen  die  Ehe  anfechtbar. 

Betrug  und  Irrthum.  ünwahie  Angaben  oder  Verheimlichung 
von  Thatsachen  seitens  einer  Partei  bezüglich  ihrer  Keuschheit,  pekuniärer 
Erwartungen  sowie  Betrug  oder  Irrthum  über  köi'perliche  Beschaffenheit 
und  Gebrechen  geben  niemals  einen  genügenden  Grund  zur  Anfechtung 
einer  einmal  geschlossenen  Ehe.  So  hat,  wie  es  scheint,  selbst  derjenige, 
welcher  nach  der  Eheschliessung  entdeckt,  dass  seine  Frau  von  einem 
anderen  Manne  vorehelich  geschwängert  ist,  keine  Befugniss,  die  Ehe 
anzufechten.*) 


*)  Neuerdings  hat  jedoch  der  Bischof  von  London  in  einem  Rundschreiben  an 
seine  Diözesanen  darauf  hingewiesen,  dass  zu  seiner  Konntniss  gekommen  sei,  dasxS  all- 
jährlich Fälle  Yorkommen,  in  welchen  Engländerinnen,  welche  hier  mit  Ausländern  die 
Ehe  eingingen,  ohne  den  Erfordernissen  des  Eherechts  des  betreffenden  Heimaths- 
staates  Genüge  zu  leisten,  verlassen  oder  nicht  anerkannt  werden.  Der  Bischof  hat 
deswegen  jetzt  angeordnet,  dass  bei  einer  aufgebotenen  Ehe  eines  in  England  dauernd 
ansässigen  Ausländers  mit  einer  englischen  Staatsangehörigen  in  der  Diözese  London 
der  Gemeinde-Geistliche  vor  Einsegnung  der  Ehe  die  Beibringung  einer  Bescheinigung 
des  Konsuls  des  betreffenden  Staates  verlangen  soll,  dass  allen  gesetzlichen  Erforder- 
nissen für  die  B^chtsbeständigkeit  der  Ehe  in  dem  betreffenden  fremden  Staate  Genüge 
geleistet  ist.  Weiter  verordnet  der  Bischof,  dass  in  Fällen  von  Eheschliessungen  in 
der  Diözese  London,  in  denen  beide  Nupturienten  Ausländer  sind  oder  eine  der 
Parteien  ein  Ausländer  ohne  dauernden  Aufenthaltsort  in  England  ist,  die  Ehe  nur 
auf  Grund  einer  Lizenz  vollzogen,  und  diese  nur  dann  ertheilt  werden  soll,  wenn  der 
Kanzler  von  London  sich  darüber  Gewissheit  verschafft  hat,  dass  den  Gesetzen  der 
fremden  Staaten,  denen  die  Nupturienten  angehören.  Rechnung  getragen  ist. 

*)  Ehen  Taubstummer  sind  dann  rechtsbeständig,  wenn  ihnen  die  Natur  und  Be- 
deutung des  Vertrages,  welchen  sie  eingehen,  verständlich  ist.  Harrod  v.  Harrod 
1854.     1.  Kay  J.  U,  16. 

")  Bei  Feststellung  dieses  Momentes  ist  auf  die  Veranlagung  des  Bedrohten,  so 
z.  B.  auf  seine  Jugend  oder  besondere  Willensschwäche  Rücksicht  zu  nehmen.  Scott 
v.  Sebright  12  P.  D.  21. 

^)  Das  Recht  steUt  eben  an  die  Parteien  die  Anforderung  rechtzeitiger  und 
zweckentsprechender  Dihgenz,  um  sich  über  derartige  Dinge  zuverlässige  Auskunft 
vor  Eingehen  einer  so  feierlichen  Verbindung  zu  verschaffen.  —  In  einem  Falle 
jedoch,  in  welchem  eine  Heirath  zwischen  einer  geistig  schwachen  Person  und  der 
Tochter  eines  zu  der  ersteren  in  einem  fiduziarischen  Verhältnisse  stehenden  DrHten 
(Tmstee  —  Pfleger  —  Anwalt)  unter  Umständen  zu  Stande  gekommen  war,  welche 
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Nichtig  aber  ist  die  Ehe  bei  error  in  persona,  d.  h.  wenn  Jemand 
die  Ehe  mit  einer  anderen  Person  einging,  als  er  zn  ehelichen  vermeinte. 

IL  Ehehiiidemisse  und  Eheyerbote.^) 

1.  Doppelehe.  Eine  zn  Lebzeiten  eines  früheren  Gatten  ein- 
gegangene Ehe  ist  nichtig.^  Dabei  wird  vorausgesetzt,  dass  die  frühere 
Ehe  rechtsbeständig  ist.  War  sie  nichtig  oder  anfechtbar,  so  wird  durch 
ihre  Nichtigkeitserklärung  die  spätere  Ehe  gültig,  selbst  wenn  sie  vor 
der  Nichtigkeitserklärung  geschlossen  wurde. 

2.  Heirathen  geschiedener  Personen.  Geschiedene  Personen 
können  sich  wieder  verheirathen,  wenn  das  Scheidungserkenntniss  rechts- 
kräftig (absolute)  geworden  ist;  doch  kann  der  Geistliche  die  Einsegnung 
der  Ehe  eines  Ehebrechers  verweigern.  Der  Ehe  eines  wegen  Ehe- 
bruchs Geschiedenen  mit  seinem  Mitschuldigen  steht  kein  ge- 
setzliches Hinderniss  entgegen. 

3.  Ehehindernde  Verwandtschaftsgrade.  Verletzung  der  hier- 
auf bezüglichen  Vorschriften  machte  früher  eine  Ehe  nicht  nichtig, 
sondern  nur  anfechtbar  mittelst  einer  zu  Lebzeiten  beider  Parteien  an- 
zustrengenden Klage,  deren  Erhebung  einer  jeglichen  daran  interessirten 
Person  zustand.  Starb  einer  der  Gatten  vor  Einleitung  der  Klage,  so 
war  die  Ehe  unanfechtbar  und  die  Nachkommenschaft  legitim.  Die 
Marriage  Act  von  1835  jedoch  erklärte  Ehen  zwischen  Personen  inner- 
halb der  verbotenen  Verwandtschafts-  oder  Schwägerschaftsgrade  für 
absolut  nichtig,  und  die  Reformation  Statutes^)  grenzten  die  Grade  von 
Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  ab  und  definirten  sie  genau.  Im 
Einklänge  mit  dieser  Gesetzgebung  beseitigten  sie  gleichzeitig  alle  Dis- 
pensationen, durch  deren  Ertheilung  die  Mängel  bei  Ehen  innerhalb  der 
verbotenen  Grade  geheilt  werden  konnten. 

Die  bestrittene  Frage,  welches  die  von  dem  Gesetz  5  &  6.  Will.  IV. 
c.  54  gemeinten  ehehindemden  Verwandtschaftsgrade  seien,  wurde  ge- 
legentlich einer  Anklage  wegen  Bigamie  gegen  einen  gewissen  Chadwick 
von  dem  Queen's  Bench-Gerichtshofe  einhellig  dahin  entschieden,  dass 
das  Statut  sich  auf  die  Grade  beziehe,  welche  in  der  dem  Gemeinen 
Gebetbuch  (Book  of  Common  Prayer)  beigegebenen  Tabelle  aufgeführt 
sind.  Diese  Tabelle,  welche  unter  der  Bezeichnung  „Archbishop  Parker's 
Table  of  Degrees^  bekannt  ist,  soll  nicht  nur  nach  dem  Buchstaben, 
sondern  nach  dem  Geiste  des  Levitischen  Gesetzes  (Leviticus  cap.  18) 


anf  Betrug  und  unzulässige  Beeinflussung  schliessen  Hessen,  wurde  die  Ehe  für 
nichtig  erklärt.  HuU  v.  HuU,  fälschlich  Mc  Arthur  genannt,  15.  Jnr.  710;  17  Law 
Times  235. 

^)  Dispensation  von  Ehehindemissen  ist  dem  englischen  Bechte  fremd. 

')  Unberührt  bleiben  die  Bestimmungen  des  Strafrechts.  Danach  ist  eine  Straf- 
yerfolgung  wegen  Bigamie  ausgeschlossen,  wenn  der  erste  Gatte  zur  Zeit  des  Eingehens 
der  zweiten  Ehe  während  sieben  Jahren  yerscbollen  war  und  angemessener  Weise  an- 
genommen werden  durfte,  dass  er  nicht  mehr  am  Leben  sei. 

»)  32  Henry  VUI  c.  88;  1  Eliz.  c.  1  S.  ü. 
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zusammengestellt  sein  und  ist  seither  mit  absoluter  Kraft  und  Autorität 
bekleidet.    Sie  lautet  in  wörtlicher  Uebersetzung:*) 

Tafel  der  Grade  von  Blutsverwandtschaft  und  Schwägerschaft,  in 
welchen  den  so  verwandten  Personen  durch  die  Heilige  Schrift  und 
unsere  Gesetze  die  Ehe  unter  einander  verboten  ist. 

Ein  Mann  darf  nicht  ehelichen: 

1.  seine  Grossmutter, 

2.  seines  Grossvaters  Weib, 

3.  seiner  Frau  Grossmutter, 

4.  seines  Vaters  Schwester    l  .,  ,    t^,  ^  ^    ^  x 

5.  seiner  Mutter  Schwester  )  <^^-  ^-  Bl«*»*«»*«), 

6.  seines  Vaters  Bruders  Weib    \  (Oheims  Weib,  d.  h. 

7.  seiner  Mutter  Bruders  Weib  /     Schwiegertante), 

8.  seiner  Frau  Vaters  Schwester    \  (rrpLüte  der  Frau'^ 

9.  seiner  Frau  Mutter  Schwester  /  ^  ^' 

10.  seine  Mutter, 

11.  seine  Stiefmutter, 

12.  seiner  Frau  Mutter  (Schwiegermutter), 

13.  seine  Tochter, 

14.  seiner  Frau  Tochter  (Stieftochter), 

16.  seines  Sohnes  Weib  (Schwiegertochter), 

16.  seine  Schwester, 

17.  seiner  Frau  Schwester  ]  /q„v,^h«-^^«\ 

18.  seines  Bruders  Frau     )  (S^^^^^™)' 

19.  seines  Sohnes  Tochter  |  /Enkeltochter) 

20.  seiner  Tochter  Tochter/  ^  ^^ 

21.  seines  Sohnes  Sohnes  Weib  (Sohnes  Schwiegertochter), 

22.  seiner  Tochter  Sohnes  Weib  (Tochter-Schwiegertochter), 

23.  seiner  Frau  Sohnes  Tochter  (Stiefsohnes  Tochter), 

24.  seiner  Frau  Tochter  Tochter  (Stieftochter-Tochter), 
26.  seines  Bruders  Tochter     \  (Nichto\ 

26.  seiner  Schwester  Tochter  /  ^  ^' 

27.  seines  Bruders  Sohnes  Weib       \  CFran  des  Neffen'i 

28.  seiner  Schwester  Sohnes  Weib  j  ^  ^^ 

29.  seiner  Frau  Bruders  Tochter       ]  /xt-  ux    j      1:^      \ 

Ti        c  1^      X     m  ^x       ?  (Nichte  der  Frau). 

30.  seiner  Frau  Schwester-Tochter    j  ^  ^ 

Eine  Frau  darf  nicht  ehelichen: 

1.  ihren  Grossvater, 

2.  ihrer  Grossmutter  Mann, 

3.  ihres  Gatten  Grossvater, 

4.  ihres  Vaters  Bruder    \  /Biutgoij^ei^ 
6.  ihrer  Mutter  Bruder  /  ^  *^ 

6.  ihres  Vaters  Schwester-Mann     1  rSchwieeeronkeD 

7.  ihrer  Mutter  Schwester-Mann    J  ^  '^ 


^)  Die  Zasäize  in  den  Klammem  sind  nur  Erläuterungen. 
Leske  n.  Loewenfeld,  Beohtsyerfolgang.    Ergänznugsband.  82 
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8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
26. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 


I  (Schwager), 


ihres  Gatten  Vaters  Bruder     \  /q^^^i  a^  Mannest 

ihres  Gatten  Mutter  Bruder    f  ^  ^^ 

ihren  Vater, 

ihren  Stiefvater, 

ihres  Gatten  Vater  (Schwiegervater), 

ihren  Sohn, 

ihres  Gatten  Sohn  (Stiefsohn), 

ihrer  Tochter  Mann  (Schwiegersohn), 

ihren  Bruder, 

ihres  Gatten  Bruder 

ihrer  Schwester  Mann 

ihres  Sohnes  Sohn    \  (KnkeD 

ihrer  Tochter  Sohn  /  ^' 

ihres  Sohnes  Tochter-Mann  (Sohnes  Schwiegersohn) 

ihrer  Tochter  Tochter-Mann  (Tochter  Schwiegersohn), 

ihres  Gatten  Sohnes  Sohn  (Stiefsohnes  Sohn), 

ihres  Gatten  Tochter-Sohn  (Stieftochter  Sohn), 

ihres  Bruders  Sohn       \  meffe^ 
ihrer  Schwester  Sohn    j  ^        ^^ 

ihres  Bruders  Tochter-Mann      \  fMann  der  Nichte"» 
ihrer  Schwester  Tochter-Mann  /  ^  ^^ 

ihres  Gatten  Brudersohn       \  /xr^«^  ^^^  n«+f««\ 
i-«  XX      Ol  1.       X       1     }  (Neffe  des  Gatten), 
ihres  Gatten  Schwestersohn  j  ^ 


Die  Grundzuge  dieser  Verbote  lassen  sich  dahin  zusammenfassen: 
dass  in  der  geraden  Linie  die  Ehen  von  Ascendenten  mit  Descendenten 
ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  verboten  sind;  dass  die  ehehindemde  Ver- 
wandtschaft auch  Illegitime^)  und  Halbbürtige^)  mitumfasst;  dass 
die  Blutsverwandten  des  Mannes  nicht  verschwägert  sind  mit  der  Bluts- 
verwandtschaft der  Frau,  so  dass  also  zwei  Brüder  zwei  Schwestern 
heirathen  können;  dass  des  Gatten  Sohn  aus  einer  früheren  Ehe  die 
Tochter  aus  erster  Ehe  der  Frau  seines  Vaters  heirathen  darf,  d.  h.  dass 
ein  Vater  und  sein  Sohn  Mutter  bezw.  Tochter  heirathen  können;  dass 
in  der  Seitenlinie  die  Blutsverwandtschaft  bis  zum  dritten  Grade  ein- 
schliesslich (nach  der  civilen  Komputation)  ein  Ehehindemiss  bildet, 
während  Ehen  zwischen  Seitenverwandten  in  entfernteren  Graden  nach 
dem  Statut  32  Henr.Vm  c.  38  zulässig  sind. 

4.  Physische  Untauglichkeit  zur  geschlechtlichen  Vollziehung 
der  Ehe  bildet  ein  Ehehindemiss,  da  die  von  dem  Untauglichen  ein- 
gegangene Ehe  unter  näher  bestimmten  Voraussetzungen  von  dem  anderen 
Gatten  als  ungültig  angefochten  werden  kann  (siehe  S.  618). 

m.  Die  Formen  der  Eheschliessung. 

Sie  sind  durch  Statut  (Parlaments- Akte)   geregelt;  die'  Form  ist 


*)  Homer  v.  florner  1  Hag.  Con. 
*)  Reg.  V.  Briglow. 
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yerschieden  für  Ehen  von  Angehörigen  der  Staatskirche  ^)  (nachstehend 
unter  1)  and  für  andere  Ehen^  (nämlich  Ehen  der  Nonkonformisten '^), 
Civilehen,  Quäker-  und  Juden-Ehen*)  (nachstehend  unter  2).  Gewisse, 
die  Form  betreffende  Bestimmungen  gelten  aber  füi'  alle  Ehen  gleich- 
massig  (nachstehend  unter  3). 

1.  Ehen  nach  dem  Bitus  der  englischen  Staatskirche.  — 
Seit  dem  Jahre  1763 '^)  bis  zum  Jahre  1836,®)  dem  Erlasse  des  Gesetzes 
6  &  7  William  IV  c.  85,  durch  welches  zuerst  Ehen  in  für  diesen  Zweck 
^registrirten"  Gebäuden  vor  einem  Standesbeamten  eingeführt  wurden, 
war  die  Befugniss,  rechtmässige  Ehen  einzusegnen,  in  allen  Fällen,  wo 
die  Nupturienten  weder  Quäker  noch  Juden  waren,  von  der  Gesetzgebung 
ausschliesslich  der  Geistlichkeit  der  anerkannten  Staatskirche  anvertraut, 
und  noch  heutigen  Tages  wü*d  die  überwiegende  Mehrzahl  von  Ehen  in 
England  in  dieser  Weise  geschlossen. 

a)  Vorgängige  Förmlichkeiten.  —  Für  das  gesetzliche  Zustande- 
kommen einer  derartigen  Ehe  ist  als  vorgängige  Förmlichkeit  entweder 
ein  öffentliches  Aufgebot  erforderlich  oder  die  Erlaubniss  zur  Ehe- 
schliessung muss  mittelst  kirchlicher  Lizenz  oder  Certifikats ')  des 
Standesbeamten  (Registrar)  ertheilt  sein. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  den  Geistlichen  in  der  Gemeindekirche 
der  Parochie,  in  der  die  Verlobten  wohnen;  kommen  danach  mehrere 
Parochien  in  Betracht,  so  hat  das  Aufgebot  in  jeder  der  betreffenden 
Gemeindekirchen  zu  erfolgen.  Obwohl  das  Aufgebot  Vorkehr  gegen 
heimliche  oder  gesetzwidrige  Ehen  bezweckt,  ist  dem  Geistlichen  keine 
ausgesprochene  Befugniss  gegeben,  Mittheilungen  über  Alter,  Verwandt- 
schaftsverhältnisse, Vorgeschichte  oder  andere  Umstände  von  ihm  un- 
bekannten Parteien  zu  verlangen  oder  gar  zu  erzwingen.  Er  kann  zwar 
von  ihnen  mit  siebentägiger  Frist  eine  Angabe  ihrer  Namen,  Wohnungen 
innerhalb  der  Gemeinde  und  Dauer  des  Aufenthaltes  in  der  angegebenen 
Wohnung  verlangen;  doch  giebt  es  für  fälschliche  Angaben  über  diese 
Einzelheiten  keine  gesetzlichen  Strafen.  —  Die  Ehe  kann  nur  in  einer 
der  Kirchen  vollzogen  werden,  in  welcher  das  Aufgebot  verkündigt 
worden   ist,   und   Aufgebote   können   mit   rechtlicher  Wirkung   nur    in 


1)  4  Geo.  IV  c.  76. 

«)  6  &  7  WiU.  IV  c.  85. 

')  Ein  Nonkonformist  (Dissident)  ist  eine  Person,  welche  ausserhalb  des  Verbandes 
der  Staatskirche  von  England  bezw.  von  Schottland  steht.  Die  Bezeichnung  „Non- 
konformist" umschliesst  demnach  Atheisten,  Römisch-Katholische,  Protestanten  und 
aUe  anderen  von  der  Staatskirche  Dissentirenden.  Es  ist  z.  B.  entschieden  worden, 
dasB  Lutheraner  und  französische  Reformirte  protestantische  „Dissenters"  sind  (Rex. 
V.  Hube  1791;  2  Ä.R.  669;  A.G.  v.  Dangass  1864;  33  Beav.  621). 

*)  6  &  7  WiU.  IV  c.  85;  19  &  20Vic.  c.  119;  35  &  36Vic.  c.  10. 

^)  Lord  Hardwickes  Act  26  Geo  U  o.  33. 

•)  6  &  7  WiU.  IV  c.  85. 

^  Auch  eine  Lizenz  eines  Standesbeamten  ist  von  einem  Certifikat  begleitet, 
siehe  S.  502. 

32* 
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Gemeindekirchen  oder  solchen  anderen  Kirchen  erfolgen,  welchen  durch 
bischöfliche  Lizenz  oder  Staatsrathsvei-ftigung  die  Befugniss  hierzu  er- 
theilt  ist. 

Die  kirchliche  Lizenz,  welche  das  Aufgebot  der  Ehe  entbehrlich 
macht,  ist  entweder  die  gewöhnliche,  von  dem  Ordinary^)  bezw.  seinem 
Kanzler  oder  Surrogate  (Delegirten)  zu  ertheilende  oder  die  besondere 
Lizenz,  welche  ausschliesslich  vom  Erzbischof  von  Canterbury  vergeben 
wird.  Für  diese  letztere  wird  keine  bestimmte  Aufenthaltsdauer  ver- 
langt, und  sie  gestattet  den  Vollzug  der  Ehe  zu  jeder  beliebigen  Tages- 
oder Nachtstunde  und  an  jedem  beliebigen  Platze,  mag  er  geweiht  sein 
oder  nicht.  Sie  wird  nur  aus  ganz  besonderer  Veranlassung  und  gegen 
eine  sehr  hohe  Gebühr  gewährt,  so  dass  sie  überaus  selten  vorkommt. 
Die  gewöhnliche  kirchliche  Lizenz  dagegen  kann  von  Jedennann  erwirkt 
werden,  der  die  erforderlichen  Gebühren-)  zahlt  und  eine  eidliche  Erklärung 
dahin  abgiebt,  dass  eine  der  Parteien,  die  sich  zu  verheirathen  gedenken, 
während  der  der  Anmeldung  unmittelbar  vorhergehenden  fünfzehn  Tage 
ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  innerhalb  der  betreffenden  Gemeinde  oder 
des  Bezirkes  gehabt  hat,  in  dessen  Kirche  die  Eheschliessung  vor  sich 
gehen  soll;  dass  dem  Anmeldenden  kein  gesetzliches  Hindemiss  bekannt 
ist;  und  in  Fällen,  wo  eine  der  Paiteien  noch  minderjährig  und  ledig 
ist,  dass  die  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  erwirkt  ist. 
Die  einzige  Strafe,  welche  das  Gesetz  auf  fälschliche  Angaben  dieser 
Einzelheiten  setzt,  ist  der  Verfall  eventueller  pekuniärer  Vorteile,  welche 
die  Ehe  der  Partei  einbringen  würde.  ^)  Weder  der  Surrogate  (dei* 
Delegirte  des  Bischofs),  noch  der  Geistliche,  welcher  die  Ceremonie  vor- 
nimmt, hat  weitere  Erkundigungen  einzuziehen.  Es  wird  nur  an  die 
Deklaranten  im  Laufe  der  kirchlichen  Handlung  die  feierliche  Ermahnung 
gerichtet,  jegliches  ihnen  bekannte  Ehehinderniss  zu  enthüllen;  der  Antrag 
wird  in  keiner  Weise  veröffentlicht,  und  zwischen  dem  Antrage  und  der 
Ertheilung  der  Lizenz  oder  zwischen  dieser  und  der  Vornahme  der  Ehe- 
schliessung braucht  keine  Frist  innegehalten  zu  werden. 

Ein  Certifikat  des  Ober-Standesbeamten  (Superintendent- 
Registrar)  statt  einer  kirchlichen  Lizenz  kann  zum  Zwecke  der  Ehe- 
schliessung vor  einem  Geistlichen  der  Staatskirche  unter  denselben  Be- 
dingungen erwirkt  werden,  wie  für  andere  Arten  der  Eheschliessung, 
welche  auf  Grund  eines  Certifikats  des  Ober-Standesbeamten  vorgenommen 
werden  können.*)  Die  Geistlichkeit  der  Staatskirche  hat  aber  nur  die 
Berechtigung,  nicht  die  Verpflichtung,  Eheschliessungen  auf  dieses 
Certifikat  hin  vorzunehmen. 

b)  Ort,  Zeit  und  Art  der  Feierlichkeit.  —  Eine  kirchliche  Ehe 
auf  Grund  einer  gewöhnlichen  kirchlichen  Lizenz  (common  license)  oder 
auf  Grund  eines  Certifikats  eines  Standesbeamten,  muss  in  einer  in  der 


^)  Bischof,  Erzbischof;  Kommissar  oder  sonstiger  Beamter  eines  Bischofs. 

')  Die  Entziehung  ist  event.  im  Chancery  Gericht  zu  erwirken.   Siehe  oben  I,  S.  493 
^)  Von  diesen  Erfordernissen  wird  unten  (sub  2  a  und  b)  gehandelt. 
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Lizenz  benaonten  oder  im  Distrikte  des  betreffenden  Standesbeamten 
belegenen  Kirche  feierlich  eingesegnet  werden.  Die  Ehe  durch  die 
Staatskirche  bedarf  zu  ihrer  Feier  der  Amtshandlung  eines  ihi-er  ordent- 
lich ordinirten  Geistlichen;  sie  soll  (ausser  auf  Grund  einer  Spezial-Lizenz) 
in  den  Stunden  zwischen  8  Uhr  Vormittags  und  3  Uhr  Nachmittags  ^) 
vollzogen  werden.  Die  wesentlichen  Vorgänge  bei  der  Trauung  bestehen 
darin,  dass,  nachdem  der  Geistliche  die  Braut  aus  den  Händen  ihres 
Vaters  oder  eines  Freundes  der  Familie  empfangen  hat,  der  Mann  mit 
seiner  Eechten  die  Rechte  der  Frau  ergreift  und  dem  Geistlichen  die 
Worte  des  Prayer  Book  nachspricht:-)  „Ich  nehme  Dich  zu  meinem  mir 
angetrauten  Weibe  vom  heutigen  Tage  ab  hinfürder  zusammen  zu  halten 
und  zu  gehören,  in  Gut  und  Böse,  in  Reichthum  und  Armuth,  in  Krank- 
heit und  Wohlergehen,  in  Liebe  und  Zärtlichkeit,  bis  es  dem  Tod  gefallen 
wird,  uns  zu  scheiden  nach  Gottes  heiligem  Gebot,  und  darauf  gelobe 
ich  mich  Dir  in  Treue."  Darauf  lösen  die  Verlobten  die  Hände,  die 
Braut  ergreift  mit  ihrer  Rechten  die  Rechte  des  Mannes  und  spricht 
dem  Seelsorger  die  entsprechenden  Worte  nach  mit  dem  Zusatz  „zu 
Gehorsam"  (to  obey)  hinter  dem  Wort  „Zärtlichkeit"  (to  cherish).  Der 
folgende  Ringwechsel,  der  Ausspnich  des  Geistlichen,  dass  die  Ehe  voll- 
zogen ist,  sind  nur  symbolisch  und  deklaratorisch.*) 

Die  Gegenwart  eines  Civil-Standesbeamten  bei  der  kirchlichen 
Trauhandlung  ist  nicht  erforderlich.  Der  Geistliche  muss  unverzüglich 
nach  jeder  Trauung  in  zwei  Heirathsregistem  die  Vorgänge  nach  dem 
Ritual  der  Kirche  in  duplo  eintragen;*)  die  Eintragung  soll  dann  von 
dem  amtirenden  Geistlichen,  von  dem  Ehepaare  und  zwei  Zeugen  unter- 
schrieben werden. 

Der  Geistliche  ist  mit  der  Befugniss  ausgestattet,  die  für  die  Ein- 
tragung erforderlichen  Angaben  von  den  Eheleuten  zu  fordern,  und 
wissentlich  falsche  Angaben  werden  dem  Meineid  gleichgeachtet  und 
sind  mit  den  gleichen  Strafen  bedroht. 

2.  Andere  Ehen  (Nonkonformisten-,  Civil-,  Quäker-  und 
Juden-Ehen).  —  Denen,  welche  nicht  nach  dem  Ritus  der  Staatskirche 
verheirathet  zu  sein  wünschen,  bietet  das  Gesetz  die  Möglichkeit,  eine 
Ehe  entweder  nach  den  religiösen  Gebräuchen  anderer  Religions- 
genossenschaften, oder  im  Wege  einer  rein  civilen  feierlichen  Handlung 
einzugehen.  Ohne  Rücksicht  darauf,  welche  von  diesen  Formen  gewählt 
wird,  sind  gewisse  vorbereitende  Handlungen  im  Amtslokale  des 
Ober-Standesbeamten  erforderlich,  welche  die  SteUe  des  Aufgebots  oder 
der  kirchlichen  Lizenz  einnehmen. 


*)  49  &  50  Vic.  c.  1,  'durch  welche  die  Bestimmungen  4  Geo.  IV  c.  76  auf- 
gehoben sind. 

^  I  .  .  .  .  take  thee  .  .  .  .  to  be  my  wedded  wife  to  have  and  to  hold  from  this 
day  forward  for  better  for  worse,  for  richer  for  poorer,  in  sickness  and  in  health,  to 
lore  and  to  cherish  tili  deaih  us  do  part  aecording  to  God's  holy  ordinance  and 
thereto  I  plight  thee  my  troth." 

s)  Beamiah  v.  Beamish  9  HJi.C.  274. 

«)  Births  &  Deaths  Registration  Act  1886. 
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a)  Ankündignng  (notice).  Die  Nuptmienten  müssen  dem  Ober- 
Standesbeamten  eines  jeden  Bezdrks,  in  dem  sie  ansässig  sind,  eine  An- 
zeige machen,  die  folgende  Angaben  enthalten  mnss:  die  vollen  Vor- 
und  Zunamen  der  Nuptmienten;  ihren  (Personen-)Stand,  d.  h.  ob  ledig 
oder  verwittwet;  Beruf  oder  Gewerbe;  Alter;  Wohnort;  Dauer  des  Auf- 
enthalts innerhalb  des  Bezirks  (nicht  weniger  als  sieben  Tage);  den  Ort, 
an  dem  die  Heirath  vor  sich  gehen  soll;  Distrikt  und  Grafschaft,  in 
welchem  die  Parteien  wohnhaft  sind. 

Die  Partei,  welche  die  Anzeige  erstattet,  muss  eine  feierliche  Er- 
klärung abgeben  und  (am  Fusse  der  Anzeige)  unterschreiben,  dass  ihres 
AVissens  kein  Hindemiss  in  Form  von  Verwandtschaft  oder  anderer  Art 
der  Ehe  entgegenstehe,  dass  die  Parteien  während  der  der  Anzeige  un- 
mittelbar voraufgehenden  Frist  von  sieben  Tagen  ihren  gewöhnlichen  Auf- 
enthalts- und  Wohnort  innerhalb  des  Bezirkes  des  Ober-Standesbeamten, 
dem  die  Anzeige  erstattet  wird,  gehabt  haben.  ^)  Wenn  eine  der  Parteien 
minderjährig  (unter  21  Jahi'en),  aber  nicht  verwittwet  ist,  muss  die  Ei- 
klärung  weiter  die  Angabe  enthalten,  dass  entweder  die  Einwilligung 
der  Personen,  deren  Einwilligung  zur  Ehe  das  Gesetz  verlangt,  erwirkt 
ist,  oder  dass  solche  Personen  nicht  vorhanden  sind.-)  —  unrichtige  Ei- 
klärungen  werden,  wie  Meineid,  bestraft. 

Im  Amtslokal  des  Ober-Standesbeamten  wird  ein  Anzeige-Buch 
(notice  book)  gehalten,  in  welches  Abschriften  aller  solcher  Anzeigen 
einzutragen  sind,  und  dieses  steht  dem  Publikum  zu  angemessenen  Tages- 
stunden zur  Einsicht  offen. 

b)  ('ertifikat  und  Lizenz.  Die  Eheschliessung  erfolgt  demnächst 
entweder  auf  Grund  eines  Certifikats  oder  auf  Grund  einer  Ldzenz  des 
Ober-Standesbeamten.*)  Im  ersteren  Falle  muss  die  Anzeige  die  Angabe 
eines  Aufenthaltes  von  wenigstens  sieben  Tagen  in  dem  Bezirk  enthalten, 
und  eine  Abschrift  der  „Anzeige"  soll  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  im  Amtslokal  des  Ober-Standesbeamten  für  die  Dauer  von  einund- 
zwanzig auf  einander  folgenden  Tagen  nach  der  Eintragung  in  das 
Anzeigebuch  ausgehängt  werden.  —  Im  zweiten  Falle  dagegen  muss  die 
Anzeige  einen  Aufenthalt  in  dem  Bezirk  von  wenigstens  fünfzehn  Tagen 
vor  Abgabe  der  Anzeige  aufweisen,  und  zwei  voUe  Tage  nach  der 
Eintragimg  in  das  Anzeigebuch  darf  die  zur  sofortigen  Verehelichung 
ermächtigende  Lizenz*)  ausgefertigt  werden. 

^)  Wenn  nur  eine  der  Parteion  in  dem  Bezirke  wohnt,  wird  die  Erklärung  ent- 
sprechend angepasat. 

*)  Siehe  oben  „EinwiUigung"  (S.  493). 

'')  Die  Lizenz  ist  mit  höheren  Kosten  verknüpft  als  das  Certifikat,  kürzt  aber  die 
Frist  zwischen  Anzeige  (notice)  und  Eheschliessung  ab.  Die  Lizenz  kostet  Pf.  St. 
2.10.0,  das  Certifikat  nur  1  sh.  Für  die  Traufeierlichkeit  im  Standesamte  wird  keine 
Gebühr  erhoben. 

*)  Es  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  auch  die  Lizenz  von  einem  Certifikat 
begleitet  ist,  dessen  Erheblichkeit  allerdings  nicht  erhellt. 
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In  Fällen,  in  denen  eine  der  Parteien  in  Irland  oder  Schottland 
ansässig  ist,  wird  eine  Anzeige  an  den  irischen  Standesbeamten  nnd  die 
daranf  erfolgende  Ertheilnng  eines  Certifikats  nach  irischem  Eherechte 
bezw.  die  ordnnngsmässige  Yeröffentlichnng  des  Aufgebots  in  Schottland 
als  der  englichen  Anzeige  und  dem  englischen  Certiflkat  gleichwerthig 
anerkannt.*) 

c)  Ort  der  Eheschliessung.  —  Das  Certificat  oder  die  Lizenz 
giebt  stets  den  Ort,  an  welchem  die  Eheschliessung  vorzunehmen  ist, 
genau  an,  und  zwar  kann  dies  entweder  das  Amtslokal  des  Ober-Standes- 
beamten selbst  oder  ein  für  Eheschliessungen  „registrirtes"  Gebäude 
sein;®)  das  registrirte  Gebäude  soll  sich  (in  der  Regel)  in  dem  Bezirke 
oder  in  einem  der  Bezirke,  in  denen  die  Anzeige  erstattet  ist,  befinden. 
Indessen  kann  das  Certiflkat  oder  die  Lizenz  die  Abhaltung  der  Feier 
auch  an  dem  Orte  verfügen,  an  dem  die  Parteien  gewohnt  sind,  dem 
Gottesdienste  beizuwohnen  (wenn  derselbe  nicht  mehr  als  zwei  Meilen 
ausserhalb  des  Distrikts  belegen  ist),  oder  in  einem  registrirten  Gebäude 
innerhalb  des  nächsten  Distrikts  in  welchem  ihr  Kultus  geübt  wird.*)  — 
In  einer  Kirche  oder  einem  anderen  dem  Gottesdienst  geweihten  Gebäude 
kann  aber  auf  Grund  eines  Cei'tifikats  des  Standesbeamten  eine  Ehe 
immer  nur  mit  Genehmigung  des  betreffenden  Geistlichen  eingesegnet 
werden.*) 

d)  Traufeierlichkeit.  —  Jede  Eheschliessung  im  Standesamte  muss 
in  Gegenwart  des  Ober-Standesbeamten  vor  sich  gehen.  Bis  zur  Marriage 
Act  1898  war  die  Gegenwart  des  Standesbeamten  auch  bei  Heirathen 
in  einem  dem  religiösen  Kultus  geweihten  Gebäude  der  Nonkonformisten 
nothwendig.  Das  erwähnte  Gesetz*)  sieht  von  diesem  Erfordernisse  ab; 
es  soll  jetzt  in  solchen  Fällen  die  Ehe  in  Gegenwart  einer  autorisirten 
Person  (authorised  person)  stattfinden,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  dem 
Yorstande  des  Gebäudes  ordentlich  bestellt  und  mit  einem  Zeugniss  über 
diese  Bestallung  versehen  ist.  Im  Standesamte  wie  in  registrirten  Gottes- 
häusern ist  femer  die  Anwesenheit  zweier  Zeugen  bei  der  feierlichen 
Handlung  nothwendig. 

Die  Trauung  selbst  vollzieht  sich  durch  Aussprechen  (oder  Nach- 

>)  Für  aufgebotene  Ehen  siehe  62  &  63  Vic.  c.  27.  — 

^)  Ueber  „registrirtes  Gotteshaus*'  siehe  Anmerkung  4.  —  Ueber  die  Ehen  der 
Quäker  und  Juden  siehe  unten  unter  f,  g,  h. 

*)  Dies  bezieht  sich  auf  solche  FäUe,  in  denen  die  Befolgung  der  Regel  unbequem 
oder  unthunlich  sein  würde.  Es  bedarf  des  Nachweises  eines  besonderen  Anlasses  zum 
Abweichen  von  der  Regel  nnd  dieser  ist  durch  gewisse  formelle  Erklärungen  zu  er- 
bringen. 

*)  Um  ein  selbständiges  Gebände  zu  einer  Stätte  religiösen  Kultus  zu  machen^ 
bedarf  es  der  Ertheilnng  eines  Certifikats  nach  dem  Gesetz  52  Geo.  HI  e.  155.  —  F9r 
ein  derartiges  (staatiich  anerkanntes)  Gebände  kann  nach  Loid  Rnssers  Act  (6  &  7 
Will.  IV  0.  85.)  die  Registrirunß^  für  Eheschliessungen  nnter  Beobachtnng  gewisser 
Formalitäten  bewirkt  werden. 

6)  61  &  62  Vic.  c.  58. 
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sprechen)  der  folgenden  Fonnel  durch  die  Verlobten:^)  ^Ich  erkläre 
hierdurch  feierlieh,  dass  ich  von  keinem  gesetzlichen  Hüidemisse  weiss, 
welches  meiner  —  A.  B.'s  —  ehelichen  Verbindung  mit  C.  D.  entgegen- 
stehe;'' und  weiter:  „Ich  fordere  die  hier  anwesenden  Personen  auf, 
Zeugen  zu  sein,  dass  ich  A.  B.  dich  C.  D.  zu  meinem  ehelichen  recht- 
mässigen Weibe  (Manne)  nehme.'' 

Diese  feierlichen  Erklärungen  sind  das  Wesentliche  für  das  Zustande- 
konunen  der  Ehe;  den  Standesbeamten  ist  verboten,  als  Ehe  irgend  eine 
Ceremonie  einzutragen,  bei  welcher  diese  Worte  ungesprochen  geblieben  sind. 

e)  Heirathsregister.  —  Der  Standesbeamte  oder  die  autorisirte 
Persönlichkeit  ^)  soll  nach  Vollzug  der  Ehe  von  dem  Vorgang  eine  Ein- 
tragung in  d^n  dazu  eigens  vorgeschriebenen  Heirathregister  machen  und 
diese  soll  von  dem  eintragenden  Beamten,  den  Eheschliessenden  und  den  zwei 
2iengen  unterschrieben  w^den.  Die  Beobachtung  weiterer  Förmlichkeiten 
ist  nicht  vorgeschrieben;  die  Hinzufügung  irgend  welcher  religiöser 
Ceremonie  ist  in  einem  registrirten  Gotteshause  gestattet,  im  Standes- 
amte dagegen  verwehrt. 

f)  Quäker  und  Juden.  Die  Ehen  von  Quäkern  und  Juden  unter- 
liegen einer  Sondergesetzgebung.  ^)  Eine  Ehe  kann  nui*  dann  mit  recht- 
licher Wirkung  nach  den  besonderen  Gebräuchen  der  Quäker  geschlossen 
werden,  wenn  entweder  beide  Personen  dieser  Sekte  angehören  oder  sie 
ein  Zertifikat  von  dem  „Eegistering  Officer"  der  Quäkergesellschaft  bei- 
bringen, dass  sie  zur  Eingehung  einer  Quäkerehe  von  der  Gesellschaft 
autorisirt  sind.^)  Eine  Ehe  nach  den  besonderen  Gebräuchen  der  Juden 
kann  nur  zwischen  zwei  Personen,  welche  beide  jüdischen  Glaubens 
sind,  stattfinden.  Die  Gegenwart  eines  Civilstandesbeamten  ist  nicht 
erforderlich. 

Von  den  Eheschliessenden  wiid  dieselbe  Anzeige  verlangt,  wie  von 
anderen  Nonkonformisten,  und  ihre  Ehen  müssen,  wie  die  anderer  Per- 
sonen, auf  Grund  eines  Certifikats  oder  einer  Lizenz  des  Ober-Standes- 
beamten erfolgen.  Sie  sind  aber  für  die  Vollziehung  ihrer  Ehen  nicht 
auf  registrirte  Gebäude  oder  auf  Orte  innerhalb  des  Bezirkes,  in  welchem 
die  Parteien  wohnen,  beschränkt;  in  dem  Oertifikat  oder  der  Lizenz  darf 
jeder  beliebige  Ort  im  Bezirke  des  betreffenden  Ob  er-Standesbeamten,  an 
welchem  nach  ihren  Gebräuchen  eine  Ehe  ordentlich  und  geziemend  vor 
sich  gehen  kann,  benannt  sein. 

g)  Besonderes  für  Quäkerehen.  Der  Sekretär  (recording  clei-k) 
der  Gesellschaft  der  Freunde,  gemeinhin  „Quäker"   genannt,  an  ihrem 


^)  fyL  do  tolemnly  declare,  that  I  know  not  of  aoy  lawful  impediment  wky  I 
„A.  B.^  (naming  himself  or  henelf)  may  not  be  joined  in  matrimony  to  „G.  D."* 
(naming  the  other  party);*^  also:  „I  call  apon  these  persona  here  present  to  witness 
that  I  „A.  B.''  (naming  himself  or  herseif)  do  take  thee  „G.  D.^'  (naming  the  other 
paity)  to  be  my  lawfol  wedded  wife  (or  husband)/'    6  &  7  Will.  IV  85  s.  90. 

*)  Siehe  oben  unter  d. 

»)  6  &  7  Wm.  IV  c.  85. 

*)  85  &  36  Vict.  c.  10. 
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Hauptsitz  in  London  stellt  jeweils  dem  Eegistrar  General  ein  Zeuguiss 
zu,  in  welchem  er  die  Personen,  welche  Standesbeamte  (registering 
officers)  der  genannten  Gesellschaft  sind,  bezeichnet.  Dieser  Qnäker- 
Standesbeamte  soll,  gleichviel  ob  er  selbst  der  Eheschliessung  von  Quäkern 
in  seinem  Distrikte  beigewohnt  hat  oder  nicht,  sich  die  Gewissheit  ver- 
schaffen^ dass  die  Gebräuche  der  Gesellschaft  beobachtet  worden  sind, 
und  dann  alsbald  nach  Vollzug  der  Trauung  die  Ehe  in  dem  von  ihm 
zu  führenden  Heirathsregister  eintragen.  Die  Eintragung  im  Heiraths- 
register  ist  von  dem  (quäkerischen)  Standesbeamten,  den  Eheleuten  und 
zwei  Zeugen  zu  unterschreiben. 

h)  Besonderes  für  Juden.  Bei  Juden-Ehen ^)  fallen  die  Pflichten 
der  iiintragung  dem  Seki-etär  dei*  Synagoge  zu,  welcher  der  Verlobte 
angehört;  über  die  Bestallung  des  Sekretärs  muss  in  ähnlicher  Weise  wie 
bei  Quäkern  dem  Registrar  General  ein  Zeugniss  beigebracht  werden. 
Der  Sekretär  soll  sich  die  Gewissheit  verschaffen,  dass  die  Ehe  zwischen 
zwei  Bekennen!  des  jüdischen  Glaubens  unter  Beobachtung  der  Gebräuche 
ihrer  Religion  vollzogen  worden  ist,  und  die  Eintragung  in  von  ihm  zu 
führende  Heirathsregister  soll  von  ihm,  den  Eheleuten  und  zwei  Zeugen 
unterschrieben  werden. 

i)  Rechtliche  Bedeutung  religiöser  Gebräuche.  —  Da  die 
Gesetze  auf  die  eigenthümlichen  Gebräuche  der  Quäker  und  Juden,  als 
die  Regeln  füi-  rechtsgültige  Trauung,  verweisen,  können  schwierige 
Fragen  (welche  eventuell  sogar  die  Gültigkeit  bona  fide  kontrahirter 
Ehen  berühren  könnten)  sich  ergeben,  wenn  in  einem  einzelnen  Falle 
behauptet  wird,  dass  diese  Gebräuche  nicht  gebührend  beobachtet  worden 
seien.*)  —  Ausser  in  diesen  ausserordentlichen  Fällen  bei  Quäkern  und 
Juden  aber  ist  keine  Ehe  in  England  der  Gefabr  ausgesetzt,  aus 
einem  nur  mit  dem  Glauben  oder  der  religiösen  üeberzeugung  beider 
oder  einer  der  Parteien  in  Zusammenhang  stehenden  Grunde  für  nichtig 
erklärt  zu  werden,  gleichviel  in  welcher  Form  die  Ehe  vollzogen  worden 
sein  mag. 

3.  Gemeinsame  Bestimmungen  für  staatskirchliche  und 
andere  Ehen. 

a)  Dreimonatsfrist  zur  Eheschliessung.  —  Kein  Aufgebot,  keine 
gewöhnliche  oder  besondere  (kirchliche)  Lizenz,  kein  Zertifikat  und  keine 
Lizenz  eines  Standesbeamten  ist  für  die  Eheschliessung  verwerthbar, 
wenn  mehr  als  drei  Monate  von  der  letzten  Verkündung  des  Aufgebots  *) 
oder  vom  Datum  der  kirchlichen  Lizenz^)   oder  vom  Datum  der  Ein- 


^)  Nach  gemeinem  Recht  waren  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  überhaupt 
angesetslieh;  jetzt  sind  sie  zuUUsig,  aber  die  Eheschliessenden  sind  dabei  an  die 
Beobachtong  der  Formen  der  christlichen  Ehe  gebunden  (Jones  y.  Robinson  2  Philli- 
more  p.  286). 

*)  Das  für  Juden  geltende  mosaisch- talmudiselie  JiiheschlieBsuiigBredit  findet  sich 
hier  im  Anhange  zu  dem  Aufsatze  betreffend  das  „Russische  Reich^  dargesteUt. 

»)  4  Geo.  IV  c.  76  s.  9;  6Wm.  IVc.  85  s.  16:  Hammick  p.  97. 

*)  4  Geo.  IVc.  76  s.  19;  Hammick  p.  106. 
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tragung  der  Ankundigimg  in  dem  bei  dem  Ober-Standesbeamten  geführten 
Heiraths-Anzeigebnch  (notice  book)^)  verflossen  sind. 

b)  Caveat  und  Einspruch  gegen  die  Eheschliessung.  —  Die 
Einlegimg  eines  „caveat"  *)  oder  die  Eintragung  eines  Einspruchs  in  der 
Kanzlei  des  „Ordinary"  *)  oder  auf  dem  Standesamte  mit  der  Behauptung, 
dass  ein  gesetzliches  Ehehinderniss  vorliege,  verhindert  die  Ertheilnng 
der  Lizenz  des  „Surrogate'*  *)  oder  des  Certifikats  bezw.  der  Lizenz 
des  Standesbeamten,  bis  der  Einwand  auf  dem  durch  das  Gesetz  vor- 
gezeichneten Wege  behoben  ist.  Den  Ober-Standesbeamten  ist  die  Be- 
fugniss  zur  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Stichhaltigkeit  solcher 
Einsprüche  verliehen,  vorbehaltlich  einer  Berufung  an  den  General- 
Standesbeamten.  Gegen  ein  in  der  Kanzlei  des  Ordinary  angebrachtes 
„caveat"  findet  die  Anrufung  der  Entscheidung  der  Autorität  statt,  deren 
Delegirter  der  Surrogate  ist,  oder  es  kann  in  Abwesenheit  oder  mit 
Ermächtigung  dieser  Autorität  der  Surrogate  selbst  die  Frage  erledigen. 

c)  Perfektion  der  Ehe.  —  Für  alle  Ehen  ohne  Unterschied  er- 
giebt  sich  aus  dem  oben  Gesagten,  dass  das  wesentliche  Moment  für  die 
Perfektion  der  Ehe  die  wechselseitige  Kundgebung  des  Willens  der 
Nupturienten,  Eheleute  zu  sein,  ist.  Die  fernere  Mitwirkung  des  Geist- 
lichen bei  der  kirchlichen,  des  Standesbeamten  bei  der  civilen,  des 
Sekretärs  der  Synagoge  bei  jüdischen  und  der  ihnen  gleichgestellten 
Oivilperson  bei  Quäker-Ehen  beschränkt  sich  auf  symbolische  und 
beurkimdende  Thätigkeit.*)  Die  Ehe  ist  perfekt  —  um  den  Ausspruch  in 
der  massgebenden  Entscheidung  des  House  of  Lords  zu  verwenden  „after 
affiance  and  troth  pledgod"  •)  —  mit  dem  Gelöbniss  der  Treue  und 
Angehörigkeit. 

d)  Rechtliche  Bedeutung  von  Formmängeln.  —  Blosse  Form- 
mängel berühren  die  Gültigkeit  einer  in  gutem  Glauben  geschlossenen 
Ehe  im  Allgemeinen  nicht.  Doch  würde  die  durch  Betrug  beider  Parteien 
bewirkte  Fälschung  oder  auch  nui-  Entstellung  eines  Vor-  oder  Zunamens 
beim  Aufgebote  die  Ehe  rechtlich  ungültig  machen.  Dagegen  ist  ent- 
schieden worden,"^)  dass  derartige  Umstände  eine  Heirath  auf  Grund 
einer  Lizenz  nicht  berühren  würden.  Zweifelhaft  ist,  wie  sich  diese 
Frage  bei  Heirathen  auf  Grund  eines  Certifikats  des  Standesbeamten 
gestaltet. 

Eine  nach  dem  Ritus  der  Staatskirche  geschlossene  Ehe  ist  in 
jeder  Hinsicht  und   Beziehung  null  und  nichtig,  wenn  beide  Parteien 

^)  6  und  7  Wm.  IV  c.  85  s.  15;  19  und  20  Vic.  c.  119  s.  4  ibid.  179,  198. 
^)  Siehe  hierzu  obeu  1 1. 

*)  D.  i.  der  Bischof,  Erzbischof,  oder  ein  Kommissar  oder  sonstiger  Beamter  des 
Bischofs. 

*)  D.  i.  derjenige,  dem  der  Bischof  die  Befugniss,  Lizenzen  zu  eriheilen,  delegirt  hat. 

^)  Siehe  jedoch  über  die  Bedeutung  der  Beurkundung  bei  Juden-Ehen  oben 
Ann),  zu  2  h  8.  505. 

•)  Beamish  v.  Beamish  9  H.L.C.  274. 

7)  Bevan  v.  Mc  Mahon,  80  L.J.P.  und  M.  61. 
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„wissentlich  und  vorsätzlich"  (knowlingly  and  wilfuUy)  an  einem  anderen 
als  dem  zur  Verkündung  des  Aufgebots  gesetzlich  zugelassenen  Orte  ge- 
heirathet  haben, ^)  oder  „wissentlich  und  vorsätzlich"  ohne  die  gehörige 
Verkündung  des  Aufgebots  oder  Erwirkung  einer  ordnungsmässigen 
Lizenz  heirathen,  oder  „wissentlich  und  vorsätzlich"  der  Trauung  einer 
solchen  Ehe  durch  eine  nicht  ordinirte  Person  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend zugestimmt  haben.  ^) 

Andere  Ehen^  sind  „null  und  nichtig",  wenn  die  Pai*teien*) 
,, wissentlich  und  vorsätzlich"  entweder  an  einem  anderen  Orte,  als  dem 
in  der  Anzeige  und  in  dem  Certifikate  benannten  registrirten  Gotteshause, 
oder  ohne  gebührende  Anzeige  (notice)  an  den  Ober-Standesbeamten, 
oder  ohne  das  ordnungsmässig  ausgestellte  Certifikat  des  Ober-Standes- 
beamten oder  ohne  dessen  Lizenz,  wo  solche  erforderlich,  oder  ohne  Zu- 
ziehung der  Person,  deren  Gegenwart  das  Statut  vorschreibt,  die  Ehe 
eingegangen  sind. 

§4. 

D.    Wirkungen  der  Ehe. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Durch  die  Ehe  werden  Mann  und  Frau  vor  dem  Gesetz  in 
mancher  Hinsicht  eine  Person.*)  Die  Frau  nimmt  Namen  und  Stand 
des  Ehemannes  an  und  theilt  seine  Staatsangehörigkeit*)  und  sein 
Domizil,  gleichviel  ob  sie  thatsächlich  sich  bei  ihm  aufhält  oder  von 
ihm  getrennt  lebt.')  Der  Ehemann  hat  die  Bestimmung  über  den 
Wohnsitz  und  die  Frau  muss  ihm  folgen;^)  wenn  aber  der  Mann  in 
Verbannung  oder  Haft  lebt,  entfällt  dieser  Zwang  und  die  Frau  wird 
„ferne  sole",  d.  i.  ledig.®)  Das  Gesetz  fordert  die  Aufrechterhaltung 
des  ehelichen  Beisammenlebens  in  der  ehelichen  (gemeinsamen)  Wohnung, 
ausser  wenn  eine  die  Ablehnung  der  Gemeinschaft  rechtfertigende 
Ursache  vorliegt,  wie  Ehebruch  oder  Misshandlung,  oder  in  Fällen,  in 
denen  die  Trennung  zwischen  den  Gatten  vertraglich  vereinbart  ist 
(Deed  of  Separation).  Indessen  hen-scht,  im  Gegensatz  zu  der  früher 
verbreiteten  Ansicht,  jetzt  die  Auffassung,  dass  der  Mann  kein  Recht 
hat,  Gewaltmittel  zur  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  an- 
zuwenden, wenn  die  Frau  das  Zusammenleben  ablehnt.*®)    Dagegen  giebt 

*)  Abgesehen  von  den  Fallen  der  ^special  license"*. 

-)  4  Geo.  IV  e.  76  s.  22. 

»)  6  &  7  Will.  IV  c.  85. 

*)  Das  Statut  sagt  „any  person"  —  irgend  eine  Person  — ;  aber  es  wird  an- 
genommen, dass  beide  Parteien  gemeinsam  handeln  müssen. 

^)  Blacks  tone's  Gommentaries  Bd.  I  cap.  15  p.  444;  in  Sachen  Jupp  39 
OhDiy.  148;  in  Sachen  Jackson  42  Ch.DiY.  306. 

^  Harvey  y.  Faime  8  Appeal  cases  43. 

0  Warinder  v.  Warinder  2  C.L.  &  P.  48«. 

^  Sehombers  Domestic  Relations  cap.  2. 

*)  Regina  v.  Pilkington  2  E.  &  B.  546. 

JO)  B^gina  v.  Jackson  42  Ch.Div.  306. 
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es  eine  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  (Bestitntion 
of  conjngal  rights),  welche  dnrch  die  Matrimonial  Canses  Acts  1857  und 
1884  geregelt  wird.  Wenn  nämlich  ein  Gatte  den  anderen  verlSsst  oder 
die  Ekl^llung  der  ehelichen  Pflichten  weigert,  so  kann  der  andere  durch 
einen  an  den  Divorce  Court  gerichteten  Antrag  einen  gerichtlichen  Befehl 
ssnr  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens  (zm*  Räckkehr)  erlangen. 
Der  Beklagte  kann  dem  Antrage  den  Nachweis,  dass  der  Kläger  sich 
des  Ehebruchs  oder  grausamer  Behandlung  schuldig  gemacht  habe, 
selbst  dann  mit  Erfolg  entgegensetzen,  wenn  er  sich  selbst  in  gleicher 
Weise  vergangen  hat.  Weist  der  Beklagte  Missverhalten  des  Klägers 
von  solcher  Art  nach,  dass  eine  Klage  auf  gerichtliche  Trennung  gerecht- 
fertigt sein  würde  (siehe  unten  S.  523),  so  wird  nicht  nur  der  Antrag  auf 
Erlass  des  Bückkehrbefehls  abgewiesen,  sondern  auch  dem  Beklagten 
auf  Antrag  gerichtliche  Trennung  gewährt.  Als  Einrede  ist  auch  die 
Behauptung  der  Nichtigkeit  der  Ehe  zufesig.  Die  Befolgung  des  Rück- 
kehrbefehls  wuide  bis  zur  Matrimonial  Causes  Act  1884  durch  Haft 
erzwungen.  Dies  ist  durch  §  2  dies.  (res.  abgeschafft.  Statt  dessen 
kann  das  Gericht  jetzt,  wenn  die  Frau  klagt,  dem  Ehemanne,  falls  er 
dem  Befehl  nicht  binnen  gegebener  F'rist  nachkommt,  periodisi-he 
Zahlungen  an  die  Frau  auferlegen.  Diese  können  entweder  durch 
Zwangsvollstreckung  oder  Haft^)  erzwungen  werden.  Ist  der  Ehemann 
Kläger,  so  kann  das  Gericht,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Frau 
Anspruch  auf  Vermögen  hat  oder  dass  sie  Ehikommen  oder  Verdienst 
aus  selbständig  betriebenem  Gewerbe  bezieht,  sie  anhalten,  dieses  Ver- 
mögen oder  einen  Theil  desselben  für  den  Mann  oder  die  Kinder  oder 
beide  (durch  settlement)  sichei^zustellen,  oder  es  kann  ihr  die  Leistung 
periodischer  Zahlungen  aus  ihrem  Einkommen  zu  demselben  Zwecke 
auferlegt  werden  (§  3).  üeberdies  gilt  die  Nichtbefolgung  des  Rückkehr- 
befehls als  ungerechtfertigte  bösliche  Verfassung  und  demgemäss  als 
ausreichendes  Fundament  für  eine  Klage  auf  gerichtliche  Ti-ennung  (§  5; 
vgl.  unten  8.  523).  Während  des  Prozesses  wegen  Wiederherstellung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  sowie  im  Falle  der  Nichtbefolgung  des  Rückkelir- 
befehls  ist  das  Gericht  zu  denselben  Anordnungen  über  Obhut,  Unterhalt 
und  Erziehung  der  Kinder,  wie  bei  der  Klage  auf  gerichtliche  Trennung, 
befugt  (§  6). 

Dem  Ehemanne  steht  über  die  Frau  eine  eheherrliche  Gewalt 
zu,^  gegen  deren  Missbrauch  das  Gericht  um  Abhülfe  angegangen  werden 
kann;*)  Missbrauch  der  eheherrlichen  Gewalt  wird  der  Misshandlung 
(cruelty)  gleichgeachtet.  Auch  die  Bestimmung  über  ehelichen  Aufwand 
und  die  Aufsicht  über  den  Hausstand  gebührt  dem  Manne;  obwohl  die 
Leitung  des  Hausstandes,  Miethen  von  Dienstboten,  Bestellung  von 
Waaren,   Bezahlung  von  (Haushalts-)  Redinungen   üblicher  Weise  der 


*)  Wegen  Verletzung    der    den    Befehlen    des    (rerichts    gebührenden    Achtung 
(contempt  of  Conrt). 

«)  Oliver  ▼.  Oliver  Hag.  Oon.  361. 
')  In  Sachen  Cochrane  8  Dowl.  680. 
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Frau  überlassen  bleibt,  so  hat  sie  doch  kein  Eecht  darauf,  und  der  Ehe- 
mann kann  selbst  diese  Befugnisse  ausüben.^) 

Der  Ehemann  haftet  für  die  vorehelichen  Schulden  (kontraktliche 
wie  Delikts-Obligationen)  der  Frau  zum  Belaufe  jedweden  ihr  gehörigen 
Vermögens,  an  dem  er  durch  sie  Anrechte  erworben  haben  mag.*)  Für 
eine  während  der  Ehe  von  der  Frau  begangene  civile  Unbill  (Tort)  ist 
er  nach  gemeinem  Recht  schlechthin  —  ohne  die  erwähnte  Einschränkung 
—  verantwortlich.^ 

Er  ist  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  der  Frau  zu  sorgen  und 
ihr  alles  hierzu  Gehörige  standesgemäss  zu  gewähi-en,*)  und  es  gilt  beim 
Zusammenleben  der  Gatten  prima  facie  die  Vermuthung,  dass  die  Frau 
als  Stellvertreterin  ihres  Mannes  ermächtigt  ist,  den  Ki'edit  des  Mannes 
für  Anschaffung  von  Haushaltungssachen  und  des  für  ihre  eigene  Person 
nothwendigen  Bedarfs  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dieser  Rechtsvermuthung 
gegenüber  ist  der  Nachweis  zulässig,  dass  der  Ehemann  seiner  Frau 
Anschaffungen  auf  Kredit  untersagt  hat  oder  dass  die  Frau  bereits  hin- 
reichend mit  Sachen  der  fraglichen  Art  versorgt  war.  Wenn  die  Ehe- 
gatten getrennt  leben,  schwankt  die  Frage  der  Haftbarkeit.  Es  kommt 
dann  darauf  an,  wen  die  überwiegende  Schuld  an  der  Trennung  trifft. 

Das  gemeine  Recht  kannte  keinen  Diebstahl  zwischen  Ehegatten; 
unter  der  MarriedWomens  Property  Act  1882  ist  ein  Strafverfahren 
des  einen  Gatten  gegen  den  anderen  dann  angängig,  wenn  sie  in  Folge 
böslicher  Verlassung  getrennt  leben;  auch  wegen  civiler  Unbill  (Tort) 
kann  ein  Gatte  nicht  klagen,  wenn  die  Vorgänge  in  die  Zeit  des 
Zusammenlebens  fallen.  Ferner  ist  die  Ehefrau,  wenn  sie  mit  ihrem 
Ehemanne  an  einer  strafbaren  Handlung  theilnimmt,  mit  Ausnahme 
einiger  Fälle,  vor  Strafverfolgung  geschützt,  da  vermuthet  wird,  dass  sie 
unter  dem  Einfluss  und  dem  Zwange  des  Ehemannes  handele;  doch  ist 
die  Widerlegung  dieser  Vermuthung  zulässig.**) 

Jede  von  einem  der  Ehegatten  vor  der  Eheschliessung  errichtete 
letztwillige  Verfügung  gilt  als  durch  die  Eheschliessung  widerrufen, 
abgesehen  von  gewissen,  praktisch  nicht  wichtigen  Fällen,  in  denen  das 
von  der  Verfügung  betroffene  Vermögen  ohne  diese  Verfügung  nicht  auf 
^e  Erben,  Testamentsvollstrecker,  Verwalter  oder  nächste  Angehörige 
übergehen  würde.®) 


*)  Evans  ▼.  Evans  1  Hag.  Con.  35  p.  115. 

«)  Siehe  unten:  „Güterrecht«  S.  510 f. 

^  Diese  Haftbarkeit  soll  nach  einer  Entscheidung  (Seroka  v.  Kattenburg  1886, 
17  R.B.D.  177)  von  der  Married  Womans  Property  Act  1882  unberührt  gebüeben  sein. 

*)  Bacon's  Abridgement,  tit.  Baron  &  Feme.  —  Andererseits  kann  die  Frau 
unter  gewissen  Umständen  (wenn  sie  eigene  Mittel  hat)  von  der  Armenverwaltung  zum 
Unterhalt  ihres  mittellosen  Ehemannes  herangezogen  werden  (siehe  unten:  „Güter- 
recht" S.  510f.). 

')  Taylor  on  Evidence,  8"«  Edit.  p.  209. 

•)  Every  will  made  by  a  man  or  woman  shaU  be  revoked  by  his  or  her  marriage 
(except  a  will  made  in  exercise  of  a  power  of  appointment  when  the  real  or  personal 
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IL  Eheliches  Oftterreeht. 

1.  Vertragsmässiges  Güterrecht.  Die  gäterrechtlichen  Be- 
ziehungen der  Ehegatten  werden  —  bei  besser  Sitoiilen  fast  dnrch- 
gehends  —  dnrch  Vertrag  (settlement)  geordnet.  Die  Regeln  de::^ 
gemeinen  Rechtes,  welche  dem  Ehemanne  die  weitestgehenden  Rechte 
verliehen,  waren  zn  starr,  nm  in  einem  modernen  Gemeinwesen  Geltung 
zu  behaupten,  nnd  man  suchte  und  fand  Mittel,  Vermögen  so  festzulegen^ 
dass  der  Frau  der  Genuss  daran  ohne  Eingriff  des  Mannes  gesichert 
war.  Es  wurde  Brauch,  vor  Eingehung  der  Ehe  zwischen  den  künftigen 
Elheleuten,  bezw.  dem  Gatten  und  den  Eltern  der  Braut,  Lnmobiliar-  wie 
Mobiliar- Vermögen  durch  Vertrag  (settlement;  oder  auch  durch  Testament) 
Treuhändern  (trustees)  zu  treuen  Händen  für  den  ausschliesslichen  Ge- 
brauch einer  verheiratheten  Frau  zu  übertragen.  Auch  der  Ehemann 
kann  sich  selbst  zum  Treuhänder  fni*  sie  bestellen  und  das  so  gestiftete 
Vermögen  wird  Sondergut  (separate  property).*)  Im  Rechtssinne 
wird  der  Treuhänder  Eigenthümer,  die  Nutzung  ist  iuris  aequi.  Die 
Courts  of  Equity  entschieden,  dass  solchen  Anordnungen  die  Wirkung 
innewohne,  der  verheiratheten  Frau  dieselbe  Verfügungsgewalt  über  das 
angelegte  Vermögen  zu  gewährleisten,  wie  einer  ledigen  Frau  (feme  sole) 
über  ihr  Eigenthnm  zusteht.*) 

Derart  festgelegtes  Vermögen  ist  Sondergut  (sepai-ate  estate)  nur 
während  der  Ehe.  Wird  die  Frau  Witwe,  so  hat  sie  dieselbe  Verfügungs- 
gewalt, wie  eine  feme  sole;  geht  sie  eine  neue  Ehe  ein,  so  wird  der 
Fonds,  wenn  nicht  von  dem  Bestellenden  (settlor)  anders  bestimmt  war, 
wieder  Sondergut.') 

Zur  Errichtung  von  Sondergut  bedarf  es  nicht  der  Beobachtung  be- 
sonderer Formen  oder  Worte  in  der  betreffenden  Urkunde,  so  lange  un- 
zweideutig und  klar  die  Absicht  des  Stifters  hervortritt,  der  verheiratheten 
Frau  den  unbeschränkten  Genuss  des  Vermögens  frei  von  der  Aufsicht 
und  Einmischung  des  Mannes  zuzuwenden.^)  Was  die  Frau  mit  Mitteln 
des  Sonderguts  erwirbt,  wird  gleichfalls  Sondergut,*)  und  die  Wirkung 
des  settlement  kann  durch  eine  formelle  Klausel  in  dem  ursprünglichen 
vorehelichen  Ehevertrag  auch  auf  das,  was  der  Frau  in  der  Ehe  zufällt 
ausgedehnt  werden.*)  Selbst  nach  Eingehung  der  Ehe  kann  durch 
settlement  Sondergut  geschaffen  werden .    Doch  unterliegen  solche  nach- 


estate  thereby  appointed  would  not  in  default  of  such  appointment  pass  to  bis  or  her 
heir,  customary  heir,  executor,  or  administrator,  or  the  person  entitled  as  his  or  her 
next  of  kin  under  the  Statute  of  Distributions)  1  Vict.  cap.  26  (Wilb  Act  1837)  §  18. 

1)  Parker  v.  Lechmere,  1879  12  Ch.D.  266;  Ex  parte  Whitehead,  1885  14 
Q.B.D.  419. 

«)  Feltiplace  ▼.  Gorges,  1759  Ves.  Jun.  46;  1  R.R.  79;  8  Bro  C.C.  8;  Sturgis  v. 
Coup,  1806  18,  Ves.  190;  9  R.R.  169. 

»)  TuUet  V.  Armstrong,  1888  1  Beav.  1. 

*)  Hnlme  t.  Tenant  1778,  1  White  &  Tudors  Leading  cases  7.  Auflage,  S.  654. 

»)  Dunoan  t.  Cashin  1875,  L.B.  10  C.P.  564. 

*)  Yaisey  od  Settlements  229—262. 
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eheliche  (post-nnptial)  Settlements  in  gewissen  Fällen  der  Anfechtung 
durch  Gläubiger. 

Eheyerti*äge  der  Minderjährigen  bedürfen  der  Bestätigung  nach 
erlangter  Grossjährigkeit.  Nach  18  &  19  Vict  cap.  43  jedoch  können 
Personen  männlichen  G^chlechts  von  zwanzig  Jahren  und  weibliche 
von  siebzehn  mit  Genehmigung  des  Gerichts  rechtsgültig  in  dieser 
Hinsicht  kontrahiren,  doch  muss  der  Minderjährige  hierbei  aus  eigener 
freier  Entschliessung  handeln. 

2.  Gesetzliches  Güterrecht.^)  —  Rechte  der  Frau  am  Ver- 
mögen des  Mannes  werden  bei  dessen  Lebzeiten  durch  die  Ehe  nicht 
begründet.  Mit  seinem  Ableben  aber  erwächst  der  Frau  ein  Anspruch 
auf  „dower"  oder  „freebench"  (Witthum  oder  Leibgedinge)  auf  Lebens- 
zeit zum  Belaufe  eines  Drittels  vom  Einkommen  des  Mannes  aus  seinem 
vererblichen  Grundbesitz.*)  Dies  Recht  kann  aber  durch  eine  Klausel  in 
derjenigen  Urkunde,  durch  welche  der  Grundbesitz  dem  Ehemann  über- 
tragen wurde,  ausgeschlossen  werden,  oder  er  selbst  kann  das  Wittwenrecht 
durch  Testamentsbestimmungen  oder  durch  Verkauf  oder  Beschwerung  des 
Besitzes  zu  seinen  Lebzeiten  ausschliessen.  Verstii'bt  der  Ehemann,  ohne 
eine  letztwillige  Verfügung  zu  errichten,  so  erwirbt  die  Wittwe  auch 
Ansprüche  an  sein  bewegliches  Vermögen.  Nach  §§  5  &  6  des  „Statute 
of  Distributions"  (22  &  23  Charles  U)  wird  der  Mobiliar-Nachlass  des 
ohne  Testament  Verstorbenen  nach  Bezahlung  der  Schulden  und  Begräbniss- 
kosten zwischen  seiner  Wittwe  und  seinen  Kindern  dergestalt  vertheilt, 
dass  die  Wittwe  ein  Drittel  und  die  Kinder  zwei  Drittel  erhalten ;  hinter- 
lässt  er  keine  Nachkommen,  so  erhält  die  Wittwe  die  Hälfte  und  die 
nächsten  Blutsverwandten  die  andere;  sind  weder  Nachkommenschaft 
noch  Blutsverwandte  vorhanden,  so  erhält  die  Wittwe  auch  nur  die 
Hälfte;  der  Rest  fällt  der  Krone  zu.  Beträgt  beim  Intestat-Erbfall  der 
Gesammtnachlass  des  Mannes,  welcher  nur  eine  Wittwe  und  keine  Nach- 
kommenschaft hinterlässt,  nicht  über  <^500,  so  gehört  derselbe  nach 
der  Intestates-Estate  Act  1890  (63  &  54  Vict.  cap.  29)  der  Wittwe 
unbeschränkt.  Uebersteigt  der  Werth  ^  500,  so  kommen  der  Wittwe 
jff  500  als  Voraus,  und  ausserdem  vom  verbleibenden  Reste  der  Theil  zu, 
auf  welchen  sie  ohne  Berücksichtigung  des  citirten  Gesetzes  Anspruch 
gehabt  hätte.») 


')  „GKitergeraeinschaft''  im  deutsch-reclitlichen  Sinne  ist  dem  englischen  Rechte  fremd. 

*)  In  einigen  Theilen  der  Grafschaft  Kent  herrscht  der  lokale  Brauch  des  „gavel- 
kind",  wonach  die  überlebende  Frau  anstatt  eines  Drittels  die  Hälfte  erhält,  aber  nur 
far  die  Dauer  der  Wittwenschaft  und  Keuschheit. 

■)  Nach  Statut  21  Henry  VlII  cap.  5  kann  die  Verwaltung  des  Nachlasses  des 
Ehemannes  (administration  of  the  Intestacy)  seiner  Wittwe  oder  dem  nächsten  Bluts- 
verwandten oder  beiden  nach  Ermessen  des  Gerichts  ertheilt  werden.  Gewöhnlich 
betraut  das  Gericht  die  Wittwe  mit  der  Nachlassverwaltung,  sofern  nicht  besondere 
Gründe  dagegen  sprechen,  wie  z.  B.  der  Umstand,  dass  die  Parteien  getrennt  lebten 
(Lambell  ▼.  Lambell  1831,  3  Hagg.  568)  oder  dass  die  Wittwe  durch  Ehevertrag 
(settlement)  sich  aller  Ansprüche  auf  das  Vermögen  des  Gatten  begeben  hätte  (Walker 
T.  Garless  1768,  2  Lee  &  Lee  ca.  560. 
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Die  Bechte  des  Mannes  am  Vermögen  der  Fran,  weldie 
ui^rönglich  sehr  weit  gingen,  sind  seit  1870  dnrch  eine  Reihe  von 
Parlaments-Akten  erheblich  geschmälert  worden.  Vor  dem  Erlass  dieser 
(Tesetze  hatte  der  Mann  am  Grundbeeitze  der  Fran  Niessbranch  md 
alleinige  Verwaltung  für  die  Dauer  der  Ehe.^)  Nach  dem  Tode  der  Frau 
dauerte  der  Niessbranch  fort,  wenn  erbfähiger  Nachwuchs  aus  der  Ehe 
hervorgegangen  war.  Der  Verkauf  und  die  Uebertragung  der  Rechte 
am  Grundbesitze  der  Frau  konnte  nur  durch  eine  von  beiden  Gatten 
vollzogene  foimelle  Urkunde  bewirkt  werden,  welche  ausserdem  noch 
von  der  Fran  nach  Befragung  durch  einen  „Commissioner^  in  Abwesen- 
heit des  Gatten  genehmigt  werden  mnsste-.)  Mobiliar -Vermögen  („per- 
sonal property ^)  sowie  Pachtungen  und  sonstige  Vermögenswerthe  („lease- 
hold  and  chatteis")  gehörten  dem  Manne  unbeschrankt,  und  er  konnte 
sie  verkaufen  oder  übertragen,  abgesehen  von  Hochzeitsgeschenken  und 
Geschenken  von  Fremden  an  Schmuck  und  Leibrath  u.  dergl.,  welche  zu 
allen  Zeiten  Sondergut  waren.  Alle  diese  Rechte  erwuchsen  natürlich 
nur  beim  Fehlen  eines  flhevertrags  oder  eines  Abkommens  auf  Abschluss 
eines  solchen,  oder  wenn  die  Urkunde,  durch  welche  der  Frau  Vermögen 
inter  vivos  oder  mortis  causa  zufiel,  nicht  schon  an  sich  der  Aneignung 
dnrch  den  Mann  entgegenstand. 

Die  legislative  Regelung  des  ehelichen  Güterrechts  wurde  haupt- 
sächlich durch  vier  Parlamentsakte  bewirkt,  welche  in  den  Jahren  187u, 
1874, 1882,  1893  Gesetz  wurden;  alle  vier  haben  für  England  und  Irland, 
nicht  aber  für  Schottland  Geltung.  Schon  vor  1870  hatte  die  Gesetz- 
gebung in  der  Divorc^  Act  1857  der  Lehre  vom  Sondergut  Rechnung 
getragen,^)  aber  die  Epoche  legislativer  Massnahmen,  durch  welche  die 
Frau  zum  selbständigen  Erwerb  und  Besitz  von  Eigenthum  befähigt 
wurde,  wird  eigentlich  erst  durch  die  Married  Womens  Property  Act  von 
1870  (33  &  34Vict.  c.  93)  eingeleitet,  welche  am  9.  August  1870  in 
Kraft  trat  und  bei  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Frau  zwischen  den 
vor  dem  9.  August  1870  und  den  nach  diesem  Zeitpunkt  eingegangenen 
Ehen  unterschied.  Eine  Novelle  hierzu  von  1874  (37  und  38  Vict  c.  50) 
schuf  Abhülfe  für  gewisse  Mängel.  Dann  folgte  das  bedeutsame  Gesetz 
von  1882  (45  und  46  Vict  c.  75),  wodurch  die  Statuten  von  1870  und 
1874  aufgehoben  und  die  durch  dieselben  der  Ehefrau  verliehenen  Rechte 
mit  erheblichen  Erweiterungen  und  unterschiedlicher  Behandlung  der 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  (1.  Januar  1883)  geschlossenen 
Ehen  erneuert  wurden,  so  jedoch,  dass  die  von  Eheleuten  während  der 
Geltung  der  aufgehobenen  Gesetze  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte  sowie 
die  von  ihnen  erworbenen  oder  ihnen  zugefallenen  Rechte  und  die  ihnen 
erwachsenen  Verpflichtungen  von  der  Aufhebung  jener  Gesetze  unberührt 
blieben  (1882  s.  22).    Endlich  wurden  durch  das  Statut  von  1893  (56 

»)  Robertson  v.  Norru  11  Q.B.  916.  —  Siehe:  40  &  41  Vict.  cap.  18  s.  46,  sowie 
45  &  46  Vict.  cap.  38  s.  61. 

«)  Fines  &  Recoveries  Act  1833,  3  &  4  Wül.  4  c.  74. 

^  20  &  21  Vict.  c.  85.  —  Näheres  im  Abschnitt  von  der  Ehescheidung  S.  521. 
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A  67  Vict.  c.  6a)  gewisse  Aendeningen  zu  dem  Gesetze  yon  1B82  ein- 
geführt.^) —  Mmü  mass  hiernach,  am  ein^i  Ueberblick  fiber  das  hente 
in  England  und  Irland  geltende  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  zn  ge- 
winnen, zonächst  die  für  alle  verheiratheten  Frauen,  ohne  Bücksicht  auf 
die  Zeit  der  Eheschliessnng,  geltenden  Bestinunnngen  beachten  (nach- 
stehend nnter  a)  nnd  alsdann  vier  durch  das  Datum  der  Eheschliessnng 
bestimmte  Perioden  unterscheiden,  für  welche  je  besondre  Bestimmungen 
zusätzlich  zur  Anwendung  hommen  (nachsteh^id  b — e).^ 

a)  Ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Eheschliessung 
hat  die  Frau  folgende  Eechte  und  Pffichten:  Sie  kann  Immobiliar-  und 
Mobiliar -Vermögen  —  wie  das  Gesetz  vorsieht  —  als  Sondergut  be- 
sitzen, erwerben  und  darüber  testamentarisch  oder  anderweitig  verfügen, 
als  ob  sie  ledig  (ferne  sole)  wäre,  ohne  die  Zuziehung  eines  Treuhänders 
(Trustee).^  Sondergut  wird  Immobiliar-  und  Mobiliar -Vermögen,  an 
welchem  der  Frau  ein  Titel  mit  oder  nach  dem  1.  Januar  1883  erwächst^) 
Dazu  gehören  anch  Löhne  und  Erwerb  aus  einem  selbständig  betriebenen 
Geschäft  oder  Gewerbe  oder  aus  der  Ausübung  literarischer,  künstlerischer 
oder  wissenschaftliche  Fertigkeit*^)  Zum  Sondergute  gehören  auch  Depots, 
Leibrenten,  Anleihe-  und  ähnliche  Fonds,  Aktien  u.  s.  w.,  wenn  sie  am 
1.  Januar  1883  auf  den  Namen  der  Frau  eingetragen  stand»  oder  nach 
diesem  Datum  auf  ihren  Namen  eingetragen  werden;*)  die  Eintragung 
auf  den  Namen  der  Frau  begründet  bei  Werthpapieren  bis  zum  Beweise 
des  G^entheils  die  Vermuthnng,  dass  sie  zum  Sondergute  gehlta^  und 
dass  dieses  für  etwaige  auf  den  Werthen  haftende  Verbindlichkeit^i  allein 
haftet.*)  Zur  Umschreibung  von  Werthpapieren  bedarf  es  ^keiner  Mit- 
wirkung des  Mannes.*^ 

Die  Frau  kann  zum  Belaufe  ihres  gegenwärtigen  und  künftigen 
Sonderguts  Verträge  eingehen,  und  aus  solchen  sowie  auch  wegen 
D^ikten  („Torts^)  klagen  und  verklagt  werden,  als  ob  sie  ledig  (ferne 
scde)  wäre.  Was  sie  beitreibt,  wird  Sondergut,  und  dieses  haltet  für 
Forderung  und  Kosten.^  Wenn  sie  ein  selbständiges,  vom  Manne  un- 
abhängiges Geschäft  od^  Gewerbe  betreibt,  untersteht  sie  den  Konknrs- 
gesetzen,  wie  eine  unverheirathete  Frau.^    Die  Frau  kann  eine  Lebens- 

*)  UDberührt  blnbi  da»  Becht  des  Mannes  auf  das  Mobiliar-Yeimögen  (^penonak 
property^),  wenn  die  Frau  ohne  letztwillige  Verfügung  verstirbt. 

*)  Nor  die  leitenden  Grundziige  der  einschlägigen  Geietae  konnten  hier,  unter 
WeglaMung  der  weniger  wiohtigeii  Einxelheiten,  Berüoksiehtigung  finden. 

<)  45  &  46  Vict.  c.  75  (1882)  §  l** 

^  Das  gilt  für  aUes  Vermögen,  gleiehriel  ob  „Testedor  contingent"  oder  ^ 
pocseasion,  reversion  or  remainder'*  —  was  etwa  „bedingter  oder  mbediiigter,  gogen- 
wiirtiger  oder  zukünftiger  Besita  oder  AnfaU**  bedeutet;  wörtticke  Uebersetauiig  ist  mAA 
tkmilich. 

•)  45  ft  40  Vict.  c.  76  (1882)  §  5:  cf.  §  2. 

•)  45  &  46  Vict.  c  75  (1882)  §§  6,  7,  8. 

^  45  &  46  Vict.  c.  75  (1882)  §  9. 

•)  45  &  46  Vict.  c.  75  (1882)  §  l*-'*  »  56  und  57  Vict.  c.  68  (18»8)  §  1. 

•)  45  &  46  Vict.  c.  75  (1882)  §  l*- 
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versichenmg  auf  ihr  eigenes  oder  ihres  Mannes  Leben  zu  Gunsten  ihres 
Sonderguts  aufnehmen  und  hat  Anspruch  auf  den  GFenuss  einer  von  dem 
Gatten  auf  sein  Leben  aufgenommenen  Polize,  wenn  dem  in  der  Polize 
Ausdruck  gegeben  ist;  auch  kann  sie  eine  Polize  auf  ihr  eigenes  Leben 
mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung  zu  Gunsten  des  Mannes  oder  der 
Kinder  oder  beider  mit  der  Wirkung  aufnehmen,  diesen  Personen  das 
Ertrftgniss  zuzuwenden.^) 

Die  Frau  haftet,  wenn  sie  Sondergut  hat,  für  den  Unterhalt  des 
Mannes  und  ihrer  Kinder  und  Enkelkinder,  wenn  diese  der  Armen- 
verwaltung  in  England  oder  Irland  zur  Last  fallen,  in  gleicherweise 
wie  der  Mann.  Sie  haftet  mit  ihrem  Sondergut  für  Pflichtverletzung  als 
Testamentsvollstreckerin,  Nachlassverwalterin,  Trustee,  vor  oder  nach 
der  Ehe;  der  Ehemann  ist  nur  dann  auch  haftbar,  wenn  er  sich  in  die 
Verwaltung  unbefugt  eingemischt  hat.^) 

Wenn  die  Frau  dem  Manne  Geld  oder  anderes  Vermögen  leiht  oder 
anvertraut,  so  hat  sie  in  seinem  Konkurs  erst  nach  Befriedigung  aller 
Gläubiger  Anspruch  auf  Dividende.*) 

Sie  haftet  Dritten  gegenüber  für  voreheliche  Schulden,  Kontrakts-  wie 
Delikts-Obligationen  zum  Belaufe  irgend  welchen  Sondergutes,  welches 
ihr  kraft  des  Gesetzes  von  1882  zusteht,  auf  welches  sie  aber  ohne 
dieses  Gesetz  keinen  Anspruch  gehabt  hätte;  im  Verhältnisse  der  Ehe- 
leute zu  einander  haftet  für  solche  Schulden,  beim  Mangel  gegentheiliger 
Vertragsbestimmungen,  das  Sondergut  in  ei*ster  Reihe.  Die  Frau  kann 
allein  oder  zusammen  mit  dem  Gatten  verklagt  werden;  in  letzterem 
Falle  ist  seine  Haftbarkeit  auf  das  oben  dargethane  Mass  beschränkt/) 

b)  Für  die  in  der  Periode  vom  9.  August  1870  bis  1.  Januar 
1883  geschlossenen  Ehen  gelten  folgende  Bestimmungen  zusätzlich: 
Die  Frau  kann  als  Sondergut  Löhne  und  Erwerb  besitzen,  welche  sie 
nach  dem  9.  August  1870  aus  selbständig  betriebenem  Geschäft  oder 
Gtewerbe  oder  aus  der  Ausübung  literarischer,  künstlerischer  oder  wissen- 
schaftlicher Fertigkeit  bezieht.*)  Sondergut  ist  femer  dasjenige  beweg- 
liche Vermögen,  welches  ihr  während  der  Ehe  von  einem  Blutsverwandten 
ab  intestato  zufällt,  sowie  Geldsummen,  die  ihr  durch  Vertrag  oder 
Testament  zugewandt  werden  und  den  Betrag  von  £  200  in  jedem 
Einzelfalle  nicht  übersteigen.  Weiter  gehören  zum  Sondergut  auch  Mieth- 


1)  45  &  46Vict.  c.  75  (1882)  §  11;  cf.  1870  §  10. 

•)  45  &  46Yic.  c.  75  (1882)  §  18.  —  Aus  den  Bestimmangen  dieses  Gesetzes 
(insbesondere  §§  1,  2)  ergiebt  sich,  dass  die  Ehefrau  ohne  Einwilligung  des  Mannes 
bis  zur  Höhe  ihres  Sondenrermögens  verfugen  und  sich  verpflichten  und  dass  Erfüllung 
nur  aus  diesem  Sondervermögen  gefordert  werden  kann.  Dabei  kommt  es  aber  nur 
darauf  an,  ob  sie  in  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  Erfüllung  gefordert  wird,  nicht  ob  sie  im 
Zeitpunkt  der  Eingehung  der  Verbindlichkeit  Sondervermögen  besitzt.  Vgl.  Clunet,. 
Journal  du  droit  intern.  1897  S.  589,  jedoch  auch  S.  537;  Böhm 's  Zeitschr.  f.  intern. 
Privat-  und  Strafr.  Bd.  8  S.  55. 

»)  45  &  46  Vic.  c.  75  (1882)  §  3. 

*)..4&  &  46  Vic.  c.  75  (1882)  §  18. 

*)  33  &  34  Vic.  c.  93  (1870). 
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Zinsen  und  Erträgnisse  von  Grundbesitz,  der  ihr  als  Erbin  oder  Miterbin 
eines  ab  intestato  Verstorbenen  anfällt.  —  In  allen  diesen  Fällen  bewirkt 
allein  die  Quittung  der  Frau  eine  gültige  Schuldentlassung.  Vorbehalten 
bleibt  selbstverständlich  immer  eine  abweichende  Eegelung  durch  sett- 
lement. 

Zum  Sondergut  gehören  endlich:  Depots,  Leibrenten,  Anleihe-  und 
ähnliche  Fonds,  Aktien  u.  s.  w.,  denen  keine  weitere  Verbindlichkeit  an- 
haftet, wenn  sie  nach  dem  9.  August  1870  auf  den  Namen  der  Frau 
eingetragen  sind. 

c)  Für  die  in  der  Periode  vom  9.  August  1870  bis  30.  Juli 
1874  geschlossenen  Ehen  gilt  zusätzlich:  Die  Frau  allein  kann  wegen 
der  vor  der  Ehe  kontrahirten  Schulden  verklagt  werden  (vorausgesetzt, 
dass  diese  Schulden  überhaupt  noch  einklagbar,  d.  h.  nicht  verjährt  sind) 
und  nur  ihr  Sondergut  haftet  dafür.  ^) 

d)  Für  die  in  der  Periode  vom  30.  Juli  1874  bis  1.  Januar 
1883  geschlossenen  Ehen  gilt  zusätzlich:  Die  Frau  kann  allein  oder 
gemeinsam  mit  dem  Ehemanne  ftii-  die  vor  der  Ehe  kontrahirten  Schulden 
aus  vorehelichen  Delikts-Obligationen  und  Vertragsverletzungen  verklagt 
werden  (wenn  solche  noch  nicht  verjährt  sind) ;  sie  ist  mit  ihrem  Sonder- 
gute verantwortlich.  Der  Ehemann  ist,  wenn  er  mitverklagt  wird,  nur 
zum  Belaufe  desjenigen  Frauenvermögens,  an  dem  er  ein  Recht  erworben 
hat,  haftbar,  wobei  er  die  für  die  Gattin  nach  der  Heirath  bezahlten 
Schulden  aufrechnen  darf.*) 

e)  Für  die  in  der  Zeit  seit  1.  Januar  1883  geschlossenen 
Ehen  gilt  zusätzlich:  Die  Frau  kann  solches  Immobiliar-  und  Mobiliar- 
Vermögen  als  Sondergut  besitzen  und  erwerben,  auch  darüber  testamen- 
tarisch oder  anderweitig  verfügen,  an  dem  ihr  der  Titel  oder  nur  bezw. 
der  Besitz  erst  nach  der  Ehe  erwächst.  Dies  Recht  verleiht  ihr  das 
Gesetz  von  1882,  welches  übrigens  auch  einer  vor  dem  Datum  des 
Gesetzes  verheiratheten  Frau  dieselben  Rechte  einräumt,  sofern  nur  das 
in  Betracht  kommende  Vermögen  erst  nach  dem  Gesetze  erworben  oder 
angefallen  isf*)  —  Die  Frau  kann  allein  wegen  vorehelicher  Schulden, 
Delikts-Obligationen  und  Vertragsverletzungen  verklagt  werden.  Gleiches 
gilt  für  ihre  Verbindlichkeiten  aus  Aktienbesitz  in  einer  Joint  Stock 
Company  (Aktiengesellschaft),  einerlei  ob  vor  oder  nach  ihrer  Eintragung 
in  der  Liste;  femer  für  Schadensersatzansprüche  gegen  sie,  die  aus 
Kontrakts-  oder  Delikts  -  Obligationen  entspringen.  Zur  Befriedigung 
aller  gegen  sie  erwirkten  Uiiiheilssprüche  haftet  nach  demselben  Gesetz 
im  Verhältnisse  zwischen  ihr  und  ihrem  Ehemanne,  vorbehaltlich  ab- 
weichender Vertragsbestimmung,  in  erster  Linie  ihr  Sondergut.  Die 
Frau  kann  wegen  der  vorgenannten  Ansprüche  auch  mit  dem  Manne 
zusammen  verklagt  werden,  und  auch  dann  haftet  ihr  Sondiergut;  der 


1)  33  &  34  Vic.  c.  93  (1870)  §  12. 

»)  37  &  38  Yic.  c.  50  (1874). 

•)  46  &  46  Vic.  c.  75  (1882)  §§  2,  5. 
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Ehemann  ist  nur  zum  Bel&ufe  des  VermögeDS  haftbar,  welches  er  divch 
die  Frau  erworben,  oder  auf  welches  er  durch  sie  einen  Titel  erlaogt 
hat,  nach  Abzug  der  etwa  von  ihm  bezahlten  Schulden.  Die  Haftung 
des  Sonderguts  der  Frau  für  ihre  vorehelichen  Schulden  kann  durch 
Ehevertrag  (settlement)  nicht  ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden. 

III.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder. 

Dem  Vater  steht  das  unumschränkte  Recht  auf  die  Obhut  über  die 
Kinder  zu,  selbst  der  Mutter  gegenüber,^)  es  sei  denn,  dass  er  darauf  ver- 
zichtet oder  es  durch  sein  Verhalten  verwirkt  hat.  Das  Gericht  greift  auf 
Anrufen  nur  dann  in  die  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt  ein,  wenn  dies 
in  einer  ernsten  und  wichtigen  Sache  als  wesentlich  für  die  Sicherheit 
und  Wohlfahrt  der  Kinder  erscheint.  Dem  Vater  steht  auch  unumschränkt 
die  Bestimmung  darüber  zu,  in  welcher  Religion  seine  Kinder  erzogen 
werden  sollen,  ungeachtet  eines  etwa  vor  der  Heirath  oder  später  be- 
züglich der  Erziehung  der  Kinder  abgegebenen  Versprechens;*)  und  ebenso 
ist  die  Wahl  der  Schule  oder  des  Lehrere  Sache  des  Vaters,  dem  überdies 
ein  angemessenes  Züchtigungsrecht  gegenüber  dem  Kinde  zugestanden 
wird.*) 

Der  Vater  hat  das  Kind  mit  ordentlicher  Nahrung  und  Kleidung 
und  standesgemässer  Erziehung  *)  zu  versorgen  und  es  vor  Unbill  zu 
schützen.  Andererseits  haben  Eltern,  so  lange  das  Kind  unter  ihrem 
Dache  weilt  und  von  ihnen  erhalten  wird,  Anspruch  auf  seine  Dienste. 
Unterhalt  im  elterlichen  Hause  ist  übrigens  nur  dann  zu  gewähren,  wenn 
das  Kind  zarten  Alters,  oder  wegen  Kränklichkeit  oder  in  Folge  eines 
Unfalles  arbeitsunfähig  ist. 

Am  Vermögen  des  Kindes  hat  der  Vater  kein  Anrecht.  Er  ist 
nur  im  Allgemeinen  als  Pfleger  (guardian)  für  das  Vermögen  seinas 
minderjährigen  Kindes  anzusehen,  und  hat  die  Einkünfte  und  Nutzungen 
während  der  Minderjährigkeit  einzuziehen.*)  Doch  liegt  ihm  die  Ver- 
pflichtung ob,  bei  Grossjährigkeit  des  Kindes  Rechnung  zu  legen. 

Der  Mutter  stehen  zu  Lebzeiten  des  Vaters  keine  Rechte  zu  (ausser 
im  FaUe  seines  Missverhaltens).  Nur  kann  sie  bei  Misshelligkeiten  vom 
Gericht  eine  Verfügung  erwirken,  welche  ihr  Zutritt  zu  ihren  Kindern 
unter  16  Jahren  gewährt  oder  unter  Umständen  ihr  sogar  die  Obhut 
über  dieselben  ertheilt.  Nach  dem  Tode  des  Gatten  ist  sie  nach  der 
Guardianship  of  Infants  Act  1886  *)  gesetzliche  Vormünderin  ihrer  Kinder. 

Die  Eheschliessung  hat  in  Ekigland  ^  nicht  die  Wirkung,  die  vor 


')  H.  T.  D.  ManneWUe  1804  5  £Mt  281. 

^  In  Sachen  Agar  Ellis  1878  10  Ch.Dtv.  49. 

")  Auch  dem  vom  Vater  delegfirten  Tutor.  Vgl.  Hawkin  Pleas  of  ihe  Grown  §  23. 

«)  88  &  34  Vic.  c.  75. 

*)  Ein  Testamentarolktrecker  üt  nicht  berediiigt,  dem  Vater  eines  MmderjiUirigen 
ein  diesem  hinterlaaaenes  Legat  ohne  Genehmignsg  des  Qeriobti  (Oeurt  of  Bqafe^) 
auszuzahlen.    Dagley  y.  Solferry  1  P.Wms.  285. 

•)  49  &  50  Vic.  c.  27. 

^  In  Schottland  gilt  die  legitimatio  per  sabsequeas  mafiimoniiim 
Laws  Gomm.  Rep.  1868  S.  UV). 
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der  Elle  geborenen  Kinder  zn  legitimiren.  Uneheliche  Kinder  haben 
keinen  Vormund  (gnardian);  der  Mutter  in  erster  Reihe  steht  die  Obhut 
über  das  Kind  bis  zäun  vollendeten  14.  Jahre  zu,  vor  dem  muthmasslichen 
Vater  oder  irgendwelchen  anderen  Personen. 


K  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe. 

1.  Das  Recht  unterscheidet  zwischen  nichtigen  und  anfechtbaren 
Ehen.  Nichtig  ist  eine  Ehe  wegen  gewisser  Mängel,  welche  die  Gesell- 
schaft und  die  öffentliche  Wohlfahrt  berühien;  wegen  eines  Mangels 
dagegen,  von  dem  nur  das  Privatinteresse  eines  Betheiligten  betroffen 
wird,  ist  die  Ehe  nur  anfechtbar.  Im  Falle  der  Nichtigkeit  ist  der 
Spruch  des  Gerichts  nur  deklaratorisch,  bei  der  Anfechtbarkeit  konstitutiv. 
Bei  ersterer  genügt  im  Allgemeinen  ein  geringes  Interesse,  um  Jeder- 
mann zur  Klage  zu  berechtigen,  und  es  braucht  kein  Anspruch,  der  aus 
Beziehungen  zu  den  Parteien  herrühil,  vorzuliegen;^)  jegliches  pekuniäre 
Interesse  genügt,  um  das  Klagerecht  zu  begründen.  Solche  Klagen 
können  sowohl  zu  Lebzeiten,  als  auch  nach  Ableben  der  vermeintlichen 
Ehegatten  angestellt,  und  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  kann  auch  als 
Inzidentpunkt  bei  Gelegenheit  eines  anderen  Rechtsstreits  in  Frage  ge- 
zogen werden.  Bei  der  blossen  Anfechtbarkeit  dagegen  steht  das  Klage- 
recht nur  den  Eheleuten,  nicht  aber  Dritten  zu,*)  und  diese  Klage  kann 
nur  zu  Lebzeiten  der  Eheleute  angestellt  werden,  während  nach  dem 
Tode  auch  nur  einer  der  Parteien  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  un- 
anfechtbar ist. 

In  allen  Fällen  streitet  die  Rechtsvermuthung  für  die  Gültigkeit 
und  gegen  die  Nichtigkeit  der  Ehe. 

2.  Nichtige  Ehen.  Die  folgenden  Thatbestände  begründen  die 
Nichtigkeit  einer  Ehe  (im  engeren  Sinne,  im  Gegensatze  zur  blossen 
Anfechtbarkeit) 

a)  Bestehen  einer  früheren  Ehe.  Eine  zu  Lebzeiten  eines 
früheren  Gatten  eingegangene  Ehe  ist  nichtig.  Ist  ein  Gatte  7  Jahre 
lang  verschollen,  so  gilt  die  Vermuthung  seines  Todes,  ohne  dass  jedoch 
eine  förmliche  Todeserklärung  erforderlich  oder  statthaft  ist.  Kehrt 
der  Todtgeglaubte  zurück,  so  ist  nach  obigem  Grundsatze  die  zweite 
Ehe  nichtig;  nur  gegen  Bestrafung  wegen  Bigamie  schützt  die  erwähnte 
Vermuthung.')  Auch  die  von  einer  der  Parteien  in  einem  Ehescheidungs- 
prozesse nach  dem  vorläufigen  Urtheil  („decree  nisi"),  aber  vor  dem 
Endurtheil  („decree  absolute")  eingegangene  Ehe  ist  nichtig. 

b)  Mangel  des  ehefähigen  Alters  auch  nur  eines  der  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eheschliessung  macht  die  Ehe   nichtig.     Sie  wird   aber 


»)  Faremouth  v.  Watson  1811,  1  Philliin.  855. 

^  A.  V.  B.  1868  L.R.;   1  P.  &  M.   559;   CaveU  v.  Prince   1866  L.K.  1  Ex.  24«. 

•)  Ygh  oben  „Ehehindemisse«  S.  496. 
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durch  eheliches  Zusammenleben  nach  erreichter  Ehemündigkeit  (14  Jahre 
bei  Knaben,  12  Jahre  bei  Mädchen)  bestätigt  und  gültig. 

c)  Geisteskrankheit.  Die  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit^) 
schliesst  das  Eingehen  einer  Ehe  seitens  des  Entmündigten,  selbst  wähi*end 
eines  lucidum  intervallum,  aus.  Nicht  entmündigte  Geisteskranke  können 
während  eines  lucidum  intervallum  rechtswirksam  eine  Ehe  schliessen. 
Bei  Geistesschwachen  kommt  es  darauf  an,  ob  sie  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung die  Fähigkeit  zu  einem  rechtsverbindlichen  Einverständniss 
besassen. 

d)  Irrthum.  Error  in  persona  macht  die  Ehe  nichtig  (siehe  oben: 
„Besondere  Willensmängel",  S.  495). 

e)  Ehehindernde  Verwandtschaftsgrade.  Ehen,  welche  nach 
dem  31.  August  1835  zwischen  Verwandten  in  verbotenen  Graden  ge- 
sclilossen  sind,  sind  nichtig  (siehe  oben:  „Ehehindemisse",  S.  496). 

f)  Verletzung  der  durch  Parlaments-Akte  für  die  Ehe- 
schliessung vorgeschriebenen  Formen.  Wo  die  Wortfassung  der 
Marriage  Acts  nicht  ausdrücklich  die  unter  Nichtbeachtung  ihrer  Vor- 
schriften geschlossene  Ehe  als  nichtig  bezeichnet,  sind,  nach  den  Ent- 
scheidungen, diese  Vorschriften  nur  instruktioneil,  und  ihre  Verletzung  be- 
giiindet  keine  Nichtigkeit.*)  Die  Formvorschriften,  deren  Verletzung  die 
Nichtigkeit  nach  sich  zieht,  finden  sich  oben  unter  S.  503  behandelt*) 

3.  Anfechtbare  Ehen.  Folgende  Thatbestände  begründen  die 
Anfechtbarkeit: 

a)  Impotenz,  sofern  sie  zur  Zeit  der  Eheschliessung  vorhanden  wai' 
und  dauernd  (permanent)  ist.^)  Unheilbare  Missbildung  der  Geschlecht«:- 
theile,  welche  nur  eine  unvollständige  fleischliche  Vereinigung  gestattet,  wird 
der  Impotenz  gleichgeachtet  ;^)  blosse  Unfähigkeit  zur  Konzeption  dagegen 
nicht.  —  Mangels  offenbarer  körperlicher  Unfähigkeit  haben  die  Gerichte 
dl  eijähriges  Beisammenleben  der  Gatten  verlangt,  um  festzustellen,  wem 
die  Schuld  beizumessen  ist*)  und  ob  nur  Scham  oder  körperliches  Un- 
vermögen vorliegt.')  Doch  wird  diese  Eegel  nicht  streng  befolgt,  sofern 
das  eheliche  Beisammenleben  thatsächlich  hinlänglich  lange  gedauert 
hat,  um  dem  Ehemanne  die  Möglichkeit  zu  geben,  die  der  Vollziehung 

^)  „A  Person  foand  to  be  insane  under  a  OommissioD  of  lunacy.'' 

«)  CattereU  v.  Sweetman  1.  Rob.  104  (1845). 

')  Es  ist  augenfaUig,  dass  die  von  der  Gesetzgebung  gewählten  Ausdrücke 
^knowingly  and  wilfiiUy''  (^wissentlich  und  vorsätzlich")  gelegentlich  Schwierigketten 
im  Gefolge  haben  können,  besonders  wenn  die  Aechtsvermuthnng,  welche  Kenntniss  des 
Gesetzes  bei  Jedermann  voraussetzt,  in  Betracht  gezogen  wird.  Nach  Ansicht  Mancher 
bedarf  z.  B.  eine  Kirche  nach  einem  Umbau  neuer  Weihe,  und  der  Mangel  einer  solchen 
wurde  als  die  Gültigkeit  des  Aufgebots  beeinträchtigend  vorgebracht.  Die  G^esetz- 
gebung  hat  solche  Ehen  zur  Beseitigung  aller  Zweifel  verschiedentlich  durch  Spezial- 
Akte  bestätigt. 

*)  Ghreentrees  v.  Cumyns  2  Fhill.  11. 

»)  D.  V,  A.  1.  Äob.  298. 

•)  Scott  V.  Jones  2  N.C.  38. 

^  S.  V.  A.,  8  P.D.  75. 
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^es  Beischlafs  etwa  nur  zeitweilig  entgegenstehendeu  Hindernisse,  falls 
er  nicht  impotent  wäre,  zu  überwinden.^)  Nach  der  Praxis  der  ekkle- 
siastischen  Gerichte  ist  es  gemeine  üebung  geworden,  auf  Antrag  des 
Klagenden  (petitioner)  eine  Aufforderung  (monition)  an  den  Beklagten 
(respondent)  zu  erlassen,  dass  er  sich  einer  ärztlichen  Untersuchung  zum 
Behufe  des  Nachweises  (oder  der  Widerlegung,  der  behaupteten  Impotenz 
unterwerfe.  Diese  üebung  besteht  noch;*)  doch  wurde  in  einzelnen  Fällen 
davon  abgesehen. 

Vorsätzliche  widerrechtliche  Verweigerung  ehelichen  Verkehrs  genügt 
an  sich  nicht,  um  die  Nichtigkeits-Erklärung  wegen  Impotenz  zu  recht- 
fertigen.^) 

Das  Gericht  gewährt  wegen  Impotenz  nur  dann  Abhülfe,  wenn 
der  Kläger  alsbald  darum  nachsucht  und  von  lauteren  Motiven  geleitet 
wird.*) 

b)  Gewalt,  Zwang,  Betrug.  Auch  körperliche  Gewalt  und  ge- 
wisse Drohungen  (siehe  oben  „Besondere  Willensmängel",  S.  495)  machen 
die  Ehe  anfechtbar.'^)  Freiwilliges  eheliches  Zusammenleben  in  Kenntniss 
des  Anfechtungsgrundes  gilt  als  Bestätigung  der  Ehe  und  beseitigt  den 
Anfechtungsgrund.  Ob  und  wann  eine  Ehe  wegen  Betrugs  anfechtbar 
ist,  bestimmt  sich  nach  dem  Grade  und  der  Art  desselben  (siehe  gleich- 
falls oben  S.  495).  Derjenigen  Partei,  welche  selbst  die  Gewalt,  den 
Zwang  oder  den  Betrug  ausgeübt  hat,  wird  die  Klage  versagt 

Wenn  die  Gatten  durch  Abkommen  Trennung  verabreden  (deed  of 
Reparation)  und  in  das  Vertragsinstrument  eine  Klausel  aufnehmen,  in 
welcher  sie  sich  verpflichten,  keinerlei  Ansprüche  (in  law  or  equity) 
gegeneinander  geltend  zu  machen,  so  gilt  dies  als  processhindemd  in 
einer  trotzdem  angestrengten  Anfechtungsklage.^ 

4.  Wirkungen  der  Ungültigkeitserklärung.  Die  Ungültigkeits- 
erklärung ist  —  wie  das  Ehescheidungsurtheil  —  zunächst  eine  vor- 
läufige („decree  nisi")  und  erlangt  erst  als  „decree  absolute"  Eechtskraft 
und  die  Wirkung,  dass  die  Parteien  ungefährdet  eine  neue  Ehe  eingehen 
können;  doch  hat  das  Urtheil  auch  die  Wirkung,  einer  inzwischen  (vor 
dem  Endurtheile)  geschlossenen  anderen  Ehe  Rechtsgültigkeit  zu  verleihen. 


1)  N.  V.  M.,  2  Rob.  625. 

«)  M.CA.  1857,  §  6. 

«)  S.  V.  A.  3  P.  &  D.  72. 

*)  M.  V.  C.  2  P.  &  D.  419.  —  In  einem  Falle,  in  welchem  die  Klägerin  drei 
Jahre  lang  von  der  Impotenz  ihres  Mannes  Kenntniss  hatte,  ehe  sie  sich  zur  Erläge- 
erhebung  entschloss,  ging  das  Gericht  davon  aas,  dass  ihr  Verhalten  Mangel  an 
Lauterkeit  (des  Motivs)  vermnthen  lasse  nnd  wies  die  Klage  ab.  In  einem  uideren 
FaUe,  in  dem  Beweis  dafür  erbracht  wurde,  dass  das  Verfahren  im  Gefolge  von  Miss- 
helligkeiten zwischen  den  Parteien  und  nicht  allein  wegen  des  Unvermögens  des  Beklagten 
anhangig  gemacht  worden  war,  wies  das  Gericht  die  Klage  ab,  obwohl  die  Antrag- 
stellerin virgo  intacta  und  der  Beklagte  unheilbar  impotent  war  (W.  v.  R.  1  P.  & 
D.  405).  —  Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  Zeitablaui^  wenngleich  er  für  sich  aUein  keine 
Einrede  bildet,  doch  von  erheblichem  Einfluss  auf  den  Ausgang  des  Processes  sein  kann. 

5)  Portsmouth  v.  Portsmouth  1.  Hagg.  860;  Hüll  v.  HuU  17  L.T.  285. 

•)  Aldridge  v.  Aldridge  (1888)  18  P.D.  210. 
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Nach  Bechtekraft  deB  eine  ESie  für  ungültig  erklftrenden  Urtheils 
kann  das  Gericht  nach  der  Matrimonial  Gauses  Act  1859  §  5')  in  Er- 
wägungen über  etwaige,  die  Parteien  berührende  Settlements  eintreten 
nnd  die  Verwendung  des  ganzen  oder  eines  Theiles  des  ihnen  dadnreh 
zugewandten  Vermögens  zn  Gnnsten  der  Kinder  anordnen;  §  3  der 
Matrimonial  Canaes  Act  1878")  dehnt  die  Befngniss  des  Gerichts  zoi* 
Abftndemng  ron  Settlements  auch  anf  Fälle  ans,  in  denen  Nachkommen- 
schaft nicht  vorhanden  ist. 

Witthnm  oder  sonstige  einer  Ehefran  zustehende  Vergünstigungen 
(„dower"  *)  oder  courtesy")  fallen  fort  und  der  Antheil  des  Ehemannes 
am  Grundbesitze  der  Frau  erreicht  sein  Ende.  Bechtshandlungen  jedoch, 
die  der  Ehemann  ror  der  Entscheidung  vorgenommen  hat,  wie  Einziehung 
von  Pachtgeldern  oder  Veräusserung  von  beweglicher  Habe,*)  behalten 
Eechtswirksamkeit,  doch  kann  die  Frau  Aufhebung  der  durch  den  Mann 
vorgenommenen  Verpachtungen  ihres  Grundbesitzes  erlangen.*)  Die  Frau 
hat  Anspruch  auf  Rückgabe  alles  von  ihr  eingebrachten  Vermögens, 
welches  sich  noch  unveräussert  vorfindet.  Die  Haftbarkeit  des  Mannes 
für  die  von  der  Frau  vor  dem  UrtheU  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
hört  auf,  weil  es  so  angesehen  werden  mnss,  als  ob  sie  stets  ledig  ge- 
wesen sei.  Eine  letztwfllige  Zuwendung  eines  Mannes  an  seine  „Ehe- 
frau^, welche  nach  Vollzug  des  Testaments  die  Nichtigkeitserklärung  der 
Ehe  erwirkte,  wurde  als  unwirksam  erachtet.^) 

Die  Kinder  aus  einer  für  nichtig  erklärten  Ehe  sind  illegitim; 
doch  hat  das  Gericht  die  Macht,  nicht  nur  vorübergehend  gültige, 
sondern  dauernde  Anordnungen  über  Obhut,  Unterhalt  und  Erziehung 
der  Kinder  aus  einer  von  ihm  für  nichtig  erklärten  Ehe  zu  treffen.  In 
einem  Falle  lehnte  das  Gericht  den  Erlass  des  Endurtheils  (decree  ab- 
solute) auf  Nichtigkeit  der  Ehe  ab,  so  lange  der  Vater  nicht  in  an- 
gemessener Weise  für  die  aus  der  nichtigen  Ehe  hervorgegangenen  Kinder 
Fürsoige  getroffen  habe.') 

5.  Klage  auf  Feststellung  der  Gültigkeit  einer  Ehe.  —  Die 
Legitimacy-Declaration  Act  1858^  giebt  jedem  als  Engländer  geborenen 
Staatsangehörigen  (natural-bom  Subject  of  the  Queen)^  das  Recht,  wenn 
er  die  Gültigkeit  seiner  Ehe  oder  der  Ehe  seiner  Eltern  oder  Grosseltem,  oder 


1)  28  &  24  Vic.  c.  144. 

*)  41  Vic.  c.  l». 

^  Co.  Lit.  8Sa. 

^)  Olandi  cMe  5  Co.  R«p.  116b. 

*)  Oreeneleys  cam  8  Co.  Eep.  71b,  78a. 

^  le  Boddington  1884  25  CIlDit.  685. 

^  90  &  21  Vio.  e.  85  §  85;  22  &  28  Vic.  c.  61  §  4;  41  Vic.  c.  12  §  8;  Laog- 
wor(iby  ▼.  Laagwoiihy  (1886)  11  F.D.  86  CA. 

•)  21  &  22  Vic.  c.  28;  ef.  22  &  28  Vic.  e.  61  §  7.  Ueber  die  Form  der  Klage 
■iehe  Dixon  on  Diroree  2.  Aufl.  8.  196,  122,  212,  214. 

")  Naek  dem  Wortlanto  des  Gbsetaes  ist  et  —  trois  der  mnf anenden  BeetimmuDgen 
der  NataraUzation  Act  1870  §  7  —  sweifeUiafi,  ob  da«  gleiche  Beeht  aueh  den 
Natoralisirten  ziuteht.    Dicey,  Confliet  of  Law*  1896  S.  280. 
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seine  Legitimität  festzustellen  wünscht,  das  zuständige  G-ericht  ttm  die 
Qültigkeitserklämng  der  in  Frage  kommenden  Ehe  anzugehen.  Das 
Verfahren  bew^  sieh  in  den  in  der  Matrimonial  Ganses  Act  1857  ^) 
Yorgezeiehneten  Formen.  Das  Gericht  stellt  dnrch  sein  Urtheil  die 
Gültigkeit  oder  Ungültigkdt  fest. 

F.  Ehescheidung  und  andere  Formen  der 

Trennung  der  Oatten. 

I.  Allgemeines.  Vor  dem  Ergehen  der  Matrimonial  Causes  Act 
von  1867  (20  &  21  Vic.  c.  85)  waren  die  ekklesiastischen  Gerichte 
befugt,  Trennung  von  Tisch  und  Bett  —  a  thoro  et  mensa  —  auszu- 
sprechen; die  Scheidung  vom  Bande  —  a  vinculo  matrimonii  —  war  nur 
durch  Parlaments -Akte  zu  erlangen.  Das  Gesetz  von  1857  mit  den 
später  dazu  erlassenen  Novellen  machte  nicht  nur  der  ekklesiastischen 
Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  ein  Ende,  sondern  brachte  in  das  materielle 
Ehescheidungsrecht  wesentlich  neue  Bestimmungen.  Eine  bestehende  Ehe 
kann  jetzt  entweder 

a)  durch  Spruch  des  Gerichts  geschieden  werden  („divorce"  im  eigent- 
lichen Sinne;  „dissolution  of  marriage"); 

b)  oder  es  kann  gerichtliche  Trennung,  anstatt  der  früheren  ekkle- 
siastischen Trennung  von  Tisch  und  Bett  verfügt  werden  („judicial 
Separation"); 

c)  oder  es  kann  nach  einem  neueren  Gesetze,  der  Summary  Juris- 
diction (Married  Women)  Act  1895  (58  &  59  Vic.  c.  93)  der  Polizei- 
richter Trennung  der  Gatten  verfügen; 

d)  daneben  giebt  es  schliesslich  eine  aussergerichtliche  Trennung 
auf  Grund  eines  Vertrags  („deed  of  Separation"). 

n.  Gerichtliche  Scheidung,  d.  i.  Auflösung  der  Ehe  findet  immer 
wegen  Ehebruchs  und  solcher  geschlechtlicher  Verirrungen,  welche  dem 
Ehebruche  gleich  stehen,  statt;  dabei  ist  aber  zu  unterscheiden: 

1.  wenn  der  Ehemann  klagt,  so  genügt  der  Nachweis  einfachen 
Ehebruchs  der  Frau; 

2.  wenn  dagegen  die  Ehefrau  klagt,  so  ist  der  Ehebruch  des  Mannes 
nur  unter  besondern  erschwerenden  Umständen  ein  hinreichender 
Scheidungsgrund,  nämlich: 

a)  Blutschänderischer  Ehebruch,  d.  i.  Ehebruch  des  Mannes 
mit  einer  Frau,  mit  der  er  wegen  Verwandtschaft  eine  Ehe  nicht  ein- 
gehen könnte. 

b)  Bigamie  gepaart  mit  Ehebruch,  sofern  nämlich  die  Bigamie 
und  der  Ehebruch  mit  derselben  Frau  begangen  wurden;^ 

c)  Nothzucht; 


^)  21  &  22  Vic.  c.  98  §  4.  —  §  174  der  Prozessordnung  (niles). 
*)  Hörne  v.  Home  2  St.F.  48. 
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d)  Sodomie  oder  Bestialität; 

e)  Ehebruch  gepaart  mit  grausamer  Behandlung  (cruelty) 
von  der  Art,  dass  diese  ftii-  sich  allein  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
rechtfertigen  würde,  oder  Ehebruch  gepaart  mit  ungerechtfertigter 
(d.  h.  böslicher)  Verlassung  von  mindestens  zweijähriger  Dauer. 

Das  Gericht  hat  sich  von  Amtswegen  zu  überzeugen,  dass  der  be- 
hauptete Ehescheidungsgrund  wirklich  erwiesen  ist  und  dass  keine  der 
sogen,  absoluten  Einreden,  nämlich  weder  Konnivenz,  noch  Verzeihung, 
noch  Kollusion  zutrifft,  selbst  wenn  der  Scheidungsgrund  nicht  bestritten 
und  keine  der  erwähnten  Einreden  erhoben  worden  ist.  Andere,  die 
sogen,  diskretionären  Einreden  wiederum  sind  nur  zu  berücksichtigen, 
wenn  der  Beklagte  sie  geltend  macht.  Die  einzelnen  Einreden  gegen 
die  Scheidungsklage  sind  folgende: 

Konnivenz  kann  aktiv  oder  passiv  sein;  es  genügt,  um  die  Klage 
hinfällig  zu  machen,  der  Nachweis,  dass  bei  dem  Kläger  die  Absicht 
vorlag,  der  Schuld  des  anderen  Theils  Vorschub  zu  leisten.  Selbst  eine 
weitgehende  Sorglosigkeit  des  Mannes  bezüglich  der  Führung  der  Frau 
und  eine  Ermuthigung  zu  Bekanntschaften  und  Intimität,  die  mit  Wahr- 
scheinlichkeit zu  ehebrecherischem  Verkehr  führen  mussten,  sind  als  hin- 
reichend erachtet  worden. 

Verzeihung  beseitigt  den  Ehescheidungsgrund,  sofern  sie  in  voller 
Kenntniss  aller  Umstände  eines  Verstosses  gegen  die  ehelichen  Pflichten 
gewährt  wurde.  ^) 

Kollusion  ist  nach  der  Auffassimg  des  Statuts  sträfliches  Ein- 
verständniss  über  die  Anstrengung  und  Verfolgung  der  Scheidungsklage. 
So  ist  z.  B.  entschieden  worden,  dass  der  Umstand,  dass  der  Ehemann  nach 
Anstrengung  der  Klage  häufige  Zusammenkünfte  mit  der  Frau  hatte, 
ihr  Geld  gab  und  sie  drängte,  sich  der  Klage  nicht  zu  widersetzen, 
Kollusion  darstelle.^)  Auch  eine  Vereinbarung  dei'  Parteien,  erhebliches 
Beweismaterial  zu  unterdrücken  und  der  Kenntniss  des  Gerichts  vor- 
zuenthalten, gilt  als  Kollusion. 

Ehebruch  des  Klägers  berechtigt  die  beklagte  Partei,  der  Klage 
zu  widersprechen.*) 

Ungerechtfertigter  Verzug  bei  Erhebung  der  Klage  begründet 
einen  Einwand  gegen  dieselbe.*)  Eine  bestimmte  Frist  ist  nicht  vorgesehen. 
In  einem  Falle  wurde  ausgesprochen,  dass  ungerechtfertigter  Verzug  dann 
vorliege,  wenn  aus  der  Verzögerung  der  Klage  ersichtlich  sei,  dass  der 
Verlust  seiner  Frau  den  Kläger  nicht  erheblich  berühre.*)  In  einem  Falle, 
in  welchem  der  Kläger,  trotzdem  ihm  die  Umstände  genau  bekannt  waren, 

1)  Peacock  v.  Peacock,  1  S.  &  T.  188  27  L.J.P.  71. 

«)  Barnes  v.  Barnes,  1  LJl.  P.  &  D.  Ö05. 

^  Ganz  neuerdings,  in  Sachen  Constantinidi  v.  Constantinidi,  hielt  sich  Sir  Francis 
Jeune  (Präsident  des  Ehescheidungsgerichts)  für  berechtigt,  die  Einrede  des  Ehebruchs 
des  Klägers  unberücksichtigt  zu  lassen,  weil  der  Ehebruch  auf  das  Verhalten  der  Be- 
klagten zurückzuführen  war. 

*)  29  L.J.P.  44. 

»)  PeUew  T.  PeUew,  L.R.  P.  &  D.  53. 
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zwei  Jahre  mit  seiner  Klage  gezögert  hatte,  wurde  verlangt,  dass  er  diesen 
Verzug  ausreichend  begründe,  wenn  die  Klage  nicht  abgewiesen  werden 
solle.  ^)  Mangel  an  Mitteln  ist  vom  Gericht  in  gewissem  Umfange  als 
ausreichende  Erklärung  des  Verzuges  angesehen  worden.*) 

Grausame  Behandlung  des  Beklagten  durch  den  Kläger  begründet 
gleichfalls  einen  Einwand  gegen  dessen  Klage.  Dies  beschränkt  sich 
nicht  auf  physische  Unbill,  die  geeignet  ist,  gesundheitsgefährlich  zu 
wirken,  sondern  umfasst  auch  psychische  Unbill  (moral  cruelty)  mit 
ähnlichen  Folgen.  •)  Hierher  ist  auch  die  wissentliche  Uebertragung 
venerischer  Infektion  zu  rechnen.*) 

Bösliche  Verlassung.  Wenn  die  Klage  auf  Ehebruch  gegründet 
ist,  so  kann  der  beklagte  Gatte  einwenden,  dass  der  Kläger  ihn  vor 
Begehung  des  Ehebruchs  böslich  verlassen  habe.  Für  diesen  Einwand 
gilt  nicht  (wie  für  den  entsprechenden  Klagegrund,  oben  unter  e)  die 
Vorschrift,  dass  die  Verlassung  über  zwei  Jahre  oder  überhaupt  irgend 
eine  bestimmte  Frist  gedauert  haben  müsse.  ^) 

Vorsätzliche  Vernachlässigung  und  Missverhalten  des  Klägers 
begründen  gleichfalls  einen  Einwand  gegen  die  auf  Ehebruch  gegründete 
Klage,  sofern  die  Vernachlässigung  oder  das  MLssverhalten  einen  vorsätz- 
lichen Bruch  der  ehelichen  Pflichten  darstellen  und  die  Untreue  des 
beklagten  Gatten  direkt  herbeigeführt  haben.  In  einem  Falle,  in  welchem 
der  Mann  sich  kurz  nach  der  Verehelichung  eine  Verurtheilung  w^en 
eines  Verbrechens  zuzog  und  deportirt  wurde  und  die  Frau  ihm  in  Folge 
und  während  der  Verbüssung  seiner  Strafe  untreu  wurde,  erkannte  das 
Gericht,  dass  „Verbrechen"  nicht  ohne  Weiteres  ein  vorsätzliches  Miss- 
verhalten im  Sinne  des  Gesetzes  darstelle.*) 

Ungültigkeit  der  Ehe.  Wird  die  Ehe  für  ungültig  befunden,  so 
kann  das  Urtheil  nicht  auf  Scheidung  lauten. 

Zu  bemerken  ist  noch:  Wenn  dem  auf  Scheidung  klagenden  Theile 
der  Nachweis  seiner  Behauptungen  nicht  hinlänglich  gelingt,  um  die 
Scheidung  zu  rechtfertigen,  so  steht  es  im  Ermessen  des  Gerichts,  auf 
blosse  Trennung  zu  erkennen,  wenn  hierzu  das  vorgebrachte  Material 
ausreicht;  so  z.  B.  wenn  die  Frau  grausame  Behandlung  gepaart  mit 
Ehebruch  behauptet,  und  nur  der  Nachweis  des  letzteren  erbracht  wird.'') 
(Siehe  nachstehend  unter  III.) 

in.  Gerichtliche  Trennung  der  Gatten  (ohne  Lösung  der  Ehe) 
findet  aus  folgenden  Gründen  statt: 

a)  wegen  Ehebruchs,^ 

»)  Nicholson  v.  Nicholson,  68  L.T.  28. 
«)  Short  V.  Short,  3  L.R.  P.  &  D.  198. 
»)  Kelly  ▼.  KeUy,  L.R.  2  P.  &  D.  59. 
«)  Brown  v.  Brown,  L.R,  1  P.  &  D.  46. 
»)  J.  V.  J.,  8  S.  &  T.  498. 
*)  Gunnington  t.  Gunnington,  28  L.J.P.  101. 
^  Lodge  y.  Lodge  (1890),  L.R.  1  P.  &  M.  641. 

^  Der  Mann  hat  somit  im  Falle  des  Ehebnichs  der  Frau  die  Wahl,  auf  Scheidung 
oder  blosse  Trennung  zu  klagen. 
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b)  wegen  gransamer  Behandlung  (cmelty), 

c)  wegen  ungerechtfertigter  (d.  i.  böslicher)  Verlassung  von 
mindestens  zweijähriger  Dauer/) 

d)  wegen  versuchter  Sodomie.^) 

Die  Einreden  gegen  die  Klage  auf  Trennung  sind  mit  unwesent- 
liehen  Ausnahmen  die  gleichen,  wie  gegenüber  der  Scheidungsklage. 
Verzug  gilt  hier  an  und  für  sich  nicht  als  Einrede,  kann  aber  für  das 
Gericht  z.  B.  gegenüber  einer  Klage  wegen  gransamer  Behandlung  als 
ein  Beweismoment  dafür  in  Betracht  kommen,  dass  keine  ernstliche  Be- 
fürchtung fernerer  Gewaltthätigkeiten  bestand,^)  oder  dafür,  dass  bei 
Anstrengung  der  Klage  Nebenmotive  mitsprachen/)  —  Gransame  Be- 
handlung seitens  des  Klägers  soll  als  Einrede  gegen  eine  auf  Ehebmch 
gestützte  Klage  auf  gerichtliche  Trennung  nicht  zu  verwenden  sein, 
wohl  aber  gegen  eine  solche,  die  auf  bösliche  Verlassung  gegründet  ist 
—  Zweifelhaft  ist  nach  den  Entscheidungen,  ob  ein  Ehemann  wegen 
Ehebruchs  der  Frau  gerichtliche  Trennung  von  ihr  erlangen  kann,  wenn 
er  sich  grausamer  Behandlung  und  böslicher  Verlassung  schuldig  ge- 
macht hat.  —  Wenn  es  dem  Gericht  nach  den  begleitenden  Umständen 
glaubhaft  erscheint,  dass  die  Klage  nicht  zum  Zwecke  des  Schatzes 
der  Klägerin,  sondern  aus  Nebenabsichten  ange8ti*engt  ist,  ist  der  Klage 
die  Abweisung  gewiss.^)  —  Beim  Vorliegen  eines  „deed  of  Separation"^ 
(siehe  unten  zu  V)  wijrd  die  Klage  anf  gerichtliche  Trennung  wegen 
böslicher  Verlassung  abgewiesen,  denn  wo  Einverständniss  herrscht,  kann 
von  böslicher  Verlassung  nicht  die  Rede  sein.  —  Kollusion  wird  kaum 
jemals  vorkommen,  da  bei  gerichtlicher  Trennung  Wiederverheirathnng 
ausgeschlossen  ist. 

Erwirkt  ein  Ehegatte  in  Abwesenheit  des  anderen  Gatten 
gegen  ihn  ein  Trennungsurtheil  (wie  es  häufig  bei  böslicher  Verlassang 
der  Fall  ist),  so  kann  der  Beklagte,  wenn  er  nachweist,  dass  es  an  an- 
gemessener Begründung  mangelte,  die  Aufhebung  des  Trennungsurtheils 
beantragen. 

rV.  Trennung  durch  Polizeirichter.  —  Die  Summary  Jurisdiction 
(Married  Women)  Act  1895  verleiht  einer  Ehefrau  das  Recht,  vor  zwei 
Friedensrichtern  (magistrates)  in  „Petty  Sessions^  oder  vor  einem  Polizei- 
richter (stipendiary  magistrate)  die  Verfügung  der  Trennung  von  ihrem 
Manne  nachzusuchen  beim  Vorliegen  folgender  Thatbestände: 


^)  Matrimonial  GauBOB  Act  1857  §  16.  —  Kommt  der  Beklagte  dem  Rückkehr- 
befehle  („Decree  for  restitution  of  coi\jugal  rights")  nicht  nach,  so  wird  er  der  bÖBlichen 
VerlasBung  schuldig  erachtet,  selbst  wenn  nicht  zwei  Jahre  seit  EirlasB  des  Befehls 
verstrichen  sind. 

')  Die  ekklesiastischen  Gerichte  hatten  entschieden,  dass  versuchte  Sodomie  zwar 
nicht  genüge,  um  Scheidung  zu  begründen,  wohl  aber  Trennung  a  menaa  et  thoro 
rechtfertige;  folgerichtig  steht  jetzt  dem  Divorce  Court  dieselbe  Befngniss  zu,  die 
gerichtliche  Trennung  auszusprechen  (Matrimonial  Gauses  Act  1857  §6). 

')  SmaUwood  v.  SmaUwood,  2  S.  &  T.  397. 

«)  Gooke  V.  Gooke,  3  S.  &  T.  136. 

»)  Matthews  v.  Matthews,  1  S.  &  T.  499. 
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a)  wenn  der  Mann  wegen  einer  an  ihr  verübten  schweren  E(h^er- 
Verletzung  verurtheilt  worden  ist; 

b)  wenn  er  auf  Grund  einer  Anklage  wegen  einfacher,  an  ihr  ver- 
übter Körperverletzung  zu  einer  Geldstrafe  von  mindestens  £  5,  oder 
zu  Gefängniss  nicht  unter  zwei  Monaten  verurtheilt  worden  ist, 

c)  wenn  er  sie  böslich  verlassen, 

d)  wenn  er  sich  fortgesetzter  grausamer  Behandlung  gegen  sie 
schuldig  gemacht  oder  vorsätzlich  den  schuldigen  angemessenen  Unter- 
halt für  sie  und  ihre  minderjährigen  Kinder  nicht  gewährt  und  durch 
die  Misshandlungen  bezw.  durch  die  Vernachlässigung  der  Unterhalts- 
pflicht sie  veranlasst  hat,  ihn  zu  verlassen  und  von  ihm  getrennt  zu 
leben. 

Das  mit  summarischer  Gerichtsbai'keit  ausgestattete  PoUzeigericht 
kann  bei  solchen  Anträgen  die  AntragsteUerin  von  der  Pflicht  des  ehe- 
lichen Zusammenlebens  befreien;  es  kann  ihr  die  Obhut  vcm  Kindern 
unter  16  Jahren  zusprechen  und  dem  Manne  die  Leistung  von  Alimenten 
von  nicht  übei*  £  2  wöchentlich  auferlegen.  Einer  des  Ehebruchs 
schuldigen  Frau  wird  dieser  Schutz  nicht  gewährt,  es  sei  denn,  dass 
der  Mann  ihr  ehebrecherisches  Treiben  geduldet  oder  vorsätzlich  durch 
Vernachlässigung  und  sein  sonstiges  Verhalten  herbeigeführt  hat  Wü^d 
nachgewiesen,  dass  die  Frau  seit  Erlass  des  Trennungsbefehls  freiwillig 
das  eheliche  Zusammenleben  wieder  aufgenommen  oder  Ehebruch  ge- 
trieben hat,  so  hat  das  Polizeigericht  (Court  of  summary  Jurisdiction) 
auf  Antrag  den  Befehl  aufzuheben.  Gegen  die  Entscheidung  dieses 
Gerichts  findet  Berufung  an  das  Ehescheidungs  -  Tribunal  (Divorce 
Court)  statt. 

Der  Wirkungskreis  des  hier  erwähnten  Gesetzes  von  1895  hat  in 
jüngster  Zeit  weitere  Ausdehnung  erfahren.  Die  am  1.  Januar  1903 
in  Kraft  getretene  Licensing  Act  1902  ^)  verleiht  nämlich  im  §  5  der 
Frau  eines  Gewohnheitstrinkers^  das  Becht,  den  Erlass  der  polizei- 
richterlichen Verfügung,  wie  in  der  Summary  Jurisdiction  Act  1895  vor- 
gesehen, zu  beantragen;  und  andererseits  kann  auch  bei  gewohnheits- 
mässiger  TVunksucht  der  Frau  das  Polizeigericht  durch  Verfügung  auf 
Antrag  des  Mannes  die  folgenden  Massnahmen  (wahlweise  oder  gleich- 
zeitig) treffen: 

a)  den  Mann  der  Verpflichtung  zur  Fortsetzung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft entheben  \  so  zwar,  daß  die  Verfügung,  so  lange  sie  in  Kraft 
bleibt,  in  jeder  Hinsicht  die  Wirkung  einer  gerichtlichen  Trennung  wegen 
grausamer  Behandlung  [cruelty]  haben  soll; 

b)  die  Obhut  über  etwa  vorhandene  Kinder  regeln; 


1)  2  Bdw.  Vn  c.  28. 

*)  Im  Sinne  der  Habitual  Dronkard's  Act  1879. 

*)  Alternativ  kann  das  Gericht  mit  EiDwilligsng  der  Fran  ihre  YerbnAgong  in 
ein  konsessionirtes  Tiinkeranyl  anordnen. 
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c)  dem  Antragsteller  Zahlung  einer  im  Ermessen  des  Gerichts 
stehenden  Summe  von  nicht  über  £  2  wöchentlich  für  die  Frau  auf« 
erlegen. 

Im  Uebrigen  finden  auf  diese  Fälle  die  Bestimmungen  der  Summaiy 
Jurisdiction  (Married  Women)  Act  1895  entsprechende  Anwendung. 

V.  Ausserger ichtl ich e  Trennung  (deed  of  Separation).  —  Die 
Gatten  können  übereinkommen,  getrennt  zu  leben,  und  können  auch  dem 
Rechte  auf  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens  entsagen.  Solche 
Abmachungen  werden  gewöhnlich  durch  ein  „deed"  (schriftliche,  be- 
siegelte Urkunde)  getroffen,  um  die  sofortige  Trennung  zu  vereinbaren; 
Vereinbarungen  über  die  Trennung  in  einem  künftigen  Zeitpunkte 
gelten  als  mit  den  guten  Sitten  nicht  vereinbar  und  daher  rechtlich 
unwirksam. 

Wenn  nach  Vollzug  der  Urkunde  die  Parteien  die  eheliche  Ge- 
meinschaft wieder  aufnehmen,  so  ist  das  Abkommen  als  „deed  of 
Separation"  nichtig. 

Die  Infants  Custody  Act  1873  lässt  die  Aufnahme  einer  Klausel 
in  solche  Veilräge  zu,  durch  die  der  Ehemann  der  Frau  die  Obhut 
über  die  minderjährigen  Kinder  zuerkennt. 

Nach  Vollzug  des  „deed"  begangener  Ehebruch  lässt  die  Wirkung 
des  deed  unberührt,  es  sei  denn,  dass  der  Vertrag  für  einen  solchen 
Fall  die  Nichtigkeit  der  vertraglichen  Bestimmungen  vorsieht.  Der  un- 
schuldige Theil  kann  jedoch  gerichtliche  Trennung  oder  Auflösung  der 
Ehe  verlangen  und  das  Gericht  kann  kraft  seiner  Befugniss,  vor-  und 
nacheheliche  Settlements  bei  Nichtigkeit  oder  Auflösung  der  Ehe  zu 
ändern,  die  vermögensrechtlichen  Verhältnisse  umgestalten.*) 

VI.  Schuldfrage  und  Schadensersatz  bei  Scheidungs-  und 
Trennungsklagen.  —  Das  Gericht  erkennt  in  seinem  Urtheil  über 
die  Schuld  der  Parteien.  Wird  der  Klage  mit  Erfolg  der  Einwand 
des  Ehebruchs,  grausamer  Behandlung  oder  böslicher  Verlassung  ent- 
gegengesetzt, so  kann  auf  diesbezüglichen  Antrag  der  beklagten  Partei 
über  die  Schuldfrage  so  entschieden  werden,  als  wenn  die  beklagte 
Partei  selbst  Klage  erhoben  hätte  (29  Vic.  c.  32  §  2). 

Das  Gericht  erkennt  auch  femer  über  die  Schuld  des  Mitbe- 
schuldigten, wo  ein  solcher  mitbeklagt  ist.  Wenn  der  Ehemann  seine 
Klage  auf  Scheidung  richtet,  muss*)  er,  gleichviel  ob  er  Schadensersatz  ver- 
langt oder  nicht,  die  Klage  zugleich  gegen  den  vermeintlichen  Ehebrecher 
richten,  ausser  wenn  das  Gericht  ihn  davon  aus  besonderen  Gründen 
befreit;  klagt  er  auf  gerichtliche  Trennung,  so  bleibt  es  ihm  über- 
lassen,*) ob  er  ein  Gleiches  thun  will.  Auch  wenn  der  Ehemann,  als 
Beklagter,  der  klagenden  Frau  gegenüber  Ehebruch  einwendet,  kann 
der  Mitschuldige  der  Frau  als  Partei  zum  Prozesse  mit  hinzugezogen 


1)  22  &  23  Vic.  c.  61  §  5;  41  Vic.  c.  19  §  3. 
«)  20  &  21  Vic.  c.  85  §  28,  §§  4—7. 
^  20  &  21  Yic.  c.  85  §  33. 
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werden.^)  Der  wegen  Ehebrachs  Mitbeklagte  kann  der  Anschuldigung 
jedes  Yertheidignngsmittel  entgegensetzen,  welches  der  beklagten  Fran 
gegen  ihren  Mann  znr  Verfügung  stehen  würde,  mit  Ausnahme  der  Ein- 
rede der  Verzeihung.  Kann  der  Mitbeklagte  Konnivenz,  sei  es  auch 
hinsichtlich  eines  anderen  Mannes,  nachweisen,  so  erfolgt  Abweisung.  — 
Eh^ebt  sich  im  Scheidungsprozesse  bei  Schluss  der  Beweisaufnahme, 
dass  gegen  die  der  Mitschuld  am  Ehebruche  bezichtigte  und  deshalb  zum 
Processe  mit  zugezogene  dritte  Person  nicht  genügender  Beweis  vor- 
liegt, 80  scheidet  das  Gericht  den  Mitbeschuldigten  aus  dem  Prozess 
aus.    (Matrimonial  Causes  Act  1858  §  11.)*) 

Gegen  den  bezw.  von  dem  Ehebrecher  kann  der  Mann  im  Scheidungs- 
wie  im  Trennungsprozesse  Schadensersatz  beanspruchen^)  und  zwar  selbst 
in  gewissen  Fällen,  in  denen  die  Klage  gegen  die  Frau  abgewiesen  wird, 
wie  bei  Verzeihung*)  oder  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Ehebrecher 
an  der  Frau  Nothzucht  verübt  hat.*)  Die  Festsetzung  des  Schadens- 
ersatzes ist  Sache  der  Geschworenen.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  es 
sich  nicht  um  Strafe  oder  Busse,  sondern  um  eigentlichen  Schadens- 
ersatz handelt.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Mann  glücklich  mit 
seiner  Frau  lebte,  dass  sie  den  Kindern  eine  sorgsame  Mutter  war,  ihm 
in  seinem  Geschäfte  beistand  u.  s.  w.,  so  sind  das  Umstände,  welchen  die 
Geschworenen  bei  ihrer  Erwägung  Beachtung  schenken  müssen;  aber 
immer  steht  in  Frage,  ob  der  Schaden  dem  Kläger  durch  die  That 
des  Ehebrechers  zugefügt  wurde.®)  Demgegenüber  sprechen  zuweilen 
auch  andere  Gesichtspunkte  bei  den  Geschworenen  mit.  Als  Milderungs- 
und Minderungsgrund  kommt  bei  der  Festsetzung  des  Schadensersatzes 
in  Betracht,  wenn  z.  B.  Mann  und  Frau  zur  Zeit  des  Ehebruchs  ge- 
trennt lebten,  oder  der  Mitschuldige  nicht  wusste,  dass  er  mit  einer 
verheiratheten  Frau  zu  thun  hatte.  Der  Nachweis,  dass  die  Frau  offen 
der  Prostitution  lebte,  wurde  als  stichhaltig  zur  Abwendung  jedes  An- 
spruchs auf  Schadensersatz  gegen  den  Ehebrecher  erachtet.  Die  als 
Schadensersatz  zuerkannte  Summe  wird  nicht  eo  ipso  Eigenthum  des 
Mannes,  sondern  das  Gericht  verfügt  über  die  Verwendung  desselben') 
(siehe  nachstehend  VIIc). 


1)  Curüng  V.  Curling  14  P.  &  D.  13. 

")  21  &  22  Yic.  c.  108.  —  In  gewissen  Fällen  zeitigt  die  strenge  Beobachtung 
der  Beweisregeln  sonderbare  Ergebnisse.  So  ist  z.  B.  das  von  der  Frau  einer  Freundin 
mündlich  oder  ihrem  Tagebuche  anvertraute  Qeständniss  ihres  Vergehens  zwar  gegen 
sie  selbst,  nicht  aber  gegen  den  Mitbeschuldigten  als  Beweis  zulässig.  Wenn  es  nun 
gegen  den  Letzteren  an  weiteren  Beweisen  gebricht,  wird  er  aus  dem  Prozess  ausge- 
schieden, die  Frau  aber  wird  durch  ihr  eigenes  Geständniss  des  Ehebruchs  mit  dem- 
selben Mitbeschuldigten  überführt,  und  es  ergeht  ein  sie  für  schuldig  erklärendes 
Scheidungsurtheil. 

»)  20  &  21  Vic.  c.  85  §  88. 

*)  Powers  V.  Powers  1884.     10  P.  &  D.  178. 

»)  Long  V.  Long  1890.     15  P.  &  D.  218. 

•)  Keyze  v.  Keyze  11  P.  D.  100. 

^  Matrimonial  Causes  Act  1857  §  38. 
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Vn.  Wirkangen  der  Scheidang. 

a)  Sobald  das  Scheidnngsurtheil  die  Rechtskraft  beschritten  hat,  ist 
jedem  Gatten,  wie  bei  der  Auflösung  der  Ehe  dnrch  den  Tod,  die  Wieder- 
verheirathung  gestattet  nnd  zwar  ohne  besondere  Beschränknngen, 
also  anch  mit  der  Person,  deren  Mitschnld  in  dem  Scheidungs- 
prozesse erwiesen  worden  ist.  Doch  sind  die  Geistlichen  der  Staats- 
kirche nicht  gehalten,  die  Ehe  einer  wegen  ihres  Ehebruchs  geschiedenen 
Person  einzusegnen.  Den  Familiennamen  des  Mannes  behftlt  die  ge- 
schiedene Frau,  gleichviel  ob  sie  Klägerin  oder  Beklagte  war,  so  lange 
bis  sie  einen  anderen  Namen  annimmt.^) 

b)  In  vermögensrechtlicher  Beziehung  treten  mit  der  Rechts- 
kraft des  ürtheils  folgende  Wirkungen  ein:  Die  gesetzlichen  Rechte  des 
Mannes  an  dem  Vermögen  seiner  Frau  enden;  wenn  daher  der  Ehefrau 
ein  von  den  Eheverträgen  betroffenes  Vermögensstück  erst  nach  der 
Rechtskraft  der  Scheidung  zufällt  (falls  into  possession),  so  gehört  es 
ihr  unbertthrt  von  den  eherechtlichen  Beziehungen.*)  Die  Frau  anderer- 
seits verwirkt  ihr  Recht  auf  Witthum  oder  Leibgedinge  (dower),  selbst 
wenn  die  Scheidung  auf  ihre  Klage  wegen  grausamer  Behandlung  und 
Ehebruch  des  Mannes  ausgesprochen  ist.*)  —  Eheverträge  (marriage 
Settlements)  werden,  abgesehen  von  dem  Ermessen  des  Gerichts,  Um- 
gestaltungen vorzunehmen,  durch  die  Auflösung  der  Ehe  an  und  ffir  sich 
nicht  berührt,  und  selbst  der  schuldige  Theil  verwiritt  seine  daraus  ent- 
springenden Rechte  nicht;*)  sogar  ein  Uebereinkommen  über  die  Zu- 
wendung des  erst  während  der  Ehe  von  den  Parteien  erworbenen  Ver- 
mögens bleibt  in  Kraft.*)  —  Mit  der  Auflösung  der  Ehe  enden  selbst- 
verständlich alle  Verpflichtungen  des  Ehemannes  als  solchen.  Er 
haftet  nicht  mehr  aus  den  vorehelichen  Verträgen  oder  Delikten  der 
Frau,  und  sie  hat  auch  nicht  mehr  vermuthete  Vollmacht,  ihn  dnrch 
Rechtsgeschäfte  in  Haushaltungssachen  und  bezüglich  ihres  eigenen 
nothwendigen  Bedarfs  zu  verpflichten.  — Wenn  dem  Manne  Schadens- 
ersatz (damages)  gegen  den  Mitschuldigen  zugesprochen  wird,  kann 
das  Gericht  die  Sicherstellung  eines  TheUes  oder  des  Gesammtbetrags 
für  die  Kinder  aus  der  Ehe  oder  zum  Unterhalt  der  Frau  anordnen.^ 
—  Bezüglich  testamentarischer  Bestimmungen  zu  Gunsten  einer 
der  Parteien  wurde  in  einem  Falle,  in  welchem  ein  Testator  den  Niess- 
brauch  eines  Kapitals  zunächst  seinem  Sohne,  und  ffir  den  Fall  seines 
Todes  der  Frau  seines  Sohnes  auf  Lebenszeit  zugewendet  hatte^  ent- 
schieden, dass  die  geschied^e  Frau  des  Sohnes,  welcher  gestorben  war, 


0  Fendal  v.  Goldmnid  1877  3  F.  &  D.  963;  Eurl  Gowley  y.  Cowl«y  L.T.  70 
P.  &  D.  83. 

«)  WiUdnson  t.  Jackson  L.E.  4  Eq.  163. 

^  Trampton  t.  Gibson  L.£L  4  Sq.  162. 

«)  EyanB  t.  GamDgton  2  D.F.  &  T.  481  App. 

«)  fiamilioD  y.  HamUton  1892  1  Gh.  896,  408,  404. 

•)  Matrimonial  GaaseB  Act  1867  §  33. 
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ohne  sich  wieder  zu  yerheirathen,  aof  den  Genuss  der  Zuwendung  kein 
Anrecht  habe.^) 

c)  Bezüglich  der  Kinder^)  erlässt  das  Gericht,  unter  Berück- 
sichtigung aller  in  Betracht  kommenden  Umstände,  die  angemessenen 
Verfügungen  über  Obhut,  Unterhalt  und  Erziehung;  die  Kinder  können 
eventuell  der  Vormundschaft  des  Chancery  Gerichts  unterstellt  werden 
(wards  in  Chancery).  Erachtet  das  Gericht  weder  den  Vater  noch  die 
Mutter  für  geeignet  zur  Führung  der  Aufsicht,  so  vertraut  es  sie  der 
Obhut  Dritter  an.  In  einem  FaUe  von  Ehescheidung  wegen  Ehebruchs 
der  Frau  wurde  dieser  sogar  der  Zutritt  zu  den  Kindern  untersagt 

VIII.  Wirkungen  der  gerichtlichen  Trennung.  —  Die  blosse 
Trennung  der  Gatten,  im  Gegensatze  zur  Scheidung  der  Ehe,  verleiht 
kein  Recht  zur  Wiederverheirathung.  —  Von  der  Verkündigung  des 
Trennungsurtheils  an  und  während  der  Dauer  der  Trennung  wird  die 
Frau  hinsichtlich  jedes  Vermögensstückes,  welches  sie  erwirbt,  oder 
welches  ihr  anfällt,  als  ledige  Person  betrachtet.  Sie  kann  darüber 
testamentarisch  frei  verfügen,  und  wenn  sie  ohne  letztwillige  Verfügung 
verstirbt,  greift  die  gesetzliche  Erbfolge  ohne  Berücksichtigung  des 
Mannes  Platz.  —  Auch  die  Haftung  des  Mannes  für  Rechtsgeschäfte 
oder  Delikte  der  Frau  entfällt  vom  Tage  der  Verkündung  des  Trennungs- 
urtheils an.  Wenn  dem  Manne  nicht  die  Pflicht  zur  Unterhaltsgewähmng 
auferlegt  ist  oder  wenn  er  die  ihm  auferlegte  Unterhaltspflicht  erfüllt,  so 
haftet  er  auch  nicht  einmal  für  die  der  Frau  zu  ihrem  Gebrauche  ge- 
lieferten Gegenstände  ihres  nothwendigen  Bedarfs.  —  Von  der  Verwendung 
eines  gegen  einen  Mitschuldigen  erkannten  Schadensersatzes  und  der 
Obhut  der  Kinder  gilt  das  Gleiche  wie  bei  der  Scheidung. 

Im  FaUe  der  Wiederherstellung  des  ehelichen  Zusammen- 
lebens bleibt  das  Vermögen  der  Frau  Sondergut  (separate  property), 
es  sei  denn,  dass  die  Gatten  vertraglich  Abweichendes  vereinbaren.*) 

§7. 

Q.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit.  Die  Matrimonial  Causes  Act  1867 
schuf  einen  neuen  Gerichtshof,  welchem  die  Funktionen  der  bisherigen 
ekklesiastischen  Gerichte  zugetheilt  wurden:  „The  Court  for  Divorce  and 
Matrimonial  Causes"  (Tribunal  für  Ehesachen).  An  dessen  Stelle  setzten 
die  Judicature  Acts  1873 — 1876  die  „Probate-,  Divorce-  and  Admiralty- 
Division  of  the  High  Court  of  Justice"  (Abtheilung  für  Erbschafts-, 
Ehe-    und    Seerechtssachen),    welche   in    Eheangelegenheiten    kurz    als 


*)  In  Sachen  Morrison  1888  1  Ch.  396. 

«)  22  &  23  Vic.  c.  61  §  4. 

')  Unabhängig  von  der  Matrimonial  Causes  Act  1867  würde  getrennter  Erwerb 
der  Frau  und  Vermögen,  welches  ihr  nach  1882  zufällt,  kraft  der  Married  Women 
Property  Act  1882  (siehe  oben)  ihr  Sondergut  sein. 
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„Divorce  Court**  bezeichnet  wird.  Dieser  Qerichtshof,  dessen  Sitz  in 
London  ist,  ist  mit  zwei  Richtern  besetzt,  deren  Senior  Präsident  heisst; 
beide  artheilen  als  Einzelrichter.  ^)  Ihre  Zuständigkeit  erstreckt  sich 
in  sachlicher  Beziehung  auf  folgende  Gegenstände:  Wiederherstellung 
der  ehelichen  Gemeinschaft,  Nichtigerklärung,  Scheidung,  gerichtliche 
Trennung  sowie  Feststellung  der  Gültigkeit  (Legitimitätserklärung)  einer 
Ehe  und  auf  mit  diesen  Streitsachen  zusammenhängende  oder  auf  ihnen 
beruhende  Materien,^  wie  z.  B.  Wiederaufhebung  eines  TrennungsbefehL$, 
Schadensersatz  gegen  den  Ehebrecher,^  Obhut  und  Fürsorge  für  die 
Kinder,  Fürsorge  für  die  Frau,  Abänderung  von  Settlements  (oben  8.  519 
und  S.  528).  Endlich  ist  das  Gericht  Berufungsinstanz  für  die  Ent- 
scheidungen der  Polizeigerichtsbarkeit*)  in  Ehesachen  (oben  F  IV,  S.  524). 

2.  Bechtsmittel.  Gegen  die  Entscheidung  des  Divorce  Court  findet 
jetzt  Bei*ufung  an  den  AppeUationsgerichtshof  (Court  of  Appeal)')  und 
gegen  dessen  Entscheidungen,  soweit  sie  nicht  endgültig  sind,^)  die  An- 
rufung des  House  of  Lords  in  seiner  richterlichen  Funktion  statt.  Die 
Berufung  ist  gegen  das  vorläufige  Urtheil  (decree  nisi),  nicht  gegen  da^» 
Endurtheil  (decree  absolute)  zu  richten  (vgl.  hierzu  unten  7);  die  Frist 
zur  Einreichung  der  Berufung  beim  Appelhofe  beträgt  drei  Monate  und 
beim  House  of  Lords  einen  Monat  von  der  Verkündigung  des  angefoch- 
tenen Urtheils  während  der  Tagung,  bezw.  vierzehn  Tage  vor  Eintritt 
des  Hauses  in  die  neue  Tagung.^) 

3.  Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Divorce  Court  umfasst  Eng- 
land, Wales  und  Berwick-upon-Tweed. 

Soweit  Nichtigkeitsklagen  in  Frage  kommen  übt  das  Tribunal  Ge- 
richtsbarkeit über  die  Gültigkeit  aller  in  England  geschlossenen  Ehen 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Parteien  britische  oder  fremde  Staats- 
angehörige sind  und  wo  sie  ihren  Aufenthalt  haben,  und  erkennt  nach 
den  englischen  Grundsätzen  über  Nichtigkeit  Ferner  wurde  entschieden^ 
dass  für  alle  Ehesachen,  mit  Ausschluss  von  Scheidung,  der  gewöhnliche 
Aufenthalt  im  Lande  einen  Gerichtsstand  begründet;  für  Scheidungs- 
klagen aber  wird  nur  das  Gericht  des  derzeitigen  Domizils  des  Ehe- 

0  86  &  37  Vic.  c.  66  §  31  (5). 

*)  Auch  die  Klage  wegen  „Jactitation  of  Marriage'',  eine  Diffamationsklage  auf 
Erwirkang  eines  Verbots  gegen  eine  Person,  die  sich  der  Ehe  mit  dem  Kläger  be- 
rühmt, gehört  zur  Zuständigkeit  des  „Divorce  Court^  (3  Blackstone  93),  ist  aber  jetzt 
als  obsolet  zn  betrachten. 

')  Wegen  Verbindung  vermögensrechtlicher  Ansprüche  mit  der  Klage  auf  Schei- 
dung oder  Trennung,  siehe  „Schuldfrage"  (oben  FVI,  S.  526).  —  Der  gekränkte  Gatte 
kann  auch  gegen  den  Ehebrecher  eine  nur  auf  Schadensersatz  gerichtete  Klage  an- 
strengen ohne  Scheidung  oder  Trennung  zu  verlangen,  doch  ist  diese  Klage  äusserst 
selten.     (20  &  21  Vic.  c.  85  §  33.) 

*)  Matrimonial  Causes  Act  1878,  41  Vic.  c.  19.  Summary  Jurisdiction  (Manied 
Women)  Act  1895,  58  &  59  Vic.  c.  39. 

»)  Judicature  Act  1881,  44  &  45  Vic.  c.  68  §  9.  Vergl.  Leske-Loewenfeld, 
Aechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  I  S.  272. 

^  Judicature  Act  1881,  44  &  45  Vic.  c.  68  §  9. 

»)  Judicature  Act  1881,  44  &  45  Vic.  c.  68  §  9,  10. 
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paars,  ohne  Bücksicht  auf  ihre  Staatsangehörigkeit,  für  zuständig  an- 
gesehen.^) Beim  Vorliegen  eines  englischen  Domizils*)  ist  die  Zuständig- 
keit des  englischen  Gerichts  begründet,  selbst  wenn  die  Eheschliessung 
und  der  Ehebruch  im  Auslande  stattgefunden  haben.  Wenn  die  Ehe- 
frau Klägerin  ist,  so  würde  der  Grundsatz,  dass  sie  das  Domizil  des 
Ehemannes  theilt,  sie  zwingen,  ihn  vor  den  Gerichten  seines  ausländi- 
schen Domizils  zu  belangen;  sofern  aber  die  Eheleute  ihr  Heim  (ihren 
gewöhnlichen  Aufenthalt)  in  England  hatten,  ist  der  Ehefrau  in  manchen 
Fällen  nach  den  erwähnten  Grandsätzen  die  Anbringung  der  Klage  vor 
den  hiesigen  Gerichten  verstattet  worden.*) 

Vorbehaltloses  Erscheinen  des  beklagten  Theiles  bedeutet  Verzicht 
auf  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts. 

4.  Prozessnormen.  Die  Prozessregeln  des  Supreme  Couit  haben 
für  das  Verfahren  in  Ehesachen  keine  Geltung.*)  Die  Befugniss  zum 
Erlass  der  Regeln  und  Regulative  für  die  Praxis  und  das  Verfahren  in 
Ehesachen  wurde  durch  die  Matrimonial  Causes  Act  1867  vorgesehen; 
sie  wurde  späterhin  von  dem  Judge  Ordinary  ausgeübt  und  liegt  jetzt 
bei  dem  Präsidenten  der  Probate-  and  Divorce-Abtheilung.  Die  alten 
Vorschriften  bleiben  bis  auf  Widerruf  in  Kraft.  ^)  Femer  ist  im  §  22 
der  Matrimonial  Causes  Act  1857  vorgesehen,  dass  das  Gericht  in  allen 
Ehesachen,  ausser  in  Ehescheidungen,*)  sich  so  eng  wie  möglich  an  die 
früher  von  den  ekklesiastischen  Gerichten  befolgten  Grundsätze  und 
Regeln  anpassen  soll,  jedoch  unter  Berücksichtigung  des  angeführten 
Gesetzes  und  der  kraft  desselben  geschaffenen  Regeln  und  Regulative. 

5.  Verfahren.  Bei  Einreichung  der  Klage  (petition)  muss  der 
Kläger  (petitioner)  die  Wahrheit  der  darin  enthaltenen  Angaben  —  so- 

*)  Le  Mesurier  v.  Le  Mesnrier  39  L.  T.  486.  Vgl.  Clunet,  Journal  du  droit 
international  1899  S.  401,  Bö  hm 's  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht Bd.  10  S.  68. 

*)  ÄatcUffe  V.  Ratcliffe  1859,  1  Sw.  &  Fr.  467;  Goulder  v.  Goulder  1892. 
P.  240.  —  Wegen  des  Begriffs  des  Domizils  im  englischen  Sinne  siehe  unten  „Inter- 
nationales Privatrecht«  (S.  587  f.). 

»)  Niboyet  v.  Kiboyet  4  P.  D.  1. 

*)  R.  S.  C.  Ord.  68  V.  1  (d),  Harvey  v.  Lovekin  1884,  10  P.  D.  122  C.  A.,  Redfern 
V.  Redfem  1891,  P.  139  C.  A. 

»)  20  &  21  Vic.  c.  85  §§  53,  67;  Charles  v.  Charles  1866  L.  R.  1  P.  &  D.  260; 
Wilson  V.  Wüson  1871  L.  R.  2  P.  &  M.  341;  38  &  39  Vic.  c.  77  §  18;  Index  Statutor)- 
Kules  und  Orders  1891;  Appendix  B.  &  D.  Dixon's  Divorce  2.  Auflage.  Auf  Ghnind 
der  durch  die  Acts  20  &  21  Vic.  c.  85,  23  &  24  Vic.  c.  144,  32  Ä.  33  Vic.  c.  62, 
38  &  89  Vic.  c.  77  gesetzlich  ertheilten  Befugnisse  sind  die  folgenden  Regulative  und 
Erlasse,  welche  etwa  die  Bedeutung  einer  Prozessordnung  haben,  ergangen:  Regeln 
und  Regulativ  vom  26.  Dezember  1865,  Zusätzliche  Regeln  und  Regulativ  vom 
SO.  Januar  1869,  Zusätzliche  und  verbesserte  Regeln  und  Regulativ  vom  23.  Februar 
1875,  Zusätzliche  Regeln  und  Regulativ  vom  14.  Juli  1875,  Zusätzliche  Regeln  und 
Regulativ  vom  17.  April  1877,  Zusätzliche  und  verbesserte  Regeln  und  Regulativ  vom 
JuU  1880. 

*)  Die  ekklesiastischen  Gerichte  hatten  kein  Recht,  Ehescheidung  dem  Bande 
nach  auszusprechen. 
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weit  möglich  durch  „affidavit*"^)  —  eidlich  erhärten  und  ebenso  eidlich 
versichern,  dass  weder  Kollusion  noch  Konnivenz  zwischen  ihm  und  der 
anderen  Ehepartei  bestehen.  Der  beklagte  Theil  (respondent)  hat  in 
gleicher  Weise  bei  Einreichung  seiner  Entgegnung  Kollusion  und  Konni- 
venz zu  leugnen  und,  wenn  die  Entgegnung  sich  nicht  nur  auf  ein  Be- 
streiten der  Anschuldigungen  der  Klage  beschränkt,  sondern  sub- 
i^tanziirte  Gegenbehauptungen  enthält,  diese,  soweit  thunlich,  durch  affi- 
davit  eidlich  zu  versichern.  Abschrift  der  ESage  mit  einer  Ladung 
(citation)  muss  dem  Beklagten  und  Mitbeklagten  (co-respondent)  person- 
lich zugestellt  werden.  Halten  sie  sich  geflissentlich  fem,  um  die  Zn- 
steilung zu  vereiteln,  oder  beim  Vorliegen  eines  anderen  erheblichen 
(Trundes,  kann  das  Gericht  Ersatzzustellung  (substitut^d  Service)  an- 
oidnen. 

Aussetzung  des  Verfahrens  zum  Zwecke  der  Herbeiführung 
einer  Versöhnung,  wie  überhaupt  die  amtliche  Anberaumung  eines 
Teimins  behufs  Versöhnungsversuches  sind  dem  englischen  Ver- 
fahren fremd. 

Ist  das  Verfahren  reif  zur  Hauptverhandlung,  so  wird  über  die 
Klage  in  üblicher  Weise  vor  einem  Richter  des  Divorce  Court  ver- 
handelt und  werden  die  Zeugen  mündlich  verhört.  Doch  kann  der 
Richter  auf  Antrag  einer  Partei  die  Zuziehung  von  Geschworenen  zur 
Hauptverhandlung  anordnen.  Solches  ist  obligatorisch,  wenn  von  dem 
mitbeklagten  Mitbeschuldigten  Schadensei-satz  gefordert  wird  (vgl  oben 
F  VI,  S.  626). 

Die  Vorschriften  über  eidliche  Erhäi-tung  der  Klage  und  Entgegnung 
durch  affidavit  und  über  Zustellung  der  Ladung  und  Abschrift  der  Klage 
finden  gleichmässig  Anwendung  bei  Klagen  auf  gerichtliche  Trennung, 
Scheidung  und  Nichtigerkläning. 

Das  (jericht  kann  nach  §  43  der  Matrimonial  Causes  Act  1857  den 
Kläger  vorladen  und  seine  mündliche  Vernehmung  (zusätzlich  zu  der 
schriftlichen  eidlichen  Erklärung)  bei  der  Hauptverhandlung  anordnen. 

Nach  §  2  der  Matrimonial  Causes  Act  1866  kann  das  Gericht  auch 
in  Scheidungssachen,  wie  früher  schon  in  anderen  Ehesachen,  dem  Be- 
klagten auf  seine  Entgegnung  und  einen  entsprechenden  Antrag  die- 
jenige Abhülfe  verschaffen,  auf  welche  er  Anspinich  gehabt  hätte,  wenn 
er  seinerseits  eine  Klage  eingereicht  hätte.  ^) 

Bezüglich  der  Beweisaufnahme*)  kommen  die  allgemeinen  Regeln 
mit  folgenden  Ausnahmen  zur  Anwendung.     Das  Gesetz  über  Beweis- 

*)  Affidavit  von  affidare:  eine  schriftliche  vor  einer  zur  Abnahme  von  Eiden  be- 
fugten Amtsperson  beeidete  Erklärung. 

')  D.  h.:  Der  Beklagte  kann  in  seiner  Entgegnung  auf  die  Klage  eine  Wider- 
klage erheben.  Die  geistlichen  Gerichte  hatten  die  Befugniss,  solche  Abhülfe  zu  ge- 
währen, und  diese  Befugniss  ist  in  gleichem  Umfange  auf  das  staatliche  Gericht 
übergegangen.  Sie  bezog  sich  daher  nicht  auf  Scheidungssachen,  weil  die  geist- 
lichen Gerichte  sich  mit  Scheidung  überhaupt  nicht  befassten.  Dem  half  das  Gesetz 
von  1866  ab. 

»)  Vgl.  Leske-Loewenfeld  1  S.  295ff. 
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anfnahme  von  1869  beliess  den  Parteien  das  Recht,  enthob  sie  aber 
der  Verpflichtung,  in  einem  wegen  Ehebruchs  angestrengten  Prozesse 
Zeugniss  abzulegen.  Keine  Person,  gleichviel  ob  Partei  oder  nicht, 
braucht  als  Zeuge  auf  Fragen  zu  antworten,  die  darauf  abzielen,  nach- 
zuweisen, dass  er  sich  des  Ehebruchs  schuldig  gemacht  habe;  es  sei 
denn,  dass  derselbe  Zeuge  bereits  in  demselben  Prozesse  ausgesagt  luid 
den  Ehebruch  geleugnet  hat. 

Aussergerichtliche  Geständnisse  haben,  wenn  alle  Zweifel  an  ihrer 
Echtheit  und  Aufrichtigkeit  beseitigt  sind,  gegen  die  Partei,  von  der 
sie  ausgehen,  volle  Wirkung,  können  aber  gegen  jede  andere  Person, 
auch  gegen  die,  welcher  derselbe  Verstoss  (die  Mitschuld)  ziu*  Last  ge- 
legt wird,  als  Beweismittel  nicht  verwerthet  werden.^)  —  Die  Gatten 
können  nicht  zur  Enthüllung  von  zwischen  ihnen  wähi-end  der  Ehe  aus- 
getauschten Mittheilungen  gezwungen  werden  (Evidence  Amendment 
Act  1863  §  2). 

6.  Intervention  (im  Staats-  und  im  Privatinteresse).  Die  Matri- 
monial Causes  Act  1860  (23  und  24  Vic.  c.  144)  ermächtigte  das  Ge- 
richt, in  allen  Ehescheidungssachen  die  Akten  dem  King's  Proctor^)  zu 
übersenden,  welcher  darauf  auf  Anweisung  des  Attomey  General  er- 
scheint und  plaidirt  (§  5).  Femer  aber  kann  (nach  §  7)  im  Verlaufe 
des  Prozesses  Jedermann  von  ii'gend  einem  für  die  ordnungsmässige 
Entscheidung  des  Streites  wesentlichen  Umstände  dem  Proctor  Kennt- 
niss  geben  und  wenn  diesem  auf  Grund  des  angegebeneu  oder  anderen 
Materials  die  Parteien  der  Kollusion  verdächtig  erscheinen,  so  kann  er 
auf  Weisung  des  Attorney  General  und  mit  der  (ohne  Weiteres  ertheilten) 
Genehmigung  des  Gerichts  interveniren,  die  Anschuldigung  der  Kollusion 
erheben  und  Zeugen  zum  Nachweise  derselben  laden.  Andererseits  ist 
(gleichfalls  nach  §  7)  die  Intervention  einer  beliebigen  Pei^sönlichkeit 
aus  dem  Publikum  (selbst  ohne  pekuniäres  oder  sonstiges  Interesse) 
nach  Erlass  des  decree  nisi,  aber  vor  dem  decree  absolute  statthaft,  um 
gegen  den  Erlass  des  letzteren  wegen  Kollusion  oder  Unterdrückung 
wesentlicher  Umstände  Einspruch  zu  erheben  (rules  70 — 76);  auch  der 
King's  Proctor  kann  kraft  dieser  Bestimmung  als  „Publikum"  inter- 
veniren und  bedarf  dazu  zwar  der  Weisung  des  Attorney-General,  nicht 
aber  der  Genehmigung  des  Gerichts.*) 

7.  Entscheidung.  In  Processen  wegen  gerichtlicher  Trennung 
wird  die  endgültige  Entscheidung  sofort  verkündet;  das  Ehescheidungs- 
urtheil*)  und  der  Nichtigkeitsspruch*)  soUen  erst  sechs®)  Monate  nach 

*)  Lord  Chief  Justice  Cockbum  in  Sachen  Äobiuson  v.  Robilison,  1  8.  &  T.  3H2. 

■)  Dies  ist  ein  Beamter,  dessen  Pflichten  früher  auf  die  Wahrnehmung  der  Rechte 
der  Krone  an  dem  Nachlass  intestat  Verstorbener  ursprünglich  Tor  den  geistlichen 
Gerichten  und  später  vor  dem  Probate  Court  beschränkt  waren. 

»)  Dering  v.  Dering  1868  L.  E.  1  P.  &  M.  531. 

*)  Matrimonial  Causes  Act  1860,  23  und  24  Vic.  c.  144  §  7.  Matrimonial  Causes 
Act  1866,  29  und  30  Vic.  c.  32  §  8. 

*)  Matrimonial  Causes  Act  1873. 

*)  Wenn  nicht  das  Gericht  ausnahmsweise  eine  andere  Frist  bestimmt. 


534  Europa. 

dem  bedingten  Erkenntnisse  (decree  nisi),  gegen  welches  die  Rechtsmittel 
zu  richten  sind  (siehe  oben  unter  2),  für  rechtskräftig  erklärt  werden 
(decree  absolute).  Bis  dahin  bleiben  die  Parteien  Mann  und  Frau  und 
pendente  Ute  zuerkannte  Alimente  (nachstehend  unter  8)  laufen  weiter. 
Ausserehelicher  geschlechtlicher  Verkehr  während  dieser  Periode  ist  Ehe- 
bruch und  kann,  wenn  er  zur  Kenntniss  des  Gerichts  gelangt,  Veran- 
lassung zur  Verweigerung  des  die  Rechtskraft  verleihenden  decree  ab- 
solute werden. 

Durch  den  Tod  einer  Partei  während  des  Prozesses  und  auch  durch 
den  nach  dem  decree  nisi  eintretenden  Tod  des  Klägers  wird  die  Klage 
hinfäUig.*) 

Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  erzeugt  ein  Urtheil  in  rem, 
insofern  es  den  Status  einer  Person  feststellt,  Rechtswirkung  gegen 
Jedermann;  ein  Urtheil  in  personam  bindet  nur  die  Parteien. 

8.  Einstweilige  Verfügungen.  Das  Prozessgericht  hat  weit- 
gehende Rechte  zum  Erlass  einstweiliger  Verfügungen  während  der 
Dauer  des  Prozesses.  Insbesondere  ist  es  nach  §  35  der  Matrimonial 
(•auses  Act  1867  (20  und  21  Vic.  c.  85)  in  aUen  Prozessen  wegen 
Scheidung,  Trennung  oder  Nichtigerklärung  einer  Ehe  zu  den  ihm  an- 
gemessen erscheinenden  Verfügungen  über  Obhut,  Unterhalt  und 
Erziehung  der  Kinder  der  Prozesspaiteien  befugt;  namentlich  kann 
das  Gericht  auch  Massnahmen  ergreifen,  um  die  Kinder  dem  Schutze 
des  Chancery  Gerichts  zu  unterstellen. 

Was  Alimente  betrifft,  so  gründet  sich  in  den  Prozessen  wegen 
Nichtigkeit  oder  gerichtlicher  Trennung  die  Machtvollkommenheit  des 
Gerichts  zur  Zuerkennung  von  Unterhalt  *)  pendente  lite  auf  die  Uebung 
der  früheren  ekklesiastischen  Gerichte,  in  Gemässheit  der  §§  6  und  22 
der  Matrimonial  Causes  Act  1867;  für  Ehescheidungssachen  ist  dem 
Gerichte  die  entsprechende  Befugniss  statutarisch  durch  §  32  leg.  cit. 
tibertragen.  Die  Höhe  der  zu  leistenden  Alimente  ist  jetzt  durch  die 
Pi-axis  festgelegt.  Gewöhnlich  wird  das  Verhältniss  von  einem  Fünftel 
des  beiderseitigen  Einkommens  von  Mann  und  Frau  zu  Grunde  gelegt; 
nur  unter  besonderen  Umständen,  namentlich  wenn  das  Einkommen  des 
Mannes  sehr  hoch  ist,  wird  das  Verhältniss  niedriger  bemessen.  Auch 
wird  der  Verdienst  der  Frau  in  Erwägung  gezogen,  wenn  sie  selbst  zu 
ihrem  Unterhalte  durch  Erwerb  beiträgt.*)  Der  Anspruch  der  Frau  auf 
Alimente  während  des  Prozesses  ist  unabhängig  von  der  Natur  der  Klage 
und  wird  von  ihren  Aussichten  auf  Erfolg  nicht  berührt.  Wenn  der  Mann 
der  ihm  auferlegten  Pflicht  zur  Zahlung  von  Alimenten  nicht  genügt,  so 
kann  Haft  gegen  ihn  verhängt  werden,  und  er  wird  ausserdem  Gläubigem, 
welche  der  Frau  Kredit  gewährt  haben,  haftbar.    Nach  der  Matrimonial 


*)  Stanhope  v.  StÄnhope  1886,  P.  D.  103.  C.  A.  —  Ea  ist  aber  anzunehmen, 
dass  der  Tod  der  Frau  den  Ehemann  nicht  an  der  Anstrengung  einer  Schadensersatz- 
klage gegen  den  Ehebrecher  hindert. 

*)  Die  Prozessregeln,  die  zur  Anwendung  kommen,  sind  rules  81 — 94  u.  189—192. 

»)  Goodheim  v.  Goodheim,  30  L.J.P.  162. 
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Oanses  Act  1866  kann  das  Gericht  auch  bei  Erlass  des  Scheidnng»- 
urtheils  in  geeigneten  Fällen  für  den  Unterhalt  der  Frau  Fürsorge 
treffen;  es  kann,  wenn  der  Mann  nicht  in  der  Lage  ist,  eine  grössere 
Snmme  auf  einmal  zu  zahlen,  der  Frau  auch  monatliche  oder  wöchent- 
liche Zahlungen  auf  so  lange,  als  beide  Parteien  leben,  zuerkennen. 

9.  Schutzmassregeln  ausserhalb  eines  Rechtsstreits.  Wird  kein 
Prozess  auf  Ehescheidung  oder  Trennung  angestrengt,  und  liegt  blosse 
bösliche  Verlassung  vor,  so  übt  der  Divorce  Court  oder  das  Polizeigericht 
auf  Antrag  seine  Verfügungsgewalt  zum  Schutze  der  Frau  im  Wege  des 
Erlasses  von  Schutzmassregeln  (Protection  Orders)  aus.  Diese  Mass- 
regeln zum  Schutze  des  Vermögens  und  des  Erwerbs  einer  verlassenen 
Ehefrau  haben  seit  und  durch  Einführung  der  Married  Women  Property 
Acts  1870  and  1882  viel  von  ihrer  Bedeutung  eingebüsst.  Die  Matrimonial 
Oauses  Act  1867  ^)  verlieh  der  Ehefrau,  sobald  sie  von  ihrem  Manne 
verlassen  wurde,  das  Recht  auf  eine  Verfügung  zum  Schutze  dessen,  was 
sie  seit  dem  Beginne  der  Verlassung  verdiente  oder  erwarb,  gegen  ihren 
Ehemann  und  dessen  Gläubiger,  und  solcher  Verdienst  und  solches  Ver- 
mögen gehörten  ihr,  als  ob  sie  eine  ledige  Frau  wäre.  Der  Antrag  ist, 
wenn  die  Frau  in  England,  gleichviel  wo,  lebt,  an  den  Divorce  Court, 
oder  alternativ,  wenn  sie  im  Metropolitanbezirk  ansässig  ist,  an  einen 
Polizeirichter,  wenn  sie  in  der  Provinz  wohnt,  an  zwei  (Friedens-) 
Richter  in  „Petty  Sessions"  zu  richten.  Aufrichtig  gemeintes  Anerbieten 
der  Rückkehr  seitens  des  Gatten  beseitigt  den  Anspruch  auf  die  Verfügung. 
Für  die  Dauer  der  Verlassung  und  so  lange  die  Verfügung  in  Kraft  bleibt, 
befindet  sich  die  Frau,  soweit  vermögensrechtliche  Beziehungen  in  Frage 
kommen,  in  derselben  Lage,  als  ob  sie  ein  Urtheil  auf  gerichtliche 
Trennung  erwirkt  hätte. 

§8. 

H.  Eheschliessungen  im  Auslände  vor  britischen 

Beamten. 

Im  Grossen  und  Ganzen  büdet  die  Foreign  Marriage  Act  1892*) 
den  Kodex  für  Ehen  britischer  Unterthanen  im  Auslände.^)  Sie  verleiht 
dem  Staatssekretär  die  Befugniss,  durch  Eheschliessungsdiplom  (maniage 
Warrant)  einen  britischen  Gesandten,  Konsul,  Gouverneur  oder  Reichs- 
kommissar (einer  Kolonie),  Residenten,  Konsular-  oder  anderen  Beamten 
zum  Standesbeamten  (marriage  officer)  zu  bestellen  und  ihm  einen  Bezirk 
zuzuweisen  (§  1 1).  Die  Eheschliessung  vor  einem  solchen  Beamten  setzt 
voraus,  dass  wenigstens  eine  der  Parteien  die  britische  Staatsangehörig- 

^)  Siehe  auch  21  und  22  Vic.  c.  108  §  6. 

*)  55  und  56  Vic.  c.  23.  —  Sie  erstreckt  sich  nicht  auf  Ehen  der  Mitglieder  des 
Königlichen  Hanses  §  23. 

*)  In  Ehesachen  gilt  jedes  —  auch  zum  britischen  Reiche  gehörige  —  Land, 
ausser  England  undW^ales,  als  Ausland.  So  z.  B.  sind  Schottland  und  Irland  und 
selbstverständlich  auch  die  Kolonieen  „Ausland''. 
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keit  besitze  (§  1).  Wenn  aber  einer  der  Nuptorienten  dem  Staat  an- 
gehört, in  dessen  Gebiet  die  Ehe  vollzogen  werden  soll,  und  wenn  eine 
nach  dem  Rechte  dieses  Staates  geschlossene  Ehe  in  England  gültig  sein 
würde  und  der  Eheschliessnng  nach  lokalem  Recht  keine  erheblichen 
Hindemisse  im  Wege  stehen,  kann  der  konsularische  (oder  sonstige,  für 
das  Ausland  bestellte)  Standesbeamte  die  Vollziehung  der  Ehe  ablehnen. 
Wenn  femer  zwar  die  Braut  Britin,  der  Mann  aber  Ausländer  ist,  und 
der  Beamte  Grund  zu  der  Annahme  hat,  dass  die  Ehe  vor  dem  Rechte 
des  Staates,  dem  der  fremde  Ehemann  angehört,  keine  Anerkennung 
finden  würde,  soll  er  die  Vollziehung  der  Ehe  ablehnen.*)  Gegen  den 
ablehnenden  Bescheid  ist  Rekurs  an  den  Staatssekretär  zulässig. 

Die  Eingehung  von  Ehen  auf  Grund  des  zitirten  Gesetzes  hat 
folgende  weitere  Voraussetzungen:  Dem  Standesbeamten  ist  von  einem 
der  Nupturienten  eine  Anzeige  zu  erstatten,  welche  die  Vor-  und  Zu- 
namen, Beruf,  Stand  und  Wohnort  beider  Parteien  und  die  Angabe  ent- 
halten muss,  ob  sie  minderjährig  sind  oder  nicht.  Diese  Anzeige  ist  an 
den  Standesbeamten  zu  richten,  in  dessen  Bezirk  beide  Parteien  während 
der  letzten  7  Tage  vor  der  Anzeige  gewohnt  haben.  Nach  der  Foreign 
Marriage  Order  in  Council  1892  vom  28.  Oktober  1892*)  genügt  Auf- 
enthalt nur  einer  Partei  im  Bezirke  des  Standesbeamten,  wenn  die  andere 
Partei  im  Vereinigten  Königreiche  wohnt  und  dem  zuständigen  Standes- 
beamten (im  Inlande)  Anzeige  erstattet  und  von  ihm  ein  Certifikat 
erhalten  hat.  Die  dem  Standesbeamten  (im  Auslande)  erstattete  Anzeige 
muss  in  seinem  Bureau  ausgehängt  werden  (§  3).  Im  Uebrigen  gelten 
dieselben  Voraussetzungen  (z.  B.  bezüglich  der  Ehefähigkeit)  wie  für  Ehen 
in  England.  Das  Recht  der  Einwilligung,  des  Vorenthaltens  derselben 
und  des  „caveat"  steht  denselben  Personen  zu  (§§  3,  4,  6).  Beide  Parteien 
müssen  sodann  vor  dem  Standesbeamten  erscheinen  und  eidlich  eine 
schriftliche  Erklärung  abgeben,  dass  kein  Ehehinderniss  vorliegt,  dass 
sie  nicht  minderjährig  sind,  dass  erforderliche  Einwilligungen  beigebracht 
sind,  und  dass  sie  Beide  während  der  drei  letztvorauf gegangenen  Wochen 
ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  dem  betreffenden  Bezirke  gehabt  haben  *) 
(§  7).  Hierauf  kann  14  Tage  nach  Einreichung  der  Anzeige,  aber  vor 
Ablauf  von  3  Monaten  die  Ehe  zwischen  8  Uhr  Vormittags  und  3  Uhr 
Nachmittags  im  Amtslokale,  bei  offenen  Thüren,  in  Gegenwaii;  des 
Standesbeamten  und  zweier  Zeugen  vollzogen  werden. 

Unter  Beobachtung  dieser  Vorschriften  kann  die  Trauung  entweder 
nach  dem  Ritus  der  englischen  Staatskirche  oder  nach  einem  anderen, 


^)  Die  Gültigkeit  einer  nach  der  Foreign  Marriage  Act  geschlossenen  £he  vor 
englischen  Gerichten  wird  aber,  sofern  nur  ein  Theil  britischer  Unterthan  ist  durch 
die  Möglichkeit  oder  Gewissheit,  dass  ausländische  Gerichte  die  Anerkennung  der  Ehe 
versagen  könnten,  nicht  berührt.  Vgl.  Dicey  in  Böhm's  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  u. 
Strafr.  Bd.  2  S.  133. 

*)  D.  i.  etwa  Staatsraths-Erlass.  —  Siehe  London  Gazette  4.  November  1892. 

")  Diese  letzte  Versicherung  ist  gegebenen  Falls  nach  Massgabe  der  erwähiitea 
Staatsraths-Ordre  (F.M.O.  1892)  bezüglich  einer  der  Parteien  zu  modifiziren. 
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im  Belieben  der  Naptnrienten  stehenden  Ritus  oder  auch  durch  den 
Standesbeamten  selbst  (in  civiler  Form)  vorgenommen  werden.  Erfolgt 
die  Trauung  nicht  nach  dem  Bitus  der  anglikanischen  Staatskirche,  so 
ist  von  jeder  Partei  in  vorgeschriebenen  Formeln  zu  versichern,  dass 
ihr  kein  Ehehindemiss  bekannt  und  dass  sie  nicht  verheirathet  sei  und 
femer  die  Erklärung  abzugeben,  dass  sie  den  anderen  Theil  zum  Gatten 
nehme  (§§  7, 8).^)  Alsdann  ist  die  Eheschliessung  zu  registrii*en  (§§  9, 10). 
Die  Kosten  betragen  zehn  Schillinge  für  die  Anzeige  und  zehn  Schillinge 
für  die  Trauung.  Formmangel  soll  die  Rechtswii-ksamkeit  der  Ehe 
nicht  beeinträchtigen  (§  13),  aber  die  Abgabe  unwahrer  Erklärungen 
zieht  für  die  Parteien  Bestrafung  nach  sich  (§§  14 — 16).  Eine  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  abgeschlossene  Ehe  hat  dieselbe  Gültigkeit,  wie 
eine  in  England  geschlossene  (§  1).  Nach  §  12  und  Order  in  Council  1892 
kann  auch  dem  Kommandanten  eines  Kriegsschiffs  der  britischen  Marine 
die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Trauungen  ertheilt  werden  und  auf 
solche  Ehen  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  (modiflzirt  gemäss  der 
erwähnten  Order  in  Council)  Anwendung;  in  gleicher  Weise  wird  durch 
§  22  denjenigen  Ehen,  welche  bei  einer  in  fremdem  Lande  befindlichen 
britischen  Armee  vor  einer  auf  Befehl  des  Kommandirenden  amtirenden 
Person  vollzogen  werden,  Gültigkeit  zugesichert.  Es  besteht  für  die 
britischen  Staatsangehörigen  kein  Zwang,  die  Ehe  im  Auslande  vor  dem 
hierzu  ermächtigten  britischen  Beamten  einzugehen;  vielmehr  finden  auch 
die  im  Auslande  unter  Beobachtung  der  lex  loci  geschlossenen  Ehen  vor 
englischen  Gerichten  Anerkennung,  ausser  in  Fällen,  wo  die  Parteien 
nach  englischem  Recht  überhaupt  nicht  ehefähig  sind.  Geht  ein  briti- 
scher Staatsangehöriger  im  Ausland  eine  Ehe  nach  lokalem  Recht  ein, 
so  kann  er  gegen  Erlegung  der  tarifmässigen  Gebühr  {^  1)  die  An- 
wesenheit des  britischen  Konsuls  bei  der  Eheschliessung  verlangen  und 
der  Konsul  kann,  wenn  er  sich  die  Gewissheit  verschafft  hat,  dass  dabei 
den  vom  lokalen  Rechte  gestellten  Anforderungen  genügt  ist,  die  Ehe 
registriren.     (Foreign  Marriage  Act  1892,  56  und  56  Vic.  c.  23  S.  18.) 

J.  Internationales  Eherecht. 

Nach  modemer  englischer  Anschauung  bestimmt  im  Allgemeinen  das 
Prinzip  des  Domizils,  nicht  das  der  Staatsangehörigkeit,  das  persön- 
liche Recht.*)  Das  Domizil  ist  aber  entweder  ursprünglich  oder  er- 
worben (domicil  of  origin  oder  domicil  of  acquisition).  Ersteres  ist 
dasjenige,  welches  einer  Person  bei  der  Geburt  anhaftet,  d.  i.  im  All- 
gemeinen das  Domizil  des  Vaters.    Ist  das  Kind  posthum  oder  illegitim. 


^)  Die  Formeln  lauten:  ,,1  solemnly  dedare  that  I  know  not  of  any  lawful 
impediment  why  I  A.  B.  (or  C.  D.)  may  not  be  joined  in  matrimony  to  C.  D.  (or  A.  B.y^ 
und  femer:  ,JL  call  upon  these  persons  here  present  to  witness  that  I  A.  B.  (or  C.  D.) 
take  ihee  C.  D.  (or  A.  B.)  to  be  my  lawful  wedded  wife  (or  husband)*'. 

*)  Westlake,  Private  International  Law  1880,  p.  43. 
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•  — 

SO  richtet  sich  sein  Domizil  nach  dem  der  Mntter,  oder  im  letzteren 
Fall,  wenn  die  Vaterschaft  anerkannt  ist,  nach  dem  des  Vaters. 
Während  der  gesetzlichen  Minderjährigkeit  folgt  das  Kind  anch  im 
Falle  einer  etwaigen  Veränderung  des  Domizils  dem  Vater  beziehmigs- 
weise,  im  Falle  der  Illegitimität,  der  Matter.  Das  domicU  of  origin 
haftet  einer  Person  an  bis  ein  neues  Domizil  erworben  wird;  dieser 
AVechsel  wird  bei  Personen  sui  iuris  durch  thatsächliche  Uebersiedelraig 
an  einen  neuen  Aufenthaltsort  mit  der  Absicht,  sich  dauernd  nieder- 
zulassen (animus  manendi),  bewirkt.  An  einer  statutarischen  Definition 
des  Begriffs  dieses  erworbenen  Domizils  fehlt  es;  in  der  Doktrin  ist 
dies  Domizil  (im  englischen  Sinne)  definirt  worden  als:  „der  Ort,  an 
dem  eine  Person  ihr  wirkliches  bestimmtes  und  dauerndes  Heim  und 
ihre  Hauptniederlassung  hat  und  wohin  sie,  gleichviel  wo  sie  sich  auf- 
hält, zurückzukehren  beabsichtigt**.^)  —  Im  Einzelnen  sei  folgendes 
bemerkt: 

1.  Verlöbniss.  —  Das  Eheversprechen  unterliegt  nicht  den  beson- 
deren Vorschriften  des  Eherechts.  Es  ist  vielmehr  nach  den  auf  Kon- 
trakte im  Allgemeinen  anzuwendenden  Grundsätzen  zu  beurtheilen.  Die 
Fähigkeit  einer  Person,  Verträge  einzugehen,  bestinmit  sich  im  Allge- 
meinen nach  der  lex  domicilii  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses,  während 
für  die  Form  die  lex  loci  contractus  massgebend  ist  und  für  die 
materielle  Rechtsbeständigkeit  eines  Vertrags  in  der  Hauptsache  das 
Recht  des  Erfüllungsortes  (lex  loci  solutionis)  für  bestimmend  erachtet 
wird,  obwohl  gelegentlich  auch  das  am  Orte  des  Vertragsabschlusses 
geltende  Recht  zur  Anwendung  gebracht  wird.*) 

2.  Eingehung  der  Ehe.  —  Nach  englischem  Rechte,  wie  es  in 
zahlreichen  Entscheidungen  niedergelegt  ist,  werden  die  Essentiaüen 
einer  Ehe  von  der  lex  domicilii,  die  Formen  der  Eheschliessung  durch 
die  lex  loci  celebrationis  beherrscht,  wobei  man  aber  unter  den  Essen- 
tialien  alle  der  Gültigkeit  der  Ehe  schlechthin  entgegenstehenden 
(trennenden)  Hindernisse  versteht,  während  man  alle  nur  aufschiebenden 
Hindemisse  den  Formen  zurechnet.  Können  die  Parteien  im  Land 
ihres  Domizils  nur  unter  Erfüllung  gewisser  Vorschriften,  insbesondere 
etwa  nur  unter  Beibringung  der  Einwilligung  gewisser  dritter  Personen 
einander  ehelichen,  so  wird  ein  englisches  Gericht  der  Regel  nach  nicht 
auf  Beobachtung  solcher  Bedingungen  bestehen,  sondern  die  Ehe  als 
gültig  anerkennen,  wenn  nur  die  von  der  lex  loci  celebrationis  gefor- 
derten  Präliminarien   und   Zeremonien   Nachachtung  gefunden  haben.*) 


■)  Whartons  Law  Lexicon. 

*)  Die  fintsoheidungen  über  diesen  Pankt  sind  nicht  einheUig. 

")  Bezüglich  der  Eheschliessung  in  nnzivilisirten  Landern  besteht  kein  Zweifel, 
dass  eine  in  einem  solchen  Lande  nach  dem  Ritas  der  englischen  Staatskirche  ge- 
schlossene Ehe  gültig  ist.  Ob  dagegen  eine  dort  durch  formlosen  Konsensaastausch 
—  blosse  verba  de  praesenti  —  oder  sonst  nach  Ortsgebränchen  eingegangene  Ehe 
in  England  als  rechtsbeständig  anzusehen  ist,  unterliegt  Zweifeln,  namentlich  wenn  in 
jenem  Lande  die  Polygamie  anerkannt  wird. 
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Wenn  andererseits  das  Eecht  ihres  Domizils  den  Parteien  die  Ehe 
schlechthin  verbietet,  können  sie,  ausser  durch  einen  Domizilwechsel, 
dieser  Behinderung  nicht  entgehen.*)  Wenn  insbesondere  die  Parteien 
in  England  ihr  Domicil  haben,  so  wird  die  zwischen  ihnen  nach  eng- 
lischem Rechte  wegen  Verwandtschaft  verbotene  Ehe  selbst  dann  für 
nichtig  angesehen,  wenn  die  Eheschliessung  in  einem  Lande  erfolgte, 
dessen  Gresetze  eine  solche  Ehe  nicht  verbieten.*)  Dagegen  wird  eine 
ordnungsgemäss  nach  der  lex  loci  contractus  zwischen  Parteien,  welche 
nach  ihrer  lex  domicilii  keiner  Ehebeschränkung  unterliegen,  abge- 
schlossene Ehe  in  England  als  rechtswirksam  und  -beständig  anerkannt, 
selbst  wenn  nach  englischem  Recht  die  betreffenden  Parteien  in  ihrer 
Ehefähigkeit  beschränkt  waren.*)  Ein  Kind  aus  einer  derartigen  Ehe 
könnte  ab  intestato  aber  Immobiliarvermögen  (real  estate)  in  England 
nicht  erben.*) 

Diese  Fragen  sind  von  besonderer  praktischer  Bedeutung  in  Fällen, 
in  welchen  gewisse  Ehen  in  England  wegen  Schwägerschaft  verboten, 
dagegen  in  den  meisten  britischen  Kolonieen  und  Besitzungen  zugelassen 
sind,  wie  Ehen  mit  der  Schwester  einer  verstorbenen  Frau.*) 

Der  Grundsatz  des  englischen  Rechtes,  welcher  die  Essentialien  der 
Ehe  der  lex  domicilii  unterstellt,  unterliegt  aber  Einschränkungen,  so:  dass 
die  Ausschliessung  Geisteskranker  von  der  Ehe,  die  Ehehindemisse  der  Ver- 


*)  Foote,  Private  International  Jurisprudence,  2.  Auflage,  1890,  p.  71. 

«)  Brook  V.  Brook  9  H.  L.  c.  193. 

»)  Sottomayor  v.  de  Barros  1877,  S.  P.  D.  II. 

*)  Feuton  v.  Livingstone  1859,  Macqueen  H.L.  497. 

^)  An  den  folgenden  Fällen  werden  die  dargelegten  Grundsätze  nachgewiesen: 
Ein  Engländer  mit  englischem  Domizil  heirathet  in  Holstein,  wo  solche  Ehen  gültig 
sind,  die  Schwester  seiner  verstorbenen  Frau,  welche  gleichfalls  Engländerin  nnd  in 
England  domizilirt  war.  Die  Ehe  wurde  in  England,  als  hier  unerlaubt,  für  nichtig 
erklärt  (Brook  v.  Brook  1861,  9  H.C.  93).  —  Ein  aus  Hessen -Kassel  gebürtiger 
Mann,  welcher  in  England  Domizil  erworben  und  sich  dort  hatte  naturalisiren  lassen, 
heirathete  in  Frankfurt  die  Halbschwester  seiner  verstorbenen  Frau.  Die  Ehe  wurde 
in  England  für  ungültig  erklärt,  obwohl  die  Frau  ihr  Domizil  in  Frankfurt  hatte  und 
solche  Ehen  sowohl  nach  Frankfurter  wie  Hessen-Kassel'schem  Recht  gültig  waren 
(Mette  V.  Mette  1859,  1  S.  &  T.  416).  —  Im  FaUe  Sottomayor  v.  De  Barros 
(1877,  3  P.  &  D.  1  CA.)  gingen  zwei  in  Portugal  domizilirte  Portugiesen,  die  sich 
als  Vetter  nnd  Base  im  zweiten  Grade  nach  portugiesischem  Kechte  nicht  miteinander 
verheirathen  durften,  in  England,  wo  ein  solches  Verbot  nicht  besteht,  die  Ehe  mit- 
einander ein.  Die  Ehe  wurde  für  ungültig  erklärt.  Der  Court  of  Appeal  war  der 
Ansicht,  dass  die  Parteien  sich  des  nach  dem  B«cht  ihres  Domizils  grundsätzlich  und 
absolut  bestehenden  Ehehindernisses  nicht  durch  vorübergehenden  Aufenthalt  und 
Segehung  der  Oeremonie  in  England  entledigen  konnten.  Andererseits  wurde  im 
Falle  Simonin  v.  Mailloc  (2  Sw.  &  T.  67,  1860)  eine  in  England  zwischen 
französischen  Staatsangehörigen  mit  französischem  Domizil  ohne  die  vom  französischen 
Kecht  erforderten  formalen  EinwiUigungen  geschlossene  Ehe  als  gültig  anerkannt.  Das 
Gesetz  ihres  Domizils  verbot  den  Parteien  die  Ehe  nicht  schlechthin,  sondern  nur  so 
lange  sie  gewisse  Präliminarien  nicht  erfüllten.  Ein  solches  Eheverbot  berührt  aber 
nicht  die  Essentialien,  sondern  nur  die  Form  der  Ehe,  und  diese  richtet  sich  nar  nach 
dem  Rechte  des  Ehesohliessnngsortes.  Vgl.  den  Fall  bei  Galvo,  Droit  international 
(Paris  1880)  Bd.  2  §  994. 
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wandtschaft  und  Schwägerschaft  nach  englischem  Recht  in  Betracht  kommen 
—  was  nicht  ansschliesst,  dass  darüber  hinaus  auch  noch  den  Anforderungen 
des  Domizilrechts  genügt  werden  muss,  wenn  diese  Anforderungen  als 
Essentialien  im  oben  erörterten  Sinne  anzusehen  sind.  Vor  Allem  lässt 
das  englische  Eecht,  ohne  Rücksicht  auf  das  Recht  des  Ortes  der  Ehe- 
schliessung oder  des  Domizils,  keine  Verbindung  als  Ehe  gelten,  die  nicht 
der  englischen  Auffassung  von  dem  Wesen  einer  Ehe  überhaupt  entspricht. 
Demgemäss  verweigerte  ein  englisches  Gericht  einer  Mormonenehe,  die 
in  Utah  abgeschlossen  war,  die  Anerkennung,  weU  eine  Ehe  in  der 
christlichen  Welt,  sowohl  in  ihrem  Wesen  wie  in  ihren  Aeusserlichkeiten, 
begrifflich  ganz  verschieden  sei  von  derjenigen  Verbindung,  welche  iji 
einem  Lande,  wo  die  Polygamie  herrsche,  „Ehe"  genannt  werde.*)  Femer 
wird  eine  Ehe,  welche  das  englische  Recht  als  sträflich  oder  blut- 
schänderisch ansieht,  unter  keinen  Umständen  als  rechtsgültig  anerkannt 
werden.  „Die  Regel,  äusserte  Richter  Littledale,  dass  der  persönliche 
Status  einer  Person  überall  anhaftet,  erleidet  anerkannter  Massen  die 
Einschränkung,  dass  sie  nicht  gegen  das  Recht  des  Landes  streitet,  in 
welchem  der  Versuch  gemacht  wird,  die  Wirkungen  dieses  Status  einzu- 
führen." 

Eine  Eheunfähigkeit  dagegen,  welche  für  gewisse  Pei-sonen  am 
Domizil  kraft  eines  Gesetzes  von  strafrechtlichem  Charakter  Platz  greift, 
dem  Rechte  des  Eheschliessungsortes  aber  fremd  ist,  bleibt  in  England 
unberücksichtigt.  Es  ist  dies  der  Ausfluss  der  in  England  anerkannten 
Maxime,  dass  die  Wirkung  strafrechtlicher  Bestimmungen  auf  das  teni- 
toriale  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  beschränkt  ist.*)  —  Li  gleicherweise 
würde  eine  durch  die  Gesetze  des  Domizils  auferlegte  Eheunfähigkeit 
auf  Grund  religiöser  Gelübde  und  geistlicher  Weihen  in  England  nicht 
berücksichtigt  werden. 

3)  Rechtswirkungen  der  Ehe. 

a)  Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Ehegatten  zu  ein- 


*)  Hyde  v.  Hyde,  L.R.  1,  P.  &  D.  180.  —  Dagegen  wurde  eine  in  Japan  nach 
den  japanischen  Gesetzen  geschlossene  Ehe  für  bindend  erachtet,  da  erwiesen  wurde, 
dass  eine  solche  Ehe  den  Ehemann  an  Eingehung  einer  Verbindung  mit  einer  zweiten 
Frau  während  der  Dauer  der  ersten  Ehe  verhindert.  (Brinkley  y.  Attomey  General 
1890,  15  P.D.  76.) 

*)  Westlake,  Private  International  Law  1880,  S.  54,  55.  —  Der  Hauptfall  ist. 
dass  nach  fremdem  Hechte  —  so  z.  B.  auch  nach  schottischem  Recht  oder  nach  dem 
Recht  einzelner  Kolonieen  —  die  Ehe  zwischen  dem  Ehebrecher  und  seinem 
Mitschuldigen  schlechthin  oder  unter  gewissen  Umständen  verboten  ist.  Zwei  m 
England  verheirathete  Personen  irischer  Nationalität  wurden  in  der  Kapkolonie,  wo 
sie  domiziUrt  waren,  rechtsgültig  (dem  Bande  nach)  geschieden.  Das  Becht  der 
Kolonie  verbietet  die  Ehe  des  schuldigen  Theiles  mit  dem  Ehebrecher,  so  lange  der 
unschuldige  Theil  ledig  bleibt.  Im  vorliegenden  Falle  heirathete  der  Ehebrecher  dem- 
zuwider  die  schuldige  geschiedene  Erau.  Das  englische  Gericht  hielt  diese  Ehe  auf- 
recht und  führte  aus,  dass  eine  derartige  persönliche  Unfähigkeit  keine  Geltung  mehr 
beanspruchen  könne,  nachdem  der  schuldige  Theil  das  Gebiet  der  Gerichtsbarkeit  der 
Kolonie  einmal  verlassen  und  sich  in  England  niedergelassen  habe. 
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ander  sind,  wenn  die  Gültigkeit  der  Ehe  feststeht,  nach  der  lex  fori  zu 
entscheiden.^) 

b)  Das  eheliche  Güterrecht.  —  In  Ermangelung  eines  Vertrags 
bestimmt  sich  das  Wesen  der  Rechte,  welche  Mann  und  Frau  durch  die 
Ehe  an  ihrem  gegenseitigen  unbeweglichen  Vermögen  erwerben,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Domizil  der  Eheleute,  oder  auf  den  Ort  der  Ehe- 
schliessung,  ausschliesslich  nach  der  lex  rei  sitae.*)  Dagegen  bestimmen 
sich  die  Rechte  der  Ehegatten,  sowohl  an  dem  ilmen  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung gehörigen,  wie  in  der  Ehe  erworbenen  beweglichen  Ver- 
mögen, in  Ermangelung  eines  Vertrags  nach  dem  Rechte  des  Domizils; 
und  zwar  ist  damit  das  „eheliche"  Domizil  gemeint,  d.  i.  das  Domizil 
des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliessung,  oder  das  unmittelbar  nach 
der  Eingehung  der  Ehe  in  üebereinstimmung  mit  einer  vorehelichen 
darauf  gerichteten  Vereinbarung  begründete.'*) 

Das  Recht  des  ehelichen  Domizils  ist  femer  auch  in  materieller 
Beziehung  auf  Eheverträge  (marriage  Settlements)  über  bewegliches 
Vermögen  zwischen  den  Ehegatten  anzuwenden,  doch  kann  nach  eng- 
lischem Rechte  kein  Anspruch  auf  Grundbesitz  begründet  werden,  welcher 
gegen  das  englische  Recht  verstösst.  Die  Auslegung  eines  Ehevertrages 
hat,  wenn  sich  nicht  die  Absicht  des  Gegentheils  vorgesehen  findet,  wie 
die  eines  beliebigen  anderen  Vertrags  nach  dem  Rechte  des  Landes,  in 
dem  der  Vertrag  geschlossen  wurde,  zu  erfolgen,^)  doch  verlangt  bei  der 
Auslegung  zweideutiger  oder  technischer  Ausdrücke  das  Domizil  der 
Parteien  Berücksichtigung.*) 

Im  Konkurse  des  Ehemanns  kann  die  Wirkung  des  Rechtes  des 
ehelichen  Domizils  gegenüber  den  Gläubigem  vor  dem  zuständigen  Ge- 
richte nicht  zur  Geltung  gebracht  werden,  sondern  das  dort  geltende 
Recht  greift  Platz.  Dies  ist  der  natürliche  Ausfluss  des  Grundsatzes, 
dass  beim  Konkurse  die  Bestimmung  und  Vertheilung  der  Masse  sich 
nach  der  lex  fori  concursus  vollzieht.®) 

4.  Ehescheidung.') 


^)  Herbert  v.  Herbert  1819,  3  Phil.  Eccl.  58. 

•)  Story  Conflict  of  laws  §§  448,  454. 

•)  Westlake  Priv.  International  Law  S.  64,  65.  —  Eine  spätere  Aenderung  des 
bezeichneten  Wohnsitzes  ist  ohne  Eiufluss  auf  das  einmal  vertraglich  oder  geset-zlich 
begründete  eheliche  Güterrecht,  soweit  es  sich  um  bewegliches  Vermögen  handelt. 
(De  Nicols  v.  Curlier,  House  of  Lords  15.  Dezember  1900.  L.  d.  R.  69  Ch.  Dp.  109, 
wodurch  Urtheil  des  C.  of  App.  L.  d.  R.  67  Ch.  D.  419  verworfen.) 

Die  Befugniss  der  Frau,  sich  in  Höhe  ihres  Sondervermögens  ohne  Ein- 
willigung des  Mannes  zu  verpflichten  (Ges.  v.  1882,  45  und  46  Vic.  c.  75  §  1),  be- 
trifft den  Stand  und  die  Handlungsfähigkeit  der  Frau;  verlegt  sie  ihren  ständigen 
Wohnsitz  ins  Ausland,  so  ist  das  ausländische  Recht  massgebend  (nach  derselben  Be- 
stimmung), doch  ist  das  nicht  unstreitig.  Vgl.  Clunet,  Journal  du  droit  intern.  1895 
S.  105:  Bö  hm 's  Zeitschr.  Bd.  5  S.  297. 

*)  Holmes  v.  Holmes  Russ.  My.  600. 

*)  Lansdown  v.  Lansdown  2  Bligh.  60,  87. 

«)  Thurnbum  v.  Steward  L.R.  8  P.C.  478. 

')  Foote  Private  International  Jurisprudence  II  Edition  (99). 
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Bezüglich  der  Anerkennung  fremder  Ehescheidungserkenntnisse  be- 
standen mancherlei  Zweifel.  In  neuerer  Zeit  hat  das  Hoose  of  Lords 
in  einer  Entscheidung  folgenden  wichtigen  Grundsatz  ausgesprochen: 
„Die  englischen  Gerichte  werden  die  Rechtsgültigkeit  einer  die  Ehe 
einer  Engländerin  und  eines  Fremden  auflösenden  Entscheidung  an- 
erkennen, wenn  dieselbe  von  einem  in  der  Sache  zuständigen  christlichen 
Tribunal  des  Landes  ergangen  ist,  welchem  der  Nichtengländer  angehört 
und  in  dem  er  sein  Domizil  hat,  sofern  des  Scheidungsuiüieil  nicht  etwa 
auf  Kollusion  oder  Betrug  beruht;  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Ehe 
in  England  geschlossen  war  und  aus  einem  Grunde  geschieden  wurde^ 
welcher  nicht  ausgereicht  hätte,  in  England  eine  Ehescheidung  zu 
erwirken."^) 

Ist  eine  Ehe  in  England  eingegangen  und  haben  die  Parteien  auch 
ihr  Domizil  in  England,  so  wird  ein  fremdes  die  Ehe  auflösendes  Er- 
kenntniss  in  keinem  Falle  anerkannt.  Hatten  dagegen  die  Parteien  zur 
Zeit  der  Eheschliessnng  ihr  Domizil  im  Ausland  und  rechtfertigt  sich 
nach  den  Gesetzen  dieses  Domizils  —  vorausgesetzt,  dass  die  Parteien  es 
beibehalten  haben  —  die  Ehescheidung,  so  wird  diese  in  England  als 
rechtswirksam  anerkannt.')  Nach  dem  gleichen  Grundsatze  geniesst  ein 
nach  dem  Recht  des  Domizils  gewährtes  Scheidungsurtheil  eines  fremden 
Gerichts  dann  Anerkennung  in  England,  wenn  die  Parteien  zwar  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  ihr  Domizil  in  England  hatten,  es  aber  hinterher 
wechselten."  *) 

Bei  einer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  übt  das  englische  Gericht 
Jurisdiktion  über  Ehescheidung  aus,  wenn  der  Nachweis  erbracht  wird, 
dass  die  Gatten  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  ihr  eheliches  Domizil 
in  England  besassen.^) 

Gerichtliche  Trennung  und  Wiederherstellung  ehelicher 
Gemeinschaft  werden  von  den  englischen  Gerichten  nach  denselben 
Grundsätzen  behandelt,  wie  Scheidung.  Nur  wird  angenommen,  dass 
bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  das  Erforderniss  des  Domizils  nicht  so 
strikt  wie  bei  der  Scheidung  zu  beachten  ist,  sondern  dass  Ansässigkeit 
(gewöhnlicher  Aufenthalt)  für  genügend  befunden  werden  dürfte.*) 


§  10. 

E.  Besonderes  für  Irland  und  Schottland. 

Im  Folgenden  werden  nur  kurz  die  wichtigsten  Abweichungen  des 
irischen  und  des  schottischen  Eechtes  von  den  in  England  geltenden 
Eherechtsnormen  hervorgehoben. 

*)  Harvey  v.  Harvey  8.  App.Ct.  43. 

1)  Hanrey  v.  Farnie  5  P.D.  163. 

^  Warrenden  v.  Warrenden  2  Gl.  &  F.  562. 

»)  Brodie  v.  Brodie,  2  S.  &  T.  267. 

*)  Brown  &  Po  wie 's  Law  of  Divorce,  VI  Edition. 
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I.  Irland. 

1.  Form  der  Eheschliessung.  In  dieser  Hinsicht  bestehen  für 
die  protestantischen  Episkopalen  nur  wenige  Unterschiede  zwischen  dem 
in  EIngland  und  dem  in  Irland  geltenden  Rechte;  beträchtlichere  Ver- 
schiedenheiten aber  walten  hinsichtlich  der  Angehörigen  anderer  Glaubens- 
bekenntnisse oder  Sekten  ob.  Man  hat  folgende  sechs  Kategorien  ge- 
trennt zu  betrachten: 

a)  Protestantische  Episkopalen.  —  Die  Angehörigen  der  Kirche 
von  Irland,  welche  bis  1869  in  diesem  Theile  des  vereinigten  Königreichs 
die  Staatskirche  war,  heissen  protestantische  Episkopalen.  Durch  den 
Erlass  der  „Lish  Church  Act"  wurde  diese  Kii'che  ihres  Charakters  als 
Staatskirche  entkleidet,  weshalb  die  von  ihren  Geistlichen  zu  vollziehen- 
den Ehen  durch  ein  neues  Gesetz  geregelt  werden  mussten.  Das  geschah 
durch  die  „Matrimonial  Causes  and  Marriage  Law  (Ireland)  Amendment 
Act  1870"  —  33  &  34  Vic.  c.  110.  —  Danach  können  Ehen  zwischen  zwei 
protestantischen  Episkopalen  in  jeder  beliebigen  Kirche  oder  Kapelle 
eingesegnet  werden,  in  der  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes 
solches  statthaft  war,  und  in  der  auch  fernerhin  Gottesdienst  gehalten 
wird,  oder  in  einer  Kirche  oder  Kapelle,  die  später  von  einem  Bischof 
dieser  Kirche  mit  Lizenz  zu  Eheschliessungen  ausgestattet  wird.  Der 
Tranzeremonie  muss  ein  Aufgebot  oder  die  Ertheilung  einer  Lizenz  oder 
Speziallizenz  eines  Bischofs  der  Episkopal-Kirche,  oder  eines  Zertifikats 
eines  Standesbeamten  („Registrar")  voraufgehen.  Bei  Ehen  auf  Grund 
einer  Speziallizenz  muss  nebenbei  das  Zertifikat  eines  Standesbeamten 
zu  Beurkundungszwecken  dem  amtirenden  Geistlichen  vorgelegt  werden. 

Im  Uebrigen  regelt  sich  die  Eheschliessung  nach  dem  damals  be- 
stehenden Rechte  (§§  32 — 36,  42).  Dieses  war  in  zwei  Gesetzen  nieder- 
gelegt: 7  &  8  Vic.  c.  81  und  26  &  27  Vic.  c.  27,  und  ist  im  Allgemeinen 
in  seinen  Bestimmungen  über  Aufgebot,  Lizenzen  u.  s.  w.  dem  Inhalt  der 
englischen  Act  4  Geo.  IV  c.  76  *)  analog. 

b)  Presbyterianer  und  andere  protestantische  Nonkonfor- 
misten.  —  Das  Gesetz  33  und  34  Vic.  c.  110  befugte  das  Haupt  der 
Presbyterianer  („Moderator  of  the  General  Assembly  of  the  Presbyterian 
Church  in  Ireland")  und  die  Häupter  von  13  Religionsgenossenschaften 
in  Irland,  SpeziaUizenzen  für  Eheschliessungen  zu  jeder  beliebigen  Zeit 
an  jedem  beliebigen  Orte  in  Irland  unter  der  Voraussetzung  zu  ertheilen, 
dass  die  Nupturienten  beide  derselben  Kirche,  wie  der  die  Lizenz  ge- 
währende Vorsteher,  angehören. 

Ehen  von  zwei  Presbyterianem  können  nach  den  bei  den  Presby- 
terianem  in  Uebung  stehenden  Formen  entweder  auf  Lizenz  eines 
Presbyterianer-GeisÜichen,  oder  nach  öffentlichem  Aufgebot  in  amtlich 
zugelassenen  Andachtshäusem  in  den  Stunden  von  8  Uhr  Vormittags  bis 


^)  Siehe  die  DarsteUung  des  englischen  Rechts  unter  C  Ul  d,  S.  505  „Gemeinsame 
Bestimmungen  ^ . 
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2  Uhr  Nachmittags  bei  offenen  Thüren  und  vor  zwei  Zeugen  geschlossen 
werden.  Ist  nur  einer  der  Nuptnrienten  Presbyterianer,  so  kann  die 
Ehe  unter  denselben  Förmlichkeiten  auf  Grund  einer  von  einem  Presby- 
terianer-Geistlichen  ertheilten  Lizenz  vor  sich  gehen.  Das  Gesetz  7  4- 
8  Vic.  c.  81  stattet  die  Presbyterianer-Geistlichen  mit  der  Befugniss  zur 
Lizenz-Ertheilung  aus,  und  enthält  den  Vorschriften  der  Act  4  Geo.  IT 
c.  76  ^)  einigermassen  ähnliche  Bestimmungen  über  Aufgebot,  lizenz- 
Ertheilung  und  Registrirung  von  Andachtshäusem.  Bei  den  letzt- 
erwähnten Presbyterianer  -  Ehen  wird  kein  Zertifikat  eines  Standes- 
beamten benöthigt,  und  es  ist  dem  Standesbeamten  die  Ertheilung  einer 
Lizenz  sogar  verboten  (7  &  8  Vic.  c.  81  §  13). 

c)  Angehörige  aller  übrigen  Religionsgenossenschaften 
mit  Ausnahme  der  römisch-katholischen  (36  Vic.  c.  16)  können 
Ehen  nur  in  ähnlicher  Weise  eingehen,  wie  dies  durch  Statut  6  4  7 
Will.  IV  c.  85  für  die  Nonkonformisten  in  England  vorgeschrieben  ist^ 

Quäker  und  Juden  sind  in  Irland,  wie  in  England,  Gegenstand 
besonderer  Gesetzgebung  gewesen.  Sie  schliessen  ihi^e  Ehen  nach  ihrem 
eigenen  Ritus  nach  Anzeige  an  den  Standesbeamten  und  nach  Ertheilnng 
einer  Lizenz  oder  eines  Certifikats  durch  denselben;  dies  Certifikat  mm 
dem  trauenden  Geistlichen  behändigt  werden. 

d)  Römisch-Katholische.  Bis  zum  Jahre  1863  waren  Ehen 
zwischen  zwei  Personen  römisch-katholischen  Bekenntnisses  der  Wirkung 
des  gemeinen  Rechtes  ohne  statutarische  Einmischung  der  Gesetzgebung 
überlassen.  Dies  ist  noch  der  Fall,  soweit  es  sich  um  das  materiell- 
rechtliche Zustandekommen  solcher  Ehen  handelt;  denn  die  Bestimmungen 
des  in  jenem  Jahre  ergangenen  Gesetzes  (26  &  27  Vic.  c.  90)  beschränken 
sich  auf  die  Registrirung  (Beui^kundung)  solcher  Ehen. 

Nach  gemeinem  Rechte*)  ist  die  Gegenwart  eines  rite  ordinirten 
Geistlichen  der  römisch-katholischen  Kirche  *)  bei  der  Trauungsfeierlich- 
keit wesentlich  für  das  rechtliche  Zustandekommen  des  Ehekontraktes, 
aber  eine  von  einem  solchen  Geistlichen,  öffentlich  oder  nicht  öffentlich, 
gleichviel  an  welchem  Ort  und  zu  welcher  Stunde  und  in  beliebiger 
Form  eingesegnete  Ehe  zweier  zur  Ehe  miteinander  befähigten  Personen 
war  und  ist  ohne  vorheriges  Aufgebot,  ohne  Lizenz,  Anzeige,  vorgängigen 
Aufenthalt,  Einwilligung  Dritter  schlechthin  gültig. 

Für  die  Registrirung  römisch-katholischer  Ehen  ist  durch  das  Statut 
26  &  27  Vic.  c.  90  ein  von  dem  englischen  verschiedenartiges  System 
eingeführt.  Römisch-Katholische,  die  heirathen  wollen,  müssen  vor  der 
Ehe,  bei  einer  den  Ehemann  treffenden  Strafe  von  .^10,  von  dem  Bezirks- 
Standesbeamten  ein  Formular  zum  Ausfüllen  einfordern.    Dieses  ist  bei 


1)  Siehe  die  Darstellung  des  englischen  Rechts  unter  C III 3,  S.  505  „Gemeinsame 
Bestimmungen  " . 

*)  Siehe  die  Darstellung  des  englischen  Recht«  unter  C  III  2,  S.  501. 

s)  R.  V.  Millis  10  Cl.  &  F.  534. 

*)  Wie  übrigens  auch  der  protestantischen  Episkopalkirche. 
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der  Eheschliessong  von  dem  amtirenden  Geistlichen  sowie  von  den 
Parteien  und  zwei  Zengen  zn  untersclireiben,  nnd  von  dem  Ehemann, 
wiederum  bei  Strafe  von  £  10,  dem  Bezirks-Standesbeamten  binnen 
dreier  Tage  nach  der  Eheschliessnng  durch  die  Post  einzusenden. 

e)  Mischehen.  Die  Matrimonial  Causes  and  Marriage  (Ireland) 
Amendment  Act  1870  ermächtigte  die  Geistlichen  der  protestantischen 
Episkopalkirche  sowie  der  römisch-katholischen  Kirche  zur  Vollziehung 
von  Ehen,  sofern  nur  je  einer  von  den  Eheschliessenden  protestantisch- 
episkopal bezw.  römisch-katholisch  ist;  doch  sind  folgende  Vorschriften 
zu  beachten:  Es  ist  vor  der  Eheschliessung  dem  Standesbeamten  Anzeige 
zu  erstatten  und  sein  Zertifikat  beizubringen,  ausser  wenn  die  Ehe  auf 
Grund  eines  Aufgebots  oder  einer  Lizenz  erfolgt;  die  Trauung  hat  in 
einem  dem  Gottesdienste  nach  dem  Ritus  der  Eonfession  des  ministrirenden 
Geistlichen  gewidmeten  Gebäude  im  Bezirke  des  betreffenden  Standes- 
beamten zwischen  8  Uhr  Vormittags  imd  2  Uhr  Nachmittags  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen  vor  sich  zu  gehen. 

Für  solche  Mischehen  kann  entweder  ein  Bischof  der  protestantischen 
(Episkopal-)  oder  ein  Bischof  der  römisch-katholischen  Kirche  eine  Lizenz 
ertheilen,  und  beim  Vorliegen  einer  solchen  Lizenz  entfällt  die  Noth- 
wendigkeit  eines  standesamtlichen  Certiflkats  (§§  25—27). 

f)  Civil-Ehen.  Seit  dem  Jahre  1844  ist  in  Irland  auch  die  fakul- 
tative Civil-Ehe  unter  ähnlichen  Bestimmungen,  wie  sie  das  englische 
Statut  6  &  7  WUl.  IV  c.  85  enthält,  eingeführt.^) 

2.  Wirkungen  der  Ehe.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Eheleute 
gegen  einander  in  persönlicher  und  in  vermögensrechtlicher  Beziehung 
sind  im  Allgemeinen  die  gleichen,  wie  in  England.  Die  Married  Womens 
Property  Acts  1870 — 1884  haben  in  Irland  Geltung. 

3.  Nichtigkeit,  Legitimitäts-Erklärung,  Wiederherstellung 
ehelicher  Gemeinschaft.  Hinsichtlich  der  materiellen  Voraus- 
setzungen und  Hindemisse  für  die  Eheschliessung  gelten  in  Irland  die- 
i>elben  Bestimmungen  über  Mündigkeit,  Zustimmung  Dritter,  Verwandt- 
schaft, Impotenz,  Geisteskrankheit  u.  s.  w.  wie  in  England;  auch  die 
Nichtigerklärung  einer  Ehe  kann  demgemäss  aus  ähnlichen  Gründen  wie 
dort  ausgesprochen  werden.  Ebenso  gelten  für  die  Legitimitäts-Erklärung 
(Feststellung  der  Gültigkeit)  einer  Ehe  und  für  die  Wiederherstellung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  ähnliche  Bestimmungen,  wie  in  England; 
doch  kann,  abweichend  von  dem  dortigen  Rechte,  in  Irland  die  Be- 
folgung des  Befehls  zur  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
noch  durch  Haft  erzwungen  werden. 

4.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  —  Kein 
irisches  Gericht  hat  oder  hatte  je  die  Macht,  eine   Scheidung  dem 


')  Siehe  die  Darstellang  des  englischen  Hechts  oben  S.  501,  2. 
Leskeu.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.    Ergänzungsband.  35 
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Bande  nach  (divorce  a  yincalo  matrimonii)  auszusprechen,  welche 
den  Parteien  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  yerstattete.  Irische  Ehe- 
leute können  eine  solche  Ehescheidung  nur  dui*ch  Petition  an  das 
Parlament  um  Erlass  eines  Spezial-Scheidungsgesetzes  nach  der  alten 
Praxis  vor  den  englischen  Divorce- Acts  erlangen. 

Das  „House  of  Lords^  legte  1866  als  Regel  fest,  dass  für  den  Erlass 
einer  irischen  Scheidungs-Bill  das  Mass  an  Beweisen  für  genügend  zu 
erachten  sei,  welches  seit  der  Divorce  Act  1867  die  Auflösung  einer  Ehe 
seitens  des  Divorce  Court  rechtfertige. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  (divorce  a  mensa  et  thoro) 
wird  im  Allgemeinen  aus  denselben  Gründen  und  nach  denselben  Grund- 
sätzen gewährt  bezw.  verweigert,  wie  gerichtliche  Trennung  (judicial 
Separation)  in  England,  und  hat  auch  dieselben  Wirkungen. 

In  Fällen  böslicher  Verlassung  kann  die  Frau  Verfügung  von  Schutz - 
massregeln  (protection - orders)  und  Unterhalt  (maintenance- Orders) 
nachsuchen. 

Klage  gegen  den  Ehebrecher.  G^en  den  Mann,  der  mit  der 
Frau  eines  irischen  Gatten  Ehebruch  begeht,  steht  dem  irischen  Ehe- 
gatten gegen  den  Ehebrecher  eine  Klage  wegen  Unbill  (tort)  auf  Schadens- 
ersatz zu. 

5.  Gerichts-Verfassung  und  -Verfahren.  —  Die  Matrimonial 
Gauses  and  Marriage  Laws  (Ireland)  Amendment  Act  1870  bekleidete 
ein  neues  Tribunal  „The  Court  of  Matrimonial  Causes  and  Matters- 
(Gerichtshof  für  Ehesachen)  mit  der  gesammten  fi'üheren  Gerichtsbarkeit 
der  ekklesiastischen  Gerichte  in  Ehesachen.  Die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  und  die  Befugnisse  und  das  Verfahren  des  Gerichts  waren  im 
Allgemeinen,  abgesehen  von  Scheidung  der  Ehe,  denen  der  Matrimonial 
Causes  Act  1867  (England)  analog.  Die  Supreme  Court  of  Judicature 
Act  (Ireland)  1877  übertrug  die  Jurisdiktion  des  genannten  Gerichte 
auf  die  Probate  and  Matrimonial  Division  of  the  High  Court  of  Justice 
(in  Ireland)  mit  dem  Sitz  in  Dublin. 

n.  Schottland. 

1.  Das  Verlöbniss  kann  durch  nachfolgenden  Beischlaf  der  Ver- 
lobten zu  einer  vollgültigen  Ehe  erstarken;  (Näheres  hierüber  unten, 
unter  3  S.  545). 

2.  Ehehindernisse. 

a)  Ehebruch  begründet,  abweichend  vom  englischen  und  iiischen 
Rechte,  ein  Hinderniss  für  die  Ehe  zwischen  dem  schuldigen  Gatten  und 
seinem  Mitschuldigen.    (Näheres  unten  unter  6  S.  551.) 

b)  Ehehindernde  Verwandtschaftsgrade. — Vor  der  Reformation 
waren  die  nach  kanonischem  Rechte  bestehenden  Ehehindemisse  der  Bluts- 
verwandtschaft und  Schwägerschaft  in  Schottland  Gesetz.    Mit  der  Be- 
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formation  wurden  diese  Fragen  dui'ch  zwei  Statuten  geregelt,  von  denen 
das  eine  die  Blutschande,  d.  i  den  fleischlichen  Verkehr  mit  Personen 
innerhalb  verbotener  Verwandtschaftsgrade  nach  Leviticus  c.  XVIIl, 
mit  Todesstrafe  bedroht,  während  das  andere  allen  Ehen,  ausser  den 
durch  Gottes  Gesetz  nach  Leviticus  c.  XVIII  verbotenen,  Gültigkeit 
zuerkannte.  Im  Wege  der  Auslegung  dieser  Bestimmungen  ist  als 
schottisches  Eecht  festgestellt,  dass  alle  Ehen  zwischen  Personen,  welche 
als  Aszendenten  oder  Deszendenten,  gleichviel  in  welchem  Grade,  mit 
einander  verwandt  sind,  sowie  in  der  Seitenlinie  die  Ehen  zwischen 
Bruder  und  Schwester,  Oheim  und  Nichte,  Neffe  und  Tante,  wegen 
Schwägerschaft  aber  die  Ehen  eines  Mannes  mit  der  Schwester  seiner 
verstorbenen  Frau  oder  mit  der  Witwe  seines  verstorbenen  Bruders  und 
auch  mit  Verschwägerten  in  entfernteren  Graden,  wie  mit  der  Wittwe 
eines  Oheims  verboten  sind.^) 

Diese  Eheverbote  finden  auf  voUbürtige  und  halbbürtige  Bluts- 
verwandte und  Verschwägerte  Anwendung  und  umfassen  auch  illegitime 
Verwandte. 

Lord  Lyndhurst's  Act*)  hat  keine  Geltung  in  Schottland. 

3.  Form  der  Eheschliessung.  —  Nach  dem  Gesetz  19  &  20Vic. 
c.  96,  gewöhnlich  Lord  Brougham's  Act  genannt,  ist  es  für  die  Gültig- 
keit jeder  in  Schottland  geschlossenen  Ehe  erforderlich,  dass  entweder 
eine  der  kontrahirenden  Parteien  zui*  Zeit  der  Eheschliessung  ihren 
gewöhnlichen  Aufenthaltsort  in  Schottland  hat,  oder  während  der  der  Ehe^ 
unmittelbar  voraufgehenden  21  Tage  in  Schottland  gelebt  hat.  Vor  Erlass 
dieses  Gesetzes  war  es  überaus  häufig,  dass  Engländer  heimliche  Ehen 
in  Schottland,  so  insbesondere  in  Gretna  Green  oder  an  anderen  Grenz- 
orten, sogleich  nach  Ueberschreiten  der  Grenze  schlössen;  diesem  Uebel- 
stande  wurde  durch  das  Gesetz  nachdrücklichst  abgeholfen. 

Von  dem  erwähnten  Erfordemiss  abgesehen,  hängt  das  rechtliche 
Zustandekommen  einer  Ehe  nicht  von  der  Beobachtung  irgendwelcher 
Zeremonien  oder  Formen  ab,  sondern  es  beruht  auf  altem,  d.  h.  vorti'iden- 
tinischem,  kanonischem  Rechte.  Danach  wird  nicht  erfordert,  dass  der 
Kontrakt  in  Gegenwart  eines  Geistlichen  oder  Civilbeamten,  oder  mittelst 
irgendwelcher  Solennität,  formaler  Erklärung  oder  ausdrücklicher  Handlung 
geschlossen  oder  bekundet  werde.  Der  fundamentale  Grundsatz  ist  viel- 
mehr, dass  Einverständniss  die  Ehe  begründet  (consensus  facit  nuptias). 
Auf  dieser  Grundlage  erkennt  das  schottische  Recht  drei  Arten  des 
Zustandekommens  einer  Ehe  an,  von  denen  eine  „regulär",  die  beiden 
anderen  „irregulär"  genannt  werden. 

Reguläre  Ehen  sind  solche,  die  nach  gewissen  durch  Gebrauch 
oder  Statut  festgelegten  Regeln  in  Gegenwart  eines  Geistlichen,  also 


>)  Fräser,  Basband  and  wife,  2.  Anfl.,  £d.  I  S.  104—119. 

^   5   &  6  Will.  IV   c.  54   §  B;    siehe    die    DarsteUung    des    englischen    Rechts 
S.  49«,  2  c. 
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entsprechend  den  verschiedenen  Arten  und  Formen  der  in  England  und 
Irland  gesetzlich  anerkannten  Eheschliessmigen  (ausser  solchen  vor  einem 
( Ivil-Standesbeamten)  geschlossen  werden. 

Irregulär  heissen  alle  Ehen,  welche  nicht  in  dieser  Art  geschlossen 
sind.  Hier  unterscheidet  man  wiederum  solche  Ehen,  welche  sich  per 
verba  de  praesenti  vollziehen,  und  solche,  welche  per  verba  de  futuro 
subsequente  copula  zu  Stande  kommen.  Nach  einem  alten  Statute  sind 
diejenigen,  welche  an  der  Abschliessung  einer  Ehe  in  der  irregulären 
Form  theilnehmen,  mit  Geldstrafen  bedroht,  während  die  Gültigkeit  der 
Ehe  unberührt  bleibt.*) 

a)  Reguläre  Ehen.  Nicht  nur  Geistliche  der  Staatskirche,  sondeni 
jeder  beliebige  Piiester  darf  eine  Ehe  nach  ergangenem  Aufgebot 
oder  auf  Grund  eines  Registrars'  Certifikats  einsegnen  (10  Anne 
c.  7  &  41  und  42  Vic.  c.  43).  Quäker  und  Juden  dürfen  ebenfalls  auf 
Grund  eines  Registrars'  Certifikats  unter  einander  heirathen.  Es  ist 
nicht  nothwendig,  dass  eine  reguläre  Ehe  in  irgend  einer  besonderen 
Form  oder  an  einem  besonderen  Orte  und  zu  bestimmter  Zeit  geschlossen 
werde.  Die  blosse  Gegenwart  eines  Geistlichen  (oder  des  zuständigen 
Beamten  bei  Quäkern  und  Juden)  giebt  der  Ehe,  gleichviel  wo  die  Ehe- 
schliessung stattfindet,  den  Charakter  einer  Ehe  in  facie  ecclesiae.  Nicht- 
beachtung der  für  reguläre  Ehen  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über 
Aufgebot  oder  anderweitige  Formerfordemisse  kann  für  die  betheiligten 
Parteien  Strafen  nach  sich  ziehen,  nicht  aber  die  Rechtswirksamkeit 
des  Austausches  des  Einverständnisses,  soweit  das  Zustandekommen  der 
Ehe  in  Frage  kommt,  berühren.  Das  einzige  Statut,  dessen  Verletzung 
Nichtigkeit  im  Gefolge  hat,  ist  das  obenerwähnte  Lord  Brougham's 
über  das  Erforderniss  des  Aufenthalts  in  Schottland. 

b)  Irreguläre  Ehen.  Zum  Zustandekommen  einer  wirklichen  Ehe 
ist  nichts  weiter  nöthig,  als  gegenwärtiger  Austausch  des  Einverständ- 
nisses, von  nun  an  Mann  und  Weib  sein  zu  wollen,  in  beliebiger  Aus- 
drucksform (Eheschliessung  per  verba  de  praesenti).  Geht  solches 
ohne  vorhergehendes  Aufgebot  oder  Registrars  Certifikat  oder  Mitwirkung 
eines  Geistlichen  vor  sich,  so  ist  es  eine  irreguläre  Ehe,  gleichviel  ob 
die  Erklärung  des  Einverständnisses  in  der  öffentlichsten  und  authentisch- 
sten Weise  vor  einem  Friedensrichter  oder  vor  irgend  einer  beliebigen 
zeugnissfähigen  Laienperson,  die  es  auf  sich  nimmt,  Heirathen  einzu- 
segnen oder  doch  zu  bezeugen  (wie  der  weltbekannte  Schmied  in  Gretna 
Green),  oder  ob  sie  nichtöffentlich  und  ganz  im  Geheimen  zwischen  den 
Parteien  selbst,  mit  oder  ohne  Zeugen,  erfolgt,  und  ob  ihr  ein  öffent- 
liches Anerkenntniss  oder  eheliche  Gemeinschaft  nachfolgt  oder  nicht.*) 


')  Act  of  1698  c.  6. 

•)  Report    of  Royal    Commission    1868,    S.  XVI,  XX.     Zeugengegenwart   oder 
Beurkundung  sind  aber  für  den  Beweis  der  Ehe  wichtig.    Vgl.  das  Folgende. 
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Die  Einverständnisserklärung  muss  beiderseits  mit  der  Absicht  der 
Begründung  einer  Ehe  abgegeben  sein.  Ein  zwar  der  Form  nach,  nicht 
aber  ernstlich  abgegebenes  Einverständnisse  wie  bei  einer  Ehe  zum 
Scherz,  verleiht  keine  Bechtswirksamkeit.  Zur  Feststellung  einer  Ehe 
per  verba  de  praesenti,  welche  nichtöffentlich  vor  sich  gegangen  ist, 
bedarf  es  einer  erheblichen  Menge  schlüssiger  Beweise.  *)  Ein  Anerkennt- 
niss  der  Ehe  ist  beweiskräftig;  auch  Taufe  und  Eintragung  eines  Kindes 
als  ehelich  gilt  als  starker  Beweis  der  behaupteten  Ehe. 

„Habit  and  repute"  (Gewohnheit  und  Ruf)  d.  i.  der  Umstand,  dass 
Personen,  die  als  Mann  und  Frau  zusammenleben,  bei  ihren  Verwandten, 
Freunden  und  Bekanntschaften  als  Verheirathete  angesehen  werden,  wird 
oft  als  eine  besondere  Form  der  Eheschliessung  dargestellt,  wähi-end  im 
Rechtssinne  durch  jenen  Ruf  nicht  sowohl  die  Ehe  selbst  begründet,  als 
vielmehr  nur  ein  Beweis  für  ihr  Vorhandensein  geliefert  wird.  That- 
sächlich  aber  akzeptirt  das  schottische  Recht  das  ununterbrochene 
Zusammenleben  von  Mann  und  Frau  als  Ehegatten  zusammen  mit  dem 
Umstände,  dass  sie  allgemein  im  Rufe  standen,  verheirathete  Leute  zu 
sein,  als  so  vollständigen  Beweis  für  das  Vorhandensein  des  eine  Ehe 
begründenden  Einverständnisses,^)  dass  die  Rechtsübung  jener  populären 
Auffassung  von  „habit  and  repute"  nahekommt. 

Als  Ehe  per  verba  de  futuro  subsequente  copula  behandelt 
das  schottische  Recht  die  Verbindung  von  Personen,  welche  einander  die 
Ehe  für  später  versprochen  (sich  mit  einander  verlobt)  haben  und  dem- 
nächst in  geschlechtlichen  Verkehr  getreten  sind.  Das  Eheversprechen 
muss  aber  schriftlich  erklärt  oder  eidlich  zugestanden  sein;  und  eine 
weitere  Voraussetzung  ist,  dass  sowohl  das  Versprechen  als  auch  der 
Beischlaf  in  Schottland  stattgefunden  haben.  ^) 

In  dem  Verfahren  behufs  Feststellung  einer  so  begründeten  Ehe*) 
kann  dem  Beklagten  der  Eid  über  das  behauptete  Versprechen  zu- 
geschoben werden,  wenn  er  nicht  inzwischen  mit  einer  anderen  Person, 
>¥ie  der  klagenden,  die  Ehe  eingegangen  ist.  Die  Eidesleistung  kann 
von  ihm  dann  nicht  erzwungen  werden,  wenn  sie  die  Wirkung  haben 
würde,  die  nachfolgende  Ehe  ungültig  zu  machen. 

4.  Beurkundung  der  Ehen.  —  Kirchliche  Eheregister  giebt  es 
in  Schottland  nicht,  doch  wui'de  ein  System  ziviler  Beurkundung  durch 


1)  Dysart  Feerage  Oase  (1886)  6.  App.  C.  489. 

*)  Dysart  Feerage  Gase  1881  6  App.C.  489  pp.  537,  538. 

•)  Yleverston  v.  Longworth  1864  4.  —  H.L.  745. 

*)  Früher  wurde  angenommen,  dass  durch  den  Geschlechtsverkehr  der  Verlobten 
die  Ehe  ipso  iure  perfekt  werde  (Report  of  B.oyal  Commission  1868  S.  XIX).  Der 
Court  of  Sessions  als  oberster  Gerichtshof  entschied  aber,  dass  die  Vereinigung  auf 
Grund  der  yerba  de  futuro  erst  durch  die  gerichtliche  Feststellung  die  Kraft  einer 
Ehe  erhalte  und  dass  diese  Feststellung  von  jedem  der  beiden  Verlobten  bei  Lebzeitc  11 
des  anderen  nachgesucht  und  erlangt  werden  könne  (daselbst  S.  XX;  vgl.  über  die^ 
Frage  auch  Bell,  Principles  §  1515  und  Anm.  g). 
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Statut  17  &  18  Vic.  c.  80  und  23  &  24Vic.  c.  86  eingeführt.  Bei  regu- 
lären Ehen  müssen  die  Nupturienten  von  dem  Bezirks-Standesbeamten 
einen  Schein  einholen,  der  dem  amtirenden  Geistlichen  vorzuzeigen  und 
von  ihm  sowie  von  den  Parteien  und  zwei  Zeugen  unterschrieben  binnen 
drei  Tagen  an  den  Standesbeamten  zurückzusenden  ist.  Bei  irregulären 
Ehen  können  und  sollen  Personen,  welche  wegen  Verletzung  der  Formen 
für  reguläre  Ehen  bestraft  worden  sind,^)  nach  17  &  18  Vic.  c.  80  §§48, 
49  die  Ehe  in  dem  Kirchspiel  eintragen  lassen,  in  welchem  die  Ver- 
urtheilung  stattgefunden  hat.  Auch  nach  einem  von  einem  zuständigen 
Gericht  erlassenen  „decree  of  declarator",  welches  der  englischen  Legiti- 
mitätserklärung (Feststellung  der  Gültigkeit)  einer  Ehe  entspricht,  kann 
die  irreguläre  Ehe  eingetragen  werden.  Auf  Grund  der  Lord  Broughams 
Act  können  aber  auch  beide  Parteien  gemeinschaftlich  innerhalb  dreier 
Monate  nach  der  Eheschliessung  an  den  Sheriff  der  Grafschaft  ein 
(Tesuch  richten,  und  dieser  kann,  wenn  er  sich  davon  überzeugt,  dass 
eine  Eheschliessung  vorliegt,  den  Registrar  (Standesbeamten)  anweisen, 
die  Ehe  einzutragen. 

5.  Wirkungen  der  Ehe. 

a)  Uneheliche  Kinder  werden  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern 
legitimirt,  sofeni  zur  Zeit  der  Konzeption  oder  der  Geburt  des  Kindes 
den  Eltern  kein  Ehehinderniss  entgegenstand. 

b)  Eheliches  Güterrecht.  Ursprünglich  gehörte  in  Schottland, 
wie  in  England,  das  Eigen thum  der  Frau  dem  Manne.  Davon  waren 
nur  ausgeschlossen  vererbliche  Ansprüche  auf  Grundbesitz  und  Para- 
phemalien.  Die  MaiTied  Womens  Property  (Scotland)  Act  1881,  in  vielen 
Beziehungen  den  englischen  Gesetzen  ähnlich,  gab  der  Frau  ihr  Eigen- 
thum  zurück.*) 

Scheidung,  gleichviel  ob  wegen  Ehebruchs  oder  Verlassung,  hat  die 
Wirkung,  dem  unschuldigen  Gatten  Anspruch  auf  alle  gesetzlichen  Eechte 
zu  verleihen,  als  ob  der  andere  Gatte  gestorben  wäre,  und  der  schuldige 
Theil  verwirkt  alle  Ansprüche  auf  Grund  eines  „marriage-settlements" 
oder  Erbrechts.*) 

6.  Nichtigkeit  der  Ehe.  —  Eine  Ehe  kann  in  derselben  Weise 
und  aus  denselben  Gründen  für  nichtig  erklärt  werden  wie  in  England. 
Ein  dem  schottischen  Eechte  eigenthümliches  Ehehinderniss  aber  ist  Ehe- 
bruch. Nach  einem  Gesetz  von  1600  ist  die  Ehe  einer  wegen  Ehe- 
bruchs geschiedenen  Person  mit  dem  Mitschuldigen  nichtig, 
und  die  Nachkommenschaft  illegitim.  Doch  muss  die  Schuld  gerichtlich 
festgestellt,  und  der  Mitschuldige  in  dem  Scheidungsurtheile  benannt 
sein.*) 


1)  8iehe  oben  S.  547. 
«)  44  &  46  Vic.  c.  21. 

»)  Hanrey  v.   Farqnhar    1872    L.ß.  2   Sc.  &  D.  192.     Fräser,    Husband    und 
Wife,  Theil  IV  §  2. 

*■)  Fräser,  Husband  and  Wife,  2.  Aufl.  Bd.  I  Theil  1  Kap.  1. 


Grossbritannien  und  Irland.  551 

Eine  Frau,  welche  zu  einer  Ehe  mit  einem  bereits  verheiratheten 
Manne  verleitet  wird,  hat  Anspruch  anf  Schadensersatz  gegen  den 
Verführer.^) 

Kinder  aus  einer  nichtigen  Ehe  können  dessenungeachtet  legitim 
sein,  wenn  die  Ehe  wenigstens  seitens  einer  Partei  in  gutem  Glauben 
eingegangen  wurde.  •) 

7.  Wiederherstellung  ehelicher  Gemeinschaft,  Ehescheidung 
und  Trennung. 

Beide  Gatten  können  Wiederherstellung  ehelicher  Gemein- 
schaft (in  Schottland  „adherence^  genannt)  beantragen,  doch  ist  (und 
war  stets)  Haft  als  Zwangsmittel  unbekannt.^ 

Ehescheidung  (a  vinculo)  wurde  seit  der  Reformation*)  wegen 
Ehebruchs  (des  Mannes  sowohl  wie  der  Frau)  zwar  nicht  durch  Statut 
eingeführt,  aber  von  den  Gerichten  auf  Grund  des  gemeinen  Rechts 
gewährt.  Durch  Verzeihung,  Konnivenz  und  Kollusion,  nicht  aber  durch 
ein  gleiches  Verschulden  des  klagenden  Theiles  wird  das  Klagerecht 
ausgeschlossen. 

Von  dem  Ehebrecher,  den  24  &  25  Vic.  c.  86  §  7  als  Mitbeklagten 
zum  Prozesse  zuzuziehen  gestattet,  kann  Schadensersatz  verlangt 
werden.  Wird  der  mitbeklagte  Ehebrecher  im  Urtheil  als  Mitschuldiger 
bezeichnet,  so  darf  er  die  Ehebrecherin  nicht  heirathen. 

Nach  dem  Statut  von  1673  c.  1  bildet  bösliche  und  vorsätzliche 
Verlassung  seitens  jedes  Ehegatten,  wenn  sie  sich  über  einen  Zeitraum 
von  vier  Jahren  erstreckt,  einen  ferneren  Grund  für  Scheidung  vom  Bande.  ^) 

Von  den  schottischen  Gerichten  kann  die  Scheidung  von  Personen 
ausgesprochen  werden,  welche  ihr  Domizil  ausserhalb  Schottlands 
haben,  sofern  sie  nur  wenigstens  40  Tage  dort  aufhältUch  gewesen  sind. 
Da  aber  das  englische  Recht  den  Scheidungsspruch  eines  ausländischen 
Gerichts  nur  anerkennt,  wenn  die  Geschiedenen  in  dem  Lande,  in  welchem 
die  Scheidung  erging,  domizilirt  waren,  ergiebt  sich  in  diesem  Punkte 
ein  Gesetzeskonflikt  zwischen  England  und  Schottland.*) 

Bezüglich  der  Obhut  über  die  Kinder  und  bezüglich  der  Pflicht  zur 
Alimentation  kann  bei  Ausspruch  der  Scheidung  oder  gerichtlichen 
Trennung  in  ähnlicher  Weise  entschieden  werden  wie  in  England.  "^ 


1)  Daselbst  S.  139. 

*)  Fräser,  Pareni  and  Ghild  S.  22. 

«)  Fräser,  Husband  and  Wife,  Bd.  11  Theü  3  Kap.  11. 

*)  Als  Zeitpunkt  des  Eingangs  der  Reformation  in  Schottland  nimmt  man  den 
24.  Augnst  1560  an. 

^)  Die  Klage  kann  schon  nach  Ablanf  eines  Jahres  erhoben,  das  Seheidnngs- 
urtheil  aber  erst  nach  Ablauf  des  vierten  Jahres  erlassen  werden.  Vgl.  überhaupt 
Bell,  Prindples  §§  1528 ff. 

*)  Report  of  Marriage  Gommission  1868. 

7)  24  &  25  Vic.  c.  86  §  9. 
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Eüne  der  gerichtlichen  TrennHng  in  England  analoge  Separation- 
Order  kann  von  jedem  Gatten  wegen  Ehebruchs  oder  Misshandlung^ 
erwirkt  werden.*) 

8.  Gerichts-Verfassung.  — Vor  der  Befonnation  gehörten  Ehe- 
sachen in  Schottland  zur  Zuständigkeit  der  ekklesiastischen  Gerichte.  Die 
Richter  hiessen  „Commissaries*'.  Im  Jahre  1663  wurde  der  Commissary 
Court  of  Edinburgh  mit  Jurisdiktion  über  ganz  Schottland  für  Ehe- 
Scheidungs-  und  Bastardie-Angelegenheiten  eingesetzt.  Im  Jahre  1830  hob 
das  Statut  11  Geo.  IV  and  1  Wm.  c.  69  in  §§  31—37  die  Gerichtsbarkeit 
dieses  Gerichts  in  Ehesachen  auf  und  fibertrug  sie  auf  den  Court  of 
Sessions.  Das  Verfahren  gründet  sich  auf  kanonisches  Recht,  welches 
durch  statutarische  Normen  und  gerichtliche  Interpretation  modiflzirt  Ist 
und  als  „Eonsistorial-Recht^  (Consistorial  Law)  bezeichnet  wird.^ 

»)  Fräser,  Hueband  andWife  Bd.  U  Theil3  Kap.  ill;  Bell,  Principles  §§  1539ff. 
«)  Fräser,  Husband  and  Wife;  24  &  35  Vic.  c.  86  §  19. 
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Einleitung. 

1.  Allgemeine  Qmndsätze  und  Literatur. 

Die  auswärtigen  Besitzungen  Grossbritanniens  bestehen  aus  dem 
indischen  Kaiserreiche,  den  Insehi  Man,  Jersey,  Guemsey  und  den  Kolo- 
nien im  eigentlichen  Sinne.  ^)  Diese  Gebiete  sind  theils  durch  An- 
siedelungen der  Engländer  in  uncivilisirten  Gegenden,  theils  durch  Er- 
oberung oder  Abtretung  unter  englische  Herrschaft  gelangt.*)  In  den 
Besitzungen  der  ersteren  Art  gilt  grundsätzlich  das  englische  Recht  wie 
es  z.  Zt  der  Ansiedelung  im  Mutterlande  bestand,  während  in  den  er- 
oberten oder  abgetretenen  Gebieten  das  bisherige  Recht  in  Kraft  blieb; 
füi'  das  eigentliche  Eherecht  aber,  vornehmlich  für  das  Eheschliessungs- 
recht  ist  dieser  Grundsatz  nur  von  theoretischer  Bedeutung,  weil  diese 
Materie  in  allen  Kolonien  durch  Lokalgesetze  oder  Verordnungen  be- 
sondere Regelung  erhalten  hat.  Die  Gründe  hierfür  dürften  darin  zu 
suchen  sein,  dass  einmal  die  örtlichen  Verhältnisse,  besonders  die  reli- 
giösen Anschauungen  der  Eingeborenen  nur  selten  die  unmittelbare  An- 
wendung des  Rechtes  des  Mutterlandes  gestatteten,  dass  andererseits  aber 
auch  die  vorhandenen  Einrichtungen  den  Bedürfnissen  der  englischen  An- 
siedler nicht  entsprachen,  sondern  ihnen  erst  anzupassen  waren.  Zahlreiche 
Entscheidungen  älterer  Zeit  geben  ein  Bild  von  der  Rechtsunsicherheit, 
welche  in  den  einzelnen  Kolonien  in  dieser  Beziehung  vor  der  gesetzlichen 
Regelung  bestand^,  und  lassen  es  begreiflich  erscheinen,  dass  in  fast 


^)  Indien  wird  seit  der  Interpretation  Act  1889,  52  &  68  Vict.  c.  63  nicht  mehr 
zu  den  Kolonien  gerechnet;  bis  dahin  galten  nach  87  &  38  Vict.  c.  27  (1874)  als 
Kolonien  aUe  britischen  Besitzungen,  mit  aUeiniger  Ausnahme  der  Insel  Man  und  der 
KanaUnseln;  diese  werden  von  den  Engländern  überhaupt  nicht  als  auswärtige  Be- 
sitzungen betrachtet,  soUen  jedoch  aus  Zweckmässigkeitsgründen  in  diesem  Abschnitt 
mit  behandelt  werden.  Verwaltungsbehörden  sind  für  Indien  das  Indian  Office,  für 
Man  und  die  Kanalinseln  das  Home  Office,  für  die  Kolonien  das  Golonial  Office. 

*)  Tarring,  S.  4.    (Siehe  unter  Literatur.) 

')  Das  in  Sachen  Queen  v.  Millis  (10  Clark  und  Finnellys  Rep.  Houae  of  Lords, 
S.  534)  ergangene  ürtheU  stellte  den  Grundsatz  auf,  dass  für  alle  englischen  Nieder- 
lassungen das  alte,  vor  Hardwickes  Act  26  Geo.  11  c.  33  in  England  gültig  gewesene 
Eheschliessungsrecht  Anwendung  finden  soUte,  d.  h.  dass  ein  ordinirter  Geistlicher  die 
Trauung  yomehmen  müsse.  Im  Gegensatze  hierzu  wurde  in  Sachen  Maclean  y.  Gristall 
(Perrys  Oriental  Gases  S.  76)  in  Indien  die  Trauung  durch  einen  Missionar  für  aus- 
reichend erachtet,  während  in  Sachen  Beamish  y.  Beanüsh  (9  House  of  Lords  Rep. 
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allen  Besitzimgen  zn  den  znei*st  erlassenen  Verordnungen  anch  die  „Mar- 
riage  Ordinances'^  gehören.^)  Aber  so  gross  die  Zahl  der  formell  an- 
wendbaren Gesetze  ist,  so  gering  sind  die  zwischen  ihnen  bestehenden 
materiellen  Verschiedenheiten.  Je  weiter  sich  die  einzelne  Kolonie  ent- 
wickelte, je  inniger  sich  ihre  Verbindung  mit  dem  Mutterlande  ge- 
staltete, desto  mehr  wurde  ihr  Eecht  dem  englischen  angepasst  In  den 
Gebieten  mit  englischer  Rechtsgrundlage  gilt  kaum  ein  Eheschliessungs- 
gesetz,  das  nicht  mindestens  zum  Teil  wörtlich  dem  englischen  Gesetze 
entlehnt  wäre;  die  Ehegüterrechts-  und  Scheidungsgesetze  vollends  sind 
fast  sämmtlich  nur  Wiederholungen  der  in  England  in  diesen  Materien 
ergangenen  Gesetze.  Es  könnte  befremdlich  erscheinen,  dass  in  der- 
artigen Fällen  nicht  einfach  die  Anwendbarkeit  des  heimischen  Gesetzes 
für  einzelne  Kolonien  ausgesprochen  wird;^)  doch  das  englische,  in  jahr- 
hundertlanger Kolonialpraxis  erprobte  System  gewährt  den  gesetzgebenden 
Faktoren  den  Vortheil,  in  das  neue  Gesetz  gleich  die  durch  die  lokalen 
Verhältnisse  bedingten  Aenderungen  einfügen  zu  können  und  so  den 
Elrlass  besonderer  Ausführungsgesetze  zu  ersparen;  es  erleichtert  den 
Kolonialbewohnem  die  Auffindung  des  eigenen  Rechtes  und  giebt  ihnen 
zugleich  das  Ansehen  grösserer  Selbständigkeit.  Ein  einziges  Gesetz  ist 
auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  für  alle  englischen  Besitzungen  ergangen: 
das  Gesetz  vom  26.  Juni  1865  (28  &  29  Vict  c.  64),  betreffend  die 
Gültigkeit  der  in  den  auswärtigen  Besitzungen  Englands  abgeschlossenen 
Ehen.  Die  Veranlassung  dazu  bildeten  die  zahlreichen  Spezialgesetze, 
welche  in  den  einzelnen  Kolonien  erlassen  waren,  um  frühere,  unter 
Verletzung  von  Formvorschriften  geschlossene  Ehen  für  gültig  zu  er- 
klären; die  Wirkung  solcher  Gesetze  beschränkte  sich  anfangs  darauf,  dass 
die  fraglichen  Ehen  zwar  in  der  heimischen  Kolonie  anerkannt,  aber  in 
den  übrigen  Gebieten  Grossbritanniens  als  ungültig  angesehen  wurden. 
Demgegenüber  schreibt  das  erwähnte  Gesetz  vor,  dass  alle  kolonial- 
gesetzlichen Bestimmungen  über  die  Gültigkeit  geschlossener 
Ehen  in  sämmtlichen  britischen  Besitzungen  zu  achten  sind, 
aber  nur  insoweit  die  Parteien  auch  nach  englischem  Rechte  die  Ehe 
miteinander  eingehen  durften.  In  Folge  der  letzteren  Einschränkung 
fallen  die  im  Gegensatze  zum  englischen  Rechte  in  zahlreichen  Kolonien 
zugelassenen  Ehen  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  nicht  unter 
das  Gesetz  und  die  Kinder  aus  solchen  Ehen  werden  auch  heute  noch 


S.  348)  die  JBVage  für  Gebiete,  in  denen  keine  ordinirten  Geistlichen  wirkten,  offen 
gelaasen  wurde.  Ebenso  gross  waren  die  Schwierigkeiten  in  neu  eroberten  Ländern; 
in  E.uding  v.  Smith  (2  Haggard  Consistorial  Heports  S.  371)  wurde  unmittelbar  nach 
Eroberung  der  Kapkolonie  1796  dort  eine  nur  vom  Armeekaplan  eingesegnete  Ehe 
für  gültig  angesehen,  weil  eine  Eheschliessung  nach  der  lex  loci  für  Engländer  nicht 
zu  erlangen  war.     Vgl.  im  Uebrigen  Tarring  S.  14  u.  21ff. 

^)    So    sind   z.  B.    in   Transvaal    die   Bestimmungen   über    die   Form   der   Ehe- 
sehliessongen  noch  während  des  Krieges  erlassen  worden;  siehe  unten  S.  614. 

')  Es  ist  das  in  der  hier  behandelten  Materie  nur  in  den  seltensten  Fällen  ge- 
schehen, vgl.  Gibraltar,  Fidji-Inseln. 
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in    England    als   uneheliche    behandelt    und   vom    Erbrecht    ausge- 
schlossen.^) 

Auf  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  einzelneu  Materien  durch 
Lokalyerordnuugen  geregelt  sind,  wird  im  folgenden  Abschnitte  kurz  ein- 
gegangen werden. 

Literatur.  Das  vorstehend  schon  mehrfach  zitirte  Hauptwerk  ist: 
Charles  James  Tarring,  Chapters  on  the  law  relating  to  the  colonie« 
(mit  Anhang  einer  Entscheidungssammlung),  2.  Auflage,  London,  Steven  & 
Haynes  1893.  —  üeber  die  für  die  Rechtsanwendung  wichtige  Entstehungd- 
geschichte  der  einzelnen  Kolonien  vgl.:  A.  Zimmermann,  Die  Kolonial- 
politik Grossbritanniens,  2  Bände,  Berlin  bei  E.  S.  Mittler  1898/99.  Aeltere 
Werke:  William  Bürge,  Commentaries  on  colonial  and  foreign  laws,  London 
1838,  4  Bände  (nach  Materien  geordnet.  Eherecht  I  S.  143 ff.);  Charles 
Clark,  A  Summary  of  Colonial  Law,  London  1834  (nach  Kolonien  ge- 
ordnet); vgl.  auch  W.  Ernst,  Treatise  of  marriage  and  divorce,  London 
1897,  S.  16ff.  und  E.  Lehr,  Mariage,  divorce  et  Separation  de  corps^ 
Paris  1899,  S.  242  ff.  (für  Malta,  Canada  und  Indien). 

Das  englische  Kolonialamt  giebt  ein  Jahrbuch,  Colonial  Office 
List  (London,  Harrison  &  Sons)  heraus,  welches  eine  Uebersicht  über 
die  Geschichte  der  wichtigsten  Einrichtungen  und  die  Personalien  jeder 
Kolonie  enthält^)  Die  Gesetze  über  Eheschliessung  und  Ehescheidung 
der  Kolonien  mit  verantwortlicher  Regierung,*)  sowie  der  Kolonie  Natal 
sind  auf  Anordnung  des  Unterhauses  im  Jahre  1894  vom  Kolonialamt 
zusammengestellt  und  veröffentlicht:  Marriage  law,  Divorce  law, 
Part  I  Colonies  (except  Canada)  1894  H.C.  144/146,  Part  IH*)  Canada 
1894  KC.  323/324,  London,  Eyre  and  Spottiswoode.  Diese  Berichte  sind 
aber  in  Folge  der  zahlreichen,  inzwischen  ergangenen  neuen  Gesetze 
grösstentheils  veraltet.*) 

Die  ausgiebigste  Literatur  über  das  Recht  der  englischen  Besitzungen 
findet  sich  in  der  Zeitschrift  der  englischen  Gesellschaft  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft:  Journal  of  the  Society  of  Comparative  Legis- 
lation 1896  ff.*)  Sie  veröffentlicht  seit  einigen  Jahren  die  Antworten 
auf  eine  an  alle  Kolonialgouvemeure  gerichtete  Rundfrage:  The  modes 
of  Legislation  in  the  British  Colonies,')  femer  alljährlich  eine  Ueber- 
sicht über  die  im  letzten  Jahr  ergangenen  Kolonialgesetze.  Von  ein- 
zelnen in  dieser  Zeitschiift  erschienenen  Aufsätzen  sind  noch   zu   er- 


*)  Davey,  Journ.  of  the  Soc.  of  Comp.  Leg.  1900  S.  201  zeigt  au  aDSchaolichen 
Beispielen,  zu  welch  unhaltbaren  Zuständen  diese  Gesetzesanomalie  fuhren  kann. 

*)  Für  die  nachfolgende  Arbeit  ist  die  Colonial  Office  List  1902  benutzt. 

")  Das  sind  die  7  australischen  (einschl.  Neu-Seeland),  Canada  und  Neu-Fundland. 

^)  Theil  U  behandelt  fremde  Länder. 

^)  Eine  Neubearbeitung  ist  in  Vorbereitung.  Die  Zahlen  der  in  den  bezeichneten 
Kolonien  von  1883  bis  1893  ausgesprochenen  Scheidungen  sind  amtlich  zusammen- 
gestellt im  Farliamentary  Report  1895  Band  70  H.C.  443  (für  Neu-Seeland  208). 

')  Zitirt  im  Folgenden:  Journ.  Comp.  Leg. 

^)  Soweit  erschienen,  bei  jeder  Kolonie  zitirt. 
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wäJmen:  W.  Harrison  Moore:  The  Sources  of  the  Laws  of  the  colonies 
1900  S,  276;  R  Hon.  Lord  Davey:  Status  in  connection  with  Ciolonial 
Marriages  1900  S.  201;  Sir  Dennis  Fitzpatrick:  Non  Christian 
Marriage  1901  S.  157.  Die  Aufsätze,  welche  das  Recht  einzelner 
Kolonien  behandeln,  sind  bei  diesen  aufgeführt. 

2.  Die  Begelimg  in  den  einzelnen  Gebieten. 

A.  Beehtsgnelleii  sind  die  amtlichen  Gesetzsammlungen,  die  meist 
in  Jahresbänden  erscheinen.  In  Kolonien  mit  umfangreicherer  Gesetz- 
gebung werden  von  Zeit  zu  Zeit  die  noch  bestehenden  Gesetze  chrono- 
logisch oder  alphabetisch  zusammengestellt  und  neu  veröffentlicht  (Con- 
solidated oder  Eevised  Statutes).^) 

In  Bezug  auf  die  Rechtsgrundlage  zerfallen  die  britischen  Besitzungen 
in  drei  grosse  Gruppen: 

1.  Die  Gebiete  des  englischen  gemeinen  Rechtes  (alle  nicht  zu 
2  und  3  aufgeführten  Kolonien), 

2.  Die  Gebiete  des  römisch-holländischen  Rechtes:  Süd- Afrika 
Ceylon  und  Brit  Guiana, 

3.  Die  Gebiete  mit  französischer  Rechtsgrundlage,  in  denen  fran- 
zösisches Recht  (Coutume  de  Paris,  Coutume  de  Normandie, 
Code  civil)  oder  darauf  aufgebaute  Gesetzbücher  gelten:  Canal- 
inseln,  Malta,  Quebec,  Mauritius,  St.  Lucia. 

B.  Das  Yerlobniss  (Eheversprechen)  ist  wie  in  England  bei  allen 
drei  Gruppen  ein  civilrechtlicher  Vertrag,  auf  welchen  eine  Schadens- 
ersatzklage, niemals  aber  eine  solche  auf  Erfüllung,  d.  h.  Eingehung  der 
Ehe  gestützt  werden  kann.  Vereinzelte  Bestimmungen  finden  sich  nui* 
in  Bezug  auf  den  Beweis  des  Versprechens  (z.  B.  Natal,  Transvaal, 
Jamaica). 


^)  Die  omfassendste  Gesetz-  und  Literatursammlang  der  in  den  eDglischen  Be- 
sitzungen geltenden  Rechte  enthält  die  Bibliothek  der  Incorporated  Law  Society 
in  London.  Die  Kolonialgesetze  befinden  sich  ferner  vollständig  im  Colonial  Office, 
nahezu  vollständig  im  E.oyal  Colonial  Institute,  indische  Gesetze  und  Literatur 
in  der  reichen  Bibliothek  des  Indian  Office,  die  Gesetze  der  Inseln  Man,  Jersey 
und  Guemsey  im  Home  Office.  Eine  namhafte  Sammlune  englischer  Kolonialgesetze 
besitzt  die  Pariser  Bibliothek  des  Comite  de  Legislation  Etrang^re.  In  der  Berliner 
Königlichen  Bibliothek  finden  sich  ausser  der  Literatur  über  indisches  Recht  nur  die 
Gesetze  des  Gesammtparlaments  von  Canada  und  die  der  grossen  australischen  Gebiete. 
Die  vorliegende  Arbeit  wurde  wesentlich  erschwert  durch  den  vollständigen  Mangel 
an  systematischen  Zusammenstellungen  der  einzelnen  Rechte.  Alle  Gesetzsammlungen, 
(die  für  die  kleineren  Kolonien  oft  keine  Indices  enthalten)  mussten  durchgegangen 
werden.  In  zweifelhaften  Fällen  wurden  Auskünfte  im  Kolonialamte,  bei  den  Justiz- 
verwaltungen der  betreffenden  Kolonien  oder,  soweit  angängig,  bei  solchen  Anwälten 
eingeholt,  welche  in  London  speziell  für  die  fraglichen  Gebiete  praktiziren.  Die 
grosseren  Kolonien  haben  in  London  sogenannte  General  Agencies,  eine  Art  Konsulate, 
deren  Bibliotheken  (Gesetz-  und  Entscheidungssammlungen)  gleichfalls  benutzt  wurden. 
Endlich  bot  für  die  neuere  Gesetzgebung  die  im  Text  erwähnte  alljährlich  im  Journal 
of  the  Society  of  Gomparative  Legislation  erscheinende  Uebersicht  willkommene  Hülfe. 
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C.  Eheschllessnng.  —  Die  Volljährigkeit,  die  in  der  Regel  an  die 
Vollendnng  des  21.  Jahres  geknüpft  ist,  beginnt  in  Indien  ffir  nicht- 
bevormnndete  Personen  mit  vollendetem  18.,  in  Mauritias,  soweit  Ver- 
fügongen  über  Mobilien  in  Frage  kommen,  mit  vollendetem  14.,  in  Jersey 
und  Guemsey  allgemein  mit  vollendetem  30.  Lebensjahre,  in  Neu-Braon- 
schweig  für  Frauen  mit  vollendetem  18.  Lebens jalir  oder  vorher  mit 
ihi'er  Verheirathung.  Die  Ehemündigkeit,  die  meist,  wie  nach  englischem 
Rechte,  für  Männer  ein  Alter  von  14,  für  Frauen  von  12  Jahren  er- 
fordert, beginnt  in  Ontario  allgemein  mit  14,  in  Mauritius  und  der  Oranje- 
fluss-Eolonie  für  Männer  mit  18,  für  Frauen  mit  16,  in  Ceylon  für  Männer 
mit  16,  für  Töchter  von  Europäern  und  Burghem  mit  14,  für  sonstige 
Frauen  mit  12  Jahren.  Die  elterliche  Zustimmung  für  die  Ehe  Minder- 
jähriger ist  in  den  Gebieten  englischen  Rechtes  meist  vom  Vater,  nach  dessen 
Tode  von  dem  von  ihm  bestellten  Vormunde,  falls  eiu  solcher  fehlt,  von 
der  Mutter,  eventuell  dem  zu  bestellenden  Vormunde  (Spezialpfleger)  zu 
ertheilen;  wenn  kein  Zustimmungsberechtigter  in  der  Kolonie  anwesend 
oder  wenn  er  durch  Geisteskrankheit  an  der  Abgabe  einer  Erklärung 
verhindert  ist,  ist  gewöhnlich  richterliche  Ergänzung  des  Konsenses  vor- 
gesehen ;  in  den  holländisch-  und  französisch-rechtlichen  Gebieten  ist  die 
Zustimmung  in  der  Regel  von  beiden  Eltern  zu  ertheilen.  Sie  ist 
materiellrechtlich  überall  vorgeschrieben,  ihr  Vorhandensein  ist  aber  in 
einem  grossen  Theile  der  englisch-rechtlichen  Gebiete  nicht  zu  prüfen, 
sondern  wird  nach  ergangenem  kirchlichen  oder  standesamtlichen  Auf- 
gebote vermuthet,  solange  kein  Widerspruch  erklärt  ist.  Der  Mangel  er- 
theilter  elterlicher  Zustimmung  hat  in  den  englisch-rechtlichen  Gebieten 
auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  keinen  Einfluss,  sondern  höchstens  vermögens- 
rechtliche Wirkungen  zu  Gunsten  des  Minderjährigen,  der  ohne  die  elter- 
liche Zustimmung  geheirathet  hat.*)  —  In  den  übrigen  Gebieten  kann 
unter  Umständen  eine  Anfechtung  der  Ehe  auf  die  mangelnde  elterliche 
Zustimmung  gestützt  werden. 

Das  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  ist  in  den  drei  Gruppen 
den  Rechten  des  Mutterlandes  entsprechend  geregelt.  Eine  Besonderheit 
bilden  die  zahlreichen  Deceased  wife's  Sister  Maniage  Acts,  welche  die 
Ehe  mit  der  Schwester  (manchmal  auch  der  Schwestertochter)  der  vor- 
verstorbenen Frau  für  zulässig  erklären.*)  — 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  meist  vne  in  England  wahl- 
weise die  bürgerliche  (standesamtliche)  oder  die  kirchliche.  Obligatorisch 
ist  die  kirchliche  Ehe  in  Malta,  Sierra  Leone,  Gambia,  Bermuda,  Ganada 
(ausser  Quebec  und  Brit.  Columbia)  und  in  Neufundland.*)    Obligatorische 

^)  Siehe  Qrossbritannien,  Seite  494. 

')  Erlassen  für  Jersey,  Capkolonie,  Natal,  Mauritius,  Goldküste,  Süd-Nigeria. 
Canada  und  sämmtliche  australischen  Gebiete;  in  Neuseeland  ist  auch  die  Ehe  einer 
Frau  mit  dem  Bruder  des  verstorbenen  Mannes  zugelassen.  Eine  allgemeine  Coloni&l 
Deceased  wife's  Sister  Marriage  Bill  ist  im  englischen  Parlament  1900  eingebracht, 
aber  nicht  angenommen  worden.     Pari.  Papers  1900  Bd.  I  S.  285. 

')  In  Manitoba  (Canada)  und  Neufundland  ist  die  Civilehe  ausnahmsweise  zu- 
gelassen für  Gegenden,  in  denen  Kirchen  nicht  erreichbar  sind. 
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Oivflehe  besteht  nur  in  Manritins  und  Labnan.  Vorauszugehen  hat  der 
kirchlichen  Trauung  meist  das  durch  das  tridentinische  Konzil  yorge- 
geschriebene  dreimalige  Aufgebot,  der  standesamtlichen  eine  Anmeldung, 
die  in  das  Marriage  Notice  Book  eingetragen  und  auf  Grund  welcher, 
wenn  in  bestimmter  Frist  kein  Widerspruch  erfolgt,  ein  Zeugniss  ertheilt 
wird.  In  einzelnen  Gebieten  kann  das  Civilzeugniss  auch  für  die  kirchliche 
Trauung  an  Stelle  des  Aufgebots  treten  (Gibraltar,  Hongkong,  Straits 
Settlements).  Dies  Verfahren  bildet  die  Hegel  auf  Cypem,  Ceylon  und 
an  der  Goldkfiste.  Durch  Lizenz  kirchlicher  oder  weltlicher  Behörden 
kann  bald  vom  Aufgebot  oder  der  Anmeldung  überhaupt,  bald  von  der 
Einhaltung  yorgeschriebener  Fristen  dispensirt  werden.  Lizenzen  werden 
in  der  Eegel  nur  auf  Grund  eidesstattlicher  Versicherungen  und  gegen 
hohe  Gebühren  ertheilt. 

Zur  Vornahme  kirchlicher  Trauungen  berechtigt  gewöhnlich  die  Be- 
kleidung eines  kirchlichen  Amtes  an  sich;  in  einigen  Gebieten  muss 
jedoch  besondere  Ermächtigung  des  Gouyemeurs  durch  Eintragung  in 
eine  Liste  dazu  treten.^)  Aehnliche  Unterschiede  bestehen  in  Bezug  auf 
den  Ort  der  kirchlichen  Trauung,  welche  nach  einzelnen  Rechten  wie  in 
England  nur  in  besonders  registrirten  Kirchen,  nach  andern  in  allen 
Gotteshäusern  erfolgen  dürfen.*)  Die  Trauungsstunden  sind  fast  überall 
vorgeschrieben,  sind  aber  in  den  einzelnen  Gebieten  verschieden.  Er- 
leichterte Formen  für  Trauungen  am  Totenbette  (in  articulo  mortis)  be- 
stehen in  Ceylon,  Hongkong,  Mauritius,  Jamaica,  Brit.  Guiana. 

Im  Verhältniss  zu  Grossbritannien  gelten  hinsichtlich  des  Ehe- 
rechts die  Kolonien  als  Ausland.  Nach  der  Foreign  Marriage  Act  1892 
(55  &  56  Vic.  c.  23)  kann  daher  auch  der  Gouverneur  oder  Eeichs- 
kommissar  einer  Kolonie  durch  ein  marriage  Warrant  ermächtigt  werden, 
in  dem  ihm  zugewiesenen  Bezirk  Eheschliessungen  vorzunehmen,  wenn 
wenigstens  ein  Theil  britischer  Unterthan  (im  engeren  Sinne,  nicht  An- 
gehöriger der  Kolonie)  ist.  Auf  eine  solche  Ehe  findet  das  genannte 
Gesetz  entsprechende  Anwendung.*) 

Eine  in  den  Kolonien  nach  der  lex  loci  geschlossene  Ehe  wird 
von  den  englischen  Gerichten  anerkannt,  wenn  beide  Parteien  nach 
englischem  Rechte  die  Fähigkeit  zur  Eingehung  dieser  Ehe  hatten. 
Aber  auch  eine  nach  gemeinem  englischen  Rechte,  unter  Verletzung  des 
örtlichen  Rechtes  geschlossene  Ehe  wird  als  gültig  angesehen,  wenn  nicht 
das  Lokalrecht  ausdrücklich  die  Nichtigkeit  vorsieht.*) 

D.  Die  Wirkungen  der  Ehe  haben,  soweit  es  sich  um  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Gatten  handelt,  nur  in  geringem  Umfange  gesetzliche 


^)  So  in  Straitfl  Settlements,  Transvaal,  Orai^eflass  -  Kolonie,  Falklandsinseln, 
Neubraonschweig,  Prinz  Eduards-Inseln,  Brit.  Guiana,  Honduras  und  Australien.  In 
einigen  dieser  Gebiete  bezieht  sich  die  Vorschrift  nur  auf  nichtanglikanische  Geistliche. 

•)  In  Victoria  kann  der  Gouverneur  die  Trauung  in  gewissen  Gebäuden  verbieten. 

*)  Siehe  darüber  Gb>ossbritannien,  S.  535,  Anm.  8. 

*)  CateraU  ca.  OateraU  1847  4  N.  of  C.  222,  10  Gl.  &  F.  584;  The  Lauderdale 
Peerage  1885,  10  App.  C.  692. 
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Regelung  erhalten  und  ergeben  sich  meist  aus  den  Rechten  des  Mutter- 
landes.—  Das  Ehegüterrecht  ist  in  den  Gebieten  englischen  Rechtes  ge- 
wöhnlich im  Sinne  der  englischen  Married  Womens  Property  Acts  von  1882 
und  1893  geregelt  Die  Neuerungen  der  letzteren  Novelle  (hauptsächlich 
die  Vermuthung,  dass  Verpflichtungserklärungen  von  Ehefrauen  als  in  Bezug 
auf  ihr  Sondervermögen  abgegeben  gelten  sollen,  auch  wenn  zur  Zeit  der 
Erklärung  kein  solches  vorhanden  war),  sind  nicht  überall  eingefühlt. 
Die  für  die  Verträge  verheiratheter  Frauen  vorgeschriebenen  Formen  (z.  B. 
nachträgliches  Anerkenntniss  vor  dem  Richter)  bestehen  formell  noch  iu 
einzelnen  Gebieten,  sind  aber  kaum  mehr  gebräuchlich.  In  den  Gebieten 
römisch-holländischen  Rechtes  und  meist  auch  in  den  Gebieten  französischen 
Rechtes  gilt  Gütergemeinschaft,  in  Malta  römisches  Dotalrecht.  —  Das 
Recht  der  ehelichen  Kinder  weist  keine  charakteristischen  Unter- 
scheidungsmerkmale auf.  Zu  erwähnen  ist  nur  die  häufig  bestehende 
Verpflichtung  des  Mannes,  nicht  nur  den  eigenen,  sondern  auch  den 
Kindern  der  Ehefrau  Unterhalt  zu  gewähren.  Die  Legitimation  un- 
ehelicher Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  ist  nur  zugelassen  in  den 
Gebieten  französischen  und  holländischen  Rechtes,  femer  in  Cypern, 
Queensland  und  Südaustralien.  In  Trinidad,  wo  sie  nach  spanischem 
Rechte  früher  erlaubt  war,  ist  sie  wieder  beseitigt. 

E.  Ungflltigkeitserklärang.  —  Ungültigkeit  der  Ehe  tritt  meist 
nur  dann  ein,  wenn  ein  Ehehindemiss  besteht  oder  wenn  die  Parteien 
wissentlich  wichtige  Formen  verletzt  haben;  im  Uebrigen  ist  der.  Einflii.ss 
von  Formverletzungen  auf  die  Gültigkeit  verschieden  geregelt. 

F.  Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach  und  Trennung  der  Gatten 
(von  Tisch  und  Bett)  sind  in  den  englisch-rechtlichen  Gebieten  meist 
nach  englischem  Muster  geregelt;  nur  in  einzelnen  australischen  Staaten 
sind  Erleichterungen  für  Personen  zugelassen,  welche  seit  längerer  Zeit 
dort  ansässig  sind.  Nach  römisch-holländischem  Rechte  kann  die  Scheidiui^ 
allgemein  auf  Ehebruch  oder  bösliche  Verlassung  gestützt  werden.  Weitere 
Ehescheidungsgründe  sind  in  Mauritius  vorgesehen. 

Unzulässig  ist  die  Scheidung  dem  Bande  nach  in  Jei>>ey. 
Guemsey,  Malta,  Hongkong,  Neu-Fundland,  Bermuda,  Barbados,  Trinidati^ 
St.  Lucia  und  Grenada.  In  einem  Theil  von  Canada  und  auf  der  Insel  Mau 
können  Scheidungen  nur  auf  Grund  von  Spezialgesetzen  durch  das  Parla- 
ment ausgesprochen  werden.  Die  auf  Antrag  der  Frau  erfolgende  polizei- 
richterliche Trennung  durch  Protection  Order  ist  nach  englischem  Muster 
in  den  meisten  Gebieten  eingeführt. 

G.  Das  Verfahren  in  Ehesachen  ist  meist  dem  englischen  nach- 
gebildet. Gegen  die  Urtheile  der  höchsten  Lokalgerichte  ist  die  Be- 
rufung an  den  Privy  Council  in  London*)  zulässig,  in  welchem  formell 
der  König  nach  Anhörung  des  Rathes  entscheidet.    Für  die  Vereinigten 

*)  Eingesetzt  durch  3  &  4  Will.  IV  c.  4=1;  wegen  der  zahlreichen  zu  diesem 
Gesetz  ergangenen  Novellen  vgl.  Tarring  S.  235. 
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Staaten  von  Australien  geht  die  Benifung  an  den  neu  errichteten  High 
<yOurt  von  Australien,  der  in  letzter  Instanz  entscheidet. 

H.  Die  Stammesreehte  der  Eingeborenen  und  der  einwandernden 
Indier  haben  in  zahlreichen  Kolonialgesetzen  Berücksichtigung  gefunden. 
Besonders  häufig  ist  ihr  formelles  Eherecht  geregelt.  Polygamische  Ehen 
werden,  soweit  sie  nach  den  Stammesrechten  zulässig  sind,  auch  von  den 
englischen  Behörden  anerkannt;  solche  Ehen  dürfen  aber  nicht  in  die  für 
die  Eingeborenen  angelegten  Eheregister  eingetragen  werden.^) 


A.  Das  indische  Kaiserreich, 

Vorbemerkung. 

Das  Eherecht  gestaltet  sich  verschieden,  je  nach  dem  religiösen  Be- 
kenntniss  und  der  Stammeszugehörigkeit.  Es  wird  daher  hier  für  sechs 
verschiedene  Klassen  der  Bevölkerung  besonders  unter  Erwähnung  der 
speziellen  Rechtsquellen  und  der  bezuglichen  Literatur  dai'gestellt.  Vor- 
auszuschicken sind  folgende  Angaben  von  allgemeiner  Bedeutung. 

Quellen.  Amtliche  Ausgabe:  Collection  of  the  Acts  passed  by 
the  govemor  general  of  India  in  Council,  Calcutta,  Govern.  Print.  Off., 
alljährlich  ein  Band.  —  Index:  F.  G.  Wigley,  Chronological  table  and 
Index  of  the  Indian  Statutes,  bis  1901  3  Bände. 

Systematische  Zusammenstellung:  Andrew  Lyon,  The  Law  of 
India,  Bombay,  Madras,  Calcutta,  London  1873  2  Bände  (Band  I  cap.  IV 
Marriage;  jedes  Kapitel  ist  besonders  paginirt).  —  Whitley  Stokes,  The 
Anglo-Indian  Codes,  Oxford  1887,  2  Bände  (hauptsächlich  Prozess-  und 
Strafgesetze). 

Entscheidungssammlung:  Joseph  Vere  Woodman,  Digest  of 
Indian  Law  Gases  1862—1886,  Calcutta.  1887—88.  5  Bände  alpha- 
betisch geordnet  (enthält  Auszüge  aus  den  wichtigsten  für  Indien  er- 
gangenen Entscheidungen).  Dazu  bisher  3  Ergänzungsbände  bis  1897 
einschliesslich. 

Die  Gesetze  beziehen  sich  grösstentheils  auf  die  europäische  Be- 
völkerung. Für  die  Eingeborenen  sind  deren  Rechte  massgebend,  die 
nur  zum  kleinen  Theile  durch  Gesetze  verändert  sind.^  Die  wichtigsten 
Quellen  für  die  Erkenntniss  dieser  Eechte  bilden  die  zahlreichen  Ent- 


*)  Vgl.  Indien,  Straits  Settlements,  Cap  der  guten  Hoffnung,  Natal,  Ceylon, 
Mauritius,  Brit.  Guiana,  Jamaica,  Trinidad,  Fidji-Inseln. 

*)  Die  Anwendung  des  Kechts  der  Eingeborenen  ist  auf  Veranlassung  von  Warren 
Hastings  zuerst  in  dem  Kegulating  Act  1773  vorgeschrieben  und  seitdem  wiederholt 
durch  verschiedene  Gesetze,  zuletzt  für  die  bengalischen  und  Nordwest-Provinzen  durch 
Act  1871  No.  6  sect.  24  angeordnet  worden  (Lyon,  Law  in  general  S.  2;  vgl.  Journ. 
Comp.  Leg  1901  S.  46).  Durch  Act  1850  No.  21  sind  alle  Bestimmungen  und  Ge- 
brauche ausser  Kraft  gesetzt,  welche  an  den  Austritt  oder  Ausschluss  aus  einer  Kaste 
den  Verlust  von  Eigenthum  oder  bürgerlichen  JR^chten  knüpften  (Lyon  a.  a.  0.  S.  1). 
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Scheidungen,  die  yon  den  verschiedenen  Gerichten  amtlich  yerOffentlicht 
und  in  der  Woodm&n'schen  Sammlung  systematisch  geordnet  aind.^) 

Literatur:  Framjee  Vicarjee,  Table  of  marriage  laws  of  four 
typical  communities  (Hindu,  Mohamedan,  Parsi  and  Christian)  of.  Brit. 
India  im  Joum.  C!omp.  Leg.  1901  S.  271.«)  Sir  W.  H.  ßattigan,  The 
Influence  of  English  Law  and  Legislation  on  the  Native  Laws  of  India; 
ebenda  1901  S.  46. 

I.  Das  Recht  der  enropäisclien  (christliclien)  Bevölkerung. 

A.  Quellen.  —  Das  Recht  der  christlichen  Bevölkerung  ist  grössten- 
theils  kodiflzirt;  in  Ermangelung  von  besonderen  Gesetzen  wird  das 
englische  gemeine  Recht  angewandt,  ohne  dass  eine  besondere  Vor- 
schrift darüber  existirt.')  Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze 
in  Betracht: 

1.  Indian  Christian  Marriage  Act  1872  No.  15  (Lyon,  Marriage  S.  5. 
siehe  über  dies  Werk:  Vorbemerkung), 

2.  Indian  Divorce  Act  1869,  No.  4  (Lyon,  Marriage  8.  29),  Kommen- 
tar hierzu:  H.  A.  B.  Rattigan,  Law  of  divorce  applicable  to 
Christians  in  India,  London  1897, 

3.  Indian  Majority  Act  1875  No.  9, 

4.  Indian  Married  Womens  Property  Act  1874  No.  3. 

B«  YerlSbniss«  Mangels  besonderer  Bestimmungen  gilt  das  Ehe- 
versprechen wie  nach  englischem  Rechte  als  ein  Vertrag,  der  keine  Klage 
auf  Erfüllung,*)  sondern  nur  eine  solche  auf  Schadensersatz  begründet.*) 

G.  EheseUiessniig.  —  Nach  der  Indian  Majority  Act  1875  No.  9 
(sect.  3,  4)  tritt  die  Volljährigkeit  für  bevormundete  Personen  mit 
vollendetem  21.,  füi-  andere  mit  vollendetem  18.  Lebensjahre  ein.  Die 
Ehemündigkeit  beginnt  wie  nach  englischem  Rechte  für  Männer  mit 
vollendetem  14.,  für  Frauen  mit  vollendetem  12.  Lebensjahre.*)  (Geistes- 
kranke dürfen  Ehen  nur  in  lichten  Augenblicken  schliessen.'^  Personen 
unter  21  Jahren,  auch  solche,  welche  nach  der  Majority  Act  bereit» 
volljährig  sind,  bedüri en  zur  Eheschliessung  der  Zustinmiung  des  Vaters^ 
ev.  des  Vormundes,  ev.  der  Mutter  (Indian  Christian  Marriage  Act  1873, 
sect.  19).  Ist  der  Zustimmungsberechtigte  durch  Geisteskrankheit  v^- 
hindert,  eine  Erklärung  abzugeben  oder  verweigert  er  grundlos  die  Eän- 
willignng,  so  kann  dieselbe  durch  den  Richter,  und  zwar  in  den  Bezirken 

^)  Siehe  auch  Leske  &  Loewenfeld,  Bechtsverfolgung  im  Internationalen  Ver- 
kehr.    Band  I,  S.  342  ff. 

»)  Im  Folgenden  citirt:    „Vic.  Tafel". 

')  Vgl.  oben  Einleitung  S.  556. 

«)  34  Weekly  Rep.  880;  Woodman  sub  voce:  Juriadiotioo,  Citü  Code,  Sp.  8847, 
No.  47.  — 

^)  Lyon,  Marriage  S.  1;  Vic.  Tafel  Anm.  4. 

*)  Lyon,  Marriage  S.  1. 

^  Lyon,  Marriage  S.  2. 
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der  drei  Hauptstädte  (Calcutta,  Bombay,  Madras)  durch  ein  Mitglied 
des  Obergerichts,  sonst  durch  den  Bezirksrichter  ergänzt  werden  (a.  a.  0. 
sect  46). 

In  Bezug  auf  die  Ehehindernisse  kommt  für  die  in  Indien  an- 
sässigen Europäer  nicht  ohne  Weiteres  das  englische  gemeine  Recht, 
sondern  das  Becht  derjenigen  Religionsgemeinschaft  zur  Anwendung, 
welcher  die  Eheschliessenden  angehören.^) 

Die  Form  der  Eheschliessuug  ist  durch  die  Indiau  Christian 
Marriage  Act  1872  geregelt,  deren  Geltungsgebiet  sich  auf  ganz  Britisch- 
indien und  die  Gebiete  der  mit  England  verbündeten  indischen  Füi*sten 
erstreckt,  soweit  dort  wohnhafte  britische  Unteithanen  christlichen 
Glaubens  in  Frage  kommen.  Die  Eheschliessung  erfolgt  kii'chlich  oder 
standesamtlich. 

a)  Kirchliche  Form  (Marriage  Act  sect.  12  ff.).  Ermächtigt  zur 
Vornahme  kirchlicher  Trauungen  sind  alle  bischöflich  ordinirten  (angli- 
kanischen oder  katholischen),  femer  die  der  schottischen  Landeskirche 
angehörigen,  endlich  die  vom  Lokalgouvemeui*  besonders  ermächtigten 
Greistlichen.  Die  Form  richtet  sich  nach  dem  Ritus  der  betreffenden 
Religionsgemeinschaft.  Anglikanische  Prediger  sollen  Trauungen  nui'  in 
Kirchen  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  im  Umkreise  von  5  Meilen  vom 
Wohnsitze  der  Verlobten  keine  solche  ist.  Trauungen  müssen  zwischen 
6  Uhr  Morgens  und  7  Uhr  Abends  erfolgen,  doch  kann  anglikanischen 
wie  katholischen  Geistlichen  durch  Dispens  des  zuständigen  Bischofs  die 
Vornahme  von  Trauungen  zu  anderen  Stunden  gestattet  werden.  Vorher 
hat  einer  der  Verlobten  die  beabsichtigte  Eheschliessung  bei  dem  Geist- 
lichen anzumelden;  in  die  Anmeldung  ist  das  Nationale,  sowie  der  bis- 
herige Wohnsitz  beider  Parteien  aufzunehmen.  Die  Eheschliessung  darf 
erst  stattfinden,  wenn  seitens  des  Geistlichen  ein  Zeugniss  darüber 
ertheüt  ist,  dass  die  Anmeldung  mindestens  4  Tage  in  der  Kirche  aus- 
gehangen hat.  Ist  ein  Theil  minderjährig  oder  soll  die  Trauung  in 
einem  Privathause  stattfinden,  so  hat  der  Geistliche  die  Meldung  dem 
zuständigen  Standesbeamten  zu  übermitteln,  welcher  den  Aushang  in 
seinem  Amtszimmer  zu  veranlassen  und  das  Zeugniss  darüber  zu  ertheüeu 
hat.  Die  Trauung  darf  nur  vorgenommen  werden,  wenn  eine  der  beiden 
Parteien  an  Eidesstatt  versichert  hat,  dass  kein  Ehehinderniss  vorliegt 
imd,  im  Falle  der  Minderjährigkeit  eines  Theiles,  dass  die  erforderliche 
elt^liche  Zustimmung  ertheüt  oder  kein  Konsensberechtigter  in  Indien 
ist.  Bestehen  Bedenken  über  die  Richtigkeit  der  letzteren  Erkläi-ung. 
so  kann  der  Geistliche  die  Eheschliessung  bis  auf  14  Tage  nach  der 
Amneldung  aufschieben;  in  der  Zwischenzeit  können  etwaige  Konsens- 
berechtigte Widerspruch  erheben. 

^)  Marriage  Act  sect.  88;  vgl.  HiUiard  v.  Mitchell  1890.  Indian  Law  Reports 
17  Oalc.  824  (anders  anscheinend:  Lyon,  Marriage  S.  2).  Es  ist  deshalb  z.  £.  für 
Katholiken  unter  Dispens  des  kirchlichen  Oberhaupts  die  Ehe  mit  der  Schwester  dtr 
verstorbenen  Prau  zugelassen.  Lopez  v.  Lopez  1886  Ind.  L.  R,  12  Calc.  706,  vgl. 
auchVic.  Tafel,  Anm.  20  und  Das  Maras  v.  Cones  2  Hyde  Ind.  High,  court  Hep.  Hr>. 
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b)  Standesamtliche  Form  (Maniage  Act  sect.  38 ff.).  In  diesem 
Falle  ist  die  zu  a  vorgeschriebene  Anmeldung  direkt  an  die  Standes- 
beamten derjenigen  Bezirke  zu  richten,  in  welchen  die  Parteien  ansässig 
sind.  Sie  ist  im  Standesamt  auszuhängen  und  ausserdem  in  das  As- 
meldungsbuch  (Marriage  Notice  Book)  einzutragen.  Auf  Grund  des  e?. 
von  beiden  zuständigen  Standesämtern  nach  4  Tagen  auszustellenden 
Zeugnisses  darf  die  Civiltrauung  vorgenommen  werden;  gegen  die  Ver- 
weigerung des  Zeugnisses  ist  die  Berufung  in  Britisch-Indien  an  den 
Richter  (siehe  vorstehend  C  Abs.  1),  in  den  verbündeten  indischen  Staaten 
an  das  Generalgouvernement  „govemor  general  in  Council"  zulässig 
(Marriage  Act  sect.  47).  Die  Form  der  Trauung  ist  dem  Belieben  des 
Standesbeamten  überlassen;  erforderlich  ist  nur,  dass  sie  in  Gegenwart 
von  2  Zeugen  stattfindet  und  dass  die  Parteien  im  Verlaufe  des  Trauungs- 
aktes die  dem  Wortlaute  nach  vorgeschriebene  feierliche  Versicherung  ab- 
geben, dass  sie  einander  zu  Gatten  nehmen  (Marriage  Act  sect.  51).  Es 
finden  im  Uebrigen  die  zu  a  erwähnten  Bestimmungen  entsprechende 
Anwendung. 

Alle  Eheschliessungen  müssen  innerhalb  zweier  Monate  nach  Aus- 
stellung des  Zeugnisses  vorgenommen  werden.  Sie  werden  zunächst  in 
die  Register  der  betreffenden  Geistlichen  und  Standesbeamten,  sodann  in 
die  von  den  Gouvernementssekretären  für  die  einzelnen  Provinzen  ge- 
führten Generalregister  eingetragen  (Marriage  Act  sect.  27  ff.). 

ü.  Wirkungen  der  Ehe,  —  Beide  Theile  sind  einander  zur  ehe- 
lichen Gemeinschaft  verpflichtet.  Der  Ehemann  hat  der  Frau  Unterhalt 
zu  gewähren  (Indian  Divorce  Act  1869,  sect.  37).^)  Das  eheliche 
Güterrecht  ist  nach  englischem  Muster  durch  die  Indian  Married 
Womens  Property  Act  1874  No.  3  geregelt,  welche  auf  alle  Bewohner 
Indiens  Anwendung  findet,  die  nicht  Hindu,  Mohammedaner,  Buddhisten, 
Shik  oder  Jaina  sind.  Die  Ehefrau  ist  danach  berechtigt,  Sondergut  zu 
besitzen  und  sich  in  Bezug  darauf  durch  Verträge  zu  verpflichten.  Zum 
Sondergute  gehört  Alles,  was  sie  in  Ausübung  ihres  Berufs  erwirbt. 
Wegen  der  vor  der  Ehe  entstandenen  Forderungen  ist  ohne  Rücksicht 
auf  etwaige  dem  Ehemanne  zustehende  Rechte  Vollstreckung  in  das 
Frauenveimögen  zulässig. 

Als  eheliche  Kinder  gelten  wie  nach  englischem  Rechte  alle  während 
der  Ehe  geborenen  und  femer  die  nach  Auflösung  der  Ehe  geborenen, 
sofern  nicht  wegen  Ablaufs  zu  langer  Zeit  die  Erzeugung  durch  den 
Ehemann  ausgeschlossen  erscheint.*)  Der  Vater  hat  den  mindei-jährigen 
Kindern  Unterhalt  zu  gewähren  und  ihr  Vermögen  zu  verwalten.^  Nach 
seinem  Tode  geht  das  Verwaltungsrecht  auf  den  Vormund  über.  (Im 
Uebrigen  vgl.  Grossbritannien  S.  516.)  Die  Legitimation  unehelicher  Kinder 
ist  mangels  besonderer  Bestimmungen,  wie  in  England,  ausgeschlossen. 


>)  Lyon,  Maniage  S.  8,  Vic.  Tafel  Sp.  7.     Näheres  unter  Grossbritannien  S.  609. 
•)  Lyon,  Birth  8.3. 
»)  Vic.  Tafel  Sp.  9. 
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E.  UngttltigkeitserUftrong:.  —  Ungültig  (null  and  void)  ist  eine 
Ehe,  wenn  zur  Zeit  der  Eingehung  ein  Theil  impotent,  geisteskrank  oder 
blödsinnig,  oder  noch  verheirathet  war,  ferner  wenn  die  Parteien  zu  ein- 
ander in  ehehindemder  Verwandtschaft  standen  (Divorce  Act,  sect  18  ff.). 
Die  Ungültigkeitserklärung  erfolgt  nur  auf  Anfechtung  eines  Ehegatten 
und  zwar  durch  Urtheil  der  Bezirksgerichte  oder  des  Obergerichts  (vgl. 
unter  6.  S.  568).  Kinder  aus  nichtigen  Ehen  gelten  als  eheliche,  wenn  die 
Nichtigkeit  auf  Grund  des  Bestehens  einer  anderen  Ehe  oder  der  Geistes- 
krankheit eines  Theiles  ausgesprochen  ist  und  mindestens  ein  Theil  sich 
in  gutem  Glauben  befand  (Div.  Act,  sect.  21).  —  Nach  der  Marriage  Act 
1872  (sect.  77)  haben  Unregelmässigkeiten,  welche  in  der  Anmeldung 
oder  dem  Heirathszeugniss  enthalten  sind,  sowie  solche  in  Bezug  auf 
Ort,  Zeit  oder  Registrirung  der  Trauung  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe 
keinen  Einfluss. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  unterliegen  der  Indian  Divorce 
Act  1869  No.  4.  deren  Geltung  sich,  wie  die  der  Marriage  Act,  auf  Br.  Indien 
und  die  in  den  verbündeten  indischen  Staaten  ansässigen  britischen  Unter- 
thanen  erstreckt.  Zur  Erhebung  einer  Ehescheidungs-  oder  Trennungs- 
klage sind  auf  Grund  des  Gesetzes  nur  solche  Personen  christlichen 
Glaubens  berechtigt,  welche  ihren  Wohnsitz  in  Indien  haben;  die  Klage 
ist  femer  nur  zulässig,  wenn  entweder  die  Ehe  in  Indien  geschlossen 
oder  das  Ehevergehen,  auf  das  die  Klage  gestützt  wird,  in  Indien  be- 
gangen ist. 

Scheidungsgründe  sind  wie  in  England:  einfacher  Ehebruch  der 
Frau  und  Ehebruch  des  Mannes  unter  erschwerenden  Umständen,  d.  h. 
mit  Bigamie,  Incest,  Sodomie  etc.  (oben  S.  521ff.).  Ausserdem  ist  die  Ehe- 
frau berechtigt,  Scheidung  zu  verlangen,  wenn  ihr  Mann  nach  Eingehung 
der  Ehe  vom  Christenthum  zu  einer  anderen  Religion  übergetreten  ist 
und  eine  nach  den  Grundsätzen  seiner  neuen  Religion  zulässige  zweite 
Ehe  geschlossen  hat  (sect.  10).  Die  Abweisungsgründe  entsprechen  im 
Wesentlichen  den  in  England  zulässigen;  Abweisung  muss  erfolgen, 
wenn  Kollusion  vorliegt  oder  der  Ehebruch  durch  Wiederaufnahme  des 
Geschlechtsverkehrs  zwischen  den  Ehegatten  als  vergeben  anzusehen  ist; 
sie  kann  erfolgen,  wenn  der  Kläger  sich  selbst  eines  Ehebruchs,  der 
Misshandlung,  böslicher  Verlassung  schuldig  gemacht  oder  sonst  durch 
sein  Verhalten  den  andern  Theil  zum  Ehebruch  getrieben,  femer  wenn 
er  die  Erhebung  der  Klage  unverhältnissmässig  lange  verzögert  hat 
(sect.  14).  Dem  Beklagten,  der  seinerseits  einen  Ehescheidungsgrund 
geltend  macht,  kann  auf  seine  Widerklage  (relief)  die  Scheidung  ebenso 
gewährt  werden,  als  ob  er  selbst  geklagt  hätte  (sect.  15). 

Trennungsgründe  sind  wie  in  England  (oben  S.  523):  Ehebruch 
Misshandlnng  und  bösliche  Verlassung  während  mindestens  zweier  Jahre 
(sect  22);  femer  kann  der  eheverlassenen  Frau  auch  ohne  richterliche 
Trennung  der  sogenannte  Schutzbeschluss  (protection  order;  polizei- 
richterliche Trennung,  siehe  Grossbritannien  S.  524)  gewährt  werden, 
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welcher  ihr  die  Erträgnisse  ihres  Vermögens  ohne  Rflcksicht  auf  etwaige 
Rechte  des  Mannes  sichert  (sect.  27). 

Im  Scheidungsurtheile  hat  das  Gericht  Bestimmungen  über  den  Unter- 
halt der  Frau  zu  treffen  und  die  etwa  yorhandenen  Ehevertrftge  ^t- 
sprechend  zu  Gunsten  des  unschuldigen  Theiles  oder  der  Kinder  abzu- 
ändern (sect  39,  40,  siehe  Grossbritannien  S.  528).  Ueber  die  Erziehimg 
minderjähriger  Kinder  entscheidet  das  Gericht  im  Scheidungs-  oder 
Trennungsurtheile  nach  freiem  Ermessen,  es  ist  auch  berechtigt,  die 
Kinder  unter  gerichtliche  Aufsicht  zu  stellen  (sect.  41 — 44). 

Die  getrennte  Frau  steht  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  der 
nnverheiratheten  gleich  (sect  24). 

Nach  der  rechtskräftigen  Scheidung  können  beide  Ehegatten  wieder 
heirathen,  doch  soll  kein  Geistlicher  der  vereinigten  englischen  and 
irischen  Kirchen  gezwungen  werden,  Personen  zu  trauen,  von  denen  eiiie 
als  schuldiger  Theil  wegen  Ehebruchs  geschieden  ist,  gleichviel  ob  der 
andere  der  Mitschuldige  ist  oder  nicht  —  Der  Geistliche,  welcher  solche 
Trauung  verweigert,  muss  demjenigen,  der  sich  dazu  bereit  erkläit,  die 
Vornahme  der  Zeremonie  in  seiner  Kirche  gestatten  (sect.  58/59). 

6.  Yerfahren  in  Ehesachen.  —  0 ertlich  zuständig  sind  die 
Gerichte  derjenigen  Bezirke,  in  welchen  die  Eheleute  wohnen  oder  ihren 
letzten  ehelichen  Wohnsitz  hatten.^)  Sachlich  zuständig  sind  in  erster 
Instanz  in  den  Bezirken  von  Calcntta,  Bombay  und  Madras  die  Einzel- 
richter der  dortigen  High  Courts,  im  Uebrigen  die  Distriktsrichter;  in 
zweiter  Instanz  die  Berufungskammem  der  High  Courts.  Die  Berufimgs- 
frist beträgt  sechs  Monate.  Die  auf  Scheidung  oder  Nichtigkeit  lauten- 
den Urtheile  der  Distriktsrichter  bedürfen  stets  einer  Bestätigung  durch 
den  übergeordneten  High  Court.  Gegen  die  Berufungsurtheile  der  High 
Courts  ist  während  weiterer  sechs  Monate  die  Berufung  an  den  Privy 
Council  in  London  zulässig,  aber  nur  sofern  die  Berufungsfähigkeit  im 
Urtheile  besonders  ausgesprochen  ist  (Div.  Act,  sect.  3 — 9, 17,  20,  55,  56). 

Das  Verfahren  ist  im  Wesentlichen  dem  englischen  nachgebildet.^ 
Die  Oeffentlichkeit  kann  nach  Belieben  ausgeschlossen,  die  Verhandlung 
jederzeit  von  Amtswegen  vertagt  werden.  Während  des  schwebenden 
Prozesses  kann  das  Gericht  einstweilige  Verfügungen  über  den  Unter- 
halt der  Ehefrau  und  die  Erziehung  der  Kinder  treffen.  Die  Eheschei- 
dung wird  zunächst  durch  ein  bedingtes  Urtheil  (decree  nisi)  ausge- 
sprochen, das  nach  sechs  Monaten  für  endgültig  erklärt  werden  kann 
(sect.  16).  Der  klagende  Ehemann  kann  den  Ehebrecher  als  Mit- 
beklagten hinzuziehen;  wird  die  Scheidung  auf  Grund  des  Ehebruchs 
ausgesprochen,  so  können  die  Kosten  des  Verfahrens  dem  Ehebrecher 
auferlegt  werden,  es  sei  denn,  dass  die  mitschuldige  Frau  eine  Pix)- 
stitnirte  war  oder  der  Ehebrecher  Gnmd  hatte,  sie  für  unverheirathet 
zu  halten  (sect.  35). 

^)  „where  last  resided  together".     14  Weekly  Rep.  416. 

^  Massgebend  sind  die  Grundsätze  des  englischen  fihegeriohtshofes  (Dir.  Act. 
sect.  7,  45  ff.). 
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n.  Das  Becht  der  Eingeborenen  christlichen  Glaubens. 

Einschlägige  Gesetze:  Indian  Christian  Marriage  Act  1872 
Theil  VI  (siehe  oben  I  A);  Ges.  1866  No.  21  betr.  Auflösung  der  Ehen 
zum  Christenthum  übergetretener  Eingeborener  (Lyon,  Marriage  S.  5) 
und  Ges.  1892  No.  2  betr.  Gültigkeitserklärung  einiger  solcher  Ehen 

Als  eingeborene  Christen  (native  Christians)  gelten  nach  der 
Marriage  Act  1872  sect  3  die  zum  Christenthum  übergetretenen  Einge- 
borenen Indiens,  sowie  deren  Nachkommen. 

Die  Ehemündigkeit  beginnt  für  Männer  mit  vollendetem  16.,  für 
Frauen  mit  vollendetem  13.  Lebensjahre.  Die  väterliche  Zustimmung  ist 
nnr  für  Personen  unter  18  Jahren  erforderlich.  Die  Eheschliessung 
erfolgt  durch  besonders  dazu  bestellte  Beamte  in  Gegenwart  von  zwei 
Zeugen.  Die  Parteien  haben  dabei  die  Worte  zu  sprechen:  „Ich  rufe 
die  Anwesenden  in  Gegenwart  des  allmächtigen  Gottes  und  im  Namen 
unseres  HeiTU  Jesus  Christus  zu  Zeugen  dafür  an,  dass  ich  Dich  zu 
meinem  Ehegatten  nehme."  Vorgängige  Formalitäten  sind  nicht  er- 
forderlich; über  die  Eheschliessung  ist  ein  Zeugniss  auszustellen;  sie  ist 
femer  in  die  besonders  dazu  geführten  Register  einzutragen.^) 

Nach  dem  Gesetz  1892  No.  2  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen 
auch  Anwendung,  wenn  nur  ein  Theil  der  Eheschliessenden  zu  den  „ein- 
geborenen Christen"  gehört. 

Die  Ehescheidung  unterliegt  den  Bestimmungen  der  Indian  Christ. 
Div.  Act  1869  (siehe  oben  I  A).  Das  Gesetz  1866  No.  21  trifft  be- 
sondere Bestimmungen  über  die  Auflösung  der  vor  dem  Uebertritte  zum 
Christenthum  geschlossenen  Ehen.  Tritt  ein  Eingeborener  männlichen 
oder  weiblichen  Geschlechts  zum  Christenthum  über  und  wird  er  des- 
halb von  seinem  Ehegatten  verlassen,  so  kann  er  nach  frühestens  sechs 
Monaten  beim  Bezirksgericht  oder,  sofern  er  im  erstinstanzlichen  Bezirk 
eines  Obergerichts  wohnt,  bei  diesem  auf  Wiederherstellung  des  ehelichen 
Lebens  klagen.  Das  Gericht  hat  einen  Sühneversuch  vorzunehmen  und  kann 
die  Verhandlung,  wenn  der  Weigerungsgi'und  des  beklagten  Gatten  lediglich 
auf  den  Religionswechsel  zurückzuführen  ist,  auf  ein  Jahr  aussetzen.  Erfolgt 
in  dieser  Zeit  keine  freiwillige  Wiedervereinigung,  so  kann  die  Scheidung 
ausgesprochen  werden.  Auf  Scheidung  kann  ferner  erkannt  werden, 
wenn  mindestens  eine  Partei  zur  Zeit  der  Eheschliessung  das  Alter  der 
Geschlechtsreife  noch  nicht  erlangt  hatte  und  die  Ehe  noch  nicht  durch 
Geschlechtsverkehr  vollzogen  war.  Die  Klage  ist  abzuweisen,  wenn  der 
Ehemann  noch  nicht  das  16.,  oder  die  Ehefrau  noch  nicht  das  13.  Jahr 
erreicht  hat,  femer  wenn  die  Parteien  das  eheliche  Leben  wieder  auf- 
genommen haben.  Die  Klage  kann  auch  gegen  mehrere  Ehefrauen  zu- 
gleich gerichtet  werden.  Das  Gericht  kann  Bestimmungen  über  den 
Unterhalt  ti'eflen.  Gegen  die  Entscheidung  ist  in  der  Regel  keine  Be- 
rufung zulässig;  wird  aber  von  einem  Theile  im  Laufe  des  Rechtsstreits 


*)  Marriage  Act,  Part  IV,  aeot.  60—65. 
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behauptet,  dass  die  Ehe  durch  den  Uebertritt  zum  Christenthum  aufge- 
löst sei,^)  so  ist  die  Sache  dem  High  Court  zur  Entscheidung  zu  überweisen. 

III.  Das  Recht  der  Hindus. 

A.  Quellen  und  Literatur.  —  Die  älteste  Niederschrift  des  Hindn- 
rechts  findet  sich  im  Daya  Bhaga  von  Manu.^  Das  Recht  berulit 
auf  Gebräuchen  unvordenklicher  Zeit,  die  älter  als  die  Vorschriften 
Brahmas,  aber  von  diesem  beeinflusst  sind.  Das  Kecht  der  brahmanischen 
Hindus  ist  meist  niedergeschrieben,  es  existiren  aber  nicht-brahmanische 
Volksstämme  unter  den  Hindus  (z.  B.  die  Smritis),  deren  Recht  nur  auf 
alten  Gebräuchen  beruht  und  nirgends  aufgezeichnet  ist.*) 

Literatur:  Lyon  (siehe  Vorbemerkung  zu  Indien),  Marriage 
S.  61  ff.  John  Mayne,  A  treatise  on  Hindu  law  and  Usage,  Madras 
London  2.  Aufl.  1880,  6.  Aufl.  1900*;)  J.  Co  well,  Hindu  Law  (Tagore 
Law  Lectures  1870 — 71)  Calcutta,  2  Bände;  G.  Banerjee,  The  Hindu 
Law  of  Marriage  and  Stridham,  Calcutta  1879;  T.  Mitra,  Law  relating 
to  the  Hindu  widows,  Calcutta  1881;  F.  K.  Sic 6,  Legislation  hindoae, 
Pondich6ry  1857  (Uebersetzung  eines  Hindu-Rechtsbuchs),  Jos.  Kohler 
in  der  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtswissensch.  Bd.  3  S.  342,  Bd.  6  S-  161, 
Bd.  8  S.  89  u.  Bd.  10  S.  64;  vgl.  auch  E.  Lehr,  Manage  et  divorce, 
Paris  1899,  S.  252.  Entscheidungen  bei  Woodman  (siehe  Indien, Vorbem.), 
sub  voce  Hindu  Law,  Marriage  2437  ff.  (auch  Maintenance  241  IfL).  Von 
englischen  Gesetzen  kommen  in  Betracht:  Act  1856  No.  15  to  remove 
all  legal  obstacles  to  the  marriage  of  Hindoo  Widows  (Lyon,  Marriage 
S.  73)  und  Act  1896  No.  4:  Malabar  Marriage  Act. 

B.  Ein  Yerlobniss  in  unserem  Sinne  zvnschen  künftigen  Ehegatten 
existirt  im  Hindurechte  nicht;  dagegen  kann  der  Vater  einem  Manne  ver- 
sprechen, ihm  seine  Tochter  zur  Frau  zu  geben.  Die  Frage,  ob  anf 
Grund  solcher  Eheversprechen  die  Heirath  erzwungen  werden  kann,  war 
nach  indischem  Rechte  sti-eitig.*)  Die  englische  Praxis  hat  entschieden, 
dass  daraus  nur  auf  Schadensersatz,  nicht  aber  auf  Hingabe  der  Tochter 
(Eheschliessung)  geklagt  werden  könne.*)  üebrigens  ist  oft  die  Ver- 
lobung schwer  von  der  Heii'ath  zu  unterscheiden,  da  auch  die  erstere 
häufig  mit  religiösen  Ceremonien  gefeiert  wird.') 

C.  Ehesehliessung.  —   1.  Persönliche  Ehefähigkeit.    Die  Ge- 

1)  Vgl.  unten  S.  575.  Anm.  3. 

«)  Mayne  S.  1  ff. 

*)  In  der  Praxis  wird  irrthümlicher  Weise  noch  oft  das  brahmanische  Beeht  au- 
gewandt, weil  der  Richter  keine  andere  QueUe  hat;  vgl.  Mayne,  S.  9.  Wegen  der 
einzelnen  Rechtsschalen  der  Hindus  vgl.  Lyon,  Law  S.  12. 

*)  Die  Oitate  beziehen  sich  auf  die  in  der  Königlichen  Bibliothek  zu  Berlin  be- 
findliche 2.  Auflage  des  Werks. 

^)  Manu  erklärte  das  Versprechen  für  bindend;  einzelne  Stamme  erlaubten  dem 
Vater  den  Widerruf,  wenn  sich  nachträglich  eine  bessere  Heirathsgeleg'enheit  bietet 
(Mayne  S.  80). 

*)  Mayne.  S.  80,  Vic.  Tafel  und  die  dort  zitirten  Entscheidungen. 

^  Vgl.  Umed  v.  Aagindas,  7  Bombay,  High  Court  Bep.  122. 
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Schäftsfähigkeit  beginnt  für  Hindus  im  Allgemeinen  mit  vollendetem  16., 
in  den  bengalischen  Provinzen  mit  vollendetem  15.  Lebensjahre.^)  Ein 
Alter  für  die  Ehemündigkeit  giebt  es  nicht,  weU  die  Ehen  in  der 
Regel  lange  vor  der  Geschlechtsreife  geschlossen  werden.*)  Die  elter- 
liche Zustimmung  ist  für  die  Frau  schon  deshalb  erforderlich,  weil  die 
Heirath  immer  in  einer  Uebergabe  der  Frau  durch  ihre  Verwandten  be- 
steht. Die  Uebergabe  erfolgt  durch  den  Vater,  event  den  Grossvater 
oder  nächsten  männlichen  Verwandten;  wo  solche  nicht  vorhanden  sind, 
tritt  die  Mutter*)  ein;  ist  auch  diese  tot,  so  muss  das  Mädchen  den  König 
um  Erlaubniss  bitten,  sich  selbst  vergeben  zu  dürfen.  Eine  ohne  die 
erforderliche  Genehmigung  der  Verwandten  oder  des  Vormunds  ab- 
geschlossene Ehe  zwischen  Minderjährigen  bleibt  bestehen.*) 

Geisteskrankheit  hindert  das  Zustandekommen  einer  Ehe  nicht, 
weil  die  Heirath  nach  der  Anschauung  der  Hindu  kein  die  Willenseinigung 
der  Eheschliessenden  verlangender  Vertrag,  sondern  nur  die  Erfüllung 
eines  religiösen  Gebots  ist.*^) 

2.  Sonstige  materiellen  Erfordernisse  und  Hindernisse. 

a)  Polygamie  und  Polyandrie.  Das  Bestehen  einer  gültigen  Ehe 
gilt  bei  den  Hindustämmen  nicht  als  Hindemiss  füi*  eine  weitere  Ehe. 
Das  alte  Hindurecht  freilich  kannte  keine  Polygamie.  Manu  erklärt  noch 
die  zweite  Ehe  nur  nach  dem  Tode  der  ersten  Frau  für  zulässig.  Die  Viel- 
weiberei fand  aber  nach  und  nach  in  der  Weise  Eingang,  dass  den  Männern 
zuerst  erlaubt  wurde,  neben  der  legitimen  Frau  Konkubinen  zu  halten. 
Nach  dem  jetzigen  Hindurecht  ist  die  Polygamie  unbeschränkt  statt- 
haft; auch  findet  keine  Bevorzugung  der  ersten  Frau  vor  den  anderen 
statt. •)    Nur  einzelne  Kasten  schliessen  die  Polygamie  aus.') 

Polyandrie  kommt  noch  bei  einzelnen  Stämmen  vor.^ 

0  Vic.  Tafel  Sp.  6;  ferner  Lyon,  Law  S.  IB,  Minority  S.  49. 

*)  Ind.  Law.  Rep.  I,  Calcatta  289.  Der  Vater  ist  sogar  verpflichtet,  die  Tochter 
spätestens  bis  zum  Eintritt  der  Geschlechtsreife  zu  verheirathen ;  ein  Vater,  der  diese 
Pflicht  yersäumt  und  seine  Tochter  noch  unverheirathet  zu  einer  Zeit  im  Haus  hält, 
zu  welcher  sie  Kinder  gebären  könnte,  wird  wegen  Eindesmordes  bestraft;  die  Tochter 
wird  aas  der  Kaste  gestossen;  Mayne,  S.  62. 

*)  Neue  Entscheidungen  haben  die  Zustimmung  der  Mutter  auch  dann  für  er- 
forderlieh erklärt,  wenn  männliche  Verwandte  da  waren.  Bietet  sich  ein  geeigneter 
Mann,  so  kann  die  grundlos  verweigerte  Zustimmung  der  Mutter  durch  das  Gericht 
ergänzt  werden.     Mayne  S.  72. 

*)  8  Weekly  Eep.  194  vgl.  Vic.  Tafel  Sp.  6. 

^)  Mayne  S.  74. 

<0  Mayne  S.  76,  Vic.  Tafel  Sp.  8.  Die  Ansicht  Lehr's  (S.  256,  257),  dass  die 
späteren  Eheschliessungen  von  der  Genehmigung  der  ersten  Frau  oder  von  dem  Vor- 
handensein gewisser,  in  der  Person  der  Frau  liegender  Bechtfertigungsgrnnde  (Trunk- 
sacht,  Krankheit,  Unfruchtbarkeit  u.  s.  w.)  abhängig  seien,  findet  in  den  englisch- 
indischen Heehtsbüchem  keine  Stütze. 

^  Ind.  L.  B.  I  Madras  376. 

*)  Li  der  eigentlichen  Form,  dass  eine  Frau  als  legitimes  Eheweib  mehrerer 
Männer  gilt,  besteht  sie  noch  bei  den  Todas,  und  zwar  gehört  die  Frau  bei  den 
Nilgiris  dem  Mann  und  allen  Brüdern,  lebt  auch  mit  ihnen  zusammen.  Aehnlich 
bei  den  Tiyars  and  Malabaren.    Bei  den  Tottiyas  (Madura)  gehört  sie  der  ganzen 
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b)  Recht  der  Hinduwittwe.  Die  Anschauangen  der  Hindu  ver- 
bieten der  Wittwe,  sich  wieder  zu  verheirathen^)  und  knflpfeu  entehrende 
Strafen  und  Vermögensnachtheile  an  die  zweite  Ehe.  Das  Hindnrecbt 
ist  aber  in  dieser  Beziehung  dorch  das  Glesets  1856  No.  16  beseitigt 
worden.  Es  bestimmt,  dass  ohne  Rficksicht  auf  entgegenstehende  Ge- 
bräuche keine  Ehe  deshalb  für  nichtig  angesehen  werden  darf,  weil  die 
Frau  bereits  vorher  verheirathet  war.  Durch  die  zweite  Ehe  verliert 
die  Wittwe  ihre  Rechte  am  Nachlass  des  ei*sten  Mannes,  soweit  dieser 
nicht  testamentarisch  die  Wiederverheirathung  ausdrücklich  zugelassen 
hatte ;  sie  verliert  femer  das  Fürsorgerecht  über  die  Kinder  erster  Ek, 
welche  einen  Vormund  erhalten ;  endlich  wird  eine  Wittwe,  welche  testa- 
mentarisch wegen  Eonderlosigkeit  von  einer  Erbschaft  ausgeschlossen  ist, 
nicht  durch  die  Geburt  von  Kindeni  zweiter  Ehe  erbberechtigt.  Abge- 
sehen hiervon  dürfen  die  persönlichen  Rechte  der  Wittwe  über  ihr  Ver- 
mögen durch  die  Eingehung  der  zweiten  Ehe  nicht  beeinträchtigt  werden. 
Ist  die  Wittwe  minderjährig  und  war  die  erste  Ehe  thatsächlich  noch 
nicht  durch  Geschlechtsverkehr  konsumiit,  so  ist  zur  Eingehung  der 
zweiten  Ehe  die  Zustimmung  des  Vaters,  ev.  Grossvatei-s,  ev.  der  Mutter 
oder  des  nächsten  männlichen  Verwandten  der  Frau  erforderlich,  üie 
Ehe  ohne  solche  Zustimmung  ist  nichtig,  erlangt  aber  Gültigkeit,  wenn  die 
Frau  nach  erreichter  Grossjährigkeit  die  eheliche  Gemeinschaft  fortsetzt. 

Alle  Hindugebräuche,  welche  sich  auf  Mädchen  beziehen,  solleu 
fortan  auch  auf  Wittwen  Anwendung  finden, 

c)  Ehehindernde  Verwandtschaft-  Die  Ehe  ist  nui'  zulässig 
z¥rischen  Personen,  welche  nicht  derselben  Familie  (Goti^a),  aber  der- 
selben Kaste  angehören.  Nach  Sanscrit-Schriftstellem  ist  sie  verboten 
zwischen  Personen,  welche  als  „Sapindas"  im  5.  Grade  von  mütterlicher 
oder  im  7.  Grade  von  väterlicher  Seite  vei-wandt  sind  (d.  h.  den  mütter- 
lichen Ururgrossvater  oder  den  zwei  Grade  weiter  entfernten  väterlichen 
Ahnen  gemeinschaftlich  haben).  Im  Uebrigen  sind  die  ehehindemden 
Verwandtschaftsgrade  bei  den  einzelnen  Stämmen  verschieden.*) 

Die  nach  allgemeinem  Hindurechte  verbotenen  Heirathen  zwischen 
Angehörigen  verschiedener  Kasten  sind  nach  einzelnen  Lokalrechtt-ii 
erlaubt")    Diese  Zulässigkeit  muss  besonders  bewiesen  werden.*) 

mäanlichen  Familie,  Onkeln,  Neffen,  Brüdern  gemeinsam  und  wird  noch  heute  tod  Ü'^q 
Priestern  zur  Aufrechterhaltung  dieser  Sitte  gezwungen.  Auch  die  westlichen  KalUii 
auf  Madura  haben  Polyandrie,  die  Frau  gehört  zwei  bis  zehn  Männern,  die  sammtlii'b 
als  Väter  der  von  ihr  geborenen  Kinder  gelten.  Bei  den  Nairs  ist  die  Fnu  n^r 
einem  Mann  angetraut,  bleibt  aber  in  ihrem  eigenen  Heim  und  darf  sich  nach  Be- 
lieben anderen  Männern  hingeben.  Die  Teehur 8  haben  freie  Liebe,  höchstens  £f>o- 
kubinate.  Bei  arischen  ßacen  kommt  Polyandrie  nicht  vor;  vgl.  Mayne  S.  51,  52  uud 
Kohler,  Zeitschr.  für  vergl.  Bechtsw.  Bd.  10  S.  67. 

^)  Die  Wittwenverbrennung  ist  durch  verschiedene  englische  Lokalgesetie  ver- 
boten worden,  so  Madras,  Reg.  1830  No.  1  (Stokes,  Local  Laws  S.  8). 

*)  Mayne  8.  78.  Wegen  der  ehehindemden  Sohwägeraehaft  nach  dem  Recht 
einzelner  Stämme  vgl.  Vic.  Tafel  Anm.  17. 

•)  9  Weekly  Rep.  662. 

«)  88  Weekly  Rep.  384. 
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3.  Form  der  Eheschliessnng.  Das  Hindurecht  kennt  8  Heiraths- 
forrnen.  Die  ältesten  und  primitivsten  bestanden  in  einer  Art  Frauen- 
raab, die  späteren  verfeinerten  in  einer  Uebergabe  des  Mädchens  durch 
ihren  Vater  an  den  Bräutigam  und  zwar  zuerst  gegen  Zahlung  (Franen- 
kanf),  später  nur  gegen  Hingabe  eines  Geschenks.  Die  heute  übliche 
Form  ist  die  sogenannte  Brahmaheirath  (welche  nicht  nur  von  Brahmanen, 
sondern  auch  von  anderen  Kasten  beobachtet  wird).  Der  Vater  ladet  den 
Bräutigam  in  sein  Hans,  empfängt  ihn  feierlich  und  übergiebt  ihm  die 
mit  einem  einfachen  Gewände  bekleidete  Tochter,  ohne  dabei  Geschenke 
zü  geben  oder  zu  empfangen.  Die  Verlobten  machen  dann  unter  reli- 
pi^mi  Feiei*lichkeiten  Hand  in  Hand  7  Schritte ;  mit  dem  7.  Schritt  gilt 
die  Ehe  als  geschlossen  und  es  ist  dann  gegen  den  Vater,  bei  dem  die 
Tochter  bis  zur  Eiiangung  der  Geschlechtsreife  verbleibt,  eine  Klage 
auf  Herausgabe  der  Frau  zugelassen.^) 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Allgemeine  Rechte  und  Pflichten  der  Eheleute.*)  Die 
Frau  ist  verpflichtet,  dem  Manne  zu  folgen  und  seinen  VTohnsitz  zu  theUen; 
ist  jedoch  die  Heirath  vor  Eintritt  der  Geschlechtsreife  geschlossen,  so 
darf  sie  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  bei  ihren  Eltern  verbleiben.") 

Der  Ehemann  hat  als  Haupt  der  Familie  seine  Frauen  und  Kinder 
zu  ernähren.  Manu  fasst  die  auf  Verwandtschaft  beruhende  Unter- 
haltspflicht in  die  Worte  zusammen:  „Greise  Eltern,  ein  tugendhaftes 
Weib  und  ein  minderjähriger  Sohn  müssen  ernährt  werden,  auch  wenn 
sie  hundertmal  das  thun,  was  nicht  gethan  werden  darf.^^) 

Die  Unterhaltspflicht  des  Mannes  erstreckt  sich  auf  die  gesammte 
in  den  Hausstand  aufgenommene  Familie,  auf  Konkubinen  und  die  mit 
diesen  erzeugten  Kinder,*)  und  auf  Adoptivkinder  auch  dann,  wenn  sie 
durch  spätere  Geburt  ehelicher  Kinder  ihres  Erbrechts  verlustig  ge- 
gangen sind.*)  Ehefrauen,  welche  die  eheliche  Wohnung  verlassen  haben, 
sind  nicht  unterhaltsberechtigt,  "^  es  sei  denn,  dass  die  Verlassung  durch 
gefährliche  Misshandlung  gerechtfertigt  war.")  Der  ehebrecherischen 
Frau  braucht  weder  Unterhalt,  noch  Unterkunft  gewährt  zu  werden.*) 


^)  North  West  Prov.  High  Court  Reports  102;  vgl.  über  die  EinzeUieiten  der 
Zeremonien  die  bei  Wo  o  dm  au,  Hindu  Law  Marriage,  Sp.  2438  No.  7 — 10  abgedmokten 
SntBcheidungen . 

«)  Vgl.  Vic.  Tafel  Sp.  7. 

^  Mayne  S.  82  und  887. 

^)  Die  Mutter  hat  ihren  Kindern  gegenüber  das  JEteeht  auf  Unterhaltsgewührung 
«Qch  dann,  wenn  sie  selbst  im  Besitze  von  Vermögen  ist.    Ind.  Law  Rep.  8  Madras  886. 

^)  UneheUche    Kinder    sind    bis    zu    ihrem   Heranwachsen    unterbaltsberechtigt. 
13  Moore  Lküan  Appeals  141  und  Lid.  Law  Reports  1  Bombay  191,  4  Calcutta  91. 
*)  Mayne  S.  882. 

^  Lid.  Law  Reports  2  Bombay  634. 
«)  24  Weekly  Rep.  377. 
*)  Lid.  Law  Reports  I  Madras  872;  Tgl.  Mayne  S.  889. 
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Das  Unterhaltsrecht  der  Söhne  erlischt  mit  erlangter  Volljährigkeit» 
das  der  Töchter  durch  Heirath.^) 

Neben  dem  persönlichen  kennt  das  Recht  der  Hüidu  noch  einen 
gewissermassen  dinglichen  Unterhaltsanspmch,  der  auch  nach  dem  Tode 
des  Unterhaltspflichtigen  gegen  das  Familiengut  geltend  gemacht  werden 
kann,  und  zwar  nicht  nur  gegen  den  Nachlass  des  Unterhaltspflichtigeu 
selbst,  sondern  auch  gegen  dasjenige  Vermögen  seiner  Verwandten,  auf 
das  er  als  Erbe  Anspruch  gehabt  hätte.  Es  sind  deshalb  auch  entfernte 
Verwandte  des  Verstorbenen  verpflichtet,  dessen  Eltern,  Wittwe  od^r 
Kinder  zu  unterstützen,*)  soweit  sie  sich  im  Besitze  solchen  Familiengates 
befinden,  aus  welchem  der  Verstorbene  die  Unterstützung  hätte  gewähren 
können.*) 

2.  Eheliches  Güterrecht.*)  Das  Vermögen  eines  Hinduweibes 
zerfällt  rechtlich  in  zwei  Theile: 

a)  Das  ihr  von  männlichen  Erblassern  hinterlassene  Ver- 
mögen, insbesondere  das  vom  Mann  ererbte  Wittwentheil,  fällt  nach 
ihrem  Tode  wieder  an  die  Familie  der  Ei'blasser  zurück;  sie  kann  auch 
unter  Lebenden  über  die  Substanz  dieses  Vermögens  nicht  verfügen. 

b)  Das  übrige  Vermögen  bildet  ihr  sogenanntes  Stridhanunt  So- 
weit sie  es  von  ihren  Eltern  oder  Vei'wandten  zur  Hochzeit  geschenkt 
bekommen  hat,  gilt  es  als  Vorbehaltsgut,  über  das  sie  unter  Lebenden 
und  von  Todeswegen  ohne  Genehmigung  des  Mannes  frei  verfügen  kann. 
Es  gehören  dazu  hauptsächlich  ihre  Schmucksachen  und  Kleider,  unter 
Umständen  aber  auch  unbeweglicher  Besitz.  Das  Gleiche  gilt  für  die 
ihr  während  der  Ehe  vom  Manne  gemachten  Geschenke,  soweit  sie  be- 
weglich sind;  die  unbeweglichen  gehen  zwar  auch  in  ihr  Eigenthum  über 
und  fallen  nach  ihrem  Tode  an  ihre,  nicht  des  Mannes  Erben,  doch  darf 
sie  selbst  darüber  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  ebenso  wenig 
verfügen,  wie  über  die  zu  a  bezeichneten  Stücke.  Dasjenige  Vermögen 
endlich,  das  sie  während  bestehender  Ehe  durch  Ausübung  einer  Beruf>- 
thätigkeit  erwirbt,  unterliegt  der  Verwaltung  des  Mannes  und  bei  den 
meisten  Stämmen  auch  seinem  Zugriff;  mindestens  hat  er.  im  Falle  der 
Noth  Anspruch  darauf.*) 

E.  Ungflltigkeitserklirang.  —  Eine  unter  Beobachtung  der  vor- 
geschriebenen Formen  geschlossene  Ehe  ist  gültig,  selbst  wenn  ein  Theil 
anderweit  verlobt  war  oder  wenn  die  erforderliche  elterliche  Zustimmung 
fehlte.  Auch  geschlechtliches  Unvermögen  hat  auf  den  Bestand  der  Ehe 
keinen  Einfluss.  Das  Zusammenleben  in  ehelicher  Gemeinschaft  begründet 


')  Auch  die  Tochter  ist  nur  unterhaltsberechtigt,  solange  sie  sich  in  der  elter- 
lichen Wohnung  befindet.     Ind.  Law  Reports  a.  a.  O. 

^  Auch  uneheliche,  Ind.  Law.  Rep.  4  Ind.  App.  165. 

•)  Mayne  S.  384.  Der  der  Wittwe  zu  gewährende  Unterhalt  kann  den  Verhält- 
nissen entsprechend  vom  Gerichte  jederzeit  erhöht  oder  herabgesetzt  werden.  9  Weekly 
Rep.  161,  vgl.  auch  4  Weekly  Rep.  65. 

*)  Mayne  S.  541—601. 

^)  Wegen  des  verwickelten  Erbrechts  Tgl.  Mayne  487 ff. 
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die  Vermuthung  für  die  Gültigkeit  der  Ehe,  und  der  Anfechtende  muss 
beweisen,  dass  die  Ehe  unter  Verletzung  einer  Formvorschrift  abge- 
schlossen ist^) 

F.  Eheseheldnng.  —  Bei  den  meisten  Hindustämmen  hat  der 
Ehemann  das  Recht,  die  Ehe  dadurch  aufzulösen,  dass  er  die  Frau 
fortschickt.  Als  besondere  Gründe  dafür  sind  aufgeführt:  Trunksucht, 
unmoralischer  Lebenswandel,  unheilbare  Krankheit,  Verschwendung, 
Kinderlosigkeit  oder  der  Umstand,  dass  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte 
nur  Töchtei"  geboren  sind  etc.-)  Die  Ehe  wii'd  ferner  durch  Uebertritt 
zum  Chnstenthume  gelöst^ 

6.  Das  £h6reeht  der  Hindus  an  der  MalabarkUste  ist  durch  die 
vom  Gouverneur  von  Madras  erlassene  Malabar  Marriage  Act  1896*) 
geregelt.  Die  Eheschliessung  erfolgt  durch  Eintragung  in  die  Heiraths- 
register.  Die  Eintragung  ist  zulässig,  wenn  a)  beide  Parteien  nach  ihrem 
persönlichen  Rechte  fähig  sind,  die  Ehe  miteinander  einzugehen,  b)  sie 
nicht  in  ehehindemder  Verwandtschaft  stehen,  c)  kein  Theil  bereits  ver- 
heirathet  ist,*)  d)  sie  nicht  verschiedenen  Kasten  angehören,  e)  die  vor- 
geschriebene Form  gewahrt,  f)  die  für  Minderjährige  erforderliche 
elterliche  Zustimmung  ertheilt  ist.  Die  beabsichtigte  Eheschliessung  ist 
vorher  anzumelden;  der  Eegisterführer  hat  den  betreffenden  Familien- 
häuptem  Nachricht  zu  geben.  Ihr  Widerspruch  muss  binnen  bestimmter 
Frist  (1 — 6  Monate)  durch  Klage  geltend  gemacht  werden,  widrigenfalls 
die  Eintragung  erfolgt.  Nichtig  sind  Eintragungen,  welche  unter  Ver- 
letzung der  zu  a  bis  c  auf  geführten  Vorschriften  vorgenommen  sind.  Im 
üebrigen  kann  die  Ehe  nui*  durch  das  Familienliaupt  angefochten  werden, 
wenn  die  rechtzeitige  Nachi'icht  unterblieben  ist. 

Ehescheidung  findet  auf  Antrag  eines  oder  beider  Theile  durch 
das  Gericht  statt,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat. 
Die  Angabe  eines  Scheidungsgrundes  ist  nicht  erforderlich.  Die  Scheidung 
wird  6  Monate  nach  dem  Antrag  ausgesprochen.  Die  gegen  ihren  Willen 
geschiedene  Frau  hat,  solange  sie  unverheirathet  und  keusch  bleibt,  An- 
recht auf  Unterhalt. 

IV.  Das  Recht  der  Mohammedaner. 

Das  indisch-mohammedanische  Recht  beruht  auf  der  Hedaya,  einem 
Bechtsbuch  aus  dem  12.  Jahrhundert,  das  im  Wesentlichen  Hanefitische 
Lehren  wiedergiebt.*)  Da  das  heute  in  Indien  zur  Anwendung  gelangende 
Eherecht  sich  streng  an  die  Vorschriften  jenes  Rechtsbuchs  anlehnt  und 

^)  Indian  Law  Beports  8  Allahabad  143;  vgl.  Mayne  S.  71. 

•)  Lyon,  Marriage  S.  72;  Vic.  Tafel  Sp.  8.  Nach  Ind.  Law  Keports  3  Calc.  305 
y»i  solche  Scheidung  nur  bei  einzelnen  Stämmen  zugelassen. 

*)  Lid.  Law  Reports  8  Madras  169.  Der  zum  Christen  thum  übergetretene  Hindu 
gilt  deshalb  nicht  als  Native  Husband  im  Sinne  des  Gesetzes  1866  No.  21  (siehe  oben  II). 

*)  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  146. 

^)  Obgleich,  wie  oben  gezeigt,  nach  dem  Recht  der  Eingeborenen  die  Polygamie 
statthaft  ist. 

•)  Lyon,  Law  in  General  S.  18. 
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auf  diesem  Gebiete  keine  modernisirende  Entwickelung  stattgefunden 
hat,  so  kann  auch  für  Indien  auf  die  weiter  unten  im  Abschnitt  „TOrkei^ 
enthaltene  Darstellung  verwiesen  werden. 

Die^^in  England  gebräuchliche  Ausgabe  ist:  C.  Hamilton^  The 
Hedaya,  Conmientary  of  the  Mussulman  Laws,  autorisirte  Uebersetznng. 
4  Bände,  1791,  neu  herausgegeben  von  S.  G.  Grady,  2.  Aufl.,  1870. 

Literatur:  Sadagopah,  Manual  of  Mohammedan  Law  1872; 
S.  Sircar,  Muhammedan  Law,  Calcutta  1873;  Ameer  Ali,  Personal 
Law  of  the  Mahommedan,  Calcutta  1871;  Sir  A.  K.  Wilson,  Introduction 
of  the  study  of  the  Anglo-mohammedan  Law,  London  1894  (Marriage 
S.  131  ff.),  sowie  Digest  of  Anglo-mohammedan  Law  in  force  in  the  courts 
of  Brit.  India,  ebenda  1895;  Sir  Raymond  West,  Modem  Developments 
of  Mohammedan  Law  (im  Journal  of  the  Soc.  of  comp.  leg.  1900  S.  271); 
femer  das  oben  (S.  563)  citirte  Werk  von  Lyon  (Marriage  S.  75)  und 
Vicajee  Tafel  No.  2.  Entscheidungen,  abgedmckt  bei  Woodman. 
sub  voce:  Mohammedan  Law,  Marriage,  Spalte  3700 — 3702.^)  In  deutscher 
Sprache:  C.  Friedrichs,  Eherecht  des  Islam,  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtsw. 
Bd.  7  S.  240  u.  Kohler,  Neue  Beiträge  zum  Islamrecht,  ebenda  Bd.  12  8. 1. 

V.  Das  Recht  der  Pani. 

Das  Recht  der  Parsi  ist  durch  die  Parsee  Marriage  and  Divorce 
Act  1865  geregelt.*) 

Bei  den  Parsi  besteht  Monogamie.  Verboten  ist  die  E3ie  zwischen 
Verwandten  in  gerader  Linie  und  zwischen  näheren  Seitenverwandten 
(sect.  3).")  Die  Eheschliessung  erfolgt  durch  einen  Geistlichen  der  Parei 
nach  dem  durch  die  Religion  vorgeschriebenen  Ritus  in  Gegenwart  von 
zwei  Zeugen.  Minderjährige  (unter  21  Jahren)  bedürfen  der  Einwilligung 
des  Vaters  oder  Vormundes.  Die  Eheschliessung  wird  auf  Grund  eines 
vom  Priester  ertheUten,  von  den  Parteien  zu  unterschreibenden  Zeug- 
nisses in  das  Eheregister  eingetragen. 

Nichtigkeitsgründe  sind:  ein  bestehendes  Eheband,  femer  Geistes- 
krankheit oder  Zeugungsunfähigkeit  eines  Theils  (sect.  27, 28) ;  S  ch  eidungs- 
gründe  sind:  einfacher  Ehebruch  der  Frau  und  Ehebruch  des  Mannejs 

^)  Erwähnenswerth  sind  folgende  das  Eherecht  betreffenden  Entscheidungen: 
Jede  Geschlechtsgemeinschaft,  die  nicht  auf  Vertrag  beruht,  gilt  als  zina  (Unzucht); 
nach  Shia-Recht  ist  die  von  den  Vätern  der  Brantleute  vorgenominene  Ehesehliessonf 
rechtsgültig,  sofern  sich  keiner  der  kontrahirenden  Väter  im  Irrthum  befand  (14  Weckly 
Reporter  125).  Zur  Entscheidung  der  von  Abu  Hanifa  verneinten,  von  Shafi  bejahten 
Frage,  ob  eine  geschlechtsreife  Jungfrau  zur  Eheschliessung  der  Zustimmung  des  Vor- 
mundes bedarf  (siehe  ^ Türkei^  §8  0  la)  ist  in  jedem  Falle  zu  prüfen,  za  wessen  Lehre 
sich  die  betreffende  Kaste  bekennt  (1  Bombay,  High  Court  Rep.  336).  Die  Brant 
kann  bis  zur  Auszahlung  des  Heirathsguts  die  Eingehung  der  Ehe  verweigsrn  (1  Agre, 
High  Court  Rep.  190).  Zusammen  wohnen  und  Anerkennung  der  Kinder  begründet  die 
Vermuthung  einer  Ehe  (3  Moore,  Indian  Appeals  295). 

*)  Lyon,  Marriage  S.  89.  —  Auf  das  bezeichnete  Gesetz  beziehen  sich  im  Folgenden 
die  in  Klammem  beigefügten  Citate. 

*)  Vic.  Tafel  Sp.  5 ;  eine  Au&ählung  der  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  ist  als 
Anlage  zum  Gesetze  vom  Gouverneur  in  der  Gkizette  of  India  veröffentlicht. 
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unter  erschwerenden  Umständen^)  (sect.  30);  die  Klage  ist  abzuweisen, 
wenn  Verzeihung,  Kollusion  oder  Ablauf  langer  Zeit  vorliegt  (sect.  32). 
Die  Ehe  kann  femer  geschieden  werden,  wenn  ein  Theil  seit  7  Jahren 
verschollen  ist  (sect.  23). 

Trennung  (ohne  Lösung  des  Ehebandes)  kann  nur  von  der  Frau 
verlangt  werden,  und  zwar,  wenn  der  Mann  sie  lebensgefährlich  miss- 
handelt oder  eine  Prostituirte  in  sein  Haus  bringt  (sect.  31). 

Für  Ehesachen  sind  besondere  Ehegerichtshöfe  eingerichtet, 
welche  in  den  drei  Hauptstädten  „Chief  Matrimonial  Courts",  in  den 
übrigen  Bezirken  „District  Matrimonial  Courts"  heissen  (sect.  16,  17). 
Yoi*sitzende  sind  die  Oberrichter  (Chief  justices)  der  drei  High  Courts 
oder  die  Distriktsrichter;  Beisitzer  sind  für  Lebenszeit  dazu  ernannte 
Parai.  Das  Verfahren  ist  dem  englischen  nachgebildet.  Der  Ehebrecher 
ist,  sofern  nicht  das  Gericht  den  Kläger  davon  dispensirt,  als  Mitbe- 
klagter zuzuziehen;  er  kann  zui*  Kostentragung  verurtheüt  werden. 
Während  des  Prozesses  können  einstweilige  Verfügungen  wegen  des 
Unterhalts  der  Frau  erlassen  werden,  doch  sollen  die  vom  Ehemanne  zu 
zahlenden  Alimente  ^^  seines  Einkommens  nicht  übersteigen.  Für  die  nacli 
der  Scheidung  zu  zahlende  Summe  ist  ein  Mindestbetrag  nicht  festgesetzt. 

Das  Gericht  ist  auch  zuständig  für  Klagen  auf  Wiederherstellung 
des  ehelichen  Lebens,  welche  auf  Grund  des  ürtheils  durch  Haft  bis  zu 
1  Monat  oder  Geldstrafe  bis  zu  200  Rupien  zu  erzwingen  ist  (sect.  36). 

VI.  Das  Recht  der  Dissidenten. 

Das  Gesetz  1872  No.  3  regelt  das  Eherecht  derjenigen  Personen, 
welche  weder  Christen  noch  Juden,  Hindu,  Mohammedaner,  Parsi,  Buddhi- 
sten, Sikh-  oder  Jaina-Anhänger  sind.  Die  Eheschliessung  ist  zulässig, 
wenn  kein  Theil  verheirathet,  der  Mann  über  18,  die  Frau  über  14  Jahre 
alt  und  für  Minderjährige  (unter  21  Jahren)  die  Zustimmung  des  Vaters 
oder  Vormundes  ertheilt  ist.  Die  verwandtschaftlichen  Ehehindemisse 
richten  sich  nach  dem  Rechte,  welchem  die  Eheschliessenden  persönlich 
untei*stehen.  Die  Eheschliessung  ist  14  Tage  nach  Anmeldung  und  Ein- 
tragung in  das  Anmeldungsbuch  durch  die  besonders  dazu  bestimmten 
Standesbeamten  (Registrars  of  marriages  under  act  3  of  1872)  vorzu- 
nehmen. Widersprüche  auf  Grund  von  Ehehindemissen,  mangelnder 
elterlicher  Zustimmung  etc.  sind  nur  zu  berücksichtigen,  wenn  sie  durch 
Klage  geltend  gemacht  werden.  Auf  die  Nichtigkeit  und  Auflösung  der 
vorgedachten  Ehen  findet  die  Ind.  Divorce  Act  1869  No.  4  Anwendung. 

B.  Die  Kanalinseln  und  die  Insel  Man. 

1.  Jersey, 

Qnellen:  A  code  of  Laws  for  the  Isle  of  Jersey,  1771  St.  H61ier 
(enthält  nur  öffentliches  Recht). 

Lois  et  rfeglements  pass6s  par  les  etats  de  Jersey  rev6tus  de  la 

^)  Siehe  Grossbritannien  S.  521. 
Lesken.  Loewenfeld,  BechtsYerfolffung.    Erg&iusiingsband.  37 
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sanction  royale  et  non  compris  dans  le  code  de  1771,  6  Bände  mit  Index 
bis  1899,  Jersey  1882  bis  1899. 

Die  Grundlage  des  Rechtes  bildet  das  normannische  Gewohnheits- 
recht, enthalten  im  Grand  coustumier  de  la  Norman  die,  neuest« 
Ausgabe  vonW.  L.  de  Gmchy,  Jersey  1881.  Englische  Parlamentsacte 
erlangen  für  Jersey  Gültigkeit,  sofern  sie  in  die  dortige  Gesetzesliste 
eingetragen  werden.*) 

Für  das  Eherecht  insbesondere  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht: 

1.  Reglement  conc.  l'enregistrement  de  naissances,  mariages  et 
d6c6s  vom  1.  November  1841,  27.  April  und  9.  Mai  1842*) 
(Lois,  Bd.  I,  S.  288); 

2.  Loi  conc.  la  Separation  des  biens  vom  8.  Februar,  26.  März  und 
12.  April  1878  (Lois,  Bd.  m,  S.  213); 

3.  Loi  sur  les  mariages  avec  la  soeur  d'une  femme  dec^d^e  vom 
19.  März,  1.  August  und  15.  August  1896  (Lois,  Bd.  VI,  S.  303). 

literatnr:  Ph.  Fale,  Cäsarea  or  an  account  of  Jersey,  London  1797; 
W.  Plees,  Account  of  the  Isle  of  Jersey,  Southampton  1817;  A  brief 
description  and  historical  notice  of  the  Isle  of  Jersey,  anonym,  Jersey 
le  Lifevre  1832;  LeCras,  The  Laws,  Customs  and  Piivileges  etc.  of  the 
Isle  of  Jersey,  1839.  A  serie  of  letters  adressed  to  Thomas  le  Breton 
on  the  State  of  the  Laws  of  the  Isle  of  Jersey,  London  1844. 

Ehesehliessuiig.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  vollendetem 
20.  Jahre.*)  Minderjährige  bedürfen  zur  Eheschliessung  der  elterlichen 
Einwilligung  (Reglement,  sect.  33 ;  siehe  oben  zu  1).  Im  Uebrigen  gelten 
die  „durch  Gottes  Wort  erlassenen,  in  der  Tafel  des  Königs  von  Eno:- 
land  veröffentlichten  Eheverbote";*)  doch  ist  die  Ehe  mit  der  Schwester 
der  verstorbenen  Frau  für  zulässig  erklärt,  sofern  beide  Parteien  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  ihren  Wohnsitz  in  Jersey  haben  (Ges.  von  1896, 
siehe  oben  zu  3).  —  Dem  Gesetz  ist  rückwirkende  Kraft  für  diejenigen 
Ehen  beigelegt,  welche  noch  nicht  vorher  durch  Gerichtsurtheil  für  un- 
gültig erklärt  sind. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  kirchlich  oder  standesamtlich 
Die  Trauung  erfolgt  durch  Geistliche  nach  deren  Ritus  oder  durch  den 
DistriktsstandevSbeamten  nach  der  in  England  üblichen  Form  in  den 
Stunden  zwischen  8  und  12  Uhr  (Rfeglement  d'enregistrement,  sect  25  S^ 
40  ff).  Jeder  Eheschliessung  hat  die  Anmeldung  beim  Standesbeamten 
voranzugehen;  die  Trauung  erfolgt  mit  Lizenz  nach  7,  sonst  nach  21 
Tagen  in  einer  anglikanischen  Kirche,  einem  registrirten  Gotteshaus 
oder  auf  dem  Standesamte.  Vor  Erlangung  der  Lizenz  ist  die  Abwesen- 
heit von  Ehehindemissen  und  die  erfolgte  Ertheüung  des  erforderlichen 
elterlichen   Konsenses    an    Eidesstatt    zu    versichern.      Für    die    Ehe- 


»)  Vgl.  Lois,  Bd.  in  S.  483. 

')  Den  Gesetzen  der  Insel  werden  die  drei  Daten  des  Erlasses,  der  Königlichen 
Bestätigung  und  deren  Eintragung  in  die  Gesetzesliste  beigefügt. 
*)  Coustumier  §  43,  Le  Gras  S.  261. 
*)  Fale  S.  394;  vgl.  Grossbritannien  S.  497. 
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Schliessungen  von  Quäkern  und  Juden  sind  besondere  Formen  vorge- 
sehen (a.  a.  0.,  sect.  44). 

Wirknngeii  der  Ehe.  —  Eheliche  Kinder  stehen  bis  zur  Gross- 
jährigkeit  unter  väterlicher  Gewalt.  Die  Legitimation  unehelicher  Kinder 
tritt  ohne  besondere  Erklärung  durch  nachfolgende  Ehe  ein  und  zwar 
auch  dann,  wenn  die  Ehe  in  England  geschlossen  wird.^)  —  Hinsicht- 
lich des  Vermögens  der  Gatten  gilt  gesetzlich  das  System  der  Güter- 
gemeinschaft;-) dem  Ehemanne  steht  die  Verwaltung  des  gemeinschaft- 
lichen Gutes  zu.  Was  die  Frau  in  stehender  Ehe  erwirbt,  fällt  in  die 
Gemeinschaft.*)  Durch  Ehevertrag  kann  die  Gütertrennung  eingeführt 
werden,  welche  Dritten  gegenüber  erst  nach  vierzehntägigem  Gerichts- 
aushang wirksam  wird  (Ges.  v.  1878;  oben  zu  2). 

Ungültigkeit  der  Ehe.  —  Nichtig  sind  Ehen  von  Personen,  welche 
in  verbotenen  Verwandtschaftsgraden  stehen;*)  femer  solche,  welche  mit 
Wissen  der  Parteien  an  einem  nicht  zulässigen  Ort,  ohne  Anmeldung, 
Zeugniss  oder  Lizenz  oder  ohne  die  erforderliche  Gegenwart  des  Standes- 
beamten abgeschlossen  sind;  gültig  sind  aber  trotz  Fehlens  standesamt- 
lichen Zeugnisses  Ehen,  welche  dui*ch  anglikanische  Geistliche  nach 
Aufgebot  oder  mit  Lizenz  des  anglikanischen  Doyens  abgeschlossen 
sind.    Kegl.  d'enregistrement,  sect.  62. 

Ehescheidung  und  Trennung.  —  Ehescheidung  ist  nicht  zu- 
gelassen.*^) Für  die  Ehetrennung  sind  die  Grundsätze  der  früheren 
geistlichen  Gerichte  massgebend.  Während  des  Prozesses  kann  der  Ehe- 
frau die  Fürsorge  für  die  Kinder  übertragen  werden.*) 

2.  Gnemsey. 

(Quellen:  Recueil  d'ordonnances  de  la  com-  royale  de  Tue  de 
Guemesey  r6dig6  par  Kob.  Macculoch  1533  bis  1899,  bisher  4  Bände, 
öuemesey  1852 — 1899;  femer:  Recueil  d'ordres  en  conseil  d'un 
int^ret  g6n6ral  enregistrfe  sur  les  records  de  Tue  de  Guemesey  depuis 
l'annee  1800,  redige  par  E.  Ozanne,  Guemesey  1879—1896  (Band  II 
im  Erscheinen).  Es  gilt  im  Allgemeinen  das  Coustumier  de  la  Nor- 
man die  (vgl.  Jersey).  Die  geringen  durch  das  Gewohnheitsrecht  von 
Guerasey  gebildeten  Abweichungen  sind  niedergelegt  in  dem  Werke: 
Remarques  et  animadversions  sur  l'approbation  des  lois  et  du  coustumier 
de  Normandie  usitees  en  Jurisdiction  de  Guernez6  etc.  par  Thomas  le 
Marchand,  2  Bände,  1650,  neu  herausgegeben,  Guemsey  1897.  Das 
Eherecht  insbesondere  aber  ist  durch  Order  in  Council  vom  3.  Oktober 
1840  (Reo.  d'ordres  en  conseil  I  S.  60)  geregelt. 

»)  La  Cloche  v.  La  Cloche,    L.  R.  IV  Pr.   Council  825,  vgl,   Tarring  S.  856. 

*)  Serie  of  letters,  S.  8,  Le  Gras,  S.  204. 

')  Law  Rep.  Appeal  Gases  1898  S.  777. 

*)  Fale  S.  394. 

^)  Le  Gras  S.  151. 

*)  Belson  y.  Belson  7  Moore  Friyy  Council  cases  80,  Tarring  858. 

87* 


580  Auswärtige  Besitzungen  Qrossbritanniens. 

Literatur:  William  Berry,  History  of  the  Island  of  Guernsey  to 
tlie  year  1814;  London  1815. 

Die  Trauung  erfolgt  durch  Geistliche  nach  anglikanischem  Ritus 
oder  durch  Standesbeamte.  Die  kirchliche  Ehe  kann  auf  Grund  mes 
Aufgebots  abgeschlossen  werden,  an  dessen  Stelle  auch  die  für  Civil- 
ehen  obligatorische  Anmeldung  beim  Standesamt,  Eintragung  und  Zeog- 
nissertheilung  treten  kann.  Von  dem  Aufgebote  kann  nur  durch  kirch- 
liche Lizenz  dispensirt  werden;  der  Registrar  kann  die  auf  21  Tage 
festgesetzte  Vorfrist  auf  7  Tage  abkürzen,  wenn  die  Abwesenheit  von 
Ehehindemissen  an  Eidesstatt  versichert  und  seitens  Minderjähriger  die 
Zustimmung  des  Vaters,  event.  der  Mutter,  event.  des  Vormundes  nacli- 
gewiesen  ist.  Die  Trauungszeit  ist  zwischen  8  und  12  Uhr  Vormittags.  Für 
Katholiken,  Quäker  und  Juden  sind  deren  religiöse  Formen  massgebend. 
Fremde  können  auf  der  Insel  nur  mit  Genehmigung  des  Gouverneurs  getraut 
werden.^)  Nichtig  sind  Ehen,  welche  mit  Wissen  der  Parteien  an  einem 
nicht  zulässigen  Orte,  ohne  Fristeinhaltung  oder  ohne  die  erforderliche 
Gegenwart  des  Standesbeamten  abgeschlossen  sind.  Im  üebrigen 
vgl.  Jeraey. 

3.  Die  Insel  Man. 

A.  Qaellen  nnd  Literatur,*)  —  Ausgaben  der  Gesetze:  The  Statutes 
of  the  Isle  of  Man.  Edited  by  I.  F.  GiU,  1417—1895  Dougla^. 
Brown  &  Sons  Lim.  und  London,  Eyre  and  Spottiswoode,  6  Bände  1883 
bis  1897;  die  neueren  Gesetze  sind  einzeln  amtlich  erschienen.  The  Lex 
Scripta  of  the  Isle  of  Man,  Douglas  1819.  Mills,  The  Ancient 
Ordinances  and  Statute  Law  of  the  Isle  of  Man,  Douglas,  Phoenix  Pres^ 
1821.  Fortsetzungen  dazu  von  Genest,  Jeffcott,  u.  A.  1821—1861 
mit  Index  von  William  Mackenzie. 

Neben  den  geschriebenen  Gesetzen  (Tynwald  Laws)  der  Insel  gilt 
das  alte,  oft  schwer  zu  ermittelnde  Gewohnheitsrecht. 

Für  das  Eherecht  kommen  insbesondere  folgende  modenien  Ge- 
setze in  Betracht: 

1.  Marriage  Act  1849  (Statutes,  Bd.  H  S.  213)  und  NoveUe  dazu 
Marriage  Law  Amendment  Act  1895  (Stat.  Band  VI  S.  639);^) 

2.  Dissenters  Marriage  Act.  1849  (Stat.  Bd.  II  S.  231)  und  NoveUe 
von  1885  (Stat.  Band  V  S.  433); 

3.  Civil  Registration  Act  1849  (Stat.  Band  H  S.  246); 

4.  The  Ecclesiastical  CivU  Judicature  Transfer  Act  1884  (Stat  Bd.  V 
S.  354); 

5.  Married  Vt^omens  Property  Protection  Act  1897. 

Literatur:  G.  Vt^aldson,  History  and  Description  of  the  Isle  of 
Man,  London  1744.  R.  Rolt,  History  of  the  Isle  of  Man,  London  1773. 
Perceval  Ward,  Isle  of  Man,  London  1837.    H.  A.  Bullock,  History  of 

^)  Ord.  Yom  25.  Januar  1684,  Rec.  d'ordonnances  Band  I,  S.  220. 
«)  Vgl.  auch  Journ.  Comp.  Leg.  1902  S.  233. 
»)  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  9. 
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the  Isle  of  Man,  London  1810  (cap.  XIV  Laws).  George  Woods,  Account 
of  the  past  and  present  of  the  Isle  of  Man,  London  1811.  Joseph  Train, 
Historical  and  Statistical  accoont  of  the  Isle  of  Man,  Douglas  1845, 
2  Bände. 

B.  Verlobniss,  —  Hierüber  fehlen  besondere  Bestimmungen.^) 

C.  EhesehUessmig.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  in  Bezug  auf 
VerfÄgungen  über  Mobiliarbesitz  mit  vollendetem  14.,  im  Uebrigen  mit 
vollendetem  21.  Lebensjahre.*)  Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung 
einer  Ehe  wie  nach  englischem  Rechte,  der  Zustimmung  des  Vaters,  Vor- 
mnndes  oder  der  Mutter  nur,  wenn  die  Ehe  ohne  vorheriges  Aufgebot 
geschlossen  werden  soD.*)  Im  Uebrigen  enthalten  die  geschriebenen  Ge- 
setze keine  Bestinmiungen  über  Ehehindemisse ;  es  gelten  offenbar  die 
Ehehindemisse  des  geistlichen  (englischen)  Eechtes. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  nach  englischem  Muster  ge- 
regelt. Die  Trauung  erfolgt  entweder  nach  dreimaligem  Aufgebot  in 
einer  registrirten  Kirche  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  einer  der  beiden 
Verlobten  seinen  Wohnsitz  hat  (Marriage  Act  1849,  sect.  2)  oder  nach 
Anmeldung  bei  den  beiden  zuständigen  Standesbeamten  auf  Grmid  des 
drei  Wochen  später  auszustellenden  Zeugnisses  im  Standesamt  (Dissenters 
ilan\  Act  1849,  sect  4  ff.).  Das  kirchliche  Aufgebot  kann  auch  in  den 
vereinigten  Königreichen  erfolgen,  sofern  ein  Verlobter  dort  ansässig  ist 
(Marr.  Law  Amendmend  Act  1895,  sect.  2^).  Die  Trauung  muss  zwischen 
8  ühr  Morgens  und  4  Uhr  Nachmittags  stattfinden  (a.  a.  0.  sect.  4). 
Vom  Aufgebote  sowie  von  der  Einhaltung  der  dreiwöchentlichen  An- 
meldongsfrist  kann  durch  Lizenz  dispensirt  werden.  Die  kirchliche 
Lizenz  wird  durch  den  Bischof  gewählt;. erforderlich  ist,  dass  der  nach- 
snchende  Theil  seit  mindestens  15  Tagen  auf  der  Insel  ansässig  ist 
(Marriage  Act  1859  sect.  7);  die  Lizenzen  für  Civilehen  werden  von 
dem  Kanzler  der  Insel  ertheilt  (Diss.  Man\  Act  1849,  sect.  14).  Die  Ehe- 
schliessungen werden  in  ein  Generalregister  vermerkt  (Civil  Registration 
Act  1849). 

D.  Wlrfamgen  der  Ehe.  —  Der  Ehemann  ist  seiner  Frau  und 
seinen  Kindern  gegenüber  zur  Unterhaltsgewährung  verpflichtet  (Poor 
Relief  Act  1893,  sect.  47,  Stat.  Band  VI,  S.  524).  Das  Unterhaltsrecht 
der  Kinder  erlischt  mit  dem  14.  Jahre*).  Uneheliche  Kinder  können 
nach  einem  nicht  geschriebenen  Gesetze  von  1577  innerhalb  zweier  Jahre 
nach  ihrer  Geburt  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirt  werden.®)  —  Hin- 

')  Nach  einer  als  noch  gültig  veröffentlichten  Verordnung  von  1610  (Statutes 
Band  1  S.  74)  sollen  Verlobte,  welche  vor  der  Trauung  das  Keuschheitsgebot  verletzt 
haben,   zur  Warnung  aller  Anderen  auf  dem  Markte   öffentlich  gepeitscht  werden. 

^  Bullock  S.  310. 

*)  Woods  S.  238,  vgl.  Marriage  Act  1849,  sect.  5. 

*)  Hiemach  scheint  die  frohere  Bestimmung,  dass  Fremde  erst  nach  mindestens 
dreimonatlichem  Aufenthalt  auf  der  Insel  getraut  werden  dürfen  (Woods  S.  239),  nicht 
mehr  anwendbar  zu  sein. 

*)  Woods  S.  240. 

^  Qoane  v.  Quane  8  Moore,  Privy  Council  Gases  68,  vgl.  Tarring  S.  861. 
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sichtlich  des  Vermögens  der  Ehegatten  gilt  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft, welche  sowohl  die  eingebrachten,  als  auch  die  nach  der 
Ehe  erworbenen  Güter  umfasst.^)  Während  bestehender  Ehe  können 
nur  beide  Eheleute  gemeinschaftlich  verfügen.  Der  Ehemann  kann  über 
seine  Hälfte  unbeschränkt,  die  Ehefrau  aber  nur  zu  Gunsten  der  Kinder 
letztwillig  verfügen.  Soweit  die  Frau  von  dieser  Befugniss  keinen  Ge- 
brauch gemacht  hat,  erhält  der  Ehemann  nach  ihrem  Tode  das  ganze 
Gemeingut;  nach  dem  Tode  des  Mannes  erben  Frau  und  Kinder  je  die 
Hälfte.  Die  Wittwe  geht  nach  einer  Verordnung  vom  24,  Juni  1687 
ihres  p]rbtheils  verlustig,  wenn  sie  sich  eines  unsittlichen  Lebenswandels 
schuldig  macht.*)  Die  zweite  Frau  und  die  Kinder  erster  Ehe  erben 
nur  je  ein  Viertel.  Die  Ehefrau  kann  neben  dem  Gemeingut  Sonderpt 
besitzen  und  als  Pächterin  (Tenant  for  life)  in  Bezug  auf  das  Pachtgut 
selbständig  Verträge  abschliessen  (Settled  Land  Act  1891,  Band  VI,  S.  255). 

E.  Ungültigkeit.  —  Nichtig  sind  Ehen,  welche  mit  Wissen  der 
Parteien  au  einem  nicht  zugelassenen  Orte  ohne  Aufgebot,  Zeugniss  oder 
Lizenz,  oder  durch  eine  nicht  ermächtigte  Person  abgeschlossen  sind. 
Das  Fehlen  der  elterlichen  Zustimmung  hat  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe 
keinen  Einfluss;  doch  kann  auf  Antrag  die  Sicherstellung  des  Vermögens 
des  minderjährigen  Theiles  angeordnet  werden  (Marriage  Act  1849,  sect 
14,  15;  Diss.  Marr.  Act  1849  sect.  28). 

F.  Ehescheidung  und  Trennung.  —  Die  Ehescheidung  kann 
(wie  in  Canada)  nur  durch  G^etz  ausgesprochen  werden.  Solche  Ge- 
setze sind  erst  in  neuerer  Zeit  ergangen.  Als  Scheidungsgrund  ist  bisher 
nur  Ehebruch  angenommen  worden.  In  den  Gesetzen  ist  ausgesprochen, 
dass  die  Parteien  zwar  wieder  heirathen  dürfen,  aber  kein  Geistlicher 
zu  ihrer  Trauung  gezwungen  werden  kann.^) 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  erfolgt:  a)  durch  gerichtliches 
Urtheil  aus  den  in  England  zulässigen  Gründen.  Zuständig  ist  das 
Obergericht  (High  court),  das  die  Regeln  der  geistlichen  Gerichtshöfe 
zu  befolgen  hat.  Das  Verfahren  ist  englischem  Muster  nachgebildet 
(Ecclesiastical  Civil  Judicature  Transfer  Act  1884,  IV,  Matr.  Causes. 
sect.  49  f[.);  b)  durch  Beschluss  des  Friedensrichters  nach  den  in  der 
englischen  Summary  Jurisdiction  Act  1893  enthaltenen  Grundsätzen 
(Marr.  Wom.  Property  Protection  Act  1847). 

C.  Kolonien. 
L  Europa. 

1.  Gibraltar. 
Quellen:  The  Consolidated  Laws  of  Gibraltar,  compiled  by  Robert 
Ffi-ench  Sheriff,  London,  Stevens  and  Sons  1890.    Ausserdem  erscheinen 
die  Gesetze  amtlich  einzeln  in  Gibraltar.    Nach  einem  Order  in  councü 


1)  Bullock  S.  310,  Woods  S.  239. 
^  Cain  y.  Cain  2  Moore  Frivy  Council  cases  222. 

*)    Divorce    Acts,    Jackson    (Stat.    Band  Y,    S.  1)    und   Goldsmith   (Stat. 
Band  VI,  S.  1). 
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vom  2.  Februar  1884,  neu  redigirt  durch  Novelle  vom  17.  November  1888 
(Laws  S.  254)  gilt  in  Gibraltar  das  englische  Recht  vom  31.  Dezember 
1883.  Seit  1890  sind  eine  Anzahl  neuerer  englischer  Gesetze  durch  be- 
sondere Verordnung  eingeführt.  Zu  erwähnen  sind  folgende  Lokal- 
verordnungen (ordinances):^) 

I.  Ordinance  No.  1  von  1861,  to   regulate  marriages  in  Gibraltar 

(Laws  S.  9)  mit  unerheblicher  Abänderung  durch  Ord.  No.  2  von 

1894; 

IL  Ord.  No.  8  von  1885  (Laws  S.  335)  und  No.  19  von  1895,  married 

womens  property  ordinances  1885  und  1895; 
in.  Ord.  No.  11   von   1896,  summary  Jurisdiction  married  womens 
ordinance  1896,  in  der  Form  der  Ord.  No.  6  von  1898,  welche 
englische  Währung  einfuhrt. 

Literatur:  Clark  S.  673,  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  144. 

Die   Ehesehliessung  erfolgt  entweder  kirchlich   nach  Aufgebot 
(I  sect.  1 — 13  und  30)  oder  bürgerlich  vor  dem  Standesbeamten 
nach  Anmeldung  und  Zeugnissertheüung  (I  sect.  15;  siehe  oben  Ein- 
leitung S.  561).     Auf  Grund  der  beim  Standesamt  erfolgten  Anmeldung 
und  des  darüber  ertheilten  Zeugnisses  kann  auch  die  kii'chliche  Trauung 
ohne  vorheriges  Aufgebot  vorgenommen  werden.     Minderjährige  (unter 
21  Jahren)  bedürfen  zur  Eingehung  einer  ersten  Ehe  der  EinvnlUgung 
des  Vaters,  ev.  des  Vormundes,  ev.  der  nicht  wiederverheiratheten  Mutter. 
Davon   darf   nur   abgesehen   werden,   wenn   keine   dieser   Personen   in 
Gibraltar  anwesend  ist  oder  wenn  das  Obergericht  (Supreme  court)  die 
Genehmigung  ertheüt  (I  sect.  4).    Gegen  das  in  das  Anmeldungsbuch 
gesetzte  Verbot  („forbidden")  der  Konsensberechtigten  steht  den  Be- 
theiligten   die  Beschwerde   an   das  Gericht  zu.    Widersprüche  Dritter 
werden    als    „caveat"    eingetragen;    chikanöse   Widersprüche    machen 
schadensersatzpfiichtig  (I  sect.  8,  9).     Der  Standesbeamte  kann  durch 
Lizenz  von  der  Anmeldung  dispensiren,  wenn  die  Parteien  an  Eidestatt 
versichern,  dass  kein  gesetzlicher  Hinderungsgrund  besteht  (I  sect  7). 
Die  Trauung  erfolgt  frühestens  drei  Wochen,  bei  Lizenz  eine  Woche  nach 
der  Ausstellung  des  Zeugnisses  in  einem  eingetragenen  Gebäude  (Kirche, 
Kapelle)  oder  auf  dem  Standesamt  vor  zwei  Zeugen  in  der  Zeit  zwischen 
8  und  2  ühi\    Die  Parteien  haben  dabei  nochmals  das  Nichtbestehen  von 
Ehehindemissen  zu  versichern  und  in  der  üblichen  Form  zu  erklären, 
dass  sie  einander  zu  Gatten  nehmen  (I  sect.  13, 15.    Siehe  Grossbritannien 
S.  501  Amn.  2  u.  S.  504  Anm.  1).    Sind  wissentlich  falsche  Erklärungen  ab- 
gegeben, so  kann  der  Attomey  General  wie  in  England  Vermögenssiche- 
rung beantragen  (siehe  Einleitung  S.  560  und  Grossbritannien  S.  493,  494). 

Kirchliche  Ehen  werden  in  das  Kirchenregister  eingetragen;  der 
zuständige  Standesbeamte  erhält  eine  Abschrift  für  das  Eheregister,  in 
welches  Civilehen  direkt  eingetragen  werden.    Der  Kolonialsekretär  führt 

^)  Im  folgendeo  durch  Angabe  der  hier  vorgesetzten  römischen  Zahlen  citiert. 
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ein  Generalregister  über  alle  in  der  Kolonie  abgeschlossenen  Ehen 
(I  sect  14r— 17). 

Ehegfiterreclit.  —  Durch  die  Married  Womens  Property  Ordinanc* 
1885  No.  8  wurde  die  englische  Married  Womens  Property  Act  1882  in 
Gibraltar  eingeführt;  für  die  seit  1895  geschlossenen  Ehen  ist  nach 
Ord.  1896  No.  19  die  englische  Marr.  Wom.  Prop.  Act  1893  (56  &  57  Vict. 
c  63)  massgebend. 

Nichtig  sind  Ehen,  welche  nicht  in  einem  bei  der  Anmeldung  an- 
gegebenen oder  in  der  Lizenz  bezeichneten,  registrirten  Gebäude,  ohne 
Anmeldung,  Zeugniss  oder  Lizenz  oder  ohne  die  erforderliche  Gegenwart 
des  Standesbeamten  abgeschlossen  sind;  andere  Mängel  begründen  keine 
Nichtigkeit,  sofern  die  Parteien  nach  englischem  Rechte  fähig  waren,  die 
Ehe  mit  einander  einzugehen  (I  sect.  25). 

Die  Ehescheidung  und  Trennung  unterliegen  den  Bestimmungen 
der  englischen  Matrimonial  Causes  Act  1857  und  ihrer  Novellen  (Gross- 
britannien S.  521).  Zuständig  für  Ehesachen  ist  das  Obergericht  (Supreme 
court),  welches  die  Praxis  des  Englischen  High  Court  zu  befolgen  hat.*) 

Die  Wirkungen  der  Trennung  können  auch  auf  dem  Wege  des  Schntz- 
beschlusses  (Protection  Order)  herbeigeführt  werden.  In  dieser  Beziehung 
giebt  die  Summary  Jurisdiction  Married  Womens  Ordinance  1896  No.  II 
im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des  Englischen  Summaiy  Jurisd.  Marr. 
Womens  Act  1895  wieder.*)  Der  Beschluss  wird  auf  Antrag  einer  Ehe- 
frau erlassen,  deren  Mann  wegen  einer  gegen  sie  begangenen  Miss- 
handlung eine  gewisse  Mindeststrafe  erlitten,  sie  verlassen  oder  sie  durch 
dauernde  Misshandlung  oder  Unterhaltsverweigerung  zur  Verlassung  ge- 
trieben hat.  Durch  den  Beschluss  kann  ihr  das  Getrenntleben  gestattet, 
ihr  die  Kindererziehung  übertragen  und  dem  Mann  Zahlung  wöchent- 
licher Unterhaltsbeiträge  bis  zu  2  Pfund  auferlegt  werden.  Der  Antrag 
ist  abzuweisen,  wenn  der  Frau  ein  Ehebruch  nachgewiesen  wird,  es  sei 
denn,  dass  er  verziehen  oder  vom  Mann  mit  verschuldet  ist.  Zuständig 
für  das  Verfahren  ist  in  erster  Instanz  der  „summary  Jurisdiction  court*, 
in  zweiter  das  Obergericht  (supreme  court),  an  das  in  besonderen  Fällen 
die  Sache  auch  schon  in  erster  Instanz  abgegeben  werden  kann. 

2.  Malta. 

Quellen.  —  Die  Insel  stand  von  1530 — 1798  im  Eigenthum  des 
Johanniter(Malteser)-Ordens.  Nach  zweijähriger  französischer  Zwischen- 
herrschaft wurde  sie  1800  von  den  Engländern  erobert,  deren  Ober- 
hoheit 1814  im  Frieden  von  Paris  endgültig  anerkannt  wurde.  Die 
Grundlage  des  Rechtes  bildet  der  sogenannte  „Code  Roh  an",  eine  1784 
vom  Grossmeister  Rohan  verfasste  Zusammenstellung  des  damals  gültigen 
„diritto  municipale  di  Malta".    Er  ist  heute  grösstentheils  durch  neuere 


^)  Supreme  Court  Consolidation  Ordinance  sect.  22  (Laws  S.  508). 
^  58  &  59  Vict.  c.  39;  siehe  Grossbritannien  (S.  524ff). 
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Verordnungen  ersetzt.    Diese  erscheinen  amtlich  als  Ordinanze  (Ordi- 
nances)  in  italienischer  und  englischer  Sprache,  synoptisch  gedruckt,  als 
Supplement  der  Malta  Grovemment  Gazette. 
Die  wichtigsten  sind: 

1.  Verordnung  No.  7  von  1868  betreffend  das  Sachenrecht  (ver- 
öffentlicht am  11.  Februar  1870), 

2.  Verordnung  No.  1  von  1873  betreffend  das  Personenrecht  (ver- 
öffentlicht am  22.  Januar  1874.') 

Beide  Verordnungen  sind  in  französischer  Uebersetzung  erschienen: 
Cltoent  Billiet,  Lois  Civiles  de  Malte,  traduites,  annotfees  et  mises  en 
concordance  avec  le  code  fran^ais.    Pai-is,  A.  Pedone  1896. 

Literatur.  —  E.  Lehr,  Manage,  divorce  et  Separation  de  corps 
dans  les  principaux  pays  civilisfes.    Paris  1899,  S.  242. 

Das  Terlobniss  gilt  mangels  gesetzlicher  Bestimmungen  nicht  als 
ein  Eechtswirkungen  erzeugender  Vertrag. 

Ehesehliessnng.  —  Die  Gesetze  Maltas  entbehren  jeglicher  Be- 
stimmung über  das  Eheschliessungsrecht;  die  Beantwortung  der  sich  daran 
anknüpfenden  Fragen  ist  eine  äusserst  zweifelhafte.  Es  kommen  in 
materieller  und  formeller  Beziehung  vorwiegend  die  Vorschi-iften  des 
kanonischen  Kechtes,  insbesondere  des  Tridentiner  Koncils  zur  Anwendung, 
sowohl  hinsichtlich  der  Erfordernisse,  als  auch  hinsichtlich  der  Wirkungen 
eines  Mangels.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  hiemach  nur  die 
kirchliche;  die  Trauung  erfolgt  nach  dreimaligem  Aufgebot  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen.^ 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Die  persönlichen  Wirkungen  der  Ehe 
werden  durch  Kapitel  I  des  ersten  Titels  der  Verordnung  No.  1  von  1873 
geregelt  (§§  1 — 12).  Die  Ehegatten  sind  einander  zur  ehelichen  Treue 
und  wechselseitigen  Unterstützung  verpflichtet  Der  Ehemann  ist  das 
Haupt  der  Familie;  er  hat  seine  Frau  zu  beschützen,  ihr  Unterkunft  und 
standesgemässen  Unterhalt  zu  gewähren.  Die  Frau  führt  den  Familien- 
namen des  Mannes;  sie  schuldet  ihm  Gehorsam,  ist  verpflichtet,  bei  ihm 
zu  wohnen,   ihm  zu  folgen  und  im  Fall  der  Noth  zu  seinem  Unterhalt 


^)  Vgl.  die  genauen  italienischen  Titel  bei  Leske  &  Loewenfeld,  Recht^yerf. 
im  Internationalen  Verkehr  Band  1  S.  396.  — 

•)  Zur  Lösung  der  Zweifel  ist  dem  Privy  Council  durch  Order  in  Council  vom 
13.  August  1895  (Parliamentary  accounts  and  papers  1896.  LVIU  G.  7952)  die  Be- 
antwortang  folgender  Fragen  aufgegeben  worden:  1.  Sind  die  Ehen,  welche  zwischen 
Penonen  gleichen  Glaubens  in  Malta  durch  Geistliche  der  englischen  Landeskirche, 
dorch  Presbyterianer  oder  Methodisten  abgeschlossen  sind,  gültig?  2.  Sind  Mischehen, 
welche  in  Malta  durch  andere  Geistliche  als  die  der  römisch-katholischen  Kirche  ab- 
geschlossen sind,  göltig?  8.  Ihnpfiehlt  es  sich  für  Malta  in  Bezug  auf  die  durch  Nicht- 
Katholiken  abgeschlossenen  und  noch  abzusehliessenden  Ehen  ein  Gesetz  zu  erlassen, 
and  soU  dieses  Gesetz  durch  das  englische  Parlament  oder  durch  das  Gouvernement 
TOD  Malta  erlassen  werden?  —  Die  Antwort  lautete  auf  die  ersten  beiden  Fragen  be- 
jahend, und  zwar  auf  Grund  alter  Gebrauche;  zu  3  empfahl  der  Pr.  Council  den  Erlass 
eines  Gesetzes,  ohne  zu  entscheiden,  welcher  gesetzgebende  Faktor  dafür  zuständig  sei. 
Das  empfohleDe  Gesetz  ist  noch  nioht  ergangen.  — 
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beizutragen.  Das  Unterhaltsrecht  der  Ehegatten  geht  dem  der  Ver- 
wandten aufsteigender  Linie  vor,  es  steht  dem  der  Kinder  gleich.  Die 
Unterhaltspflicht  des  Mannes  hört  auf,  wenn  die  Ehefrau  die  eheliche 
Wohnung  verlassen  hat  und  grundlos  die  Bückkehr  verweigert  Die  Ehe- 
frau kann  vor  Gericht  in  der  Regel  nur  im  Beistande  des  Mannes  oder 
mit  seiner  Genehmigung  auftreten.  Sie  kann  ohne  seine  Genehmigung 
weder  Verpflichtungen  eingehen,  noch  Veräusserungen,  nicht  einmal  reine 
Krwerbsgeschäfte  vornehmen.  Die  Genehmigung  kann  vom  Gericht  er- 
gänzt werden,  wenn  der  Mann  sie  gnindlos  verweigert,  femer  wenn  er 
minderjährig,  abwesend,  entmündigt  oder  blödsinnig  ist  Die  Frau  kann 
von  ihrem  Manne  oder  vom  Gericht  ein  für  alle  Mal  zum  Auftreten  vor 
Gericht  und  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  ermächtigt  werden. 
Die  Ermächtigung  ist  jeder  Zeit  widerruflich;  der  Widerruf  der  vom 
Ehemann  ertheilten  P^rmächtigung  kann  weder  im  Ehevertrage  noch  sonst 
ausgeschlossen  werden.  Die  Unwirksamkeit  der  von  der  Frau  ohne  die 
erforderliche  Genehmigung  vorgenommenen  Geschäfte  kann  nur  vom  Ehe- 
manne, der  Frau  selbst  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  geltend  gemacht 
werden.    Die  Ehefrau  kann  selbständig  letztwiUig  verfügen. 

Das  eheliche  Güterrecht  ist  im  Titel  V  (Eheverträge)  der  Ver- 
ordnung No.  7  von  1868  (§  944—1059)  geregelt 

a)  Gesetzliches  Güterrecht.  Beim  Mangel  eines  Ehevertrags  gilt 
das  Dotalsystem.  Unter  Mitgift  (dote)  versteht  das  Gesetz  alle  Güter, 
welche  die  Frau  oder  ein  Anderer  füi*  sie  dem  Manne  zur  Bestreitung 
der  ehelichen  Lasten  gewährt.  Alles,  was  die  Frau  in  die  Ehe  einbringt, 
sowie  was  der  Mann  durch  den  Ehevertrag  erhält,  gilt  als  Mitgift,  sofern 
nicht  das  Gegentheil  vereinbart  ist.  Die  Mitgift  kann  das  gesammte  gegen- 
wärtige und  zukünftige  Vermögen  der  Frau  umfassen;  sie  kann  auf  einen 
Theil  des  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Vermögens  oder  auf  bestinunte 
Stücke  beschränkt  werden.  Im  Zweifel  besteht  sie  nur  aus  dem  in  die 
Ehe  eingebrachten  Vermögen.  Während  der  Ehe  steht  dem  Manne  Niess- 
braueh  und  Verwaltung  an  der  Mitgift  zu;  er  hat  sie  nach  dem  Tode 
der  Frau  unter  Abzug  der  darauf  gemachten  Aufwendungen  dem  Be- 
steller zurück  zu  erstatten.  Ueber  die  Rückgabe  enthalten  die  §§  958, 
963,  970,  1008—1020  genaue  Einzelvorschriften.  Unbewegliche  Dotal- 
güter  können,  soweit  nicht  im  Ehevertrage  das  Gegentheil  bestimmt  ist 
nur  mit  Genehmigung  des  Gerichts  veräussert  oder  belastet  werden.  Die 
Genehmigung  erfolgt,  wenn  beide  Eheleute  einig  sind,  oder  wenn  der 
Mann  an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert  ist,  im  W^e  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Gegen  den  Willen  des  Mannes  kann  die 
Ehefrau  die  gerichtliche  Genehmigung  zur  Veräusserung  nur  in  einzelnen 
gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  (§§  9|79ff.  zur  Ausstattung  von  Kindern 
früherer  Ehe,  zur  Beschaffung  nothwendigen  Unterhalts  etc.)  und  zwar 
durch  Klage,  also  in  streitigem  Verfahren  erreichen.  Die  zur  Mitgift 
gehörigen  beweglichen  Sachen  können  veräussert  werden,  doch  ist  der 
Mann  bei  der  Rückgabe  zum  Ersatz  des  Werthes  verpflichtet  Die  Fran 
kann  die  ihr  in  Bezug  auf  die  Mitgift  zustehenden  Rechte  während  der 
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Ehe  weder  aufgeben  noch  abtreten.    Zum  Sondergute  (Paraphernal- 
vermögen)  der  Frau  gehört  ihr  gesammtes  nicht  zur  Mitgift  bestelltes 
Vermögen;  Verwaltung  und  Niessbrauch  daran  steht  ihr  allein  zu;  doch 
darf  sie  es  nicht  ohne  Genehmigung  des  Mannes  veräussem.    Bezüglich 
des   während    bestehender   Ehe   erworbenen  Vermögens    gilt    die   Er- 
rungenschaftsgemeinschaft.    Hierzu    gehören   insbesondere   die 
Erträgnisse   der   Beruf sthätigkeit  beider   Ehegatten,    die   Früchte   der 
beiderseitigen  Vermögen  einschliesslich  der  Mitgift,  femer  die  während 
der  Ehe  gekauften  Gegenstände,  auch  wenn  der  Kauf  im  Namen  eines 
Ehegatten  abgeschlossen  ist.    Die  Vermutung  streitet  für  die  Zugehörig- 
keit zur  Gemeinschaft;  jedoch  sind  diejenigen  Vermögensstücke  davon 
ansgeschlossen,  welche  auf  Grund  eines  vor  der  Ehe  entstandenen  Titels 
erworben  sind.    Die  wähi-end  der  Ehe  vom  Mann  oder  mit  seiner  Ge- 
nehmigung von  der  Frau  gemachten  Scliulden  belasten  die  Gemeinschaft^ 
die  ohne  seine  Genehmigung  gemachten  nur  dann,  wenn  sie  im  Interesse 
der  Familie  (für  Unterhalt  etc.)  kontrahirt  sind.    Beide  Eheleute  haben 
an  der  Gemeinschaft  gleiche  Antheile;  die  Verwaltung  steht  dem  Ehe- 
mann allein  zu.    Die  Gemeinschaft  kann  auf  Antrag  der  Frau  aufgelöst 
werden,  wenn  der  Mann  in  Vermögensverfall  geräth,  insbesondere,  wenn 
er  den  Bestand  der  Mitgift  gefährdet.    Die  Auflösung  ist  zu  veröffent- 
lichen.   Die  Verwaltung  der  Mitgift  oder  der  zur  Sicherung  derselben 
vom  Ehemanne  bestellten  Güter  fällt  dann  der  Frau  zu,  welche  insoweit 
fähig  wird,  vor  Gericht  aufzutreten. 

b)  Vertraglich  können  die  Eheleute  jedes  nicht  den  guten  Sitten 
lÄidersprechende  Güterrechtssystem  vereinbaren,  mit  Ausnahme  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft.  Insbesondere  kann  die  Errungenschafts- 
gemeinschait  ganz  oder  insoweit  ausgeschlossen  werden,  als  sie  die 
Fruchte  des  Sonderguts  der  Frau  betrifft;  auch  können  die  Anteile  an 
der  Errungenschaftsgemeinschaft  ungleich  bestimmt  werden.  —  W^itthum 
(Do wer)  ist  die  Sunmie,  welche  der  Mann  der  Frau  für  den  Fall  seines 
Todes  verspricht.  Die  Abgabe  eines  solchen  Versprechens  wird  vermuthet; 
die  Höhe  des  Witthums  wird  erforderlichen  Falls  vom  Gericht  nach  den 
Mitteln  des  Nachlasses  festgesetzt,  soll  aber  200  £  nicht  übersteigen. 
Abgesehen  hiervon  sollen  in  den  Ehevertrag  keine  Vereinbarungen  über 
das  Erbrecht  aufgenommen  werden;  zulässig  ist  nur  die  Verpflichtung, 
den  Kindern  oder  einzelnen  Kindern  die  nicht  durch  Schenkung  verminderte 
Intestatportion  zu  hinterlassen;  femer  kann  der  Ehemann  gegen  Empfang 
der  Mitgift  dem  Besteller  gegenüber  auf  die  zukünftige  Erbschaft  ver- 
zichten. 

Wirkungen  hinsichtlich  der  Kinder.  Der  Ehemann  gilt  als  Vater 
derjenigen  Kinder,  welche  vom  180.  Tage  nach  der  Eheschliessung  an  bis 
zum  300.  Tage  nach  Auflösung  der  Ehe  einschliesslich  geboren  werden;  der 
Gegenbeweis  steht  Uun  in  der  Begel  zu.  Die  Legitimation  unehelicher 
Kinder  erfolgt  durch  Eheschliessung  oder  dui*ch  gerichtlichen  Beschluss. 
Im  ersteren  Falle  ist  Anerkennung  der  Vaterschaft  in  öffentlicher  Urkunde 
oder  Feststellung  durch  rechtskräftiges  Urtheil  erforderlich;  die  Legiti- 
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mation  durch  Gerichtsbeschlnss  findet  statt,  wenn  die  Heirath  ans  be- 
sonderen Gründen  ausgeschlossen  ist  und  der  Legitimirende  keine  ehe- 
lichen Kinder  hat.*)  Minderjährige  Kinder  stehen  unter  väterlicher 
Gewalt;  der  Vater  vertritt  sie  nach  aussen  und  verwaltet  ihr  Vermögen, 
soweit  er  nicht  durch  den  Geber  davon  ausgeschlossen  ist:  nach  dem 
Tode  des  Vaters  kann  die  Verwaltung  gerichtlich  der  Mutter  übertragen 
werden.  Die  väterliche  Gewalt  endet  mit  der  Grossjährigkeit  oder 
Grossjähiigkeitserklärung;  jedoch  unterliegen  auch  Gross  jährigerklärte 
bis  zum  vollendeten  21.  Jahre  gewissen  Beschränkungen. 

Eheseheidnng  und  Trennung.  —  Das  Maltesische  Recht  kennt 
keine  Scheidung,  sondern  nur  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (Ord.  1873 
No.  1  c.  m  §§  41  ff.)  und  zwar  a)  im  Wege  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit nach  vorgängigem  Sühneversuche  durch  Beschluss  auf  beider- 
seitigen Antrag,  b)  durch  richterliches  Urtheil  auf  Grund  von  Ehe- 
bruch, schwerer  Misshandlung,  böslicher  Verlassung  während  zweier  Jahre 
und  Verurtheilung  eines  Gatten  zu  mindestens  einjähriger  Zwangsarbeit. 
Bis  zur  Entscheidung  des  Prozesses  kann  die  klagende  Ehefrau  getiniiint 
vom  Ehemann  leben  und  von  ihm  Alimente  beanspruchen;  während  dieser 
Zeit  verbleiben  vorbehaltlich  anderer  Bestimmungen  Kinder  unter  drei 
Jahren  bei  der  Mutter,  die  älteren  beim  Vater.  Im  Urtheil  ist  über  die 
Schuldfrage  zu  entscheiden.  Auch  beide  Theile  können  für  schuldig 
erklärt  werden. 

Die  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  oder  auf  ihre  Klage  ge- 
trennte, nicht  für  schuldig  erklärte  Ehefrau  wird  fähig,  vor  Gericht 
aufzutreten.  Das  Gericht  kann  auf  Antrag  die  Errungenschaftsgemein- 
schaft  auflösen.  Die  Kinder  verbleiben  in  der  Regel  bei  dem  unschuldigen 
Theile;  die  Erziehungs-  und  Unterhaltspflicht  des  andern  Theiles  wird 
dadurch  nicht  berührt. 

Die  thatsächliche  Wiedervereinigung  beider  Gatten  hebt  die  persön- 
lichen Rechtsfolgen  der  Trennung  auf;  die  güterrechtlichen  Wirkungen 
können  nur  durch  neuen,  gerichtlich  zu  emchtenden  Ehevertrag  beseitigt 
werden. 

3.  Csrpem. 

Die  Lokalgesetzgebung  ist  in  den  Ordinances  1878 — 1883  und  den 
seit  1883  erlassenen  Laws  enthalten,  welche  in  der  Official  Gazette 
einzeln  amtlich  in  englischer,  türkischer  und  griechischer  Sprache  ver- 
öffentlicht werden.  Eine  amtliche  Zusammenstellung  ist  nicht  erschienen; 
ein  nicht  officieller  Index  der  bis  1896  erlassenen  Gesetze  ist  vom  Major 
Seager  in  Lamaca  veranstaltet.  —  Literatur:  Joum.  Comp.  I^. 
1900  S.  86;  Revue  de  droit  international  1880  S.  389  und  1882  S.  331. 


^)  Vor  Erlass  der  Verordnung  yon  1873  war  nach  dem  damals  anwendbaren  Code 
Kohan  die  Legitimation  ausgeschlossen.  Dies  gilt  noch  jetzt  in  Bezug  auf  die  vorher 
geborenen  Kinder.  Gera  v.  Ciantar,  Law  Reports  12,  App.  Cases  557;  Tgl.  Tarrin^ 
S.  325. 


Malta.  --  Cypern.  589 


Fül-  die  türkische  Bevölkerung  gilt  nach  der  court  of  justice 
ordinance  1882  sect.  23  das  türkische  Recht,  wie  es  am  Ende  der 
türkischen  Herrschaft,  d.  h.  am  13.  Juli  1878  in  Cypern  in  Kraft  war^) 
(ziiSÄDimengestellt  in  französischer  Uebersetzung  als  Legislation  Otto- 
mane von  Äristarchi  Bey).^)  Die  Tüi'ken  unterstehen,  soweit  sie  Mo- 
hammedaner sind,  dem  mohammedanischen  Rechte^)  (gesammelt  im  Megele 
von  1869)  und  den  für  sie  eingesetzten  Gerichten  (sogenannte  Mehkeme- 
i-Sheri).  Die  griechisch-katholische  Bevölkerung  untersteht  in  Ehe- 
sachen dem  eigenen  Kirchenrecht  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Erzbischofs 
von  Cypern.  Die  von  ihm  ausgesprochenen  Scheidungen  finden  vor  den 
Civilgerichten  Anerkennung.  Endlich  ist  das  englische  Recht  vom 
21.  Dezember  1878  anzuwenden  in  allen  Streitigkeiten,  in  denen  der 
Beklagte  kein  Türke  ist.*)  Englische  Unterthanen  unterstehen  daher 
auch  in  Bezug  auf  Scheidungen  dem  englischen  Rechte,  das  vom  High 
Court  of  Cyprus  gesprochen  wird. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  für  Engländer  besonders  ge- 
regelt durch  die  British  Subjects  Marriage  Ordinance  1889  vom  2.  April 
1889,  welche  kirchliche  und  standesamtliche  Trauung  zulässt.  Ermächtigt 
zu  Trauungen  sind  die  christlichen  und  jüdischen  Geistlichen,  welche  ihre 
Befugniss  durch  ein  Zeugniss  des  Oberhaupts  ihrer  Religionsgemeinschaft 
nachweisen,  und  die  Standesbeamten  (Marriage  officers).  Der  Trauung 
(auch  der  kirchlichen)  hat  stets  die  Anmeldung  beim  Standesbeamten, 
die  Eintragung  in  das  Marriage  Notice  Book  und  die  16  Tage  später 
erfolgende  Zeugnissertheilung  voranzugehen;  doch  kann  der  Gouverneur 
(High  commissioner)  davon  durch  Lizenz  dispensiren.  Ein  kirchliches 
Aufgebot  ist  nicht  erforderlich.  Die  Trauungen  müssen  in  Gegenwart 
von  zwei  Zeugen  zwischen  8  Uhr  Morgens  und  6  Uhr  Abends  (nach 
Lizenzertheilung  zwischen  6  Uhr  Morgens  und  6  Uhr  Abends)  vor- 
genommen werden;  die  Formen  entsprechen  den  in  England  üblichen. 
Die  Eheschliessung  wird  in  das  von  dem  Kolonialsekretär  geführte 
Register  eingetragen. 

Minderjährige  (unter  21  Jahren)  bedürfen  stets  zui-  Eingehung 
der  Ehe  der  Zustimmung  des  Vaters,  ev.  der  Mutter,  ev.  des  Vormundes ; 
das  Zeugniss  darf  nur  auf  Grund  vorgelegter  schriftlicher  Einwilligung 
ertheilt  werden;  ist  kein  Konsensberechtigter  in  der  Kolonie,  so  kann 
die  Genehmigung  durch  den  Oberrichter  (Chief  Justice)  ergänzt  werden. 

Nichtig  sind  Eheschliessungen,  welche  mit  Wissen  der  Parteien 
unter  falschem  Namen  oder  durch  eine  nicht  ermächtigte  Person  vor- 


^)  Vgl.  Parapaus  v.  Happaz;  L.  R.  1894  App.  Gases  S.  165. 

*)  Vgl.  Leske  &  Loewenfeld,  Rechtsrerfolgung  im  Internationalen  Verkehr. 
Bd.  n  S.  352. 

■)  Siehe  hier  unter  „Türkei". 

*)  Court  of  Justice  Ord.  1882  sect.  3,  23,  24;  Joum.  Comp.  Leg.  a.  a.  0.  Die 
obigen  Angaben  beruhen  zum  Theil  auf  einer  privaten  Mittheilung,  die  der  Chief 
Justice  von  Cypern,  Sir  J.  T.  Hutchinson  unter  dem  27.  November  1902  gütigst 
dem  Verfasser  gemacht  hat. 
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genommen  werden;  ferner  die  Ehen  zwischen  Verwandten,  sofern  der 
Verwandtschaftsgrad  nach  dem  Heimathrecht  eines  der  beiden  Theile 
gesetzlich  als  ehehindemd  gilt.  Im  Uebrigen  hat  eine  Verletzung  der 
vorgeschriebenen  Form  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  keinen  Einfloss 
(British  Subj.  Marr.  Ord.  1889,  sect.  17). 

Für  das  Ehegüterrecht  ist  das  englische  Recht  von  1878  mass- 
gebend, welches  bisher  noch  nicht  durch  Lokalverordnungen  den  ver- 
änderten örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnissen  angepasst  ist. 

Die  Legitimation  von  unehelichen  Kindern  ist  sowohl  dem  mo- 
hammedanischen als  dem  englischen  Recht  fremd.  Dagegen  ist  sie 
zulässig  für  die  griechisch-katholische  Bevölkerung,  deren  Recht  in  dieser 
Beziehung  bei  der  Eroberung  durch  die  Türken  nicht  verändert  ist*) 

n.  Asien. 

1.  Ceylon. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  (Ceylon,  früher  portugiesisch, 
dann  holländisch,  ging  1795/96  in  den  Besitz  der  Engländer  über;  nach- 
dem das  Land  zuerst  als  Tbeil  von  Madras  gemeinsam  mit  Indien  ver- 
waltet war,  wurde  es  1801  zuiv besonderen  Kolonie  erklärt.  1815  wurden 
nach  Absetzung  des  letzten  einheimischen  Königs  die  bis  dahin  unab- 
hängigen Kandyprovinzen  occupirt. 

Es  gilt  im  Allgemeinen  römisch -holländisches  Recht,  in  der 
Form  wie  es  am  23.  September  1799  von  früher  her  in  Kraft  war.-) 
lieber  dieses  Recht  wird  auf  die  imten  S.  601  folgende  DarsteUunf 
des  Rechtes  der  südafrikanischen  Gebiete  verwiesen;  hier  werden  nur 
die  für  Ceylon  geltenden  Besonderheiten  hervorgehoben. 

Die  Kandyprovinzen  haben  das  1815  gültige  Recht  behalten:  d.  L 
das  Kandygewohnheitsrecht,  neben  welchem  subsidär  das  römisch- 
holländische Recht  gilt  (Ord.  No.  5  von  1852).  Femer  gilt  im  Distrikt 
von  Jafiba,  in  einem  Theil  der  Nordprovinz  und  in  Batticaloa  in  Bezug 
auf  Malabaren  das  Gewohnheitsrecht  der  Malabaren  (genannt  Tes- 
walamai)  so  wie  es  1707  von  den  Holländern  codifizirt  ist  (Brit  Re- 
gulation No.  18  vom  9.  Dezember  1806).  Für  Mohammedaner  konuut 
ihr  am  5.  August  1806  kodifizirtea  Gewohnheitsrecht  (Matrim  affarsi) 
zur  Anwendung.*)  Endlich  gilt  für  die  Mukkava  deren  Gewohn- 
heitsrecht.*) 

^)  Parapaus  v.  Happaz:  L.R.  1894  App.  Gases  8.  165.  Nach  dieser  Entscheidaiig 
streitet  nach  mohammedaniBchem  Recht  für  die  Kinder  verheiratheter  Eltern  stets  bis 
zum  Beweise  des  Gegentheils  die  Vermuthung  ehelicher  Geburt. 

*)  Ord.  vom  23.  September  1799,  vgl.  Tarring  S.  18,  Anm.  7,  Journ.  Comp. 
Leg.  1900  S.  98;  femer  bezüglich  des  Eherechts  speciell  App.  Gases  1895  S.  517.  — 
Englisches  Recht  gilt  auf  dem  Gebiete  des  See-  und  Wechselrechts  nach  der  Ord.  So.  5. 
Yom  8.  September  1852  und  auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und  Versicheningsrechts 
nach  der  Ord.  No.  22  vom  24.  Dezember  1866.     Rev.  Ed.  I  S.  543. 

»)  Journ.  Oomp.  Leg.  1900  S.  98. 

*)  Pereira,  Listitutes  etc.  S.  4;  vgl.  S.  591. 
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Für  das  Eherecht  kommen  hauptsächlich  folgende  Gesetze  in  Be- 
tracht, welche  im  Folgenden  nach  der  ihnen  hier  beigegebenen  römischen 
Ziffer  citirt  sind: 

L  Gesetz  No.  2  vom  10.  Juli  1896,  betr.  die  Eheschliessung  von 
Personen,  die  weder  Eandy  noch  Mohammedaner  sind  (Rev.  Ed.  III 
S.  296)^)  mit  Novellen  No.  10  von  1896  (a.  a.  0.  HI  S.  321)  und  No.  19 
von  1900  (Rev.  Ed.  Fortsetzung  Band  11  S.  21);  alle  drei  zusammen 
citirt  als  „Marriage  Kegistration  Amendment  Ordinance  1900**. 

n.  Gesetz  No.  3  vom  12.  Januar  1870,  betr.  die  Eheschliessung  der 
Kandy  (Rev.  Ed.  Band  I  S.  649). 

ni.  Gesetz  No.  16  von  1876  (veröffentlicht  unter  dem  4.  Januar  1877), 
betr.  das  Ehegüterrecht  und  das  Erbrecht  verheiratheter  Personen  (Rev. 
Ed.  Band  I  S.  735),  zitirt  als  „Matrimonial  rights  and  inheritance  ordi- 
nance 1876"  mit  Novellen  No.  2  von  1889  und  No.  3  von  1890. 2) 

IV.  Gesetz  No.  2  vom  19.  Februar  1889,  Civilprozessordnung  (Rev. 
Ed.  Band  H  S.  561;  Pereira  I  S.  197). 

Eine  Sammlung  der  Gesetze  erschien  unter  dem  Titel:  The  revised 
Edition  of  the  Legislative  Enactments  of  Ceylon.  3  Bände 
1656 — 1900.  Colombo,  G.  J.  A.  Skeen,  Govemments  Printer.  —  Fort- 
gesetzt in:  The  Legislative  Enactments,  Colombo,  H.  C.  Cottle. 
Grovemments  Pi-inter.  Amtliche  Angabe :  Revised  Edition  of  Statutes, 
ad  1901  by  Herbert  White  and  H.  A.  Loos,  mit  Gesetzeskraft  ver- 
sehen durch  Gesetz  18  von  1901,  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1902  S.  241. 

Im  Ei*scheinen  begriffener  Conmientar:  Institutes  of  the  laws  of 
Ceylon,  by  James  Cecil  Walter  Pereira,  Colombo,  bei  Cottle;  syste- 
matisch geordnet  (enthält  die  Prozessgesetze).  Im  Uebrigen  ist  hinsicht- 
lich der  Literatur  über  das  römisch-holländische  Recht  gleichfalls  auf 
die  Angaben  betreffend  die  südafrikanischen  Gebiete  (Vorbemerkung  und 
„Kap  der  guten  Hoffnung"  S.  601,  602)  zu  verweisen.  Ausserdem  füi- 
Ceylon:  Joum.  Comp.  Leg.  1900  S.  98;  vgl.  auch  1901  S.  98. 

B.  Das  Terlobniss  unterliegt  römisch-holländischem  Rechte  (siehe 
unten  „Kap  der  guten  Hoffnung"  S.  603).  Auf  Eingehung  der  Ehe  kann 
nicht  geklagt  werden;  auf  Schadensersatz  wegen  Bruchs  des  Ehever- 
sprechens nur  dann,  wenn  das  Versprechen  schriftlich  abgegeben  war; 
zulassig  ist  femer  die  Schadensersatzklage  aus  der  Verführung  (I  sect.  21). 

C.  Eheschllessnng.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  vollendetem 
21.  Lebensjahre  (vgl.  I  sect.  23).  Die  Ehemündigkeit  tritt  für  Männer 
mit  vollendetem  sechzehnten,  für  Töchter  von  Europäern  und  Burghern 

^  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  20. 

*)  Mit  Rücksicht  auf  die  häufig  bei  EheschliessuQgen  yorgekommenen  Unregel- 
mässigkeiten sind  eine  Anzahl  Speziidgesetze  ergabgen,  durch  welche  Ehen,  die  von 
bestimmten  Personen  oder  nach  bestimmten  Formen  geschlossen  waren,  nachträglich 
fSr  gültig  erklärt  wurden.  Es  sind  das  die  Gesetze  No.  20  von  1867  (Rev.  Ed.  Band  I 
S.  557),  dem  eine  Liste  der  für  gültig  erklärten  Ehen  angefügt  ist,  femer  No.  11  von 
1890  (Band  ID  S.  51),  No.  1  von  1891  (Band  HI  S.  70)  und  No.  10  von  1892 
fßtnd  I  S.  691). 
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mit  dem  vierzehnten,  für  die  übrigen  Frauen  mit  dem  zwölften  Lebens- 
jahre ein  (I  sect.  16).  Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung  einer 
ersten  Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters  ev.  der  Mutter,  des  VormundevS 
des  Vormundschaftsrichtera  (I  sect.  23). 

Die  Bigamie  ist  nach  I  sect  19  verboten,  im  Uebrigen  gelten  die 
Ehehindernisse  des  römisch-holländischen  Bechts  (unten  8.  603). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  die 
bürgerliche.  Die  Ehe  wird  von  einem  Geistlichen  der  christlichen  Religion 
in  einer  eingetragenen  Kirche  oder  von  einem  Standesbeamten  (Kegistrar) 
in  dessen  Amtslokal  öffentlich  in  den  Stunden  von  6  Uhr  Morgens  bis 
6  Uhi'  Abends  vor  zwei  Zeugen  geschlossen  (I  sect.  11,  33,  34).  — 

Kein  Geistlicher  darf  gezwungen  werden,  eine  Trauung  vorzunehmen, 
wenn  nicht  beide  Brautleute  seiner  Religionsgemeinschaft  angehören.  Wn 
die  Sitte  der  Braut  verbietet,  sich  vor  der  Heirath  an  einem  öffentüchen 
Orte  zu  zeigen,  kann  durch  Lizenz  die  Trauung  in  einem  Privathanse 
zugelassen  werden  (I  sect.  36).  Der  kii'chlichen  wie  der  Civiltraunng 
hat  Anmeldung  und  Zeugnissertheilung  voranzugehen.  Die  Anmeldunof 
erfolgt  bei  den  beiden  Registrars  derjenigen  Bezirke,  in  denen  die  Braut- 
leute mindestens  10  Tage  gewohnt  haben;  ist  ein  Theil  noch  nicht 
10  Tage  in  der  Kolonie  ansässig,  so  genügt  die  Anmeldung  bei  dem 
für  den  anderen  Theil  zuständigen  Registrar;  waren  beide  Theile  nicht 
so  lange  in  der  Kolonie,  so  ist  die  Eheschliessung  bei  dem  Pro^^nzial- 
registrar  anzumelden  (I  sect.  24  ff.).  Das  Zeugniss  wird  von  einem  der 
beiden  Registrars  ertheilt,  wenn  binnen  12  Tagen  nach  der  Anmeldun;? 
kein  Widerspruch  erhoben  ist.  Die  Folgen  der  Anmeldung  erlöschen  nach 
drei  Monaten  (I  sect.  27).  Der  Generalregistrar  der  Kolonie  kann  von 
der  Einhaltung  der  12tägigen  Frist  dispensiren  und  den  zuständigen 
Registrar  durch  Lizenz  zur  sofortigen  Ertheilung  des  Zeugnisses  an- 
weisen, sofern  ein  Theil  persönlich  vor  einem  Registrar  die  Abwesenheit 
von  Ehehindernissen  an  Eidesstatt  versichert  hat  Eine  erleichterte 
Form  der  Trauung  durch  Geistliche  ist  gestattet,  wenn  ein  Theil  im 
Sterben  liegt  (I  sect.  38).  —  Die  abgeschlossenen  Ehen  werden  in  diis 
Eheregister  eingetragen. 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Hinsichtlich  der  Wirkungen  im  All- 
gemeinen siehe  unten  „Kap  der  guten  Hoffnung"  S.  605).  Zu  erwähnen 
ist  noch,  dass  bei  Mischehen  die  Ehefrau  als  zur  Rasse  und  Nationalitat 
des  Mannes  gehörig  gilt  (HI  sect.  2). 

Was  das  eheliche  Güterrecht  betrifft,  so  ist  durch  Gesetz 
No.  15  von  1876  (HI)  für  Ceylon  die  Gütergemeinschaft  des  römisch- 
holländischen Rechtes  aufgehoben  und  an  ihre  SteUe  das  System  der 
ehemännlichen  Verwaltung  getreten.  Der  Verwaltung  des  Mannes 
unterliegt  jedoch  nur  das  bewegliche  Eingebrachte  der  Frau  (111  sect  19). 
Unbewegliches  Gut  bleibt  im  Sondereigenthum  jedes  Ehegatten;  das 
unbewegliche  Gut  der  Frau  gilt  als  Vorbehaltsgut  und  haftet  nicht  für 
die  von  ihrem  Ehemanne  contrahirten  Schulden,  soweit  nicht  der  Fall 
nützlicher  Verwendung  vorliegt.     Doch  bedarf  die  Frau,   um  darüber 
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unter  Lebenden  zu  verfügen,  der  Genehmigung  des  Ehemannes;  letzt- 
willig kann  sie  frei  darüber  verfügen*  Zum  Vorbehaltsgut  der  Frau 
gehört  femer  das  bewegliche  Vermögen,  das  sie  während  der  Ehe  durch 
ihren  Beruf  erwirbt.  Sie  kann  hierüber  unter  Lebenden  und  von  Todes- 
wegen selbständig  verfügen  (HE  sect.  9,  10).  Dasselbe  gilt  für  die  zum 
persönUchen  Gebrauch  der  Ehefrau  bestimmten  Stücke  (z.  B.  Juwelen), 
sowie  für  diejenigen,  die  sie  zur  Ausübung  ihres  Berufs  gebraucht  (HI 
sect.  11).  Für  Streitigkeiten  zwischen  Eheleuten  in  Bezug  auf  das  Ehe- 
gut ist  ein  abgekürztes  Verfahren  vor  dem  Bezirksgerichte  (district  court) 
zugelassen  (HE  sect.  16).  Der  fiberlebende  Ehegatte  erbt  von  dem  Nach- 
lasse des  anderen  Theiles  beim  Vorhandensein  von  Kindern  oder  nahen 
Verwandten  die  Hälfte,  sonst  das  Ganze  (in  sect.  26,  36). 

Hinsichtlich  der  Kinder  ist  hervorzuheben:  Der  Vater  ist  zur 
Gewährung  des  erforderlichen  Unterhaltes  verpflichtet,  neben  ihm  haftet 
die  Mutter,  soweit  sie  Vorbehaltsgut  besitzt  (DI  sect.  22).  —  Uneheliche 
Kinder  werden  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirt,  sofern  sie  nicht  im 
Ehebruch  erzeugt  sind  (I  sect.  22).  Uneheliche  Kinder  beerben  nur  ihre 
Mutter,  nicht  deren  Verwandte,  werden  aber  umgekehrt  von  diesen 
beerbt,  wenn  sie  weder  Gatten  noch  Nachkommenschaft  hinterlassen 
(EI  sect.  37). 

E.  Dngültigkeitserklftrang.  —  Jede  abgeschlossene  Ehe  hat  zu- 
nächst die  Vermuthung  der  Gültigkeit  für  sich  (I  sect.  40).  Nichtig  sind 
Eheschliessungen,  die  nicht  am  richtigen  Orte  (z.  B.  in  einem  nicht 
registrirten  Gebäude)  oder  unter  falschen  Namen  oder  ohne  Anmeldung, 
Zeugniss  oder  Lizenz  oder  durch  eine  nicht  ermächtigte  Person  vor- 
genommen sind  (I  sect.  43).^) 

Mangelnder  elterlicher  Konsens  macht  die  Ehe  nicht  ungültig.  Ist 
die  Ehe  auf  Grund  fälschlich  vorgespiegelter  Einwilligung  abgeschlossen, 
so  kann  das  Gericht  Vermögensbestimmungen  zu  Gunsten  des  minder- 
jährigen Theiles  oder  der  Nachkommenschaft  treffen  und  etwaige  Ehe- 
verträge aufzuheben  (I  sect.  44,  45). 

F.  Ehescheidung  und  Trennung.  —  Ehescheidungsgründe  sind: 
Ehebruch  und  bösliche  Verlassung;  femer  unheilbares  geschlechtliches 
Unvermögen,  sofern  es  schon  bei  der  Eheschliessung  vorhanden  war 
(I  sect.  20). 

Die  Ehescheidungsklage  ist  stets  beim  Vorhandensein  von  Kollusion, 
die  auf  Ehebruch  gestützte  im  Falle  der  Verzeihung  oder  Duldung  des 
Ehebruchs  abzuweisen;  der  Ehebruch  gilt  als  verziehen,  sobald  der 
andere  Theil  nach  erlangter  Kenntniss  den  Geschlechtsverkehr  wieder 
aufgenommen  oder  fortgesetzt  hat  (IV  sect  600  ff.).  Die  Klage  kann 
abgewiesen  werden,  wenn  der  Kläger  die  Klageerhebung  nach  Ansicht 


^)  Nach  der  ersten  Fassung  der  Marriage  Ordinance  1895  machte  auch  die  Unter- 
lassung frisi-  und  formgerechter  Eintragung  in  das  Eheregister  nachträglich  die  Ehe 
nngoltigr.  Diese  formalistische  und  wenig  zweckmässige  Bestimmung  ist  durch  die 
Jfovelle  1896  No.  10  wieder  aufgehoben.  Vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  20,  1899 
S.  152. 

Leske  n.  Loewenfeld,  Bechtsyerfolgang.    Ergänzirngsband.  88 
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des  Gerichts  übermässig  lange  verzögert  hat,  wenn  er  sich  selbst  des 
Ehebruchs  schuldig  gemacht  oder  durch  sein  schuldhaftes  Verhalten  den 
anderen  Theil  zum  Ehebruch  getrieben  hat  (IVsect.  602). 

Besondere  Vorschriften  über  Trennungsgründe  existiren  nicht,  es 
ist  daher  nach  römisch-holländischem  Rechte  dem  richterlichen  Ermessen 
überlassen,  eine  iusta  causa  festzustellen.^)  Nach  der  Trennung  gilt  die 
Ehefrau  wie  eine  Einzelfrau  (feme  sole)  als  unbeschränkt  geschäfts-  und 
prozessfähig.  Sie  erlangt  auch  das  selbständige  Verfügungarecht  über 
ihr  Eigenthum.  Die  Trennung  kann  nachträglich  jederzeit  wieder  auf- 
gehoben werden,  insbesondere  auf  Antrag  des  in  Abwesenheit  ver- 
m-theilten,  zurückkehrenden  Ehemannes.  Die  Wiederaufhebung  des 
Trennungsurtheils  hat  keine  rückwirkende  Kraft,  sodass  die  inzwischen 
von  der  Frau  vorgenommenen  Verfügungen  nicht  der  Anfechtung  des 
Mannes  unterliegen  (IVsect.  609,  611,  626). 

0.  Terfahren  In  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Klagen  auf 
Scheidung,  Trennung  und  Nichtigkeit  der  Ehe  ist  das  Distriktsgerichl 
desjenigen  Bezirkes,  in  welchem  der  klagende  Theil  seinen  Wohnsitz  hat 
(IV  §§  597,  607,  608).*)  Das  Verfahren  unterliegt,  soweit  nicht  besondere 
Abweichungen  vorgeschrieben  sind,  den  allgemeinen  Bestimmungen  der 
Civilprozessordnung  (§  696).  In  Scheidungssachen  ergeht  wie  in  Eng- 
land zunächst  ein  bedingtes  ürtheil  (Decree  nisi,  §  604).  Bevor  das 
Urtheil  für  endgültig  erklärt  wird,  kann  jeder  Dritte  dagegen  Wider- 
spruch erheben,  sobald  er  das  Vorliegen  einer  Kollusion  glaubhaft  macht. 
Gegen  das  endgültige  Urtheil  haben  die  Betheiligten  das  Rechtsmittel  der 
Berufung.")  Zuständig  für  die  Berufung  ist  das  Obergericht  (Supreme 
court).  Es  ist  in  der  Regel  nur  mit  einem  Richter  besetzt,  doch  können 
zur  Entscheidung  schwieriger  Fragen  Beisitzer  zugezogen  werden  (IV 
§§  576  ff.).*)  Gegen  das  Berufungsurtheil  ist  eine  weitere  Berufung  an 
den  Privy  Council  in  London  zulässig.*) 

Besondere  Vorschriften  gelten  für  die  auf  Ehebruch  gestützte 
Scheidungsklage.  Bei  der  Klage  des  Ehemannes  ist  die  Zuziehung  des 
Ehebrechers  obligatorisch,  sofern  nicht  entweder 

1.  die  beklagte  Ehefrau  das  Leben  einer  Prostituirt^n  führt  und 
der  Kläger  nicht  weiss,  mit  welchen  Personen  der  Ehebruch 
begangen  ist; 

2.  der  Name  des  Ehebrechers  trotz  eifriger  Nachforschungen  nicht 
bekannt  geworden  ist; 


*)  Siehe  „Kap  d.  g.  Hoffn."  S.  607  Anm.  5.  Für  Engländer  sind  nach  der  Ent- 
scheidung Appeal  Cases  1895  S.  517  die  Grundsätze  der  alten  englischen  geistlichen 
Gerichtshöfe  massgebend. 

*)  Personen,  welche  in  Ceylon  keinen  Wohnsitz  haben,  können  demnach  dort 
keine  Klage  in  Ehesachen  erheben.  (Le  Mesurier  v.  Le  Mesurier,  3  Ceylon  Supreme 
C-ourt  Reports  2.) 

*)  Vgl.  Zigan  v.  Zigan,  2  Ceylon  Supreme  Court  Reports  3. 

*)  Vgl.  Supreme  Court  Charte  vom  18.  April  1801,  abgedruckt  bei  Pereira 
S.  113  §  187. 

»)  Pereira  S.  176. 
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3.  der  Ehebrecher  todt  ist. 

Der  Ehebrecher  kann  in  die  Kosten  des  Verfahrens  verurtheilt 
werden,  es  sei  denn,  dass  die  Beklagte  als  Prostituirte  geti'ennt  von 
ihrem  Ehemanne  lebte  oder  er  keinen  Grund  zu  der  Annahme  hatte,  dass 
sie  verheirathet  war.  In  diesen  beiden  Ausnahmefällen  kann  auch  kein 
Schadensersatz  von  ihm  beansprucht  werden  (§  612). 

Mit  dem  Scheidungsverfahren  kann  der  Rechtsstreit  auf  Unterhalt- 
gewährung verbunden  werden.  Die  Regelung  erfolgt  zunächst  provi- 
sorisch durch  summarisches  Verfahren;  der  von  dem  Ehemanne  zu 
gewährende  Unterhalt  ist  dabei  mindestens  auf  7ö  seines  Durchschnitts- 
einkommens aus  den  letzten  drei  Jahren  zu  berechnen.  Die  Zahlung  ist 
bei  Scheidungs-  oder  Nichtigkeitsklagen  bis  zur  Rechtskraft  des  Urtheils 
zu  leisten  (§  614).  Die  endgültige  Entscheidung  über  den  zu  gewähren- 
den Unterhalt  ergeht  im  Endurtheil;  hier  ist  kein  Satz  vorgeschrieben 
und  die  Höhe  richterlichem  Ermessen  überlassen.  Die  Zahlung  soll  in 
wöchentlichen  oder  monatlichen  Raten  erfolgen ;  der  im  Urtheile  bestinunte 
Satz  kann  bei  einer  Aenderung  der  Verhältnisse  später  ermässigt  werden. 
Zulässig  ist  auch  die  Festsetzung  einer  einmaligen  Abfindungssumme  für 
die  Frau.  Ebenso  kann  der  Richter  ein  Settlement  zu  Gunsten  der  Frau 
und  Kinder  anordnen;  er  hat  in  diesem  FaUe  etwaige  Eheverträge  zu 
berücksichtigen  (§§  617,  618). 

H,  Das  Beeht  der  Kandy. — Besondere  Vorschriften  regeln  die  Ehen  der 
Kandy.  Ihr  Stammesrecht  ist  zu  berücksichtigen,  soweit  nicht  entgegen- 
gesetzte Bestimmungen  ergangen  sind.  Polygamische  Ehen  sind  verboten 
und  nichtig  (11  sect.  26).  Das  Mindestalter  für  Männer  ist  16,  für  Frauen 
12  Jahre;  früher  eingegangene  Ehen  sind  nichtig  (sect.  12).  Männer 
unter  18,  Frauen  unter  16  Jahren  bedürfen  zur  Eingehung  der  ersten 
Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters  event.  der  Mutter,  des  Vormundes  oder 
des  Provinzial-Registrars  (sect.  1 3).  Verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Ver- 
wandten und  Verschwägerten  in  gerader  Linie,  zwischen  Geschwistern, 
Halb-  und  Stiefgeschwistern,  sowie  die  Ehe  mit  Abkömmlingen  von 
Geschwistern.  Eine  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Bestimmungen  wird 
als  Incest  bestraft  (sect.  14).  Die  Ehe  ist  bei  dem  Standesbeamten  des 
Bezirkes  anzumelden,  der  Abschluss  erfolgt  nach  vierzehntägigem  Aushange 
der  Anmeldung  im  Amtszimmer  des  Beamten  oder  einem  besonders  be- 
stimmten Orte.  Die  Eheschliessung  ist  stets  in  das  Register  einzutragen; 
erst  durch  die  Eintragung  erlangt  die  Ehe  Gültigkeit  (sect.  15).  Ehe- 
scheidungsgründe sind:  Einfacher  Ehebruch  der  Frau,  schwerer  Ehe- 
bruch des  Mannes  (verbunden  mit  Incest,  Misshandlung,  böswilliger  Ver- 
lassung während  zweier  Jahre),  Unmöglichkeit  weiteren  Zusammenlebens, 
bewiesen  durch  einjährige  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  endlich  die  Ein- 
willigung beider  Theile.  Die  Scheidung  erfolgt  durch  den  Registrar 
(sect.  23).  Uneheliche  Kinder  werden  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirt 
(sect.  30). 

SS» 
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2.  Hongkong. 

Quellen:  The  Ordinances  of  the  Legislative  Council  of  the  Colony 
of  Hongkong)  compiled  for  the  govenunent  of  Hongkong  by  A.  J.  Leach 
under  the  general  supervision  of  the  law  revision  commission;  2  Binde, 
enthaltend  die  Gesetze  von  1844 — 1890,  Hongkong,  Norcmha  &  Co.  Govern. 
Print.  1891  (fortlaufend  paginirt).  Femer  einzeln  ebenda:  Tke  Ordinances 
of  Hongkong,  alljährlich  ein  Band.  —  Eine  neue  Revision  ist  in  Vor- 
bereitung. 

Nach  der  Supreme  Court  Ordinance  1873  (Ord.  No.  12  vom  30.  Sep- 
tember 1873,  sect.  7;  Bd.  11  S.  1192)  bildet  das  Englische  Recht  vom 
6.  April  1843  die  Grundlage.^ 

Literatur:  Journ.  of  Comp.  Leg.  Band  I  1896/97  S.  154;  ferner 
Norton  Kyshe,  The  history  of  the  laws  and  courts  of  Hongkong, 
London-Hongkong  1898. 

Ehesehliessung.  Massgebend  ist  die  Marriage  Ordinance  1875 
(No.  14  vom  7.  September  1875.  ordinance  to  provide  a  general  register 
of  marriages  celebrated  in  Hongkong;  a.  a.  0.  Bd.  IE  S.  1401),  welche 
an  die  Stelle  der  Ord.  No.  4  desselben  Jahres  getreten  ist  Durch  die 
Marriage  Law  Amendment  Ordinance  1896  (Ord.  No.  14  vom 
22./30.  Juli  1896)  ist  sie  für  anwendbar  erklärt  auf  alle  Ehen  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  bei  denen  kein  Theil  Christ  ist.*) 

Die  Eheschliessung  erfolgt  entweder  1.  kirchlich  nach  Aufgebot 
(Marr.  Ord.  1875  sect.  22)  oder  2.  kirchlich  nach  Zeugnissertheilung 
(a.a.O.  sect.  8  ff.),  oder  3.  als  Civilehe  vor  dem  Oberstandesbeamten 
(a.  a.  0.  sect.  24).  Kirchliche  Ehen  dürfen  nur  zwischen  6  Uhr  Morgens 
und  6  Uhr  Abends,  Civilehen  zwischen  10  und  4  Uhr  und  zwar  nur  in 
eingetragenen  Gebäuden  frühestens  15  Tage,  spätestens  3  Monate  nach 
der  Zeugnissertheilung  (sect.  11)  abgeschlossen  werden  (sect.  22,  24,  6). 
Der  Gouverneur  kann  Lizenzen  für  besondere  Gebäude  ertheilen  (sect  6) 
und  von  der  Trauungszeit,  der  Anmeldungsfrist  oder  von  Anmeldung  und 
Zeugniss  überhaupt  dispensiren  (sect  12,  14).  Bei  Nachsuchung  jeder 
Lizenz  ist  die  Abwesenheit  von  Ehehindemissen  an  Eidesstatt  zu  ver- 
sichern (sect,  15);  dem  Gesuch  um  Zeugniss  oder  Lizenz  haben  Minder- 
jährige die  schriftliche  Einwilligung  des  Vaters,  event.  der  Mutter,  des 
Vormundes  oder  des  Oberstandesbeamten  beizufügen.  Eine  erleichterte 
Form  ist  durch  die  Marriage  in  articulo  mortis  Ordinance  1893 
(No.  3  vom  1./17.  Januar  1893)  für  Personen  vorgesehen,  welche  im  Kon- 
kubinate leben,  sofern  ein  Theil  im  Sterben  liegt.  Die  Trauung  kann 
ohne  Aufgebot  oder  Zeugnissertheilung  vorgenommen  werden;  bei  Minder- 
jährigen genügt  die  mündlich  erklärte  Einwilligung  des  Gewalthabers. 


»)  Vgl.  Tarring  8.7. 

*)  lieber  die  erste  fieirath  eines  Chinesen  nach  engliBchem  Rechte  ygL  Norton 
Kyshe,  a.  a.  0.  Bd.  11,  S.  262. 
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Die  Ehen  der  Chinesen  werden  nach  chinesischem  Rechte  ab- 
geschlossen. Bei  polygamischen  Ehen  gilt  nach  der  Praxis  der  englischen 
Grerichte  in  Hongkong  die  erste  oder  die  oberste  Frau  eines  Hansstandes 
als  Ehefrau  im  Sinne  des  zur  Anwendung  kommenden  englischen  Rechtes; 
z.  B.  wird  ihr  Recht  auf  Unterhalt  anerkannt,  sie  darf  in  Strafsachen  in 
einem  Verfahren  gegen  ihren  Ehemann  nicht  als  Zeugin  auftreten,  etc.^) 

Nichtig  sind  Ehen  zwischen  Personen  innerhalb  der  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade,  femer  solche,  welche  in  nicht  zugelassenen  Ge«- 
bänden,  unter  falschem  Namen,  ohne  Zeugniss  oder  Lizenz,  oder  durch 
mcht  befugte  Personen  abgeschlossen  werden  (sect.  39).  Andere  Form- 
fehler, z.  B.  Fehlen  des  Konsenses)  haben  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe 
keinen  Einfluss. 

Ehescheidungen  kommen  in  Hongkong  nicht  vor.  Ein  darüber 
vor  längerer  Zeit  in  Aussicht  gestelltes  Gesetz,  durch  welches  ein  Ehe- 
gerichtshof eingesetzt  werden  soUte,  ist  bisher  noch  nicht  erlassen.^ 

3.  Straits  Settlements. 

(Singapore,  Penang,  Malacca.) 

Quellen^  Literatur.  Die  Straits  Settlements,  bestehend  aus  den 
Inseln  Singapore  und  Penang  und  der  Ansiedlung  von  Malacca,  bildeten 
früher  einen  Theil  des  Indischen  Reichs,  von  dem  sie  am  1.  April  1867 
durch  Order  in  Council  auf  Grund  des  Ges.  29  &  23  Vict  c.  115  abgetrennt 
und  zu  gemeinsamer  Verwaltung  vereinigt  sind.  Es  gelten  die  vor  jenem 
Zeitpunkt  erlassenen  indischen  Gesetze,  soweit  sie  nicht  aufgehoben 
wurden,  femer  die  seitdem  ergangenen  Lokalverordnungen  und  subsidiär 
das  englische  gemeine  und  Gesetzesrecht  von  1826.^ 

Acts  and  ordinances  of  the  legislative  Council  of  the  Straits 
Settlements,  compiled  for  the  govemment  by  Goodvicke  Ganard  (vom 
1.  April  1867  bis  7.  März  1898)  2  Bände,  London,  Eyre  and  Spottis- 
woode,  1898.  Femer  einzeln  amtlich:  Ordinances  enacted  by  the 
govemor  of  the  Straits  Settlements  with  the  advice  and  consent  of  the 
legislative  Council;  Singapore,  Govemment  printing  offlce.  Alljährlich 
ein  Band.  Orders,  Rules  and  Regulations  by  his  excellency  the  govemor 
in  Council  (Ausführungsbestinmiungen),  ebenda,  alljährlich  ein  Band. 

Die  für  die  Straits  Settlements  noch  geltenden  Indian  Acts  vom 
22.  April    1834  bis  31.  März  1867    sind   auf  Grund   der  Statute  Law 
Revision  Ordinance  No.  8  von  1889  besonders  veröffentlicht,  ebenda  1890. 
Literatur:   Journal  Comp.  Leg.  1896  S.  184 ff.  und  1902  S.  82. 


')  ^e^'  <^*  ^-  Kooce,  der  in  einem  Artikel:  Chinese  Marriag^e  in  Hongkongs, 
Comp.  lieg.  1897  S.  607,  diese  Praxis  scharf  bekämpft,  weil  das  englische  Eecht  an 
aich  unter  Slie  nnr  eine  monogamische  versteht  nnd  keine  Lokalverordnung  für 
Hongkongs  die  Beibehaltung  chinesischen  Rechts  ausspricht. 

*)  Diese  Angabe  beruht  auf  einer  Mittheilung  des  bisherigen  Chief  Justice  von 
Hongkongs,  Sir  John  Carrington,  an  den  Verfasser  vom  20.  August  1902. 

s)  Vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  186;  bezüglich  Malaccas:  1902  S.  82. 
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a)  Das  Recht  der  Christen. 

Die  EheschliessuBg  von  Personen,  von  denen  mindestens  ein  Theil 
Christ  ist,  unterliegt  den  Bestimmungen  der  Christian  Marriage 
Ordinance  No.  in  von  1898  (daselbst  sect.  3);  in  Kraft  seit  2.  April 
1899  (Rules  1899  S.  7).  Die  kirchliche  Trauung  erfolgt  entweder  nach 
dem  Ritus  der  englischen  Landeskii*che  oder  durch  bischöflich  ordinirte 
Geistliche  der  römisch-katholischen  Kirche,  durch  Geistliche  der  schottischen 
Landeskirche,  durch  Presbyterianer,  sofern  ihnen  die  Befugniss  dazu  yom 
Gouverneur  ertheilt  und  die  Ertheilung  publizirt  ist,  endlich  durch  alle 
vom  Gouverneur  dazu  ermächtigten  Geistlichen  (sect.  4),  und  zwar  in  der 
Kirche,  soweit  eine  solche  im  Umkreis  von  5  Meilen  vorhanden,  oder  in 
einem  vom  Gouverneur  zugelassenen  Gebäude  (sect.  10).  Die  Civilehe 
wird  von  dem  vom  Gouverneur  ernannten  Standesbeamten,  welcher 
Christ  sein  muss,  in  dessen  Amtslokal  abgeschlossen  (sect  4  No.  V).  Die 
Trauungszeit  ist  zwischen  6  Uhr  Morgens  und  7  Uhr  Abends  (sect  9). 
Anwesenheit  von  zwei  Zeugen  ist  stets  erforderlich  (sect.  23,  45).  Der 
kirchlichen  Ehe  geht  das  übliche  Aufgebot  vorauf  (sect.  12);  die  Civil- 
ehe sowie  die  nach  kirchlichem  Ritus  in  einem  anderen  Gebäude  er- 
folgende Trauung  darf  erst  nach  Anmeldung,  viertägigem  Aushang  im 
Standesamt  (bezw.  in  allen  Standesämtern  des  Settlements)  und  Zengniss- 
ertheilung  (sect.  13,  16,  38)  abgeschlossen  werden.  Die  Beobachtung 
derselben  Formen  ist  vor  der  kirchlichen  Ehe  erforderlich,  sofern  ein 
Theil  minderjährig  ist  und  zwar  hat  der  Geistliche  das  Gesuch  dem 
Standesbeamten  zum  Aushange  zu  übermitteln.  Ist  die  Genehmigung  des 
Vaters,  Vormundes,  der  Mutter  oder  des  Obergerichts  nicht  beigebracht 
(sect  7,  8),  so  bedarf  es  eines  vierzehntägigen  Aushangs  (sect.  14).  Durch 
Einlegung  des  Widerspruchs  seitens  eines  Konsensberechtigten  wird  der 
Abschluss  der  Ehe  gehindert  (sect.  18,  40).  Der  Gouverneur  kann  von 
der  Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Stunden  sowie  von  der  Zeugniss- 
ausstellung Dispens  ertheilen  (sect.  9,  39  No.  2). 

Wirkungen  der  Ehe.  Nach  der  Indischen  Will  Act  No.  25  vom 
8.  Oktober  1838  sect.  6  (Indian  Acts,  Seite  3  der  amtl.  Ausgabe)  können 
verheirathete  Frauen  nicht  testiren.  Im  Uebrigen  gilt  in  Ermangelung 
von  Spezialgesetzen  altes  englisches  Recht. 

Ungültigkeit.  Nach  sect.  63  der  Christian  Marriage  Act  1898  haben 
Verstösse  gegen  die  Bestimmungen  über  den  Wohnsitz  der  Eheschlie^en- 
den,  Einwilligung  der  Gewalthaber,  Anmeldung,  Zeugnissertheilung,  Zeit 
und  Ort  der  Trauung  und  Registrirung  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  keinen 
Einfluss.  Andere  Gesetzesverletzungen,  z.  B.  Nichtbeachtung  der  Ehe- 
hindemisse  des  englischen  Rechtes  (sect.  46),  Abschluss  durch  nicht  be- 
fugte Personen  (sect.  4),  begründen  Nichtigkeit. 

Ehescheidung.  —  Die  Ordinance  No.  m  von  1878,  to  amend  the 
law  relating  to  the  Constitution  of  the  courts  of  justice  (Acts  and 
Ordinances  Bd.  I  S.  409),  sect.  13  überträgt  dem  Obei^ericht  die  Ge- 
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richtsbarkeit  in  Ehesachen  „soweit  es  die  Religionen  und  Gewohnheiten 
der  Einwohner  zulassen^. 

b)  Das  Recht  der  Eingeborenen. 

Das  Eherecht  der  Mohammedaner  ist  in  der  Ord.  No.V  1880, 
to  provide  for  the  registration  of  marriages  and  divorces  among  Mo- 
hammedans  etc.  (Acts  and  Ord.  Bd.  I  S.  698)  mit  Zusatzbestimmungen 
der  Ord.  XTTT  von  1894  geregelt. 

Der  Gouvemeor  bestellt  mohammedanische  Standesbeamte  für  Ehe- 
schliessungen und  Scheidungen.  Sie  führen  3  Register:  ein  Eheregister 
und  zwei  Register  für  Scheidungen,  je  nachdem  diese  durch  einseitigen 
Akt  des  Mannes  oder  auf  beiderseitigen  Antrag  (sogen.  Khula)  erfolgen 
(sect.  2,  6). 

Die  Ehemündigkeit  beginnt  mit  Eintritt  der  Geschlechtsreife, 
spätestens  aber  mit  vollendetem  15.  Jahre.  Die  Eintragungen  der  Ehe- 
schliessungen erfolgen  auf  Antrag  der  Brautleute  oder,  wenn  diese 
minderjährig,  ihrer  Verwandten;  die  der  Scheidungen  auf  Antrag  des 
Mannes  oder  (bei  Khula)  beider  Theile;  doch  hat  sich  vorher  der 
Segistrar  zu  überzeugen,  ob  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Antrag- 
stellung die  Eheschliessung  (durch  Begründung  gemeinsamen  Hausstandes) 
oder  die  Scheidung  thatsächlich  erfolgt  ist  (sect.  8,  9).  üeber  das  Be- 
stehen einer  Ehe  entscheidet  der  vom  Gouverneur  anerkannte  „Kali",  der 
zugleich  mohammedanischer  Standesbeamter  sein  kann  (sect.  24,  26). 
Sect.  27  ordnet  das  eheliche  Güterrecht. 

Mohammedanisches  Recht  ^)  soll  nur  zur  Anwendung  kommen,  wo  es 
durch  Spezialgesetz  vorgesehen  oder  durch  Testament  angeordnet  ist. 
Die  Ehefrau  ist  testirfähig.  Ihr  eingebrachtes  sowie  das  während  der 
Ehe  durch  Berufsarbeit  erworbene  Gut  bleibt  freies  Eigenthum;  in  Bezug 
darauf  ist  sie  prozessfähig.  Der  verstorbene  Gatte  wird  nach  englischem 
Rechte,  je  nach  dem  Vorhandensein  von  Verwandten,  von  dem  überlebenden 
Gatten  zu  ^4  l>is  Vi  beerbt;  mehrere  Wittwen  erben  zu  gleichen  Theilen. 
Zu  Gunsten  von  Gläubigem  gilt  die  Vermuthung,  dass  alles  im  Haushalt 
Vorhandene  dem  Manne  gehört 

Für  Parsis  gelten  die  indischen  Acte  No.  15  und  21  von  1865 
(siehe  oben  „Indien"  S.  576). 

Für  Hindus  gilt  die  Maniage  of  Hindoo  Widow  Act  1856  No.  15 
(„Indien"  8.572). 


4.  Die  Malay-Staaten. 

Die  seit  1895  verbündeten  Malay-Staaten  unterstehen   englischem 
Protektorat.*)    Besondere  Gesetze  sind  ergangen  für  Perak  und  Selangon 

')  Siehe  oben  „Indien*'  S.  575  und  unten  unter  Türkei. 
*)  Vgl.  Oolonial  Office  List  1902  S.  292. 
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Perak. 

The  Laws  of  Perak,  Orders  in  Council  and  enactments  1877—1896, 
Taiping,  govemment  printing  office  1899. 

Der  Christian  Marriage  Order  in  CkrancU  1895  No.  13  (vom  19.  De- 
zember 1895;  Laws  S.  598)  stimmt  inhaltlich  mit  der  später  fär  die 
Straits  Settlements  erlassenen  Verordnung  (oben  3,  S.  598)  überein. 

Das  Recht  der  Mohammedaner  ist  durch  die  Orders  vom  8.  Dezember 
1885  (S.  167)  und  16.  Februar  1889  (S.  183)  ähnlich  wie  in  den  Staats 
Settiements  geregelt  Scheidungen  erfolgen  durch  den  „Eathi'^,  bedürfen 
aber  der  Bestätigung  durch  den  Sultan. 

Selangor. 

The  Laws  of  Selangor,  Orders  in  Council,  regulations  and  enact- 
ments passed  by  the  State  Council  1877 — 1899;  compUed  by  A.  B.Voules 
Kuala  Lumpur;  Selangor  printing  office  1901.  —  Femer  erscheinen  ebenda 
seit  1900:  Enactments  of  the  f  ederated  Malay  States;  alljährlich  ein 
Band.  —  Für  das  Eherecht  komjnen  besonders  in  Betracht: 

1.  Regulation  No.  IQ  von  1896,  to  consolidate  and  amend  the  law 
relating  to  the  marriages  of  persons  professing  the  Christian 
religion  (Laws  S.  406),  deren  Bestimmungen  denjenigen  der 
Christ.  Marr.  Ord.  für  die  Straits  Settiements  (oben  3,  S.  598) 
entsprechen; 

2.  Enactment  No.Vm  von  1900  (Enactments  1900  S.  241),  welche 
das  Eherecht  der  Mohammedaner  regelt  Die  Eintragungen 
erfolgen  durch  die  Kathis.  Eheleute  haben  die  Pflicht,  Ehe- 
schliessungen wie  Scheidungen  binnen  7  Tagen  anzumelden. 

5.  Nord-Bomeo. 

Die  Insel  steht  unter  der  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  der  am 
1.  November  1881  konzessionirten  British  North  Bomeo  Company  und 
unter  englischem  Protektorat^) 

Quellen:  The  proclamations  and  notiflcations  of  the  State  of  North 
Bomeo  1883 — 1902,  compiled  and  arranged  by  E.  P.  Gueritz,  Sandakan, 
Govemment  printing  office.  British  North  Bomeo  1902. 

Die  kirchliche  Eheschliessung  ist  durch  Regulation  185  von 
1889,  die  Civilehe  der  Christen  durch  die  Marriage  Eegistrars  Pro- 
clamation  No.  VII  von  1891  geregelt  Die  Zeugnissertheilung  erfolgt 
4  Tage,  bei  Minderjährigen  14  Tage  nach  der  Anmeldung.  Der  Antragsteller 
muss  mündlich  versichern,  dass  kein  Ehehindemiss  vorhanden,  dass  er 
seit  mindestens  21  Tagen  in  der  Kolonie  ansässig,  femer,  wenn  ein  Thefl 
minderjährig,  dass  die  erforderliche  Einwilligung  ertheilt  oder  der  Konsens- 
berechtigte nicht  in  der  Kolonie  ist  (1891  No.Vn  sect  8,  9).   Innerhalb 


>)  Colonial  Office  List  1902  S.  331. 
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zweier  Monate  nach  der  Zengnissertheilnng  kann  die  Eheschliessung  in 
Gegenwart  zweier  Zeugen  im  Standesamte  zwischen  6  Uhr  Morgens  und 
6  Uhr  Abends  vorgenommen  werden  (sect  16).  Der  Gouverneur  kann  von 
Zeugnissertheilung,  Frist  und  Zeiteinhaltung  dispensiren  (sect.  10,  15). 
—  Die  Gültigkeit  der  Ehen  wird  durch  Verstösse  in  Bezug  auf  Wohn- 
sitz, Konsens  etc.^)  nicht  berührt  (sect.  32). 

Unterthanen  fremder  Staaten  können  vor  ihrem  Konsul  nach 
heimischem  Recht  Ehen  schliessen. 

6.  Labnan. 

Die  Insel  ist  1846  vom  Sultan  von  Brunei  den  Engländern  ab- 
getreten; es  gilt  das  englische  gemeine  Recht  aus  jener  Zeit.^)  Eine 
Zusammenstellung  der  einzeln  in  der  Official  Gazette  veröffentlichten  Ver- 
ordnungen existirt  nicht,  wohl  aber  ein  Index  bis  1897.*) 

Ueber  die  Gesetzgebung  vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1897  n  S.  27. 

Die  Eheschliessung  zwischen  Personen,  von  denen  ein  Theil 
Christ  ist,  erfolgt  nach  der  Marriage  Registrar  Ordinance  No.  10  von 
1891  (mit  Abänderung  durch  Ord.  No.  2  von  1892)  vor  dem  Standes- 
beamten. Die  Civilehe  ist  für  Engländer  obligatorisch;  nur 
Ausländer  können  kirchlich  getraut  werden.  Im  Uebrigen  decken 
sich  die  Bestimmungen  mit  denen  der  oben  wiedergegebenen  Proklamation 
von  Nord-Bomeo. 

Mohammedanische  Ehen  unterliegen  der  Mohamedan  Maniage 
Divorce  and  Probate  Ordinance  No.  5  von  1884.  Es  kommt  moham- 
medanisches Recht^)  zur  Anwendung  (sect.  5);  die  nach  diesem  Rechte  ge- 
schlossenen Ehen  werden  durch  einen  vom  Gouvernement  ernannten 
mohammedanischen  Richter,  Emaum,  registrirt  (sect.  6).  Ehestreitig- 
keiten werden  von  dem  ordentlichen  Gericht  (general  court)  entschieden, 
welches  mit  einem  englischen  Richter  und  dem  Emaum  als  Beisitzer 
besetzt  ist  (sect.  4). 

m.  Afrika. 

1.  Die  Südafrikanischen  Oebiete. 

Torbemerkung.  —  In  den  südafrikanischen  Kolonien  (Kap  der  guten 
Hoffnung,  Natal,  Transvaal  und  Oranjekolonie)  bildet,  ebenso  wie  in  Ceylon 
und  in  British  Guiana  das  von  Hugo  Grotius  in  seiner  Introductio 
ad  jurisprudentiam  Hollandicam  aufgezeichnete  sogenannte  römisch- 
holländische Recht,  wie  es  zur  Zeit  der  Eroberung  in  den  be- 
treifenden Gebieten  bestand,  die  Rechtsgrundlage.    Die  für  die  englischen 


1)  Vgl.  Straits  Settlements  S.  598. 
•)  Journ.  Comp.  Leg.  1897  II  S.  27.  — 

^  Der  Index  befindet  sich  in  der  Bibliothek  des  B,oyal  Golonial  Institute;  die 
Verordnungen  selbst,  zum  Theil  handschriftlieh,  nur  im  Colonial  office.  — 
*)  Siehe  oben  „Indien"  S.  574. 
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Kolonien  gangbarste  Darstellung  dieses  Eechtes  enthält:  Joannes  yan 
der  Linden,  Institutes  of  Holland  or  Manual  of  Law,  Practice  and 
Mercantile  Law.  Translated  by  Sir  Heniy  Juta.  L  C.  Juta  &  Co. 
Capetown  1897. 

Im  Uebrigen  vgl.  D.  G.  van  der  Keessel,  Theses  selectae  inris 
hollandici  et  zelandici  ad  supplendam  Hugonis  Grotii  introductionem  ad 
jurisprudentiam  hollandicam.    Editio  nova.    Amstelodami  1860. 

Literatur:  3  Aufsätze  im  Journal  of  the  society  of  comp.  leg. 
1901:  Sir  Henry  de  Villiers,  The  Law  of  South  Africa  (S.  9);  T.Ber- 
wick,  The  vitality  of  Eoman  Dutch  Law  (S.  98)  und  Dr.  Eoosegaarde 
Bisschop,  ßecent  developments  of  Roman  Dutch  Law  (S.  109). 

a)  Kap  der  guten  Hoffnung. 
A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Eapkolonie  ist  1795 
von  den  Engländern  besetzt  und,  nachdem  sie  während  der  Jahre  1803 
bis  1806  wieder  den  Holländern,  d.  h.  der  damaligen  Batavischen  Bepnblik 
gehört  hatte,  im  letzteren  Jahre  endgültig  an  Grossbritannien  abgetreten 
worden.  Ausser  dem  römisch-holländischen  Oivilrechte  gilt,  gleichfalls 
subsidär  neben  den  Lokalgesetzen,  das  englische  Handels-  und  Seerecht 
von  1879.1) 

Rechtsquellen:  Statutes  of  the  colony  of  the  Good  Hope.  1852 
bis  1886,  edited  by  Joseph  Fester,  Hercules  Tennant,  E.  M.  Jackson. 
3  Bände  einschl.  Indexband;  in  alphabetischer  Ordnung.  Capetown. 
W.  A.  Richards  1887.  —  Einzeln,  amtlich:  Acts  of  parliament 
Capetown.    W.  A.  Richards,  alljährlich  ein  Band. 

Die  in  Betracht  kommenden  Spezialgesetze  sind  folgende:^) 
I.   Order    in    Council    vom    7.   September    1838    (kirchliche  Ehe- 
schliessung) Ward  S.  24. 
n.   Order  in  Council  vom  20.  Februar  1839  (betr.  die  Gebühren) 

Ward  S.  44. 
ni.   Order  in  councü  vom  3.  April  1840  (Novelle  zu  1)  Ward  S.  45. 
IV.   Gesetz  No.   12  vom   4.  Juni    1856    (Wiederverheirathung   von 

Wittwem)  Ward  S.  46. 
V.   Gesetz  No.  16  vom  17.  Juli  1860  (CivUehe)  Ward  S.  60. 
VI.   Gesetz  No.  21  vom  30.  Juni  1875  (betr.  Ehegüterrechtsverträge) 

Statutes  S.  1591. 
Vn.   Gesetz  No.  9  vom  14.  Juni  1882  (Lizenzen)  Ward  S.  66. 
Vm.   Gesetz  No.  40   vom   16.   Dezember  1892   (betr.  Ehe   mit   der 
Schwägerin)  Ward  S.  68. 
IX.   Gesetz  No.  7  von  1895   (Versorgung  verlassener  Frauen   und 

Kinder);  bisher  nur  amtlich  in  den  Acts  of  P.  veröffentlicht 
X.    Gesetz  No.  35  von  1896  sect.  55   (Konsens  für  Minderjährige) 
Ward  S.  69. 


*)  Gesetz  No.  8  vom  11.  September  1879,  act  to  amend  in  many  respects  the  ge- 
neral  law  of  the  colony,  Statutes  S.  1095.  — 

^  Die  Gesetze  sind  im  Folgenden  mit  den  römischen  Zahlen  dieser  Liste  ziÜrt. 
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Literatur  (vgl.  auch  oben  Vorbemerkung).  —  Geschichte:  Clark 
S.  466,  Col.  Office  List  1902  S.  122.  Gesetzgebung:  Joum.  Comp.  Leg. 
1896/97  S.  137.  —  Der  Parlamentsbericht  1894  H.  C.  144/145  enthält 
S.  40  eine  kurze  üebersicht  der  für  Eheschliessungen  und  Scheidungen 
geltenden  Bestimmungen,  ohne  Angabe  der  Quellen.  Mit  Eücksicht  auf 
den  amtlichen  Charakter  der  Veröffentlichung  ist  im  Folgenden  bei 
streitigen  Punkten  des  unkodiflzirten  Rechtes  stets  der  dortigen  Aus- 
legung der  Vorzug  gegeben.  —  Eine  gute  und  übersichtliche  Darstellung 
des  Eherechts  nebst  einschlägigen  Gesetzen  enthält:  D.  Ward,  a  hand- 
book  to  the  marriage  laws  of  the  cape  colony,  the  Bechuanaland  pro- 
tectorate  and  Rhodesia.    I.  C  Juta,  Capetown  1897. 

B.  Das  Terlobniss  ist  nach  römisch-holländischem  Eecht  ein  klag- 
barer Vertrags  der  jedoch,  soweit  Minderjährige  dabei  betheiUgt  sind, 
erst  durch  Ertheilung  des  erforderlichen  Konsenses  gültig  wird.^)  Nach 
dem  Lokalrechte  der  Kolonie  kann  nicht  auf  Eingehung  der  Ehe,  sondern 
nur  auf  Schadensersatz  wegen  Bruches  des  Heirathsversprechens  geklagt 
werden.*) 

G.  Eheschliessnng. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung.  Die 
Volljährigkeit  tritt  mit  der  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  (Order  in 
cooncil  vom  20.  Juni  1829),  die  Ehemündigkeit  bei  Männern  mit  Voll- 
endung des  14.,  bei  Frauen  des  12.  Lebensjahres  ein.*)  Unzurechnungs- 
fähige oder  impotente  Personen  können  keine  gültige  Ehe  schliessen.*) 
Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung  einer  ersten  Ehe  der  Einwilligung 
beider  Eltern;  ist  ein  Theil  tot,  so  genügt  die  Einwilligung  des  über- 
lebenden, ev.  des  Vormundes.  Richterliche  Genehmigung  ist  einzuholen: 
wenn  beide  Eltern  tot  sind  und  kein  Vormund  bestellt  ist,  oder  wenn 
die  Eltern  durch  Unzurechnungsfähigkeit  oder  sonstige  Gründe  an  der 
Abgabe  einer  Erklärung  verhindert  sind,  oder  wenn  die  Eltern  oder  Vor- 
münder die  Einwilligung  grundlos  verweigern.*^)  Die  richterliche  Ge- 
nehmigung, welche  früher  nur  durch  den  Oberrichter  (Chief  justice)  ertheilt 
werden  durfte,  kann  nach  Ges.  No.  35  von  1896  sect.  55  jetzt  durch 
den  Präsidenten,  eventuell  den  ältesten  Richter  jedes  Distriktsgerichts 
erfolgen. 

2.  Ehehindernisse  und  Eheverbote  sind  ausser  den  zu  1  ge- 
nannten : 


*)  V.  d.  Linden,  o.  lU  sect.  2;  v.  d.  Keeesel,  These  53.  —  Ueber  das  Er- 
fordemiss  des  Konsenses  siehe  nachstehend  C.  1. 

*)  Order  in  Council  vom  7.  September  1838  sect.  19,  20.  Eine  gleiche  Klage 
steht  der  Verführten  zu,  jedoch  nur  soweit  sie  auf  Heirath  rechnen  konnte.  Abge- 
wiesen wurde  die  Klage  einer  Verführten,  welche  sich  wissentlich  mit  einem  yer- 
heiratheten  Manne  eingelassen  hatte.     Willemse  v.  van  Eick,  Ward  S.  36. 

«)  Pari.  Bericht  S.  40,  Ward  S.  4  Ziflfer  7. 

*)  V.  d.  Linden  S.  18. 

f^  Pari.  Bericht  S.  40. 
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a)  Ein  bereits  bestehendes  Eheband. ^)  Doch  sind  polygamische 
Ehen,  soweit  sie  das  Recht  der  Eingebormen  zolässt^  yom  Gyihichter 
anzuerkennen.*) 

b)  Verwandtschaft  in  gerader  Linie;  in  der  Seitenlinie  ist  die 
Ehe  nur  zulässig  zwischen  Personen,  welche  mindestens  zwei  Grade  y(m 
dem  gemeinsamen  Stammvater  entfernt  sind  (also  zwischen  Vettern).  Es 
macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Verwandtschaft  auf  ehelicher  oder  un- 
ehelicher Geburt  beruht.*)  Schwägerschaft  hindert  in  denselben  Graden; 
doch  ist  durch  die  Deceased  Wife's  Sister  Marriage  Act  (Ges.  40  vom 
16.  Dezember  1892)  die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  oder 
geschiedenen  ersten  Frau,  sofern  sie  nicht  zugleich  die  Wittwe  des  y»- 
storbenen  Bruders  ist,  zugelassen. 

c)  Ehebruch.  Verboten  ist  die  Elhe  des  wegen  Ehebruchs  Ge- 
schiedenen mit  seinem  Mitschuldigen.^) 

d)  Wartezeit  der  Frau.  Eine  bestimmte  Wartezeit  ist  nicht  vor- 
geschrieben, doch  darf  eine  Frau  eine  zweite  Ehe  erst  eingehen,  wenn 
feststeht,  dass  aus  der  Zeit  der  ersten  Ehe  keine  Schwangerschaift  vor- 
liegt*) 

e)  Mangelnde  Sicherstellung  des  Eindervermögens.  Nach 
dem  Gesetz  No.  12  vom  4.  Juni  1856  (act  for  better  securing  the  in- 
heritance  of  minors)  sind  verwittwete  Personen  verpflichtet,  vor  En- 
gehung  einer  zweiten  Ehe  den  künftigen  Erbtheil  ihrer  Kinder  zu  hinter- 
legen oder  sicherzustellen,  üeber  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
wird  von  dem  Friedensrichter  (resident  magistrate)  ein  Zeugniss  ertheilt*) 

Dispense  von  Ehehindemissen  oder  Eheverboten  sind  nicht  vor- 
gesehen. 

3.  Form  der  Eheschliessung.  Die  Eheschliessung  erfolgt  durch 
einen  sogenannten  Eheschliessungsbeamten^  (marriage  officer).  Als 
solche  gelten: 

a)  jeder  Priester  einer  christlichen  Kirche,  welcher  ordinirt  oder 
auf  andere  Weise  nach  den  Gebräuchen  seiner  Gemeinschaft  zu  dem 
Amte  geweiht  ist  (I  sect.  2); 

b)  jeder  Friedensrichter  (V  sect.  2); 

^)  Vgl.  V  A  sect.  6,  nach  der  mohammedanische  Ehefrauen  einer  neuen  £he- 
schliessung  ihres  Mannes  widersprechen  dürfen. 

^  Vgl.  Matabele  Order  in  Council  yon  1894,  bei  Ward  S.  72. 

»)  Ward  S.  2  Ziffer  6. 

*)  y.  d.  Linden,  Buch  I  c.  IQ  sect.  6  Xo.  1  S.  18,  v.  d.  Keessel,  These  70, 
Ward  S.  2,  Pari.  Bericht  S.  41,  Daniel  ca.  Daniel,  8  Juta  288.  —  Vgl.  übrigens  oben 
Gfrossbritannien  S.  541  Anm.  1. 

fi)  y.  d.  Linden  S.  18,  v.  d.  Keessel,  These  67,  Ward  S.  5,  vgl  Pari.  Bericht 
S.  41. 

«)  Vgl.  Deutsches  B.G.B.  §  1669,  hier  S.  9. 

^  Die  auch  Geistliche  umfassende  Beieichnimg  „Marriage  officer"  ist  in  der 
folgenden  Darstellung  stets  mit  „Eheschliessungsbeamte**  ubersetat,  wahrend  for  die 
Registrars,  welche  lediglich  Giyilehen  abschliessen,  das  Wort  „Standesbeamte*'  g^ 
wählt  ist. 
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c)  für  die  Ehen  von  Juden  und  Mohammedanern  die  dazu  besonders 
vom  Goavemeur  bestimmten  Beamten  (V  sect.  4). 

Der  kirchlichen  Eheschliessung  mussein  Aufgebot  an  drei 
aufeinanderfolgenden  Sonntagen  in  denjenigen  Kirchen  voraufgehen,  zu 
deren  Gemeinden  die  Brautleute  gehören.  Sofern  keine  Widersprüche 
ei-folgen,  werden  über  die  Aufgebote  von  den  Geistlichen,  in  deren 
Kirchen  sie  erlassen  sind,  Zeugnisse  ausgestellt,  auf  Grund  deren  nun- 
mehr die  Eheschliessung  von  jedem  Geistlichen  vorgenommen  werden  kann 
(I  sect.  3 — 9).  Die  Ertheilung  der  etwa  erforderlichen  elterlichen  Genehmigung 
wird  vermuthet,  wenn  innerhalb  der  Aufgebotsfrist  kein  Widerspruch 
erhoben  ist  (I  sect.  10;  vgl.  zu  E).  Die  Trauung  unterliegt  dem  Ritus 
der  betreffenden  Religionsgemeinschaft,  muss  aber  in  den  Stunden  zwischen 
8  Uhr  Morgens  und  4  Uhr  Nachmittags  vorgenommen  werden  (I  sect.  21). 

Die  Civilehe  wird  an  Gerichtsstelle  zwischen  9  und  12  Uhr  oder 
in  einem  Privathause  geschlossen  nach  einem  Aufgebote,  das  durch  den 
oder  die  beiden  zuständigen  Friedensrichter  nach  Eintragung  in  das 
Eheanmeldungsregister  dreimal  in  öffentlicher  Verhandlung  zu  verlesen 
ttnd  durch  dreiwöchentlichen  Anschlag  an  Gerichtsstelle  bekannt  zu 
machen  ist.^) 

Vom  kirchlichen  wie  vom  gerichtlichen  Aufgebote  kann  durch  Lizenz 
des  zuständigen  Friedensrichters  dispensirt  werden,  jedoch  nur  auf  Grund 
eidesstattlicher  Versicherangen  darüber,  dass  keine  Ehehindemisse  vor- 
liegen und  die  für  Minderjährige  erforderliche  Genehmigung  ertheüt  ist 
(VII).  Die  Wirkungen  der  Aufgebote  sowie  der  Lizenzen  erlöschen  nach 
drei  Monaten  (I  sect.  9,  V  Schema  A,  sect.  13).  Die  Ehen  sind  von 
den  Beamten,  welche  sie  abgeschlossen  haben,  in  die  dazu  bestimmten 
kirchlichen  oder  gerichtlichen  Eheregister  einzuti^agen,  aus  denen  dem 
Kolonialamt  Auszüge  übermittelt  werden  (I  sect.  21,  V  Schema  A,  sect.  10). 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  Nach  römisch-holländischem  Rechte  erlangt 
der  Ehemann  die  ehemännliche  Gewalt  über  seine  Frau.  Diese  steht 
in  Bezug  auf  ihre  Geschäftsfähigkeit  den  Minderjährigen  gleich  und  kann 
sich  unter  Lebenden  nur  mit  Genehmigung  ihres  Ehemannes  verpflichten.*) 
Von  Todeswegen  kann  sie  selbständig  verfügen.')  Der  Ehemann  ist  zur 
Gewährung  des  erforderlichen  Unterhalts  für  Ehefrau  und  Kinder  ver- 
pflichtet. Wer  sich  der  Erfüllung  dieser  Unterhaltspflicht  schuldhaft 
entzieht,  wird  nach  dem  Gesetz  No.  7  von  1895  (IX)  mit  Geldstrafe 
oder  Gefängniss  bestraft;  auch  kann  er  in  summarischem  Verfahren  zur 
Zahlung  monatlicher  oder  wöchentlicher  Unterhaltsbeiträge  angehalten 
werden  (IX  sect.  3).  Ergeht  die  Verfügung  in  Abwesenheit  des  Mannes, 
so  kann  er  sie  innerhalb  zweier  Monate  nach  seiner  Rückkehr  anfechten. 
Auf  Grund  der  väterlichen  Gewalt  erlangt  der  Vater  das  Recht,  die 
minderjährigen  Kinder  zu  vertreten  und  ihr  Vermögen  zu  verwalten.    Ein 


1)  V,  Schema  A.    Pari.  Bericht  S.  41. 

*)  V.  d.  Linden,  cap.  III,  sect.  VII,  vgl.  Natal  Pari.  Bericht  S.  12. 

*)  Hugo  Grotias,  Introd.  ad.  jorispr.  holl.  I  5  §  25,  y.  d.  Keessel,  These  100. 
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Niessbrauch  daran  steht  ihm  nicht  zu;  doch  erlischt  seine  Unterhalls- 
pflicht ihnen  gegenüber  insoweit,  als  die  Zinsen  ihres  Vermögens  zu 
ihrem  Unterhalt  ausreichen.^)  Uneheliche  Kinder  werden  durch  nach- 
folgende Ehe  legitimii't. 

Das  gesetzliche  Güterrecht  ist  die  römisch-holländischrechtliche 
Gütergemeinschaft.  Sie  umfasst  das  gesammte  bewegliche  und  unbeweg- 
liche, gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  beider  Theile  einschliesslich 
der  vor  und  während  der  Ehe  gemachten  Schulden.*)  Das  gesetzliche 
Güterrecht  kann  nur  durch  voreheliche  Verträge  abgeändert  werden;'^ 
Eheverträge  Minderjähriger  können  gültig  erst  abgeschlossen  werden, 
nachdem  die  erforderliche  Genehmigung  zur  Eheschliessung  ertheilt  ist.^) 
Nach  dem  Gesetze  No.  21  von  1876  (oben  VI),  welches  eine  Verordnimg 
Karl  V.  vom  4.  Oktober  1540  ausser  Kraft  setzt,  bedürfen  alle  Güter- 
rechtsverträge zu  ihrer  Gültigkeit  gegenüber  den  Gläubigem  der 
Eintragung  in  das  Güterrechtsregister.  Sie  können  auch  dann  noch 
unter  gewissen  Bedingungen  während  zweier  Jahre  von  benachtheiligten 
Gläubigern  angefochten  werden.  Eintragungsfähig  sind  für  Eheleute,  die 
in  der  Kolonie  geheirathet  haben,  nur  voreheliche  Verträge,  für  früher 
ausserhalb  der  Kolonie  ansässig  gewesene  Eheleute  alle  Ehevertiäge, 
welche  sie  wähi-end  bestehender  Ehe  nach  dem  Recht  ihres  Wohnsitzes 
dort  gültig  abgeschlossen  haben  (V  sect.  9).  In  Bezug  auf  den  Inhalt 
der  Güterrechtsverträge  besteht  Vertragsfreiheit,  insbesondere  kann  die 
Gütergemeinschaft  auf  einen  Theil  des  beiderseitigen  Vermögens  beschränkt 
werden,  auch  kann  der  Mann  der  Frau  für  ihr  eingebrachtes  Gut  Sicher- 
heit bestellen  (V  sect.  10).  Die  Haftung  für  voreheliche  Schulden  kann 
auf  das  vom  Schuldner  eingebrachte  Gut  beschränkt  werden.*)  Die 
Gütergemeinschaft  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Ehe  mit  einem  Minderjährigen 
ohne  die  erforderliche  Genehmigung  abgeschlossen  ist  und  in  Folge  unter- 
lassener Anfechtung  bestehen  bleibt  (vgl.  nachstehend  zu  E).  Der  Aus- 
schluss der  Gütergemeinschaft  wird  dann  von  Amtswegen  (also  auf  An- 
zeige jedes  Dritten)  in  das  Güterrechtsregister  eingetragen. •) 

E.  VngültlgkeitserUämng.  Gesetzliche  Bestimmungen  über  Nichtig- 
keit und  Anfechtbarkeit  von  Ehen  bestehen  nicht,  doch  hat  die  Praxis 
die  Unterscheidung  zwischen  beiden  Arten  der  Ungültigkeitserklärung 
ausgebildet.  Als  anfechtbar  gelten  insbesondere  Ehen,  welche  ohne 
die  erforderliche  elterliche  Genehmigung  abgeschlossen  sind;  doch  kommt 
diese  Anfechtung  nur  bei  Ehen  vor,  die  unter  Lizenz,  also  ohne  Auf- 
gebot, geschlossen  sind,  da  die  Genehmigung  als  ertheilt  gilt,  wenn  das 


*)  Hugo  Grotius,  Inirod.  ad  iurispr.  holl.  I  6  §  3,  v.  d.  Keessel,  These  105. 
«)  Hugo  Grotius.  Introd.  ad  iur.  hoH.  H  11  §  7;  v.  d.  Keessel,  These  216; 
V.  d.  Linden,  cap.  III,  sect.  VIII,  Natal,  Pari.  Bericht  S.  18. 
')  Vgl.  V.  d.  Linden,  cap.  11.  sect.  IV,  S.  17. 
*)  Vgl.  Ward  S.  34. 
*)  V.  d.  Linden,  cap.  HI,  sect.  VIH. 
•)  Moster  v.  the  master,  Ward  S.  34. 
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Aufgebot  erlassen  und  Widerspruch  nicht  erhoben  ist.^)  Das  Anfechtungs- 
recht erlischt  durch  nachträgliche  Genehmigung  seitens  der  Zustimmungs- 
berechtigten. ^) 

F.  Ehescheidung  und  Trennung.^  —  Gesetzliche  Bestimmungen 
über  Ehescheidung  oder  Trennung  sind  füi'  die  Kolonie  nicht  erlassen. 
Nach  römisch-holländischem  Rechte  und  der  von  den  Gerichten  der  Kap- 
kolonie befolgten  Praxis  gelten  als  Ehescheidungsgründe  nur  Ehe- 
bruch und  bösliche  Verlassung.*)  Eine  einzelne  Ehebruchshandlung 
genügt,  sofern  sie  nicht  verziehen  ist.  Voraussetzung  der  Klage  ist  aber 
immer  ein  Verschulden  des  Beklagten.  Daher  wurde  z.  B.  die  gegen 
eine  Geisteskranke  erhobene  Scheidungsklage  abgewiesen,  weil  der  Ehe- 
bruch durch  die  Geisteskrankheit  als  entschuldigt  angesehen  wurde 
(ParUBericht  a.  a.  0.).  Die  Scheidung  auf  Grund  böslicher  Verlassung 
darf  erst  ausgesprochen  werden,  nachdem  der  Beklagte  einer  Verfügung 
auf  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens  keine  Folge  geleistet  hat. 
Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  die  Verlassung  von  Anfang  an  in  böslicher 
Absicht  erfolgt  ist;  es  genügt  vielmehr,  dass  ein  Theil  unentschuldigt 
geti'ennt  lebt  und  die  Rückkehr  (zum  Manne)  oder  Wiederaufnahme  (der 
Frau)  verweigert.  Die  Länge  der  Zeit,  während  welcher  die  Verweigerung 
dauert,  sowie  die  Gründe,  welche  als  Entschuldigung  für  das  Getrennt- 
leben angesehen  werden,  sind  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt, 
der  nach  Lage  des  Einzelfalls  entscheidet. 

Die  Frage,  ob  nach  römisch-holländischem  Rechte  auch  widernatürliche 
Unzucht,  lebenslängliche  Gefangenschaft,  längere  Abwesenheit  und  Ver- 
sagung der  ehelichen  Pflicht  Scheidungsgründe  bilden,  ist  streitig.  In 
der  Kapkolonie  sind  nach  dem  Parlamentsbericht  Ehescheidungen  aus 
den  genannten  Gründen  nicht  erfolgt;  doch  ist  die  Versagung  der  ehe- 
lichen Pflicht  in  einem  Falle  als  bösliche  Verlassung  angesehen  worden. 

Eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch  richterliches  Urtheil 
ist  zwar  nach  römisch-hoUändischem  Rechte  zulässig,*^)  aber  in  der  Kap- 
kolonie offenbar  nicht  praktisch,  da  sie  im  Parlamentsberichte  nicht  er- 
wähnt wird.  Die  polizeirichterliche  Trennung  ist  nach  englischem 
Muster  (siehe  oben  S.  524)  durch  das  Ges.  IX  zugelassen. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen/)  —  Zuständig  für  Ehesachen  sind 
ausschliesslich  die  Obergerichte  (Superior  Courts).  Es  sind  das:  der 
höchste  Gerichtshof  (Supreme  Court),  das  Gericht  der  östlichen  Distrikte, 


*)  Johnson  v.  Mc.  Intyre  (10  Juta  Supreme  Court  cases  S.  818),  ;Ward  S.  34, 
Pari.  Bericht  S.  40.  Ist  das  Aufgebot  unter  falschem  Nameu  erfolgt,  so  unterliegt 
die  Jlihe  natürlich  der  Anfechtung,  weil  den  Konsensberechtigten  keine  Gelegenheit 
zur  Aeusserung  gegeben  ist.    Holmes  y.  Simmons,  Ward  S.  34. 

«)  Ward  S.  34;  v.  d.  Keessel,  These  75. 

*)  Die  folgenden  Angaben  sind  dem  Parl.Bericht  S.  42  entnommen. 

♦)  Vgl.  auch  V.  d.  Linden  S.  26. 

^)  T.  d.  Linden  S.  26.  —  Nach  v.  d.  Keessel,  These  90  kann  die  separatio  a 
thoro  et  mensa  nur  „ex  justa  causa"  erfolgen. 

^  Auch  hier  stützt  sich  die  Darstellung  auf  den  ParLBericht;  vgl.  Anm.  3. 
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der  High  court  von  Griqualand  West  und  die  reisenden  Q«richte  (drcftit 
conrts).^) 

Im  Falle  böslicher  Verlassung  ist  das  Verfahren  folgendes:  Der 
Kläger  beantragt  beim  zuständigen  Gerichte  den  Erlass  eines  Rückkehr- 
oder  Wiederaufnahmebefehls,  gleichzeitig  ersncht  er  nm  den  Aussprach 
der  Scheidung  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung  des  Befehls.  Das  Gericht 
erlässt  den  Befehl  mit  einer  bestimmten  Eückkehrfnst  und  setzt  zugleich 
einen  späteren  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  an,  in  welchem  der 
beklagte  Theil  seine  etwaigen  Einwendungen  gegen  die  Scheidung  vor- 
zubringen hat  In  diesem  Termine  hat  der  Kläger  an  Eidesstatt  zu  ver- 
sichern, dass  der  Beklagte  dem  Befehle  nicht  Folge  geleistet  hat;  die 
Scheidung  erfolgt  dann,  sofern  nicht  der  Beklagte  seine  Weigenmg  zur 
Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens  ausreichend  entschuldigt.  --Im 
Uebrigen  ist  das  Verfahren  dem  englischen  nachgebildet 

b)  British  Bechuanaiand. 

Law  and  Regulation  for  the  Government  of  the  British  Bechuana- 
iand, Proclamation  vom  6.  Oktober  1885  by  Ward  S.  69  (siehe  oben 
Kap  d.  g.  H.)  Weiterhin  verschiedene  Proclamations,  veröffentlicht  in 
der  Government  Gazette,  fortlaufend  nummerirt  (bis  1895  in  2  Bänden 
mit  Index  gesammelt). 

Literatur:  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  137. 

Das  Gebiet  untersteht  dem  Gouverneur  der  Kapkolonie,  der  durch 
die  erwähnte  Verordnung  von  1885  das  damals  gültige  Recht  des  Kaps 
in  British  Bechuanaiand  für  subsidiär  anwendbar  erklärt  hat.  Heirathen 
werden  dui-ch  Geistliche  oder  Standesbeamte  abgeschlossen;  Ehe- 
schliessungen  zwischen  Eingeborenen  erfolgen  nach  deren  Rechte  und 
können,  soweit  sie  nicht  bigamisch  sind,  innerhalb  dreier  Monate 
registrirt  werden;  ein  Zwang  zur  Eingehung  der  Ehe  darf  nicht  aus- 
geübt werden  (Procl.  1885,  sect.  2,  41 — 44).  Aehnliche  Proklamationen 
sind  erlassen  für  Transkei  und  Griqualand  Ost  1879,  für  Tembu- 
land  und  Pondoland  1885.*)  Für  das  Bechuanaland-Protektorat 
und  das  gleichfalls  englischem  Protektorat  unterstehende  Gebiet  Rho- 
desia  gilt  die  Proklamation  vom  10.  Juni  1891,  welche  in  sect  8,  9,  22 
von  der  Eheschliessung  handelt*) 

c)  Natal. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  aus  den 
1721  begonnenen  Ansiedlungen  der  Buren  gebildet  und  1842  von  den 
Engländern  erobert  worden.*) 

1)  Nach  FarLBer.  1895  No.  443  sind  von  1884—1893  ausgesprochen:  vom 
Supreme  Court  270,  vom  Eastern  Districts  Court  275,  yom  High  Court  46,  zusammen 
591  Scheidungen. 

«)  Ward  S.  70. 

^  Ward  S.  72. 

*)  Vgl.  Colonial  Office  List  1902  S.  234. 
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Die  Gesetze  erscheinen  einzeln  als:  Acts  of  the  Parliament  of 
the  colony  of  Natal.  Times  Printing  and  Publishing  Company  Limited. 
Neueste  Sammlung:  Statutes  of  Natal^  compiled  and  edited  by 
E.  L.  Hitchins,  alphabetisch;  bisher  2  Bände  erschienen  bis  „Revenue" 
1900,  1901.   Pietermaritzburg.   P.  Davis  &  Sons. 

Es  gilt  nach  der  Verordnung  No.  12  von  1845  (vgl.  auch  sect.  20  der 
Supreme  Court  Ordinance  No.  39  von  1896)  das  römisch-holländische 
Becht,^)  welches  oben  in  dem  der  Kapkolonie  gewidmeten  Kapitel  dar- 
gestellt und  auf  welches  daher  hinsichtlich  aller  hier  nicht  besonders 
erwähnten  Fragen  zu  verweisen  ist. 

Daneben  kommen  folgende  Lokalverordnungen  und  Gesetze  in  Be- 
tracht, welche  im  Folgenden  nur  mit  den  hier  beigefügten  römischen 
Ziffern  citirt  sind,  und  zwar 

a)  für  die  christliche  Bevölkerung  (Engländer,  Buren): 
I.  No.  17  vom  24.  April  1846  betr.  Eheschliessung, 

n.  No.  46  vom  5.  September  1898  betr.  die  Ehe  mit  der  Schwägerin, 
m.  No.  2  vom  11.  September  1876  \      betr.  die  Ertheilung  von 
IV,  No.  7  vom  26.  Juni  1889  /  Lizenzen, 

V.  No.  16  vom  4.  Oktober  1867        \ 

VI.  No.  17  vom  17.  Dezember  1875    (    betr.  die  Eintragungen  in 
Vn.  No.  17  vom  5.  Juli  1894  f  die  Eheregister, 

Vni.  No.  5  vom  23.  Mai  1896  I 

IX.  No.  13  vom  12.  November  1883  betr.  Scheidungen, 
X.  No.  18  vom  19.  August  1891  betr.  öffentliche  Ladungen  in  Ehe- 
sachen, 
XI.  No.  10  von  1896  betr.  den  Schutz  verlassener  Frauen  und  Kinder, 
Xn.  No.  1   vom  15.  Januar  1856  betr.  erbrechtliche  Bestimmungen 

durch  Eheverträge, 
Xm.  No.  22  vom  3.  August  1863  betr.  Verträge  über  Ausschliessung 

der-  Gütergemeinschaft, 
XIV.  No.  17  vom  29.  November  1871  \      ^,     .      ,  vttt 

XV.  No.  14  vom  4.  September  1882   1  ^^*^-  Aenderungen  zu  Xm, 

b)  für  Juden  und  Mohammedaner: 

XYL  No.  19  vom  20.  Dezember  1881  betr.  die  Einsetzung  besonderer 
Beamter  (Marriage  offlcers)  für  die  Eheschliessungen  von  Juden 
and  Mohammedanern, 

c)  für  Eingeborene: 

XVn.  No.  28  vom  24.  April  1865  betr.  die  Befreiung  einzelner  Ein- 
geborener von  der  Anwendbarkeit  ihres  Stanmirechts, 
XVHL  No.  13  vom  17.  Dezember  1875  betr.  Eheschliessung   der  Ein- 
geborenen, 
'XIX.  No.  46  vom  18.  September  1887  betr.  Trauung  Eingeborener  nach 
ctarisüichem  Eitus, 
XX.  No.  19  vom  5.  August  1891  Native  Code, 

^)  Statutes,  sub  voce  „Roman  Dutch  Law''  und  „Courts^ ;  siehe  auch  oben  S.  556. 
Leske  a.  Loewenfeld,  Bechtsyerfolgnng.    Erg&nzimgsbaiid.  39 
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d)  für  indische  Einwanderer: 
XXI.  No.  25  vom  3.  September  1891  Indian  Immigrant  Act, 
XXn,  No.  7  vom  23.  Mai  1896  betr.  Gültigkeitserklärung  einer  Anzahl 
indischer  Ehen. 

Literatur:  Gesetzgebung:  Joum.  Com.  Leg.  1901  S.  264;  Ehei-echt: 
Parlamentsbericht  H.  C.  134/135  von  1894  S.  11. 

B.  Terlobniss.  —  Die  Klage  aus  dem  Eheversprechen  ist  nach 
I  sect  19,  20  auf  den  Schadensersatzanspruch  beschränkt.  Doch  darf 
auch  dieser  nur  eingeklagt  werden,  wenn  das  eigene  Zeugniss  des  Klägers 
(oder  der  Klägerin)  noch  durch  andere  Beweismittel  unterstützt  \mV) 

C.  Ehesehliessung.  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  der  VoUendung 
des  21.  Lebensjahi-es.*)  Die  für  Minderjährige  erforderliche  elterliche 
Einwilligung  kann  nui*  durch  den  Oberrichter  (Chief  justice)  ergänzt 
werden.*) 

Die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  ist  zuerst  durch 
das  Gesetz  No.  15  von  1897  für  zulässig  erklärt,  das  jetzt  in  der  Form 
vom  6.  September  1898  No.  45  (II)  gilt.  Zur  Vornahme  von  He- 
Schliessungen  sind  ermächtigt: 

a)  jeder  Piiester  der  chi'istlichen  Kirche,  der  ordinii't  oder  am 
andere  Weise  nach  den  Gebräuchen  seiner  Gemeinschaft  zu  dem 
Amte  geweiht  ist  (I  sect.  6), 

b)  die  vom  Gouverneur  besonders  bestellten  Beamten  (Mania<rf 
oföcers)  (I  sect.  12), 

c)  bei  Juden  und  Mohammedanern  die  für  diese  bestellteu  Be- 
amten (XVI). 

In  Bezug  auf  die  Form  der  Eheschliessung  decken  sich  die  Be- 
stimmungen der  Verordnung  No.  17  von  1846  im  Wesentlichen  mit  denen 
des  0.  L  C.  Kap  der  guten  Hoffnung  von  1838.*)  Die  Lizenzen  wei-den 
durch  den  Gouverneur  (I  sect.  11),  den  stellvertretenden  Gouvemem*  (UT) 
oder  den  Friedensrichter  (IV)  ertheilt.  Minderjähiige  müssen  vor  Er- 
theilung  der  Lizenz  das  Vorhandensein  J[der  erforderlichen  Genehmigung 
nachweisen  (IV  sect.  4).  Es  werden  besondere  öffentliche  Eheregister 
geführt,  zu  denen  die  Geistlichen  und  Standesbeamten  die  von  ihneu 
vorgenommenen  Eheschliessungen  in  vierteljährlichen  Auszügen  uiitzu- 
theilen  haben. 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Das  Gesetz  No.  10  von  1896  betreffend 
die  Fürsorge  für  verlassene  Frauen  und  Kinder  (oben  XI)  stinmit  inhaltlich 
mit  dem  entsprechenden,  für  die  Kapkolonie  erlassenen  Gesetz  No.  7 
von  1896  (Kap  d.  g.  H.  IX)  überein.«*) 


^)  Ges.  5  Yom  14.  September  1870.  Statutes,  sub  voce  „fiyideDce  aud  witnesses" . 
*)  Verordnung  4  vom   7.  Januar  1846,  welche   die  Bestimmungen   des   order  in 
Council  der  Kapkolonie  von  1829  auf  Natal  ausdehnt;  Statutes  s.  v.  „Minor^*. 
•)  I  sect.  17,  vgl.  Farlamentsbericht  S.  11. 
*)  Siehe  oben  S.  604. 
*)  cf.  auch  Journ.  Comp.  Leg.  1897  S.  206. 
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Durch  die  Eheschliessang  tritt  Gütergemeinschaft^)  ein  mit 
folgenden  Aasnahmen: 

1.  Engländer,  welche  in  England  geheirathet  haben,  sind  dem  eng- 
lischen Güterrecht  unterworfen  (XII  sect.  5).  Engländer,  welche  in  Natal 
hdrathen,  unterliegen  grundsätzlich  dem  dortigen  Rechte;  sie  können  aber 
durch  Ehevertrag  die  Anwendung  englischen  Rechtes  auch  für  die  erb- 
rechtlichen Wirkungen  der  Ehe  vereinbaren  (XII  sect.  8). 

2.  Nach  dem  Gesetze  22  von  1863  wird  die  Gütergemeinschaft  als 
nicht  bestehend  angesehen  bei  allen  Ehepaaren,  welche  ausserhalb  Süd- 
afrikas (gerechnet  südlich  vom  25.  Grad  s.  Br.)  geheirathet  haben,  sofern 
sie  nicht  durch  Ehevertrag  Gütergemeinschaft  vereinbart  haben  (XIII 
sect.  2,  8). 

3.  Die  Gütergemeinschaft  kann  durch  Ehevertrag  ausgeschlossen  und 
jede  beliebige  Form  des  Gütersystems  gewählt  werden,  sofern  nicht  gegen 
zwingendes  Recht  Verstössen  wird  (XTTT  sect.  1). 

Ehe  vertrage  müssen  notariell  oder  vor  zwei  Zeugen  abgeschlossen 
werden;  sie  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Eintragung  in  das  Ur- 
kimdenregister  (Register  of  deeds)  innerhalb  von  6  Monaten  nach  dem 
Abschluss  (XII  sect.  3,  4;  Xin  sect  2).  Sie  durften,  wie  in  der  Kap- 
kolonie,  ursprünglich  nur  vor  Eingehung  der  Ehe  abgeschlossen  werden; 
das  Ges.  14  von  1882  (XV)  hat  den  Abschluss  auch  während  der 
Ehe  für  zulässig  erklärt. 

Ist  die  Gütergemeinschaft  ausgeschlossen,  so  fällt  mangels  ander- 
weitiger Vereinbarung  der  während  der  Ehe  gemachte  Erwerb  beider 
Eheleute  an  den  Mann,  sofern  dieser  nicht  die  Frau  böslich  verlassen  hat 
(XHI  sect.  6  cf.  IX  sect.  10  und  XI).  Die  Frau  erbt  neben  Kindern 
^/g,  sonst  Va  des  ehemännlichen  Nachlasses  (XUI  sect  5). 

E.  üngrOltigkeitserUärang.  —  Ehen  Minderjähriger,  welche  ohne 
die  erforderliche  elterliche  Zustimmung^  abgeschlossen  sind,  dürfen  nach 
Ansicht  des  Attomey  General  Escombe  nicht  ohne  Weiteres  als  nichtig 
angesehen  werden.*)  Wegen  der  Anfechtbarkeit  vgl.  „Kap  der  guten 
Hoffnung"  Seite  606. 

F.  Eheseheidiing  und  Trennung.  —  8 cheiduugs gründe  sind  nach 
dem  Ges.  13  von  1883  (IX)  sect.  1  nur  Ehebruch  und  bösliche  Ver- 
lassung während  mehr  als  18  Monaten  —  Trennung  (von  Tisch 
und  Bett)  wird  nach  der  Praxis  der  Obergerichte  auf  übereinstimmenden 
Antrag  beider  Eheleute  ausgesprochen.  Die  Wirkungen  des  Trennungs- 
urtheils  erlöschen  mit  der  Wiedervereinigung.*) 

G.  Yerfiiliren  in  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Ehesachen  ist  das 
Obergericht  (Supreme  Court).  Das  Verfahren  lehnt  sich  an  das  englische 
an;  es  ergeht  zunächst  ein  bedingtes  Urtheil  (decree  nisi),  das  nach  drei 


^)  Siehe  oben  ,,Kap  der  guten  Hoffnungp*  D  Seite  606. 
«)  Siehe  ,^ap  der  guten  Hofifnung''  C  1  Seite  603. 
»)  Pari.  Ber.  S.  11. 
*)  Pari.  Bericht  S.  12. 
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bis  sechs  Monaten  für  unbedingt  erklärt  wird  (IX  sect.  3).  Der  Ober- 
staatsanwalt kann  in  jedem  anf  Ehescheidong  oder  Ungültigkeitserklänmg 
gerichteten  Verfahren  mitwirken;  er  ist  znm  Beitritte  verpflichtet,  wenn 
KoUusionsverdacht  vorliegt  (IX  sect.  4,  6). 

Im  Scheidungsurtheile  kann  das  Gericht  über  Unterhalt  oder  Ab- 
findungen zu  Gunsten  des  unschuldigen  Theiles  und  der  Kinder  Be- 
stimmungen treffen  (IX  sect.  1).  Gründet  sich  die  Klage  auf  Ehebrach. 
so  wird  der  Ehebrecher  als  Streitgenosse  zugezogen  (JX  sect.  2).  Der 
auf  bösliche  Verlassung  gestützten  Klage  hat  der  Erlass  eines  BefeWs 
zur  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens  vorauszugehen.  Früher 
wurde,  wie  in  der  Kapkolonie,  an  den  Befehl  zugleich  die  Androhnn? 
der  Scheidung  geknüpft  und  diese  dann  in  dem  vorher  anberaumten 
Termin  ausgesprochen;  nach  neuerer  Praxis  wird  es  dem  klagenden 
Theil  überlassen,  nach  finichtlosem  Ablaufe  der  im  Rückkehrbefehle  fest- 
gesetzten Frist  einen  neuen  Antrag  zu  stellen.^)  RückkehrbefeW  nnd 
Ladung  müssen  dem  Beklagten  zugestellt  werden;  eine  öffentliche  Ladan«: 
ist  nur  zulässig,  wenn  die  Verlassung  18  Monate  gedauert  hat  und 
die  Eheleute  4  Jahre  lang  in  der  Kolonie  gewohnt  haben  (X).*) 

Das  Zeugniss  kann  verweigert  werden  über  Fragen,  durch  deren 
Beantwortung  sich  der  Zeuge  eines  Ehebruchs  bezichtigen  würde.*)  hn 
Uebrigen  kommen  die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Verordnung  betr. 
das  Verfahren  vor  dem  Obergericht  No.  39  vom  29.  Juli  1896  und  der 
dazu  erlassenen  Novelle  No.  31  vom  31.  Au^st  1899*)  zur  Anwendung. 

H.  Das  Beeht  einzelner  Stämme. 

1.  Das  Recht  der  Eingeborenen. 

Die  Ehe  zwischen  Eingeborenen  wii-d  nach  dem  Native  code  (XX) 
cap.  10  sect.  146  als  civilrechtlicher  Vei-trag  angesehen.  Als  selbständig 
verpflichtungsfähig  gelten  Männer,  sobald  sie  erwachsen  sind;  Frauen 
bleiben  bis  zur  Heirath  unter  väterlicher  Gewalt.  Zur  Eheschliessong 
ist  erforderlich:  a)  väterliche  Genehmigung  für  die  Frau,  b)  väterliche 
Genehmigung  für  den  Mann,  soweit  das  Stammesrecht  sie  verlangt, 
c)  besondere  Erklärung  der  Frau,  dass  sie  die  Ehe  freiwillig  eingehe 
(a.  a.  0.  sect.  148).  Fehlt  es  an  einem  dieser  Erfordernisse,  so  ist  die  Ehe 
nichtig  (a.  a.  0.  sect.  173).  Nichtig  sind  ferner  Ehen  Unzurechnungs- 
fähiger und  Impotenter  (a.  a.  0.  sect.  173). 

Die  Polygamie  unter  Eingeborenen  wird  anerkannt*) 

Ehescheidungsgründe  sind:  Ehebruch,  dauernde  Versagung  der 
ehelichen  Pflicht,  Verlassung,  Bestrafung  mit  Gefängniss  von  mindestens 

»)  Pari.  Bericht  S.  12. 

^  Es  soll  durch  diese  Beschränkung  offenbar  yermieden  werden,  dass  Personen 
ZQ  leichterer  Erlangung  der  Scheidung  in  die  Kolonie  ziehen.  Vgl.  unten  die  ähn- 
lichen Bestimmungen  in  den  australischen  Kolonien.  — 

*)  Gea.  6  von  1870,  sect.  3. 

*)  Statutes  s.  v.  „Courts  Supreme". 

»)  Pari.  Bericht  S.  13. 
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5  Jahren,  fortgesetzt  schlechtes  Betragen  der  Frau,  grobe  Misshandlung 
durch  den  Mann  (XX  cap.  11,  sect.  163). 

Eingeborene  können  sich  auch  nach  christlichem  Eitus  (d.  h. 
kirchlich  oder  standesamtlich)  trauen  lassen,  sofern  sie  eine  Lizenz  des 
Friedensrichters  erhalten,  in  dessen  Bezirk  ein  Theil  wohnt  (XIX  sect.  1). 
Die  elterliche  Einwilligung  ist  beizubringen,  soweit  das  nach  Stammes- 
recht nöthig  ist,  kann  aber  auch  durch  Lizenz  des  Gouverneurs  ersetzt 
werden.  Ein  nach  christlichem  Rechte  getrauter  Eingeborener  macht 
:;ich  durch  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  nach  Stammesrecht  strafbarer 
Bigamie  schuldig;  auch  nach  Lösung  der  ersten  Ehe  darf  er  nicht  mehr 
polygamisch  heirathen.  Ebenso  ist  seinen  Kindern,  soweit  sie  aus  der 
nach  christlichem  Ritus  geschlossenen  Ehe  hervorgegangen  sind,  die 
Polygamie  verboten.  Uneheliche  Kinder  Eingeborener  werden  durch  die 
Eingehung  christlicher  Ehe  mit  der  Mutter  legitimirt,  im  Uebrigen  unter- 
T^irft  der  Abschluss  solcher  Ehe  nicht  ohne  Weiteres  die  Eheleute  dem 
Rechte  der  Europäer,  doch  können  sie  durch  besonderen  Erlass  des 
Gouverneurs  von  der  Anwendung  des  Stammesrechts  befreit  werden  und 
werden  dann  wie  die  Bewohner  europäischer  Rasse  behandelt  (XVn). 

2.  Das  Recht  der  eingewanderten  Indier. 

Die  eingewanderten  Indier  unterliegen  den  Bestimmungen  des  Spezial- 
gesetzes No.  25  von  1891  (XXI).  Es  ist  für  sie  ein  sogenannter  „Pro- 
tector"  bestellt,  der  auch  das  Eheregister  führt.  In  dieses  Register  sind 
alle  Ehen  einzutragen,  welche  nachweisbar  vor  der  Einwanderung  ge- 
iichlossen  sind,  auch  polygamische.  Nach  der  Einwanderung  dürfen 
Indier  keine  polygamischen  Ehen  mehr  schliessen.  Das  Mindest- 
alter ist  für  Männer  16,  für  Frauen  13  Jahre  (XXI  sect.  73).  Die  Ehe- 
schliessung nicht  christlicher  Indier  erfolgt  durch  Erklärung  vor  dem 
Protektor  oder  einem  richterlichen  Beamten;  christliche  Indier  werden 
durch  Geistliche  getraut  (sect.  74).  Nichtig  sind  Ehen  innerhalb  der 
nach  der  Religion  verbotenen  Grade  (sect.  75);  femer  die  Ehen  Impotenter, 
Unzurechnungsfähiger,  die  verbotenen  polygamischen  Ehen  und  solche, 
bei  denen  die  Einwilligung  eines  Theils  durch  Zwang  oder  Betrug  herbei- 
geführt ist  (sect.  83).  Die  Ehescheidung  erfolgt  durch  das  örtliche  zu- 
ständige Bezirksgericht  auf  Grund  von  Ehebruch  oder  böslicher  Ver- 
lassung (sect.  76—78).  Ehebruch  eines  Indiers  mit  der  Frau  eines  anderen 
ist  strafbar  (sect.  86,  87). 

d)  Transvaal. 

Einleitung,  Quellen,  Literator.  Die  Annektirung  Transvaals  wurde 
vom  Oberbefehlshaber  der  englischen  Truppen,  Lord  Eoberts,  schon  am 
1.  September  1900  proklamirt,  das  Gebiet  wird  seitdem  im  amtlichen 
Jahrbnche  des  Eolonialamts  als  englische  Kolonie  aufgeführt  (Golonial 
Office  last  1902  S.  299),  während  die  Kapitulation  erst  im  Frieden  von 
Vereeniging  1902  erfolgte. 
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Die  Gesetze  der  Republik  Transvaal  sind  in  amtlichem  Auftrag  in 
da«  Englische  übersetzt  und  veröffentlicht:  The  Statute  Law  of  the 
Transvaal;  translated  by  Sidney  Hilton  Barber  &  L  H.  L.  Findlay. 
London.     Waterlow  and  Sons  Lim.  1901. 

Femer  sind  (noch  während  des  Krieges)  seit  1901  eine  Anzahl  von 
Proklamationen  erlassen,  die  zum  Theil  in  der  Government  Gazette 
veröffentlicht  sind.^) 

In  Transvaal  galten  nach  Artikel  31   der  sogenannten  33  Artikel 
vom    9.  April   1844    (Statute  Law  S.  4)   das   römisch-holländische 
Recht  unter  Berücksichtigung  südafrikanischen  Gewohnheitsrechts  und 
ferner  die  seitdem  erlassenen  Gesetze  der  Republik.    Durch  die  Prokla- 
mation No.  14  von  1902  sect.  17  (veröffentlicht  in  der  Govern.  Gazette 
vom  15.  April  1902)  ist  das  bisher  für  die  Republik  gültig  gewesene 
Recht  in  der  Kolonie  für  weiter  anwendbar  erklärt.    Demnach  ist  hin- 
sichtlich  aller   im   Folgenden    nicht   erwähnten   Punkte   auf   die   Dar- 
stellung des  römisch-holländischen  Rechts  der  Kapkolonie  zu  vei-weisen 
(oben  S.  602).    Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Spezialgesetze  und 
Verordnungen  in  Betracht  (welche  im  Folgenden  nach  der  ihnen  hier 
beigegebenen  römischen  Ziffer  citirt  sind):    Aus  der  Zeit  der  Republik 
I.  Gesetz  No.  3  von  1871  betr.  die  Eheschliessung  (Stat.  Law.  S.  95) 
n.  Gesetz  No.  141  von  1896  betr.  Standesbeamte  (a.  a.  0.  S.  724) 
m.  Gesetz  No.  3  von  1897  betr.  die  Ehen  Schwarzer  (a.  a.  0.  S.  801) 

Englische  Proklamationen: 
IV.  Proklamation  No.  2  von  1901  betr.  die  Ertheilung  der  Lizenzen 

(vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1902  S.  305). 
V.  Proklamation  No.  14  von  1901  (überträgt  die  bisher  nach  Gesetz  I 
von   den   sogen.   Landdrosten   ausgeübten   Funktionen   auf   die 
Friedensrichter  (resident  or  assistant  resident  magistrates), 
VL  Proklamation  No.  21   von  1901   (wo  keine  Friedensrichter  an- 
sässig, kann  der  Gouverneur  besondere  Standesbeamte  ernennen), 
Vn.  Proklamation  No.  25  von  1902  (hebt  die  Ausnahmebestimmungen, 
die  nach  III  in  Bezug  auf  Scheidungen  Schwarzer  bestanden, 
wieder  auf), 
VIII.  Proklamation  No.  31  von  1902   (erklärt  eine  Anzahl  von  Eben, 
die  in  der  Kriegszeit  abgeschlossen  sind,  für  gültig). 

Yeiiöbniss.  Aus  dem  Eheversprechen  darf  nicht  auf  Eingehung 
der  Ehe  geklagt  werden  (I  sect.  17). 

Ehesehliessiing.  Die  Grossjährigkeit  tritt  mit  der  Vollendung  des 
21.  Lebensjahres  ein.^  Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung  der 
Ehe  der  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Vormundes;  im  Falle  der  Ab- 


*)  Eine  vollständige  Sammlnng  derselben  befindet  sich  bisher  nur  im  Kolonial- 
amt zu  London. 

*)  Volksratsresolut.  vom  21.  November  1853  sect.  12,  Statute  Law  S.  10  und  yom 
22.  November  1866  sect.  175,  a.  a.  0.  S.  67. 
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Wesenheit  der  Konsensberechtigten  kann  der  Friedensrichter  die  Ge- 
nehmigung ertheilen  (I  sect.  16,  V).^) 

Verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten 
in  gerader  Linie  und  in  der  Seitenlinie  bis  zum  dritten  Grade  ein- 
schliesslich (also  zwischen  Onkel  und  Nichte);  ferner  zwischen  Cousin 
und  Cousine,  wenn  die  beiden  Eltern  des  einen  Theils  Geschwister  der 
Eltern  des  andern  sind;-)  femer  die  Ehe  vor  Ablauf  der  Wartefrist, 
welche  für  einen  Wittwer  3  Monate,  für  eine  Wittwe  300  Tage  beträgt 
(I  sect.  11). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  die  bürger- 
liche.   Die  Eheschliessung  erfolgt: 

1.  durch  die  von  der  Eegierung  dazu  ermächtigten  Geistlichen 
(I  sect.  1);  die  Ermächtigung  gilt  nur  für  die  Dauer  des  geist- 
lichen Amts  (II); 

2.  durch  die  Friedensrichter  (I  sect  2,  V); 

3.  an  Orten,  wo  Friedensrichter  fehlen,  durch  die  dort  bestellten 
besonderen  Beamten  (VI). 

Der  Eheschliessung  hat  in  den  beiden  Bezirken,  in  denen  die  Braut- 
leute ansässig  sind,  ein  Aufgebot  voranzugehen,  welches  entweder  an 
drei  aufeinanderfolgenden  Sonntagen  in  der  Kirche  zu  verkünden  oder 
durch  dreiwöchigen  Aushang  an  der  Gerichtsthür  zu  erlassen  ist.  Vom 
Aufgebot  kann  dispensirt  werden.  Der  Dispens  erfolgt  durch  den 
Gouverneur,  den  Provinzialsekretär  oder  den  „Legal  adviser"  (IV) 
auf  Grund  der  vor  dem  Friedensrichter  abzugebenden  Versicherungen, 
dass  1.  für  Mindei-jähiige  die  erforderliche  Zustimmung  der  Eltern  oder 
des  Vormundes  ertheilt  ist,  2.  dass  die  Erbtheile  etwaiger  minderjähriger 
Kinder  erster  Ehe  sicher  gestellt  sind,  was  vom  Waisenrath  zu  be- 
scheinigen ist,  3.  dass  die  Parteien  nicht  in  ehehindemdem  Verwandt- 
schaftsgrade stehen.  Die  Trauung  erfolgt  an  einem  Sonn-  oder  Wochen- 
tage zwischen  8  Uhr  Morgens  und  4  Uhr  Nachmittags  in  einer  Kirche, 
einer  Kapelle,  einem  Amtszimmer  oder  einem  Privathause  öffentlich  und 
zwar  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen.  Die  Form  der  kirch- 
lichen Ehe  richtet  sich  nach  dem  Ritus  der  Religionsgemeinschaft, 
welcher  der  trauende  Geistliche  angehört.  Für  die  Civil  ehe  ist  eine 
besondere  Form  vorgeschrieben:  die  Ehe  kommt  zu  Stande  durch  die 
auf  Grund  der  Antworten  beider  Brautleute  vom  Standesbeamten  ab- 
gegebene Erklärung,  dass  die  Ehe  nach  bürgerlichem  Recht  abgeschlossen 
sei  (I  sect.  13).  Nach  der  Civiltrauung  darf  der  Geistliche  die  Ehe  ohne 
vorheriges  Aufgebot  kirchlich  einsegnen. 

Personen,  die  noch  keinen  Wohnsitz  in  Transvaal  erlangt  haben, 
dürfen  nur   getraut   werden,   wenn   sie   ein   Zeugniss   des   zuständigen 


0  Vgl.  auch  Yolksratsresolat.  vom  15.  Juni  1852,  a.  a.  0.  S.  7. 

^  Mit  dieser  Beschränkung  durfte  das  Verbot  nur  in  den  beiden  ehemaligen 
südafrikanischen  Freistaaten  gelten.  Eigenartig  wie  der  Inhalt,  ist  auch  der  Text  der 
amtlichen  englischen  Uebersetzung:  „if  the  father  of  the  one  is  the  brother  of  the 
mother  of  the  other  and  the  mother  of  the  other  is  the  sister  of  the  father  of  the  one**.- 
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Beamten  oder  Geistlichen  ihres  früheren  Wohnsitzes  darüber  vorlegen, 
dass  kein  Ehehindemiss  besteht  (I  sect.  4).  Umgekehrt  wurden  bisher 
im  Ausland  abgeschlossene  Ehen  der  Transvaalbürger  nur  anerkannt, 
wenn  ihnen  die  Erlaubniss  zu  solcher  Eheschliessung  aus  besonderen 
Gründen  vom  Präsidenten  ertheilt  war  (I  sect.  12). 

Weitere  Bestimmungen,  insbesondere  über  das  eheliche  Güterrecht 
und  über  Scheidung  fehlen.  Es  ist  daher  das  römisch-holländische  Recht 
massgebend. 

Die  Ehen  Schwarzer  sind  durch  das  Gesetz  No.  3  von  1897  (III) 
geregelt  Die  Ehemündigkeit  beginnt  mit  der  Geschlechtsreife  (in  sect.  1 ). 
Die  Eheschliessung  erfolgt  durch  besondere  dazu  bestimmte  Beamte,  denen 
ein  Attest  der  Eltern,  ev.  Vormünder,  Häuptlinge,  und  bei  Christen  des 
Geistlichen  darüber  vorzulegen  ist,  dass  kein  Ehehindemiss  besteht 
(sect.  2).  Die  Form  entspricht  etwa  der  für  die  Civiltrauung  vorge- 
schriebenen (sect.  5).  Bigamie  ist  verboten  und  strafbar.  —  Die 
Scheidung  Schwarzer,  die  nach  früherem  Rechte  durch  den  sogenannten 
Superintendenten  der  Schwarzen  erfolgte  (HI  sect.  10),  unterliegt  jetzt 
den  allgemeinen  Bestimmungen  (VU), 

e)  Oranjefluss-Kolonie. 

Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Der  frühere  Oranjefi-eistaat 
wurde  zusammen  mit  Transvaal  (siehe  vorstehend)  dui-ch  Proklamation 
vom  1.  September  1900  zur  englischen  Kolonie  erklärt.^)  Eine  amtliche 
Uebersetzung  der  bisherigen  Gesetze  erschien  unter  dem  Titel:  The 
Statute  Law  of  the  Oranje  river  colony,  translated  by  Bott, 
revised  by  Sidney  Hilton  Barber  &  J.  H.  L.  Findlay,  London,  Waterlow 
and  Sons  Lim.  1901.  Das  Werk  enthält  die  Konstitution  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  des  Oranjefreistaats  von  1891  nebst  den  inzwischen 
erlassenen  Aenderungen.  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  gilt 
nach  §  57  der  Konstitution  das  römisch-holländische  Recht,  so  wie 
es  in  Kapland  von  den  Engländern  rezipirt  ist.*)  Es  wird  daher  auch 
hier  auf  die  Darstellung  dieses  Rechts  (S.  601)  vermesen,  soweit  nicht 
im  Folgenden  Besonderheiten  erwähnt  sind.  Hinsichtlich  des  Eherechts 
kommen  folgende  Spezialgesetze  in  Betracht  (welche  im  Folgenden  nach 
den  ihnen  hier  beigefügten  römischen  Ziffern  citirt  sind): 

I.  Gesetz  26  von  1899  betr.  die  Eheschliessung  (Statute  Law  S.  892), 
das  an  Stelle  des  Kapitels  90  des  Bürgerlichen   Gesetzbuches 

'      getreten  ist,  mit  Ergänzungen  durch  die  englische  Proklamation 
No.  7  von  1901;  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1902  S.  308. 

n.  Gesetz  7  von  1892  (a.  a.  0.  S.  661)  1  ,   .     ^^.,        .  . 

m.  Gesetz  23  von  1899  (a.  a.  0.  S.  886)  1  ^^^^'  -H^heverträge. 


1)  Colonial  Office  List  1902  S.  258. 

^  Vgl.  Statute  law,  S.  8.    Englische  Verordnungen  waren  zur  Zeit  der  Abfassung 
dieses  Beitrages  (Sommer  1902)  noch  nicht  ergangen. 
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Terlobniss.  —  Die  Klage  auf  Eingehung  der  Ehe  ist  ausgeschlossen. 
Gegen  Grossj&hrige  ist  die  Schadensersatzklage  aus  dem  Eheversprechen 
zugelassen  (I  sect.  20). 

Eheschliessung.  —  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  vollendetem 
21.  Lebensjahre  ein  (Bürgerl.  Gesetzb.  cap.  89  sect  14,  a.  a.  0.  S.  396); 
die  Ehemündigkeit  für  Männer  mit  vollendetem  18.,  für  Frauen  mit  voll- 
endetem 15.  Lebensjahre.  Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung  der 
Ehe  der  Genehmigung  der  Eltern  oder  Vormünder;  die  Genehmigung 
kann  im  Fall  der  Abwesenheit  Konsensberechtigter  durch  den  Land- 
drost  (Friedensrichter),  im  FaD  ungerechtfertigter  Verweigerung  durch 
den  ordentlichen  Richter  ergänzt  werden  (I  sect.  13  ff.). 

Die  Ehe  ist  verboten  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  in 
gerader  Linie,  femer  mit  Geschwistern  und  deren  Abkömmlingen,  gleich- 
gültig ob  die  Verwandtschaft  durch  eheliche  oder  uneheliche  Zeugung 
entstanden  ist.  Von  diesen  Ehehindernissen  kann  nicht  dispensirt  werden. 
Die  Ehe  ist  femer  wie  in  Transvaal  verboten  zwischen  Cousin  und 
Cousine,  wenn  beide  Eltern  des  einen  Theüs  Geschwister  der  Eltern 
des  andern  Theüs  sind.  Von  diesem  Hindemisse  kann  Dispens  ertheilt 
werden  (Bürgerl.  Gesetzb.  cap.  91  sect.  1 — 3,  a.  a.  0.  S.  398).  Personen, 
welche  durch  die  Heirath  mit  Verwandten  gegen  vorstehende  Bestimmungen 
Verstössen,  werden  wegen  Incests  bestraft  (ebenda  sect.  4,  vgl.  I).  —  Die 
Wartezeit  beträgt  für  denWittwer  3  Monate,  für  dieWittwe  180  Tage 
(I  sect.  13). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  kirchlich  oder  bürgerlich.  Zur 
Vornahme  von  Eheschliessungen  ermächtigt  sind  nur  diejenigen  Geist- 
lichen und  Laien,  welche  von  der  Regierung  ausdrücklich  dazu  bestellt 
sind.^) 

Der  Eheschliessung  soll  in  der  Regel  ein  Aufgebot  an  drei  auf- 
einanderfolgenden Sonntagen  in  denjenigen  Kirchen  vorausgehen,  in 
deren  Bezirken  die  Parteien  ihren  Wohnsitz  haben  (I  sect.  3).  Vom 
Aufgebote  kann  durch  den  Präsidenten,  Staatssekretär  (jetzt  wohl 
Gouverneur)  dispensirt  werden.  Der  Dispens  erfolgt  auf  Grund  von 
eidesstattlichen  Versicherungen,  welche  durch  die  Parteien  persönlich 
vor  dem  Landdrost  (Friedensrichter)  abzugeben  sind.  Dieser  hat  vorher 
festzustellen,  dass  füi-  die  Ehe  Minderjähriger  die  Zustimmung  der  Eltern 
oder  des  Vormundes  ertheilt  ist,  dass  die  Parteien  nicht  in  verbotener 
Verwandtschaft  stehen,  endlich,  dass  sie  mindestens  seit  drei  Monaten 
in  der  Kolonie  ansässig  sind  (I  sect.  8  ff.).  Ausserhalb  abgeschlossene 
Ehen  von  Inländem  sollen  nur  anerkannt  werden,  wenn  die  Erlaubniss 
zur  Eheschliessung  von  der  Regierung  aus  besonderen  Gründen  ertheUt 
war  (I  sect.  15). 

Die  Form  der  Eheschliessung  richtet  sich,  sofern  der  Geistliche 
einer  anerkannten  und  geduldeten  oder  der  jüdischen  Religionsgemein- 


^)  Nach  Procl.  7  von   1901   ist  die  Zahl  der  zuständigen  Beamten   durch  Ein- 
setzung neuer  Resident  Magistrates  yermehrt  worden. 
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Schaft  angehört,  nach  deren  Ritns.  Die  Cüvilehe  wird  in  der  Wdse 
abgeschlossen,  dass  der  Standesbeamte  die  Brantlente  fragt,  ob  sie  die 
Ehe  mit  einander  eingehen  wollen  nnd  dann  anf  Grund  ihrer  bejahenden 
Antworten  erklärt,  dass  die  Ehe  nach  bürgerlichem  Eecht  abgeschlossen 
sei  (I  sect.  IG).  Die  Trauung  muss  an  einem  Sonn-  oder  Wochentage 
zwischen  8  Uhr  Morprens  und  4  Uhr  Abends  in  einer  Kirche,  Kapelle, 
einem  öffentlichen  Amtszimmer  oder  in  einer  Privatwohnung  öffentlidi 
in  (iregenwart  von  zwei  Zeugen  erfolgen.  Im  Anschluss  daran  ist  die 
Ehesc^hliessnng  in  das  Register  des  Beamten  einzutragen  und  dem  Staats- 
sekretär (jetzt  wohl  Generalregistrar)  ein  Duplikat  der  Eintragung  zu 
übersenden  (II  sect.  25  ff.). 

2.  Mamitins. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  Mauritius,  früher  unter  fran- 
zösischer Herrschaft,  wurde  1810  von  den  Engländern  eingenommen  und 
1815  durch  den  Pariser  Frieden  als  englische  Kolonie  anerkannt  Die 
Grundlage  des  Rechts  bildet  der  französische  Code  civil,  der  durch 
arrft^,  vom  25  vendemiaire  XIV  (18.  Oktober  1805),  in  Neuredaktion 
durch  arrete  vom  21.  April  1808^)  eingeftUirt  und  nach  der  Eroberung 
beibehalten  ist.  Kr  ist  abgeändert  durch  die  seitdem  vom  Gouvemeui- 
erlassenen  Verordnungen.-)  Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Spezial- 
gesetze in  Betracht: 

1.  Ordinance  26  von  1890,  the  Civil  Status  Ordinance  1890  (Laws, 
Band  111  S.  2168).  Die  Eheschliessung  ist  im  IV.  TheU,  die 
Eegistrining  von  p]hescheidungen,  Adoptionen,  etc.  im  VI.  Theü 
behandelt; 

2.  Ordinance   14  von   1872,   relating  to  divorce  (Laws,  Band  II, 

S.  893); 

3.  Ord.  37  von  1882,  Divorce  and  judicial  Separation  Ord.  (Laws, 
Bd.  II,  S.  898); 

4.  Ord.  31  von  1892,  to  repeal  art  296  of  the  code  civil  (Laws, 
Bd.  n  S.  901); 

5.  Ord.  44  von  1899,  Divorce  and  judicial  Separation  amendment 
ordinance  (Ord.  1899  S.  146). 

Eine  Sammlung  der  Gesetze  ist  erschienen  unter  dem  Titel:  „The 
Laws  of  Mauritius",  revised  by  F.  T.  Pigott,  L.  A.  Thibaut  & 
F.  A.  Herchenroder,  3  Bände,  Engelbrecht  &  Co.,  Port  Louis,  Mauritius 
undW.  Clowes  *  Sons,  London,  1896/97.  —  Fortlaufend  erscheint:  A 
Collection  of  the  Ordinances  passed  by  the  Council  of  Government, 
Mauritius,  alljährlich  ein  Heft. 

»)  Laws  vol.  II.  S.  145,  146. 

*)  Durch  die  CiTil  Stat.  Ord.  und  andere  Gesetze  sind  folgende  Artikel  des  Code 
ciTÜ  fiir  die  Kolonie  ausser  Kraft  gesetzt:  84—101,  144—179,  229—233,  286—266, 
275—294,  295,  297,  805. 
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B.  Yerlobniss.   —    Besondere  Bestiimnnngen    fehlen;    siehe    oben 
Frankreich«  S.  266. 


C.  Ehesehliessnng.  —  Die  Civil  Stat.  Ord.  1890  giebt  im  Wesent- 
lichen französisches  Eecht  wieder.  Die  allgemeine  Geschäftsfähigkeit 
tritt  nach  Art.  388  C.  C.  mit  vollendetem  21.  Lebensjahre  ein;  die  Ehe- 
fähigkeit beginnt  für  Männer  mit  Vollendung  des  18.,  für  Frauen  des 
15.  Lebensjahres;  der  Gouverneur  kann  von  diesem  Erfordemiss  aus 
wichtigen  Gründen  Dispens  ertheilen  (Civil  Status  Ord.  sect.  46).  Männer 
unter  25,  Frauen  unter  21  Jahren  bedürfen  zur  Heirath  der  Einwilligung 
beider  Eltern,  bei  Meinungsverschiedenheit  entscheidet  der  Vater;  ist 
ein  Theil  todt  oder  an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert,  so  genfigt 
die  Einwilligung  des  Andern;  sind  es  beide,  so  bedürfen  Grossjährige 
keines  Konsenses,  Minderjährige  des  Konsenses  der  Grosseltem,  ev.  des 
Familienraths  (Civ.  Stat.  Ord.  sect.  52 — 59).  Uneheliche  Kinder  bedürfen 
der  Einwilligung  der  Mutter  und  sofern  sie  anerkannt  sind,  der  des 
Erzeugers.  Auch  soweit  nach  vorstehenden  Grundsätzen  eine  elterliche 
Zustimmimg  an  sich  nicht  erforderlich  ist,  können  die  Eltern  (Gross- 
eltern), unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  Geschwister  und  Seiten- 
verwandte die  Eheschliessung  durch  ausdrücklichen  Widerspruch  ver- 
hindern (a.  a.  0.  sect.  69). 

Bezüglich  der  Ehehindernisse  (a.  a.  0.  sect.  49)  ist  zu  bemerken: 
Verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Vei-wandten  gerader  Linie  und  zwischen 
voll-  oder  halbbürtigen  Geschwistern,  femer  die  Ehe  mit  dem  früheren 
Ehegatten  von  GeschwisteiTi,  doch  ist  die  Ehe  mit  der  Schwester  der 
verstorbenen  Frau  ausdrücklich  zugelassen.  Endlich  ist  auch  die  Ehe 
zwischen  Geschwisterkindern  verboten,  doch  kann  der  Gouverneur  von 
diesem  Hindernisse  dispensiren.  Soldaten  und  Matrosen  bedürfen  zur 
Eingehung  der  Ehe  der  Genehmigung  des  Kommandeurs  oder  Kapitäns. 

Was  die  Form  der  Eheschliessung  betrifft,  so  gilt  grundsätzlich 
die  obligatorische  Civilehe.  Jeder  Eheschliessung  hat  ein  zwei- 
maliges standesamtliches  Aufgebot  in  einem  Zwischenraum  von  6  Tagen 
in  denjenigen  Bezirken  voranzugehen,  in  denen  die  Verlobten  während 
der  letzten  zwei  Wochen  gewohnt  haben.  Die  Heirath  kann  frühestens 
zwei  Tage  und  muss  spätestens  ein  Jahr  nach  dem  zweiten  Aufgebot 
erfolgen;  die  Trauung  wird  durch  den  Standesbeamten  des  für  eine 
Partei  zuständigen  Bezirkes  im  Amtszimmer  oder  in  einem  Privathause 
vorgenommen.  Der  Standesbeamte  erklärt  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen 
auf  Grund  der  von  den  Verlobten  abgegebenen  Erklärungen  die  Ehe  für 
geschlossen.^)  Geistliche  können  ausnahmsweise  Trauungen  articulo 
mortis  vornehmen,  sofern  ein  Theil  im  Sterben  liegt,  aber  noch  fähig  ist, 
seinen  Willen  zu  äussern.  Die  Trauung  erfolgt  vor  zwei  Zeugen,  deren 
einer  ein  Arzt  sein  muss,  andernfalls  vor  vier  Zeugen.  Elterliche  Zu- 
stimmung ist  nur  erforderlich,  wenn  der  Mann  unter  21,  oder  die  Frau 


^)  Aufgebot  und  Eheschliessnng  im  Standesamt  erfolgen  kostenlos. 
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unter  18  Jahren  ist.   Von  der  Eheschliessung  ist  sofort  dem  zuständigen 
Standesbeamten  Mittheilung  zu  machen  (a.  a.  0.  sect.  87/88). 

Die  Anerkennung  und  Registrirung  der  Ehen  einwandernder 
Indier  ist  durch  sect.  89  und  90  der  Civil.  Stat.  Ord.  geregelt. 

D.  Die  Wirkungen  der  Elie  in  persönlicher  wie  vermögensrecht- 
licher Hinsicht  bestimmen  sich  nach  Artikel  203—226,  312—387  und 
1387 — 1681  des  Code  civil.  ^)  Die  Rechte  der  Ehefrau  im  Konkurse  de« 
Ehemannes  sind  durch  die  Bankruptcy  Ordinance  1887  No.  23^)  geregelt. 

Nach  der  Civil  Stat.  Ord.  sect  82  sollen  die  Namen  der  zu  legiti- 
mirenden  Bjnder  bei  der  Eheschliessung  von  dem  Standesbeamten  ver- 
lesen werden. 

E.  Für  die  Ungfiltigkeitserkl&rung  einer  Ehe  gelten  die  Artikel  ISO 
bis  202  des  code  civil  (siehe  Frankreich  S.  284). 

F.  Ehescheidung  nnd  Trennung.  —  Ehescheidnngsgriinde 
(Ordinance  1872  No.  14  sect.  1 — 5)  sind  Bigamie,  Incest,  Ehebruch, 
Sodomie,  Bestialität  (cruelty  or  brutality,  saevitiae),  schwere  Ehren- 
kränkungen, Verurtheilung  eines  Theils  zu  Zwangsarbeit  oder  Gefängniss 
von  mindestens  6  Jahren  und  bösliche  Verlassung.  Im  letzteren  Falle 
muss  die  Klage  innerhalb  eines  Zeitraums  von  5  Jahren  nach  der  Ver- 
lassung erhoben  werden;  Scheidungsgmnd  ist  femer  jede  (auch  nicht 
bösliche)  Verlassung,  sofern  der  andere  Theil  seit  10  Jahren  keine  Nach- 
richt von  dem  Abwesenden  erhalten  hat.  Die  auf  Ehebruch  gestützte 
Ehescheidungsklage  kann  abgewiesen  werden,  wenn  der  klagende  Theil 
selbst  die  ehelichen  Pflichten  verletzt  oder  die  Klage  unverhältnissmässig 
spät  erhoben  hat.    Ebenso  im  Falle  der  Kollusion.*) 

Grund  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (Ordinance  von  1882 
No.  37  sect.  B)  ist  bösliche  Verlassung  während  mindestens  zweier  Jahre. 
Die  getrennte  Ehefrau  erwirbt  auf  Grund  eines  Gerichtsbesclüusses 
(protection  order)  das  ihr  nachher  zufallende  Vermögen  zu  freiem  Eigen- 
tum (das.  sect  6). 

G.  Das  Verfahren  war  in  der  Ordinance  1872  No.  14  nach  fi-anzösi- 
schem  Muster  geregelt,  ist  jedoch  durch  neuere  Verordnungen,  insbesondere 
1882  No.  37,  dem  englischen  angepasst  worden.  Es  ist  Kreuzverhör  der 
Parteien  zulässig.  Die  Scheidungen  erfolgen  zunächst  durch  bedingtes 
Endurtheil  (decree  nisi),  das  nach  di-ei  Monaten  für  endgültig  (absolute) 
erklärt  wird.  Der  Staatsanwalt  ist  zur  Mitwiikung  berechtigt  ete.  (^'gl. 
oben  Grossbritannien  S.  531.) 


')  Siehe  Frankreich  S.  274.  Nach  einer  Spezialvorschrift  der  Labour  Ordinance 
No.  12  Ton  1878  sect.  176  (Laws,  Bd.  III  S.  2003)  haftet  das  etwaige  Sondergut  der 
Frau  für  die  Anspräche  der  Dienstboten  wegen  geleisteter  häuslicher  Dienste,  auch 
wenn  der  Mann  den  Vertrag  allein  abgeschlossen  hat. 

«)  Laws,  Bd.  n,  S.  921  sect.  55  ff. 

^  Ordinance  1882  No.  37  sect.  11.  Die  alte  französisch-rechtliche  Bestimmung 
(art.  295  des  code  ciyil),  dass  geschiedene  Ehegatten  sich  nicht  wieder  heirathen  dürfen, 
ist  durch  Gesetz  1892  No.  31  ausser  Kraft  gesetzt;  für  die  neue  Ehe  leben  die  alten 
Eheyerträge  wieder  auf. 
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3.  Seychellen. 

Die  Kolonie  ist  durch  Patent  vom  27.  Dezember  1888^)  von  Mauritius 
abgetrennt  und  unter  besondere  Verwaltung  gestellt.  Es  gelten  die  für 
Mauritius  bis  dahin  erlassenen  Gesetze  und  die  seit  1888  ergangenen 
Lokalverordnungen,  welche  im  Wesentlichen  Wiederholungen  der  neueren 
Gesetze  von  Mauritius  sind.  —  Sammlungen:  A  Collection  of  the 
Regulations  passed  by  the  board  of  the  civil  commissioner  for  the 
Seychelles  Islands  during  the  years  1872 — 1888;  a  Collection  of  the 
Ordinances  passed  by  the  legislative  Council  during  the  years  1889  to 
1893,  Seychelles  1894,  fortgesetzt  bis  1897.  Im  Uebrigen  „Ordinances" 
einzeln  amtlich  in  fortlaufenden  Nummern. 

Literatur:  Clark  S.  592 ff.;  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  274. 

Die  Einrichtung  eines  besonderen  Standesamts  ist  durch  Order  in 
Council  vom  26.  Januar  1874,  sect.  27  zugelassen.*)  Ordinance  1893  No.  7 
und  1900  No.  9  wiederholen  die  Bestimmungen  der  Mauritius  Ord.  1892 
No.  31  bezw.  1899  No.  44. 

4.  Sanct  Helena. 

Die  Insel  ist  im  Jahre  1833  durch  sect.  112  des  Gesetzes  3  &  4 
Will.  rVcap.  85  zur  Kronkolonie  erklärt.  Dui'ch  die  Lokalverordnung 
1887  No.  2  ist  das  englische  Recht  vom  3.  März  1887  eingeführt, 
soweit  sich  die  Anwendung  mit  den  Verhältnissen  des  Landes  verträgt. 
Die  Verordnungen  erscheinen  einzeln  ohne  Index  und  Paginirung.  Die 
Sammlung:  „Local  laws  of  the  island  of  St.  Helena,  compiled  in  the 
secretarial  department  1854"  ist  veraltet;  eine  neuere  nicht  erschienen.*) 

Die  Eheschliessung  richtet  sich  nach  den  Verordnungen  1851 
No.  3,*)  1886  No.  4  und  1888  No.  9.  Sie  erfolgt  in  registrirten 
Kirchen  durch  den  Geistlichen  der  Gemeinde  (sect.  2, 11,  16)  oder 
vor  dem  Standesbeamten  (sect  12)  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  und 
in  den  Stunden  von  8  Uhr  Morgens  bis  6  Uhr  Abends  (1888  No.  9). 
Das  Zeugniss  wird  frühestens  21  Tage,  spätestens  drei  Monate  nach  der 
Anmeldung  ertheilt.  Konsensberechtigt  für  die  Ehen  Minderjähriger  sind 
Vater,  ev.  Vormund,  ev.  Mutter  (sect.  7).  Ihre  Einwilligung  braucht  nicht 
nachgewiesen  zu  werden,  doch  ist  in  der  Anmeldung  zu  versichern,  dass 
sie,  soweit  erforderlich,  ertheilt  oder  durch  den  Oberrichter  ergänzt  ist 
(sect.  9)  und  dass  kein  Ehehindemiss  besteht  (1886  No.  4).    Die  Konsens- 


*)  Mauritius  Laws  I  S.  179. 

«)  Marriage  Laws  Bd.  I  S.  166. 

*)  Die  Verordnungen  von  1857 — 1885  befinden  sich  in  der  Bibliothek  der  Law 
Society;  im  Uebrigen  nur  im  Kolonialamt,  das  auch  eine  handschriftliche  chronologische 
Liste  besitzt. 

^)  Ordinance  for  the  solemnization  of  marriages  in  places  registered  for  that 
purpose,  Local  laws  S.  218.  —  Auf  diese  Verordnung  beziehen  sich  die  im  Folgenden 
ohne  nähere  Bezeichnung  citirten  Sektionen. 
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berechtigten  können  durch  Widersprach  (sect.  8),  jeder  Dritte  durch  be- 
gründeten Protest  (sect.  10)  den  Abschluss  der  Ehe  verhindern. 

Die  Ehescheidung  unterliegt  den  Bestimmungen  des  Oinler  in 
Council  vom  1.  Mai  1890,  welcher  den  „Supreme  couit  for  divorces  and 
matrimonial  causes"  einsetzt  (Ausfühi-ungsbestimmungen  vom  14.  Juli  1891). 
Das  Gtericht  ist  jedoch  nur  zuständig,  sofern  1.  die  Ehe  in  St.  Helena 
abgeschlossen  ist,  2.  zur  Zeit  des  Abschlusses  ein  Theil  dort  ansässig 
war,  und  3.  der  Kläger  seineu  Wohnsitz  noch  dort  hat  (sect.  1). 
Scheidungsgründe  sind:  einfacher  Ehebruch  dei*  Fi-au,  ei-sch werter  Ehe- 
bruch des  Mannes  (sect.  5);  Trennungsgründe:  einfacher  Ehebruch,  Mi&s- 
handlung  und  bösliche  Verlassung  über  zwei  Jahi-e  (sect.  2).  Die  Be- 
stimmungen decken  sich  fast  wörtlich  mit  den  englischen.  Die  getrennte 
Frau  gilt  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  als  selbständig,  prozess-  imd 
vertragsfähig  (sect.  3,  4).  Die  Scheidungsklage  ist  bei  Mitschuld  de« 
klagenden  Theils  abzuweisen  (sect.  G);  der  Ehebrecher  kann  mit  verklagt 
und  ersatzpflichtig  gemacht  werden  (sect.  7,  9).  Das  Verfahren  beginnt 
mit  bedingtem  Urtheil  (decree  nisi,  sect.  11). 

Nichtigkeitsklage  kann  erhoben  werden,  wenn  die  Ehe  nach  dem 
Recht  der  Kolonie  nichtig  ist,  insbesondere  wenn  die  Einigung  der 
Parteien  nicht  vorhanden  wai-,  oder  wenn  die  Ehe  innerhalb  der  ver- 
botenen Grade,  ohne  Anmeldung,  ohne  Zeugniss  oder  in  einem  nicht 
eingetragenen  Gebäude  abgeschlossen  ist  (sect.  13,  19). 

5.  Sierra  Leone. 

Die  Kolonie  ist  1787  von  den  Engländern  besetzt;  es  gilt  seitdem 
englisches  gemeines  Recht.  Nach  der  Supreme  couit  ordinance  No.  9  von 
1881  ist  in  Ermangelung  von  Lokal  Verordnungen  das  englische  Recht 
vom  1.  Januar  1880  anzuwenden.  Sammlung  der  Verordnungen: 
Ordinances  of  the  Colonie  of  Sierra  Leone.  London,  Ejtc  &  Spottis- 
woode,  bis  1880,  6  Bände.  Ferner  einzeln  in  der  Kolonie  bei  G.  T.  Parker, 
governments  printer.  Register:  Chi'onological  and  alphabetical  index  of 
the  ordinances  of  S.  L.;  by  F.  F.  Pinke tt,  enlarged  and  revised  by 
A.  Sharood  and  revised  up  to  dec.  1899  by  D.  F.Wilbrahani,  London, 
Waterlow  and  Sons  Lim.  (1900). 

Literatur:  Clark  S.  20;  Jörnen.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  181. 

Eheschliessung.  —  Die  Regelung  ist  duixh  die  Verordnung  1859 
No.  2  (to  regulate  marriage  etc.)  erfolgt,  auf  welche  sich  die  nachstehend 
ohne  nähere  Bezeichnung  zitirten  Sektionen  beziehen.  Zusatzbestimmungen 
enthalten  die  Verordnungen  1859  No.  6,  1867  No.  9  und  1887  No.  9.  Die 
Eheschliessung  ist  nur  eine  kirchliche;  sie  erfolgt  durch  ordinii-te 
Geistliche  nach  dreimaligem  Aufgebot  in  den  für  beide  Brautleute  zu- 
ständigen Sprengein  gemäss  dem  Ritus  der  vereinigten  englischen  und 
schottischen  Landeskirche  (sect.  1)  zwischen  8  Uhi-  Morgens  und  3  Uhr 
Nachmittags  (1887  No.  9).  Minderjährige  bedürfen  der  Zustimmung  des 
Vaters  oder  Vormundes,  ev.  des  Oberrichters  (sect.  5),  der  Geistliche 
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braucht  aber  deren  Vorhandensein  nicht  zu  prüfen  (sect.  3).  Der 
Gouvemeui'  kann  vom  Aufgebote  dispensiren  (sect.  4),  sofern  im  Dispens- 
gesuche die  Abwesenheit  von  Ehehindernissen  und  die  Ertlieilung  de« 
erforderlichen  Konsenses  vemcheil  ist  (sect.  5,  femer  1859  No.  6  nebst 
Schema).  Der  Abschluss  der  Ehe  wird  in  das  Kirchenregister  einge- 
tragen (1867  No.  9).  Der  GeistKche  kann  die  Trauung  geschiedener 
Personen  verweigern,  muss  aber  einem  anderen  Geistlichen,  der  sich 
dazu  bereit  erklärt,  die  Vornahme  der  Amtshandlung  in  seiner  Kirche 
gestatten  (1858  No.  7  sect.  44  siehe  unten). 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Das  eheliche  Güterrecht  ist  in  der 
married  womens  property  ordinance  1875  No.  7  nach  dem  Vor- 
bilde des  englischen  geregelt.  Zum  Vorbehaltsvermögen  der  Fi-au  gehört 
ihr  Berufserwerb  (sect.  1),  sowie  das  zu  ihrem  pei'sönlichen  Gebrauche 
bestimmte  Gut  bis  zum  Betrage  von  100  Pfund  (sect.  4).  Die  Frau 
kann  ihr  Geld  auf  ihren  Namen  anlegen  (sect.  2);  betrügliche  Anlegung 
von  Geldern  des  Mannes  auf  den  Namen  der  Frau  ist  den  Gläubigern 
gegenüber  unwirksam  (sect.  3).  In  Bezug  auf  das  Vorbehaltsgut  ist  sie 
prozessfähig  (sect.  7),  als  Handelsfrau  unbeschränkt  geschäftsfähig  (sect.  8). 
Der  Mann  haftet  mit  dem  eingebrachten  Frauengute  für  voreheliche 
Frauenschulden  (sect.  9 — 12).  —  lieber  Immobilien  kann  eine  Ehefrau 
nach  Ord.  vom  16.  Mai  1883  No.  10  nur  mit  Genehmigung  des  Mannes 
verfügen;  sie  muss  ausserdem  nachträglich  das  Geschäft  als  von  ihr  frei 
gewollt  gerichtlich  anerkennen;  das  Anerkenntniss  ist  auf  der  Urkunde 
zu  vermerken,  der  Akt  in  das  Urkundeniegister  einzuti-agen.  Zu  letzt- 
willigen Verfügungen  über  Immobilien  bedarf  sie  nach  Ord.  1887  No.  8 
der  Genehmigung  des  Mannes  nicht  mehr. 

Eheseheidung  und  Trennung.  —  Die  divorce  and  matrimonial 
causes  ordinance  1858  No.  7  mit  Zusatzbestimmung  1859  No.  1  enthält 
im  Wesentlichen  englisches  Recht. 

Scheidungsgrund  ist  nur  Ehebruch;  der  Ehebruch  des  Mannes 
aber  nur  bei  erschwerenden  Umständen  (sect.  16).  Die  Abweisung  der 
Klage  muss  erfolgen,  wenn  der  Ehebruch  mit  Genehmigung  des  anderen 
Theils  begangen  oder  wenn  er  verziehen  ist;  die  Abweisung  kann  er- 
folgen, wenn  der  klagende  Theil  sich  selbst  des  Ehebruchs  oder  der 
Misshandlung  schuldig  gemacht,  wenn  er  den  anderen  Theil  vor  der 
Begehung  des  Ehebruchs  böslich  verlassen  oder  durch  sein  Verhalten 
zum  Ehebruch  getrieben,  endlich  wenn  er  die  Klageerhebung  ungebühr- 
lich lange  verzögert  hat  (sect.  18 — 20).  Der  schuldige  Ehemann  hat 
der  Frau  eine  einmalige  Abfindung  oder  jähi'liche  Alimente  zu  zahlen 
(sect.  21).  Der  Ehebrecher  kann  zum  Schadenersatz  und  zur  Kosten- 
tragung verurtheilt  werden  (sect.  22,  23). 

Gründe  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sind  Ehebruch, 
Misshandlung  und  bösliche  Verlassung  über  zwei  Jahre  (sect.  9).  Einer 
Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  ist  stattzugeben, 
sofern  nicht  der  Beklagte  einen  Trennungsgrund  nachweist;  geschieht 
das,  so  ist  die  Trennung  auszusprechen  (sect.  9).    Das  in  Abwesenheit 
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eines  Theiles  ergangene  Treunungsurtheil  kann  ohne  Zeitbeschränknng 
vom  Zurückkehrenden  angefochten  werden  (sect  12).  Die  getrennte 
Frau  gilt  als  unbeschränkt  geschäftsfähig  (sect.  14). 

Endlich  kann  nach  der  married  womens  maintenance  ordi- 
nance  1888  No.  7  die  verlassene  oder  zum  Verlassen  gezwungene  Ehe- 
frau auch  schon  vor  Ablauf  zweier  Jahre  im  summarischen  Verfahren 
vor  dem  Friedensrichter  die  Beitreibung  eines  wöchentlichen  Unterhalts 
vom  Ehemann  erwirken.  Der  Betrag  ist  nach  richterlichem  Ermessen 
festzusetzen,  darf  aber  2  Pfund  nicht  übersteigen. 

Verfahren  in  Ehesachen.  -^  Abgesehen  von  dem  zuletzt  erwähnten 
friedensrichterlichen  Verfahren  gehören  Ehesachen  zur  ausschliesslichen 
Zuständigkeit  des  besondei*s  dazu  eingesetzten  Gerichtshofs  (Court  for 
divorces  and  matrimonial  causes,  1858  No.  7  sect.  1).  Jeder  Eheklage 
ist  eine  eidesstattliche  Versicherung  darüber  beizufügen,  dass  die  Par- 
teien nicht  in  Kollusion  handeln  (sect  28).  Das  persönliche  Erscheinen 
der  Parteien  kann  angeordnet  werden;  Kreuzverhör,  auch  eidliche  Ver- 
sicherung sind  statthaft.  Doch  kann  auf  Fragen,  die  sich  auf  Ehebruch 
beziehen,  die  Antwort  verweigert  werden  (sect.  30).  Zeugen  sind  münd- 
lich und  eidlich  vor  dem  erkennenden  Grerichte  zu  vernehmen  (sect  33). 
Das  Gericht  kann  einzelne  Fragen  vor  eine  Jury  bringen  (sect  26)  und 
von  Amtswegen  beliebig  vertagen  (sect  31).  Im  Uebrigen  sind  für  die 
Beweisaufnahme  die  Regeln  des  Gerichts  von  Westminster  massgebend 
(sect  35).  Während  des  Verfahrens  können  zur  Sicherung  des  Frauen- 
vermögens und  des  Unterhalts  der  Familie,  sowie  über  die  Erziehung 
der  Kinder  einstweilige  Verfügungen  erlassen  werden  (sect  10,  13,  24); 
im  Scheidungsurtheüe  sind  Bestimmungen  über  das  Vermögen  der  Frau 
und  Kinder  zu  ti'effen  (sect  32).  Für  die  Vollstreckung  der  Unterhalts- 
ansprüche gelten  die  Grundsätze  des  High  court  of  Chancery  in  London 
(sect.  34). 

6.  Gkimbia. 

Gambia,  zuerst  1528  von  englischen  Kaufleuten  besiedelt,  früher 
gemeinsam  mit  Sierra  Leone,  sodann  als  West  Africa  Settlement  ver- 
waltet, büdet  seit  1888  eine  besondere  Kolonie.  Es  gilt  nach  der 
Supreme  court  ordinance  1889  No.  4  sect.  17  das  englische  Recht 
vom  1.  November  1888.  Die  Lokalverordnungen  sind  auf  Grund  der 
Ord.  1899  No.  7  neu  revidirt  und  veröffentlicht  worden  als:  Ordinances 
in  the  colonie  of  the  Gambia  in  force  31.  july  1900,  prepared  under 
the  authority  of  the  Statute  Law  (revised  Edition)  ordinance  1899  bj' 
Alexander  David  Russell,  2  vol.  London,  Waterlow  and  Sons  Limited,  1900. 

Ehesehliessung.  —  Massgebend  ist  die  Marriage  Ordinance  (vom 
21.  August  1862  No.  9.^)  Die  Eheschliessung  erfolgt  nur  kirchlich 
und  zwar  nach  dreimaligem  Aufgebot  in  irgend  einer  Kirche  oder  einem 
eingetragenen,  dem  Gottesdienst  geweihten  Gebäude  (sect  3,  4).    Gegen 

^)  Ordinances,  Bd.  I  S.  24. 
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die  Trauung  Minderjähriger  können  Vater  ev.  Vormund,  Mutter  Wider- 
spruch erheben  (sect.  10).  Der  Gouverneur  kann  durch  Lizenz  vom 
Aufgebote  dispensiren,  sofern  versichert  wird,  dass  kein  Ehehindemiss 
vorliegt  und  die  erforderliche  elterliche  Zustimmung  erteilt  oder  vom 
Oberrichter  ergänzt  ist  (sect.  7,  10).  Juden  und  Quäker  bedfirfen  stets 
der  Lizenz  und  werden  dann  nach  ihrem  Eitus  getraut.  Nichtig  sind 
Ehen,  welche  ohne  Aufgebot  oder  Lizenz  oder  an  einem  unrichtigen 
Orte  (z.  B.  einer  anderen  Kirche,  als  der  im  Aufgebot  oder  der  Lizenz 
bezeichneten)  oder  zwischen  Personen,  welche  innerhalb  der  verbotenen 
örade  stehen,  geschlossen  sind  (sect  12).  Bei  Ehen,  welche  zwar  mit 
Lizenz,  aber  auf  Grund  falscher  Versicherungen  (z.  B.  ohne  den  be- 
haupteten Konsens)  abgeschlossen  sind,  kann  der  Staatsanwalt  Wer- 
mögenssicherung  zu  Gunsten  des  minderjährigen  Theiles  oder  der  Nach- 
kommenschaft beantragen. 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Die  Married  Womens  Property  Ordinance 
1886  No.  9^)  ist  der  englischen  Married  Womens  Property  Act  1882^ 
nachgebildet.  Das  Eingebrachte  und  der  Berufserwerb  der  Frau  ge- 
hören zu  ihrem  Sondergute;  sie  kann  sich  in  Bezug  dai*auf,  some  auf 
ihr  künftiges  Gut  durch  Verträge  verpflichten,^  es  muss  das  aber  zum 
Ausdrucke  gebracht  sein  und  es  gilt  noch  nicht  die  für  England  durch 
marr.  wom.  prop.  act  1893  eingeführte  Vermuthung,  dass  im  Zweifel 
alle  Verträge  der  Frau  als  in  Bezug  auf  ihr  Sondergut  abgeschlossen 
gelten  sollen. 

Die  Frau  ist,  soweit  sie  geschäftsfähig  ist,  auch  unbeschränkt 
prozessfahig.  Im  Uebrigen  muss  sie  Klagen,  sofern  sie  nicht  für  die 
Kosten  Sicherheit  leistet,  durch  einen  Beistand  (next  friend)  oder  ihren 
Ehemann  erheben  lassen.^) 

Beim  Vorliegen  eines  Ehevertrages  richtet  sich  die  Behandlung  des  ein- 
gebrachten Gutes  nach  dessen  Bestimmungen,  doch  haftet  es  stets  den 
vorehelichen  Gläubigem,  welche  demgemäss  die  Vollstreckungsklausel 
direkt  auf  den  Mann  umschreiben  lassen  können.^) 

Eheseheidong  und  Trennung.  —  Das  Obergericht  der  Kolonie  hat 
nach  der  Supreme  Court  Ordinance  1889  sect.  13*)  die  Gerichtsbarkeit 
des  High  court  von  England;  es  soll  nach  sect.  16  in  Ehesachen  das 
englische  Recht  und  Verfahren  (vom  1.  November  1888)  zur  Anwen- 
dung bringen. 

7.  Goldküste. 

Die  Kolonie  ist  seit  1672  in  den  Händen  der  Engländer.  Seit  1874 
ist  ihr  das  Lokalverordnungsrecht  zuerkannt.    Neben  den  Verordnungen 

^)  Ordinances,  Bd.  I  S.  132. 
*)  Siehe  Grossbritannien  Seite  512,  514. 

^  Marr.  Wom.  Prop.  Ord.  1885  sect.  2—4,  10,  vgl.  Bules  of  the  supreme  coort: 
Order  14  sect.  16  (Ordinances,  Bd.  11  S.  157). 

^)  Vgl.  Bnles  of  the  court  of  request  sect.  1  No.  8,  Ordinances  vol.  11  S.  16. 
^)  Sect.  11 ;  vgl.  Bules  of  the  supreme  court,  order  89  sect.  28b. 
•)  Ord.  Bd.  I  S.  189. 
Leske  n.  Loewenfeld,  Reohtsyerf olgung.    Ergänzungsband.  40 
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gilt  sabsidiär  nach  der  Supreme  Court  Ordinance  vom  31.  Mäi*z  1876 
No.  4  sect.  4  für  Ehiropäer  das  englische  Recht  vom  24.  Juli  187  4 
und  nach  sect.  19  ebenda  für  Eingeborene  deren  Recht,  soweit  es  nicht 
mit  der  Billigkeit  in  Widerspruch  steht.  —  Sammlung  der  Verord- 
nungen: Ordinances  of  the  Gk)ldcoast,  in  force  june  1898,  compiled  by 
Sir  William  Brandford  Griffith,  2  Bände,  London,  Stevens  and  Sons 
lim.  1898.  —  Einzeln:  Ordinances;  Gk)v.  printing  Office,  Victoriaborg 
Accra. 

Literatur:  Colonial  Office  List  1902  S.  179,  Joum.  Comp.  Leg. 
1896/97  S.  146;  vgl.  auch  Tarring  S.  7. 

Die  Ehescbliessung  erfolgt  kirchlich  oder  bürgerlich.  Nach  der 
marriage  ordinance  (vom  19.  November)  1884  No.  14  (Ordinances  Bd.  I 
S.  412)  ist  zu  jeder  Eheschliessung  die  frühestens  21  Tage  nach  An- 
meldung erfolgende  Zeugnissausstellung  durch  denjenigen  Standesbeamten 
erforderlich,  in  dessen  Bezirke  mindestens  ein  Theil  bei  der  Anmeldung 
seit  15  Tagen  gewohnt  hat  (sect.  7,  IIa).  Die  Eheschliessung  erfolgt 
sodann  vor  zwei  Zeugen  entweder  durch  einen  als  solchen  anerkannten 
Geistlichen  in  einem  eingetragenen  Gotteshause  (sect.  6,  23)  zwischen 
8  Uhr  morgens  und  6  Uhr  abends  (sect.  21 — 26)  oder  durch  den 
Standesbeamten,  der  das  Zeugniss  ausgestellt  hat,  in  dessen  Amts- 
lokale zwischen  10  und  4  Uhr  (sect.  27,  28).  Dem  Gesuch  um  Zeugniss- 
ertheilung  ist  für  Minderjährige  stets  die  schriftliche  Einwilligungs^ 
erklärung  des  Vaters,  der  Mutter  oder  des  Vormundes  beizufügen 
(sect.  IIb,  Schema  I  sect.  18).  Für  die  Einwilligungen  von  Analpha- 
beten ist  eine  besondere  Form  vorgeschrieben  (sect.  19).  Ist  keine  der 
vorstehend  bezeichneten  zustimmungsberechtigten  Personen  in  der  Kolonie 
anwesend,  so  kann  die  Genehmigung  durch  den  Kolonialsekretär,  den 
Bezirkskommissar,  den  Staatsanwalt  oder  durch  irgend  einen  Richter 
ergänzt  werden  (sect.  20).  Der  Gouverneur  kann  von  Anmeldung  und 
Zeugniss  dispensiren  (sect.  13).  Zulässig  ist  die  Ehe  mit  der  Schwester 
oder  Schwestertochter  der  vei*storbenen  Frau  (sect.  33).  Abgesehen 
davon  ist  jede  Ehe  nichtig,  wenn  nach  englischem  Hecht  oder  nach 
dem  Rechte  derjenigen  Nation,  der  ein  Theil  angehört,  ein  Ehehindemiss 
besteht,  femer  wenn  die  Parteien  sich  wissentlich  in  einem  nicht  zu- 
gelassenen Gebäude,  unter  falschem  Namen,  ohne  Zeugniss  oder  Lizenz 
oder  durch  eine  nicht  befugte  Person  haben  trauen  lassen  (sect.  33,  34). 
Sonstige  Gesetzesverletzungen  bleiben  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ohne 
Einfluss ;  anerkannt  werden  femer  alle  nach  dem  Recht  der  Eingeborenen 
gültigen  Ehen  (sect.  35,  vgl.  auch  im  folgenden  Abschnitt). 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Der  Mann  ist  zur  Gewährang  des  noth- 
wendigen  Unterhalts  verpflichtet:  a)  gegenüber  seiner  Ehefrau,  b)  gegen- 
über seinen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern,  soweit  sie  sich  unter 
seiner  Obhut  befinden  und  mit  Rücksicht  auf  ihr  Alter  und  ihre  Fähig- 
keiten nicht  in  der  Lage  sind,  sich  selbst  zu  unterhalten.  Soweit  er 
dazu  nicht  im  Stande  ist,  hat  er  die  dafür  vorhandenen  Armenbehörden 
anzugehen;  diese  Verpflichtung  trifft  auch  den  Vormund  bezüglich  der 


Goldküsie.  —  Lagos.  527 


seiner  Obhut  unterstellten  Mündel.  Zuwiderhandlungen  werden  in  leichten 
Fällen  mit  Gefängniss  bis  zu  6  Monaten,  in  schweren  bis  zu  18  Monaten 
bestraft  (Ord.  1892  No.  12;  Ordinances  S.  587  sect.  209,  210,  216 
Ziff.  1  und  6).i) 

Bigamie  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  7  Jahren  bestraft  (sect,  416). 
Mildere  Strafe  (bis  zu  5  Jahren)  trifft  Eingeborene,  die  nach  ihrem 
Heimathsrechte  gültig  verheirathet,  eine  zweite  Ehe  nach  den  Eegeln 
der  Marriage  Ordinance  schliessen  (sect.  424),  Strafbare  Bigamie  liegt 
nicht  vor,  wenn  der  erste  Gatte  seit  7  Jahren  verschollen  ist  (sect.  427; 
siehe  Grossbritannien  oben  S.  494  Anm.  2), 

Hinsichtlich  des  Ehegüterrechts  giebt  die  married  womens  property 
ordinance  (vom  24.  September)  1890  No.  6  die  Bestimmungen  der  eng- 
lischen married  womens  property  Act  1882  wieder  (siehe  Grossbritannien 
S.  614).  Eingeborene,  welche  nach  der  Marriage  ordinance  die  Ehe 
schliessen,  werden  nicht  nach  ihrem,  sondern  nach  englischem  Rechte 
beerbt  (Marr.  Ord.  1884  No.  14  sect.  41).  Sie  sind  hierüber  bei  der 
Zeugnissertheilung  zu  belehren. 

Scheidung.  —  Nach  der  Supreme  coui't  ordinance  1876  No.  4  (Ordi- 
nances S,  4)  sect  16  ist  für  Ehesachen  das  Obergericht  zuständig.  Das 
englische  Recht  und  Verfahren  (vom  24.  Juli  1874)  ist  massgebend. 
Eine  Novelle  von  1899  regelt  die  Mitwirkung  des  Staatsanwalts.^ 

8.  Lagos. 

Die  Kolonie  wurde  vom  24.  Juli  1874  bis  31.  Januar  1886  gemeinsam 
mit  der  Goldkfiste  verwaltet.*)  In  den  Verordnungen  1886  No.  1  und 
1894  No.  2  ist  die  Ausdehnung  der  vor  1886  für  die  Goldküste  er- 
lassenen Verordnungen  auf  Lagos  besonders  ausgesprochen.  Es  gilt 
demnach  auch  dort  das  englische  Recht  vom  24.  Juli  1874.  Für 
das  Eherecht  kommen  femer  besonders  in  Betracht:  die  Lagos  Marriage 
Ordinance  1884  No.  14  und  die  Supreme  court  ordinance  1876  No.  4; 
erstere  in  Bd.  I  S.  455,  letztere  in  Bd.  I  S.  14  der  Sammlung  von 
Verordnungen  u.  s.  w.  unter  dem  Titel :  Ordinances  and  Orders  and  rules 
thereunder  in  force  in  the  colonie  of  Lagos  on  30^  april  1901;  compiled 
under  the  authority  of  the  Reprint-of-Statute-ordinance  1901,  by  Edwin 


^)  Diese  Verordnung  enthält  das  Strafgesetzbuch  der  Kolonie.  Bemerkenswerth 
sind  noch  folgende  eigenartige  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches:  Einfache  Körper- 
verletzungen bleiben  straflos,  wenn  der  Verletzte  in  die  Misshandlung  gewilligt  hat. 
Die  Einwilligung  ist  jederzeit  widerruflich,  doch  können  Erklärungen  eines  Ehe- 
gatten, die  Misshandlungen  des  anderen  dulden  zu  wollen,  während  be- 
stehender Ehe  nicht  widerrufen  werden  (a.  a.  0.  sect.  70  No.  4).  Vgl.  hierzu 
unten  „Brit.  Honduras^  S.  668  Anm.  2. 

*)  ^Entweder  gehören  Ehescheidungen  in  der  Goldküste  zur  grössten  Seltenheit 
oder  man  hat  erst  jetzt  die  Kollusionsgefahr  dort  entdeckt. '^  Joum.  Comp.  Leg. 
1899  S.  528. 

»)  Colonial  Office  List  1902  S.  202. 
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Arney  Speed,  2  Bände,  London,  Stephen  &  Sons  Lim.  1902  (chrono- 
logisch geordnet). 

Die  Registrimng  der  Ehen  ist  durch  die  Verordnung  vom  30.  März 

1901  No.  5  geregelt  (das.  Bd.  11  S.  930);  dem  Oberregistrar  des  Gerichts 
werden  die  Funktionen  eines  Oberstandesbeamten  beigelegt  (sect  4). 

9.  Nigeria. 

Nigeria  besteht  aus  den  beiden  getrennt  verwalteten  Kolonien 
Nord-  und  Stidnigeria.  Für  beide  ist  das  Verordnungsrecht  durch 
Order  in  Council  von  1899  den  Gouvenieuren  (high  commissioners) 
übertragen,  welche  das  Recht  der  Eingeborenen  möglichst  berücksichtigen 
sollen.    Die  erlassenen  Verordnungen  sind  nur  einzeln  veröffentlicht.^) 

Nordnigeria.    Nach  Verordnung  1900  No.  4*)  sect.  34  (vgl.  auch 

1902  No.  6  sect.  13)  ist  das  Englische  Recht  vom  1.  Januar  1900 
anwendbar.  Nach  sect.  14  ist  der  „Supreme  court  for  probate,  divorce 
and  matrimonial  causes''  für  Ehesachen  zuständig;  die  Praxis  der 
englischen  Gerichte  ist  zu  befolgen. 

Südnigeria.  Dieselben  Bestimmungen  sind  hier  in  der  Verordnung 
1900  No.  6  sect.  11  und  12  erlassen. 

Die  Eheschliessung  ist  durch  die  Marriage  Proclamation  1900 
No.  20  geregelt,  die  sich  an  die  Verordnung  für  die  Goldküste  von  1884 
(oben  S.  626)  anlehnt.  Die  Eheschliessung  erfolgt  kirchlich  (sect  21) 
oder  bürgerlich  (sect.  27),  und  zwar  nach  Anmeldung  und  Zeugniss- 
ertheilung  (sect.  7,  10,  11).  Die  Ehe  mit  der  Schwester  oder 
Schwestertochter  der  verstorbenen  Frau  ist  zulässig  (sect  23). 
Die  Novellen  1901  No.  6  und  1902  No.  6,  16,  18»)  enthalten  Be- 
stimmungen über  die  Einteilung  der  Standesamtsbezirke  und  Register- 
führung. Durch  Proklamation  26  von  1901  ist  den  Haushaltsvorständen 
ein  weitgehendes  Anordnungsrecht  gegenüber  allen  Mitgliedern  des  Haus- 
halts eingeräumt*) 

IV.  Amerika. 

1.  Bermuda. 

Die  Kolonie  ist  von  englischen  Ansiedlern  im  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts in  Besitz  genommen.  Es  gilt  englisches  gemeines  Recht, 
auf  welches  daher  im  Allgemeinen  zu  verweisen  ist;  nur  die  lokal- 
rechtlichen Besonderheiten  werden  im  Folgenden  hervorgehoben.  Die 
ersten  Lokalgesetze  stammen  aus  dem  Jahre  1690.  Die  Gesetze  werden, 
wie  in  England,  für  jedes  Jahr  besonders  nummerirt,  amtlich  einzeln 
ausgegeben  und  nur  im  Colonial  Office  gesammelt     Neueste  Gesetz- 

^)  yoUständig  nur  im  Kolonialamt  zu  haben. 

«)  Yeroffenüioht  in  der  Nord-Nigeria  Gazette  1900  S.  12. 

»)  Vgl.  Joum.  Comp.  li&g.  1902  S.  317. 

*)  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1902  S.  818. 
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Sammlung:  Acts  of  the  Legislation  of  the  Islands  of  Bennuda  1690  bis 
1883,  2  Bände,  mit  fortlaufender  Nummerirung  der  Gesetze,  London  1884 
bei  Wildy  &  Sons.  —  Wegen  der  Gesetzgebung  vgl.  Journ.  Comp. 
Leg.  1897  S.  261. 

Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche 
im  Folgenden  nach  den  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffern  citirt 
sind) : 

Eheschliessung.  Die  drei  Gesetze  vom  16.  September  1847, 
nämlich 

I.  No.  143,   1847  No.  18  betr.  die  von  Wesleyanem,  Methodisten 

und  Presbyterianem  abgeschlossenen  Ehen  (Acts  S.  326); 
n.  No.  144,  1847  No.  19  betr.  Ehelizenzen  (a.  a.  0.  S.  326); 
m.  No.  146,  1847  No.  20  betr.  Eheschliessungen  (a.  a.  0.  S.  328). 
Eheregister. 

IV.  1899  No.  38  Registration  Act  vom  28.  Dezember  1899  (gültig 
bis  Ende  1911)  hebt  neun  bis  dahin  anwendbar  gewesene  ältere 
Registration  Acts  1866—1898  auf. 
Verträge  von  Ehefrauen. 

V.  No.  16  Ges.  vom  21.  Mai  1779  betr.  Immobiliarverträge  von  Ehe- 
frauen a.  a.  0.  S.  16); 
VI.  Novellen  dazu  No.  42  vom  28.  Juli  1803  (a.  a.  0.  S.  63)  No.  86 
vom  25.  Juni  1834  (a.  a.  0.  S.  161),  No.  495  vom  28.  September 
1883  (a.  a.  0.  S.  1284)  und  1898  No.  18; 
Vn.  1902  No.  25  Public  Land  Act  vom  16.  September  1902. 

Ehegüterrecht. 
Vlll.  1901  No.  14  Married  Womens  Property  Act  1901  vom  29.  August 
1901. 
Eheverlassene  Frauen. 
IX.  1886  No.  4.    Alimony  Act  1886  vom  24.  Juli  1886   (durch  Act 

1889  No.  14  ist  die  Gültigkeitsdauer  unbegrenzt  verlängert); 
X.  1894  No.  9  Married  Womens  Protection  Act  1894  vom  6.  Sep- 
tember 1894  mit  Novelle  1898  No.  26. 
Zn  C:  Eheschliessung.  —  Personen  unter  21  Jahren  bedürfen  zur 
Eingehung  einer  ersten  Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters,  event.  des 
Vormundes,  der  unehelichen  Mutter  oder  eines  besonders  durch  den  court 
of  Chancery  dazu  zu  bestellenden  Vormundes.    Die  Genehmigung  kann 
durch  das  Gouvernement  (govemor  in  Council)  ergänzt  werden,  falls  der 
zur  Ertheilung  Berechtigte  durch  Unzurechnungsfähigkeit  oder  Abwesen- 
heit daran  verhindert  ist  (11  sect.  1,  2). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  stets  die  kirchliche  auf  Grund 
eines  Aufgebots  oder  einer  Lizenz.  Das  Aufgebot  ist  an  drei  auf- 
einanderfolgenden Sonntagen  in  den  Kirchen,  zu  deren  Gemeinden  die 
Brautleute  gehören,  zu  erlassen.  Wird  kein  Widerspruch  erhoben,  so 
darf  auf  Grund  eines  hierüber  ausgestellten  Zeugnisses  jeder  Geistliche  der 
christlichen  Eeligion  (d.  h.  der  englischen  Landeskirche,  der  vereinigten 
Kirchen  von  England  und  Irland,  der  Wesleyaner,  Methodisten  und  Pres- 
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byterianer,  vgl.  I  und  DI  sect.  20)  die  Trauung  vornehmen  ohne  Prüfung, 
ob  die  elterliche  Grenehmigung  thatsächlich  ertheilt  ist.  Die  Form  der 
Trauung  unterliegt  dem  Ritus  der  betreffenden  Eeligionsgemeinschaft. 
Obligatorisch  ist  die  Zuziehung  zweier  Zeugen  und  die  Erklärung  der 
Brautleute,  dass  ihnen  kein  Ehehinderniss  bekannt  ist.  Die  Eheschliessung 
muss  innerhalb  dreier  Monate  nach  dem  letzten  Aufgebot  erfolgen.  —  Der 
Gouvemeui'  kann  durch  Ertheilung  einer  Lizenz  vom  Aufgebote  dispensiren. 
Die  Lizenz  darf  nur  ertheilt  werden,  nachdem  der  Antragsteller  vor  dem 
Gouvemementsseki'etär  oder  dessen  Bevollmächtigten  an  Eidesstatt  ver- 
sichert hat,  dass  kein  Ehehinderniss  besteht  und  dass,  im  Falle  der 
Minderjährigkeit,  die  erforderliche  Einwilligung  der  Eltern  oder  des 
Vormundes  ertheilt  ist  (II  sect.  3).  Der  Gouverneur  kann  weiter  durch 
Lizenz  die  Trauung  in  besonderen  Gebäuden  zulassen,  sowie  besondere 
Geistliche  dazu  bevollmächtigen.  Juden  und  Quäker  bedürfen  zur 
Eheschliessung  stets  einer  Lizenz  (III). 

Die  Ehen  werden  zunächst  vom  Geistlichen  in  das  Kirchenbuch  und 
dann  durch  den  Standesbeamten  in  ein  besonderes  Register  eingetragen, 
zu  welchem  der  Geistliche  die  Kirchenbuchauszüge  zu  übersenden  hat  (IV). 

Zu  D:  Wirkungen  der  Ehe.  —  Die  Ehefrau  erhält  durch  die  Ehe- 
schliessung die  Nationalität  des  Mannes;  duich  die  Heirath  mit  einem 
Ausländer  verliert  daher  auch  die  geborene  Engländerin  die  ihr  in 
Bermuda  als  einer  Inländern  zustehenden  Vorrechte.*)  Der  Ehemann 
ist  verpflichtet,  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  Unterhalt  zu  gewähren 
(IX);  die  Mutter  ist  den  Kindern  gegenüber  unterhaltspflichtig,  sofern 
sie  Vermögen  besitzt  (X  sect.  25). 

Sehr  eingehende  Bestimmungen  regeln  die  Zeugnisspflicht  von  Ehe- 
leuten für  und  gegen  einander.*) 

Hinsichtlich  des  Ehegüterrechts  giebt  die  MarriedWomens  Property 
Act  1901  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  der  englischen  Gesetze  von 
1882  und  1893  wieder.  Eine  Frau  kann  Sondergut  besitzen,  darüber 
verfügen,  es  auf  ihi*en  Namen  anlegen  u.  s.  w.  Der  Ehemann  hat  an 
ihrem  Vermögen  nur  die  ihm  etwa  durch  Settlement  eingeräumten  Recht«. 
Seit  der  Public  Land  Act  1902  kann  die  Ehefi*au  auch  über  Immobilien 
verfügen  wie  eine  unverheirathete  Frau.^ 


')  Sie  wird  dann  sogenannte  „Statutory  Alien'';  die  Fähigkeit,  Grundeigenihani 
zu  besitzen,  verliert  sie  5  Jahr  nach  ihrer  Heirath  und  ist  deshalb  gezwungen,  solches 
bis  dahin  zu  verkaufen.  Vgl.  Alien  Act  1897  No.  7  sect.  2  und  4;  ferner  Alien  Act 
1900  No.  13  und  den  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  der  Alien 
Act  1901  No.  5. 

*)  Criminal  £vidence  Act  1900  No.  26  sect.  3 ff.;  vgl.  auch  Criminal  Law  Amend- 
ment Acts  1886  sect.  22  und  1897  sect.  3. 

")  Die  Vertragsbeschränkungen;  denen  die  Ehefrau  in  englischen  Gebieten  in 
Bezug  auf  Immobilien  unterlag,  sind  in  Bermuda  bereits  früh  f ortgefaUen ;  schon  durch 
Gesetz  vom  21.  Mai  1779  (V)  sind  die  Ehefrauen  zur  selbständigen  Verfügung  über 
Grundeigen thum  ermächtigt  worden.  Die  in  zahlreichen  Kolonien  noch  erforderliche 
nachträgliche  Anerkennung  vor  dem  Bichter  ist  durch  die  Oonveyancy  Act  1898  No.  18 
beseitigt,  welche  dafür  die  Gültigkeit  der  Verträge  von  der  Eintragung  in  ein  Register 
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Zu  £:  Ungrfiltigkeitserklärnng.  —  In  Ermangelung  besonderer 
Bestimmungen  kommt  hier  zwar  theoretisch  englisches  Recht  zur  An- 
wendung; in  der  Praxis  können  aber  Anfechtungsklagen  nicht  vorkommen, 
weil  Gerichtshöfe  für  Ehesachen  fehlen. 

Zu  F:  Ehetrennnng.  —  Scheidung  und  richterliche  Trennung  sind 
in  der  Kolonie  nicht  zugelassen.^) 

Eheverlassene  Frauen,  d.  h.  solche,  die  von  ihrem  Ehemanne  verlassen 
sind  oder  ihn  auf  Grund  von  Misshandlungen  verlassen  haben,  können 
nach  der  Alimony  Act  (IX)  bei  dem  Court  of  Chancery  gegen  ihren 
Ehemann  auf  Unterhaltsgewährung  für  sich  und  ihre  Kinder  klagen. 
Das  Gericht  setzt  die  Höhe  der  Alimente  nach  freiem  Ermessen  fest 
und  kann  (ähnlich  wie  in  England  nach  der  Scheidung)  nachträglich  die 
Summe  den  Verhältnissen  entsprechend  erhöhen  oder  vermindern. 

Die  Protection  Acts  1894  und  1898  (X)  führen  die  polizeirichter- 
liche Trennung  nach  englischem  Vorbild  ein.^  Der  Ehemann  kann  in 
diesem  Verfahren  durch  den  Polizeirichter  oder  2  Friedensrichter  zur 
Zahlung  wöchentlicher  Alimente  bis  zu  2  £  verurtheilt  werden.  Durch 
Protection  Order  wird  das  Vermögen  der  Frau  dem  Zugriffe  des  Mannes 
und  seiner  Gläubiger  entzogen. 

2.  Canada. 

A.  Gemeinsames  Eecht. 

a)  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Provinzen  Ontario, 
Quebec,  Neubi-aunschweig  und  Neuschottland  haben  sich  unter  dem 
Namen  Dominion  of  Canada  als  Vereinigte  Staaten  von  Canada  konstituirt 
und  sind  als  solche  durch  das  englische  Parlament  in  der  British  North 
America  Act  vom  29.  März  1867  anerkannt  worden.*)  Seitdem  sind  der 
Union  beigetreten:  Manitoba  (23.  Juni  1870),  British  Columbia  (16.  Mai 
1871),  die  Prinz  Eduards  Insel  (26.  Juni  1873)  und  die  sogenannten 
Nordwest  Territorien  (31.  Juli  1880).  An  der  Spitze  der  vereinigten 
Kolonien  steht  ein  Generalgouvemeur.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird 
durch  den  König  und  2  Kammern  ausgeübt,  die  einzelnen  Provinzen, 
ausgenommen  Manitoba,  haben  ausserdem  eigene  gesetzgebende  Ver- 
sammlungen.^) Die  Zuständigkeit  des  Gesammtparlaments  und  der 
Einzelparlamente  ist  in  dem  Grundgesetze  vom  29.  März  1867  genau 
abgegrenzt. 

Die  Parlamentsakte  erscheinen  amtlich:  Acts  of  Parliament  of 
the  Dominion  of  Canada,  alljährlich  ein  Band,  in  welchem  sich  die 


abhängig  machte;    dieses  Erforderniss    ist  durch  das  oben   erwähnte  Gesetz  (VII)  in 
Fortfall  gebracht. 

^)  ^S^l  <^c  Eingangsformel  der  Alimony  Act  (IX). 

^)  Siehe  Grossbritannien  S.  524. 

»)  80  &  31  Yict.  c.  3,  abgedruckt  auch  in  Revised  Statutes  Ontario  1897  Bd.  I 

s.  xxvn. 

*)  Ygl.  Rechtsverf.  im  Internationalen  Verkehr  £d.  I  S.  398  Anm.  3. 
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Öffentlichen  Gesetze  (Public  Acts),  dahinter  die  Spezialgesetze  (Private 
Acts)  befinden. 

In  französischer  Ausgabe:  Les  Statuts  du  Canada,  Ottava,  1887ff. 
Wegen  der  Gesetze  der  Einzelstaaten  vgl.  dort. 

Literatur:  Colonial  Office  List  1902  S.  93ff.;  Joum.  Comp.  Leg. 
1897  S.  266.  A.  Gemmil:  Parliamentary  Divorce  in  Canada  1889. 
Einen  Abriss  des  Eherechts  von  Canada  nebst  Auszug  aus  dem  Gremmil- 
sehen  Buch  enthält  der  Parlamentsbericht  vom  23.  August  1894  H.C. 
144/145. 

Die  Brit.  North  America  Act  1867  hat  für  die  Regelung  des  materiellen 
Ehe-  und  Ehescheidungsrechts  die  ausschliessliche  Zuständigkeit  des 
canadischen  Gesammtparlaments  ausgesprochen  und  den  Einzelparlamenten 
lediglich  das  formelle  Eheschliessungsrecht  übertragen,^)  doch  sind  die  in 
den  Einzelprovinzen  vor  der  Vereinigung  erlassenen  Ehegesetze  sämmtlich 
aufrecht  erhalten.*)  Das  Gesammtparlament  hat  von  seiner  Befugniss  zur 
Regelung  des  Eherechts  bisher  nur  zweimal  Gebrauch  gemacht:  in  dem 
Gesetze  45  Vict.  c.  42  vom  17.  Mai  1882  und  in  der  Novelle  dazu  53  Vict 
c.  36  vom  16.  Mai  1890.  Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1882  (Deceased 
Wife's  Sister  Marriage  Act)  hat  unter  Aufhebung  aller  in  den 
Einzelstaaten  geltenden  widersprechenden  Bestimmungen  die  Ehe  eines 
Mannes  mit  der  Schwester  seiner  verstorbenen  Frau  für  gültig  erklärt, 
und  die  Novelle  hat  dies  auf  die  Ehe  mit  der  Tochter  der  Schwester 
der  verstorbenen  Fi'au  ausgedehnt;  selbstverständliche  Voraussetzung  ist, 
dass  durch  die  Ehe  nicht  andere  Ehehindemisse  verletzt  werden.  Man 
kann  aus  den  Daten  und  dem  langen  Zeitraum,  der  zwischen  beiden 
Gesetzen  liegt,  schliessen,  mit  welcher  Mühe  diese  Bestimmungen  dem 
Parlament  abgerungen  sind;  verboten  bleibt  die  Ehe  einer  Frau  mit  dem 
Bruder  ihres  verstorbenen  Mannes  und  für  die  Anomalie,  dass  die  Ehe 
mit  der  Nichte  der  Frau  erlaubt  ist,  wenn  es  sich  um  eine  Schwester- 
tochter, aber  verboten,  wenn  es  sich  um  eine  Bruderstochter  handelt, 
lässt  sich  kaum  eine  verständliche  Erklärung  finden.  Im  Uebrigen,  ins- 
besondere für  das  Ehegüterrecht,  sind  die  Gesetze  der  Einzelstaaten 
massgebend. 

b)  Eheseheidnng  nnd  Trennung.^)  —  Nach  den  vor  der  Ver- 
einigung Ganadas  erlassenen  Gesetzen  ist  die  Ehescheidung  nur  zulässig 
in  den  Provinzen  Neuschottland,  Neubraunschweig,  Prinz  Eduards 
Insel  und  British  Columbia.  In  den  vier  anderen:  Ontario,  Quebec, 
Manitoba  und  den  Nordwest-Territorien  ist  die  Ehescheidung  nicht 
vorgesehen;  abgesehen  von  Quebec,  sind  dort  auch  weder  Klagen  auf 
Ehetrennung  von  Tisch  und  Bett,  noch  solche  auf  Nichtigkeit  der  Ehe 
zulässig,  sodass  Ehesachen  von  den  Gerichten  überhaupt  nicht  behandelt 
werden.    Es  erschien  aber  auf  die  Dauer  mit  den  praktischen  Verhalt- 

*)  80  &  31  Vict.  c.  3  sect.  91  No.  26,  sect.  92  No.  12. 
^  A.  a.  O.  sect.  129. 

*)  Die  nachstehenden  Ausführungen  beruhen  im  Wesentlichen  auf  dem  im  Parla- 
mentsbericht abgedruckten  Au&atze  Gemmils;  siehe  oben  „Literatur'^. 
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nissen  unvereinbar,  ohne  diese  Institute  anszukommen  und  so  haben  die 
genannten  Staaten  nach  englischem  Vorbild^)  Ehescheidungen  durch  be- 
sondere Parlamentsakte  zugelassen.  Die  erste  solcher  Scheidungen  fand 
in  Ontario  1840  statt  und  zwar  auf  Grund  des  Ehebruchs  der  Frau.*) 
In  den  nächsten  27  Jahren  bis  zur  Vereinigung  der  canadischen  Staaten 
sind  in  Ontario  nur  3  Scheidungsakte  erlassen:  Beresford  1853,  Mc  Lean 
1868  und  Benning  1864.  Nachdem  1867  die  Zuständigkeit  für  das  Ehe- 
scheidungsrecht auf  das  Gesammtparlament  übergegangen  war,  konnte 
auch  nur  dieses  Spezialgesetze,  welche  Ehescheidungen  aussprachen,  er- 
lassen.^ Da  allgemeine  Ehescheidungsgesetze  nicht  bestehen,  so  kann 
man  auch  von  gesetzlichen  Ehescheidungsgründen  nicht  reden.  Das 
Parlament  hat  formell  selbstverständlich  die  Befugniss,  aus  jedem  ihm 
gut  scheinenden  Grunde  die  Ehe  zu  lösen.  Thatsächlich  ist  aber  während 
einer  langen  Reihe  von  Jahren  die  Ehescheidung  nur  auf  Grund  von 
Ehebruch  gewährt  worden,  während  parlamentarische  Trennungen  oder 
Ungültigkeitserklärungen  überhaupt  nicht  erfolgten.*)  In  neuerer  Zeit 
hat  das  canadische  Parlament  den  Grundsatz  befolgt,  Ehescheidungen, 
Trennungen  und  Ungültigkeitserklärungen  aus  denselben  Gründen  durch 
Gesetz  auszusprechen,  aus  denen  ein  englisches  Gericht  das  durch  Urtheil 
thun  würde. '^)  Hierdurch  ist  im  Vergleiche  zur  früheren  Praxis  die  Ehe- 
lösung zwar  im  Allgemeinen  erleichtert,  insofern  aber  erschwert  worden, 
als  jetzt  auf  Antrag  der  Frau  Ehen  nicht  mehr  wegen  einfachen  Ehe- 
bruchs des  Mannes  geschieden  werden  können.^) 

c)  Das  Verfahren  beruht  theils  auf  Gewohnheit,  theils  auf  den 
Geschäftsordnungen  der  gesetzgebenden  Körperschaften.     Der   Antrag- 

^)  Siehe  Grossbritannien     Seite  489. 

^  Ontario,  8  Yict.  c.  72,  Ehescheidung  des  John  Steward. 

*)  Es  sind  bis  1888  nach  Gemmil  23,  von  1888  bis  1898  nach  dem  Parlaments- 
berichte vom  80.  August  1895  (Parliam.  Beports  1895,  Bd.  70  No.  448,  S.  2)  42  solcher 
Scheidongsgesetze  ergangen.  Vgl.  femer  Private  Acts  1900,  c.  125 — 129,  1901  c.  117 
und  118. 

*)  In  dem  Gesetze  betreffend  die  Stevenson'sche  Ehescheidung  1869  hat  diese 
Praxis  zu  einem  merkwürdigen  Umweg  geführt.  Es  handelte  sich  dabei  thatsächlich 
um  die  Nichtigkeitserklärung  der  nicht  konsumirien  Ehe  eines  Siebzehnjährigen,  zu 
der  er  gegen  seinen  Willen  verleitet  war;  die  Parteien  waren  unmittelbar  nach  dem 
Trauungsakt  wieder  auseinander  gegangen.  Das  Parlament  hat  die  Scheidung  in 
diesem  Falle  erst  ausgesprochen,  nachdem  die  Ehefrau  durch  Eingehung  einer  neuen, 
damals  zunächst  ungültigen  Ehe  sich  formell  der  Bigamie  und  des  Ehebruchs  schuldig 
gemacht  hatte. 

^)  Den  Uebergang  zu  dieser  Praxis  bildeten  zwei  Spezialgesetze  aus  I  dem  Jahre 
1887.  In  dem  einen  betreffend  die  Eheleute  Ash  ist  die  streitige  Ehe  auf  Grund  des 
Bestehens  einer  früheren,  also  wegen  Bigamie,  für  nichtig  erklärt  worden;  hier  hat 
das  Parlament  zum  ersten  Mal  die  bis  dahin  allgemein  übliche  Eingangsformel  über 
den  Ehebruch  fortgelassen.  Das  andere  Gesetz  (Lavell)  betraf  die  Nichtigkeit  einer 
unter  falschem  Namen,  ohne  ernstlichen  Willen  eingegangenen,  auch  nicht  durch  Bei- 
wohnung konsumirten  Ehe. 

*)  Die  zuletzt  ergangenen  Scheidungsgesetee  (1900  c.  125—129,  1901  c.  117,  118) 
beruhen  meist  auf  einfachem  Ehebrüche  der  Frau,  Ehebruche  des  Mannes  unter  er- 
schwerenden Umständen  (verbunden  mit  Bigamie  oder  böslicher  Yerlassung),  in  einem 
FaUe  auch  auf  der  Verurtheilung  des  Mannes  zu  lebenslänglichem  Ghefangniss. 
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steller  (Kläger)  hat  sein  Gesuch  zugleich  dem  Generalgouverneur,  dem 
Senat  und  dem  Unterhaus  (House  of  commons)  einzureichen.  Er  hat 
wie  in  einer  Klage  darin  anzugeben,  wann  und  wo  er  geheirathet  hat, 
wo  der  erste  eheliche  Wohnsitz  war  und,  falls  der  Antrag  auf  Scheidung 
oder  Trennung  (nicht  Ungültigkeitserklärung)  gerichtet  ist,  welcher  Ver- 
fehlungen sich  der  andere  Theil  schuldig  gemacht  hat.  Gewöhnlich 
wird  das  Gesuch  zunächst  vom  Senate  bearbeitet,  obgleich  gesetzlich 
auch  die  vorgängige  Berathung  einer  Ehescheidungsvorlage  im  Unter- 
hause zulässig  wäre.  Der  Kläger  hat  nachzuweisen,  dass  er  6  Monate 
vorher  seinen  Antrag  in  der  Canada  Gazette  veröffentlicht  und  ihn  der 
anderen  Partei  zugestellt  hat.^)  Zur  Sicherheit  für  die  entstehenden 
Kosten  hat  er  200  Dollar  zu  hinterlegen.  In  der  ersten  Lesung  ent- 
scheidet der  Senat,  ob  der  Antrag  genügend  begründet  ist  und  an  sich 
zugelassen  werden  soll.  In  der  zweiten,  welche  frühestens  nach  zwei 
Wochen  und  nach  amtlicher  Veröffentlichung  des  Termins  stattfinden 
darf,  ist  der  Kläger  (in  der  Begel  im  Beistand  eines  Anwalts)  zu  hören; 
es  ist  hierbei  insbesondere  danach  zu  forschen,  ob  keine  Kollusion  vor- 
liegt.^) Diese  Vorvemehmung  erfolgt  meist  durch  eine  Kommission;  die 
sich  daran  schliessende  eigentliche  Verhandlung  und  Beweisaufnahme 
wird  stets  einer  Kommission  von  neun  Mitgliedern  übertragen.  Beide 
Parteien  werden,  gegebenen  Falls  mit  ihren  Sachwaltern,  zugezogen;  sie 
können  Anträge  stellen,  Zeugen  im  Kreuzverhör  vernehmen  u.  s.  w.  Ob- 
gleich der  Senat  dabei  nur  als  gesetzgebendes,  nicht  als  richterliches 
Organ  auftritt,  ist  das  Verfahren  ganz  dem  gerichtlichen  nachgebildet; 
im  Wesentlichen  schliesst  es  sich  den  Grundsätzen  an,  die  das  englische 
Oberhaus  in  seiner  Eigenschaft  als  höchster  Gerichtshof  befolgt  Der 
Verhandlung  in  der  Kommission  folgt  eine  solche  vor  dem  Plenum  des 
Senats,  vor  welchem  die  Sachwalter  ihre  Plaidoyers  wiederholen.  Wird 
auf  Grund  der  Beweisaufnahme  den  Klageanträgen  stattgegeben,  so  folgt 
noch  eine  diitte  Lesung  im  Senat;  die  Vorlage  gelangt  sodann  an  das 
Unterhaus,  wo  sie  ohne  weitere  Anhörung  der  Betheiügten  wie  ein  ge- 
wöhnliches Gesetz  berathen  wird;  im  Falle  etwaiger  Amendements  geht 
das  Gesetz  wieder  an  den  Senat  zurück,  der  erforderlichen  Falls  noch- 
mals in  die  Verhandlung  eintritt.  Die  Entscheidung  erlangt  Gesetzes- 
kraft durch  königliche  Genehmigung,  die  seit  1879  in  Ehesachen  ver- 
tretungsweise vom  Generalgouvemeur  ertheilt  wird.  Das  die  Entschei- 
dung enthaltende  Gesetz,  dessen  Fassung  nach  dem  Gesagten  dem  Senat 
obliegt,  beginnt  mit  einer  den  gesammten  Thatbestand  und  die  Gründe 
enthaltenden  Eingangsformel  (in  Erwägung,  dass  etc.).  Daran  schliesst 
sich  der  der  Urtheilsformel  entsprechende  Gesetzestext  Er  besteht 
meist  aus  zwei  Theilen  etwa  folgenden  Wortlauts:  „1.  Die  Ehe  zwischen 
A  und  B  ist  hierdurch  aufgelöst  und  soll  nach  allen  Bichtungen  hin  als 

^)  Oeffentliche  Zustellung  wegen  unbekannten  Aufenthalts  der  G^egenpaiiei  ist 
ausnahmsweise  für  ausreichend  erachtet  in  Sachen  Martin  (Senate  Journals  1870 
S.  79)  und  Ash  (a.  a.  O.  1887  S.  30). 

*)  Geschäftsordnung  des  Senats,  mle  77« 


Canada  (Ontario).  535 


null  und  nichtig  gelten,  2.  Der  vorbezeichnete  A  (Kläger)  darf  jeder- 
zeit wieder  heirathen^  als  ob  eine  Ehe  mit  der  B  niemals  bestanden 
hätte."  Man  darf  aus  dieser  Fassung  aber  nicht  den  Schluss  ziehen, 
dass  der  verklagte  schuldige  Ehegatte  nicht  gleichfalls  eine  neue  Ehe 
eingehen  dürfe;  es  folgt  das  aus  dem  die  Auflösung  der  Ehe  aus- 
sprechenden Satze  zu  1  und  dem  Fehlen  einer  die  Wiederverheirathung 
verbietenden  gesetzlichen  Bestimmung.  Es  kann  deshalb  dem  wegen 
Ehebruchs  geschiedenen.  Gatten  die  Eheschliessung  auch  mit  dem  Mit- 
schuldigen nicht  verwehrt  werden.^)  In  einzelnen  Fällen  werden  noch 
in  einem  dritten  Satze  Bestimmungen  über  den  Unterhalt  der  Frau,  über 
das  beiderseitige  Vermögen  oder  über  die  Kindererziehung  getroffen. 

B.  Die  canadischen  Einzelstaaten« 

a)  Ontario. 

A.  Quellen,  Literatur.  —  Durch  Gesetz  von  1892  ist  für  Ontario 
das  englische  gemeine  und  Gesetzesrecht  vom  15.  Oktober  1891  insoweit 
für  anwendbar  erklärt,  als  es  sich  auf  Eigenthum  und  sonstige  Privat- 
rechte (Property  and  civil  Rights)  bezieht.^  Im  Uebrigen  gelten  die 
Lokalgesetze,  die  zuletzt  im  Jahre  1897  revidirt  sind:  Bevised  Statutes 
of  Ontario  1897,  Toronto,  L.  K.  Cameron,  Bd.  1  und  2,  1897,  Bd.  2, 1902; 
ausserdem  ei-scheinen  amtlich:  Statutes  of  theProvince  of  Ontario, 
ebenda,  alljälirlich  ein  Band.  Die  für  das  Eherecht  einschlägigen  Be- 
stimmungen sind  enthalten  in  Abtheilung  12  der  Rev.  Stat:  Gesetze  be- 
treffend einzelne  Klassen  von  Personen  (a.  a.  0.  Bd.  1  S.  1609),  cap.  162 
Eheschliessung,  cap.  163  Ehegüterrecht,  cap.  164  Wittwentheü  (Dower), 
cap.  165  betreffend  Erleichterung  der  Form  für  Immobiliarverträge  von 
Ehefrauen,^)  cap.  167  Unterhaltsansprüche  eheverlassener  Frauen,  cap.  168 
eheliche  Kinder,  cap.  169  uneheliche  Kinder.  Die  Eheregister  unterliegen 
den  Bestimmungen  des  cap.  44  betreffend  die  Beui-kundung  von  Geburten, 
Eheschliessungen  und  Todesfällen  (a.  a.  0.  Bd.  1  S.  521).  Seit  der  Ge- 
setzesrevision sind  in  Bezug  auf  das  Eherecht  nur  zwei  gesetzliche  Be- 
stimmungen ergangen: 

1.  Gesetz  vom  1.  April  1899  (62  Vict.  cap.  11;  Statutes  1899  S.  44) 
enthält  in  Sektion  17  eine  Aendenmg  des  cap.  162  des  Rev.  Stat. 

2.  Gesetz  vom  30.  April  1900  (63  Vict.  cap.  17;  Stat.  1900  S.  54) 
enthält  in  Sektion  21  eine  Aendemng  und  Ergänzung  des  cap.  165  der 
Rev.  Stat. 

Literatur:  Der  Parlamentsbericht  (siehe  Canada,  S.  5 ff.)  ist  durch 
die  seitdem  erfolgte  Gesetzesrevision  veraltet.  Wegen  der  Gesetzgebung 
vgl.  Jouni.  Comp.  Leg.  1897  p.  266  ff.    Für  Ehegüterrecht:  R.  T.  Walkem 

^)  Die  Fortlassung  einer  aasdrücklichen  Erlaubniss  der  Wiederverheirathung  des 
beklagten  Theils  erklärt  sich  offenbar  nur  aus  dem  Fehlen  eines  darauf  gerichteten 
Antrags.     Uebrigens  dürfte  der  ganze  Satz  2  als  pleonastisch  überflüssig  sein. 

*)  Joum.  Comp.  Leg.  1897  p.  266. 

*)  Cap.  166  betrifft  die  Familien  im  Duell  gefallener  Personen. 
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Married  Womens  Property  Acts  of  Ontario,  Canada  1874.  Ferner  Ent- 
scheidungssammlongen  in  dem  Upper  Canada  Law  Jonmal  nnd  der 
Canadian  Law  Times.  ^) 

B.  Das  Terlobniss  gilt  nach  englischem  Recht  als  ein  Vertrag, 
dessen  Nichterfüllnng  zn  Schadensersatz  verpflichtet.  Das  Gesetz  von 
Ontario  enthält  in  Bezng  darauf  nur  2  Spezialbestimmnngen:  einmal  soll 
der  Klage  ans  dem  Eheversprechen  (breach  of  promise  of  marriage)  nur 
stattgegeben  werden,  wenn  das  Zeugniss  des  khigenden  Theils,  der,  wie 
in  England,  auch  der  Bräutigam  sein  kann,  noch  durch  andere  Beweis- 
mittel unterstützt  wird  (Rev.  Stat.  cap.  173  sect.  6,  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  873). 
Es  bedarf  hiemach  keines  schriftlichen,  wohl  aber  eines  in  Gegenwart 
Dritter  abzugebenden  Eheversprechens  oder  mindestens  eines  nachträglich 
vor  Dritten  erfolgten  Anerkenntnisses.  Femer  unterliegt  der  wegen 
Bmch  des  Eheversprechens  Verurtheilte  gleich  den  wegen  betrüglicher 
Handlungen  zu  Schadensersatz  verurtheilten  Personen  strengeren  Be- 
stimmungen in  Bezug  auf  die  in  Ontario  noch  zulässige  Schuldhaft.  Er 
kann  in  den  Fällen,  in  denen  andere  Schuldner  wegen  Unvermögens  aus 
der  Schuldhaft  zu  entlassen  sind,  noch  ein  Jahr  länger  in  Arrest  behalten 
werden  (Rev.  Stat.  cap.  31  sect.  12  Bd.  1  S.  947).  Das  Gleiche  gilt^ 
wenn  die  Verurtheilung  auf  Grund  der  Verführung  erfolgt  ist. 

Eine  Klage  auf  Eingehung  der  Ehe  ist  in  Ermangelung  besonderer 
Bestianmungen ,  wie  nach  englischem  gemeinen  Recht,  ausgeschlossen. 

C.  Eheschliessung.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  vollendetem 
21.,*)  die  Ehemündigkeit  für  beide  Geschlechter  mit  vollendetem 
14.  Lebensjahre  (cap.  162  sect.  16).  Jüngere  Personen  soUen  weder 
getraut  werden,  noch  Lizenzen  oder  Zeugnisse  für  Eheschliessungen  er- 
halten, es  sei  denn,  dass  die  Eheschliessung  erforderlich  erscheint,  um 
die  Unehelichkeit  zu  erwartender  Nachkommenschaft  zu  verhüten,  was 
durch  ärztliches  Zeugniss  nachzuweisen  ist.  Personen  unter  18  Jahren^ 
bedürfen  der  schriftlichen  Einwilligung  des  Vaters,  ev.  der  Mutter^ 
ev.  des  Vormundes,  wenn  sie  ohne  vorheriges  Aufgebot  heirathen  wollen. 
Sind  die  Eltern  todt  oder  ausserhalb  der  Provinz  und  ist  kein  Vormund 
vorhanden,  so  kann  ein  Heirathszeugniss  ertheilt  werden,  sofern  der 
Antragende  seit  mindestens  einem  Jahre  in  der  Provinz  ansässig  ist  und 
nach  Ansicht  des  ausstellenden  Beamten  der  Heirath  keine  Hindernisse 
entgegenstehen  (Rev.  Stat.  cap.  162  sect.  15,  17  d,  18). 


^)  ZusammeDstellung  zahlreicher  EDtscheidungssammlungea  bei  Sweet  and  Maxwell^ 
Lid.  Catalogue  of  Modem  Law  Books  1895  p.  321  und  in  dazu  erscheinenden  Nach- 
tragen. 

*)  Hierfür  war  bisher  das  englische  Gesetz  12.  Charles  U  o.  24  von  1660  sect.  8 
(Statutes  at  Large  Bd.  3  S.  193)  massgebend.  Durch  Gesetz  von  Ontario  Tom  17.  März. 
1902,  2  Edw.  yn  cap.  13  (abgedruckt  in  den  Rey.  Stat.  Bd.  3  pag.  6)  sind  in  einenL 
zu  den  Rev.  Stat.  erlassenen  Ergänzungsabschnitte  XIX  cap.  324 — 342  die  für  Ontario 
gültigen  alten  englischen  Gesetze  neu  redigirt.  Ueber  die  Yol^jahrigkeit  Tgl.  dort 
cap.  340  sect.  2,  betreffend  minderjährige  Kinder  pag.  3878. 

*)  Nach  früherem  Gesetz  alle  Minderjährigen. 
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Verboten  ist  die  Traunng  von  Idioten  oder  Irrsinnigen.  Prediger, 
welche  solche  Trauungen  vornehmen,  werden  bestraft. 

Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  und  Eheverbote  gilt  englisches 
Recht.  ^)  Die  Ehe  mit  der  Schwester  oder  Nichte  der  verstorbenen  Frau 
ist  zulässig  (siehe  Ganada  S.  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirchliche 
Trauung,  zu  deren  Vornahme  befugt  sind:*)  die  ordinirten  oder  den 
Oebräuchen  ihrer  Gemeinschaft  gemäss  bestellten  Geistlichen  jeder  Eirche 
oder  Religionsgemeinschaft;  femer  die  von  ihrer  Gemeinschaft  mit  der 
Vornahme  von  Eheschliessungen  beauftragten  Missionäre  der  Gemein- 
schaft Gottes  und  der  Gemeinschaft  Christi  sowie  die  Anhänger  der 
christlichen  Gemeinschaft  (Congregation  of  God,  of  Christ  and  disciples 
of  Christ);  endlich  die  dazu  bestimmten  Beamten  und  Stabsoffiziere  der 
Heilsarmee  (Cap.  162  sect.  2). 

Die  Eheschliessung  erfolgt  nach  Aufgebot  oder  auf  Grund  einer 
Lizenz  oder  eines  Zeugnisses.  Das  Aufgebot  wird  mündlich  in  der 
Kirche,  in  welcher  die  Trauung  vorgenommen  werden  soll,  erlassen;  die 
Eheschliessung  darf  frühestens  eine  Woche  und  muss  innerhalb  dreier 
Monate  nach  dem  Aufgebot  erfolgen.  Die  Zeit  für  die  Trauung  ist  von 
6  Uhr  morgens  bis  10  Uhr  abends  festgesetzt;  von  dieser  Bestimmung 
kann  der  Prediger  abweichen,  wenn  er  annimmt,  dass  die  Umstände  es 
erfordern  und  keine  Ehehindernisse  entgegenstehen.  Die  Zuziehung 
zweier  Zeugen  ist  vorgeschrieben.  —  Ohne  Aufgebot  erfolgt  die  Trauung 
entweder  auf  Grund  einer  vom  Gouverneur  oder  dessen  Stellvertreter 
ertheilten  Lizenz  (cap.  162  sect.  4  Abs.  1,  vgl.  auch  cap.  13)  oder  auf 
Grund  eines  im  Provinzial-Sekretariat  ausgestellten  Zeugnisses  (cap.  168 
sect.  7,  Schema  B  und  C).  Die  Ei-theilung  der  Lizenz  und  die  Ausstellung 
des  Zeugnisses  erfolgen  auf  Antrag  und  auf  Grund  einer  eidesstattlichen 
Versicherung  daiüber,  dass  dem  Antragsteller  kein  Ehehindemiss  be- 
kannt ist.  Es  ist  femer  anzugeben,  wo  die  Trauung  stattfinden  soll  imd  wo 
die  Verlobten  in  den  letzten  15  Tagen  gewohnt  haben;  faUs  die  Trauung 
in  einem  anderen  Bezirk  erfolgen  soll,  ist  der  Grund  dafür  zu  bezeichnen. 
Personen  unter  18  Jahren  haben  die  Einwilligungserklärung  beizufügen 
oder  zu  versichern,  dass  ihre  Eltern  todt  sind  und  kein  Vormund  be- 
stellt ist  (cap.  162  sect.  17,  Schema  D). 

Die  Eheschliessung  wii'd  durch  den  Geistlichen,  der  sie  vollzogen 
hat,  in  das  Register  eingetragen;  ein  Auszug  daraus  geht  innerhalb 
30  Tagen  an  den  zuständigen  Standesbeamten,  welcher  wiederum  eine 
Abschrift  an  das  vom  Oberstandesbeamten  geführte  Zentralregister  ab- 
giebt  (cap.  162  sect.  3,  24 ff.;  cap.  44  sect  4,  11,  20).    Eine  Verletzung 


')  Vgl.  Grossbritannien  S.  496.  Nach  Rev.  Stat.  cap.  162  sect.  19,  sind  die  ver- 
botenen Grade  anf  jedem  Formular  für  Anträge  auf  Ausstellung  von  Heiraths- 
eeugnissen  etc.  zu  vermerken.  Wegen  der  Wiederverheiraihung  geschiedener  Personen 
vgl  Ganada  S.  635. 

*)  Die  frühere  Bestimmung,  dass  die  Geistlichen  in  Ontario  ansässig  sein  mussten, 
ist  durch  6dVict.  c.  11  sect.  17  beseitigt.     Siehe  oben  ä.  685  Ges.  2. 
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der  Bestimmangen  über  Zeit  und  Ort  der  Trauung  hat  auf  die  Gültig- 
keit der  geschlossenen  Ehe  keinen  Einfluss.') 

D.  Wirknngen  der  Ehe.  —  Der  Ehemann  ist  verpflichtet,  die  Frau 
zu  beschützen  und  ihr  Unterhalt  zu  gewähi*en.  Die  Frau  kann  die 
Unterhaltsgewährung  auch  im  Falle  des  Zusammenlebens  im  besonderen 
Verfahi'en  erzwingen  (durch  Alimou)'  Ordre  cap.  163  sect.  22).  Ehe- 
verlassene Frauen  können  einen  Beschluss  erwirken,  durch  welchen  der 
Mann  zu  wöchentlicher  Unterhaltszahlung  bis  zu  5  £  für  Frau  und 
Kinder  verurteilt  wird.  Die  Ehefrau  ist  zur  Stellung  des  Antrags  be- 
rechtigt^ wenn  sie  wegen  Misshandlung  oder  Unt;erhaltsverweigening  vom 
Ehemanne  getrennt  lebt;  doch  ist  der  Antrag  zurückzuweisen,  wenn  sie 
sich  eines  nicht  verziehenen  Ehebruchs  schuldig  gemacht  hat  (cap.  167^ 
Deserted  wives  and  children  act). 

Das  Ehegüterrecht  von  Ontario  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem 
englischen  überein.  Kleine  Unterschiede  bestehen  in  Bezug  auf  die- 
jenigen Ehen,  welche  vor  1859,  1872  und  1884  geschlossen  sind.  Die 
Ehefrau  kann  Sondergut  ei'werben  und  besitzen,  sich  in  Bezug  darauf 
unter  Lebenden  verpflichten  und  letztwillig  darüber  verfügen,  wie  eine 
Einzelfrau  (feme  sole).  Sie  kann  ohne  Zuziehung  des  Mannes  klagen 
und  verklagt  werden.  Jeder  Vertrag,  welchen  die  PYau  selbständig  ab- 
schliesst,  begrtlndet  die  Vermuthung,  dass  er  in  Bezuft-  auf  das  Sondergiit 
geschlossen  ist,  auch  wenn  die  Frau  zur  Zeit  des  Abschlusses  nicht  im 
Besitze  von  Sondergut  war.  Eine  grossjährige  Ehefrau  kann  selbständig 
auch  über  ihr  gehörige  Grundstücke  verfügen.  Sie  bedarf  der  (Tenehmigung 
des  Ehemanns  dazu  nur  dann,  wenn  diesem  durch  besonderen  Vertrag 
für  den  Fall  ihres  Todes  die  Nutzniessung  daran  eingeräumt  ist;-)  sie 
kann  aber  auch  in  diesem  Falle  vom  Richter  zur  selbständigen  Verfügung 
über  das  Grundstück  ermächtigt  werden,  wenn  der  Mann  in  Folge  von 
Geisteskrankheit  an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert  ist.  Zum 
Sondergut  gehört  Alles,  was  die  Ehefi-au  aus  einem  selbständig  be- 
triebenen Geschäfte,  durch  Ausübung  einer  Kunstfertigkeit  oder  aus 
sonstigem  Beruf  erwirbt.  Sie  kann  ihr  Sondergut  auf  ihren  Namen  in 
Banken,  Aktien  u.  s.  w.  anlegen.  Gelder,  welche  nach  dem  1.  Juli  1884 
auf  den  Namen  der  Frau  angelegt  sind,  gelten  als  zum  Sondergute  ge- 
hörig; diese  Vermuthung  kann  dui'ch  Gegenbeweis  entkräftet  werden. 
Betrügliche  Umschreibung  von  Geldern  des  Mannes  auf  den  Namen  der 
Frau  unterliegt  der  Anfechtung  der  Gläubiger.  Die  Ehefrau  haftet  für 
ihre  vorehelichen  Schulden  unbeschränkt;  der  Mann  haftet  dafür  mit 
dem  ihm  durch  Settlement  übertragenen  und  noch  vorhandenen  Frauen- 
vermögen. Alle  Rechte,  welche  der  Mann  durch  etwaigen  Ehevertrag 
an  dem  Frauenvermögen  erlangt  hat,  können  ihm  durch  einstweilige 
Verfügung  (Protection  Ordre)  auf  Antrag  der  Frau  abgesprochen 
werden:  wenn  er  durch  Alimony  Ordre  zur  Unterhaltszahlung  verurtheilt 


1)  Vgl.  im  Uebrigen  unter  „E"  S.  639. 

*)  Sogen,  „tenanoy  by  courtesy  in  real  estate  of  wife",  cap.  165  sect.  9. 
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ist;  wenn  die  Frau  mit  Fug,  z.  B.  wegen  Misshandlung,  vom  Manne  ge- 
trennt lebt;  wenn  der  Mann  geisteskrank  ist;  wenn  er  wegen  strafbarer 
Handlungen  in  Gefangenschaft  ist;  endlich,  wenn  er  die  Ehefrau  verlassen 
hat.  Die  einstweilige  Verfügung  erlangt  Dritten  gegenüber  Wirksamkeit 
durch  Eintragung  in  das  darüber  geführte  Register.  Die  Wiederauf- 
hebung des  Beschlusses  hat  keine  rückwirkende  Kraft;  die  von  der  Ehe- 
frau in  der  Zwischenzeit  vorgenommenen  Verfügungen  bleiben   bestehen. 

Hinsichtlich  der  Kinder  sei  hervorgehoben,  dass  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe  wie  in  England  ausgeschlossen  ist.^) 

E.  Ungttitigkeitserklärang.  —  Das  Gesetz  unterscheidet  zwischen 
Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit,  Nichtig  sind  Ehen  zwischen  Personen, 
welche  in  ehehindemder  Verwandtschaft  stehen.  Anfechtbar  sind  Ehen, 
welche  von  einem  nicht  ermächtigten  Geistlichen  oder  mit  Verletzung 
einer  wesentlichen  Formvorschrift,  z.  B.  ohne  Aufgebot,  Lizenz  oder 
Zeugniss  geschlossen  sind.  Die  Anfechtung  ist  nur  zulässig  innerhalb 
dreier  Jahre;  sie  ist  ferner  ausgeschlossen,  wenn  ein  Theil  stirbt,  nach- 
dem eine  eheliche  Geschlechtsgemeinschaft  stattgefunden  hat  (cap.  1G2 
sect.  30).  Ob  Eheschliessung  vor  Erreichung  des  Mindestalters  Nichtig- 
keit oder  nur  Anfechtbarkeit  zur  Folge  hat,  ist  bestritten.^) 

F.  Ehetrennung  und  Scheidung.  —  Die  Scheidung  ist  nach  dem 
Gesetze  von  Ontario  nicht  zulässig;  ebensowenig  die  Trennung,  doch  ge- 
währen die  zu  Gunsten  von  eheverlassenen  Frauen  ergangenen  Vor- 
schriften (oben  unter  D)  einigen  Ersatz  für  diesen  Mangel.^) 

b)  Quebec. 

A.  Einleitung,  Quellen.  —  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  von  Quebec 
(Code  civil  du  Bas  Canada),  29Vict.  cap.  41  von  1865  enthält  das 
Civilrecht.  Amtliche  Ausgabe  in  englischer  und  französischer  Sprache, 
synoptisch  gedruckt,  Ottava,  Malcolm  Camer on  1866;  neuere  Ausgabe: 
Civil  Code  of  Lower  Canada  by  William  Prescott  Sharp,  2  Bände, 
Montreal  1889.  Es  giebt  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des  fran- 
zösischen Code  civil  wieder.  Die  übrigen  Gesetze  sind  gesammelt  zuletzt 
erschienen  als:  Revised  Statutes  of  the  Province  of  Quebec  1888, 
2  Bände  und  Supplement  Band  1889;  ausserdem  einzeln  veröffentlicht: 
Acts  of  Parliament,  alljährlich  ein  Band. 

Das  Eherecht  befindet  sich  in  den  Titeln  III  bis  VI  des  Gesetz- 
buches. Neuere  einschlägige  Gesetze  sind:  das  (an  die  Stelle  von 
sect.  19,  20  cap.  20  der  Rev.  Stat.  getretene)  Gesetz  vom  21.  Dezember 


1)  Cap.  840  sect.  1;  vgl.  20  Henry  IIl,  Statutes  of  Merton,  cap.  9,  von  1235 
Statutes  at  Large  Bd.  1  S.  19. 

«)  Vgl.  unten  Quebec  S.  644. 

')  Vgl.  aber  oben  Canada  S.  632.  Das  Wort  Ehescheidung  (Divoree)  kommt  im 
Oesetzbuch  von  Ontario  nur  einmal  vor,  cap.  137  sect.  2,  wo  gelegentlich  der  Auf- 
bewahrung von  Dokumenten  durch  den  Standesbeamten  auch  Ehescheidungsurtheile 
erwähnt  sind;  gemeint  sind  hier  offenbar  im  Ausland  ergangene  Urtheile. 
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1895,  69  Vict.  cap.  39  (Statutes  1895  S.  196),  betreffend  die  Ehe-,  Tanf- 
uüd  Begräbnissregister;  das  Gesetz  vom  26.  März  1902,  2  Edw.  VII  cap.  38 
(Statutes  1902  S.  74),  betreffend  die  Verhältnisse  verheiratheter  Handels- 
frauen. 

Die  in  der  zweiten  Hälfte  jedes  Statutenbandes  befindlichen  Spezial- 
gesetze (Private  Acts)  bilden  eine  werthvoUe  QueUe  für  die  Aus- 
legung des  Civilrechts;  insbesondere  sind  diejenigen  Gesetze  zu  beachten, 
durch  welche  einzelne  Ehen,  die  an  sich  nichtig  wäi-en,  für  gültig  erklärt 
werden.*) 

B.  Das  Terlobniss  hat  mangels  gesetzlicher  Bestimmungen  keine 
rechtliche  Wirkung,^  begründet  insbesondere  auch  kein  Recht  zum  Ein- 
spruch gegen  die  Eingehung  einer  anderweitigen  Ehe. 

C.  Ehesehliessnng.  —  Die  allgemeine  unbeschränkte  Geschäftsfähig- 
keit tritt  mit  Vollendung  des  21.  (C.  C.  Art.  246,  324),  die  Ehemündig- 
keit für  Männer  mit  vollendetem  14.,  für  Frauen  mit  vollendetem 
12.  Lebensjahre  ein  (C.  C.  Art.  115).  Impotente  Personen  können  keine 
gültige  Ehe  eingehen  (C.  C.  Art.  117,  vgl  femer  unten  zu  E).  —  Minder- 
jährige bedürfen  zur  Eingehung  der  Ehe  der  Einwilligung  beider 
Eltern,  bei  Uneinigkeit  entscheidet  der  Vater.  Im  Falle  des  Todes  eines 
Eltemtheiles  genügt  die  Einwilligung  des  anderen;  sind  beide  Eltern  tot 
so  ist  die  Genehmigung  des  Vormundes  oder  im  Falle  vorher  erfolgter 
Emanzipation  die  des  Pflegers  einzuholen,  vorher  aber  ein  Familienrath  zu 
hören.  Uneheliche  Kinder  bedürfen  während  der  Minderjährigkeit  zur 
Eheschliessung  der  Einwilligung  eines  besonders  dazu  bestellten  Vor- 
munds (C.  C.  Art.  119  bis  123). 

Eine  Ehe  kann  nur  durch  Willenseinigung  beider  Verlobten  zu 
Stande  kommen.  Personen,  die  wegen  Geisteskrankheit  entmündigt  sind, 
dürfen  nicht  getraut  werden.*) 

Verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  in 
auf-  und  absteigender  Linie,  gleichgültig,  ob  die  Verwandtschaft  dnrcli 
eheliche  oder  uneheliche  Zeugung  begründet  ist;  femer  zwischen  Ge- 
schwistern und  zwischen  Verschwägerten  zweiten  Seitengrades,  soweit 
das  Verbot  nicht  mit  der  canadischen  Deceased  Wifes  Sister  Bül  (oben 
S.  632)  im  Widerspruch  steht;  insbesondere  also  die  Ehe  einer  Frau 
mit  dem  Bruder  des  verstorbenen  Mannes.*)  Endlich  ist  die  Ehe  ver- 
boten zwischen  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffe,  auch  hier  unbe- 


*)  Vgl.  unten  zu  E. 

«)  Vgl.  Frankreich  Seite  266. 

*)  Wegen  Widerspruchs  gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  eines  nicht  ent- 
mündigten Geisteskranken  siehe  unten  S.  642. 

♦)  Die  Heirath  mit  der  Schwester  der  yeratorbenen  Frau  war  auch  in  Quebec 
durch  G.  G.  Art.  125  bis  zur  Aufhebung  durch  das  oben  genannte  canadische  GeaeU 
▼erboten.  In  zwei  Einzelfällen  waren  derartige  Ehen,  welche  an  sich  trotz  des  tod 
den  kirchlichen  Behörden  ertheilten  Dispenses  nach  dem  Recht  von  Quebec  als  un- 
gültig angesehen  werden  mussten,  durch  Spezialgesetze  für  gültig  erklart  worden: 
fiaracca  56  Vict.  c.  97  Stat.  1898  pag.  414,  und  Pratt  67  Vict.  c.  100  Stat.  1894 
pag.  411. 
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schadet  des  canadischen  Gesetzes.  Neben  diesen  Eheverboten,  von  denen 
nicht  dispensirt  werden  kann,  erkennt  das  Gesetz  ansdrücklich  audi  alle 
weiteren  verwandtschaftlichen  Ehehindermsse  an,  welche  nach  der  Eeligion 
der  betreffenden  Personen  bestehen;  insoweit  ist  aber  den  kirchlichen 
Behörden  das  nach  kirchlichem  Rechte  geltende  Dispensationsredit  vor- 
behalten (C.  C.  127;  wegen  der  Wiederverheirathnng  Geschiedener  siehe 
oben  Ganada  Seite  635). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ansschliessUch  die  kirchliche. 
E^rmächtigt  zur  Trannng  sind  alle  Priester  und  kiixhlichen  Beamten, 
denen  gesetzlich  das  Becht  übertragen  ist,  Civilstandsregister  zu  führen; 
sie  sind  auch  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  verpflichtet,  soweit 
solche  nicht  durch  ihre  Beligion  verboten  sind  (C.  C.  129  und  36  Vict.  c  3). 
In  der  Regel  soll  der  Eheschliessung  ein  Aufgebot  an  drei  Sonn-  oder 
Feiertagen  in  denjenigen  Kirchen  voraufgehen,  in  deren  Sprengel  die 
Yerlobten  innerhalb  der  letzten  sechs  Monate  ihren  Wohnsitz  hatten, 
femer  bei  Minderjährigen  in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen  die  Zu- 
stimmungsb^echtigten  ihren  Wohnsitz  haben.  Die  Prediger  haben  über 
den  Erlass  des  Aufgebots  ein  Zeugniss  auszustellen,  das  vor  der  Trauung 
vorzulegen  ist.  War  der  letzte  Wohnsitz  der  Verlobten  oder  eines  der- 
selben ausserhalb  Quebecs  belegen  und  ist  dort  ein  kirchliches  Aufgebot 
nicht  erfolgt,  so  darf  trotzdem  die  Trauung  vorgmommen  werden,  sofern 
dem  trauenden  Prediger  kein  Ehehindemiss  bekannt  ist  (G.  C.  67  ff., 
130ff.).  Von  dem  Aufgebote  kann  durch  Lizenz  dispensirt  werdm. 
Das  Recht  zur  Ertheilung  steht  in  der  Regel  den  Geistlichen,  für 
Protestanten  aber  ausschliesslich  den  vom  Gouvernement  dazu  bestellten 
Beamten  des  Provinzial-Seki*etariats  zu;  Novelle  zu  C.  G.  Art.  69  durch 
sect.  1206  ff.  der  Rev.  Stat*)  Der  Antrag  dai*auf  muss  von  2  in  Quebec 
ansässigen  Hausbesitzern  unterstützt  werden.') 

Die  Eheschliessung  muss  spätestens  innerhalb  eines  Jahres  nach 
dem  Aufgebot  erfolgen.  Sie  soU  in  der  Regel  in  dem  Bezirke  vorge- 
nommen werden,  in  welchem  ein  Theil  seit  sechs  Monaten  ansässig  ist; 
^olgt  sie  in  einem  anderen  Bezirke,  so  ist  dem  trauenden  Geistlichen 
genaueste  Prüfung  der  Identität  der  Personen  zur  Pflicht  gemacht.  Bei 
der  Trauung  ist  eine  Urkunde  aufzunehmen,  welche  von  dem  Geistlichen, 
den  Parteien  und  mindestens  zwei  Zeugen  zu  unterzeichnen  ist  und  in 
welcher  die  Personalien  der  Eheschliessenden,  sowie  alle  Einzelheiten 
der  Eheschliessung  (Aufgebot,  Lizenz,  elterliche  Genehmigung  etc.)  an- 
zugeben sind. 

Die  Eheschliessung  wird  verhindert  durch  einen  zwischen  Erlass 
des  Aui^ebots  und  dem  Trauungstermin  erhobenen  gültigen  Wider- 
spruch (Opposition  to  marriage).  Ermächtigt  hierzu  sind  nach  G.  G. 
Art.  136 ff.:    soweit   einer  der  Verlobten  noch   gültig  verheirathet  ist, 

^)  A.  a.  0.  I  Seite  846. 

^  Für  die  Gewährung  einer  solchen  Lizenz  sind  8  Dollar  zu  zahlen,  von  denen 
^  «lem  betreffenden  Beamten,  6  dem  Provinzialfiskus  zufliessen,  welcher  diese  Summe 
za  Gunsten  protestantischer  Schulen  zu  verwenden  hat. 
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dessen  Ehegatte;^)  in  Bezug  auf  Minderjährige  der  Vater,  event.  die 
Matter,  der  Vormund,  der  Pfleger;  ist  ffir  elternlose  Minderjährige  die 
Zustimmung  durch  den  Vormund  oder  Pfleger  ohne  die  erforderliche 
Berufung  des  Familienraths  ertheilt,  so  können  die  Grosseltem,  sowie 
die  Seitenyerwandten  bis  zum  vierten  Grade  gegen  die  Eheschliessung 
Widerspruch  erheben,  sofern  einer  der  Verlobten  geisteskrank  ist ;  gegen 
die  Eheschliessong  eines  grossjährigen,  nicht  entmündigten  Geisteskranken 
können  die  Eltern  oder  nächsten  lebenden  gi*ossjährigen  Verwandten, 
soweit  sie  das  Recht  haben,  zu  einem  Familienrathe  zugezogen  zu  werden, 
Widerspruch  erheben.  —  Sofern  der  Widerspruch  hiernach  auf  Geistes- 
krankheit eines  Verlobten  gegründet  wird,  haben  die  Widersprechenden 
unverzüglich  die  Entmündigung  zu  beantragen. 

Ueber  die  Rechtmässigkeit  des  Widerspruchs  entscheidet  das  Gre- 
richt  I.  Instanz,  bei  welchem  derjenige,  gegen  dessen  Eheschliessung 
der  Widerspruch  erhoben  ist,  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  oder 
das  Gericht  des  Ortes,  an  welchem  die  Eheschliessung  stattfinden  soUte. 
Wird  der  Widerspruch  zurückgewiesen,  so  haben  die  Widersprechenden, 
mit  Ausnahme  der  Eltern  des  Verlobten,  die  Kosten  zu  tragen. 

D.  Die  Wirkungen  der  Ehe  sind  fast  vollkommen  gemäss  dem 
fi*anzösischen  code  civil  geregelt.  Die  Eheleute  sind  einander  zur  Treue 
und  zu  wechselseitigem  Beistand  verpflichtet;  der  Mann  hat  die  Frau  zu 
schützen,  die  Frau  ihm  zu  folgen.  Sie  kann  in  der  Regel  ohne  seine 
Genehmigung  weder  Verpflichtungen  eingehen  noch  vor  Gericht  auftreten. 
Vgl.  im  Uebrigen  „Frankreich"  S.  274f|[.«) 

Das  gesetzliche  Güterrecht  ist  die  Gütergemeinschaft  des  fran- 
zösischen Code  civil,  ^  sie  umfasst  das  gesammte  Vermögen  beider  Ehe- 
gatten mit  Ausnahme  der  eingebrachten  oder  während  der  Ehe  durch 
Erbfall  und  Schenkung  erworbenen  Immobilien.  Die  Verwaltung  des 
gemeinschaftlichen  Gutes  steht  dem  Manne  zu,  der  darüber  ohne  Ge- 
nehmigung der  Frau  verfügen  darf;*)  er  hat  auch  die  Verwaltung  des 
Frauensonderguts,  dai*f  aber  dazu  gehörende  Immobilien  nicht  ohne  Ein- 
willigung der  Frau  verkaufen.  Testamentarisch  kann  jeder  Ehegatte 
über  den  ihm  an  der  Gemeinschaft  zustehenden  Theil  verfügen.    Die 

')  Ein  frülieres  Yerlöbniss  berechtigt  nicht  zum  Widerspruch  gegen  die  beab- 
sichtigte £heschliessang. 

')  Die  Bestimmungen  des  code  civil  du  Bas  Ganada,  Gap.  5  §§  173-  -184  ent- 
sprechen den  Artikeln  212 — 226  des  französischen.  Folgende  für  Ganada  ergangene 
Entscheidungen  seien  erwähnt:  Der  Mann  haftet  nicht  für  die  Kosten  eines  besonderen 
Haushalts  der  Frau  (Morkill  ▼.  Jackson,  14  Lower  Ganada  Reports  S.  181).  Er  haftet 
für  den  Unterhalt  seiner  Frau,  einschliesslich  der  Kurkosten,  auch  nach  Auflösung  der 
Gütergemeinschaft  (d'Orsonnens  y.  Ghristin,  7  Legal  News  S.  338).  Die  Frau  kann 
vor  Gericht  als  Beklagte  ohne  Beistand  des  Hannes  auftreten,  wenn  dieser  mitverklagt 
ist,  aber  nicht  erscheint  (1  Quebec  Law  Reports  S.  351),  ebenso  wenn  er  sie  verklagt 
(Lussier  v.  Orchambault,  2  Lower  Ganada  Jurist  S.  63). 

*)  Die  Yermuthung  spricht  für  den  gesetzlichen  Güterstand.  2  Revue  de  Legis- 
lation Quebec  S.  78. 

*)  G.  G.  §  1292.  Ansprüche  an  das  gemeinschaftliche  Gut  können  nur  gegen  den 
Mann  geltend  gemacht  werden  (1  Quebec  Law  Reports  S.  152). 
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Gremeinschaft  erlischt  (§  1310)  dnrch  den  natürlichen  sowie  durch  den 
bürgerlichen  Tod  eines  Ehegatten,  durch  gerichtliche  Trennung,  durch 
richterlichen  Ausspruch  der  Gütertrennung,  endlich  auch  im  Falle  der 
Verschollenheit  eines  Ehegatten.  Die  Gütertrennung  wird  auf  Klage  der 
Frau  durch  das  Gericht  ihres  Wohnsitzes  ausgesprochen,  wenn  ihre 
Interessen  gefährdet  sind  und  das  Vermögen  des  Mannes  nicht  ausreicht, 
ihr  Deckung  zu  gewähren.^)  Dritten  gegenüber  erlangt  der  Ausspruch 
der  Gütertrennung  erst  durch  die  von  Amtswegen  zu  bewirkende  Ein- 
tragung in  das  Güterrechtsregister  Wirksamkeit.  Die  Gütertrennung, 
welche  vertraglich  während  der  Ehe  nicht  eingeführt  werden  darf,  kann 
nur  von  der  Frau  selbst,  niemals  von  ihren  Gläubigem  verlangt  werden.*) 
Benachtheiligte  Gläubiger  des  Ehemannes  können  sie  anfechten.^) 

Durch  Eheverträge  kann  das  Güterrecht  abgeändert  werden;  es 
herrscht  dabei  grössere  Freiheit  als  in  Frankreich,  da  auch  gewisse 
Vereinbarungen  getroffen  werden  können,  die  in  anderen  Vei-trägen  (in 
Frankreich  auch  in  Eheverträgen)  nichtig  wären,  wie  Schenkungen 
künftiger  Güter,  Verzichte  auf  Erbfolge,  Erbeinsetzungen  und  andere 
Bestimmungen  für  den  TodesfaU.*)  Ungültig  sind  nur  Vereinbarungen, 
welche  den  guten  Sitten  widersprechen,  und  Verzichte  auf  höchst  persön- 
liche Rechte,  die  sich  aus  der  ehemännlichen  oder  väterlichen  Gewalt 
ergeben.  Alle  Eheverträge  müssen  in  notarieller  Form  vor  der  Ehe 
geschlossen  sein;  nach  Abschluss  der  Ehe  können  ihre  Bestimmungen 
nicht  verändert  werden. 

Das  Gesetz  sieht  nach  französischem  Muster  einige  vertragliche 
Güterrechtssysteme  vor,  wie  die  clause  de  rfealisation,  d'ameublisse- 
ment  etc.*)  Auf  englischem  Einfluss  beruht  die  Einführung  des  Leib- 
gedinges  (dower)  in  das  Gesetzbuch  (§§  1426 — 1471).  Als  solches  be- 
zeichnet das  Gesetz  den  gesetzlichen  Niessbrauch  der  Frau  an  dem  nach 
dem  Tode  des  Mannes  den  Kindern  zufallenden  Gemeinschaftsantheil  oder 
diejenigen  Zuwendungen,  welche  ihr  an  Stelle  dieses  Niessbrauches  im 
Khevertrag  zugesichert  werden.  Auch  kann  ihr  im  Ehevertrag  das 
Wahlrecht  zwischen  dem  Niessbrauch  und  den  etwaigen  anderen  Ver- 
mögensvortheilen  gelassen  oder  beides  neben  einander  gewährt  werden. 

Hinsichtlich  der  Kinder  decken  sich  die  Bestimmungen  im 
Wesentlichen  mit  den  französischen.*)  Als  ehelich  gelten:  die  zwischen 
dem  180.  Tage  nach  Eingehung  der  Ehe  und  dem  300.  Tage  nach  deren 


0  C.  c.  §  1311;  vgl.  franz.  c.  c.  Ai-t.  1443. 

^  C.  c.  §  1315;  vgl.  franz.  c.  c.  Art.  144«. 

8)  Vgl.  im  Uebrigen  „Frankreich"  S.  278 fiF.  Die  §§  1270—1378  des  0.  C.  B.  C. 
entsprechen  den  Artikeln  1399 — 1496  des  französischen  c.  c. 

*)  C.  c.  Tit.  IV  §  1257  AT.,  im  Gegensatze  zum  franz.  c.  c.  Art.  1389. 

*)  C.  c.  §§  1385—1412,  vgl.  „Frankreich"  S.  281  ff.,  franz.  c.  c.  Art.  1500—1539. 
Nicht  erwähnt  ist  im  canadischen  Gesetzbuch  die  in  Frankreich  gerade  sehr  häufige 
Errungenschaftsgemeiuschaft.  Im  Uebrigen  entsprechen  die  §§  1257 — 1269  des  cana- 
dischen den  Artikeln  1387 — 1398  des  französischen  c.  c. 

•)  Siehe  „Frankreich"  S.  283ff.  C.  c.  Lower  Canada  §§  165—246  und  franz. 
c.  c.  Art.  312—330  und  371—387. 
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AoflGsimg  geborenen  Kinder,  ferner  die  in  den  ersten  180  Tagen  ge- 
borenen, sofern  die  Ehelichkeit  vom  Vater  nicht  angefochten  wird,  endlich 
die  legitimirten,  d.  h.  die  vor  der  Ehe  geborenen,  gemeinschaftlichen 
lind  als  solche  anerkannten  Kinder  beider  Ehegatten,  sofern  sie  nicht  in 
Blutschande  oder  im  Ehebruch  erzeugt  sind  (c.  c.  §§  218  ff.). 

E.  Ungflltigkeitserkl&rang.^)  —  Das  Gesetz  braucht  für  die  Un- 
gültigkeit von  Ehen  allgemein  den  Ausdruck  „Nichtigkeit"  (nullit6).  Es 
unterscheidet  jedoch  zwischen  der  ohne  Weiteres  eintretenden  absoluten 
Nichtigkeit  und  derjenigen  Nichtigkeit,  welche  nur  von  einzelnen 
Personen  im  Klagewege  geltend  gemacht  werden  kann  (Anfechtbar- 
keit). 

Nichtig  sind  E^en  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  inner- 
halb der  civilrechtlich  verbotenen  Grade.  Diese  Nichtigkeit  kann  sowohl 
von  den  Parteien,  als  von  jedem  daran  interessirten  Dritten  und  zu  jeder 
Zeit  geltend  gemacht  werden.*)  Nichtig  ist  femer  die  Ehe  von  Personen, 
welche  das  Alter  der  Ehemündigkeit  nicht  erreicht  haben.  Solche  Ehen 
erlangen  aber  nachträgliche  Gültigkeit,  wenn  6  Monate  seit  Erreichung 
der  Ehemündigkeit  vttrstrichen  sind,  ohne  dass  eine  Anfechtung  der  Ehe 
erfolgt  ist,  sowie  dann,  wenn  die  Frau  schwanger  wird. 

Anfechtbar  sind: 

1.  Ehen,  welche  nicht  durch  die  auf  freier  Willensbestimmung  be- 
ruhende Einigung  der  Parteien  zu  Stande  gekommen  sind.  Anfechtongs- 
berechtigt  ist  nur  derjenige  Theil,  dessen  Willensbestimmung  nicht  frei 
war  oder,  bei  Irrthum  über  die  Person,  der  getäuschte  Theil.  Das  An- 
fechtungsrecht erlischt,  wenn  es  nicht  innerhalb  6  Monaten  nach  Wieder- 
eriangung  freier  Willensbestimmung  oder  Entdeckung  des  Lrthums  aus- 
geübt wird; 

2.  Ehen,  welche  ohne  die  erforderliche  Zustimmung  der  Eltern  oder 
Vormünder  oder  des  Familienraths  abgeschlossen  sind.  Anfechtungs- 
berechtigt sind  nur  diejenigen  Personen,  deren  Zustimmung  fibergangen 
ist;  das  Anfechtungsrecht  erlischt  6  Monate,  nachdem  der  Berechtigte 
Kenntniss  von  der  Eheschliessung  erlangt  hat,  und  femer  wenn  er  nach- 
träglich seine  Genehmigung  zu  eiicennen  gegeben  hat; 

3.  Ehen,  welche  nicht  öffentlich  oder  nicht  in  Gegenwart  eines 
zuständigen  Beamten  (Geistlichen)  abgeschlossen  sind.^  Anfechtungs- 
berechtigt sind  die  Parteien  und  alle,  welche  ein  Interesse  daran  haben;*) 

4.  Ehen,  bei  denen  ein  Theil  zur  Zeit  der  Eheschliessung  geschlecht- 

')  C.  c.  §§  148—164;  vgl.  franz.  code  Art.  180—202. 

*)  Durch  Spezialgesetze  wurden  für  gültig  erklärt  die  Ehen  Mongenais,  zwischen 
Onkel  und  Nichte  nach  erlangtem  päpstlichen  Dispense  (52  Vict.  108;  Acts  1889  S.  461)« 
Burassa  zwischen  Wittwe  und  Bruder  des  verstorbenen  Mannes  (56Yiot.  c.  97,  Acts 
1893  S.  414)  nnd  Pratt  wie  im  vorigen  Falle  (57  Vict.  c.  100,  Acts  1894  S.  411). 

^  Z.  B.  Ehen  zwischen  Katholiken,  wenn  ein  protestantischer  Geistlicher  die 
Trairang  vorgenommen  hat.    Vgl.  Parlamentsbericht  S.  65. 

*)  Ueber  das  Interesse  vgl.  „Prankreich"  S.  286. 
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lieh  unvermögend  war.    Anfechtongsberechtigt  ist  nur  der  andere  Theü; 
das  Anfechtungsrecht  erlischt  nach  3  Jahren.^) 

Die  Wirkungen  der  Nichtigkeitserklärung  bestehen  darin,  dass 
die  persönliche  und  vermögensrechtliche  Gremeinschaft  aufhört  und  die 
Kinder  als  uneheliche  betrachtet  werden.  Ausnahmen  bestehen  für  die 
Putativehe.*) 

F.  Trennung  der  Gatten.  —  Nach  §  185  des  Gesetzbuchs  kann 
(im  Gegensatze  zum  französischen  Rechte)  die  Ehe  dem  Bande  nach  nur 
durch  den  Tod  eines  Theiles  gelöst  werden.  Die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ist  auf  Antrag  eines  Theiles  auszusprechen  (c.  c.  §§  187 — 191): 

1.  wegen  Ehebruchs  des  anderen  Theiles;  auf  Antrag  der  Frau  aber 
nur  dann,  wenn  der  Ehemann  seine  Konkubine  in  die  eheliche  Wohnung 
gebracht  hat; 

2.  wegen  Misshandlung  oder  schwerer  Beleidigung;  die  Würdigung 
der  Schwere  einer  zur  Trennung  ausreichenden  Misshandlung  oder  Be- 
leidigung ist  dem  Ermessen  des  Richters  überlassen,  der  dabei  die  Lebens- 
verhältnisse der  Parteien  zu  berücksichtigen  hat; 

3.  auf  Antrag  der  Frau  wegen  der  Weigerung  des  Mannes,  sie  auf- 
zunehmen und  ihr  standesgemässen  Unterhalt  zu  gewähren. 

Auf  Grund  gegenseitiger  Uebereinkunft  soll  Trennung  nicht  aus- 
gesprochen werden. 

Wirkungen  der  Trennung  (C.  C.  §§  206 — 217).  Das  Trennungs- 
urtheü  befreit  die  Eheleute  von  der  gegenseitigen  Verpflichtung  des 
Zusammenlebens  und  löst  die  eheliche  Gütergemeinschaft.  Die  Frau 
kann  ihre  Mitgift  zurückfordern;  sie  kann  femer  die  Gewährang  der 
ihr  im  Ehevertrage  zugesagten  Vortheile  beanspruchen,^)  es  sei  denn, 
dass  die  Trennung  wegen  ihres  Ehebruchs  erfolgt  und  dies  im  Urtheile 
zum  Ausdruck  gebracht  ist.  Sie  erlangt  die  Fähigkeit,  einen  eigenen 
Wohnsitz  zu  begründen.  Sie  wird  prozessfähig  und  in  Bezug  auf  das 
ihrer  Verwaltung  unterstehende  bewegliche  Vermögen  auch  vertrags- 
fähig; dagegen  bedarf  sie  zur  Verfügung  über  ihre  Immobilien  der 
Genehmigung  des  Mannes,  die  im  Weigerungsfalle  vom  Gericht  ersetzt 
werden  kann  (C.  C.  §  210,  in  der  Form  der  Novelle  39  Vict.  c.  24). 
Der  für  schuldig  erklärte  Ehemann  verliert  in  allen  Fällen  die  ihm 
durch  Ehevertrag  zugesicherten  Vortheile.  Derjenige  Gatte,  welcher 
nicht  im  Stande  ist,  sich  selbst  zu  eruähi^en,  kann  von  dem  anderen 
standesgemässen  Unterhalt  verlangen,  dessen  Höhe  vom  Gericht  bestimmt 
wird.  Die  Erziehung  der  Kinder  steht  in  der  Regel  dem  unschuldigen 
Theile  zu,  sofern  nicht  das  Gericht  nach  Anhörung  des  Familienrathes 
andere  Bestimmungen  trifft.  Unabhängig  davon  sind  beide  Ehegatten 
auch  nach  der  Trennung  verpflichtet,  nach  Kräften  zu  den  Kosten  des 


^)  Vgl.  Parlamentsbericht  Canada  S.  64. 

«)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  „Prankreich«  S.  287;  die  §§  168,  164  c.  c.  stimmen 
mit  den  Art  901,  209  des  franz.  c.  c.  überein. 

")  Aber  nicht  den  gütergemeinschaftlichen  Antheil  am  Vermögen  des  Mannes. 
L'heureuz  y.  Boisin,  7  Quebec  Law  Reports  S.  S20. 
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Unterhalts  und  der  Erziehung  der  Kinder  beizutragen.  Die  getrennten 
Eheleute  können  sich  jederzeit  wieder  vereinigen.  Durch  die  tatsäch- 
liche Vereinigung  erlöschen  die  Wirkungen  des  Trennungsurtheils.  Der 
frühere  Giiterzustand  tritt  wieder  in  Kraft. 

G.  Das  Terfahren  in  Ehesachen  ist  durch  den  Code  Civil  §§  192 
bis  205  und  den  Code  de  Procedure  civile  vom  9.  Januar  1897  (60  Vict. 
c.  48)  geregelt.  Die  Trennungsklage  ist  bei  dem  Distriktsgerichte  des 
Wohnsitzes  der  Eheleute  anzubringen.  Es  findet  das  ordentlishe  Ver- 
fahren mit  der  Ausnahme  Anwendung,  dass  auch  zugestandene  Partei- 
behauptungen zu  beweisen  sind.  Die  Frau  bedarf  zur  Verfolgung  ihrer 
Eeclite  einer  besonderen  richterlichen  Ennächtigung,  vor  Gericht  aufzu- 
treten und  getrennt  vom  Manne  zu  wohnen.  Sie  kann  während  des 
Verfahrens  angemessene  Alimente  verlangen*)  und  in  Höhe  des  ihr 
voraussichtlich  zufallenden  Gemeinschaftsantheils  Arrest  in  das  Gemein- 
schaftsvermögen ausbringen.  Alle  Verpflichtungen,  welche  der  Ehemann 
in  Bezug  auf  das  gemeinschaftliche  Vermögen  eingeht,  nachdem  der 
Ermächtigungsbeschluss  ergangen  ist,  können,  soweit  sie  zum  Nachtheile 
der  Frau  erfolgt  sind,  für  ungültig  erklärt  werden.  Die  Sorge  für  die 
Kinder  ist  während  des  Prozesses  dem  Manne  überlassen,  sofern  nicht 
das  Gericht  durch  einstweilige  Vei-fügung  anderweite  Bestimmungen  trifft. 

Eine  während  des  Prozesses  erfolgende  Versöhnung  der  Parteien 
hat  die  Abweisung  der  Klage  zur  Folge. 

c)  Neuschottland. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1714  im  Frieden 
zu  Utrecht  von  Frankreich  an  England  abgetreten;  es  wird  aber  trotz- 
dem subsidiär,  wie  in  englischen  Ansiedelungen,  das  englische  gemeine 
Eecht  zur  Anwendung  gebracht.^) 

Die  Revised  Statutes  of  Nova  Scotia,  1900  Halifax,  Mc  Alpine 
Publishing  Comp.  Ltd.,  enthalten  eine  nahezu  vollständige  Kodifikation 
des  in  der  Provinz  geltenden  Rechts.  Die  einschlägigen  Bestimmungen 
finden  sich  in  dem  das  Familienrecht  behandelnden  Titel  17  (Rev.  Stat. 
S.  220 ff.)  und  zwar  in  Kap.  111  Eheschliessung,  Kap.  112  Ehegüter- 
recht, Kap.  113  Verti'äge  über  Grundstücke  von  Ehefrauen,  femer  in 
dem  die  öffentliche  Wohlfahrtspfiege  behandelnden  Titel  6  Kap.  51  über 
den  Unterhalt  unehelicher  Kinder.  Das  Ehescheidungsrecht  ist  dwch 
das  Gesetz  1866  Kap.  13,  betreffend  den  Gerichtshof  für  Scheidungen, 
geregelt  (Rev.  Stat.  1900  S.  862). 

Literatur:  Gesetzgebung:  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  266.  Ehe- 
recht: Parlamentsbericht  H.  C.  323,  324,  S.  19  (durch  neuere  Gesetz- 
gebung veraltet)  und  S.  59. 


*)  Auch    die   des    Ehebruchs    überführte   Frau.     Sabourin  v.  Fortin,  16  Eevue 
Legale  S.  56. 

•)  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  266. 
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B*  Eheverlobniss*  —  In  E^rmangelung  besonderer  Bestimmungen  gilt 
englisches  Recht  (siehe  oben,  Einleitung  S.  556  und  Grossbrit.  S.  491. 

C.  Eheschliessnng*  —  Die  Ehemündigkeit  beginnt  (nach  eng- 
lischem Rechte)  für  Männer  mit  vollendetem  vierzehnten,  für  Frauen 
zwölften,  die  Volljährigkeit  mit  vollendetem  21.  Lebensjahre  (Rev.  Stat. 
c.  115  sect.  1).  Minderjährige  bedürfen  der  Zustimmung  des  Vaters, 
event.  der  Mutter  oder  des  Yormimdes;  das  Vorhandensein  dieser  Zu- 
stimmung ist  aber  nui*  bei  Eheschliessungen  nach  Lizenz  zu  prüfen 
(siehe  nachstehend  „Form  der  Eheschliessung").  Hinsichtlich  der  Ehe- 
hindernisse  und  Eheverbote  ist  in  Ermangelung  besonderer  Be- 
stimmungen englisches  Recht  massgebend;  die  Ehe  mit  der  Schwester 
oder  Nichte  der  verstorbenen  Frau  ist  aber  zulässig  (vgl.  „Canada" 
Seite  632).  Die  Geistlichen  sind  zur  Trauung  geschiedener  Personen 
nicht  verpflichtet.^) 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirch- 
liche. Ermächtigt  zur  Vornahme  von  Trauungen  sind  alle  als  solche 
anerkannten  Geistlichen  irgend  einer  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft, 
sowie  die  Beamten  und  Stabsoffiziere  der  Heilsaimee,  sofern  sie  männ- 
lichen Geschlechts  und  in  Canada  ansässig  sind.  Die  Eheschliessung 
erfolgt  stets  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  und  zwar  (Rev.  Stat.  1900 
c.  111  Seite  220)  nach  Aufgebot  oder  Lizenz.  Das  Aufgebot  ist  an 
zwei  aufeinander  folgenden  Sonntagen  in  einer  Kirche  oder  Kapelle  am 
Wohnort  eines  der  beiden  Theile  zu  erlassen.  Jeder  hiernach  zuständige 
Geistliche  ist  zum  Erlasse  des  Aufgebots  verpflichtet,  sofern  die  Heirath 
nicht  nach  dem  Gesetz  oder  nach  den  Bräuchen  seiner  IQrche  unzu- 
lässig ist  (vgl.  auch  C  2).  Die  Lizenz  wird  durch  den  Gouverneur 
oder  in  seinem  Namen  von  einem  dazu  besonders  ermächtigten  Beamten 
auf  Grund  eidesstattlicher  Versicherung  über  das  Alter  der  Parteien  und 
das  Nichtbestehen  von  Ehehindemissen  gewährt.  Minderjährige  haben 
ausserdem  zu  versichern,  dass  die  erforderliche  Genehmigung  der  Eltern 
oder  des  Vormundes  ertheilt  ist.*) 

D.  Die  YFirkungen  der  Ehe  bestimmen  sich,  soweit  es  sich  um  die 
allgemeinen  persönlichen  Verhältnisse  handelt,  im  Wesentlichen  nach  eng- 
lischem Rechte.  Der  Mann  hat  der  Frau  und  den  Kindern  Unterhalt  zu 
gewähi-en.  Zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  kann  er  in  abgekürztem  Ver- 
fahren durch  „alimony  decree"  angehalten  werden  (Rev.  Stat.  1900 
c.  112  sect.  31,  41).    Als  ehelich  gelten  nur  die  in  der  Ehe  geborenen 


0  Hev.  Stat.  1866  c.  13  sect.  17,  in  den  Bev.  Stat.  1900  c.  126  abgedruckt.  Diese 
Bestimmung  bezieht  sich  ihrer  SieUung  nach  nur  auf  Personen,  die  nach  dem  Gesetze 
der  Provinz  von  dem  dortigen  Gerichtshöfe  geschieden  sind.  Dass  die  Geistlichen  auch 
die  Trauung  solcher  Personen  verweigern  können,  deren  Widerverheirathung  dnrch 
canadischen  Parlamentsakt  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt  ist,  dürfte  nicht  anzu- 
nehmen sein;  die  Frage  kann  bei  Personen,  die  früher  in  einer  anderen  Provinz  an- 
sässig waren,  praktisch  werden. 

^  Dnrch  sect.  34  a.  a.  0.  sind  alle  vor  dem  19.  April  1884  abgeschlossenen 
Ehen  ohne  Bücksicht  auf  die  beobachteten  Formen  für  gültig  erklärt,  sofern  die  Par- 
teien gutgläubig  waren,  sich  als  Eheleute  betrachteten  und  kein  Ehehindemiss  bestand. 
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oder  erzeugten  Kinder,    üneheliclie  haben  Bedit  auf  Unterhalt  (Rev. 
Stai  1900  c.  51)^  können  aber  nicht  legitinurt  werden. 

Das  Ehegüterrecht  (Rey.  Stat  c.  112)  stimmt  gleichfalls  im 
Wesentlichen  mit  dem  englischen  fiberein.  AUes  was  der  Frau  bei  ESn- 
gehung  der  Ehe  gehört,  sowie  das,  was  sie  nachher,  sei  es  auf  Grund 
letztwilliger  Yerfögung,  sei  es  durch  den  Betrieb  eines  selbständigen 
Geschäfts  oder  durch  Ausfibung  irgend  einer  Kunstfertigkeit  erwirbt, 
wird  ihr  freies  Eigenthum.  Auch  Ehefrauen,  welche  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  (30.  März  1900)  geheirathet  haben,  erwerben  fortan 
freies  Eigenthum,  sofern  der  Erwerbstitel  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  entstanden  ist  Die  Ehefrau  kann  Guthaben  bei  Banken 
haben,  sowie  Gelder  auf  Aktien  anlegen,  soweit  nicht  die  Statuten  der 
betreffenden  Gesellschaften  die  Mitgliedschaft  yerheiratheter  Frauen  aus- 
schliessen.  Gelder,  die  auf  den  Namen  der  Frau  angelegt  sind,  gelten 
als  ihr  freies  Eigenthum,  doch  kann  der  Ehemann  ihm  gehörige  Gelder, 
die  die  Frau  widerrechtlich  angelegt  hat,  ohne  Weiteres  auf  seinen 
Namen  umschreiben  lassen.  Alle  Rechtshandlungen  des  Mannes,  durch 
die  er  seiner  Frau  Eigenthum  an  Stücken  fiberträgt,  auch  wenn  diese 
in  seinem  Besitze  verbleiben,  sowie  die  Anlegung  ehemännlicher  Gelder 
auf  den  Namen  der  Frau  sind  den  Gläubigem  des  Mannes  gegen- 
fiber  unwirksam.  Die  Ehefrau  kann  selbständig  Verträge  abschliessen, 
ohne  ehemännlichen  Beistand  klagen  und  verklagt  werden;  ihre  Ver- 
pflichtungserklämngen  werden  im  Zweifel  auf  ihr  Sondergut  bezogen. 
Die  ehemännliche  Genehmigung  ist  nur  erforderlieh  ffir  Verffigungen 
der  Frau  fiber  Grundeigenthum ;  auch  müssen  derartige  Erklärungen 
nachträglich  in  öffentlich  beglaubigter  Form  von  der  Frau  als  freiwillig 
abgegeben  anerkannt  werden  (Rev.  Stat.  1900  c.  113  sect.  1 — 3).  Im 
Konkurse  des  Mannes  darf  die  Frau  erst  nach  den  anderen  Gläubigem 
befriedigt  werden.  Gewerbetreibende  Ehefrauen  müssen  sich  in  ein  be- 
sonderes Register  eintragen  lassen,  widrigenfalls  das  Geschäft  als  Eigen- 
thum des  Mannes  gilt  und  der  Mann  für  alle  Geschäftsschnlden  mit 
haftet.  Für  voreheliche  Schulden  der  Frau  haftet  der  Mann  mit  dem 
ihm  übereigneten  Frauengute. 

Das  Ehegüterrecht  kann  durch  besondere  Eheverträge  (Settlements) 
geregelt  werden.  Es  herrscht  in  dieser  Beziehung  völlige  Vertragsfreiheit; 
nur  solche  Verfügungen  sind  ungültig,  durch  welche  die  Gläubiger  des 
einen  Theiles  benachtheiligt  werden. 

Ehefrauen,  welche  einen  Beschluss  auf  Unterhaltsgewährang  gegen 
ihren  Mann  erwirkt  haben  oder  befugt  von  ihm  getrennt  leben,  femer 
solche,  deren  Ehemann  in  Strafgefangenschaft  ist,  endlich  Frauen  von 
Trunkenbolden  können  durch  „Protection  Order^^  auch  trotz  etwaigen 
entgegenstehenden  Ehevertrages  zu  selbständigen  Verwalterinnen  ihres 
Vermögens  bestellt  werden.  In  diesem  Falle  gehen  auch  alle  etwaigen 
Rechte  des  Mannes  am  Vermögen  der  Kinder  auf  sie  über  (a.  a.  0. 
seet.  31). 
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E — O.  IJiigttItigkeitgerkl&ning,  Seheidimg  und  Yerfahren.^)  —  In 

Nenschottland  sind  Ungültigkeitserklärung  und  Ehescheidung  in  eigen- 
artiger Weise  verknüpft.  Eingeführt  ist  die  gerichtliche  Lösung  von 
Ehen  durch  das  Gesetz  31  Geo.  III  c.  5  (1791)  betreffend  Eheschliessungen, 
Scheidungen  und  die  Bestrafung  von  Blutschande,  Ehebruch  und  Unzucht.^ 
Das  Gericht  kann  Ehen  für  nicht  bestehend  (null  and  void)  aus  folgen- 
den Gründen  erklären:  wegen  Impotenz,  Ehebruch,  Misshandlung  oder 
wegen  Vorliegens  einer  Verwandtschaft  in  den  durch  Gesetz  32  Henry  VIII 
cap.  38  verbotenen  Graden.*)  Es  handelt  sich  hier  nur  bei  Impotenz  und 
ehehindemder  Verwandtschaft  um  eine  eigentliche  Ungültigkeitserklärung, 
im  Uebrigen  aber  in  Wahrheit  um  eine  Scheidung.  Die  Nichtigkeit  tritt 
in  allen  Fällen  erst  mit  dem  im  Urtheile  besonders  bestimmten  Zeit- 
punkt ein.^) 

Zuständig  ist  als  Ehegerichtshof  in  erster  Instanz  der  Einzel- 
richter (Judge  in  Equity).  Gegen  seine  Entscheidung  steht  den  Parteien 
binnen  2  Wochen  die  Berufung  an  das  Obergericht  (Supreme  Court)  und 
gegen  dessen  ürtheil  an  den  Privy  Council  in  London  zu  (Rev.  Stat.  1866 
cap.  13  sect.  2  und  6;  1886  cap.  49  sect.  2  und  3).  Für  das  Verfahren 
sind  die  Grundsätze  der  englischen  Ehegerichtshöfe  massgebend,  jedoch 
ist  die  Zuziehung  des  Ehebrechers  nicht  angängig,  auch  darf  die  Ehe- 
bruchsfrage niemals  durch  eine  Jury  entschieden  werden.  Das  Gericht 
kann  Bestimmungen  wegen  des  der  Frau  und  den  Kindern  zu  gewähren- 
den Unterhalts  treffen;  es  hat  dabei  die  Erwerbsfähigkeit  des  Mannes, 
sovsie  das  sittliche  Verhalten  beider  Parteien  zu  berücksichtigen.  Auch 
können  Verfügungen  in  Betreff  der  Kindererziehung  erlassen  werden 
(Kev.  Stat.  1866  cap.  13  sect.  7 — 11).  Einen  Ersatz  für  die  fehlende 
richterliche  Trennung  bildet  der  auf  Antrag  der  Frau  zu  gewährende 
„Protection  Order",  auf  Grund  dessen  die  Frau  zum  Getrenntleben  er- 
mächtigt wird  (siehe  oben,  zu  D). 

i)  Neu-Braunschweig. 

A.  Einleitang,  Qaellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  bildete  früher 
einen  Theü  von  Neuschottland,  von  dem  es  erst  1794  abgetrennt  ist. 
Es  gilt  daher  subsidär  auch  hier  das  englische  gemeine  Recht.    Die 


^)  Vgl.  Parlamenisbericht  S.  59. 

*)  Spatere  Abändemngen  durch  cap.  126  der  Hey.  Stat.  dritte  Serie,  dann  cap.  13 
der  Rev.  Stat.  1866,  betitelt:  Court  for  divorce  and  matrimonial  causes,  abgedruckt 
Key.  Stat.  1900  S.  862. 

*)  Vor  1866  galt  als  Nichtigkeitsgrund  auch  das  Vorliegen  eines  früheren  Ehe- 
yersprechens  (Frecontraot). 

*)  Ist  die  Ehe  wegen  Ehebruchs  der  Frau  aufgelöst  oder  ist  sonst  nachgewiesen, 
dass  die  Ehefrau  sieh  eines  ihr  yom  Ehemanne  nicht  yersiehenen  EhelMiichs  schuldig 
gemacht  hat,  so  geht  nach  einer  NoyeUe  yom  80.  März  1900  der  Anspruch  aus  dem 
yom  Manne  zu  ihren  Ghmsten  geschlossenen  LebensyersiehernngByertrag  auf  ihre  Kinder 
über;  sind  keine  Kinder  yorhanden,  so  fallt  die  Versicherungssumme  in  den  Nachläse 
des  Mannes. 
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letzte  Revision  der  Lokalgesetze  ist  1877  erfolgt  (the  Consolidated 
Statutes  of  New  Brunswick,  Frederickstown  1877);  ausserdem  er- 
scheinen die  CTCsetze  amtlich  als  Acts  of  the  Legislative  Assemblee 
of  his  Majestys  province  of  New  Brunswick,  ebenda,  alljährlich  1  Band. 

Das  Eheschliessungsrecht  war  im  Kap.  71  der  ConsoL  Stat  geregelt, 
das  nunmehr  durch  das  1900  erlassene  Gresetz  63  Vict.  cap.  4,  betreffend 
die  Form  der  Eheschliessung  (Acts  1900  S.  31),  ersetzt  ist. 

Literatur:  Joum.  Comp.  Leg.  1897  pag.  266;  Parlamentsbericht 
H.  i\  323,  324  (theilweise  veraltet)  S.  24  und  61. 

B.  Eheverlöbiiiss.  —  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen 
gilt  englisches  Recht  (oben,  Einleitung  S.  556  und  Grossbrit.  S.  491). 

C.  Eheschliessnng.  —  Die  Ehemündigkeit  beginnt  (nach  eng- 
lischem gemeinen  Rechte)  für  Männer  mit  vollendetem  14.,  für  Frauen 
mit  vollendetem  12.,  die  Volljährigkeit  nach  Provinzialrecht  für  Männer 
mit  vollendetem  21.,  für  Frauen  mit  vollendetem  18.  Lebensjahre  oder 
der  etTva  früher  erfolgten  Verheirathung  (Consol.  Stat.  cap.  70  sect.  2 
S.  618).  Personen  unter  18  Jahren  bedürfen  zur  Eheschliessung  der 
Zustimmung  des  Vaters,  eventuell  des  Vormundes.  Der  Nachweis  er- 
theilter  Zustimmung  ist  vor  jeder  Trauung,  also  (im  Gegensatz  zum 
englischen  Recht)  auch  nach  erfolgtem  Aufgebote  zu  führen  (63  Vict. 
cap.  4  sect.  9). 

Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  und  Eheverbote  gilt  englisches 
Recht,  doch  ist  die  Ehe  mit  der  Schwester  und  Schwestertochter  der 
verstorbenen  Frau  zulässig  (siehe  „Canada"  Seite  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirchliche 
'lYauung  durch  einen  der  vom  Provinzial-Sekretär  in  ein  besonderes 
Register  eingetragenen  Geistlichen.  Eintragungsfähig  sind:  die  ordinirten 
und  als  solche  anerkannten  christlichen  Prediger  oder  Religionslehrer 
während  der  Dauer  ihres  Amtes  und  darüber  hinaus,  solange  sie  nur 
voriibergehend  als  überzählig  in  den  Ruhestand  versetzt  sind;  femer  die 
Kommissare  und  Stabsoffiziere  der  Heilsarmee  (63  Vict.  c.  4,  s.  1,  2); 
endlich  die  Rabbiner  einer  Synagoge  während  der  Dauer  ihres  Amtes. ^) 

Der  trauende  Geistliche  muss  in  der  Piovinz  ansässig  sein,  widrigen- 
falls die  von  ihm  abgeschlossenen  Ehen  nichtig  sind.*) 

Die  Eheschliessung  erfolgt  entweder  nach  Aufgebot,  das  in  einer 
Kirche,  in  deren  Sprengel  ein  Theil  wohnt,  an  3  aufeinander  folgenden 


^)  Die  erste  Eintragung  eines  Rabbiners  ist  durch  Gesetz  Tom  22.  Miirz  1901, 
Acts  Seite  24,  zugelassen  worden. 

*)  Durch  Spezialgesetz  von  1896  c.  90  (Acts  Seite  421)  ist  eine  von  einem 
Bostoner  Geistlichen  eingesegnete  Ehe  ausnahmsweise  für  gültig  erklärt  worden.  Femer 
sind  eine  Reihe  von  Spezialgesetzen  ergangen,  um  Ehen  für  galtig  zu  erklären,  welche 
von  einem  nicht  eingetragenen  Geistlichen  vorgenommen  waren,  so  1888  c.  18,  be- 
treffend die  vom  Rev.  William  A.  Holbrook  abgeschlossenen  Ehen.  YgL  femer  die 
Gesetze  zur  Beseitigung  von  Zweifeln  über  Eheschliessungen,  1878  c.  28,  1885  o.  58 
und  1889  c.  19  (siehe  Parlamentsbericht  S.  25).  Endlich  sind  fiir  Grenzstädte  einaelne 
amerikanische  Prediger  durch  Spezialgesetze  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  er- 
mächtigt; 1894  c.  70,  1897  c.  87  und  1902  c.  89. 
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Sonntagen  während  des  Gottesdienstes  zu  erlassen  ist,  oder  auf  Grund 
einer  Lizenz,  welche  von  dem  Pi'ovinzial-Sekretär  oder  von  besonderen 
vom  Gouverneur  dazu  ernannten  Beamten  ertheilt  wird  (63  Vict.  c.  4, 
s.  8 — 12).  Die  Eheschliessung  ist  öffentlich  und  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  nach  dem  Ritus  derjenigen  Religionsgemeinschaft  vorzunehmen, 
zu  welcher  der  trauende  Geistliche  gehört.  Bestimmungen  über  die  Zu- 
ständigkeit fehlen;  die  Trauung  braucht  daher  nicht  in  der  Kirche  zu 
erfolgen,  in  der  das  Aufgebot  erlassen  ist.  Jeder  Geistliche  hat  die 
Eheschliessung  in  das  Kirchenregister  einzutragen  und  gleichzeitig  zu 
dem  Generalregister  davon  Mittheüung  zu  machen.^) 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Der  Ehemann  ist,  wie  nach  englischem 
gemeinem  Rechte,  verpflichtet,  der  Frau  und  den  Kindern  Unterhalt  zu 
gewähren.  Die  Frau  hat  dem  Manne  zu  folgen  und  seinen  Wohnsitz  mit 
ihm  zu  theilen.  Sie  kann  hiervon  auf  Antrag  durch  Beschluss  des  Polizei- 
richters (Protection  Order)  befielt  werden  (Näheres  unten  zu  F).  Legi- 
timation imehelicher  Kinder  ist  nicht  zugelassen. 

Das  Ehegüterrecht  regelt  die  Married  Womens  Property  Act. 
1895  c.  24  in  Anlehnung  an  die  englischen  Gesetze  von  1882  und  1893. 
Was  die  Frau  in  die  Ehe  einbringt  oder  während  der  Ehe,  sei  es  durch 
Erbschaft  oder  durch  Berufsthätigkeit,  erwirbt,  gilt  als  ihr  Sondergut, 
soweit  nicht  durch  besonderen  Ehevertrag  dem  Manne  Rechte  daran 
eingeräumt  werden.  Die  Ehefrau  kann  ihr  Sondergut  in  Aktien  etc. 
auf  ihren  Namen  anlegen ;  die  auf  ihren  Namen  eingetragenen  Vermögens- 
stücke gelten  Dritten  gegenüber  als  ihr  gehörig;  sofern  nicht  das  Eigen- 
thum  des  Mannes  bewiesen  wird.  Die  Frau  kann  sich  in  Bezug  auf  ihr 
Sondergut  verpflichten ;  ihre  Verpflichtungserklärungen  werden  im  Zweifel 
auf  das  Sondergut  bezogen,  auch  wenn  sie  zur  Zeit  der  Erklärung  nicht 
im  Besitze  von  Sondergut  war.*) 

£.  und  F.  Vngfiltigkeitserkianuig,  Scheidung  und  Trennung.  — 
Die  gerichtliche  Lösung  der  Ehen  beruht  wie  in  Neuschottland  auf  dem 
vor  der  Trennung  beider  Pro\dnzen  erlassenen  Gesetz  31  Geo.  lU  c.  5. 
Neuregelungen  auf  derselben  Grundlage  sind  durch  die  Gesetze  23  Vict. 
c.  37  (1860)  und  neuerdings  2  Edw.  VII  c.  19  (1902;  Acts  1902  S.  84) 
erfolgt.  Die  Lösung  der  Ehe  ist  auszusprechen  auf  Grund  von  Impotenz, 
Ehebruch  und  Verwandtschaft  der  Gatten  in  den  durch  das  Gesetz  32 
Henry  VlII  c.  38  verbotenen  Graden.  Im  ersten  und  letzten  Falle  liegt 
thatsächlich  Nichtigkeitserklärung  vor.  Wird  die  Ehe  wegen  Ehebruchs 
gelöst  (also  geschieden),  so  gelten  die  vorher  erzeugten  Kinder  als  ehe« 
liehe.  Auf  Grund  von  Misshandlung  darf  (im  Gegensatz  zu  Neuschott- 
land) nur  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden. 

Die  polizeirichterliche  Trennung  durch  Protection  Order  wird 
der    Frau    auf    Antrag    gewährt,    wenn    ihr    Mann    zur    Unterhalts- 

1)  50  Vict.  c.  6,  Acts  1886  S.  93.  Durch  1  Edw.  Vn  c.  6  vom  22.  Mära  1901 
(Acts  S.  25)  ist  der  Gouvemeiir  ermächtigt,  dieses  Gesetz  im  Yerordnungswege  ausser 
Kraft  zu  setzen. 

')  Im  üebrigen  vgl.  Grossbritannien  Seite  511  ff. 
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gew&hnmg  vemrtheilt,  wenn  er  geisteskrank,^)  wenn  er  in  Gefangen- 
schaft, wenn  er  in  Folge  von  Trunkenheit  ausser  Stande  ist,  den  Unter* 
halt  zu  gewähren,  wenn  er  seit  der  Eheschliessung  ununterbrochen 
ausserhalb  der  Provinz  lebt,  endlich,  wenn  die  Frau  auf  Grund  von 
Misshandlungen  gezwungen  war,  ihn  zu  verlassen.  Der  Beschlnss  ent- 
zieht dem  Manne  alle  Bechte,  die  er  gesetzlich  oder  vertraglich  auf  die 
Einkünfte  seiner  Ehefrau  und  seiner  minderjährigen  Kinder  hat  Die 
Wiederaufhebung  des  Beschlusses  hat  keine  rückwirkende  Kraft  und  die 
inzwischen  ergangenen  Verfügungen  der  Frau  können  vom  Manne  nicht 
angefochten  werden  (63  Vict.  c.  4  s.  20). 

6.  Terfahren  in  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Ehesachen,  d.  h.  für 
Klagen  auf  Scheidung,  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  Unterhaltsgewährung, 
sowie  solche  Klagen,  welche  auf  den  Ehevertrag  gestützt  sind,  ist  der 
besondere  Gerichtshof  für  Ehesachen  (Court  for  divorce  and  matrimonial 
causes),  dem  ein  Richter  des  Obergerichts  vorsitzt  Das  Verfahren  ist, 
soweit  nicht  besondere  Vorschriften  ergangen  sind,  dasselbe,  wie  es  in 
den  geistlichen  Gerichten  Englands  vor  1857  gehandhabt  wurde.^  Die 
Verhandlung  ist  eine  öffentliche,  doch  kann  die  Oeffentlichkeit  nach  Be- 
lieben des  Richters  jederzeit  ausgeschlossen  werden.  Die  Parteien  können 
zum  persönlichen  Erscheinen  angehalten,  durch  Haft  zum  Erscheinen 
gezwungen,  auch  unter  Zeugnisszwang  im  Kreuzverhör  vernommen  werden. 
Auf  Ehebruch  bezügliche  Fragen  brauchen  nicht  beantwortet  zu  werden. 
Zeugen  sind  vor  dem  erkennenden  Gericht  und  nur  in  Ausnahmefällen 
von  dem  ersuchten  Richter  zu  vernehmen.  Das  Gericht  kann  zur  Ent- 
scheidung von  Thatfragen  eine  Jury  zuziehen,  welche  in  der  Regel  ihre 
Sitzung  am  Orte  des  erkennenden  Gerichts  abzuhalten  hat;  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen kann  auch  eine  Jury  nach  einem  anderen  Orte  ein- 
berufen und  ihr  die  Untersuchung  und  Verhandlung  vor  dem  dortigen 
Sheriff  übertragen  werden.  Das  Gericht  hat  das  Recht,  eine  zweite 
Jury  zu  berufen;  gegen  jeden  Beschlnss,  der  die  Zuziehung  einer  neuen 
Jury  anordnet  oder  die  beantragte  Zuziehung  einer  solchen  ablehnt, 
findet  Berufung  an  das  Obergericht  statt  Alle  Verhandlungen  und 
Beweiserhebungen  in  Ehesachen  sind  zu  stenographiren.  Der  Richter, 
welcher  vorher  in  derselben  Sache  einer  Partei  als  Anwalt  gedient 
hatte,  ist  zur  Entscheidung  nicht  unfähig,  aber  verpflichtet,  für  alle 
Thatfragen  eine  Jury  zuziehen.*) 

Gtegen  die  Entscheidung  des  Ehegerichtshofes  geht  die  Berufung  an 
das  Obergericht  und  von  dort  aus  an  den  Privy  Council  in  London. 


*)  Gleichviel,  ob  er  lichte  ZwiBchenräume  hat  oder  nicht. 

«)  ConsoL  Stat.  c.  60  S.  455  nebst  NoveUen  dasa  1  Sdw.  YII  c.  27  (Acts  1901^ 
S.  94)  nnd  2  £dw.  YH  c.  19  (Acts  1902,  S.  S4). 

*)  2  Edw.  yn  c.  19  Beet.  21;  diese  Bestixnmaag  ist  an  SteUe  derjenigen  in 
1  Sdw.  YII  e.  27  sect  2  getreten,  welche  die  Unfähigkeit  solcher  Bichter  aussprach. 
Da  nach  der  englischen  GerichtsTerfassnng  die  fiichter  aas  den  Kreisen  der  Anwälte 
gewählt  werden,  ist  der  Fall,  besonders  in  kleineren  Kolonien,  offenbar  ein  sehr  häufiger. 
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e)  ManitoiML 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Provinz  Manitoba  bildete 
bis  zum  15.  Juli  1870  einen  Theil  der  Nordwest-Territorien  und  wurde 
dann  als  besondere  Kolonie  mit  den  canadischen  Gebieten  vereinigt  In 
Ermangelung  von  Lokalgesetzen  gilt  nach  dem  Gesetze  Manitoba  51  Yict. 
c.  33  von  1880  in  Civilsachen  (Property  and  Civil  Rights)  das  englische 
Eecht  vom  15.  Juli  1870. 

Gesetzsammlung:  The  Eevised  Statutes  of  Manitoba  1891, 
'2  Bände,  Winnipeg,  bei  David  Philipp,  Queens  Printer  1892.  Femer 
einzeln:  Acts  of  the  Legislature  of  the  Province  of  Manitoba,  Winnipeg, 
Franclin  Press,  alljährlich  ein  Doppelband,  enthaltend  die  allgemeine 
Gesetze  und  die  Spezialakte. 

Das  Eherecht  ist  cap.  94  der  Statuten  (Rev.  Stat.  Band  U  S.  10) 
geregelt 

lieber  die  Gesetzgebung  vgl.  Journal  Comp.  Leg.  1897,  p.  266;  über 
Eherecht:  Parlamentsbericht  H.  C.  323/324  S.  32. 

B.  Das  Terlöbniss  gilt  wie  nach  englischem  Eechte  als  ein  civil- 
rechtlicher  Vertrag,  dessen  Verletzung  zum  Schadensersatze  verpflichtet ; 
auch  auf  Grund  der  Verfährung  kann  auf  Schadensersatz  geklagt  werden. 
Zuständig  für  beide  Klagen  sind  die  Bezirksgerichte  (County  Courts; 
Eev.  Stat.  c.  33,  County  Courts  sect.  66,  Bd.  I  S.  264). 

C.  EhesehUessnng.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  vollendetem 
21.  Lebensjahre  (Rev.  Stat  c.  72  sect.  2,  Seite  767);  die  Ehemündig- 
keit (nach  englischem  Recht)  für  Männer  mit  vollendetem  vierzehnten, 
für  Frauen  mit  vollendetem  zwölften  Lebensjahre.  Minderjährige  be- 
dürfen zur  Eingehung  einer  Ehe  der  Genehmigung  des  Vaters,  event 
des  Vormundes  oder  eines  mehrerer  bestellter  Vormünder,  event.  der 
Mutter  (Rev.  Stat.  c.  94  sect.  17).  Bezüglich  der  Ehehindernisse  und 
Eheverbote  gilt  englisches  Recht,  doch  ist  die  Ehe  mit  der  Schwester 
und  Schwestertochter  der  verstorbenen  Frau  zulässig  (siehe  „Canada" 
Seite  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirch- 
liche.^) Ermächtigt  zui*  Trauung  sind  die  ordnungsmässig  bestellten 
Geistlichen  jeder  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft  (Rev.  Stat.  c.  94 
sect.  3),  die  in  Canada  ansässigen  Kommissare  der  HeUsarmee,  endlich 
die  Rabbiner  solcher  Synagogengemeinden,  die  entweder  durch  besondere 
Verordnung  geduldet  sind  oder  auf  Grund  der  Church  Lands  Act  Grund- 
eigenthum  besitzen  (Gesetz  vom  2.  März  1894  sect.  1  ff.,  Acts  1894  S.  44). 
Quäker  und  Anhänger  der  sogenannten  Gemeinschaften  Gottes  oder 
Christi  (Congregations  of  God  or  Christ)  können  gleichfalls  von  ihren 
eigenen  Geistlichen  getraut  werden  (Rev.  Stat.  c.  94  sect.  24). 

Die  Trauung  erfolgt  nach  dem  Ritus  der  betreffenden  Religions- 
gemeinschaft nach  Aufgebot  oder  auf  Grund  einer  Lizenz.  Das  Auf- 
gebot ist  einmal  mündlich  an  einem  Sonntag  während  des  Gottesdienstes 

1)  Vgl.  aber  unten  zu  E  S.  654,  655. 
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in  einer  Kirche  oder  Kapelle  zn  erlassen,  die  ein  Theil  zu  besuchen 
pflegte  oder  in  deren  Sprengel  ein  Theil  seit  15  Tagen  ansässig  war. 
Die  Lizenz  wird  entweder  durch  die  zuständige  kirchliche  Behörde 
oder  durch  die  vom  Landwirthschaftsminister  dazu  besondei*s  bestellten 
Beamten  ertheilt  (Rev.  Stat  c.  94  sect.  5  ff.  und  Novelle  vom  21.  Mai 
1900  c.  26;  Acts  1900  S.  162),  nachdem  einer  der  Verlobten  persönlich 
an  Eidesstatt  versichert  hat,  dass  kein  gesetzliches  Ehehindeniiss  be- 
steht, gegebenen  Falls  auch,  dass  der  erforderliche  elterliche  Konsens 
ertheilt  oder  kein  Konsensberechtigter  vorhanden  ist.  Ermächtigt  zur 
Entgegennahme  der  eidesstattlichen  Versicherung  sind  die  von  dem 
Kirchenoberhaupt  oder  dem  Gouverneur  dazu  besonders  bestellten 
Beamten. 

Für  Ort  und  Zeit  der  Eheschliessungen  sind  keine  besonderen  Be- 
stimmungen erlassen.  Es  ist  insbesondere  nicht  nöthig,  dass  die  Ti*auung, 
wie  in  England,  in  einem  besonders  registrirten  Gebäude  erfolgt.  Die 
erfolgte  Eheschliessung  ist  von  dem  betreffenden  Geistlichen  in  einem 
besonderen  Zeugnisse  zu  bescheinigen  und  im  Kirchenregister  zu  ver- 
merken.*) 

Eine  Civilehe  ist  zwar  grundsätzlich  nicht  zugelassen,  doch  können 
unter  besonderen  Umständen  auch  richterliche  Eheschliessungen  anerkannt 
werden  (unten  zu  E). 

D.  Wlrknngen  der  Ehe.  —  Hinsichtlich  der  allgemeinen  persön- 
lichen Verhältnisse  gilt  das  seit  1870  nicht  veränderte  englische  Eecht. 

Das  eheliche  Güterrecht  ist  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai 
1900^  dem  modernen  englischen  angepasst.  Insbesondere  ist  die  Ehe- 
frau von  der  bis  dahin  erforderlich  gewesenen  Kontrolle  ilues  Ehe- 
mannes oder  eines  Pflegers  (Trustee)  befreit.  Sie  kann  Sondergut  be- 
sitzen und  auf  ihren  Namen  schreiben  lassen;  sie  ist  unbeschränkt 
geschäftsfähig  und  haftet  zur  Erfüllung  ihrer  Verträge  mit  ihi-em  Sonder- 
gut auch  dann,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Eingehung  des  Vertrags  noch 
kein  Sondergut  besass.  Die  Frau  kann  endlich  auch  selbständig  vor 
Gericht  auftreten.^) 

Der  Ehemann  ist  verpflichtet,  seinen  minderjährigen  Kindern,  so- 
wie den  Kindern  seiner  Ehefrau  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre 
Unterhalt  und  Erziehung  zu  gewähren  (1900  c.  128  sect.  8).  Die 
Mutter  haftet  für  den  Unterhalt,  soweit  sie  Sondergut  besitzt  (1900 
c.  27  sect.  19). 

E.  Ungültigkeitserklärang.  —  In  keiner  andern  englischen  Kolonie 
sind  die  Formvorschriften  für  Eheschliessungen  so  wenig  streng  wie  hier; 
die  Vermuthung  streitet  im  weitesten  Masse  für  Gültigkeit  der  Ehe. 


»)  Eev.  Stat.  c.  94  sect.  21  ff. ;  vgl.  Vital  Statistics  Act  53  Viel,  c  36  sect.  17, 
Schema  B. 

^)  0.  27,  an  act  to  consolidate  and  amend  the  act  relating  to  the  propert>'  of 
manied  women,  Acts  1900  S.  163. 

')  1895  oap.  6  (Act  respecting  the  Constitution  and  practice  of  the  court  of 
Queens  Bench,  sect.  183). 
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Jede  Eheschliessung,  die  durch  irgend  einen  Geistlichen  einer  beliebigen 
EeUgionsgemeinschaft  auf  Grund  einer  Lizenz  vorgenommen  ist,  gleich- 
gültig ob  bei  der  Ertheilung  der  Lizenz  die  vorgeschriebenen  Formea 
gewahrt  sind,  sowie  jede  von  irgend  einem  Friedensrichter  unter  irgend 
welcher  Form  vorgenommene  Eheschliessung,  sofern  sie  an  einem  Orte 
erfolgt  ist,  welcher  wenigstens  50  Meilen  von  dem  Sitze  des  nächsten 
ermächtigten  Geistlichen  entfernt  ist,  soll  als  gültig  angesehen  werden, 
sofern  die  getrauten  Personen  in  ehelicher  Gemeinschaft  leben  und  sich 
gegenseitig  als  Mann  und  Weib  betrachten  (ßev.  Stat.  c.  94  sect.  28). 
Im  üebrigen  kommt  in  Bezug  auf  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit 
englisches  Eecht  zur  Anwendung.  Zuständig  für  die  Klagen  auf  Un- 
gültigkeitserklärung von  Ehen  ist  der  Court  o£  Queens  Beuch  in 
Manitoba.^) 

P.  Ehescheidung  und  Trennung.  —  Eichterliche  Scheidung  der 
Ehe  oder  Trennung  der  Gatten  ist  in  Manitoba  nicht  zugelassen.  Es 
findet  aber  Scheidung  durch  das  canadische  Parlament  statt  (s.  oben 
Seite  633). 

Polizeirichterliche  Trennung  durch  „Protection  Order"  wird  der 
Frau  gewährt,  wenn  ihr  Ehemann  sie  thätlich  angegriffen,  misshandelt 
oder  verlassen  hat,  endlich  wenn  er  in  Folge  von  Trunkenheit  zur 
Gewährung  des  Unterhalts  ausser  Stande  ist.  Der  Mann  kann  zu 
wöchentlicher  oder  monatlicher  Unterhaltszahlung  verurtheilt  und,  wenn 
er  diesem  Beschlüsse  nicht  nachkommt,  bis  zu  40  Tagen  in  Haft  mit 
oder  ohne  Zwangsarbeit  genommen  werden.  Der  Antrag  der  Ehefrau 
auf  Erlass  des  Beschlusses  ist  abzuweisen,  wenn  sie  sich  eines  Ehebruchs 
schuldig  gemacht  hat  (Rev.  Stat.  c.  94  sect.  21  und  Summary  Juris- 
diktion Act  1900  c.  128;  Acts  1900  Seite  71). 

f)  Britisch  Columbia. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Provinz  ist  seit  1858 
englische  Kolonie  und  seit  1866  mit  Vancouver  Island  vereinigt.  Nach 
Ordinances  VII  von  1867  gilt  in  Ermangelung  von  Lokalgesetzen  das 
englische  Civil-  und  Strafrecht,  wie  es  am  19.  November  1858 
bestand. 

Neueste  Zusammenstellung  der  Gesetze:  The  Statutes  of  British 
Columbia  up  to  and  including  the  year  1888.  Femer  einzeln:  Statutes 
of  the  Province  of  British  Columbia,  Victoria  B.  C;  alljährlich  ein  Band. 

Das  Eherecht  ist  im  Cap.  79  (Eheschliessung)  und  80  (Ehegüter- 
recht) der  Statuten  von  1888  behandelt. 

Literatur:  Journal  Comp.  Leg.  1897  S.  267  und  Parlamentsbericht 
H.  C.  323/324  S.  38. 

B.  Eheverlobniss.  —  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen 
gilt  englisches  Recht  (oben  Einleitung  S.  658  und  Grossbrit.  S.  491). 


^)  Parlamentsber.  S.  (54. 
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C.  EhesehliesBoiig.  —  Nach  dem  zur  Anwendung  kommenden  eng- 
lischen Rechte^)  beginnt  die  Volljährigkeit  init  vollendetem  21^  die 
Ehemfindigkeit  für  Männer  mit  vollendetem  14.,  für  Fraaen  mit  voll- 
endetem 12.  Lebensjahre,  Minderjährige  bedürfen  zur  Eiogehnng  der 
Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters,  event.  des  Vormundes  (oder  eines 
von  mehreren  Vormündeiii),  event.  der  nicht  wieder  verheiratheten  Mutter, 
event.  eines  Spezialvormundes,  den  das  Obergericht  dazn  bestellen  kann; 
hat  das  Gericht  von  dieser  Befugniss  keinen  Gebrauch  gemacht^  so  ist  die 
Eheschliessnng  des  Minderjährigen  ohne  Konsens  zulässig.  Ist  ein  Za- 
stimmnngsberechtigter  zwar  vorhanden,  aber  in  Folge  von  Unzurechnnngs- 
fähigkeit  oder  Abwesenheit  an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert 
oder  verweigert  er  die  Ertheilung  der  Zustimmung  grundlos,  so  kann 
sie  durch  das  Obergericht  ergänzt  werden  (Stat.  c.  79  sect.  16,  17). 
Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  und  Eheverbote  ist  in  Ermangelnng 
besonderer  Bestimmung^  englisches  Recht  massgebend.  Die  Ehe  mit 
der  Schwester  oder  Nichte  der  verstorbenen  Frau  ist  jedoch  zulässig 
(vgl.  Canada  Seite  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  (Stat.  c.  79)  ist,  im  Gegensatz 
zu  den  meisten  anderen  canadischen  Staaten,  wahlweise  die  kirchliche 
oder  die  Civütrauung. 

a)  Zur  kirchlichen  Trauung  ermächtigt  sind  die  Geistlichen  aller 
Religionsgemeinschaften;  ebenso  die  dazu  bestellten  Kommissare  und 
Stabsoffiziere  der  Heilsarmee,  soweit  sie  erwachsen  und  in  Ganada  an- 
sässig sind  (Salvation  Army  Act  1894,  67  Vict  c.  47  sect  2).  Die 
Trauung  erfolgt  nach  Aufgebot  oder  auf  Grund  einer  Lizenz.  Das  Auf- 
gebot ist  in  einer  Kirche,  Kapelle  oder  einem  Andachtsgebäude  der- 
jenigen Religionsgemeinschaft,  zu  welcher  der  trauende  Geistliche  gehört, 
an  drei  aufeinanderfolgenden  Sonntagen  während  des  Gottesdienstes 
mündlich  und  öffentlich  zu  erlassen.  Die  Lizenz  wird  nicht  von  der 
kirchlichen  Behörde,  sondern  ausschliesslich  im  Namen  des  Gouverneurs 
von  dem  dazu  bestellten  Beamten  ertheUt.  Dem  Gesuch  um  Ertheilung 
ist  auf  einem  vorgedruckten  Formular  (Stat.  c.  79  sect.  13  in  der  Form 
der  Novelle  1892  c.  30  und  Schema  A)  die  Versichemng  beizufügen, 
dass  kein  Ehehindemiss  besteht  (sog.  „Declaration  of  nondisqualification''). 
Die  Versicherung  kann  auch  mündlich  vor  einem  Richter,  Friedens- 
richter oder  Notar  abgegeben  werden.  Die  Form  der  Trauung  richtet 
sich  nach  dem  Ritus  der  betreffenden  Religionsgemeinschaft. 

b)  Die  Civütrauung  erfordert  eine  vorgängige  schriftliche  An- 
meldung (a.  a.  0.  Schema  B),  welche  nebst  der  zu  a)  erwähnten  Ver- 
sicherung mindestens  14  Tage  vor  der  beabsichtigten  Eheschliessung 
dem  Standesbeamten  desjenigen  Bezirks  einzureichen  ist,  in  welchem  die 
Parteien  die  Ehe  einzugehen  beabsichtigen.  Der  Standesbeamte  hat  über 
die  erfolgte  Anmeldung  ein  Zeugniss  zu  ertheilen  (a.  a.  0.  Schema  C) 

0  Vgl.  auch  Stat.  c.  79  sect.  23,  wo  die  Anwendung  dieses  Bechts  beeonders 
yerordnet  ist. 


Canada  (Britbch  Colambia).  667 


und  sie  gleichzeitig  in  das  Eheanmeldnngsregister  einzutragen.  Inner- 
halb der  der  Anmeldung  folgenden  zwei  Wochen  kann  jeder  Dritte 
(gegen  Zahlung  von  2V«  Dollars)  einen  Widerspruch  (Caveat)  gegen  die 
Eheschliessnng  erklären.  Der  Widerspruch  ist  zu  begründen.  lieber  die 
Berechtigung  desselben  entscheidet  in  erster  Instanz  der  Standesbeamte 
des  Bezirks,  auf  Beschwerde  der  Oberstandesbeamte,  an  den  der  Bezirks- 
standesbeamte in  Zweifelsfällen  auch  die  Sache  sogleich  zur  Entscheidung 
abgeben  kann.^)  Nach  Ablauf  der  14  Tage  oder  nach  Ablehnung  der 
erhobenen  Widerspruche  findet  die  Civiltrauung  durch  den  Standesbeamten 
in  dessen  Amtszimmer  zwischen  10  Uhr  Morgens  und  4  Uhr  Nachmittags 
in  Gegenwart  mindestens  zweier  Zeugen  statt.  Die  Parteien  haben  die 
übliche  Formel  auszusprechen:  „Ich,  A.  B.,  erkläre  feierlich,  dass  mir 
kein  gesetzliches  Ehehindemiss  bekannt  ist,  welches  mir  die  Ehe  mit 
G,  D.  verbietet"  und  „Ich  berufe  mich  auf  die  anwesenden  Zeugen  da- 
für, dass  ich  Dich  zu  meinem  Gatten  (zu  meiner  Gattin)  nehme.''  Die 
Civiltrauung  darf  mit  keinem  kirchlichen  Akte  verbunden  werden.  Auch 
berechtigt  das  Zeugniss  des  Standesbeamten  keinen  Priester  zur  Vor- 
nahme einer  kirchlichen  Trauung;  eine  solche  kann  nur  in  der  zu  a) 
erwähnten  Form  nach  Aufgebot  oder  auf  Grund  einer  Lizenz  erfolgen. 

c)  Quäker  und  Juden  können  nach  d^n  Ritus  ihrer  Eeligions- 
gemeinschaft  getraut  werden.  An  Stelle  des  Aufgebots  tritt  die  An- 
meldung beim  Standesbeamten  (vgl  zu  b). 

Sowohl  die  kirchliche  wie  die  Civiltrauung  müssen  innerhalb  dreier 
Monate  nach  dem  Aufgebot  oder  nach  ErtheUung  der  Lizenz  oder  des 
standesamtlichen  Zeugnisses  erfolgen«  Die  Eheschliessung  ist  von  den 
Standesbeamten  oder  Geistlichen  in  die  von  ihnen  geführten  besonderen 
Eheregister  einzutragen.  Die  Eintra^ng  ist  von  den  Parteien  und 
Zeugen  zu  unterzeichnen;  die  Begis^er  sind  öffentlich,  Auszüge  müssen 
jedem  Dritten  gegen  Zahlung  eines  Dollars  ertheilt  werden.  Die  Geist- 
lichen haben  Auszüge  ihrer  Eheregister  den  Standesbeamten  des  Bezirks 
zu  übermitteln;  die  letzteren  haben  alljährlich  diese  Auszüge  nebst  ihren 
Begistem  dem  Oberstandesbeamten  zu  übersenden,  welcher  ein  General- 
register darüber  führt  (Stat  c.  9,  „Begistration  of  Births,  Deaths  and 
Marriages  Act"  1872). 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Für  die  persönlichen  Eechte  und 
Pflichten  der  Eheleute,  auch  hinsichtlich  der  Kinder,  ist  in  Ermangelung 
besonderer  Bestimmungen  das  englische  Becht  massgebend,  das  in  dieser 
Beziehung  seit  1858  keine  wesentliche  Aenderung  erfahren  hat^ 


^)  Einen  besonderen  Unterschied  der  Widersprüche  Eonsensberechti^rter  (For- 
bidden)  und  derjenigen  dritter  Personen  (CaTeat),  wie  er  in  England  besteht,  kennt 
das  Becht  von  Br.  Col.  nicht. 

')  Wegen  des  Unterhalts  vgl.  auch  die  Ohildrens  Protection  Act  1901  No.  9  (Joum. 
CSomp.  Leg.  1902  S.  828).  Dem  Ehemanne  kann  nach  der  Deserted  Wifes  Maintenance 
Aet  1901  (Jonm.  Comp.  Leg.  1902  S.  825)  durch  Beschluss  Unterhaltsgewährung  bia 
zu  20  Dollars  wöchentlich  auferlegt  werden. 
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Das  eheliche  Güterrecht  ist  durch  Cap.  80  der  Statuten  von 
1888  (S.  649)  und  die  Novelle  56  Vict.  c.  36  vom  14.  April  1893  ge- 
regelt Es  gilt  danach  fflr  die  nach  dem  7.  April  1887  geschlossenen 
Ehen  im  Wesentlichen  das  Becht,  welches  in  England  nach  der  Manied 
Womens  Property  Act  von  1882  bestand.^)  Besonders  bestimmt  ist,  dass 
die  Frau  auch  Grundstücke  ohne  Genehmigung  ihres  Mannes  veraussem 
kann  und  dass  Grundstücksfibertragungen  vom  Manne  auf  die  Frau  fortan 
gültig  sein  sollen. 

B.  üiigOltigkeitserkliiimg.  —  Das  Gesetz  enthält  keine  besonderen 
Bestimmungen  darüber,  wieweit  Ehen  für  nichtig  erklärt  werden  können. 
Es  gilt  daher  auch  hier  das  englische  Becht,  nur  besteht  (nach  Stat 
cap.  79  sect  22)  eine  weitgehende  Yermuthnng  für  die  Gültigkeit  aller 
vor  dem  14.  März  1879  eingegangenen  Ehen,  sofern  der  Abschluss  der 
Ehe  durch  dazu  ermächtigte  Personen  vorgenommen  war  und  zwischen 
den  Eheleuten  kein  gesetzliches  Ehehindenüss  bestand;  die  Ungültigkeit 
solcher  Ehen  darf  insbesondere  nicht  aus  etwaigen  Mängeln  der  Form 
gefolgert  werden.  Die  Bestimmung  ist  auch  heute  noch  von  grosser 
Tragweite  in  Bezug  auf  die  Ehelichkeit  der  in  solchen  Ehen  erzeugten 
Kinder. 

F.  Eheseheldnng  und  Trennimg.  —  Mit  Bücksicht  auf  die  An- 
wendbarkeit der  in  England  bis  zum  19.  November  1868  erlassenen 
Gesetze  gilt  für  Br.  Col.  das  englische  Scheidungsgesetz,  20  &  21  Vict 
c.  86  von  1857  (vgl.  Grossbritannien  S.  521).*)  Zuständig  für  die 
Scheidungen  ist  das  Obergericht  von  Br.  Col.') 

Die  polizeirichterliche  Trennung  durch  Protection  Order  (Stat.  c.  80 
sect  25)  wird  der  Frau  gewährt,  wenn  der  Ehemann  zur  Unterhalts- 
gewährung verurtheilt,  geisteskrank,  im  Zuchthaus  oder  in  Folge  von 
Krankheit,  Trunksucht  u.  s.  w.  verhindert  ist,  seiner  Unterhaltspflicht 
nachzukommen,  femer  wenn  er  seit  der  Eheschliessung  nicht  in  der 
Provinz  war  oder  die  Frau  böslich  verlassen  hat  Durch  den  Beschluss 
geht  der  Ehemann  aller  etwaigen  Bechte  am  Frauen-  und  Einder- 
vermögen verlustig.  Die  Aufhebung  des  Beschlusses  hat  keine  rück- 
wirkende Kraft. 

g)  Prinz  Eduards-Insel. 

A.  Einleitniig,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Prinz  Eduards-Insel  war 
bis  1770  mit  Neuschottland  in  gemeinsamer  Verwaltung  vereinigt;  es  gilt 
daher  subsidiär  englisches  gemeines  Becht  (Siehe  oben  Einleitung 
S.  666.) 


^)  Siehe  Grossbritannien  S.  612,  514. 

*)  Die  Anwendbarkeit  englischen  Bechts  in  dieser  Beziehung  ist  zwar  in  der 
Praxis  anerkannt,  in  der  Theorie  aber  sehr  bestritten  (vgl.  Parlamentsbericht  S.  63). 

')  Nach  dem  Parlamentsbericht  vom  80.  August  1895  (Pari.  Pap.  1895  Bd.  70 
No.  443  S.  2)  sind  in  Br.  Gol.  von  1888  bis  1893  20  Scheidungen  und  3  Trennungen 
ausgesprochen. 


Canada  (Britisch  Columbia.  —  Prinz  Eduards-Insel).  659 

Letzte  Gesammtansgabe  der  Lokalgesetze:  The  Acts  of  the  Ge- 
neral Assembly  of  Prince  Edwards  Island,  1862,  2  Bände  bei  John 
Ings,  Royal  Gazette  Offlee  1862,  enthält  die  Revidirten  Statuten  von 
1832  und  die  nachher  erlassenen  Gesetze.  Seitdem  sind  die  Gesetze  nur 
einzeln  amtlich  erschienen. 

Das  Eherecht  ist  im  Capitel  XIV  der  Eev.  Stat.  von  1832  (2  WiU.  IV) 
behandelt. 

Literatur:  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  266  und  Parlamentsbericht 
H.  C.  323,  324  S.  43  und  63. 

B.  Terlobniss.  — V^egen  Verletzung  des  Eheversprechens  kann  auf 
Schadensersatz  geklagt  werden.  Der  Richter  ist  bei  seiner  Entscheidung 
nicht  an  die  Beobachtung  der  im  gewöhnlichen  Verfahren  gültigen  Beweis- 
regeln gebunden  (1853  cap.  11,  Acts  Bd.  I  S.  18). 

G.  Eheschliessimg.  —  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  vollendetem 
21.  (vgl.  Acts  cap.  XIVsect.  3);  die  Ehemündigkeit  nach  englischem 
Recht  mit  vollendetem  14.  bezw.  12.  Lebensjahre.  Minderjährige  be- 
dürfen zur  Eingehung  der  Ehe  der  Einwilligung  ihrer  Eltern  oder 
Vormunder,  soweit  solche  auf  der  Insel  anwesend  sind.  Bezüglich  der 
Ehehindernisse  und  Eheverbote  gilt  englisches  Recht,  doch  ist  die 
Ehe  mit  der  Schwester  und  der  Schwestertochter  der  verstorbenen  Frau 
zulässig  (siehe  „Canada"  S.  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirchliche. 
Die  Trauungen  erfolgen  durch  die  vom  Gouverneur  besonders  ermächtigten 
Geistlichen.  Die  Ennächtigung  ist  jedem  zu  gewähren,  der  in  irgend 
einer  christlichen  Sekte  oder  Religionsgemeinschaft  ein  geistliches  Amt 
bekleidet  und  seine  Ordinirung  oder  sonstige  Bestellung  dem  Gouverneur 
glaubhaft  nachweist;  die  Ermächtigung  gilt  nur  für  die  Dauer  der  Be- 
kleidung des  geistlichen  Amtes.  Der  Ertheilung  der  Ermächtigung  bedarf 
es  nicht  für  die  Geistlichen  der  englischen  und  der  schottischen  Landes- 
kirchen, der  römisch-katholischen  Kirche,  der  Presbyterianer,  Wesleyianer, 
Methodisten  und  Baptisten.  Die  Form  der  Trauung  bestimmt  sich  nach 
dem  Ritus  der  betreffenden  Religionsgemeinschaft;  nur  ist  die  Gegen- 
wart mindestens  zweier  Zeugen  stets  erforderlich.  Ueber  die  Ehe- 
schliessung ist  ein  Zeugniss  auszustellen,  welches  dem  Oberstandesbeamten 
(Surrrogate)  zu  übermitteln  ist  (2  Will.  IV  c.  14  sect.  4  und  Novelle  von 
1891,  Acts  1891  S.  18). 

Die  Trauung  erfolgt  nach  Aufgebot  oder  Lizenz.  Das  Aufgebot 
wird  an  drei  aufeinanderfolgenden  Sonntagen  in  den  betreffenden  Kirchen 
oder  Kapellen  während  des  Gottesdienstes  erlassen.  Die  Lizenz  wird 
vom  Gouverneur  ertheilt.  Minderjährigen  aber  nur,  wenn  die  Einwilligung 
der  Eltern  oder  Vormünder  schriftlich  beigebracht  ist. 

D.  Die  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  allgemeinen,  persön- 
lichen Verhältnisse  bestimmen  sich  nach  englischem  Recht.  Auch  das 
Ehegüterrecht  ist  in  der  Married  V^omens  Property  Act  1896  c.  5 
(Acts  1896  S.  13)  nach  dem  Vorbild  des  englischen  Gesetzes  von  1892 
geregelt.    Die  Ehefrau  ist  befugt,  Sondergut  zu  erwerben,  zu  besitzen 
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und  auf  ihren  Namen  anzulegen  etc.  Nor  fällt  im  Gegensatze  znm  eng- 
lischen Rechte  dasjenige,  was  die  Frau  während  der  Ehe  durch  Bemfe- 
thätigkeit  erwirbt,  dem  Manne  zu;  dieser  Erwerb  gehört  ihr  nur,  wenn 
sie  den  sog.  Schutzbeschluss  (Protection  Order)  erwirkt  hat  (v^  unter 
F).  Die  Frau  kann  sich  in  Bezug  auf  ihr  Sondergut  unbeschränkt  und 
formlos  verpflichten;  dadurch  sind  die  Gesetze,  welche  für  Vefträge  der 
Frau  erschwerende  Formen,  besonders  ein  nachträgliches  Anerkenntniss 
schriftlicher  Verträge  vor  dem  Sichter  vorschrieben,  unpraktisch  geworden. 
Die  in  die  meisten  Eolonialgesetze  übernommene  Bestimmung,  dass  die 
Ehefrau  sich  auch  gültig  verpflichten  kann,  wenn  sie  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses kein  Sondergut  besitzt,  gUt  für  die  Insel  nicht 

Den  Kindern  gegenüber  sind  nach  der  Married  Womens  Prop^y 
Act  1896  beide  Eltern  unterhaltspflichtig.^) 

E.  UngUltigkeitserkUrnng,  Trennnng  und  Sfheidnng.  Nach  dem 
1836  erlassenen  Gesetze  5  Will.  IV  c.  10  sind  Ehen  aufzulösen  auf  Grund 
von  Impotenz,  Ehebruch  und  Verwandtschaft  innerhalb  der  verbotenen 
Grade.  Wie  in  Neuschottland  sind  hier  Nichtigkeitsklage  und  Scheidung 
vermischt.*) 

h)  Di6  Nord-W6tt-T6rritori6ii. 

A.  Einleitung,  Qoellen,  Literatur.  —  Die  Nord-West-Territorien 
erhielten  zuerst  1670  durch  die  Charter  of  the  Hudson  Bay  englisches 
Recht.  Nach  der  North  West  Territories  Act  1886  c.  25  sect  12 
(Consolidated  Ordinances  S.  XVII)  kommt  in  Ermangelung  von  Lokal- 
gesetzen das  englische  Recht  vom  15.  Juli  1870,  dem  Tage  der 
Vereinigung  der  Territorien  mit  Canada  insoweit  zur  Anwendung,  als  es 
nicht  ausdrücklich  aufgehoben  ist 

Die  Lokalgesetze  sind  zusammengestellt  als:  Consolidated  Ordi- 
nances of  the  North  West  Territories  in  force  March  15,  1899, 
Regina  1899,  John  Alexander  Reid.  Sie  erscheinen  einzeln  als  Ordi- 
nances of  the  North  West  Territories,  alljährlich  ein  Heft 

Für  das  Eherecht  kommen  in  Betracht:  die  Marriage  Ordinance 
vom  19.  September  1898,  c.  46  der  Consol.  Ord.  von  1899  (a.  a.  O. 
Seite  714),  und  die  dazu  erlassene  Novelle  vom  12.  Juni  1901  (Ord«  1901 
c.  17,  Seite  54).    Das  Ehegüterrecht  ist  im  Kapitel  47  geregdt. 

Literatur:  Parlamentsbericht  H.C.  323/324  S.  47  ist  in  Folge  der 
inzwischen  erlassenen  Gesetze  veraltet;  wegen  der  Gesetzgebung  vgL 
Joum.  Comp.  Leg.  1897  p.  266. 

B.  Eheverlobniss.  —  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen 
gut  englisches  Recht  (Einleitung  S.  556  und  Grossbrit  S.  491). 

1)  Vgl.  auch  Journ.  Comp.  Leg.  1897  S.  229. 

')  Siehe  oben  S.  649.  —  Die  Bestimmungen  stehen  übrigens  nur  auf  dem  Papier; 
seit  der  1873  erfolg^ten  Aufnahme  der  Insel  in  die  canadische  Yereinigung  ist  keine 
Ehe  auf  Grund  des  erwähnten  Gesetzes  aufgelöst  worden;  siehe  Parlamentsberidit 
H.G.  828/324  S.  65. 
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C.  Eheschllessimg.  —  Die  Grossjährigkeit  begiimt  nach  englischem 
Kecht  mit  vollendetem  21.,  die  Ehemündigkeit  mit  vollendetem  14. 
bezw.  12.  Lebensjahre.  Personen  unter  21  Jahren  bedürfen  znr  Heirath 
der  Einwilligung  des  Vaters,  event.  der  Mutter  oder  des  Vormundes 
(Marr.  Ord.  sect.  11).  Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  und  Ehever- 
bote gUt  in  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  das  englische  Eecht. 
Die  Ehe  mit  der  Schwester  oder  Nichte  der  verstorbenen  Frau  ist  jedoch 
zulässig  (vgl.  „Canada"  S.  632). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  wahlweise  die  kirchliche  oder 
die  bürgerliche. 

a)  Zur  kirchlichen  Trauung  ermächtigt  sind  die  in  der  Provinz  an- 
sässigen Geistlichen  der  verschiedenen  Kirchengemeinden,  femer  die 
Kommissare  und  Stabsoffiziere  der  Heilsarmee.  Die  Trauung  erfolgt 
nach  Aufgebot,  das  an  mindestens  zwei  aufeinander  folgenden  Sonn- 
tagen in  der  Kirche  vor  versammelter  Gemeinde  zu  verkünden  ist,  oder 
auf  Grund  einer  Lizenz,  welche  von  dem  dazu  vom  Grouvemeur  be- 
stellten Beamten  ertheilt  wird;  zur  Erlangung  der  Lizenz  ist  die  Ab* 
gäbe  einer  eidesstattlichen  Versicherung  über  das  Nichtbestehen  von  Ehe- 
hindemissen  nach  besonders  vorgeschriebenem  Wortlaut  erforderlich 
(Marr.  Ord.  sect.  6  ff.).  Die  Formen  der  betreffenden  Religionsgemein- 
schaft sind  zu  beobachten. 

b)  Die  Civiltrauung  wird  frühestens  14  Tage  nach  Anmeldung 
und  Eintragung  in  das  Eheanmeldungsbuch  durch  den  vom  Gouverneur 
bestellten  Standesbeamten  vorgenommen  (Man*.  Ord.  sect.  3  und  Novelle 
von  1901  sect.  2,  4). 

c)  Endlich  ist  auch  die  Trauung  durch  Quäker  nach  deren 
religiösen  Gebräuchen  zugelassen.  In  diesem  Fall  ist  vorher  dem  Standes- 
beamten Mittheilung  zu  machen. 

Die  Gegenwart  von  2  Zeugen  ist  bei  allen  Trauungen  erforderlich. 
Die  Eheschliessungen  werden  in  besondere  Distriktsregister  eingetragen, 
welche  von  den  GeistUchen  und  Standesbeamten  geführt  werden  (ConsoL 
Stat.  c.  14  sect.  41,  Seite  129). 

D.  Wirkongen  der  Ehe.  —  Hinsichtlich  der  allgemeinen  persön- 
lichen Verhältnisse  gilt  das  in  dieser  Beziehung  seit  1870  nicht  ver- 
änderte englische  Recht. 

In  Bezug  auf  das  Ehegüterrecht  bestimmt  Kap.  47  der  Cons, 
Stat.  in  seinem  einzigen  Paragraphen,  dass  eine  verheirath^te  Frau  in 
Bezug  auf  ihr  Eigenthum  vollkommene  Freiheit  geniesst  und  alle  Bechte 
und  Pfdchten  einer  alleinstehenden  Frau  haben  soll. 

E.  Ungttltigkeitoerklftnuig«  —  Es  kommt  englisches  Becht  zur 
Anwendung.  Zuständig  für  Ungültigkeitsklagen  ist  der  Supreme  Court 
of  the  Territories.*) 

F.  Ehesclieidimg  und  Trennimg  können  nur  durch  das  canadische 
Parlament  ausgesprochen  werden.^ 

^)  Parlamentsbericht  8.  65. 
>)  Siehe  oben  Seite  633. 
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3.  Neufundland. 

A.  Qaellen,  Literatur.  —  Gesetzsammlung:  The  Consolidated 
Statutes  of  Newfoundland,  second  senes;  published  under  the 
Authority  of  the  Act  55  Vict.  c.  8,  1892,  St.  Johns  Newfoundland,  L  W. 
Withers  1896,  1  Band.  Ferner  einzeln:  Acts  of  the  General  Assembly 
of  Newfoundland,  ebenda,  alljährlich  ein  Band. 

Das  Eherecht  ist  im  Kapitel  133  des  Statutes  (a.  a.  0.  Seite  951) 
geregelt.  Subsidiär  gilt  das  englische  gemeine  Becht  und  das  Ge- 
setzesrecht, wie  es  in  England  1833,  d.  h.  in  dem  Zeitpunkte  bestand, 
in  welchem  die  Lokalgesetzgebung  begann. 

Literatur:  Gesetzgebung  Joum.  Comp.  Leg.  1900  S.  284.  Ehe- 
recht: Parlamentsbericht  H.  C.  133/134  von  1894  S.  3. 

B.  Ferlobniss.  —  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  gilt 
das  englische  Recht  (Einleitung  S.  556). 

G.  EheseUiessimg.  —  Das  materielle  Eherecht  stimmt  mit  dem 
englischen  überein.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  in  der  Regel 
die  kirchliche.  Ermächtigt  zur  Vornahme  von  Trauungen  sind:  ordi- 
nirte  Geistliche  (persons  in  holy  Orders)  sowie  jeder  als  solcher  aner- 
kannte Prediger  oder  Religionslehrer  einer  Religionsgemeinschaft,  welche 
in  der  Kolonie  eine  Kirche  oder  Kapelle  besitzt ;  femer  die  besonders 
vom  Gouverneur  mit  der  Vornahme  von  Eheschliessungen  beauftragten 
Geistlichen  und  Religionslehrer  und  die  vom  Gouverneur  dazu  ermäch- 
tigten, in  Neufundland  ansässigen  Kommissare  und  Stabsoffiziere  der 
Heilsarmee. 

Eine  Civiltrauung  ist  nur  unter  besonderen  Umständen  zugelassen: 
wenn  nämlich  die  Braut  ihren  Wohnsitz  mehr  als  10  MeUen  weit  vom 
Sitz  eines  zur  Vornahme  von  Trauungen  befugten  Geistlichen  hat,  so 
kann  die  Eheschliessung  vor  einem  zu  solchen  Trauungen  ermächtigten 
Beamten  erfolgen;  wohnt  im  Umkreise  von  15  Meilen  weder  ein  Geist- 
licher noch  ein  solcher  Beamter,  so  kann  die  Trauung  auch  durch  eine 
vom  Gouverneur  dazu  ermächtigte  Privatperson  vorgenommen  werden. 
Bei  jedem  Trauungsakte  sind  zwei  Zeugen  zuzuziehen.  Ein  vorgängiges 
Aufgebot  ist  in  der  Regel  nicht  erforderlich,  ebensowenig  eine  Anmel- 
dungs-  oder  Zeugnissertheilung.  Nur  wenn  ein  Theil  minderjährig  und 
die  schriftliche  Einwilligung  der  Eltern  oder  Vormünder  nicht  beige- 
bracht ist,  hat  ein  Aufgebot  zu  erfolgen,  welches  an  drei  aufeinander 
folgenden  Sonntagen  in  der  Kirche  zu  verkünden  ist;  soll  die  Trauung 
nicht  in  einer  Kirche  stattfinden,  so  ^ist  an  einem  öffentlichen  Orte 
während  dreier  Wochen  ein  Aushang  über  die  beabsichtigte  Eheschliessung 
zu  machen.  Der  Ablauf  der  Frist  ohne  Widerspruchserhebung  begründet 
wie  in  England  die  Vermuthung  ertheilten  elterlichen  Konsenses  (Consol. 
Stat.  c.  133  sect.  3). 

Alle  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  ermächtigten  Geistlichen, 
Beamten  und  Laien  haben  die  von  ihnen  abgeschlossenen  Ehen  in  be- 
sondere Register  einzutragen  und  Auszüge  daraus  vierteljährlich  dem 
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Oberstandesbeamten  zu  übermittehi  (GonsoL  Stat  c.  28  sect  1  ff.  und  Novelle 
vom  19.  Juli  1899,  62  &  63  Vict  c.  9,  Acts  1899  p.  57). 

D«  Wirknngren  der  Ehe.  —  Der  Mann  ist  der  Frau  und  den 
Kindern  gegenüber  unterhaltspflichtig.  Er  kann  zur  Erfüllung  dieser 
Pflicht  durch  gerichtliche  Verfügung  angehalten  werden  und  zwar  kann 
ihm  entweder  die  direkte  Zahlung  an  die  Berechtigten  oder  die  Leistung 
einer  Sicherheit  an  die  verpflichtete  Armenbehörde  auferlegt  werden. 
Der  Beschluss  kann  durch  Beschlagnahme  des  Gehalts  vollstreckt,  die 
Erfüllung  auch  durch  Haftstrafe  erzwungen  werden  (Consol.  Stat.  c.  136, 
betreffend  verlassene  Frauen  und  Kinder,  Seite  960).  Auch  die  Mutter 
ist  ihren  Kindern  gegenüber  zum  Unterhalte  verpflichtet,  soweit  sie  hin- 
reichendes Sondergut  besitzt  (Consol.  Stat.  c.  81  sect  20). 

Die  Vaterschaft  über  uneheliche  Kinder  kann  dem  Registerführer 
gegenüber  anerkannt  werden;  das  Anerkenntniss  ist  bei  der  Eintragung 
der  Geburt  vom  Standesbeamten  zu  vermerken  (Consol.  Stat.  c.  28  sect  10). 
Ist  das  geschehen  oder  kann  der  Beweis  der  Vaterschaft  auf  andere  zu- 
verlässige Weise  geführt  werden,  so  kann  der  Vater  zur  Erfüllung  der 
Unterhaltspflicht  ebenso  wie  bei  ehelichen  Kindern  angehalten  werden 
(Consol.  Stat  c.  138,  Seite  962).  Eine  Legitimation  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  ist  nicht  zugelassen. 

Das  eheliche  Güterrecht  ist  im  Kap.  81  der  Consolidirten 
Statuten  nach  dem  Muster  des  englischen  Gesetzes  von  1882  geregelt 
Die  Neuerungen  des  englischen  Gesetzes  von  1893  (siehe  Grossbritannien 
S.  491)  sind  in  der  Kolonie  durch  das  Gesetz  59  Vict  c.  17  (Acts  1896 
Seite  79)  eingeführt. 

E.  UngfiltigkeitserklSrang.  —  Es  gilt  in  Ermangelung  besonderer 
Vorschriften  englisches  Becht 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  sind  in  Neufundland  nicht  zu- 
gelassen.^) 

4.  Britisch  Oniana. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  bestand  früher 
aus  den  drei  Gebieten  Berbice,  Demerara  und  Essequebo,  welche  bis 
1803  zu  Holland  gehörten.  In  den  Kapitulationsartikeln  des  genannten 
Jahres  wurde  den  Ländern  die  weitere  Anwendung  des  römisch- 
holländischen  Rechts  zugesichert;  sie  ist  durch  besonderes  Edikt  vom 
4.  November  1874  nochmals  ausgesprochen  (Laws  Bd.  I  S.  1).  Für  das 
römisch-holländische  Recht  wird  hinsichtlich  aller  im  Folgenden  nicht 
besonders  erwähnten  Punkte  auf  die  Darstellung  des  Rechts  der  Kap- 
kolonie verwiesen.  Das  Eherecht  ist  durch  Gesetz  vom  6.  November  1901, 
Marriage  Ordinance  1901  No.  25  (Ordinances,  1901  S.  123,  im  Folgenden 
als  Marr.Ord.  citirt)  besonders  geregelt    Das  in  dieser  Hinsicht  bisher 

')  Vgl.  Parlamentsberiolit  1895  H.  G.  443. 
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in  dar  Kolonie  gültig  gewesene  hoU&ndische  Placaat  vom  1.  April  1580 
ist  ausser  Kraft  gesetzt.^) 

Eine  Sammlung  der  Gesetze  ist  erschienen  unter  dem  Titel:  The 
Laws  of  British  Guiana,  new  and  revised  edition,  chronologisch  ge- 
ordnet,  6  Bände,  Oxford,  University  Press  1895.  Femer  erscheint  all- 
jährlich ein  Band  Ordinances. 

Literatur:  Wegen  des  romisch-holländischen  Rechts  vgl.  oben 
Seite  602, 603;  wegen  der  Gesetzgebung  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  140. 

B.  Das  Terlobniss  ist  nach  römisch-holländischem  Recht  ein  klag- 
barer Vertrag;  soweit  Minderjährige  dabei  betheiligt  sind,  tritt  die 
Gültigkeit  erst  nach  Ertheilung  des  erforderlichen  Konsenses  ein  (siehe 
oben  „Kap  d.  g.  H.""  Seite  603).  Ein  Zwang  zur  Erfüllung  des  Ehe- 
versprechens findet  nicht  statt  (Marr.Ord.  sect.  66). 

G.  Eheschliessang.  —  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  der  Vollendung 
des  21.  (Ord.  1832  No.  1  vom  14.  August  1832,  Laws  Bd.  I,  S.  40),  die 
Ehemiindigkeit  bei  Männern  mit  Vollendung  des  14,  bei  Frauen  des 
12.  Lebensjahres  ein.  Lnpotente  Personen  können  keine  gültige  Ehe 
schliessen.  Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung  der  Ehe  der  Ein- 
willigung des  Vaters,  ev.  des  Vormundes,  der  nicht  wieder  verheiratheten 
Mutter  oder  des  durch  das  Obergericht  (Supreme  Court)  besonders  be- 
stellten Vormundes.  Im  Falle  der  Abwesenheit  des  Konsensberechtigten 
oder  bei  ungerechtfertigter  Verweigerung  kann  die  Genehmigung  durch 
den  Oberrichter  (Chief  justice)  ertheilt  werden  (Marr.Ord.  sect.  30,  31). 

Ehehindernisse  und  Eheverbote.  Die  Ehe  ist  verboten  auf 
Grund:  a)  von  Verwandtschaft  zwischen  Verwandten  in  gerader  Linie, 
zwischen  Geschwistern,  zwischen  Stiefgeschwistern,  endlich  zwischen 
einer  Person  und  den  Abkömmlingen  ihres  Bruders  oder  ihrer  Schwester 
(also  zwischen  Onkel  und  Nichte,  Grossnichte  etc.,  Tanten,  Neffen  und 
Grossneffen  etc.);  b)  von  Seh  Wäger  schaft:  mit  den  in  obigen  Graden 
Verwandten  des  verstorbenen  Ehegatten,  jedoch  ist  durch  Spezial- 
bestimmung  die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  und  mit 
dem  Bruder  des  verstorbenen  Mannes  zugelassen.^  Verboten  ist  femer 
die  Ehe  des  Schwiegervaters  mit  der  Schwiegertochter  (Wittwe  des 
Sohnes,  des  Enkels  etc.),  sowie  die  Ehe  der  Schwiegermutter  mit  dem 
Wittwer  ihrer  Tochter,  Enkelin  etc.,  die  Ehe  mit  Stiefkindern  (Kindern 
des  Gatten  aus  einer  früheren  Ehe);  endlich  auch  die  Ehe  mit  der  Wittwe 
eines  Neffen  oder  dem  Wittwer  einer  Nichte  (Marr.Ord.  sect.  28).  Ueber- 
tretung  dieser  Verbote  macht  die  Ehe  nichtig. 

^)  Abgfedmckt  in  engliBeher  Sprache:  Lawi  Band  II  Appendix  A.  Nach  dem 
Placaat  soUte  jeder  Mann,  welcher  des  Ehebruchs  mit  einer  verheiratheten  Frau  äber- 
föhrt  war,  als  ehrlos  angesehen,  wie  ein  Meineidiger  behandelt  werden  und  aUer 
öffentlichen  Aemter  verlustig  gehen.  Verheirathete  Ehebrecher  konnten  auf  50  Jahre 
verbannt  werden. 

*)  Früher  verboten  nach  dem  Placaat  vom  1.  April  1580,  sect.  10;  da  die  obige 
Ausnahmebestimmung  nicht  ausgedehnt  werden  darf,  ist  die  Ehe  mit  der  Nichte  der 
verstorbenen  Frau  noch  verboten. 
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Ein  Wittwer  oder  eine  Wittwe  sollen  eine  nene  Ehe  erst  eingehen^ 
nachdem  ihnen  durch  richterliches  Zengniss  bescheinigt  ist,  dass  sie  sich 
mit  den  Kindern  erster  Ehe  auseinandergesetzt  haben.  ^)  Im  Uebrigen 
vgL  die  Ehehindemisse  zu  a,  c,  d  unter  „Kap  d.  g.  H."  Seite  603. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  wahlweise  die  kirchliche  oder 
die  Civiltrauung: 

a)  Die  kirchliche  Trauung  kann  nur  dui*ch  sogenannte  Ehe- 
schliessungsbeamte  (Marriage  Officers)  vorgenommen  werden.  Als 
solche  gelten  alle  dazu  vom  Gouverneur  ernannten  Geistlichen;  jeder 
männliche  Geistliche,  welcher  ordinirt  oder  auf  andere  Weise  nach  den 
Gebräuchen  seiner  Gemeinde  zu  dem  Amte  geweiht  ist,  hat  das  Recht 
auf  Ernennung,  sofern  er  nicht  nach  Ueberzeugung  des  Gouverneurs  zu 
der  Erfüllung  der  damit  verbundenen  Pflichten  unfähig  ist.  Die  Er- 
nennung ist  zu  veröffentlichen;  sie  ist  zurückzunehmen,  sobald  der  Ehe- 
schliessungsbeamte  aus  seinem  geistlichen  Amt  ausscheidet;  die  Er- 
mächtigung zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  erlischt  erst  mit  der 
Veröffentlichung  der  Zurücknahme  (Marr.Ord.  sect.  4 — 9).  Der  Trauung 
hat  in  denjenigen  lürchen,  in  deren  Bezii*ken  die  Verlobten  ihren  Wohn- 
sitz haben,  ein  dreimaliges  Aufgebot  voraufzugehen,  von  welchem  durch 
Lizenz  des  Gouverneurs  dispensirt  werden  kann.  Dem  Gesuch  um  Er- 
lass  des  Aufgebots,  sowie  dem  Antrag  auf  Ertheilung  einer  Lizenz  ist 
erforderlichenfalls  der  Auseinandersetzungsschein  (vgl.  die  letzte  An- 
merkung), dem  Lizenzgesuch  ausserdem  eine  eidesstattliche  Versicherung 
über  das  Nichtbestehen  von  Ehehindemissen  und  für  Minderjährige  der 
Konsens  beizufügen.  Die  Trauung  erfolgt  zwischen  6  Uhr  Morgens  und 
9  Uhr  •Abends  in  einer  Kirche  oder  Kapelle,  die  in  dem  darüber  ge- 
führten Register  eingetragen  sein  muss.  Es  braucht  nicht  nothwendiger 
Weise  eine  derjenigen  Kirchen  zu  sein,  in  welcher  das  Aufgebot  er- 
lassen ist;  dem  trauenden  Geistlichen  ist  ein  Zeugniss  über  das  ander- 
weit stattgehabte  Aufgebot  vorzulegen.  Die  Form  richtet  sich  nach 
dem  Ritus  der  betreffenden  Religionsgemeinschaft ;  doch  ist  die  Zuziehung 
von  mindestens  zwei  Zeugen  stets  erforderlich,  auch  muss  aus  den  Er- 
klärungen der  Verlobten  deutlich  hervorgehen,  dass  sie  einander  zu 
Gatten  nehmen  wollen.  Eine  erleichterte  Form  ist  für  Ehen  auf  dem 
Todtenbett  (articulo  mortis)  zugelassen:  ist  auf  Grund  ärztlichen  Zeug- 
nisses oder,  falls  kein  Arzt  in  der  Nähe  ist,  aus  sonstigen  Gründen  an- 
zunehmen, dass  einer  der  Verlobten  im  Sterben  liegt,  so  kann  die 
Trauung  dui'ch  einen  Eheschliessungsbeamten  ohne  Aufgebot  oder  Lizenz 
vorgenommen  werden;  die  für  Minderjährige  erforderliche  väterliche  Zu- 
stimmung muss  hier  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  dem  Eheschliessungs- 
beamten mündlich  erklärt  werden  (Marr.Ord.  sect.  60). 

b)  Ermächtigt  zur  Civiltrauung  sind  die  Oberstandesbeamten 
(Superintendent  registrars)   der  einzelnen  Bezirke  (Marriage  districts). 

^)  Marr.Ord.  sect.  84,  45.  Der  Administrator  General  hat  zu  bescheinigen,  dass 
ein  ,,Act  of  Verweezing'^  erfolgt  oder  nicht  erforderlich  ist  (vgl.  die  ähnliche  Be- 
stiminang  in  §  1666  des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuches). 


666  Aaswärtige  Besitzungen  Orossbritanniens. 

Voranzugehen  hat  eine  Anmeldung  bei  denjenigen  Standesbeamten,  in 
deren  Bezirken  die  Verlobten  mindestens  seit  einer  Woche  gewohnt 
haben.  Der  Anmeldung  sind  eidesstattliche  Versicherungen  über  das 
Nichtbestehen  von  Ehehindemissen  und  gegebenen  Falls  die  schriftliche 
Einwilligung  des  Gewalthabers  sowie  das  Auseinandersetzungszeugniss 
beizufügen.  Die  Anmeldung  wii*d  in  das  sog.  Anmeldungsregist^r  (Notice 
Book)  eingetragen  und  ausserdem  durch  Aushang  ausserhalb  des  Standes- 
amtes an  einem  öffentlichen  Ort  21  Tage  lang  bekannt  gemacht.  Die 
Trauung  selbst  ist  vom  Oberstandesbeamten  in  seinem  Amtszimmer 
zwischen  10  Uhr  morgens  und  4  Uhr  nachmittags  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  vorzunehmen.  Die  Parteien  haben  dabei  die  übliche  Formel  zu 
sprechen  (siehe  oben  Seite  504  Anm.  1).  Nach  erfolgter  Giviltrauung  darf 
jeder  Prediger  ohne  weiteres  Aufgebot  die  Ehe  kirchlich  einsegnen. 

Jeder  geistliche  Eheschliessungsbeamte  hat  die  Trauung  in  sein 
Kirchenregister  einzutragen  und  innerhalb  10  Tagen  einen  Auszug  daraus 
dem  Standesbeamten  zu  übermitteln.  Sämmtliche  Eheschliessungen  der 
Kolonie  werden  in  ein  Generalregister  eingetragen,  dessen  Einsicht  jedem 
freisteht  (Marr.Ord.  sect.  55 — 68). 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Jeder  Ehemann  ist  verpflichtet,  seiner 
Ehefrau,  femer  allen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern,  welche  seine 
Frau  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  hatte,  bis  zur  Vollendung  des 
14.  Lebensjahres  oder  bis  zur  Auflösung  der  Ehe,  endlich  seinen  eigenen 
Kindern  bis  zur  Vollendung  des  14.  Lebensjahres  oder  der  etwa  erst 
später  eintretenden  Erwerbsf&higkeit  Unterhalt  zu  gewähren;  ebenso  ist 
jede  Wittwe  ihren  ehelichen  und  jede  Frau  ihren  unehelichen  Kindern 
gegenüber  unterhaltspflichtig.  Die  Vernachlässigung  der  Unterhaltspflicht 
wird  bestraft  (Poor  Relief  Ord.  1866  No.  2,  sect.  31  fE.  Laws  Bd.  I  S.  416). 

Hinsichtlich  des  Ehegüterrechts  gilt  die  römisch -holländische 
Gütergemeinschaft  (vgl.  „Kap  d.  g.  H."  Seite  606).  Ist  eine  Ehe  ohne 
die  erforderliche  Einwilligung  der  Eltern  oder  Voimünder  geschlossen, 
so  tritt  in  Bezug  auf  das  von  dem  Minderjährigen  eingebrachte  Ver- 
mögen keine  Gütei^emeinschaft  ein;  auch  können  alle  Eheverträge, 
soweit  sie  Bestimmungen  zu  Ungunsten  des  minderjährigen  Theiles  ent- 
halten, als  ungültig  angefochten  werden.  Anfechtungsberechtigt  ist  der- 
jenige, dessen  Einwilligung  übergangen  ist;  er  kann  auch  Sicherheits- 
massregeln für  das  von  den  Minderjährigen  eingebrachte  Vermögen  ver- 
langen (Marr.Ord.  sect.  68).  Weitere  Sondervorschriften  für  das  ehe- 
liche Güterrecht  fehlen. 

E.  UngfiltigkeitserkUrnng.  —  Ungültig  (void)  sind  alle  Ehen, 
welche  von  den  Parteien  wissentlich  an  einem  nicht  zulässigen  Orte 
(z.  B.  in  einer  nicht  eingetragenen  Kirche),  ohne  vorheriges  Aufgebot,  ohne 
Lizenz  oder  durch  eine  nicht  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  er- 
mächtigte Person  abgeschlossen  sind  (Marr.Ord.  sect.  67).  Bestimmungen 
über  die  Art  der  Ungültigkeitserklärung  fehlen.  Nach  Analogie  der 
englischen  Praxis  ist  anzunehmen,  dass  die  bezeichneten  Ehen  nichtig  sind 
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und  dass  daher  ihre  Ungültigkeit  von  jedem  Dritten  geltend  gemacht 
"werden  kann.^) 

F.  Ehescheidung  und  Trennung.  —  Es  gilt  römisch-holländisches 
Eecht  (vgl.  „Kap  d.  g.  H."  Seite  607).  Zuständig  für  Ehesachen  ist  die 
Civilabtheilung  des  Obergerichts  (Supreme  Court  in  his  civil  Jurisdiction). 

0.  Ehen  asiatischer  Einwanderer.  —  Das  Eherecht  der  asiatischen 
Einwanderer  ist  besonders  durch  die  Immigration  Ordinance  No.  18 
von  1891  geregelt.^  Es  wird  für  sie  ein  besonderes  Heirathsregister 
vom  „Einwanderungsagenten^  geführt,  in  das  auch  die  vor  der  Ein- 
wanderung geschlossenen  Ehen  eingetragen  werden.  Das  Mindestalter 
ist  für  Männer  15,  für  Frauen  13  Jahre;  Mädchen  unter  15  Jahren 
dürfen  nur  mit  Einwilligung  des  Vaters,  event.  der  Mutter  oder  des 
Agenten  heirathen.  Verboten  und  nichtig  sind  polygamische  Ehen.  Die 
Trauung  wird  durch  den  Friedensrichter  (magistrate),  bei  Christen  durch 
Geistliche  vorgenommen.  Durch  die  Eheschliessung  tritt  Gütergemein- 
schaft ein,  welche  aufgelöst  werden  kann,  sobald  die  eheliche  Gemein- 
schaft thatsächlich  aufhöii;.  Verlassenen  Ehegatten  (auch  Männern)  kann 
durch  „Piotection  Order"  das  Getrenntleben  gestattet  werden.  Die 
Scheidung  erfolgt  durch  den  Oberrichter  nach  freiem  Ermessen,  falls 
ein  Theil  durch  sein  Betragen  dazu  Anlass  gegeben  hat. 

5.  Britisch  Honduras. 

In  Honduras  ist  nach  Th.  IV  Kap.  VH  sect.  3  (Seite  15)  der  „Con- 
solidated Laws  of  the  Colonie  of  British  Honduras"  (Stevens  &  Sons 
1887),  in  Ermangelung  besonderer  Gesetze,  das  englische  gemeine 
Becht  anzuwenden;  alle  dies  Recht  abändernden,  in  England  erlassenen 
Gesetze  erlangen  ein  Jahr  nach  ihrer  Veröffentlichung  Geltung  für  Br. 
Honduras,  auch  wenn  ihre  Ausdehnung  auf  die  Kolonie  nicht  ausdrück- 
lich vorgesehen  ist.^  Demnach  sind,  unter  Verweisung  auf  die  Dar- 
stellung des  englischen  Eechtes  (S.  489  ff.),  hier  nur  die  in  der  Kolonie 
geltenden  Besonderheiten  hervorzuheben. 

Ausser  der  erwähnten  Gesetzsammlung  der  Consolidated  Laws 
kommt  noch  in  Betracht  die  Collection  of  the  Ordinances  passed 
by  the  Legislative  Council  of  Br.  Honduras  (printed  by  the  Government 
Press,  Belize),  alljährlich  ein  Heft. 

Wegen  der  Gesetzgebung  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  367. 

-  Zu  C.  Ehesehliessung :  Für  die  Form  der  Eheschliessung  ist 
die  Marriage  Ordinance  1889  nebst  Novellen  No.  1  von  1890  und  No.  18 


>)  Siehe  Grossbritannieix  Seite  517. 

*)  Laws  Band  IV,  Seite  1;  sect.  139—174  in  der  Fassung  der  Novelle  vom 
1.  November  1894. 

*)  Ausgeschlossen  von  der  Anwendung  in  Honduras  sind  nach  sect.  6  a.  a.  0. 
die  in  England  nur  für  einzelne  Stände  oder  Berufe  erlassenen  Gesetce,  insbesondere 
die  Handelsgesetze. 
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von  1900  massgebend.^)  Die  Traaung  erfolgt  durch  den  Geistlichen 
irgend  einer  Religionsgesellschaft,  sofern  sein  Name,  Amt  und  Wohnsitz 
im  Eolonial-Sekretariat  eingetragen  ist,  oder  durch  den  Bezirksrichter. 
Die  Namen  der  znr  Vornahme  von  Eheschliessungen  ermächtigten  Geist- 
lichen werden  alljährlich  veröffentlicht.  Vor  der  kirchlichen,  wie  vor 
der  Civiltrauung  ist  seitens  beider  Parteien  das  Nichtbestehen  von  Ehe- 
hindemissen  zu  versichern  (Marr.Ord.  1889  sect.  7,  Schema  B.)  Auch 
haben  im  Gegensatz  zum  englischen  Eecht  Minderjährige  dem  Geist- 
lichen oder  Bezirksrichter  die  Einwilligung  des  Vaters  (des  Vormundes, 
der  Mutter,  event.  des  Friedensrichters)  vorzulegen.  Ein  Aufgebot  ist 
nicht  vorgeschrieben.  Bei  der  Trauung  muss  seitens  jedes  der  Verlobten 
eine  deutliche  Erklärung  abgegeben  werden,  dass  er  den  anderen  Theil 
zum  Gatten  nehme;  im  Uebrigen  ist  die  Form  dem  Geistlichen  oder 
dem  Bezirksrichter  überlassen.  Alle  abgeschlossenen  Ehen  werden  in 
ein  beim  Kolonial-Sekretariat  geführten  Register  eingetragen  (Cons. 
Laws  c.  70  sect.  5,  Seite  606). 

Zu  D.  Wirkangen  der  Ehe:^  Es  gelten  folgende  Abweichungen 
vom  englischen  Ehegüterrecht:  Eine  Ehefrau,  deren  Ehe  vor  dem 
18.  August  1882  abgeschlossen  ist,  kann  gültige  Verträge  über  Grond- 
eigenthum  nur  mit  Einwilligung  des  Mannes  schliessen  und  muss  nach 
Abschluss  des  Vertrages  vor  dem  Richter  ausdrücklich  erklären,  dass  sie 
freiwillig  und  ohne  Zwang  gehandelt  hat;  diese  Formen  sind  nicht 
erforderlich,  wenn  es  sich  um  Sondergut  der  Frau  handelt  (Cons.  Laws 
c.  106  sect.  37,  Seite  837,  c.  107  sect.  5,  Seite  846).  Frauen  können 
vor  den  Bezirksgerichten  selbständig  auftreten,  klagen  und  verklagt 
werden.  Sie  bedürfen  jedoch  vor  dem  höchsten  Gerichtshof  eines  Bei- 
standes (next  friend),  sofern  sie  nicht  für  die  Kosten  Sicherheit  leisten 
(Cons.  Laws  c.  13  sect  69,  Seite  69,  c.  14  sect  17,  Seite  125). 

Zu  E.  UngOltigkeitserklSmiig :  Eine  Ehe  darf  auf  Grund  eines 
Irrthums  in  den  abgegebenen  Erklärungen  nicht  angefochten  werden,  so- 
fern die  Identität  der  Parteien  feststeht  (Marr.Ord.  1889  sect  12). 

Es  hat  femer  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  keinen  Einfluss,  dass  der 
Geistliche,  der  sie  abgeschlossen  hat,  nicht  ordnungsmässig  eingetragen 
war,  oder  dass  die  als  ermächtigt  eingetragene  Person  zur  Zeit  der  Vor- 
nahme der  Eheschliessung  kein  geistliches  Amt  mehi*  bekleidete  (M.O. 


1)  Ordiiuuices  1889  8.  41,  1890  S.  1,  1900  S.  43.  ~  We^en  der  lUrr.Ord.  1900, 
durch  welche  die  FormTorschriften  über  Zeit  und  Ort  der  Trauungen  ausser  Kraft 
gesetst  sind,  Tgl.  auch  Journ.  Comp.  Leg.  1901  S.  414. 

*)  Hinsichtlich  der  persönlichen  Verhaltnisse  der  Gatten  ist  folgende  Eigvnthüm* 
lichkeit  bemerkenswerth :  Nach  dem  Criminal  Code  sect.  54  (Cons.  Laws  Seite  261) 
bleiben  einfache  Körperrerletzungen  unter  Eheleuten  straflos,  sofern  der  Verletzte  vor- 
her seine  Einwilligung  snr  Anwendung  von  Gewalt  ertheilt  hat.  Ist  eine  solche  Ein- 
willigung von  einer  Ehefrau  gegenüber  ihrem  Ehemann  abgegeben,  so  kann  sie 
während  bestehender  Ehe  nicht  widerrufen  werden ;  der  Ehemann  kann  also  ein  vertrag- 
liches Becht  aof  Misshandlung  seiner  Frau  erwerben.  Vgl.  auch  oben  „Goldküste'' 
Seite  627  Anm.  1. 
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1889  sect.  19,  Ord.  1900  No.  18).    Im  Uebrigen  vgl.  Grossbritamüen 
S.  517ff. 

Zu  F.  Ehetrennimg  und  Scheidung :  Die  Married  Womens  Sommary 
Jurisdiction  Ord.  No.  6  von  1897^)  giebt  im  Wesentlichen  die  Be- 
stimmungen der  englischen  Sommary  Jurisdiction  Act.  1895*)  wieder; 
der  Neuerlass  ist  erfolgt,  weil  die  örtlichen  Verhältnisse  kleine  Ab- 
änderungen des  englischen  Gesetzes  erheischten. 

6.  FalklancLs-IiiBeln. 

Gesetzsammlung:  Laws  and  Ordinances  of  the  Falkland 
Islands,  etc.  to  the  year  1884  mit  Register  (Erscheinungsort  nicht  an- 
gegeben); im  Uebrigen  nur  einzeln  amtlich  ohne  Pagminmg  oder  Zu- 
sammenstellung von  Jahrgängen. ")  Die  Inseln  sind  durch  Patent  vom 
25.  Februar  1842  zur  englischen  Kolonie  erklärt;  es  gilt  das  englische 
Eecht  vom  1.  Januar  1850.*)  Wegen  der  Gesetzgebung  vgl.  Joum. 
Comp.  Leg.  1900  Seite  115.  Das  Eherecht  ist  in  der  Marriage  Ord. 
1858  No.  1  mit  Aenderungen  der  Ord.  1881  No.  3  (Laws  Seite  46  und 
102)  geregelt. 

Minderjährige  bedürfen  zur  Eheschliessung  der  Einwilligimg  des 
Vaters,  des  Vormundes  oder  des  vom  Friedensrichter  besonders  dazu 
bestellten  Pflegers;  die  Mutter  ist  nicht  konsensberechtigt.  Die  Ehe- 
schliessung erfolgt  durch  kirchliche  oder  Civiltrauung.  Kirchliche 
Trauungen,  welche  nicht  nach  dem  Situs  der  englischen  Landeskirche 
vorgenommen  sind,  haben  nur  Gültigkeit,  wenn  der  Name  des  trauenden 
Geistlichen  vom  Gouverneur  in  die  dazu  bestimmte  liste  eingetragen 
war.  Der  kirchlichen  Trauung  hat  ein  Aufgebot  an  drei  aufeinander 
folgenden  Sonntagen  voranzugehen.  Aufgebot  und  Trauung  dürfen  nur  in 
eingetragenen  Kirchen  (vgl.  Grossbritannien  S.  503)  erfolgen.  Die  Civil- 
trauung wird  durch  den  Standesbeamten  in  dessen  Amtszimmer  in  der 
Zeit  zwischen  8  und  12  Uhr  Vormittags  vorgenommen,  die  Form  ent- 
spricht der  englischen  (siehe  Grossbritannien  Seite  504).  Die  beabsichtigte 
Eheschliessung  ist  drei  Wochen  vorher  anzumelden;  ist  kein  Widerspruch 
erhoben,  so  kann  auf  Grund  eines  darüber  ausgestellten  Zeugnisses  auch 
die  kirchliche  Trauung  ohne  Aufgebot  vorgenommen  werden.  Ab- 
geschlossene Ehen  sind  in  das  Eheregister  einzutragen  (Ord.  1853  No.  12, 
Laws  Seite  35;  Ord.  1873  No.  1,  Laws  Seite  76). 

Das  Ehegüterrecht  ist  durch  die  Marriage  Womens  Ord.  1889 
nach  dem  Muster  des  englischen  Gesetzes  von  1883  geregelt  (siehe 
Grossbritannien  S.  514).  Das  Ehescheidungsrecht  ist  durch  die  Matri- 
monial Causes  Act  1886  No.  4  mit  Novellen  vom  28.  September  1899 


1)  Ord.  1897  Seite  15.  —  Vgl.  Joam.  C<Mnp.  Leg.  1899  S.  161. 
^  58  &  59  Yict.  c.  39,  siehe  Qrossbritanmen  Seite  524. 

')  Eine  handschriftliche  chronologische  Liste  der  Verordnungen  befindet  sich  in 
<dflr  Bibliothek  des  Kolonialaintes  in  London. 

*)  Administration  of  Justice  Ord.  1853  No.  10  sect.  47,  LawB  p.  14. 


Auswärtige  Besitzungen  Grossbritsnniens. 


^^    ^..  ^  't'a  l^-»I,  das  Verfahren  durch  Verordnung  von  1876  No.  2 
.tu.  Hf^rit  Sriiatzbeschlüsse  in  Frage  kommen,  durch  Verordnung  1888 

7.  Westindien. 

a)  Bahama-inseln. 

iu  SiBleitimg,  Quellen,  Literatur.  —  The  Statute  Law  of  the 
rxjLtuunas^  in  force  to  62  Vict.  c.  33  (incl.  1899)  zusammengestellt  von 
Sir  Qnnond  Drimmie  Malcolm,  London,  Eyre  and  Spottiswoode  1901; 
renter  einzeln  in  der  Official  Glazette;  alljährlich  ein  Band. 

Durch  das  G^etz  40  Geo.  m  c.  2^)  ist  das  gemeine  englische 
Recht  von  1799  in  der  Kolonie  für  anwendbar  erklärt;  seitdem  ist  die 
Geltung  einzelner  englischer  Gesetze  auf  Bahama  ausgedehnt  worden,  es 
befinden  sich  darunter  aber  keine  das  Eherecht  betreffenden.  Für  das 
Eherecht  kommen  folgende  Lokalgesetze  in  Betracht  (welche  im  Folgen- 
den nur  mit  der  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffer  citirt  sind): 
I.  2  Vict.  c.  13  vom  14.  Februar  1839,  betreffend  die  kirchliche 

Eheschliessung.    Stat.  Law,  Seite  465; 
n.  5  Vict.  c.  19  vom  3.  März  1842,   betreffend   die  Civiltrauung. 

St  L.  Seite  473; 
m.  29  Vict  c.  37  vom  11.  Mai  1866,  Novelle  zu  II,  St  L.  Seit^  474; 
IV.  37  Vict  c.  20  vom  25.  April  1874.    St.  L.  Seite  475,  Novelle 

zu  I; 
V.  38  Vict  c.  3  vom  17.  März  1875.  St.  L.  Seite  476,  Novelle  zu  I; 
VI.  59  Vict  c.  10  vom  20.  März  1896,  betreffend  die  Stunden  der 

Trauungen.    St  L.  Seite  476; 
Vn.  25  Vict  c.  15  vom  29.  April  1862,  betreffend  die  Register.    St 

L.  Seite  420; 
Vm.  47  Vict  c.  22  vom  14.  Mai  1884,  betreffend  das  EhegüteiTecht 
St  L.  Seite  205; 
IX.  58  Vict  c.  16  vom  26.  April  1895.    St  L.  Seite  211  und 
X.  60  Vict  c.  11  vom  14.  April  1897  ebenda,  Novellen  zu  Vni; 
XI.  51  Geo.  m.  c.  15   vom  28.  Dezember  1810,  betreffend  Land- 
abtretungen von  Eheleuten.    St.  L.  Seite  200; 
XII.  17  Vict  c.  11  vom   11.  März  1854.   St.  L.  Seite  201,  Novelle 

zu  XI; 
Xni.  36  Vict  c.  9  vom  14.  März  1873,  betreffend  Wittwentheil  (Dower). 

St  L.  Seite  202; 
XIV.  56  Vict  c.  15  vom  7.  Juni  1893.    St  L.  Seite  204  und 
XV.  61  Vict.  c.  7  vom  27.  Januar  1898.    St  L.  Seite  205,  Novellen 

zu  xni; 

XVI.  42  Vict  c.  6,  Divorce  and  Matrimonial  Causes  Act  vom  11.  März 
1879.    St  L.  Seite  116; 

^)  Stat.  Law  Seite  1.    An  Act  to  declare  how  mach  of  the  laws  of  England  are 
practicable  within  the  Bahama  Islands. 
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XVn.  59  Vict.  c.  26,  Supreme  Court  Act  vom  30.  April  1896.    St.  L. 
Seite  123,  behandelt  in  sect.  35  das  Verfahren  in  Ehesachen. 

B.  Verlöbnis».  —  Das  Eheversprechen  ist  ein  civilrechtlicher  Ver- 
trag, dessen  Verletzung  schadensersatzpflichtig  macht.  Der  auf  Bruch 
des  Eheversprechens  gestützten  Klage  darf  aber  nur  stattgegeben  werden, 
wenn  sie  ausser  auf  das  eigene  Zeugniss  des  Klägers  oder  der  Klägerin 
noch  auf  andere  Beweismittel  gestützt  ist  (35  Vict.  c.  6,  Evidence  Act 
vom  14.  März  1872,  sect.  7,  St.  L.  Seite  214). 

G.  Eheschllessoiig,  —  In  Bezug  auf  die  materiellen  Voraus- 
setzungen der  Willenserklärungen,  die  Ehehindemisse  und  Eheverbote 
gilt  in  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  englisches  gemeines  Recht. 
Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  die  Civiltrauung. 
Ermächtigt  zur  Vornahme  von  kirchlichen  Trauungen  sind  alle 
ordinirten  oder  sonst  ordnungsmässig  bestellten  GeistUchen  der  englischen 
Landeskirche,  die  Presbyterianer  (Ges.  I  u.  IV),  sowie  die  besonders  vom 
Gouverneur  zugelassenen  Geistlichen  anderer  Religionsgemeinschaften 
(Ges.  V).  Der  Trauung  hat  ein  Aufgebot  an  drei  aufeinander  folgenden 
Sonntagen  in  denjenigen  Kirchen  vorauszugehen,  in  deren  Bezirken  beide 
Theile  wohnen.  Vom  Aufgebote  kann  durch  Lizenz  des  Gouverneurs  dis- 
pensirt  werden  (I  sect.  1,  5).  Die  Civiltrauung  erfolgt  durch  die  vom 
Gouverneur  ernannten  Standesbeamten  (Maniage  Officers)^)  nach  vor- 
heriger Anmeldung.  Für  die  Trauung  Minderjähriger  braucht  die  Ein- 
willigung der  Eltern  oder  des  Vormundes  nicht  nachgewiesen  zu  werden, 
nur  im  Falle  ihres  Widerspruchs  darf  die  Trauung  nicht  stattfinden. 
Alle  Eheschliessungen,  kirchliche  wie  civile,  müssen  in  der  Zeit  von 
6  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends  vorgenommen  werden  (Ges.  VI).  Sie 
sind  in  die  Kirchen-  und  Standesamtsregister  einzutragen;  die  Ein- 
tragungen werden  in  einem  Generalregister  gesanmielt. 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Hinsichtlich  der  allgemeinen,  persön- 
lichen Verhältnisse  gilt  in  Ermangelung  von  Spezialbestimmungen  eng- 
lisches gemeines  Recht  (siehe  Grossbritannien  S.  607).  Das  eheliche 
Güterrecht  ist  durch  die  Gesetze  VIU,  IX,  X  dem  englischen  angepasst 
(siehe  Grossbritannien  S.  510).  Die  besonderen  Formvorschriften  für 
Willenserklärungen  von  Ehefrauen  sind  nur  noch  für  diejenigen  Verträge 
praktisch,  in  welchen  sich  die  Eheleute  gemeinschaftlich  Dritten  gegen- 
über verpflichten;  solche  Verträge  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  eines 
nachträglich  vor  dem  Richter  abzugebenden  Anerkenntnisses  der  Ehefrau 
(Ges.  XI,  XII).  Erschwerte  Formen  gelten  auch  für  den  Verzicht  der 
Frau  auf  das  ihr  nach  englischem  gemeinen  Recht  zufallende  Wittwen- 
theü  (Dower;  Ges.  Xm  bis  XV). 

E.  Ungfiltigkeltserklftrimg.  —  Besondere  Bestimmungen  über 
Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  von  Ehen  fehlen,  dagegen  ist  eine  Anzahl 


^)  Ges.  n.    Ein  Formfehler  in  der  Ernennung  hat   auf  die  Gültigkeit  der  von 
dem  Standesbeamten  abgeschlossenen  Ehe  keinen  Einfluss  (Ges.  IXI). 
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von  Spezialgesetzen  ergangen,  welche  Ehen,  deren  Bechtsgültigkeit 
zweifelhaft  erschien,  für  gültig  erklären.^) 

F.  Ehescheidimg  und  Trennung.  —  Die  Scheidnngs-  und  Trennnngs- 
gründe  sind  die  durch  das  englische  Becht  zugelassenen  (XVI  sect  8,  9: 
siehe  Grossbritannien  S.  624).  Die  Wirkung  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  kann  auch  in  abgekürztem  Verfahren  durch  Schutzbeschln^ 
(Protection  Order)  erreicht  werden,  der  auf  Antrag  der  Frau  erlassen 
wird,  wenn  der  Mann  sich  ihr  gegenüber  einer  Körperverletzung  schuldig 
gemacht  hat  (XVI  sect.  13).  In  dem  Beschluss  können  dem  Ehemann 
wöchentliche  Unterhaltszahlungen  auferlegt,  der  Frau  kann  die  Sorge 
für  die  Kinder  unter  10  Jahren  übertragen  werden.  Der  Antrag  der 
Frau  ist  abzuweisen,  wenn  sie  sich  eines  nicht  verziehenen  Ehebruchs 
schuldig  gemacht  hat.  Nach  der  Trennung  hat  die  Frau  die  Rechte 
und  Pflichten  einer  unverheiratheten.  Vgl.  im  Uebrigen  Grossbritannien 
S.  528. 

0.  Verfahren  In  Ehesachen.  —  Zust&ndig  für  alle  Ehestreitigkeiten 
ist  das  Obergericht  (Supreme  Court)  und  zwar  insoweit,  als  in  England 
der  Court  for  probate,  divorce  and  matrimonial  causes  zuständig  w&re 
(XVn  sect.  35).  Das  Verfahren  ist  dem  englischen  nachgebildet.  Es 
ergeht  zunächst  ein  bedingtes  Urtheil  (decree  nisi),  das  nach  einer  ge- 
wissen Frist  für  endgültig  erklärt  wird.  Beim  Vorliegen  von  Kollusion 
kann  der  Staatsanwalt  einschreiten  (XVI  sect.  43).  Vgl.  im  Uebrigen 
Grossbritannien  S.  529. 

b)  Barbados. 

Die  Kolonie  ist  durch  englische  Ansiedelungen  etwa  1624  begründet; 
sie  wurde  bis  1880  zu  den  Windwardsinsehi  gerechnet  und  gilt  seitdem 
als  Theil  von  Westindien.  Es  kommt  das  englisehe  gemeine  Recht  zor 
Anwendung;  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1900  S.  102.  Deshalb  werden  hier, 
unter  Verweisung  auf  die  Darstellung  über  Grossbritannien  (S.  489  fL), 
nur  die  für  Barbados  geltenden  Besonderheiten  hervorgehoben. 

Eine  Sammlung  der  Gesetze  ist  erschienen  unter  dem  Titel:  Laws 
of  Barbados,  revised  and  Consolidated  1867  No.  1  bis  1894  No.  1, 
Barbados,  T.  E.  King  &  Co.,  1893—1894,  3  Bände  mit  Register.  Dazu 
bisher:  Ergänzungsbände  IV  1894—1900  und  V 1900—1902,  Barbados, 
V.  Gale. 

Das  Verlöbniss  ist  wie  nach  englischem  Eecht  ein  Vertrag,  dessen 
Verletzung  schadensersatzpflichtig  macht^ 

Die  Eheschliessung  ist  durch  Marriage  Act  1891  No.  15  (Laws 
Bd.  n  S.  468)  nach  englischem  Muster  geregelt,  ebenso  die  Eintragung 
der  geschlossenen  Ehen  durch  die  ßegistration  of  Baptism,  Marriage  etc. 

^)  Das  erste  dieser  Gesetze  erschien  schon  vor  Regelung  des  Eherechts:  1  Vict 
e.  4  Tom  31.  Oktober  1887,  St.  L.  S.  464;  sodann  18  Vict.  c.  2  vom  23.  Augiut  1849. 
St.  L.  S.  474  und  Ges.  IIl. 

*)  Erwähnt  im  Petty  Debt  Act  1890  No.  39  sect.  24  (Laws  Bd.  11  S.  285).  Ueber 
die  Zuständigkeit  vgl.  Assistant  Court  of  Appeal  Act  1891  sect.  7  (a.  a.  O.  Bd.  11  S.  343). 
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Act  1891  No.  19  (Laws  Bd.  11  S.  485).  —  Männer,  welche  durch  Noth- 
ziicht,  Verführung,  Gewalt  oder  Betrug  die  Heirath  mit  einer  Minder- 
jährigen gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  herbeiführen,  werden  nach  dem 
Strafgesetz  1868  No.  5  sect.  43  (Laws  Bd.  I  S.  204)  mit  Zuchthaus  und 
dem. Verlust  aller  Etwaigen  Rechte  am  Frauenvermögen  bestraft. 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Der  Mann  ist  verpflichtet,  seiner  Frau, 
seinen  Kindern,  sowie  allen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  seiner 
Frau  Unterhalt  zu  gewähren.  Die  Unterhaltsverweigerung  wird  be- 
straft.^) 

Das  Ehegüterrecht  ist  durch  die  Married  Womens  Property  Act 
1891  No.  33  (Laws  Bd.  11  S.  556)  geregelt.  Jede  seit  dem  20.  März  1885 
verheirathete  Frau  gilt  als  Alleineigenthümerin  ihres  eingebrachten  und 
des  seitdem  eiworbenen  Gutes,  doch  hat  der  Ehemann  daran  ein  Ver- 
waltungsrecht. Die  Ehefrau  kann  Verträge  über  Immobilien  nur  mit 
Genehmigung  des  Mannes  abschliessen  und  muss  alle  mit  dem  Mann 
gemeinschaftlich  abgeschlossenen  Verträge  nachträglich  vor  dem  Richter 
anerkennen.*)  Der  Ehemann  kann  durch  einfachen  Widerspruch  die  Frau 
an  der  Abhebung  des  bei  Banken  auf  ihren  Namen  hinterlegten  Gutes 
hindern  und  sie  zum  Beweis  ihres  Eigenthums  daran  zwingen.*) 

Ehescheidung  ist  nicht  vorgesehen;  ebenso  nicht  eine  gericht- 
liche Trennung  aus  den  Gründen  des  englischen  Rechts.  Die  Wirkung 
der  Trennung  wird  nur  durch  den  Erlass  eines  Schutzbeschlusses  (Pro- 
tection Order)  herbeigeführt,  der  auf  Antrag  einer  eheverlassenen  Frau 
ergeht,  sofern  sie  sich  nicht  eines  nicht  verziehenen  Ehebruchs  schuldig 
gemacht  hat.*)  Der  Ehemann  kann  zu  wöchentlicher  Unterhaltszahlung 
bis  zu  2  .^^^  verurtheilt  werden;  er  verliert  seine  etwaigen  Rechte  am 
Frauengut. 

c)  Jamaica. 

A.  Quellen,  Literatur.  —  In  Jamaica  gilt  seit  1655  engÜBches 
gemeines  Recht;  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  161.    Gesetzsamm- 
lung: Laws  of  the  Island  of  Jamaica,  revised  to  1888  12  Bände, 
Hva  chronologisch  geordnet,  Jamaica,  Dr.  Cordova  &  Co.,  1889.   Femer  einzeln: 

Acts  and  Laws  of  Jamaica,  Government  Print.  Establish.,  alljährlich 
1  Band.  Ein  Index  der  Gesetze  bis  zum  Jahre  1892  ist  von  W.  Brand- 
ford Griffith  herausgegeben.  —  Das  Eherecht  ist  durch  Marriage  Law 
vom  2.  Juni  1897  No.  25  und  Novelle  vom  12.  Juli  1899  No.  26  für 
Jamaica  und  die  Cayman-Inseln  geregelt. 
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1)  Ges.  vom  7.  Januar  1840  No.  1  (Laws  Bd.  I  S.  16),  Poor  and  Bastardy  Act 
1890  No.  8  sect.  6  (Laws  Bd.  11  S.  136). 

«)  Settled  Estated  Act  1878  No.  5  sect.  47—49  (Laws  Bd.  II  S.  374).    Property 
and  Gonveyancying  Act  1891  No.  25  (Laws  Bd.  11  S.  538)  und   1891  No.  41  sect.  34 
-  (Laws  Bd.  m  S.  15). 

^^  «)  Saving  Bank  Act  1890  No.  38  sect.  34  (Laws  Bd.  11  S.  234). 

«)  Marr.  Wom.  Prop.  Acts  1891  No.  33  sect.  1  ff.  (Laws  Bd.  11  S.  556)  und  1900 
No.  13;  YgL  Joum.  Comp.  Leg.  1901  S.  426. 
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B.  Yerlobniss.  —  Die  Entscheidung  von  Schadensersatzklagen,  welche 
auf  den  Brach  des  Eheversprechens  gestützt  sind,  erfolgt  durch  eine  Jury 
(Ges.  1887  No.  43  sect.  161 ;  Laws  Bd.  XI  S.  279).  Die  Parteien  können 
als  Zeugen  gehört  werden,  der  Erläge  darf  aber  nur  stattgegeben  werden, 
wenn  das  Zeugniss  des  Klägers  durch  andere  Beweismittel  unterstützt 
wird  (Ges.  1877  No.  3  sect.  2;  Laws  Bd.  VII  S.  367). 

C.  EheseUiessnng.  —  Minderjährige  (unter  21  Jahren)  bedürfen 
zur  Eingehung  der  Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters,  ev.  des  Vormundes, 
ev.  der  nicht  wiederverheiratheten  Mutter;  die  fehlende  Einwilligung 
kann  durch  das  Obergericht  ersetzt  werden.  Mangel  der  Einwilligung 
der  Eonsensberechtigten  macht  die  Ehe  nicht  ungültig;  doch  kann  auf 
Antrag  des  Staatsanwalts  Vermögenssicherung  zu  Gunsten  des  minder- 
jährigen Theiles  oder  der  Kinder  beantragt  werden. 

Die  Trauung  ist  entweder  als  kirchliche  dmch  einen  vom 
Gouverneur  zum  Eheschliessungsbeamten  bestellten  Geistlichen  oder  als 
bürgerliche  durch  den  Standesbeamten  zu  vollziehen;  sie  darf  nur 
erfolgen,  nachdem  entweder  ein  Zeugniss  des  Eheschliessungsbeamten 
über  erfolgtes  kirchliches  Aufgebot  oder  des  Standesbeamten  über  die 
Anmeldung  ausgestellt  oder  duixh  Lizenz  des  Gouverneurs  Dispens 
ertheilt  ist.  Das  Aufgebot  erfolgt  an  drei  aufeinandei*folgendeu  Sonn- 
tagen (bei  Juden :  Sonnabenden)  in  den  für  beide  Brautleute  zuständigen 
Kirchengemeinden  und  durch  Aushang  daselbst;  das  Zeugniss  des  Standes- 
beamten wird  14  Tage  nach  der  Eintragung  in  das  Anmelduugsbuch 
und  deren  Aushang  ertheilt.  Beim  Gesuch  um  Lizenzertheilung  ist  das 
Nichtbestehen  von  Ehehindernissen  und  das  Vorhandensein  des  etwa  er- 
forderlichen Konsenses  zu  versichern  (Marr.  Law  1897  No.  25  sect.  1  ff.). 
Bei  jeder  Trauung  ist  die  Gegenwart  zweier  Zeugen  erforderlich,  die 
Verlobten  müssen  deutlich  erklären,  dass  sie  einander  zu  Gatten  nehmen, 
im  Uebrigen  ist  die  Form  dem  Geistlichen  oder  Standesbeamten  zu 
überlassen. 

Die  Eheschliessung  articulo  mortis  kann,  wenn  ein  Theil  im 
Sterben  liegt,  ohne  Zeugniss  oder  Aufgebot  erfolgen;  die  für  Minder- 
jährige erforderliche  elterliche  Zustimmung  ist  mündlich  zu  ertheilen. 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Die  Marriage  Womens  Property  Law 
1886  No.  21  (Laws  Bd.  XI  S.  28)  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  gleich- 
namigen englischen  Gesetz  von  1882  überein  (siehe  Grossbritannien  S.  512, 
514).  Nach  der  Novelle  1895  No.  14  haftet,  entsprechend  dem  englischen 
Gesetz  von  1893,  eine  Ehefrau  im  Zweifel  stets  mit  ihrem  Sondergut. 

E.  Ungültigkeitserklärung.  —  Nichtigkeit  der  Ehe  liegt  vor:  wenn 
ein  Theil  zur  Zeit  der  Abschliessung  noch  gültig  verheirathet  war;  wenn 
die  Verlobten  in  ehehindemder  Verwandtschaft  stehen;  wenn  keine  gültige 
Willenseinigung  vorhanden  war;  wenn  die  Ehe  durch  Zwang  oder  während 
vorübergehender  Unzurechnungsfähigkeit  eines  Theiles  herbeigeführt  oder 
ein  Theil  dauernd  geisteskrank  ist  (Divorce  Law  1879  No.  14  sect.  3,  7; 
Laws  Bd.  Vlll  S.  249).  Wegen  Formmangels  ist  eine  Ehe  nichtig,  wenn 
die  Verlobten  sich  wissentlich  durch  eine  nicht  dazu  ermächtigte  Pei'son 
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oder  nicht  in  Anwesenheit  zweier  Zieugen  haben  trauen  lassen;  sonst 
aber  dürfen  Ehen  wegen  einer  Unregelmässigkeit  der  Form  nicht  für 
ungültig  erklärt  werden.^)  Die  Nichtigkeit  kann  durch  Klage  geltend 
gemacht  werden. 

F.  Ehetrennnng  und  Scheidung.  —  Die  durch  die  Divorce  Law 
1879  No.  14  sect.  14 ff.  (Laws  Bd.  Vm  S.  249)  vorgesehenen  Ehescheidungs- 
und Trennungsgründe  stimmen  mit  den  durch  das  englische  Recht  zu- 
gelassenen überein  (siehe  Grossbritannien  S.  521).  Die  auf  Ehebruch  ge- 
stützte Klage  ist  abzuweisen,  wenn  der  Ehebruch  mit  Wissen  und  Willen 
des  andern  Theiles  begangen  oder  nachträglich  vergeben  ist,  sowie  im 
Falle  der  Kollusion;  die  Klage  kann  abgewiesen  werden,  wenn  der  Kläger 
sich  selbst  eines  Ehebruchs  schuldig  gemacht,  wenn  er  durch  sein  eigenes 
Betragen  den  Ehebruch  des  andern  Theils  veranlasst,  ferner  wemi  er  die 
Klageanstellung  unverhältnissmässig  lange  verzögert  hat.  Nach  der 
Trennung  gilt  die  Ehefrau  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  als  Einzel- 
frau (feme  sole). 

0.  Yerfahren  in  Ehesaehen.  —  Zuständig  für  alle  Ehestreitigkeiten 
(Scheidungs-,  Trennungs-,  Nichtigkeitsklagen)  ist  das  Obergericht  (Supreme 
Court).  Das  Verfahren  ist  nach  englischem  Muster  geregelt.  Das  persön- 
liche Erscheinen  und  Kreuzverhör  der  Parteien  kann  angeordnet  werden. 
Auf  Ehebruch  bezügliche  Fragen  brauchen  nicht  beantwortet  zu  werden. 
Zeugen  sind  möglichst  vor  dem  erkennenden  Gerichte  zu  vernehmen 
(Divorce  Law  sect.  30  ff.).    Im  Uebrigen  siehe  Grossbritannien  S.  529 ff. 

H.  Das  Eherecht  der  Indischen  Einwanderer  ist  durch  die  Indian 
Immigrants  Marriage  Divorce  and  Succession  Act  vom  21.  Mai  1896 
No.  22*)  nebst  Novelle  1897  No.  13  geregelt.  Die  Ehen  werden  in  ein  vom 
Einwanderungs-Protektor  geführtes  Register  eingetragen.  Das  Mindest- 
alter ist  für  Männer  15,  für  Frauen  13  Jahre.  Verboten  und  nichtig 
sind  polygamische  Ehen,  ferner  die  Ehen  zwischen  Verwandten  in 
auf-  und  absteigender  Linie,  zwischen  Geschwistern  und  Halbgeschwistern. 
Die  Eheschliessung  erfolgt  durch  den  Friedensrichter  (resident  magistrate) 
auf  Grund  eines  vom  Einwanderungs-Protektor  ausgestellten  Erlaubniss- 
scheins. Einwandernde  Indier  christlicher  Religion  können  kirchlich  ge- 
traut werden.  Die  Scheidung  erfolgt  nach  einem  Vorverfahren,  das 
vor  dem  Friedensrichter  stattzufinden  hat,  durch  den  Oberrichter  (Chief 
justice),  sofern  diesem  die  vorgebrachten  Gründe  ausreichend  erscheinen. 
Die  Scheidung  ist  in  das  Register  einzutragen. 

d)  Cayman-Inseln. 

Die  Cayman-Inseln  stehen  unter  der  Verwaltung  des  Gouverneurs 
von  Jamaica;  die  meisten  Verordnungen  dieser  Kolonie  sind  für  sie  an- 


1)  Marriage  Law  1897  No.  25  sect.  6,  7. 

^  Vgl.  darüber  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  144. 
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wendbar.     Das  Eherecht  von  Jamaica^)  ist  durch  Ord.  12  von  1885 
(Jamaica  Laws  Band  X  S.  285)  auf  die  Inselgruppe  ausgedehnt 

e)  TOrks-  und  Caicos-Inseln. 

Diese  Inselgruppen  sind  1848  von  den  Bahama-Inseln  abgetrennt 
und  gleichfalls  unter  die  Verwaltung  des  Gouverneurs  von  Jamaica  ge- 
stellt. Es  gelten  die  vor  1848  für  die  Bahama-Inseln  erlassenen  Gesetze, 
die  seitdem  ergangenen  Lokalverordnungen  und  diejenigen  Verordnungen 
von  Jamaica,  in  denen  die  Anwendbarkeit  für  die  Inseln  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist.^  Die  zuletzt  veranstaltete  Gesammtansgabe:  Laws 
of  the  Turks  and  Caicos  Islands,  collected  by  A.  J.  Duncombe, 
London  1862,  ist  grösstentheils  veraltet. 

Das  Eherecht  schliesst  sich  demjenigen  Jamaicas  an.  Durch  Lokal- 
verordnung für  die  Inseln,  No.  10  von  1873,  ist  der  Gouverneur  er- 
mächtigt, Standesbeamte  zu  ernennen,  welche  allein  Civilehen  abschliessen 
dürfen.  Die  zahlreichen  entgegen  dieser  Bestimmung  von  dem  nicht  so 
bestellten  „Assistant  Conmiissioner"  abgeschlossenen  Ehen  sind  dnrch 
Ordinance  No.  3  von  1900  für  gültig  erklärt  worden.^  Zuständig  für 
Ehesachen  ist  das  Obergericht  von  Jamaica  (Jamaica  Laws  Band  IX. 
1881  S.  297).    Im  übrigen  vgl.  oben  S.  675  G. 

f)  Trinidad. 

A.  Einleitimg,  Quellen,  Literatur.  —  Die  1448  von  Columbus  ent- 
deckte Insel  stand  bis  1797  unter  spanischer  Hen-schaft,  wui'de  dami  von 
den  Engländern  erobert  und  diesen  endgültig  1802  im  Frieden  von  Amiens 
übereignet.  Durch  Proklamation  vom  19.  Juni  1813  wurde  die  Bei- 
behaltung des  spanischen  Rechts  angeordnet,  an  dessen  Stelle  durch  die 
Verordnung  1848  No.  4  sect.  3  im  Allgemeinen  das  englische  gemeine 
Recht  eingeführt  wurde.  Auf  Grund  des  englischen  Gesetzes  50  &  61 
Vict.  c.  44  wurden  Trinidad  und  Tobago  durch  Order  in  Council  vom 
17.  November  1888  unter  gemeinsame  Verwaltung  vereinigt. 

Gesetzsammlung:  Laws  of  Trinidad,  revised  edition  1832  bis 
1882,  revised  and  compiled  by  D.  L.  Garcia,  London,  Waterlow  &  Sons, 
Ltd.,  1883/84,  5  Bände.  Femer  Trinidad  Ordinances,  Port  ofSpain, 
Govem.  Print.  Office,  alljährlich  ein  Band;  ein  amtlicher  Index  der 
Gesetze  ist  bis  1892  fortgeführt 

Das  Eherecht  ist  durch  folgende  Gesetze  geregelt  (welche  im  Folgen- 
den nur  mit  der  ihnen  hier  beigegebenen  Ziffer  citirt  werden): 

I.  Ord.  vom  1.  August  1863  No.  10,  betreffend  Gültigkeitserklärung 
einzelner  Ehen  (Laws,  Band  n  S.  323); 


^)  Siehe  yorstehend  zu  c. 

*)  Golonial  Office  List  1902  S.  311/ 

")  Vgl.  Joarn.  Comp.  Leg.  1901  8.418. 
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n.  Ord.  von  demselben  Tage  No.  11,  betreffend  die  Form  der  Ehe- 
schliessung (Laws  Band  11,  S.  324);  nebst 
na.  Novelle  vom  1.  Januar  1865  No.  13  (Laws  Band  II  S.  401); 
m.  Ord.  vom   5.  Juni  1893  No.  17,  betreffend  Eintragung  der  für 

Trauungen  zugelassenen  Gebäude  (Ord.  1893  S.  110); 
IV.  Ord.  1847  No.  13,  betreffend  Geburts-,  Ehe-  und  Sterberegister 

(Laws  Band  I  S.  277),  nebst 
IVa.  Novelle  1895  No.  27; 
V.  Married  Womens    Property    Ordinance    vom    1.   Oktober    1884 

No.  16. 
VI.  Ord.  von  1855  No.  21,  betreffend  Rechtsgeschäfte  der  Ehefrauen 
(Laws  Band  II  S.  101),  nebst 
Via.  Aenderung  durch  Ord.  vom  20.  April  1858  No.  10  (Laws  Band  II 

S.  170): 
VII.  Ord.  vom   23.  Dezember  1895   No.  44,  betreffend  Grundbesitz, 

sect.  70; 
Vni.  Ord.  vom  2.  März  1863  No.  4,  betreffend  eheverlassene  Frauen, 
(Laws  Bd.  n  S.  315); 
IX.  Ord.  vom  7.  Dezember  1891   No.  23,   J)etreft'end   die   Ehe   und 

Scheidung  indischer  Einwanderer  (Ord.  1891  S.  119). 
Literatur:  Vgl.  Clark  S.  305;  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  291. 

B.  Yerlöbniss.  —  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  gilt 
englisches  Recht. 

C.  Ehescliliessnng.  —  Die  Ehemündigkeit  beginnt  mit  voll- 
endetem 14.  bezw.  12.,  die  Grossjährigkeit  mit  vollendetem  21.  Lebens- 
jahre (Ord.  No.  10  von  1832;  Laws  Band  I  S.  3).  Minderjährige 
bedürfen  zur .  Eheschliessung  der  Einwilligung  des  Vaters,  event.  des  Vor- 
mundes, der  nicht  wieder  verheiratheten  Mutter  oder  des  zu  bestellenden 
Spezialpflegers.  Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  gilt  das  engüsche 
Recht  (Ges.  II).  Durch  Ord.  I  sect.  3  waren  bereits  alle  früher  ab- 
geschlossenen, nach  dem  strengeren  spanischen  Rechte  wegen  Verwandt- 
schaft ungültigen  Ehen  für  gültig  erklärt  worden,  sofern  die  Parteien 
nach  englischem  Rechte  nicht  in  ehehindernder  Verwandtschaft  standen. 
Aufgehoben  sind  ebenso  die  auf  Religionsverschiedenheit  beruhenden 
Eheverbote  des  spanischen  Rechts. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  standes- 
amtliche ;  jede  Trauung  aber  kann  nur  auf  Grund  eines  von  einem  Standes- 
beamten ausgestellten  Heirathszeugnisses  erfolgen,  welches  frühestens 
drei  Wochen,  spätestens  drei  Monate  nach  der  Eintragung  in  das  An- 
meldungsbuch zu  ertheilen  ist.  Die  Anmeldung  hat  bei  denjenigen 
Standesbeamten  zu  erfolgen,  in  deren  Bezirken  die  Verlobten  mindestens 
seit  einer  Woche  gewohnt  haben  (Ord.  II  sect.  7  ff.).  Das  kirchliche 
Aufgebot  ist  abgeschafft  (Ord.  II  sect.  21).  Von  der  Einhaltung  der 
dreiwöchigen  Frist  kann  der  Gouverneur  durch  Lizenz  dispensiren,  wenn 
vor  dem  Oberstandesbeamten  das  Nichtbestehen  von  Ehehindemissen 
und  das  Vorhandensein  des  etwa  erforderlichen  Konsenses  versichert  ist 
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(Ord.  II  sect.  10,  12).  Die  kirchliche  Trauung  muss  in  einer  dazu  ein- 
getragenen Kirche  in  der  Zeit  zwischen  7  Uhr  Morgens  und  5  Uhr  Nach- 
mittags erfolgen  (Ord.  II,  sect.  17,  Ha  und  HI).  Die  Form  richtet  sich 
bei  Geistlichen  der  englischen  Landeskirche  oder  der  katholischen  Kirche 
nach  deren  Ritus.  Bei  anderen  Trauungen  haben  die  Verlobten  die  üb- 
lichen Erklärungen  darüber  abzugeben,  dass  sie  einander  zu  Gatten 
nehmen.*)  Die  Erklärungen  können  in  der  Muttersprache  der  Parteien 
erfolgen  (Ord.  II  sect.  17,  18).  Geistliche  und  Standesbeamte  haben  die 
von  ihnen  abgeschlossenen  Ehen  in  ihr  Register  einzutragen  und  dem 
Oberstandesbeamten  Auszüge  zu  übermitteln  (Ori  11  secL  26).*) 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Der  Ehemann  ist  der  Frau  und  den 
Kindern  gegenüber  unterhaltspflichtig.  Auch  uneheliche  Kinder  haben 
einen  ünterhaltsanspruch  gegen  den  Erzeuger.  Die  Klage  ist  von  der 
Mutter  zu  erheben  und  zwar  entweder  während  der  Schwangerschaft 
oder  des  ersten  Lebensjahres  des  Kindes,  später  nur  dann,  wenn  der  Be- 
klagte innerhalb  der  vorgedachten  Frist  bereits  Alimente  gezahlt  hat  oder, 
sofern  er  abwesend  war,  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  seiner  Rück- 
kehr (Bastardy  Ord.  vom  17.  Dezember  1888  No.  25).  Eine  Legitimirung 
unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  ist  ausgeschlossen.*) 

Das  Ehegüterrecht  ist  durch  die  Marr.  Wom.  Prop.  Ord.  No.  16 
von  1884  (V)  dem  gleichnamigen  englischen  Gesetz  von  1883  nachge- 
bildet. Die  für  Verfügungen  der  Frau  früher  erforderlich  gewesene  ehe- 
männliche Genehmigimg  ist  fortgefallen  (Ord.  VII  sect.  70).  Doch  ist 
bei  gewissen  Erklärungen  noch  das  nachträgliche  Anerkenntniss  vor  dem 
Richter  erforderlich  (Ord.  VI).*) 

E.  Ungfiltigkeitserklänmg.  —  Ungültig  sind  Ehen,  welche  unter 
Ausserachtlassung  der  vorgeschriebenen  Formen,  d.  h.  ohne  Anmeldung 
Zeugniss  oder  Lizenz  in  einem  nicht  zugelassenen  oder  in  der  Anmeldung 
nicht  angegebenen  Gebäude  oder  nach  Ablauf  der  Frist  von  3  Monaten 
abgeschlossen  sind.*) 

F.  Ehescheidung  und  richterliche  Trennung  sind  in  Trinidad 
nicht  zugelassen.*) 

6.  Eherecht  indischer  Einwanderer.  —  Die  Verhältnisse  indischer 
Einwanderer  sind  durch  das  Gesetz  1891  No.  23  (IX)  in  ähnlicher  Weise 
geregelt,  wie  in  Transvaal  (oben  S.  613). 

*)  Siehe  Grossbritannien  8.  504  Anm.  1. 

«)  Vgl.  Oi-d.  IV  und  in  Bezug  auf  die  Gebühren  IVa. 

')  Ord.  No.  24  vom  1845,  betreffend  Anpassung  des  Erbrechts  an  das  englische, 
sect.  12.  Diese  Bestimmung  beseitigte  das  entgegenstehende  frühere  spanische  Recht, 
welches  für  Personen,  die  vor  dem  12.  März  1846  legitimirt  sind,  noch  in  Anwendung 
kommt,  vgl.  Escalier  v.  Escalier.     Law  Reports,  Appeal  Gases,  Band  10  8.  812. 

*)  Wegen  der  Vollstreckung  in  das  Sondergut  verheiratheter  Frauen  vgl.  Recovery 
of  Debts  Act  1898  No.  26,  Journ.  Comp.  Leg.  1899  S.  573. 

■^)  Strafbestimmungen:   Ord.  IIa,  sect.  6. 

^  Vgl.  ludicature  Ord.  No.  28  von  1879  (Laws  Band  IV,  S.  391),  welche  in 
sect.  12  die  Gerichtsbarkeit  des  Londoner  High  Gourt  auf  das  Obergericht  der  Kolonie 
überträgt,  aber  Ehesachen  ausdrücklich  ausschliesst. 
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8.  Windwards-Inseln. 

a)  Grenada. 

Quellen  und  Literatur:  Sammlung  der  Gesetze  unter  dem  Titel 
„The  Laws  of  Grenada",  London,  Waterlow  &  Sons,  Ltd.  1897;  femer 
einzeln:  „Ordinances",  St.  George,  Government  Printing  Office,  alljähr- 
lich ein  Band.  Nach  der  Proklamation  Georg  in.  vom  19.  Dezember 
1764  (Laws,  Seite  964)  gilt  subsidiär  englisches  gemeines  Reeht.  Die 
für  das  Eherecht  wichtigsten  Lokalgesetze  sind  die  Marriage  Ordinance 
No.  12  vom  10.  Oktober  1900  (Ord.  S.  67)  und  die  Married  Wom.  Prop. 
Ord.  No.  13  vom  1.  September  1896  (Laws,  Seite  587). 

Wegen  der  Gesetzgebung  siehe  Joum.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  151. 

Ehesehllessung.  —  Minderjährige  bedürfen  zur  Eheschliessung  der 
Einwilligung  des  Vaters,  event.  des  Vormundes,  der  Mutter,  des  Ober- 
richters. Die  Eheschliessung  erfolgt  durch  geistliche  Eheschliessungs- 
beamte  (Marriage  Officers)  oder  Standesbeamte  (Registrars)  auf  Grund 
eines  Heirathszeugnisses,  das  nach  dreimaligem  Aufgebot  oder  sieben 
Tage  nach  Eintragung  in  das  Anmeldungsbuch  ertheilt  wird,  oder  auf 
Grund  einer  Lizenz  des  Gouverneurs.  Die  Formen  decken  sich  im 
Wesentlichen  mit  den  für  Br.  Guiana  vorgeschriebenen  (Marr.  Ord. 
sect.  4ff.;  siehe  „Br.  Guiana"  Seite  664).  Die  standesamtliche  Trauung 
ist  nur  in  dem  Bezirke  zulässig,  in  dem  mindestens  eine  Partei  seit  15 
Tagen  anwesend  ist;  jede  Trauung  muss  zwischen  10  Uhr  Morgens  und 
4  Uhr  Nachmittags  erfolgen.  Die  Trauung  in  articulo  mortis  soll  nur 
bei  Personen  vorgenommen  werden,  die  in  Konkubinate  lebten  (Marr. 
Ord.  sect.  29).  Sie  hat  keinen  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  früherer 
Testamente.  Alle  Eheschliessungen  werden  in  ein  im  Kolonialsekretariat 
geführtes  Generalregister  eingetragen. 

Ungültigkeit  tritt  ein  bei  Eheschliessungen,  welche  mit  Wissen  und 
Willen  der  Parteien  von  einer  nicht  ermächtigten  Person  oder  ohne 
Gegenwart  zweier  Zeugen  vorgenommen  worden  sind  (Marr.  Ord.  sect.  2). 
Femer  bei  Ehen,  die  ohne  Zeugniss  oder  Lizenz  oder  zwischen  Parteien 
abgeschlossen  sind,  welche  nach  englischem  Recht  in  ehehindemder 
Verwandtschaft  stehen  (Marr.  Ord.  sect  49).  Im  Uebrigen  sind  Form- 
verstösse  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ohne  Einfluss. 

Wirkungen  der  Ehe.  —  Eheleute  sind  gegenseitig  und  ihren  Kindern 
gegenüber  unterhaltspflichtig ;  der  Ehemann  auch  gegenüber  allen  Kindern, 
die  seine  Frau  mit  seinem  Wissen  in  die  Ehe  gebracht  hat.  Die  Er- 
füllung der  Unterhaltspflicht  kann  erzwungen  werden,  ihre  Verletzung 
ist  strafbar.^)  Die  Unterhaltspflicht  besteht  auch  unehelichen  Kindern 
gegenüber;  der  Vater  muss  aber  innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ge- 


')  Maintenance  Ordinance   No.   11    yom    14.  August    1889    sect.  4,  7  ff.    (Laws, 
Seite  334);  vgl.  Marr.  Wom.  Prep.  Ord.  sect.  11. 
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burt,   event.  nach  seiner  Eflckkehr   in   die   Kolonie    in   Ansprach    ge- 
nommen werden.*) 

Das  Ehegüterrecht  ist  durch  die  Marr.  Wom.  Prop.  Ord.  1896 
dem  englischen  angepasst")  Zur  Verfügimg  über  Grandstücke  oder  über 
Rechte  an  solchen  bedarf  die  Ehefraa  der  Genehmigung  des  Ehemannes; 
die  Verfügung  erlangt  erst  durch  nachträgliches  Anerkenntniss  vor  dem 
Bichter,  ausserhalb  der  Kolonie  vor  dem  englischen  Konsul,  Gültigkeit.^) 

Ehescheidung  und  Trennung  sind  in  den  Gesetzen  nicht  ei*wähnt^ 
daher  offenbar  nicht  zulässig. 

b)  St  Lucia. 

A.  Quellen.  —  Es  gilt  der  Civil  Code  of  St.  Lucia  vom  22.  Apiil 
1879,  London,  Harrison  &  Sons  1879.*)  Dieser  vom  Administrator  Des 
Voeui  und  Chief  justice  Armstrong  verfasste  Code  beruht  auf  altem 
französischen  Eecht  (coutume  de  Paris)  und  canadischer  Praxis.  Neben 
ihm  gUt  jetzt  subsidiär  das  englische  gemeine  Recht  (vgl.  Jouni. 
Comp.  Leg.  1896/97,  S.  176). 

B.  YerlSbniss.  —  In  Eimangelung  von  Bestimmungen  gilt  englisches 
Recht. 

C.  Ehesehliessung.  —  Die  Grossjähngkeit  beginnt  mit  vollendetem 
21.  (§  213),  die  Ehemündigkeit  der  Männer  mit  vollendetem  14.,  der 
Frauen  mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  (§  81).  Minderjährige  bedüi*fen 
zur  Heirath  der  Einwilligung  beider  Eltern  (im  Streitfalle  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vaters)  oder  des  Vormundes,  nach  Grossjährig- 
keitserklärung  des  Pflegers.  Vormund  und  Pfleger  haben  einen  Familien- 
rath  zu  hören.  Die  Einwilligung  Abwesender  kann  durch  den  Richter 
ergänzt  werden  (§§  85 — 89).  Verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Ver- 
wandten und  Verschwägerten  in  gerader  Linie,  zwischen  ehelichen  imd 
unehelichen  Geschwistern  und  Verschwägerten  gleichen  Grades,  zwischen 
Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffen  oder  einem  der  Genannten  mit  dem 
früheren  Ehegatten  des  andern.  Die  üebertretung  dieser  Verbote  hat 
Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  (§§  90 — 93).  Impotente  Personen  sind 
unfähig,  eine  Ehe  zu  schliessen.    Siehe  im  Uebrigen  unten  zu  E.  Seite  681. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  Trauung  durch  Geistliche 
oder  Standesbeamte;  die  ersteren  können  nicht  gezwungen  werden,  Ehe- 
schliessungen vorzunehmen,  die  die  Gebräuche  ihrer  Religion  verbieten. 
Der  kirchlichen  Eheschliessung  geht  ein  dreimaliges  kirchliches  Auf- 
gebot, der  bürgerlichen  eine  Anmeldung  beim  Standesbeamten   und 


^)  Bastardy  Ordinances  No.  7  yom  6.  Mai  1882  (Laws  Seite  120)  und  No.  4  von 
1900  (Joum.  Comp.  Leg.  1901  S.  422) ;  Tgl.  auch  die  der  ersteren  beigefügten  ausführ- 
lichen Schemata. 

*)  Siehe  Ghrossbritannien  Seite  511,    Ygl.  Joum.  Ck>mp.  Leg.  1897  Seite  253. 

*)  Eines  and  RecoTeries  Ordinance  No.  7  vom  21.  Mai  1884  sect.  36,  38  (Laws 
Seite  206). 

*)  Die  in  Klammern  citirten  Paragraphen  beziehen  sich  auf  den  Code. 
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14tägiger  Aushang  voraus;  von  beidem  kann  der  Gouverneur  durch 
Lizenz  dispensiren;  die  kirchliche  Ehe  kann  auch  auf  Grund  des  Zeug- 
nisses über  die  Anmeldung  beim  Standesamt  abgeschlossen  werden.  Die 
Wirkungen  des  Aufgebots  und  des  Aushanges  erlöschen  nach  drei  Monaten, 
die  der  Lizenz  nach  einem  Monat  (§§  94 — 104).  Zwischen  Aufgebot 
oder  Aushang  und  Trauung  kann  von  Ehegatten,  Eltern,  Vormündern 
oder  Pflegern  eines  der  Verlobten  Widerspruch  gegen  die  EheschUessung 
erhoben  werden,  von  weiteren  Verwandten  aber  nur  wegen  Geistes- 
krankheit eines  Theils  und  sofern  ein  Familienrath  nicht  gehört  ist. 
Die  Trauung  muss  zwischen  Sonnenaufgang  und  Sonnenuntergang  er- 
folgen, verliert  aber  bei  Verletzung  dieser  Regel  nicht  ihre  Gültigkeit. 
Die  Form  der  kirchlichen  Trauung  richtet  sich  nach  dem  Ritus  der 
betreffenden  Religionsgemeinschaft.  Bei  der  Civilehe  muss  jeder  Theil 
in  Gegenwart  zweier  Zeugen  feierlich  erklären,  dass  er  den  andern 
Theil  zum  Gatten  nehme  und  dass  ihm  kein  Ehehindemiss  bekannt  ist 
(§§  107-108). 

D.  Wirkmigeii  der  Ehe.  —  Die  allgemeinen  persönlichen  Verhältnisse 
sind  in  den  §§  135  ff.  geregelt.  Die  Eheleute  sind  einander  zu  wechsel- 
seitiger Treue  und  Unterstützung  verpflichtet;  der  Mann  hat  die  Frau 
zu  beschützen,  die  Frau  ihm  zu  gehorchen  und  zu  folgen.  Die  Frau 
kann  vor  Gericht  nur  im  Beistande  des  Mannes  auftreten;  sie  bedarf  zu 
allen  Verpflichtungserklärungen,  auch  soweit  sie  ihr  etwaiges 
Sondergut  betreffen,  der  Genehmigung  des  Mannes,  deren  Fehlen  die 
Erklärung  nichtig  macht  (§  1219). 

Das  gesetzliche  Ehegüterrecht  ist  die  französischrechtliche  Güter- 
gemeinschaft; sie  umfasst  das  gesammte  bewegliche  Vermögen  beider 
Ehegatten  und  das  von  ihnen  während  der  Ehe  erworbene  unbewegliche 
Gut  (§  1188;  vgl.  „Frankreich"  Code  civU  Art.  1400 ff.;  oben  Seite  279ff.). 
Der  Ehemann  hat  das  gemeinsame  Gut  zu  verwalten  (§  1211).  Ver- 
traglich kann  jedes  Gütersystem  angenommen  werden,  welches  nicht 
den  guten  Sitten  widerspricht.  Der  Vertrag  muss  vor  Eingehung  der 
Ehe  geschlossen  und  kann  nach  der  Eheschliessung  nicht  mehr  abgeändert 
werden  (§§  1177 — 1180).  Das  Gesetz  sieht  als  Beispiele  die  in  Frank- 
reich üblichen  Systeme  besonders  vor  (Realisation,  Mobilisation  etc. 
§  1301;  vgl.   „Frankreich",  Code  civü  Art.  1498  ff.,  oben  Seite  281  ff.). 

Den  Kindern  gegenüber  sind  die  Eltern  unterhaltspflichtig;  des- 
gleichen die  Kinder  im  Falle  der  Noth  ihren  Eltern  und  Aszendenten 
gegenüber  (§§  135  ff.).  Minderjährige  Kinder  stehen  unter  väterlicher 
Grewalt  (§  210).  Uneheliche  Kinder  werden,  soweit  sie  nicht  durch 
Blutschande  oder  Ehebruch  erzeugt  sind,  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirt.  Die  Legitimation  ist  auch  nach  ihrem  Tode  zu  Gunsten  der 
Enkel  zulässig  (§§  205—207). 

E.  Die  UngOltigkeitserUämiig  einer  Ehe  erfolgt  auf  erhobene 
Klage:  1.  wegen  ehehindemder  Verwandtschaft,  2.  wegen  mangelnder 
Einigung,  3.  wegen  Irrthums  in  der  Person,  4.  wegen  Unzurechnungs- 
fähigkeit eines  Theils,  5.  wegen  mangelnder  Ermächtigung  des  Trauenden, 
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6.  mangels  eines  Aufgebots,  der  Anmeldung  oder  Lizenz.  Der  Gnmd  zu  1. 
hat  Nichtigkeit  zur  Folge,  die  auch  von  jedem  Dritten  und  zu  jeder  Zeit 
geltend  gemacht  werden  kann.  Wegen  der  Gründe  unter  2. — 5.  kann  die 
Anfechtung  nur  durch  den  andei-n  Theil  erfolgen;  sein  Anfechtungsrecht 
erlischt,  wenn  er  sechs  Monate  nach  erlangter  Kenntniss  das  eheliche 
Leben  fortgesetzt  hat.  Der  Grund  zu  6.  berechtigt  nur  den  etwa  über- 
gangenen Konsensberechtigten  zur  Anfechtung  der  Ehe  eines  Minder- 
jährigen (§§  123 — 126).  Die  aus  einer  für  nichtig  erklärten  Ehe  hervor- 
gegangenen Kinder  gelten  als  eheliche,  sofern  mindestens  ein  Theil  gut- 
gläubig war  (§  133).  Auf  Grund  geschlechtlichen  Unvermögens  kaim 
die  Ehe  nur  während  dreier  Jahre  von  dem  andern  Theil  angefochten 
werden  (§  83). 

F.  Ehescheidung  und  Trenming.  —  Dem  Bande  nach  wird  die 
Ehe  nur  durch  den  Tod  gelöst  (§  155).  Ehescheidung  ist  also  nicht 
zugelassen.  Die  Trennung  der  Gatten  ist  aber  auszusprechen  auf 
Grund  von  Ehebruch,  Misshandlung  und  schwerer  Beleidigung.  jDas 
Gericht  hat  dabei  die  besonderen  Umstände  und  die  Lebensverhältnisse 
der  Ehegatten  zu  berücksichtigen.  Auch  die  Weigerung  des  Mannes, 
die  Frau  aufzunehmen,  bildet  einen  Trennungsgrund  (§§  156—160).  Die 
Ti-ennung  hebt  die  Verpflichtung  ehelichen  Zusammenlebens  auf  und  hat 
Auflösung  der  Gütergemeinschaft  zur  Folge.  Die  Frau  erhält,  falte  sie 
nicht  Ehebrecherin  ist,  ihr  Eingebrachtes  zurück.  Sie  wird  prozessf&hig 
und  in  Bezug  auf  Mobilien  unbeschränkt  vertragsfähig;  zur  Veräusserung 
von  Immobilien  bedarf  sie  richterlicher  Genehmigung.  Der  bedürftige 
Theil  hat  dem  andern  gegenüber  das  Kecht  auf  Unterhalt.  Die  Kinder 
verbleiben  dem  unschuldigen  Ehegatten,  sofern  nicht  das  Gericht  nach 
Anhörung  des  Fanülienraths  andere  Anordnungen  trifft;  doch  ist  der 
andere  Theil  zur  Erziehung  und  zum  Unterhalte  der  Kinder  mit  verpflichtet 
Die  Wiedervereinigung  der  Ehegatten  hebt  die  Wirkungen  der  Trennung 
auf  (§§  174—185). 

O.  Verfahren  in  Ehesachen.  —  Die  Frau  bedarf  zur  Trennungs- 
klage  richterlicher  Ermächtigung;  sie  hat  während  des  Prozesses  das 
Eecht,  getrennt  zu  leben.  Bei  Klagen,  die  auf  Misshandlung  oder  Be- 
leidigung gestützt  sind,  kann  das  Gericht  behufs  Versöhnung  der  Parteien 
das  Verfahren  aussetzen.  Ueber  die  Kindererziehung  und  den  Unterhalt 
der  Frau  können  einstweilige  Verfügungen  getroffen  werden  (§§  162 — 173). 

H.  Im  Auslände  geschlossene  Ehen  sind  anzuerkennen,  sofern  sie 
nach  dem  dortigen  Gesetze  gültig  sind  und  die  Parteien  nicht  das  Aus- 
land aufgesucht  haben,  um  dort  eine  sonst  ungültige  Ehe  zu  schliessen 

(§  111). 

g)  St  Vincent 

Sammlung  der  Gesetze:  Laws  of  St.  Vincent,  coli,  by  Qioppin, 
London,  Waterlow  1884,  2  Bände.  Im  Uebrigen  werden  die  Gesetze 
einzeln  amtlich  in  der  Government  Gazette  veröffentlicht  Durch  Pro- 
klamation vom  7.  Oktober  1763  ist  das  englische  Beekt,  wie  es  damals 
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galt,  für  anwendbai'  erklärt.  Durch  die  Maniage  Ordinance  vom  3.  März 
1841  No.  40  ist  die  kirchliche  Eheschliessung  nach  vorgängigem  Auf- 
gebot vorgeschrieben. 

Wegen  der  Gesetzgebung  vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97  Seite  177. 
Daselbst  ist  bemerkt,  dass  eine  neue  Ausgabe  der  Gesetze  von  Leslie 
Thornton  seit  1896  in  Arbeit  sei. 

9.  Leewards-Inseln. 

Die  Kolonie  besteht  aus  den  Inseln  Dominica,  Antigua,  Montserrat, 
St.  Kitts  und  den  Virginischen  Inseln.  Es  gilt  englisches  Recht.  Für 
Dominica  ist  es  durch  die  vorstehend  bei  St.  Vincent  erwähnte  Proklar 
mation  von  1763  eingefühii;;  die  übrigen  unterliegen  diesem  Kechte  als 
englische  Ansiedelungen.^)  Die  Verordnungen  sind  einzeln  in  der  Offidal 
Gazette  veröffentlicht;  eine  Liste  der  noch  gültigen  Verordnungen  ist  im 
Anhang  der  Statute  Law  Revision  Ordinance  1901  No.  14  enthalten. 
Nach  der  Married  Ordinance  1882  No.  5  sind  Eheschliessungen  zwischen 
8  Uhr  Morgens  und  8  Uhr  Abends  vorzunehmen.  Für  Antigua  und 
Dominica  sind  besondere  Verordnungen  ergangen.  Zu  erwähnen  sind  für 
Antigua:  Marr.  Registr.  Ord.  1870  No.  15  und  Law  Revision  Ordinance 
1892  No.  9;  für  Dominica:  Wesleyan  Marr.  Ordinance  1837  No.  61, 
Maniage  Registration  Ord.  1874  No.  6  und  die  Law  Revision  Ord.  1892 
No.  7. 

V.  Australien. 

1.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Australien. 

Vorbemerkung. 

Die  sechs  australischen  Kolonien  Neu-Süd-Wales,  Victoria,  Queens- 
land, West- Australien,  Süd-Australien  und  Tasmania  sind  auf  Grund  des 
englischen  Reichsgesetzes  63  &  64  Vict.  c.  12*)  und  der  königlichen 
Proklamation  vom  17.  September  1900  seit  dem  1.  Januar  1901  als 
Vereinigte  Staaten  von  Australien  (The  Commonwealth  of  Australia) 
unter  gemeinsamer  Regierung  verbunden.  Zur  Zuständigkeit  ihres  Ge- 
sammtparlaments  gehören  nach  sect.  51  No.  XXI  und  XXTT  des  Ver- 
fassungsgesetzes auch  die  Bestimmungen  über  Eheschliessung  und  Ehe 
Scheidung  sowie  die  Bestimmungen  über  elterliche  Gewalt  und  Vormund- 
schaft insoweit,  als  diese  Materien  mit  der  Scheidung  zusammenhängen. 
Das  Parlament  hat  von  seinem  Gesetzgebungsrechte  für  diese  Fragen 
noch  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Durch  sect.  71  der  Verfassung  ist  ein  höchster  Gerichtshof  für  die 


0  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1900  S.  110. 

*)  The  Commonwealth  of  Aasiralia  Constitution  Act,  abgedruckt  in  den  Gesetz- 
sammlungen der  meisten  Einzelstaaten,  z.  B.  Westaustralien,  Band  1900  am  Anfang, 
auch  Journ.  Comp.  Leg.  1900  S.  151. 
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Veremigten  Staaten  (High  Court  of  Aastralia)  eingesetzt,  dessen  Zu- 
ständigkeit sich  anf  alle  Berofongen  erstreckt,  die  bisher  an  den  Priyy 
Council  in  London  gingen.  Seine  Urtheile  sind  insoweit  unanfechtbar, 
als  sie  sich  auf  die  Auslegung  der  Verfassung  beziehen ;  im  Uebrigen  ist 
dem  König  vorbehalten,  im  Verordnungswege  für  bestimmte  Streitigkeiten 
eine  weitere  Berufung  von  dort  an  den  Privy  Council  zuzulassen. 

a)  Neu-Syd-Wales. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  ersten  Niederlassungen 
^r  Engländer  in  Neu-Süd- Wales  stammen  aus  dem  Jahre  1788;  die 
Kolonie  besitzt  seit  1842  ein  Wahlparlament  und  seit  der  Constitution 
Act  18  &  19  Vict.  54  von  1855  eine  verantwortliche  Regierung.  Nach 
dem  englischen  Gesetze  IX  Geo  IV  c.  83  sect.  24  ist  subsidiär  das  eng- 
lische Recht  von  1828  anwendbar. 

Eine  Sanmdung  der  Gesetze  „Collection  of  the  Statutes  of 
practical  utility,  colonial  and  imperial  in  force  in  N.S.W.  1824 — 1879" 
ist  veröffentlicht  von  Alexander  Oliver,  3  Bände,  alphabethisch  geoi-dnet, 
Sydney,  Thomas  Richards  Govern.  Printer  1879.  Hierzu  jährliche  Nach- 
träge, ebenda  1880ff.;  für  die  bis  zum  1.  Januar  1892  veröffentlichten 
Gesetze  ist  ein  von  T.  B.  Clegg  zusammengestellter  Index  erschienen. 

Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche 
im  Folgenden  nur  mit  der  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffer 
citirt  werden): 

I.  Marriage  Act  1899  (No.  15)  vom  20.  November  1899; 
n.  Matrimonial  Causes  Act  1899  (No.  14)  von  demselben  Tage; 
in.  Act  to  confer  Jurisdiction  on  the  Supreme  Court  in  Divorce 
and  Matrimonial  Causes  vom   3.  März    1873;   36  Vict.  No.  9 
sect  3,  4,  12  (Statutes  No.  806); 
IV.  Matrimonial  Causes  Amendment  Act  1884,  48  Vict  No.  3. 
V.  Married  Womens  Property  Act  vom  8.  November  1901, 1  Edw.  VII 

No.  45. 
VI.  Married  Womens  Property  Act  1893,  56  Vict  No.  11  (es  gelten 
hiervon  in  Ergänzung  zu  V  sect  13  zum  Theil  und  sect.  14); 
Vn.  Deserted  wives  and  children  Act  1901  vom  4.  Oktober   1901, 

1  Edw.  vn  No.  17; 
Vm.  Crimes  Act  1901  vom  31.  Oktober  1901  (No.  40)  sect  92  und 
93,  betreffend  Bigamie. 
Literatur:  Wegen  der  Gesetzgebung:  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97 
Seite  164;  vgl.  auch  Tarring  Seite  6.     Ueber  Eherecht:  Parlaments- 
bericht H.  C.  144/145  von  1894  Seite  38;  Lewis  Whitfeld,  Practice 
in  divorce  in   N.S.W.  (Matrimonial   Act   1873   and   Amendment   Acts) 
Sydney,  Hayes  Brothers,  1893;  Ch.  Gr.  Wade:  Married  Womens  Pro- 
perty Act  1893,  Sydney,  Hayes  Brothers,  1894.*) 

^)  Die  vorstehend  erwähnten  drei  DarsteUungen  sind  in  Bezug  auf  die  Gesetzes- 
citate  in  Folge  der  inzwischen  erlassenen  neuen  Ehegesetze  yeraltet,  im  Uebrigen  aber 
noch  verwendbar,  da  das  materielle  Recht  nur  wenig  geändert  ist. 
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B.  Yerlobniss.  —  Hierüber  fehlen  besondere  Bestimmungen;  daher 
gilt  englisches  Kecht  (s.  S.  491). 

C.  Eheschliessiing.  —  Die  unbeschränkte  Geschäftsfähigkeit  tritt 
nach  englischem  Rechte  mit  vollendetem  21.  Lebensjahre,  die  Ehe- 
mündigkeit  mit  vollendetem  14.,  bezw.  12.  Lebensjahre  ein.  Minder- 
jährige bedürfen  zur  Eingehung  einer  ersten  Ehe  der  schriftlichen 
Einwilligung  des  Vaters,  event.  des  Vormundes,  der  Mutter  oder 
eines  zu  bestellenden  Spezialvormundes.  Die  gerichtliche  Genehmigung 
genügt,  sofern  die  Konsensberechtigten  durch  Abwesenheit  oder  Un- 
zurechnungsfähigkeit an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert  sind. 
Hinsichtlich  der  Ehehindernisse  und  Eheverbote  gilt  das  englische 
Eherecht  in  der  Gestalt,  die  es  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes  9  Geo.  IV 
c.  83  hatte,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Ehe  eines  Mannes  mit  der 
Schwester  seiner  verstorbenen  Frau  erlaubt  ist  (I  sect.  18).^)  Kein 
Geistlicher  kann  gezwungen  werden,  die  Trauung  einer  früher  wegen 
Ehebruchs  geschiedenen  Person  vorzunehmen,  gleichviel,  ob  der  andere 
Theil  der  Mitschuldige  ist  oder  nicht  (II  sect.  28  No.  2);  er  darf  weder 
wegen  der  Verweigerung  noch  wegen  der  Vornahme  solcher  Trauungen 
in  irgend  einer  Weise,  also  auch  nicht  im  kirchlichen  Disziplinarwege 
zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  die 
Civiltrauung.  Berechtigt  zur  Vornahme  von  Trauungen  sind  die- 
jenigen Geistlichen,  deren  Namen  und  Wohnungen  in  dem  General- 
register zu  Sydney  verzeichnet  sind,  sowie  die  Bezirksstandesbeamten 
(District  registrars) ;  (I  sect.  1).  Die  kirchliche  Trauung  unterliegt  dem  Ritus 
der  betreffenden  Religionsgemeinschaft,  auch  in  Bezug  auf  Quäker  und 
Juden  (I  sect.  20).  Ein  vorgängiges  Aufgebot  ist  nicht  erforderlich; 
die  Civilehe  kommt  durch  die  schriftliche  Unterzeichnung  der  Ehe- 
schliessungserklärung  durch  beide  Parteien  zu  Stande  (I  sect.  1,  2  und 
das  dem  Gesetz  beigefügte  Schema  DI).  Eine  vorgängige  Anmeldung 
ist  nicht  erforderlich;  an  ihre  Stelle  tritt  die  eidliche  Erklärung  beider 
Parteien,  dass  keine  Ehehindemisse  vorhanden  sind  (I  sect.  4  und 
Schema  IV).  Ueber  jede  Eheschliessung  wird  ein  Zeugniss  ausgestellt, 
das  in  Urschrift  dem  Generalregister  in  Sydney  übermittelt  wird. 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Eheleute  und  Eltern  sind  wie  nach 
englischem  Recht  unterhaltspflichtig  (siehe  Grossbritannien  S.  509).  Der 
Ehemann,  der  seine  Frau,  der  Vater,  der  sein  Kind,  die  Mutter,  die  ihr 
uneheliches  Kind  verlässt,  ohne  für  den  Unterhalt  Sorge  zu  tragen, 
können  durch  richterlichen  Beschluss  zu  wöchentlicher  oder  monatlicher 
Unterhaltszahlung  angehalten  werden  (VIL  sect.  7);  bei  unehelichen 
Kindern  können  Vater  und  Mutter  zu  gemeinsamen  Beiträgen  heran- 
gezogen werden.  Die  Höhe  der  Beiträge  ist  dem  Ermessen  des  Ge- 
richts überlassen.    Die  Frau  hat  keinen  Anspruch  auf  Unterhalt,  wenn 

^)  Diese  Bestimmung  wiederholt  diejenige   des  früher  erlassenen  Spezialgesetzes 
39  Vict.  20  yom  26.  Mai  1876. 
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sie  die  Schuld  an  dem  Verhalten  des  Mannes  trä^  (VU,  sect.  8).  Die 
Vollstreckung  kann  erforderlichenfalls  durch  persönlichen  oder  dinglichen 
Arrest,  sowie  durch  Lohnpfändung  erfolgen  (VH  sect.  4,  8,  9).  Kinder, 
denen  der  Unterhalt  versagt  ist,  können  mit  Genehmigung  der  Mutter 
oder  gegen  den  Willen  der  Elteni,  soweit  diese  sich  durch  lasterhaften 
Lebenswandel  der  Sorge  für  das  Kind  unwürdig  gezeigt  haben,  in  einer 
öffentlichen  Erziehungsanstalt  untergebracht  werden  (\TI  sect.  12). 

Das  eheliche  Güterrecht  regelt  die  Married  Womens  Pro- 
perty  Act  1901.  Sie  giebt  mit  geringen  Aenderungen  die  Bestim- 
mungen des  gleichnamigen  Gesetzes  von  1893  wieder,  welches  seiner- 
seits wiederum  auf  den  englischen  Married  Womens  Property  Acts  1883 
und  1893  beruht  (siehe  Grossbritannien  ISeite  512  ff.).  Der  für  den  Eintritt 
erweiterter  Frauenrechte  massgebende  Zeitpunkt  ist  der  17.  April  1893. 
Seit  diesem  Tage  gilt  jede  Frau  als  berechtigt,  freies  Eigenthum  zu  er- 
werben, zu  besitzen,  auf  ihren  Namen  eintragen  zu  lassen  und  unter 
Lebenden,  sowie  von  Todeswegen  darüber  zu  verfügen,  wie  eine  Einzel- 
frau (feme  sole).  Sie  kann  sich  in  Bezug  darauf  verpflichten  und  ohne 
Beistand  des  Ehemannes  vor  Gericht  auftreten.  Ihi*e  Verträge  gelten 
im  Zweifel  als  in  Bezug  auf  das  Sondergut  abgeschlossen;  die  Voll- 
streckung erfolgt  nur  in  dieses  Gut;  Ehefi'auen  düifen  nicht  in  Schold- 
gefangenschaft  genonmien  werden.  Als  Sondergut  gilt  Alles,  was  die 
nach  dem  17.  April  1893  verheirathete  Ehefrau  in  die  Ehe  eingebracht, 
sowie  was  die  vorher  verheirathete  nach  diesem  Zeitpunkt  erworben 
hat,  insbesondere  gehört  dazu  der  Berufserwerb  der  Frau  (dui'ch  Handel, 
Wissenschaft,  Kunstfertigkeit).    Im  Uebrigen  vgl.  Grossbritannien  S.  514. 

Durch  den  Schutzbeschluss  (Protection  Order),  welcher  auf  An- 
trag einer  eheverlassenen  Frau  vom  Bezirks-  oder  Obergericht  zu  er- 
lassen ist,  wird  das  gesammte  gegenwärtige  und  künftige  Frauenver- 
mögen, auch  soweit  es  durch  Settlement  der  Verwaltung  des  Ehemannes 
unterworfen  war,  dem  Manne  und  dem  Zugriff  seiner  Gläubiger  entzogen. 
Für  Vermögensstücke,  die  der  Mann  sich  trotz  des  Schutzbeschlusses 
aneignet,  hat  er  doppelten  Werthei-satz  zu  gewähren. 

E.  UnglUtigkeitserkUrang.  —  Nichtig  sind  die  Ehen  von  Personen, 
welche  bereits  gültig  verheirathet  sind  (Bigamie)  oder  zu  einander  in 
verbotener  Verwandtschaft  stehen  oder  überhaupt  unfähig  sind,  Ehen 
einzugehen  (I  sect.  19).  Auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  hat  es  keinen  Ein- 
fluss,  dass  die  Trauung  durch  eine  nicht  ermächtigte  Person  vorgenommen 
ist,  sofern  mindestens  eine  der  Parteien  den  Geistlichen  oder  Standes- 
beamten gutgläubig  für  dazu  befugt  liielt;  oder  dass  bei  den  erforder- 
lichen Erklärungen  ein  offenbarer  Irrthum  vorgekommen  ist,  sofern  nui' 
die  Identität  der  Parteien  feststeht;  oder  dass  die  standesamtliche  Urkunde 
nicht  ordnungsmässig  vollzogen  ist  (I  sect.  12 — 15).  Jedoch  dürfen  Ehen, 
welche  vor  Erlass  des  Gesetzes  aus  einem  dieser  Gründe  durch  Urtheil 
für  ungültig  erklärt  sind,  nicht  mehr  für  gültig  angesehen  werden. 

F.  Ehescheldimg  und  Trennung.  —  Das  Gesetz  unterscheidet,  wie 
in  England,  Scheidung  dem  Bande  nach  und  Trennung  von  Tisch  und 
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Bett.    Hierdurch  ist  das  nicht  ausdrücklich  aufgehobene  Divortium  a 
mensa  e  thoro  unpraktisch  geworden.^) 

1.  Die  Scheidungsgründe  sind  für  Mann  und  Frau  zum  Theil 
verschieden. 

Der  Ehemann  kann  auf  Scheidung  klagen: 

a)  wegen  Ehebruchs  der  Frau.  —  Femer  kann  jeder  Ehemann, 
welcher  zur  Zeit  der  Elageerhebung  mindestens  seit  3  Jahren  seinen 
Wohnsitz  in  der  Kolonie  hat,  sofern  er  nicht  nur  zui'  Einleitung  dieser 
Klage  dorthin  gekommen  ist,  die  Scheidungsklage  auf  einen  der  folgen- 
den Gründe  stützen: 

b)  dass  seine  Ehefrau  ihn  böslich  verlassen  hat  und  seit  mindestens 
3  Jahren  grundlos  die  Rückkehr  verweigert; 

c)  dass  seine  Ehefrau  während  mindestens  dreier  Jahi^e  eine  Ge- 
wohnheitstrinkerin ist  und  ihre  häuslichen  Pflichten  vernachlässigt  oder 
sich  ausser  Stand  gesetzt  hat,  sie  zu  erfüllen; 

d)  dass  seine  Ehefrau  wegen  Verbrechens  oder  schweren  Vergehens 
zu  einer  Gefängnissstrafe  von  mindestens  3  Jahren  verurtheilt  ist  und 
zur  Zeit  der  Klagerhebung  diese  Strafe  noch  verbüsst; 

e)  dass  seine  Frau  ihm  nachweisbai*  innerhalb  des  letzten  Jahres 
nach  dem  Leben  getrachtet,  ihn  thätlich  angegriffen  oder  sich  einer 
mindestens  versuchten  schweren  Körperverletzung  gegen  ihn  schuldig 
gemacht  hat; 

f)  dass  sie  ihn  innerhalb  der  letzten  Jahre  verschiedentlich  an- 
gegriffen und  misshandelt  hat. 

Die  Ehefrau  kann  zunächst  die  Scheidungsklage  allgemein  wie  in 
England  auf  Ehebruch  des  Mannes  unter  erschwerenden  Um- 
ständen stützen.*)  Femer  aber  kann  jede  Ehefrau,  deren  Ehemann  zui* 
Zeit  der  Klagerhebung  seinen  Wohnsitz  in  der  Kolonie  hat,  die  Klage 
auch  auf  einfachen  Ehebruch  stützen.  Endlich  kann  eine  Frau,  welche 
zur  Zeit  der  Klagerhebung  seit  mindestens  3  Jahren  ihren  Wohnsitz  in 
der  Kolonie  hat,  die  Ehescheidung  aus  denselben  Giünden  verlangen, 
welche  oben  bei  der  Scheidungsklage  des  Mannes  aufgeführt  sind;  nur 
tritt  an  Stelle  der  Vernachlässigung  häuslicher  Pflichten  dieVei-weigerung 
des  Unterhalts  (11  sect.  15  und  16).  Die  Verlegung  des  ehemännlichen 
Wohnsitzes  nach  der  Verlassung  hat  im  Sinne  dieses  Gesetzes  keiaen 
Einfluss  auf  den  Wohnsitz  der  Frau. 

2.  Die  richterliche  Trennung  der  Ehegatten  ist  auszusprechen: 

a)  auf  Gmndvon  Ehebmch,  Misshandlung  oder  böslicher  Verlassung 
während  mehr  als  zweier  Jahre, 

b)  aus  allen  Gründen,  wegen  deren  Scheidung  stattfinden  kann.  Auf 
Trennung  ist  auch  zu  erkennen,  wenn  die  Scheidungsklage  abgewiesen 
ist,  eine  Trennung  aber  begründet  erscheint  (ü  sect.  31 — 33). 

1)  Whitfeld  S.  5;  Wallis  v.  WaUis,  12  New  South  Wales  Law  Reports  Div.  1, 
7  Weekly  Notes  S.  66. 

*)  Vgl.  Grossbritannieii  S.  521 ;  die  Scheidangsgrände  des  englischen  Gesetzes  sind 
in  U  sect.  14  wörtlich  wiederholt. 
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3.  Einreden.  Die  Klage  auf  Scheidung  oder  Ti*ennang  ist  abzu- 
weisen, sofern  sie  auf  einen  Ehebruch  gestützt  ist,  der  von  dem  andern 
Theil  geduldet  oder  nachträglich  vergeben  ist,^)  sowie  im  Falle  der 
Kollusion  der  Parteien.  Die  Klage  kann  abgewiesen  werden,  wenn  der 
andere  Theil  Ehebruch  begangen,  wenn  er  den  beklagten  Theil  miss- 
handelt  oder  böslich  verlassen,  wenn  er  durch  sein  Betragen  den  anderen 
Theil  zum  Ehebruch  getrieben,  endlich  wenn  er  die  Klagerhebong 
ungebührlich  lange  verzögert  hat.^)  Ausserdem  ist  die  auf  leichtere 
Verfehlungen")  gestützte  Trennungsklage  noch  abzuweisen«  wenn  dem 
Kläger  die  Schuld  an  dem  Verhalten  des  andern  Theils  beizumessen  ist. 

4.  Nebenpunkte,  Wirkungen,  einstweilige  Verfügungen.  — 
Das  Gericht  kann  in  Ehesachen  gleichzeitig  über  die  ünterhaltsfrage 
nach  freiem  Ermessen  entscheiden. 

Auf  jedem  Ehescheidungsuitheil  ist  zu  vermerken,  dass  derjenige, 
welcher  vor  der  Kechtskraft  eine  neue  Ehe  eingeht,  sich  der  Bigamie 
schuldig  macht.*) 

Nach  der  Trennung  erlangt  die  Frau  in  vermögensrechtlicher  Be- 
ziehung die  Selbständigkeit  einer  Einzelfrau;  Personen,  welche  ihr  Unter- 
halt gewährt  haben,  können  den  Ersatz  dafür  direkt  vom  Ehemanne 
verlangen  (11  sect.  38  No.  3).  Der  Ehemann  kann  zur  Zahlung  einer 
einmaligen  Abfindungssumme  oder  zu  jährlichen  Unterhaltsbeiträgen  bis  zum 
Tode  der  Frau  verurtheilt  werden.  Es  ist  dabei  auf  das  Vermögen  der 
Frau,  das  Einkommen  und  die  Erwerbsfähigkeit  des  Mannes  und  auf  das 
Betragen  beider  Theile  Rücksicht  zu  nehmen. '^)  Die  Beiträge  sind  nach- 
träglich auf  Antrag  des  Mannes  bei  verminderter  Erwerbsfähigkeit  zu 
ermässigen;  die  Ermässigung  kann  wieder  aufgehoben  werden.  Eine 
Erhöhung  findet  nicht  statt.  Auch  kann  über  den  Unterhalt  von  beiden 
Parteien  ein  gerichtlich  zu  bestätigenderVertrag  (Settlement)  abgeschlossen 
werden.  Das  Gericht  kann  die  von  ihm  in  Bezug  auf  den  Unterhalt 
erlassenen  Anordnungen  bei  einer  Wiederverheirathung  der  Frau  auf- 
heben*) oder,  soweit  Kinder  vorhanden  sind,  zu  deren  Gunsten  abändern. 
In  allen  Ehesachen  kann  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen  Anordnungen 
über  den  Unterhalt  und  die  Erziehung  der  Kinder  treffen.  Auch  kann 
es  die  Kinder  unter  besondere  Aufsicht  des  Gerichts  (Supreme  Court  in 


')  Wiederaufnahme  des  Geschlechtsverkehrs  gilt  als  Verzeihung,  Dom  t.  Dorn, 
9  N.S.W.  Law  Reports  Div.  7. 

■)  Horwitz  V.  Horwitz,  4  N.S.W.  Law  Reports  Div.  1,  Smith  v.  Smith,  6  Weekly 
Notes  148. 

')  D.  h.  auf  solche,  welche  nur  nach  dreijährigem  Wohnsitz  in  der  Kolonie  geltend 
gemacht  werden  dürfen. 

*)  Nach  Vm  sect.  92  wird  Bigamie  mit  Zwangsarbeit  von  7  Jahren  bestraft. 
War  der  eine  Gatte  seit  7  Jahren  verschoUen,  so  tritt  unter  Umständen  Straflosigkeit 
ein;  doch  wird  die  zweite  Ehe  dadurch  nicht  gültig. 

^)  In  Sachen  flume  v.  Hume,  7  Weekly  Notes  31,  wurde  der  Mann  bei  einem 
Vermögen  von  20000  j^  verurtheilt,  der  Frau  jährlich  250  jff  zu  zahlen. 

*)  Unterhalt  gebührt  ihr  nur  „dum  sola  et  casta  vixerit^S  FareUy  v.  FareUy, 
6  N.S.W.  Law  Reports  Div.  7. 
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its  equitable  Jurisdiction)  stellen.  Derartige  Anordnungen  ergehen  während 
des  Rechtsstreits  von  Amtswegen,  so  oft  erforderlich,  im  Endurtheil  und 
nachher  auf  Antrag.  Das  Erziehungsrecht  muss  der  Frau  übertragen 
werden,  wenn  die  Scheidung  durch  Versäumnissurtheil  gegen  den  Ehe- 
mann ausgesprochen  ist 

6.  Terfahren  in  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Ehesachen,  d.  h. 
Klagen  auf  Scheidung,  Trennung,  Nichtigkeit,  Herstellung  des  ehelichen 
Lebens  ist  das  Obergericht  (Supreme  Court),  das  in  erster  Instanz  mit 
1,  in  zweiter  Instanz  mit  3  Richtern  (füll  court)  besetzt  ist  (TL  sect  3 
und  4;  vgl.  ni);  in  höchster  Instanz  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof 
von  Australien.  Wie  in  England  sind  für  das  Verfahren  noch  die  Regeln 
der  alten  geistlichen  Gerichte  massgebend  (vgL  Grossbritannien  S.  531 
Ziffer  4).  Die  Parteien  haben  ihre  Angaben  durch  eidesstattliche  Ver- 
sicherung glaubhaft  zu  machen  und  auf  Anordnung  des  Gerichts  persönlich 
zu  erscheinen.  Sie  können  im  Kreuzverhör  als  Zeugen  vernommen  werden-, 
Zeugen  sind,  soweit  als  möglich,  vor  dem  erkennenden  Gerichte  zu  hören. 
Fragen,  welche  sich  auf  einen  Ehebruch  beziehen,  brauchen  von  dem 
Bezichtigten  nicht  beantwortet  zu  werden.  Das  Gericht  kann  von  Amts- 
wegen  vertagen,  sowie  Beweiserhebungen  anordnen.  Es  ergeht  zunächst 
ein  bedingtes  Endurtheil  (decree  nisi),  das  nach  6  Monaten  absolut  wird, 
sofeiTi  nicht  aus  besonderen  Gründen  eine  kürzere  Frist  dafür  bestimmt 
ist  (II  sect.  21).  Während  dieser  Frist  kann  jede  Partei  neue  That- 
sachen^)  vorbringen,  insbesondere  das  ürtheil  auf  Grund  von  Kollusion 
anfechten.  Die  endgültige  Entscheidung  erfolgt  noch  in  erster  Instanz 
und  erst  gegen  das  absolute  ürtheil  ist  die  Berufung  innerhalb  14  Tagen 
zulässig  (n  sect.  82). 

Das  in  Abwesenheit  eines  Theils  erlassene  Trennungsurtheil  kann 
auf  Antrag  des  zurückkehrenden  Beklagten  wieder  angehoben  werden, 
wenn  er  die  Verlassung  rechtfertigt.  Der  Ehemann  kann  mit  der  auf 
Ehebruch  der  Frau  gestützten  Scheidungsklage*)  das  Verfahren  auf 
Schadensersatz  gegen  den  Ehebrecher  verbinden;  auch  kann  der  Ehe- 
brecher in  die  Kosten  des  Verfahrens  verurtheilt  werden.  Der  Anspruch 
auf  Geltendmachung  eines  Schadensersatzes  verjährt  in  3  Jahi*en  (11 
sect.  48—54). 

b)  Victoria. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1834  be- 
gründet und  wurde  bis  1851  als  Theil  von  Neu-Süd-Wales  verwaltet*) 
Neben  den  Lokalgesetzen  gelten  subsidiär  das  englische  Becht  von  1834 
und  die  seitdem  bis  1851  für  Neu-Süd-Wales  erlassenen  Gesetze.*) 


^)  z.B.  auch,  dass  der  Gegner  nach  Erlass  des  Urtheils  Ehebruch  begangen 
hat,  vgl.  Whitfeld  S.  30. 

*)  Auch  als  Beklagter  mit  der  Widerklage,  Michel  y.  Michel,  8  Weekly  Notes  97; 
Whitfeld  S.  26. 

*)  Golonial  Office  List  1902  S.  45. 

*)  13  &  14  Vict.  c.  59  sect.  26.   Vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1900  S.  98. 

Leske  u.  Loewenfeld,  BechtsTerfolgong.    ErgäiuEiiagsband.  44 
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Die  Gesetze  sind  gesammelt  unter  dem  Titel:  „The  Public  and 
Private  Acts  of  Victoria,  also  the  Acts  of  the  Federal  Council  of 
Aasindasia  and  a  Selection  of  the  Imperial  Statutes  apparenüy  in  f orce 
in  Victoria",  Melbourne,  Qovent  Printer  1890,  7  Bände,  Bd.  I— V  Public 
Acts;  VI  Private  Acts,  VII  Imperial  Acts.  Ferner  Acts  of  the  Par- 
liament;  alljährlich  ein  Band,  nebst  jährlich  erneutem  Rej^ter  seit 
1890.    Die  Gesetze  sind  fortlaufend  nummerirt. 

F&r  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche  im 
Folgenden  nur  mit  der  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffer  zitirt  sind): 
I.  No.  1166,  Marriage  Act  1890  No.  1.    Das  Gesetz  kodifizirt  das 
gesammte  bis  dahin  erlassene  Eheschliessungs-  und  Scheidungs- 
recht, wiederholt  auch  die  Bestimmungen  der  kurz  vorher  er- 
lassenen Divorce  Act  1889  No.  1056. 
n.  No.  1582,  Marriage  Act  1898  vom  19.  Dezember  1898')  (Acts 
1898  S.  131);  setzt  die  inzwischen  erlassene  Novelle  zu  I  No.  1204 
Marriage  Act  1900  No.  2  ausser  Kraft, 
m.  No.  1684,  Marriage  Amendment  Act  von  1900  (Acts  1900  S.  93). 
ma.  No.  1737,  Marriage  Act  1901.^ 
rV.  No.  1137,  Registration  of  Births,  Deaths  and  Marriages  Act  1890 

vom  10.  Juli  1890  (Cons.  Acts  IV  S.  3064). 
V.  No.  1593,  Begistration  of  Births,  Deaths  and  Mamage  Act  1898 
(Acts  1898  S.  187).^ 
VI.  No.  1116,  MarriedWomens  Property  Act  1890   (Cons.  Acts  III 

S.  2404. 
Vn.  No.  1416,  Married  Womens  Property  Act  1896  vom  10.  Februar 
1896  (Acts  1896  S.  195). 
Literatur:  Parlamentsbericht  H.  C.  144/145  von   1894  S.  18.   — 
Thomas  Pr.  Webb,  Compendium  of  the  Imperial  Law  and  Statutes  iu 
force  in  the  Colony  of  Victoria;  11.  Aufl.,  Ch.  T.  Maxwell,  1892  (enthält 
die  fSr  Victoria  geltenden  englischen  Gesetze). 

B.  Eheverlobniss.  —  Da  hierüber  besondere  Bestinimungeu  fehlen, 
gilt  englisches  Becht  (S.  491). 

G.  Elleschliessung.  —  Nach  dem  zur  Anwendung  kommenden  eng- 
lischen Eechte  tritt  die  Volljährigkeit  mit  vollendetem  21.,  die  Ehe- 
mündigkeit mit  vollendetem  14.  bezw.  12.  Lebensjahre  ein.  Die  Ehe- 
hindernisse sind,  soweit  Verwandtschaf t  oder  Schwägerschaft  in  Frage 
stehen,  die  in  5  &  6  Will.  IV  c.  54  aufgeführten  (Grossbritannien  S.  496) 
mit  der  Ausnahme,  dass  die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen 
Frau  zulässig  ist  (I  sect.  18).*)    Minderjährige  bedürfen  zur  Eingehung 

0  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1899  S.  476. 

«)  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1902  8.  279. 

»)  Vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1899  S.  418. 

*)  Vgl.  auch  Parlamentsbericht  8.  18;  Webb  S.  54  nimmt  an,  dass  das  (reseU 
5  &  6  Will.  IV  c.  54  in  der  Kolonie  nicht  anwendbar  sei,  weil  es  zur  2jeit  ihrer  Be- 
gründung in  England  noch  nicht  bestand;  die  darin  aufgeführten  yerbotenen  Ver- 
wandtschaftsgrade seien  für  Victoria  nur  deshalb  massgebend,  weil  sie  bereits  vor 
Erlass  jenes  Gesetzes  nach  kirchlichem  Kecht  in  England  galten. 
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einer  ersten  Ehe  der  Einwilligung  des  Vaters,  ev.  des  Vormundes, 
ev.  der  Mutter,  ev.  des  zur  Ertheilung  solcher  Genehmigungen  generell 
bestellten  Richters  (I  sect.  14ff.).  Soweit  das  Erziehungsrecht  der  Mutter 
besonders  zugesprochen  ist,  ist  diese  zur  Konsensertheilung  mit  Ausschluss 
des  Vaters  berufen  (11  sect.  25). 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  die  bürger- 
liche. Zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  sind  ermächtigt:  Geistliche, 
deren  Namen  in  das  vom  Gouvernements-Sekretär  (Government  Statist) 
geführte  Register  eingetragen  ist,  sowie  der  Gouvernements-Sekretäi- 
selbst  und  jeder  Standesbeamte  (registrar)  (II  sect.  6).  Eintragungs- 
fähig sind  nur  solche  Geistliche,  welche  ein  Amt  in  einer  vom  Gouverneur  \ 
anerkannten  Religionsgemeinde  versehen.  Vorschriften  über  die  Form 
der  kirchlichen  Trauung  fehlen,  es  ist  deshalb  lediglich  der  Ritus 
der  betreffenden  Religionsgemeinschaft  massgebend.  Auch  ist  die  Vor- 
nahme der  Trauung  nicht  wie  in  England  an  gewisse  geweihte  Gebäude 
geknüpft,  doch  kann  der  Gouverneur  die  Vornahme  von  Eheschliessungen 
in  Gebäuden,  die  er  füi*  ungeeignet  hält,  verbieten,  soweit  es  nicht 
Kirchen  oder  Andachtsplätze  sind.  Das  Verbot  wird  mit  der  Veröffent- 
lichung im  Regierungsblatt  rechtsgültig  (11  sect.  20). 

Die  Civil  ehe  muss  auf  dem  Standesamt  öffentlich  in  der  Zeit 
zwischen  8  und  4  Uhr  vor  zwei  Zeugen  abgeschlossen  werden.  Die 
dabei  abzugebenden  Erkläiiingen  entsprechen  den  in  England  vorge- 
schriebenen (I  sect.  8,  Schema  2;  vgl.  Grossbritannien  S.  504  Anni.  1).  Die 
beabsichtigte  Eheschliessung  ist  vorher  anzumelden;  die ' Anmeldung  ist 
im  Gouvernements-Bureau  und  dem  zuständigen  Standesamt  auszuhängen. 
Vor  der  Eheschliessung  haben  beide  Parteien  die  Versicherung  abzu- 
geben, dass  keine  Ehehindemisse  vorliegen  (I  sect.  10,  Schema  3). 
Minderjähiige  haben  die  erforderliche  Einwilligung  des  Vaters  etc.  in 
Schriftform  vorzulegen. 

Juden  und  Quäker  können  sich  nach  dem  Ritus  ihrer  Religions- 
gemeinschaft trauen  lassen  (I  sect.  19;  II  sect.  18,  19). 

Die  abgeschlossenen  Ehen  werden  in  ein  Generalregister  eingeti-agen, 
zu  welchem  sämmtliche  zur  Eheschliessung  ermächtigten  Personen  die 
erforderlichen  Nachrichten  zu  geben  haben  (IV  sect.  27,  28;  vgl.  Ges.  V)- 

B.  Die  Wirkungen  der  Ehe  unterliegen,  soweit  es  sich  um  die 
allgemeinen  persönlichen  Verhältnisse  handelt,  den  Bestimmungen  des  eng- 
lischen Rechts  (siehe  Grossbritannien  Seite  507).  Daneben  gelten  folgende 
Spezialbestimmungen :  Das  Gericht  kann  die  Fürsorge  über  Kinder  unter 
16  Jahren  der  Mutter  übertragen  und  dem  Vat^r  die  Zahlung  wöchent- 
licher Unterhaltsbeiträge  auferlegen  (I  sect.  31  und  HI  sect.  3).  Die 
Mutter  erlangt  ferner  das  Erziehungsrecht,  wenn  der  Vater  gestorben 
ist,  ohne  einen  Vormund  bestellt  zu  haben  (I  sect.  39).  G^en  den  Mann, 
welcher  seine  Frau  sowie  gegen  den  Vater,  welcher  seine  ehelichen  oder 
unehelichen  Kinder  verlassen  hat,  kann  das  Gericht  einen  Beschluss  auf 
Unterhaltsgewährung  (Order  of  maintenance)  erlassen  und  erforderlichen- 
falls in  seiner  Abwesenheit  seine  Güter  mit  Beschlag  belegen;  ähnliche 

44* 
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Massregeln  können  im  Voraas  durch  einstweilige  Verfügung  getroffen 
werden,  wenn  eine  Verlassang  zu  befürchten  ist  (I  sect.  42,  43,  47). 
Die  Unterhaltsverweigernng  wie  die  Verlassang  von  Fran  and  Kindern 
wird  mit  Gef&ngniss  bestraft  (Illa). 

Der  Vater  ist  zar  Unterhaltsgewährang  für  aneheliche  Kinder  zu 
verurtheilen,  sofern  die  Vaterschaft  anerkannt  oder  durch  andere  Be- 
weismittel als  das  Zeugniss  der  Mutter  nachgewiesen  ist;  die  Mutter 
ist  zur  Unterhaltsgewährung  nach  ihren  Kräften  heranzuziehen  (I  sect. 
48,  49;  ni  sect.  3,  8).  Legitimation  ist  nicht  zugelassen,  doch  kann 
der  Vater  (auch  ohne  Heirath)  dem  von  ihm  anerkannten  unehelichen 
Kinde  seinen  Namen  geben  (V  sect.  23). 

Die  Ehegüterrechtsgesetze  von  1890  und  189(5  enthalten  im 
Wesentlichen  eine  wörtliche  Wiedergabe  der  englischen  Gesetze  von 
1882  und  1893.  Die  Frau  kann  Sondergut  besitzen,  auf  ihren  Namen 
anlegen,  sich  in  Bezug  darauf  verpflichten;  ihre  Verträge  gelten  im 
Zweifel  als  in  Bezug  auf  das  Sondergut  abgeschlossen  etc.  (siehe  GrosN- 
britannien  Seite  511). 

E.  üngflltigkeitserklftrong.  —  Nichtig  ist  eine  Ehe,  wenn  bei 
ihrem  Abschluss  ein  Irrthum  über  die  Identität  der  Personen  ob- 
waltete, femer  wenn  die  Trauung  durch  eine  nicht  dazu  ermächtigte 
Person  vorgenommen  ist,  es  sei  denn,  dass  es  ein  Geistlicher  war,  den 
eine  der  Parteien  für  ermächtigt  hielt.  Andere  Formfehler  hindern  das 
Zustandekommen  der  Ehe  nicht  (I  sect.  17;  II  sect.  23). 

Ehehindernde  Verwandtschaft  hat  nur  Anfechtbarkeit, 
nicht  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge. ^)  Das  Fehlen  der  elter- 
lichen oder  vormundschaftlichen  Einwilligung  hat  keinen  Einfluss  auf  die 
Gültigkeit  der  Ehe.*) 

F.  Ehescheidung  und  Trennung.  —  Das  Ehescheidungsrecht  ist  in 
der  Marriage  Act  1890  Theil  VDI  sect.  74ff.  geregelt. 

Ehescheidungsgründe  sind  wie  in  England:  einfacher  Ehebinich 
der  Frau  und  Ehebruch  des  Mannes  in  Verbindung  mit  Incest,  Bigamie, 
Sodomie,  einer  zur  Trennung  berechtigenden  Misshandlung^  odei*  bös- 
licher Verlassung*)  während  zweier  Jahre  (I  sect.  75,  76).*)  Für  Per- 
sonen, die  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  seit  mindestens  2  Jahren 


')  Gemäss  dem  für  die  Kolonien  massgebenden  englischen  Rechte  von  1834; 
denn  in  England  ist  dieser  Nichtigkeitsgrund  erst  durch  das  spätere  Gesetz  5  &  6 
Will.  IV,  c.  54  eingeführt  (siehe  Grossbritannien  S.  496),  vgl.  Webb,  S.  54. 

^  Begistrar  y.  Griffin,  3  Victorian  Law  Reports  278. 

')  Z.  B.  häufige  Misshandlungen,  deren  Wiederholung  zu  befürchten  ist.  Grema 
V.  Orema,  12  Victorian  Law  Reports  738. 

*)  Bösliche  Verlassung  ist  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Ehemann  während 
seiner  Abwesenheit  der  Frau  Unterhalt  gewährt;  denn  die  Frau  ist  nicht  nur  berechtigt, 
materiellen  Unterhalt,  sondern  auch  die  Gesellschaft  und  den  Schutz  ihres  Ehemannes 
zu  verlangen.    Wilkinson  v.  Wilkinson  13  Victorian  Law  Reports  568. 

^)  Misshandlung  und  Ehebruch  können  nicht  durch  das  Zeugniss  des  Klägers 
aUein  erwiesen  werden,  Little  v.  Little  4  Austr.  Jur.  Rep.  148. 
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ihren  Wohnsitz  in  der  Kolonie  haben/)  ist  die  Scheidung  erleichtert; 
die  Gründe  decken  sich  in  dieser  Beziehung  im  Wesentlichen  mit  den 
in  Neu-Sttd- Wales  zugelassenen;*)  dazu  tritt  Ehebruch  des  Mannes,  der 
in  der  ehelichen  Wohnung  oder  unter  sonstigen  erschwerenden  Umständen 
oder  auch  nur  wiederholt  begangen  ist  (I  sect.  74). 

Die  Ehescheidungsklage  ist  abzuweisen,  wenn  der  Kläger  durch  sein 
eigenes  Verhalten  die  Verfehlungen  des  Beklagten  veranlasst,^)  wenn  er 
den  Ehebruch  geduldet  hat  oder  wenn  Kollusion  der  Parteien  vorliegt. 
Die  Klage  kann  abgewiesen  werden,  wenn  der  klagende  Theil  sich  des 
Ehebruchs  oder  der  Misshandlung  des  Beklagten  schuldig  gemacht,  sowie 
wenn  er  die  Klageanstellung  ungebührlich  lange  verzögert  hat.*)  Gegen 
die  beantragte  Scheidung  kann  ausser  dem  Staatsanwalt  auch  jeder 
Dritte  Widerspruch  erheben,  sofern  er  die  behaupteten  Thatsachen  (z.  B. 
Kollusion,  Duldung  des  Ehebruchs)  durch  eidesstattliche  Versicherung 
glaubhaft  macht  (I  sect.  79,  80). 

Trennungsgründe  sind  wie  in  England  Ehebruch, Misshandluug,  bös- 
liche Verlassung  während  zweier  Jahre  (I  sect.  62;  siehe  Grossbritannien 
Seite  523).  Die  Misshandlung  muss  eine  erhebliche  und  gegen  den  Ehe- 
gatten direkt  gerichtet  sein;'^)  sie  muss  in  einer  Gefährdung  des  Lebens 
oder  der  Gesundheit  bestehen  und  weiteres  Zusammenleben  unmöglich 
erscheinen  lassen.")  Endlich  kann  auf  Antrag  der  Frau  die  Trennung 
auch  durch  Beschluss  im  summarischen  Verfahren  ausgesprochen  werden, 
falls  der  Mann  sich  gegen  sie  einer  schweren  KörpeiTerletzung  im  Sinne 
der  sect.  39  der  Crime  Act  1890  schuldig  gemacht  hat  und  weitere 
Misshandlungen  zu  besorgen  sind  (I  sect.  60  ff.). 

Im  Scheidungs-  wie  Trennungsui'theile  können  Bestimmungen  über 
den  Unterhalt  der  Frau  getroffen  werden.')  Der  Mitschuldige,  der  wegen 
Ehebruchs  beklagten  Ehefrau  kann  wegen  Schadensersatz  in  Anspruch 


*)  Die  Verlegung  des  ehemännliclien  Wohnsitzes  nach  der  Verlassung  hat  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  aaf  den  Wohnsitz  der  Frau  keinen  Einfluss. 

*)  Siehe  oben  Seite  687;  doch  ist  dort  dreijähriger  Wohnsitz  erforderlich. 

')  Dies  setzt  nicht  nothwendig  3iisshandlungen  voraus;  es  genügt,  >venn  der 
Kläger  durch  sein  Betragen  überhaupt  die  Schuld  an  dem  Ehebruche  trägt.  Bytherr 
V.  Bytherr  III  Austr.  Jur.  68.  Ehebruch  der  Frau  gilt  nicht  als  Scheidungsgrund, 
wenn  der  Ehemann  die  Frau  in  Versuchung  geführt  oder  nicht  genügende  Massregeln 
getroffen  hat,  um  sie  vor  Versuchung  zu  bewahren;  Hathgate  v.  B^thgate  2  Wyatt 
and  Webb's  Rep.  129. 

*)  Das  Gericht  hat  in  einem  Verfahren,  in  dem  die  Beklagte  nicht  vertreten  ist, 
von  Amtswegen  Beweiserhebungen  darüber  anzusteUen,  ob  der  Kläger  Ehebruch  be- 
gangen hat;  Kirk  y.  Kirk  15  Vict.  Law  Kep.  118. 

^)  Eine  Misshandlung  der  Kinder  gilt  als  Trennungsgrund  nur,  wenn  erwiesen 
ist,  dass  der  Mann  dadurch  die  Frau  verletzen  wollte.  Kennedy  v.  Kennedy  4  Austr. 
Jur.  Rep.  106. 

')  Gewohnheitamässige  Trunksucht  und  gelegentliche  leichtere  Misshandlung  bilden 
keinen  Trennungsgrund,  3  Vict.  Law  B«p.  83. 

^)  ]Nicht  auch  über  den  Unterhalt  der  bei  ihr  befindlichen  Kinder;  hierüber  ist 
gesondert  zu  erkennen.     Samson  v.  Samson  2  Wyatt  and  'Webb's  Rep.  147. 
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genommen,  auch  die  Mitschuldige  des  beklagl.en  Ehemannes  kann  mit- 
verklagt werden  (I  sect.  78). 

Die  Wirkungen  der  Scheidung  und  Trennung  sind  dieselben  wie  in 
England  (I  sect.  90,  sect.  66 ff.,  siehe  Grossbritannien  Seite  528,  529). 

0.  Terfahren  in  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Ehesachen  ist  in 
erster  Instanz  der  Einzelrichter  des  Obergerichts,  Abtheilung  für  Ehe- 
sachen, der,  wenn  er  es  für  erforderlich  erachtet,  einen  zweiten  Richter 
hinzuziehen  oder  die  Sache  vor  den  vollbesetzten  Gerichtshof  (von 
mindestens  3  Richtern)  bringen  kann.  Die  Zuziehung  von  Geschworenen 
ist  dem  Eimessen  des  Gerichts  überlassen.  Das  Verfahren  ist  dem  eng- 
lischen nachgebildet  (I  1890  sect.  101  ff.).  Gegen  das  absolute  ür- 
theil  ist  innerhalb  eines  Monats  die  Berufung  an  den  obersten  Ge- 
richtshof von  Australien  zulässig.  Ein  Beklagter  oder  Mitbeklagter,  der 
im  erstinstanzlichen-  Verfahren  nicht  vertreten  war,  darf  Berufung  nur 
einlegen,  sofern  das  erstinstanzliche  Gericht  im  Urtheil  aus  besonderen 
Gründen  eine  solche  Berufung  für  zulässig  erklärt. 

c)  Queensland. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1859  von 
Neu  Süd- Wales  abgetrennt.  Es  gelten  daher  die  bis  1859  in  Neu  Süd- 
Wales  erlassenen  Gesetze  und  in  Ermangelung  solcher,  wie  dort,  das 
englische  Recht  von  1828  (oben  S.  684). 

Gesetzsammlungen:  The  Queensland  Statutes,  von  Alfred 
Pain  &  John  L.  Woolcock.  Brisbane:  James  C.  Beal  1859 — 1888  ein- 
schliesslich, 5  Bände.  Acts  of  the  Parliament  of  Queensland  etc., 
Brisbaue,  George  Arthur  Vaughan,  fortlaufend  paginirt  als  Fortsetzung 
der  Statuten.  lieber  Gesetzgebung  vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97 
S.  170;  über  Eherecht:  Parlamentsbericht  1894  H.  C.  144/145  S.  15. 

Es  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche  im  Folgenden  nur 
mit  der  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffer  zitirt  sind): 

I.  Marriage  Act  1864  vom   12.  September   1864,   28  Vict.   c.    15 

(Stat.  Band  II,  S.  1477); 
II.  Marriage  Law  Amendment  Act  1870  vom  22.  Dezember  1870, 

34  Vict.  c.  8 ; 
m.  Justices  Marrying  Act  1872  vom  12.  August  1872,  36  Vict.  c.  12; 
IV.  Deceased  Wife's  Sister  Marriage  Act  1877,  veröffentlicht  unter 

dem  10.  April  1878,  41  Vict.  c.  25; 
V.  Registration   of  Births,  Deaths   and  Marriage  Act  1855,   vom 

3.  Dezember  1855,  19  Vict.  No.  34; 
VI.  Amendment   Registration   Act   1867    vom    17.  Dezember   1867, 

31  Vict.  No.  7; 
VII.  Married  Womens  Property  Acts  a)  1890  vom  5.  November  1890 
(Acts  1890  S.  4040)  b)  1897  vom  26.  August  1897  (Acts  1897 
S.  6341); 
VIII.  Matrimonial  Causes  Jurisdiction  Act  1865; 
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IX.  Novelle  hierzu  vom  26.  Oktober  1897  (Acts  1897  S.  6342); 
X.  Deserted  Wives  and  Children  Acts  1840/1858  vom  21.  Jnli  1840, 

4  Vict.  c.  5  und  vom  25.  August  1858,  22  Vict.  c.  6;^) 
XI.  Legitimation  Act  1899,  vom  23.  Dezember  1899,  63  Vict  c.  12 

(Acts  1899  S.  7135). 

B.  Terlobniss.  —  Da  besondere  Bestimmungen  fehlen,  gilt  eng- 
lisches Recht  (S.  491). 

C.  Eheschliessimg.  —  Die  Ehemündigkeit  richtet  sich  nach 
englischem  Recht;*)  ebenso  gilt  es  für  die  Ehehindernisse,  nur  ist  die 
Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  durch  Deceased  Wife's 
Sister  Marriage  Act  1877  (oben  zu  IV)  für  zulässig  erklärt  Minderjährige 
bedürfen  nach  sect.  18  der  Marriage  Act  1864  (oben  I)  der  Einwilli- 
gung des  Vaters,  event.  des  Vormundes,  event.  der  Mutter;  sofern  die 
Konsensberechtigten  durch  Unzurechnungsfähigkeit  (auch  Trunksucht) 
oder  Abwesenheit  an  der  Abgabe  einer  Erklärung  verhindert  sind,  hat 
der  besonders  dazu  bestellte  Friedensrichter  (Justice  of  the  peace)  die 
Genehmigung  zu  ertheilen. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kirchliche  oder  bedingungs- 
weise die  bürgerliche.  Ermächtigt  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen 
sind  die  in  das  Register  zu  Brisbane  eingetragenen  Geistlichen  und  die 
Standesbeamten  (I  sect.  2,  g).  In  abgelegenen  Theilen  der  Eolonie 
können  Eheschliessungen  auch  durch  besonders  dazu  bestellte  Richter 
vorgenommen  werden  fGes.  HI).  Die  Trauung  muss  öffentlich  in  Gegen- 
wart von  zwei  Zeugen  zwischen  8  Uhr  Morgens  und  8  Uhr  Abends  erfolgen; 
die  Formen  entsprechen  den  englischen  (siehe  Grossbritannien  S.  498). 
Die  Civiltrauung  ist  nui*  zugelassen,  wenn  die  Parteien  in  ihrem  An- 
trag erklären,  entweder  dass  sie  es  mit  ihrem  Gewissen  für  unvereinbar 
halten,  sich  kii'chlich  trauen  zu  lassen,  oder  dass  ein  Geistlicher  ihrer 
Religionsgemeinschaft  nicht  zu  erreichen  ist.  Vorgängige  Formalitäten, 
wie  Aufgebot  oder  Anmeldung,  sind  gesetzlich  nicht  erforderlich;  dagegen 
haben  Minderjährige  die  schriftliche  Einwilligung  der  Konsensberechtigten 
in  beglaubigter  Form  vorzulegen;  bestehen  irgendwelche  Zweifel  an  der 
Gültigkeit  der  Zustimmung,  so  kann  die  Eheschliessung  behufis  An- 
stellung von  Ermittelungen  darüber  eine  Woche  aufgeschoben  werden; 
dasselbe  gilt,  wenn  der  Verdacht  besteht,  dass  eine  Partei  sich  fälschlich 
für  grossjährig  ausgegeben  hat  (I  sect.  20).  Die  Eheschliessungen  von 
Quäkern  und  Juden  unterliegen  nicht  den  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
sondern  richten  sich  lediglich  nach  den  Vorschriften  der  betreffenden 
Religion. 

Sämmtliche   Eheschliessungen,    auch   die   kirchlichen   und   die   der 


')  Abgedruckt  Neu  Süd- Wales,  Statutes  Band  11  S.  1486. 

^  Im  Parlamentsberichte  Seite  16  ist  zwar  14  Jahre  aUgemein  als  Mindestalter 
bezeichnet;  eine  darauf  bezügliche  lokalrechtliche  Bestimmung  ist  aber  weder  dort 
citirt,  noch  sonst  vom  Verfasser  ermittelt  worden.  Es  dürfte  deshalb  auch  für  Queens- 
land wie  nach  englischem  gemeinen  Rechte  für  Frauen  ein  Mindestalter  von  12  Jahren 
anzunehmen  sein. 
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Quäker  and  Jaden,  sind  in  die  Register  des  Standesbeamten  einzutragen 
(Gtos.V).  Die  daza  erforderlichen  Nachrichten  sind  von  dem  trauenden 
Geistlichen,  ev.  von  den  Parteien  einzureichen  (Ges.  VI). 

D.  Wirkangen  der  Ehe.  —  Der  Ehemann  ist  der  Frau  und  den 
Kindern  gegenüber  unterhaltspflichtig;  die  Erfüllung  der  Pflicht  kann  im 
Beschlussverfahren  erzwungen  werden  (X  sect.  1  ff.).  Die  Mutter  haftet 
für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder  mit  ihrem  Sondergute  (VII  a  sect.  22). 
Für  uneheliche  Kinder  hat  in  erster  Linie  der  Erzeuger  zu  sorgen,  die 
Mutter  ist  zu  Beiträgen  heranzuziehen  (X  sect.  8). 

Seit  der  Legitimation  Act  1899  (XI)  ist  die  Legitimation  unehe- 
licher Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  zugelassen.  Die  Ehelichkeit  des 
Kindes  ist  auf  Antrag  des  Ehemannes  der  Mutter  ohne  weitere  Prüfung 
einzutragen;  das  Verfahren  kann  auch  nach  dem  Tode  der  zu  Legitimiren- 
den  zu  Gunsten  ihrer  Nachkommen  eingeleitet  werden.  Die  Legitimation 
ist  ausgeschlossen,  wenn  zur  Zeit  der  Geburt  zwischen  den  Eltern  ein 
Ehehindemiss  bestand,  z.  B.  wenn  das  Kind  im  Ehebruch  erzeugt  wai*. 
Das  Gesetz  flndet  auch  Anwendung  auf  die  vor  seinem  Inki*afttreteu 
geborenen  Kinder.*) 

Bezüglich  des  Ehegüterrechts  sind  die  Bestimmungen  der  enor- 
lischen  Married  Womens  Property  Act  von  1882  und  1893  in  den  gleich- 
namigen Gesetzen  der  Kolonie  von  1890  und  1897  wiedergegeben.  Da.s 
eingebrachte  Vermögen  der  Ehefrau  gilt  als  Sondergut;  sie  kann  es  auf 
ihren  Namen  eintragen  lassen  und  sich  in  Bezug  darauf  verpflichten ;  Ver- 
pflichtungserklärungen werden  im  Zweifel  auf  das  Sondergut  bezogen  etc. 
(siehe  Grossbritannien  S.  513).  Ehe  verlassene  Frauen  können  den  Elrlass 
eines  Schutzbeschlusses  (Protection  order)  beantragen  (X  sect.  4  und 
Vm  sect.  11). 

E.  UngUtigkeitserklärung.  —  Nichtigkeitsgrunde  sind  nach  Marria.sre 
Act  1864  (I  sect.  23):  Bestehen  einer  früheren  Ehe,  Verwandtschaft  in 
ehehindemdem  Grade,  geschlechtliches  Unvermögen  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessnng;  femer  Betrug,  sofern  die  Eheschliessung  dadui-ch  zu  Stande 
gekommen  ist;  nichtig  sind  endlich  Ehen,  welche  nicht  innerhalb  der 
Yorgeschriebenen  Tagesstunden  abgeschlossen  sind  (I  sect.  11),  sowie 
alle  Ehen,  welche  durch  ein  Gerichtsurtheil  einmal  für  ungültig  erklärt 
sind.")  Die  Gültigkeit  der  Ehe  wird  nicht  dadui-ch  berührt,  dass  der 
Geistliche  nicht  ordnungsmässig  eingetragen  war,  sofem  beide  Parteien 
ihn  gutgläubig  dafür  hielten  (I  sect  13). 

F  IL  G.  Eheselieidaiig  und  Trennung;  Terfaliren.  —  Nach  der 
Matrimonial  Causes  Jurisdiction  Act  1865  (VTLI)  ist  gerichtliche  Scheidung 

')  „Es  ist  nicht  vorg^eschrieben,  dass  die  Eltern  zui*  Zeit  der  Heiratli  in  Queens- 
land gewohnt  haben  mässen,  doch  kann  es  nicht  als  Absicht  des  Gesetzes  angesehen 
werden,  die  Legitimation  auch  bei  solchen  Personen  zuzulassen,  deren  Eltern  mala  fide 
nur  aus  diesem  Grunde  in  die  Kolonie  gekommen  sind.'*  Joum.  Comp.  Leg.  1900  S.  560. 
Tgl.  auch  ebenda  S.  188. 

■)  Auch  wenn  der  Grund  der  Ungültigkeit  durch  eine  Aenderung  der  Gesetz« 
gebung  fortgefallen  ist. 
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und  Trennung,  sowie  Trennung  durch  den  Polizeirichter  zulässig.  Die 
Bestimmungen  decken  sich  in  Bezug  auf  das  materielle  Becht  und  das 
Verfahren  mit  denen  des  englischen  Bechts. 

Zuständig  ist  in  erster  Instanz  der  mit  einem  Einzelrichter  besetzte 
oberste  Gerichtshof,  in  zweiter  Instanz  das  voll  besetzte  Gericht,  dem 
der  erstinstanzliche  Bichter  in  verwickeiteren  Fällen  die  Sache  auch 
direkt  übergeben  kann.  Gegen  das  Urtheil  des  Kollegialgerichts  geht 
die  Berufung  mit  sechsmonatlicher  Frist  an  den  obei-sten  Gerichtshof 
von  Australien  (früher  an  den  Privy  Council;  VIII  sect.  Iff.).  Dui'ch 
die  Novelle  von  1897  ist  das  Gericht  ermächtigt,  die  Oeffentlichkeit 
auszuschliessen,^)  sowie  die  Veröffentlichung  der  Verhandlung  oder  eines 
Theils  derselben  auch  dann  zu  verbieten,  wenn  die  Oeffentlichkeit  nicht 
ausgeschlossen  ist. 

d)  West-Australien. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1829  be- 
gründet. Es  gilt  das  englische  Becht  vom  1.  Juni  1829.  Ueber  die 
Gresetzgebung  siehe  Journ.  Comp.  Leg.  1899  S.  70;  über  das  Eherecht: 
Parlamentsbericht  H.  C.  144/145  S.  14  (nur  kurzer  Auszug). 

Gesetzsanmilungen :  „Statutes  of  Western  Australia",  M.  Carron, 
Bird  &  Co.,  Melbourne,  1883,  2  Bände.  „The  Acts  of  the  Parliament 
of  Western  Australia",  Perth,  Bich.  Peter,  alljährlich  1  Band.  Index 
bis  1901  einschliesslich. 

Für  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche  im 
Folgenden  nur  mit  den  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffern  citirt 
werden): 

I.  Marriage  Act  vom  1.  November  1894,  58Vict.  c.  11. 
n.  Amendment  Act  vom  28.  Oktober  1898,  62  Vict.  c.  23  (betreffend 

Eheschliessungen  der  Juden), 
m.  Begistration  Act  1894,  58  Vict.  c.  16. 
IV.  Married  Womens  Property  Act  a)  1892,  55  Vict.  c.  20  und  b)  1895, 

59  Vict.  c.  22. 
V.  Ordinance  to  provide  for  the  maintenance  and  relief  of  deserted 
wives  and  chüdren  1845,  9  Vict.  c.  2  (Stat.  Bd.  I  8.  560). 
Via.  Ordinance  to  regulate  the  divorce  and  matrimonial  causes  1863, 
27  Vict.  No.  19  (Stat.  Bd.  I  S.  117);  b)  Amendment  Acts  von 
1870,  34  Vict.  c.  7  (Stat.  Bd.  I  S.  131),  und  1879,  43  Vict.  c.  9 
(Stat.  Bd.  I  S.  132). 
Vn.  Married  Womens  summary  Jurisdiction  Act  1896,  60  Vict.  c.  10. 

B.  TerlSbniss.  -7-  Hierüber  fehlen  besondere  Bestimmungen;  daher 
gilt  englisches  Becht  (S.  491). 

C.  Eheschliessong.  —  Die  materiellen  Voraussetzungen  der  Willens- 
erklärung, die  Ehehindemisse  und  Eheverbote  sind  die  des  englischen 


^)  D.  h.  Id  „Chambers^^  ssa  verhandeln. 
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K^jvh'.jJw  i^xh  \st  die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  nach 
1  <*?ct   >:i  för  zid&ssig  erklärt. 

I  >  Form  der  Eheschliessnng  ist  die  kirchliche  oder  die  büi^r- 
I:  ;^''.  Kmu^i  htigt  zur  Vornahme  von  Eheschliessnngen  sind  nach  I  sect  5: 
iv  :?.  vivi>  Register  eingetragenen  christlichen  Geistlichen  und  Rabbiner 
(\^T>.  H\  sowie  die  Standesbeamten  (district  registrars).  Die  kirchliche 
K>.oSvhIif88UUg  erfolgt  entweder  nach  dreimaligem  Aufgebot,  erlassen  in 
dtr  iit^meiiide,  in  welcher  einer  der  Verlobten  seinen  Wohnsitz  hat,  oder 
lictch  Zeugnissausstellung.  Das  Zeugniss  ist  eine  Woche  nach  der  An- 
uu'Klung  von  demjenigen  Standesbeamten  auszustellen,  in  dessm  Bezirke 
die  Verlobten  mindestens  7  Tage  gewohnt  haben;  falls  sie  in  verschiedenen 
Bezirken  gewohnt  haben,  bedarf  es  der  Zeugnisse  beider  zuständigen 
Standesbeamten  (I  sect.  12  ff.).  Der  Civiltrauung  durch  den  Standes- 
beamten muss  stets  Zeugnissertheilung  vorangehen;  bis  dahin  können  die 
Zustimmun^berechtigten  gegen  die  Ehe>schliessung  Minderjähriger  Protest 
erheben  (I  sect.  18;  vgl.  sect.  9).  Von  Aufgebot  oder  von  der  Anmeldung 
kann  durch  Lizenz  des  Gouverneurs  oder  eines  Friedensrichters  (resident 
magistrate)  dispensirt  werden,  falls  die  Parteien  50  Meilen  von  der 
näclisten  Kirche  oder  dem  nächsten  Standesamt  entfernt  wohnen  und 
aus  besonderen  Gründen  Eile  geboten  erecheint  (I  sect.  20). 

Die  kirchliche  Trauung  hat  in  einer  Kiiche  oder  Kapelle  zwischen 
8  und  (i  Uhr,  die  Civiltrauung  im  Standesamte  zwischen  8  und  4  Uhr  zu 
erfolgen.  Be.sondere  Vorschriften  gelten  für  die  Ehen  von  Quäkern;  von 
ihren  Eheschliessungen  ist  innerhalb  einer  Woche  dem  Standesbeamten 
Anzeige  zu  machen  (I  sect.  34).  Sämmtliche  Eheschliessungen  werden 
in  die  Bezirksregister  der  Standesämter  und  in  ein  Generalregister  ein- 
getragen (Ges.  III). 

D.  Wirkungen  der  Ehe.  —  Verwandte  in  auf-  und  absteigender 
Linie  und  Eheleute  haben  im  Nothfall  einander  Unterhalt  zu  gewähren; 
Verletzung  der  Unterhaltspflicht  wird  bestraft  (Ges.V).  Der  Erzeuger 
ist  zur  Unterhaltsgewähnmg  für  uneheliche  Kinder  verpflichtet,  sofern 
seine  Vaterschaft  durch  andere  Beweismittel,  als  durch  Zeugniss  der 
Mutter  ei-wiesen  ist  (Bastardy  Act  1875,  39  Vict.  c.  8;  Stat.  Bd.  I  S.  212). 
Der  Unterhalt  ist  wöchentlich  auf  mindestens  12^2  sh.  zu  bemessen 
(Novelle  vom  27.  Oktober  1896,  60  Vict.  c.  36;  früher  5  sh). 

Das  Ehegüterrecht  ist  durch  die  Married  Womens  Property  Act 
1892  der  englischen  von  1882,  und  durch  die  NoveUe  von  1895  der 
englischen  von  1893  nachgebildet  (Ges.  IVa  und  b;  siehe  Grossbritannien 
S.  511  ff.).  Das  Eingebrachte  der  Ehefrau  gilt  als  ihr  Sondergut,  sie  kann 
sich  in  Bezug  darauf  frei  verpflichten  etc.*) 

£.  UngflltigkeitserkUning  einer  Ehe  kann  erfolgen: 

1.  wegen  ehehindemder  Verwandtschaft,^ 

*)  Eine  Novelle  von  1896  enthält  nur  unwesentliche  Bestimmnngen,  insbesondere 
in  Bezug  auf  den  Zeugnisszwang  des  Ehegatten  eines  Angeklagten. 

•)  Die  Ehe  ist  nur  anfechtbar,  nicht  nichtig;  vgl.  das  S.  692  bei  „Victoria"  zu 
E  Angemerkte. 
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2.  wegen  eines  Irrthums  über  die  Identität  der  Person, 

3.  wegen  Unfähigkeit  der  trauenden  Person,  es  sei  denn,  dass  beide 
Parteien  sie  in  gutem  Glauben  für  ermächtigt  hielten,  Trauungen  ab- 
zuschliessen.  In  diesem  Falle  bleibt  die  Ehe  sogar  dann  bestehen,  wenn 
die  betreffende  Person  überhaupt  weder  Geistlicher  noch  Standesbeamter 
war.  Im  Uebrigen  haben  Unregelmässigkeiten  oder  Irrthümer  auf  die 
Gültigkeit  der  Ehe  keinen  Mnfluss  (I  sect.  27). 

F  u.  6.  Eheseheidnng  und  Trennung;  Terfahren.  —  Durch  die 
Divorce  and  Matrimonial  Causes  Ordinance  1863  (Via)  sind  Trennung 
und  Sclieidung  durch  gerichtliches  Urtheil  zugelassen.  Die  Bestimmungen 
decken  sich  mit  den  englischen  (siehe  Grossbritannien  S.  521).  Nach  der 
Novelle  von  1870  kann  das  Gericht  nach  der  Scheidung  dem  Ehemanne 
monatliclie  Unterhaltszahlungen  auferlegen  und  diese  Anordnung  später 
den  Umständen  entsprechend  abändern.  Zuständig  füi*  Ehesachen  ist 
der  besondei-s  beim  Obergerichte  dazu  eingerichtete  Ehegerichtshof  (VTa 
sect.  1). 

Das  Verfahren  entspricht  dem  englischen.  Die  Summary  Jurisdiction 
Act  1896  (\T:I)  führt  polizeirichterliche  Trennung  ein,  welche  auf  Antrag 
der  eheverlassenen  oder  misshandelten  Frau  durch  zwei  Friedensrichter 
auszusprechen  ist.  In  schwierigen  Fällen  sind  die  Richter  berechtigt, 
die  Sache  an  das  Obergericht  zur  Entscheidung  abzugeben. 

e)  Süd-Australien. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1836  durch 
das  Gesetz  4  &  5  Will.  IV  c.  96  unter  englische  Verwaltung  gestellt; 
es  gilt  nach  sect.  1  das  englische  Eecht  vom  28.  Dezember  1836. 
Die  Gesetze  erscheinen  als  „Acts  of  the  Parliament  of  South 
Australia",  Adelaide,  C.  E.  Bristow,  alljährlich  ein  Band;  Index  bis 
Ende  1893  von  G.  H.  Castle  &  A.  C.  Thomas,  ebenda  1894.  Wegen  der 
Gesetzgebung  vgl.  Joum.  Comp.  Leg.  1897  S.  279;  Parlamentsbericht 
1894  H.  C.  144/145   S.  29. 

Es  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht  (welche  im  Folgenden  nur 
mit  den  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffern  zitirt  sind): 

I.  Marriage  Regulation  Act  (vom  19.  Dezember)  1867  No.  16  (Acts 
1867  S.  119);  sect.  38  geändert  durch  Amendment  Act  1868/69 
(vom  30.  Januar  1869)  No.  5  (Acts  1868/69  S.  15); 
II.  Marriage  Act  further  Amendment  Act  (vom  30.  August)  1882 
No.  243; 

III.  Deceased  Wife's  Sister  and  Sister's  Daughter  Marriage  Act  (vom 
13.  Januar  1871)  1870/71  No.  21; 

IV.  Married  Womens  Property  Acts  (vom  28.  Februar  1884)  1883/84 
No.  300  und  1898  No.  701 ; 

V.  Married  Womens  Deed  Acknowledgment  Act  (vom  27.  November) 

1872  No.  23; 
VI.  Destitute  Persons  Act  (vom  18.  November)  1881  No.  210; 
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Vn.  Dover  Acts  von  1846  No.  15,  1862  No.  25; 
Vm.  Matrimonial  Canses  Act  (vom  19.  Dezember)  1867  No.  3  (Act^^ 
1867  S.  6); 
IX.  Manied   Womens    Protection    Act    (vom    19.  Dezember)    189t> 

No.  664; 
X.  Affination  Act  1898  No.  702; 
XL  Legitimation  Act  1898  No.  703.*) 

B.  Terlobnifls.  —  Da  besondere  Bestimmungen  fehlen,  gilt  eng- 
lisches Kecht  (S.  491). 

C.  Ehesehliessung.  —  Die  Ehe  mit  der  Schwester  und  Schwester- 
tochter der  verstorbenen  Frau  ist  dui'ch  das  Gesetz  III  für  zulässig  er- 
klärt, nachdem  vorher  vier  vom  Parlament  erlassenen  Gesetzen  gleichen 
Inhalts  die  königliche  Genehmigung  versagt  war.*)  Im  Uebrigen  gilt 
englisches  Eecht. 

Die  Form  der  Eheschliessung  ist  die  kiixhliche  oder  die  bürger- 
liche. Zur  Eheschliessung  ermächtigt  sind  die  in  das  Eegister  einge- 
tragenen Geistlichen  und  die  Standesbeamten  (d.  h.  der  Generahegistrar. 
sein  Stellvertreter  und  die  Distriktsregistrare  (I  sect.  15).  KiiThliche 
wie  standesamtliche  Eheschliessungen  dürfen  nui-  auf  Grund  eines  Zeu;^'- 
nisses  oder  einer  Lizenz  vorgenommen  werden.  Die  Anmeldung  hat  in 
d^enigen  Bezirken  zu  erfolgen,  in  welchen  die  Paiteien  mindestens  seit 
sieben  Tagen  gewohnt  haben;  das  Zeugniss  wird  frühestens  14  Ta^ce 
nach  der  Anmeldung  ertheilt.  Zur  Lizenzertheilung  (gegen  Zahlung  von 
3  Jt)  sind  die  Geistlichen  sowie  die  Standesbeamten  selbst  ermächtisrt. 
Minderjährige  haben  die  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes  schrift- 
lich vorzulegeix;  ist  eine  solche  Einwilligung  nicht  zu  beschaffen  (I  sect.  25), 
so  kann  davon  abgesehen  werden.  Die  Form  der  Eheschliessung  richtet 
sich  nach  dem  Ritus  der  Kircheugemeinde ;  für  die  standesamtliche  Ehe- 
schliessung sind  die  in  England  üblichen  Formen  massgebend.  Bestimmte 
Stunden  sind  nicht  vorgeschrieben  (11  sect.  5). 

D.  Wirknngen  der  Ehe.  —  Eine  Fremde,  welche  einen  geborenen 
oder  als  solchen  naturalisirten  Unterthanen  des  Königs  von  England 
heirathet  und  ihren  ersten  Wohnsitz  in  der  Kolonie  nimmt,  erlangt  die 
dortige  Staatsangehörigkeit  (Aliens  Act  18G4,  sect.  8). 

Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie  sind  gegen  einander  unter- 
haltspflichtig;  der  Ehemann  hat  seiner  Frau,  sowie  seinen  und  ihien 
ehelichen  und  unehelichen  Kindern  (Knaben  bis  zum  16.,  Mädchen  bis 
zum  18.  Jahre)  Unterhalt  zu  gewähren.*)  Verletzung  der  Unterhalts- 
pflicht wird  bestraft.  Uneheliche  Kinder  werden  durch  nachfolgende 
Ehe  legitimirt,  sofem  zui-  Zeit  ihrer  Geburt  zwischen  den  Eltern  kein 


»)  Für  X  &  XI  vg:l.  Journ.  Comp.  Leg.  1899   S.  486. 

>)  Es  sind  das  die  Gesetze  1857/58  No.  19,  1860  No.  19,  1868  No.  27  und 
1870  No.  4. 

*)  Destitute  persons  act  1881  sect.  5  ff.  und  Ges.  X;  der  unehelichen  Mutter  ge- 
bühren auch  Entbindungskosten  bis  zu  10  £, 
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Ehehinderniss  bestand  und  die  Eintragung  der  Ehelichkeit  binnen  30 
Tagen  nach  der  Eheschliessung  beim  Standesamt  beantragt  wird  (Ges.  XI). 

Bezüglich  des  Ehegüterrechts  sind  die  Bestimmungen  der  englischen 
Married  Womens  Property's  Act  1882  und  1893  (oben  Grossbritannien 
Seite  511)  in  den  gleichnamigen  Gesetzen  der  Kolonie  1883/84  No.  300 
und  1896  No.  701^)  wiedergegeben.  Das  Eingebrachte  der  Frau  gehört 
zum  Sondergute,  sie  kann  sich  durch  Verträge  verpflichten,*)  ihre  Ver- 
pflichtungserklärungen werden  im  Zweifel  auf  das  Sondergut  bezogen. 
Das  Kecht  der  Ehefrau  auf  Witthum  (Dower)  ist  nach  englischem  Muster 
durch  die  Gesetze  von  1845  No.  15  und  1852  No.  25  geregelt, 

£•  Ungültigkeitserkli&miig.  —  Nach  der  Marriage  Act  1867  sect  37 
wird  die  Gültigkeit  der  Ehe  durch  einen  Irrthum  nicht  berührt,  wenn 
die  Identität  der  Parteien  feststeht.  Im  Uebrigen  siehe  Grossbritannien 
Seite  517. 

F.  Ehescheidniig  und  Trennung;  Yerfaliren.  —  Nach  der  Matri- 
monial causes  act  1867  (VIII)  ist  gerichtliche  Scheidung  und  Trennung 
zulässig;  die  Bestimmungen  decken  sich  in  Bezug  auf  das  materielle 
Recht  und  das  Verfahren  mit  denen  des  englischen  Rechts. 

Zuständig  für  alle  Ehesachen  ist  das  Obergericht  (Supreme  court) 
von  Süd- Australien.  Die  Berufung  geht  an  den  höchsten  Gerichtshof 
von  Australien.  Die  polizeirichterliche  Trennung  ist  durch  die  Married 
Womens  Protection  Act  1896  (IX)  eingeführt  und  wird  auf  Antrag 
jeder  Frau  gewährt,  deren  Ehemann  sich  innerhalb  der  letzten  sechs 
Monate  des  Ehebruchs,  der  Misshandlung  von  Frau  oder  Kindern,  bös- 
licher Verlassung  oder  böswilliger  Unterhaltsversagung  schuldig  gemacht 
hat;  der  Beschluss  wird  im  summarischen  Verfahren  von  zwei  Friedens- 
richtern erlassen;  der  Frau  ist  das  Getrenntleben  zu  gestatten,  auch 
kann  ihr  die  Erziehung  der  Kinder  unter  18  Jahren  zugesprochen  und 
dem  Manne  Leistung  von  Unterhaltsbeiträgen  auferlegt  werden,  deren 
Höhe  dem  Ermessen  des  Gerichts  überlassen  ist.  Wird  Unterhaltsver- 
weigerung objektiv  festgestellt,  so  hat  nach  sect.  11  der  Ehemann  die 
Beweislast  dafüi*,  dass  er  zur  Leistung  des  Unterhaltes  nicht  im  Stande 
war.  Der  Ehemann,  welcher  nach  Erlass  des  Beschlusses  seine  Ehefrau 
oder  die  Kinder,  deren  Erziehung  ihm  abgesprochen  ist,  belästigt,  wird 
mit  Geldstrafe  oder  Gefängniss  bestraft.  Gegen  den  Beschluss  der 
Friedensrichter  ist  Berufung  an  das  Distriktsgericht  von  Adelaide  zu- 
lässig, das  mit  einem  Richter  des  Obergerichts  besetzt  ist. 


1)  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  489. 

^  Die  formell  noch  gültigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  1872  No.  23  über  das 
¥on  Ehefrauen  nachträglich  Yor  dem  Richter  zu  erklärende  Anerkenntniss  sind  hier- 
durch unpraktisch  geworden.  Gültig,  aber  bedeutungslos  ist  auch  die  Vorschrift  der 
Real  Property  Act  1886  No.  380,  sect.  69,  dass  für  Grundstücke,  welche  nicht  zum 
Sondergute  der  Frau  gehören,  der  Ehemann  als  Miteigenthümer  einzutragen  ist  und 
dass  bei  Verträgen  über  aolche  Grundstücke  der  Frau  ein  Beistand  (nezt  friend)  bei- 
geordnet werden  kann. 
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0  Tasmania. 

Die  Kolonie  ist  seit  1803  in  englischem  Besitz  und  hat  seit  1856 
eigene  Regierung.  Es  gilt  nach  IX  G^o.  IV  c.  83  subsidiär  das  eng- 
lische Recht  von  1828.^) 

Ausgabe  der  Gesetze:  „The  Acts  of  the  Parliament  of  Tas- 
mania^, William  Grahame,  Govem.  Printer,  Hobart,  alljährlich  ein 
Heft.  —  Index  to  the  Statutes  of  Tasmania  in  force  1.  Juni  1897.  by 
John  K.  Reid,  ebenda  1897. 

Literatur:  Parlamentsbericht  H.  C.  144/145  von  1894  S.  :{2;  ebenda 
ein  Auszug  aus  R.  Shirley  Haies,  Text  Book  of  the  Statutes  regulating 
the  Celebration  of  Marriages  by  the  Clergy  of  the  respective  Churches 
of  England,  Scotland  and  Rome. 

Ffir  das  Eherecht  kommen  folgende  Gesetze  in  Betracht: 
I.  Marriage  Acts  1896  No.  23   (Acts  Bd.  XHI  S.  127)  und  18% 
No.  13  (Acts  Bd.  Xin  S.  363).«) 

II.  Deceased  Wife's  Sister  Marriage  Act  1873  No.  7; 

m.  Married  Womens  Property  Acts  1883  No.  18,  1886  No.  6,  1890 
No.  14  und  1900  No.  7;») 

IV.  Matrimonial  Causes  Acts  1860  No.  1,  1864  No.  4,  1865  No.  19 
und  1874  No.  13; 

V.  Gesetze  betr.  Fürsorge  für  Kinder  1874  No.  8,  1876  No.  4  und 
1891  No.  5; 

VI.  Gesetze  betr.  Vormundschaft  1887  No.  5  und  1899  No.  32. 

Das  sonst  anwendbare  materielle  englische  Eherecht  ist  durch  Gesetz 
1873  No.  7  durchbrochen,  nach  welchem  die  Heirath  mit  der  Schwester 
der  verstorbenen  Frau  zulässig  ist. 

Ermächtigt  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  sind  die  als  solche 
registrirten  Geistlichen  und  die  Standesbeamten.  Ferner  können  anch 
die  Parteien  auf  Grund  einer  Lizenz  die  Ehe  durch  ihre  eigenen  Ei- 
klärungen  in  Gegenwart  eines  Standesbeamten  und  zweier  Zeugen  wie 
einen  Vertrag  schliessen  (Marr.  Act  1896  sect.  2).  Die  Veröffentlichung 
der  Namen  der  zu  Trauungen  ermächtigten  Geistlichen  erfolgt  von  Jahi* 
zu  Jahr.  Kirchliches  Aufgebot  ist  nicht  erforderlich,  wohl  aber  An- 
meldung beim  Standesbeamten  und  Zeugnissertheilung ;  hiervon  kann 
durch  Lizenz  des  Geistlichen  oder  Standesbeamten  dispensirt  werden 
(Marriage  Act  1895  No.  23,  sect.  16  ff.).  Das  Nichtbestehen  von  Ehe- 
hindemissen  ist  stets  an  Eidesstatt  zu  versichern,  ebenso  die  Eiüeilung 
der  für  Minderjährige  erforderlichen  elterlichen  Zustimmung,  lieber  die 
Berechtigung  erhobener  Widersprüche  entscheidet  das  Obergericht 
(a.  a.  0.  sect.  30).  Die  Civiltrauung  ist  durch  Marriage  Act  1896  nach 
englischem  Muster  geregelt. 

Die  erwähnten  Married  Womens  Property  Acts  enthalten  die  Be- 

0  Vgl.  „Neu-Süd- Wales"  Seite  684. 

■)  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  30  und   1897  S.  164» 

*)  Journ.  Comp.  Leg.  1901   S.  363. 
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stinunimgen  der  gleichnamigen  englischen  Gesetze  von  1882  und  1893. 
Das  Gesetz  1890  No.  14  sieht  ein  besonderes  Verfahren  zur  Entschei- 
dung von  Streitigkeiten  über  das  Eigenthum  der  Ehegatten  vor. 

Die  angeführten  Ehescheidungsgesetze  wiederholen  gleichfalls  fast 
wörtlich  die  einschlägigen  englischen  Bestimmungen.^)  Als  Scheidungs- 
gericht fungirt  der  Supreme  Court  der  Insel. 

2.  Nen-Seeland. 

A.  Einleitung,  Quellen,  Literatur.  —  Die  Kolonie  ist  1842  von 
Nen-Süd- Wales  abgetrennt;*)  es  gelten  daher  das  englische  Recht  von 
1828  und  die  bis  1842  in  Neu-Süd- Wales  erlassenen  Verordnungen  (siehe 
oben  S.  684). 

Ausgabe  der  Gesetze:  „Statutes  of  New  Zealand",  Wellington, 
alljährlich  ein  Band.  Zusammenstellungen  der  noch  gültigen  Gesetze 
existiren  nicht,  nur  ein  Index  bis  zum  Jahi*e  1900  einschliesslich  vou 
E.  Y.  Bedward,  Wellington,  bei  John  Mackay  Govem.  Printer.  1901. 
Der  Index  enthält  auch  die  in  der  Kolonie  gültigen  englischen  Gesetze. 
Für  das  Eherecht  kommen  besonders  folgende  Gesetze  in  Betracht 
(welche  im  Folgenden  mit  den  ihnen  hier  beigegebenen  römischen  Ziffern 
zitirt  werden); 

I.  Marriage  Act  vom  17.  August  1880  No.  21  (Stat.  1880  S.  105); 
n.  Novellen  dazu  a)  vom   2.  September   1889  No.  7   (Stat.  1889 

S.  11),  b)  vom  29.  August  1891  No.  16  (Stat.  1891   S.  (U); 
m.  a)  Deceased  Wife's  Sister  Marriage  Act  1880  No.  57  (Stat.  1880 
S.  224)  und  b)  Deceased  Husbands  Brother  Maniage  Act  1900 
No.  72;8) 
IV.  Married  Womens  Property  Act  a)  vom  18.  Oktober  1884  No.  10 

(Stat.  1884  S.  17)  und  b)  vom  31.  August  1894  No.  16; 
V.  Divorce  and  Matrimonial  Causes  Acts  a)  1867  No.  94  und  b)  1898 

No.  42. 
VI.  Married  Womens  Protection  Act  vom  17.  August  1880  No.  14 

(Stat.  1880  S.  43); 
Vn.  Destitute  Persons  Acts  1894  No.  22  (Stat.  1894  8.  50); 
Vlll.  Married  Persons  Summary  Separation  Act  vom  25.  September 
1896  No.  15  (Stat.  1896  S.  32). 
Literatur:  Parlamentsbericht  H.  C.  144/145  Seite  21    und  Journ. 
Comp.  Leg.  1902  S.  95. 

B.  Terlobniss.  —  Da  besondere  Bestimmungen  fehlen,  gilt  eng- 
lisches Recht  (S.  491). 

C.  SheseUiessnng.  —  Es  gelten  die  durch  das  englische  Gesetz 
5  &  6  Will,  rv  c.  54  vorgesehenen  Ehehindemisse ;  statthaft  ist  aber 
die  Ehe  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau  und  die  Ehe  mit  dem 


1)  Vgl.  Parlamentabericht  S.  33. 
*)  Colonial  Office  List  1902  S.  246. 

')  Für  das  letztere  Gresetz   ist  die  königliche  Sanction    noch   nicht  erthellt;    vgl. 
Journ.  Comp.  Leg.  1902  S.  95. 
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Bruder  des  verstorbenen  Mannes  (Ges.  Illa  und  b).    Im  Uebrigen  gilt 
englisches  Recht  (siehe  Grossbritannien  Seite  493). 

Die  Form  der  Eheschliessnng  ist  die  kirchliche  oder  bürger- 
liche. Ermächtigt  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  sind  die  in  dem 
Generalregister  als  solche  bezeichneten  Geistlichen  und  die  Standes- 
beamten (Districts  Registrars).*)  Die  Eintragung  eines  Geistlichen  in 
die  Liste  kann  nur  erfolgen,  wenn  sie  von  dem  Oberhaupte  der  betreffen- 
den Religionsgemeinschaft  oder,  wo  ein  solches  fehlt,  von  zwei  an- 
erkannten amtirenden  Geistlichen  beantragt  wird  (Isect.  9,  vgl.  üb).  Die 
liste  wird  alljährlich  veröffentlicht.  Jede  Eheschliessnng  ist  von  einem 
der  Verlobten  bei  dem  Standesbeamten  desjenigen  Bezirks  anzumelden,  in 
welchem  er  mindestens  seit  drei  Tagen  wohnt.  Wohnen  die  Verlobten  in 
verschiedenen  Bezirken,  so  ist  die  Anmeldung  bei  beiden  Standesbeamten 
zu  machen.  Der  Anmeldende  hat  feierlich  zu  versichern,  dass  keine 
Ehehindemisse  vorliegen,  und  im  Falle  der  Minderjährigkeit,  dass  die 
erforderliche  P^inwilligung  ertheilt  ist  Auf  Grund  der  Anmeldung  hat 
der  Standesbeamte  ein  Zeugniss  zu  ertheUen;  die  Ertheilung  kann  sofort 
erfolgen,  wenn  kein  Konsens  erforderlich  ist,  d.  h.  wenn  die  Verlobten 
grossjährig  sind  oder  schon  vorher  verheirathet  waren;  femer  dann, 
wenn  eine  schriftliche  Erklärung  der  Zustimmungsberechtigten  vorliegt 
Fehlt  eine  solche,  weil  kein  Zustimmungsberechtigter  in  der  Kolonie 
anwesend  ist,  so  darf  das  Zeugniss  erst  14  Tage  nach  der  Eintragung 
in  das  Anmeldungsbuch  (Marriage  Notice  Book)  ertheilt  werden.  Auf 
Grund  der  Zeugnisse  der  zuständigen  Standesbeamten  darf  der  Geist- 
liche ohne  Aufgebot  die  Trauung  vornehmen  (I  sect.  17 — 28).  Die  Ehe- 
schliessung muss  an  demjenigen  Orte  vorgenommen  werden,  welcher  in 
der  Anmeldung  bezeichnet  ist,  und  zwar  öffentlich  in  Gegenwart  minde- 
stens zweier  Zeugen.  Die  kirchliche  Trauung  richtet  sich  nach  dem 
Ritus  der  betreffenden  Religionsgemeinschaft;^)  bei  der  standesamtlichen 
Trauung  sind  die  für  England  vorgeschriebenen  mündlichen  Erklärungen 
darüber  abzugeben,  dass  sich  die  Verlobten  einander  zu  Gatten  nehmen 
(oben  S.  604).  Die  Eheschliessungen  werden  zunächst  von  den  trauenden 
Personen  registrirt.  Auszüge  aus  den  Registern  werden  vierteljährlich 
zu  dem  Generalregister  abgegeben  (I  sect  31).  Das  Gesetz  1884  No.  18 
bedroht  die  Veröffentlichung  gefälschter  Heirathsanzeigen  in  Zeitungen 
mit  Strafe. 

Eingeborene  sind  berechtigt,  aber  nicht  vei-pflichtet,  Ehen  nach 
den  vorstehenden  Bestimmungen  abznschliessen. 

D.  Wirkangen  der  Ehe.  —  Unterhaltspflichtig  sind  Eltern,  Stief- 
eltern, Grosseltem,  leibliche  Kinder,  Enkel,  Brüder,  auch  Adoptivbruder, 
Adoptiveltern  und  der  Ehemann,  letzterer  auch  gegenüber  allen  ehelichen 
und  unehelichen  Kindern  seiner  Frau,  und  zwar  bei  Knaben  bis  zum 
16.,  bei  Mädchen  bis  zum  18.  Lebensjahre  (Ges.  VH).    Die  Mutter  haftet 

^)  Zu  Standesbeamten  können  auch  Franen  bestellt  werden;  ygl.  Parlaments- 
bericht S.  23. 

•)  Für  Quaker  vgl.  Hb  sect.  4. 
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für  den  Unterhalt  der  Kinder  mit  ihrem  Sondergut,  aber  erst  nach  dem 
Ehemanne ;  soweit  sie  Sondergut  besitzt,  ist  sie  auch  dem  Ehemann  gegen- 
über unterhaltspflichtig.  Für  uneheliche  Kinder  hat  der  Vater  bis  zum 
14.  Lebensjahre  zu  sorgen;  die  Mutter  hat  nach  Kräften  beizutragen. 
Verlassung  von  Frau  und  Kindern  in  Verbindung  mit  Unterhaltsver- 
weigerung ist  strafbar. 

Hinsichtlich  des  Ehegüterrechts  ist  die  Married  Womens  Property 
Act  1884  (Ges.  IVa)  der  englischen  von  1882,  die  Novelle  von  1894  (IVb) 
der  englischen  von  1893  nachgebildet.  Das  eingebrachte  Gut  gilt  als 
Sondergut.  Frauen  können  sich  in  Bezug  auf  ihr  Sondergut  verpflichten  (siehe 
Grossbritannien  S.  513).  Die  nach  altem  Recht  erforderlich  gewesene  nach- 
trägliche gerichtliche  Anerkennung  der  von  Ehefrauen  abgeschlossenen 
Verträge  ist  abgeschafft.^)  Ehefrauen  wird  durch  den  sogenannten  Schutz- 
beschluss  (Protection  Order)  wirtschaftliche  Selbständigkeit  gewährt, 
wenn  der  Ehemann  sie  verlassen,  sich  der  Misshandlung  oder  eines  Ehe- 
bruchs schuldig  gemacht  hat,  Gewohnheitstrinker  ist  oder  der  Frau  und 
den  Kindern  dauernd  den  Unterhalt  versagt,  ohne  durch  E[rankheit  oder 
unabwendbare  Zufälle  entschuldigt  zu  sein.  Nach  der  Bankruptcy  Act 
1892  unterliegen  Ehefrauen  der  Konkursgesetzgebung  (56  Vict.  c.  24). 

E.  üngfiltigkeitserkUnuig.  —  Nichtig  sind  Ehen  von  Personen, 
welche  wissentlich  ohne  Zeugniss  oder  nicht  in  Gegenwart  eines  zur 
Vornahme  ermächtigten  Geistlichen  oder  eines  Standesbeamten  die  Ehe 
geschlossen  haben.  ^  Ehen  Minderjähriger,  welche  ohne  den  erforder- 
lichen Konsens  abgeschlossen  sind^  bleiben  wie  in  England  gültig,  doch 
kann  der  Staatsanwalt  Sicherungsmassregeln  betreffs  des  Vermögens  be- 
antragen und  Eheverträge  für  nichtig  erklären  lassen.  Ein  dahingehender 
Antrag  muss  von  dem  übergangenen  Zustimmungsberechtigten  innerhalb 
einer  Woche  nach  Kenntniss  von  der  Eheschliessung  gestellt  werden 
(I  sect.  42). 

F.  Eheseheidnng  und  Trennang.  —  Die  in  der  Divorce  and  Matri- 
monial Gauses  Act  1867  (Ges.  V)  enthaltenen  Ehescheidungsgründe  decken 
sich  mit  den  in  England  zulässigen.  Durch  die  Novelle  von  1898  ist  nach 
dem  Muster  anderer  austi'alischer  Staaten*)  eine  erleichterte  Eheschei- 
dung für  solche  Personen  zugelassen,  die  seit  mindestens  zwei  Jahren  in 
der  Kolonie  ansässig  sind.^)  Sie  können  die  Klage  stützen:  1.  auf  Ehe- 
bruch, 2.  bösliche  Verlassung  seit  mindestens  fünf  Jahren,  3.  darauf, 
dass  der  beklagte  Theil  seit  mindestens  vier  Jahren  gewohnheitsmässig 
dem  Trünke  ergeben  ist  und  dabei  als  Ehemann  die  Ehefrau  ohne  Unter- 
halt gelassen  oder  als  Ehefrau  die  häuslichen  Pflichten  vernachlässigt 


^)  Property  Law  Oonsolidation  Act  1883,  Amendment  Act  1885  No.  43;  wegen 
der  Abtretung  yon  Grundstücken  vgl.  Ges.  1885  No.  57. 

')  Ein  Spezialgesetz  1889  No.  8  erklärt  eine  Anzahl  Ton  Ehen  für  gültig,  welche 
durch  einen  gewissen  James  Mc  Gregor  geschlossen  waren. 

•)  Vgl.  „Neu-Süd- Wales«  und  „Victoria"  S.  687. 

*)  Bezüglich  des  abgeleiteten  Wohnsitzes  der  Ehefrauen  vgl.  N.S.W.  S.  687  zu  1  f. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Kaohtsverfolgimg.    Erg&nzangsband.  ^ 
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hat,  4.  dass  der  beklagte  Theil  zu  Zuchthaus  von  mehr  als  7  Jahren 
verurtheilt  ist,  weil  er  dem  Kläger  nach  dem  Leben  getrachtet  hat. 

Nach  jedem  auf  Trennung  oder  Scheidung  lautenden  Urtheil  kann 
das  Gericht  dem  schuldigen  Theil  die  Erziehungsrechte  über  die  Kinder 
absprechen  und  ihn  fär  unwürdig  erklären,  nach  dem  Tode  des  anderen 
Gatten  die  Vormundschaft  zu  führen  (Vormundschaftsgesetz  vom  6.  Jnni 
1887  No.  4  sect.  8). 

Neben  der  Trennung  durch  richterliches  Urtheil  ist  auf  Antrag  der 
Frau  die  Trennung  durch  den  Polizeirichter  (magistrate)  zulässig, 
wenn  der  Ehemann  sie  verlassen  oder  sich  der  Misshandlung  schuldig 
gemacht  hat  (Ges.  VIII) ;  durch  den  Treunungsbeschluss  kann  der  klagen- 
den Ehefrau  die  Erziehung  der  Kinder  unter  16  Jahren  übertragen  und 
dem  Ehemanne  eine  wöchentliche  Unterhaltszahlung  auferlegt  werden, 
deren  Höhe  dem  Ermessen  des  Gerichts  überlassen  ist.*)  Unter  den- 
selben Voraussetzungen  kann  auch  auf  Antrag  des  Mannes  ein 
Trennungsbeschluss  ergehen. 

6.  Verfahren  in  Ehesachen.  —  Zuständig  für  Ehesachen  ist  das 
mit  einem  Richter  besetzte  Obergericht.*)  Die  Berufung  geht  von  dort 
an  den  Privy  Council  in  London.  Das  Verfahi'en  ist  dem  englischen 
nachgebildet.  Es  ergeht  zunächst  ein  bedingtes  Endurtheil  (decree  nisi), 
das  später  für  absolut  zu  erklären  ist.  Die  Zuziehung  des  mitschuldigen 
Ehebrechers  ist  zulässig;  das  Schadensersatzrecht  gegen  ihn  verjährt 
drei  Jahre  nach  dem  Ehebruche  (Vb  sect.  20).  Das  auf  Ehebruch  ge- 
stützte Scheidungsrecht  verjährt  nicht,  doch  kann  die  Klage  wegen 
ungebührlicher  Verzögerung  abgewiesen  werden. 

Für  die  polizeirichterliche  Trennung  (Ges.  Vni)  sind  in  erster  Instanz 
die  Magistrate  Courts  zuständig;')  die  Berufung  dagegen  geht  an  das 
Obergericht  (VHI  sect.  12). 

3.  Fidji-Inseln. 

Nach  der  Supreme  Court  Ordinance  1875  No.  14  ist  das  englische 
Recht  vom  2.  Januar  1875,  dem  Tage  der  englischen  Besitzergreifung, 
für  anwendbar  erklärt.*)  —  Ausgabe  der  Gesetze:  The  Ordinances  of 
Fiji,  Suva,  E.  I.  March,  Govem.  Print.,  alljährlich  ein  Heft.  Eine  Zu- 
sammenstellung existiii)  nur  für  die  Verordnungen  1874 — 1878,  amtlich 
veröfEentlicht  in  Sydney  1880.  Wegen  der  Gesetzgebung  vgl.  Joum. 
Comp.  Leg.  1896/97  S.  361.  Das  Eheschliessungsrecht  ist  durch  Ordi- 
nance 1892  No.  10  und  Novelle  1894  No.  6  geregelt. 

Zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  ermächtigt  sind  die  in  das 
Generalregister  eingetragenen  Geistlichen  und  die  Standesbeamten.  Auf- 
gebot oder  Anmeldung  sind  nicht  erforderlich;  die  Trauung  erfolgt  ohne 

^)  Im  Gegensatze  zu  dem  Hechte  der  meisten  anderen  Kolonien  ist  hier  kein 
Höchstbetrag  vorgeschrieben. 

*)  Vgl.  Parlamentsbericht  Seite  25. 

')  Eingesetzt  durch  Magistrate  Act  1893. 

*)  Vgl.  Tarring,  S.  6. 
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Einhaltung  irgend  einer  Frist  auf  Grund  der  eidesstattlichen  Versiche- 
rung der  Parteien,  dass  keine  Ehehindemisse  vorhanden  sind.  Minder- 
jährige haben  die  schriftliche  Zustimmung  des  Vaters,  event.  Vormundes 
event  der  Mutter,  event.  des  Friedensrichters  beizubringen. 

Die  Gültigkeit  einer  kirchlich  abgeschlossenen  Ehe  wird  durch 
die  Unfähigkeit  des  trauenden  Geistlichen  nicht  berührt,  sofern  ein  Theil 
ihn  gutgläubig  für  ermächtigt  hielt  (Ordinance  1894  No.  6  sect.  2).  Auch 
In*thümer  bei  Abgabe  der  Erklärungen  haben  auf  die  Gültigkeit  der 
Ehe  keinen  Einfluss,  wenn  die  Identität  der  Parteien  feststeht  (Ordi- 
nance 1892  No.  10  sect.  13).  Die  Eintragung  der  Eheschliessung  unter- 
liegt den  Bestimmungen  der  Registration  Ordinance  1892  No.  16. 

Folgende  nach  1876  erlassenen  englischen  Gesetze  sind  für  anwend- 
bar erklärt:  Die  Married  Womens  Property  Act  1882  (durch  Ord. 

1891  No.  14);  die  Matrimonial  Causes  Act  1884  (durch  Ord.  1899 
No.  4).  Die  Married  Womens  Property  Amendment  Ordinance  1895 
No.  14  enthält  Bestimmungen  über  die  Lebensversicherung. 

Das  Eherecht  der  indischen  Einwanderer  ist  durch  Ordinance 

1892  No.  2  geregelt.  Alle  vor  der  Einwanderung  abgeschlossenen  Ehen 
(auch  polygamische)  werden  in  das  vom  Generalagenten  geführte  Register 
eingetragen.  Die  Trauung  erfolgt  durch  den  Friedensrichter  (stipendiary 
magistrate)  des  Bezirks.  Das  Mindestalter  ist  für  Männer  15,  für  Frauen 
12  Jahre;  diese  bedürfen  bis  zum  15.  Jahre  der  Einwilligung  des  Vaters, 
event.  der  Mutter,  event.  des  Generalagenten.  Ungültig  sind  die  nach 
der  Einwanderung  abgeschlossenen  polygamischen  Ehen,  femer  Ehen 
zwischen  Verwandten  in  gerader  Linie,  zwischen  Geschwistern  und 
Halbgeschwistem,  die  Ehen  mit  Abkömmlingen  der  Geschwister,  sowie 
mit  den  früheren  Gatten  verstorbener  Kinder.  Christliche  Indier 
unterliegen  dem  allgemeinen  Rechte.^) 

4.  Britisch  Neu-Gninea. 

Das  Gebiet  ist  am  4.  September  1888  annektirt  worden;^  es 
gelten  nach  der  Courts  and  Laws  adopting  Ordinance  1889  No.  4  eng- 
lisches gemeines  Recht  und  der  grösste  Theil  der  bis  zu  dem  genannten 
Zeitpunkt  in  Queensland  erlassenen  Gesetze,  femer  die  seitdem  einzeln 
veröffentlichten  Lokalverordnungen. 

Ueber  die  Gesetzgebung  vgl.  Journ.  Comp.  Leg.  1896/97  S.  375;  über 
das  Recht  der  Eingeborenen  (Papuas)  Kohl  er,  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtsw. 
Bd.  7  S.  369  u.  Bd.  14  S.  321. 

Die  vor  dem  12.  September  1898  von  Missionaren  geschlossenen 
Ehen  können  auf  Antrag  der  Parteien  vom  Gouverneur  für  gültig  er- 
klärt werden.^ 

1)  Durch  den  Uebertritt  zum  Christenthum  wird  die  Gültigkeit  früherer,  nach 
heimischem  Hechte  eingegangener  Ehen  nicht  berührt  and  die  Eingehung  einer  neuen 
Ehe  nach  englischem  E.echt  ist  als  bigamische  ungültig.    Ordinance  1894  No.  6  sect.  1 

«)  CJolonial  Office  List  1902,  S.  68,  65. 

')  Ordinance  1898  No.  9,  Journ.  Comp.  Leg.  1899,  S.  616. 
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Nach  der  im  russischen  Rechte  herrschenden  Auffassung  sind  Ehe- 
schliessung und  Ehescheidung  Handlungen,  die  nur  von  geistlichen  Amts- 
personen vorgenommen  werden  können.  Speziell  ist  die  Eheschliessung 
eine  kirchliche  Handlung,  die  'nur  von  einem  Geistlichen  vollzogen  werden 
kann.  Die  Folge  davon  ist,  dass  auch  die  Entscheidung  über  die  Gültig- 
keit der  Ehe  und  die  Ehescheidung  den  Vorgesetzten  der  Geistlichen 
bezw.  dem  geistlichen  Gericht  übertragen  ist,  während  die  bürgerlich- 
rechtlichen Folgen  der  einen  wie  der  anderen  Handlung,  sowie  die 
strafrechtlichen  Folgen  einer  Verletzung  des  Eherechts  von  bürgerlichen 
Gerichten  festgestellt  werden.  In  folgerichtiger  Weise  wird  diese  Auf- 
fassung nicht  nur  auf  die  verschiedenen  christlichen  Konfessionen,  sondern 
auch  auf  die  nichtchristlichen  Religionsgenossenschaften  angewandt,  sodass 
Eheschliessung  und  Ehescheidung  je  nach  der  Eonfession  oder  Religion 
sich  sehr  verschiedenartig  gestalten  und  daher  für  jede  Konfession  oder 
Religion  eine  getrennte  Darstellung  erforderlich  ist.  Es  sind  jedoch 
vom  bürgerlichen  Rechte  gewisse  Bestimmungen  als  allgemein  verbindlich 
aufgestellt,  sodass  sie  bei  Eingehung  einer  jeden  Ehe  zu  beobachten  sind, 
einerlei  welcher  Konfession  oder  Religion  die  Brautleute  angehören  mögen. 
Diese  Bestimmungen  sollen  hier  in  einem  „allgemeinen  Theile"  kurz  dar- 
gestellt werden,  woran  sich  dann  im  „besonderen  Theile"  die  Darstellung 
der  Eheschliessung  und  der  Ehescheidung  nach  dem  Rechte  der  einzelnen 
Konfessionen  oder  Religionen  anzuschliessen  hätte;  doch  wird  in  letzterer 
Hinsicht  die  Darstellung  auf  das  für  die  Angehörigen  der  russischen 
Kirche  und  für  die  Altgläubigen  (Raskolniken)  geltende  Recht  nebst 
einem  gelegentlichen  Hinweise  auf  Bestimmungen  für  die  Baptisten  be- 
schränkt.^) 


^)  Im  Uebrigen  ist  auf  die  im  folgenden  „Allgemeinen  Theile"  unter  11  aufgeführten 
„Statuten  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  auswärtigen  Konfessionen"  zu  verweisen. 
Die  Art.  18 — 251  enthalten  eine  Kodifikation  des  katholischen  Kirchenrecht-s.  Das  Ehe- 
recht der  evangelisch-lutherischen  Kirche,  der  insbesondere  die  zahlreichen  Deutschen 
in  den  Ostseeprovinzen  angehören,  sowie  das  für  die  Juden  in  ftussland  geltende 
mosaisch-talmudische  Eherecht  sind  hier  im  Anhange  besonders  dargestellt.  Wegen 
des  mohammedanischen  Rechts  wird  auf  die  Abhandlung  unter  „Türkei"  verwiesen 
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I.  Allgemeiner  Theil. 

Bestimmungen,  welche  ohne  Rucksicht  auf  die  Konfession  der 
Betheiiigten  allgemeine  Geltung  beanspruchen. 

§1. 

L  Allgemeines. 

Die  Eheschliessnng  wird  vollzogen  nach  den  Satzungen  der 
Religion  der  Brautleute  durch  eine  von  dem  betreffenden  Greistlichen 
unter  persönlicher  Betheiligung  der  Brautleute  in  Zeugengegenwart  vor- 
zunehmende Handlung  (Reichsgesetzbuch  Bd.  X  Th.  I,  Privatrecht  Art.  1, 
61,  66,  90,  1113).  1) 

Hieraus  folgt,  dass  für  russische  Unterthanen  eine  etwa  im  Aus- 
lande vorgenommene  Civiltrauung  unwirksam  wäre,  f^e  solche  wurde 
nach  der  im  geltenden  Rechte  herrschenden  Auffassung  auch  nicht  ein- 
mal den  Schein  einer  Ehe  hervorrufen,  der  durch  AnnuUirung  beseitigt 
werden  mfisste,  sondern  sie  würde  als  eine  völlig  bedeutungslose  Hand- 
lung anzusehen  sein.")  Diese  Auffassung  tritt  deutlich  hervor  in  einem 
Erlasse  vom  12.  März  1888  (Nr.  5061  m.  Vollst  Ges.-SammL).  Durch 
diesen  Erlass  wurde  die  Bedeutung  der  Civiltrauung  in  dem  durch  den 

')  Das  nissiBche  PriYatreeht  ist  enthalten  in  Bd.  X  Theil  1  des  insgeaammt  aus 
15  Bänden  bestehenden  Keichsgesetsbachs  (Swod  sakonow),  über  dessen  Geschiehte  und 
Charakterisirung  auf  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  11 
S.  559  Anm.  1  zu  verweisen  ist.  Das  Gesetzbuch  ist  wiederholt  —  ganz  oder  theil- 
weise  —  revidirt  und  neu  herausgegeben  worden.  Die  letzte  Ausgabe  des  das  Privat- 
recht  enthaltenden  Theiles  ist  Ton  1900.  Eine  deutsche  Uebersetzung  davon  ist  neuer- 
dings herausgegeben  von  Klibanski  unter  dem  Titel  „Codex  des  Civilrechts  (Russisches 
Givilgesetsbuch)*',  Berlin  1902.  Französische  Uebersetzungen  der  älteren  Fassungen 
bieten  Foucher  „Code  civil  de  TEmpire  de  Russie**  (Paris  1841)  und  StJoseph  in 
„Concordance  entre  les  codes  civils'^  Bd.  III  S.  278  ff.  (Paris  1856). 

Von  den  oben  zitirten  Bestimmungen  des  „Privatrechts'S  <!•  l-  ^^  Bandes  X 
Theil  1  des  Reichsgesetzbuchs,  lautet  der  Art.  90  (Citirweise:  X  1,  90):  ,. Jedem  Stamme 
und  Volke,  auch  die  Heiden  nicht  ausgenommen,  ist  es  gestattet,  in  die  Ehe  zu  treten 
nach  den  Regeln  ihrer  Religion  oder  hergebrachten  Gewohnheiten.^  —  Hierzu  ist 
Folgendes  zu  bemerken:  In  den  russischen  Gesetzen  herrscht  die  Auffassung,  daas 
Religion  und  Volksthum  untrennbar  sind:  Der  Russe  ist  Rechtgläubiger,  der  Pole 
Katholik  (die  Zahl  deutscher  Elatholiken  ist  gering),  der  Deutsche  Protestant  u.  s.  w., 
der  Pole  oder  der  Deutsche,  die  rechtgläubig  sind,  werden  als  Russen  betrachtet  — 
„Nach  den  Regeln  ihrer  Religion**;  im  Gesetze  steht  sakon.  Dieses  Wort  bedeutet 
gewöhnlich  „Geseti^,  wird  aber  sehr  oft  und  so  auch  hier  zur  Bezeichnung  der  reli- 
giösen Satzungen  gebraucht.  —  Der  Art.  90  steht  zwar  im  Abschnitt  von  der  Ehe 
der  NichtChristen,  enthält  aber  seinem  Inhalte  nach  die  allgemeinste  Regel.  Der  Aus- 
druck „Heiden**  bezieht  sich  auf  alle  Stänmie,  die  nicht  zum  Judenthnm  und  Islam 
gehören.  In  X,  1,  1118  wird  das  Wesentliche  des  Art.  90  unter  ausdrücklicher  Er- 
wähnung auch  der  Juden  und  Mohammedaner  wiederholt.  Femer  bestimmt  X,  1,  65: 
„Ehen  von  Personen  aller  christlichen  Konfessionen  überhaupt  müssen  geschlossen 
werden  nach  deren  Satzungen  (sakon)  durch  den  Geistlichen  der  Kirche,  der  die  Braut- 
leute angehören.**  Art.  61  endlich  wiederholt  diese  Regel  und  Art.  1  stellt  dieselbe 
Regel  für  Rechtgläubige  auf. 

*)  Vgl.  das  unten  im  Abschnitt  J,  Anm.  1  S.  762  mitgetheilte  Urtheil  in  Sachen 
Chmelnik. 
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Berliner  Vertrag  von  1878  an  Russland  zurückgegebenen  Theile  Bess- 
arabiens  dahin  geregelt:  dass  die  unter  der  Wirkung  der  rumänisclien 
Gesetze  nur  in  bürgerlicher  Form  geschlossenen  Ehen  nur  für  die  Zeit 
bis  zum  Erlasse  dieser  Verordnung  als  gesetzlich  gültig  angesehen  werden^ 
während  zu  ihrer  Legalisiiimg  für  die  Folgezeit  unbedingt  eine  Trauung 
nach  dem  Eitus  der  rechtgläubigen  Kirche  unter  Beobachtung  aller  vor- 
geschriebenen Bedingungen  für  erforderlich  erklärt  ist.^)  Diese  Verord- 
nung ist  eine  schroffe  Durchführung  des  Satzes,  dass  nur  ein  Geistlicher 
eine  Eheschliessung  wirksam  vollziehen  könne,  sowie  des  anderen,  dass 
Gesetzen  rückwirkende  Kraft  verliehen  werden  könne  (Reichsgesetzbuch 
I.  Grundgesetze  Art.  60  u.  61).  Ehen,  die  vor  heidnischen  Priestern 
geschlossen  sind,  werden  beim  Uebertritte  der  Gatten  oder  auch  nur  eines 
derselben  als  rechte  Ehen  anerkannt,  während  nach  jener  Verordnung 
eine  vor  dem  Civilstandsbeamten  gemäss  dem  damals  geltenden  Rechte 
vollzogene  Eheschliessung  nur  für  die  vergangene  Zeit  als  legal  anerkannt, 
aber  vom  Erlasse  der  Verordnung  ab  dieser  Ehe  der  Charakter  einer  Ehe 
abgesprochen  wird.*) 

Die  jetzt  im  russischen  Rechte  herrschende  Auffassung,  dass  die  Ehe 
nur  durch  die  Trauhandlung  eines  Geistlichen  geschlossen  wird,  ist  erst 
durch  das  geistliche  Reglement  Peters  d.  Gr.  herrschend  geworden.  Bis 
zum  XVin.  Jahrhundert  herrschte  die  Auffassung  des  auf  römischem 
Rechte  basirenden  kanonischen  Rechtes,  dass  die  Ehe  durch  die  Willens- 
übereinstimmung der  Ehegatten  geschlossen  werde.  Diese  Auffassung 
tritt  noch  zu  Tage  in  den  Bestimmungen,  dass  beim  Uebertritt  eines 
nichtchristlichen  Ehepaars  zum  Christenthum  die  bestehende  Ehe  ohne 
Weiteres  als  gültig  anerkannt  wird  und  nicht  erst  einer  Bestätigung 
durch  eine  Trauung  bedarf  (X,  1,  79).  Sie  bleibt  sogar  bestehen,  wenn 
die  Ehegatten  in  Verwandtschaftsgraden   stehen,  bei   denen   nach   der 

^)  Hieraas  folgt,  dass  in  verbotenen  Verwandtschaftsgraden  geschlossene  Ehen 
nicht  legalisirt  werden  können. 

*)  Verordnung  vom  12.  März  1888;  HL.  Vollst.  Ges.-Samml.  Nr.  5061:  „Beson- 
dere Kegeln  für  Ehesachen  in  dem  durch  den  Berliner  Vertrag  von  1878  Ton  Rumänien 
zurückgegebenen  Theile  Bessarabiens : 

„1.  Alle  Personen  überhaupt,  welche  in  dem  von  Rumänien  im  Berliner  Vertrage 
▼on  1878  zurückgegebenen  Theile  Bessarabiens  unter  der  Geltung  rumänischer  Gesetze 
eine  Civilehe  ohne  Bestätigung  durch  kirchliche  Eheschliessung  eingegangen  und  bis 
jetzt  in  einer  solchen  nicht  durch  die  Kirche  geheiligten  Ehe  verblieben  sind,  müssen, 
wenn  sie  ihren  Ehestand  auch  für  die  Zukunft  zu  legalisiren  wünschen,  nach  dem 
Ritus  der  rechtgläubigen  ELirche  und  mit  Beobachtung  aller  hierbei  im  Reiche  gelten- 
der Bedingungen  die  Ehe  tränen  lassen. 

2.  Solange  die  im  vorhergehenden  Artikel  1  erwähnten  Ehen  nicht  durch  die 
rechtgläubige  Kirche  getraut  sind,  werden  die  Personen,  die  solche  Ehen  ge- 
schlossen haben,  nur  für  die  Zeit  bis  zur  Publicirung  dieser  Verordnung  als  in  gesetz- 
licher Ehe  lebend  betrachtet." 

Diese  Verordnung  wurde  in  die  Fortsetzungen  des  Reichsgesetzbuchs  von  1890 
und  1895  als  Beilage  zum  Art.  X,  1,  25  aufgenommen.  In  der  neuesten  Ausgabe  des 
X.  Bandes  ist  sie  weggelassen.  Dass  sie  nicht  aufgehoben  ist,  geht  daraus  hervor, 
dass  ihr  wesentlicher  Inhalt  sich  im  Art.  X,  1,  119,  sowie  im  Art.  880  des  Stände- 
rechts, Reichsgesetzbuch  Bd.  IX  wiederfindet;  vgL  auch  unten  S.  717. 
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Satzung  der  rechtgläubigen  Kirche  die  Ehe  verboten  ist  (X,  1,  84). 
Selbstverständlich  sind  hier  nicht  die  beiden  ersten  Grade  der  Ver- 
wandtschaft gemeint,  da  die  Ehe  in  diesen  Graden  als  Blutschande  für 
Alle  unbedingt  verboten  ist.  Im  Uebrigen  aber  bleibt  die  Ehe  selbst 
dann  bestehen,  wenn  nur  ein  Ehegatte  übertritt,  falls  beide  Gatten  sie 
fortzusetzen  wünschen  (siehe  unten  S.  728,  729  u.  748). 

§2. 

n.  Form  der  Eheschliessimg:  Trauxmg  durch  einen  Geist- 
lichen der  Eonfession,  der  beide  oder  einer  der  zu  Tranenden 
angehört;    Entscheidung  in  Ehesachen    durch    geistliche 

Gerichte;  Mischehen. 

Es  können  nach  geltendem  Eechte  nur  Geistliche  durch  Vollziehung  der 
Trauhandlung  eine  Eheschliessung  bewii*ken.  Die  hierzu  befugten  Geistlichen 
sind:  die  Priester  und  Prediger  der  verechiedenen  christlichen  Konfessionen, 
die  Hassane  der  Earaim  (Karaiten),  die  Rabbiner  der  Juden  die  Mollah  und 
Imame  der  Mohammedaner,  die  Lamen  der  Buddhisten  (oder  wie  sie  im 
russischen  Rechte  genannt  werden :  Lamaiten).  Diesen  Geistlichen  ist  auch  die 
FühiTing  der  Metrikbücher^)  übertragen;  für  die  Altgläubigen  der  russischen 
Kirche  und  die  Baptisten  werden  die  Metrikbücher  von  der  Polizei  geführt 

Ueber  die  Gültigkeit  der  Ehen  und  die  Ehescheidung  entscheiden 
die  geistlichen  Gerichte  der  betreffenden  Konfession  und  Religion.  (Ueber 
die  geistlichen  Gerichte  der  christlichen  Konfessionen  siehe  Leske- 
Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  n,  S.  680  und  581.) 

Bei  den  Karaim  bildet  das  geistliche  Gericht  der  Hackam  mit 
zwei  Hassanen.  In  Russland  giebt  es  zwei  Hackame:  einen  in  Eupatoha 
und  einen  in  Troki,  im  Gouvernement  Wilna.  Sie  werden  durch  Dele- 
girte  der  zu  jedem  Bezirke  gehörigen  Gemeinden  gewählt  und  vom  Senate 
bestätigt.  Die  Hassane  haben  nur  berathende,  der  Hackam  die  ent- 
scheidende Stimme.  Sein  Urtheil  über  Trennung  der  Ehe  ist  endgültig. 
Die  Entscheidung  über  Rückgabe  der  Mitgift  und  das  Verbot  an  den 
Mann,  vor  der  Rückerstattung  eine  neue  Ehe  einzugehen,  wird  mir 
rechtskräftig,  wenn  die  Parteien  zustimmen;  andernfalls  entscheiden  über 
die  Folgen  der  Ehescheidung  die  bürgerlichen  Gerichte  (Reichsgesetzb. 
Bd.  XI  Th.  1,  Statut  der  auswärtigen  Konfessionen,  Art.  1289). 

Bei  den  Juden  steht  den  Rabbinern  die  Eheschliessung  und  Ehe- 
scheidung zu,  und  zwar  letztere  sowohl  mit  als  ohne  Entscheidung  über 
Rückgabe  der  Mitgift.  Gegen  die  Entscheidung  des  Rabbiners  findet 
Beschwerde  statt,  welche  bei  der  Gouvemementsregierung  einzureichen 
ist  und  von  der  beim  Ministerium  des  Innern  bestehenden  Rabbiner- 
kommission entschieden  wird  (daselbst  Art  1325,  1327,  1328, 1336).  Die 
Entscheidungen  der  Kommission  erhalten  nur  Kraft,  wenn  der  Minister  des 
Innern  sie  bestätigt;  derselbe  ist  auch  befugt,  sie  abzuändern.  Er  theilt 
die  Entscheidung  dem  Generalgouvemeur  oder  Gouverneur,  von  dem  ihm 
die  Sache  unterbreitet  ist,  mit  (Punkt  20  der  Verordnung  vom   18.  Mai 

^)  Standesamtliche  Register. 
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1848,  Allg.  Ge8.-SammL  22276).^)  Von  der  Gouvernementsregierung 
wird  sodann  die  Entscheidung  den  Parteien  eröffnet.  Dieselbe  ist  end- 
gültig. Für  die  vermögensrechtliclien  Folgen  gilt  dies  aber  nur,  sofern 
die  Parteien  zustimmen.*)  Andernfalls  sind  hierüber  die  bürgerlichen 
Gerichte  anzugehen,  die  nach  jüdischem  Eherechte,  nöthigenfalls  nach 
Einholung  eines  Gutachtens  zu  entscheiden  haben. 

Für  Mohammedaner  giebt  es  4  geistliche  Obergerichte:  eines  in 
Simf eropol  für  Taurien  und  die  westlichen,  ehemals  polnischen  Provinzen, 
eines  in  Ufa  für  das  übrige  Reich  und  je  eines  für  die  Sunniten  und  Schuten 
in  Transkaukasien.  An  der  Spitze  der  Geistlichkeit  jedes  Bezirkes  steht  ein 
Mufti,  der  bei  den  Schiiten  Scheich  ül  Islam  heisst.  Das  höchste  Gericht 
bildet  der  Mufti  mit  2 — 3  Beisitzern  aus  den  Kadi  (im  Kaukasus:  Kasi). 
Im  Kaukasus  giebt  es  ausserdem  drei  Instanzen,  in  jedem  Gouvernement 
ein  Medschliss  aus  drei  Kasi,  im  Kreise  den  Kasi  und  als  erste  Instanz 
den  Mollah.  Im  Taurischen  Bezirke  fallen  die  Gouvemements-Medschliss 
fort  und  im  Orenburger  Bezirke  giebt  es  auch  keine  Kreis-Kadi,  sondern 
die  örtlichen  Mollah  sind  direkt  dem  geistlichen  Gericht  unterstellt. 
—  Der  Mollah  oder  Imam  führt  die  Metrikbücher,  vollzieht  die  Trauung 
und  trägt  in  die  Bücher  auch  die  Eheverträge  ein.  Die  Scheidung  wird 
vollzogen  durch  den  Scheidebrief,  den  der  Mann  ausstellt.  Ist  die  Frau 
zufrieden  mit  der  Ai-t  der  Scheidung,  so  wird  dieselbe  in  das  Metrik- 
buch eingetragen.  Ist  eine  Partei  unzufrieden,  so  geht  die  Sache  durch 
Klage  an  die  höhere  Instanz  und  so  fort,  soweit  eine  solche  noch  vor- 
handen ist.  Das  höchste  Gericht  entscheidet  über  die  Scheidung  end- 
gültig. Ueber  die  Folgen  der  Scheidung,  also  besonders  über  die  Fragen 
betreffend  die  Mitgift,  kann  das  geistliche  Gericht  nur  entscheiden,  wenn 
die  Parteien  darum  bitten  und  das  Urtheil  unterschreiben.  Wollen  sie 
das  nicht,  so  entscheiden  darüber  die  bürgerlichen  Gerichte. 

Die  Gesetze  über  die  Organisation,  Verwaltung  und  Gerichte  der 
sogenannten  auswärtigen  Konfessionen  sind  enthalten  im  Reichsgesetz- 
buch Bd.  XI,  Theil  I.    Es  sind  folgende  Statuten: 

„Von  der  Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  der 
Christen  römisch-kathoUscher  und  armenisch-katholischer  Kon- 
fession", Art.  18—251. 

^)  Die  Rabbinerkommission  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  sechs  Mitgliedern 
welche  sammtlich  vom  Minister  des  Innern  aus  den  von  den  Gemeinden  zu  wählenden 
Kandidaten  ernannt  werden  (P.  2 — 4  der  cit.  Verordn.).  Sie  tritt  jährlich  auf  zwei 
Monate  zur  Erledigung  der  vorliegenden  Sachen  zusammen  (P.  9),  wobei  sie  sich  nach 
dem  jüdischen  Gesetze  zu  richten  hat  (P.  14).  Sie  kann  nur  im  Auftrage  oder  mit  Ge- 
nehmigung des  Ministers  eine  Sache  in  Verhandlung  nehmen  (P.  15)  und  hat  weder 
Exekutive,  noch  Befugniss,  mit  anderen  Behörden  oder  Privatpersonen  zu  verkehren 
(P  22).  Juristisch  ist  hiemach  die  Kommission  eine  Sachverständigenkommission,  that- 
sächlich  ist  sie  die  zweite  und  letzte  Instanz. 

')  Das  ist  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  gesagt,  folgt  aber  aus  dem  im  russischen 
Hechte  durchgeführten  Grundsätze,  dass  das  geistliche  Gericht  nur  über  die  Scheidung 
zu  urtheilen  hat.  Unterwerfen  sich  aber  die  Parteien  dem  Spruche  des  Rabbiners  auch 
hinsichtlich  der  Vermögensfolgen,  so  hat  das  Urtheil  insoweit  den  Charakter  eines 
Schiedsspruchs. 
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Statut  der  evangelisch-latheiischeii  Kirche,  Art  262 — 898.*) 
Statut  der   evangelisch-augsburgischen   Kirche   im   Königreiche 

Polen,  Art.  899—983. 
Statut  der  evangelisch-reformirten  Gemeinden,  Art.  984 — 1035. 
Statut  der  Archangel'schen  evangelischen  Gemeinden,  Art.  1036 

bis  1059. 
Statut  für  die  Kolonisten  in  Transkaukasien,  Art.  1060 — 1086. 
Statut   der   Brudergemeinden  in    Sarepta   und    den   baltischen 

Gouvernements,  Art  1087 — 1099. 
Statuten  der  schottischen  Gemeinde  in  Karras,  der  Baseler  in 

Schuscha,  der  Mennoniten  und  Baptisten,  Art  1100 — 1108. 
Verwaltung    der     geistlichen     Angelegenheiten     der     Christen 

armenisch-gregorianischer  Konfession,  Art.  1109 — 1216. 
Verwaltung     der     geistlichen     Angelegenheiten     der     Karaim, 

Art.  1217—1298. 
Verwaltung     der     geistlichen     Angelegenheiten     der     Juden, 

Ai-t.  1299—1341. 
Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  Mohammedaner, 

Art  1342—1672. 
Verwaltung    der    geistlichen    Angelegenheiten    der     Lamaiten 

(Buddhisten),  Art.  1673—1696. 
Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  Heiden  in  Sibirien 

und  im  ArchangeFschen  Gouvernement,  Art.  1697 — 1702. 

Die  Bestimmungen  über  die  Führung  der  Metrikbücher  zur  Ein- 
tragung der  Ehen  finden  sich  im  Ständerecht  Bd.  IX  des  Reichsgesetz- 
buches, Ausg.  1900:  für  die  rechtgläubige  Geistlichkeit  Art.  859—880; 
für  die  römisch-katholische  Geistlichkeit  Art.  881 — 889 ;  für  die  protestan- 
tische Geistlichkeit  Art.  890 — 904;  für  die  Mohammedaner  Art.  905 — 911; 
für  die  Karaim  Art.  912;  für  die  Juden  Art.  913—921.  Ueber  die  Metrik- 
bücher für  das  Militär  Art.  922—926.  Ueber  die  Metiikbücher  für  ßas- 
kolniken  Art.  931—954.    Ueber  die  Metrikbücher  für  Baptisten  Art  955. 

Der  allgemeinen  Regel  nach  ist  jeder  der  erwähnten  Geistlichen 
befugt,  die  Trauung  zu  vollziehen,  sofern  beide  oder  einer  der  Braut- 
leute ihrer  Konfession  angehören.  Falls  beide  Brautleute  einer  anderen 
Konfession  angehören,  wäre  die  Trauung  unwirksam.  Doch  finden  hier 
Ausnahmen  zu  Gunsten  der  herrschenden  russischen  Kirche  statt: 

1.  Die  Geistlichen  der  russischen  Kirche  allein  sind  berechtigt, 
Mischehen  zu  trauen,  bei  denen  der  eine  Theil  der  russischen  Küche 
angehört  (Reichsgesetzbuch  Bd.  X  Th.  I  Art.  67;  Statut  der  geistlichen 
Konsistorien  Art.  26).  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht  nur 
für  Finnland,  wo  die  Gleichberechtigung  der  lutherischen  und  russi- 
schen  Kirche   anerkannt   ist   und   die   Ehe   durch   Trauung   in  beiden 

^)  Dieses  Statut  ist  aach  in  deutscher  Sprache  erschienen:  Gesetz  für  die 
ey angelisch- lutherische  Kirche  mit  Erläuterungen,  übersetzt  und  herausgegeben  von 
R.  V.  Preymann.     ßeval  1901.    Verlag  von  F.  Kluge.     Siehe  hier:  Anhang  S.  765f. 
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Kirchen  geschlossen  wird  (Reichsgesetzbuch  Bd.  X  Th.  I,  Privatrecht 
Art.  68).  Aber  auch  diese  Bestimmung  bestätigt  den  Grundsatz,  dass 
ein  Bechtgläubiger  nur  von  einem  rechtgläubigen  Geistlichen  getraut 
werden  kann.  Die  Trauung  einer  Mischehe  zwischen  einem  Bechtgläubigen 
und  einem  Andersgläubigen,  die  von  dem  Geistlichen  des  Andersgläubigen 
vollzogen  wäre,  wird  als  unwirksam  betrachtet.  Wenn  nicht  eine  nach- 
trägliche Trauung  durch  den  rechtgläubigen  Geistlichen  nach  russischem 
Ritus  erfolgt,  so  entsteht  nicht  einmal  der  Schein  einer  Ehe;  sie  bedarf 
nicht  erst  der  Annullirung,  sondern  wird  ohne  Weiteres  als  eine  rechtlich 
bedeutungslose  Handlung  angesehen  (X,  I,  62,  72)^). 

2.  Die  Geistlichen  der  russischen  Kirche  sind  befugt,  im  Nothfalle 
d.  h.  wenn  Geistliche  der  betreffenden  Konfession  nicht  zu  beschaffen 
sind,  Brautleute,  die  einer  anderen  Konfession  angehören,  rechtsgültig 
zu  trauen,  nur  müssen  bei  einer  solchen  Ehe  die  für  die  russische 
Kirche  geltenden  Regeln  beobachtet  werden  und  eine  Scheidung  oder 
Annullirung  einer  solchen  Ehe  kann  nur  nach  russischem  Kii*chenrecht 
und  durch  Spruch  eines  russischen  geistlichen  Gerichts  erfolgen  (X,  I,  66) 
Selbst  eine  im  Nothfalle  von  einem  Geistlichen  einer  anderen  Konfession 
an  Andersgläubigen  vollzogene  Trauung  wäre  unwirksam. 

3.  Geistliche  nichtchristlicher  Religionen  sind  nicht  berechtigt,  Misch- 
ehen mit  Christen  zu  trauen.  Solche  Ehen  sind  überhaupt  nur  zulässig 
zwischen  Protestanten,  Lutheranern  und  Reformirten,  mit  Juden  und 
Mohammedanern.  Hier  wird  die  Trauung  vom  protestantischen  Geist- 
lichen vollzogen;  die  Kinder  müssen  in  der  christlichen  Religion  erzogen 
werden,  und  der  Mohammedaner  muss  sich  verpflichten,  in  monogamischer 
Ehe  zu  leben. 

§.  3. 
ni.  Materielle  Voranssetzimgeii  der  EheschliesBiing. 

Für  alle  russischen  Unterthanen  verbindliche  Voraussetzungen 
der  Eheschliessung  sind: 

a)  Ehemündigkeit,  die  für  das  weibliche  Geschlecht  mit  dem 
vollendeten  16.,  für  das  männliche  Geschlecht  mit  vollendetem  18.  Jahr 
eintritt,  für  Eingeborene  Transkaukasiens  mit  vollendetem  13.  bezw.  15. 
Jahre  (R.G.B.  X  Th.  I,  Art.  3,  63,  91).  Das  VoUjährigkeitsalter  ist  für 
beide  Geschlechter  21  Jahre  (X,  I,  221). 


^)  Dieser  Rechtssatz  wird  im  Privat  rechte  konsequent  durchgeführt.  Dagegen 
hat  das  Krimi  na  Idepartement  des  Senats  in  der  Eass.-Entsch.  Nr.  27  von  1885  aus- 
geführt: Der  Thatbestand  der  Bigamie  verlange  keineswegs,  dass  die  von  einem  Ver- 
heiratheten  geschlossene  neue  Ehe  regelrecht  und  vor  einem  zur  Trauung  befugten 
Geistlichen  geschlossen  sei,  sondern  es  genüge,  dass  die  Ehe  äusserlich  als  regelmässig 
geschlossene  erscheine,  d.  h.  geschlossen  sei  nach  den  Bestimmungen  einer  in  Russland 
anerkannten  Religion.  Daher  enthalte  die  ohne  Mitwirkung  eines  rechtgläubigen 
Priesters  nach  den  Regeln  der  jüdischen  Religion  erfolgte  Eheschliessung  eines 
verheiratheten  Rechtgläubigen  mit  einer  Jüdin  den  Thatbestand  des  Verbrechens  der 
Bigamie.  —  Diese  wohl  nur  auf  die  Ermöglichung  einer  Bestrafung  abzielende  Aus- 
führung steht  im  Widerspruche  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen; 
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b)  Freie  Einwilligung  der  Brautleute  (R.GJB.  Bd.  X  TL  I, 
Art.  12,  37,  P.  1,  62;  Strafgesetzbuch  1649— 1653*)).  Jede  Anwendung 
von  Gewalt  giebt  dem,  der  ihr  unterlag,  Anspruch,  die  Nichtigkeits- 
erklärung der  Eheschliessnng  zu  verlangen.  Aber  nicht  jeder  Zwang  und 
nicht  jeder  Betrug,  sondern  nur  solche,  die  strafrechtlich  yerfolgbar  sind, 
geben  dieses  Recht  Nach  X,  I,  12  „kann  eine  Ehe  nicht  geschlossen 
werden  ohne  gegenseitige  unerzwungene  Einwilligung  der  in  die  Ehe 
Tretenden;  Eltern  und  Vormündern  wird  die  Ausübung  irgend  welchen 
Zwanges  verboten".  Nach  X,  I,  37  P.  1  und  X,  I,  62  ist  eine  zwangs- 
weise Trauung  ohne  Einwilligung  des  Bräutigams  und  der  Braut  ver- 
boten. Im  Strafrechte  werden  als  Handlungen,  die  Strafe  und  Auflösung 
der  Ehe  nach  sich  ziehen,  aufgezählt:  Gewaltsame  Entführung  gegen  den 
Willen  der  Entführten  (Art.  1649)^),  Gewalt  und  Drohungen  (Art.  1560)«), 
Versetzung  in  Bewusstlosigkeit  und  Betrug,  sofern  dadurch  die  Ehe  mit 
einem  Anderen,  als  beabsichtigt,  geschlossen  wurde  (Art.  1561)*),  Nach 
Art.  666  des  Privatrechts  kann  eine  in  Folge  Zwanges  oder  Betruges 
geschlossene  Ehe  aufgelöst  werden.  Da  aber  das  Privatrecht  nichts 
genaueres  über  die  Art  des  Zwanges  und  Betruges  enthält  und  jene 
Bestimmung  dem  Strafrecht  entnommen  ist,  so  werden  in  der  Praxis 
immer  nur  der  strafrechtlich  verfolgbare  Zwang  und  Betrug  als  Nichtig- 
keitsgründe angesehen. 

IV.  Ehehindemisse. 

Allgemein  verbindliche  Ehehindemisse  sind: 

1.  Geisteskrankheit.  Das  russische  Gesetz  verbietet  Geistes- 
kranken unbedingt  die  Eheschliessung  und  erklärt  eine  solche  für  un- 
gültig und  ungesetzlich.  Hierbei  wird  für  etwaige  lucida  intervalla 
keine  Ausnahme  gemacht  (Reichsgesetzbuch  Bd.  X,  I,  Art.  5,  37,  P.  1,  62). 


^)  Am  22.  März  a.  St.  1903  ist  für  Russland  ein  neues  Strafgesetzbuch  erlassen 
worden.  Die  Zeit  der  Einführung  desselben  ist  jedoch  noch  nicht  festgestellt,  yielmehr 
ist  eine  besondere  Kommission  niedergesetzt,  die  zu  ermitteln  hat,  welche  Bestimmungen 
im  Strafverfahren  in  der  Ordnung  des  Gefangnisswesens  und  in  anderen  Gesetzen  vor 
Einführung  des  neuen  Strafgesetzbuchs  abzuändern  seien.  Daraus  geht  hervor,  dass 
für  längere  Zeit  noch  das  geltende  Strafrecht  bestehen  bleiben  wird. 

Die  in  der  obigen  Darstellung  zitirten  Artikel  des  geltenden  Strafgesetzbuchs 
bleiben  also  bis  auf  weiteres  in  Kraft.  Für  die  Zukunft  werden  hier  den  oben  und  weiter- 
hin zitirten  Artikeln  des  alten  die  entsprechenden  Artikel  des  neuen  Straf gesetzbachs 
hinzugefügt:  168  (alt)  —  4  (neu),  1649  «  417,  507,  1560  =  408,  1551  =  409,  410,  1552  « 
413,  1553  -»  410,  412,  448,  1566  »  419,  1585  —  418.  Der  Unterschied  zwischen  den 
angeführten  Artikeln  des  geltenden  Rechtes  und  den  Bestimmungen  des  neuen  Straf- 
gesetzbuchs besteht  hauptsächlich  in  wesentlicher  Milderung  der  Strafen,  währeod 
früher  Verlust  der  Standes-  und  Ehrenrechte,  Verschickung  zur  Zwangsarbeit  und  An- 
siedlung  gedroht  war,  bestimmt  das  neue  Strafgesetzbuch  Korrektionshaus  ohne  Verlost 
von  Rechten,  Gefängniss  und  Arreststrafen.  Nur  wo  verbreoherische  Gewaitihaten  vor- 
liegen, bleiben  die  schwereren  Strafen  bestehen. 

^  Siehe  Anm.  1. 


Ruflsland.  719 


2.  Verwandtschaft  nach  den  Bestimmungen  der  betr.  Beligion; 
doch  ist  eine  Ehe  zwischen  Personen,  die  in  den  beiden  ersten  Graden 
verwandt  sind,  schlechthin  verboten  nnd  als  Blutschande  mit  Kriminal- 
strafen bedroht 

3.  Mangel  der  Einwilligung  der  Eltern,  Vormünder,  Kuratoren  und 
—  bei  Staatsbeamten  und  beim  Militär  —  der  Vorgesetzten.  Diese  Fälle 
haben  das  Gemeinsame,  dass  die  Verletzung  der  bezüglichen  Vorschriften 
keinen  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  hat,  sondern  ausschliesslich 
nur  die  Bestrafung  der  Schuldigen  oder  sonstige  Rechtsnachtheile  nach 
sich  ziehen  kann.  —  Im  Einzelnen  ist  hierzu  zu  bemerken: 

a)  Wer  ohne  Einwilligung  der  Eltern  oder  gegen  deren  aus- 
drückliches Verbot  eine  Ehe  eingeht,  unterliegt  auf  Antrag  derselben 
einer  Gefängnissstrafe  von  4 — 8  Monaten  (X,  I,  6;  Strafgesetzbuch  1666)^) 
und  verliert  das  Erbrecht  in  das  Vermögen  des  Parens,  gegen  dessen 
Verbot  er  gehandelt  hat.  Von  diesem  hängt  es  jedoch  ab,  im  Testa- 
ment oder  einer  anderen  rechtsgültigen  Urkunde  zu  erklären,  dass  er 
verzeihe  und  das  Erbrecht  ganz  oder  theUweise  wieder  herstelle  (daselbst). 
Die  Einwilligung  der  Eltern  ist  vorgeschrieben  ohne  Bücksicht 
auf  das  Alter  der  Kinder.  In  Bessarabien,  wo  die  nimänische  Be- 
völkerung nach  byzantinischem,  d.  h.  römischem  Eechte  lebt,  kann  eine 
gegen  den  Willen  der  Eltern  geschlossene  Ehe  auf  deren  Antrag  für 
ungültig  erklärt  werden  (Harmenopel  IV,  4  §  3). 

b)  Ehemündige,  aber  bürgerlich  Minderjährige  und  daher  unter  Vor- 
mundschaft oder  Kuratel  Stehende  dürfen  eine  Ehe  nur  mit  Genehmi- 
gung ihrer  Vormünder  oder  Kuratoren  schliessen,  widrigenfalls  sie 
auf  Antrag  der  letzteren  einer  Haft  von  3  Wochen  bis  3  Monaten 
unterzogen  werden  können. 

Sowohl  gegen  das  elterliche  als  auch  gegen  das  vormundschaftliche 
Verbot  scheint  im  Allgemeinen  irgend  ein  Rechtsbehelf  nicht  statthaft 
zu  sein ;  denn  das  Gesetzbuch  (X,  I,  7)  enthält  nur  für  die  Gouvernements 
Tschemigow  und  Poltawa  die  (früher  in  allen  einst  zu  Polen  gehörigen 
Gebieten  Russlands  gültige,  dem  litauischen  Statut  entnommene)  Be- 
stimmung, dass  Minderjährige,  die  von  Eltern  oder  Vormündern  ohne 
Grund  an  Eingehung  einer  Ehe  gehindert  werden,  sich  an  das  Gericht 
wenden  können. 

c)  Einwilligung  der  Vorgesetzten  für  alle  Staatsbeamten 
(X,  I,  9,  62).  Bei  Verletzung  dieser  Vorschrift  tritt  Disziplinarstrafe  ein 
(Strafgesetzbuch  1565)*).  —  Diplomatische  Agenten,  die  Ausländerinnen 
heirathen  wollen,  müssen  nicht  nur  um  Erlaubniss  dazu  einkommen, 
sondern  auch  berichten,  ob  für  ihre  Braut  Aussicht  auf  Erbschaft  vor- 
handen ist,  und  dass  der  Braut  mitgetheilt  worden,  dass  sie  das  etwa  ihr 
gehörige  oder  ihr  zufallende,  im  Auslande  belegene,  unbewegliche  Gut 
veräussem  müsse,  widrigenfalls  ihr  Mann  den  diplomatischen  Dienst  auf- 
zugeben haben  würde  (X,  I,  66). 


^)  Siehe  Anm.  1  S.  718. 
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d)  Für  das  Militär  gelten  folgende  Regeln:  Soldaten  und  Unter- 
offizieren ist  während  der  Ableistung  der  obligatorischen  Dienstzeit 
der  Eintritt  in  die  Ehe  verboten  (Wehrpflichtsgesetz,  Beichsgesetzbuch 
Bd.  IV,  Art.  28,  Ausg.  v.  1897).  Waren  sie  vorher  verheirathet,  so  dürfen 
sie  ihre  Frauen  nicht  mit  sich  nehmen,  und  diese  haben  keinen  Anspruch 
auf  Wohnung  in  den  Kasernen  und  Unterstützung.  Ausnahmen  vom 
Verbote  der  Eheschliessung  können  gemacht  werden  in  dem  kaukasischen, 
turkestanischen  und  amurischen  Militärbezirk  und  in  anderen  Militär- 
bezirken für  Soldaten,  die  vor  dem  Eintritt  in  den  Militärdienst  ver- 
heirathet waren,  während  der  Dienstzeit  Wittwer  wurden  und  Kinder 
haben,  die  ohne  eine  solche  Heirath  ohne  Fürsorge  bleiben  würden.  Endlich 
kann  in  besonders  beachtenswerthen  Fällen  bereits  früher  verheiratheten 
Soldaten  gestattet  werden,  ihre  Familien  zu  sich  kommen  zu  lassen  und 
diesen  Reise-  und  Quartiergelder  und  andere  Unterstützungen  zu  be- 
willigen (Militärgesetzbuch  Ausg.  v.  1892  Art  947.  Allerhöchst  best 
Verordnung  des  Kriegsraths  vom  22.  Juli  1897).  —  Offizieren  ist  die 
Eheschliessung  bis  zum  23.  Jahre  nicht  zu  gestatten;  vom  23.  bis  zum 
28.,  in  der  Marine  bis  zum  25.  Jahre  ist  sie  nur  dann  zu  gestatten, 
wenn  die  Offiziere  den  Nachweis  liefern,  dass  sie  oder  ihre  Braut  eine 
Einnahme  von  250  S.  jährlich  von  einem  ihnen  gehörigen  Immobile  be- 
sitzen, oder  in  der  Eegimentskasse  Werthpapiere  deponiren,  deren  Zinsen 
eine  solche  Einnahme  gewähren.  Nach  Erlangung  des  28.,  in  der  Marine 
des  25.  Jahres  ist  die  Ehe  Offizieren  ohne  solche  Sicherstellung  zu  ge- 
statten, und  die  früher  beigebrachten  Depositen  sind  zurückzugeben 
(Wehrpflichtsgesetz,  E.G.B.  IV,  Art.  38). 

!!•  Besonderer  Theil. 

Bestimmungen  fGr  Angehörige  der  russisciien  Kirche  und  für  die 

Aitgiäubigen  (Rasicoiniicen).^ 

§.  1- 
A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

I.  Die  geltenden  Rechtsquellen  werden  im  Statute  der  geistlichen  Kon- 
sistorien folgendermassen  aufgezählt  (Art.  6): 

1.  Das  Gesetz  Gottes,  enthalten  in  der  heiligen  Schiift; 
3.  die  Eanones; 

3.  das  geistliche  Reglement,  die  Allerhöchsten  Ukase  (in  geistlichen 
Angelegenheiten)  und  die  Synodal-Ukase  und  Erlasse; 

4.  die  im  Staate  geltenden  Gesetze. 

Bis  zu  Peter  dem  Grossen  war  das  gesammte  in  der  russischen  Kirche 
geltende  Recht  enthalten  in  der  Kormczäja  Kniga  (Steuerbuch)  der 
russischen  Kirche  oder  Nomokanon.    Es  enthält  eine  Uebersetzung  der 

^)  Des  Zasammenhanges  wegen  werden  unten  S.  786  auch  einzelne  Sonder- 
bestimmungen  bezüglich  der  Baptisten  angeführt. 
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leges  mosaicorum,  der  Kanones  und  anderer  kirchlichen  Erlasse,  den 
Nomokanon  des  Photins,  der  Ekloge  und  des  Prochii-on  mit  den  Scho- 
llen. Vermittelst  dieses  Kodex  kam  in  den  geistlichen  Gerichten  das 
byzantinisch-kanonische  und  bürgerliche  Recht  in  Anwendung. 

Die  Kormczäja  Kniga  wurde  1651  zum  ersten  Mal  gedruckt.  Im 
Jahre  1653  wurden  die  in  dieses  Rechtsbuch  durch  Uebersetzungsmängel 
und  schlechte  Handschriften  hineingekommenen  Fehler  durch  Nikon 
verbessert,  was  Anlass  zur  Kirchenspaltung  gab;  die  Altgläubigen  (Ras- 
kolniken)  wollten  von  solchen  Verbesserungen  nichts  wissen.  Im  Laufe 
des  18,  und  am  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  ist  die  Kormczäja  Kiiiga 
wiederholt  gedruckt  worden.  Seitdem  scheut  man  sich  vor  einer  neuen 
Ausgabe. 

Im  Jahi'e  1839  wurden  unter  dem  Titel  Kniga  Prawil  die  Kanones 
und  zwar  nach  der  Sammlung  des  Photius  in  Petersburg  herausgegeben, 
aber  ohne  die  Kommentai^e  der  griechischen  Rechtslehrer,  wodurch 
ihre  praktische  Anwendung  sehr  erschwert  wird.  In  Folge  dessen  sind 
massgebend  die  Synodalerlasse,  durch  welche  die  Kanones  erläutert 
werden.  Seit  den  Reformen  Peter  d.  Gr.  wurde  die  Anwendung  des 
byzantinischen  Rechtes  allmählich  beseitigt.  Peter  erliess  das  „Geistliche 
Reglement"  am  25.  Januar  1721  (Vollständige  Gesetzsammlung  No.  3718), 
dem  weitere  Ukase  und  Synodalerlasse  folgten.  Im  Jahre  1841  wurde  das 
Statut  der  „geistlichen  Konsistorien"  erlassen  (Vollst.  Gesetzs.  No.  14409). 
Beides  sind  kurze  Gesetze,  die  Verwaltung  und  das  Gerichtswesen  im 
Allgemeinen  regelnd.  So  ist  das  eigentliche  Kirchenrecht  unkodifizirt 
geblieben.  Im  Reichsgesetzbuche  ist  das  materielle  Eherecht  enthalten  in 
den  Art.  1 — 118  des  1.  Theüs  X.  Bandes  („Privatrecht";  vgl.  darüber  oben 
S.  712  Anm.  1).  Die  Bestimmungen  über  die  Führung  der  Metrikbücher 
durch  die  russische  rechtgläubige  Geistlichkeit  sind  enthalten  im  Reichs- 
gesetzbuch Bd.  IX  („Ständerecht")  Art.  859—880. 

In  Bessarabien  lebt  die  rumänische  Bevölkerung  nach  byzantini- 
schem Rechte  mit  Ergänzungen  durch  moldauische  Gesetze.  Gesetzes- 
kraft hat  das  Handbuch  des  byzantinischen  Rechtes  des  Rechtslehrers 
aus  dem  14.  Jahrhundert  Konstantin  Harmenopulos  (1320 — 1380).^) 

In  Russland  benutzt  man  in  den  Gerichten  eine  im  Anfange  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  der  Senatstypographie  zu  Petersburg  gedruckte 
fehlerhafte  Uebersetzung  eines  fehlerhaften  Textes  unter  dem  Titel: 
Rucznaja  kniga  ....  K.  Harmenopula  i  rucznaja  kniga  a  Spana  o 
brakach.  S.  a.  et  1.    Neu  abgedruckt  Kischenew,  1850.^) 


^)  Die  beste  Ausgrabe  seines  üpö-^eipov  von  Heimbach,  Leipzig,  1851 ;  die  neueste 
Athen  1872. 

^  Bei  der  Vereinigung  Bessarabiens  mit  ftussland,  im  Jahre  1813,  wurde  der 
örtlichen  Bevölkerung  das  bisher  in  der  Moldau  geltende  Becht  garantirt.  In  der 
Moldau  war  im  15.  Jahrhundert  das  in  den  Basiliken  enthaltene  byzantinische  B.echt 
rezipirt  worden.  Da  die  umfangreichen  Handschriften  der  Basiliken  den  Gerichten 
nicht  zugänglich  waren,  so  benutzte  man  Auszüge,  sowohl  die  in  der  Moldau  in  der 
dortigen  Sprache  abgefassten  als  auch  die  in  Byzanz  gebräuchlichen:  die  verschiedenen 
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n.  Aas  der  Literatur^)  sind  hervorzuheben: 

Asarewicz,  Bracznyje  elementy.     Jaroslaw.    1879.  —  Ruski 

Brak^  Shomal  grashdanskawo  i  ngolownawo  prawa.    1880. 

No.  5  u.  6.  —  Semeinyja  imnszczestwennyja  otnoszenija  po 

mskomn  prawu.    ib.  1883.   No.  14. 
Orszanski,  Isledowanija  po  niskomu  ssemeinomu  i  bracznomu 

prawu.    St.  Ptbg.    1879. 
Szmenin,  Licznyja  i  imuszczestwennyja  otnoszenija  snpmgow. 

Shomal  grashd.  i  ugol.  prawa.    1893.   No.  6. 

Eoczan,  0  sowmestnoi  shisni  snprogow.    Shomal  Peterb.  jurid. 

obszczestwa.    1894.   No.  7. 
E.  Malyszew,   Kurs  obszczawo   grashdanskawo  prawa  Kossii. 

I.  St.  Ptbg.    1880.   (Zusammenstellung  aller  Gesetze.) 
Eawelin,  Oczerk  joridiczeskich  otnoszeni  wosnikajuszczich  is 

semeinawo  sojusa.    St.  Ptbg.    1884. 
Suworow,  Uczebnik  zerkownawo  prawa.   St.  Petersburg.   1902. 
Suworow,  Grashdanski  brak.    1899. 
Gorczakow,  0  taine  suprushestwa.    St.  Ptbg.    1880. 
Pawlow,  60*J*  glawa  kormczei  knigi.    Moskau.    1887. 
Pobedonos'zew,  Eurs  grashdanskawo  prawa.    n.    Prawa  se- 

meistwennyja  i  nasledstwennyja.   St.  Ptbg.    1896. 


Redaktionen  der  Ekloge  und  des  Frochiron,  die  Epanagog^e  und  die  Sjrnopsis  Basili> 
corum  sowie  auch  das  Handbuch  des  Annenopul  yom  Jahre  1346,  welches  im  Jahre 
1804  ins  Moldauische  übersetzt  worden  war.  Da  dieses  letztere  zwar  reiches,  aus 
allen  früheren  Handbüchern  zusammengetragenes,  aber  kritisch  nicht  gesichtetes  Msteml 
enthält  und  nebeneinander  die  das  römische  Recht  vielfach  abändernden  Bestimmungen 
der  Ekloge  und  die  das  reine  römische  Recht  wiederherstellenden  Sätze  des  Prochiron 
aufgenommen  hat,  so  verlangte  seine  Benutzung  häufig  eine  Untersuchung,  welche  von 
mehreren  einander  widersprechenden  Bestimmungen  anzuwenden  sei.  Daher  wurden 
in  der  Moldau  Versuche  gemacht,  das  wirklich  geltende  Recht  festzustellen.  Eioeo 
solchen  Versuch  stellt  das  Handbuch  des  Bojaren  Donitsch  dar,  das  1814  erschien 
und  in  den  bessarabischen  Gerichten  stets,  als  das  in  der  Moldau  geltende  Recht 
enthaltend,  benutzt  wurde.  Die  russische  Regierung  betrachtet  aus  Unkenntniss  der 
Verhältnisse  Armenopul  als  das  eigentlich  geltende  Gesetzbuch.  In  den  zwanziger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  sowohl  Armenopul  als  auch  das  Handbuch 
des  Donitsch  für  den  Senat  ins  Russische  übersetzt,  jedoch  ersterer  nicht  nach  dem 
Original,  sondern  nach  der  Moldauischen  Uebersetzung,  und  beide  unglaublich  mangel- 
haft und  häufig  geradezu  unverständlich. 

')  Nach  Abschluss  dieser  Arbeit  erschien  das  umfassende  Werk  Sagorowski's 
über  das  Familienrecht  (Kurs  semeinawo  prawa  Odessa  1902).  Der  Verfasser  giebt 
in  demselben  eine  vergleichende  Darstellung  des  Familienrechts  nach  russischem  und 
einer  größeren  Anzahl  europäischer  Rechte.  Es  werden  berücksichtigt:  das  deutsche 
bürgerliche  Gesetzbuch,  das  Gesetzbuch  des  Königreichs  Sachsen,  das  preussische  Land- 
recht, die  österreichische  Gesetzgebung,  das  holländische,  englische,  französische,  italie- 
nische Recht.  Die  Eheschliessung  und  Ehescheidung  nach  russischem  Rechte  wird 
auf  S.  118 — 158  behandelt.  Der  Verfasser  schliesst  mit  einer  eingehenden  Kritik  der 
geltenden  Bestimmungen  über  die  Ehescheidung  und  den  Prozess  und  führt  aus,  dass 
sie  einen  Rückschritt  gegen  frühere  Jahrhunderte  bedeuten  und  die  Achtung  vor  den 
geistlichen  Gerichten  untergraben,  da  sie  die  Glieder  derselben  zwingen,  oft  gegen  ihre 
bessere  Ueberzeugung  zu  urtheilen. 
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Spossobin,  0  raswode  w  Eossii.    St.  Ptbg.    1881.   204  S. 
Sagorowski,  0  raswode  po  ruskomu  prawu.    Charkow.    1884. 
Mawrizki,  Kukowodstwennyje   ukasy  Swät.    Prawit  Synoda. 

Moskau.    1879. 
S.  Grigorowski,  0  rodstwe  u  swoistwe  kak  prepätstwii  k  braku. 

Ptbg.   1894. 
Sagorowski,  Licznyja  i  imuszczestwennyja  otnoszenija  suprugow. 

Rusk  MysL   1897.   LIV. 
Sacharow,  0  sapreszczenii  brakow  w  rodstwe.   Ptbg.    1899. 
Samachajew,  Duchownoje  rodstwo  kak  prepätstwije  k  braku. 

Ptbg.    1899. 
Grigorowski,  Pricziny  i  posledstwija  raswoda  i  brakoraswodny 

prozes  w  duchownom  sude.    Ptbg.    1898. 

Nedeistwitelnost  braka  i  dwojeshenstwo.   Jurid.  Gaseta.    1900. 

No.  54. 
N.  Lewitzki,  Neobchodimost  nowawo  sakona  w  brakoraswodnom 

Prozesse.    Sudebnaja  Gaseta.    1900.    No.  44. 

Projekt  0  rasreschenii  rasdelnawo  shitelstwa  suprugow.    ib. 

No.  3—6. 
K.  Archangelski,  Rukowodstwo  ko  wedeniju  brakoraswodnych 

del.    Ptbg.    1901. 
M.  Eudnew,  Zerkownoje  sudoproiswodstwo  po  delam  o  rastor- 

shenii  brakow  po  suprusheskoi  newemosti.    Ptbg.    1902. 
W,  Dobrowolski,  Brak  i  raswod.    Ptbg.    1903. 
W.  Rosanow,  Semeiny  wopros  w  Rossii.    2  Bde.    Ptbg.    1903. 
A.  Borowikowski,  Brak  i  raswod  po  projektu  nowawo  ülo- 

shenija.    Ptbg.    1902. 
Sagorowski,  Kurs  semeinawo  prawa.   Odessa.    1902.   460,  S.  8. 
Kantorowicz,  Sakony  o  brake  u  raswode  s  rasjasnenijami  po 

reszenijam  Senata.    Ptbg.    1899. 
Mordwinow,  Sbomik  sakonow  i  rasporäsheni  o  brake  i  raswode. 

Ptbg.    1901. 
Grigorowski,  Sbomik  zerkownych  i  grashdanskich  sakonow  o 

brake   i   raswode   i   sudoproiswodstwo   po   delam    bracznym. 

Ptbg.    1903. 
Fadejew,  0  porädke  proiswodstwa  bracznych  del  w  armäno- 

grigorianskoi  zerkwi.  Sh.  Min.  Justizii.  1900.  VII,  S.  166 — 164. 
Gomolitzki,  Brak  raskolnikow  po  sakonu  17  apr.  1874.  West- 

nik  Prawa.    1901.   IV,  V. 

Porädok  rastorshenija  raskolniczeskich  brakow.  ib.  1902.  IX. 
M.  A.  Krohl,  Bracznoje  pravo  u  Mongolo-Burät.   Sh.  M.  Just. 

1900.   I,  S.  140—164. 
Pergament,  Pridanoje  po  bessarabskomu  pravu.  Odessa.   1901. 
Femer  ist  hier  zu  erwähnen  der  von  der  Allerhöchst  eingesetzten 
Redaktionskommission  veröffentlichte  Entwurf  eines  neuen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  mit  Motiven:  Grashdanskoje  uloshenije,  IL  Se- 
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meistwennoje  pravo  (Bürgerl.  Gesetzbuch,  11  Familienrecht),  St  Peters- 
burg 1902. 

Eine  Darstellung  des  Eherechts  der  griechisch-orientalischen  Kirche 
in  serbischer  Sprache  giebt  Dr.  N.  Milas,  Bradno  pravo  pravoslavne 
crkve  (Mostar  1895).  Deutsch  ist  das  „Eherecht  der  orientalischen 
Kirche"  dai^estellt  von  Zhishman  (Wien  1865). 

In  französischer  Sprache  handelt  über  das  russische  Eherecht  Bd.  1 
des  Werkes  von  E.  Lehr,  Elements  de  droit  civil  russe  (Paris  1877). 
Siehe  auch  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corpsetc. 
(Paris  1899),  S.  353—377. 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Im  geltenden  russischen  Privat-  und  Kirchenrechte  finden  sich  gar 
keine  Bestimmungen  über  die  Verlobung.  Es  erklärt  sich  das  folgender- 
massen.  Im  alten  ßussland  war  die  Verlobung  (obrucenije)  nach  dem 
kanonischen  Rechte  eine  nothwendige  Vorbedingung  der  Trauung,  sie 
wui'de  unter  Mitwirkung  eines  Geistlichen  vollzogen  und  konnte  nur  mit 
Genehmigung  der  kirchlichen  Oberen  gelöst  werden.  Verlobt  werden 
konnten  auch  Unmündige,  ja  Kinder.  Bei  der  Verlobung  konnte  durch 
Kontrakt  ein  Strafgeld  für  den  Fall  des  Rücktritts  stipulirt  werden.  Um 
den  freien  Willen  der  eine  Ehe  Eingehenden  sicher  zu  stellen,  verbot 
Peter  d.  Gr.  die  Vereinbarung  von  Strafgeldern  für  den  Rücktritt  von 
der  Verlobung  und  erklärte  jede  Verlobung  für  auflösbar  durch  einfache 
einseitige  Erklärung.  Da  dies  den  kanonischen  Regeln  über  die  Ver- 
lobung zuwiderlief,  so  beseitigte  Katharina  11.  den  peinlichen  Widerspruch 
zwischen  dem  bürgerlichen  Gesetz  und  der  unabänderlichen  kirchlichen 
Satzung  dadurch,  dass  sie  vorschrieb,  die  „Verlobung"  solle  stets  un- 
mittelbar vor  der  Trauung  vollzogen  werden.  Hierdurch  war  die  Ver- 
lobung als  integrirender  Theil  der  Trauung,  wie  diese  selbst,  nur  durch 
Spruch  des  geistlichen  Gerichts  auflösbar  geworden,  aber  zugleich  auch 
als  ein  die  Ehe  vorbereitendes,  selbständiges  kirchenrechtliches  Institut 
beseitigt.  Nur  für  die  Glieder  des  Kaiserhauses  besteht  die  Verlobung 
noch  in  früherer  Weise  getrennt  von  der  Trauung  (Reichsgesetzbuch 
Bd.  I,  Familienstatut  des  Kaiserhauses  Art.  142).  Bei  allen  anderen 
Personen  kommt  die  Verlobung  natürlich  vor,  aber  als  einfache,  nur 
moralisch  bindende  Erklärung,  die  ohne  Weiteres  zurückgenommen  werden 
und  aus  der  nicht  einmal  auf  das  Interesse,  d.  h.  Rückgabe  der  Geschenke 
geklagt  werden  kann,  also  keinenfalls  auf  ein  Strafgeld  oder  gar  Voll- 
ziehung der  Ehe.*) 

^)  KassatioDsentscheidung^en  des  Seaats:  vom  Jahre  1869,  Ko.  292;  vom  Jahre 
1878,  No.  1828;  1871,  No.  761;  yom  Jahre  1877,  No.  230:  Die  Ehe  ist  ein  Sakrameot 
und  der  Eintritt  in  dieselbe  vollzieht  sich  nach  dem  kirchlichen  Ritus  und  der  beider- 
seitigpen  ungezwungenen  Einwilligung  der  die  Ehe  Schliessenden  und  darf  nicht  bedingt 
sein  durch  irgend  welche  Verbindlichkeiten;   das  Versprechen,  eine  Ehe  einzugehen, 
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Nach  dem  inBessarabien  für  die  mmänische  Bevölkerung  gelten- 
den byzantinischen  Rechte  (Harmenopul  IV2  §§  1 — 12)  gilt  das  bei  der 
Verlobung  der  Braut  gegebene  Geschenk  als  arrha,  die  beim  Zurück- 
treten des  Bräutigams  verfällt,  beim  Zurücktreten  der  Braut  im  doppelten 
Betrage  zurückgegeben  werden  muss.  Wird  die  Ehe  durch  den  Tod 
eines  der  Verlobten  unmöglich,  so  wird  das  Geschenk  einfach  zurück- 
gegeben. Gleiches  gilt,  wenn  ein  gesetzlicher  Grund  zur  Auflösung  des 
Verlöbnisses  vorliegt,  sowie  wenn  das  Verlöbniss  durch  Eintritt  ins  Kloster 
gelöst  wird.  Aus  der  Rückgängigmachung  eines  Verlöbnisses  ist  eine 
Klage  auf  Schadensersatz  zulässig  (Harmenopul  IV 1,  §  12). 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

1.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung  sind 
Ehemündigkeit  der  Brautleute  und  Freiheit  ihres  Willens  bei  Eingehung 
der  Ehe. 

a)  Ehemttndigkeit.  — Während  die  bürgerliche  Volljährigkeit  für 
beide  Geschlechter  erst  mit  dem  vollendeten  21.  Jahre  beginnt  (X,  1,  221), 
ist  die  Ehemündigkeit  für  das  weibliche  Geschlecht  auf  16  und  für  das 
männliche  auf  18  Jahre,  für  die  Eingeborenen  des  Kaukasus  auf  13 
bezw.  15  Jahr  festgesetzt  (X,  I,  3).  Im  Falle  eines  Mangels  eines 
halben  Jahres  ist  Dispens  nach  Ermessen  des  Eparchialbischofs  zulässig 
(daselbst).  Die  vor  der  Ehemündigkeit  geschlossene  Ehe  ist  ungültig, 
die  nichtehemündigen  Ehegatten  werden  getrennt  (Konsist.Statut  218), 
und  wenn  sie  nach  erlangter  Ehemündigkeit  bei  dem  Willen,  eine  Ehe 
einzugehen,  beharren,  müssen  sie  aufs  Neue  getraut  werden  (Konsist. 
Statut  219).  Jedoch  berücksichtigt  das  russische  Recht  das  Motiv  des 
Verbots  und  gestattet  auf  Ungültigkeit  der  Ehe  wegen  mangelnder  Ehe- 
mündigkeit nur  dem  eheunmündigen  Theile  anzutragen,  und  zwar  nur 
bis  zur  Erlangung  der  Ehemündigkeit  und  nur,  wenn  die  Ehe  nicht  die 
Schwangerschaft  der  Frau  zur  Folge  gehabt  hat  (Konsist.Statut  Art.  209). 
Es  wird  also  das  Hauptgewicht  darauf  gelegt,  ob  die  Geschlechtsreife 
thatsächlich  durch  die  Schwangerschaft  der  Frau  erwiesen  sei  oder  nicht. 


hat  einen  rein  moralischen  Charakter  und  kann  jederzeit  bis  zum  Momente  der  kirch- 
lichen Trauung  frei  zurückgenommen  werden.  Daher  kann  das  Versprechen,  eine  Ehe 
einzugehen,  nicht  in  die  Form  einer  juristischen  Verbindlichkeit  .gebracht  werden ;  ein 
Vertrag,  der  yermÖgensrechtliche  Folgen  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  eines  solchen 
Versprechens  festsetzt,  ist  nichtig.  —  Kassationsentscheidung  vom  Jahre  1889,  No.  124: 
Der  Rücktritt  des  Bräutigams  oder  der  Braut  oder  ihrer  Eltern  von  dem  von  ihnen 
gegebenen  Eheversprechen  kann  auch  nicht  als  Grundlage  für  eine  Schadensersatzklage 
dienen,  und  es  kann  auf  Ersatz  der  zur  Vorbereitung  der  Hochzeit  gemachten  Aus- 
gaben selbst  dann  nicht  geklagt  werden,  wenn  eine  Mittheilung  vom  Rücktritte  nicht 
erfolgt  war.  —  Kass.Entsch.  von  1867  No.  70:  Nichtig  ist  auch  der  Vertrag  über  Ver- 
gütung für  Mitwirkung  zum  Znstandekommen  einer  Ehe.  Eine  Kass.Entsch.  von  1899 
No.  82  erklärt  solche  Verträge  für  nichtig  nicht  nur  bei  Ehen  zwischen  Christen, 
sondern  auch  zwischen  Nichtchristen,  speziell  Juden. 
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b)  Freie  Einwilligang  der  die  Ehe  Schliessenden.  Hierüber  ist 
auf  das  im  allgemeinen  Theil  S.  718  Bemerkte  zu  verweisen. 

2.  Ehehindernisse. 

a)  Geisteskrankheit.  Siehe  hierüber  im  allgemeinen  Theil  unter  IV 1. 

b)  Geistlicher  Stand.  Klostergeistlichen  und  Weltgeistlichen  ist 
die  Eheschliessung  verboten  (X,  1,  2).  Dieses  Verbot  hat  jedoch  für  die 
beiden  Kategorien  eine  verschiedene  Tragweite,  insofern  den  Kloster- 
geistlichen die  Ehe  schlechthin  verboten,  den  Weltgeistlichen  hingegen 
das  Leben  in  der  Ehe  gestattet  und  nur  die  Eingehung  der  Ehe  (die 
Trauung)  verboten  ist,  weshalb  sie  zumeist  sich  trauen  lassen,  bevor  sie 
die  Weihen  erhalten  haben;  werden  sie  Wittwer,  so  können  sie  eine 
zweite  Ehe  nicht  schliessen. 

c)  Hohes  Alter.  Personen,  die  das  80.  Lebensjahr  zurückgelegt 
haben,  ist  die  Eingebung  einer  Ehe  verboten  (X,  1,  4).  Das  kanonische 
Recht  der  russischen  Kirche  verlangt  sogar  beim  Alter  von  60  Jahren 
einen  Dispens  des  Eparchialbischofs,  aber  in  das  bürgerliche  Recht  ist 
diese  Bestimmung  nicht  aufgenommen  und  findet  daher  keine  Anwendnng. 

d)  Doppelehe.  Eine  bereits  bestehende,  weder  durch  den  Tod 
eines  der  Ehegatten,  noch  sonst  gesetzlich  aufgelöste  Ehe  steht  der 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  unbedingt  entgegen  (X,  1,  20;  Statut  i 
geistl.  Konsist.  Art.  205  P.  3). 

e)  Drei  vorhergegangene  Ehen.  Die  russische  Kirche  verbietet 
ihren  Gliedern  die  4.  Ehe  unbedingt  und  erklärt  eine  solche  für  ungültig 
(X,  1,  21;  Statut  d.  geistL  Konsist.  Art.  205,  P.  6). 

f)  Blutsverwandtschaft,  Schwägerschaft  und  geistliche 
Verwandtschaft,  soweit  solche  in  den  kirchlichen  Satzungen  als  un- 
bedingtes Ehehinderniss  hingestellt  sind,  hindern  das  rechtswirksame  Zu- 
standekommen einer  Ehe  (X,  1,  23.  37.  65.  210;  Statut  d.  geistl.  Konsist 
Art.  205  P.  2).  Weder  im  nissischen  Privatrechte  noch  im  Konsistorial- 
statut  findet  sich  eine  Bezeichnung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 
wandtschaftsgrade. Die  massgebenden  Normen  müssen  dem  kanonischen 
Rechte  entnommen  werden,  das  aber,  wie  erwähnt,  nicht  kodifizirt  ist  Die 
Anwendung  der  kasuistischen  Regeln  der  Kanones  nach  Beseitigung  der 
griechischen  Kommentare  ist  mit  gi'ossen  Schwierigkeiten  verbunden,  so 
dass  man  sich  ausschliesslich  nach  den  erläuternden  Synodalerlassen  richtet. 
Auch  diese  aber  zählen  lediglich  verschiedene  Fälle  der  Ehehindenmg 
durch  Verwandtschaft  auf,  ohne  sie  in  Regeln  zusammenzufassen.  Die 
Entwicklung  von  Regeln  findet  man  nur  in  den  Darstellungen  des  russischen 
Privat-  oder  Kirchenrechts,  oder  in  Monographien.*) 


^)  Wie  in  der  Schrift  des  bekannten  verstorbenen  Kirchenrechtslehrers  Pawlow 
„Das  50.  Kapitel  der  Kormczäga  Enig^a  als  historische  und  praktische  QaeUe  des 
geltenden  Kirchenrechta",  Moskau  1887  (russisch;  S.  160 ff.).  Die  Lückenhaftigkeit  des 
russischen  Privatrechts  zeigt  sich  hier  auch  darin,  dass  bei  den  Eheverboten  die 
natürliche  Verwandtschaft  und  die  Adoptivverwandtschaft  nicht  erwiUuit 
werden,  während  die  erstere  jedenfaUs  in  der  Praxis  als  Ehehinderniss  betrachtet  wird 
—  Vgl.  Zhishman,  Eherec'ht  der  orientalischen  Kirche,  S.  215ff.,  228ff.,  254ff. 
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Die  Eheverbote  des  kanonischen  Rechtes  der  orientalischen  Kirche 
gingen  bis  znm  7.  Grade  der  Blntsverwandtschaft,  Schwägerschaft  und 
bei  der  geistlichen  Verwandtschaft  bis  zum  3.  Grade.  In  Rnssland 
wurden  sie  schon  im  17.  und  besonders  im  18.  Jahrhundert  durch  die 
Praxis  beschränkt  und  diese  Praxis  durch  den  Synodal-Ukas  vom 
19.  Januar  1810  (Vollst.  Ges.-S.  No.  24091)  bestätigt.  In  dem  Ukase 
wird  vorgeschrieben:  bei  der  Entscheidung  über  Ehehindemisse  wegen 
Blutsverwandtschaft  und  Schwägerschaft  habe  man  sich  zu  richten  nach 
dem  mosaischen  Gesetz  Leviticus  XVQI,  7 — 17  und  XX,  14  und  nach 
der  64.  Regel  des  VI.  oekumenischen  Konzils,  welche  Geschwisterkindern 
die  Ehe  verbiete,  und  nicht  gestatte,  dass  Vater  und  Sohn,  Mutter  und 
Tochter,  oder  zwei  Brüder  Mutter  und  Tochter  oder  zwei  Schwestern 
ehelichen.  „Wenn  aber  solches  geschehen  sollte,  so  sollen  die  Schuldigen 
nach  Scheidung  der  Ehe  einer  siebenjährigen  Epithymie  unterworfen 
werden."*) 

Fasst  man  die  kanonischen  Regeln  nach  Anleitung  dieses  Ukases 
zusammen,  so  ergiebt  sich,  dass  nach  dem  geltenden  Rechte  der  russischen 
Kirche  die  Ehe  zwischen  Blutsverwandten  und  Verschwägerten  verboten 
ist:  in  aufsteigender  und  absteigender  Linie  in  allen  Graden,  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  4.  Grade  einschliesslich,  nach  römischer  Komputation. 
Füi'  den  5. — 7.  Grad  sollen  die  Eparchialbischöfe  ohne  Weiteres  Dispens 
ertheilen  und  über  Ehen,  die  in  diesen  Graden  ohne  Dispens  geschlossen 
worden  sind,  gar  keine  Untersuchungen  einleiten. 

Unter  den  „Verschwägerten"  eines  Ehegatten  sind  die  Blutsverwandten 
des  anderen  zu  verstehen.  Die  Gatten  werden  als  eine  Person  gerechnet, 
daher  stehen  die  Blutsverwandten  des  einen  Gatten  in  demselben  Grade 
der  Schwägerschaft  zum  anderen  Gatten.  Die  Schwägerschaft  erfasst 
den  Gatten  nicht  allein,  sondern  sein  ganzes  Geschlecht  und  hört  mit 
der  Auflösung  der  Ehe  dui-ch  den  Tod  nicht  auf.  Da  die  Schwägerschaft 
bis  zum  4.  Grade  Ehehindemiss  ist,  so  darf  der  Wittwer  weder  die 
Schwester  noch  die  nächsten  Verwandten  seiner  Frau  heirathen.  Diese 
Schwägerschaft  wird  im  russischen  Rechte  die  zweistämmige  Schwäger- 
schaft genannt. 

Es  giebt  aber  noch  eine  dreistämmige  Schwägerschaft  (tpi^iveta). 
Sie  entsteht  durch  die  Ehe  eines  „Verschwägerten"  mit  einer  Person 
aus  einem  fremden  Stamme  und  seine  „Verschwägerten"  treten  zu  den 
Blutsverwandten  seines  Gatten  und  die  Verschwägerten  dieses  Gatten 
treten  zu  ihm  und  seinen  Blutsverwandten  in  das  Verhältniss  der  drei- 
stämmigen Schwägerschaft.  Hier  ist  nach  geltendem  russischen  Rechte 
nur  der  erste  Grad  ein  Ehehindemiss,  wähi*end  nach  altem  kanonischen 
Rechte  das  Ehehindemiss  bis  zum  3.  Grade  wirkte.*)    Nach  den  inter* 


^)  Beide  Ehen  ^u  soheiden,  luLtie  keinen  Sinn.  Offenbar  soU  die  spätere,  nach 
Entstehang  der  Schwägerschaft  geschlossene  Ehe  geschieden  werden.  Wenn  aber  die 
Ehen  gleichzeitig  in  verschiedenen  Kirchen,  ja  Städten  geschlossen  wurden? 

*)  Vgl.  Zhishman,  Eherecht  der  orientalischen  Kirche,  S.  347,  350 ff. 
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pretirenden  Ukasen  des  Synods^)  hängt  die  Dispensation  fttr  den  2.  und 
3.  and  sonderbarer  Weise  auch  den  4.  Grad,  der  ohnehin  nach  der 
herrschenden  Auffassung  des  kanonischen  Rechts  kein  Ehehindemiss  war, 
vom  Ermessen  des  Eparchialbischofs  ab.^)  —  Bei  auf  einander  folgenden 
Ehen  einer  und  derselben  Pereon  stehen  die  Blutsverwandten  seiner 
beiden  Frauen  zu  einander  im  Verhältniss  der  dreistämmigen  Schwäger- 
schaft. Es  darf  also  niemand  die  Wittwe  seines  Stiefsohnes,  aber  er 
kann  deren  Mutter  oder  deren  Schwester  heirathen. 

Was  die  geistliche  Verwandtschaft  betrifft,  so  verbietet  das 
kanonische  Eecht  die  Ehe  des  Pathen  mit  dem  Täufling  und  dessen 
Eltern.  In  der  Praxis  wurde  das  Verbot  auf  die  Ehe  der  Pathen  mit 
einander  sowie  ihrer  Kinder  mit  dem  Täufling  ausgedehnt;  der  Synod 
erläuterte  jedoch,*)  dass  das  Verbot  strikt  auszulegen,  also  auf  den  Pathen, 
den  Täufling  und  dessen  Eltern  zu  beschränken  sei  und  dass  überdies, 
weil  nach  den  kirchlichen  Vorschriften  bei  der  Taufe  nur  ein  Pathe 
unbedingt  erforderlich  sei,  die  Pathenschaft  als  Ehehindemiss  sich  über- 
haupt nur  auf  diesen,  nicht  auch  auf  den  zweiten  Pathen  beziehe.^) 

g)  Verurtheilung  zur  Ehelosigkeit.  Nach  russischem  Privat- 
rechte zieht  der  Ehebruch  an  und  für  sich  nicht  ohne  Weiteres  ein 
Eheverbot  für  den  Ehebrecher  nach  sich;  aber  dem  Ehegatten,  auf 
dessen  Ehebruch  hin  eine  Ehe  geschieden  ist,  wird  im  Scheidungsurtheil 
stets  jede  weitere  Ehe  verboten  (X,  1,  37,  P.  4;  Statut  d.  geistl.  Kons. 
206  P.  4).  Auch  dem  wegen  Bigamie  Verurtheilten  wird,  und  zwar 
selbst  für  den  Fall,  dass  der  erste  Ehegatte  mit  ihm  die  Ehe  fort- 
gesetzt hat,  diese  Ehe  aber  durch  dessen  Tod  gelöst  worden  ist,  jede 
weitere  Ehe  verboten  (X,  1,  40.  41.  42).  Ebenso  ist  die  Ehe  demjenigen 
verboten,  der  seinen  Ehegatten  verlassen  hat  und  über  fünf  Jahre  ab- 
wesend gewesen  ist,  wenn  die  Ehe  wegen  Verschollenheit  geschieden 
worden  ist  (X,  1,  41);  doch  erstreckt  sich  dieses  Eheverbot  nicht  auf 
Personen,  die  in  Folge  eines  Krieges  abwesend  gewesen  sind. 

h)  Verschiedenheit  der  Religion.  Den  Rechtgläubigen  ist  seit 
dem  Gesetze  Peter  d.  Gr.  vom  23.  Juni  1721  (Vollst.  Ges.-S.  Nr.  3798) 
die  Ehe  mit  Christen  anderer  Konfession  gestattet,  dagegen  die  Ehe- 
schliessung mit  NichtChristen  unbedingt  verboten  und  die  Eingehung 
einer  solchen  Ehe  für  ungültig  erklärt  (X,  1,  37  P.  7;   Statut  d.  geistL 


^)  Siehe  Pawlow  a.  a.  O.  Synodal-Ukas  v.  25.  April  1841,  u.  v.  28.  März  1869. 

')  Im  Synodal-Ukaa  vom  28.  März  1859  ist  übrigens  gesagt,  dass  beim  4.  Grade 
die  Bischöfe  niemals  die  Ehe  verbieten  dürften,  ihr  Ermessen  bezöge  sich  nnr  auf  den 
2.  und  3.  Grad. 

«)  Synodal-Ukas  vom  31.  Oktober  1875  No.  2861.  Vgl.  Jaroslawer  Eparchial- 
Zeitung,  Offizieller  Theil  No.  9.  Ebenso  Synodal-Ukas  von  1873  in  Swod  usakoneni  i 
sametok  po  woprossam  pastyrskoi  praktiki.  2.  Aufl.  Moskau  1875.  S.  187 — 188. 
Smirnow,  Isjasnenije  zerkowno  grashdanskich  postanowleni  otnositelno  brakow. 
sakljuczajemych  w  rodstwe  i  swoistwe.    Pensa  1877.    §§  100,  101. 

*)  Pawlow  (a.  a.  O.)  freilich  bekämpft  diese  milde  Praxis  und  fordert  starre 
Konsequenz.  — Vgl.  über  die  Geschichte  dieses  Ehehindemisses  überhaupt:  Zhishman, 
Eherecht  der  orientalischen  Kirche,  S.  264ff. 
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Kons.  205  P.  7).  Wenn  aber  von  zwei  nichtchristlichen  Ehegatten  einer 
zur  rechtgläubigen  Konfession  übertritt,  so  soll  dieser  üebertritt  nicht 
nothwendig  zur  Folge  haben,  dass  die  bisherige  Ehe  getrennt  werde, 
sondern  es  soll  das  von  dem  freien  Willen  der  Ehegatten  abhängen. 
Wollen  sie  die  Ehe  fortsetzen,  so  bedarf  es  dazu  nicht  erst  der  Trauung, 
sondern  nur  der  Erklärung  des  NichtChristen,  dass  er  eine  mono- 
gamische Ehe  führen,  seinen  christlichen  Gatten  nicht  seinem  Glauben 
abwendig  machen  und  die  Kinder  in  der  Lehre  der  rechtgläubigen 
Kirche  erziehen  lassen  werde.  Will  jedoch  einer  der  Ehegatten  die 
Ehe  nicht  fortsetzen  oder  giebt  der  NichtChrist  jene  Erklärung  nicht 
ab,  so  wird  die  Ehe  geschieden  (X,  1,  80,  83). 

Angehörigen  der  rechtgläubigen  Kirche  ist  ferner  die  Ehe  mit 
Häretikern  dieser  Kirche  verboten,  jedoch  ohne  ausdrückliche  Androhung 
der  Nichtigkeit  (X,  1,  33).  Wenn  daher  eine  Trauung  mit  einem  Ras- 
kolniken  stattgefunden  hat,  ohne  die  eidliche  Versicherung,  dass  er  zur 
Rechtgläubigkeit  zurückkehre,  so  kann  darauf  hin  allein  die  Ehe  nicht 
für  nichtig  erklärt  werden.^) 

i)  Mangel  der  Einwilligung  der  Eltern,  Vormünder,  Kura- 
toren und  Vorgesetzten.  Siehe  hierüber  im  allgemeinen  Theil  unter 
IV,  3.  S.  719.  —  Besondere  Bestimmungen  gelten  für  die  Glieder  des 
Kaiserhauses.  Hier  ist  die  Einwilligung  des  regierenden  Kaisers  von 
solcher  Bedeutung,  dass  eine  Ehe  ohne  solche  Einwilligung  nicht  als 
gesetzliche  Ehe  betrachtet  wird  (Reichsgesetzbuch,  Familienstatut  des 
Kaiserhauses  Art.  130). 

3.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  bei  Angehörigen  der  russi- 
schen Kirche,  wie  schon  erwähnt,  ausschliesslich  die  Trauung  durch 
einen  Geistlichen  dieser  Kirche.  Der  Trauung  soll  aber  behufs  Fest- 
stellung der  Eheerfordemisse  und  des  Nichtbestehens  von  Ehehinder- 
nissen ein  Aufgebot  und  eine  sogenannte  „Untersuchung"  vorangehen. 

a)  Das  Aufgebot  (oglaszenije).  Wer  eine  Ehe  eingehen  will,  muss 
3  Wochen  und  jedenfalls  nicht  später  als  eine  Woche  vorher  dem  Geist- 
lichen, zu  dessen  Pfarre  er  sich  hält,  davon  Anzeige  machen  unter  Bei- 
bringung seiner  und  seiner  Braut  Taufscheine,  Standeszeugnisse,  Legiti- 
mationspapiere oder  Pässe  (in  welchen  letzteren  stets  vermerkt  wird, 
ob  die  Personen  verheirathet  oder  unverheirathet  sind)  (X,  1,  22),  ferner 
die  schriftliche  Erlaubniss  der  Vorgesetzten  und  die  Bescheinigung  über 
stattgehabte  Beichte  und  Abendmahl.  Auf  Grund  solcher  Anzeige  ver- 
kündigt der  Geistliche  an  drei  Sonn-  oder  Feiertagen  nach  dem  Gottes- 
dienste die  Namen  der  Brautleute.  Gehört  die  Braut  zu  einer  anderen 
Parochie,  so  findet  das  Aufgebot  in  beiden  Kirchen  statt,  also  bei  Misch- 

^)  X,  1,  33:  „Eine  Eheschliessung  Rechtgläubiger  mit  einem  Häretiker  (Ras- 
kolnik)  wird  nicht  anders  gestattet,  als  nach  Aufnahme  des  letzteren  in  die  Kirche 
mit  Eidesleistung.  Wenn  aber  Raskolniken,  die  miteinander  in  die  Ehe  treten,  in  der 
rechtgläubigen  EJrche  getraut  zu  werden  wünschen,  so  müssen  sie  vor  der  Trauung 
eidlich  sich  verpflichten,  in  der  Rechtgläubigkeit  fest  zu  yerharren  und  mit  Raskolniken 
keine  Gemeinschaft  zu  pflegen. '^ 
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eben  in  den  Kirchen  beider  Konfessionen.  Ohne  schriftliche  Bescheini- 
gung solchen  Aufgebots  soll  die  Trauung  nicht  stattfinden;  aber  die 
Verletzung  dieser  Vorschrift  zieht  die  Nichtigkeit  der  Trauung  nicht 
nach  sich.  Eine  Dispensation  vom  Aufgebot  ist  unzulässig.  In  den 
westlichen  (d.  h.  den  ehemals  polnischen)  Provinzen  findet  die  Trauung 
in  der  Kirche  der  Braut  statt.  Wenn  bei  Mischehen  der  katholische 
Geistliche  die  Trauung  verweigert,  so  kann  sie  auch  vom  Geistlichen 
des  Bräutigams  vollzogen  werden;  ebenso  kann  in  Fällen  von  Misch- 
ehen, wenn  der  katholische  Geistliche  die  Bewirkung  des  Angebots  ab- 
lehnt, dieses  durch  eine  auf  Grund  der  Legitimationspapiere  oder  auf 
(^rund  von  Zeugenaussagen  ausgestellte  Bescheinigung  über  die  Ehe- 
Irjsigkeit  des  Aufzubietenden  ersetzt  werden  (X,  1,  67  Anm.  2). 

Das  Aufgebot  hat  den  Zweck,  denjenigen  Personen,  deren  Rechte 
durch  die  Schliessung  der  beabsichtigten  Ehe  verletzt  werden  oder 
denen  das  Vorhandensein  von  Ehehindemissen  bekannt  ist,  die  Aus- 
übung der  gesetzlichen  Anzeigepflicht  zu  ermöglichen.  Das  stattgehabte 
dreimalige  Aufgebot  hat  nur  auf  die  Dauer  von  zwei  Monaten  Gültig- 
keit Hat  in  dieser  Frist  die  Trauung  nicht  stattgefunden,  so  muss  das 
Aufgebot  wiederholt  werden.  Sind  keine  Anzeigen  über  Ehehindemisse 
eingegangen,  so  kann  nach  dem  dritten  Aufgebote  die  Trauung  erfolgen. 

b)  Die  Untersuchung  (obysk).  Vor  der  Trauung  müssen  die 
Zeugen  des  Bräutigams  und  der  Braut  bezeugen  und  durch  Unterzeich- 
nung eines  Formulars  bescheinigen,  dass  Ehehindemisse  nicht  vorhanden 
seien  und  die  Ehe  gesetzlich  geschlossen  werden  könne  (X,  1,  26.  28). 

c)  Die  Trauung  (wenczanije)  wird  eingeleitet  durch  die  feierliche 
Verlobung  (oben  S.  724)  und  muss  genau  nach  dem  kirchlichen  Rituale 
vollzogen  werden.  Ist  das  Rituale  nicht  vollendet,  so  liegt  keine  Trauung 
vor.  Das  vorgeschriebene  Rituale  kann  also  nicht  etwa  durch  eine  Er- 
klärung vor  dem  Geistlichen  und  nachfolgenden  Segen  oder  nachfolgen- 
den Dankgottesdienst  ersetzt  werden.  Alle  solche  und  ähnliche  Hand- 
lungen wären  völlig  unwirksam.  Hauptmomente  der  Trauung  sind  nach 
der  kirchlichen  Ordnung:  Die  Frage  des  Geistlichen  an  die  Bi-auÜeute, 
ob  sie  einander  heirathen  wollen,  die  bejahenden  Antworten  der  Braut- 
leute, der  Wechsel  der  Ringe,  verbunden  mit  dreimaliger  Anrufung 
Gottes  (d.  i.  die  kirchliche  Verlobung)  und  der  dreimalige  Segensspruch 
<les  Geistlichen.  Bei  der  Trauhandlung  müssen  die  Brautleute  persönlich 
zugegen  sein;  Eheschliessung  im  Wege  der  Stellvertretung  ist  nur  nach 
<lem  Familienstatute  des  Kaiserhauses  für  dessen  Mitglieder  zulässig. 
Die  Trauung  soll  in  der  Kirche  und  nicht  in  einer  Kapelle  oder  im 
Hause  erfolgen.  Ausnahmen  im  Falle  der  Unmöglichkeit  gestattet  der 
Kparcliialbischof. 

Die  Trauung  hat  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  in  Gegenwart  von 
Zeugen  stattzufinden;  sie  soll  bei  Tage  (nicht  bei  Nacht),  nicht  heimlich 
und  nicht  während  der  Fasten  erfolgen  (X,  1,  31).^) 

')  X,  1,  81.  „Eine  gesetzliche  Ehe  zwischen  Priyatpersonen  wird  geschlossen  in 
einer  Kirche,  in  persönlicher  Gegenwart  der  sich  Vermählenden,  an  Tagen  and  Stunden, 
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Wenn  durch  das  Aufgebot  oder  die  Untersuchung  ein  wirkliches 
Hindemiss  der  Eheschliessung  entdeckt  oder  während  der  Trauhandlung 
selbst  ein  solches  verlautbart  wird,  so  darf  der  Geistliche  die  Trauung 
nicht  vollziehen  und  muss  die  begonnene  abbrechen  und  dem  Bischof 
berichten,  der  entweder  die  Frage  selbst  entscheidet  oder  sie  in  wich- 
tigen Fällen  dem  Synod  unterbreitet;  an  diesen  ist  auch  Appellation 
gegen  die  bischöfliche  Entscheidung  zulässig  (X,  1,  29). 

Die  Verletzung  der  Vorschriften  über  das  Aufgebot,  über  die  Unter- 
suchung, den  Ort  und  die  Zeit  der  Trauung  sind  nirgends  als  Gründe 
der  Nichtigkeit  der  Eheschliessung  angeführt.  Dass  sie  an  und  für  sich 
eine  Trauung  nicht  nichtig  machen,  geht  aus  den  für  solche  Ueber- 
tretungen  festgesetzten  Disziplinarstrafen  hervor  (Strafgesetzbuch  1577)*), 
während  die  Trauung  ungültiger  Ehen  schwerer  bestraft  wird  (Straf- 
gesetz 1552)*). 

Die  Trauung  findet  gewöhnlich  in  der  Kirche  der  Parochie  des 
Bräutigams  statt,  kann  aber  auch  mit  Zustimmung  des  Geistlichen  in 
einer  anderen  Kirche  vollzogen  werden.  Auch  die  Uebertretung  dieses 
Gebots  zieht  nur  Disziplinarstrafe  nach  sich  (Straf g.  1577)*). 

Vor  der  Trauung  einer  gemischten  Ehe  muss  der  Geistliche  dem 
Andersgläubigen  das  schriftliche  Versprechen  abfordern,  den  recht- 
gläubigen Gatten  nicht  seinem  Glauben  abwendig  zu  machen  und  die 
Kinder  in  der  rechtgläubigen  Konfession  zu  erziehen.  Ein  allgemeines 
Gesetz,  das  diese  Verpflichtung  feststellte,  besteht  nicht;  sie  wird  aber 
stets  im  einzelnen  Falle  durch  Ausstellung  eines  Reverses  übernommen.^) 
(X,  1,  67;  Stat.  d.  geistl.  Kons.,  Art.  27.)  Im  Statute  der  geistlichen 
Konsistorien  ist  in  einer  besonderen  Anmerkung  ausdrücklich  hinzu- 
gefügt, dass  solche  Reverse  da  nicht  abverlangt  werden  sollen,  wo  durch 
besondere  Bestimmungen  jene  Forderung  nicht  angeordnet  ist.  Hierbei 
wü'd  auf  den  Allerhöchsten  Befehl  vom  28.  Juli  1865  No.  42345 
verwiesen.^) 


die  dafür  festgesetzt  sind,  in  Gegenwart  zweier  oder  dreier  Zeugen,  zugleich  mit  der 
Verlobung,  in  Allem  entsprechend  den  Regeln  der  rechtgläubigen  Kirche.  Eine 
Trauung  ausserhalb  der  Eürche  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Trauung  in  der  Kirche  un- 
möglich ist,  und  nur  mit  Genehmigung  des  Bischofs. '^  —  Der  Artikel  steht  in  dem 
Kapitel  über  die  Ehe  Rechtgläubiger,  bezieht  sich  also  nur  auf  diese.  Wenn  von  den 
festgesetzten  Tagen  und  Stunden  die  Rede  ist,  so  heisst  das :  nicht  während  der  Fasten 
und  nicht  bei  Nacht.  Trauungen  finden  nicht  statt  während  der  Fasten  vor  Weih- 
nachten vom  14.  November  bis  6.  Januar,  während  der  grossen  Fasten  vor  Ostern  bis 
zum  Sonntag  nach  Ostern,  vom  Sonntag  nach  Pfingsten  bis  zum  29.  Juni,  vom  1.  bis 
15.  August;  ebenso  nicht  Dienstags  und  Donnerstags  nach  der  Vesper. 

Stat.  d.  geistl.  Kons.  26:  „Die  Ehe  einer  rechtgläubigen  Person  mit  einer  anders- 
gläubigen wird  nicht  als  gültig  anerkannt,  solange  sie  nicht  in  einer  rechtgläubigen 
Kirche  durch  einen  rechtgläubigen  Priester  vollzogen  ist.*'     Vgl.  auch  X,  1,  67. 

0  Siehe  Anm.  1  S.  718. 

^  Vgl.  Engelmann,  Staatsrecht  des  russischen  Kaiserthums  S.  26. 

^  Diese  Bestimmung  bezog  sich  auf  die  Ostseeprovinzen,  wo  durch  einen  Befehl 
Kaiser  Alezander  11.  im  Jahre  1865  der  Revers  abgeschafft  wurde.  Im  Jahre  1885 
ist  derselbe  auf  Befehl  Kaiser  Alezander  in.  wieder  eingeführt  worden. 
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d)  Eintragnng  in  die  Metrikbücher.*)  —  Unmittelbar  nach 
der  Trauung  soll  durch  den  Geistlichen  die  Vollziehung  derselben  in 
das  Metrikbuch  eingetragen  werden,  entsprechend  den  Bestinunimgen 
des  Ständerechts.  Durch  die  Eintragung  wird  der  Beweis  der  Ehe- 
schliessung gesichert;  sie  ist  aber  nicht  etwa  ein  wesentlicher  Theil  der 
Trauhandlnng.  Wo  die  Eintragnng  nicht  nachweisbar  ist,  kann  die 
stattgehabte  Trauung  durch  Aussagen  der  Geistlichen  und  der  Trau- 
zeugen, sowie  durch  andere  bei  der  Kirche  geführte  Bücher  und  durch 
bürgerliche  Urkunden,  wonach  die  betreffenden  Personen  stets  als  Ehe- 
gatten galten  und  alle  Rechte  solcher  ausübten,  bewiesen  werden  (X.  1, 
34.  35.  36). 

4.  Besonderes,  betreffend  die  Ehen  der  Altgläubigen  oder 
Raskolnike n.  —  Die  Priester  der  Raskolniken  werden  als  solche  vom 
Staate  nicht  anerkannt;  auch  hat  ein  TheU  der  Altgläubigen  überhaupt 
keine  Priester.  In  Folge  dessen  galten  die  Ehen  der  Raskolniken,  ob- 
wohl sie  das  Bild  dauernder  Verbindung  von  Mann  und  Weib  darbieten, 
nicht  als  gesetzlich  und  die  Kinder  aus  solchen  Ehen  als  unehelich. 
Um  die  hieraus  folgenden  Missstände*)  einigermassen  zu  beseitigen, 
erliess  Kaiser  Alexander  11.  am  19.  April  1874  (Vollst  Ges.-Samml. 
Np.  53  391)  Regeln  über  die  Eintragung  der  Ehen,  Geburten  und  Sterbe- 
fälle bei  den  Raskolniken  in  Metrikbücher.'*)  In  der  russischen  Literatur 
wird  diese  Massregel  als  Einführung  der  Civilehe  für  die  Raskolniken 
bezeichnet.*)  Das  ist  aber  unzutreffend.  Bei  der  Civiltrauung  wird  die 
Ehe  vor  dem  Standesbeamten  abgeschlossen.  Das  Gesetz  über  die  ^Ein- 
tragung" der  Ehen  der  Altgläubigen  sagt  aber  gar  nicht,  dass  die  Ehe 
durch  die  Eintragung  geschlossen  werde,  sondern  nur,  dass  die  Ehe 
eines  Altgläubigen  durch  die  Eintragung  in  bürgerlicher  Beziehung  die 
Kraft  und  die  Folgen  einer  gesetzlichen  Ehe  erhält.  Es  wird  also  eine 
(unbestimmt,  wann  und  wodurch  geschlossene)  Ehe  vorausgesetzt  und 
diese  wird  durch  die  Eintragung  erst  legalisirt.  Die  Trauung  solcher 
Ehen  wird  nur  ganz  beiläufig  erwähnt  im  Reichsgesetzbuch  Bd.  IX, 
Ständerecht  Art.  947,  wo  gesagt  ist:  „Die  der  Eintragung  vorher- 
gegangene Vollziehung  der  bei  den  Raskolniken  üblichen  Trauungs- 
gebräuche unterliegt  nicht  der  Kenntnissnahme  des  Polizeibeamten/ 
Hierin  liegt,  dass  die  Ehe  durch  die  Vornahme  dieser  Gebräuche  für 
geschlossen  erachtet  wird.  Hat  also  die  Eintragung  auch  hier  nicht  die 
Bedeutung  des  Eheschliessungsaktes,  sondern  nur  die  seiner  Legalisii'ung 

»)  S.  oben  S,  714  Note  1. 

*)  Uneheliche  Kinder  haben  nach  russischem  Rechte  kein  Erbrecht.  Siehe  Leske- 
Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  1  S   729. 

*)  Ein  Theil  dieser  Kegeln  ist  in  das  Privatrecht  (Reichsgesetzbuch  Bd.  X,  I, 
Art.  78),  ein  Theil  in  das  Ständerecht  (ib.  Bd.  IX,  Art.  931 — 954)  aufgenommen  worden. 

*)  So  insbesondere  Suworow,  Grashdanski  brak.  S.  106 — 162;  Mandelstamoif 
Haagskija  Konferenzii  II  S.  208,  209.  Diese  im  Folgenden  als  irrig  nachgewiesene 
Auffassung  ist  auch  übergegangen  in  die  Schrift  von  Glasson,  Le  mariage  civil  et 
le  divorce,  Paris  1880,  S.  422;  ebenso  Garnier,  Internationales  Eheschliessungsrecht, 
Bern  1885,  S.  59. 
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und  Beurkundimg,  so  hat  doch  diese  Beurkundung  hier  eine  besondere 
Tragweite:  Während  nämlich  (wie  unter  3d,  S.  732  erwähnt)  die  Eintragung 
einer  kirchlich  getrauten  Ehe  nur  den  nächstliegenden  Beweis  bildet, 
der  aber  auch  auf  andei^e  Weise  geführt  werden  kann,^)  ist  die  Ein- 
tragung der  Ehe  der  Easkolniken  das  einzige  Beweismittel,  durch  welches 
das  Bestehen  einer  gesetzlichen  Ehe  erwiesen  werden  kann.*)  Dem- 
gemäss  hängt  die  Anerkennung  der  Ehe  als  einer  gesetzlichen  von  der 
Eintragung  ab  (X,  1,  78).  Zugleich  ist  das  Verfahren  derai-t  geregelt, 
dass  hier  vor  der  Eintragung  —  wie  sonst  vor  der  Trauung  -—  eine 
Art  Aufgebot  stattfindet  (wiewohl  das  Gesetz  diese  Bezeichnung  ver- 
meidet) und  dass  über  das  Nichtvorhandensein  von  Ehehindemissen  Be- 
scheinigungen beizubringen  sind  und  Bürgschaft  zu  leisten  ist  (siehe 
unten  S.  764).  Aber  das  Gesetz  bemerkt  ausdrücklich:  „Die  Nichtbeob- 
achtung  der  für  die  Eintragung  vorgeschiiebenen  Regeln  zieht  für  die 
Schuldigen  die  gesetzliche  Verantwortung  nach  sich,  aber  vernichtet 
nicht  die  Ehe  selbst"  (X,  1,  78.)  Danach  ist  es  ausgeschlossen,  in  der 
Eintragung  eine  Civiltrauung  zu  sehen.*) 


^)  K.  B.  V.  J.  1885  No.  27:  „Eine  Ehe  gilt  nicht  deswegen  als  geschlossen,  weil 
sie  in  das  Metrikbuch  eingetragen  ist,  sondern  weil  an  den  Brautleuten  die  Trauung 
nach  dem  Ritus  einer  vom  Staate  anerkannten  Konfession,  der  diese  Personen  zur  Zeit 
der  Trauung  angehörten,  vollzogen  ist.*'    Ebenso  E.  d.  Plenarversammlung  1899  No.  38. 

«)  K.  E.  V.  1894  No.  36:  „Art.  78  gestattet  für  Ehen  der  Raskolniken,  die  nach 
dem  19.  Februar  1874  geschlossen  worden  sind,  kein  anderes  Beweismittel,  als  die 
Eintragung  in  die  besonderen  Metrikbücher.  Die  Bestimmungen  über  die  übrigen 
Beweismittel  der  zwischen  Rechtgläubigen  geschlossenen  Ehen  finden  auf  sie  keine 
Anwendung." 

*)  Ebenso  wird  das  Gesetz  aufgefasst  vom  russischen  Ministerium  des  Innern 
(siehe  Mandelstamm  a.  a.  0.  II  S.  180):  Die  Bestimmungen  von  1874  setzen  die 
Eheschliessung  als  der  Eintragung  vorhergehend  voraus;  der  Gesetzgeber  verlange 
nur,  in  Anbetracht  der  Nichtanerkennung  der  schismatischen  Sekten  als  geduldeter 
Konfessionen,  die  Feststellung  der  Eheschliessnng.  —  Vgl.  ferner  Kass.-Entsch.  des 
Kriminaldepartements  No.  28  von  1894:  Die  Eintragung  stelle  nur  endgültig  fest,  dass 
zwischen  Raskolmken  nach  den  Gebräuchen  ihrer  Lehre  eine  Ehe  geschlossen  worden 
sei;  den  bürgerlichen  Eheschliessungen,  wie  sie  im  westlichen  Europa  eingeführt  seien, 
könne  die  Eintragung  weder  nach  ihrer  Form  noch  nach  ihrem  Inhalte  (Reichsgesetz- 
buch IX  Art.  1093)  gleichgestellt  werden.  Sei  die  Ehe  des  Raskolniken  eingetragen, 
so  könne  sie  nur  durch  richterliche  Scheidung  (Art.  1356  P.  1  und  9)  oder  durch  den 
Tod  gelöst  werden;  die  vorherige  Eingehung  einer  neuen  Ehe  sei  als  Bigamie  straf- 
bar, auch  wenn  der  Raskolnik  zur  Rechtgläubigkeit  übergetreten  sei.  —  Entsprechend 
hat  dasselbe  Gericht  durch  Kass.-Urth.  No.  3  von  1900  Bigamie  sogar  angenommen, 
obwohl  die  erste  Ehe  des  Raskolniken  nicht  nach  der  Vorschrift  von  1874  in  die 
Bücher  der  Polizei  Verwaltung,  sondern  nur  in  die  der  Gemeindeverwaltung  einge- 
tragen war.  Denn  die  Ehen  von  Raskolniken  gälten  als  geschlossen  nicht  deswegen, 
weil  sie  eingetragen  seien,  sondern  weil  nach  Reichsgesetzbuch  X,  1,  61  die  nach  den 
Regeln  einer  im  Staate  anerkannten  Konfession  vollzogene  Trauung  gültig  sei.  —  Dies 
Urtheil  steht  übrigens  im  Widerspruch  mit  einer  Kass.-Entscheidung  des  Oivildeparte- 
ments  No.  56  von  1877,  wonach  die  Bestimmung  X,  1,  61  sich  nur  auf  Andersgläubige, 
aber  nicht  auf  Raskolniken  beziehe,  welche  keine  besondere,  durch  die  Staatsgesetze 
anerkannte  Kirche  bilden  (vgl.  auch  obigen  Bescheid  des  Ministeriums  des  Innern). 
Dies  freilich  steht  wiederum  in  Widerspruch  zu  den  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Baptisten  (siehe  in  diesem  Abschnitt  unter  No.  5),  welche  auch  keine  staatlich  aner- 
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Die  Führung  der  Metrikbücher  ist  den  Stadt-  und  Ereispolizei- 
Verwaltungen  übertragen.  Die  Eintragung  erfolgt:  in  den  Residenzen 
durch  die  Pristawe  der  Stadttheile;  in  den  Städten  und  Kreisen,  die 
gemeinsame  Polizei  haben,  durch  die  Grehülfen  der  Ereis-Isprawniken;  in 
den  Städten  mit  besonderer  Polizei  durch  die  Polizeimeister  oder  deren 
Gehülfen;  in  den  baltischen  Gouvernements  durch  die  Gehülfen  der  Kreis- 
Chefs ;  in  den  baltischen  Städten  und  in  Narwa  durch  die  Stadttheils- 
pristawe,  wo  solche  nicht  vorhanden,  durch  die  Polizeiaufseher  (Art.  931). 
Beschwerdeinstanz  sind:  in  den  Gouvernements  die  Gouvernements- 
regieitmgen;  in  Petersburg  und  den  Stadthauptmannschaften  die  Stadt- 
hauptleute; in  Moskau  der  Oberpolizeimeister;  über  diasen  der  Greneral- 
gouverneur  und  über  die  Grouvemementsregierungen  und  Stadthaupüente 
das  I.  Departement  des  Senats  (IX  Art.  940). 

Berechtigt,  ihre  Ehen  legaJisiren  zu  lassen,  sind  nicht  alle  Ras- 
kolniken,  sondern  nur  solche,  die  von  Geburt  an  dem  Raskol  angehört 
haben,  also  nicht  solche,  die  in  den  Listen  der  rechtgläubigen  Geistlichen 
als  zu  ihrer  Gemeinde  gehörig  verzeichnet  sind  und  daher  als  persönlich 
Abgefallene  betrachtet  werden.  Diese  letzteren  können  nur  durch 
Trauung  eines  rechtgläubigen  Priesters  eine  Ehe  schliessen. 

Ueber  das  Verfahren  bei  Eintragung  der  Ehen  der  Raskolniken  in 
die  Metrikbücher  vgl.  das  Gesetz,  Reichsgesetzbuch  Bd.  IX  Ausg.  von 
1900,  Ständerecht  Art.  941):  „Der  Raskolnik,  der  seine  Ehe  in  die  Metrik- 
bücher eintragen  zu  lassen  wünscht,  meldet  dies  schriftlich  oder  mündlich 
der  Polizei-  oder  Gemeindeverwaltung  seines  beständigen  Wohnorts,  unter 
Angabe  des  Vornamens,  Familiennamens  und  Standes  beider  Ehegatten/ 

942:  „Auf  Grund  dieser  Meldung  erlässt  die  Polizei-  oder  Gemeinde- 
verwaltung eine  Anzeige,  die  an  der  Thür  allgemein  sichtbar  im  Laufe 
von  7  Tagen  ausgestellt  wird." 

943:  „Alle,  denen  Hindemisse  der  Eintragung  dieser  Ehe  bekannt 
sind,  sind  verpflichtet,  der  Polizei-  oder  Gemeindeverwaltung  schriftliche 
oder  mündliche  Anzeige  davon  zu  machen." 

Nach  Ablauf  der  Ttägigen  Frist  stellt  die  Polizei-  oder  Gemeinde- 
verwaltung eine  Bescheinigung  über  Erlass  und  Ergebniss  des  Anschlags 
aus  (944). 

Für  die  Raskolniken  gelten  dieselben  Voraussetzungen  und 
Hindernisse  der  Ehen  wie  für  Rechtgläubige  (X,  1,  78).  Sind  gesetzlich 
begründete  Hindernisse  der  Eintragung  vorgebracht,  so  verweigert  der 
Beamte  die  Eintragung  (IX,  948).  Gegen  diese  Verfügung  ist  Beschwerde 
zulässig.    Wird  auf  Beschwerde  die  Eintragung  genehmigt,  so  kann  auf 


kannte  Kirche  bilden,  bei  denen  aber  trotzdem  die  Trauung  als  das  die  Ehe  be- 
gründende Moment  anerkannt  ist.  Der  Widerspruch  liegt  eben  im  Gesetze,  welches 
die  Sekten  fremder  Konfessionen  günstiger  stellt,  als  die  Sekten  der  privilegirteo 
russischen  Kirche.  Das  erwähnte  Urtheil  No.  3  von  1900  Hesse  sich  höchstens  recht- 
fertigen aus  dem  Schlusssatze  des  Art.  78,  X,  1,  wonach  die  Nichtbeachtung  der  Vor- 
schriften über  die  Eintragung  der  Ehen  von  Raskolniken  wohl  eine  Rüge  für  den 
schuldigen  Beamten,  nicht  aber  die  Ungültigkeit  der  Ehe  nach  sich  ziehen  soll« 
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Gesuch   die  Legalisinmg  vom  Datum   des  ursprünglichen  Antrags  ge- 
rechnet werden  (X,  1,  78). 

Liegen  keine  Ehehindemisse  vor,  so  haben  beide  Ehegatten  zunächst 
die  schriftliche  Erklärung  abzugeben,  dass  sie  von  Geburt  an  dem  Raskol 
angehören  und  nicht  in  einer  von  einem  christlichen  Geistlichen  irgend 
einer  Konfession  getrauten  Ehe  stehen  (IX,  947),  auch  die  Einwilligung 
ihi'er  Eltern  oder  Vormünder  und  Kuratoren  und,  wenn  sie  im  Staats- 
dienste stehen,  der  Vorgesetzten  beizubringen  (IX,  946).  Die  Ehegatten 
müssen  zur  Eintragung  persönlich  erscheinen  und  jeder  muss  zwei  Bürgen 
stellen,  dass  die  einzutragende  Ehe  nicht  zu  den  verbotenen  gehöre 
(IX,  946). 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingetragenen  Ehen  können  nur 
durch  Kichterspruch  (des  Bezirksgerichts  in  erster,  des  Appellhofs  in 
zweiter  und  des  Civil-Kassationsdepartements  des  Senats  in  dritter  Instanz) 
für  nichtig  erklärt  oder  geschieden  werden.  Die  Nichtigkeitsgründe  sind 
dieselben,  wie  bei  den  Rechtgläubigen  mit  einer  Ausnahme,  die  Bigamie 
betreffend.  Eine  eingetragene  Ehe  gilt  als  bigamisch  nur,  wenn  einer 
oder  beide  Ehegatten  durch  eine  eingetragene  oder  eine  kirchlich  nach 
dem  Ritus  einer  christlichen  Konfession  getraute  Ehe  bereits  gebunden 
sind.  Es  wird  also  eine  etwa  nach  den  Gebräuchen  der  Raskolniken 
geschlossene  aber  nicht  eingetragene  Ehe  einfach  ignorirt. 

Zu  den  Nichtigkeitsgründen  des  Art.  X,  1,  37  kommt  noch  hinzu: 
Nichtzugehörigkeit  zum  Raskol  von  Geburt  an  (X,  1,  78).^) 

Für  die  Zeit  vor  dem  19.  April  1874  gelten  die  bei  der  10.  Seelen- 
revision (im  Jahre  1856)  in  die  (Zählungs-)Listen  als  Ehegatten  ein- 
getragenen als  solche,  so  lange  das  Gegentheil  nicht  gerichtlich  erwiesen 
ist.    Die  seitdem  bis  zum  Erlass  vom  19.  April  1874  geschlossenen  Ehen 


^)  Die  im  Texte  wiederholt  angefahrte  BestimmuDg  X,  1 ,  78  hat  folgenden  Wort- 
laut: „Ehen  von  Raskolniken  erlangen  in  bürgerlicher  Beziehung  durch  Eintragung 
in  die  dazu  bestimmten  besonderen  Metrikbücher  (Ständerecht,  Ausg.  von  1899 
Art.  931—954)  Kraft  und  Folgen  einer  gesetzlichen  Ehe.  Verboten  sind  und  der 
Eintragung  in  die  Metrikbücher  unterliegen  nicht  solche  Ehen  von  Raskolniken,  welche 
durch  das  bürgerliche  Recht,  Artt.  8 — 5,  12,  20,  21,  23  verboten  sind.  Das  Bestehen 
einer  Ehe  der  Raskolniken  gilt  als  erwiesen  vom  Tage  der  Eintragung  in  das  Metrik- 
buch an.  Wenn  aber  in  Folge  einer  ordnungsmässigen  Beschwerde  über  die  Verfügung 
der  Polizeiverwaltung,  betreffend  Anstände  der  Eintragung,  diese  Verfügung  für  un- 
richtig erklärt  wird,  so  wird,  auf  Gesuch  eines  oder  beider  Ehegatten,  die  Ehe  nicht 
erst  vom  Tage  der  wirklichen  Eintragung  in  die  Metrikbücher,  sondern  schon  von  der 
Zeit  der  ursprünglichen  Anzeige  an  als  gesetzlich  bestehend  angesehen.  Hierüber  wird 
im  Metrikbuch  ein  besonderer  Vermerk  gemacht.  Eine  in  dasJMetrikbuch  eingetragene 
Ehe  kann  nur  gerichtlich  und  nur  in  den  im  Art.  45  angegebenen  Fällen  geschieden 
werden.  Ehen,  die  durch  das  Gesetz  verboten  oder  zwischen  Personen  abgeschlossen 
sind,  die  nicht  von  Geburt  an  dem  Raskol  angehört  haben,  oder  in  einer  nach  den  Be- 
stimmungen der  rechtgläubigen  Kirche  oder  nach  dem  Ritus  einer  anderen  vom  Staate 
anerkannten  Konfession  geschlossenen  Ehe  stehen,  werden  als  ungesetzlich  und  ungültig 
angesehen,  wenn  sie  auch  im  Metrikbuch  eingetragen  sind.  Die  Nichtbeobachtung  der 
vorgeschriebenen  Regeln  bei  der  Eintragung  in  die  Metrikbücher  unterwirft  die 
Schuldigen  der  gesetzlichen  Verantwortung,  vernichtet  aber  nicht  die  Ehe  selbst.^ 
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können  ebenso  wie  die  nachher  geschlossenen  eingetragen  werden,  wenn 
beide  Ehegatten  noch  leben. 

5.  Zusatz:  Eintragung  der  Ehen  der  Baptisten  in  Metrik- 
bücher.*) Die  Eintragung  der  Ehen  der  Baptisten  in  besondere  Metrik- 
bücher findet  statt  auf  Grund  einer  Verordnung  vom  27.  März  1879 
{vollst.  Gesetzsamml.  No.  59452).  Bis  zum  Erlass  eines  Gesetzes  sind 
die  Minister  des  Inneren  und  der  Justiz  berechtigt,  nach  Vereinbarung 
die  nöthigen  Regeln  zu  erlassen  (Reichsgesetzbuch  IX  Art.  955). 

Die  Metrikbücher  werden  bei  denselben  Behörden,  wie  die  für  die 
Raskolniken,  gefühi-t  und  ausserdem  bei  den  von  den  Gouverneuren  je 
nach  dem  örtlichen  Bedürfniss  bestimmten  Bauergemeinde-(Wolost-) Ver- 
waltungen. Die  Beschwerdeinstanzen  sind  gleichfalls  dieselben,  nur  dass 
Beschwerden  über  den  Moskauer  Oberpolizeimeister  nicht  an  den  General- 
gouvemeur,  sondern  an  das  I.  Departement  des  Senats  gehen. 

Die  Baptisten,  die  eine  Ehe  geschlossen  haben,  müssen  zur  Ein- 
tragung persönlich  erscheinen,  ihre  Geburtsscheine  und  die  schriftliche 
oder  mündliche  Erklärung  des  geistlichen  Leiters,  der  die  Ehe  eingesegnet 
hat,  über  Zeit  und  Ort  der  Eheschliessung  beibringen.  Wenn  eine  solche 
Erklärung  fehlt,  so  genügen  die  Aussagen  zweier  Zeugen,  die  der  Be- 
hörde bekannt  sein  müssen. 

Hier  ist  also  direkt  gesagt,  dass  die  Ehe  durch  den  geistlichen 
Gemeindevorstand  geschlossen  wird. 

Die  Baptisten  haben  sich  bisher  nur  in  protestantischen  deutschen, 
lettischen,  estischen  und  finnischen  Gemeinden  gezeigt.  Daher  erklärt 
sich  auch  die  ohne  Weiteres  erfolgte  Anerkennung  derselben  und  ihrer 
Vorsteher.  Den  Angehörigen  der  russischen  Kirche  wird  der  üebertritt 
zum  Baptismus  nicht  gestattet.  Als  die  russische  Sekte  der  Stundisten, 
um  Duldung  zu  erlangen,  sich  für  Baptisten  erklärte,  wurde  das  als 
völlig  unzulässig  erklärt. 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  —  Im  alten  russischen  Rechte  war  die  Frau 
dem  Willen  des  Mannes  gerade  so  unterworfen  wie  die  Kinder.  Diese 
Anschauung  begann  erst  seit  der  Zeit  Peters  des  Grossen,  besonders 
aber  seit  den  Reformen  Alexanders  11.  zurückzutreten. 

Nach  geltendem  russischem  Rechte  bewirkt  die  Ehe  eine  vollständige 
Vereinheitlichung  der  Ehegatten:  sie  haben  nur  einen  Willen,  nämlich 
den  des  Mannes;  sie  bilden  einen  Leib,  und  der  Mann  ist  dessen  Haupt. 
Die  Frau  nimmt  den  Namen  des  Mannes  an  und  erwirbt  durch  die  Ehe 


^)  Eigentlich  gehören  diese  Bestimmungen  nicht  hierher,  da  die  Baptisten  keine 
Sekte  der  rechtgläubigen  Kirche  bilden;  wir  lassen  sie  aber  hier  folgen,  weil  sie  im 
Ansohluss  an  die  Bestimmungen  über  die  Metrikbücher  der  Altgläubigen  erlassen  sind 
und  die  Bedeutung  der  Eintragung  in  diesem  Gesetz  deutUch  hervortritt. 
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seinen  Stand.  Nur  wenn  ihr  für  ein  Verbrechen  durch  Gerichtsurtheil 
alle  büi'gerlichen  Rechte  oder  die  Standesrechte  aberkannt  worden  sind, 
erwirbt  äe  diese  durch  Eing^ung  einer  Ehe  nicht  wieder.  Die  Frau, 
die  einem  höheren  Stande  als  der  Mann  angehört,  yerliert  durch  die  Ehe 
ihre  Standesrechte  nicht,  ab^  sie  geben  weder  auf  den  Mann  noch  auf  die 
Eindier  über  (IX  3;  X  1, 100. 101).  Durch  die  Ehe  mit  einem  russiscben 
Unterthan  wird  eine  Ausländerin  rassische  Unterthaoiin  und  durdi  ^e  ESie 
mit  einem  Ausländer  wird  jede  russische  Unterthanin  Ausländerin,  wdeher 
Konfession  sie  auch  angehören  möge  (X  1,  102).  Die  Aisfnahme  des 
Mannes  in  den  Unterthanenverband  erstreckt  sich  stets  ipso  iure  amch 
auf  die  Frau  (IX  855).  Entsprechend  ist,  wiewohl  eine  ausdruckliche 
Bestimmung  fehlt,  anzunehmen,  daß  auch  die  Entlassung  des  Mannes 
aus  dem  Unterthanenverbande  sich  stets  ipso  iure  auf  die  Frau  mit 
beziehe;^)  denn  der  aus  der  Untertfaanenschaft  Entlassene  ist  eben  Aus- 
länder, und  die  Frau  eines  Ausländers  ist  Ausländerin.  Der  Senat  da- 
gegen hat  in  einem  Kassationsurtheil  (1896  No.  118)  ausgesprochen:  Das 
Gesetz  (X  1,  102)  spreche  nur  von  dem  Falle,  wo  eine  russische  Unter- 
thanin einen  Ausländer  heirathe,  nicht  wo  ein  bereits  verheiratheter 
russischer  Unterthan  aus  der  Unterthanenschaft  entlassen  werde.*) 

Die  russische  Unterthanin,  die  durch  die  Ehe  Ausländerin  geworden 
ist,  kann  nach  Auflösung  der  Ehe  durch  Tod  oder  Scheidung  durch  eine 

^)  Engelmann  „Gestattet  das  russische  Reobt,  dass  Ehegatten  in  verschiedenem 
UnterÜianenverbande  stehen?"  (russisoh)  8humal  Jünisterstwa  Justizii  1897  No.  4 
S.  187 — 194.  Unter  Anderem  ist  hier  ausgeführt,  daas  die  in  den  Artt.  77,  89,  96  des 
Privatrechts  festgestellten  Ausnahmen  von  der  Regel,  dass  die  Frau  die  Unterthanen- 
schaft des  Mannes  theile,  eigentlich  durch  das  Gesetz  von  1864  aufgehoben  seien.  Die 
Richtigkeit  dieser  Ausführung  wird  dadurch  bestätigt,  dass  diese  8  Artikel,  die  bei  der 
Herausgabe  der  Fortsetzungen  übersehen  worden  waren,  in  der  neuen  Ausgabe  von 
1902,  als  durch  das  Gesetz  von  1864  aufgehoben,  weggelassen  worden  sind. 

^)  Die  der  citirten  Kass.Entscb.  zu  Grunde  liegenden  Bestimmungen  lauten:  X, 
1,  102:  „Frauen,  welche  eine  gesetzliche  Ehe  mit  Ausländem  geschlossen  haben, 
theilen,  gleichviel  ob  sie  der  rechtgläubigen  oder  einer  anderen  Konfession  angehören, 
den  Stand  (d.  h.  hier  die  Staatsangehörigkeit)  und  den  Wohnsitz  ihrer  Männer''  (vgl. 
Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  I  S.  778 ff.).  —  IX,  865:  , Ausländerinnen, 
die  eine  Ehe  mit  russischen  Unterthanen  geschlossen  haben,  ebenso  Frauen  von  Aus- 
ländern, die  in  die  russische  Unterthanenschaft  getreten  sind,  werden  dadurch,  ohne 
Eidesleistung,  gleichfalls  russische  Unterthanen."  —  X,  1,  108:  „Ehegatten  sind  ver- 
pflichtet, zusammen  zu  leben.  Daher  sind  alle  Abmachungen,  welche  eine  willkürliehe 
Trennung  bezwecken,  verboten,  und  die  Frau  ist  dem  Manne  bei  einer  Uebersiedelaog, 
bei  Eintritt  in  den  Dienst  oder  bei  sonstiger  Veränderung  des  Wohnsitzes  zu  folgen 
verbunden."  —  Die  citirte  Kass.Entsch.  von  1896  No.  118  (veröffentlicht  1897)  führt 
aus:  Weder  in  Art.  102,  noch  in  Art.  108  noch  auch  in  Art.  1028  des  IX.  Bandes 
(jetzt  Art.  855  der  Ausg.  v.  1900)  sei  von  russischen  Unterthaninnen  die  Rede,  die 
sich  mit  einem  Russen  verheirathet  haben,  der  erst  nachher  in  einen  anderen 
Unterthanenverband  übertrete.  Daher  verbleibe  in  solchem  Falle  die  Frau,  sofern  im 
Allerhöchsten  Befehl  über  die  Entlassung  des  Mannes  aus  der  Unterthanenschaft  die 
Frau  nicht  miterwähnt  sei,  russische  Unterthanin.  Demgemäss  könne  die  nach  den 
Gesetzen  der  neuen  Heimath  des  Mannes  ausgesprochene  Ehescheidung  nicht  die 
Wirkung  haben,  die  Frau  ihrer  Rechte  als  gesetzliche  Ehegattin  und,  nach  dem  Tode 
des  Mannes,  ihrer  Rechte  als  seiner  gesetzliehen  Wittwe  zu  berauben.  Vgl.  Raswod  pri 
uslovii  peremeny  podanstwa  odnim  is  suprngow.    Jurid.  Gaseta.    1900.    No.  29. 
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einfache   Erklärung    in   die   russische   Unterthanenschaft   zurückkehren 
(IX,  863). 

Von  dem  Gerichtsstande  der  Ehefrau,  als  solcher,  spricht  das 
Gesetz  überhaupt  nicht;  für  Ehesachen  ist  vorgeschrieben,  dass  die  Zu- 
ständigkeit sich  durch  den  Wohnort  des  Beklagten  und  nach  dem  Tode 
oder  bei  Verschollenheit  eines  Ehegatten  durch  den  Wohnort  des  Klägers 
bestimmt  (C.P.0. 1339).  Da  der  Wohnort  der  Frau  durch  den  des  Mannes 
bestimmt  wird,  so  wird  für  gewöhnlich  beider  Gerichtsstand  zusanmien- 
faUen.  Aendert  die  Frau  ihren  Wohnort  thatsächlich,  so  wird  dadurch 
eventuell  auch  ihr  Gerichtsstand  geändert 

Der  Mann  ist  der  Frau  zur  Gewährung  von  Unterhalt,  die  Frau  dem 
Manne  zu  unbedingtem  Gehorsam  verpflichtet.*)  Sie  muss  ihm  unbedingt 
überall  hin  folgen  —  ausser  in  das  Gefängniss  und  in  die  Kaserne. 
Wird  der  Mann  administrativ  verschickt,  so  muss  die  Frau  ihm  folgen, 
wenn  er  es  verlangt  (Reichsgesetzbuch  Bd.  XIV;  Statut  der  Verschickten 
Ali:.  255).  Nur  wegen  grausamer  Behandlung,  Trunksucht  und  Laster 
des  Mannes  kann  die  Frau  von  der  Pflicht  befreit  werden.  Wird  der 
Mann  vom  Gerichte  wegen  eines  Verbrechens  zum  Verlust  aller  bürger- 
lichen Rechte  oder  der  Standesrechte  verurtheilt,  so  braucht  die  Frau 
ihm  nach  Sibirien  nicht  zu  folgen.  Folgt  sie  nicht,  so  kann  jeder  der 
Gatten  auf  Scheidung  klagen  (X,  1,  50).  Bis  in  die  neueste  Zeit  fand 
die  Frau  keinen  Schutz  gegen  Brutalitäten  des  Mannes  in  Folge  von 
Trunksucht  oder  anderen  Lastern.  Ei-st  seit  den  Reformen  Alexanders  IL 
haben  die  Gerichte  begonnen,  sich  der  Frauen  anzunehmen.  Bis  dahin 
geschah  es  hin  und  wieder  durch  die  Administration,  die  der  Frau  einen 
gesonderten  Pass  ertheilte,  während  sie  eigentlich  nur  vom  Manne  ihren 
Pass  erhielt.  Noch  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Justizreform  hat  der 
Senat  die  Pflicht  der  Frau,  beim  Manne  zu  leben,  als  unbedingt  hin- 
gestellt und  die  Verpflichtung  des  Mannes,  der  Frau  den  Unter- 
halt zu  gewähren,  als  unbedingt  abhängig  davon  erklärt,  dass  die 
Frau  bei  ihm  lebe.*)  Erst  die  neuere  Praxis  des  Senates  tritt  der  Will- 
kür des  Mannes  entgegen.  Es  wurde  entschieden:  Wenn  der  Mann  daran 
schuld  sei,  dass  die  Frau  nicht  bei  ihm  leben  könne,  so  habe  das  Gericht, 
das  dieses  festgestellt  habe,  zu  entscheiden,  dass  und  wie  viel  er  ihr  zum 
Unterhalt  zu  geben  habe,  so  lange  er  sie  nicht  bei  sich  wieder  aufnehme; 
weigert  sich  die  Frau  grundlos,  mit  ihm  zu  leben,  so  hat  sie  keinen 


^)  X,  1,  106:  „Der  Mann  muss  sein  Weib  lieben  wie  seinen  eigenen  Leib,  mit  ihr 
in  Eintracht  leben,  sie  achten,  vertheidigen,  ihre  Fehler  entschuldigen  und  ihre 
Schwächen  tragen.  Er  ist  verpflichtet,  ihr  Nahrung  und  Unterhalt  zu  geben  nach 
seinem  Stande  und  nach  Möglichkeit/^ 

Daselbst  107:  „Die  Frau  ist  verpflichtet,  ihrem  Manne  als  dem  Familienhaupte 
zu  gehorchen,  zu  ihm  in  Liebe,  Ehrerbietung  und  unbegrenztem  Gehorsam  zu  verbleiben, 
ihm  jede  Gefälligkeit  und  Anhänglichkeit  als  Hausfrau  zu  erweisen." 

«)  K.  E.  1868  No.  461;  1875  No.  291.  Man  ist  in  dieser  Auffassung  so  weit 
gegangen,  der  getrennt  lebenden  Frau  das  Recht  auf  Unterhalt  selbst  dann  abzu- 
sprechen, wenn  der  Mann  das  Zusammenleben  ablehnt.     E.  E.  1870  No.  799. 
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Anspruch.^)  Ob  eine  vom  Manne  während  des  Prozesses  abgegebene 
Erklärung,  er  sei  bereit,  seine  Frau  bei  sich  aufzunehmen,  ernst  gemeint 
sei,  darüber  habe  das  Gericht  zu  entscheiden.*)  Wenn  der  Mann  erklärt, 
die  Frau  bei  sich  auJEnehmen  zu  wollen,  und  sie  zu  sich  fordert,  muss  er 
beweisen,  dass  er  einen  ständigen  Wohnsitz  habe.^ 

Unterhalt  für  die  Kinder  kann  die  Frau  nur  verlangen,  wenn 
der  Mann  sich  weigert,  die  Kinder  bei  sich  aufzunehmen;^)  er  ist  be- 


»)  K.  E.  1874  No.  689,  1876  No.  41,  1880  No.  161,  1886  No.  19,  1890  No.  18. 

«)  K.  E.  1890  No.  18. 

^  K  E.  1871  No.  970.  Vgl.  überhaupt  Eassations-Entscheidung  vom  Jahre  1892 
No.  111:  Ein  Mann  hatte  geklagt,  seine  Frau  solle  vom  Gerichte  verpflichtet  werden, 
zu  ihm  zurückzukehren.  Der  Appellhof  hatte  die  Klage  abgewiesen,  weil  der  Mann 
nur  dann  das  Becht  habe,  zu  verlangen,  dass  seine  Frau  zu  gemeinsamem  Leben  zu 
ihm  zurückkehre,  wenn  er  durch  sein  Verhalten  ein  solches  Leben  ermögliche.  Kläger 
aber  habe  seine  Frau  beständig  verfolgt,  weil  sie  ihrer  Mutter  Anhänglichkeit  bewahre, 
habe  verlangt,  sie  solle  jegliche  Beziehung  zur  Mutter  abbrechen  und  dies  als  Be- 
dingung der  Fortsetzung  des  ehelichen  Lebens  hingestellt.  Er  habe  sie  in  dem  jedem 
Menschen  theueren  Gefühl  der  Mutterliebe  gekränkt  und  wenn  er  ihr  auch  keine  Schläge 
zugefügt  habe,  so  habe  er  sie  jedenfalls  durch  Worte  und  Handlungen  derart  bedroht, 
dass  begründete  Befürchtungen  für  ihre  persönliche  Unantastbarkeit  hervorgerufen 
wurden.  Der  Senat  dagegen  führte  aus:  Der  Art.  103  des  1.  Th.  des  X.  Bd.  enthalte 
die  unbedingte  Forderung,  dass  die  Ehegatten  zusammenleben  und  verbiete  streng  alle 
Abmachungen,  die  eine  willkürliche  Trennung  bezwecken.  Kraft  dieses  Gesetzes  sei 
das  Gericht  nicht  berechtiget,  durch  Abweisung  der  erhobenen  EUage  das  getrennte 
Leben  der  Ehegatten  zu  genehmigen;  denn  eine  solche  Entscheidung  würde  die  that^ 
sächliche  Trennung  der  Ehegatten  zur  Folge  haben.  Gewiss  könnten  Fälle  eintreten, 
in  denen  es  der  Frau  unmöglich  gemacht  werde,  die  gesetzliche  Forderung  des 
Zusammenlebens  mit  dem  Manne  zu  erfüllen,  z.  B.  wenn  der  Mann  keinen  bestimmten 
Wohnsitz  habe,  oder  wenn  bei  ihm  für  sie  kein  Raum  sei.  Aber  das  Gericht  habe  die 
Unmöglichkeit  des  Zusammenlebens  der  Beklagten  mit  ihrem  Manne  keineswegs  fest- 
gestellt, sondern  rechtfertige  ihr  getrenntes  Leben  nur  durch  die  feindlichen  Beziehungen 
des  Klägers  zu  seiner  Schwiegermutter  und  durch  die  gegen  die  Frau  ausgestossenen 
Drohungen.  Solche  Ursachen  rechtfertigten  die  Umgehung  der  positiven  Forderung 
des  Gesetzes  um  so  weniger,  als  das  Gericht  nicht  einmal  die  Erheblichkeit  und 
Emstlichkeit  der  angeblichen  Drohungen  und  die  dagegen  vom  Kläger  erhobenen 
Einwendungen  in  Erwägung  gezogen  habe.  —  Das  abweisende  Urtheil  wurde  daher 
aufgehoben.  Li  anderen  Entscheidungen  aber  ist  der  Senat  dem  Missverständnisse 
entgegengetreten,  als  ob  das  Gesetz,  indem  es  die  willkürliche  Trennung  verbiete,  die 
Eheleute  verpflichte,  unbedingt  und  stets  in  denselben  Räumen  zusammen  zu  wohnen. 
Nicht  selten  werde  ein  getrenntes  Leben  der  Ehegatten  durch  Umstände  bedingt,  welche 
gar  nichts  mit  einer  Trennung  der  Ehe  gemein  hätten.  Aus  Anlass  solcher  Umstände 
könnten  zwischen  Mann  und  Frau  Abmachungen  geschlossen  und  Urkunden  errichtet 
werden.  So  sei  die  Ausreichung  eines  Passes  zum  freien  Aufenthalt  und  die  Ueber- 
nahme  der  Verpflichtung  durch  den  Mann,  der  Frau  den  Unterhalt  bei  getrenntem 
Leben  zu  geben,  nicht  unbedingt  als  ungesetzlich  und  die  Trennung  der  Ehe  be- 
zweckend zu  erachten.  Wenn  das  Gericht  anerkenne,  dass  diese  Abmachung  nicht  zum 
Zwecke  der  Trennung  der  Ehe  abgeschlossen  sei,  so  könne  es  der  Frau  den  ihr  in  jener 
Abrede  zugesicherten  Unterhalt  zusprechen  (Kass.Entsch.  von  1879  No.  309).  Ein 
Vertrag,  durch  welchen  der  Schwiegersohn  sich  verpflichtete,  dem  Schwiegervater  die 
Mitgift  zurückzugeben,  falls  das  eheliche  Zusammenleben  der  Ehegatten  aufhöre,  wurde 
für  gültig  erachtet,  da  er  nicht  als  ein  solcher  angesehen  wurde,  der  den  Zweck  habe, 
die  Ehe  zu  trennen  (Kass.Entsch.  v.  1876  No.  101). 

*)  K.  E.  1873  No.  1385,  1890  No.  18. 
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rechtigt,  von  der  getrennt  lebend«  Fran  die  Analiefening  der  Eiader 
zn  verlangen.^) 

Nach  Art.  X,  1,  103  sind  alle  Abmachungen,  die  den  Zwedt  haben, 
die  Ehe  willkürlich  zn  trennen,  verboten.  Eine  geistlose,  an  Aensser- 
lichkeiten  klebende  Praxis  erkl&rte  in  Folge  dessen  alle  Vertrftge,  wo 
von  einer  Trennung  der  Ehegatten,  dem  Schicksal  der  Mitgift  die  Rede 
war,  für  ungültig.  Dem  gegenüber  erläutert  der  Senat,  dass  eine  so 
äusserliche  Anwendung  des  Gesetzes  unzulässig  sei  und  in  jedem  Fall 
entschieden  werden  müsse,  ob  die  Abmachung  in  Wirklichkeit  die  Treimimg 
der  Ehe  bezwecke.^) 

In  Folge  der  Verpflichtung,  mit  dem  Manne  zu  leben,  darf  die  Frau 
nur  mit  seiner  Bewilligung  einen  Dienstmiethevertrag  abschliessen  (X, 
1,  2202)  und  nur  mit  seiner  Bewilligung  Wechsel  ausstellen  (Weclisel- 
ordnung  v.  J.  1902  Art  2). 

Ehegatten  können  in  Civilsachen  ihrer  Gatten  nicht  Zeugen  sein 
(C.P.O.  Art.  371);  in  Strafsachen  können  sie  Aussagen  gegen  ihre  Gatten 
verweigern,  und  wenn  sie  aussagen,  so  geschieht  es  unbeeidigt  (StrP.O. 
Art.  706). 

Ehebruch  ist  auf  Klage  des  beleidigten  Ehegatten  Scheidungsgnmd 
(s.  unten  S.  746),  kann  aber  auch  zu  einer  Strafklage  führen.  Nach 
russischem  Rechte  sind  die  Gatten  bei  diesen  Klagen  völlig  gleichberechtigt 
Die  Strafe  kann  auf  4 — 8  Monate  Einsperrung  ins  Kloster  oder  Gefängniss 
bemessen  werden  (Strafgesetzbuch  1686)^). 

2.  Wirkungen  der  Ehe  auf  die  Vermögensrechte  der  Ehe- 
gatten. —  Grundsätzlich  hat  die  Ehe  keinen  Einfluss  auf  die  Vermögens- 
rechte der  Ehegatten.  Jeder  verfügt  über  sein  Gut  und  erwirbt  für  sich 
(X,  1,  109.  114.  115.  117).*)  Die  Mitgift  ist  Eigenthum  der  Frau  imd 
wird  von  ihr  verwaltet  (das.  110).  Allein  der  allgemeine  Satz  von  der 
völligen  Tiennung  der  Vermögen  der  Ehegatten  ist  eine  Fiktion:  das 
eheliche  Leben  bedingt  thatsächlich  eine  gewisse  Gemeinsamkeit  des 
Vermögens;  wird  sie  nicht  durch  das  Gesetz  geregelt,  so  macht  sie  sich 
thatsächlich  gegen  das  Gesetz  geltend,  nur  dass  es  an  der  Sichenmg 
für  das  Vermögen  der  Frau  mangelt.  Faktisch  verfügt  der  Mann  über 
das  Vermögen  und  gesichert  ist  die  Frau  nur  vor  Vei^äusserung  von 
Immobilien  und  Werthpapieren,  die  auf  ihren  Namen  lauten.  Im  Falle 
einer  Zwangsbeitreibung  gegen  einen  der  Ehegatten  wird  das  ganze  ib 
der  gemeinsamen  Wohnung  befindliche  bewegliche  Vermögen  mit  Beschlag 
belegt  und  versteigert,  mit  Ausnahme  der  Kleider  und  Wäsche  des  anderen 


»)  K.  E.  1883  No.  aO. 

>)  Siehe  die  oben  Anm.d  S.  739  citirien  Kaas.Entsch.  1879  No.  809  und  1876  No.  101. 

*)  Siehe  Anm.  1  S.  718. 

*)  Aus  dieser  Güiersonderung  folgt,  daas  kein  Gatte  zur  Eingehung  einer  Sohnld- 
verbindlichkeit  der  Zustimmung  des  andern  bedarf.  Daher  ist  auch  der  Mann  für 
Schulden  der  Frau  nur  insoweit  mit  verantwortlich,  als  sie  für  den  gemeinsamen  Haus- 
halt eingegangen  wurden.  Vgl.  Clane t,  Journal  du  droit  international  1893  S.  868 
u.  1896  S.  622;  Böhm,  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafr.  5  S.  603. 
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Ehegatten  und  derjenigen  Sachen,  von  denen  er  beweisen  kann,  dass  sie 
ihm  gehören.^)  Im  Falle  eines  Konkurses  wii*d  gleichfalls  das  vorhandene 
Vermögen  als  dem  Eridar  gehörig  betrachtet  und  der  andere  Gatte  hat 
den  Beweis  zu  fähren,  dass  das  von  ihm  beanspruchte  auch  ihm  gehöre 
(Handelsprozessordnung  558).^) 

Schenkungen  und  Verträge  aller  Art  sind  unter  Ehegatten  ohne 
jede  Beschränkung  zulässig  (X,  1,  109,  110);  allein  im  Falle  des  Kon- 
kurses eines  Ehegatten  können  die  Gläubiger  die  von  dem  Schuldner  in 
den  letzten  10  Jahren  seinem  Gatten  gemachten  Geschenke  widerrufen 
und  in  Bezug  auf  Gegenstände,  welche  der  Gatte  des  Schuldners  von 
diesem  erworben  zu  haben  behauptet,  den  Beweis  verlangen,  dass  der 
Erwerb  wirklich  aus  anderen  Mitteln,  als  denen  des  Kridars,  erfolgte, 
widrigenfalls  diese  Sachen  an  die  Konkursmasse  fallen  (Handelsprozess- 
ordnung 554). 

Ehegatten  können  einander  auch,  mit  Umgehung  der  gesetzlichen 
Erben,  ihr  Vermögen  vermachen;  bei  Erbgütern  aber  kann  dem  Gatten 
nur  die  lebenslängliche  Nutzniessung  vermacht  werden  (das.  116). 

Im  Hinblick  auf  die  Fiktion,  dass  das  Vermögen  der  Ehegatten 
während  der  Ehe  vollkommen  getrennt  sei,  enthält  das  Gesetz  gar  keine 
vermögensrechtliche  Bestimmung  für  den  Fall  der  Trennung  der  Ehe 
dui*ch  Nichtigkeitserklärung  oder  Scheidung.  Bei  der  Auflösung  der  Ehe 
durch  den  Tod  hat  der  überlebende  Gatte  den  Anspruch  auf  einen  gesetz- 
lichen Antheil  (s.  Leske-Loewenfeld,  ßechtsverfolgung  n  S.  737). 

In  Tschernigow  und  Poltawa  steht  die  Mitgift,  wenn  sie  auch 
Eigenthum  der  Frau  bleibt,  in  gemeinsamem  Besitz  und  Benutzung  der 
Ehegatten.  Das  unbewegliche  Gut  des  Mannes,  durch  welches  die  Mit- 
gift sicher  gestellt  ist,  kann  ohne  Einwilligung  der  Frau  weder  ver- 
ringert, noch  belastet,  noch  veräussert  werden  (das.  111).  Bei  Auflösung 
der  Ehe  durch  Nichtigkeitserklärung  oder  Scheidung  muss  der  Mann, 
wenn  er  die  Schuld  trägt,  der  Frau  die  Mitgift  zurückgewähren  und  ihr 
die  lebenslängliche  Nutzniessung  des  Immobiles,  durch  welches  die  Mitgift 
sichergestellt  war,  überlassen.  Ist  dagegen  die  Frau  vom  Gerichte  für 
schuldig  erklärt,  so  kann  sie  die  Mitgift  night  fordern.  Ist  kein  Theil 
schuldig  und  die  Ehe  eben  einfach  nichtig,  so  erhält  jeder  das  Seine. 
Sind  beide  gleich  schuldig,  so  geht  das  Vermögen  in  die  Verwaltung  der 
nächsten  Verwandten,  die  aber  beiden  Gatten  standesgemässen,  den  Ein- 
nahmen entsprechenden  Unterhalt  zu  geben  haben  (das.  118). 

In  Bessarabien  besteht  für  die  Bumänen  das  römisch-rechtliche 
Dotalsystem.  Die  Mitgift  wird  dem  Manne  übergeben  und  durch  sein 
Vermögen  sichergestellt.  Nach  einem  Gesetze  vom  15.  Dezember  1847 
hat  die  Frau  nur  dann  ein  Vorzugsrecht  vor  anderen  Gläubigern  und 
ein  diDgliches  Recht  am  Immobile,  wenn  die  Sicherstellung  gerichtlich 
eingetragen  worden  ist 


»)  CP.O.  Art.  976. 

^  Leske-Loewenfeld,  Reehtsverfolgung  II  S.  689ff. 
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3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  —  Die  Legiti- 
mation unehelicher  Kinder,  als  Wirkung  der  nachträglich  geschlossenen 
Ehe  der  Eltern,  war  im  alten  Russland  nach  kanonischem  Rechte  zu- 
lässig, wurde  aber  im  18.  Jahrhundert  beseitigt.  Doch  erfolgten  Legiti- 
mationen auf  Kaiserlichen  Befehl,  bis  unter  Kaiser  Nikolaus  I.  jede 
Legitimation  verboten  wurde.  Kaiser  Alexander  IL  ertheilte  wieder 
Legitimationen,  falls  die  Eltern  nachträglich  eine  Ehe  geschlossen  hatten. 
Im  Jahre  1891  am  12.  März  wurde  ein  Gesetz  über  die  Legitimation 
erlassen.^)  Sie  erfolgt  nach  Eingehung  der  Ehe  auf  ein  Gtesuch  der 
Eltern,  welche  die  Identität  des  Kindes  nachzuweisen  haben,  nach  An- 
hörung des  Prokureurs  durch  Verfügung  des  Gerichts.  Die  Eltern  müssen 
persönlich  erscheinen,  Vertretung  ist  unzulässig.  Gegen  den  abweisenden 
Bescheid  ist  Beschwerde  an  den  Appelhof  und  weiterhin  Kassationsgesuch 
an  den  Senat  zulässig. 

Solange  der  Vater  lebt,  ist  er  Vormund.  Eine  Nutzniessung  des 
Vermögens  der  Kinder  durch  die  Eltern  findet  nicht  statt;  sie  verwalten 
es  wie  jeder  andere  Vormund  und  sind  zu  Rechenschaftsablegung  über 
die  Einnahmen  verpflichtet. 


§5. 

E.  Ungültigkeit  der  Ehe. 

I.  Aus  den  dargelegten  Grundsätzen  des  russischen  Rechtes  über 
Eheschliessung,  über  die  Voraussetzungen  derselben  und  die  Ehehinder- 
nisse (Allgemeiner  Theil,  Einleitung  und  HI,  IV)  geht  hervor,  dass  die 
Folgen  einer  Verletzung  der  betreffenden  Bestimmungen,  ebenso  wie  im 
kanonischen  Rechte  der  katholischen  Kirche,  Nichtigkeit  und  Anfecht- 
barkeit der  Ehe  sein  können,  jedoch  in  eigenthümlich  modifizirter  Weise. 
Es  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Nichtigkeit  wegen  Verletzung  der  für  die  Eheschliessung 
wesentlichen  Formvorschriften.  Eine  Ehe  ist  schlechthin  nichtig, 
wenn  sie  nicht  kirchlich  und  zwar  bei  Angehörigen  der  rechtgläubigen 
Kirche  nicht  durch  eine  nach  rechtgläubigem  Ritus  vollzogene  Trauung 
geschlossen  ist  (oben  S.  714  ff.,  730,  c).  Dieser  Grundsatz  findet  seinen 
Ausdruck  in  folgenden  Regeln: 

a)  Die  Trauung  eines  russischen  Unterthanen  kann  nur  von  einem 
Geistlichen  vollzogen  werden.  Eine  an  einem  russischen  Unterthan  voll- 
zogene Civütrauung  ist  gar  keine  Trauung  und  ruft  nicht  einmal  den 
Schein  einer  Ehe  hervor.  Sie  bedarf  daher  nicht  erst  der  Annullining, 
sondern  ist  von  vornherein  unwirksam.«) 

b)  Die  Trauung  eines  Angehörigen  der  rechtgläubigen  Kirche  kann 
selbst  bei  Mischehen  nur  von  einem  rechtgläubigen  Geistlichen  voll- 
zogen  werden.     Eine   Trauung  durch  einen  Geistlichen  einer  anderen 


1)  Abgedruckt  in  der  C.P.O.  Art.  1460,  1—7. 

*)  Vgl.  das  Urtheil  in  der  Sache  Chmelnik  unten  unter  J,  Anm.  1  S.  762. 
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Eonfession  ist  an  und  für  sich  nichtig  und  bedarf  gleichfalls  nicht  erst 
der  Annullirung.^) 

c)  Die  Trauung  von  Christen  jeder  Konfession  kann  rechtsgültig 
auch  von  einem  Priester  der  russischen  Kirche  vollzogen  werden. 

d)  Die  Geistlichen  der  übrigen  christlichen  Konfessionen  können 
Trauungen  rechtsgültig  nur  in  dem  Falle  vollziehen,  wenn  wenigstens 
einer  der  Verlobten  der  Konfession  des  Geistlichen  angehört,  abgesehen 
von  den  unter  a)  erwähnten  Mischehen  mit  Rechtgläubigen.  Eine 
Trauung,  bei  welcher  beide  Verlobte  einer  anderen  Konfession  ange- 
hören, als  der  Geistliche,  wäre  an  und  für  sich  nichtig. 

e)  Nichtchristliche  Geistliche  können  Ehen  nur  trauen,  wenn  beide 
Brautleute  ihrer  Religion  angehören. 

2.  Anfechtbarkeit  der  vor  der  Ehemündigkeit  oder  gegen 
den  freien  Willen  geschlossenen  Ehe.  Verletzung  der  betreffen- 
den Vorschriften  (S.  717,  725)  macht  die  Eheschliessung  ungesetzlich  und 
ungültig.  Allein  bei  der  Eigenthümlichkeit  der  einschlagenden  Verhält- 
nisse —  insofern  nämlich  trotz  des  nicht  vorhandenen  Alters  die 
Geschlechtsreife  vorhanden  sein  oder  die  zur  Ehe  gezwungene  oder 
durch  Irrthum  dazu  bewogene  Person  die  Thatsache  der  vollzogenen 
Trauung  freiwillig  gelten  lassen  kann  —  wird  die  unbedingte  Nichtig- 
keit in  Anfechtbarkeit  verwandelt,  d.  h.  nur  der  Eheunmündige  oder 
derjenige,  welcher  Zwang  oder  Täuschung  erduldet  hat,  und  seine  Ver- 
treter sind  berechtigt,  die  Ungültigkeit  der  Ehe  zu  rügen;  die  Ver- 
letzung der  Voraussetzungen  der  Ehe  kann  hier  nicht  von  Amtswegen  oder 
gar  von  dem  geltend  gemacht  werden,  der  den  Zwang  oder  die  Täuschung 
ausübte  oder  die  Unmündigkeit  missbrauchte. 

3.  Folgen  der  Eheschliessung  gegen  Ehehindernisse.  Bei 
den  Ehehindemissen  (S.  718ff.,  726ff.)  macht  das  russische  Recht  einen 
Unterschied  zwischen  solchen,  deren  Bestehen  die  trotzdem  geschlossene 
Ehe  nichtig  macht,  und  solchen,  deren  Vorhandensein  zwar  die  Trauung 
hindern  soll,  nicht  aber  die  dennoch  vollzogene  Trauung  annullirt  Zu 
den  letzteren  Ehehindernissen  gehören  die  mangelnde  Erlaubniss  der 
Eltern,  Vormünder,  Kuratoren  und  Vorgesetzten,  zu  den  ersteren  alle 
übrigen. 

Die  Nichtigkeitsgründe,  aus  denen  eine  Eheschliessung,  wenn  auch 
äusserlich  gesetzmässig  vollzogen,  für  ungesetzlich  und  ungültig,  also  für 
nichtig  ex  officio  erklärt  werden  muss,  werden  im  Gesetze  (X,  I,  37.  666 ; 
vgl.  Statut  der  geistl.  Kons.  205)  erschöpfend  aufgezählt,  sodass  aus 
anderen  Gründen  eine  Ehe  nicht  für  nichtig  erklärt  werden  kann.^  Es 
bestimmt  X,  I,  37:  „Als  gesetzlich  und  gültig  werden  nicht  anerkannt: 

1.  Trauungen,  die  durch  Vergewaltigung  vollzogen  sind  oder  bei 
denen  einer  oder  beide  Getraute  geisteskrank  waren; 


0  Vgl.  oben  „Allg.  Theil«  S.  717  und  Anm.  1  daselbst. 

')  Für  Mitglieder  des  Kaiserhauses  kommt  noch   der  Mangel  der  Einwilligung 
des  Kaisers  als  Nichtigkeitsgrund  hinzu. 
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2.  TraauBgen  von  Personen,  die  in  verbotenen  Yerwandtschafts-  ond 
Schwägerschaftsgraden  oder  in  geistlicher  Verwandtschaft  standen ; 

3.  Trauungen  yon  Personen,  welche  bereits  gelHUiden  sind  durch 
frühere  Ehebündnisse,  die  weder  aulgelöst  noch  gesetalieh  durch  die 
Behörden  ihrer  Eonfession  geschieden  siad; 

4.  Tvaoongen  Ton  PersoBen,  welchen  nach  Scheidung  ihr^  Ehe  die 
Wiederverheirathuiig  yerboten  worden  ist; 

6.  Traunngen  von  Personen,  welche  die  Ehemündigkeit  noch  nicht 
eiiMigt  oder  das  achtzigste  Jahr  bereits  überschritten  haben  oder  die 
vierte  Ehe  eingegangen  sind; 

6.  Trauungen  von  Klostergeistlichen  oder  Personen,  die  bereits  zur 
Priesterwürde  oder  zum  Diakonus  geweiht  sind,  solange  sie  in  dieser 
Würde  bleiben. 

7.  Traiuingen  Rechtgläubiger  mit  Nichtchnstea^ 

Die  Ehe  eines  Rechtgiäubigen  mit  einem  NichtChristen  ist  unbedingt 
verboilen  und  nichtig.  Dagegen  ist  der  Uebertritt  eines  Nichtchristen 
zum  Christenthwm  und  speziell  zur  rechtgläubigen  Eonfession  kein  Gnini 
die  Ehe,  in  der  er  bisher  gelebt  hat,  zu  annuliiren  oder  zv  scheiden. 

X,  I,  666:  „Wenn  eine  Eheschliessung,  als  durch  Zwang  oder  Betrug 
vollzogen,  für  ungültig  erklärt  worden  ist,  so  ist  der  Schuldige  ver- 
pflichtet, nach  Ermessen  des  Gerichts,  entsprechend  seinem  Vermögen, 
der  gewaltsam  oder  durch  Betrug  mit  ihm  Getrauten  bis  zu  ihrer  ander- 
weitigen Verheirathung  die  Mittel  zu  anständigem,  standesgemäßem  Leben 
zu  gewähren.  Er  muss  auch  das  Schicksal  der  Einder  aus  jener  Ehe 
sicher  stellen.  Ebenso  wird  die  Entschädigung  für  eine  Frau  festgestellt, 
die  eine  Ehe  mit  einem  bereits  Verheiratheten  geschlossen  hat,  wenn  sie 
von  seiner  Verheirathung  nichts  wusste."*) 

n.  Geltendmachung  der  Nichtigkeit.  Die  Nichtigkeit  einer 
Ehe  kann  nur  vom  geistlichen  Gericht  ausgesprochen  werden.  Zuständig 
ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirke  die  Ehe  getraut  worden  ist.  Jeder, 
dessen  Interesse  durch  die  Anerkennung  der  Ehe  verletzt  wird,  kann 
beim  Gericht  eine  Anzeige  machen,  dass  Nichtigkeitsgründe  vorhanden 
sind.  Die  Geistlichen,  welche  die  Ehe  getraut  haben  und  nachträglich  von 
solchen  Gründen  Eenntniss  erhalten,  sind  verpflichtet,  dem  Gerichte 
darüber  zu  berichten,  und.  die  bürgerlichen  Gerichte,  bei  denen  Streit- 
sachen über  die  rechtlichen  Folgen  einer  Ehe  verhandelt  werden,  haben, 
wenn  begründete  Zweifel  über  die  Rechtsgültigkeit  dieser  Ehe  entstehen, 
die  Frage  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  dem   geistlichen   Gerichte 

^  Art.  609  ist  hier  2ar  Ergänzung  des  Art.  37  aufgeführt,  weil  in  Ziff.  1  des 
letzteien  der  Ansdmok  ^Yergerwaltigttng''  rorkommt  und  Zwang  und  Betrug  als 
Nichtigkeitsgründe  nicht  ausdröddich  erwähnt  siad.  Dass  der  Ausdruck  „Veigt- 
waltigung*'  auf  jede  Art  von  Beseitigung  des  freien  Willens  einer  Person  zu  beziehen 
ist,  geht  schon  aus  den  Artt.  1651  und  1553  des  Strafrechts  hervor,  in  welchen  ebenso 
wie  in  Art.  666  Zwang  und  Betrug  ausdrücklich  als  Grimde  der  Kichtigkeitserklämng 
angeführt  sind.    Bezüglich  des  Strafgesetzbuchs  vgL  Anm.  1  S.  718. 
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vorzulegen    (C.P.O.    1338),    dessen   Entscheidung   für    das    Civilgericht 
bindend  ist. 

Das  Verfahren  in  diesen  Sachen  ist  ein  Untei-suchungsverf ahren  und 
findet  von  Amtswegen  statt,  abgesehen  von  den  Fällen  der  nur  durch 
besondere  Klage  geltend  zu  machenden  Anfechtbarkeit. 

Das  Becht,  aus  Nichtigkeitsgründen  die  Annullirung  der  Ehe  zu 
verlangen,  unterliegt,  als  auf  kirchlichen,  also  öffentlich-rechtlichen  Be- 
stimmungen beruhend,  nicht  der  Verjährung.^)  Nach  dem  Tode  eines 
der  Eh^atten  jedoch  kann  ein  Streit  über  die  aus  der  Ehe  folgenden 
bürgerlichen  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  oder  der  Kinder  nur 
noch  im  Laufe  zweier  Jahre,  gerechnet  vom  Todestage,  anhängig  gemacht 
werden  (CJ^.O.  1340). 

ni.  Die  Folgen  der  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  werden 
vom  bürgerlichen  Gerichte  festgestellt. 

Wenn  eine  EhescMiessung  wegen  Zwanges  oder  Betrugs  für  ungültig 
erklärt  ist,  so  muss  der  Sehuld^e  den  Unterhalt  der  Frau  bis  zu  ihrer 
Wiederverheirathung,  sowie  den  der  Kinder  in  anständiger  Weise  sicher- 
stellt!. Dasselbe  Recht  hat  die  Frau,  wenn  die  Ehe  wegen  Bigamie 
vernichtet  wurde,  sofern  die  Frau  bei  der  EhesehUessuBg  in  gutem  Glauben 
war  (X,  1,  666).«) 

Wenn  eine  Ehe  für  nichtig  erklärt  worden  ist,  so  theilt  die  Eparchial- 
Obrigkeit  dies  den  bürgerlichen  Behörden  mit,  damit  die  Personen  von 
einander  getrennt  und  diejenigen,  die  mit  Bewusstsein  eine  widergesetz- 
liche Ehe  geschlossen  haben,  zur  Verantwortung  gezogen  werden  (X, 
1,  38). 

Die  in  einer  für  nichtig  erklärten  Ehe  geborenen  Kinder  gelten 
grundsätzlich  als  uneheliche  (X,  1,  132).  Das  Gericht  kann  aber  zu- 
gleich mit  seiner  Entscheidung  über  Bestrafung  der  Schuldigen  ein 
Gnadengesuch  befürworten,  dass  den  Kindern  die  Rechte  ehelicher  ge- 
währt werden;  doch  erhalten  sie  dadurch  ein  Erbrecht  nur  am  Vermögen 
der  Eltern  selbst,  nicht  auch  an  dem  der  Verwandten.  Auf  dem  Gnaden- 
wege kann  auch  das  Schicksal  desjenigen  Gatten,  welcher  durch  Betrug 
oder  Gewalt  zur  Eingehung  der  Ehe  gezwungen  oder  in  gutem  Glauben 
zu  einer  nichtigen  Ehe  verleitet  wurde^  gemildert  werden  (X,  1,  133. 
137.  144). 

In  Bessarabien  haben  auch  die  unehelichen  Kinder  nach  dem 
Tode  des  ohne  Testament  verstorben»  Vaters  mit  ihrer  Mutter  ein  An- 
recht auf  den  vierten  Theil  des  hinterlassenen  Vermögens,  (Kass.E.  vom 
Jahre  1900  No.  72). 


^)  Siehe  £ngelmaaii,  Die  Yerjähnuig  naeh,  russiacheiBL  Pxiyatrecht  (rauisdi). 
a  Aufl.  St.  Petersburg  1901.  S.  37».  1.  Aufl.  (deutsch)  Doipat  1867.  S.  169.  Vgl. 
Strafgesetzbuch  Art.  162  und  dazu  Anm.  1  S.  718. 

")  Siehe  den  Wortlaut  der  SesünuAuag  aben  S.  744. 
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F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

1.  Allgemeines.  Das  geltende  russische  Recht  kennt  nur  eine 
Scheidung;  nicht  eine  blosse  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und 
Bett.  Da  aber  die  eherechtlichen  Verhältnisse  durch  die  religiösen 
Satzungen  mitbestimmt  werden,  so  kommt  bei  den  Angehörigen  der 
katholischen  Kirche,  welche  die  Scheidung  dem  Bande  nach  nicht  zu- 
lässt,  die  blosse  Trennung  von  Tisch  und  Bett  vor.*)  Nach  russischem 
Rechte  und  für  Angehörige  der  rechtgläubigen  Kirche  bewirkt  die 
Scheidung  eine  vollständige  Auflösung  der  Ehe  mit  der  Befugniss  beider 
Gatten,  sich  wieder  zu  verheirathen;  doch  muss  im  Scheidungsurtheil 
wegen  Ehebruchs  oder  Verschollenheit  auch  über  die  Schuldfrage  ent- 
schieden und  dem  Schuldigen  die  Wiederverheirathung  verboten  werden 
(siehe  oben  S.  728). 

2.  Gründe  der  Ehescheidung.  Das  geltende  Recht  kennt  sechs 
Gründe  der  Ehescheidung,  wobei  die  Ehegatten  gleich  behandelt  werden.-) 

a)  Ehebruch  eines  Gatten  berechtigt  den  anderen  entweder  zu 
einer  (in  zwei  Jahren  verjährenden)  Strafklage  vor  dem  Strafrichter 
wegA  des  (mit  Gefängniss  von  4  bis  8  Monaten  bedrohten)  Vergehens 
oder  zur  Klage  auf  Scheidung  vor  dem  geistlichen  Gerichte.  Eine 
Häufung  beider  Klagen  ist  ausgeschlossen  (X,  1,  45;  Sta^tut  der  geistl. 


')  Nach  dem  evangelisch-lQtherischeQ  Kirchengesetze  (Art.  381)  kann  Yersuchs- 
^eise  eine  zeitweilige,  nicht  aber  eine  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aus- 
gesprochen werden. 

^  Die  grundlegende  Bestimmung  ist  enthalten  in  X,  1,  46  und  lautet.  „Die  £he 
kann  nur  durch  ein  formelles  Verfahren  des  geistUchen  Gerichts  auf  die  Klage  eines 
der  Ehegatten  geschieden  werden: 

1.  im  Falle  erwiesenen  Ehebruchs  des  anderen  Ehegatten  oder  der  Unfähigkeit 
desselben  zum  ehelichen  Beischlafe; 

2.  im  Falle,  dass  einer  der  Ehegatten  zu  einer  Strafe  mit  dem  Verlust  aller 
Standesrechte  verurtheilt  oder  zum  Aufenthalt  in  Sibirien  mit  Verlust  aller  besonderen 
Bechte  und  Vorzüge  yerschickt  ist; 

3.  im  Falle  der  Verschollenheit  des  anderen  Ehegatten."  —  Für  die  Bestimmung 
unter  Ziffer  9  kommt  femer  Art.  27  des  Strafgesetzbuchs  (vgl.  oben  S.  718  Anm.  1) 
in  Betracht,  welcher  lautet:  „Der  Verlust  der  Familienrechte  besteht: 

1.  im  Aufhören  der  ehelichen  Hechte,  mit  Ausnahme  der  FäUe,  in  denen  die  Frau 
des  Verurtheilten  oder  der  Mann  der  Verurtheilten  freiwillig  dem  Gatten  an  den  Ort  der 
Verschickung  folgt.  Die  Ehegatten,  die  nicht  den  Verurtheilten  an  den  Ort  der  Ver- 
schickung gefolgt  sind,  können  um  voUständige  Scheidung  ihrer  Ehe  ihre  geistUehe 
Obrigkeit  bitten,  welche  bei  Entscheidung  über  solche  Antrage,  nach  den  Vorschriften 
ihrer  Konfession  verfährt.  Auf  derselben  Grundlage  kann  Scheidung  der  Ehe  nach- 
suchen ein  Gatte,  der  seinem  Ehegatten  gefolgt  ist,  faUs  dieser  wegen  eines  neuen 
Verbrechens  wiederum  zum  Verlust  der  Familienrechte  yerurtheilt  ist.  Wenn  durch 
Kaiserlichen  Eriass  der  Verurtheilte  begnadigt  oder  durch  ein  neues  Gerichtsurtheil 
für  unschuldig  erklärt  ist  und  an  seinen  früheren  Wohnsitz  zurückkehrt,  ehe  der  andere 
Gatte  um  Scheidung  gebeten  hat,  so  wird  die  Ehe  als  in  Kraft  geblieben  betrachtet; 
2.  im  Aufhören  der  väterlichen  Gewalt  über  die  vor  der  Verurtheilung  geborenen 
Kinder,  falls  die  Kinder  an  den  Verbannungsort  nicht  folgen  oder  ihn  später  verlassen.^ 
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Konsistorien  223,  238;  Strafgesetzbuch  1685;  Strafprozess  1016).*)  Das 
im  Ehebruch  erzeugte  Kind  gilt  als  unehelich,  und  der  Erzeuger  muss 
4en  Unterhalt  von  Mutter  und  Kind  sicherstellen,  wenn  sie  mittellos  sind 
(X,  1, 172).  —  Bigamie  steht  als  Scheidungsgrund  dem  Ehebruche  gleich. 
Sind  beide  Gatten  des  Ehebruchs  schuldig,  so  ist  nach  der  herrschen- 
den Meinung  einem  Gesuche  um  Scheidung  nicht  stattzugeben.^) 

b)  Unfähigkeit  zum  Beischlaf  kann  als  Scheidungsgrund  nur 
geltend  gemacht  werden,  wenn  sie  angeboren  oder  vor  der  Eingehung 
der  Ehe  entstanden  ist.  Die  Klage  auf  Ehescheidung  aus  diesem  Grunde 
kann  erst  drei  Jahre  nach  Eingehung  der  Ehe  angestellt  werden  (X,  1, 
45.  48.  49;  Statut  der  geistL  Konsistorien  Artt.  238,  242,  243).») 

c)  Verschollenheit  eines  der  Ehegatten  berechtigt  den  anderen, 
auf  Scheidung  zu  klagen,  sofern  die  Verschollenheit  mindestens  5  Jahre 
gedauert  hat.  Bösliche  Verlassung  allein  ist  kein  Scheidungsgrund.  Wenn 
der  Aufenthaltsort  des  abwesenden  Gatten  bekannt  ist  oder  ermittelt  wird, 
wenn  der  Verschollene  vor  der  Urtheilsfällung  zui'ückkehrt,  oder  auch 
nur  festgestellt  wird,  dass  er  am  Leben  sei,  so  wird  das  Verfahren  als 
gegenstandslos  eingestellt.  Kehrt  der  Verschollene  zurück,  nachdem  die 
Scheidung  ausgesprochen  und  die  neue  Ehe  geschlossen  ist,  so  bleibt  die 
Scheidung  in  Kraft.  Der  verschollen  gewesene  Gatte  wird  zur  Verant- 
wortung gezogen  und  kann  zui-  Ehelosigkeit  verurtheilt  werden.  Dies 
bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  Soldaten,  die  während  eines  Krieges  in 
Kriegsgefangenschaft  gerathen  oder  sonst  verschollen  sind;  diesen  kann 
die  Wiederverheirathung  nicht  verboten  werden  (X,  1,  64.  56;  siehe 
weiter  unten  im  „Verfahren"  S.  753). 

d)  Bei  der  Verurtheilung  eines  der  Ehegatten  zum  Verlust 
aller  Standesrechte  oder  zur  Verschickung  nach  Sibirien  mit 
Verlust  aller  besonderen  Rechte  und  Vorzüge  (X,  I,  45;  Stat.  d. 
geistl.  Konsistorien  226 — 229)  hängt  es  vom  unschuldigen  Ehegatten  ab, 
ob  er  dem  Verurtheilten  an  den  Ort  der  Verschickung  folgen  will,  wo- 
durch er  auf  sein  Klagerecht  verzichtet.  Er  kann  auch  einfach  zurück- 
bleiben; dann  bleibt  die  Ehe  bestehen,  bis  einer  der  Ehegatten  auf 
Scheidung  klagt;  auch  dem  Verurtheilten  steht  dies  Recht  zu  (Reichs- 
gesetzb.  Bd.  XIV;  Statut  für  Verschickte,  Ausg.  v.  1890,  Art.  404).  Das 
geistliche  Gericht  verfährt  nach  den  Vorschriften  seiner  Konfession 
(X,  1,  45.  50;  Strafgesetzbuch  Art.  27;  Stat.  d.  geistl.  Kons.  225.    Siehe 


^)  Nekljudow,  Besonderer  Th.  d.  rass.  Strafrechts.  St.  Petersburg  1876  (rassisch) 
1.  S.  882,  Sagorowski,  O  raswode  S.  95  u.  430 ff.  Bezüglich  des  Straf gesetzbuoha 
▼gl.  Anm.  1  S.  718. 

*)  PobedonoszeW;  Kurs  etc.  II  S.  105. 

*)  Pobedonoszew  konstatirt  in  seinem  Lehrbach  des  russischen  Privatrechts, 
dass  die  Frauen  solcher  Personen,  die  sich  absichtlich  der  Zeugungskraft  beraubt 
haben,  geschieden  werden  und  das  Hecht  erhalten,  eine  neue  Ehe  einzugehen.  Er  hat 
hierbei  offenbar  gewisse  Sektirer  (Skopzen)  im  Auge,  die  durch  jenen  Akt  der  Sekte 
beigetreten  sind.  Das  Hecht  auf  Scheidung  kann  aber  in  solchem  Falle  der  Frau  nur 
dann  zugestanden  werden,  wenn  sie  in  der  Rechtgläubigkeit  verharrt  oder  zu  derselben 
zurückgekehrt  ist.    Pobedonoszew,  Kurs  etc.  11  S.  104. 
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oben  Anm.  1  8.  747  xl  S.  714  ff.).  Ftbr  die  Angehörigen  der  rossificheB 
Kirche,  für  die  die  bttrgerUcheB  Gesetze  ebenso  bindend  sind,  wie  die 
kirchlicfaen,  bedeutet  dies,  dass  die  Ehe  geschieden  wird,  ebenso  flH' 
Protestanten,  Juden,  Heiden  und  Mohammedaner  (X,  6,  97).  Das  Recht 
der  katholischen  Kirche  dagegen  Uüsst  auch  in  solchen  Fällen  die  Scheidung 
der  Ehe  nicht  zo,  sondern  gestattet  nur  Trennung  von  'nsch  und  Bett 

e)  Eintritt  ins  Kloster.  Die  Ehe  kann  geschieden  werden,  wenn 
beide  Ehegatten  ins  Kloster  gehen  wollem,  in  dem  dazu  erforderlichen 
Alter  stehen  und  keine  Kinder  haben,  die  ihrer  Pflege  bedürfen  (Seichs- 
gesetzbueh  Bd.  IX  Art.  347). 

f)  Keligionsänderung.  Die  Ehe  wird  endlich  geschieden,  wem 
ein  nichtchristlicher  Ehegatte  zur  Bechtgläubigkeit  übertritt  und  er 
selbst  oder  der  andere  Ehegatte  die  Ehe  nicht  mehr  fortsetzen  will 
(X,  1,  80—83;  siehe  oben  S.  728). 

3.  Wirkungen  der  Ehescheidung.  Da  das  geistliche  Gericht 
nur  über  die  Scheidung  oder  Nichtscheidung  urtheilt,  so  muss  über  die 
Wirkungen  der  Scheidung  im  Streitfalle  das  bürgerliche  Gericht  ent- 
scheiden (siehe  unten  „Verfahren^  S.  749).  Nur  in  Sachen  der  Altgläubigen 
(und  sonstigen  Sektirer,  wie  z.  B.  Baptisten)  entscheiden  die  bürger- 
lichen Gerichte  über  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  oder  Scheidung  der 
Ehe  und  über  die  Wirkung  des  Urtheils  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse. 
Bei  der  Entscheidung  über  die  Wirkung  der  Ehescheidung  auf  die  per- 
sönlichen und  Vermögensrechte  der  Ehegatten  muss  das  Gericht  sich 
häufig  von  seinem  Ermessen  leiten  lassen,  da  im  Gesetz  eingehende  Be- 
stimmungen fehlen.  Insbesondere  spricht  das  Gesetz  gamicht  von  den 
Wirkungen  der  Scheidung  auf  das  Vermögen,  da  dasselbe  als  völlig  ge- 
trennt betrachtet  wird.  Ebensowenig  enthält  das  Gesetz  etwas  darüber, 
wem  die  Kinder  zuzusprechen  seien.  Da  die  Frau  durch  die  Eingehung 
der  Ehe  Namen  und  Stand  des  Mannes  rechtsgültig  erworben  hat,  so 
blähen  ihr  dieselben  auch  nach  der  Scheidung  und  der  Mann  kann  ihr 
die  Führung  des  Namens  nicht  verbieten.  Da  niemand  seinen  Namen 
willkürlich  ändern  darf,  so  kann  sie  auch  nicht  ihren  früheren  Namen 
annehmen.  Willkürliche  Scheidungen  sind  verboten,  und  den  Geistlichen 
der  orthodoxen  Kirche  ist  untersagt,  Scheidnngsbriefe  zu  schreiben 
(X,  1,  46). 

§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Allgemeines.  Dem  geistlichen  Gericht  unteriiegen  weltliche 
Personen  in  Sachen  wegen  Ungültigkeit  einer  Ehe,  wegen  Ehescheidung, 
sowie  bei  kü'chlichen  Vergehungen,  für  welche  ausschliesslich  Kirchen- 
strafen  verhängt   werden   (Statut   der   geistlichen   Konsistorien   148).^) 


^)  P^zesse  wegen  NichtigkeitserkläroDg  oder  Soheidung  der  Ehen  Ton  Raskol- 
niken  (vgl.  oben  S.  732 ff.)  werden  von  den  bttrgeiüohen  Gerichten  enteokieden. 
Näheres  hier  im  Text  S.  754  unter  No.  7. 
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Wo  iB  solchen  Sachen  bürg^Uche  Strafen  zu  verhängen  sind,  sisnd  die 
staatlichen  Strafgerichte  zuständig  (das.).  Dem  staatlichen  Civilgericht 
unterliegen  die  Sachen  über  die  mit  der  Existenz  einer  gesetzlichen  Ehe 
verbundenen  persönlichen  und  Vermögensrechte  (CP.O.  1337).  Wenn  in 
einem  bürgerlichen  Straf-  oder  Civilverfahren  über  die  Gültigkeit  einer 
Ehe  oder  über  die  Gesetzlichkeit  der  Ehescheidung  ein  Zweifel  entsteht, 
von  dessen  Lösung  die  Entscheidung  der  Sache  abhängt,  so  muss  die 
Abürtheilung  dieser  Sache  bis  zur  Entscheidung  des  Zweifels  durch  das 
geistliche  Gericht  ausgesetzt  werden.^) 

Es  sollen  also  die  verschiedenen  Seiten  dner  und  derselben  Sache 
in  verschiedenen  Gerichten  abgeortheilt  werden  und  zwar  so,  dass  das 
eine  Urthdl  immer  die  Grundlage  für  das  andere  sein  soll:  Die  ¥er- 
iH'echeii  und  Vergehen,  durch  welche  eine  nichtige  Ehe  herbeigeführt 
worden  ist,  werden  durch  den  Strafrichter  festgestellt;  auf  Grund  seones 
Urtheils  entscheidet  das  geistliche  Gericht  über  GtUtigkeit  oder  Un- 
gültigkeit der  Ehe  und  bei  Bigamie  über  Scheidung  der  ursprünglichen 
Ehe;  mkl  auf  Grund  dieser  Entscheidung  wiederum  urtheüt  das  Civil- 
gericht über  die  Wirkungen  der  Ungültigkeitserklärung  oder  Scheidung 
auf  die  bürgerlichen  Rechte  der  Betheiligten. 

Ein  solches  Zusammenwirken  verschiedener  Gerichte  ruft  an  und 
für  sich  manche  Schwierigkeiten  hervor,  besonders  aber  dadurch,  dass 
-die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
höchst  unvollständig  sind.  (Vgl.  besondere  nachstehend  unter  2  8.  750, 751.) 

Was  den  Charakter  des  Verfahrens  bei  den  geistlichen  Gerichten 
betrifft,  so  wird  er  dadurch  bestimmt,  dass  auf  diesem  Gebiet  eine 
Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  gamicht  stattgefunden  hat. 
Die  Entscheidungen  der  Gerichte  unterliegen  der  Bestätigung  der  Bischöfe 
und  können  von  ihnen  abgeändert  werden,  und  wo  das  Gesetz  nicht  aus- 
reicht, können  Allerhöchste  Befehle  erwirkt  werden,  wie  in  Verwaltungs- 
sachen. Der  gerichtliche  Charakter  dieser  Sachen  tritt  nur  darin  hervor, 
dass  gewisse  Fälle  der  Nichtigkeit  und  alle  Ehescheidungssachen  nur 
durch  eine  Klage  der  in  ihren  Kechten  verletzten  Personen  anhängig 
gemacht  werden  können.  Im  weiteren  Verlauf  ist  aber  die  verhandelnde 
Behörde  an  die  Anträge  der  Parteien  nicht  gebunden,  sondern  untersucht 
die  Sache  von  Amtswegen  nach  ihrem  Ermessen.  In  vielen  Fällen  geht 
die  Sache  zur  Revision  an  den  Synod,  unabhängig  vom  Antrage  der 
Parteien.  Nur  bei  den  Sachen  wegen  Ungültigkeitserklärung  oder  Scheidung 
der  Ehen  der  Altgläubigen  und  sonstigen  Häretiker  hat  die  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung  stattgefunden;  hier  hat  der  Staatsanwalt 
(Prokureur)  das  öffentliche  Interesse  zu  wahren. 

Ausländer,  die  sich  in  Russland  aufhalten,  unterliegen  der  Gerichts- 
barkeit der  örtlichen  Gerichte,  und  zwar,  sofern  die  geistlichen  Gerichte 
in  Betracht  kommen,  derjenigen,  welche  für  ihre  Konfession  bestehen. 


^)  Leske-Loewenfeld,  fteohtsyerfolgung  IT  S.  571. 
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Doch  kann  keines  dieser  Gerichte  sich  mit  einer  durch  blosse  Civiltraunng 
geschlossenen  Ehe  befassen. 

2.  Verfahren  zum  Zweck  der  Ungültigkeitserklärung  einer 
Ehe.  —  Zuständig  zur  Entscheidung  der  Frage  über  Gültigkeit  oder 
Ungültigkeit  einer  Eheschliessung  ist  das  geistliche  Gericht  (Eonsistoriom), 
in  dessen  Bezirke  die  Ehe  getraut  worden  ist  (Statut  d.  geistl.  Eons. 
Artt.  207,  258). 

Abgesehen  von  den  Fällen  der  Anfechtbarkeit,  in  denen  die  Sache 
nur  durch  eine  Klage  des  eheunmündigen,  genöthigten  oder  getäuschten 
Ehegatten  bezw.  seiner  Eltern  oder  Vormünder  anhängig  gemacht  werden 
kann,  werden  diese  Sachen  ex  officio  in  Verhandlung  genommen.  Anlass 
dazu  können  geben:  Anzeigen  betheiligter  Personen,  Denunziationen 
Dritter,  Berichte  Untergebener,  Requisitionen  von  Behörden,  denen  bei 
Verhandlung  der  ihnen  überwiesenen  Sachen  Zweifel  über  die  Gültigkeil 
einer  Ehe  aufgestossen  sind  (Stat.  d.  geistl.  Kons.  259). 

In  den  Fällen,  wo  entweder  die  Trauung  durch  eine  ungesetzliche 
Handlung  (Zwang,  Betrug)  herbeigeführt  oder  durch  VolMehnng  der- 
selben ein  Verbrechen  (Bigamie,  Blutschande)  begangen  worden  ist,  muss 
dem  Verfahren  vor  den  geistlichen  Gerichten  ein  Verfahren  zur  Fest- 
stellung und  Aburtheilung  dieser  Handlungen  vor.  bürgerlichen  Gerichten 
vorangehen.  Nach  dem  alten  Prozesse  konnten  jene  ungesetzlichen  Hand- 
lungen, je  nach  den  Umständen,  durch  eine  Strafklage  oder  Civilklage 
geltend  gemacht  werden.  Bei  der  Justizreform  von  1864  hat  man  offen- 
bar übersehen,  dass  der  freie  Wille  nicht  nur  durch  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, sondern  auch  durch  Civilunrecht  beeinträchtigt  und  beseitigt 
werden  kann,  und  die  Verhandlung  über  Verletzung  des  freien  Willens 
bei  Eingehung  einer  Ehe  ausschliesslich  nur  den  Strafgerichten  zu- 
gewiesen (StP.O.  1012).^)  In  Folge  dessen  kann  die  Verletzung  des 
freien  Willens  durch  Irrthum,  Täuschung,  psychischen  Zwang,  sofern 
keine  strafbare  Handlung  vorliegt,  gamicht  geltend  gemacht  werden. 
Femer:  wenn  der  Angeklagte,  der  z.  B.  die  beiden  Getrauten  zur  Ehe 
gezwungen,  oder  die  Trauung  zweier  Geisteskranken  durchgesetzt  hat, 
gestorben  oder  nicht  zu  ermitteln  ist,  so  wird  nach  der  StP.O.  das  Ver- 
fahren eingestellt,  ohne  dass  die  Frage,  ob  Zwang,  Betrug  oder  Geistes- 
krankheit vorlag,  entschieden  wird.  Bei  anderen  Verbrechen  hat  in 
Fällen  dieser  Art  der  Kläger  das  Recht,  eine  Klage  auf  Schadenersatz 
beim  Civilgericht  geltend  zu  machen,  welches  alsdann  die  dem  Ansprüche 
zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  festzustellen  hat.  Eine  solche  Schadens- 
klage ist  aber  in  Ehesachen  nicht  anwendbar.  Hiemach  könnten  in 
zahlreichen  Fällen  die  Verletzten  nicht  zu  ihrem  Rechte  kommen  und  das 


*)  St.P.O.  1012:  „Prozesse  betreffend  Trauungen,  welche  durch  Gewalt,  Betrug 
oder  bei  Geisteskrankheit  eines  oder  beider  Brautleute  vollzogen  sind,  werden  zunächst 
Yor  dem  Strafgericht  anhängig  gemacht,  dessen  Urtheil  über  die  Gewalt  oder  den 
Betrug  alsdann  dem  geistlichen  Gericht  zugefertigt  wird,  sowohl  zur  Entscheidung  über 
Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe,  als  auch  zur  Feststellung  der  Verantwortlichkeit 
der  Geistlichen,  welche  die  Trauung  vollzogen  haben.  ^ 
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geistliche  Gericht  wäre  gehindert,  notorisch  nichtige  Ehen  als  solche  zu 
erklären.  Diesem  Missstande  wird  in  der  Praxis  dadurch  abgeholfen^ 
dass  das  geistliche  Gericht  Sachen  dieser  Art  von  Grund  aus  —  also 
auch  insoweit  es  sich  um  die  präjudizielle  Feststellung  der  sonst  seiner 
Kognition  entzogenen  Gesetzesverletzung  handelt  —  selbst  verhandelt 
und  entscheidet,  für  die  gefällte  Entscheidung  aber  die  Kaiserliche  Ge- 
nehmigung nachsucht. 

Es  werden  also  die  Ehenichtigkeits-  oder  Anfechtungssachen  wegen 
Bigamie,  Blutschande,  wegen  Zwanges  und  Betrugs  sowie  wegen 
Trauung  Geisteskranker,  wenn  sie  durch  ungesetzliche  Mittel  herbei- 
geführt worden  ist,  zunächst  beim  Strafgericht  anhängig  gemacht 
und  dann  an  das  geistliche  Gericht  abgegeben,  während  die  Sachen 
wegen  mangelnder  Ehemündigkeit,  wegen  der  Ehe  mit  einem  Nicht- 
christen,  der  vierten  Ehe,  der  Ehe  in  verbotenen  Verwandtschaf tsgraden 
unmittelbar  beim  geistlichen  Gericht  anhängig  gemacht  und  von  ihm  ent- 
schieden werden.  Dagegen  wird  in  den  Fällen  der  Eheanfechtung  wegen 
Irrthum,  Täuschung  oder  nicht  strafbaren  Betrugs,  femer  in  den  Fällen, 
wo  Geisteskranke  getraut  worden  sind,  weil  man  sie  für  gesund  hielt, 
ebenso  in  den  Fällen,  wo  die  Strafklage  wegen  Todes  oder  Nicht- 
ermittelung  des  Angeklagten  niedergeschlagen  worden  ist  —  da  in  allen 
diesen  Fällen  nach  dem  Kirchenrechte  Nichtigkeitsgründe  vorliegen  — 
die  Sache  vom  geistlichen  Gericht  in  Verhandlung  genommen,  das  Urtheil 
aber  dem  Synod  zui'  Bestätigung  und  Herbeiführung  kaiserlicher  Ge- 
nehmigung unterbreitet.^) 

Das  Verfahren  vor  dem  Strafrichter  geht  nach  der  Strafprozess- 
ordnung vor  sich.  Das  Verfahren  bei  den  geistlichen  Gerichten  ist  ein 
geheimes  schriftliches  üntersuchungsverfahren.  Die  dabei  interessiiten 
Parteien  können  Beweismittel  beibringen,  Anträge  stellen,  Erklämngen 
abgeben;  doch  wird  das  Verfahren  nicht  durch  Parteibetrieb,  sondern  ex 
officio  durchgeführt.  Die  Kanzlei  sammelt  das  Material  und  das  Gericht 
spricht  das  Urtheil,  das  dem  Eparchialbischof  zur  Bestätigung  vorgelegt 
und  von  ihm  abgeändert  werden  kann.  Eine  Beschwerde  an  den  Synod 
ist  zulässig,  dieser  entscheidet  endgültig  und  holt  nur  nöthigenfalls  die 
kaiserliche  Genehmigung  ein.  Beschwerden  über  die  Entscheidung  des 
Synods  sind  unzulässig.  Im  Statute  der  geistlichen  Konsistorien  finden 
sich  gar  keine  die  Parteienrechte  betreffende  Bestimmungen  über  das 
Verfahren.  Die  privatrechtlichen  Folgen  der  Ungültigkeitserklärung  einer 
Ehe  werden  vom  bürgerlichen  Gericht  auf  Grund  des  Urtheils  des  geist- 
lichen Gerichts  entschieden.^) 

3.  Verfahren  in  Ehescheidungssachen.  Zuständig  ist  in 
Sachen  wegen  Ehebruchs  und  wegen  Unfähigkeit  zum  ehelichen  Beischlaf 
das  geistliche  Gericht  am  beständigen  Wohnorte  des  Beklagten  (Statut 
d.  geistl.  Kons.  224),  iq  allen  übrigen  Scheidungssachen  das  Gericht  am 

*)  Pobedonos'zew,  Kurs  etc.  11.  S.  99—101. 

^  Leske-Loewenfeld,  E.echtsyerfolgaDg  U  S.  584,  587ff. 
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Wohnorte   des  Klägers  (Statut  cL  geistl.  Eons.  224,  825;  Regeln  yom 
14.  Januar  1896  Art.  2.   Vollst.  Ges.S.  No.  11257). 

Das  Verfahren  ist  schriftlich  und  geheim,  und  die  Sammlimg 
und  Darstellung  des  Materials  liegt  wesentlich  der  Kanzlei  ob.  Der 
Scheidungsprozess  wird  eröffnet  durch  Einreichung  einer  formellen  Klage 
mit  Stempel-  und  Klagegebühr  (Statut  d.  geistl.  Kons.  259).  In  Folge 
der  Klage  überträgt  der  Bischof  einem  erfahrenen  Geistlichen  den  Sühne- 
versuch.  Erst  wenn  dieser  scheitert,  wird  dem  Beklagten  die  Kopie  der 
Klage  zur  Aeusserung  zugefertigt  und  der  Tag  der  „mündlichen  Ver- 
handlung^ angesetzt  (das.  245).  Die  Parteien  müssen  persönlich  er- 
scheinen ;  Vertretung  ist  nur  statthaft  im  Falle  einer  von  der  Medizinal- 
abtheilung  der  Gouvemementsregierung  bescheinigten  Krankheit,  femer 
wegen  Abwesenheit  in  Dienstangelegenheiten  oder  aus  anderen  Beachtung 
verdienenden  Ursachen  und  nur  nach  ausdrücklicher  Zulassung  durch 
die  geistliche  Obrigkeit  (das.  241).  Bei  dem  Verfahren  wegen  Unfähig- 
keit findet  eine  Untersuchung  des  Beklagten  durch  die  Medizinalbehörde 
statt,  deren  Gutachten  dem  Gerichte  vorgelegt  wird  (das.  244).  Die 
„mündliche  Verhandlung"  besteht  in  einem  Verfahren  zu  Protokoll  (das. 
246).  Der  Beklagte  hat  die  Klage  Punkt  für  Punkt  zu  beantworten 
(das.  247). 

Bei  den  geistlichen  Gerichten  gilt  die  formelle  Beweistheorie,  welche 
den  Beweis  der  Wahrheit  an  gewisse  äussere  Umstände  knüpft  und  den 
Richter  zwingt,  auch  gegen  seine  Ueberzeugung  zu  entscheiden.  Der 
Beweis  kann  nur  durch  die  Aussage  zweier  oder  dreier  Augenzeugen 
oder  durch  die  Existenz  eines  notorisch  unehelichen  Kindes  erbracht 
werden.  Alle  sonstigen  Beweismittel  haben  nur  Bedeutung,  insofern  sie 
diese  Hauptbeweismittel  verstärken  (das.  249).  Das  Geständniss  für  sich 
allein  hat  keine  Beweiskraft  (das.  250).*)    Entfernt  wohnende  Zeugen 


^)  Statut  der  geistlichen  Konsistorien,  Art.  249:  ^ie  in  dar  Terhandlung  vor- 
gebrachten Anklagen,  Beweismittel  und  Kechtfertigungen  werden  einer  Priifang  unter- 
zogen. Als  Hauptbeweismittel  des  Verbrechens  müssen  angesehen  werden:  a)  die  Aus- 
sagen zweier  oder  dreier  Augenzeugen;  b)  die  Erzeugung  von  Kindern  ausserhalb  der 
gesetzlichen  Bhe,  insofern  sie  durch  die  Hetrikbücher  und  den  Beweis  einer  ungesetz- 
liohen  Verbindung  mit  einer  anderen  Person  festgestellt  wird. 

Alle  übrigen  Beweismittel,  wie  Briefe,  die  die  Terbreoherische  Verbindung  des 
Beklagten  enthüllen,  Aussagen  von  Zeugen,  die  nicht  Augenzeugen  des  Verbrechens 
gewesen  sind,  jedoch  davon  zuverlässige  Kenntniss  oder  davon  gehört  haben;  Aus- 
sagen der  über  den  lasterhaften  Lebenswandel  des  Beklagten  befragten  Nachbarn  und 
dergleichen  mehr  können  nur  dann  Kraft  haben,  wenn  sie  mit  einem  der  Hauptbeweis- 
mittel verbunden  sind  oder  in  ihrer  Gesammtheit  das  Verbredien  enthüllen.^ 

260:  „Das  Geständniss  des  Beklagten,  dass  er  die  Heiligkeit  der  Ehe  durch  Ehe- 
bruch entweiht  habe,  wird  nicht  beachtet,  wenn  es  nicht  mit  den  Umständen  überein- 
stimmt und  von  Beweisen  unterstützt  ist.*^ 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  wird  in  der  Praxis  die  Ehescheidung  überaus 
erschwert,  da  man  für  Thateachen,  die  nicht  eben  vor  Zeugen  vorzugehen  pflegen« 
ausschliesslich  den  Beweis  durch  Augenzeugen  zulässt,  wiewohl  der  Wortlaut  des  Ge- 
setzes dies  nicht  absolut  fordert;  denn  andere  Beweismittel  sind  ausdrücklich  nicht 
nur  zur  Unterstützung  des  Zeugenbeweises,  sondern  auch  dann  zugelassen,  wenn  sie 
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werden  an  Ort  und  Stelle  durch  die  Polizei  befragt  und  die  Protokolle 
dem  geistlichen  Gericht  eingesandt  (das.  251).  Zum  Schlüsse  des  Ver- 
fahrens wird  eine  schriftliche  Aktenrelation  abgefasst,  von  welcher  die 
Parteien  persönlich  oder  durch  besondere  Bevollmächtigte  Kenntniss 
nehmen  und  welche  sie  nöthigenfalls  ergänzen  können.  Auf  6i*und 
dieser  Relation  findet  ein  Vortrag  der  Sache  statt.  Alsdann  wird  das 
Urtheil  gefällt.  Wenn  keine  Einstimmigkeit  vorhanden  ist  oder  wenn 
der  Sekretär  der  einstimmigen  Meinung  der  Gerichtsmitglieder  nicht  zu- 
stimmt, hat  er  ihnen  den  Sinn  der  Gesetze  auseinanderzusetzen  (das.  315) 
und  nöthigenfalls  darüber  dem  Bischof  zu  berichten  (das.  326).  Das 
Urtheil  wird  dem  Bischof  unterbreitet,  der,  wenn  er  die  Untei-suchung 
für  ungenügend  hält,  die  ganze  Sache  zur  Ergänzung  und  nochmaligen 
Verhandlung  zurücksenden  (das.  329)  oder  das  Urtheil  abändern  oder 
durch  ein  neues  ersetzen  kann.  Lautet  das  Uitheil  auf  Scheidung,  so 
muss  es  stets  zui^  Revision  an  den  Synod  gehen  (das.  256,  328,  334). 

Die  Parteien  können  binnen  sieben  Tagen  von  der  Eröffnung  des 
Urtheils  ihre  Unzufiiedenheit  mit  demselben  verlautbaren  und  sodann 
binnen  zwei  Monaten  eine  Beschwerde  an  den  Synod  einreichen  (das.  255). 

4.  Verfahren  bei  Ehescheidungsklagen  wegen  Verschollen- 
heit. Obwohl  in  der  bürgerlichen  Civilprozessordnung  ein  besonderes 
Verfahren  zur  Feststellung  der  Verschollenheit  einer  Person  besteht 
(C.P.O.  1451 — 1460),  so  hat  man  doch  für  nöthig  gehalten,  besondere 
Regeln  für  das  Verfahren  zur  Feststellung  der  Verschollenheit  in  Ehesachen 
zu  erlassen.  (Vgl.  Vollst.  Ges.Samml.  No.  11257  v.  14.  Januar  1895.)  Nach 
diesen  Regeln  ist  im  Gesuch  um  Scheidung  anzugeben,  wann  die  Gatten 
zuletzt  sich  gesehen  haben  und  unter  welchen  Umständen  sie  sich  trennten; 
ob  sie  unbewegliches  Vermögen  besitzen  und  wo  dasselbe  belegen  ist; 
welchem  Stande  sie  angehören;  ob  Eltern  und  Verwandte  am  Leben 
sind,  wo  sie  sich  aufhalten  und  wo  deren  etwaiges  unbewegliches  Ver- 
mögen belegen  ist.  Sind  die  Daten  unvollständig,  so  erhält  der  Kläger 
zu  ihrer  Ergänzung  eine  Frist  von  sechs  Monaten.  Die  Verwandten 
und  sonstigen  Zeugen  werden  vom  Gerichte  oder  an  ihrem  Wohnort 
durch  die  Polizei  in  Gegenwart  eines  Delegiiiien  der  Geistlichkeit  be- 
fragt; ebenso  die  Nachbarn  des  unbeweglichen  Eigenthums  des  Ver- 
schollenen. Zugleich  wird  in  der  vom  Synod  herausgegebenen  geist- 
lichen Zeitschrift  die  Klage  öffentlich  bekannt  gemacht  nüt  der  Auf- 
forderung an  den  Beklagten,  sich  zu  stellen.  Trifft  eine  sichere  Nach- 
richt ein,  dass  der  Beklagte  gestorben  oder  am  Leben  sei,  so  wird  das 
Verfahren  eingestellt.  Nach  Ablauf  eines  Jahres  vom  Erlasse  jener 
Bekanntmachung  findet  eine  Verhandlung  über  die  erhobenen  Beweise 
und  die  sonst  eingegangenen  Anzeigen  statt.   Wenn  die  Aussagen  und 


„in  ihrer  Q^sammtheit  das  Verbrechen  enthüllen^.  Durch  die  weitgehende  Forderung 
der  Praxis  werden  die  Scheidungsprozesse  auch,  wegen  der  Kosten  für  die  Herbei- 
Schaffung  von  Zeugen,  sehr  vertheuert.  Den  Zeugen  müssen  übrigens  nach  der  Theorie 
des  formellen  Beweises  die  Richter  selbst  dann  glauben,  wenn  sie  vom  Gegen theil 
überzeugt  sind  (Sagorowski,  0  raswode  S.  464 — 466). 

Leske  a.  Loewenfeld,  Beohtsverfolgimg.    Ergftnzangsband.  ^8 
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sonstigen  Nachrichten  keinen  Zweifel  an  der  VerschoUenheit  hervorruf en, 
so  wird  Scheidung  nnd  Genehmigung  der  Wiederverheirathung  verfugt. 
Dagegen  wird  die  Entscheidung  über  die  Schuld  des  Verschollenen  bis 
zu  seinem  Erscheinen  ausgesetzt. 

In  Sachen  von  Bauern  und  Kleinbürgern  unterliegt  das  Urtheil  nur 
der  Bestätigung  des  Bischofs.  In  Sachen  von  Personen  anderer  Stände 
muss  es  ausserdem  zui*  Revision  an  den  Synod  gehen.  Gegen  das 
Urtheil  des  Gerichts  ist  binnen  zwei  Monaten  eine  Beschwerde  an  den 
Synod  gestattet. 

Den  Frauen  von  Soldaten,  die  desertirt  oder  in  Kriegsgefangen- 
schaft gerathen  oder  sonst  im  Kriege  verschollen  sind,  ist  es  gestattet, 
bei  Scheidungsklagen  den  Beweis  der  VerschoUenheit  zu  führen  und  die 
Scheidung  zu  erlangen  auf  Grund  einer  Bescheinigung  der  örtlichen 
Polizei  über  die  Zeit  der  Desertion,  Gefangenschaft  oder  Entfernung, 
sowie  darüber,  dass  der  Verschollene  im  Laufe  von  5  Jahren  durch  die 
Militärbehörde  nicht  ermittelt  worden  sei  (X,  1,  56;  Regeln  v.  14.  Januar 
1896;  Vollst.  Ges.Samml.  No.  11257,  P.  5,  Anmerkung). 

5.  In  den  übrigen  Fällen  (d.  i.  abgesehen  von  den  Fällen  des 
Ehebruchs,  der  Impotenz  und  der  Verschollenheit)  ist  das  Verfahren 
wesentlich  einfacher.  Liegt  eine  Verurtheilung  zum  Verlust  aller  bürger- 
lichen Rechte  vor,  so  wird  auf  Grund  dieses  Urtheils  die  Scheidung  ohne 
weitere  Verhandlung  verfügt.  Beim  Wunsch  beider  Ehegatten,  ins  Kloster 
zu  gehen,  haben  beide  das  Gesuch  einzureichen  und  zu  konstatiren,  dass 
die  vom  Gesetze  für  diesen  Fall  festgestellten  Bedingungen  vorhanden 
seien.  Bei  der  Scheidung  wegen  üeberti'itts  eines  Nichtchristen  zur 
Rechtgläubigkeit  genügt  die  einfache  Erklärung,  die  Ehe  nicht  foi-tsetzen 
zu  wollen. 

6.  Entsteht  Streit  über  die  Wirkungen  der  Ehescheidung  auf 
die  persönlichen  und  Vermögensrechte  der  geschiedenen  Ehegatten,  so 
wird  darüber  durch  die  bürgerlichen  Gerichte  im  Civüprozess  entschieden.^) 

7.  Was  die  Altgläubigen  betrifft,  so  ist  nicht  nur  die  Entschei- 
dung über  die  Wirkung  der  Ehe  auf  die  bürgerlichen  Rechte  der  Ehe- 
gatten, sondern  auch  die  über  Ungültigkeit  und  Scheidung  der  Ehen 
den  bürgerlichen  Gerichten  übertragen  (C.P.O.  1356*).  Das  Verfahren 
richtet  sich  nach  der  Civilprozessordnung  (C.P.O.  1356*).  Die  Zu- 
ständigkeit der  bürgerlichen  Gerichte  wird  nach  denselben  Grundsätzen 
bestimmt,  wie  die  der  geistlichen  Gerichte  (CP.O.  1356*^.  Zustandig 
sind  in  erster  Instanz  die  Bezirksgerichte  (CP.O.  202;  Leske-Loewen- 
feld,  Rechtsverfolgung  11  S.  590),  und  es  finden  die  Rechtsmittel  der 
Appellation  und  Kassation  statt  (vgl.  das.  S.  655 ff.,  659).  Das  Civil- 
gericht  entscheidet  über  Ungültigkeit  und  Scheidung  der  Ehe  nach  den 
für  Rechtgläubige  geltenden  Bestimmungen  (CP.O.  1356*).  In  zweifel- 
haften, die  verbotenen  Verwandtschaftsgrade   betreffenden  Fällen  kann 


')  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  U  S.  684,  587fir. 
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ein  Gutachten  des  geistlichen  Gerichts  eingeholt  werden  (das.  1366*). 
Das  Verfahren  zur  Feststellung  der  Verschollenheit  findet  nach  den  in 
der  Civilprozessordnung  enthaltenen  Regeln  statt  (Artt.  1461 — 1460). 


H.  Eheschliessung  und  Ehescheidung  bei  den 
Eingeborenen  in  den  Kolonien. 

I.  Allgemeines.  —  Russlands  Kolonien  —  Sibirien,  Mittelasien 
(Steppengebiet),  Turkestan,  Transkaspien  -—  schliessen  sich  unmittelbar 
an  das  Reich  an.  Die  nicht  dem  russischen  Stamme  angehörenden  und 
noch  nicht  russifizirten  Eingeborenen  (Inorodzen,  d.  i.  anderen  Stammes) 
dieser  Länder  sowie  einiger  angrenzender  Gouvernements  des  europäischen 
Busslands  —  Archangel,  Astrachan,  Stawropol  und  Kaukasus  —  leben 
zum  Theil  oder  ganz  nach  eigenem  Rechte,  und  zwar  die  Mohammedaner 
nach  allgemeinem  islamitischem  Rechte  —  der  Scheriat  sunnitischer 
oder  schiitischer  Auffassung  —  und  nach  dem  örtlichen  Gewohnheits- 
rechte —  der  Adat  — ,  während  für  die  Buddhisten  und  Heiden  aus- 
schliesslich ihr  Gewohnheitsrecht  massgebend  ist.  Das  russische  Recht 
unterscheidet  aber  ausserdem  bei  den  „Eingeborenen"  (Inorodzen)  die 
sesshaften  von  den  Nomaden.  Die  sesshaften,  die  sich  mit  Ackerbau, 
Handel  und  Gewerben  beschäftigen,  leben  zwar  im  Allgemeinen  nach 
russischem  Rechte ;  doch  sind  für  die  Eheschliessung  (Verlobung  und  Mit- 
gift inbegriffen)  ihre  Religionsgebräuche  und  ihr  Gewohnheitsrecht  mass- 
gebend, ebenso  das  letztere  für  das  Erbrecht.*)  Die  Nomaden  dagegen 
leben  völlig  nach  ihrem  Gewohnheitsrecht,  auch  wenn  sie  allmählich  zum 
Ackerbau  übergehen.^) 

n.  Die  ^Steppengesetze^.  —  Das  Gewohnheitsrecht  der  sibirischen 
Völkerschaften  wurde  in  den  zwanziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
auf  Anregung  des  Organisators  Sibiriens,  des  Grafen  Speranski,  ge- 
sammelt und  bearbeitet;  gedruckt  wurde  nur  das  Gewohnheitsrecht  der 
ostsibirischen  Völkerschaften:  Swod  stepnych  sakonow  koczujuszczich 
inorodzew  wostocznoi  Sibiri,  St.  Petersburg,  1841  (Sammlung  der  Steppen- 
gesetze der  nomadisirenden  Inorodzen  Ostsibiriens). 

Nach  Speranski's  Tode  ist  in  dieser  Sache  nichts  weiter  geschehen. 
Das  1841  veröffentlichte  Gesetzbuch  ist  unbestätigt,  das  Gewohnheitsrecht 
der  Völkerschaften  Westsibiriens  nie  bearbeitet  worden.  Durch  Privat- 
personen ist  später  das  auf  Antrieb  des  Grafen  Speranski  gesammelte 
Material  veröffentlicht  worden:  Samokwassow,  Sbomik  obycznawo  prawa 
sibirskich  inorodzew,  Warschau,  1876  (Sammlung  der  Gewohnheitsrechte 
der  sibirischen  Inorodzen).    Im  Reichsgesetzbuch  wird  jedoch  ausdrück- 

1)  Poloshenije   ob   inorod^ach  (Inorodzen- Ordnung)  Artt.  7,  16,  26,  41  ff.,  102; 
Keichsgesetzbuch  II,  Ausg.  von  1892. 
s)  Daselbst  Artt.  3,  6,  26,  Anm. 
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lieh  auf  die  Steppengesetze  hingewiesen  (Inorodzen-Ordnong  Artt  32  \l 
114,  Anm.),  nnd  von  den  Grerichten  nnd  sonstigen  Behörden  werden  sie 
in  Folge  dessen  angewandt. 

Die  Bestimmnngen  der  Steppengesetze  über  Verlobung,  Eheschliessong 
und  Ehescheidung  sind  folgende: 

1.  Verlobung.  Bei  der  Verlobung  giebt  der  Bräutigam  dem  Vater, 
der  Mutter  oder  dem  Verwandten  der  Braut^  der  sie  verheirathet,  nach 
Vereinbarung  den  ,,Kalym^:  eine  Anzahl  Pferde,  Rinder,  Schafe,  Gerätii 
Felle  und  etwas  Geld.  Kommt  die  Ehe  nicht  zu  Stande,  so  muss  der 
Kalym  zurückgezahlt  werden.*)  Der  Schuldige  hat  je  nach  den  ümstfinden 
eine  grössere  oder  geringere  Entschädigung  zu  zahlen  (Steppengesetze 
Artt.  334 — 341).  Wenn  die  beiderseitigen  Verwandten  Bräute  tauschen, 
so  fällt  der  Kalym  weg;  kommt  dann  eine  der  in  Aussicht  genommenen 
Ehen  nicht  zu  Stande,  so  wird  nach  obigen  Grundsätzen  für  die  andere 
Kalym  und  Schadenersatz  gezahlt  (343 — 346).  Kommt  die  Ehe  in  Folge 
des  Todes  eines  der  Verlobten  nicht  zu  Stande,  so  können  nach  Ueber- 
einkunft  an  Stelle  des  verstorbenen  Bräutigams  oder  der  verstorbenen 
Braut  Verwandte  eintreten,  sonst  muss  der  Kalym  zurückgezahlt,  resp. 
gezahlt  werden  (Artt.  336,  344).  Der  Kalym  kann  von  Seiten  emes 
unbemittelten  Bräutigams  abgeai'beitet  werden  (347,  348). 

2.  Eheschliessung.  Die  Ehe  wird  nur  mit  Genehmigung  der 
Stammesältesten  geschlossen,  welche  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Eheerfordemisse  zu  überwachen  haben  (Art.  29). 
Eine  Eheschliessung  ohne  Zustimmung  der  Stammesältesten  ist  ungültig 
(Artt.  17—20). 

Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe  sind:  a)  für  Männer  das  16.,  für 
Frauen  das  14.  Lebensjahr  (Art.  9);  b)  geistige  Gesundheit  (Art.  10); 
c)  freier  Wille  (Art.  13);  d)  Einwilligung  der  Eltern;  Eheschliessung 
ohne  diese  Einwilligung  ist  strafbar;  e)  verboten  sind  Ehen  bis  zum 
3.  Grade  der  Blutsverwandtschaft  und  2.  Grade  der  Schwägerschaft 
(Art.  15),  bei  einigen  Stämmen  nur  bis  zum  2.  Grade  der  Blutsverwandt- 
schaft. Die  Folgen  einer  Uebertretung  dieser  Vorschriften  bestimmen 
die  Stammesältesten. 

Die  Trauung  findet  nach  Genehmigung  der  Ehe  durch  die  Stammes- 
ältesten (gewöhnlich  „Lamen"  genannt)  statt 

3.  Auflösung  der  Ehe;  insbesondere  Ehescheidung.  —  Die 
Ehe  hört  auf  durch  Verurtheilung  wegen  schweizer  Verbrechen;  durch 
Ausstossung  aus  dem  Stamme;  durch  Verschollenheit  (siehe  nachstehend 
S.  757  unter  f);  durch  Scheidung  (Art  23). 

*)  Der  Kalym  geht  in  das  £igeDthum  dessen  über,  der  die  Braut  verheirathet, 
ist  also  der  Kaufpreis  für  die  Frau.  Die  Ehe  wird  durch  Kauf  geschlossen ;  daher  die 
Bestimmung,  dass  sie  erst  durch  vollständige  Zahlung  des  Kalym  als  definitiv  geschlossen 
gilt.  Vorher  soll  der  Beischlaf  nicht  stattfinden  (Steppengesetze  Art.  331).  —  Der 
Kalym  kommt  auch  bei  den  dem  Islam  anhängenden  Völkerschaften  vor,  ebenso  bei 
den  Bergvölkern  des  Kaukasus,  doch  gehört  er  bei  diesen  entweder  ganz  oder  mm 
Theil  der  Frau. 
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Scheidnngsgrttnde  sind:  a)  Uebereinkanft ;  b)  grausame  Behandlung 
der  Frau  durch  den  Mann;  c)  Versagung  des  der  Frau  gebührenden 
Unterhalts;  d)  Unfähigkeit  zum  Beischlaf;  e)  Unfruchtbarkeit  der  Frau, 
sofern  sie  nicht  bereits  einen  Sohn  geboren  hat  (Art.  34,  41);  f)  bös- 
liche Verlassung,  Verschollenheit:  Wenn  nämlich  die  Frau  ohne  Grund 
den  Mann  verlässt,  so  wii'd  sie  zurückgebracht  und  bestraft,  im  Wieder- 
holungsfalle aber  kann  der  Mann  Scheidung  verlangen  (38,  39).  Ist  hin- 
gegen der  Mann  3  Jahre  abwesend  gewesen,  so  kann  die  Frau  bei  den 
Aeltesten  Verschollenheitserklärung  beantragen,  durch  deren  Erkärung 
die  Ehe  aufgelöst  wird  (Art.  28). 

Bei  Scheidung  durch  Uebereinkunft  nimmt  die  Frau  ihre  Aussteuer 
und  alle  ihre  Habe  mit  und  der  Mann  erhält  den  Ealym  zurück.  In  den 
anderen  Fällen  erleidet  der  Schuldige  eine  Einbusse  nach  gemeinsamer 
Bestimmung  der  beiderseitigen  Aeltesten. 

Die  Entscheidung  über  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehen  und 
über  Ehescheidung  haben  die  Stammesverwaltungen  (Aeltesten).  Mehrere 
Stämme  stehen  unter  einer  gemeinsamen  Oberverwaltung:  Inorodnaja 
Uprawa.  Diese  bildet  in  Ehesachen  die  zweite  Instanz  (Steppengesetze 
1327 — 1332).  Beschwerden  über  deren  Entscheidung  gehen  an  die  ört- 
liche russische  Polizeiverwaltung.  Beschwerden  über  deren  Entscheidung 
werden  von  dem  örtlichen  Bezirksgericht  erledigt,  welches  nach  der 
Civilprozessordnung  verfährt. 

III.  Bechtsgewohnlieiten  anderer  Stämme.  —  Die  Rechtsgewohn- 
heiten der  in  Westsibii*ien,  in  Mittelasien,  im  Astrachan'schen  und  im 
Stawropol'schen  Gouvernement  nomadisii'enden  Völkerschaften  und  der 
Samojeden  im  Archangerschen  Gouvernement  sind  im  Wesentlichen  den 
unter  II  erwähnten  Steppengesetzen,  die  ja  auch  nur  auf  Gewohnheits- 
recht beruhen,  ähnlich.  Im  einzelnen  kommen  Modifikationen  vor,  die 
sich  aber  durch  Gesetzesstellen  nicht  belegen  lassen,  da  diese  Rechts- 
gewohnheiten  nicht  kodifiziii;  sind.  Bei  den  Samojeden  wird  die  Ehe 
überhaupt  nur  auf  Kündigung  geschlossen  und  kann  jederzeit  gelöst 
werden. 

Beim  geringsten  Verdachte  des  Ehebruchs  kann  der  Mann  die  Frau 
fortschicken. 

IT.  Sonderrecht  der  Bergvölker  des  Kaukasus.  —  Im  Kaukasus 
ist  nach  dessen  völliger  Unterwerfung  das  russische  Recht  eingeführt. 

Bei  den  zum  Christenthum  gerechneten  Völkerschaften  wird  die  Ehe 
durch  Trauung  eines  Geistlichen  geschlossen.  Verlobung,  Ehekontrakt, 
Mitgift  werden  durch  das  örtliche  Gewohnheitsrecht  (Adat)  bestimmt.  Die 
verschiedenen  Adat  sind  nicht  gesammelt  und  über  ihren  Inhalt  erfährt 
man  nur  aus  den  Arbeiten  einzelner  Forscher.  Bei  den  Mohammedanern 
sind  massgebend  das  islamitische  Recht,  Scheriat  und  Adat,  die  in 
früherer  Zeit  eine  grössere  Bedeutung  als  jetzt  hatten  und  als  ein- 
heimisches Recht  die  Scheriat  überwogen,  sodass  diese  nur  als  allgemeine 
Rechtslehre  und  Hilfsrecht  galt.  Die  örtliche  Adat  war  jedermann  be- 
kannt und  wurde  daher  in  erster  Linie  angewandt.    Mit  der  Einführung 
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des  rassischen  Rechtes  änderte  sich  das  in  allen  Sachen,  die  yor  die 
russischen  Gerichte  kamen. 

Das  Eherecht  (Verlobung,  Ehekontrakt,  Mitgift,  EheschliessoDg)^) 
wurde  der  Geistlichkeit  überwiesen,  welche  die  Scheriat  anwandte.  Für 
das  Erbrecht  sollten  Scheriat  und  Adat  massgebend  sein.  Da  die  Adat 
den  russischen  Gerichten  unbekannt  waren,  so  kamen  sie  nur  selten  zur 
Anwendung  und  waren  im  Gesetze  kaum  erwähnt,  das  fast  ausschliesslich 
auf  die  Scheriat  hinwies.^  Die  Scheriat,  wenn  auch  nicht  kodifizirt,  ist 
leicht  zugänglich  aus  Sammelwerken  und  wissenschaftlichen  Darstellungen 
der  arabischen  Literatur  und  aus  Gutachten  der  geistlichen  Gerichte 
sunnitischer  und  schiitischer  Observanz. 

In  allen  anderen  Rechtsverhältnissen,  soweit  dieselben  zur  Beur- 
theilung  der  russischen  Gerichte  kommen,  wird  das  russische  Recht  an- 
gewandt, also  auch  auf  das  Familienrecht  und  die  Wirkung  der  Ehe  im 
bürgerlichen  Leben.*) 

>)  Kass.-EnUch.  v.  Jahre  1900.  No.  13. 

•)  X,  1,  90—95.  1130.  1161.  1338—1340. 

*)  X,  1,  93:  „Nach  mohammedanischem  Rechte  haben  die  Frauen  der  die  Wehr- 
pflicht ableistenden  Mohammedaner  das  unentziehbare  Recht,  eine  andere  Ehe  zu 
schliessen,  wenn  sie  Scheidebriefe  haben;  aber  um  zu  yerhindem,  das«  diejenigen,  die 
dieses  Recht  nicht  haben,  sich  dessen  bedienen,  sind  die  folgenden  Regeln  festgestellt.* 

X,  1,  94:  „Das  Recht,  eine  neue  Ehe  zu  schliessen,  haben  nur  diejenigen  Fraoeo 
eines  die  Wehrpflicht  leistenden  Mohammedaners,  deren  vom  Manne  ausgestellter  Scheide- 
brief dem  mohammedanischen  Rechte  entspricht.  Nur  solche  Scheidebriefe  der  Moham- 
medaner werden  als  gültig  angesehen,  welche  in  die  Metrikbncher  durch  die  mit  der 
Führung  derselben  betrauten  Imame  eingetragen  und  von  ihnen  unterzeichnet  sind. 
Den  Frauen,  die  Scheidebriefe  erhalten  haben,  müssen  Auszüge  aus  den  Metrikbächen 
ertheilt  werden,  in  welchen  die  erwähnten  Scheidebriefe  einzutragen  sind,  damit  sie. 
nach  Ablauf  der  im  Scheidebriefe  angegebenen  Frist,  ihre  Absicht,  eine  neue  Ehe  ein- 
zugehen, bestimmt  erklären  und  in  die  Metrikbücher  eintragen  lassen.  Die  Imante 
und  Mollahs  sind  verpflichtet,  erst  nach  sorgfältiger  Prüfung  der  Form  und  des  Inhalts 
der  Scheidebriefe  die  neue  Ehe  abznschliessen.^ 

X,  1,  95:  „Sowohl  die  unter  Beobachtung  aller  obenerwähnten  Bestimmungen  ab- 
geschlossenen Ehen,  als  auch  die  aus  denselben  geborenen  Kinder  werden  als  gesetz- 
liche anerkannt;  dagegen  sind  Ehen,  welche  auf  Grund  unberechtigter  Scheidung  and 
gegen  die  erwähnten  Bestimmungen  geschlossen  sind,  ungültig. **  —  YgL  auch  X,  1. 
1338—1340,  C.P.O.  1837. 

Eassations-Entscheidung  vom  10.  Mai  1900,  No.  41:  „Die  moslemische  Scheriat 
gilt  innerhalb  der  Grenzen  des  (russischen)  Reiches  und  ausserhalb  derselben  und  ist 
also  ein  Mittelding  zwischen  inländischem  und  ausländischem  Recht,  es  ist  weder  kodi- 
iizirt  noch  publizirt  and  den  Gerichten  nur  bekannt  in  privaten  Ausgaben  und  aus 
wissenschaftlichen,  eine  grössere  oder  geringere  Autorität  besitzenden  Werken.  Daher 
wird  in  solchen  Fällen  ein  Gutachten  der  höchsten  geistlichen  (schiitischen  oder  sunni- 
tischen) Behörde  eingeholt  oder  den  Parteien  überlassen,  solche  Gutachten  einzureicheo. 
Diese  Gutachten  unterliegen  als  Beweismittel  in  Fragen  des  Rechts  der  Beurtheilnng 
des  Gerichts." 

Abgesehen  von  der  Eheschliessung  und  dem  Erbrecht  unterliegen  die  übrigen 
Rechtsverhältnisse  dem  russischen  Recht,  speziell  die  Wirkung  einer  gesetzlich  ge- 
schlossenen Ehe  und  die  Bestreitung  der  ehelichen  Gebart.  Wenn  daher  die  Scheriat 
zwei  Arten  einer  gesetzlichen  Ehe,  nämUch  die  beständige  und  die  zeitweilige  Ehe, 
unterscheidet  und  daran  die  Wirkung  knüpft,  dass  bei  der  beständigen  Ehe  die  ans 
derselben  geborenen  Kinder  nur  durch  feierliche  Verfluchung,  bei  der  zeitweiligen  Ehe 
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§9. 

J.  Intematioiiales  Eherecht. ^) 

Das  russische  Recht  enthält  keine  besonderen  Bestimmungen  weder 
über  Eheschliessung  und  Ehescheidung  russischer  Unterthanen  im  Auslande, 
noch  der  Ausländer  in  Russland.*)  Dieses  Schweigen  wäre  verschieden 
zu  interpretiren,  je  nachdem  das  russische  Recht  das  Nationalitäts- 
oder das  Territorialitätsprinzip  anerkennt.  Im  ersten  FaUe  würde  für 
den  Russen  im  Auslande  sein  Heimathrecht  und  nur  dieses  massgebend 
sein;  im  zweiten  Falle  das  Recht  des  Landes,  in  dessen  Gebiete  die  Ehe 
geschlossen  wird.  Für  Ausländer  in  Russland  gälte  das  Entsprechende. 
Es  könnten  auch  beide  Grundsätze  so  kombinirt  werden,  dass  für  die 
Voraussetzungen  und  Hindemisse  der  Ehe  das  Heimathsrecht,  für  die 
Form  das  Territorialrecht  massgebend  wären.  In  beiden  Fällen  wäre 
eine  internationale  Gemeinschaft  begründet  und  sichergestellt  durch  gleich- 
massige  Anerkennung  der  verschiedenen  Rechte. 

Die  Geschichte  zeigt,  dass  in  Russland  die  Ehe  ursprünglich  durch 
die  äusserlich   erkennbare,  ausgesprochene  Willensübereinstimmung  ge- 


aber  die  Kinder  durch  eine  einfache  Erklärung  für  uneheUch  erklärt  werden  können,  so  sind 
diese  letzteren  Bestimmungen  nicht  anwendbar,  sondern  es  kann  über  die  eheliche  Geburt 
eines  Kindes  nur  nach  russischem  Recht  durch  Gerichtsurtheil  entschieden  werden.  Denn  die 
eheliche  Geburt  ist  zwar  entscheidend  für  das  Erbrecht,  aber  die  betreffenden  Bestimmungen 
sind  darum  keine  erbrechtlichen  Normen,  sondern  beziehen  sich  auf  die  Wirkungen  der  Ehe. 

*)  Siehe  hierüber  neuestens:  Mandel  stamm,  Du  mariage  et  du  divorce  dans 
les  rapports  intemationauz,  au  point  de  Tue  du  droit  russe;  Clun et,  Journal  du  droit 
intern.  1902.    8.  243ff.,  460ff. 

*)  Der  unter  den  Literaturangaben  (S.  723,  unten)  erwähnte  Entwurf  des  neuen  russi- 
schen Frivatrechts  sieht  dagegen  über  die  Eheschliessung  folgende  Bestimmungen  yor: 

Art.  102:  Die  Eheschliessung  russischer  Unterthanen  im  Ausland  unterliegt  den 
russischen  Gesetzen  sowohl  in  Bezug  auf  die  Trauung  als  auch  hinsichtlich  der  Yoraus- 
setzungen  und  Hindemisse  der  Ehe. 

Art.  108:  Diese  Regel  erstreckt  sich  auch  auf  Ehen  russischer  Unterthanen  mit 
Ausländerinnen.  Die  Ehe  einer  Russin  mit  einem  Ausländer  jedoch  ist  gültig,  wenn 
sie  nach  dem  Heimathsrechte  des  Mannes  geschlossen  ist. 

Art.  104:  Das  Aufgebot  findet  im  Lande  der  Eheschliessung  und  in  Russland 
statt,  an  beiden  Orten  nach  örtlichem  Rechte.  Die  Bescheinigung  über  die  Zulässigkeit 
der  Ehe  ist  gültig  für  die  Dauer  von  6  Monaten. 

Art.  106:  Ausländer  können  in  Russland  die  Ehe  nach  russischem  Rechte  oder 
nach  ihrem  Heimathsrechte  schliessen.  Im  letzteren  Falle  sind  jedoch  auch  für  sie  ver- 
bindlich die  Artt.  1,  2,  8,  9  No.  1  u.  2, 10, 12.  (Von  den  hier  erwähnten  Bestimmungen 
betreffen:  Art.  1  die  Freiheit  des  Willens;  Art.  2  die  Ehemündigkeit,  welche  mit  18 
bezw.  16  Jahren  eintritt ;  Art.  8  das  Eheverbot  wegen  geistiger  oder  physischer  Mängel 
und  das  Erfordemiss  vormundschaftlicher  Genehmigung  für  Entmündigte;  Art.  9  No.  1 
und  2  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Aszendenten  und  Deszendenten,  zwischen  Ge- 
schwistern, sowie  zwischen  einer  Person  und  den  Aszendenten  oder  Deszendenten  ihres 
firüheren  Gatten;  Art.  10  das  Verbot  der  Doppelehe;  Art.  12  das  Verbot  der  Ehe  von 
Christen,  Juden  oder  Mohammedanern  mit  Heiden.) 

Art.  107:  Der  Ausländer  muss  die  Zulässigkeit  der  Eheschliessnng  durch  eine 
Bescheinigung  des  diplomatischen  Agenten  oder  Konsuls  seines  Staates  oder  seiner 
Heimathbehörde  nachweisen.  Lebt  er  über  ein  Jahr  in  Russland,  so  ist  das  Aufgebot 
im  Auslande  nicht  erforderlich. 
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schlössen  wurde.  Die  Form  war  nnwesentlich.  Noch  im  18.  und  im 
Anfange  des  19.  Jahrhunderts  wurde  die  im  Auslande  nach  dortigem 
Gesetze,  in  Widerspruch  mit  dem  russischen  Rechte  geschlossene  Ehe  als 
solche,  wenn  auch  nicht  als  Sakrament  anerkannt^) 

Im  geltenden  Bechte  ist  diese  Auffassung  verschwunden:  die  Form 
ist  zum  Wesen  erhoben  und  soll  allein  ausschlaggebend  sein,  wo  und 
von  wem  die  Ehe  auch  geschlossen  werde.  Zur  Durchführung  dieser 
Auffassung  werden  beide  oben  angeführten  Grundsätze  angewandt,  aber 
nicht  im  Sinne  der  Gleichberechtigung  der  verschiedenen  Rechtssysteme, 
sondeni  im  Sinne  der  Herrschaft  eines  Rechtes  über  alle  anderen.  Das 
Nationalitätsprinzip  bestimmt  die  Eheschliessung  und  Ehescheidung 
der  russischen  Unterthanen,  wo  sie  sich  auch  befinden  mögen;  das 
Territorialitätsprinzip  hingegen  wii'd  auf  die  Ausländer  in  Russland  an- 
gewandt^) Das  russische  Recht  beansprucht  also  für  diese  Rechts- 
verhältnisse alleinige  und  ausschliessliche  Geltung;  von  internationaler 
Gleichberechtigung  ist  keine  Rede.  Auch  die  Wirkungen  der  Ehe  auf 
die  persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der 
Gatten  werden  in  Russland  nur  nach  russischem  Rechte  beurtheilt.^) 

Was  insbesondere  die  Eheschliessung  betrifft,  so  gilt  für  den 
Russen  auch  im  Auslande  sowie  für  den  Ausländer  in  Russland  einzig 
die  Form  des  russischen  Rechtes.    Da  jedoch  nach  diesem  die  Ehe  durch 


^)  Engelmann,  Staatsrecht  des  KaiserthamB  Russland  in  Marquardsen's  Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart,  §  25  S.  26 ff.  —  Mandelstamm,  Die 
Haager  Konferenz  II  S.  525  f. 

*)  Das  Reichsgesetzbuch  des  Kaiserthums  Russland,  I.  Grundgesetze,  enthält 
folgende  auf  internationales  Recht  bezügliche  Bestimmung: 

Art.  63^  »Das  Gesetz  gilt  heilig  und  unverbrüchlich  für  Alle  und  Jeden,  sowohl 
für  Unterthanen  als  auch  für  Ausländer,  die  sich  im  Reichsgebiete  befinden,  soweit 
es  sie  angeht,  ohne  Unterschied  des  Standes,  Ranges  und  Geschlechts.*' 

Vgl.  femer  Strafgesetzbuch  XY  Art.  168:  »Den  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs 
unterliegen  gleichmassig  alle  Unterthanen  innerhalb  der  Grenzen  des  russischen  JEteiches.'' 

170:  „Die  in  Russland  wohnenden  oder  zeitweilig  sich  aufhaltenden  Ausländer 
unterliegen  den  Strafgesetzen  in  demselben  Umfange  wie  die  russischen  Unterthanen, 
falls  nicht  durch  Verträge  Ausnahmen  gemacht  worden  sind.^ 

172:  „Der  fremde  Unterthan,  der  überführt  oder  verdächtig  ist,  ausserhalb  der 
Grenzen  des  (russischen)  Reiches  ein  Verbrechen  gegen  Russland  oder  dessen  Unter- 
thanen verübt  zu  haben,  unterliegt  vollständig  allen  Bestimmungen  dieses  Gesetzbaches.*' 

173:  »Die  ausserhalb  der  Grenzen  des  russischen  Reiches  befindlichen  russischen 
Unterthanen  unterliegen  dem  russischen  Strafrecht  für  alle  Verbrechen,  auch  gegen 
Fremde,  sowie  gegen  fremde  Staaten  und  Gesetze.**    (sie!) 

174:  „Nur  wenn  das  fremde  Recht  milder  straft,  wird  die  gegen  Fremde  im 
fremden  Lande  begangene  Handlung  milder  bestraft.**    Neues  Straf-G.B.  4.  9 — 12. 

')  Siehe  Mandelstamm,  Haager  Konferenz  11  S.  523 f.;  Denkschrift  der  russi- 
schen Regierung  für  die  belgische  vom  Jahre  1874:  Die  Russin  wird  durch  die  Ehe 
mit  einem  Ausländer  Ausländerin  und  umgekehrt.  In  Russland  unterliegen  Alle 
den  russischen  Gesetzen.  Die  Frau,  die  in  Belgien  in  Folge  der  Ehe  an  die  Zustim- 
mung ihres  Mannes  gebunden  ist,  verfügt  in  Russland  nach  wie  vor  frei  über  ihr  Ver- 
mögen. Während  sonst  im  Auslande  geschlossene  Verträge  in  Russland  gültig  sind, 
sind  Eheverträge  aller  Art  über  die  Beziehungen  der  Ehegatten  ungültig:  in  Rusaland 
verfügt  jeder  Ehegatte  in  jedem  Falle  nach  seinem  Belieben  über  sein  Vermögen. 
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kirchliche  Trauung,  entsprechend  der  Konfession  der  zu  Trauenden,  ge- 
schlossen wird,  so  trat  der  Widerspruch  gegen  das  fremde  Recht  nicht 
hervor,  so  lange  dieses  Recht  in  Bezug  auf  die  Eheschliessung  mit  den 
Vorschriften  einer  in  Russland  anerkannten  Religionsgesellschaft,  d.  h. 
also  mit  dem  russischen  Rechte  sich  deckte.  Peinliche  Konflikte  aber 
traten  zu  Tage  mit  den  Gesetzen  derjenigen  Staaten,  welche  die  bürger- 
liche Form  der  Eheschliessung  ausschliesslich  eingeführt  und  konsequent 
durchgeführt  hatten,  wie  dies  insbesondere  im  benachbarten  Deutschen 
Reiche  durch  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1875  geschehen  war.*)  In 
Deutschland  bestehen  russische  Kirchen,  deren  Geistliche,  wiewohl  sie 
von  der  russischen  Regierung  bestellt  sind,  doch  gleich  den  anderen,  von 
den  Landesregierungen  oder  kirchlichen  Organen  bestellten  Geistlichen 
vor  dem  Erlass  jenes  Gesetzes  Trauungen  nach  kirchlichem  Ritus  voll- 
zogen —  indem  sie  vermeintlich,  gemäss  der  in  Deutschland  geltenden 
Auffassung,  nach  territorialem  Rechte  verfuhren  („locus  regit  actum"), 
während  sie  thatsächlich  russisches  Recht  anwandten.  Dies  trat  deut- 
lich hervor,  als  sie  nach  Erlass  des  erwähnten  Gesetzes  fortfuhren,  wie 
bisher  Ehen  zu  trauen.  Sie  meinten,  die  sich  aus  dem  deutschen  Gesetze 
ergebenden  Konflikte  zu  vermeiden,  wenn  sie  sich  darauf  beschränkten, 
bei  Mischehen  die  kirchliche  Trauung  erat  nach  der  Civiltrauung  vor- 
zunehmen,^ während  das  deutsche  Gesetz  bei  Eheschliessungen  in  Deutsch- 
land in  allen  Fällen,  also  auch  bei  Eheschliessungen  zwischen  zwei  zur 
russischen  Kirche  gehörigen  russischen  Unterthanen,  nur  die  Civilehe 
anerkennt  und  die  Vornahme  einer  kii'chlichen  Trauung  verbietet,  solange 
die  Ehe  nicht  in  bürgerlicher  Form  geschlossen  ist.  Dies  verkannte 
auch  der  russische  Geistliche  in  Berlin;  er  glaubte  dem  Konflikt  zu  ent- 
gehen, wenn  er  Brautpaare  von  gemischter  Konfession  nur  dann  traute, 
wenn  der  Andersgläubige  vorher  zur  russischen  Kirche  übertrat,  in  der 
Meinung:  für  Rechtgläubige  könne  eben  nur  russisches  Recht  geltend  sein. 
—  Es  erwies  sich  femer,  dass  bei  den  Civiltrauungen  von  russischen  Staats- 
angehörigen in  Deutschland  die  Ehehindemisse  des  russischen  Rechtes 
aus  Unkenntniss  nicht  berücksichtigt  wurden,  sodass  die  demnächst  nach- 


^)  Bussische  Staatsangehörige  können,  wie  erwähnt,  auch  im  Auslande  gültig 
eine  Ehe  nur  vor  einem  Geistlichen  ihrer  Konfession  eingehen  (vgl.  Böhm,  Zeitschr. 
f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  1  S.  121),  und  wenn  auch  nur  einer  der  Eheschliessenden  der 
orthodoxen  Kirche  angehört,  so  kann  die  Ehe  gültig  nur  vor  einem  orthodoxen  Priester 
geschlossen  werden.  Vgl.  Clunet,  Journal  du  droit  international  1898  S.  745,  Böhm^ 
Zeitschr.  8  S.  509.  Wenn  nun  in  dem  betreffenden  Lande  nur  die  Civilehe  zugelassen 
und  den  Geistlichen  verboten  ist,  zur  kirchlichen  Trauung  zu  schreiten,  ehe  der  Nach- 
weis der  bürgerlichen  Eheschliessung  erbracht  ist,  so  bleibt  einem  russischen  Staats- 
angehörigen im  Auslande  solchen  Falls,  sofern  er  sich  der  Anerkennung  seiner  Ehe  in 
seinem  Heimathlande  versichern  will,  nur  übrig,  der  standesamtlichen  (bürgerlichen) 
Eheschliessung  die  Traaung'^durch  einen  Geistlichen  seiner  Konfession  folgen  zu  lassen. 
So  insbesondere  im  Deutschen  Beiche.  Vgl.  die  Erlasse  des  preuss.  Min.  des  Innern 
vom  16.  April  und  29.  November  1889  I  A.  711  und  9187;  Zeitschrift  „Der  Standes- 
beamte'« 1893  S.  186,  194  und  1898  S.  6. 

<)  Jfandelstamm,  II  S.  438 ff.;  Bericht  des  russischen  Gesandten  in  Württem- 
berg vom  Jahre  1878. 
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gesuchte  kirchliche  Trauung  verweigert  werden  musste  und  folgeweise 
der  nur  civiliter  geschlossenen  Ehe  in  Russland  die  Anerkennung  versagt 
wurde,  wie  andererseits  die  in  Deutschland  nur  kirchlich  geschlossene  Ehe 
daselbst  nicht  anerkannt  wurde.  Dies  wurde  in  einzelnen  Fällen  miss- 
braucht, um  trotz  der  in  dem  einen  Lande  gesetzlich  eingegangenen  und 
nicht  gelösten  Ehe  in  dem  anderen  Lande  eine  neue  Ehe  einzugehen.') 
Die  russische  Eegierung  erkannte  die  von  ihren  ünterthanen  im  Aus- 
lande civiliter  geschlossenen  Ehen  nicht  an,  ja  anfänglich  auch  nicht 
einmal  die  von  Ausländem  vor  den  Konsuln  ihres  Landes  in  Russland 
geschlossenen  Ehen.^)  Dazwischen  kamen  in  Russland  auch  wieder  Fälle 
vor,  wo  nach  anderen  Grundsätzen  verfahren  wurde.  In  Paris  hatte  ein 
russischer  Lutheraner  in  extremis  sich  blos  kirchlich  trauen  lassen,  wie 
es  scheint,  um  dem  anderen  Gatten  pekuniäre  Vortheile  zu  sichern.  In 
Russland  wurde  die  Ehe  nicht  anerkannt:  Nach  französischem  Rechte 
sei  Civiltrauung  unerlässlich  und  „locus  regit  actum".')  Ein  civiliter 
getrauter  Preusse  war  nach  Warschau  gegangen  und  hatte  sich  dort 
mit  einer  anderen  Frau  kirchlich  trauen  lassen,  er  wurde  wegen  Bigamie 
verurtheilt.*)  Dann  wird  aber  wieder  eine  in  der  Schweiz  civiliter  ge- 
schlossene und  nachträglich  kirchlich  eingesegnete  Ehe,  „weil  die  Ein- 
segnung keine  kirchliche  Trauung  sei"  (Fall  Petri),  nicht  als  Ehe  an- 
erkannt.^) Das  lutherische  Generalkonsistorium,  als  geistliches  Gericht,  ging 

^)  Aktenstücke,  abg^edruckt  bei  Mandelstamm,  U  S.  1B8,  535 — 539;  Kass.- 
Entsch.  des  Kriminaldepartements  des  Senats  vom  10.  Januar  1889:  Der  preussische 
Unterthan  Chmelnik  hatte  am  4.  Oktober  1876  in  Berlin  sich  civiliter  trauen  lassen. 
Später  war  er  nach  Warschau  gegangen  und  hatte  sich  hier  im  Jahre  1888  kirchlich 
mit  einer  anderen  Frau  trauen  lassen.  Seine  mit  Kindern  zurückgebliebene  erste  Ehe- 
frau belangte  ihn  in  Warschau  wegen  Bigamie.  Er  wurde  yerurtheilt  und  seine  zweite 
Ehe  für  nichtig  erklärt.  In  der  Kassationsklage  machte  sein  Vertheidiger  geltend: 
Nach  dem  geltenden  Kechte  müsse  über  die  Gültigkeit  seiner  ersten  Ehe  das  geistliche 
Gericht  der  betreffenden  Konfession  befragt  werden.  Chmelnik  sei  Katholik  und 
nach  katholischem  Kirchenrechte  sei  seine  erste  Ehe  nichtig;  er  könne  daher  nicht 
wegen  Bigamie  verurtheilt  werden  und  seine  zweite  Ehe  bestände  zu  Recht. 

Der  Senat  erkannte  an,  es  sei  richtig,  dass  nur  dem  geistlichen  Gericht  der  Kon- 
fession, nach  deren  Regeln  eine  Ehe  getraut  sei,  die  Entscheidung  über  deren  Gültig- 
keit zustehe.  Beklagter  sei  aber  nicht  nach  katholischem  Kirchenrechte,  sondern  nach 
deutschem  Rechte  getraut,  nach  diesem  müsste  die  Gültigkeit  seiner  Ehe  beurtheilt 
werden.  Nach  deutschem  Rechte  sei  es  eine  rechte  Ehe.  Es  sei  unzulässig,  die  Ver- 
letzung der  Rechte  einer  Ehefrau  und  der  Kinder  ungestraft  zu  lassen,  blos  weil  die 
Ehe  nach  den  Gesetzen  seiner  fleimath  ohne  kirchliche  Einsegnung  geschlossen  sei; 
es  gehe  nicht  an,  dass  in  Russland  Verbrechen,  die  im  Heimathlande  des  Thaters 
strafbar  seien,  unbestraft  bleiben  sollten.  Der  Angeklagte  habe  sehr  wohl  gewusst, 
dass  er  eine  Schändlichkeit  begehe  und  seine  zweite  Ehe  ungesetzlich  sei.  Er  könne 
sich  nicht  darauf  berufen,  dass  ein  Russe  in  gleichem  Falle  freigesprochen  werde. 
Wenn  ein  russischer  Unterthan  im  Auslande  sich  habe  civiliter  trauen 
lassen  und  dann  in  Russland  eine  neue  Ehe  eingehe,  so  könne  er  aller- 
dings nicht  yerurtheilt  werden,  weil  für  ihn  die  Civiltrauung  keine  Bhe- 
schliessung  involvire. 

*)  Mandelstamm,  IT  S.  59ff.,  188ff. 

>)  Mandelstamm,  II  S.  186.  4d4f. 

«)  Daselbst  S.  187,  535—539.    Siehe  die  vorletzte  Anm. 

•)  Daselbst  S.  188  ff. 
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dayon  ans,  dass  die  im  Auslände  nach  dem  dortigen  Rechte  geschlossene 
Civilehe  immerhin  als  Ehe  zu  behandeln  sei  nnd  unterzog  sich  daher 
der  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  oder  Scheidung  solcher  Ehen. 
Ueberhaupt  verfuhren  die  Gerichte  korrekt,  indem  sie  wenigstens  die 
von  Nichtrechtgläubigen  im  Auslande  civiliter  geschlossenen  Ehen  an- 
erkannten. Aber  da  ihre  Unabhängigkeit  nur  in  thesi  besteht  und  sie  sich 
den  Anschauungen  der  Administration  fügen  müssen,  so  half  das  nichts. 

Solche  Konflikte  waren  für  beide  Regierungen  unerwünscht  und 
vom  Jahre  1878  begann  ein  Depeschenwechsel  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  resp.  Preussen  und  Russland,  um  die  Schwierigkeiten  zu  be- 
seitigen.*) Trotz  allen  guten  Willens  trat  in  dieser  Korrespondenz  der 
Gegensatz  in  den  beiderseitigen  Auffassungen  nur  schroffer  hervor  und 
fixirte  sich  scharf  und  prinzipiell.  Das  russische  Ministerium  des  Aus- 
wärtigen theilte  ein  Verzeichniss  der  Ehehindemisse  nach  russischem 
Rechte  mit.^  Allein  es  war  so  kurz  gefasst  und  so  ungenau,  dass  nicht 
einmal  die  ehehindemden  Grade  der  Verwandtschaft  angegeben  waren 
und  das  Dispensationsrecht  der  Bischöfe  zwar  erwähnt  wurde,  aber  ohne 
Angabe,  auf  welche  Angelegenheiten  es  sich  beziehe.  Da  die  deutschen 
Standesbeamten  auf  Grund  dieser  dürftigen  Mittheilungen  unmöglich  be- 
urtheilen  konnten,  ob  im  vorliegenden  Falle  die  beabsichtigte  Ehe  nach 
russischem  Rechte  zulässig  sei  und  in  Russland  werde  anerkannt  werden, 
so  verlangten  sie  die  Beibringung  von  Bescheinigungen  der  Konsuln 
oder  Gesandtschaften  über  die  Zulässigkeit  der  betreffenden  Ehe  nach 
russischem  Recht.  Solche  Bescheinigungen  wurden  in  mehr  oder  weniger 
bestimmter  Foim  von  einzelnen  Konsuln  und  Gesandtschaften  ertheilt, 
von  anderen  verweigert")  Die  preussische  Regierung  hob  nun  die 
Bestimmung,  welche  die  russischen  Unterthanen  von  der  Beibringung 
einer  Trauerlaubniss  der  Heimathbehörde  befreite,  auf  (Erlass  vom 
16.  April  1889).*)  Aus  den  höchst  charakteristischen  Verhandlungen  der 
russischen  Minister  unter  einander,  die  in  extenso  mitgetheilt  sind,*) 
ersieht  man,  dass  der  Oberprokureur  des  heiligen  Synod  zuerst  nichts 
gegen  die  AussteUung  von  Bescheinigungen  durch  die  diplomatischen 
Vertreter  einzuwenden  hatte,*)  da  dieselben  so  allgemein  und  so  unbe- 
stimmt gehalten  seien,  dass  sie  zu  nichts  verpflichteten.  Später  aber 
erklärte  er,  dass  die  Ausstellung  von  Bescheinigungen  über  die  Gültig- 
keit einer  zu  schliessenden  Ehe  die  Kompetenz  der  diplomatischen 
Agenten  übersteige,  da  die  Entscheidung  nur  von  einem  Geistlichen  aus- 
gehen könne,  welche  Meinung  der  Minister  des  Aeusseren  und  der  Justiz 
theilten,')  während  der  Minister  des  Innern   die   Nothwendigkeit   und 


^)  Siehe  die  Aktenstücke  bei  MandeUtamm,  11  S.  425 — 536. 

')  Abgedruckt  bei  Mandelstamm,  Hagskija  Konferenzü  U  S.  456—458. 

»)  Daaelbst  II  S.  182  ff.  u.  463—467. 

*)  Daselbst  11  S.  469ff. 

»)  Daselbst  H  8.  487—499. 

«>  Daselbst  U  S.  56  n.  470ff. 

T)  Daselbst  n  S.  58,  491  ff. 
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Möglichkeit  einer  solchen  Beacheinigong  behauptete.^)  Mit  Recht  wurde 
auch  von  anderer  Seite  geltend  gemacht:  eine  solche  Bescheinigong  sei 
nach  russischem  Biechte  sehr  wohl  zulässig ;  man  möge  bei  Trammgen  im 
Auslände  das  Aufgebot  am  Heimathort  vorhergehen  lassen  und  die 
Gastlichen  des  Heimathorts  sollten  nach  erfolgtem  Aufgebot  die  Unto*- 
suchung  (obysk),  d.  h.  Befragung  von  Zeugen  und  Nachbarn  yomehmeD, 
daraufhin  über  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Ehe  befinden  und 
diese  ihre  Entscheidung  der  Gesandtschaft  mittheilen,  welche  sie  als- 
dann lediglich  dem  Standesbeamten  zu  übermitteln,  also  ihre  Kompetenz 
durchaus  nicht  zu  überschreiten  hätte.  ^  Dem  Ansinnen  des  Justizministe» 
und  des  Oberprokureurs  des  Synods,  von  Deutschland  zu  verlangen,  es 
solle  für  russische  Unterthanen  eine  Ausnahme  von  dem  Gesetze  vom 
6.  Februar  1876  gemacht  werden,  wurde  vom  Ministerium  des  Aeusseren 
zwar  keine  Folge  gegeben,  aber  die  Ministerien  einigten  sich  dahio,  dass 
es  Busslands  unwürdig  sei,  eine  Civiltrauung  anzuerkennen  oder  bei  einer 
solchen  in  irgend  einer  Weise  mitzuwirken.  Der  Depeschenwechsel  blieb 
danach  ergebnisslos.')  Den  Konsuln  und  Gesandten  wurde  verboten, 
zum  Zweck  der  AbschUessung  von  Civilehen  Bescheinigungen  über  die 
Zulässigkeit  einer  beabsichtigten  Eheschliessung  auszustellen.^)  Den 
Geistlichen  der  russischen  Kirchen  in  Deutschland,  die  nicht  Gesandt- 
schaftskirchen sind,  wurde  vorgeschrieben,  stets  erst  nach  der  Civil- 
t]*auung  die  kirchliche  vorzunehmen;  in  den  Gesandtschaftskirchen 
dagegen  sollen  die  Geistlichen  auch  ohne  vorgängige  Civiltrauung  Ehe- 
schliessungen vornehmen,  und  Angehörige  der  Botschaft  sollen  überhaupt 
stets  ohne  vorherige  Civiltrauung  zur  kirchlichen  Eheschliessung  schreiten.^) 
Russland  erkannte  stillschweigend  an,  dass  diplomatische  Agenten  W 
Konsuln  fremder  Staaten  in  Bussland  Ehen  zwischen  Angehörigen  ihrer 
Staaten  schliessen  könnten,  nicht  aber  Mischehen,  be^  denen  der  eine 
Theil  im  russischen  Unterthanenverbande  stehe. 

Die  Ehen  von  Russen  im  Auslande,  die  in  der  Kirche  einer  russi- 
schen Gesandtschaft  getraut  werden,  werden  ohne  Beobachtung  des  ört- 
lichen Gesetzes  getraut.  Sofern  aber  von  den  zu  Trauenden  einer  dem 
fremden  Staat  angehört  oder  die  Trauung  in  anderen  russischen  Kirchen 
stattfindet,  müssen  die  örtlichen  Gesetze  beobachtet  werden.*) 

»)  Daselbst  II  S.  66  ff.,  179  ff.,  447  f.,  478  ff. 

*)  Mandelstamm,  II  S.  58—62. 

•)  Mandelstamm,  U  S.  48dff. 

*)  Mandelstamm,  S.  4ö4ff. 

<^)  Mandelstamm,  II  S.  456ff. 

<)  Mandelstamm,  U  S.  205. 
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I.  Eherecht  der  evangelisch-lutherischen  Kirche. 

§1. 
A.  Einleitung. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation,  die  Verwaltung  und  die 
Gerichte  der  „auswärtigen",  d.  h.  nicht  orthodoxen  Konfessionen  sind  im 
1.  Theil  des  XI.  Bandes  des  Reichsgesetzbuchs  enthalten.  Die  in  der 
Ausgabe  vom  Jahre  1896  mit  No.  252 — 898  bezeichneten  Artikel  geben 
das  Gesetz  für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  in  Russland 
vom  Jahre  1832  in  der  jetzt  geltenden  Gestalt  wieder.  Das  Eherecht 
betreffen  hiervon  die  Artt.  300—305,  317—386,  845—854;  die  Artt. 
583 — 690  betreffen  das  gerichtliche  Verfahren  in  den  Konsistorien,  und 
die  Artt.  636 — 660  enthalten  die  besonderen  Vorschriften  für  das  Ver- 
fahren in  Ehesachen.  Eine  deutsche  Ausgabe  des  Kirchengesetzes  mit 
Erläuterungen  auf  Grund  von  Entscheidungen,  amtlichen  Erlassen  u.  s.  w. 
ist  von  R.  von  Freymann  veranstaltet  (Reval,  1901).  Das  hiernach 
geltende  Eherecht  behandelt  Erdmann  in  seinem  „System  des  Privat- 
rechts der  Ostseeprovinzen  Liv-,  Est-  und  Curland"  Bd.  I  S.  349  ff. ^) 


§2. 

B.  Verlöbniss. 

Das  Verlöbniss  hat  nur  Kraft,  wenn  es  entweder  nach  den  für  die 
bürgerlichen  Verträge  geltenden  Vorschriften^)  oder  mündlich  im  Beisein 
eines  Predigers  und  zweier  männlicher  Zeugen  geschlossen  wird  (Art.  336). 
Ist  mit  Einwilligung  beider  Theile  bereits  das  Aufgebot,  sei  es  auch  nur 
einmal,  erfolgt,  so  gilt  dies  als  förmliches  Verlöbniss  (Art.  352).  Ein 
Verlöbniss  ist  ungültig,  wenn  die  Ehe  verboten  ist  (Art.  337).  Das 
feierliche  Verlöbniss  muss  unbedingt  sein  und  es  wird  hinfällig,  wenn 
nicht  das  Aufgebot  binnen  Jahresfrist,  beim  Landvolke  binnen  4  Monaten 


^)  Die  dort  zitirten  Artikel-Nummern  beziehen  sich  auf  die  Ausgabe  des  Reichs- 
gesetzbuchs  von  1861  und  stimmen  mit  den  hier  angezogenen  Nummern  der  Ausgabe* 
Ton  1896  nicht  überein. 

*)  Dabei  kommt  auch  Frovinziabrecht  in  Betracht.  In  den  Ostseeproyinzen  sind 
Verträge  im  Zweifel  vöUig  formlos  (Prov.R.  Bd.  III  Art.  2993),  sodass  hier  auch  ein 
formloses,  wenn  nur  ernstliches  Verlöbniss  rechtswirksam  ist.    Erdmann,  I  S.  350. 
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folgt  (Art.  338).  Mit  beiderseitiger  Einwilligung  kann  das  Verlöbniss  in 
der  Form,  in  der  es  geschlossen  wurde,  aufgehoben  werden  (Art  339). 
Auf  Verlangen  eines  Theiles  aber  gestattet  das  Konsistorium  die  Auf- 
hebung nur:  wegen  Zwanges;  wegen  sittenlosen  Lebenswandels;  wegen 
Verlobung  des  anderen  Theiles  mit  einer  dritten  Person*)  oder  wegen 
unerlaubten  Umgangs ;  wegen  unheilbarer  ansteckender  Krankheit ;  wegen 
beleidigenden  Betragens;  wegen  unübei-windlicher  Abneigung;  wegen  Be- 
trugs; wegen  Glaubenswechsels  des  anderen  Theiles;  wegen  Nichtein- 
willigung  der  Elteni  oder  Vormunder  in  die  Ehe  aus  triftigen  Gründen; 
wegen  nicht  erfolgten  Aufgebots  in  der  Frist  des  Art.  338  {Art.  340).  Haben 
die  Verlobten  geschlechtlich  mit  einander  verkehi't,  so  findet  nicht  die  ein- 
seitige Aufhebung  des  Verlöbnisses,  sondern  nur  Klage  der  Braut  beim 
Konsistorium  auf  VoUziehung  der  Trauung  statt,  und  wenn  dem  dahin 
lautenden  Erkenntnisse  binnen  3  Monaten  nicht  genügt  wird,  so  hat  das 
Konsistorium  auf  neues  Ansuchen  die  Braut  für  die  geschiedene  Ehefrau 
des  Verlobten  zu  erklären  und  ihr  die  Geltendmachung  der  daraus  folgen- 
den Rechte  bei  dem  weltlichen  Gericht  anheimzugeben  (Art.  341).  Dies 
gilt  im  AUgemeinen  auch  von  einer  unter  Eheversprechen  verführten 
Jungfrau  (Art.  344).*)  Im  Uebrigen  erzeugt  unbegründeter  Verlöbniss- 
bruch, abgesehen  von  einem  Einspruchsrechte  gegen  Schliessung  einer 
anderen  Ehe,  nur  Schadensansprüche  und  Ansprüche  auf  Grund  etwaiger 
besonderer  Abmachungen  nach  Massgabe  des  Givilrechts  (Art.  340,  Schluss- 
Batz,  342,  345). 

§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

1.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.  —  Hinsichtlich  der  Ehe- 
mündigkeit und  des  Erfordernisses  der  freien  Einwilligung  der  Ehe- 
schliessenden  gelten  die  allgemeinen  reichsrechtlichen   Bestimmungen.^) 

a)  Einwilligung  Dritter.  Ein  Minderjähriger  bedarf  der  Ein- 
willigung des  Vaters  oder,  falls  dieser  todt  oder  sein  Aufenthalt  unbe- 
kannt ist,  der  Mutter,  in  Ermangelung  beider  Eltern  aber  der  Vormünder 
oder  Kuratoren  (Art.  319).  Auch  grossjährige  Kinder  bedürfen  der  elter- 
lichen Einwilligung,  die  ihnen  aber  nur  versagt  werden  kann:  wegen  einer 
mit  Verlust  oder  Beschränkung  von  Standesrechten  verbundenen  Bestrafung 
des  anderen  Theiles  oder  wegen  grober  Laster,  ansteckender  Krankheit, 


^)  Das  spätere  Verlöbniss  ist  gültig,  ausser  wenn  die  zweite  Braat  dem  Ver- 
lobten in  Unkenntniss  von  dem  früheren  Verlöbniss  den  Beischlaf  gestattet  hat  and 
die  frühere  Braut  ihren  Rechten  entsagt  (Art.  343). 

*)  Es  gilt  nicht  für  eine  Wittwe  oder  für  eine  Person,  die  schon  mit  Anderen 
in  ähnlichem  Verhältnisse  gestanden  hat;  ebenso  nicht,  wenn  die  Klägerin  erheblich 
alter  ist,  als  der  minderjährige  Yertührte.  Auch  muss  die  Klage  in  Jahresfrist  vom 
ersten  unerlaubten  Umgange  mit  dem  Verführer  erhoben  sein  (Art.  344). 

')  Siehe  oben  S.  715.  Damit  übereinstimmend:  Kirchenges.  Art.  317,  318.  — 
Siehe  femer  wegen  des  Konsenses  für  Militärpersonen  und  Beamte  oben  S.  719,  720 
und  Kirchenges.  Art.  323. 
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Epilepede  desselben;  wenn  derselbe  die  Eltern  oder  Grosseltem  eines 
Theiles  gröblich  beleidigt  hat;  wenn  Kinder  sich  heimlich  verlobt  oder 
durch  Entführung  oder  andere  unerlaubte  Mittel  die  Erlaubniss  zu  er- 
zwingen versucht  haben ;  wenn  der  andere  Theil  schon  einmal  geschieden 
und  ffir  schuldig  erklärt  worden  ist ;  wegen  erheblicher  Verschiedenheit  des 
Alters,  der  Erziehung  und  der  Bildung;  wenn  der  andere  Theil  sich  zu 
einer  nichtchristlichen  Religion  bekennt  (Art.  320,  321).  Adoptiveltern 
stehen  in  dieser  Hinsicht  den  leiblichen  gleich  (Art.  322). 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschafi  Die  Ehe  ist  ver- 
boten: zwischen  Aszendenten  und  Deszendenten,  zwischen  Geschwistern 
(auch  halbbürtigen),  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern,  sowie  zwischen 
Schwiegereltern  und  Schwiegerkindem,  zwischen  dem  Neffen  und  der 
leiblichen  Tante.  Diese  Hindemisse  gelten  auch  bei  der  aus  unehelicher 
Verbindung  entstandenen  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  (Art  324). 
Ehen  mit  der  leiblichen  Nichte  oder  mit  der  Wittwe  des  leiblichen 
Oheims  werden  nur  aus  wichtigen  Gründen  vom  Generalkonsistorium 
erlaubt  (Art.  326). i) 

c)  Adoption,  Vormundschaft.  Ehen  zwischen  Adoptiveltern  und 
Adoptivkindern  sind,  solange  die  Adoption  nicht  gesetzlich  aufgehoben 
ist,  verboten  (Art.  326).  Ein  Vormund  oder  dessen  Kind  darf  das  Mündel 
nur  mit  Erlaubniss  der  Vormundschaftsbehörde  heirathen  (Art  327). 

d)  Religionsverschiedenheit  Ehen  der  Evangelisch-Lutherischen 
mit  Heiden  sind  nichtig  (Art.  329).  Ehen  mit  Mohammedanern  oder 
Juden  sind  nur  erlaubt  mit  Genehmigung  des  Konsistoriums,  sofern  die 
Trauung  ausschliesslich  nach  evangelisch-lutherischem  Ritus  vollzogen 
wird  und  der  andere  Theil  sich  schriftlich  vor  dem  Konsistorium  ver- 
pflichtet, bei  strenger  Strafe  die  Kinder  im  evangelisch-lutherischen  oder, 
auf  Wunsch  beider  Gatten,  im  orthodoxen  Glauben  zu  taufen  und  zu 
erziehen,  auch  weder  den  Gatten  noch  die  Kinder  zu  seinem  Glauben 
zu  verführen,  noch  sie  an  der  Bekennung  des  Christenthums  zu  hindern 
(Art.  328). 

e)  Bestehende  Ehe.  Niemand  kann  eine  neue  Ehe  eingehen,  so 
lange  nicht  die  frühere  durch  Tod  des  anderen  Gatten  oder  durch  ge- 
richtliches Erkenntniss  aufgehoben  ist  (Art.  330). 

f)  Ehebruch  und  gerichtliches  Verbot  Wer  wegen  Verletzung 
der  ehelichen  Treue  geschieden  ist,  darf  den  Mitschuldigen  nicht  heirathen 
(Art.  332).  Ausserdem  ist  bei  der  Scheidung  wegen  Verletzung  der  ehe- 
lichen Treue^  und  wegen  böslicher  Verlassung  dem  schuldigen  Theile 
im  Scheidungsurtheile  die  Wiederverheirathung  ohne  Erlaubniss  des 
Generalkonsistoriums  zu  verbieten  (Art  375),  und  diese  Erlaubniss  ist 
nur  zu  ertheüen,  wenn  der  gekränkte  Gatte  verstorben  oder  verschollen 


^)  Die  Erlaubniss  ist  beim  örtlichen  Konsistorium  nachzusuchen  (Art.  325,  Schloss- 
satz).  Die  Bestimmung  gilt  entsprechend  auch  in  Bezug  auf  Stiefmehten  und  Stief- 
tanten (Erlass  d.  Min.  d.  Inn.  v.  11.  Aug.  1838  No.  1619). 

')  Dem  steht  die  Scheidung  wegen  dringenden  Verdachts  des  Ehebruchs  gleich 
(Befehl  des  Generalkonsistoriums  yom  17.  November  1860);  v.  Freymann,  S.  27). 

Leske  o.  Loewenfeld,  Beohtsverfolgang.    Ergänzungsband.  ^9 
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oder  wiederverheirathet  ist  oder  seine  Einwilligung  zu  der  neuen  Ehe 
gegeben  hat  und  wenn  in  allen  diesen  Fällen,  ausser  dem  Falle  des 
Todes,  bereits  drei  Jahre  nach  der  Scheidung  verflossen  sind  (Art.  331). 
g)  Trauer-  und  Wartezeit.  Ein  Wittwer  darf  nicht  vor  sechs 
Wochen,  eine  Wittwe  nicht  vor  drei  Monaten  nach  dem  Tode  des  Gatteu 
heirathen.  Die  Wittwe  muss  ausserdem  ihre  Nichtschwangerschaft  be- 
weisen, wenn  aber  diese  zweifelhaft  ist,  sechs  Monate  abwarten;  sofei-n 
die  Schwangerschaft  feststeht,  darf  sie  erst  sechs  Wochen  nach  ihrer 
Niederkunft  eine  neue  Ehe  eingehen  (Art.  333).  Entsprechendes  gilt 
für  Geschiedene ;  die  Fristen  werden  vom  Tage  der  förmlichen  Scheidung 
berechnet  (Art.  334). 

h)  Sicherstellung  der  Kinder.  Verwittwete  und  Geschiedene, 
welche  Vermögen  ihrer  Kinder  aus  einer  früheren  Ehe  verwalten,  können 
nicht  eher  eine  neue  Ehe  eingehen,  als  bis  sie  dies  Vermögen  sicher  ge- 
stellt haben  (Art.  336).  Der  Prediger  muss  hierüber  vor  dem  Aufgebot 
eine  Bescheinigung  des  Vormundschafts-  oder  Waisengerichts  einholen 
oder  aber  die  eidliche  Versicherung  des  Eheschliessenden  und  zweier 
zuverlässiger  Zeugen,  dass  der  andere  Theil  kein  Vermögen  hinterlassen 
habe,  entgegennehmen  (Art.  848). 

2.  Form  der  Eheschliessung.  Der  Eheschliessung  muss  ein  Auf- 
gebot in  der  Gemeinde  der  Braut  wie  des  Bräutigams  vorangehen;  es 
erfolgt  durch  Bekanntmachung  von  der  Kanzel  an  drei  aufeinander 
folgenden  Sonntagen  (Art.  346).  Aus  wichtigen  Gründen  darf  der 
Prediger  vom  dritten  und  in  besonders  dringlichen  Fällen  auch  vom 
zweiten  Aufgebot  absehen  (Artt  348,  349).  Lebt  ein  Theil  noch  nicht 
ein  Jahr  in  der  Gemeinde,  so  muss  das  Aufgebot  auch  in  der  Kirche 
des  früheren  Wohnsitzes  erfolgen  (Art.  360).  Ist  ein  Verlobter  über- 
haupt unbekannt  und  können  hinreichende  Beweise  •  über  seine  Herkunft 
und  seine  Verhältnisse  nicht  erbracht  werden,  so  muss  vor  dem  Auf- 
gebot eine  dreimalige  Bekanntmachung  in  Zeitungen  mit  halbjähiiger 
Frist  zui'  Erhebung  von  Einwendungen  vom  Konsistorium  veranlasst 
werden  (Art.  863).  Nach  zwei  Monaten  verliert  das  Aufgebot  seine 
Wirkung,  doch  kann  das  Konsistorium  die  Trauung  ohne  neues  Aufgebot 
gestatten,  solange  nicht  sechs  Monate  nach  der  dritten  Abkündigung 
verstrichen  sind  (Art  363).  Ist  dem  Prediger  ein  Ehehindemiss  bekannt, 
so  darf  er  nicht  zum  Aufgebote  schreiten  (Art.  351),  und  wenn  ein  Ein- 
spruch gegen  die  Ehe  erhoben  wird  (Art.  366,  366),  so  hat  er  das  fernere 
Aufgebot  und  die  Trauung  auszusetzen  (Art.  367),  jedoch  damit  fortzu- 
fahren, wenn  nicht  binnen  sechs  Wochen  nachgewiesen  wird,  dass  die 
Einspruchsklage  beim  örtlichen  Konsistorium  eingereicht  sei  (Art.  368). 
Unbegründeter  Einspruch  kann  für  den  Kläger,  ausser  für  Eltern  und 
Adoptiveltern,  Verurtheilung  zu  Strafe  und  Schadensersatz  nach  sich 
ziehen  (Art.  359). 

Die  Trauung  darf,  wenn  der  Prediger  nicht  selbst  das  Au^ebot 
verrichtet  hat,  oder  wenn  die  Brautleute  in  verschiedenen  Kirchen  auf- 
geboten wurden,  erst  vollzogen  werden,  wenn  von  denjenigen,  die  das. 
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Angebot  bewirkt  haben,  Bescheinigungen  vorliegen,  dass  der  Ehe  keine 
Hindemisse  entgegenstehen  (Art.  838).  Zur  Gültigkeit  der  Trauung  ist 
erforderlich:  dass  der  Geistliche  die  Eheschliessenden  fragt,  ob  ihre  Ein- 
willigung, die  Ehe  mit  einander  einzugehen,  freiwillig  und  wahrhaft  sei,  dass 
die  Eheschliessenden  dies  bejahen  und  die  Einwilligung  erklären  und  dass 
hierauf  das  Ehebündniss  eingesegnet  wird  (Art.  301).^)  Vertretung  der 
Eheschliessenden  ist  unzulässig  (Art.  305).  Wird  behauptet,  dass  die 
Trauhandlung  nicht  vorschriftsmässig  vollzogen  sei,  so  muss  dies  noch 
an  demselben  Tage  vor  Zeugen  öffentlich  erklärt  und  nicht  später  als 
binnen  drei  Tagen  dem  Konsistorium  oder,  im  Falle  weiter  Entfernung 
desselben,  der  nächsten  weltlichen  Behörde  angezeigt  werden  (Art.  362).*) 
Erweist  sich  die  Trauhandlung  als  mangelhaft,  so  muss  sie  nach  Vor- 
schrift des  Konsistoriums  wiederholt  werden  (Art.  363). 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

Hierüber  gelten  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  ßeichsrechts 
(oben  S.  736)  bezw.  des  Provinzialrechts  (unten  S.  790).  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  bei  Mischehen  zwischen  nicht  orthodoxen  Christen  ver- 
schiedener Konfession  mangels  anderer  Vereinbarung  in  den  Eheverträgen 
die  Söhne  im  Glauben  des  Vaters,  die  Töchter  im  Glauben  der  Mutter 
getauft  werden  müssen  (Eeichsgesetzb.  X  Th.  1  Art.  76). 

§6. 

E.  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe. 

Ehen,  welche  geschlossen  sind  mit  Verletzung  der  Bestimmungen 
über  das  Hindemiss  der  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  in  den 
Graden  des  Art.  324,  sowie  des  Adoptionsverhältnisses  (Art.  326),  femer 
Ehen  von  Evangelisch-Lutherischen  mit  Heiden  (Art.  329),  eine  trotz 


^)  Diese  Vorschriften  des  Art.  801  sind  allein  wesentlich.  Keine  Bedingung  der 
Gültigkeit  ist  die  darch  Art.  302  yorgeschriebene  Zuziehung  von  wenigstens  2  Zeugen ; 
desgleichen  ist  nicht  wesentlich,  dass  die  Trauung  in  der  Kirche  stattfinde,  obwohl 
dies  die  Regel  sein  soll  (Artt.  308,  837).  In  der  Marterwoche,  an  den  Weihnachts-, 
Oster-  und  Pfingstf eiertagen,  sowie  an  dem  jedem  dieser  Feste  vorhergehenden  Tage 
dürfen  Trauungen  nicht  vollzogen  werden  (Art.  804).  —  Ueber  die  Trauung  von  Misch- 
ehen siehe  oben  S.  769  zu  d.  Wenn  der  katholische  Priester  die  Trauung  einer  Ehe  zwischen 
einem  Lutheraner  und  einer  Katholikin  verweigert,  so  darf  der  lutherische  Geistliche 
die  Trauung  vollziehen  (Erlass  d.  Min.  d.  Inn.  v.  2.  April  1840  No.  884),  wiewohl  in 
solchen  Fallen  die  Trauung  der  Regel  nach  vom  Geistlichen  der  Braut  vollzogen 
werden  soll  (Reichsgesetzb.  X  Th.  1  Art.  75). 

*)  Sonst  kann  der  Mangel  nicht  mehr  gerügt  werden.  Doch  dürfen  die  Erforder- 
nisse des  Art.  801  überhaupt  nicht  fehlen  und  ebenso  bleiben  die  allgemeinen  civil- 
rechtlichen  (Grundsätze  über  Zwang,  Betrug,  Irrthum,  sowie  die  sonstigen  materieUen 
Nichtigkeits-  und  Anfechtungsgründe  (nachstehend  E)  anwendbar  (Erdmann,  18.868 
Anm.  8). 
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Bestehens  eines  früheren  Ehebandes  geschlossene  weitere  Ehe  (Art.  ö30), 
endlich  eine  Ehe  zwischen  dem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und 
seinem  Mitschuldigen  (Art.  232)  sind  nichtig  und  vom  Konsistorium  auf 
eingereichte  Klage  oder  sichere  Anzeige  oder  Mittheilung  dner  Behörde 
nach  gehöriger  Untersuchung  zu  „trennen^  ^)  (Art.  364,  365;  vgl.  oben 
S.  769  zu  b,  c,  d,  e,  f). 

Ehen,  zu  ierm  Schliessung  nach  Artt  319,  321—323,  325,  327, 
328,  331  die  Einwilligung  Dritter  oder  eine  Erlaubniss  der  Obrigkeit  er- 
forderlich ist  (vgl.  oben  S.  768,  769  zu  a,  b,  c,  d,  f),  werden  als  gültig  an- 
gesehen, wenn  sie  nicht  wegen  Mangels  jener  Einwilligung  oder  Elrlaubniss 
von  den  Verletzten  angefochten  werden;  im  Falle  begründeter  Anfechtung 
wird  die  Ehe  vom  Konsistorium  getrennt  (Ai*t.  366).^)  Der  durch  die 
Eheschliessung  Verletzte  kann  die  Trennung  der  Ehe  nur  binnen  Jahres- 
frist nachsuchen,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  er  früher  entweder  von 
der  Eheschliessung  keine  Kenntniss  oder  keine  Möglichkeit  zur  Ein- 
sprache gehabt  habe  (Art.  367). 


§6. 

V.  Ehescheidung- 

Auch  gesetzmässig  geschlossene  Ehen  können  getrennt  werden 
(Art.  368).  Die  Scheidungsgründe  sind  in  10  Nummern  des  Art  369 
aufgeführt ;  die  folgenden  Artikel  geben  bezüglich  jedes  einzelnen  Grundes 
nähere  Bestimmungen.') 

1.  Verletzung  der  ehelichen  Treue  und  unerlaubter  Umgang 
vor  der  Ehe.  Die  Ehe  wird  auch  schon  bei  dringendem  Verdachte, 
wenn  dieser  einem  unbesti*eitbaren  Beweise  beinahe  gleich  geachtet 
werden  kann,  getrennt;  Geständniss  ist  kein  hinreichender  Beweis 
(Art.  370).  Wird  der  klagende  Gatte  gleichfalls  der  Verletzung  der 
ehelichen  Treue  überführt,  so  wird  die  Klage  abgewiesen,  sofern  nicht 
etwa  festgestellt  wird,  dass  der  Beklagte  hiervon  mindestens  schon 
seit  einem  Jahre  Kenntniss  hatte,  ohne  dieserhalb  Klage  zu  erheben 
(Art.  371).  Das  Klagerecht  wegen  Verletzung  der  ehelichen  Treue 
erlischt  durch  Verzeihung  oder  durch  freiwillige  Leistung  der  ehelichen 
Pflicht  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem  Vergehen  des  anderen  Gatten 
(Art.  372).  —  Der  Mann  kann  auch  auf  Scheidung  klagen,  wenn  er  er- 

')  Trotz  dieses  Ausdrucks  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  die  „Trennung*^  in  den 
erwähnten  Fallen,  eben  wegen  der  „Nichtigkeit**  der  Ehe,  zurückwirkt,  dass  sie  nur 
das  Nichtvorhandensein  einer  Ehe  konstatirt  Erdmann,  I  S.  370.  Das  Kirchengeseti 
behandelt  unter  der  Ueberschrift  „Ehescheidung«  (Art  364  flF.)  sowohl  die  Nichtig- 
erldärung  von  Amtswegen  und  zufolge  Anfechtung,  als  auch  die  eigentliche  Scheidung. 

*)  Im  Gegensatze  zu  den  Fällen  der  Nichtigkeit  (vgL  vor.  Anm.)  wird  hier  die  bis- 
herige Gültigkeit  der  Ehe  ausdrücklich  anerkannt.    Erdmano,  I  S.  871. 

*)  Immer  handelt  es  sich  um  Auflösung  dear  Ehe  dem  Bande  nach.  Eine  Tremiuig 
der  Gatten  ohne  Lösung  des  Bandes  kommt  nnr  als  einstweilige  Yeifügaiig  vor.  Si«h0 
im  Text  unter  Ziff.  8. 
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fäbrt,  dass  seine  Frau  vor  der  Ehe  unerlaubten  Umgang  mit  einem 
anderen  gehabt  hat;  doch  muss  dies  zweifelsfrei  ei-wiesen  werden.  Dies 
Recht  erlischt  gleichfalls  durch  Leistung  der  ehelichen  Pflicht  nach  er- 
langter Kenntniss  und  ausserdem  in  dem  Falle,  wenn  der  Mann  vor  An- 
bringung der  Klage  ein  Kind  mit  seiner  Frau  gezeugt  hat.  Die  Frau 
hart  ein  entsprechendes  Klagerecht  gegen  den  Mann  nur,  wenn  dieser 
nach  dem  Verlöbnisse  unerlaubten  Umgang  mit  einer  anderen  gehabt 
hat  (Art.  373). 

2.  Bösliche  Verlassung.  Sie  liegt  vor,  wenn  ein  Gatte  den 
anderen  verlassen  hat  und  ti-otz  Aufforderung  nicht  zu  ihm  zurückkehrt, 
wenn  insbesondere  der  Mann  die  Aufnahme  der  Frau  beharrlich  und 
ohne  gesetzliche  Grunde  verweigert  oder  die  Frau  ohne  gesetzliche 
Gründe  dem  Manne  zu  folgen  ablehnt.^)  Die  Frau  kann  die  Scheidungs- 
klage des  Mannes  wegen  Verlassung  nur  abwenden,  wenn  sie  sich  über 
ihren  unbescholtenen  Lebenswandel  in  der  Zwischenzeit  ausweist.  Der 
böslichen  Verlassung  steht  es  gleich,  wenn  ein  Gatte  ohne  besondere 
Veranlassung  und  ohne  Benachrichtigung  des  anderen  Gatten  ein  Jahr 
lang  abwesend  ist  und  auf  öffentliche  Vorladung  durch  das  Konsistorium 
binnen  eines  Jahres  nicht  ermittelt  wird  oder  auf  erhaltene  Ladung  des 
Konsistoriums  nicht  erscheint  und  nicht  etwa  beweist,  dass  der  klagende 
Theil  durch  einen  der  gesetzlichen  Scheidungsgründe  seine  Entfernung 
veranlasst  habe  (Art.  344). 

3.  Langwierige,  über  fünf  Jahre  dauernde,  wenn  auch  un- 
freiwillige Abwesenheit  eines  Gatten  berechtigt  den  zuiückge- 
lassenen  zur  Scheidungsklage,  wenn  in  der  ganzen  Zeit  vom  dem  ab- 
wesenden Gatten  keine  Nachricht  eingegangen  ist  oder  die  Rückkehr 
nicht  von  seinem  Willen  abhängt;  in  letzterem  Falle*)  kann  auch  der 
Abwesende  selbst  um  Scheidung  nachsuchen  (Art.  376). 

4.  Abneigung  oder  Unvermögen  zur  Leistung  der  ehelichen 
Pflicht.  Die  Abneigung  muss  sich  in  beharrlicher,  grundloser  Ver- 
weigerung der  ehelichen  Pflicht  während  mindestens  eines  Jahres,  trotz 
Ermahnungen  des  Predigers  und  des  Konsistoriums  kundgeben.  Absicht- 
liche Vereitelung  der  Kindererzeugung  ist  gleichfalls  Scheidungsgrund. 
Völlige  Impotenz  ist  ein  Scheidungsgrund  nui',  wenn  sie  auf  anderen 
Ursachen  als  Alter  beruht  und  entweder  schon  vor  der  Ehe  bestand 
oder  nachher  durch  eigenes  Verschulden  entstanden  ist;  doch  kann  die 
Klage  erst  drei  Jahre  nach  der  Entdeckung  der  Impotenz  erhoben 
werden  (Art.  377). 


^)  Die  Frau,  die  den  Mann  verlässt,  kann  durch  die  „Civilobrigkeit^  zur  Rück- 
kehr angehalten  werden  (Art.  374  No.  3),  d.  i.  durch  die  zustandige  Polizei,  nicht  im 
Wege  gerichtlicher  Klage  (Befehl  des  Öeneralkonsistoriums  vom  16.  November  1892, 
bei  Freymann,  S.  27). 

■)  Z.  B.  wenn  der  Gatte  in  der  Fremde  gefangen  ist.  —  Uebrlgens  kann  die  Auf- 
lösang  einer  Ehe  auch  darch  Todeserklärung  eines  Gatten  im  Falle  der  Ver- 
schollenheit erfolgen.     Erdmann,  I  S.  375  Anm.  7. 
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5.  Unheilbare  ansteckende  oder  Ekel  erregende  Krankheit 
eines  Gatten,  die  er  vor  der  Eheschliessong  verheimlicht  hat  oder  die 
erst  in  der  Ehe  zu  Tage  getreten  ist,  berechtigt  den  anderen  zur 
Scheidungsklage  (Art.  378). 

6.  Wahnsinn  eines  Gatten  berechtigt  den  anderen  zur  Scheidungs- 
klage, wenn  die  Krankheit  länger  als  ein  Jahr  dauert  und  keine  Wahi- 
scheinlichkeit  der  Genesung  besteht.  Doch  muss  der  Kläger  zuvor  den 
Unterhalt  des  kranken  Gatten,  falls  dieser  nicht  hinlängliches  eigene^s 
Vermögen  besitzt,  sichern  (Art.  379). 

7.  Lasterhaftes  Leben  (Trunksucht,  Verschwendung),  wodm'ch 
das  Hauswesen  zu  Grunde  gerichtet  wird,  berechtigt  den  anderen  Gatten 
nach  fruchtlosen  Besserungsversuchen  und  geistlichen  Ermahnungen,  zur 
Scheidungsklage  (Art.  380). 

8.  Harte  und  lebensgefährliche  Behandlung,  Beschimpfung 
und  andere  empfindliche  Kränkungen  rechtfertigen  die  Scheidungs- 
klage des  unschuldigen  Gatten,  wenn  alle  Bemühungen,  die  Gatten  zu 
versöhnen  —  insbesondere  eine  versuchsweise  angeordnete  einstweilige 
Trennung  —  fruchtlos  bleiben;  hat  der  klagende  Theil  Anlass  zu  der 
gerügten  Behandlung  gegeben,  so  wird  die  Scheidung  verweigert  (Art  381). 

9.  Gerichtlich  festgestellter  Vorsatz,  den  anderen  Gatten 
an  der  Ehre  zu  kränken,  der  Freiheit,  des  Amtes  oder  des  Gewerbes 
zu  berauben,  berechtigt  zur  Scheidungsklage;  als  Verzeihung  gilt  es 
aber,  wenn  der  gekränkte  Gatte  das  Zusammenleben  sechs  Monate  nach 
erlangter  Kenntniss  von  dem  Vergehen  fortgesetzt  hat,  ohne  Klage  zu 
erheben  (Art.  382). 

10.  Schwere  Verbrechen,  welche  Todesstrafe  oder  Verschickung 
zur  Ansiedelung  nach  sich  ziehen  oder  deren  Strafe  mit  dem  Verlust 
aller  Standesrechte  verbunden  oder  wegen  deren  der  Verbrecher  flüchtig 
ist,  berechtigen  zur  Scheidungsklage  gegen  den  verurtheilten  oder  flüch- 
tigen Gatten  (Art.  383).*) 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Sachlich  zuständig  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  aller  das 
Verlöbniss,  das  Aufgebot,  die  Schliessung  oder  Scheidung  einer  Ehe  be- 
treffenden Sachen  ist  in  erster  Instanz  das  (Provinzial-)Konsistoriuni 
Art.  553  Ziff.  9).  Gegen  dessen  Endurtheile  findet  binnen  sieben  Tagen 
von  der  Publikation  die  Appellation  und  gegen  blosse  Zwischenbescheide 
binnen  gleicher  Frist  die  Beschwerde  an  das  Generalkonsistorium  statt 

')  Die  zur  Zwangsarbeit  oder  Ansiedelung  in  Sibirien  mit  Verlast  aUer  Standes- 
rechte  Verurtheilten  dürfen  auch  selbst  auf  Scheidung  antragen,  wenn  ihre  Ehegatten 
ihnen  nicht  gefolgt  sind  (Art.  409  des  Reglements  über  Verbannte,  Zusata  von  1895). 
V.  Freymann,  S.  29;  siehe  auch  oben  S.  747  zu  d. 
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(Artt.  668ff.,  672ff.,  681  ff.).  In  Ehescheidungssachen  entscheidet  dieses 
endgültig  (Art.  570  Ziff.  1),  während  sonst  noch  weitere  Appellation  oder 
Beschwerde  an  den  Senat  (IV.  Depart.)  stattfindet  (Art.  690).  Oertlich 
zuständig  ist  das  Konsistorium,  unter  dem  der  Beklagte  steht;  ver- 
lassene Gatten  aber,  entehrte  Bräute  und  verführte  Jungfrauen  können 
ihre  Klage  auf  Scheidung  bezw.  Schliessung  der  Ehe  (Artt.  341,  344,  374; 
oben  S.  768,  773)  bei  dem  Konsistorium  ihi'es  Aufenthaltsorts  anbringen 
(Art.  639).  1) 

Für  das  Verfahren  gelten  die  allgemeinen  Vorschriften  über  das 
gerichtliche  Verfahren  in  den  Konsistorien  (Art.  583  ff.)  mit  einigen  Be- 
sonderheiten. Ehenichtigkeitssachen  werden  im  Untersuchungsprozesse 
auf  Klage,  Anzeige  oder  behördliche  Mittheilung  hin  (Art.  365,  649), 
andere  Ehesachen  im  Verhandlungsprozesse  auf  erhobene  Klage  verhandelt 
(Art.  608  ff.,  650).  Die  Parteien  können  ihre  Rechte  in  jedem  Falle  selbst 
wahrnehmen  (Art,  638).  Sie  können  nicht  nur  durch  Strafen  zur  Befolgung 
der  Ladungen  angehalten,  sondern  auch  durch  die  zuständigen  Behörden 
zum  Ei'scheinen  gezwungen  werden  (Art.  639  mit  588 — 590).  Dies  gilt 
jedoch  im  Sühneverfahren,  welches  in  jedem  von  einem  Dritten  an- 
hängig gemachten  Eheanfechtungsprozesse  sowie  im  Scheidungsprozesse 
dem  eigentlichen  Gerichtsverfahren  vorauszugehen  hat  (Art.  640  ff.),  nur 
für  den  Beklagten  (Art,  646),  während  der  Kläger,  der  auf  dreimalige 
Ladung  nicht  erscheint,  sein  Klagerecht  verliert  (Art.  645).  Bei  Klagen 
auf  Vollziehung  der  Trauung  auf  Grund  eines  Verlöbnisses  wird  auch  der 
Beklagte  nicht  zum  Erscheinen  gezwungen,  sondern  nach  dreimaliger 
vergeblicher  Ladung  nach  Massgabe  der  Artt.  342,  344  (oben  S.  768) 
verurtheilt  (Art.  648). 

Im  Beweisverfahren  werden  auch  Hausgenossen  und  Verwandte 
der  Parteien,  mit  Ausnahme  ihrer  Deszendenten,  als  Zeugen  zugelassen 
(Art.  653).  Ein  Geständniss  über  den  Scheidungsgrund  ist  nur  zu  be- 
rücksichtigen, wenn  es  durch  andere  Beweise  unterstützt  wird  (Art  654). 
Eideszuschiebung  über  den  Scheidungsgrund  ist  unzulässig  (Art.  655).") 


')  Für  Mischehen  gilt  Folgendes:  Gehört  ein  Gatte  der  rechtgläubigen  Earche 
an,  so  entscheidet  über  die  GHiltigkeit  der  Ehe  wie  über  die  Scheidung  nur  das  geist- 
liche Gericht  des  Rechtgläubigen  (Reichsgesetzb.  X  Th.  1  Art.  78;  O.F.O.  Art.  454). 
Sind  beide  Gatten  Christen,  aber  nicht  rechtgläubig,  so  entscheidet  zunächst  über  die 
Gültigkeit  der  Ehe  das  Gericht  der  Eonfession,  deren  GeistUcher  die  erste  Trauung' 
vollzog;  erst  dann  kann  über  die  Scheidung  entschieden  werden  und  zwar  yor  dem 
Gerichte  derjenigen  Konfession,  welcher  der  Beklagte  angehört  (OP.O.  Art.  455).  Ist 
ein  Gatte  Protestant,  der  andere  Nichtchrist,  so  gebührt  die  Entscheidung  dem  prote- 
stantischen Gerichte  (C.P.O.  Art.  456)  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  üebertritt  sur 
protestantischen  Kirche  erst  nach  der  Eheschliessung  erfolgte,  also  wenn  es  sich  z.  B. 
um  eine  Ehe  handelt,  die  zwischen  Fersonen  jüdischen  Glaubens  geschlossen  wurde, 
von  denen  erst  nachher  eine  zum  eyangelischen  Glauben  übertrat  (Befehl  des  General- 
konsistorinms  yom  24.  Oktober  1889  No.  1100;  v.  Freymann,  S.  102). 

^)  Das  Gericht  kann  aber  auf  übereinstimmendes  Gesuch  beider  Theile  ihre  Streit- 
sache auf  Gh*und  des  von  einem  yon  ihnen  zu  leistenden  Eides  entscheiden  (Befehl  des 
Generalkonsistoriums  vom  20.  März  1898;  y.  Freymann,  S.  105). 
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Das  Ehescheidungsartheil  rnnss  im  entscheidenden  Theile  an- 
geben: den  Scheidungsgnmd ;  ob  und  inwieweit  eine  der  Parteien  für 
den  schuldigen  Theil  erkannt  ist;  welchem  Theile  im  Falle  des  Ehebruchs 
oder  der  böslichen  Verlassung  die  Wiederverheirathung  verboten  wird;  *) 
wem  die  Eindererziehung  obliegt  und  wer  die  Kosten  dafür  zu  tragen 
hat  (Art.  656).  Ueber  letzteren  Punkt  hat  das  Konsistorium  auch  für 
die  Dauer  des  Scheidungsprozesses  einstweilige  Verfügung  zu  treffen 
(Ai-t.  384,  Schlusssatz). ^)  Nach  Rechtskraft  des  Scheidungsurtheils  er- 
folgt in  Gegenwart  der  Parteien  vor  dem  Konsistorium  oder,  falls  die 
Parteien  oder  eine  von  ihnen  entfernt  wohnt,  durch  Ereuchen  des  Orts- 
predigers eine  feierliche  Vollziehung  der  Scheidung,  worüber  jedem  Theile 
eine  Bescheinigung  ausgestellt  wird  (Ai-t.  385,  657 — 660).*) 


§8. 

H.  IntematioxialeB  Recht. 

Dem  Kirchengesetze  sind  alle  Mitglieder  der  evangelisch-lutherischen 
Kirche  Russlands,  d.  s.  alle  in  Russland  domizilirenden,  zur  lutherischen 
Konfession  gehörigen  Personen  unterworfen,  gleichviel  ob  sie  nissische 
Unterthanen  oder  Ausländer  sind.  Für  sie  bestimmen  sich  also  die  Ehe- 
hindemisse,  die  Form  der  Eheschliessung  und  die  Ehescheidung  aus- 
schliesslich nach  dem  Kirchengesetz. ^) 


1)  Art.  375;  siehe  oben  S.  769. 

*)  Hinsichtlich  der  Frage,  welchem  Gatten  alle  oder  einzelne  Kinder  und  bis  zu 
welchem  Alter  zu  überlassen  seien,  entscheidet  das  Konsistorium  nach  freiem  Ermessen 
QDter  Berücksichtigung  aller  Umstände  des  Falles  (Art.  384 ;  Entsch.  d.  Senats,  IV.  Dep., 
Yom  26.  ]liärz  1898  bei  y.  Frey  mann,  8.  29).  Hinsichtlich  der  Kosten  der  Erziehung 
und  des  Unterhalts  versucht  das  Konsistorium  gleich  nach  der  Scheidung  einen  Yer- 
gleich  zwischen  den  Parteien  herbeizuführen;  im  Falle  des  Misslingens  verweist  es  sie^ 
wie  bezüglich  der  yermögensrechtlichen  Fragen  überhaupt,  an  die  weltlichen  Behörden 
(Axt.  884). 

*)  Die  vollen  Bechtswirkungen  der  Scheidung  treten  schon  mit  der  Rechtskraft 
des  Urtheils  ein;  der  förmliche  Trennungsakt  ist  nur  eine  feierliche  Handlung,  die 
zwar  regelmässig  vollzogen  werden  soll,  aber  den  Eintritt  der  Folgen  der  Scheidung 
nicht  bedingt.  Senatsentsch.  vom  3.  Mai  1893,  v.  Freymann  S.  29.  Anders  Erdmann 
I  6.  878,  879,  der  aas  dem  Wortlaut  der  massgebenden  Bestimmungen  (Art.  385,  657, 
658),  insbesondere  aus  der  bei  dem  förmlichen  Trennungsakte  zu  brauchenden  Formel 
herleitet,  dass  erst  dieser  Akt,  nicht  schon  das  rechtskräftige  Urtheil  an  sich  die 
Scheidung  bewirke. 

*)  Siehe  Erdmann  I  S.  52  ff.,  356.  Im  Auslande  geschlossene  Givilehen  russi- 
soher  Unterthanen  sind  schlechthin  ungültig,  wenn  ihnen  nicht  die  kirchliche  Traaung 
folgt.  Dies  gilt  selbst  für  Ausländer  lutherischen  Glaubens,  sofern  sie  in  Buss- 
land  domiziliren.  Siehe  hierzu  oben  S.  760;  v.  Frey  mann  S.  12.  Nur  durch- 
reisende  Fremde  unterliegen  bei  Beurtheilung  ihrer  Ehe  dem  örtlichen  C^setie  weder 
bezüglich  der  Ehehindernisse,  noch  hinsichtlich  der  Form ;  doch  untersagt  das  Kirchen- 
gesetz  den  Geistlichen  die  Mitwirkung  bei  einer  durch  dies  Gesetz  verbotenen  Ehe 
schlechthin  (Art.  361,  364),  also  auch  wenn  es  sich  um  durchreisende  Ausländer  handelt. 
Erdmann  S.  356. 
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II.  Mosaisch-talmudisches  Eherecht 

§1. 
A.  Einleitung. 

Das  besondere  Eherecht  der  Juden  ist  hier  nur  insoweit  kui'z  dai'- 
zustellen,  als  das  russische  Recht  darauf  verweist.  In  erster  Reihe 
kommt  hiemach  das  Recht  der  Eheschliessung  und  des  mit  dieser 
innig  zusammenhängenden  Verlöbnisses  in  Betracht,  da  das  russische 
Gesetz  bestimmt,  dass  die  Rabbiner  bei  der  Eheschliessung  die  jüdischen 
Gesetze  und  Gebräuche,  andererseits  freilich  auch  die  Bestimmungen  der 
bürgerlichen  Gesetze  über  die  Ehemündigkeit  und  die  Vorschriften  über 
das  Aufgebot  und  die  Bescheinigung  der  Zulässigkeit  der  abzuschliessen- 
den  Ehe  zu  beobachten  haben  (Art.  1327  des  Statuts  der  auswärtigen 
Konfessionen,  Reichsgesetzb.  Bd.  XI  Th.  1).  Femer  ist  „bei  der  Schei- 
dung der  Ehen  zwischen  Juden,  sowohl  mit  als  ohne  Rückgabe  der 
Mitgift,  die  Entscheidung  des  Rabbiners  oder  seines  Gehülfen  erforder- 
lich" (Art.  1328  a.  a.  0.).  Danach  ist  auch  auf  das  eheliche  Güter- 
recht kurz  einzugehen.*) 

Das  jüdische  Eherecht  hat  seine  Gmndlage  im  Pentateuch  (bibli- 
sches oder  mosaisches  Eherecht),  dessen  bezügliche  Normen  aber 
von  einer  erschöpfenden  Regelung  weit  entf emt  sind ;  es  sind  im  AVesent- 
lichen  Verbotsgesetze  neben  einigen  Andeutungen  positiv-rechtlicher  Art. 
Daher  lag  auf  diesem  Gebiete  ganz  besonders  den  jüdischen  Gelehrten 
die  doppelte  Aufgabe  der  Erläuterung  und  der  Fortbildung  des  Rechtes 
im  Sinne  jener  Grandlagen  ob.  Die  erste  systematische  Zusammenfassung 
solcher  Kommentare  zum  mosaischen  Recht  überhaupt  war  die  Mischna 
(abgeschlossen  etwa  gegen  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  n.  Chr.),  die 
weiter  ausgestaltet  wurde  in  dem  jerusalemischen  und  dem  babylonischen 
Talmud  (letzterer  abgeschlossen  im  6.  Jahrhundert).  Im  16.  Jahrhundert 
wurde  der  eigentlich  normative  Inhalt  dieser  Rechtsbücher  und  ihrer 
im  weiteren  Verlaufe  der  Zeit  ergangenen  Bearbeitungen  zusammen- 
gefasst  im  Schulchan- Amch  (ins  Deutsche  übersetzt  von  Löwe,  Wien 
1896  und  von  Lederer,  Frankfurt  a.  M.  1897),  einem  in  vier  Theile  zer- 
fallenden Gesetzes-Kodex,  dessen  dritter  (in  einigen  Ausgaben  vierter) 
Theil  „Eben  Haöser"  das  bei  den  jüdischen  Gerichten  im  Allgemeinen 
unangefochten  zur  Geltung  gelangte  Eherecht  enthält  (mosaiscli- 
talmudisches  Eherecht).^) 


^)  Die  Eotscheidang  des  Rabbiners  und  in  höherer  Instanz  der  Kabbinerkommissiou 
über  die  Yermögensfolgen  der  Scheidung  bindet  die  Parteien  freilich  nur  wie  ein 
Schiedsspruch,  sofern  sie  sich  demselben  unterwerfen.  AndemfaUs  können  die  bürger- 
lichen Gerichte  angegangen  werden,  die  dann  aber  gleichfalls  unter  Berücksichtigung 
des  jüdischen  Ehereohts  zu  entscheiden  haben.  Siehe  oben  „Russisches  Reich*'  All- 
gemeiner Theil  II,  S.  714. 

*)  Frankel,  Grundlinien  des  mosaisch-talmudischen  Eherechts  S.  Xlff.,  Fränkel, 
Jüdisches  Eherecht  S.  7 ff.  —  Ueber  die  Entstehungsgeschichte  des  Talmud  überhaupt: 
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Literatur  in  deutscher  Sprache:  Frankel,  Z.,  Grundlinien  des 
mosaisch-talmudischen  Eherechts,  Breslau  1860  (Jahresber.  d.  jüd.  theol. 
Seminars);  Duschak,  Das  mosaisch-talmudische  Eherecht,  Wien  1864; 
Buchholz,  Die  Familie  nach  mosaisch-talmudischer  Lehre,  Breslau  1867; 
Lichtschein,  Die  Ehe  nach  mosaisch-talmudischer  Auffassung  und  das 
mosaisch-talmudische  Eherecht,  Leipzig  1897;  Fränkel,  E.,  Das  jüdische 
Eherecht  nach  dem  (deutschen)  ßeichscivilehegesetz  vom  6.  Februar  1875, 
München  1891;  Fassel,  Das  mosaisch-rabbinische  Civürecht  (in  der  An- 
ordnung neuerer  Gesetzbücher),  Wien  1852.  —  In  englischer  Sprache: 
Mielziner,  The  jewish  law  of  marriage  and  divorce,  2.  Auflage,  Cin- 
€innati  1901. 

§  2. 

B.  Verlöbniss. 

Das  Verlöbniss*)  hat  in  gewissen  Beziehungen  die  Bedeutung  des 
Beginns  der  Ehe  selbst.  Doch  gilt  dies  nur  von  demjenigen  Verlöbnisse, 
durch  welches  das  (regelmässig  schon  vorangegangene)  wechselseitige 
Eheversprechen  mittels  einer  Handlung,  nämlich  entweder  durch  üeber- 
reichung  von  Geld  oder  Geldeswerth  oder  durch  üebergabe  einer  Ur- 
kunde vom  Manne  an  die  Frau*)  bekräftigt  wird.  Dies  feierliche  Ver- 
löbniss  wird  jetzt  regelmässig  mit  der  Trauung  verbunden,  und  es  bleibt 
daher  als  abgesonderter  Akt  nur  das  vorgängige  einfache  Eheversprechen 
mit  den  dabei  üblichen  Beredungen  übrig ;  dies  einfache  Versprechen 
äussert  aber  nur  vermögensrechtliche  Wirkungen."^ 

Ein  gültiges  Verlöbniss  setzt  Ehemündigkeit  beider  Theile,  Freiheit 
der  Willenserklärung  und  Erfüllung  der  etwa  mit  dem  Eheversprechen 
verknüpften  Bedingungen  voraus.  Die  Einwilligung  der  Eltern  ist  nicht 
erforderlich.    Die  Verlobung  muss  in  Gegenwart  zweier  unbescholtener 

Mielziner,  Introduction  to  the  Talmud,  Oincinnati  und  Chicago  1894;  Strack,  Ein- 
leitung in  den  Talmud,  Leipzig  1900.  S.  46 ff.;  Schürer,  Geschichte  des  jädischen 
Volkes  zur  Zeit  Christi,  Leipzig  1901,  S.  111  ff. 

1)  Eben  Haeser  cap.  26ff.  —  Frankel  S.  XXIVff.,  Buchholz  S.  93ff.,  Fassel 
§§  45,  46,  76. 

')  Oder  auch  durch  Beischlafsvollziehung;  doch  gilt  diese  Form  als  schmählich 
und  strafbar.  Eben  Haeser  26,  4,  Frankel  S.  XXVI,  Buchholz  S.  99.  —  Erfolgt 
die  Verlobung  unter  Hingabe  von  Geld  oder  Geldeswerth,  so  ist  doch  die  Ehe  nicht 
etwa  als  Kaufehe  anzusehen;  es  handelt  sich  immer  nur,  ebenso  wie  bei  der  Verab- 
reichung der  Verlobungsurkunde,  um  eine  Bestärkung  der  WiUenserklärung  des  Mannes, 
der  die  freie  Willenserklärung  der  Frau  entsprechen  muss.  Vgl.  Frankel  S.  XXV, 
Buchholz  S.  84 ff.,  44 ff.,  Fassel  Anm.  zu  §  75.  Irrig  ist  danach  die  von  Heinrich 
Heine  im  „Rabbi  von  Bacharach^^  (Kap.  I)  gegebene  Darstellung,  wonach  jeder  Jude 
ein  jüdisches  Mädchen  selbst  gegen  ihren  und  ihres  Vaters  Willen  zu  seinem  recht- 
mässigen Eheweibe  soll  machen  können,  wenn  es  ihm  gelingt,  ihr  einen  Bing  an  den 
Finger  zu  stecken  und  dabei  die  Angelobungsformel  zu  sprechen. 

')  Ein  schriftliches  Versprechen  verpflichtet  zu  den  auf  den  Fall  unbegründeten 
Brücktritts  bedungenen  Leistungen.  Zwang  zur  Erfüllung  des  Eheversprechens  selbst 
ist  unzulässig.  In  jedem  Falle  hat  der  von  einem  Eheversprechen  ungerechtfertigt 
Zurücktretende  dem  Anderen  den  wirklichen,  durch  Zeugen  nachweisbaren  Schaden 
zu  ersetzen.     Fassel  Anm.  zu  §§  45,  46. 
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Zeugen  dadurch  erfolgen,  dass  der  Mann  unter  der  Erklärung  ,,Du 
seiest  mir  angeheiligt  nach  dem  Gesetze  Moses  und  Israels"*)  der  Frau 
die  Verlobungsgabe  —  jetzt  gewöhnlich  den  Ehering  —  oder  die  Ver- 
lobungsurkunde, welche  gleichfalls  die  erwähnte  Formel  enthält,  über- 
reicht.   Die  Verlobung  kann  auch  durch  Bevollmächtigte  erfolgen.*) 

Das  so  vollzogene  Verlöbniss  verpflichtet  zur  ehelichen  Treue.  Es 
wird,  wie  die  Ehe,  nur  durch  Tod  oder  Scheidung  gelöst.  Ein  vor 
solcher  Lösung  eingegangenes  weiteres  Verlöbniss  ist  ungültig.  Das 
Verlöbniss  verpflichtet  zur  Eingehung  der  Ehe  binnen  12  Monaten  von 
der  Aufforderung  oder,  wenn  die  Braut  noch  nicht  geschlechtsreif  ist, 
binnen  12  Monaten  von  der  Reife  an;  sofern  sie  aber  bei  der  Auf- 
forderung schon  seit  12  Monaten  geschlechtsreif  war  oder  Wittwe  ist, 
beträgt  die  Frist  nur  30  Tage.  Nach  Ablauf  der  Frist  beginnt  die 
Unterhaltspflicht  des  Mannes.*)  Im  Uebrigen  nehmen  die  ehelichen 
Eechte  und  Pflichten  erst  mit  der  Trauung  ihren  Anfang. 

Die  Scheidung  der  Verlobten  erfolgt  aus  den  nämlichen  Gründen,  wie 
die  der  Ehegatten  (siehe  unten  S.  783).  Ein  Verlobter  kann  überdies 
die  Scheidung  fordern  wegen  schlechter  Aufführung,  Glaubenswechsels, 
Wahnsinns  des  anderen  Theiles,  wegen  Unzucht  desselben  oder  auch  nur 
seiner  nahen  Verwandten,  wegen  unredlichen  Gewerbes  des  Bräutigams. 

Im  Falle  der  Lösung  des  Verlöbnisses  (durch  Tod  oder  Scheidung, 
gleichviel  von  wem  diese  ausgeht)  verbleibt  die  Verlöbnissgabe  der  Braut 
oder  ihren  Erben,  es  sei  denn,  dass  das  Verlöbniss  wegen  Irrthums  oder 
nicht  erfüllter  Bedingung  ungültig  oder  die  Gültigkeit  aus  irgend  einem 
Grunde  zweifelhaft  wai*.  Andere  Geschenke  (abgesehen  von  gering- 
werthigen,  insbesondere  zum  alsbaldigen  Verbrauche  bestimmten  Sachen) 
sind  wechselseitig  zurückzugewähren.  Ob  der  Braut  im  Falle  der 
Scheidung,  wie  einer  Ehefrau,  die  ihr  vom  Bräutigam  für  den  Fall  der 
Lösung  der  Ehe  zu  verschreibende  Summe  (Ketuba)  zusteht,  ist  streitig; 
keinesfalls  hat  sie  Anspruch  auf  den  die  gesetzliche  Ketuba  übersteigen- 
den Betrag.*) 

§3. 

C.  Eingehuiig  der  Ehe. 

1.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.*) 

a)  Doppelehe.  Die  nach  der  ursprünglichen  mosaisch-talmudischen 
Lehre  zugelassene  Vielweiberei  wurde  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  Sitte 

^)  Der  Wortlaut  ist  nicht  entscheidend,  sofern  nur  die  Absicht  der  Angelobung 
unzweideutig  ausgedrückt  ist.    Eben  Haeser  27, 1,  Franke  1  S.  XXVI,  Buchholz  S.  97. 

^  Es  soll  aber  nur  der  eine  oder  der  andere  Theil  sich  vertreten  lassen 
dürfen,  nicht  beide  zugleich.  Fassel  §  76.  Bei  der  Eheschliessung  ist  Stellver- 
tretung unznlässig  (unten  S.  781). 

3)  Frankel  S.  XXX,  Anm.  4,  Buchholz  S.  114. 

*)  Frankel  S.  XXVI,  Buchholz  S.  100.  —  Ueber  die  Ketuba  siehe  unten  S.  782. 

'^)  Frankel  S.  XVIff.,  Buchholz  S.  86ff.,  Fassel  §§  47ff.  —  Abgesehen 
wird  hier  von  den  Erfordernissen  der  Ehemündigkeit  (siehe  darüber  Buchholz 
S.  86,  137,  Fassel  §§   170,  171  nebst  Anm.)  und  der  freien  Einwilligung,  sowie 
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und  im  11.  Jahrhundert  auch  ausdrücklich  verpOnt.  Niemand  darf  eine 
neue  Ehe  eingehen,  solange  nicht  seine  frühere  Ehe  durch  den  Tod  des 
anderen  Gatten  oder  durch  Scheidung  gelöst  ist.^) 

b)  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft.*)  Die  bezüglichen 
Ehehindemisse  lassen  sich  (wenn  man  von  einigen  praktisch  bedeutungs- 
losen Sonderfällen  absieht)  dahin  zusammenfassen:  Die  Ehe  ist  ipso  iure 
nichtig  zwischen  Verwandten  in  auf-  und  absteigender  Linie;  sie  ist  als 
ungültig  von  Amtswegen  zur  Lösung  zu  bringen  zwischen  Geschwistern, 
sowie  zwischen  Neffe  und  Tante;  sie  ist  unerlaubt  aber  nicht  ungültig 
zwischen  Grosstante  und  Neffe.  Entsprechende  Ehehindemisse  gelten  bei 
der  Schwägerschaft  derart,  dass  ein  Gatte  nicht  die  bezeichneten  Ver- 
wandten des  anderen  Gatten  heirathen  darf.^  Hiervon  gilt  jedoch  die 
Ausnahme,  dass  der  Mann  die  Schwester  seiner  verstorbenen  Gattin  und 
dass  die  Frau  den  Bruder  ihres  verstorbenen  Mannes  heirathen  darf  und 
mit  dieser  letzteren  Ausnahme  hängt  das  Gebot  der  sogenannten 

c)  Leviratsehe  (Seh  wager  ehe)  und  das  darauf  bezügliche  Ehe- 
hindemiss  zusammen.  Die  Frau  nämlich,  deren  Mann  kinderlos  ver- 
storben ist  und  einen  Bruder  hinterlassen  hat,  darf  keinen  fremden 
Mann  heirathen,  solange  nicht  dieser  Bruder  der  Ehe  mit  ihr  in  vor- 
geschriebener Form  entsagt  hat.  Das  Gebot  der  Schwagerehe  ist  ohne 
praktische  Bedeutung,  da  es  regelmässig  durch  die  Zeremonie  der  Ent- 
sagung (Schuhausziehen,  Chaliza)  umgangen  wird.*) 

d)  Ehebruch  und  andere  Hindemisse  aus  Gründen  der  Sittlich- 
keit. Eine  Ehefrau,  die  Ehebmch  getrieben  oder  auch  nur,  trotz  der 
Warnung  ihres  Gatten,  heimlichen  Umgang  mit  einem  Manne  fortgesetzt 
hat,  darf  den  Mitschuldigen  nicht  heirathen;  ebenso  darf  derjenige  eine 
Frau  nicht  heirathen,  der  über  den  Tod  ihres  Ehemannes  Zeugniss  ab- 


von  dem  Einflüsse  der  Willensmängcl  (Zwang,  Irrthum,  Geisteskrankheit;  siehe  darüber 
Buch  holz  S.  34,  85,  Fasse  1  §§  48,  55  fr.),  da  in  dieser  Hinsicht  das  rassische  Recht 
ausschliesslich  massgebend  ist  (oben  S.  717 ff.). 

')  Frankel  S.  VU,  X,  Buchholz  S.  57ff.,  66ff.,  Fassel  §  63  und  Aniu.  - 
Ucber  Wiederverheirathung  im  Falle  der  Verschollenheit  des  anderen  Gatten  siehe 
unten  F  1. 

*)  Eben  Haeser  cap.  15.  —  Nach  russischem  Rechte  ist  eine  Ehe  zwischen  Ver- 
wandten in  den  beiden  ersten  Graden,  ohne  Kücksicht  auf  die  Religion  der  Betreifen- 
den, verboten  und  als  Blutschande  strafbar.  Für  Juden  sind  aber  auch  die  darüber 
hinausgehenden  Verbote  des  mosaisch-talmudischen  Rechtes  verbindlich. 

')  Fassel  §§  66,  67  nebst  Anm.  —  Genauer  sind  die  einzelnen  Verwandtschafts- 
verhältnisse, welche  Ehehindemisse  bilden,  bezeichnet  bei  Frankel  S.  XVI ff.;  doch 
weist  Fassel  (Anm.  zu  §  66)  mit  Recht  darauf  hin,  dass  es  für  das  praktische  Recht 
ohne  Bedeutung  ist,  ob  in  gewissen  Fällen  die  Ur-Urgrossmutter  sich  mit  dem  Ur-Ur- 
enkel  verheirathen  dürfe  u.  s.  w.  —  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Verwandt- 
schaft auf  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  beruht.     Fassel  a.  a.  0. 

*)  Deuteron.  25,  5—10;  Eben  Haeser  cap.  169;  Frankel  S.  XXII,  BuchhoU 
S.  64 ff..  Fassel  Anm.  zu  §  67  und  zu  §  69.  —  Das  Nähere  über  die  Zeremonie  siehe 
in  Eben  Haeser  a.  a.  0.;  bei  Dusohak  S.  121  ff.,  Lichtschein  S.  150,  153ff.  - 
Eine  Rabbinerkonferenz  in  Philadelphia  (1869)  und  die  israelitische  Synode  zu  Augs- 
burg (1871)  haben  das  Institut  der  Leviratsehe  für  veraltet  und  nicht  mehr  verbind- 
lich erklärt.     Mielziner  S.  58. 
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gelegt  oder  ihr  den  Scheidebrief  ihres  Mannes  überbracht  hat,  es  sei 
denn,  dass  er  zu  dieser  Zeit  selbst  verheirathet  war.^)  Ein  Mann  darf 
die  von  ihm  geschiedene  Frau,  wenn  diese  inzwischen  eine  andere  Ehe 
eingegangen  war,  nach  deren  Lösung  nicht  wieder  heirathen.^)  Die  Ehe 
mit  einem  in  Ehebruch  oder  in  Blutschande  Erzeugten,  sowie  die  Ehe  eines 
durch  Yerstünmielung  Impotenten  ist  verboten  und  von  Amtswegen  zur 
Losung  zu  bringen.^ 

e)  Religionsverschiedenheit.  Ehen  von  Juden  mit  anderen 
Völkern,  d.  h.  mit  Götzendienern,  sind  ungültig.*) 

f)  Trauer-  und  Wartezeit.  Nach  dem  Tode  naher  Verwandter 
darf  innerhalb  30  Tagen  eine  Ehe  nicht  eingegangen  werden.  —  Eine 
Wittwe  darf  innerhalb  90  Tagen  vom  Tode  des  Gatten,  eine  Geschiedene 
in  derselben  Frist  vom  Empfange  des  Scheidebriefes  keine  neue  Ehe 
eingehen;  andernfalls  sind  die  Gatten  von  Amtswegen  zu  scheiden,  doch 
darf  nach  Ablauf  der  Frist  die  Ehe  wieder  aufgenommen  werden.  —  Eine 
Schwangere  darf  nicht  vor  ihrer  Niederkunft  und  eine  Frau,  die  ein 
Kind  nährt,  erst  24  Monate  nach  dessen  Geburt  sich  wiederverheirathen; 
auch  hier  erfolgt  im  Uebertretungsfalle  Scheidung,  doch  darf  die  Ehe 
nach  Ablauf  der  Frist  erneuert  werden.  —  Auch  der  Wittwer  soll  sich 
nicht  vor  Ablauf  dreier  Feste  nach  dem  Tode  seiner  Frau  oder,  falls  er 
kinderlos  ist  oder  seine  Kinder  der  mütterlichen  Pflege  bedürfen,  nicht 
vor  Ablauf  von  7  Tagen  wiederverheirathen.*) 

Dispensation  von  Ehehindemissen  oder  Eheverboten  kennt  das 
jüdische  Recht  nicht.®) 

2.  Form  der  Eheschliessung.  Die  Trauung  vollzieht  sich  durch 
„Chuppa"  (was  eigentlich  „Decke"  oder  „Brautgemach"  bedeutet)  in  der 
Art,  dass  in  Gegenwart  von  wenigstens  10  Zeugen  das  Brautpaar  unter 
den  Trauhimmel  tritt;  dass  dort  zunächst  in  der  oben  (S.  779)  geschil- 


')  Frankel  S.  XIX,  XX  Anm.  2,  Bachholz  S.  89,  90,  Fassel  §  72  und  Anm. 
dazu,  wo  noch  ähnliche  Fälle  bezeichnet  sind. 

*)  Deuteron.  24, 1—4;  Frankel  S.  XXTT,  fiuchholz  S.  90. 

>)  Deuteron.  23,  1—3;  Frankel  S.  XXff.,  Buchholz  S.  86ff.,  Fassel  §  69  und 
Anm.  —  Unter  Blutschande  ist  hier  nur  die  Geschlechtsverbindung  solcher  Personen 
zu  verstehen,  deren  Ehe  ipso  iure  nichtig  sein  würde  (siehe  unten  S.  783).  Impotenz, 
wenn  sie  nicht  auf  Verstümmelung  beruht,  ist  kein  Ehehindemiss,  aber  unter  Um- 
ständen ein  Ehelösungsgrund ;  siehe  unten  F  d. 

*•)  Die  massgebenden  Bibelstellen  bezeichnen  bestimmte  fremde  Völker,  mit  denen 
kein  connubinum  stattfinden  darf:  Deuteron.  7,  3  und  23,  4,  8,  9;  Frankel  S.  XXII, 
Buchholz  S.  87,  Fassel  §  65.  Letzterer  führt  ans,  dass  die  Bestimmungen  auf 
NichtJuden,  welche  nicht  Götzendiener  sind,  keine  Anwendung  finden.  Nach  Duschak 
S.  33  und  Lichtschein  S.  66ff.  soll  dagegen  zwar  kein  Satz  des  talmudischen  Rechts, 
aber  doch  die  Praxis  jeder  Ehe  von  Juden  mit  NichtJuden  entgegenstehen.  Die  Frage 
ist  Ton  geringer  praktischer  Bedeutung,  da  die  Ehen  Ton  orthodoxen  Christen  mit 
Juden  nach  russischem  Rechte  ungültig  sind  (S.  728);  ebenso  die  Ehen  von  Katholiken 
mit  Juden  nach  katholischem  Kirchenrecht  (vgl.  S.  133);  bezüglich  der  Lutherischen 
siehe  Theil  I  dieses  Anhangs  (S.  769  zu  d).  Die  Ehen  yon  Mohammedanern  ndi 
Juden  würden  nach  der  Auffassung  von  Fassel  für  gültig  zu  erachten  sein. 

^  Frankel  S.  XXIU,  Buchholz  S.  928*.,  Fassel  §§  117ff. 

«)  Frankel  S.  XVHI,  Fassel  §  78. 
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derten  Weise  die  feierliche  Verlobung  unter  Uebergabe  eines  Einges 
vom  Bräutigam  an  die  Braut  erfolgt,  worauf  der  Verlobungssegen  ge- 
sprochen wird;  dass  dann  die  Verschreibung  der  Hochzeitsgabe  des 
Mannes  an  die  Frau  (Ketuba)  verlesen  wird  und  schliesslich  die  Trauungs- 
segenssprüche gesprochen  werden.  Sind  die  Segenssprüche  nicht  ge- 
sprochen worden,  so  ist  dennoch  die  Trauung  gültig,  die  eheliche  An- 
näherung aber  bis  zur  Nachholung  verboten.^)  —  Die  Eheschliessung 
kann  nicht  durch  Bevollmächtigte  erfolgen.  (Anders  bei  der  Verlobung; 
siehe  oben  S.  779.) 


§4. 

D.  Vermögensrechtliche  Wirkungen. 

Ketuba,  Mitgift  und  sonstiges  Vermögender  Frau.')  —  Vor 
der  Eheschliessung  ist  der  Frau  vom  Manne  eine  bestimmte  Summe  zu 
verschreiben:  „Ketuba",  die  ihr  beim  Tode  des  Mannes  oder  im  Falle  der 
Scheidung  gebührt.  Die  gesetzliche  Ketuba  beträgt  für  eine  Jungfrau 
200,  für  eine  Wittwe  100  Sus  (Gulden).  Es  darf  ein  höherer,  nicht 
aber  ein  geringerer  Betrag  verschrieben  werden.  An  manchen  Orten 
gilt  die  Ketuba  auch  ohne  Verschreibung  als  selbstverständlich  ver- 
sprochen. 

An  dem  in  die  Ehe  eingebrachten  oder  später  durch  Erbschaft  oder 
Schenkung  erworbenen  Vermögen  der  Frau  hat  der  Mann  den  Niess- 
brauch;  an  dem  aber,  was  ihm  die  Frau  oder  Dritte  für  sie  als  Mit- 
gift übergeben  oder  zugesichert  haben,  steht  ihm  das  volle  Eigenthum 
zu,  nur  mit  der  Verpflichtung,  bei  Auflösung  der  Ehe  die  noch  vor- 
handenen Sachen  zurückzugewähren  und  die  verkauften,  verschenkten 
oder  muthwillig  zerstörten  zu  ersetzen;  nur  wenn  die  Sachen  zu  einem 
bestimmten  Geldbetrag  übergeben  worden  sind,  hat  der  Mann  auch  ihren 
zufälligen  Verlust  zu  vertreten,  während  die  Frau  die  vorhandenen 
Sachen  zu  dem  angegebenen  Werthe  zu  übernehmen  hat^ 


>)  üeber  die  Form  der  Trauung:  Frankel  S.  XXXff.,  Buchholz  S.  114, 
Fassel  Anm.  zu  §§  45,  75.  Die  Zuziehung  eines  Rabbiners  ist  nicht  geboten, 
aber  üblich  zum  Zwecke  der  Leitung  der  Zeremonien.  Frankel  a.  a.  O.  Der  Rabbiner 
wirkt  aber  nur  als  Gelehrter  mit;  Geistliche  kennt  das  mosaisch- talmudische  Recht 
nicht.  Frankel  S.  XVIII.  —  Die  Anwesenheit  von  zehn  Zeugen  ist  nur  wegen  der 
gottesdienstlichen  Handlungen  erforderlich.  Da  diese  aber  keine  Bedingung  der  Gültig- 
keit der  Eheschliessung  sind,  so  ist  die  Ehe  auch  gültig,  wenn  nur  zwei  Zeugen  zu- 
gezogen waren.     Fassel  §  80  und  Anm.,  Frankel  S.  18. 

>)  Eben  Haeser  cap.  66ff.,  Frankel  S.  XXXIff.,  Buchholz  S.  107flF.,  Fassel 
Anm.  5  zu  §  88  und  Anm.  2  za  §  91,  sowie  über  eheliches  Güterrecht  überhaupt: 
Fassel  §§  1201—1251,  insbesondere  §§  1203ff.  über  das  Heirathsgut  und  §§  1222S. 
über  die  Ketuba  oder  Morgengabe. 

s)  Fassel  §§  1203,  1214,  1215  und  Anm.  Die  Ausstattung  der  Fran  (Kleider, 
Wäsche  u.  s.  w.)  bleibt  ihr  freies  Eigenthum,  und  der  Mann  hat  keinerlei  Haftung 
dafür.    A.  a.  0.    Anm.  zu  §  1203. 
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8  5. 

E.  Nichtigkeit  und  Ungültigkeit  der  Ehe. 

Die  mit  Uebertretung  eines  Ehehindernisses  geschlossene  Ehe  ist 
entweder  ipso  iure  ungültig,  ohne  dass  es  eines  richterlichen  Ausspruchs 
bedarf;  oder  sie  ist  zwar  gültig,  muss  aber  von  Amtswegen  gelöst  werden; 
oder  sie  ist  nur  unerlaubt,  insbesondere  mit  Strafen  bedroht,  ohne  dass 
jedoch  ihr  Bestand  dieserhalb  in  Frage  gestellt  werden  kann.*) 

Ipso  iure  nichtig  ist  die  Ehe  im  Falle  der  Bigamie,  der  ßeligions- 
verschiedenheit,  der  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  ersten  Grades 
in  auf-  und  absteigender  Linie. 

Von  Amtswegen  zu  lösen  ist  die  Ehe  zwischen  Geschwistern,, 
zwischen  Neffe  und  Tante,  sowie  zwischen  Verschwägerten  entsprechen- 
den Grades;  ferner  die  Ehe  mit  einem  in  Ehebruch  oder  Blutschande 
Gezeugten,  die  mit  Verletzung  des  Gebots  der  Leviratsehe  eingegangene 
Verbindung,  die  von  Ehebrechern  mit  einander  geschlossene  Ehe  sowie 
die  Ehe  der  dieses  Verbrechens  Verdächtigen,  wenn  wegen  des  Ver- 
dachtes der  frühere  Gatte  sich  von  seiner  Gattin  geschieden  hatte. 

Nur  unerlaubt  ist  die  unter  Verletzung  der  anderen  Ehehinder- 
nisse geschlossene  Ehe. 

§  6. 

F.  Lösung  der  Ehe. 

Die  Ehe  wird  nur  durch  Tod  oder  Scheidung  aufgelöst. 

1.  Der  Tod  muss  sicher  bewiesen  sein.  Verschollenheitserklärung 
findet  nicht  statt.  Als  sicherer  Beweis  gilt  Bestätigung  durch  zwei 
Zeugen;  die  Frau  aber  kann  sich,  auch  wenn  der  Tod  des  Gatten  nur 
von  einem  Zeugen  bestätigt  ist,  wiederverheirathen.  Kehrt  jedoch  der 
für  tot  gehaltene  Ehemann  zurück,  so  muss  die  Frau  sowohl  diesen  al» 
auch  den  neuen  Gatten  verlassen  und  geht  aller  Vortheile  aus  der  einen 
wie  aus  der  anderen  Ehe  verlustig.*) 

2.  Scheidung*)  und  Ungültigkeitserklärung  werden  nicht  unter- 
schieden. Die  Scheidung  findet  ebensowohl  aus  solchen  Gründen  statt,, 
die  sich  vor  der  Eheschliessung  ereignet  haben,  wie  aus  später  ein- 
getretenen. Sie  erfolgt  entweder  voq  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der 
Gatten.*) 

»)  Ueber  die  Unterscheidung  überhaupt:  Frankel  S.  XXI,  Fränkel  S.  21  ff.^ 
Fasse  1  Anm.  zu  §  66  und  §  93.  Ueber  die  einzelnen  Fälle  der  ipso  iure  ungültigen 
Ehen:  Fassel  §§  63,  65—67,  93;  der  von  Amtswegen  zu  lösenden  Ehen:  §§  69—71,. 
93;  der  nur  unerlaubten  Ehen:  §§  72,  117—119  a.  a.  0. 

«)  Eben  Haeser  cap.  17.,  Frankel  S.  XL,  XLl  u.  Anm.  4,  Fassel  §§  112,, 
113,  Fränkel  S,  65ff. 

')  Deuteron.  24,  1;  Eben  Haeser  cap.  119fr.,  Frankel  S.  XLIIff.,  Fassel 
§§  60,  85,  87,  98,  99,  108,  109. 

^)  Immer  nur  durch  Ausspruch  des  Gerichts,  nicht  durch  bloßen  Privatakt 
(Fassel  §  92  u,  Anm.;  TgL  hier  8.  714).    Einfache  .Verstossung  der  Frau  durch  dea 
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a)  Von  Amtswegen  erfolgt  die  Lösung  der  Ehe,  ausser  in  den 
S.  786  unter  E  erwähnten  Fällen  der  Verletzung  gewisser  Eheverbote: 
wegen  Ehebruchs  der  Frau  oder  wegen  heimlichen  Umganges  mit 
einem  Manne,  vor  dem  sie  ihr  Ehemann  gewarnt  hat;^)  femer  wenn 
der  Mann  mit  Aussatz  behaftet  ist. 

b)  Auf  beiderseitiges  Verlangen  der  Eheleute  ist  die  Ehe  immer 
aufzulösen;  nur  müssen  die  Eheleute  auch  über  alle  Bedingungen  der 
Scheidung  einig  sein.*) 

c)  Auf  Antrag  des  Mannes  erfolgt  Scheidung:*) 

wenn  die  Frau  bei  Besorgung  des  Hauswesens  den  Mann  zu  nn- 
wissentlicher  Uebertretung  ritueller  Vorschriften  veranlasst; 

wenn  sie  den  sittlichen  Anstand  verletzt  oder  des  Ehebruchs  dringend 
verdächtig  ist; 

wenn  sie  in  Gegenwart  des  Mannes  ihrem  Schwiegervater  flucht; 

wenn  sie  den  Mann  verlässt  oder  sich  weigert,  ihm  an  einen  andern 
Ort  zu  folgen;*) 

wenn  sie  ihm  12  Monate  hindurch  die  Erfüllung  der  ehelichen 
Pflicht  versagt. 

d)  Auf  Antrag  der  Frau  erfolgt  Scheidung:*) 

wenn  der  Mann  während  der  Ehe  in  Ekel  erregender  Weise  er- 
krankt oder  ein  ekelhaftes  Gewerbe  ergreift; 

wenn  er  die  Frau  misshandelt; 

wenn  er  den  Glauben  wechselt; 

wenn  er  wegen  Verbrechens  landesflüchtig  wird; 

wenn  er  sich  einem  lüderlichen  Leben  ergiebt  oder  sein  Vermögen 
vergeudet  und  der  Frau  den  Unterhalt  versagt; 


Mann,  wie  nach  mohammedanischem  Rechte,  ist  daher  ausgeschlossen.  Dssa  die 
Scheidung  immer  nur  durch  einen  Scheidebrief  des  Mannea  an  die  Frau  wirksam  wird 
(siehe  S.  785  unter  G),  betrifft  nur  die  Art,  in  welcher  der  gerichtliche  Ausspruch  m 
yollziehen  ist.     £in  Scheidebrief  ohne  vorgängiges  Urtheil  hat  keine  Rechtswirkung. 

')  Dass  die  Lösung  der  Ehe  in  diesen  Fällen  auch  ohne  Antrag  des  gekränkten 
Gatten,  auf  die  Anzeige  Jedermanns  hin,  durchzuführen  ist,  beruht  darauf,  dass  durch 
die  schwere  Treuverletzung  die  Ehe  nachtraglich  zu  einer  verbotenen  wird.  Fassel  §6; 
vgl.  Frankel  S.  XX. 

«)  Fasse  1  §  102,  Frankel  S.  XLIV.  Vgl.  das  österr.  a.  b.  G.B.  §  103,  hier  S.  72. 

*)  Die  folgende  Aufzählung  ist  nicht  erschöpfend.  Auch  solche  Umstäode,  die 
nur  als  Scheidungsgründe  für  die  Frau  erwähnt  sind,  wie  beispielsweise  Glaubens- 
Wechsel  des  Gatten,  müssen  sinngemäss  ebenso  als  Scheidungsgründe  für  den  Mann 
gelten,  wenn  sie  auf  Seiten  der  Frau  vorliegen.  Vgl.  Frankel  S.  XLVII  Anm.  1. 
Siehe  auch  wegen  des  physischen  Unvermögens  der  Fri^u  zum  Beischlaf :  Fassel  §§98, 
99  u.  Anm. 

^)  Zwang  zur  Rückkehr  findet  nicht  statt  Frankel  S.  XLVII.  Eb  kann  sogar 
von  dem  Gatten,  der  die  Lebensgemeinschaft  wegen  unüberwindlicher  Abneigung 
«blehnt,  nach  Verlauf  von  12  Monaten  auf  Scheidung  gedrungen  werdep.  Fassel  §  109 
Ziff.  8,  Anm.  8. 

')  Auch  hier  ist  die  Aufzählung  keine  erschöpfende.  ILaa  erachtet  auch  gevisie 
Fälle  unwürdiger  Behandlung,  unsittliche  oder  unsinnige  Zumuthungen  o.  s.  w.  för 
«ttsreieh^nd,  die  Klage  der  Frau  zu  begründen.    Frankel  S.  XLVII.. 
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wenn  er  Impotenz  eingestellt  und  diese  unheilbar  ist,  was  vor  Ab- 
lauf von  6  Monaten  nicht  angenommen  werden  soll.*) 

Durch  die  Scheidung  wird  der  Anspruch  der  Frau  auf  die  Eetuba 
(oben  S;  782)  fällig.  Sie  verliert  diesen  Anspruch,  wenn  sie  die  Scheidung 
verschuldet  hat*) 

§7. 

Q.  Verfahren.') 

In  aUen  Fällen  wird  die  Scheidung  einer  Ehe  nur  wirksam  dadurch, 
dass  der  Mann  seiner  Frau  einen  Scheidebrief  übergiebt,  der  die  Formel 
enthält:  „Dies  ist  Dein  Scheidebrief;  Du  bist  von  mir  geschieden  und 
kannst  heirathen,  wen  Du  willst."  Uebergabe  und  Annahme  des  Scheide- 
briefs können  auch  durch  Stellvertreter  erfolgen.  Ist  die  Ehescheidung 
von  Amtswegen  oder  auf  Betreiben  der  Frau  ausgesprochen,  so  muss 
die  Uebergabe  des  Briefes  von  Seiten  des  Mannes  nöthigen  Falls  er- 
zwungen werden;  ebenso  nöthigen  Falls  die  Annahme  von  Seiten  der 
Frau,    Der  Akt  der  Uebergabe  wird  durch  einen  Eabbiner  geleitet. 

In  dem  vorangehenden  Verfahren  ist  —  sofern  nicht  ein  Fall  der 
Lösung  von  Amtswegen  vorliegt  —  zunächst  auf  die  Aussöhnung  der 
Gatten  hinzuwirken.  Das  Geständniss  der  Parteien  ist  ohne  Beweis- 
kraft, wenn  es  sich  um  die  Frage  der  Gültigkeit  der  Ehe  handelt;  in 
den  anderen  Fällen  ist  das  Geständniss  massgebend,  da  ja  auch  die 
Einwilligung  zur  Scheidung  genügt.^) 

§8. 

H.  Intemationalrechtliche  Anwendbarkeit  der 

Normen. 

Soweit  das  russische  Gesetz  auf  russische  Juden  das  mosaisch- 
talmudische  Eherecht  für  anwendbar  erklärt,  sind  die  Normen  des 
letzteren  als  Bestandtheile  des  ersteren  anzusehen  und  daher  grundsätz- 
lich auch  im  Auslande  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden  Landes  im  gegebenen  Falle  russisches  ßecht  anzuwenden 
ist.  Nui'  wird  bei  einem  auf  dem  Boden  einer  so  andersartigen  Kultur 
erwachsenen  Rechte  sich  besonders  oft  die  Erwägung  aufdrängen,  ob 
nicht  die  Anwendung  der  einzelnen  Norm  wegen  Unvereinbarkeit  mit 
den  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnung  des  Landes  für  ausgeschlossen 
zu  erachten  sei.*) 

^)  Siehe  Fasse  1  §§  98,  99  u.  Anm.,  wo  auch  Sachverstandigenbeweis  bezüglich 
der  Impotenz  für  zulässig  erachtet  ist.    Anders  Frankel  S.  XLYII. 

*)  Frankel  S.  XLUI,  Fassel  §  87  a.  Anm. 

»)  Deuteron. 24,1 ;  EbenHaeser  cap.  119ff.,  Frankel  S.XLII,XLVIII,  Fassel  §111. 

«)  Fassel  §§  103,  107  (über  den  SühneTersuch)  und  §  98  vgl.  mit  §  110  (über 
das  Geständniss). 

<^)  Ein  italienisches  Gericht  hat  z.  B.  angenommen,  dass  das  talmndische  Verbot, 
wonach  Ehen  zwischen  Juden  und  Andersgläubigen  nichtig  sind  (vgl.  übrigens  oben 
Anm.  4  S.  781),  der  italienischen  Ordnung  widerstreite  und  dass  solche  Ehen  in  Italien 
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Aus  der  Natur  des  mosaischen  Rechtes,  als  eines  Sonderrechts  einer 
bestimmten  Religionsgemeinschaft  im  chrisüichen  Staate,  folgt  übrigens^ 
dass  es  sowohl  in  Russland  selbst  als  auch  folgeweise  in  einem  ans- 
l&ndischen  Staate,  in  welchem  es  nach  den  massgebenden  Normen  des 
internationalen  Rechtes  zur  Anwendung  zu  bringen  ist,  doch  Geltung  nm- 
beanspruchen  kann  für  die  Regelung  der  Verhältnisse  von  Juden  unter 
einander,  nicht  auch  im  Verhältniss  von  Juden  zu  Christen.  Dies  gilt 
nicht  nur  für  das  persönliche  Eherecht  (vgl.  einen  Anwendungsfall  in 
Theil  I  dieses  Anhangs,  S.  776  Anm.  1),  sondern  auch  bezüglich  der 
eherechtlichen  Vermögensbeziehungen.  Gegenüber  dem  von  einer  christ- 
lichen Partei  (einem  Verlobten,  Gatten  oder  Verwandten)  erhobenen,  nach 
seinem  Rechte  begründeten  Anspruch  oder  Einwände  kann  die  jüdische 
Partei  sich  nicht  auf  abweichende  Normen  des  mosaischen  Rechts  berufen.*) 

Die  Ehescheidung  russischer  Juden  ist  von  französischen  Gerichten 
überhaupt  abgelehnt  worden,  weil  die  nach  französischem  Rechte  gebotene 
Anwendung  des  Heimathrechts  auch  auf  das  Erfordemiss  der  rituellen 
Form  der  Scheidung  (S.  785)  zu  beziehen,  mithin  die  Scheidung  durch 
französische  Gerichte  ausgeschlossen  sei.^)  Es  ist  anzunehmen,  dass 
die  deutschen  Gerichte  ebenso  zu  entscheiden  hätten,  weil  ein  auf 
Scheidung  lautendes  Urtheil  nach  jüdiscl^em  Rechte  zu  seiner  Wirksamkeit 
jedenfalls  eines  rituellen  Vollziehungsaktes  bedürfen  würde,  ein  solcher 
Akt  aber  nach  deutschem  Rechte  nicht  erzwingbar  und  ein  Urtheil  auf 
eine  rechtlich  nicht  zu  verwirklichende  Handlung  von  vornherein  zu 
versagen  ist.*) 


als  rechtsgöltig  aDzuerkennen  seien.  Clane t,  Journal  du  droit  international  1898 
S.  412,  Böhm's  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  £d.  8  8.848.  Wenn  belgische 
Gerichte  die  in  Russland  für  Juden  geltenden  besonderen  Scheidungsgesetze  des 
mosaischen  Rechtes  —  anscheinend  in  Paasch  und  Bogen  —  für  unanwendbar  erklärt 
haben,  weil  sie  mit  der  öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten  in  Widersprach 
stehen  (Clunet,  Journal  1899  S.  859.  Böhm 's  Zeitschr.  9  S.  480),  so  wird  das  nicht 
zu  billigen  sein.  £s  ist  stets  der  konkrete  Fall  und  die  einzelne  Norm  ins  Auge  zu 
fassen  und  diese  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Vereinbarkeit  mit  zwingenden  Vor- 
schriften oder  sittlichen  Anschauungen  des  betreffenden  Landes  zu  prüfen.  Vgl.  z.  B. 
für  das  Deutsche  Reich  S.  49,  für  Frankreich  und  Belgien  S.  298  und  Anm.  2  das. 
Hier  wird  man  z.  B.  die  Normen,  wonach  Ehen  wegen  gewisser  erst  in  der  Ehe  sich 
ereignender  Thatumstände  (Ehebruch  der  Frau ;  siehe  oben  S.  784  zu  a)  von  Amtswegeo, 
selbst  gegen  den  Widerspruch  beider  Gatten,  zu  scheiden  sind,  allerdings  unbedenklich  für 
unanwendbar  halten.  Vgl.  hierzu  Fränkel  S.  96.  Ebenso  würde  das  Gebot  der  Levirats- 
ehe und  das  darauf  beruhende  Ehehinderniss,  sofern  es  überhaupt  noch  Geltung 
beanspruchen  kann  (oben  S.  780),  für  nicht  vereinbar  anzusehen  sein  mit  der  sittlichen 
Forderung  yölliger  Freiheit  des  Willens  zur  Eheschliessung. 

')  Vgl.  hierzu:  Urtheil  des  Oberappellationsgerichts  Lübeck  v.  29.  Januar  1855 
in  Seufferts  Archiv  f.  Entsch.  d.  obersten  Gerichte,  Bd.  11  No.  112. 

•)  Niemeyer  (Bö hm)'s  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafr.  13  S.  180. 

>)  Vgl.  S.  783  Anm.  4  und  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  v.  16.  Februar  1904  in 
Juristische  Wochenschrift  1904,  S.  220  Nr.  44. 


Die  russischen  Ostseeprovinzen:  Livland,  Estland 

und  Kurland. 

Von 

Dr.  H.  Gfirgens, 

Rechtsanwalt  in  Riga. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

I.  Das  Provinzialrecht  der  Ostseeprovinzen,  dritter  Theil,  enthaltend 
das  Privatrecht,  ist  eine  am  23.  November  1864  unter  No.  69916  in 
einem  russischen  und  einem  deutschen  Texte  veröffentlichte  Kodifikation 
des  früheren  Rechtes  (Buchdruckerei  der  zweiten  Abtheilung  der  Kaiser- 
lichen Kanzlei  1864).^)  Im  Jahre  1890  ist  von  der  Kodiflkations- 
abtheilung  des  Reichsraths  eine  neue  Ausgabe  dieses  Gesetzbuchs  aus- 
schliesslich in  russischer  Sprache  veranstaltet  worden;  in  diese  Aus- 
gabe sind  die  bis  dahin  erlassenen  neuen  Gesetze  aufgenommen  worden. 
Eine  deutsche  Uebersetzung  der  neuen  Ausgabe  ist  herausgegeben  von 
dem  Rechtsanwalt  H.  von  Bröcker  und  erschienen  im  Verlage  von 
J.  G.  Krüger,  Jurjew  (Dorpat)  1902.^)  Femer  kommen  in  Betracht: 
Die  Livländische  Bauerverordnung  vom  13.  November  1860,  die  Oesersche 
Bauerverordnung  vom  26.  März  1819  und  die  Estländische  Bauerver- 
ordnung vom  5.  Juli  1856  (siehe  unten  Ziffer  8). 

Obwohl  hiemach  die  mssischen  Ostseeprovinzen  ein  eigenes  Privat- 
recht  haben,  so  richtet  sich  doch  das  Recht  der  Eheschliessung,  soweit 
es  die  Form  und  die  materiellen  Voraussetzungen  derselben  betrifft  und 
ebenso  das  Recht  der  Eheauflösung  in  Betreff  der  Ehescheidungsgründe 
und  der  Prozeduren  der  Auflösung  nach  dem  allgemeinen  mssischen 
Reichsrecht  und,  gemäss  diesem  Reichsrechte,  nach  dem  dem  Religions- 
bekenntnisse der  Eheleute  entsprechenden  reichsrechtlichen  Kirchenrechte, 
da  das  besondere  Recht  der  Provinzen  in  dieser  Hinsicht  nicht  nur  keinerlei 
Bestimmungen  enthält,  sondern  auch  ausdrücklich  auf  das  Reichsrecht  ver- 
weist (Pr.R.  Th.  in  Art.  1 — 4).  Besonders  geregelt  in  dem  Provinzial- 
rechte  sind  aber  die  Wirkungen  sowohl  der  Ehe  als  auch  der  Auflösung 
derselben  und  einige  Fragen  des  Eheverlöbnisses.  Diese  besonderen  Be- 
stimmungen allein  werden  in  Nachstehendem  zum  Gegenstande  der  Er- 
örterung gemacht  werden,  während  in  Bezug  auf  alle  übrigen  die  Ehe- 
schliessung und  Ehescheidung  betreffenden  Fragen  auf  die  Darstellung 
unter  „Russland"  (oben  S.  711  f.)  zu  verweisen  ist. 

^)  Dieses  Gesetzbuch  wird  unten  überaU  in  folgender  Abkürzung  zitirt  werden :  Pr.B. 

*)  Ausserdem  ist  eine  deutsche  Uebersetzung  der  neuen  Ausgabe,  soweit  sie  die 
Bestimmungen  der  früheren  abänderte,  von  Adolph  Baron  Nolcken  1891  im  Ver- 
lage von  H.  Schmitzdorff  in  Petersburg  erschienen. 
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n.  Die  Rechtsquellen  des  Provinzialrechts  sind  zum  Theil  allen  Terri- 
torien der  Provinzen  gemeinsam,  zum  Theil  partikalarer  Natur.  Unter 
den  letzteren  sind  zu  nennen: 

1.  Das  livländische  Landrecht  und 

2.  Das  estländische  Landrecht.  —  Diese  beiden  Statutarrechte  gelten 

a)  Für  alle  Personen,  welche  in  Livland  bezw.  Estland,  sei  es  auf 
dem  Lande  oder  in  den  Städten,  wohnhaft  sind,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  den  Stadtrechten  unterworfen  sind,  sowie  der  Bauergemeinde- 
glieder und  der  sonstigen  den  Bauerbehörden  unterworfenen  Personen; 

b)  Für  diejenigen  Immobilien,  welche  in  den  Landkreisen^)  der  ge- 
nannten Provinzen  belegen  sind,  unabhängig  vom  Stande  ihres  Eigen- 
thümers,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Bauerländereien,  welche  stets  nach 
Bauerrecht  beurtheilt  werden.  In  Livland  gilt  das  Gesetz  der  Belegen- 
heit der  Sache  auch  in  dem  Falle,  wenn  das  Immobile  nicht  als  einzebe 
Sache,  sondern  als  Bestandtheil  einer  Yermögensgesamintheit,  also  anch 
des  ehelichen  Guts,  in  Frage  kommt  (Pr.R.  Einleitung  Art.  IV,  Fort- 
setzung von  1890). 

3.  Das  Recht  der  nicht  zum  Erbadel  gehörigen  livländischen  Land- 
geistlichen. 

4.  Das  livländische  Stadtrecht.  Demselben  sind  unterworfen 
alle  diejenigen  Personen,  welche  in  den  Städten  Livlands  ihren  Wohn- 
sitz haben,  mit  Ausnahme  der  Edelleute  und  der  im  wirklichen  Staats- 
dienste stehenden  Beamten.  Bedingt  ausgenommen  sind  die  Personen, 
welche  mit  dem  persönlichen  Adel  gleiche  Rechte  gemessen,  nämlich 
dann,  wenn  sie  nicht  im  Dienste  der  Stadt  stehen  (a.  a.  0.  Art.  Vlll). 
Auch  hier  gilt  der  Grundsatz,  dass  Immobilien  dem  Gesetze  der  Belegen- 
heit unterstehen,  auch  wenn  sie  nur  als  Bestandtheile  einer  Vermögens- 
gesammtheit  in  Betracht  konmien  (a.  a.  0.  Art.  81,  1730).^ 

6.  Das  kurländische  Landrecht.  Es  findet  Anwendung  —  mit 
Ausnahme  der  Bauern  und  der  ihnen  gehörigen  Ländereien  —  auf  alle 
in  Kurland  sowohl  auf  dem  Lande,  als  in  den  Städten  wohnenden  Per- 
sonen, sowie  auf  die  in  dieser  Provinz  belegenen  Immobilien,  wenn  diese 
als  einzelne  Sachen  in  Frage  konamen  (Art.  Vn  a.  a.  0.).*) 

6.  Das  estländische  Stadtrecht.  Seine  Wirksamkeit  erstreckt 
sich  a)  auf  die  Einwohner  der  Unterstadt  Reval,  Hapsal  und  Wesenberg 
mit  Ausnahme  der  Adeligen,  der  im  wirklichen  Staatsdienste  stehenden 
Beamten  und  der  Literaten,  wenn  sie  keine  städtischen  Gewerbe  be- 
treiben, nicht  in  städtischen  Diensten  stehen  und  nicht  Immobilien  in 
der  Stadt  besitzen,  während  andernfalls  für  diese  Personen  das  est- 
ländische Landrecht  Geltung  hat,  und  b)  auf  die  in  dem  Gebiete  der 
drei  gedachten  Städte  belegenen  Immobilien,  soweit  sie  nicht  Bestand- 


^)  Im  Gegensatze  zu  den  Städten. 

')  Näheres  bei  Gürgens,  Eheliche  Gütergemeinschaft  S.  73 ff. 
>)  Einzelne  besondere  Rechtsbestimmungen  bestehen  noch  für  den  frühem  Pilten- 
schen  Kreis  und  in  einzelnen  Städten  Kurlands  (Art.  VH  a.  a.  0.). 
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theile  einer  Yermögensgesammtheit  sind.  In  den  übrigen  Städten  Est- 
lands (dem  Dom  zn  ßeval,  den  Städten  Weissenstein  nnd  Baltischport) 
kommt  das  estländische  Landrecht  in  Anwendung  (Art.  IX). 

7.  Das  besondere  Recht  der  Stadt  Narva.  Es  gilt  für  die  dort 
wohnhaften  Personen,  mit  Ausnahme  jedoch  von  erblichen  und  persön- 
lichen Edelleuten,  und  für  die  dort  belegenen  Immobilien  (Art.  XI). 

8.  Die  Bauemrechte  Liv-,  Kur-  und  Estlands.*)  Ihnen  unterstehen 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  dort  wohnhaften  Bauern  und  der 
übrigen  unter  der  Jurisdiktion  der  Bauergerichte  stehenden  Personen 
und  ebenso  die  Bauerländereien.  Als  Aushülferecht  gilt  für  sie  das  ent- 
sprechende Landrecht  (Art.  XII). 

Die  Provinz  Kurland  hat  ebenfalls  ein  eigenes  Bauernrecht 
(Bauerverordnung  vom  26.  August  1817),  jedoch  enthält  dasselbe  in 
Betreff  des  ehelichen  Güterrechts  keine  nennenswerthen  Bestimmungen, 
sodass  letzteres  nach  den  Kegeln  des  kurländischen  Landrechts  zu  be- 
urtheilen  ist  (siehe  die  gen.  Bauerverordnung  §  62  und  Erdmann, 
System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  §  88  S.  457). 

ni.  Die  Statutarrechte  finden,  wie  auf  die  russischen  Unterthanen, 
so  auch  auf  die  in  den  Provinzen  wohnhaften  Ausländer  Anwendung 
(Art  IV,  VII,  Vm,  IX  a.  a.  0.). 

Die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  einer  Person  ist  nach  dem- 
jenigen Rechte  zu  beurtheilen,  welches  an  dem  Orte  ihres  Domizils  für 
die  Personen  desselben  Standes  gilt,  welchem  sie  angehört  (Art.  XXVlll). 

Die  ehelichen  Güterrechte  stehen  unter  der  Herrschaft  des  Rechtes, 
welchem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Ehe  seinem  Wohnsitze  und  Stande 
nach  unterworfen  war.  Verändert  der  Ehemann  in  der  Folge  sein 
Domizil  oder  seinen  Stand,  so  werden  zwar  auch  die  ehelichen  Güter- 
rechte demgemäss  geändert,  jedoch  nur  insoweit,  als  dadurch  nicht  die 
bis  dahin  erworbenen  Rechte  Dritter  verletzt  werden*)  (Art.  XXIX). 

IV.  Aus  der  Literatur  sind  folgende  Werke  hervorzuheben: 

Leonhard  Napiersky,  Morgengabe  des  rigischen  Rechts,  Dorpat 

1842. 
Dr.  Friedrich  Georg  von  Bunge,  Das  liv-  und  estländische 

Privatrecht,  Reval  1847  und  1848,  Verlag  von  Franz  Kluge, 

§§  241—300. 
Derselbe,  Das  kurländische  Privatrecht. 


')  Enthalten  in  der  livländischen  Bauerrerordnung  von  1860,  in  der  Oeserscben 
von  1819  und  in  der  estländischen  Ton  1856. 

^)  Diese  Einschränkung  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  wenn  der  Ehemann  aus 
einem  Territorium,  in  dem  Gütergemeinschaft  besteht,  in  ein  solches  übersiedelt,  in 
welchem  Gütertrennung  gilt.  Das  wohlerworbene  Recht,  welches  dritten  Personen, 
namentlich  den  Gläubigem  in  solchem  FaUe  bewahrt  bleiben  soU,  kann  nicht  so  yer- 
standen  werden,  dass  für  sie,  so  lange  sie  nicht  befriedigt  sind,  die  Gütergemeinschaft 
als  fortbestehend  gilt  und  folgeweise  auch  den  zukünftigen  Erwerb  des  nicht  persönHch 
verpflichteten  Ehegatten  ergreift,  sondern  nur  so,  dass  dasjenige  Vermögen,  welches  zur 
Sicit  des  Domizilwechsels  znr  gemeinschaftlichen  Gütermasse  gehörte,  auch  in  Zukunft 
ihnen  verhaftet  bleibt  (s.  Gürgens,  a.  a.  0.  S.  122). 
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Dr.  Karl  Erdmann,  Das  Güterrecht  der  Ehegatten  nach  dem 
Provinzialrecht  Ldv-,  Est-  und  Karlands,  Dorpat  1872, 
W.  Gläser's  Verlag. 

Derselbe,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Liv-, 
Est-  nnd  Kurland,  Riga,  N.  KymmeVs  Verlag  1889, 1891, 1892, 
1894,  §§  9,  10,  66—92,  198—216. 

Dr.  H.  Gürgens,  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft,  heraibi- 
gegeben  von  der  jnr.  Fakultät  der  Universität  Dorpat,  Jahr- 
gang IV,  Heft  ni. 

Derselbe,  Die  Lehre  von  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  nach 
livländischem  Stadtrecht,  Riga,  Verlag  von  Jonek  &  Poliewsky 
1898. 

Derselbe,  Baltische  Monatsschrift  (Riga,  Jonek  &  Poliewsky), 
Jahrgang  42  Heft  8  and  9,  Beilage,  8.  66—116  nnd  Heft  i 
Beilage,  S.  62—64. 

Casso,  Uebersicht  über  das  ostseeprovinzielle  Privatrecht,  Jurjew, 
1896  (in  rassischer  Sprache). 

Kapffer,  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft,  herausgegeben  von 
der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Dorpat,  Jahrg.  VII 
S.  259«. 

Dr.  August  Loeber,  Erbrecht  bei  zweiter  Ehe  nach  livländi- 
schem Stadtrecht,  Riga,  Verlag  von  N.  Kymmel  1899. 

Fr.  von  Samson,  Baltische  Monatsschrift,  42.  Jahrgang  Heft  5, 
Beilage  S.  39—62. 

Präjudikaten-Sammlungen:  Civilrechtliche  Entscheidungen 
der  Riga'schen  Stadtgerichte,  zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben von  Viktor  Zwingmann,  8  Bände,  Riga,  1871— 
1888,  zuerst  bei  Wilhelm  Betz,  sodann  bei  N.  Kymmel,  ins- 
besondere Bd.  I  S.  113—118,  120,  125;  Bd.  HI  S.  108;  Bd.  IV 
8.  113—131;  Bd.  V  S.  6—14;  Bd.  VI  S.  1,  21—28,  88.  99; 
Bd.  Vn  S.  4,  8,  21,  130—132,  137,  595—597;  Bd.  VIU  S.  13, 
60 — 62.  —  Entscheidungen  des  Civilkassationsdepartements 
des  Senats,  St.  Petersburg,  Senatstypographie  (erscheinen  all- 
jährlich in  russischer  Sprache) ;  Gerichtspraxis  des  III.  Departe- 
ments des  St.  Petersburger  Gerichtshofs,  zusammengestellt  von 
W.  Bukowsky ,  St.  Petersburg,  Typographie  Skorochodow  1901 
(in  russischer  Sprache). 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

1.  Form  des  Verlöbnisses.  —  Nach  dem  allgemeinen  Reichsgesetze 
für  die  evangelisch-lutherische  Kirche^)  besteht  das  Verlöbniss  in  dem 

^)  Enthalten  in  der  aUgemeinen  Sammlung  der  Beichsgesetze  Bd.  XI,  Art.  252 
bis  89S,  Aasgabe  vom  Jahre  1S96,  ins  Deutsche  übersetzt  und  mit  Erläuterungen  ver- 
sehen von  K.  von  Freymann,  Keval  1901,  Verlag  von  Franz  Kluge.  Dasselbe  wird 
unten  mit  der  Abkürzung:  E.L.K.G.  citirt  werden. 
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„gegenseitigen  mündlichen  und  förmlichen  Versprechen  der  sichVerlobenden^ 
einander  zu  heirathen" ;  es  kann  entweder  im  Beisein  eines  Predigers  und 
zweier  männlichen  Zeugen  oder  mit  Beobachtung  der  für  die  bürger- 
lichen Verträge  geltenden  Vorschriften  abgeschlossen  werden.^)  Da  nun 
nach  dem  Privatrecht  der  Ostseeprovinzen  für  den  Abschluss  von  bürger- 
lichen Verträgen  im  Allgemeinen  das  Prinzip  der  Formlosigkeit  be- 
steht (Pr.ß.  Art.  2993),  so  bedarf  auch  das  Verlöbniss  keiner  be- 
sondem  Form. 

2.  Rechtsfolgen  der  Aufhebung  des  Verlöbnisses.  —  Während 
die  Gründe,  aus  denen  man  zur  Aufhebung  eines  Verlöbnisses  berechtigt  ist^ 
und  ebenso  der  Einfluss,  den  der  unberechtigte  Rücktritt  vom  Verlöb- 
niss auf  die  Schliessung  einer  anderweitigen  Ehe  ausübt,  sich  nach  dem 
allgemeinen  Reichsrecht  bestimmt,  sind  nach  dem  Provinzialrechte  die 
Folgen  der  Verlöbnissaufhebung  in  vermögensrechtlicher  Beziehung 
zu  beurtheilen. 

In  erster  Linie  kommt  hier  in  Betracht  das  Recht  auf  Zurück- 
f  orderung  der  Brautgeschenke.  Dabei  sind  folgende  Fälle  zu  unter- 
scheiden: 

a)  Das  Verlöbniss  wird  mit  gegenseitiger  Einwilligung  der  Verlobten 
gelöst.  Hier  haben  beide  Theile  das  Recht,  die  einander  gemachten 
Geschenke  zurückzufordern.*) 

b)  Das  Verlöbniss  wird  auf  einseitiges  Verlangen  gehoben,  aber  aus 
einem  Grunde,  der  keinem  Theile  als  Schuld  angerechnet  werden  kann. 
Als  solche  Fälle  erkennt  das  Gesetz  an:  wenn  einer  der  Verlobten  an 
einer  unheilbaren  ansteckenden  Krankheit  leidet,  sowie  wenn  die  Eltern 
oder  Vormünder  eines  Theiles  aus  gesetzlichen  Gründen  ihi-e  Einwilligung 
zur  Eheschliessung  verweigern.^  In  diesen  Fällen  kann  ebenfalls  jeder 
Theil  die  von  ihm  gemachten  Geschenke  zurückfordern,  gleichviel  von 
welcher  Seite  die  Auflösung  verlangt  worden  ist. 

c)  Das  Verlöbniss  wird  wegen  schuldhaften  Verhaltens  eines  Theiles 
aufgelöst.  Das  Gesetz  zählt  hierher:  notorisch  sittenlosen  Lebens- 
w^andel;  Verlobung  mit  einer  anderen  Person  oder  unerlaubten  Umgang 
mit  ihr ;  schlechtes  beleidigendes  Betragen ;  entdeckten  Betrug.  In  diesen 
Fällen  steht  dem  unschuldigen  Theile  das  Rückforderungsrecht  zu,  während 
er  die  ihm  gemachten  Geschenke  selbst  dann  behält,  wenn  die  Auflösung 
des  Verlöbnisses  von  ihm  selbst  verlangt  worden  ist.*) 

d)  Es  geht  ein  Theil  vom  Verlöbniss  ab  wegen  unüberwindlicher 
Abneigung  gegen  den  anderen  oder  weil  seit  der  Eingehung  des  Ver- 
löbnisses mehr  als  ein  Jahr  (beim  Landvolk  mehr  als  vier  Monate)  ver- 
strichen sind,  ohne  dass  ein  Aufgebot  der  Ehe  stattgefunden  hat**)  oder 

1)  Daselbst  Art.  336. 
•)  Pr.R.  Art.  129. 

*)  Pr.B..  Art.  129  und  die  dort  unter  a  erwähnte  Quellenstelle. 
*)  Pr.R.  Art.  131. 

*)  Nach  dem  E.L.K.G.  (Art.  340  Punkt  6  und  10)  hat  in  beiden  Fällen  auf  Ver. 
langen  eines  Theiles  das  Konsistorium  die  Aufhebung  des  Verlöbnisses  zu  gestatten. 
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ganz  ohne  triftigen  Grund.  Hier  steht  nur  dem  Verlobten,  gegen  dessen 
Willen  das  Verlöbniss  aufgehoben  worden,  das  Rnckforderungsrecht  zo.^) 

e)  Wird  das  Verlöbniss  durch  den  Tod  des  einen  Theiles  getrennt, 
so  haben  der  überlebende  Theil  und  die  Erben  des  verstorbenen  gleich- 
falls das  Recht,  die  Brautgeschenke  zurückzufordern;  dies  Recht  entfällt 
aber  für  den  Ueberlebenden,  wenn  er  selbst,  und  für  die  Erben  des  Ver- 
storbenen, wenn  dieser  einen  gesetzlichen  Grund  zur  Verlöbnisstrennung 
gegeben  hätte.*) 

Ob,  wenn  ein  Verlobter  ohne  einen  vom  Gesetze  gebilligten  Grund 
von  dem  Verlöbniss  zurücktritt,  der  andere  Theil  auch  das  Recht  auf 
Schadenersatz  hat,  ist  in  dem  Provinzialrechte  dii^ekt  nicht  entschieden. 
Da  aber  einerseits  ihm  durch  das  reichsrechtliche  evangelisch-lutherische 
Kirchengesetz  ausdrücklich  solchenfalls  das  Recht,  durch  das  weltliche 
Gericht  Schadenersatz  zu  verlangen,  zugesprochen  wird  und  andererseits 
das  Provinzialrecht  bei  jeder  rechtswidrigen  Verletzung  eines  Rechts, 
dem  Geschädigten  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz  ertheilt  (Artt  328i 
3440  und  3444),  so  ist  die  Fi*age  zu  bejahen.*) 


§3. 

O.  Eheschliessung. 

In  dieser  Hinsicht  gilt  das  Reichsrecht  (vgl.  Einleitung  und  oben 
S.  712  ff.,  725  ff.). 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

I.  Personliehe  Rechte  und  Pflichten  der  Eheleute  gegen  ein- 
ander. 

Die  Frau  erhält  den  Familiennamen  des  Mannes  und  die  Ehren- 
titel, welche  seiner  Familie  gebühren  (PrJl.  Art.  5).  Ist  der  Mann 
höheren  Standes  als  die  Ehefrau,  so  erwirbt  sie  seine  Standesrechte; 
im  entgegengesetzten  Falle  behält  sie  ihre  höheren  (Pr.R.  Art.  6).  Ebenso 
folgt  sie  von  Rechtswegen  seiner  Staatsangehörigkeit.  Die  Ehegatten 
sind  berechtigt,  von  einander  eheliche  Treue  zu  verlangen  und  sind  ver- 
pflichtet, beisammen  zu  leben  und  einander  zu  unterstützen.  Der  Ehe- 
mann ist  berechtigt,  von  der  Frau  Gehorsam  und  Fügung  in  seinen 
Willen  zu  fordern,  den  Wohnort  zu  bestimmen  und  zu  verlangen,  dass 
sie  ihm  folge,  es  sei  denn,  dass  er  wegen  eines  Verbrechens  gerichtlich 
zur  Verschickung,  zu  schwerer  Zwangsarbeit  oder  zur  Ansiedelung  ver- 
urtheilt  worden  ist  oder  sonst  aus  einem  tadelnswerthen  Grunde  sich 


»)  Pr.ß.  Art.  131  in  Verbindung  mit  Art.  129. 

")  Pr.ß.  Art.  130  und  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostaeeprovinzen 
§  66  S.  861. 

>)  S.  Erdmann  a.  a.  0.  S.  350  Anm.  8. 
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entfernt  hat;  er  ist  befagt,  von  ihr  Theilnahme  an  dem  Hauswesen  and 
im  Nothfalle  Unterhalt  zu  verlangen,  als  vermutheter  Anwalt  und  ehe- 
licher Beirath  gerichtlich  und  aussergerichtlich  ihre  Gerechtsame  zu  ver- 
treten^) und  Vergehen  und  Verbrechen,  welche  gegen  sie  begangen  worden, 
gerichtlich  zu  verfolgen  (Art.  8  und  3070  a.  a.  0.).  Die  Ehefrau  hat  ihrer- 
seits das  Recht,  von  dem  Manne  nach  seinem  Stande  und  Vermögen  an- 
gemessenen Unterhalt  zu  fordern,  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  sie  ihm 
Vermögen  in  die  Ehe  gebracht  hat  oder  nicht;  sie  darf  in  allen  Vor- 
fällen des  Lebens,  insonderheit  in  ihren  Rechtsangelegenheiten  seinen 
Schutz  und  Beistand  verlangen. 

Ueber  den  Gerichtsstand  der  Frau  giebt  das  Gesetz  keine  besondere 
Bestimmung.  Daraus  aber,  dass  der  Mann  und  nicht  sie  selbst  ihren 
Wohnort  zu  bestimmen  hat*)  und  sie  bei  einander  zu  leben  verpflichtet 
sind,  lässt  sich  folgern,  dass  sie,  auch  wenn  sie  an  einem  andern  Orte 
als  der  Mann  sich  dauernd  niedergelassen  hat,  dennoch  ihren  ordent- 
lichen Gerichtsstand  am  Wohnorte  des  Mannes  hat. 

II.  Das  eheliche  Oüterreeht 

Die  Rechte  des  Ehegatten  auf  das  gegenseitige  Vermögen,  sowie 
der  Einfluss  der  Ehe  auf  die  Geschäftsfähigkeit  der  Frau  werden  theils 
durch  gewisse,  für  alle  Territorien  der  drei  Provinzen  gemeinsam  geltende 
Grundsätze,  theils  durch  die  in  ihnen  bestehenden  besonderen  Land-  und 
Stadtrechte  geregelt  (Art.  32  a.  a.  0.). 

A.  Die  allgemeinen,  für  alle  Territorien  gemeinsam  gelten- 
den Grundsätze. 

1.  Durch  die  Ehe  wird  der  Ehemann  Vormund  (Ehevogt,  ehelicher 
Beirath  oder  Assistent)  der  Ehefrau  (Art.  11).  Kraft  dieser  Vormund- 
schaft gebührt  ihm  die  rechenschaftslose  Verwaltung  ihres  Vermögens 
mit  Ausnahme  ihres  Sonderguts  (Art.  12).  Femer  steht  ihm  allgemein 
das  Recht  der  Nutzung  des  Frauenguts  zu,  doch  ist  dieses  Recht  in  seinen 
Einzelheiten  in  den  Statutarrechten  verschieden  geregelt.  Die  Hand- 
lungsfähigkeit der  Frau  ist  durch  dieses  doppelte  Recht  des  Mannes 
insoweit  eingeschränkt,  als  sie  in  der  Regel  ohne  seine  Zustimmung  ihr 
(nicht  zum  Sondergut  gehöriges)  Vermögen  nicht  veräussem  kann  und 
der  Mann  nicht  verbunden  ist,  Schulden,  die  sie  ohne  ihn  kontrahirt, 
aus  ihrem  in  seiner  Verwaltung  befindlichen  Vermögen  zu  bezahlen. 
Wohl  können  aber  die  Gläubiger  wegen  solcher  Schulden  sich  an  das 
Sondergut  der  Frau  sowie  nach  Auflösung  der  Ehe  an  ihr  von  der  Ver- 
waltung und  dem  Niessbrauche  des  Mannes  befreites  Vermögen  halten 
(Art.  12  in  Verbindung  mit  Artt.  55  und  103). 

Alles  in  der  Hand  des  Ehemannes  vereinigte  Vermögen  gilt  im  Zweifel 
als  sein  Vermögen;  der  Frau  liegt  der  Beweis  ob,  dass  sie  ein  von  ihr 


^)  Zur  Vertretung  der  Frau  bei  Gerichten  bedarf  der  Mann  jedooh,  wie  jede  dritte 
Person,  einer  Vollmacht,  ebenso  zum  Abschluss  von  Rechtsgeschäften,  durch  welche  sie 
persönlich  verpflichtet  werden  soll. 

')  Der  Art.  8070  des  Pr.B.  sagt:  „Die  Ehefrau  muss  dem  Domizil  ihres  Mannes 
folgen." 
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beanspruchtes  Yermögensstück  in  die  Ehe  gebracht  oder  für  sich  be- 
sonders erworben  habe  oder  dass  es  sonst  ihr  besonders  zugefallen  ist 
(Art.  13). 

2.  Eine  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Bestellung  von  Aussteuer  oder 
Brautschatz  liegt  Niemandem,  auch  nicht  den  Eltern  der  Braut  ob.  Nur 
in  Estland  sind  der  adelige  Vater  seinen  Töchtern  und  nach  des  Vaters 
Tode  die  Brüder  ihren  Schwestern  zur  Ausrichtung  einer  adeligen  Hoch- 
zeit und  zur  Gewährung  einer  dem  Stande  und  Vermögen  angemessenen 
Aussteuer  verbunden  (Art.  20). 

3.  Unter  dem  Sondergute  der  Ehefi-au  versteht  das  Provinzialrecht 
ihr  von  der  Verwaltung  und  Nutzung  des  Ehemannes  ausgenommenes 
Vermögen.  Es  gehört  zu  ihm  alles  dasjenige,  was  a)  die  Ehefrau  von 
ihrem  in  die  Ehe  gebrachten  Vermögen  sich  zur  eigenen  Verwaltung 
und  Benutzung  ausdrücklich  vorbehalten  hat;  b)  was  ihr,  von  wem  es 
auch  sei,  unter  der  Bedingung  der  eigenen  Verwaltung  und  Nutzung  zu- 
gewendet worden;  c)  was  sie  aus  einem  mit  des  Ehemannes  Wissen  und 
Bewilligung  unternommenen  abgesonderten  Gewerbe  oder  sonst  durch 
Fleiss  und  Arbeit  für  ihre  eigene  Rechnung  erworben  hat;  d)  was  sie 
von  dem  Ehemann  als  Taschen-  oder  Nadelgeld  erhält;  e)  was  sie  von 
den  Früchten  und  den  Einkünften  dieses  ihres  Sonderguts  erspart  (Art. 
27);  f)  auch  die  für  sie  besonders  bestimmten  Hochzeitsgeschenke  werden 
dazu  gerechnet  (Art.  28). 

In  der  alten  Gerichtspraxis  fand  die  Ansicht  Vertretung,  dass  durch 
einen  Vorbehalt  der  Ehefrau  bei  Eingehung  der  Ehe  Sondergut  nur  dann 
geschaffen  werde,  wenn  der  Vorbehalt  in  die  Form  eines  Ehevertrags 
gekleidet  und,  um  gegen  Dritte  zu  wirken,  auch  veröffentlicht  würde. 
Durch  die  Appellationserkenntnisse  des  Riga'schen  Raths  vom  13.  Juni 
1884  No.  4069  und  vom  18.  März  1888  No.  2616^)  wurde  mit  jener  An- 
sicht gebrochen  und  die  Soudergutseigenschaft  von  Frauenvermögen  auf 
Grund  eines  bei  Eingehung  der  Ehe  gemachten  Vorbehalts,  unabhängig 
von  den  Formvorschriften  für  Eheverträge,  anerkannt.*) 

Bei  der  Veräusserung  ihres  unbeweglichen  Vermögens  ist  die  Ehe- 
frau den  Eath  ihres  Ehemannes  einzuholen  verpflichtet.  Schuldver- 
schreibungen, welche  sie  in  Beziehung  auf  solches  Vermögen  ausstellt. 
müssen  von  dem  Ehemanne,  als  ehelichem  Beirath,  mit  unterzeichnet 
werden;  andernfalls  kann  die  Ehefrau  sich  der  Erfüllung  der  über- 
nommenen Verbindlichkeit  entziehen,  wenn  sie  sie  nicht  nachträglich  mit 
Zustimmung  des  Ehemannes  anerkannt  hat  (Art.  29).  In  Fällen,  wo  die 
Interessen  beider  Ehegatten  einander  widerstreiten,  hat  die  Frau  für  das 
betreffende  Rechtsgeschäft  sich  einen  besonderen  Beii-ath  zu  wählen. 

Wenn  der  Ehemann  durch  Abwesenheit,  Krankheit  oder  auf  andere 
Weise  an  der  Verwaltung  des  gemeinsamen  Vermögens  behindert  ist, 

*)  Abgedruckt  in  den  „civilrechtlichen  Entsclieidungen  der  BJga'schen  Stadt- 
gerichte", herausgegeben  von  Zwingmann,  Bd.  7  S.  Iff.  und  Bd.  8  S.  326 ff. 

•)  S.  Gürgens,  „Eheliche  Gütergemeinschaft"  S.  84.  —  Abweichender  Ansicht 
Erdmann,  System  des  Pr.R.  §  72  S.  394. 
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kann  die  Ehefrau  nicht  anders  wie  jeder  andere  Geschäftsführer  die  Ver- 
waltung übernehmen.  Unter  Umständen  ist  in  einem  solchen  Falle  ge- 
richtlich eine  Kuratel  zu  bestellen  (Art.  31). 

Die  Frage,  ob  die  Kuratel  (z.  B.  wenn  der  Mann  für  geisteskrank 
oder  als  Verschwender  erklärt  worden)  vom  Vormundschaftsamt  auch 
auf  die  Frau  übertragen  werden  könne,  ist  zu  verneinen,  da  die  Frauen, 
mit  Ausnahme  der  Mutter  und  der  Grossmutter  des  Pfleglings,  von  der 
Uebemahme  einer  Vormundschaft  durch  das  Gesetz  schlechthin  ausge- 
schlossen werden  (Art.  314)  und  die  Kuratel  über  Gross  jährige  nicht 
nur  im  Allgemeinen,  sondern  speziell  auch  in  Bezug  auf  die  Fähigkeit 
des  Kurators  denselben  Grundsätzen  wie  die  Vormundschaft  unterliegt 
(Artt.  494  u.  495).^) 

4.  Von  den  Eheverträgen.  —  Die  nach  den  Statutarrechten  der 
Ostseeprovinzen  gesetzlich  bestehenden  Güterrechte  sind  dispositives, 
nicht  absolutes  Recht  und  können  daher  sowohl  bei  Eingehung  der  Ehe, 
äIs  auch  während  bestehender  Ehe  durch  Verträge  völlig  ausgeschlossen 
oder  abgeändert  werden  (Artt.  32,  33,  38,  94).  Stehen  die  sich  Ehe- 
lichenden noch  unter  elterlicher  Gewalt,  so  ist  zur  Gültigkeit  des  Ehe- 
vertrags die  Zuziehung  der  Eltern,  sofern  sie  aber  elternlos  und  noch 
nicht  grossjährig  sind,  die  Mitwirkung  des  Vormundes  erforderlich  (Art.  35). 

Was  die  Form  betrifft,  so  muss  der  Vertrag  in  den  Städten  Liv- 
lands  stets,  in  den  übrigen  Reichsgebieten  aber  nur  dann,  wenn  er  auch 
gegen  Dritte  wirken  soll,  notariell  abgeschlossen  werden.  Im  Uebrigen 
genügt  Schriftlichkeit.  Ausserdem  muss  der  Vertrag,  um  Wirksamkeit 
gegen  Dritte  zu  haben,  dem  örtlichen  Bezirksgerichte  zur  Kenntniss  ge- 
bracht und  von  ihm  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  (Art.  36  in  der 
Fortsetzung  von  1890).  Ist  der  Vertrag  von  Ehegatten,  welche  dem  ost- 
seeprovinziellen Rechte,  sei  es  von  Anfang  an  oder  durch  Uebersiedelung, 
unterworfen  sind,  im  Ausland  abgeschlossen  worden,  so  muss,  um  jene 
Wirkung  zu  erzielen,  dem  Erfordernisse  der  Veröffentlichung  auch  dann 
entsprochen  werden,  wenn  diese  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  nicht 
erforderlich  ist.*) 

Der  Inhalt  der  Eheverträge  darf  weder  den  guten  Sitten,  noch  un- 
bedingt gebietenden  oder  verbietenden  Gesetzen  zuwiderlaufen,  noch  mit 
dem  wesentlichen  Zwecke  der  Ehe  unvereinbar  sein.  Namentlich  sind 
Bestimmungen,  welche  das  gesetzlich  geordnete  gegenseitige  pei'sön- 
liche  Verhältniss  der  Ehegatten  abändern,  unzulässig.  Indessen  hebt 
die  Nichtigkeit  einzelner  Bestimmungen  keineswegs  die  Wirksamkeit  des 
übrigen,  dem  Gesetze  entsprechenden  Inhalts  des  Vertrages  auf  (Art.  37). 

^)  Eine  entgegengesetzte  Ansicht  yertritt,  gestützt  auf  die  oben  angeführte  Be- 
stimmung des  Art.  31,  Erdmann  a.  a.  0.  §  84  S.  443,  aber  offenbar  mit  Unrecht,  da 
der  bez.  Art.  in  solchen  FäUen  ausser  denjenigen  Rechten,  die  sich  auch  schon  für 
dritte  Personen  aus  den  aUgemeinen  Regeln  der  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  er- 
geben (Art.  4423 ff.),  der  Frau  nur  die  Befugniss  einräumt,  auf  die  Bestellung  einer 
Kuratel  anzutragen  (S.  Gürgens,  Eheliche  Gütergemeinschaft  S.  100  not.  7). 

«)  Pr.R.  Einleitung  Art.  XXXV  und  Art.  40  in  fine;  Gürgens,  „Eheüche  Güter- 
gemeinschaft'^  S.  80  Anm. 
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Eheverträge  verlieren  ihre  Kraft:  a)  wenn  die  Eheschliessnng  unter- 
bleibt; b)  wenn  die  Ehe  durch  Ehescheidung  aufgehoben  wird,  insoweit 
nicht  etwa  der  Ehevertrag  für  den  Fall  der  Ehescheidung  besondere 
Bestimmungen  aufgenommen  hat;  c)  wenn  die  Eheverträge  mit  gegen- 
seitiger Einwilligung  der  Kontrahenten  aufgehoben  werden,  doch  dürfen 
dadurch  die  Rechte  dritter  Personen  keine  Beeinträchtigung  erleiden; 
d)  wenn  und  insoweit  in  dem  Vertrage  das  Eintreten  eines  künftigen 
Ereignisses,  z.  B.  die  Erzeugung  von  Kindern  vorausgesetzt  und  diese 
Voraussetzung  nicht  eingetreten  ist.  Die  Veränderung  des  Standes  oder 
des  Wohnorts  des  Ehemannes  hat  auf  die  vertragsmässig  begründeten 
ehelichen  Güterrechte  keinen  Einfluss  (Art.  40). 

B.  Die  in  den  einzelnen  Territorien  geltenden  besonderen 
ehelichen  Güterrechte. 

1.  Liv-,  est-  und  kurländisches  Landrecht. 

Die  Landrechte  der  drei  Provinzen  weichen  in  Betreff  des  ehelichen 
Güterrechts  nicht  wesentlich  von  einander  ab;  daher  sind  die  hierher 
gehörenden  Bestimmungen  bei  der  Kodifikation  von  1864  zosanunen- 
gefasst  worden. 

Es  besteht  hier  das  System  der  Verwaltungsgemeinschaft.  Der 
Mann  hat  die  Verwaltung  und  den  Niessbrauch  des  gesammten  Ver- 
mögens der  Frau,  soweit  es  nicht  in  Sondergut  besteht  (Art  41).  Zur 
Veräusserung  und  Verpfändung  ihrer  Grundstücke  ist  er  ohne  ihre  Ein- 
willigung nicht  berechtigt  (Art.  43).  Zu  einer  Rechenschaftsablegunj 
über  seine  Verwaltung  ist  er  nicht  verbunden;  er  hat  jedoch  auf  die 
Erhaltung  und  Sicherung  des  Frauenguts  dieselbe  Sorgfalt  zu  ver- 
wenden, wie  auf  seine  eigenen  Angelegenheiten  (Art.  49).  Während  er 
nicht  gehalten  ist,  die  von  der  Frau  in  bestehender  Ehe  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  anzuerkennen,  muss  er  ausnahmsweise  dafür  selbst  mit 
seinem  eigenen  Vermögen  haften,  wenn  sie  von  der  Frau  im  Bereiche 
des  innem  Hauswesens  oder  in  dringender  Noth  eingegangen  sind  oder 
insoweit  er  dadurch  bereichert  ist  (Art  66). 

Wird  der  Mann  zahlungsunfähig,  so  können  seine  Gläubiger  auf  die 
Früchte  des  in  seiner  Verwaltung  befindlichen  Frauenguts  keinen  An- 
spruch erheben ;  die  Ehefrau  aber  kann  in  diesem  Falle  die  Auslieferung 
dieses  ihres  Guts  verlangen,  ebenso  wie  im  Falle  schlechter  Verwaltung 
des  Vermögens  durch  den  Mann  (Artt.  47,  59). 

In  Liv-  und  Estland  können  die  Ehegatten  aus  ihrem  Vermögen, 
mit  Ausnahme  ererbter  Immobilien,  einander  Schenkungen  jeder  Art 
machen  (Artt.  111,  112).  In  Kurland  gilt  die  Beschränkung,  dass 
durch  solche  Schenkungen  der  Pflichttheil  der  Kinder  nicht  verletzt 
werden  darf  und  dass  die  Schenkung,  sofern  sie  75  Rubel  übersteigt,  in 
notarieller  Form  vollzogen  werden  muss  (Art.  113).  Ausserdem  kann  in 
Kurland  jede  Schenkung  unter  Ehegatten  widerrufen  werden,  so  lange 
der  Geschenkgeber  lebt;  wenn  der  beschenkte  Ehegatte  vor  dem  andern 
mit  Tode  abgeht,  wird  die  Schenkung  von  selbst  hinfällig  (Art.  114). 
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Zu  letzwilligen  Verfügungen  ist  die  Ehefrau  nur  mit  Einwilli- 
gung des  Ehemannes  berechtigt.  Die  Einwilligung  kann  jedoch,  wenn 
sie  aus  Eigennutz  verweigert  wird,  gerichtlich  erzwungen  werden  (Art. 
1991).  Will  die  Frau  zu  Gunsten  des  Ehemannes  testiren,  so  hat  sie 
dazu  einen  von  ihr  zu  wählenden  Beirath  hinzuzuziehen  (a.  a.  0.).  Diese 
Bestimmungen  gelten  jedoch  nicht  für  Kurland,  woselbst  die  Einwilligung 
des  Mannes  nicht  erforderlich  ist  (Art.  1992). 

Die  dem  einen  Ehegatten  aus  dem  Vermögen  des  andern  bei  dessen 
Tode  gesetzlich  zustehenden  Erbrechte  und  Vortheile  dürfen  nach  liv-  und 
estländischem  Landrechte  jenem  durch  Testament  weder  geschmälert  noch 
ohne  triftigen  Enterbungsgrund  ganz  entzogen  werden  (Art.  2022). 

2.  Das  Recht  der  nicht  zum  Erbadel  gehörigen  Landgeist- 
lichen in  Livland. 

Diese  leben  mit  ihren  Ehefrauen  in  allgemeiner  Gütergemein- 
schaft, von  welcher  auch  die  in  anderen  Territorien  liegenden  Im- 
mobilien nicht  ausgeschlossen  sind  und  wobei  jedem  Theile  eine  ideelle 
Hälfte  an  der  Gesammtmasse  zukommt  (Artt.  67,  68,  69).  Dem  Ehe- 
manne, als  ehelichem  Vormunde,  steht  die  Verwaltung  des  ganzen  Ver- 
mögens zu.  Eine  Veräusserung  von  Immobilien  darf  nur  von  beiden  ge- 
meinschaftlich vorgenommen  werden  (Art.  72).  Für  die  Schulden  jedes 
Gatten  —  falls  sie  nicht  durch  Verschwendung  veranlasst  sind  —  haftet 
die  gesammte  Masse  (Ali,.  75). 

3.  Das  livländische  Stadtrecht. 

Auch  hier  entsteht  mit  der  Ehe  eine  allgemeine  Gütergemein- 
schaft, doch  so,  dass  von  der  Gesammtmasse  „solange  die  Ehe  besteht 
keinem  der  Ehegatten  ein  besonderer  Antheil  zusteht"  (Artt.  79,  80). 
Das  Verhältniss  ist  daher  nach  den  Grundsätzen  der  gesammten  Hand 
oder  des  modifizirten  Miteigenthums  zu  beurtheilen.  *)  Ausgeschlossen 
sind  von  der  Gütergemeinschaft  die  ausserhalb  des  Stadtbezirks  belegenen 
Immobilien.    Diese  folgen  den  Gesetzen  ihrer  Belegenheit  (Art.  81). 

Die  Verwaltung  und  Nutzung  des  in  der  Gütergemeinschaft  be- 
gi'iffenen  Vermögens,  sowie  auch  die  Verfügung  über  dasselbe  steht  im 
Allgemeinen  dem  Manne  zu  (Artt.  82,  84),  in  bestimmten  Grenzen 
aber  auch  der  Frau,  nämlich  sowohl  im  Bereiche  des  inneren  Haus- 
wesens (sogen.  Schlüsselgewalt),  als  auch,  wenn  sie  sich  mit  Zustimmung 
des  Mannes  als  Handelsfrau  etablirt  hat,  im  Bereiche  dieses  Handels- 
betriebs (Artt  88  und  56).  Beschränkt  ist  das  Verfügungsrecht  des 
Mannes  in  Bezug  auf  diejenigen  Immobilien,  welche  in  den  Grundbüchern 
auf  den  Namen  der  Frau  verzeichnet  sind,  und  hinsichtlich  derjenigen,, 
„welche  während  bestehender  Ehe  von  beiden  Ehegatten  gekauft  sind". 


^)  So  Gürgens  a.  a.  O.  S.  56 ff.  und  S.  38 ff.,  sowie  in  der  baltischen  Monatsschrift 
8.  66ff.  Beipflichtend  Oertmann  im  Archiy  für  bürgerliches  Eecht  Bd.  17  S.  352; 
zum  Theil  abweichend  Lob  er  a.  a.  O.  S.  Iff.  und  S.  35,  58  und  93.  Anderer  An- 
sicht ist  Erdmann,  der  eine  nur  in  Betreff  der  Schuldenhaftung  modifizirte  Ver- 
waltungsgemeinschaft  annimmt.  S.  sein  „Gtiterrecht  der  Ehegatten*^  S.  101,  102,  232 
und  233  und  sein  „System  des  Priyatrechts*'  §§  83^86. 
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Diese  darf  der  Mann  ohne  Genehmigung  der  Frau  nicht  veräussem,  noch 
mit  Hypotheken  oder  andern  Lasten  beschweren  (Art.  83).  Für  die 
Schulden  des  Mannes,  sie  mögen  vor  oder  nach  Eingehung  der  Ehe,  ans 
Verträgen  oder  aus  unerlaubten  Handlungen,  aus  entgeltlichen  oder  nn- 
entgeltlichen  Titeln,  mit  oder  ohne  Wissen  und  Willen  der  Ehefran 
entstanden  sein,  haftet  die  Gesammtmasse  (Art.  85).  Mit  ihrem 
Sondergute  haftet  die  PVau  dafür  nicht,  ebensowenig  mit  ihrer  Person 
(Art.  86).  In  Betreff  der  Schulden  der  Frau  gilt  im  Allgemeinen  der 
Grundsatz,  dass  dafür  nicht  die  Gesammtmasse,  sondern  nur  die 
Frau  mit  ihrem  Sondergute  und  mit  ihrem  bei  Auflösung  der  Ehe  frei 
werdenden  Vermögen  haftet.    Ausgenommen  von  dieser  Regel  sind  aber: 

a)  die  Schulden,  welche  die  Frau  für  das  innere   Hauswesen   eingeht^ 

b)  ihre  vorehelichen  Schulden,  c)  ihre  Deliktsschulden  und  d)  wenn  sie 
sich  mit  Genehmigung  des  Mannes  als  Handelsfrau  etablirt  hat,  auch 
die  Schulden,  die  sie  als  solche  eingeht.  Für  die  Verbindlichkeiten  miter 
a)  hat  der  Mann  sowohl  mit  der  Gesammtmasse,  als  auch  persönlich 
einzustehen,  während  er  diejenigen  unter  b)  insoweit  zu  bezahlen  ver- 
pflichtet ist,  als  das  von  der  Frau  in  die  Ehe  gebrachte  und  während 
der  Ehe  durch  sie  zur  Gesammtmasse  geflossene  Vermögen  reicht;  für 
die  Schulden  zu  c)  und  d)  haftet  die  Gesammtmasse  (Artt.  56,  88—92). 

Die  Ehegatten  sind  berechtigt,  von  ihrem  Sondergut  einander  be- 
liebige Schenkungen  zu  machen  (Art.  115).  Ein  Geschenk,  welches 
der  Mann  der  Frau  aus  dem  Gesammtgute  macht,  wird,  falls  er  ihr  die 
Sache  zugleich  zu  ihrem  Besitz  und  ihrer  Nutzung  übergiebt,  ihr  Sonder- 
gut, ohne  dass  die  Schenkung  in  die  Form  eines  Ehevertrages  gekleidet 
oder,  um  gegen  Dritte  zu  wirken,  bekannt  gemacht  zu  werden  braucht 
(Art.  81  Punkt  2  und  Art.  115).*)  Jede  Schenkung,  welche  ein  Ehe- 
gatte dem  andern  zur  Hintergehung  der  Gläubiger  macht,  ist  nichtig 
(Art.  110).  Die  Frage,  inwieweit  ein  Ehegatte  über  das  zum  Gesammt- 
gute gehörige  Vermögen  einseitig  testiren  kann,  ist  im  Gesetz  nicht  be- 
antwortet und  wird  auch  in  der  Praxis  nicht  gleichmässig  entschieden.^ 

4.  Das  estländische  Stadtrecht. •) 

Demselben  liegt  im  Allgemeinen  dasselbe  Güterrechtssystem,  wie  dem 
€stländischen  Landrechte  zu  Grunde  (Verwaltungsgemeinschaft;  siehe 
oben  unter  a).  Besonderes  gilt  aber  namentlich  bezüglich  der  Schulden- 
haftung (Artt.  96 — 108).  Es  wird  nämlich,  sobald  in  der  Ehe  ein  Kind  ge- 
boren wird,  das  in  die  Ehe  gebrachte  Vermögen  der  Frau  (mit  Ausnahme 
ihres  Sonderguts)  füi*  die  Schulden  des  Ehemannes  subsidiär  mitverhaftet 

^)  S.  das  Appellationserkenntniss  des  Riga'schen  E4ith8  vom  18.  Juni  1884,  ab- 
gedruckt in  dea  civilrechtlichen  Entscheidungen,  herausgegeben  von  Zwingmann, 
Bd.  7  S.  1  ff.  und  die  Nachschrift  des  Letzteren  za  einer  Entscheidung  in  Bd.  3  S.  412; 
femer  Gärgens  a.  a.  O.  S.  83—86. 

*)  Zu  ygl.  darüber  Eupffer  a.  a.  0.  S.  253,  Gürgens  in  der  angeführten  Ab- 
handlung §  34. 

s)  Das  estländische  Stadtrecht  beruht  auf  dem  lübisehen  Redii.  S.  Buoge 
A.  a.  0.  §  19. 
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Solange  in  der  Ehe  keine  Kinder  geboren  sind,  darf  die  Frau  im  Falle 
der  Zahlnngsonfähigkeit  des  Mannes  ihr  Eingebrachtes  zorftcky erlangen; 
doch  mnss  sie,  solange  sie  noch  in  den  Jahren  steht,  dass  sie  Kinder 
gebären  kann,  das  Vermögen  sicher  anlegen  und  darf  nur  die  Früchte 
davon  für  sich  verwenden.  Betreibt  die  Ehefrau  mit  Oenebmigong  des 
Mannes  ein  Handelsgewerbe,  so  erweitert  sich  ihre  sonst  ebenso  wie  im 
Landrechte  beschränkte  Handlungsfähigkeit  dahin,  dass  für  aOe  in  Beasng 
auf  das  Gewerbe  von  ihr  vorgenommenen  Handlungen  und  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  nicht  nur  ihr  Sondergut,  sondern  auch  ihr  gesammtes 
unter  des  Mannes  Verwaltung  stehendes  Eingebrachtes  haftet  (Art  104).^) 
In  Betreff  der  Schenkungen  unter  Ehegatten  gelten  hier  dieselben 
Bestimmungen,  wie  sie  oben  (unter  3)  für  das  bvländische  Stadtrecht 
angegeben  sind  (Artt.  116,  116).  Hinsichtlich  letztwilliger  Ver- 
fügungen gilt  für  Beval  die  Besonderheit,  dass  die  Frau  dabei  nicht 
an  die  Zustimmung  des  Mannes  gebunden  ist  (Art.  1992). 

5.  Das  Stadtrecht  von  Narva. 

Die  ehelichen  Güten*echte  der  unter  diesem  Stadtrechte  stehenden  Ehe- 
gatten werden  nach  gleichen  Grundsätzen  beortheilt,  wie  sie  für  die  Land- 
geistlichen  in  Livland  gelten  (oben  unter  2),  nur  mit  der  Abweichung, 
dass  die  ausserhalb  der  Stadt,  ihrer  Vorstädte  und  ihres  Patrimonial- 
gebiets  belegenen  Grundstücke  nicht  von  der  Gütergemeinschaft  ergriffen 
werden,  sondern  nach  dem  Gesetze  ihrer  Belegenheit  zu  beurtheilen  sind 
(Art.  112  und  die  Fortsetzung  von  1890). 

6.  Die  Bauerrechte  Liv-  und  Estlands. 

Nach  dem  Wortlaute  der  Bestimmungen  gilt  auch  hier  Gütergemein- 
schaft.^ Da  jedoch  beim  Todesfall  des  Ehemannes  die  Ehefrau  nicht 
eine  Quote  der  Gesammtmasse  erhält,  sondern  ihre  lUaten  herausnimmt,^ 
so  findet  in  Wirklichkeit  hier  ein  Mischsystem  zwischen  Güter- 
gemeinschaft und  Verwaltungsgemeinschaft  statt.  Dem  Ehe- 
manne, als  Vormund  der  Frau,  liegt  die  Verwaltung  des  Vermögens  ob.*) 

Was  die  Schuldenhaftung  betiifft,  so  gilt  nach  livländischem 
Bauerrechte  nur  eine  subsidiäre  Haftung  der  Ehefrau  mit  den  einge- 
brachten Mobilien  und  Kapitalien  und,  falls  diese  nicht  zureichen,  für 
ein  Drittheil  des  ungedeckten  Schuldenrestes;  insoweit  haftet  sie  auch 
mit  ihren  eingebrachten  Immobilien,  jedoch  immer  nur  für  die  während 
der  Ehe  oder  „behufs  Ehelichung"  eingegangenen  Verbindlichkeiten  des 
Mannes.  Das  estländische  Bauerrecht  spricht  blos  von  der  Fortdauer 
der  Pflicht  der  Schuldentilgung  für  die  Wittwe,  insoweit  sie  ihr  schon  zu 


^)  lieber  das  Nähere  siehe  Erdmann  „System  des  Privatrechts**  §§  79 — 8fi. 

')  Ldvländische   Baaerverordnong    §§   945,  946.     Estländische   Baaeryerordnung 
1057,  1061. 

')  LWländisehe   Bauerrerordnang   §§   989,  994.     Estländische   Baoerverordnung 
S§  1068,  1068,  1071. 

^)  Estländische  Banerrerordnong  §  1065. 
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Lebzeiten  ihres  Mannes  obgelegen  hatte,  sagt  aber  nicht,  wieweit  ihr  die 
letztere  Verpflichtung  obliegt^) 

Die  Dispositionsbeschr&nknngen  der  Ehefrau  sind  hier  dieselben  wie 
nach  Landrecht  (oben  nnter  1). 

in.  Wirkangen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder. 

Die  Eheschliessung  bewirkt  nach  dem  Provinzialrecht  kraft  Gesetzes 
die  Legitimation  unehelicher  Kinder  (Art.  173  und  Entscheidung  des  Oiyil- 
kassationsdepartements  des  Senats  vom  Jahre  1900  No.  6).^) 

Die  Eltern  sind  verbunden,  für  das  Leben  und  die  Gesundheit  ihrer 
Kinder  zu  sorgen,  sie  nach  Stand  und  Vermögen  mit  Unterhalt  und 
Kleidung  zu  versehen  und  ihnen  eine  gute')  Erziehung  zu  geben  (Art.  199). 

Das  Vermögen  der  Kinder  wird  bis  zu  ihrer  Grossjährigkeit  vom 
Vater,  nach  seinem  Tode  von  der  Mutter  verwaltet  (Art  215),  wobei 
sie,  jedoch  ohne  zur  Rechnungslegung  verpflichtet  zu  sein,  die  Rechte 
und  Pflichten  von  Vormündern  haben  (Art.  216).  Ferner  steht  dem 
Vater  und  nach  seinem  Tode  der  Mutter  der  Niessbrauch  an  dem  Ver- 
mögen der  Kinder  bis  zu  ihrer  Grossjährigkeit  zu  (Art.  218).  Ausge- 
nommen von  dem  Verwaltungs-  und  Niessbrauchsrecht  ist  das  Sonder- 
gut der  Bjnder,  d.  i.  solches  Vermögen,  welches  sie  in  Kriegs-  oder 
anderem  öffentlichen  Dienste  oder  durch  eigenes  abgesondertes  Gewerbe 
oder  durch  besondere  Kunstfertigkeit  und  Wissenschaft  oder  endlich 
durch  Gaben  erwerben,  welche  ihnen  von  Dritten  unter  der  ausdrück- 
lichen Bedingung  zu  Theil  wurden,  dass  sie  und  nicht  die  Eltern  die 
Verwaltung  und  den  Niessbrauch  haben  sollen.  Sind  die  Kinder  jedoch 
noch  minderjährig,  so  sind  sie  in  Beziehung  auf  das  Verwaltungsrecht 
denselben  Beschränkungen,  wie  vaterlose  Minderjährige  unterworfen 
(Art.  220).  Für  Verbindlichkeiten,  welche  unter  elterlicher  Gewalt 
stehende  minderjährige  Kinder  ohne  Wissen  und  Zustimmung  der  Eltero 
eingehen,  haften  die  Eltern  nicht,  ausser  soweit  ihnen  dadui'ch  ein  Vor- 
theil  erwachsen  ist  Ebensowenig  haben  die  Eltern  für  Deliktsschulden 
der  Kinder  mit  ihrem  Vermögen  aufzukommen  (Art.  222). 


K  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe. 

Die  Fragen,  welche  auf  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  Ehe 
Bezug  haben,  sind  nach  Reichsrecht  und  gemäss  diesem  nach  den  Gnmd- 
sätzen  des  für  die  Ehegatten  im  Hinblick  auf  ihr  Religionsbekenntniss 

^)  S.  Erdmann,  System  Bd.  I  §  88  S.  456  u.  457.  In  der  Literatur  gehen  die 
Ansichten  darüber  auseinander:  Erdmann  a.  a.  0.  and  Bunge  a.  a.  0.  Th.  II 
§  293  not.  E. 

*)  S.  Gürgens  in  der  Baltischen  Monatsschrift,  Jahrgang  4S  Heft  5,  Beilage, 
S.  52  ff. 

')  Das  Gesetz  schaltet  hier  das  Wort  „christliche^^  ein,  was  insofern  unzutreffend 
ist,  als  für  nicht  christliche  Eltern  durchaus  kein  Zwang  besteht,  ihre  Kinder  im 
Christenthum  zu  erziehen. 
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geltenden  besonderen  Rechtes  za  beantworten  (siehe  Einleitiing  S.  789). 
Hier  sind  nnr  die  Wirkungen  der  Ungültigkeitserklärung  zu  be- 
handeln. 

Ist  eine  Ehe  wegen  Nichtigkeit  aufgelöst  worden,  so  erhält  jeder 
der  Ehegatten  sowohl  das  von  ihm  in  die  Ehe  gebrachte,  als  auch  das 
ihm  später  besonders  zugefallene  Vermögen  zurück.  Das  in  der  Ehe 
gemeinsam  Erworbene  wird  unter  beiden  zu  gleichen  Theilen  getheilt 
(Art.  110).  Das  ist  die  allgemeine  Wirkung  der  Ungültigkeitserklärung. 
Im  Uebrigen  sind  die  Wirkungen  verschieden,  je  nachdem  die  Wider- 
gesetzlichkeit  der  Ehe  bei  deren  Abschliessung  a)  beiden  Theilen  be- 
kannt oder  b)  beiden  Theilen  unbekannt  oder  c)  dem  einen  Theile  be- 
kannt, dem  andern  aber  unbekannt  war.  Im  Falle  a)  werden  die  Ver- 
hältnisse durchweg  auf  den  Zustand  vor  Schliessung  der  Ehe  zurück- 
geführt, sodass  die  Ehe  als  gamicht  vorhanden  angesehen  wird;  Gleiches 
gilt  im  Falle  c)  zu  Ungunsten  des  Gatten,  dem  der  Nichtigkeitsgrund 
bekannt  war.  Dagegen  werden  im  Falle  b)  und  im  Falle  c)  zu  Gunsten 
des  gutgläubigen  Ehegatten  —  abgesehen  von  der  auch  hier  eintretenden, 
oben  angegebenen  allgemeinen  Folge  —  dem  Verhältnisse  die  Wirkungen 
einer  wirklichen  Ehe  (sogen.  Putativehe)  beigelegt  (Art.  117).  In  den 
beiden  letzten  Fällen  kann  insbesondere  auch  die  unschuldige  Ehefrau, 
wenn  sie  kein  eigenes  Vermögen  hat,  bis  zu  ihrem  Ableben  oder  ihrer 
Wiederverheirathung  vom  Ehemanne  angemessenen  Unterhalt  verlangen 
(Art.  119);  auch  verbleiben  zu  Gunsten  eines  gutgläubigen  Scheingatten 
die  ihm  vom  andern  Theile  gemachten  Schenkungen  oder  sonstigen  Zu- 
wendungen unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  in  Kraft.  *)  Die  Rechte 
Dritter  können  zwar  durch  die  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  im  All- 
gemeinen nicht  verletzt  werden;  wenn  jedoch  der  eine  der  Ehegatten 
im  guten  Glauben  war,  so  können  von  den  Gläubigem  des  andern  gegen 
ihn  keine  Rechte  aus  dem  für  nichtig  erklärten  Verhältnisse  geltend  ge- 
macht werden  (Art.  120). 

Die  Kinder  aus  einer  als  nichtig  aufgehobenen  Ehe  werden  als 
unehelich  nur  in  dem  Falle  angesehen,  dass  beiden  Elterntheilen  die 
Nichtigkeit  der  Ehe  bei  deren  Schliessung  bekannt  war  (Art.  163). 


§6. 

F.  Auflösung  der  Ehe. 

Auch  hier  sind,  unter  Verweisung  auf  das  Reichsrecht  bezw.  auf 
das  dem  Religionsbekenntnisse  der  Eheleute  entsprechende  Kirchenrecht 
(vgl.  Einleitung  S.  789),  nur  die  Wirkungen  der  Todeserklärung  und 
die  Scheidung  zu  erörtern.  Die  Trennung  von  Tisch  imd  Bett  ist  ver- 
mögensrechtlich  ohne  Belang.    Das  eheliche  Güterrecht  wird  durch  sie 


*)  Folgerung  aus  dem  allgemeiueD  Prinzip  des  Art.  117,  wonach  der  Putativehe 
die  Wirkung  einer  wirklichen  Ehe  beigelegt  wird.    Näheres  bei  Erdmann  a.  a.  0.  §  89. 
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ebensowenig  geändert,  als  die  Unterhaltspflicht  der  Glatten  (Art.  1S8  ond 
Erdmann  a.  a.  0.  §  90  Anm.  6).^) 

1.  Wirkung  der  Todeserklärung  auf  den  Bestand  der  Ehe 
und  das  Vermögen  der  Ehegatten.  —  Dem  Provinziahüechte  der  Ost- 
seegottvemements  ist  das  Institut  der  gerichtlichen  Todeserklärung  nicht 
fremd.  Dieselbe  kann  auf  Antrag  der  Interessenten  eintreten,  wenn  seit 
dem  Tage  der  Geburt  des  Verschollenen  siebzig  Jahre  yerflossen  sind 
(Art.  524).  Als  Folge  der  Todeserklärung  führt  das  Gesetz  aber  nur 
den  Uebergang  des  Vermögens  des  Verschollenen  an  seine  gesetzUchen 
Erben  an.  Die  Eirchengesetze  erwähnen  ihrer  überhaupt  nicht,  gestatten 
aber  dem  zurückgebliebenen  Ehegatten,  gegen  den  abwesenden,  wenn 
die  Abwesenheit  längere  Zeit  gedauert  hat,  auf  Scheidung  anzutragen 
(E.LJLG.  Art.  374  Punkt  5  und  Art.  376).  Diese  Erwägungen  berech- 
tigen zu  dem  Schlüsse,  dass  der  Todeserklärung  eine  förmliche  Aufhebung 
der  Ehe  vorausgehen  oder  folgen  müsse. 

2.  Wirkungen  der  Ehescheidung.  —  Hier  kommt  es  daranf 
an,  ob  zwischen  den  Ehegatten  Verwaltungsgemeinschaft  oder  Güter- 
gemeinschaft bestanden  hat. 

a)  Im  Falle  der  Verwaltungsgemeinschaft  behält  die  Ehefrau 
ihr  Sondergut  und  hat  auch  das  Recht,  ihr  Eingebrachtes  vom  Ehe- 
manne zurückzufordern.  AUes  übrige  Vermögen  bleibt  beim  Ehemann, 
welcher  auch  für  die  während  der  Ehe  bezogenen  Früchte  keine  Ent- 
schädigung zu  leisten  hat  (Art.  121).  Es  erlöschen  „alle  Verfügungen 
der  Ehegatten  zu  ihren  gegenseitigen  Gunsten^  und  ebenso  die  Ehev^- 
träge  (Art.  123)  sowie  jedes  gegenseitige  Erbrecht  (Art.  122).  Ist  der 
Ehemann  im  Ehescheiduugsprozess  als  schuldiger  Theil  erkannt  worden, 
so  ist  er  verpflichtet,  der  unschuldigen  Frau,  solange  sie  sich  nicht  wieder 
verheirathet  und  soweit  sie  dessen  bedarf,  angemessenen  Unterhalt  zn 
gewählten  (Art  124).  Die  Kinder  müssen  bei  dem  unschuldigen  Theüe 
ernährt  und  erzogen  werden ;  die  dadurch  entstehenden  Kosten  sind,  un- 
abhängig davon,  in  der  Regel  vom  Vater  und  nur,  wenn  er  unvermögend, 
die  Mutter  aber  wohlhabend  ist,  von  ihr  zu  tragen  (Art.  200).  Im 
üebrigen  ist  der  schuldige  Ehegatte  nicht  schlechter  gestellt,  als  der 
unschuldige.  Die  Vei-pflichtung  des  Ehemannes  zur  Alimentirung  der 
Frau  besteht  auch  während  des  Scheidungsprozesses  fort  (Art.  128). 
Nach  der  Praxis  behält  die  Ehefrau  auch  nach  der  Scheidung  den 
Familiennamen  des  Mannes. 

Auf  die  von  dritten  Personen  in  Folge  der  bestandenen  Ehe  er- 
worbenen Rechte  hat  die  Auflösung  der  Ehe  durch  Scheidung  keinen 
Einfluss.2) 

b)  Im  Falle  der  Gütergemeinschaft  wird  durch  die  Eheschei- 
dung das  vereinte  Vermögen  wieder  in  seine  ursprünglichen  Bestand- 

^)  Das  Provinzialrecht  erwähnt  übrigens  nur  der  „einstweiligen  znm  Ver- 
sach  unternommenen  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett'',  nicht  auch 
einer  dauernden;  ebenso  das  eTangelisch-lutherische  Kirchen^eseta  (Art.  381). 

*)  Näheres  bei  JBrdmann  a.  a.  0.  §  90. 
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theile  aui^elöst:  jeder  der  beiden  Ehegatten  nimmt  das  von  ihm  in  die 
Ehe  gebrachte,  das  ihm  später  besonders  zugefallene  sowie  das  von  ihm 
besonders  erworbene  Vermögen  heraus;  das  während  der  Ehe  gemein- 
sam Erworbene  aber  wird  unter  ihnen  zu  gleichen  Theilen  getheilt 
(Art.  126).  Welchen  Platz  unter  diesen  Vermögenskategorien  die  ehe- 
liche Errungenschaft  einnimmt,  ist  in  dem  Gesetze  nicht  gesagt.  Nach 
der  Gerichtspraxis  wird  sie  zu  dem  „gemeinsam  Erworbenen"  gezählt^) 
und  demgemäss  zwischen  den  Ehegatten  getheilt  —  was  dem  Prinzip 
der  Gütergemeinschaft  auch  allein  entsprechend  ist.^) 

Abgesehen  von  diesen  Bestimmungen  sind  die  Wirkungen  der  Ehe- 
scheidung im  Falle  der  Gütergemeinschaft  die  nämlichen,  wie  bei  der 
Verwaltungsgemeinschaft  (Art.  127). 


^)  Siehe  die  in  den  „civilrechtlichen  Entscheidungen^^,  herausgegeben  77 on  Zwing- 
mann, Bd.  IV  S.  14,  Bd.  VI  S.  26  und  Bd.  VII  S.  21  u.  22  abgedruckten  Entschei- 
dungen des  fiiga'schen  Rathes  und  dessen  Unterbehörden. 

*)  Hierdurch  erfahrt  der  Begriff  des  yon  jedem  Gatten  „besonders  erworbenen 
Vermögens^'  eine  Einengung,  welche  die  Entscheidung  der  Frage  schwierig  macht, 
was  das  Gesetz  unter  diesem  gedacht  hat.  Das  Sondergut  kann  es  nicht  sein,  da  der 
Art.  126  nur  das  bis  zur  Ehescheidung  vereinte  Vermögen  im  Auge  hat.  Am  meisten 
für  sich  hat  die  Ansicht,  die  darunter  dasjenige  versteht,  was  der  eine  Ehegatte  wider 
den  ausgesprochenen  WiUen  des  andern  erworben  hat.  Näheres  bei  Gürgens 
a.  a.  0.  S.  126  u.  127. 

Streitig  ist  femer  die  Frage,  ob,  falls  bei  der  Auflösung  der  Ehe  das  einge- 
brachte Gut  weder  in  Natur  noch  in  einem  Surrogat,  welches  nachweislich  an  seine 
SteUe  getreten  ist,  vorhanden  ist,  der  Werth  desselben  zu  ersetzen  sei.  Siehe  hierüber 
denselben  a.  a.  0.  S.  129. 


Polen. 

Von 

8.  Posner^ 
Advokat  in  Warschau. 
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§1. 

A.  Emleitung.  Quellen.  Literatur. 

I.  Laut  §  69  der  Verfassungsarkimde  för  das  Fürstenthum  Wai-schau 
vom  22.  Juli  1807  (Dziennik  Praw,  i  i.  das  besondere  Gresetzes-Jonmal 
für  das  Fürstenthum  Warschau,  I  8.  XXXVII)  und  laut  Dekret  vom 
27.  Januar  1808  (daselbst  I  S.  461)  wurde  der  Code  Napoleon  in  Polen 
eingeführt  mit  bindender  Kraft  vom  1.  Mai  1808.  Nach  mehrjährigen 
Vorarbeiten  wurden  aber  einzelne  Partien  des  den  Landesverhältnissen 
fremd  gegenüber  stehenden  Gesetzbuches,  nämlich  Buch  I  (Artt.  1 — 515) 
und  Buch  lU  Titel  5  (Artt.  1387—1581)  ausser  Kraft  gesetzt  und 
durch  den  Civil-Kodex  für  das  Königreich  Polen,  I.  Buch, 
vom  1.  (13.)  Juni  1825  (G.J.  X,  3)  ersetzt.  Auf  Betreiben  der  Vertreter 
der  katholischen  Landeskirche,  welche  das  Gesetzbuch  als  Ausfluss 
französischen  revolutionären  Geistes  bezeichneten,  wurden  —  nach  der 
Niederwerfung  der  polnischen  Revolution  von  1830  —  im  Jahre  1836 
die  die  Ehe  behandelnden  Theile  des  Civü-Gesetzbuchs  revidirt  durch 
das  von  reaktionärem  Geiste  getragene,  am  16.  (28.)  März  1836  promul- 
gierte Ehegesetz  (Prawo  o  MalzeAstwie,  GJ.  Bd.  XVm  8.  47).  In 
dem  das  Gesetz  einleitenden  Ukas  hiess  es:  „Es  war  die  Absicht  des 
Gesetzgebers,  die  geistlichen  Grundlagen  des  Eherechts  wieder  an  das 
Amt  zurückzugeben,  welches  ihrer  früher  waltete,  d.  h.  an  die  kirchliche 
Behörde;  nur  die  civilen  Folgen  der  Eheschliessung  werden  von  nun  an 
der  Kompetenz  der  bürgerlichen  Behörden  unterliegen '^  (daselbst  S.  46). 
Diesem  Prinzip  gemäss  führte  das  Ehegesetz  besondere  Vorschriften  für 
jedes  Glaubensbekenntniss  ein.  Das  Gesetz  bedeutete  eine  Bückwärts- 
bewegung  gegen  die  Normen  des  Code  Napolfeon  und  des  Polnischen  Civil- 
gesetzbuchs  von  1825.  Heute  ist  es  gänzlich  antiquirt  und  den  sozialen  und 
moralischen  Anschauungen  der  Gegenwart  widerstreitend.  Es  blieb  mehr 
als  ein  halbes  Jahrhundert  unberührt;  erst  das  Jahr  1891  brachte  eine 
wichtige  Neuerung  in  der  Gesetzesnovelle  „Ueber  Aenderung  der  im 
Königreich  Polen  geltenden  Vorschriften  die  Ehe  betreffend"  vom 
11.  (23.)  Juni  1891  (Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  der 
Regierung  (mss.)  —  Sobranje  Usakonenii  i  vasporjazenii  pra- 
witjelstwa  —  vom  9.  (21.)  August  1891  Art.  873  S.  2116/2116),  wodurch 
zwei  Artikel,  196  und  204,  abgeändert,  zwei  and^e,  197  und  S05,  ganz 
abgeschafft  wurden  (s.  unten  S.  831). 
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IL  Quellen. 

1.  Prawo  0  Matzenstwie  (Das  Ehegesetz  von  1836),Dziennik 
Praw  Kr61.  Polskiego  (GesJoum.  d.  Kon.  Polen  Bd.  XVm, 
S.  47—297);  citirt:  RG. 

2.  Kodeks  Cywilny  Krölestwa  Polskiego  z.  r.  1826  (Der 
Civil-Kodex  f.  d.  Kön.  Polen  vom  Jahre  1826),  daselbst 
Bd-  X,  S.  13 ff.;  citirt:  C.C.  Deutsche  Uebersetzimg  von  E.  6. 
Faltz,  Reichstags-Deput  u.  Mitglied  der  Gesetzeskomm.  f.  d  Kön. 
Polen,  Breslau  1826. 

3.  Code  Napoleon  (Kodex  Napoleona);  citirt:  G.N. 

4.  Civilprozessordnnng  (Russisches  Gesetz,  eingeführt  im  Eon 
Polen  laut  Verordnung  vom  19.  Februar  1876,  abgedr.  in  „Swod 
Zakonow  Rosijskoj  Imperii^  Bd.  XVI  Theil  1.  Off.  Ausgabe 
von  1892  Artt.  1337—1346. 

nL  Literatur. 

Oholski,  Prof.  A.,  Zasady  prawa  cywilnego  obowi%zuj%cego  w 
KroL  Polskiem  (Grundzuge  des  im  Kön.  Polen  geltenden  Civil- 
rechts).  Warschau  1886.   S.  58ff.,  66ff.,  114ff.,  157ff. 

Zachariae,  Wyktad  prawa  Cjrwilnego  francuskiego  (Ueber- 
setzung    des    bekannten    „Handbuchs^),    zweimal    übersetzt: 

1.  von  Cubrowicz  (nach  Aubry  et  Rau),  Krakau   1846,  und 

2.  von  Ostapowicz  (nach  Mass6  et  Verg6).   Warschau  1867. 

Lubliner,  L.,  Essai  critique  sur  la  nouvelle  l^gislation  concer- 
nant  le  mariage  en  Pologne  dans  ses  rapports  avec  l'histoire 
et  le  droit  canonique.    Bruxelles  1840. 

Suligowski,  A.,  0  prawie  asystencyi  m§za  (üeber  Assistenz- 
recht des  Mannes).   Warschau  1881. 

HolewiAski,  Prof.  W.,  0  stosunkach  majatkowych  mifdzy 
matzonkami  w  razie  niezawarcia  umowy  przedilubnej  podhig 
Kodeksu  Cywilnego  Polskiego  (Ueber  VermögensverhUtnisse 
zwischen  Eheleuten  bei  Mangel  eines  Ehevertrages  nach  dem 
Polnischen  Civil-Kodex).    Petersburg  (poln.)  1861. 

Kirehenreehtliehe  Literatur. 

Pelczar,  J.  Prof.  Bischof,  Pi'awa  malzeAskie  Katolickie  z 
uwzglgdnieniem  prawa  cjrwilnego  obowi%zuj%cego  w  AnstiTi 
Prusach  i  Kröl.  Polskiem  (Das  katholische  Eherecht  mit  Be- 
rücksichtigung des  in  Oesterreich,  Preussen  und  dem  Eon. 
Polen  geltenden  Civikechts).   3  B&nde.   4.  Aufl.    1898. 

Rethe,  Andreas,  De  matrimonio  tractatus  juridicus  secundnm 
sacros  canones  et  leges  civiles  in  Lnperio  Russico  et  Poloniae 
regno  vigentes.    Varsoviae  1896. 

Lukowski,  J.,  Procedura  s%dowo-ko£cielna,  Lw6w  (Der  kirchöi- 
rechtliche  Prozess,  Lemberg  1861). 
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Ausserdem  eine  ganze  Reihe  von  Abhandlungen  in  den  Zeitschriften 
„Przegl%d  S^dowy"  (Gerichts-Revue),  „Gazeta  S%dowa  Warszawska" 
(Warschauer  Gerichts-Zeitung)  1873  u.  ff.,  „Themis  Polska",  „Biblioteka 
Warszawska"  etc. 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Verlöbniss  (E.G.  v.  1836,  Artt.  239—243)  ist  die  wörtiiche,  schrift- 
liche oder  notarielle  Uebereinkunft  der  Parteien,  eine  Ehe  mit  einander 
abzuschliessen  (Art.  239).  Es  ist  ungültig,  wenn  die  Ehe  wegen  Mangels 
vou  Bedingungen  zu  ihrer  Eingehung  oder  wegen  Ehehindemissen  nicht 
geschlossen  werden  kann  (Art.  240).  Aus  einem  Verlöbnisse  kann 
nicht  auf  Eingehung  der  Ehe  geklagt  werden.  Tritt  ein  Verlobter  ohne 
wichtigen  Grund  zurück  und  wül  er  das  schriftliche  oder  in  Gegen- 
wart von  Zeugen  gegebene  Versprechen  nicht  halten,  so  hat  er  für  die 
in  Erwartung  der  Ehe  gemachten  Aufwendungen  Schadensersatz  zu  leisten 
(Art.  241).  Wichtige  Gründe  sind:  Schwere  Injurien,  unsittliches  oder 
verbrecherisches  Leben  der  anderen  Partei,  Mangel  schuldiger  Ehr- 
erbietung gegen  die  Eltern  der  anderen  Partei,  betrügerische  Erpressung 
des  Versprechens. 

Die  vom  Bräutigam  geschwängerte  Braut  kann  Alimente  für  ihr 
Kind  oder  für  sich  nicht  fordern,  da  die  Elrforschung  der  Vaterschaft 
untersagt  (Art.  305  C.  C  von  1826)  und  der  Art.  994  Str.G.B.,  auf  den 
solche  Ansprüche  früher  gegründet  wurden,  durch  ein  neues  russisches 
Gesetz  (Sammlung,  1902  Nr.  62)  aufgehoben  ist. 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

I.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Ein  Mann  darf  nicht  vor  der 
Vollendung  des  18.,  eine  Frau  nicht  vor  vollendetem  16.  Lebensjahre 
eine  Ehe  eingehen  (Eheges.  von  1836  Art.  6,  99,  129,  180).  Die  zuwider- 
handelnden Personen,  und  zwar  auch  die  Eltern  und  Vormünder,  welche 
ihre  Einwilligung  zui-  Eingehung  der  Ehe  gegeben  haben,  und  der  Geist- 
liche, welcher  die  Trauung  vollzog,  sind  strafrechtlich  verantwortlich. 
Dennoch  ist  die  Ehe  gültig.  Eine  Ausnahme  ist  in  der  Eheordnung  für 
die  Bekenner  der  griechisch-russischen  Religion  enthalten,  bei  denen 
das  nicht  genügende  Alter  auch  nur  eines  Theiles  ein  trennendes  Verbot 
bildet,  wegen  dessen  die  Ehe  gerichtlich  gelöst  werden  muss.  Es  steht 
aber  den  Gatten  das  Recht  zu,  nach  Erreichung  des  gesetzlichen  Alters 
eine  neue  Ehe  einzugehen  (Art  120, 121).  Bei  römisch  Katholischen 
ist  die  Ehe  ungültig,  wenn  der  Mann  das  14.  oder  wenn  die  Frau  das 
12.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hatte. 


812  EuropÄ. 

Personen,  welche  das  Sl.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben,  können 
ohne  Einwilligung  des  Vaters,  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  d^  E^t- 
mündigong  des  Vaters  ohne  Einwilligung  der  Mutter,  in  deren  Abwesenheit 
ohne  Einwilligung  des  Vormundes  oder  des  Familienrathes  eine  Ehe  nicht 
eingehen  (Artt.  15,  16,  99, 129,  180).  Den  Eltern  steht  das  Recht,  Ein- 
spruch einzulegen,  unbeschi*änkt  zu;  dem  Vormund  und  Familienrathe 
jedoch  nur  in  folgenden  Fällen:  wenn  die  Person,  mit  welcher  ihr  Mündel 
oder  Verwandter  eine  Ehe  eingehen  will,  einen  lüderlichen  Lebenswandel 
ftthrt,  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behaftet  ist  oder  eine  schwere 
Strafe  gebüsst  hat;  wenn  zwischen  den  Personen,  welche  die  Ehe  ein- 
gehen wollen,  ein  bedeutender  Unterschied  in  Alter  und  Erziehung  vor- 
handen ist  (Artt  17, 129,  180).  Der  Vormund  und  seine  Deszendenten 
können  keine  Ehe  mit  dem  minderjährigen  Mündel  ohne  Genehmigung 
des  Familienrathes  eingehen;  die  Einwilligung  des  letzteren  erfolgt  nach 
Prüfung  der  von  dem  Vormunde  vorgelegten  Vormundschaftsrechnongen 
(Artt  18,  129,  180). 

Physische  Unfähigkeit  zur  Vollziehung  einer  Ehe  begiiindet 
nicht  olme  Weiteres  auch  rechtliche  Unfähigkeit  War  aber  eine  Person 
bei  Eingehung  der  Ehe  mit  gänzlicher  unheilbarer  Impotenz  behaftet  so 
kann  die  Ehe  auf  Verlangen  der  anderen  Partei  als  ungültig  erklärt  werden. 

2.  Besondere  Willensmängel.  Eine  Ehe  ist  ungültig,  wenn  die 
Paileien  ihren  Willen  zur  Eingehung  der  Ehe  nicht  deutlich  und  klar 
erklärt  haben  (Artt  9,  99,  129,  180),  oder  wenn  die  Einwilligung  mit 
einem  Mangel  behaftet  war.  Störung  der  Geistesthätigkeit  steht  der  Ein- 
gehung der  Ehe  entgegen  (Art.  14;  vgl.  S.  825  Anm.  1).  Irrthum  und 
Zwang  begründen  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe  unter  Voraussetzungen,  die 
weiter  unten  hervorgehoben  werden  (Artt  10 — 14;  unten  S.  825,  826). 

n.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

1.  Glaubensverschiedenheit  Eine  Ehe  zwischen  Personen,  von 
denen  eine  der  römisch-katholischen  Kirche  angehört  und  die  andere  sich 
nicht  zu  irgend  einer  christlichen  Kirche  bekennt,  kann  nicht  geschlossen 
werden  (Art  24). 

2.  Doppelehe.  Niemand  kann  eine  Ehe  eingehen,  bevor  seine 
frühere  Ehe  rechtlich  gelöst  ist.  Eine  Person,  welche  des  Verbrechens 
der  Doppelehe  überführt  worden  ist,  kann  selbst  nach  dem  Tode  des 
rechtmässigen  Gatten  keine  Ehe  mit  dem  des  Verbrechens  Mit- 
schuldigen eingehen.  Das  Verbot  trifft  auch  die  Bekenner  von  Religionen, 
welche  die  Doppelehe  zulassen,  z.  B.  die  Mohamedaner  (Art  181). 

3.  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  Bei  den  Bekennera 
des  römisch-katholischen  Glaubens  ist  die  Blutsverwandtschaft  ein 
Ehehindemiss,  und  zwar  in  grader  Linie  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad 
der  Verwandtschaft,  in  der  Seitenlinie  bei  einer  Verwandtschaft  und 
Schwägerschaft,  welche  aus  rechtmässiger  Ehe  entspringt,  bis  zum  vierten 
kanonischen  Grade  (Art.  31);  die  uneheliche  Verwandtschaft  bildet  ein 
Ehehindemiss  bis  zum  vierten  kanonischen,  die  uneheliche  Schwäger- 
schaft bis  zum  zweiten  Grade  (Art.  32).    Hinsichtlich  der  griechisch- 
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russischen  Kirche  siehe  über  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  als 
Ehehindemiss  unter  „Bussland^  S.  726.  Bei  den  Anhängern  des  protestan- 
tischen Glaubens  ist  eine  Ehe  ungültig  zwischen:  allen  Verwandten  in  ge- 
rader Linie;  zwischen  Brüdern  und  Schwestern  (voll-  und  halbbürtigen); 
zwischen  Stiefvater  und  Stieftochter,  Stiefmutter  und  Stiefsohn,  zwischen 
Schwiegersohn  und  Schwiegermutter,  Schwiegervater  und  Schwiegertochter, 
ohne  Unterschied,  ob  die  frühere  Ehe  durch  Tod  eines  der  Ehegatten  oder 
auf  Grund  eines  Eonsistorial-Beschlusses  gelöst  war  oder  nicht,  sowie 
ob  der  Ehe  Kinder  entsprungen  waren  oder  nicht;  zwischen  Neffen  und 
Tanten.  Diese  Ehehindemisse  gelten  ohne  Unterschied,  ob  die  Ver- 
wandtschaft oder  Schwägerschaft  durch  ein  rechtmässiges  oder  wider- 
rechtliches Eheverhältniss  bedingt  ist  (Art.  136);  ausserdem  wird  noch 
die  Ehe  verboten  zwischen  Onkel  und  Nichte,  zwischen  der  Wittwe  des 
Oheims  und  dem  Neffen  (Art.  138).  In  den  übrigen  christlichen  und 
nichtchristlichen  Glaubensbekenntnissen  ist  die  Ehe  zwischen 
Verwandten  und  Verschwägerten  in  gerader  Linie,  zwischen  voll-  und 
halbbürtigen  Brüdern  und  Schwestern  in  der  Seitenlinie  verboten 
(Art.  182).  Ausserdem  werden  die  Bekenner  dieser  Glaubensbekenntnisse 
angehalten,  den  Vorschriften  ihrer  Religionen  zu  folgen,  auch  wenn  dabei 
die  im  Ehegesetz  als  Hindernisse  bezeichneten  Modalitäten  und  Grade 
erweitert  werden  (Art.  184). 

Ausser  der  natürlichen  kennt  das  Ehegesetz  noch  eine  geistige 
Verwandtschaft.  In  der  römisch-katholischen  Kirche  bewirkt 
dieselbe  ein  Ehehindemiss:  zwischen  der  Person,  welche  die  Taufe  voll- 
zieht und  dem  Getauften  und  seinen  Eltern;  zwischen  dem  Getauften 
und  seinen  Eltern  und  den  Paten  (Art.  33).  Als  Paten  gelten  hier  nur 
die  Personen,  welche  das  Kind  zur  Taufe  im  ersten  Paar  tragen  und 
nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Taufe  mit  der  herkömmlichen  Zeremonie 
vollzogen  wurde  (Art.  35). 

Endlich  bildet  die  zivile  Verwandtschaft  ein  Ehehindemiss  in 
der  römisch-katholischen  Kirche:  zwischen  Adoptivvater  und 
Adoptivkind  und  seinen  Aszendenten;  zwischen  Adoptiv-  und  ehelichen 
Kindem  des  Adoptivvaters;  zwischen  dem  Adoptivvater  und  dem  Gatten 
des  Adoptivkindes;  zwischen  dem  Adoptivkinde  und  dem  Gatten  des 
Adoptivvaters  (Art.  36).  Bei  den  Protestanten  und  den  andern 
christlichen  und  nichtchristlichen  Bekenntnissen  bildet  die 
Adoption  ein  Ehehindemiss  nur  zwischen  dem  Adoptivvater  und  dem 
Adoptivkinde  (Art.  183). 

4.  Ehebruch,  verbunden  mit  dem  Morde  des  Gatten  bildet  bei 
römisch  Katholischen  ein  Hindemiss  für  den  überlebenden  Ehegatten 
und  seinen  Mitthäter;  ebenso  darf  keine  Ehe  geschlossen  werden  zwischen 
einem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Gatten  und  derjenigen  Person,  mit 
welcher  der  Geschiedene  den  Ehebrach  begangen  hat,  sofern  zwischen 
ihnen  ein  Versprechen  bestand,  die  Ehe  miteinander  einzugehen,  falls 
der  betrogene  Ehegatte  sterben  sollte  (Art.  28).  Eine  Person,  welche 
des  Mordes  ihres  Gatten  überwiesen  ist  und  sich  hierzu  die  Hülfe  anderer 
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Abschrift  des  gerichtlichen  Erkenntnisses  vorlegen  (Art.  55).    Dieselben 
Vorschriften  gelten  für  die  Protestanten  (Art.  139). 

Bei  den  Bekennem  der  griechisch-russischen  Kirche  mnss  der 
Geistliche  den  Mangel  von  Ehehindemissen  feststellen  (Art.  105),  ausser- 
dem müssen  die  Zeugen  bestätigen,  dass  die  Eheleute  ohne  Zwang  und 
überhaupt  ohne  Hindemiss  die  Ehe  eingehen.  Die  Aussage  muss  eigen- 
händig unterschrieben  werden;  Analphabeten  können  einen  Dritten  dazu 
ermächtigen  (Art.  106).  Werden  auf  Grund  der  Aufgebote  Ehehinder- 
nisse bekannt,  so  muss  der  Geistliche  von  der  Trauung  Abstand  nehmen 
und  von  dem  Vorfalle  dem  örtlichen  Bischof  Anzeige  erstatten.  Hat  der 
Bischof  kein  selbständiges  Recht,  die  Schwierigkeit  zu  beheben,  so  wendet 
er  sich  an  die  heilige  Synode  in  Petersburg  (Art.  107). 

Bei  den  Bekennem  der  nichtchristlichen  Beligionen  hat  sich  der 
Oivilstandsbeamte  zu  fiberzeugen,  ob  durch  die  kirchliche  Trauung  nicht 
gegen  das  Ehegesetz  Verstössen  worden  ist  und  gegebenen  Falls  eine 
Anzeige  an  den  Staatsanwalt  zu  erstatten  (Art.  188). 

2.  Das  Aufgebot  erfolgt  bei  Katholiken  und  Protestanten  an 
drei  hintereinander  folgenden  Sonntagen  von  der  Kanzel  aus  (Artt.  41, 
139).  Das  Aufgebot  enthält  Vornamen,  Geschlechtsnamen,  Gewerbe  und 
Wohnsitz  der  zukünftigen  Eheleute  und  ihrer  Eltern,  sowie  einen  Ver- 
merk über  Tag,  Stunde  und  Ort  des  Aufgebots  (Art.  42).  Das  Auf- 
gebot muss  in  der  Pfarrei  des  Wohnsitzes  einer  jeden  Partei  erfolgen. 
Haben  beide  Parteien  oder  eine  von  ihnen  ihren  Wohnsitz  an  einem  an- 
gegebenen Orte  nicht  länger  als  seit  drei  Monaten,  so  muss  das  Auf- 
gebot auch  am  Orte  ihres  früheren  Wohnsitzes  erfolgen  (Art.  43).  Wenn 
die  Trauung  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  von  dem  Tage  des 
letzten  Aufgebots  geschehen  ist,  so  müssen  die  Parteien  von  neuem  auf- 
geboten werden  (Art  44).  Wenn  wichtige  Gründe  vorliegen,  können  die 
Parteien  eine  Dispensation  von  dem  zweiten  und  dritten,  in  besonderen 
Fällen  auch  vom  ersten  Aufgebot  erhalten.  Die  Dispensation  vom  ersten 
Aufgebot  ertheilt  die  zuständige  kirchliche  Behörde  (Art.  46).  Die 
Trauung  kann  drei  Tage  nach  dem  ersten  und  letzten  Aufgebot  ge- 
schehen (Art.  46).  Die  vollständige  Befreiung  vom  Aufgebot  erfolgt 
in  Fällen  einer  dringlichen  Reise  in  öffentlichen  Angelegenheiten  oder 
wenn  Personen,  die  nach  allgemeiner  Ueberzeugung  in  Ehe  gelebt  hatten, 
sich  trauen  lassen  wollen  (Art.  47).  —  Auch  bei  Angehörigen  der  nicht- 
christlichen Religionen,  welche  —  wie  die  Juden  und  Moham- 
medaner —  kein  Aufgebot  fordern,  muss  nach  dem  Gesetze  dennoch 
ein  Aufgebot  erfolgen  (Art.  186).  —  Laut  Verordnung  der  Justizkommission 
vom  20.  Mai  1827  soll  das  Aufgebot  dreimal  während  des  Gottesdienstes 
im  Gebethause  verkündigt  werden.  Ist  kein  solches  Haus  vorhanden,  so 
ist  das  Aufgebot  durch  Aushang  an  der  Thür  des  Gemeindehauses  an 
dem  Orte,  an  welchem  der  Bräutigam  seinen  Wohnsitz  hat,  bekannt 
zu  machen. 

3. Die  Trauung  geschieht  nach  den  jedem  Glaubensbekenntniss  eigen- 
thümlichen  Vorschriften.    Das  bürgerliche  Gesetz  fordeii;  nur,  dass  die 
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Trauung  vor  dem  zuständigen  Geistlichen  in  Gegenwart  einer  bestimmten 
Zahl  von  Zeugen  an  einem  angegebenen  Orte  zu  geschehen  hat.  Der 
kompetente  Geistliche  ist  bei  den  Römisch-Katholischen  derjenige, 
in  dessen  Pfarrei  die  künftigen  Eheleute  oder  einer  von  ihnen  ihren 
Wohnsitz  hat.  Die  Trauung  kann  in  einer  anderen  Pfarrei  und  auch 
durch  einen  anderen  Pfarrer  vollzogen  werden,  falls  der  zuständige 
Pfarrer  oder  der  Bischof  die  Ermächtigung  dazu  ertheilt  hat  (Art.  48). 
Andernfalls  ist  die  Ehe  nichtig.  Bei  den  Protestanten  ist  der  Pastor 
der  Gemeinde  der  Parteien,  bei  Verschiedenheit  des  Wohnsitzes  in  erater 
Reihe  der  Pastor  der  Braut  zuständig;  die  Unzuständigkeit  des  Pastors 
macht  aber  die  Ehe  nicht  nichtig  (Art.  140).  Wenn  in  der  nächsten 
Gemeinde  kein  Pastor  vorhanden  ist,  können  die  Parteien  sich  von  einem 
katholischen  Pfarrer  trauen  lassen  (Art.  141).  Bei  den  nichtchristlichen 
Glaubensbekenntnissen  ist  derjenige  Geistliche  (Gemeindevorsteher)  zu- 
ständig, in  dessen  Bezirke  die  Eheleute  ihren  Wohnsitz  haben,  oder  der 
Geistliche  der  nächstliegenden  Gemeinde  (Art.  185). 

Die  Zahl  der  Zeugen  beträgt  zwei  bei  den  Römisch-Katholischen 
und  Protestanten  (Artt.  48,  51, 140),  zwei  oder  drei  bei  den  Angehörigen 
der  griechisch-russischen  Kirche  (Art  108);  für  die  nichtchrist- 
lichen Religionen  ist  die  Zahl  nicht  bestimmt  (Art.  187). 

Der  Ort  der  Trauung  ist  die  Kirche  (Artt.  48,  108).  Bei  den 
Protestanten  auch  eine  Privatwohnung  (Art.  142).  Die  Parteien 
haben  in  Person  zu  erscheinen  (Artt.  108,  142). 

Die  Trauungsurkunde  ist  bei  Römisch-Katholischen,  Protestanten 
und  Griechisch-Russischen  in  ein  Buch  in  Gegenwart  zweier  Zeugen, 
welche  übrigens  mit  den  Parteien  verwandt  oder  nicht  verwandt  sein 
können,  durch  den  Geistlichen  unmittelbar  nach  der  kirchlichen  Feier 
einzutragen  (Artt.  58, 109,  139).  Bei  den  nichtchristlichen  Religionen 
soll  sich  der  Geistliche  nach  der  Trauung  mit  den  Getrauten  und  Zeugen 
zu  dem  Civilstandsbeamten  begeben,  wo  die  Urkunde  vollzogen  wird 
(Art.  130,  187).  Die  Urkunde  enthält:  Vornamen,  Geschlechtsnamen, 
Beruf,  Geburtsort,  Wohnsitz  und  Alter  der  Eheleute;  Namen,  Geschlechts- 
namen, Beruf  und  Wohnsitz  ihrer  Eltern;  die  Einwilligung  der  Eltern, 
des  Vormundes  (und  der  Obrigkeit  in  Fällen,  wo  diese  Einwilligung  ge- 
fordert wird) ;  die  Aiigabe  von  Tag  und  Ort,  wo  das  Aufgebot  verrichtet 
wurde  oder  das  Datum  der  Dispensation  mit  Angabe  der  Behörde,  welche 
die  Dispensation  ertheilt  hat;  die  Angabe  der  Zeit  der  Lösung  einer 
etwaigen  früheren  Ehe;  die  Erklärung  der  Eheleute,  ob  sie  einen  Ehe- 
vertrag abgeschlossen  haben  (wo,  wann,  bei  welchem  Notar)  oder  nicht; 
Namen,  Geschlechtsnamen,  Beruf,  Alter,  Wohnsitz  der  Zeugen  und,  wenn 
es  Verwandte  sind,  die  Angabe  der  Linie  und  des  Grades;  die  Erklärung 
des  Geistlichen  und  der  Zeugen,  dass  die  kirchliche  Trauung  vorangegangen 
ist  (Art.  58).  Als  Beweis  der  eingegangenen  Ehe  gilt  die  Eheurkunde, 
welche  in  das  Civilstandsregister  eingetragen  ist.  Bei  den  Ehen,  welche 
im  Auslande  vollzogen  werden,  gUt  als  Beweis  die  Heirathsurkunde, 
welche  nach  dem  Gesetze  des  Landes,  in  welchem  die  Ehe  geschlossen  ist, 
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geeeichnet  wird.  Falls  kein  Akt  yorhanden  ist,  erlaubt  das  Gesetz,  die 
Gültigkeit  des  Heirathsaktes  durch  andere  Dokumente  (Briefe  zeit- 
genössischer Personen,  Zengenanssagen)  zu  bewdsen.  Wenn  die  Heiraths- 
nrknnde  durch  verbrecherische  Manipulationen  ans  dem  Register  entfernt 
wurde,  kann  sie  auf  dem  Wege  eines  Strafprozesses  gegen  die  Verbrecher 
wieder  hergestellt  werden.  Die  Entscheidung  des  Strafgerichts  muss  in 
das  Heirathsregister  eingetragen  und  ein  Protokoll  geschrieben  werden. 
Die  Ehe  gilt  dann  vom  Tage  ihrer  Schliessung  an  (Artt  125, 134).  Im 
Todesfall  oder  bei  Abwesenheit  der  Ehegatten  oder  eines  von  ihnen  kann 
der  Strafprozess  durch  andere  interessirte  Personen  anhängig  gemacht 
werden  (Art.  255);  falls  die  Schuldigen  verstorben  sind,  kann  die  Sache 
im  Civüwege  anhängig  gemacht  werden  (Artt.  127,  236).  —  Der  Heiraths- 
Urkunde  müssen  event.  die  Erlaubniss  des  Militär-  oder  Civilvorstandes, 
die  Erlaubniss  der  Eltern  etc.  beigelegt  werden.  Die  Erlaubniss  der 
Eltern  ist,  falls  sie  nicht  anwesend  sind,  in  einer  notariellen  oder  privaten 
Urkunde  mit  beglaubigter  Unterschrift  beizubringen  (Art.  56). 

Das  Gesetz  regelt  auch  die  Ehe  zwischen  Angehörigen  ver- 
schiedener christlicher  Glaubensbekenntnisse.  Sofern  nicht 
einer  der  Gatten  der  russisch-griechischen  Kirche  angehört,  verordnet 
das  Gesetz,  dass  die  Trauung  von  dem  Geistlichen  derjenigen  Religion 
vollzogen  wird,  welche  die  Braut  bekennt  (Artt.  192,  198).  Die  Parteien 
können  aber  verlangen,  dass  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  des 
Glaubensbekenntnisses  des  Bräutigams  wiederholt  wird  (Art.  193).  Wenn 
der  römisch-katholische  Geistliche  sich  weigern  sollte,  die  Trauung  in 
solchen  Fällen  zu  vollziehen,  so  kann  die  Trauung  gültig  von  einem 
protestantischen  Pastor  vollzogen  werden  (Art.  199).  Was  den  Glauben 
der  Kinder  anbetrifft,  so  können  die  Eltern  diese  Angelegenheit  vor  der 
Trauung  verabreden.  Beim  Mangel  einer  Verabredung  folgen  die  Söhne 
dem  Glauben  des  Vaters,  die  Töchter  dem  der  Mutter  (Art.  195).  Was 
die  Ehen  von  Angehörigen  der  griechisch-russischen  Kirche  mit  den  An- 
hängern aller  anderen  christlichen  Religionen  anbetrifft,  so  unterließen 
solche  Ehen  den  für  das  russische  Reich  gültigen  Verordnungen  (Art.  199): 
die  Trauung  muss  jedenfalls  durch  den  griechisch-russischen  Popen  voll- 
zogen werden  (später  kann  sie  durch  den  Geistlichen  der  anderen  Partei 
wiederholt  werden,  Art.  202),  und  die  Partei,  welche  einen  anderen  Glauben 
bekennt,  muss  ein  schriftliches  Versprechen  vor  der  Trauung  abgeben,  dass 
sie  den  griechisch-russischen  Ehegatten  wegen  des  Glaubensbekenntnisses 
nicht  verfolgen,  ihn  nicht  durch  Heuchelei,  Drohung  u.  s.  w.  zum  Wechsel 
des  Glaubens  verführen  werde,  und  dass  die  Kinder  im  griechisch-russischen 
Glauben  getauft  und  erzogen  werden  sollen  (Art.  200,  201). 

Falls  einer  der  einem  nichtchristlichen  Glaubensbekenntniss  ange- 
hörenden Ehegatten  zum  Christenthum  übergeht,  hört  die  Ehe  nicht  auf 
gültig  zu  sein,  selbst  wenn  sie  in  einem  Grade  der  Verwandtschaft  ge- 
schlossen war,  welcher  nach  dem  neuen  Glauben  ein  Ehehindemiss  bildet 
(Art.  200).    Der  Ehegatte  kann  aber  die  Lösung  der  Ehe  fordern,  sofern 


^olen. 819 

der  im  alten  Glauben  verbliebene  Ehegatte  sich  weigert,  mit  ihm  weiter 
zasammenzuleben,  oder  ihn  hindert,  den  Pflichten  des  neuen  Glaubens 
nachzugehen  (Art  207). 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Die  Eheleute  schulden  sich  gegenseitig  Liebe,  Achtung  und  Treue 
(Artt.  208,  209).  Sie  können  keinen  Vertrag  auf  Lösung  der  Ehe 
schliessen.  Der  Mann  ist  der  Frau  Schutz  schuldig.  Er  ist  verpflichtet, 
die  Frau  in  sein  Haus  aufzunehmen  und  für  ihren  Lebensunterhalt 
seinem  Vermögen  gemäss  zu  sorgen  (Art.  211),  widrigenfalls  die  Frau 
auf  Gewährung  der  Alimente  klagen  kann.  Die  Frau  erhält  den 
Namen  des  Mannes  und  seine  Standesvorrechte  (Adel,  Ehrentitel),  welche 
sie  nicht  verliert,  wenn  der  Mann  durch  gerichtliche  Entscheidung  ihrer 
verlustig  wird  (Artt.  212,  213).  Die  Frau  ist  dem  Manne  Gehorsam 
schuldig  (Art.  209),  ist  verpflichtet,  mit  ihm  zu  wohnen,  und  ihm  überall 
zu  folgen,  wohin  er  sich  auch  begeben  will  (Art.  210).  Unmittelbarer 
Zwang  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  findet  aber  nicht  statt,  sondern  nui- 
die  Entziehung  der  Alimentation. 

Ehefrauen  bedürfen  zu  Rechtsgeschäften,  sowie  um  vor  Gericht 
zu  stehen,  der  Autorisation  des  Mannes  (Art.  214).  Die  Autorisation  ist 
nicht  nöthig,  wenn  die  Ehefrau  Massregeln  ergreifen  will,  welche 
die  Sicherung  der  ihr  kraft  Gesetzes  zustehenden  oder  der  von  ihr 
mit  Einwilligung  des  Mannes  erworbenen  Rechte  bezwecken;  die 
Autorisation  unterbleibt  im  Strafprozess,  wenn  die  Frau  als  Angeklagte 
oder  Zeugin  auftritt  (aber  nicht,  wenn  die  Ehefrau  wegen  Schadensersatz 
klagt)  (Art.  182  C.C.  von  1825).  Die  Frau  darf  ohne  Autorisation  des  Mannes 
keine  Schenkung  annehmen  oder  machen;  keine  Vermögensstücke  veräussem 
oder  mit  Dienstbarkeiten  und  Verpflichtungen  beschweren,  falls  die  be- 
treffenden Vermögensstücke,  dem  Gesetz  oder  dem  Vertrage  nach,  der 
Verwaltung  des  Mannes  unterstehen;  keine  unbeweglichen  Güter  ver- 
äussem oder  zum  Unterpfand  einsetzen,  selbst  wenn  diese  Güter  in  ihrer 
Verwaltung  bleiben.  Eine  Ehefrau,  welche  erlaubter  Weise  für  sich 
(nicht  als  Gehülfln  des  Mannes)  ein  Handelsgewerbe  betreibt,  kann  sich 
in  allen  ihr  Geschäft  betreffenden  Angelegenheiten  auch  ohne  die  Autori- 
sation ihres  Mannes  verbindlich  machen.  Die  Ehefrau  kann  ohne  Autori- 
sation ihr  Testament  machen  (Art.  187  C.C).  Wenn  der  Ehemann  der 
Frau  die  Autorisation  verweigert,  kann  sie  dieselbe  bei  dem  nach  Art.  1663 
6.0.  für  den  gemeinsamen  Wohnsitz  zuständigen  Bezirksgerichte  nachsuchen, 
welches  nach  Anhörung  des  Mannes  oder  in  seiner  Abwesenheit  die  Ein- 
willigung an  Stelle  des  Ehemannes  ertheilt  (Art.  185  C.C).  Der  Mann 
hat  die  Frau  zu  einem  jeden  einzelnen  Rechtsgeschäfte  und  zu  einem 
jeden  einzelnen  Rechtsstreit  besonders  zu  autorisiren.  Nur  zur  Verwaltung 
ihres  Vermögens  kann  der  Mann  der  Frau  eine  allgemeine  Autorisation 
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ertheilen  (Art.  187  CG.)  Der  Mann  kann  die  Autorisation  sowohl  aus- 
drücklich als  stillschweigend  ertheilen.  Hat  die  Frau  ohne  Ermächtigimg 
ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  oder  einen  Rechtsstreit  geführt,  so  ist 
das  Rechtsgeschäft  ungültig  und  das  Verfahren  nichtig.  Jedoch  kaim 
die  Ungültigkeit  nur  von  dem  Mann  oder  von  der  Frau  oder  von  den 
Erben  oder  anderen  Rechtsnachfolgern  beider,  nicht  aber  von  dritten 
Personen  geltend  gemacht  werden  (Art.  188  C.C.). 

11.  Eheliches  Güterrecht. 

Dasselbe  ist  entweder  gesetzliches  oder  vertragsmässiges  Güterrecht. 

1.   Das    gesetzliche    Güterrecht    des    Civil-Codex    für   das 
Königreich  Polen  von  1826  beruht  auf  dem  System  der  sogen.  Ver- 
waltungsgemeinschaft.   Das  Vermögen  der  Frau  ist  der  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Mannes  unterworfen.    In  einigen  Fällen  kann  das  Ver- 
mögen der  Frau  auch  Eigenthum  des  Mannes  werden.    Als  Nutzniesser 
hat  der  Mann  die  einem  solchen  nach  dem  Gesetz  obliegenden  Pflichto 
(Art.  582 — 616  C.N.)  mit  einigen  Ausnahmen:  er  braucht  (entgegen  den 
Artt.  600  u.  601  C.N.)  kein  Inventar  der  beweglichen  und  unbeweglichen 
Sachen  aufstellen  zu  lassen  (Art.  192  Abs.  1  C.C.)  und  keine  Büi^chaft 
zu  stellen,  dass  er  das  Vermögen  der  Frau  als  guter  Hauswirth  verwalten 
werde;  andererseits  kann  er  (entgegen  dem  Art.  595  C.N.)  die  Nutzniessung 
weder  verkaufen  noch   auf  irgend   eine  Weise  einem  Dritten  abtreten 
(Art.  192  Abs.  3  C.C).    Die  Nutzniessung  und  Verwaltung  des  Mannes 
umfasst  auch  alles  Vermögen,  welches  der  Frau  während  der  Dauer  der 
Ehe  durch  Schenkung  oder  Erbgang  zufäUt  (Art.  193  C.C).   Was  die  Ver- 
waltung anbetrifft,  so  kann  der  Mann  das  Vermögen  der  Frau  weder 
veräussem   noch   belasten,   noch   Kapitalien   einziehen   (Art.  195    C.C), 
jedoch  fallen  in  das  Eigenthum  des  Mannes  aUe  beweglichen   Sachen, 
welche  durch  den  Gebrauch  verbraucht  werden,  unter  der  Verbindlichkeit. 
Sachen  gleicher  Art,  Zahl  und  Güte  oder  deren  Werth  in  Geld  der  Fran 
bezw.  ihren  Erben  zu  erstatten  (Art.  587  CN.).    Der  Mann  darf  femer 
die  Güter  der  Frau  nur  auf  kurze  Frist  (3  Jahre)  verpachten  (Art.  19S 
C.C).    Er  darf  auch   ohne  Einwilligung  der  Frau  keine  derselben  zu- 
stehenden Besitzklagen  anstellen;  Klagen  dritter  Personen  können  nnr 
gegen  beide  Ehegatten  erhoben  werden  (Art.  196  C.C). 

AUer  Erwerb  der  Frau  durch  eigene  Arbeit  und  Fleiss  fällt  deE 
Manne  zu ;  eine  Ausnahme  bildet  nur  der  Erwerb  aus  einem  von  der 
Frau  mit  Bewilligung  des  Mannes  betriebenen  Handel  oder  Handwerk 
(Art.  204  C.C). 

Die  Frau  darf  fordern,  dass  ein  Inventar  ihres  Vermögens  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  aufgestellt  werde.  Auch  steht  ihr  oder  dritten  an 
ihrem  Vermögen  interessirten  Personen  das  Eecht  zu,  jederzeit  Eigen- 
thum und  Werth  der  Mobilien  und  Immobilien  zu  beweisen,  sowoli 
während  der  Nutzniessung  des  Mannes,  als  auch  nach  deren  Beendigung 
(Art.  199  C.C). 

Wird  durch  die  Verwaltung  des  Mannes  die  Besorgniss  erheblicher 
Gefährdung  dfes  eingebrachten  Gutes  begründet,  so  kann  die  Frau  Sicher- 
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heitsleistung  verlangen  (Art.  205  C.C.)  oder  anf  Aufhebung  der  Verwal- 
tung und  Nutzniessung  klagen;  dies  Eecht  steht  ihr  auch  zu,  wenn  die 
Einkünfte  von  den  Gläubigem  des  Mannes  soweit  mit  Beschlag 
belegt  sind,  dass  der  Mann  der  Unterhaltspflicht  gegen  Frau  und  Kinder 
nicht  genügen  kann  (Art.  199  C.C).  Die  Verwaltung  und  Nutzniessung 
übeminunt  alsdann  die  Frau,  bedarf  aber  dazu  der  Erlaubniss  des 
Mannes  oder  der  gerichtlichen  Ermächtigung  (Art.  200  C.C). 

2.  Vertragsmässiges  Güterrecht. 

a)  Die  Ehegatten  können  ihre  güterrechtlichen  Verhältnisse  durch 
einen  vor  der  Ehe  geschlossenen  Ehevertrag  regeln;  dieser  muss  vor 
eiuem  Notar  geschlossen  und  in  die  Civü-Eheurkunde  mit  Angabe  des  Ortes, 
Datums  und  des  Notars  aufgenommen  werden  (Artt.  207,  208  C.C);  nach 
der  Verheirathung  ist  der  Ehevertrag  unabänderlich  (Art.  209  C.C),  jedoch 
mit  zwei  Ausnahmen:  falls  nämlich  die  Eheleute  ihre  Ehe  lösen  wollen 
und  dieserhalb  im  Prozesse  stehen,  so  können  sie  in  einer  Notariats- 
urkunde ihre  Vermögensverhältnisse  für  den  Fall,  dass  die  Ehelösung  oder 
Separation  ausgesprochen  werden  sollte,  regeln  (Art.  221  E.G.);  und  femer 
können  Eheleute,  welche  auf  unbeschränkte  Zeit  von  Tisch  und  Bett 
getrennt  sind,  wenn  sie  das  eheliche  Zusammenleben  wieder  herstellen 
wollen,  einen  neuen  Eheverti'ag  schliessen  (Art.  229  E.G.);  unterlassen 
sie  dies,  so  bleibt  der  frühere  Ehe  vertrag  bestehen  (Art.  210  C.C). 

Auf  das  Vermögen,  welches  die  Eheleute  oder  einer  von  ihnen  vor 
oder  nach  Schliessung  der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  er- 
halten, findet  der  Vertrag  nur  insoweit  Anwendung,  als  der  Erblasser 
oder  Geschenkgeber  keine  abweichenden  Bedingungen  vorgeschrieben 
hat  (Art.  212  CC). 

Ein  Minderjähriger,  der  fähig  ist,  eine  Ehe  einzugehen,  ist  auch 
fähig,  einen  Ehevertrag  abzuschliessen  und  in  demselben  Verpflichtungen 
aller  Art  zu  übernehmen  und  Schenkungen  zu  machen,  aber  der  'Ehe- 
vertrag muss  in  Gegenwart  der  Personen,  deren  Einwilligung  zur  Ehe 
erforderlich  ist,  geschlossen  werden  (Art.  211  C.C). 

b)  Gütersonderung  tritt  ein,  wenn  für  die  Frau  im  Ehevertrage  die 
Verwaltung  und  Nutzniessung  ihres  Vermögens  vorbehalten  sind.  Die 
Frau  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  das  Vermögens  nicht  veräussern 
und  nicht  belasten  ohne  Bewilligung  des  Mannes  (oder  des  Gerichts); 
überhaupt  wird  sie  nach  näherer  Bestimmung  der  Artt.  195,  196  C.C. 
von  dem  Manne  abhängig,  wobei  noch  Folgendes  besonders  zu  bemerken 
ist:  Die  Frau  muss  zu  den  gemeinschaftlichen  Lasten  des  Ehestandes 
beitragen  im  Sinne  Art.  201  CC.  Verwaltet  der  Mann  das  Vermögen  der 
Frau  auf  ihre  ausdrückliche  Ermächtigung  unter  der  Bedingung,  dass  er 
über  die  Einkünfte  Rechnung  lege,  so  wird  er  betrachtet  wie  jeder 
andere  Bevollmächtigte  (Artt.  1991 — 1997  CN.).  Wenn  er  dagegen  mit 
Ermächtigung  der  Frau,  aber  ohne  die  erwähnte  Bedingung,  oder  zwar 
ohne  Ermächtigung,  aber  doch  ohne  ihren  Widereproch  die  Verwaltung 
führt  und  die  Einkünfte  erhebt,  so  kann  er  bei  Auflösung  der  Ehe  oder 
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auf  Verlangen  der  Ehefrau  angehalten  werden,  die  zur  Zeit  der  Auf- 
lösung der  Ehe  oder  des  Verlangens  der  Ehefrau  vorhandenen  Ein- 
kiinfte  herauszugeben;  die  vei*zehrten  zu  erstatten  und  über  sie  Rech- 
nung zu  legen,  ist  er  nicht  verpflichtet  (Art  215  C.CJ.  Nur  wenn  er 
gegen  den  Widerspruch  der  Frau  die  Verwaltung  führt,  ist  er  schuldig, 
auch  über  die  verzehrten  Einkünfte  Rechnung  zu  erstatten  (Art  216  C.C). 
—  Wenn  Zweifel  besteht  von  wem  ein  Erwerb  herrührt,  so  streitet  die 
Vermuthung  zu  Gunsten  des  Mannes.  Weibliche  Wäsche,  Kleidung  und 
Geräthschaften  aber,  die  zum  Gebrauch  der  Frau  dienen,  werden,  selbst 
wenn  sie  vom  Manne  angeschafh;  sein  sollten,  immer  als  Eigenthum  der 
Frau  betrachtet  (Art.  217  C.C). 

c)  Dotalordnung  tritt  ein,  wenn  die  Ehegatten  im  Ehe  vertrage 
verabredet  haben,  dass  die  Immobilien  (auch  Hypothekenkapitalien)  der 
Frau,  selbst  mit  Bewilligung  des  Mannes,  nicht  veräussert  werden  dürfen 
(Art.  218  C.C).  Die  Immobilien  (auch  Hypothekenkapitalien)  können 
solchenfalls  auch  nicht  belastet  werden,  es  wäre  denn  diese  Freiheit 
ausdrücklich  vorbehalten  (Art.  221  C.C).  Jedoch  können  die  Gatten  die 
Hypothekenkapitalien  gegen  vorherige  hypothekarische  Sicherstellong 
einziehen  oder  veräussem,  sofern  das  Gericht  die  Sicherheit  als  hin- 
reichend erachtet  und  die  Ennftchtigung  ertheilt  (Art.  223  C.C;  Aus- 
nahmen siehe  in  Artt  219  und  220).  Kindern  aus  einer  früheren  Ehe 
kann  die  Ehefrau  mit  Autorisation  des  Mannes  event  des  Gerichts  ans 
ihren  Immobilien  etwas  zutheilen;  diese  Ausnahme  gilt  auch  für  die  ge- 
meinschaftlichen Kinder,  mit  dem  Unterschiede,  dass  in  diesem  FaUe  das 
Gericht  gegen  den  Willen  des  Mannes  die  Autorisation  nicht  ertheilen 
darf  (Art  220  C.C). 

d)  Allgemeine  Gütergemeinschaft  kann  gleichfalls  durch  den 
Ehevertrag  vereinbart  werden.  Sie  erstreckt  sich  auf  das  gesammte  gegen- 
wärtige und  zukünftige  Vermögen  (Art.  226  C.C)  und  versteht  sich  ert^t 
auf  den  Todesfall  (Art.  227  C.C).  Bei  Lebzeiten  hat  sie  nur  die  Wir- 
kung, dass  jeder  Gatte  die  Hälfte  seiner  zur  Gemeinschaft  gehörigen 
Immobilien  und  Hypothekenkapitalien  nicht  ohne  Einwilligung  des  anderen 
Gatten  (selbst  nicht  mit  gerichtlicher  Autorisation)  veräussem  oder  be- 
lasten kann  (Art.  228  C.C.).  Nach  dem  Tode  eines  der  Ehegatten  wird 
der  Ueberlebende  Eigenthümer  der  Hälfte  des  am  Todestage  vorhand^ies 
Vermögens  (Art.  227  C.C).  Die  Gemeinschaft  kann  auf  Verlangen  des 
Mannes  oder  der  Frau  (ohne  Bewilligung)  oder  eines  Dritten  in  da^ 
Hypothekenbuch  eingetragen  werden.  Wenn  die  Frau  den  Mann  ubei- 
lebt,  so  steht  ihr  die  Wahl  zu.  entweder  die  Gütergemeinschaft  anzu- 
nehmen oder  ihr  zu  entsagen  (Art  230  C.C).  Im  ersten  Falle  wird  dit 
nach  Abzug  der  beiderseitigen  Schulden  verbleibende  reine  Masse  de> 
der  Gemeinschaft  unterworfenen  Vermögens  in  zwei  Theile  getheilt  Im 
zweiten  Fall  nimmt  die  Frau  ihr  eigenes  Venmögen  so  zurück,  als  w^ui 
die  Gemeinschaft  garnicht  ausbedungen  gewesen  wäre;  aber  das  Ver- 
mögen des  Mannes  ist  dann  für  die  Schulden  der  Frau  nicht  haftbar. 
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e)  Die  Rechte  des  ttberlebenden  Ehegatten  (Artt.  231— 235 CG.) 
können  im  Ehevertrage  bestimmt  sein ;  andernfalls  gelten  folgende  Grund- 
sätze: Dem  überlebenden  Ehegatten  fäJlt  ein  Theil  des  Nachlasses,  der 
dem  anf  jedes  Kind  entfallenden  Antheile  gleich  ist,  zn  lebenslänglichem 
Niessbranch  zn.  Die  Wahl  unter  den  Antheilen  ist  ihm  überlaflsen 
(Art  232  e.G.).  Wenn  keine  Kinder,  jedoch  Verwandte  des  verstorbenen 
Ehegatten  bis  znm  vielen  Grade  (einschliesslich)  vorhanden  sind,  so  er- 
hält der  fiberlebende  Ehegatte  den  vierten  Theil  des  Nachlasses  znm 
Eigenthnm.  Sind  auch  keine  Verwandten  bis  zum  vierten  Grade  vor- 
handen, so  erhält  er  die  Hälfte  (Art.  223  G.G.).  Sind  keine  Verwaadten 
bis  zum  zwölften  Grade  (einschliesslich)  vorhanden,  so  fällt  der  Nach- 
lass  ganz  an  den  überlebenden  Gatten  (Art.  767  G.N.).  Ein  Ehegatte 
kann  durch  Schenkung  oder  Testament  die  Rechte  des  überlebenden 
Ehegatten  nicht  mehr  als  um  die  Hälfte  beschränken  (Art.  235  G.G.). 
Die  Vorschriften  von  der  Anrechnung  oder  Ausgleichung  (Kollation) 
(Artt.  843 — 869  G.N.)  finden  auch  auf  den  überlebenden  Ehegatten  in 
den  unter  Art.  232  und  233  G.G.  bestimmten  Fällen  Anwendung.  Der 
Gatte,  der  hiemach  eine  in  sein  Eigenthnm  übergegangene  Sache  zur 
Masse  zu  konferiren  hat,  verliert  sein  Eigenthnm  an  dieser  Sache  nicht, 
sondern  muss  sie  sich  nur  bei  Festsetzung  des  ihm  zum  lebenslänglichen 
Niessbranch  oder  zum  Eigenthnm  zustehenden  Vermögensantheils  an- 
rechnen lassen  (Art.  234  G.G.). 

in.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder  (Artt.  236 — 
245  G.G.). 

Die  Eltern  haben  die  Pflicht,  ihre  Kinder  zu  unterhalten  und  zu 
erziehen,  nicht  auch  bei  Lebzeiten  ihnen  etwas  von  ihrem  Vermögen 
abzutreten  (Art.  237  G.G.).  Die  Kinder  sind  verpflichtet,  ihren  Eltern 
und  sonstigen  Aszendenten  im  Falle  der  Bedürftigkeit  Alimente  zu 
geben  (Art.  238  G.G.);  dieselbe  Pflicht  haben  Schwiegersöhne  und 
Schwiegertöchter  den  Eltern  ihrer  Gatten  gegenüber,  mit  zwei  Aus- 
nahmen, nämlich  wenn  die  Mutter  des  Mannes  oder  der  Frau  eine  neue 
eheliche  Verbindung  eingegangen  ist,  und  femer  wenn  weder  derjenige 
der  Ehegatten,  durch  den  das  Schwägerschaftsverhältniss  entstanden  ist, 
noch  Kinder  aus  ihrer  Ehe  am  Leben  sind  (Art  239  G.G.).  Die  Ver- 
bindlichkeiten sind  gegenseitig  (Art.  240  G.G.).  Die  Verbindlichkeit  den 
Verwandten  gegenüber  ist  näher  als  die  gegenüber  den  Verschwägei-ten. 
Zwischen  Verwandten  haben  die  dem  Grade  nach  näheren  eine  nähere 
Verbindlichkeit  und  zwischen  gleich  nahen  ist  die  der  Aszendenten 
näher  als  die  der  Deszendenten.  Verwandte  und  Verschwägerte,  die  eine 
entferntere  Verbindlichkeit  haben,  sind  zur  Verabreichung  von  Alimenten 
nur  dann  verbunden,  wenn  die  näher  Verpflichteten  sich  dazu  ausser 
Stande  befinden  (Art  241  G.G.).  Die  Alimente  sind  nach  dem  Be- 
dürfniss  des  Berechtigten  und  dem  Vermögen  des  Verpflichteten  zu 
bemessen  und  können  im  Falle  der  Aenderung  dieser  Verhältnisse 
entsprechend   ermässigt   werden   (Artt  242,   243   G.G.).     Das    Gericht 
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kann  auch  je  nach  Umständen  Natoralgewährung  der  Alimente  in 
der  Wohnung  des  Verpflichteten  an  Stelle  der  Leistung  einer  Unterhalts- 
rente anordnen  (Artt.  244,  245  C.C.). 

Ausserehelich  geborene  Kinder,  mit  Ausnahme  der  in  einer  blut- 
schänderischen oder  ehebrecherischen  Verbindung  geborenen,  können  durch 
die  nachher  geschlossene  Ehe  ihrer  Eltern  1  egit im irt.  werden,  wenn 
diese  sie  vor  der  Ehe  gesetzmässig  anerkannt  haben  oder  bei  Aufnahme 
der  Ehestandsurkunde  anerkennen  oder  im  dauernden  Besitze  des  Eecht^- 
Standes  rechtmässiger  Kinder  lassen  (Art.  291  C.C). 

Die  ehelichen  Kinder  stehen  bis  zur  Volljährigkeit  oder  Emanzi- 
pation unter  der  elterlichen  Gewalt  (Artt.  336 — 344  C.C).  Diese 
umfasst  die  gemeinsame  Pflicht,  die  gemeinschaftlichen  Kinder  zu  unter- 
halten und  zu  erziehen;  bei  Meinungsverschiedenheit  entscheidet  der 
Wille  des  Vaters  (Art.  337  C.C).  Nach  dem  Tode  des  Vaters  oder  wenn 
ihm  die  elterliche  Gewalt  entzogen  wird,  wird  diese  von  der  Mutter  aus- 
geübt (Art.  342  C.C).  Die  Kinder  jeden  Alters  sind  ihren  Eltern  Ehr- 
erbietung und  Achtung  schuldig  (Art.  336  C.C;  vgl.  Artt.  1477—1490, 
1634  8tr.G.B.).  Ein  in  elterlicher  Gewalt  stehendes  Bind  kann  das 
Haus  der  Eltern  nicht  ohne  deren  Bewilligung  verlassen;  die  Eltern 
därfen  das  entwichene  Kind  verfolgen  und  mit  Beihülfe  der  Landen 
behörden  zurückführen  (Art.  338  C.C).  Sie  dürfen  auch  ein  massiges 
Züchtigungsrecht  ausüben  (Art.  339  C.C;  vgl.  Art.  1592  Str.G.B.).  Wenn 
sie  diese  Gewalt  missbrauchen,  werden  sie  vom  Landgericht  ermahnt, 
bei  Wiederholung  aber  der  elterlichen  Gewalt  für  verlustig  erklärt.  — 
Die  elterliche  Gewalt  erstreckt  sich  auf  das  Vermögen  der  Kinder: 
Die  Verwaltung  des  Vermögens  steht  während  der  Ehe  dem  Vater 
ausschliesslich  zu.  Nach  Auflösung  der  Ehe  durch  Tod  gebührt  die 
Verwaltung  dem  überlebenden  Ehegatten.  Nach  Beendigung  der  Ver- 
mögensverwaltung ist  der  Vater  verpflichtet,  Rechnung  zu  legen  und  dem 
Kinde  sein  Vermögen,  sammt  den  erhobenen  Nutzungen,  soweit  diese  dem 
Vater  nicht  kraft  der  elterlichen  Nutzniessung  verbleiben,  auszuantworten 
(Art  341  C.C).  Die  Nutzniessung  steht  während  der  Ehe  dem  Vater, 
nach  Auflösung  der  Ehe  durch  Tod  dem  überlebenden  Eltemtheile,  nach 
Auflösung  durch  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  oder  durch  Ehescheidung 
oder  nach  erfolgter  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  auf  unbeschränkte 
Zeit  aber  demjenigen  von  den  Eltern,  dem  die  Vormundschaft  aufge- 
tragen wird,  zu,  so  lange  als  die  elterliche  Gewalt  dauert.  Im  Falle  der 
Interdiktion  des  Vaters  oder  wenn  ihm  die  väterliche  Gewalt  entzogen 
wird,  steht  der  Mutter  der  Niessbrauch  so  lange  zu,  als  ihre  elterliche 
Gewalt  dauert  (Art.  342  C.C).  Vom  Niessbrauch  ist  ausgeschlossen: 
Vermögen,  welches  durch  Arbeit  oder  Gewerbe  des  Kindes  erworben  ist 
oder  welches  ihm  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  dass  der  Vater 
und  die  Mutter  den  Niessbrauch  nicht  haben  sollen,  gegeben  oder  durch 
Testament  verschrieben  ist  (Art.  344  C.C).  Die  Eltern  haben  neben 
den  besonderen,  mit  der  elterlichen  Gewalt  verbundenen  Lasten  die  all- 
gemeinen Rechte  und  Pflichten  des  Niessbrauchers  (Artt.  582fE.,  600ff.  CN.). 
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§  5. 

E.  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe. 

1.  Allgemeines.  Wenn  eine  Ehe  abgeschlossen  worden  ist,  welcher 
formelle  oder  materielle  Hindemisse  entgegenstehen,  so  ist  die  Ehe 
gleichwohl  nicht  als  nichtig  anzusehen,  so  lange  sie  nicht  auf  erhobene 
Nichtigkeitsklage  durch  richterliches  Urtheil  für  nichtig  erklärt  ist. 
Ein  solches  Urtheil  aber  hat  die  Wirkung,  dass  die  Ehe  als  von  Anfang 
an  rechtlich  nicht  bestehend  angesehen  wird.  Ein  Paar,  dessen  Ehe  als 
nichtig  erklärt  worden  ist,  kann,  wenn  das  Ehehindemiss  nachträglich 
gehoben  wird,  eine  neue  Ehe  eingehen.  Die  Regel  aber,  dass  eine  als 
nichtig  erklärte  Ehe  keine  rechtlichen  Folgen  hervorbringt,  leidet  eine 
Ausnahme,  wenn  der  eine  oder  andere  oder  beide  Theile  in  gutem 
Glauben  waren  (die  Putativehe  Art.  216  E.G.;  siehe  darüber  unten 
unter  4). 

2.  Die  Nichtigkeitsgründe  sind  durch  das  Ehegesetz  von  1836 
für  die  einzelnen  Glaubensbekenntnisse  besonders  geregelt,  während 
andere  Nichtigkeitsgründe  allen  Bekenntnissen  gemeinsam  sind.  Diese 
letzteren  sind: 

a)  Eeligionsverschiedenheit.  Ehen  zwischen  Christen  und  Nicht- 
christen  sind  vom  Staatsanwalt  als  nichtig  anzufechten,  auch  wenn  die 
Parteien  keine  Klage  erheben  (Art.  190  E.G.). 

b)  Doppelehe.  Eine  Ehe  ist  nichtig,  wenn  bei  ihrer  Schliessung 
ein  Gatte  bereits  mit  einer  dritten  Person  in  gültiger  Ehe  lebte  (Artt.  25, 
100,  123  E.G.).    Dies  gilt  absolut,  also  auch  in  Bezug  auf  Mohammedaner. 

c)  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft.  Eine  den  oben  — 
S.  812  —  bezeichneten  Verboten  zuwider  geschlossene  Ehe  ist  nichtig. 

d)  Zwang,  Betrug  und  Irrthum.  Dem  Zwange  stehen  Drohungen 
und  Thätlichkeiten  aller  Ai-t  gleich,  welche  selbst  einer  nicht  furcht- 
samen Person  Angst  einzuflössen  vermögen  (Art.  11  E.G.).  Die  Ehe, 
welche  eine  durch  Eaub  entführte  Frau  mit  einem  Manne  schliesst,  so 
lange  sie  noch  in  seiner  Gewalt  ist,  ist  nichtig  (Art.  13  E.G.).  Wegen 
Trrthums  kann  die  Ehe  nur  von  dem  Gatten  angefochten  werden,  der 
sich  über  die  Identität  des  anderen,  nicht  etwa  nur  über  Eigenschaften, 
Vermögen  u.  s.  w.  geirrt  hat  (Art.  12  E.G.). 

Hierzu  kommen  als  besondere  Nichtigkeitsgründe: 

e)  Bei  Katholiken:  Ehen,  die  geschlossen  sind  mit  Nichtachtung 
der  Ehehindemisse  der  Priesterweihe  und  des  geistlichen  Ordens 
(Art.  27  E.G.),  des  Ehebruchs  und  des  öffentlichen  Anstandes 
(oben  S.  813,  814),  sind  nichtig. 

f)  Bei  Bekennern  des  griechisch-russischen  Glaubens:  Vor- 
übergehende   Geisteskrankheit,^)    Alter    über    80    Jahre    und 


^)  Bei  den  Angehörigen  anderer  Religionen  kommt  diese  nur  in  Betracht,  wenn 
die  geistige  Störung  von  der  Art  war,  dass  sie  die  freie  WiUensbestimmung  ausschloss, 
sodass  eine  WiUenserklärang  im  Rechtssinne  überhaupt  nicht  abgegeben  wurde. 
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Ueberschreitnng   der    zulässigen    Anzahl    von    Ehen    (vierte   oder 
weitere  Ehe;  ^sukzessive  Polygamie^)  machen  die  Ehe  nichtig  (Art  100). 

3.  Geltendmachung  der  Nichtigkeit  Die  Nichtigkeit  kann 
entweder  durch  die  Ehegatten  oder  durch  dritte  Personen  oder  dnrch 
die  öffentliche  Gewalt  offenbart  werden. 

Bei  Römisch-Katholischen  können  die  Ungultigkeitsklage  ein- 
reichen: Die  Parteien,  ihre  Eltern  oder  Vormünder;  unabhängig  von 
diesen  kann  auch  der  Staatsanwalt  die  Ungültigkeitsei'klärung  fordern, 
wenn  es  sich  um  folgende  Nichtigkeitsgrunde  handelt:  Verschiedenheit 
der  Beligion,  Doppelehe,  Klostergelübde  oder  priesterlichen  Weihe,  Ehe- 
bruch, Ehe  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  in  auf-  ond 
absteigender  gerader  Linie,  sowie  zwischen  voll-  und  halbbürtigen 
Geschwistern  (Art.  92  KG.).  Die  Partei,  welche  im  guten  Glauben  ge- 
handelt hat,  kann  sich  der  Klage  des  Staatsanwalts  anschliessen  (Art  93 
E.G.).  Die  Ehegatten  und  während  ihrer  Minderjährigkeit  ihre  Eltern  nnd 
Vormünder  können  auf  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  antragen:  wenn  die 
Ehe  mit  Umgehung  der  in  Artt.  36  und  37  (siehe  oben  S.  814, 815)  erwähnten 
Hindemisse  geschlossen  und  keine  Dispensation  erfolgt  ist  (Art.  89  KG.); 
wenn  die  Trauung  nicht  durch  den  zuständigen  oder  gehörig  ermächtigten 
Pfarrer  oder  nicht  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  voll- 
zogen worden  ist.  Die  Eltern  und  Vormünder  können  eine  solche  Ehe 
nicht  anfechten,  wenn  sie  in  ihre  Eingehung  eingewilligt  haben  (Artt 
90,  91  E.G.).  Endlich  können  beide  Ehegatten  eine  Nichtigkeitserkläiimg 
der  Ehe  fordern,  wenn  sie  dieselbe  geschlossen  haben  in  einem  Alter 
von  unter  14  Jahren  für  den  Mann  oder  unter  12  Jahren  für  die  Frau, 
oder  mit  einer  geistesgestörten  Person.  Eine  solche  Ehe  kann  auch  von 
den  Eltern  oder  Vormündern  angefochten  werden,  wenn  die  Ehegatten 
unmündig  oder  entmündigt  sind  (Art.  85  E.G.).  —  In  einigen  Fällen 
kann  nur  einer  von  den  Ehegatten,  nämlich  der  beeinträchtigte  Theil, 
die  Ehe  anfechten,  d.  i.:  wenn  die  Ehe  ohne  Einwilligung,  durch  Zwang 
oder  Irrthum  zu  Stande  gebracht  oder  in  physischer  Unfähigkeit  ge- 
schlossen worden  ist  (Artt.  86,  88  E.G.). 

Bei  den  Protestanten  können  Ehen,  zu  welchen  die  Einwilligung 
der  Eltern,  Vormünder  oder  der  öffentlichen  Gewalt  nöthig,  aber  nicht 
ertheilt  war,  nur  auf  Ansuchen  der  zur  Einwilligung  Berufenen  als  nichtig 
erklärt  werden;  sonst  bleiben  sie  gültig  (Art.  130  E.G.).  Auf  Ersuchen 
des  Staatsanwalts  wird  die  Nichtigkeit  ausgesprochen  in  den  Fällen  der 
Religionsverschiedenheit,  der  Doppelehe,  des  Ehebruchs,  der  Verwandt- 
schaft und  Schwägerschaft  (falls  dies  Hinderniss  nicht  durch  Dispen- 
sation beseitigt  worden  ist)  (Artt.  132 — 136  E.G.).  Auch  wenn  der  ge- 
schiedene Ehegatte  eine  neue  Ehe  vor  Ablauf  der  vorgeschriebenen 
Wartezeit  eingeht,  darf  der  Staatsanwalt  die  neue  Ehe  als  nichtig  an- 
fechten (Artt.  170,  171,  172  E.G.). 

In  allen  Bekenntnissen  hat  die  Staatsanwaltschaft  die  Nichtig- 
keitserklärung zu  erwirken,  wenn  eine  Ehe  geschlossen  wurde:  zwischen 
Christen  und  NichtChristen ;  zwischen  Verwandten  in  auf-  und  absteigen- 
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der  gerader  Linie  oder  zwischen  voll-  oder  halbbürtigen  Geschwistern; 
während  des  Bestehens  einer  früheren  Ehe  (Art.  190  E.G.). 

4.  Bechtswirknng  der  Nichtigkeit,  üeberzengen  sich  die  Ehe- 
gatten, dass  die  Ehe  ungeachtet  des  Vorliegens  solcher  Hindemisse, 
welche  das  Einschreiten  des  Staatsanwalts  bestimmen,  geschlossen  worden 
ist,  so  müssen  sie  sich,  sofort  trennen  (Art.  215  E.G.).  Bei  den  Be- 
kennem  des  griechisch-russischen  Glaubens  müssen  Gatten,  welche  bei 
der  Eheschliessnng  noch  nicht  das  nöthige  Alter  hatten,  getrennt  werden 
selbst  dann,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Nichtigkeitsklage  das  nötige  Alter 
schon  erreicht  haben  (Art.  121  E.G.).  Bei  allen  anderen  Nichtigkeits- 
gründen brauchen  sich  die  Gatten  nicht  zu  trennen,  bevor  das  Nichtig- 
keitsurteil gesprochen  worden  ist.  Nach  Einreichen  der  Nichtigkeits- 
klage bleiben  die  Kinder  bei  dem  Manne,  gleichviel  wer  die  Klage 
eingereicht  hat  (Art  217  E.G.).  Das  (civile)  Gericht  kann  aber  auf  Ver- 
anlassung der  Frau,  der  Familie  oder  des  Staatsanwalts  die  Kinder,  falls 
es  für  sie  nützlich  erscheint,  der  Obhut  der  Mutter  oder  einer  dritten 
Person  anvertrauen  (Art.  218  E.G.).  Die  Frau  kann  während  des  Prozesses 
die  Wohnung  des  Mannes  verlassen,  gleichviel,  wer  die  Klage  einge- 
reicht hat.  Die  Bestimmung  der  Wohnung  erfolgt  durch  Beschluss  des  zu- 
ständigen Gerichtshofs ;  falls  sie  diese  Wohnung  verlässt,  darf  der  Mann 
ihr  die  Auszahlung  der  Alimente  verweigern,  die  sie  andernfalls  zu  fordern 
befugt  ist  und  deren  Höhe  das  Gericht  bestimmt  (Art.  229  E.G.).  Sonst 
können  die  Ehegatten  ihre  Vermögensverhältnisse  durch  Notariatsakt 
ordnen  auf  den  Fall  hin,  dass  die  Ehe  als  nichtig  erklärt  werden  würde 
(Art.  221  E.G.). 

Die  Kinder  aus  einer  nichtigen  Ehe  haben  im  Allgemeinen  die 
Stellung  ehelicher  Kinder,  sofern  die  Ehe  von  den  beiden  Ehegatten 
oder  von  einem  von  ihnen  in  gutem  Glauben  geschlossen  war  (Artt.  260, 
261  C.C.).  Was  die  Vermögensverhältnisse  betrifft,  so  zieht,  wenn  beide 
in  bösem  Glauben  waren,  die  Nichtigerklärung  der  Ehe  die  Nichtigkeit 
aller  gesetzlichen  und  vertragsmässigen  ehelichen  Güterverhältnisse  so 
nach  sich,  als  wenn  die  Ehe  tatsächlich  niemals  bestanden  hätte.  Der 
Mann  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  als  Niessbraucher  Rechnung  über  die 
Einkünfte  zu  legen,  und  hat  andererseits  kein  Recht,  die  Erstattung  der 
auf  den  Unterhalt  der  Frau  verwandten  Kosten  zu  verlangen  (Art.  262 
C.C.).  Waren  beide  Eheleute  in  gutem  Glauben,  so  hebt  die  Ungültig- 
keitserklärung der  Ehe  die  für  jeden  von  ihnen  aus  dem  Gesetz  oder 
aus  einem  Vertrage  schon  entsprungenen  Rechte  und  Vortheile  nicht 
auf;  die  Sache  wird  so  angesehen,  als  wenn  die  Ehe  bis  zum  Zeitpunkt 
der  Nichtigerklärung  rechtlich  bestanden  hätte.  Die  Rechte  und  Vor- 
theile dagegen,  welche  fernerhin  und  namentlich  auf  den  Todesfall  nach 
Gesetz  oder  Vertrag  entstehen  sollten,  werden  hinfällig  (Art.  263  C.C). 
War  einer  der  Ehegatten  in  gutem,  der  andere  in  bösem  Glauben,  so 
hebt  die  Nichtigerklärung  der  Ehe  die  nach  dem  Gesetz  oder  Vertrag 
schon  entsprungenen  Rechte  und  Vortheile  nur  für  den  unredlichen,  nicht 
für  den  gutgläubigen  Theil  auf ;  jedoch  ist  auch  hier  der  unredliche  Ehe- 
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mann  nicht  schuldig,  Rechnung  über  die  Einkünfte  zu  legen,  nnd  nicht 
berechtigt,  die  auf  den  Unterhalt  der  Fran  verwandten  Kosten  erstattet  zu 
fordern.  Ausserdem  behält  der  redliche  Ehegatte  auch  alle  künftigen  Vor- 
theile  so,  als  wenn  der  unredliche  Ehegatte  zur  Zeit  der  Nichtigerklärung 
der  Ehe  gestorben  wäre.  Jedoch  können  die  Vortheile,  welche  nach  Gesetz 
oder  Vertrag  auf  den  Todesfall  bestimmt  sind,  höchstens  bis  zum  Be- 
trage der  Hälfte  des  Vermögens  des  unredlichen  Ehegatten  geltend  ge- 
macht werden  (Art.  264  C.C.).  Hat  der  redliche  Ehegatte  keine  Mittel 
zu  seinem  Unterhalt,  so  kann  das  Gericht  ihm  gegen  den  anderen  Ehe- 
gatten, mag  dieser  in  gutem  oder  in  bösem  Glauben  gewesen  sein,  An- 
spruch auf  Alimente  zubilligen  (Art.  265  C.C.). 

Neben  diesen  Rechtsfolgen  einer  als  nichtig  erklärten  Ehe  kommen 
noch  die  allgemeinen  Straf bestimmungen  (Artt.  1549 — 1579  Str.G.B.)  in 
Betracht  und  ausserdem  die  besondere  Vorschrift  im  Ehegesetz,  wonach 
die  Parteien  wegen  Nichtbeachtung  von  Ehehindemissen  zu  Geldstrafen 
von  40 — 1800  polnischen  Gulden  («=■  12 — 640  Mark)  zu  verurtheilen 
sind;  mit  gleicher  Strafe  werden  Eltern  und  Vormünder  bedroht,  wenn 
sie  ihre  Einwilligung  solchen  Personen  ertheilen,  welche  das  nöthige 
Alter  noch  nicht  erreicht  haben  (Art.  224  E.G.).  Die  Strafen  werden 
durch  den  Gerichtshof  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  zuerkannt 
(Art.  225  E.G.). 

§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

1.  Scheidung  dem  Bande  nach.  —  Bei  den  Römisch-Katho- 
li sehen  ist  die  Scheidung  dem  Bande  nach  im  Prinzip  nicht  zugelassen. 
Eine  Ausnahme  gilt,  wenn  einer  der  Ehegatten  bei  einer  physisch  nicht 
vollzogenen  Ehe  in  einen  geistlichen  Orden  eintritt  und  dort  ein  Keusch- 
heitsgelübde ablegt  (Art.  60  Abs.  3  E.G.);  in  diesem  Falle  kann  der 
andere  Gatte,  nachdem  die  Ehe  durch  die  zuständige  kirchliche  Behörde 
gelöst  ist,  eine  neue  Ehe  eingehen  (Art.  61  E.G.). 

Bei  den  Bekennem  des  griechisch-russischen  Glaubens  aber 
wird  die  Ehe  nicht  nur  durch  den  Tod,  sondern  auch  durch  Deportation 
eines  der  Ehegatten,  femer  durch  Verschollenheitserklärung  nach  fünf- 
jähriger Abwesenheit  (Art.  115  E.G.)  und  endlich  auch  durch  Scheidung 
aus  den  Gründen,  welche  in  den  Gesetzen  der  giiechisch-russischen  Kirche 
bezeichnet  sind,^)  aufgelöst  (Art.  117  E.G.). 

Bei  den  Protestanten  ist  die  Scheidung  gleichfalls  erlaubt  und 
zwar:  wegen  Ehebruchs  (Artt.  146,  147—150  E.G.);  wegen  böswilliger 
Verlassung  (146,  151 — 157)  oder  langwieriger  mehr  als  5  Jahre  dauern- 
der Abwesenheit  (146,  158);  wegen  physischer  Unmöglichkeit,  der  ehe- 
lichen Pflicht  nachzukonmien  (146,  159 — 160);  wegen  unheilbarer  an- 


1)  Siehe  darüber:  Russland  S.  746 ff. 
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steckender  oder  abstossender  Krankheit  (146,  161)  oder  wegen  Geistes- 
gestörtheit (146,  162);  wegen  lüderlichen  Lebens  (125,  163);  wegen 
lebensgefährlicher  oder  sonstiger  Misshandlungen  (146,  164, 165);  wegen 
gerichtlich  festgestellter  Ehrenkränkungen  oder  der  bekundeten  Absicht, 
den  Ehegatten  der  Freiheit,  eines  Amtes  oder  Gewerbes  zu  berauben 
(146,  166);  endlich  wegen  entehrenden  Verbrechens  oder  Verbrechens 
gegen  die  Natur  (146,  167). 

Für  Juden  gelten  die  Vorschriften  des  mosaisch-talmudischen  Ehe- 
rechts (Art.  189  E.G.),^)  für  Mohammedaner  das  Eherecht  des  Koran.*) 

2.  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  —  Bei  den  Römisch-Katho- 
lischen  kann  die  Ehe  auf  Ansuchen  eines  der  Gatten  durch  kirchen- 
gerichtliches Erkenntniss  als  getrennt  erklärt  werden  (separatio  quoad 
thorum  et  mensam)  aus  folgenden  Gründen:  wegen  Ehebruchs,  schwerer 
Misshandlung,  schweren  Verbrechens  oder  Nöthigung  zu  einem  solchen, 
sowie  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  (Art.  66  E.G.).  Wegen  Ehe- 
bruchs ist  die  Klage  aber  abzuweisen,  wenn  der  klagende  Gatte  selbst 
des  Ehebruchs  schuldig  ist  oder  wenn  er  dem  mitschuldigen  Ehegatten 
vergeben  hat  (Art.  64  E.G.)  oder  wenn  der  klagende  Ehemann  die  Frau 
zu  diesem  Verbrechen  überredet  hat  oder  wenn  die  Frau  zur  Treuver- 
letzung gezwungen  worden  ist  (Art.  65  E.G.).  Die  unschuldige  Partei 
kann  verlangen,  dass  das  eheliche  Zusammenleben  wieder  hergestellt 
werde  (Art.  64  E.G.).  Wegen  wechselseitiger  Einwilligung  kann  die 
Scheidung  nur  aus  hini'eichenden,  nicht  religionswidrigen  Ursachen  er- 
kannt werden  (Art.  66  E.G.).  Die  Trennung  kann  auf  eine  be- 
schränkte oder  unbeschränkte  Zeit  erkannt  werden  (Art.  67  E.G.). 

3.  Was  die  Rechtswirkung  der  Scheidung  und  der  Trennung 
betrifft,  so  gelten  hier  während  der  Prozesszeit  dieselben  Vorschriften 
wie  bei  der  Nichtigkeitsklage  (siehe  oben  S.  827;  Artt.  216  und  121, 
117  bis  221  E.G.).  Sowohl  die  Ehescheidung  als  auch  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  auf  unbeschränkte  Zeit  entzieht  den  aus  dieser  Ehe  ge- 
borenen Kindern  keinen  der  Vortheile,  die  ihnen  durch  das  Gesetz  oder 
den  Ehevertrag  zugedacht  sind;  jedoch  können  die  Kinder  diese  Rechte 
nur  in  solcher  Art  und  unter  solchen  Bedingungen  ausüben,  wie  wenn 
keine  Ehescheidung  oder  Separation  erfolgt  wäre  (270  CG.  von  1826) 

Wenn  bei  der  Scheidung  dem  Bande  nach  ein  Gatte  schuldig, 
der  andere  unschuldig  ist,  so  behält  nur  der  unschuldige  den  Anspruch 
auf  künftige  Vortheile  in  derselben  Weise,  wie  bei  der  Nichtigerklärung 
einer  Ehe  der  gutgläubige  gegen  den  bösgläubigen  Gatten  nach  Art.  264 
CG.  (S.  827).  Die  vor  der  Ehescheidung  von  einem  Ehegatten  dem 
anderen  unentgeltlich  verliehenen  Vortheile  verliert  der  schuldige  Ehe- 
gatte gleichfalls  nui',  wenn  der  andere  unschuldig  ist  Ausserdem  kann 
das  Gericht  dem  unschuldigen  Ehegatten  nach  Massgabe  des  Art.  265 


^)  Siehe  hieräber  die  Darstellung  und  Literaturnachweisung  im  Anhang  zu  „Russ- 
land^  S.  777 ff.;  ausserdem:  Goldschmitt,  Joseph,  Mosaisch-talmudisches  Scheidungs- 
recht (polnisch),  Warschau  1871,  S.  154  ff. 

■)  Siehe  die  Darstellung  und  Literaturnachweisung  unter  „Türkei"  S.  931  f. 
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C.C.  Anspruch  auf  Alimente  gegen  den  anderen  Ehegatten  aufsetzen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser  Andere  schuldig  oder  unschuldig  ist 
(Art.  266  C.C.;  vgl.  S.  827  ff.). 

Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auf  unbeschränkte  Zeit 
zieht  alle  civilrechtlichen  Folgen  einer  Ehescheidung  nach  sich  (Art.  267 
C.C).  Da  aber  die  Ehe  dadurch  nicht  gelöst  wird,  können  die  Ehe- 
gatten keine  neue  Ehe  schliesseu  (Art.  228  E.G.).  Wenn  später  die 
Trennung  auf  unbeschränkte  Zeit  wieder  aufgehoben  wird,  wird  die  Ehe 
hinsichtlich  der  civilrechtlichen  Wirkungen  als  neu  geschlossen  ange- 
sehen, und  zwar  von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  kirchliche  Behörde 
die  eheliche  Lebensgemeinschaft  wieder  hergestellt  hat  (Art.  229  E.G.)- 
Die  Ehegatten  erhalten  das  Recht,  ihre  Vei'mögensverhältnisse  durch 
Ehevertrag  zu  regeln;  falls  sie  das  aber  nicht  thun,  so  gilt  diejenige 
Ordnung  der  ehelichen  Güterverhältnisse,  welche  zwischen  ihnen  vor  der 
Trennung  bestanden  hatte  (Art.  268  C.C). 

Die  auf  bestimmte  Zeit  beschränkte  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  berührt  die  civilrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  nicht ;  aber  es  bleiben 
die  getroffenen  einstweiligen  Massregeln  (Artt.  217 — 222  E.G.)  bis  zum 
Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  Trennung  ausgesprochen  worden,  oder 
bis  zum  Zeitpunkt  ihrer  freiwilligen  Aufhebung  in  Kraft. 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit.  —  Das  Ehegesetz  von  1836  über- 
trug das  Verfahren  in  Ehesachen,  soweit  es  sich  um  die  Schliessung  und 
Lösung  der  Ehe  und  um  Disziplinarstrafen  gegen  Geistliche  handelt,  den 
geistlichen  Gerichten;  die  Beurtheilung  der  civilen  Folgen  der  kirch- 
lichen Entscheidungen  blieb  bei  den  zuständigen  civilen  Gerichten.  Den 
letzteren  gebührt  auch  die  Anordnung  vorläufiger  Massnahmen  aus 
Anlass  eines  solchen  Prozesses  (Art.  77  E.G.),  sowie  die  Herstellung  der 
Lebensgemeinschaft  der  getrennten  Ehegatten  (Art.  74  E.G.). 

In  der  römisch-katholischen  Kirche  sind  gemäss  einem  mit  der 
päpstlichen  Kurie  geschlossenen  Konkordate^)  zuständig:  in  der  ersten 
Instanz  der  Bischof  mit  dem  Konsistorium  (in  der  Warschauer  Archi- 
diözese  der  Erzbischof  mit  dem  Konsistorium);  in  der  zweiten  Instanz 
der  Warschauer  Erzbischof,  für  dessen  Diözese  aber  der  Bischof  einer 
nächstliegenden  Diözese  nach  Bestimmung  des  Papstes.  Wenn  die  Ent- 
scheidungen der  beiden  Instanzen  nicht  gleichlautend  sind^  kann  an  die 
Kurie  appelliert  werden.  Der  Erzbischof  und  die  Bischöfe  können  für  die 
Ehesachen  Stellvertreter  bestellen  (Art.  83  E.G.).  —  Entsprechend  wird 


^)  Vom  22.  Juli  (3.  Aagast)  1897,  veröffentlicht  durch  Bescheid  des  Staatsrates 
am  4.  Juli  1856  (G.J.  Bd.  L,  S.  77). 
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in  der  griechisch-russischen  Kirche  die  Jurisdiktion  von  den  geist* 
liehen  Gerichten  ausgeübt  (Art  122  E.6.).  Eine  Ehescheidung  aber  kann 
nicht  ohne  Bestätigung  der  heiligen  Sjmode  beschlossen  werden  (Artt. 
122,  123  E.G.).  —  Bei  den  Protestanten  steht  die  Gerichtsbarkeit 
erster  und  zweiter  Instanz  dem  General-Konsistorium  zu  (Art.  73  E.G.). 

Bei  gemischten  Ehen,  d.  h.  wenn  die  Gatten  verschiedenen  christ- 
lichen Glaubensbekenntnissen  angehören,  gebührt  die  Entscheidung  über 
die  Gültigkeit  der  Ehe  dem  Gerichte  desjenigen  Glaubensbekenntnisses, 
dessen  Geistlicher  zuerst  die  Trauung  vollzogen  hat.  Ueber  Scheidung 
und  Trennung  der  Ehe  wird  dagegen  von  dem  Gerichte  desjenigen 
Glaubensbekenntnisses  erkannt,  welchem  die  beklagte  Partei  angehört; 
die  Entscheidung  über  Lösung  der  Ehe  kann  aber  immer  nur  nach  vor- 
gangiger Feststellung  der  Gültigkeit  der  Eheschliessung  und  Gesetzlich- 
keit der  Ehe  gefällt  werden  (Art  196  E.  G.  in  der  veränderten  Fassung  von 
1891).  Daraus  folgt  z.  B.  für  die  Scheidungsklage  zwischen  Gatten,  von 
denen  ein  Theil  katholisch,  der  andere  evangelisch  ist,  Folgendes:  Zu- 
nächst ist  die  Gültigkeit  der  Ehe  festzustellen  und  zwar  durch  das  Ge- 
richt derjenigen  Kirche,  deren  Geistlicher  zuerst  oder  ausschliesslich  die 
Trauung  vollzogen  hat;  alsdann  gebührt  das  Urtheil  über  die  Scheidung 
selbst  dem  Gerichte  derjenigen  Kirche,  zu  welcher  der  Beklagte  gehört. 
Wurde  also  die  Ehe  zuerst  oder  ausschliesslich  in  der  evangelischen 
Kirche  getraut  und  ist  der^mit  der  Scheidungsklage  belangte  Ehegatte 
evangelisch,  so  ist  nach  jeder  Eichtung  ausschliesslich  die  Zuständigkeit 
des  evangelischen  Gerichts  begründet,  dessen  Entscheidung  über  die 
Lösung  der  Ehe  dem  Bande  nach  auch  für  den  katholischen  Ehegatten 
ebenso  wirksam  und  verbindlich  ist,  wie  im  umgekehrten  Falle  die  Ent- 
scheidung des  katholischen  Gerichts  für  den  evangelischen  Theil.  ^) 

Für  andere  christliche,  im  Gesetze  nicht  erwähnte  Glaubens- 
bekenntnisse, sowie  für  die  nichtchristlichen  wurde  eine  Ausnahme 
statuirt,  indem  bei  ihnen  die  Gültigkeit  der  Ehe  nach  den  Gnmdsätzen 
des  Bekenntnisses  des  Klägers  beurtheilt  wird.  Zuständig  sind  die 
Civilgerichte,  d.  s.  in  erster  Instanz  die  Bezirksgerichte  (Art.  189  E.G.)^) 


^)  Hieraus  wird  die  weittragende  Bedeutung  der  Novelle  von  1891  zum  Ehe- 
gesetz erkennbar.  Früher  bestand  ein  Privilegium  zu  Gunsten  der  katholischen  Kirche; 
jetzt  ist  die  evangelische  ihr  hierin  gleichgestellt  und  es  ist  dadurch  für  Katholiken 
die  Möglichkeit  einer  Scheidung  dem  Bande  nach  eröffnet.  Selbst  bei  einer 
ausschliesslich  in  einer  katholischen  Kirche  getrauten  gemischten  £he  fällt  die  Zu- 
ständigkeit der  katholischen  Ehegerichte  zur  Entscheidung  über  eine  Scheidungsklage 
fort,  wenn  der  Beklagte  der  evangelische  Theil  ist,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  er  bei 
Eingehung  der  Ehe  katholisch  gewesen,  nachher  aber  evangelisch  geworden  ist.  In 
solchen  Fällen  ist  jetzt  nur  das  evangelische  Gericht  zuständig,  welches  über  die  Frage 
der  Ehescheidung  nach  evangelischem  Eherecht  entscheidet.  Dies  gilt  aber  auch  dann, 
wenn  beide  Eheleute  früher  katholisch  waren  und  während  der  Ehe  evangelisch  ge- 
worden sind.     Hierdurch  ist  für  sie  die  Ehescheidung  ermöglicht. 

^  Ueber  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  und  den  Rechtsmittelgang  siehe  Leske- 
Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  II  S.  757  nnd  S.  578,  590,. 
655,  659. 
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Diese  Gerichte  erkennen  auch  auf  Disziplinarstrafen  gegen  den  betreffen- 
den Geistlichen  (Art.  161  E.G.;  Art.  1619—1625  C.P.O.). 

2.  Oertliche  Zuständigkeit.  —  OerÜich  zuständig  ist  das  Gre- 
richt,  in  dessen  Bezirke  die  Parteien  ihren  gemeinsamen  Wohnsitz  haben 
(forum  legale  communis  domicilii);^)  gehören  sie  verschiedenen  Diözesen 
an,  so  ist  der  Wohnsitz  des  Mannes  massgebend,^)  doch  kann  auch  die 
Zuständigkeit  desjenigen  Gerichts,  in  dessen  Bezirke  die  Ehe  geschlossen 
wurde,  angenommen  werden  (forum  quasi  domicilii  ratione  contractns). 
Ist  die  eheliche  Gemeinschaft  durch  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auf- 
gehoben, so  bestimmt  sich  die  Zuständigkeit  nach  dem  Wohnsitze  des 
Mannes;  hat  der  Mann  die  Frau  böswillig  verlassen,  so  ist  das  Gericht 
der  Klägerin  zuständig. 

3.  Besonderheiten  des  Verfahrens.  —  Aus  dem  Gesagten  ist 
zu  entnehmen,  dass  das  Verfahren  in  Ehesachen,  soweit  es  vor  griechisch- 
russische  oder  römisch-katholische  Kirchenbehörden  gehört,  auch  den  be- 
treffenden kirchenrechtlichen  Prozessnormen  unterliegt  (Art.  84  E.G.);  bei 
den  evangelischen  Konsistorien  entspricht  das  Verfahren  den  Vorschriften 
der  vor  Einfiihi'ung  des  Ehegesetzes  von  1836  geltenden  Prozessordnung, 
d.  i.  des  französischen  code  de  proc.  (Art.  174  E.G.).  Was  andere  christ- 
liche wie  nichtchristliche  Glaubensbekenntnisse  betrifft,  so  enthält  das 
Gesetz  nur  die  besondere  Vorschrift,  dass  das  Verfahren  bei  geschlossenen 
Thüren  stattfindet  (Art.  189  E.G.). 

Ausserdem  gelten  noch  folgende  Vorschriften :  Wenn  eine  Partei  ge- 
storben ist,  bevor  die  Ungültigkeit  der  Ehe,  die  Ehescheidung  oder  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  der  ersten  Instanz  entschieden  war,  so 
wird  die  Sache  kraft  Gesetzes  niedergeschlagen  (Art.  222  E.G.).  In  Folge 
dessen  erzeugt  die  Ehe,  obwohl  selbst  nichtig,  alle  Folgen  einer  gültigen 
Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  In  den  Vorschriften  für  die  griechisch- 
russische Kirche  finden  wir,  dass  Eheklagen  nicht  angenommen  werden 
sollen,  wenn  sie  nicht  auf  klare  Beweise  gestützt  sind  (Art.  119  E.G.); 
das  Eingeständniss  des  Ehebruchs  gilt  nicht  als  Beweis,  wenn  es  nicht 
durch  andere  Thatumstände  nach  Lage  der  Sache  bestätigt  wird.  — 
Der  römisch-katholische  Richter  ist  verpfiichtet,  wenn  er  einer  Klage 
auf  Nichtigerklärung  der  Ehe  wegen  Mangels  der  Einwilligung,  Impotenz, 
Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft,  öffentlichen  Anstandes,  Unzuständig- 
keit des  Pfarrers  oder  nicht  genügender  Anzahl  von  Zeugen  bei  der 
Trauung  stattgiebt,  den  Kläger  darauf  hinzuweisen,  dass  er  bei  Strafe 
eine  neue  Ehe  nicht  vor  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Rechtsmittelfristen 
eingehen  dürfe  (Art.  97  E.G.).  Dem  Staatsanwalt  steht  das  Recht  zu, 
die  Akten  zu  jeder  Zeit  einzufordern  (Art.  96  E.G.).  Dasselbe  gilt  auch 
für  die  Protestanten. 


^)  Hier  werden  Vorschriften  des  katholischen  Prozesses  angewandt.  YgL  J.  Pel csar. 
Das  katholische  Eherecht  (polnisch),  4.  Aufl.,  1898,  8.  154ff. 

')  Pelozar  verweist  bei  diesem  Punkte  auf  eine  Instructio  S.  Gongregationis  de 
Propaganda  fide  aus  dem  Jahre  1883,  I  1. 
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§8. 

H.  Internationales  Eherecht. 

Weder  das  Ehegesetz  von  1836  noch  der  Civil-Kodex  von  1826 
enthält  besondere  oder  gar  erschöpfende  Bestimmungen  zur  Regelung 
des  internationalen  Privatrechts.  Ein  allgemeines  Prinzip  aber  statuirt 
der  Civil-Kodex  von  1825  in  Art.  3:  „Den  Gesetzen,  welche  sich  auf  den 
rechtlichen  Stand  und  auf  die  Rechtsfähigkeit  der  Personen  beziehen, 
unterliegen  die  Polen,  auch  wenn  sie  im  Auslande  leben."  ^)  Dieses 
Prinzip  wird  in  seiner  Umkehrung  auch  auf  Ausländer  ausgedehnt,  sodass 
diese  ihren  Status  personalis  behalten,  obwohl  sie  in  Russisch-Polen 
leben.  Die  Frau  folgt  immer  dem  Stande  und  dem  Wohnsitz  ihres 
Mannes;  sein  Recht  wird  zu  ihrem  Rechte. 

Was  die  Form  von  Rechtshandlungen  anbelangt,  so  gilt  der  allge- 
meine Grundsatz:  locus  regit  actum;  jedoch  kann  dadurch  das  Prinzip 
des  E.G.  von  1836,  dass  „die  Ehe  nur  im  Angesicht  der  Kirche  und  den 
kirchlichen  Vorschriften  gemäss  zu  Stande  kommen  kann"  (Art.  2),  nicht 
umgangen  werden.  In  Folge  dessen  kann  eine  im  Auslande  von  russisch- 
polnischen Unterthanen  oder  zwischen  einem  Polen  und  einer  Ausländerin 
geschlossene,  nach  den  Gesetzen  des  Landes  wirksame  Civilehe  in 
Russisch-Polen  nur  als  Putativehe  betrachtet  werden,  deren  Nichtigkeit 
allerdings  nur  auf  Ersuchen  der  Parteien  ausgesprochen  werden  soll. 

Die  Gültigkeit  der  Ehe  und  die  Vermögensverhältnisse  zwischen  den 
Ehegatten  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Landes  beurtheilt,  wo 
der  Mann  seinen  Wohnsitz  hat  (Warschauer  Civilsenats-Entschei- 
dungen  1854  No.  296/33,  1856  No.  342/4,  1864  No.  1). 

Schliessen  russisch-polnische  Unterthanen  eine  Ehe  im  Ausland 
ohne  Ehevertrag,  so  wird  angenommen,  dass  sie  unter  dem  gesetzlichen 
Güterrechte  des  Civil-Kodex  leben,  sofern  nicht  nach  den  Umständen  für 
erwiesen  erachtet  werden  muss,  dass  sie  die  Absicht  hatten,  ihren  Wohn- 
sitz nach  dem  Auslande  zu  verlegen,  in  welchem  Falle  das  betreffende 
ausländische  Recht  für  die  ehelichen  Güterverhältnisse  massgebend  ist. 
Dasselbe  gut,  wenn  ein  Pole  eine  Ehe  mit  einer  Ausländerin  schliesst 
Wird  eine  Ehe  in  Polen  geschlossen,  während  die  Frau  Vermögen  im 
Auslande  besitzt,  so  gelten  dennoch  die  Vorschriften  des  Civil-Kodex. 

*)  Das  ist  der  Satz  des  Art.  3  Abs.  8  des  französischen  C.  0.  —  Vgl.  hierüber, 
sowie  auch  über  das  Folgende:  „Frankreich"  S. 297flF. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

Finland  gehörte  bis  zum  Jahre  1809  zum  Königreich  Schweden, 
wurde  dann  aber  mit  dem  russischen  Reiche  derart  vereint,  dass  Kaiser 
Alexander  I.  (mittels  einer  „Versicherung"  gegenüber  den  in  der  Stadt 
Borgi  zum  Landtag  versammelten  Ständen)  für  Finland  als  Grossfürsten- 
thum  die  Staatsverfassung  Schwedens  bestätigte.  Das  schwedische  Recht 
verblieb  somit  in  Finland  in  Geltung.  Die  hauptsächliche  Quelle  für  das 
Civilrecht  ist  danach  noch,  wie  in  Schweden,  das  Gesetzbuch  vom  Jahre 
1734,  Das  Eherecht  wird  in  dem  Theile  des  Gesetzbuchs,  welcher 
„Giftermils-Balk"  benannt  ist  (hier  citirt:  QB,),  behandelt.  Von  den 
späteren  Gesetzen,  durch  welche  das  G.B.  geändert  ist,  sind  die  vor  1809 
erschienenen  in  den  schwedischen  Gesetzsammlungen  und  Gesetzausgaben  zu 
finden;  die  später  erlassenen  enthält  die  fortlaufend  erscheinende  Sammlung 
von  Verordnungen  für  das  Grossfürstenthum  Finland  („Storfurstendömet 
Finlands  Författningssamling"),  die  vom  Kaiserlichen  Senat  in  Helsingfors 
herausgegeben  wird.  Berichte  über  die  Rechtsprechung  finden  sich  in 
der  Zeitschrift  des  juristischen  Vereins  in  Finland  („Tidskrift,  utgifven 
af  Juridiska  Föreningen  i  Finland",  Helsingfors,  Bd.  I— XXXVU,  186g^ 
bis  1901).  Die  vorzugsweise  benutzten  Gesetzausgaben  sind  Idestam, 
Helsingfors,  Ausgabe  von  1902,  in  schwedischer  Sprache,  und  eine 
finnische  Ausgabe,  im  Jahre  1899  von  der  finnischen  Literaturgesell- 
schaft besorgt.  Diese  Ausgaben  enthalten  auch  die  wichtigsten  Gesetze, 
die  das  Gesetzbuch  von  1734  abänderiv  Der  ursprüngliche  Text  des 
Gesetzbuchs  ist  vom  juristischen  Verein  im  Jahre  1894  von  neuem 
herausgegeben  worden  und  ist  auch   in   finnischer   Sprache   erhältlich. 

Hinsichtlich  der  Literatur  ist,  soweit  schwedisches  Recht  in  Be- 
tracht kommt,  auf  die  Angaben  unter  „Schweden"  (S.  457,  458)  zu  ver- 
weisen. Im  Uebrigen  sind  einzelne  hier  zu  erörtenide  Fragen  Gegen- 
stand von  Verhandlungen  im  „Juristischen  Verein"  gewesen;  diese  Ver- 
handlungen sind  in  der  oben  erwähnten  Zeitschrift  des  Vereins  abge- 
druckt, in  der  man  überhaupt  das  Wichtigste  aus  der  besonderen  fin- 
ländischen  Rechtsliteratur  findet.  Es  sind  zwei  Register  zu  dieser  Zeit- 
schrift erschienen. 

§  2. 

B.  Verlöbniss. 

Ueber  die  Form  des  der  Ehe  vorausgehenden  Verlöbnisses  finden  sich 
zwar  Bestimmungen  im  Gesetze  (G.B.  3  §§  1,  2;  s.  „Schweden"  8.458),  doch 
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scheint  in  Finland  die  Bechtsansicht  vorherrschend  zu  sein,  dass  der  Y eiiöb- 
nissvertrag  formlos  ist.  Vertragschliessende  sind  der  Bräutigam  nnd  die 
Brant  selbst;^)  doch  muss  die  Braut,  falls  sie  nicht  schon  21  Jahre  alt 
oder  Wittwe  ist,  die  Genehmigung  ihi'es  „Giftoman"  einholen  (G.B.  1  §  1 ; 
Verord.  v.  31.  Okt.  1864).*)  Der  Vormund  ist  nicht  nothwendiger  Weise 
zugleich  auch  „giftoman";  das  Gesetz  von  1734  (G.B.  1  §§  2,3)  bestimmt 
durch  besondere  Vorschriften,  welche  Verwandte  das  „Giftomans"-Kecht 
auszuüben  haben.  Im  Falle  der  Verlobung  ohne  die  erforderliche  Ge- 
nehmigung des  „giftoman"  kann  dieser  die  Aufhebung  des  Verlöbnisses 
gerichtlich  beantragen  (G.B.  3  §  1).  Dies  geschieht  durch  Einwand 
gegen  die  Eheschliessung  bei  dem  Priester,  der  das  Aufgebot  bewirkt; 
die  Entscheidung  darüber  erfolgt  durch  das  Gericht  (G.B.  6  §  4). 
Heirathet  eine  Tochter  wider  Willen  der  Eltern,  unter  deren  „Gifto- 
manna"-Becht  sie  steht,  so  können  diese  sie  enterben.  Dasselbe  gilt 
von  einem  Sohne  oder  einer  schon  vom  „Giftomanna" -Becht  befreiten 
Tochter,  die  von  den  Eltern  unterhalten  werden,  falls  sie  die  Ehe  aus 
Geringschätzung  der  Eltern  oder  mit  einer  nicht  unbescholtenen  Person 
eingehen.  Enterbung  oder  Geldstrafen  treffen  auch  diejenige  Frau,  die 
sich  ohne  Genehmigung  des  „giftoman"  verheirathet,  der  nicht  ihr  Vater 
oder  ihre  Mutter  ist  (G.B.  6  §  3). 

Aus  dem  Verlöbnissvertrage  kann  nicht  auf  Eingehung  der  Ehe  ge- 
klagt werden.  Das  Verlöbniss  kann  durch  Uebereinkommen  aufgehoben 
werden;  hiervon  ist,  falls  schon  das  Aufgebot  stattgefunden  hat,  der 
Kirchenbehörde  (dem  Domkapitel)  Anzeige  zu  machen  (G.B.  4  §  4). 
Der  grundlos  vom  Verlöbniss  Zurücktretende  darf,  solange  der  andere 
Theil  lebt,  nicht  ohne  dessen  Genehmigung  heirathen  (G.B.  4  §  5);  ausser- 
dem muss  er  Ersatz  leisten,  jedoch  im  Allgemeinen  nicht  für  ideellen 
Schaden.*)  Bei  der  Lösung  des  Verlöbnisses  sind  die  Geschenke  wechsel- 
seitig zurückzugeben ;  doch  verliert  derjenige,  der  die  Lösung  verschuldet 
hat,  den  Anspruch  auf  die  Rückgabe  (G.B.  3  §  6).*)  Auflösung  des 
Verlöbnisses  kann  gefordert  werden  aus  jedem  bei  der  Verlobung 
unbekannten  wichtigen  Grunde,  der,  nachdem  er  zur  Kenntniss  ge- 
kommen, „Hass  und  Bitterkeit"  zwischen  den  Verlobten  verursacht 
hat.  üngültigkeitsgi-ünde  sind  auch  solche  Handlungen,  die  den  guten 
Namen  und  das  Ansehen  der  Verlobten  beeinträchtigen  (infamia  facti), 
früher  stattgefundener  Beischlaf  mit  einer  dritten  Person,  ansteckende, 
unheilbare  Krankheit,  schweres  körperliches  Gebrechen  (G.B.  4  §§  2,  3), 
sowie  falsche  Angaben  über  Namen  und  Stand  (GJB.  4  §  6).  Krank- 
heit,   körperliches   Gebrechen,   Beischlaf    und   infamirende   Handlungen 

^)  Ueber  das  gesetzliche  Alter  bei  der  Eheschliessang  s.  unten. 

*)  Das  Yormundschaftsgesetz  vom  19.  August  1898  sagt  nichts  betreffs  der  Be- 
fugniss  zur  Eheschliessung. 

*)  Siehe  jedoch  Kap.  9  und  18  im  Strafgesetz  von  1889. 

^)  Ein  Vertrag  über  Kon'^entionalstrafe  als  Erhöhung  des  Schadenersatzes  würde 
wahrscheinlich  als  gegen  die  gute  Sitte  verstossend  angesehen  werden.  Schenkungen 
zwischen  Verlobten  sind  auch  beim  Tode  eines  Theiles  zurückzugewähren;  doch  darf 
die  Braut  beim  Tode  des  Bräutigams  dessen  Geschenke  behalten. 
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sind  auch  Lösungsgründe,  falls  sie  während  der  Verlobungszeit  ent- 
standen sind  (G.B.  4  §§  2,  3) ;  ebenso  Abwesenheit  des  Mannes,  wenn  er 
länger  als  ein  Jahr  ohne  Genehmigung  seiner  Verlobten  von  ihr-  ent- 
fernt ist  (G.B.  4  §  8).  Zwang  führt  ebenfalls  Ungültigkeit  herbei,  jedoch 
wird  die  Verlobung  gültig  durch  ausdruckliche  oder  stillschweigende  Zu- 
stimmung,*) nachdem  der  Zwang  aufgehört  hat  (G.B.  4  §  1).  Be- 
trügerische Verleitung  zum  Verlöbniss  wird  mit  Geldbusse  oder  Gefäng- 
niss  bestraft  (Strafgesetz  Kap.  18  §  1;  siehe  auch  G.B.  3  §§  5,  6,  7). 
Wenn  ein  Verlobter  sich  anderweitig  verlobt,  so  bleibt  das  frühere  Ver- 
löbniss in  Kraft,  falls  die  andere  Partei  darauf  besteht;  im  anderen 
Falle  aber  gilt  das  spätere  Verlöbniss  (GJB.  3  §  5). 

Beischlaf  einer  Braut  mit  dem  Bräutigam  oder  eines  Weibes  mit  dem 
Manne,  von  dem  es  ein  Eheversprechen  erhalten  hat,  welches  auf  Antrag  vom 
Gericht  oder  kirchlich  (kyrktagning)  bestätigt  worden  ist  —  diese  beiden 
Fälle  werden  vom  Gesetz  auseinandergehalten  (GJB.  3  §§  9, 10)  —  führen, 
selbst  wenn  das  Verlöbniss  nur  ein  bedingtes  gewesen  ist,  ein  stärkeres  per- 
sönliches Band  herbei,  als  dasjenige  der  Verlobung.  Das  Verhältniss  kann 
nur  aus  denselben  Gründen  getrennt  werden  wie  eine  Ehe  (s.  unten  S.  844), 
somit  nicht  auf  Grund  Uebereinkommens  (vgl.  G.B.  4  §  4).  Aber  dieses 
Verhältniss  ist  anderseits  nicht  eine  Ehe  und  hat  insbesondere  nicht  die 
vermögensrechtlichen  Wirkungen  einer  Ehe.  Eine  solche  Eechtswirkung, 
nämlich  „giftorätt"  (Antheil  an  dem  gemeinsamen  Vermögen  der  Gatten), 
kann  zwar  stattfinden,  jedoch  nur  so,  dass  die  eine  Partei  gerichtlich 
den  Anspruch  erhebt,  als  rechtmässiger  Gatte  der  anderen  erklärt  zu 
werden;  auch  in  diesem  Falle  aber  entsteht  keine  Gütergemeinschaft, 
sondern  der  durch  das  Urtheil  für  den  Gatten  des  Anderen  Erklärte 
erhält  dadurch  nur  einseitig  den  gesetzlichen  Antheil  am  Vermögen  des 
Anderen,  soweit  dieses  im  Falle  einer  Ehe  gemeinschaftlich  gewesen 
wäre  (G.B.  3  §  9).  Hierdurch  soll  ein  Druck  ausgeübt  werden,  um  die 
Trauung  herbeizuführen.*)  Das  Urtheil  des  Richters  giebt  kein  Recht 
zum  Zusammenwohnen  und  somit  nicht  zur  Ehevogtei  des  Mannes.  Diese 
Verhältnisse  werden  oft  „unvollkommene  Ehen"  genannt.*) 

§3. 

C.  Eheschliessung. 

I.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Das  allgemeine  Mündigkeitsalter 
tritt  nach  §  16  des  Vormundschaftsgesetzes  vom  19.  August  1898  mit 
dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  ein.    Ein  Mann  darf  der  Regel  nach  nicht 

^)  Stillschweigende  Beatatigang  liegt  z.  B.  in  der  Gestattang  des  Beischlafs. 

^  Za  diesem  Zwecke  sind  auch  kirchliche  Wamnngen  nebst  Oefangnissstrafen 
vorgeschrieben  für  den  Fall,  dass  der  Mann  unter  Eheversprechen  den  Beischlaf  mit 
einem  Weibe  vollzogen  hat,  aber  beide  sich  der  Trauung  entziehen  (Verordnung  vom 
23.  Juü  1755). 

«)  Vgl.  unter  „Schweden"  S.  465,  471. 
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vor  dieser  Zeit,  eine  Frau  nicht  vor  vollendetem  16.  Lebensjahre  eine 
Ehe  eingehen  (GJ3.  1  §  6).  Durch  Verordnungen  vom  18.  März  1748 
und  8.  Dezember  1756  ist  jedoch  Männern,  die  18  Jahre  alt  sind  und 
sich  durch  Landwirthschaft  oder  Handwerk  ernähren  oder  eine  feste 
Anstellung  haben,  die  Eheschliessung  gestattet  worden.  Solche  Ehe- 
schliessung macht  mündig  (Vormundsch.Qes.  §  18).  —  lieber  das  Er- 
fordemiss  der  Zustimmung  des  „Giftoman"  für  Frauen  siehe  oben  S.  838. 

2.  Besondere  Willensmängel.  Die  Ehe  ist  ungültig,  wenn  die 
Willenserklärung  der  Eheschliessenden  nicht  frei,  insbesondere,  wenn  die 
Erklärung  durch  Zwang  herbeigeführt  war.  lieber  Betrug  und  Irr- 
thum  gelten  die  besonderen  Bestimmungen,  dass  die  Willenserkläning 
eines  Eheschliessenden  ungültig  ist,  wenn  der  andere  seinen  Namen  oder 
Stand  falsch  angegeben  (GJ3.  4  §  6)  oder  eine  unheilbare  Krankheit, 
absolute  Impotenz  oder  früheren  Geschlechtsverkehr  mit  einer  dritten 
Person  (bei  dem  Manne  kommt  nur  ein  solcher  Verkehi*  während  der 
Verlobungszeit  in  Betracht)  verheimlicht  hat  (G.B.  13  §§  7,  8).*) 

n.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

1.  Verwandtschaft.  Eine  Ehe  dürfen  mit  einander  nicht  ein- 
gehen Aszendenten  und  Deszendenten ;  femer  Seitenverwandte,  von  denen 
der  eine  unmittelbar  vom  gemeinsamen  Stammvater  (oder  der  Stamm- 
mutter) abstammt,  also  z.  B.  Oheim  und  Nichte  (G.B.  2  §§  1,  2;  Verord- 
nung vom  4.  November  1872);  endlich  Verschwägerte  in  gerader  Linie 
(G.B.  2  §  4;  Verordnung  vom  18.  September  1882).  —  Verwandtschaft 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  entsteht  auch  durch  uneheliche  Gebail 
(G.B.  2  §  9). 

2.  Doppelehe.  Wer  verheirathet  ist,  darf  eine  neue  Ehe  nicht 
eingehen.  Eine  Ausnahme  hiervon  kann  vorkommen,  wenn  ein  Gatte 
nach  der  Todeserklärung  des  anderen  eine  neue  Ehe  eingeht  und  sich 
herausstellt,  dass  der  für  tot  Erklärte  noch  lebt  (siehe  Ges.  v.  28.  April 
1901 ;  vgl  auch  unter  „Schweden"  S.  473). 

3.  Ehebruch.  Ist  eine  Ehe  wegen  Ehebruchs  getrennt,  so  darf 
der  schuldige  Gatte  bei  Lebzeiten  des  schuldlosen  ohne  dessen  Zustim- 
mung und  ohne  Erlaubniss  der  Regierung  eine  neue  Ehe  nicht  eingehen 
(G.B.  13  §  2).  Die  Verheirathung  des  ehebrecherischen  Gatten  mit 
seinem  Mitschuldigen  ist  schlechthin  unzulässig  (G.B.  2  §  11).-) 

4.  Warte-  und  Trauerzeit.  Dieselbe  beträgt  für  Wittwer  ein 
halbes,  für  Wittwen  ein  voUes  Jahr  (G.B.  12  §  3). 

5.  Beligiöses  Hinderniss.  Ein  solches  besteht,  wenn  einer  der 
Eheschliessenden  sich  nicht  zum  christlichen  Glauben  bekennt  oder,  als 


^)  Es  dürfte  kein  hinreichender  Grund  vorliegen,  diese  Bestimmungen  ausdehnend 
auszulegen  und  Ungültigkeit  der  WiUenserklämng  noch  in  anderen  Fällen  yon  Betrag 
oder  Inrthum  annehmen,  da  davon  auszugehen  ist,  dass  die  Gatten  während  der  Yer- 
lobungszeit  ausreichend  Gelegenheit  gehabt  haben,  einander  kennen  zu  lernen. 

*)  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  spricht  nicht  für  Auslegung,  dass  das  Hinderniss 
nur  gelte,  wenn  der  Ehebruch  Scheidungsgrund  war.  Vgl.  dagegen  die  abweichende 
Auffassung  unter  „Schweden'^  S.  462,  463. 
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Lutherischer,  noch  nicht  zum  Abendmahl  zugelassen  worden  ist  (Kirchen- 
gesetz  Yom  9.  Dezember  1869  §  73). 

6.  Epilepsie  (epil^psia  idiopathica)  eines  Theiles  steht  der  Ehe- 
Schliessung  entgegen  (Verordnung  vom  25.  November  1757). 

7.  Verführung.  Die  Ehe  zwischen  dem  Verführer  und  dem  Ver- 
führten ist  ohne  Einwilligung  der  Eltern  nicht  gestattet;  doch  kann 
aus  triftigen  Gründen  das  Glericht  die  Erlaubniss  zur  Eheschliessung 
ertheüen  (G.B.  2  §  10;  3  §  10). 

m.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich:  kirch- 
liche Trauung;  Civilehe  ist  in  Finland  nicht  zugelassen. 

Der  Eheschliessung  soll  ein  Aufgebot,  „lysning",  vorhergehen 
(G.B.  7  §  2).*)  Dies  Aufgebot  geschieht  von  der  Kanzel  aus  im  Kirch- 
spiele der  Braut  währ^d  drei^  Sonntage;  ausnahmsweise  können  alle 
drei  Aufgebote  an  einem  und  demselben  Sonn-  oder  Feiertage  erfolgen. 
Einsprüche  gegen  die  Ehe  (jäi)  auf  Grund  privater  Ehehindemisse^ 
welche  nicht  ex  officio  vom  Priester  zu  beachten  sind,  müssen  ihm 
vor  dem  dritten  Aufgebot  oder  doch  vor  der  Trauung  gemeldet 
werden  (G.B.  7  §  3;  Veiufdnung  vom  11.  Februar  1878;  betr.  Dissenter 
Verordnung  vom  11.  November  1889).  Ehehindemisse,  welche  von  dem 
das  Aufgebot  verrichtenden  Priester  ex  officio  bei  Strafe  beachtet  werden 
müssen,  sind:  der  Mangel  des  erforderlichen  Alters  und  die  vorstehend 
unter  2  bezeichneten  Hindernisse.^) 

Die  Trauung  muss,  wenn  sie  in  Finland  stattfindet  und  beide  Ver- 
lobte lutherischen  Glaubens  sind,  nach  dem  Rituale  der  evangelisch- 
lutherischen Landeskirche  erfolgen.  Jeder  Priester  dieser  Kirche  ist 
zur  Trauung  befugt 

Bei  Mitgliedern  sog.  Dissentergemeinden  —  protestantische  Glaubens- 
gemeinden, die  die  Heilige  Schrift  und  das  apostolische  Glaubensbekennt- 
niss  als  Grund  ihrer  Lehre  annehmen;  siehe  Verordnung  v.  11.  November 
1889  —  wird  das  Aufgebot  durch  den  Priester  oder  den  Lehrer  der  Ge- 
meinde verrichtet  (das.  §  10).  Trauungen  Lutherischer  mit  Dissentem 
sollen  dem  lutherischen  Eituale  gemäss  geschehen;  falls  beide  Parteien 
Dissentergemeinden  angehören,  können  sie  sich  betreffs  des  Trauungs- 
rituals vertragen  (das.  §  11). 

Heirathet  ein  Lutherischer  eine  Person  anderen  Glaubens,  abge- 
sehen von  der  griechisch-orthodoxen  Konfession,  so  muss  das  lutherische 


^)  Die  Nichtbeachtung  dieser  Yonchrift  hat  jedoch  nicht  die  Ungültigkeit  der 
Ehe  zur  Folge. 

*)  Der  Bräutigam  beweist,  dass  seiner  Eheschliessung  ein  Hinderniss  nicht  ent- 
gegenstehe, durch  Zeugniss  des  Pfarramts  seines  Kirchspiels.  Nöthigenfalls  erfolgt 
eine  Bekanntmachung  in  der  ofRziellen,  in  schwedischer  und  finnischer  Sprache  er- 
scheinenden Zeitung  (Finlands  AUmänna  Tidning  —  Suomalainen  Wirallinen  Lehti, 
Expedition  im  Senat,  Helsingfors) ;  so  besonders  für  Ausländer,  die  sich  während  zweier 
Jahre  in  Finland  aufgehalten  haben.  In  der  Bekanntmachung  muss  das  Pfarramt  an- 
gegeben sein,  bei  welchem  Einsprüche  geltend  gemacht  werden  sollen;  binnen  eines 
Jahres  danach  kann  die  Ehe  aufgeboten  werden  (Verordnung  vom  26.  Oktober  1791 
und  vom  12.  Dezember  1798). 


•^' 
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Ritual  zur  Anwendung  kommen;  es  können  aber  zugleich  auch  die 
religiösen  Gebräuche  der  Kirche  des  anderen  Theils  beachtet  werden 
(Verordnung  vom  24.  Januar  1781). 

Bekennen  sich  beide  Nupturienten  zum  griechisch-orthodoxen  Glauben, 
so  kommt  das  Ritual  dieser  Kirche  zur  Anwendung.  Fremdgläubige 
können  entweder  durch  einen  Priester  ihres  eigenen  Glaubens  oder  von 
einem  lutherischen  Priester  getraut  werden,  nachdem  das  Aufgebot  nach 
flnländischem  Gesetze  geschehen  ist  (das.).  Lutheraner  und  Griechisch- 
Orthodoxe  werden  mit  einander  nach  dem  Rituale  beider  Kirchen  ge- 
traut (Verordnungen  vom  1.  April  1812  und  4.  November  1836).*) 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

Die  rechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  können  hier  nur  angedeutet 
werden.  Der  Mann  ist  milsman  (Ehevogt,  Muntwalt)  der  Frau.  Er 
vertritt  die  Frau  und  die  Gemeinschaft  Dritten  gegenüber. 

Betreffs  der  vermögensrechtlichen  Verhältnisse  der  Gatten  gelten 
folgende  Gesetze: 

a)  für  Ehen,  die  vor  dem  1.  Januar  1869  geschlossen  sind,  das 
Gesetz  von  1734  und  zwar  betreffend  Eheverträge  G.B.  Kap.  8;  betr. 
die  sogen.  Morgengabe  (das  Antheilsrecht  der  Wittwe  am  Vermögen  des 
Mannes)  G.B.  Kap.  9;  betr.  die  Gütei'gemeinschaft  G.B.  Kap.  10;  betr. 
Verwaltung  und  Schuldenhaftung  G.B.  Kap.  11  und  betr.  den  sog.  Vortheü 
„fördel",  d.  i.  das  Recht  des  überlebenden  Gatten,  vorweg  einen  be- 
stimmten Theil  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  für  sich  abzusondern, 
G.B.  Kap.  17;«) 

b)  für  Ehen,  die  nach  dem  1.  Januar  1869  und  vor  dem  1.  Januar 
1879  geschlossen  sind,  betreffend  Eheverträge  die  Verordnung  vom 
9.  November  1868  und  betr.  Gütertrennung  eine  besondere  Verordnung 
von  demselben  Tage; 

c)  für  Ehen,  die  nach  dem  1.  Januar  1879  und  vor  dem  1.  Januar 
1890  geschlossen  sind,  die  Verordnung  vom  27.  Juni  1878,  die  die  Morgen- 
gabe abgeschafft  und  „giftorätt"  der  Ehegatten  zur  Hälfte  am  gemein- 
schaftlichen Gut  eingeführt  hat  (früher  nach  Landrecht  für  den  Mann 
%  und  für  die  Frau  Vg);«) 


')  Dies  berulit  auf  der  russiBcherseits  nur  für  Mnland  anerkannten-  Gleichberech- 
tigung der  lutherischen  und  russischen  Kirche.  Ausserhalb  Finlands  ist  nach  nusi- 
schem  Rechte  der  orthodoxe  Geistliche  aUein  befugt,  eine  Mischehe  zu  trauen,  sofern 
ein  Tktil  sich  zur  orthodoxen  Kirche  bekennt  (Reichsgesetzb.  X,  1,  Art.  67;  Statut  der 
geistl.  Konsistorien  Art.  26;  siehe  hier  S.  729  ff.). 

«)  Vgl.  „Schweden«  S.  467ff. 

»)  Vgl.  „Schweden«  S.  467. 
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d)  für  Ehen,  welche  nach  dem  1.  Januar  1890  geschlossen  sind, 
das  Gesetz  vom  15.  April  1889  betr.  Eigenthum  und  Schulden  der  Gatten, 
welches  Gesetz  diesen  Eechtsstoff  im  Ganzen  umfasst. 

Durch  das  zuletzt  erwähnte  Gesetz  vom  15.  April  1889  ist  der  Ehe- 
frau die  Befugniss  gegeben,  selbständig  über  ihren  Arbeitsverdienst  zu 
verfügen.  Die  Genehmigung  der  Ehefrau  ist  erforderlich,  um  unbeweg- 
liches Gut,  das  zum  Sondervermögen  der  Frau  oder  den  Gatten  gemein- 
schaftlich zugehört,  zu  veräussem  oder  zu  verpfänden  (nach  älterem 
Eechte  gilt  dieses  nur  betreffs  solchen  gemeinsamen  Guts,  das  durch  die 
Frau  in  die  Ehe  gekommen  ist).  Gütergemeinschaft  ist  die  Regel;  aus- 
geschlossen ist  sie  betreffs  ländlichen  unbeweglichen  Eigenthums,  welches 
einem  Gatten  vor  der  Ehe  angehört  hat  oder  ihm  während  der  Ehe  als 
Erbschaft  zugefallen  ist.  Durch  Ehevertrag  kann  als  Sondergut  vor- 
behalten werden  alles,  was  dem  einen  oder  dem  anderen  Gatten  bei  der 
Eheschliessung  gehörte  sowie  was  in  der  Ehe  durch  Erbgang  oder  Zu- 
wendung von  Todeswegen  oder  unter  Lebenden  erworben  wird;  das  Recht, 
das  Sondervermögen  der  Frau  zu  verwalten,  kann  ihr  ebenfalls  vorbehalten 
werden.  Eheverträge  sind  in  Gegenwart  von  Zeugen  abzuschliessen;  auch 
muss  der  Priester,  der  die  Trauung  verrichtet,  bezeugen,  dass  der  Vertrag 
vor  der  Trauung  abgeschlossen  ist.  Der  Vertrag  ist  bei  dem  Gerichte 
des  Wohnsitzes  der  Braut  protokollarisch  einzutragen  und  zwar  in  der 
Sitzung,  die  nach  Verlauf  von  zwei  Monaten  nach  der  Trauung  zunächst 
abgehalten  wird.  Ausserhalb  des  Landes  abgeschlossene  Verträge  sollen, 
wenn  die  Gatten  nach  Finland  kommen,  binnen  6  Monaten  danach  bei 
dem  Gerichte  ihres  Wohnsitzes,  falls  sie  aber  nicht  nach  Finland  kommen, 
binnen  Jahr  und  Tag  nach  der  Trauung  bei  demjenigen  Gerichte  proto- 
kollirt  werden,  in  dessen  Bezirke  sich  das  Vermögen  befindet,  auf  welches 
der  Vertrag  sich  bezieht. 

§5. 

E.  Un^tigkeit  der  Ehe. 

Hierüber  ist  im  Allgemeinen  auf  das. unter  „Schweden"  (S.  471  ff.) 
Gesagte  zu  verweisen.  Es  ist  nur  hinsichtlich  der  auf  dem  Kirchengesetze 
vom  9.  Dezember  1869  beruhenden  religiösen  Hindemisse  (S.  840  zu  5)  zu 
bemerken,  dass  das  Verbot  der  Eheschliessung  eines  Lutherischen  vor 
seiner  Zulassung  zum  Abendmahle  nur  als  aufschiebendes  Hindemiss  an- 
zusehen ist  und  die  Gültigkeit  der  unter  Verletzung  des  Verbotes  ge- 
schlossenen Ehe  nicht  berührt,  während  dies  bezüglich  des  Verbotes  der 
Ehe  mit  einem  NichtChristen  zweifelhaft  ist;  doch  spricht  der  Mangel 
einer  ausdrücklichen,  die  Ungültigkeit  androhenden  Bestimmung  für  die 
Annahme,  dass  auch  dieses  Verbot  nicht  die  Bedeutung  eines  trennenden 
Ehehindemisses  habe.  Auch  sei  hervorgehoben,  dass  —  wie  überhaupt 
die  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  durch  nachträgliche 
Beseitigung  des  Ehehindemisses  hinfällig  wird  —  auch  die  Eheunmündig- 
keit als  Ungültigkeitsgmnd  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  kann, 
sobald  das  gesetzliche  Alter  erreicht  ist. 


844  Europa. 

~  •  -  _ 

Hinsichtlich  d^^r  Kinder  aus  ungttltigen  Ehen  ist  zn  bemerken:  Ein 
Kind  gilt  als  eltelich,  wenn  seiner  Mutter  die  Ehe  versprochen  worden 
ist  (Ärf da-BaÄ  8  §§  1 — 3).  Demgemäss  gilt  auch  ein  in  ungültiger  Elhe 
erzeugies  Kind,  sofern  die  Mutter  bei  der  Eheschliessung  in  gutem 
Glauben  war,  als  ehelich  und  beerbt  seinen  Vater  (A.B.  8  §§  4,  6). 


§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

Unter  Verweisung  auf  das  hierüber  unter  „Schweden"  (S.  474  ff.) 
Gesagte  ist  hier  nui*  Folgendes  zu  bemerken: 

Auf  gänzliche  Scheidung  der  Ehe  kann  im  Wege  des  ordent- 
lichen Prozesses  bei  Gericht  nur  aus  den  in  G.B.  13  §§  1,  6  be- 
zeichneten Gründen,  d.  L  wegen  Ehebruchs  und  böslicher  Verlassung  ge- 
klagt werden.^)  Die  Kgl.  Verordnung  von  1810,  auf  welcher  die  weiteren 
in  Schweden  geltenden  gerichtlichen  Elagegrunde  (Lebensnachstellung^ 
lebenslÄngliche  Zuchthausstrafe,  Geisteskrankheit)  beruhen,  gilt  in  Fin- 
land  nicht.  Im  Wege  des  Dispenses  aber  ist  auf  ein  beim  höchsten 
Gerichtshofe,  dem  Justizdepartement  des  Kaiserlichen  Senats  in  Helsing- 
fors,  anzubringendes  Gesuch  die  Scheidung  einer  Ehe  auch  aus  anderen 
Gründen  als  wegen  Ehebruchs  und  böslicher  Verlassung  zulässig  und 
der  Senat  hat  sich  bei  Prüfung  solcher  Gründe  im  Wesentlichen  an  die 
in  Schweden  geltenden  Bestimmungen  und  an  die  dortige  Praxis  an- 
geschlossen. 

Was  die  Wirkungen  der  Scheidung  betrifft,  so  sei  bemerkt,  dass 
das  ordentliche  Gericht  nur  über  die  vermögensrechtlichen  Folgen  zu 
entscheiden  hat  (Verordnung  vom  13.  November  1795)  und  dass  es  an 
einer  Bestimmung  über  das  Recht  der  Frau,  den  Familiennamen  des 
Mannes  weiter  zu  führen,  in  Finland  fehlt. 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Hier  wird  lediglich  auf  das  unter  „Schweden"  (S.  476ff.)  Gesagte 
verwiesen.  —  Ueber  Verfassung  und  Zuständigkeit  der  Gerichte  siehe 
Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  11  S.  517ff. 


^)  Siehe  den  Wortlaut  der  bezeichneten  BestimmuDgen  und  die  Bemerkungen 
dazu  unter  „Schweden"  S.  476.  —  In  Bezug  auf  bösliche  Verlassung  neigt  die  Praxis 
zu  einem  abgekürzten,  unrichtigen  Verfahren,  indem  meifit,  wenn  der  schuldige  Theil 
vor  Gericht  erklärt,  nicht  weiter  mit  dem  klagenden  Theile  zusammenleben  zu  wollen, 
die  Ehe  ohne  Weiteres  geschieden  wird.  —  Ueber  die  Todeserklärung  einer  verschollenen 
Person  siehe  das  Gesetz  vom  28.  April  1901. 
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§  8. 

fl.  u.  J.  Eheschliessuug  im  Auslände  und  inter- 
nationales Eherecht  überhaupt. 

Unter  Vei-weisung  auf  die  Bemerkungen  unter  „Schweden"  (S.  482 fg.) 
sei  hier  Folgendes  bemerkt: 

Im  Auslande  können  finländische  Staatsangehörige,  die  beide  lutherisch 
sind,  sich  unzweifelhaft  auch  von  einem  ausländischen  lutherischen  Priester 
trauen  lassen.  Dagegen  ist  sehr  zu  bezweifeln,  ob  eine  finländische  Be- 
hörde auf  im  Auslande  geschlossene  Ehen  finländischer  Mitbürger  die 
Regel  „locus  regit  actum"  anwenden  würde,  besonders  falls  der  Aufent- 
halt im  Auslande  nur  vorübergehend  gewesen  ist.  Eine  während  solchen 
Aufenthalts  geschlossene  Civilehe  würde  wahrscheinlich  als  in  fraudem 
legis  eingegangen  und  deshalb  als  ungültig  betrachtet  werden.  Falls 
aber  ein  finländischer  Bürger  im  Auslande  sich  mit  einer  Ausländerin 
oder  ein  Ausländer  sich  mit  einer  Finländerin  verheirathet  und  diese 
Ehe  formell  gemäss  den  Gesetzen  des  Heimathstaats  des  ausländischen 
Theils  geschlossen  ist,  so  ist  die  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe,  soweit 
die  Form  in  Frage  steht,  auch  in  Finland  als  unanfechtbar  ange- 
sehen worden. 

Was  im  üebrigen  die  eherechtlichen  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts,  insbesondere  auch  die  Ehescheidung  ausländischer  Gatten 
betrifft,  so  lässt  sich  die  Praxis,  beim  Mangel  positiver  Gesetzesbestim- 
mungen, durch  die  herrschende  Doktrin  bestimmen;  doch  zeigt  sich  eine 
gewisse  Neigung,  vorzugsweise  finländisches  Recht  in  Anwendung  zu 
bringen. 

Ausländische  ürtheile  sind  in  Finland  nicht  vollstreckbar.^)  Einem 
ürtheile  eines  ausländischen  Gerichts  betreffend  üngültigerklärung  oder 
Scheidung  der  Ehe  finländischer  Staatsangehöriger  würde  die  Aner- 
kennung versagt  werden. 


^)  Siehe  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  I  S.  827. 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen«  Literatur. 

1.  In  Griechenland  wird  materiellrechtlich  die  Eheschliessung  und 
die  Ehescheidung  vom  römischen  Rechte  in  seiner  justinianischen  und 
byzantinischen  Gestaltung  und  von  kirchenrechtlichen  Satzungen  normirt. 
Neuere  griechische  Gesetze  über  diese  Materie  sind  folgende: 

a)  Art.  682  bis  686  des  Gesetzbuchs  über  das  Civilverfahren,  welche 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  die  Ehescheidung  betreffen; 

b)  Art.  17  des  Gesetzes  vom  8L  Juli  1862  über  die  Heilige  Synodos, 
welches  die  Ehescheidung  betrifft; 

c)  Das  Gesetz  vom  15.  Oktober  1861  über  die  Ehen  zwischen  griechisch- 
katholischen und  andersgläubigen  Christen; 

d)  Das  Gesetz  vom  29.  Oktober  1856  über  Civilrecht,  welches  in 
Art.  3 — 8  die  Bestimmungen  über  das  internationale  Privatrecht  enthält; 

e)  Das  Gesetz  vom  17.  August  1861  über  Minderjährige,  Tutel  und 
Kuratel. 

2.  Aus  der  griechischen  Eechtsliteratur  sind  folgendeWerke  zu  nennen: 

Kalligas,  Familienrecht,  3.  Ausgabe  1875  (griechisch); 
Paparrigopoulos,  Familienrecht,  2.  Auflage  1880  (griechisch); 
Krassas,  Familienrecht,  3.  Auflage  1902  (griechisch). 
Alle  diese  Werke  sind  Teile  der  Lehrbücher  des  in  Griechenland 
geltenden  römischen  Civilrechts  derselben  Schriftsteller. 

Themis  1890 — 1902,  eine  juristische  Wochenschrift,  welche  die 
ganze  neuere  Jurisprudenz  enthält. 
Femer  kommt  bezüglich  des  römischen  Rechtes  die  bezügliche  Literatur 
in  Betracht,  insbesondere  die  Pandektenlehrbücher,  von  denen  im  Folgenden 
die  von  Windscheid  und  von  Arndts  herangezogen  sind.  Bezüglich  des 
Kirchenrechts  ist  hervorzuheben:  Zhishman,  Eherecht  der  orientalischen 
Kirche  (Wien  1864). 

Endlich  ist  noch  zu  vergleichen  eine  Abhandlung  von  Georg  Dio- 
bouniotis  in  Böhm's  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  u.  Strafrecht 
1896  S.  17 ff.:  Die  Eheschliessung  zwischen  Inländern  und  Ausländem  nach 
griechischem  Rechte. 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Für  das  Eheverlöbniss  besteht  in  Griechenland  keine  gesetzliche 
Förmlichkeit.    Die  geltenden  kirchlichen  und  sozialen  Formen  sind  ohne 

Leske  0.  Loewenfeld,  Rechtsyerfolgnug.    Ergänzungsband.  ^ 
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juristische  Bedeutung.  Die  kirchliche  besteht  in  priesterlicher  Einsegnung 
des  Verlöbnisses,  aber  die  Zeremonie  wird  mit  der  Ehecelebration  selbst 
verbunden.  Die  soziale  Förmlichkeit  ist  der  Austausch  der  Verlobungs- 
ringe  zwischen  den  Verlobten. 

Eine  Klage  des  Verlobten  auf  Eheschliessung  giebt  es  im  griechischen 
Rechte  nicht.  Es  ist  streitig,  ob  eine  Klage  auf  Entschädigung  für  den 
Bruch  des  Verlöbnisses  stattfindet.  Die  herrschende  Meinung  spricht 
sich  für  die  EIntschädigungspflicht  aus.  Auch  auf  die  Zahlung  einer 
bedungenen  Strafe  kann  geklagt  werden,  wenn  das  Verlöbniss  grundlos 
gebrochen  wird.  Ueber  die  arrha  sponsalitia  und  die  donationes  spon- 
saütiae  gilt  das  reine  römische  Recht  (Windscheid  §  489  Amn.  3, 
Arndts  §  413). 

§3. 

C.  Eheschliessuug. 

I.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Die  allgemeine  Geschäftsfähigkeit 
tritt  mit  dem  vollendeten  21.  Jahre  ein;  doch  tritt  die  Ehefähigkeit  mit 
der  Pubertas  im  römischen  Sinne  ein,  also  bei  Männern  mit  vollendetem 
14.,  bei  Frauen  mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  (Windscheid  §  54, 
Arndts  §  86). 

Absolut  unfähig  eine  Ehe  zu  schliessen  sind:  a)  Die  castrati;  die 
spadones  sind  nicht  unfähig,  b)  Die  Mönche  und  die  Bischöfe,  c)  Die 
Priester  und  Diakonen.  Eine  bereits  bestehende  Ehe  ist  kein  Hinderniss 
für  die  Investitur  der  Priester  und  Diakonen. 

Ausser  der  Einwilligung  der  Eheschliessenden  selbst  ist  noch  in 
gewissen  Fällen  die  Einwilligung  anderer  Personen  erforderlich.  Wenn 
der  eheschliessende  Sohn  minderjährig  ist  und  unter  der  väterlichen 
Gewalt  steht,  ist  die  EinwiUigung  des  Vaters,  diejenige  der  Mutter  aber 
nur  dann  erforderlich,  wenn  diese  in  der  Ausübung  der  väterlichen 
Gewalt  den  darin  behinderten  Vater  vertritt.  Der  grossjährige  oder 
emanzipirte  Sohn  bedarf  keiner  Einwilligung.  Die  minderjährige  Tochter 
bedarf,  wenn  der  Vater  behindert  ist,  der  Einwilligung  der  Mutter  und 
der  Verwandten.  Wenn  der  Eheschliessende  unter  tutela  oder  cura 
steht,  ist  die  Einwilligung  des  Tutor  oder  des  Curator  nicht  erforder- 
lich.^) 

2.  Besondere  Willensmängel.  Die  Geistesstörung,  welche  die 
Fassungsfähigkeit  ausschliesst,  ist  ein  Ehehindemiss  und  macht  die  Ehe 
ung^tig  (nichtig).  Irrthum  über  die  Identität  der  Person  der  Ehe- 
schliessenden macht  die  Ehe  nichtig  nach  den  näheren  Bestimmungen 
des  römischen  Rechtes.    Betrug  konmit  hier  nur  in  Betracht,  insofern 

*)  Ob  die  Einwillligung  des  Tutors  erforderlich  ist,  ist  in  der  griechischen  Juria- 
pradenz  streitig.  Für  die  Nothwendigkeit:  Kassationshof  900  (1894);  dagegen: 
Kassaüonshof  138  (1899),  2  (1900). 
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er  einen  ehevernichtenden  Irrthum  hervorgebracht  hat.  Die  durch 
Zwang  geschlossene  Ehe  ist  nichtig,  wenn  vis  absoluta  vorhanden  war, 
bei  vis  compulsiva  ist  sie  nur  anfechtbar  (vgl.  über  den  Einfluss  von 
Willensmängeln  auf  die  Gültigkeit  von  Rechtsgeschäften:  Windscheid 
§§  75f|[.,  Arndts  §§  237  ff.). 

n.  Als  Ehehindernisse  und  Eheverbote^)  gelten  in  Griechen- 
land folgende: 

1.  Die  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  in  gerader  linie 
ohne  Unterschied  des  Grades,  in  der  Seitenlinie  bis  zum  siebenten  Grade 
für  die  Verwandten  und  bis  zum  sechsten  Grade  für  die  Verschwägerten,  und 
zwar  auch  im  Falle  der  sogen,  tpi^iveia,  d.  h.  der  durch  zwei  verschiedene 
Ehen  zwischen  drei  Familienkreisen  begründeten  Schwägerschaft.  Die 
Grade  werden  nach  dem  römischen  System  berechnet  (tot  gradus  tot 
generationes).*) 

2.  Die  geistliche  Verwandtschaft,  d.  h.  die  durch  die  Taufe 
begründete,*)  ist  ein  Ehehindemiss  im  Verhältnisse  des  Taufvaters  zur 
Tauftochter,  zu  ihrer  Mutter  und  ihrer  Tochter,  sowie  im  Verhältnisse  des 
Sohnes  des  Taufvatei-s.  zur  Tauftochter,  zu  ihrer  Mutter  und  ihrer  Tochter. 
Entsprechendes  gilt  hinsichtlich  der  Taufmutter. 

3.  Das  Verlöbniss  ist  ein  Ehehindemiss*)  zwischen  dem  Vater 
und  der  Verlobten  seines  Sohnes,  zwischen  dem  Sohne  und  der  Verlobten 
seines  Vaters  und  zwischen  dem  Bruder  und  der  Verlobten  seines  Bruders. 
Dies  ist  auch  analog  auf  die  Ehe  zwischen  der  Mutter  und  dem  Verlobten 
der  Tochter  etc.  anzuwenden. 

4.  Der  geschiedene  Ehegatte  darf  die  aus  einer  späteren  Ehe 
seiner  ehemaligen  Frau  geborene  Tochter  nicht  heirathen. 

5.  Annahme  an  Eindesstatt.  Die  arrogatio,  d.  i.  die  Annahme 
eines  nicht  in  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kindes,  ist  ein  Ehehindemiss, '^) 
namentlich  zwischen  dem  arrogans  und  der  arrogata  oder  der  Frau  des 
arrogatus,  ferner  zwischen  dem  arrogatus  und  der  Frau  des  arrogans. 
Die  Hindemisse  bestehen  auch  nach  der  Lösung  der  arrogatio.  Es  giebt 
jedoch  einige  andere  Hindemisse,  welche  mit  der  Lösung  der  arrogatio 
aufhören,  z.  B.  zwischen  der  Mutter  oder  der  Tante  des  arrogans  und 
dem  arrogatus.  —  Die  adoptio,  d.  h.  die  Annahme  eines  Kindes,  das 
bisher  schon  in  der  väterlichen  Gewalt  eines  Anderen  stand,  ist  an  und 
für  sich  kein  Ehehindemiss,  ausser  der  adoptio  seitens  einer  Frau 
(anderer  Meinung:  Kalligas  10  §  26). 

^)  Viele  Einzelheiten  sind  in  Folge  der  Vermischung  von  römischem  und 
byzantinischem  Rechte  mit  kirchlichen  Bestimmungen  sehr  bestritten.  Im  Kahmen  der 
vorliegenden  Abhandlung  können  diese  Kontroversen  nicht  eingehend  behandelt  werden. 

*)  Ygl.  Zhishman,  Eherecht  der  orientalischen  Kirche  (Wien  1864):  lieber  das 
Ehehindemiss  der  Verwandtschaft  S.  215 ff.,  228  ff.;  über  die  Gradberechnung  S.  220 ff.; 
über  das  Hindemiss  der  Schwägerschaft  im  engeren  Sinne   und  der  Tpi^^veia  S.  290  ffl 

>)  Zhishman  S.  264  ff. 

«)  Zhishman  S.  893 ff. 

^)  Zhishman  S.  256  ff. 
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6.  Beligionsyerschiedenheit.  Die  Ehe  eines  Chrißten  mit  einem 
Niclitchristen  ist  nichtig.  Die  Ehe  eines  Griechisch-Katholischen  mit 
einer  Römisch-Katholischen  oder  einer  Protestantin  ist  gültig;  ein  Gesetz 
vom  16./27.  Oktober  1861^)  bestimmte,  dass  alle  derartigen  bis  dahin  ge- 
schlossenen Ehen  gültig  sind  und  dass  später  geschlossene  Ehen  zwischen 
griechisch-katholischen  und  andersgläubigen  Christen  gültig  sind,  wenn 
die  Bestimmungen  der  griechischen  Kirche  beobachtet  wurden.  Das 
Gesetz  sagt  aber  nicht,  welches  diese  Bestimmungen  sind;  doch  nimmt 
die  Jurisprudenz  (Kassationshof  273  (1892);  dagegen:  Krassas  §  45)  an, 
dass  derartige  Ehen  stets  von  einem  griechisch-katholischen  Priester 
geweiht  sein  müssen,  um  gültig  zu  sein. 

7.  Der  Vormund  oder  der  Sohn  des  Vormundes  darf  die  Bevor- 
mundete nicht  heirathen,  es  sei  denn,  dass  über  die  Vormundschaft 
bereits  endgültig  Rechnung  gelegt  ist.  Die  verbotswidrige  Ehe  ist 
nichtig. 

8.  Ehebruch.  Eine  verheirathete  Frau,  die  sich  des  Ehebruchs 
schuldig  gemacht  hat,  darf  sich  überhaupt  nicht  wiederverheirathen. 
während  der  Ehebruch  des  Mannes,  sowie  der  von  einer  unverheiratheten 
Frau  mit  einem  Ehemanne  begangene  Ehebruch  ein  Ehehindemiss  nm- 
zwischen  den  Mitschuldigen  begründet  In  allen  Fällen  ist  die  verbots- 
widrige Ehe  nichtig.  Es  wird  aber  strafgerichtliche  Verurtheilung  wegen 
des  Ehebruchs  vorausgesetzt. 

9.  Trauerjahr.  Eine  Frau  darf  sich  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres 
vom  Tode  des  Mannes  wiederverheirathen. 

10.  Doppelehe.  Eine  neue  Ehe  darf  nicht  eingehen,  wer  durch 
eine  frühere  gültige  Ehe  gebunden  ist.  Die  frühere  Ehe  hört  nur  auf 
durch  Tod,  Mönchsgelübde-)  oder  Ehescheidung.  Todeserklärung  eines 
Verschollenen  ist  dem  griechischen  Rechte  fremd. 

11.  Eine  vierte  Ehe  darf  von  Niemandem  geschlossen  werden.^ 

12.  Besondere  behördliche  Erlaubniss.  —  Militärpersonen 
bedürfen  zur  Eingehung  der  Ehe  der  Erlaubniss  des  Kri^fsministers; 
doch  ist  die  ohne  Erlaubniss  geschlossene  Ehe  nicht  ungültig.  —  Civil- 
beamte  bedürfen  keiner  Erlaubniss.  —  Ebenso  nicht  Ausländer.  Ueber 
die  Erfordernisse  der  Ehen  von  Ausländem  im  Inlande  oder  von  In- 
ländern im  Auslande  siehe  unten,  §.  9  S.  859.  Wird  zur  Eheschliessung 
eines  griechischen  Staatsangehörigen  im  Auslande  von  der  dortigen  Behörde 
ein  Ehefähigkeitszeugniss  oder  ein  Zeugniss  darüber,   dass  nach   den 

^)  Dies  Gesetz  lautet:  „1.  Die  griechisch-kaUioliBclieQ  Christen  können  eine  Ehe 
mit  andersgläubigen  Chrißten  schliesflen,  wenn  sie  die  Bestimmungen  der  griechisch- 
katholischen  Kirche  über  diese  Materie  beobachten.  2.  Aile  früheren  Bestimmungen 
über  derartige  Ehen  werden  aufgehoben.  3.  Die  bis  heute  abgeschlossenen  derartigen 
Ehen  werden  als  gültig  betrachtet"  —  Vgl.  hierzu:  Diobouniotis  a.  a.  0.  S.  21  ff.,  24ff. 

")  Die  Lösung  der  Ehe  in  Folge  des  Mönchsgelübdes  tritt  aber  wohl  nicht  ipso 
iure  ein,  sondern  muss  besonders  ausgesprochen  werden.  YgL  Zhishman  S.  773  ff. 
Siehe  auch  unten  S.  S56  zu  g. 

»)  Vgl.  Zhishman  S.  435ff. 
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griechischen  Gesetzen  ein  Ehehindemiss  nicht  obwalte,  gefordert,  so  sind 
die  Bürgermeisterämter  oder  die  griechischen  Konsularämter  zur  Aus- 
stellung der  erforderlichen  Bescheinigung  zuständig. 

Dispensation  ist  nur  zulässig  hinsichtlich  des  auf  demVormundschafts- 
verhältnisse  beruhenden  Hindernisses  sowie  hinsichtlich  des  Trauerjahres; 
sie  wird  durch  königliches  Dekret  ertheilt. 

HE.  Form  der  Eheschliessung.  In  Griechenland  ist  im  Prinzip 
nur  die  kirchliche  Form  der  Eheschliessung  zulässig.  Das  griechische 
Recht  enthält  Bestimmungen  nur  über  die  Form  der  Ehen  Griechisch- 
Katholischer  unter  einander  sowie  der  griechisch-katholischen  mit  anderen 
Christen.  Solche  Ehen  müssen  vor  einem  griechisch-katholischen  Priester^) 
geschlossen  werden,  sonst  sind  sie  nichtig.  Der  Priester  darf  eine  Ehe 
nicht  einsegnen,  wenn  nicht  eine  schriftliche  Erlaubniss  des  Bischofs  des 
Ortes  der  Ehecelebration  erwirkt  ist.  Der  Mangel  dieser  Erlaubniss  hat 
die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge.  Diese  Bestimmungen  gelten  aber 
nur  für  die  Ehen  der  griechisch-katholischen  Griechen;  was  die  Ehen 
der  Römisch-Katholischen,  der  Protestanten,  der  Juden  und  der  Türken, 
insofern  alle  diese  griechische  Staatsangehörige  sind,  mit  einander  an* 
betrifft,  so  hat  die  griechische  Gesetzgebung  keine  Bestimmung:  Solche 
Ehen  sind  nach  dem  Ritual  der  Kirche,  zu  welcher  die  Verlobten  gehören, 
zu  schliessen,  und  wenn  diese  Kirche  keine  besonderen  Formen  vorschreibt, 
so  ist  eben  nur  die  Einwilligung  der  Eheschliessenden  erforderlich. 


D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Für  die  Unterhaltspflicht  gilt  das  reine 
römische  Recht;  ebenso  für  die  Geschäftsfähigkeit  der  Frau  (Wind- 
scheid  §§  490,  491,  Arndts  §  393).  Für  die  Staatsangehörigkeit  gut 
die  Regel,  dass  die  Griechin,  welche  einen  Ausländer  heirathet,  Griechin 
zu  sein  aufhört  und  die  Ausländerin,  welche  einen  Griechen  heirathet, 
Griechin  wird.  Die  Frau  folgt  dem  Wohnsitz  und  dem  allgemeinen 
Gerichtsstande  des  Mannes. 

2.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  das  Dotalsystem  und  zwar  in 
seiner  reinen  römischen  Gestaltung  (Windscheid  §§  492  ff.,  Arndts 
§§  394  ff.),  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Bestellung  der  dos,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit,  durch  notarielle  Urkunde  erfolgen  muss.  Auch 
für  die  Schenkungen  unter  Ehegatten  gilt  das  reine  römische  Recht, 
d.  h.  die  Schenkungen  sind  unter  Lebenden  nichtig,  werden  aber,  wenn 
der  Geschenkgeber  vor  dem  Beschenkten  stirbt,  ohne  die  Schenkung 
widerrufen  zu  haben,  vollgültig  (Windscheid  §  509,  Arndts  §  414). 


^)  Von  griechischer  Nationalität  braucht  der  Priester  nicht  zusein,  auch  wenn 
die  Ehe  in  Griechenland  geschlossen  wird.    Diobouniotis  a.  a.  0.  S.  18. 
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3.  Die  ehelichen  Kinder  stehen  unter  der  väterlichen  Gewalt, 
welche  mit  der  Grossjährigkeit  (21  Jahr)  oder  der  Emanzipation  auf- 
hört Die  minderjährigen  emanzipirten  Kinder  stehen  unter  Pflegschaft. 
Die  Unterhaltspflicht  und  das  Erziehungsrecht  stehen  dem  Vater  zu. 
üeber  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Vermögens  der  unter  der  väter- 
lichen Gewalt  stehenden  Kinder  gilt  das  i'eine  römische  Becht  (Wind- 
scheid §§  515  ff.,  Arndts  §§  429  ff.).  Das  Vermögen  der  unter  Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft  stehenden  Kinder  ist  vom  Tutor  oder  vom 
Pfleger  zu  verwalten.  Die  Vormundschaft  ist  durch  Gesetz  vom  17.  Aug. 
1861  geregelt.  Dieses  Gesetz  ist  im  Wesentlichen  ans  dem  Code  civil 
frangais  übernommen.  Die  Kombination  dieses  Gesetzes  mit  dem  römischen 
Recht  über  die  väterliche  Gewalt  giebt  zu  manchen  Streitigkeiten  Anlass. 


K  Ungültigkeit  der  Ehe. 

1.  Die  Ungültigkeit  der  Ehe  wird  in  Griechenland  von  dem  reinen 
römischen  Rechte  geregelt,  unter  Berücksichtigung  der  bezüglichen  Kirchen- 
rechtsnormen.*) 

Die  Ehehindemisse,  welche  S.  851,  852  unter  No.  1 — 8,  10,  11  er- 
wähnt sind,  sowie  die  Ausserachtlassung  der  wesentlichen  Formen  der 
Eheschliessung  haben  die  absolute  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge.  Das 
Ehehindemiss  unter  II.  9  S.  852  ist  nur  ein  impedimentum  impediens,  d.  h. 
die  einmal  geschlossene  Ehe  ist  gültig;  ebenso  macht  das  Ehehindemiss 
unter  11.  12  S.  852  die  Ehe  nicht  nichtig. 

Mangel  der  Willensübereinstimmung  macht  die  Ehe  nichtig.  Von 
den  Willensmängeln  machen  Irrthum  und  Betrug  die  Ehe  nichtig,  Zwang 
aber  macht  sie  nur  anfechtbar.  Eine  von  einem  Wahnsinnigen  geschlossene 
Ehe  ist  nichtig,  wird  aber  durch  seine  während  eines  lucidum  intervallum 
erklärte  Bestätigung  gültig.  Wenn  Zustimmung  des  Vaters  oder  der 
Mutter  nothwendig  ist,  so  ist  die  Ehe  beim  Mangel  der  Zustimmung 
nichtig.  Die  von  einem  Impubes  geschlossene  Ehe  ist  nichtig,  doch  wird, 
wenn  er  die  Pubertät  eri'eicht  hat  und  mit  seiner  Frau  zusammenzuleben 
fortfährt,  die  Nichtigkeit  geheilt. 

2.  Geltendmachung.  Die  Nichtigkeit  kann  von  jeder  interessirten 
Person  durch  Klage  oder  durch  Einrede  geltend  gemacht  werden.  Die 
Verjährungsfrist  der  Klage,  wo  überhaupt  Verjährung  möglich  ist,  ist 
die  gewöhnliche  dreissigjährige. 

3.  Die  Wirkung  der  Ungültigkeit  ist,  dass  die  Ehe  als  nicht 
geschlossen  gilt.  Aus  nichtigen  Ehen  besteht  kein  Rechtsverhältniss 
zwischen  Eltern  und  Kindern.  Die  Kinder  sind  uneheliche  Kinder.  Die 
Bestellung  der  dos  ist  unwirksam.  Die  Schenkungen  zwischen  den  ver- 
meintlichen Ehegatten  aber  sind  nicht  nichtig.  —  Das  matrimonium  puta- 


^)  Zhishman  S.  697ff.;  anders:  Krassas  §  8. 
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tiyiun  dagegen,  d.  h.  die  in  gehöriger  Form  und  in  Unkenntniss  eines 
materiellen  Ungültigkeitsgrundes  geschlossene  Ehe  wird  zu  Gunsten  des 
gutgläubigen  Gatten  und  der  Kinder  als  gültig  angesehen.^) 


§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

1.  Das  griechische  Eecht  lässt  aus  bestimmten  Gründen  die  gänz- 
liche Ehescheidung  zu.  Eine  Scheidung  auf  Grund  wechselseitiger 
Zustimmung  der  Gatten  ist  ausgeschlossen.  Die  Scheidung  erfolgt  nui- 
durch  Urtheil  des  Gerichts  und  anschliessende  Erklärung  des  Bischofs 
(unten,  unter  4).  —  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  als  selbständigen 
Gegenstand  einer  Klage  eines  Gatten,  kennt  das  griechische  Eecht  nicht, 
sondern  es  lässt  eine  solche  Massnahme  —  die  Ermächtigung  der  Frau 
zum  Verlassen  der  ehelichen  Wohnung,  unter  gleichzeitiger  Regelung  der 
Unterhaltspflicht  und  der  Kindererziehung  —  nur  als  vorläufige  Anordnung 
im  Scheidungsprozesse  zu  (siehe  unten  S.  858). 

2.  Die  Ehe  kann  aus  folgenden  Gründen  dem  Bande  nach  geschieden 
werden:^ 

a)  Hochverrath.  Wenn  ein  Ehegatte  an  einem  Komplott  gegen 
das  Königthum  sich  betheiligt  oder  von  einem  solchen  Kenntniss  hat  und 
es  verschweigt,  kann  der  andere  Gatte  die  Scheidung  verlangen. 

b)  Ehebruch  ist  Scheidungsgrund,  beim  Manne  jedoch  nur,  wenn 
er  wegen  Ehebruchs  mit  einer  verheiratheten  Frau  verurtheilt  ist,  sowie 
wenn  er  mit  einer  anderen  (sei  es  auch  unverheiratheten)  Frau  in  seinem 
Hause  oder  in  einem  anderen  Hause  derselben  Stadt  zu  leben  fortfährt 

c)  Lebensnachstellung.  Wenn  ein  Gatte  den  anderen  zu  tödten 
versucht  oder  von  einem  solchen  Unternehmen  eines  Dritten  Kenntniss 
hat  und  es  verschweigt,  so  kann  der  andere  Gatte  die  Scheidung  ver- 
langen. 

d)  Verdächtiger  Umgang  der  Frau  begründet  die  Scheidung, 
wenn  sie  gegen  den  Willen  oder  ohne  Wissen  des  Mannes  entweder  mit 
anderen  Männern  zum  Gastmahl  oder  im  Bade  zusammentrifft,  oder 
während  der  Nacht  ausser  dem  Hause  und  nicht  bei  ihren  Eltern  bleibt,, 
oder  Theater,  Zirkus  und  Jagden  besucht. 

0  Dig.  XLVm  5,  38;  Cap.  2,  8,  14,  15  X  4,  17.  Windscheid  §  56  b;  vgl. 
auch  Zhishman  S.  705. 

^)  Die  Trennungsgründe  beruhen  auf  noveUa  117  Justinians  und  auf  noveUae  111 
und  112  Leos  VI.,  des  Weisen.  Ausführliche  Darlegungen  über  die  einzelnen  Gründe 
siehe  bei  Zhishman  S.  729  ff.  Die  Bestimmungen  sind  unter  Berücksichtigung  der 
veränderten  sozialen  Verhältnisse  und  Anschauungen  auszulegen  und  anzuwenden. 
Uebrigens  gelten  die  nämlichen  Scheidungsgründe  für  aUe  griechischen  Staatsbürger 
ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses ;  bezüglich  der  Römisoh-KathoUschen  vgl. 
jedoch  im  Text  unter  4. 
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e)  Schwere  Kränkung  der  Frau  durch  den  Mann,  insbesondere 
der  Versuch,  sie  Anderen  zu  unsittlichen  Zwecken  zu  überlassen,  sowie 
wissentlich  falsche  Beschuldigung  des  Ehebruchs  giebt  der  Frau  Grand 
zur  Scheidungsklage. 

f)  Geräth  der  Mann  in  Kriegsgefangenschaft  und  bleibt  5  Jahie 
abwesend,  so  kann  die  Frau  die  Scheidung  verlangen. 

g)  Ablegung  des  Elostergelübdes  durch  einen  Gatten  begründet 
die  Trennung  der  Ehe. 

h)  Impotenz  des  Mannes,  sofern  sie  ohne  Wissen  der  Frau  schon 
zur  Zeit  der  Eheschliessung  bestand  und  seitdem  mindestens  drei  Jahre 
andauerte,  berechtigt  die  Frau,  auf  Scheidung  zu  klagen. 

3.  Bei  den  Scheidungsgründen  unter  a— e  wird  Schuld  des  Beklagten 
vorausgesetzt.  Beim  Ehebruch  erlischt  das  Klagerecht,  wenn  der  andere 
Theil  sich  desselben  Vergehens  schuldig  gemacht  oder  den  Schuldigen 
zu  seinem  Vergehen  verleitet  oder  es  ihm  gestattet  hat,  ferner  im  Falle 
ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Verzeihung,  endlich  durch  Ablauf 
einer  fünfjährigen  Frist*) 

4.  Ist  das  Scheidungsurtheil  rechtskräftig,^)  so  ist  die  Scheidung 
nunmehr  auch  noch  vom  Bischof  auszusprechen.  Dies  kann  auch  still- 
schweigend geschehen,  z.  B.  dadurch,  dass  er  die  Erlaubniss  zur  Ein- 
gehung einer  neuen  Ehe  ertheilt  [Kassationshof  142  (1882)].  Diese 
kirchliche  Lösung  der  Ehe  ist  immer  nothwendig,  wenn  einer  der  Gatten 
griechisch-katholisch  ist.  Bei  Bömisch-Katholischen  ist  kirchliche  Lösung 
ausgeschlossen,  weil  ihre  Kirche  die  Ehescheidung  überhaupt  nicht 
zulässt;  bürgerlich  wirksam  ist  daher  in  solchen  Fällen  die  Scheidung 
griechischer  Staatsangehöriger  ohne  Weiteres  mit  der  B^chtskraft  des 
Gerichtsurtheils.  Letzteres  gilt  auch  von  griechischen  Staatsangehörigen 
anderen  Religionsbekenntnisses.  —  Das  Scheidungsurtheil  ist  auch  in  das 
Personenstandsregister  einzutragen;  der  Mangel  der  Eintragung  ist  aber 
ohne  Einfiuss  auf  die  Wirksamkeit  der  Scheidung. 

5.  Wirkungen  der  Scheidung.  Die  Ehe  ist  gelöst  und  der  ge- 
schiedene Gatte  darf  eine  neue  Ehe  eingehen,  insofern  dieser  nicht  ein 
besonderes  Ehehindemiss  entgegensteht,  namentlich  etwa  das  Hindemiss 
wegen  Ehebruchs  (oben  S.  862  n.  8).  Die  Unterhaltspflicht  der  Gatten 
gegen  einander  fällt  fort.  Die  geschiedene  Frau  verliert  den  Familien- 
namen des  Mannes  und  hat  ihren  eigenen  Familiennamen  anzunehmen; 
der  Mann  kann  auf  Unterlassung  der  Führung  seines  Namens  klagen. 


')  Ueber  die  Kompensation  bei  beiderseitiger  Schald:  Big.  XXIV  ft,  89  and  47, 
BmU.  XXVni  8,  87  nnd  45;  über  Mitschuld:  Dig.  XLVm  6,  18  §  5,  Basil.  LX  87, 
16;  über  Verzeihung:  Dig.  XLYIII  6,  18  §  9,  fiasU.  LX  87,  16;  über  die  Yeijahrung: 
Dig.  XLVm  6,  99  §§  6  und  7,  BasU.  LX  87,  80,  49  und  66,  Cod.  IX  9,  5  und  28. 
Vgl.  Zhishznan  S.  786  und  über  die  Yeijahrung:  S.  598. 

*)  D.  h.  wenn  es  weder  der  Berufung  noch  der  Revision  beim  Kassationahofe 
unterliegt;  vgl.  Leske-Loewenfeld.  B.echtaverfolgung  im  internationalen  Verkehr  11 
S.  54,  59. 
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Die  dos  ist  vom  Manne  zurückzuerstatten. '  Weitere  vermögens- 
rechtliche Folgen  stellt  das  römische  Eecht  in  Gestalt  von  Strafen 
gegen  den  schuldigen  Gatten  fest  (Windscheid  §  510,  Arndts  §  416). 
Es  ist  aber  eine  sehr  bestrittene  Frage,  ob  diese  Strafen  im  neu- 
griechischen Rechte  gelten.  Nach  einer  Meinung  [Krassas  §  190, 
Kalligas  §  160,  Kassationshof  110  (1847)]  gelten  diese  Strafen  in 
Griechenland  nicht,  weil  sie  durch  die  länführung  des  griechischen 
Strafgesetzbuchs  aufgehoben  seien.  Nach  der  anderen  Meinung 
[Paparrigopoulos  §  181,  Kassationshof  364  (1840),  253  (1850),  20 
(1861),  7  und  46  (1858),  276  (1871),  190  (1901)]  gelten  sie  noch  heute, 
weil  die  Einführung  des  Strafgesetzbuchs  nur  die  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen des  römischen  Rechts  aufgehoben  habe,  die  Scheidungsstrafen 
aber  keine  Strafen  in  diesem  Sinne  seien.  Nach  einer  dritten  Meinung 
[Kassationshof  5  (1869),  145  (1873),  168  (1871)]  darf  der  Mann  die  dos 
zurückhalten,  wenn  Kinder  aus  der  geschiedenen  Ehe  vorhanden  sind 
und  die  Scheidung  durch  die  Schuld  der  Frau  herbeigeführt  ist. 

Die  Kinder  sind  dem  unschuldigen  Gatten  zu  überlassen.  Der 
Vater  ist  zur  Bestreitung  ihres  Unterhalts  verpflichtet 

Die  Wiederverheirathung  zieht  nach  römischem  Rechte  gewisse 
Vermögensnachtheile  nach  sich  (Windscheid  §  511,  Arndts  §  417). 
Ob  dies  noch  jetzt  in  Griechenland  gilt,  ist  aus  gleichem  Grunde,  wie 
hinsichtlich  der  Scheidungsstrafen,  streitig. 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

I.  Zuständig  für  die  Nichtigkeitsklage,  wie  für  die  Ehescheidungs- 
klage ist  das  Gericht  erster  Instanz  (Bezirksgericht)  des  Wohnsitzes  des 
Ehemannes.  Gegen  das  TJrtheil  finden  die  ordentlichen  Rechtsmittel 
statt.^) 

Die  griechischen  Gerichte  sind  ausschliesslich  zuständig,  wenn  die 
Gatten  griechische  Staatsangehörige  sind,  desgleichen,  wenn  einer  von 
ihnen  Ausländer,  der  andere  aber  Grieche  ist.*)  Sind  beide  Theile 
Ausländer,  so  können  die  griechischen  Gerichte  nur  entscheiden,  wenn 
Staatsverträge  es  gestatten,  oder  wenn  sich  der  Beklagte  freiwillig  den 
griechischen  Gerichten  unterwirft,  oder  wenn  es  sich  um  ein  in  Griechen- 
land begangenes  Delikt  handelt.  Die  griechische  Civilprozessordnung 
enthält  keine  besonderen  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  der 
griechischen  Gerichte  bei  familienrechtlichen  Prozessen,  an  denen  Aus- 
länder betheiligt  sind.  Doch  sind  ihre  eben  erwähnten  Bestimmungen 
(C.P.O.  Art.  26 — 28),  obwohl  sie  nur  die  Forderungsrechte  und  die  ding- 
lichen  Rechte  betreffen,   analog  auch  auf  familienrechtliche  Prozesse 


^)  Leske-Loewenfeld,  Bechtsyerf.  im  intern.  Verkehr  11  S.  14,  15,  54,  59. 
^  Clunet,  Journal  du  droit  intern.,  1895  S.  684. 
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anzuwenden  (Oekonomides  §  151  Note  2).  Eine  Griechin,  welche  mit 
einem  Ausländer  eine  nichtige  Ehe  geschlossen  hat,  kann  ihn  vor  den 
griechischen  Gerichten  belangen,  weil  sie  durch  die  nichtige  Ehe  ihre 
Nationalität  nicht  verloren  hat.  Ob  der  Beklagte  in  Griechenland  wohnt 
oder  nicht,  ist  dabei  gleichgültig ;  die  Klage  kann  bei]  jedem  sachlich 
zuständigen  griechischen  Gerichte  erhoben  werden.^) 

n.  Das  Verfahren  in  Ehesachen  ist  das  ordentliche  Verfahren  vor 
den  Gerichten  erster  Instanz  mit  folgenden  Besonderheiten:  a)  Bei 
Ehesachen  ist  das  Eompromiss  ausgeschlossen,  b)  bei  Ehesachen  ist  der 
Staatsanwalt  (welcher  immer  an  der  Sitzung  des  Gerichts  erster  Instanz 
theilnimmt)  stets  zu  hören,  c)  das  Geständniss  der  Ehegatten  hat  keine 
Beweiskraft  und  der  Eid  als  Beweismittel  ist  ausgeschlossen,  d)  bei  Ehe- 
sachen können  als  Zeugen  auch  die  Verwandten  und  Diener  vernommen 
werden. 

m.  Für  den  Scheidungsprozess  ist  ausserdem  ein  kirchliches 
Sühneverfahren,  ein  vorbereitendes  gerichtliches  Verfahren  und  die  einst- 
weilige Regelung  des  Rechtsverhältnisses  der  Gatten  zu  einander  und  zu 
ihren  Kindern  vorgesehen:  Auf  eine  Bittschrift  des  Klägers  nimmt  zunächst 
der  Bischof  binnen  drei  Monaten  einen  Versuch  der  Aussöhnung  der 
Parteien  vor;  erst  wenn  dieser  misslingt,  kann  das  Gericht  angerufen 
werden.  Doch  fällt  dies  Sühneverfahren  aus,  wenn  keiner  der  Gatten 
griechisch-katholischer  Christ  ist  Für  das  gerichtliche  Verfahren  gelten 
dann  folgende  Artikel  der  C.P.O.: 

682.  „Der  Ehegatte,  welcher  eine  Scheidung  nachsucht,  hat  sich 
mittelst  Bittschrift  an  das  Bezirksgericht  zu  wenden  und  darin  die  Namen 
der  Eheleute  und  den  auf  Scheidung  gerichteten  Zweck  des  Gesuchs, 
ohne  nähere  Bestimmung  der  Gründe,  anzugeben.  —  Darauf  hat  der 
Gerichtsvorstand  Tag  und  Stunde  zu  bestimmen,  wann  die  beiden  Elhe- 
gatten  zu  einem  Vereinigungsversuch  in  Person  ohne  Beistände  bei 
geschlossenen  Thüren  zu  erscheinen  haben.  Im  Uebrigen  wird  verfahren 
nach  Art.  643." 

683.  „Ist  der  Vereinigungsversuch  misslungen,  so  hat  das  Bezirks- 
gericht, wenn  das  Begehren  begründet  erscheint,  und  zwar  auch  im 
Falle  des  Ausbleibens  des  Beklagten,  folgendes  zu  verfügen: 

1.  Den  Anschlag  und  die  Bekanntmachung  der  Bittschrift  an  den 
in  Art.  677  erwähnten  Orten; 

2.  die  Ermächtigung  der  Ehefrau  zum  Auftreten  vor  Gericht  und 
zum  Wegziehen  aus  der  Wohnung  des  Mannes  in  ein  von  den 
Parteien  oder  subsidiarisch  vom  Gericht  bestimmtes  Haus; 

3.  die  Einhändigung  der  der  Frau  zum  täglichen  Leben  nothwendigen 
Gegenstände; 

4.  über  die  Erziehung  der  Kinder  während  des  Verfahrens,  wenn 
die  Mutter  oder  ein  Verwandter  oder  der  Staatsprokurator  den  Antrag 
stellt,  diese  dem  Vater  zu  entziehen; 


^)  Leske-Loewenfeld  U  8.  16. 


Ghriechenland.  869 


5.  Über  die  der  Frau  vom  Ehemanne  zu  reichende,  seinen  Vermögens- 
verhältnissen angemessene  Unterhaltsrente,  sofern  die  Frau  kein 
eigenes  Vermögen  haben  und  von  der  nach  Nr.  2  ertheilten  Erlaubniss, 
die  Wohnung  des  Mannes  zu  verlassen,  Gebrauch  machen  sollte." 

684.  „Das  Begehren  anderer  im  vorigen  Art.  683  nicht  erwähnter 
vorläufiger  Verfügungen  ist  nach  Art.  619  anzubringen  und  in  der 
Audienz  darüber  zu  verhandeln." 

685.  „Erst  einen  Monat  vom  Tage  der  im  Art.  683  No.  1  erwähnten 
Anschläge  und  Bekanntmachungen  können  die  Klagen  selbst  angestellt 
werden.  —  Das  EiQgeständniss  eines  der  beiden  Ehegatten  macht  keinen 
Beweis.  Dagegen  können  auch  Verwandte  der  Parteien,  mit  einziger 
Ausnahme  der  Kinder  und  Deszendenten,  desgleichen  Dienstboten  als 
Zeugen  vernommen  werden.  Ihre  Glaubwürdigkeit  ist  aber  dem  weisen 
Ermessen  des  Gerichts  überlassen.  Im  Uebrigen  wird  nach  Vorschrift 
der  Art.  678—681  verfahren." 

Zu  bemerken  ist  noch:  Wenn  die  Erziehung  der  Kinder  dem 
Vater  entzogen  wird,  so  hat  er  dennoch  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen. 
Die  Erlaubniss  zum  Verlassen  der  ehelichen  Wohnung  kann  der 
Frau  aus  wichtigen  Gründen  schon  vom  Bischof  gegeben  werden. 

IV.  Das  Urtheil  in  Ehesachen  wirkt,  sobald  es  rechtskräftig  ist, 
für  und  wider  Alle,  nicht  nur  inter  partes.  Doch  können  die  im  Prozesse 
nicht  zugezogenen  Gläubiger  der  Eheleute  innerhalb  eines  Jahres  von 
der  Veröffentlichung  des  Urtheils  Opposition  gegen  dasselbe  erheben.^) 

§  Ö. 

H.  Eheschliessung  vor  diplomatischen  Vertretern 

oder  Konsuln  im  Auslande. 

Da  giiechische  Staatsbürger  die  Ehe  immer  nur  in  der  gebotenen 
kirchlichen  Form  gültig  schliessen  können,  so  ist  eine  Ermächtigung 
diplomatischer  Vertreter  oder  Konsuln  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen 
im  Auslande  ausgeschlossen. 

§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Das  Gesetz  über  Civürecht  von  1856  bestimmt  in  Art.  4:  „Die 
Ehe  ...  die  Vonnundschaft,  die  Kuratel  .  .  .  bestimmen  sich  auch  füi* 
den  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Griechen  nach  griechischem  Bechte, 

*)  Oekonomides  §  151  Anm.  9.  —  Vgl.  über  die  Opposition  als  Kechtsbehelf 
Dritter  gegenüber  einem  sswischen  anderen  Personen  ergangenen  Urtheil:  Leske- 
Loewenfeld  11  S.  53.  Der  Erfolg  der  Opposition  kann  immer  nur  der  sein,  dass 
das  Urtheil  dem  Opponenten  gegenüber  nicht  wirkt,  während  es  im  Uebrigen  in 
Kraft  bleibt. 
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für  einen  Ausländer  aber  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem  er  angehört.^ 
Im  Einzelnen  ist  in  Wissenschaft  und  Praxis  Vieles  streitig.^) 

1.  Anf  das  Verlöbniss  wendet  man  im  Allgemeinen  die  international- 
rechtlichen  Normen  über  die  Ehe  entsprechend  an,  sofern  es  sich  um  die 
Form,  die  materiellen  Voraussetzungen  und  die  Wirkimgen  des  Ehe- 
versprechens handelt. 

2.  Bei  der  Eingehung  der  Ehe  wird 

a)  die  persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  für  jeden  der 
beiden  Eheschliessenden  nach  dem  Rechte  des  Staates,  dem  er  angehört, 
beurtheilt.  Die  Ehe  einer  Nonne  z.  B.,  welche  als  griechische  Staats- 
angehörige einen  Deutschen  heirathet,  würde  in  Griechenland  als  nichtig 
angesehen  werden,  auch  wenn  die  Ehe  in  Deutschland,  wo  dieser  Unfähigkeits- 
grund (für  Ehen  von  Deutschen)  nicht  gilt,  geschlossen  wäre. 

b)  Was  diejenigen  Ehehindernisse  betrifft,  welche  nicht  nur  einen 
der  beiden  Eheschliessenden  angehen,  sondern  auf  dem  Verhältnisse 
beider  zu  einander  beruhen,  so  darf  das  Hindemiss,  wenn  die  Ehe  in 
Griechenland  anerkannt  werden  soll,  weder  nach  dem  Heimathrechte  des 
Mannes  noch  nach  dem  der  Frau  bestehen.  Dahin  gehört  z.  B.  die 
Verwandtschaft,  so  dass  die  Ehe  eines  Griechen  mit  einer  Deutschen, 
welche  mit  ihm  im  sechsten  Grade  verwandt  ist,  in  jedem  Falle  nichtig 
wäre;  femer  die  Religionsverschiedenheit,  so  dass  die  Ehe  eines  Franzosen 
jüdischer  Konfession,  welcher  eine  Griechin  christlichen  Glaubens  heirathet, 
in  Griechenland  nicht  als  gültig  anerkannt  werden  würde. 

c)  Was  die  Form  der  Eheschliessung  betrifft,  so  gilt  für  die 
Eheschliessungen  in  Griechenland  der  Satz:  locus  regit  actum;  es  sind 
also  die  dort  geltenden  Bestimmungen  über  die  je  nach  dem  Religions- 
bekenntniss  der  Verlobten  zu  beachtenden  Formen,  ohne  Rüchsicht  auf 
die  Nationalität  der  Verlobten,  massgebend.  Bei  der  Eheschliessung 
im  Auslande  kann,  wenn  nicht  Griechisch-Eatholische  in  Frage  stehen, 
fakultativ  die  dort  übliche  staatliche  Form  oder  die  dem  Glaubens- 
bekenntnisse der  Eheschliessenden  entsprechende  Form  der  Eheschliessung 
angewendet  werden.*)  Bei  Griechisch-KathoUschen  aber  ist  zu  berück- 
sichtigen, dass  für  sie  nach  den  Satzungen  ihrer  Kirche  (auf  denen  das 
griechische  Eherecht  ruht)  die  Weihe  der  Ehe  durch  einen  griechisch- 
katholischen Priester  nicht  blosse  Form,  sondern  Sakrament  ist,  und  dass 
sie  nicht  die  Fähigkeit  haben,  in  anderer  Weise  eine  Ehe  einzugehen. 
Deshalb  wird,  wenn  auch  nur  ein  Theil  griechisch-katholisch  ist,  zur 
Gültigkeit  auch  einer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  die  Weihe  durch 


0  Vgl.  darüber  die  in  der  Einleitung  angefahrte  Abhandlung  von  Diobouniotis. 

•)  Diobouniotis  a,  a.  0.  S.  20.  —  Handelt  es  sich  um  griechische  Staats- 
angehörige, so  ist,  auch  wenn  sie  nicht  der  orthodoxen  Kirche  angehören,  die  An- 
erkennung einer  im  Auslande  nur  civiliter  geschlossenen  Ehe  zweifelhaft;  nach  der 
herrschenden  Meinung  muss  die  Ehe  yor  einem  Geistlichen  der  betreffenden  Konfession 
geschlossen  werden.  Vgl.  Böhm's  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  Bd.  1  S.  121; 
Schmitz,  Eheerfordemisse  der  Ausländer  (Meiderich  1900)  S.  105,  Anm.  *).  Vgl. 
auch  unter  „Kussland"  S.  761  Anm.  1. 
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einen  griechisch-katholischen  Priester  gefordert,  und  es  macht  dabei 
keinen  Unterschied,  ob  der  griechisch-katholische  Verlobte  von  griechischer 
oder  anderer  Nationalität  ist.  Auf  die  Nationalität  des  Priesters  kommt 
es  nicht  an.  Auch  bedarf  es  bei  der  Eheschliessung  im  Auslande  nicht 
der  sonst  erforderlichen  Erlaubniss  des  Bischofs. 

3.  Von  den  Wirkungen  dejr  Ehe  werden 

a)  die  persönlichen  Eechtsbeziehungen  der  Eheleute  zu  ein- 
ander nach  dem  Heimathrechte  des  Mannes  geregelt,  da  die  Frau  durch 
die  Eheschliessung  die  Nationalität  des  Mannes  erwirbt  und  beide  dem 
Rechte  des  Mannes  unterworfen  bleiben; 

b)  das  eheliche  Güterrecht  wird  gleichfalls  nach  dem  Rechte 
des  Mannes  beurtheilt,  und  zwar  nach  demjenigen  Rechte,  welchem  er 
zur  Zeit  der  Eheschliessung  unterworfen  war.  So  kann  z.  B.  ein  Grieche, 
der  bei  der  Verheirathung  ein  in  Griechenland  liegendes  Haus  als  dos 
inaestimata  erhalten  hat,  dasselbe  nicht  veräussem,  auch  wenn  er  später 
italienischer  Staatsburger  wird  und  nach  italienischem  Rechte  der  fundus 
dotalis  veräusserlich  ist.  Heirathet  ein  französischer  Christ  eine  französische 
Jüdin  unter  dem  rfegime  dotal,  so  ist,  da  die  Ehe  zwar  nach  griechischem 
Rechte  ungültig,  nach  französischem  aber  gültig  ist,  das  Dotalrecht  an- 
zuwenden und  demgemäss  ein  etwa  in  Griechenland  liegender  fundus 
dotalis  für  unveräusserlich  zu  erachten. 

4.  Für  die  Ehescheidung  ist  das  Recht  des  Staates  massgebend, 
dem  der  Mann  zur  Zeit  der  Entscheidung  angehört.  Doch  ist  anzunehmen, 
dass,wenn  der  Mann  zur  Umgehung  seiner  Heimathgesetze  seine  Nationalität 
gewechselt  hat,  diejenigen  Gesetze  angewendet  werden  müssen,  denen  er 
vorher  unterworfen  war. 
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§  1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

1.  Das  Eecht  der  Eheschliessung  ist  im  rumänischen  bürgerlichen 
Gesetzbuche  (Codul  oder  codicele  civil)  Buch  (Cartea)  I  Titlul  V  in  den 
Artikeln  127 — 210  behandelt.  Die  Ehescheidung  findet  sich  ebendaselbst 
titlul  VI  Art.  211—286. 

Dieser  Cod.  civ.  ist  eine  mehr  oder  weniger  genau  nachbildende  üeber- 
setzung  des  französischen  Code  Napoleon.  Der  Text  des  französischen 
Vorbildes  kann  aber  nicht  ohne  Weiteres  auf  Eumänien  angewandt 
werden,  da  die  Nummern  der  beiderseitigen  Artikel  verschieden  sind  und 
der  rumänische  Text  oft  sehr  tiefgehende  Abweichungen  von  den  ent- 
sprechenden Bestimmungen  des  französischen  Gesetzes  aufweist.  Im 
Folgenden  wird  immer  bei  Anziehung  der  rumänischen  Gesetzesstellen 
zugleich  auf  die  entsprechenden  Artikel  des  Code  Napoleon  verwiesen 
werden,  soweit  ein  Parallelismus  vorliegt. 

Die  anderen  Gesetze,  die  im  Laufe  dieser  Darstellung  zu  erwähnen 
sein  werden,  finden  sich  fast  alle  in  den  Gesetzsammlungen  von  B.  Boerescu 
„Codicele  al  Romäniei",  Bukarest  1873 — 1885  sowie  J.Ph.  Ghe^u  „Codicele 
de  ^edin^ä  al  Eomäniei"  (Ploieschti  1892)  und  C.  Hamangiu  „Codicele 
General  al  Romäniei"  (Bukarest  1900).  Die  Sammlung  von  Boerescu 
erstreckt  sich  bis  zum  Jahre  1885,  diejenige  von  Ghe^u  bis  31.  März 
1895,  und  die  von  Hamangiu  bis  22.  Oktober  1899.  üeber  dieses 
Datum  hinaus  muss  man  zum  Amtsblatt,  Monitoml  Oficial,  greifen, 
dessen  Nummer  und  Datum  dann  im  Laufenden  angegeben  wird. 

2.  Eine  Monographie  über  unsere  Materie  existirt  nicht.  Doch  ist  die- 
selbe in  den  zwei  bedeutenderen  (noch  nicht  abgeschlossenen)  Lehrbüchern 
des  rumänischen  Civilrechts  behandelt,  nämlich  von  D.  Alexandresco, 
Professor  an  der  Universität  Jassy,  „Dreptul  civil  romän  in  comparatiune 
cu  legile  vechi  ^i  principalele  legisla^uni  sträine"  (Jassy  seit  1886); 
(das  Eherecht  bildet  im  ersten  Bande  den  zweiten  Theil,  S.  1 — 234);  und 
ferner  von  Constantin  Nacu,  Professor  an  der  Universität  Bukarest, 
„Dreptul  civil  inimän"  (Bukarest  1901);  (das  Eherecht  umfasst  daselbst 
im  ersten  Bande  S.  262—484). 

Vgl.  auch  Lehr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps  etc. 
(Paris  1899)  S.  342  ff.  und  Busdugan,  Du  mariage  et  du  divorce  des 
Koumains  ä  Tfetranger  et  des  6trangers  en  Koumanie  (Climet,  Journal  1900 
S.  509  ff.,  749  ff.). 
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B.  Verlöbniss. 

Vom  Eheverlöbnisse  spricht  das  launanische  Gesetzbach  nicht.  In 
der  Praxis  giebt  der  unbegründete  Bruch  des  Eheversprechens  Anspruch 
auf  Rückforderung  der  Geschenke  und  eventuell  auf  Schadensersatz, 
dessen  Höhe  die  Gerichte  nach  freiem  Ermessen  bestimmen.  Auf  Er- 
gebung der  Ehe  kann  nicht  geklagt  werden,  da  ein  Heirathszwang  der 
persönlichen  Freiheit  widerspricht  (Alexandresco  S.  7;  Nacu  S.  263). 

§  3- 

C.  Eheschliessung. 

I.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung. 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit.  Die  Ehe  ist  gestattet  beim  männ- 
lichen Geschlechte  vom  vollendeten  18.,  und  beim  weiblichen  vom  voll- 
endeten 15.  Jahre  an  (Art.  127  C.  civ.  =  Ai-t.  144  C.  Nap.). 

Die  allgemeine,  unbeschränkte  Geschäftsfähigkeit  tritt  für  beide 
Geschlechter  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  ein  (Art.  342  C.  civ.  = 
Art.  388  C.  Nap.).  Die  volle  Ehemündigkeit  fängt  jedoch  für  das  männ- 
liche Geschlecht  erst  bei  25  Jahren  an,  während  sie  für  das  weibliche 
mit  der  civilen  Mündigkeit  von  21  Jahren  zusammenfällt  (Art.  131  C. 
civ.  =  Art.  148  C,  Nap.). 

Eine  Maximalaltersgrenze  existirt  im  rumänischen  Gesetze  nicht. 
Art.  128  C.  civ.  (Art.  145  C.  Nap.)  ertheilt  dem  Landesfürsten  die  Be- 
fugniss,  solchen  Personen,  die  noch  nicht  das  gesetzliche  Alter  von  18, 
resp.  15  Jahren  erreicht  haben,  Dispens  zur  Eheschliessung  zu  gewähren. 
Unseres  Wissens  ist  dies  Ausnahmerecht  niemals  angerufen  worden. 

Jünglinge  bedürfen  bis  zum  vollendeten  25.,  Mädchen  bis  zum  voll- 
endeten 21.  Lebensjahre  der  Zustimmung  der  Eltern  (Art.  128  C.  civ.  = 
Art.  148  C.  Nap.).  Bei  Zwiespalt  hierüber  zwischen  Vater  und  Mutter  ge- 
nügt Einwilligung  des  Vaters  (Art.  131  C.  civ.  =  Art.  147—148  C.  Nap.)- 
Bei  Mangel  oder  im  Falle  der  Behinderung  des  einen  Eltemtheils  genügt  die 
Zustimmung  des  andern  (Art.  132  C.  civ.  ==  Art.  149  C.Nap.).  In  Ermangelung 
beider  Eltern  ist  die  Zustimmung  der  väterlichen,  und  in  deren  Ermangelung 
der  mütterlichen  Grosseltem  erforderlich  (Art.  133  C.  civ.  =  Art.  150  C.  Nap.). 
Bei  Zwiespalt  gilt  die  Einwilligung  als  gegeben  (daselbst). 

Bei  überschrittenem  Alter  von  25  bezw.  21  Jahren  bedürfen  die 
Eheschliessenden  nicht  mehr  der  Einwilligung  der  Eltern  oder  Gross- 
eltem, sondern  müssen  denselben  sogenannte  „acte  respectuöse"  (actfes 
respectueux)  amtlich  zustellen  lassen,  worin  sie  dieselben  von  ihrem 
Vorhaben  in  Kenntniss  setzen.  Diese  Ehrerbietungsakte  müssen 
zweimal,  nach  je  einem  Monate,  wiederholt  werden,  und  nach  dem 
dritten   können   die   Brautleute   die   Ehe   eingehen,   gleichviel  wie   die 
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Antwort  der  Aszendenten  ist.  Bei  einem  Alter  von  mehi'  als  30  Jahren 
genügt  für  beide  GescMechter  ein  einziger  Ehrerbietungsakt. 

Es  ist  diese  ganze  Institution  der  acte  respectuöse  nur  eine,  freilich 
nicht  zu  umgehende  Förmlichkeit,  die  keine  sachliche  Bedeutung  hat 
(Art.  134—137  C.  civ.  =  Art.  151—164  C.  Nap.). 

Bei  unehelichen  Kindern  muss  die  Mutter  einwilligen;  in  Ennangelung 
derselben  muss  —  hier  eigenthümlicher  Weise  bei  beiden  Geschlechtem 
bis  zu  25  Jahren  —  der  Vormund  zustimmen  (Art.  141  C.  civ.  =  Art.  159 
C.  Nap.). 

Bei  ehelichen  Kindern  muss  bis  zum  25.  bezw.  21.  Jahr  in  Ermangelung 
von  Aszendenten  der  Familienrath  (consiliu  de  familie,  conseil  de  famille), 
nicht  der  Vormund,  zustimmen  (Art.  142  C.  civ.  =  Art.  160  C.  Nap.). 

2.  Besondere  Willensmängel.  Da  die  Heirath  in  erster  Linie  ein 
Konsensualkontrakt  ist,  —  „es  giebt  keine  Ehe  ohne  Einwilligung"  sagt 
Art.  129  (Art.  146  C.  Nap.)  —  so  müssen  die  Parteien  in  freier  Willens- 
äusserung  ihre  Einwilligung  geben.  Willensmängel  sind  im  gegebenen  Fall 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Einfluss  von  Irrthum  und  Zwang 
zu  beurtheilen.  Artikel  162  (180  C.  Nap.)  sagt:  „Die  Ehe,  welche  ohne 
Zustimmung  beider  Gatten  oder  nur  des  einen  derselben  geschlossen  ist, 
kann  nur  von  beiden  oder  von  dem,  dessen  Einwilligung  keine  freie  war, 
angefochten  werden. 

Wenn  Irrthum  über  die  physische  Person  vorliegt,  so  kann  die  Ehe 
nur  von  dem  betrogenen  Gatten  angefochten  werden." 

Erwähnt  sei  hier  noch,  dass  der  Doktrin  zufolge  in  Rumänien,  wie 
auch  in  Frankreich,  der  Verschwender  stets  und  der  Geistesgestörte  in 
zweifellos  lichten  Augenblicken  ehefähig  ist  (Nacu,  S.  271 — 273  Nr.  14, 
Alexandresco,  S.  8). 

IL  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 

1.  Die  Verwandtschaft  wird,  wie  im  römischen  Rechte  nach  Graden 
berechnet,  und  zwar  bei  Seitenverwandten  nach  der  Zahl  von  Zeugungen, 
die  nöthig  waren,  um  von  Beiden  zum  gemeinschaftlichen  Ursprung  zu 
gelangen.  So  sind  Vettern  im  4.  Grade  verwandt,  Onkel  und  Neffe  im 
3.  etc.  (Art.  660—663  C.  civ.  =  Art.  735—738  C.  Nap.).  Die  Schwäger- 
schaft wird  in  derselben  Weise  berechnet. 

Gänzlich  verboten  ist  die  Ehe  zwischen  Verwandten  und  Ver- 
schwägerten auf-  und  absteigender  Linie  (Art.  143  C.  civ.  =  Art.  161 
C.  Nap.),  in  der  Seitenlinie  bis  zum  4.  Grade  einschliesslich  (Art.  144 
C.  civ.  =  Art.  162  C.  Nap.).  Jedoch  kann  der  Landesftirst  nach  Art.  150 
(Art.  164  C.  Nap.)  für  Ehen  zwischen  Vettern  und  Schwägern  Dispens 
ertheilen,  eine  Befugniss,  um  die  oft  nachgesucht  wird. 

Verboten  ist  ferner  die  Ehe  zwischen  Täufling  und  Taufpathe 
(Art.  145  C.  civ.;  geistliche  Verwandtschaft),  zwischen  dem  Adoptiv- 
kind, dessen  Ehegatten  und  Deszendenz  einerseits  und  den  Adoptiv- 
eltern, deren  Aszendenz,  den  Adoptivgeschwistem  und  den  anderen  Kindern 
der  Adoptiveltern  andererseits  (Art.  146 — 148  C.  civ.). 
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2.  Vormand  oder  Kurator  tind  der  Mündel  oder  der  Entmündigte 
können  sich  nicht  mit  einander  verheirathen;  auch  kann  ein  Mündel 
nicht  einmal  den  Vater  oder  den  Bruder  des  Vormundes  ehelichen,  so 
lange  dieser  die  Vormundschaftsrechnungen  nicht  gelegt  hat  und  diese 
nicht  gerichtlich  genehmigt  sind  (Art.  149  C.  civ.). 

3.  Militärpersonen  dürfen  nach  dem  Gesetze  vom  12.  März  1900^) 
keine  Ehe  eingehen,  ohne  hierzu  von  der  obersten  Militärbehörde  er- 
mächtigt zu  sein.  Die  Ermächtigung  wird  nur  auf  Grund  gewisser 
Bedingungen  gegeben,  wie  Ehrenhaftigkeit  der  Person  und  Familie  der 
Braut  (Art.  3),  Vorhandensein  eines  bestimmten  Vermögens  oder  Ein- 
kommens (Ai-t.  4—8),  sowie  Alter  von  23  Jahren  (Art.  2).  (Nacu  S.  299 
Nr.  44;  Alexandresco  S.  4.) 

4.  Weltgeistliche  können  verheirathet  sein,  bevor  sie  die  Priester- 
weihe erhalten  —  wesshalb  alle  jungen  Geistlichen  heirathen,  bevor  sie 
die  Weihe  nachsuchen  und  empfangen  — ,  aber  einmal  zum  Priester 
geweiht,  können  sie  keine  Ehe  eingehen.  Mönche  und  Nonnen 
sind  ganz  von  der  Ehe  ausgeschlossen  (Nacu  S.  299 — 304  Nr.  44 — 47; 
Alexandresco  S.  4).  Uebrigens  rekrutiren  sich  die  höheren  kirchlichen 
Würdenträger,  Erzpriester,  Bischof  und  Metropolit  (Erzbischof)  nui-  aus 
dem  Mönchthum. 

5.  Ausländer  sind  nach  rumänischem  Eechte  keinerlei  besonderen 
Beschränkungen  unterworfen.  Ihre  Befähigung  ergiebt  sich  aus  ihrem 
Personalstatute,  soweit  dieses  nicht  rumänischen  Bestimmungen  zwingender 
Natur,  wie  Verbot  der  Bigamie,  Verbot  der  Heii'ath  zwischen  gerichtlich 
konstatierten  Ehebrechern  etc.,  zuwiderläuft. 

6.  Die  Heirath  zwischen  dem  Ehebrecher  und  seinem  Mitschuldigen 
ist  durch  Art.  279  (298  C.  Nap.)  verboten.  Wenn  auch  der  Gesetzestext 
sich  hierüber  nicht  ausspricht,  so  ist  es  doch  zweifellos,  dass  hierzu  der 
Ehebruch  als  Grund  der  Ehescheidung  im  Scheidungsurtheile  festgestellt 
sein  muss. 

7.  Geschiedene  Ehegatten  können  sich  nicht  mehr  mit  einander 
verheirathen  (Ai-t.  277  C.  civ.  =  Art.  295  C.  Nap.). 

8.  Andere  Dispensationen,  als  die  landesfürstliche  bei  Verwandt- 
schaft oder  Schwägerschaft  in  der  Seitenlinie  und  bei  Altersmangel,  sind 
nicht  zulässig. 

IIL  Form  der  Eheschliessung. 

In  Rumänien  ist  die  Civilehe  obligatorisch.  Art.  22  der  Konstitution 
erklärt,  dass  „für  die  Ehe  die  nachfolgende  kirchliche  Einsegnung  der  Ehe 
obligatorisch  ist,  ausgenommen  in  den  Fällen,  welche  das  Gesetz  vorsehen 
wird."  Der  Civilcodex  redet  nicht  von  der  kirchlichen  Trauung.  Daher  die 
grosse  Kontroverse,  ob  in  Rumänien  die  Ehe  einen  rein  civilen  oder  einen 
gemischten  civil-kirchlichen  Charakter  hat,  mit  andern  Woi-ten,  ob  die  Civil- 
trauung  zur  gültigen  Ehe  allein  genügt  oder  nicht.  Das  Strafgesetz  bedroht 
im  Art.  166  C.  pen.  mit  Gefängnissstrafe  jeden  Priester,  der  eine  Ehe  ein- 

0  Monitorul  oficial  Nr.  279  v.  12./25.  März  1900. 
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segnet,  welche  nicht  zuvor  vor  dem  Civilstandsbeamten  geschlossen  ist.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch,  der  Codul  civil,  enthält  keinerlei  Andeutung  über 
kirchliche  Trauung,  und  die  Ehe,  ob  mit  oder  ohne  nachfolgende  kirchliche 
Einsegnung  geschlossen,  kann  nur  von  den  weltlichen  Gerichten  getrennt 
werden.  So  hat  das  Civilgesetz  das  kirchliche  Element  ganz  verdrängt, 
und  die  Doctrin  spricht  sich  unumwunden  für  den  rein  civilen  Charakter 
der  Ehe  aus  (Nacu  S.  353-— 356  Nr.  110;  Alexandresco  S.  2—3). 
Ebenso  hat  auch  die  höchste  richterliche  Instanz,  der  Kassationshof  in 
Bukai^est,  entschieden.  (Entscheidungen  der  ersten  Section  Nr.  140 
V.  29.  April  1872,  Nr.  431  v.  2.  Dezember  1874,  Nr.  261  v.  9.  Oktober 
1879  und  Nr.  1  v.  9.  Januar  1884.  Diese  Entscheidungen  finden  sich 
alle  im  Buletinul  Cmtei  de  Casatie,  1873  S.  326,  1874  S.  308,  1879 
S..  685,  1884  S.  1). 

Die  Ehe,  als  civile  Ceremonie,  wird  perfekt,  nicht  durch  die  Er- 
klärung der  Parteien,  sondern  durch  den  Spruch  des  Standesbeamten, 
der  dieselben  als  gesetzlich  verehelicht  erklärt  (Nacu  S.  310  Nr.  58). 
Die  Ehe  ist  ein  feierlicher  Kontrakt,  zu  dem  die  Willenserklärung  der 
Parteien  allein  nicht  genügt.^) 

Zuständig  ist  der  Standesbeamte  des  Ortes,  an  dem  einer  der  beiden 
Brautleute  wenigstens  6  Monate  sein  Domizil,  oder  wenigstens  seinen 
Aufenthalt  (Eesidenz)  hatte.  (Art.  60  und  151  C.  civ.  =  Art.  74  und  165 
C.  Nap.). 

Die  Trauung  muss  öffentlich  im  Standesamte  ^)  stattfinden  (Art.  61 
und  151  C.  civ.  =  Art.  75  und  165  C.  Nap.). 

Das  rumänische  Gesetz  schreibt  zwei  Aufgebote  (publicatiuni)  vor, 
die  an  zwei  auf  einander  folgenden  Sonntagen  an  der  Thür  der  Pfarr- 
kirche und  des  Eathhauses  der  Gemeinde  angeschlagen  werden  müssen, 
wo  die  Ehe  eingegangen  werden  soll  (Art.  49  C.  civ.  =  Art.  63  C.  Nap.). 
Ein  Auszug  dei*selben  muss  am  Eathhause  des  Wohnsitzes  der  künftigen 
Ehegatten  angeschlagen  werden  (Art.  50  C.  civ.  =  Art.  64  C.  Nap.).  Das 
Gesetz  sieht  hier  keinerlei  Dispensation  vor.  Erst  di-ei  freie  Tage 
nach  der  letzten  Publikation,  also  am  folgenden  Donnerstag,  kann  die 
Ehe  geschlossen  werden  (daselbst  Abs.  2). 

Zweck  dieser  Aufgebote  ist,  die  berechtigten  Personen  aufmerksam 
zu  machen  und  sie  zu  veranlassen,  ihren  etwaigen  Einspruch  gegen  die 
beabsichtigte  Ehe  zu  erheben. 

Einspruchsberechtigt  sind:  Der  Vater;  in  dessen  Ermangelung 
die  Mutter;  in  Ermangelung  beider  Eltern  beide  Grosseltem  —  diese 
kollektiv  — ;  und  zwar  wegen  eines  jeden  ihnen  genügend  erscheinenden 
Grundes,  auch  wenn  die  Brautleute  25  bezw.  21  Jahre  alt  sind.  Sind 
weder  Eltern  noch  Grosseltern  vorhanden,  so  haben  Bruder,  Schwester, 


^)  Art.  61  C.  civ.  (entsprechend  dem  Art.  75  0.  Nap.)  sagt:  Er  (der  Standes- 
beamte) wird  im  Namen  des  Gesetzes  erklären,  dass  die  Parteien  darch  die  Ehe  ver- 
einigt sind,  und  wird  darüber  ein  Schriftstück  anf setzen. 

*)  Wegen  eventueller  Vornahme  der  Trauung  durch  den  Standesbeamten  ausser- 
halb des  Standesamtes  in  Ausnahmefällen  siehe  Nacu  S.  808  No.  54. 
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Onkel,  Tante,  Vetter  und  Base  das  Recht  des  Einspruchs,  jedoch  nur 
wegen  mangelnder  Einwilligung  des  Familienraths,  wo  diese  erforderlich 
ist,  das  ist  wenn  ein  eitern-  oder  grosselteniloser  Verlobter  noch  nicht 
25  bezw.  21  Jahre  alt  ist,  oder  wenn  ein  Verlobter  oder  gar  beide 
unzurechnungsfähig  sind.  Im  letzteren  Fall  muss  der  Opponent  die 
gerichtliche  Entmündigung  beantragen  und  erreichen  (Art.  155  C.  civ.  = 
Art.  174  C.  Nap.). 

In  diesen  beiden  Fällen  kann  auch  der  Vormund  Einspruch  erheben, 
aber  nur  mit  vorheriger  Ermächtigung  des  Familienraths  (Art.  166 
C.  civ.  —  Art.  175  C.  Nap.). 

lieber  den  Einspruch  entscheidet  das  Gericht  binnen  10  Tagen 
(Art.  158  C.  civ.  =  Art.  177  C.  Nap.);  es  findet  Berufung  an  den  Appell- 
hof und  Eekurs  bei  dem  Kassationshofe  statt  (Art.  159  und  160  C.  civ. 
vgl.  Art.  178  C.  Nap.).  Wird  der  Einspruch  zurückgewiesen,  so  können 
die  Opponenten,  die  nicht  Aszendenten  sind,  zu  Schadenersatz  verurtheilt 
werden  (Art.  161  C.  civ.  =  Ai-t.  179  C.  Nap.). 

Der  Einspruch  muss,  ausser  den  Parteien,  auch  dem  Standesbeamten 
zugestellt  werden;  dieser  kann  die  Trauung  nur  nach  erfolgter  freiwilliger 
Zurücknahme,  oder  gerichtlicher  Zurückweisung  des  Einspruchs,  vor- 
nehmen (Art.  62—55  C.  civ.  =  Art.  66—69  C.  Nap.). 

Von  allen  diesen  Formvorschi-iften  sind  die  über  die  Oeffentlichkeit 
und  über  die  örtliche  Zuständigkeit  des  Standesbeamten  die  wichtigsten. 
Bei  Fehlen  einer  dieser  Bedingungen  können  nicht  nur  die  Gatten  und 
Verwandten,  sondern  es  kann  eine  jede  Person,  die  ein  Interesse  daran 
hat,  und  sogar  der  Staatsanwalt  vor  Gericht  die  Nichtigkeitserklärung 
der  Ehe  beantragen  (Art.  173  G.  civ.  =  Art.  191  C.  Nap.).*) 

Mangel  der  Publikationen  (Aufgebote)  und  Nichtbeachtung  der 
gesetzlichen  Fristen  hat  für  den  betreffenden  Standesbeamten  und  die 
Betheiligten  Geldstrafe  zur  Folge  (Art.  174  C.  civ.  =  Art.  192  C.  Nap.). 
Doch  kann  im  Anfechtungsfalle  das  Gericht  die  Ehe  für  gültig  er- 
klären (Nacu  p.  349—350  Nr.  106—107). 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Ehe  legt  den  Gatten  die  Pflicht  der 
gegenseitigen  Treue,  HUfe  und  Unterstützung  (Art.  186  C.  civ.  = 
All.  203  C.  Nap.),  sowie  die  gegenseitige  Unterhaltspflicht  auf  (Art  194 
C.  civ.  =  Art.  212  C.  Nap.).  Der  Mann  ist  das  Haupt  der  ehelichen 
Gesellschaft  und  der  Familie  (Art.  1224  C.  civ.  =  Art.  1388  C.  Nap.). 
Der  Mann  hat  die  Frau  zu  beschützen  und  sie  hat  ihm  zu  gehorchen 


*)  Die  verschiedenen  Formvorschriften,  welche  anf  Sicherung  der  Oeffentlichkeit 
der  Eheschliessung  abzielen,  sind  nicht  alle  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  gegeben.  Es 
bleibt  dem  Ermessen  des  Richters  im  Einzelfalle  überlassen,  ob  die  Ehe  für  heimlich 
zu  erachten  und  deshalb  für  ungültig  zu  erklären  sei.    Lehr  S.  S47  Nr.  820. 
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(Ai-t.  195  C.  civ.  =  Art.  213  C.  Nap.).  Die  Frau  kann  keine  Klage 
anstrengen  ohne  Ermächtigung  des  Mannes,  auch  kann  sie  ihr  Eigenthum 
weder  verpfänden  noch  veräussem  ohne  seine  Einwilligung.  (Art.  199 
C.  civ.  =  Art.  217  C.  Nap.)  Verweigert  der  Mann  die  Eirmächtigung, 
so  kann  die  Frau  dieselbe  vom  Gericht  erhalten  (Art.  200 — 201  C.  civ.  = 
218 — 219  C.  Nap.).  Diese  Möglichkeit  ist  besonders  wichtig  bei  Klagen 
der  Frau  gegen  den  Mann  wegen  des  Vermögens  und  bei  Abwesen- 
heit, Entmündigung  oder  strafrechtlicher  Verurtheilung  des  Mannes 
(Art.  203—204  C.  civ.  ==  Art.  221—222  C.  Nap.),  ebenso  bei  Minder- 
jährigkeit desselben  (Art.  205  C.  civ.  =  Art.  224  C.  Nap.). 

Die  Testirfreiheit  der  Frau  hängt  nicht  von  der  Ermächtigung  des 
Mannes  ab  (Alt.  208  C.  civ.  =  Art.  226  C.  Nap.). 

Nur  die  Frau  selbst,  der  Mann  und  die  Erben  können  die  gericht- 
liche Nichtigkeitserklärung  der  von  der  Frau  ohne  Ermächtigung  des 
Mannes  erhobenen  Klagen  oder  vorgenommenen  Eechtsgeschäfte  ver- 
langen (Art.   209  C.  civ.  =  Art.  225  C.  Nap.). 

Die  Fremde,  die  einen  rumänischen  Staatsbürger  ehelicht,  wird  als 
Eumänin  betrachtet  (Art.  12.  C.  civ.  =  Art.  12  C.  Nap.).  Die  Bumänin, 
die  einen  Fremden  heirathet,  verliert  die  rumänische  Staatsangehörigkeit, 
wird  aber  als  Wittwe  wieder  Rumänin  (Art.  19  C.  civ.  =  Art.  19  C.  Nap.). 

Die  verheirathete  Frau  kann  nur  mit  —  ausdrücklicher  oder  still- 
schweigender —  Ermächtigung  ihres  Mannes  Handel  treiben.  Dann  kann 
sie  aber  über  ihr  Vermögen,  soweit  es  nicht  dem  Dotalrecht  unterworfen 
ist,  frei  verfügen  (Art.  16  C.  comercial  und  Art.  202  C.  civ.  =  Art.  220 
C.  Nap.).  Treibt  von  den  Brautleuten  einer  Handel,  so  muss  der  Standes- 
beamte den  Heirathskontrakt  an  das  Gericht  des  Wohnsitzes  der  künftigen 
Eheleute  schicken,  damit  er  dort  veröffentlicht  wird  (Art.  19  C.  com.) 
und  zwar  in  der  für  alle  Handelspublikationen  vorgeschriebenen  Weise 
(Art.  10  C.  com.). 

Fängt  die  verheirathete  Frau  nach  der  Ehe  an,  Handel  zu  treiben, 
so  muss  sie  ebenfalls  ihren  Heirathskontrakt  veröffentlichen,  widrigen- 
falls sie  im  Konkursfalle  für  ieinfachen  Bankbruch  bestraft  wird  (Art.  20 
C.  com.). 

2.  Eheliches  Güterrecht.  Ueber  das  eheliche  Güterrecht  können 
nur  vor  der  Civiltrauung  Vereinbarungen  getroffen  werden.  Dieselben 
müssen  vor  Gericht  geschlossen  werden  (Art.  1228  C.  civ.).  Veränderungen 
derselben  müssen  ebenfalls  gerichtlich  und  vor  der  Civilehe  beglaubigt 
werden  (Art.  1229  C.  civ.  =  Art  1394  C.  Nap.).  In  Eumänien  giebt  es 
keine  besonderen  Notare.  Die  Kreisgerichte  (CoUegialgerichte  erster  Instanz 
oder  Landgerichte)  als  solche  versehen  diese  Funktionen  (Gesetz  vom 
1.  September  1886  betr.  Beglaubigung  und  Legalisirung  von  Urkunden). 

Das  allgemein  übliche  eheliche  Güterrecht  ist  das  Dotalrecht.  Da 
dieses  aber  bedeutende  Verfügungsbeschränkungen  in  Betreff  der  Dotal- 
güter  zur  Folge  hat,  so  muss  die  Annahme  dieses  Güterstandes  aus- 
drücklich im  Heirathskontrakte  bestimmt  und  es  müssen  die  Güter 
angegeben   werden,    die   demselben   unterworfen   sind.     Nach   erfolgter 
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Verehelichaiig  ist  eine  Veränderung  des  ehelichen  Güterrechts  unter 
keinen  Umständen  gestattet  (Art  1228,  1232  und  1236  C.  civ.  =  Art  1399 
und  1643  C.  Nap.). 

ImHeirathskontraktekönnenMannnndFrausich  jedwede  Schenkung 
machen  (Art.  936  C.  civ.  —  Art.  1091  C.  Nap.).  Jede  während  der  Ehe 
gemachte  Schenkung  ist  widerruflich  und  die  Frau  bedarf  hierzu  nicht 
der  Ermächtigung  des  Mannes  (Art.  937  C.  civ.  =  Art.  1096  C.  Nap.). 
Gegenseitige  Schenkungen,  die  in  einem  und  demselben  Schriftstücke  vor- 
gesehen sind,  sind  ungültig ;  ebenso  die  gegenseitigen  Testamente  in  nur 
einem  Dokument  (Art.  938  C.  civ.  —  Art.  1097  C.  Nap.).  Jeder  Theil 
muss  ein  besonderes  Schriftstück  aufsetzen. 

Hat  ein  Gatte  Sander  aus  einer  früheren  Ehe,  so  kann  er  nur  einen 
Pflichttheil  seines  Vermögens,  und  nie  mehr  als  ein  Viertel  desselben,  dem 
neuen  Gatten  zuwenden  (Art.  939  C.  civ.  ==  Art  1098  C.  Nap.). 

3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Die  Legiti- 
mation vorehelicher  Kinder  erfolgt  nur,  wenn  die  Eheleute  sie  vor  dem 
Standesbeamten  im  Heirathsschein  ausdrücklich  anerkennen  (Art  304 
C.  civ.  =  Art  331  C.  Nap.).  In  Betreff  der  Pflicht,  die  Kinder  zu  er- 
halten und  zu  erziehen,  gelten  die  allgemein  üblichen  Regeln. 

Der  Vater  und  nach  dessen  Ableben  die  Ehefrau  hat  den  Niessbrauch 
des  Vermögens  der  Kinder  bis  zu  deren  vollendetem  21.  Lebensjahre 
(Art.  838  C.  civ.  =  Art.  384  C.  Nap.). 

Die  Mutter,  die  zur  zweiten  Ehe  schreitet,  verliert  diesen  Niess- 
brauch. Sie  muss,  wie  ein  fremder  Vormund,  jährlich  dem  Gerichte 
Rechnung  über  ihre  Verwaltung  ablegen  und  den  etwaigen  üeberschuss 
auf  der  Sparkasse  anlegen  (Art.  340  u.  347  C.  civ.  =  Art.  386  u.  395 
C.  Nap.). 

K  Ungültigkeit  der  Ehe. 

Das  rumänische  Eherecht  unterscheidet  zwischen  Anfechtbarkeit  und 
Nichtigkeit  einer  formell  gültig  geschlossenen  Ehe,  indem  es  relative 
und  absolute  Nichtigkeitsgründe  vorsieht.  Jedoch  beschränkt  sich  auch 
bei  der  einfachen  Anfechtbarkeit  das  Recht,  die  Auflösung  der  Ehe  zu 
verlangen,  in  der  Regel  nicht  nur  auf  die  Ehegatten.  Nur  im  Fall  fehler- 
hafter oder  gänzlich  mangelnder  Einwilligung,  oder  bei  Irrthum  in  Betreff 
der  Person  steht  dies  Recht  ausschliesslich  dem,  bezw.  den  Ehegatten 
zu  (Art.  162  C.  civ.  =  Art.  180  C.  Nap.).  Jedoch  unterscheidet  sich 
die  blosse  Anfechtbarkeit  von  der  Nichtigkeitsklage  dadurch,  dass  die 
letztere  allen  Personen,  die  ein  materielles,  gegenwärtiges  Interesse  an 
derselben  haben,  und  auch  dem  Staatsanwalt  (procuror)  zusteht,  was  bei 
der  blossen  Anfechtbarkeit  nicht  der  Fall  ist  (Art.  162  C.  civ.  =  Art.  180 
C.  Nap.).  Die  Anfechtung  der  Ehe,  sei  es  wegen  Nichtigkeit,  sei  es 
wegen  blosser  Anfechtbarkeit,  kann  nur  durch  besondere  Klage,  nicht 
incidenter,  geschehen.    Art.  84  C.  civ.  (Art.  99  C.  Nap.)  schreibt   vor, 
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dass   eine   Civilstandsurkunde   nur    durch   ein  besonderes    gerichtliches 
Urtheil  abgeändert  werden  kann. 

1.  Zu  den  relativen  Nullitäten,  also  den  Anfechtungsgründen, 
gehört  in  erster  Linie: 

a)  Mangelhafte  Einwilligung  oder  gänzliches  Fehlen  derselben 
von  Seiten  der  Ehegatten.  In  diesem  Falle  steht,  wie  schon  bemerkt, 
das  Anfechtungsrecht  nur  den  Gatten  selbst  zu,  und  es  erlischt,  wenn  die 
Gatten  nach  erlangter  Freiheit  oder  Erkenntniss  des  Irrthums  während 
6  Monaten  ehelich  zusammengelebt  haben  (Art.  163  C.  civ.  =  Art.  181 
C.  Nap.). 

b)  Die  Ehe,  welche  ohne  Zustimmung  der  oben  benannten  As- 
cendenten  oder  des  Familienraths  in  den  oben  aufgezählten  Fällen  ein- 
gegangen ist,  kann  von  den  betreffenden  Zustimmungsberechtigten  an- 
gefochten werden  (Art.  164  C.  civ.  =  Art.  182  C.  Nap.).  Dieses  Recht 
erlischt  jedoch,  wenn  sie  die  Ehe  hinterher,  wenn  auch  nur  stillschweigend, 
anerkannt  haben,  oder  binnen  Jahresfrist  seit  ihrer  Kenntnissnahme  von 
derselben  (Art.  165  C.  civ.  ==  Art.  183  C.  Nap.). 

2.  Absolute  Nullitäten. 

a)  Bei  mangelndem  gesetzlichem  Alter  der  Eheleute.  Doch 
erlischt  diese  Nichtigkeit  nach  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Erreichung 
des  gesetzlichen  Alters,  sowie  wenn  die  unter  dem  gesetzlichen  Alter 
stehende  Frau  schwanger  wird  (Art.  167  C.  civ.  =  Art.  186  C.  Nap.). 
Die  Ascendenten  und  sonstigen  Familienmitglieder,  die  eine  solche  Ehe 
gutgeheissen  haben,  können  sie  nicht  anfechten  (Art.  168  C.  civ.  = 
Art.  186  C.  Nap.). 

b)  Doppelehe.  Wenn  einer  der  Gatten  sich  in  einer  früheren, 
noch  nicht  rechtlich  gelösten  Ehe  befindet.  Behauptet  derselbe  die  Un- 
gültigkeit der  früheren  Ehe,  so  muss  erst  dieser  Punkt  gerichtlich  ab- 
geurtheilt  werden  (Art.  171  C.  civ.  ==  Art.  189  C.  Nap.). 

Da  die  gerichtliche  Verschollenheitserklärung  des  Art.  104 
C.  civ.  (Art.  118  C.  Nap.)  die  Nichtexistenz  des  Betreffenden  voraussetzt, 
so  ist  der  andere  Gatte  berechtigt,  sich  weiter  zu  verehelichen.  Doch 
da  Fiktion  vor  Realität  nicht  bestehen  kann,  wird  durch  die  Rückkehr 
des  Verschollenen  die  zweite  Ehe  zur  Bigamie,  die  eine  absolute  Nichtig- 
keit bildet,  und  auf  Grund  deren  von  allen  interessirten  Theilen,  sowie 
vom  Staatsanwalt,  die.  gerichtliche  Nullitätserklärung  verlangt  werden 
kann.  Es  ist  deshalb  rathsam,  dass  der  zurückgebliebene  Gatte  des 
Verschollenen,  bevor  er  eine  neue  Ehe  eingeht,  erst  die  gerichtliche 
Scheidung  verlangt,  auf  Grund  des  Verlassens  (abandon),  welche  eine 
der  schwersten  ehelichen  Beleidigungen  bildet  und  daher  ein  Scheidungs- 
grund ist  (Art.  212  C.  civ.  =  Art.  231  C.  Nap.;  siehe  Nacu  p.  248  Nr.  24). 

c)  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  der  Gatten  in  einem 
vom  Gesetz  als  unzulässig  erklärten  Grade.  Hier  legt  Art.  172  C.  civ. 
(Art.  190  C.  Nap.)  dem  Staatsanwalt  ausdrücklich  die  Pflicht  auf,  die 
Nichtigkeitserklärung  und  die  „Verurtheilung  der  Gatten  zur  Trennung" 
zu  beantragen. 
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d)  Formmangel.  Hierher  gehört  in  weiterem  Sinne  die  Annullirung 
der  formell  ungültigen  Ehe  wegen  geheimer  Trauung  oder  Trauung  vor 
einem  nicht  zuständigen  Beamten  (S.  870  und  Anm.  dazu). 

3.  In  Betreff  der  Wirkungen  der  Ungültigkeitserklärung  be- 
stimmt Art.  183  C.  civ.  (Art.  201  C.  Nap.),  dass  die  Ehe,  welche  für 
ungültig  erklärt  worden  ist,  dennoch  ihre  vollen  civilen  Wirkungen  hat, 
sowohl  den  Gatten  als  auch  den  Kindern  gegenüber,  wenn  sie  bona  fide 
eingegangen  worden  war,  und  Art.  184  C.  civ.  (Art.  202  C.  Nap.)  führt 
weiter  aus,  dass,  wenn  der  gute  Glaube  nur  bei  einem  der  Gatten  vor- 
handen war,  die  Ehe  ihre  gesetzlichen  Wirkungen  hervorbringt  nur  in 
Hinsicht  dieses  gutgläubigen  Gatten  und  der  Kinder,  die  aus  dieser  Ehe 
geboren  sind.  Es  ist  dies  die  Rechtswohlthat  der  sogenannten  puta- 
tiven Ehe. 

Bezüglich  der  Schenkungen  und  letztwilligen  Verfügungen  zwischen 
Ehegatten  stellt  das  Gesetz  keine  besonderen  Normen  auf  für  den  Fall 
der  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe.  Es  sind  also  derlei  Fragen  nach 
den  allgemeinen  Prinzipien  zu  beurtheilen.  Besondere  Regeln  lassen  sich 
nicht  aufstellen ;  es  richtet  sich  Alles  nach  den  Umständen  des  g^ebenen 
Falles. 

§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

I.  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Das  rumänische  Recht  kennt 
keine  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  sondern  nur  die  ganzliche, 
gerichtliche  Scheidung  der  Ehe. 

Ein  der  katholisch-kirchenrechtlichen  separatio  a  mensa  et  thoro  ähn- 
licher Zustand  kommt  nur  als  vorläufige  Massregel  vor.  Wenn  die  Frau 
bei  Gericht  um  Scheidung  einkommt,  so  kann  sie  das  eheliche  Domizil,  da 
ein  Zusammenwohnen  dann  nicht  mehr  thunlich  ist,  verlassen.  Im  fran- 
zösischen Recht  (Art.  268  C.  Nap.)  bedarf  es  hierzu  einer  besonderen 
Ermächtigung  durch  das  Gericht,  welches  dann  der  Frau  den  Aufenthalts- 
ort bestimmt.  Nach  der  Fassung  des  rumänischen  entsprechenden  Textes 
(Art.  250  C.  civ.)  ist  dies  gerichtliche  Einschreiten  nicht  erforderlich, 
und  ist  der  Ausspruch  des  Gerichts  nur  nöthig,  wenn  die  Fi-au  den  Lebens- 
unterhalt verlangt,  zu  dessen  Verabreichung  der  Mann,  auf  Antrag  der 
Frau,  für  die  Dauer  des  Scheidungsprozesses  in  einer  vom  Gericht  zu 
bestimmenden  Höhe  verpflichtet  werden  kann. 

Sodann  giebt  Art.  241  (Art.  264  C.  Nap.)  dem  Scheidungsgerichte, 
wenn  die  Scheidung  wegen  Gewaltthätigkeit,  Rohheit  oder  schwerer  Be- 
leidigung verlangt  und  der  Thatbestand  erwiesen  ist,  das  Recht,  die 
Scheidung  vorläufig  noch  nicht  auszusprechen,  sondern  die  Frau  zu 
ermächtigen,  ein  Jahr  lang  getrennt  vom  Manne  zu  leben,  ohne  verpflichtet 
zu  sein,  denselben  zu  empfangen.    Dieses  sogenannte  Versuchsjahr  wird 
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in  der  Praxis  öfters  angewandt,  wenn  die  Richter  glauben,  dass  eine, 
solche  zeitweilige  Trennung  die  Gatten  versöhnlich  stimmen  und  so  die 
Zurücknahme  der  Scheidungsklage  bewirken  kann.  Wenn  nach  Verlauf 
von  einem  Jahre  der  klagende  Theil  auf  der  Trennung  der  Ehe  besteht, 
so  muss  das  Gericht  dieselbe  aussprechen  (Art.  242  C.  civ.  =  Art.  260 
C.  Nap.). 

n.  Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach.  Abgesehen  von  diesen 
zwei  .besonderen  Fällen  zeitlich  beschränkter  Trennung  besteht  in 
Eumänien  nur  die  vollständige  Trennung  des  Ehebandes  durch  gericht- 
liches Urtheil.    Einö  andere  Art  oder  Form  der  Scheidung  giebt  es  nicht. 

1.  Scheidungsgründe.  Das  Gesetz  kennt  die  Scheidung  wegen 
bestimmter  Ursache  und  auf  Grund  gegenseitiger  Uebereinstimmung 
beider  Gatten.  Die  Klage  auf  Ehescheidung  wegen  bestimmter  Ursache 
muss  sich  immer  auf  ein  schuldhaftes  Verhalten  des  anderen  Gatten 
gründen.  Geisteskrankheit  insbesondere  ist  für  sich  allein  kein  Scheidungs- 
grund. 

Im  Falle  gegenseitiger  Uebereinstimmung,^)  der  in  den  Art.  214 
und  254—275  (Art.  233  und  275—294  C.  Nap.)  behandelt  ist,  muss  das  Gericht 
die  Scheidung  beviölligen  und  aussprechen  (Art.  269  C.  civ. = Art.  290  C.  Nap.); 
doch  ist  diese  Scheidung  nicht  statthaft,  bevor  der  Mann  das  25.  und  die 
Frau  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hat  (Art.  254  =  275  C.  Nap.),  ferner 
nicht  vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  der  Eheschliessung  (Art.  255  = 
276  C.  Nap.),  endlich  nicht  nach  20jähriger  Ehe  oder  sofern  die  Frau 
über  45  Jahre  alt  ist  (Art.  256  =  277  C.  Nap.).  In  den  Fällen,  in 
welchen  zur  Eheschliessung  die  Einwilligung  von  Verwandten  erforder- 
lich war,  ist  sie  auch  zur  Ehescheidung  auf  Grund  gegenseitiger  Ueber- 
einstimmung erforderlich  (Art.  257  =  278  C.  Nap.).  Weitere  Erforder- 
nisse siehe  nachstehend  unter  4b  S.  877. 

Auf  einseitigen  Antrag  eines  Gatten  kann  die  Ehescheidung 
gegen   den   anderen  Gatten   aus  folgenden  Gründen  verlangt  werden: 

a)  Ehebruch  nach  Art.  211  (Art.  229, 230  C.  Nap.).  „Der  Mann  oder 
die  Frau  kann  die  Trennung  der  Ehe  verlangen  wegen  Ehebruch."  Eine 
Kompensation,  wenn  beide  Gatten  Ehebruch  begangen  haben,  tritt  hier 
nicht  ein,  wenigstens  nicht  in  dem .  Sinne,  dass  duich  Nachweis  des 
eigenen  Ehebruchs  der  Kläger  seines  Scheidungsrechtes  verlustig  ginge; 
es  können  aber  in  diesem  Falle,  wenn  die  Schuld  des  Gegners  erwiesen 
ist,  dem  klagenden  gleichfalls  schuldigen  Theil,  im  Urtheil  die  Vortheile 
abgesprochen  werden,  zu  denen  er,  wenn  schuldlos,  berechtigt  wäre, 
besonders  das  Eecht,  die  Kinder  bei  sich  zu  behalten.  Haben  beide 
Gatten  Scheidungsklage  gegen  einander  eingereicht,  so  können  in  diesem 
Falle  beide  Klagen  angenommen  werden,  und  es  hat  das  Gericht  dann 
freies  Ermessen  in  Betreff  der  Zutheilung  der  Kinder. 


*)  Die  Scheidung  aus  diesem  Grunde  ist  wegen  der  schwierigen  Vorbedingungen 
in  der  Praxis  sehr  selten. 
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b)  Gewaltthätigkeiten,  Kränkungen  nach  Art.  212  (Art  231 
C.  Nap.).  „Die  Eheleute  können,  jeder  für  sich,  die  Auflösung  der  Ehe 
wegen  Gewaltth&tigkeiten,  Rohheiten  oder  schwerer  Beleidigungen  ver- 
langen, die  der  Eine  gegen  den  Andern  sich  hat  zu  Schulden  kommen 
lassen." 

Es  ist  dies  in  der  Praxis  der  gewöhnlichste  Scheidungsgrund,  wobei 
Alles  von  der  sozialen  Stellung  der  Eheleute  und  dem  Ermessen  des 
Gerichts  abhängt.  Bösliche  Verlassung  (abandon),  schwere  Verletzung 
der  durch  die  Ehe  begründeten  Pflichten,  ehrloses  oder  unsittliches  Ver- 
halten gehören  hierher.    Der  Gesetzestext  ist  sehr  elastisch. 

c)  Strafrechtliche  Verurtheilung  nach  Art.  213  (Ai-t.  232 
C.  Nap.).  „Die  Lösung  der  Ehe  kann  verlangt  und  erhalten  werden, 
wenn  einer  der  beiden  Ehegatten  zu  Zuchthaus  oder  schwerem  Kerker 
verurtheilt  ist." 

d)  Nachstellungen  nach  Art.  215.  „Die  Scheidung  kann  aus- 
gesprochen werden  gegen  den  Gatten  der  dem  Leben  des  Andern  nach- 
gestellt hat,  oder,  von  einem  Anschlag  Anderer  auf  dessen  Leben  wissend, 
ihn  nicht  sogleich  davon  benachrichtigt  hat."  Diese  Bestimmung  hat 
kein  Vorbild  im  französischen  Gesetzbuche.  Sie  ist  ein  bei  der  weiten 
Fassung  des  Art.  212  wohl  überflüssiger,  aus  dem  alten  rumänischen 
Rechte  übernommener  Zusatz. 

2)  Erlöschen  der  Scheidungsklage.  Nach  Art.  251  (Art.  272 
C.  Nap.)  wird  die  Klage  hinfällig,  wenn  die  Gatten  sich  nach  Einreichung 
derselben,  oder  wenigstens  nach  Eintritt  der  als  Scheidungsgrund  an- 
geführten Thatsachen,  ausgesöhnt  haben.  Die  Klage  wird  dann  zm-ück- 
gewiesen.  Wird  später  eine  neue  Klage  wegen  neuer  Gründe  eingereicht 
so  können  die  früheren,  der  ersten  Klage  zu  Grunde  gelegten  Thatsachen 
auch  hier  angeführt  werden  (Art.  252  C.  civ.  =  Art.  273  C.  Nap.).  Die 
erfolgte  Versöhnung  kann  schriftlich  und  durch  Zeugen  bewiesen  werden. 
(Art.  253  C.  civ.  =  Art.  274  C.  Nap.). 

Die  Scheidungsklage  kann  jederzeit,  wie  jede  andere  Klage  zurück- 
gezogen werden.  Sie  ist  zweifellos  auch  der  Peremption  der  Civilproze,ss- 
ordnung  unterworfen,  welche  in  Art.  257  vorschreibt,  dass  eine  jede 
Klage,  Opposition,  Appellation  (Berufung),  ßecurs  (Nichtigkeitsbeschwei-de) 
etc.  nach  Verlauf  von  zwei  Jahren  von  der  letzten  Prozesshandlung  airf 
Antrag  der  interessirten  Partei,  gerichtlich  als  perimirt  erklärt  werden 
kann.  Diese  Peremption  hat  nach  Art.  258  Proc.  civ.  zur  Folge,  dass 
das  ergriffene  Rechtsmittel  erlischt;  jedoch  benimmt  dieses  nicht  das 
Recht  der  betreffenden  Partei,  das  Rechtsmittel  von  Neuem  einzulegen, 
wenn  die  dazu  gegebene  Frist  nicht  schon  verstrichen  ist. 

3.  Wenn  die  Trennung  der  Ehe  auf  Grund  einer  bestimmten  Schuld 
nachgesucht  wird,  so  entscheidet  das  Gericht  auch  über  die  Schuldfrage. 
Die  Beurtheilung  derselben  unterliegt  den  allgemeinen  prozessualen  Be- 
stimmungen über  Beweisaufnahme  und  Beweiskraft  Nur  ist  zu  bemerken 
dass,  während  im  gewöhnlichen  Civilprozess  Verwandte  bis  zum  vierten 
Grade  einschliesslich  (Vettern)  vom  Zeugeneid  ausgeschlossen  sind  (Art  191 
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Proc.  civ.),  hier  diese  Beschränkung  nur  die  Kinder  und  Descendenten 
betrifft,  so  dass  Eltern,  Grosseltem,  Brüder,  Schwestern  etc.,  eidliche 
Zeugenaussagen  machen  können  (Art.  234  C.  civ.  =  Art.  251  C.  Nap.). 
4.  Wirkungen  der  gänzlichen  Ehescheidung. 

a)  Im  Allgemeinen.  Wird  die  Scheidungsklage  angenommen,  sei  es 
wegen  bestimmter  Ursachen  oder  auf  Grund  gegenseitigen  Ueberein- 
kommens,  so  muss  das  Urtheil  im  Zeitraum  von  2  Monaten  von  der 
Endgültigkeit  im  Standesregister  eingetragen  werden,  widrigenfalls  die 
Scheidung  hinfällig  wird  und  der  obsiegende  Theil  eine  neue  Scheidungs- 
klage anstrengen  muss  (Art.  248  C.  civ.  =  Art.  266  C.  Nap.). 

Hier  ist  zu  bemerken,  dass  bei  beiden  Scheidungsarten  das  Urtheil 
des  Appellhofs  —  wenn  Berufung  eingelegt  war  —  nicht,  wie  sonst, 
endgültig  und  vollstreckbar  ist,  sondern  der  ßecurs  an  den  Kassationshof 
(Nichtigkeitsbeschwerde  an  den  obersten  Gerichtshof)  suspensiv  wirkt, 
und  also  hier  im  Gegensatz  zu  den  sonstigen  prozessualen  Regeln,  die 
Eechtskraft  erst  eintritt,  wenn  der  Recurs  entschieden  oder  die  Frist 
zur  Ergreifung  dieses  Rechtsmittels  —  3  Monate  —  abgelaufen  ist 
(Art.  245,  247,  276  C.  civ.  =  Art.  263,  265,  294  C.  Nap.). 

Ist  diese  letzte  Bedingung  der  Eintragung  des  Urtheils  im  Standes- 
register erfüUt,  so  sind  alle  Bande  zwischen  den  Gatten  gelöst  und 
können  sie  sich  weiter  verheirathen  (Art.  209  C.  civ.  =  Art.  227  C.  Nap.), 
aber,  wie  schon  erwähnt,  niemals  mit  einander  (Art.  277  C.  civ.  =  Art.  295 
C.  Nap.)  und  die  Frau  überhaupt  nur  nach  Ablauf  von  10  Monaten 
(Art.  210  und  278  C.  civ.  =  Art.  228  und  296  C.  Nap.). 

Die  geschiedene  Frau  hat  kein  Recht  mehr  auf  den  Namen  des 
Mannes ;  sie  führt  wieder  den  Namen  ihrer  Familie  (Art.  7  des  Namens- 
gesetzes, vom  17.  März  1896  ^).  Art.  18  desselben  Gesetzes  giebt  ein 
Klagerecht  wegen  unerlaubter  Namensführung;  der  schuldig  Befundene 
kann  nicht  nur  zur  Ablegung  des  unberechtigt  geführten  Namens, 
sondern  auch  zu  Geldstrafe,  und  im  Rückfall  zu  Freiheitsstrafe  bis  zu 
6  Monaten  verurtheUt  werden. 

b)  Hinsichtlich  des  Vermögens  und  der  Kinder.  Alle  Ver- 
mögensvortheile  die  dem  schuldigen  Gatten  vom  andern  im  Ehevertrage 
oder  nach  der  Heirath  zugewendet  waren,  werden  durch  die  Annahme 
der  Scheidungsklage  hinfällig;  auch  kann  der  schuldige  Gatte  zui'  Zahlung 
einer  Rente  an  den  unschuldigen  Theil  verurtheilt  werden  (Art.  281 
C  civ.  =  Art.  301  C.  Nap.).  Die  Kinder  werden  dem  unschuldigen 
Theil  anvertraut,  falls  nicht  das  Gericht  nach  seinem  Ermessen  hierüber 
ausdrücklich  anders  bestimmt  (Art.  282  C.  civ.  =  Art.  302  C.  Nap.). 

Bei  der  Scheidung  auf  Grund  gegenseitigen  Uebereinkommens  müssen 
die  Gatten  schon  vor  der  Anrufung  des  Gerichts  ein  genaues  Inventar 
ihrer  beiderseitigen  Vermögen  aufnehmen  und  ihre  beiderseitigen  Rechte 
feststellen  (Ali;.  258  C.  civ.  =  Art.  279  C.  Nap.),  sowie  bestimmen,  wem 
von  Beiden  die  Kinder  anvertraut  werden,  sowohl  während  des  Prozesses 
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als  für  die  Folge,  und  welchen  Unterhalt  der  Mann  der  Frau  zn  leisten 
hat  (Art  259  C.  civ.  —  Art.  280  C.  Nap.). 


§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

1.  Zuständig  ist  in  Ehesachen  das  Gericht  erster  Instanz  (Tribnnal 
de  judet,  oder  Tribunal  de  district,  oder  schlechthin  Tribunal)^)  und 
zwar  das  Gericht  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten.  Die  Frau  theilt  den 
Wohnsitz  ihres  Mannes  (Art,  196  C.  civ.  =  Art.  214  C.  Nap.).  Bei 
Anstrengung  der  Scheidungsklage  kann,  wie  schon  gesagt,  die  Frau  das 
eheliche  Domizil  verlassen.  In  diesem  Fall  bestimmt  sich  die  orüiche 
Zuständigkeit  nach  dem  Grundsatze  actor  sequitur  reum. 

2.  Verfahren  im  Scheidungsprozess. 

a)  Scheidung  wegen  bestimmter  Ursachen.  Der  Kläger  erscheint 
persönlich  vor  dem  Gerichtspräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter,  der  die 
Klage  entgegennimmt,  den  Kläger  von  seinem  Vorhaben  abzubringen  trachtet 
(Art.  219  C.  civ.  =  Art.  237  C.  Nap.)  und  beide  Gatten  zu  einem  neuen  Termin 
behufs  VoiTiahme  eines  Sühneversuchs  vor  sich  ladet  (Art.  220  C.  civ.  = 
Art.  238  C.  Nap.).  Misslingt  dieser,  so  kommt,  auf  Bericht  des  Präsidenten 
oder  seines  Stellvertreters,  die  Sache  vor  das  Plenum  des  Gerichts  (Art.  221 
C.  civ.  =  Art.  239  C.  Nap.).  Auf  den  Bericht  des  Präsidenten  an  das 
Gericht  kann  dieser  das  Verfahren  suspendiren,  doch  nicht  über  20  Tage 
(Art.  222  C.  civ.  =  Art.  240  C.  Nap.). 

Vor  Gericht  sind  4  Tagfahrten  nöthig,  ehe  die  Sache  zum  Spruche 
kommt.  Die  erste  dient  nur  zur  allgemeinen  Darlegung  der  Motive 
und  Beweismittel  (Art.  224  C.  civ.  =  Art.  242  C.  Nap.) ;  in  der  zweiten 
entscheidet  das  Gericht  im  Prinzip,  ob  die  vom  Kläger  angeführten 
Gründe  genügen,  um  die  Ehescheidung  zu  begründen  (Art.  229  C.  civ. 
=  Art.  246  C.  Nap.);  in  der  dritten  Tagfahrt  werden  die  Zeugen 
einvernommen  (Art.  230,  235,  236  C.  civ.  =  Art.  247,  252,  253  C.  Nap.). 
Besitzt  der  Kläger  andere  Beweismittel,  besonders  schriftliche,  so  kann 
das  Gericht,  wenn  es  die  Klage  im  Prinzip  genehmigt  hat,  dann 
unmittelbar  in  derselben  (zweiten)  Tagfahrt  seine  Entscheidung  über 
die  Klage  fällen  (Art.  230  C.  civ.  =  Art.  247  C.  Nap.).  Der  vierte 
Termin  endlich  bringt  den  Spruch,  wenn  im  dritten  alle  Zeugen  ver- 
nonunen  sind  (Art.  240  C.  civ.  =  Art.  257—258  C.  Nap.).  Sind  nicht 
alle  Zeugen  beim  dritten  Termin  anwesend,  so  können  noch  weitere 
Zwischentagfahrten  behufs  Zeugenvernehmung,  oder  auch  wegen  sonstiger 
Beweisaufnahme,  anberaumt  werden.  Die  Verhandlungen  sind  alle  ge- 
heim; nur  das  Urtheil  muss,  wie  alle  Urtheile,  in  öffentlicher  Sitzung 
verkündet  werden  (Art.  240  C.  civ.  =  Art.  258  C.  Nap.). 

*)  Leske-Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  intern.  Verkehr  II  S,  127. 
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Die  Berufung  geht  an  den  Appellhof,  vor  dem  auch  eine  neue  Beweis- 
aufnahme stattfinden  kann  (Art.  244  C.  civ.  =  Art,  262  C.  Nap.).  Die 
Frist  ist  die  allgemeine  Appellfrist  von  2  Monaten,  von  der  Zustellung 
des  Urtheils  an  gerechnet  (Art.  245  C.  civ.  =  Art.  263  C.  Nap.).  Zur 
Einlegung  der  Nichtigkeitsbeschwerde  (Rekurs  an  den  Kassationshof  in 
Bukarest)  sind  3  Monate  gegeben  (daselbst  und  Art.  44  des  Gesetzes  über 
den  Kassationshof  vom  24.  Januar  1861). 

b)  Bei  Scheidung  auf  Grund  gegenseitigen  Uebereinkommens 
ist  das  Verfahren  noch  langwieriger.  Nach  der  Ueberreichung  ihres 
Gesuchs  an  den  Gerichtspräsidenten  oder  dessen  Stellvertreter,  welche 
in  Gegenwart  von  zwei  von  den  Gatten  mitgebrachten  Zeugen  geschehen 
muss  (Art.  260  C.  civ.  =  Art.  281  C.  Nap.),  müssen  die  Gatten  nach  dem 
4.,  7.  und  dem  10.  Monate  wieder  erscheinen  und  zwar  mit  allen  Personen, 
deren  Zustimmung  zur  Ehe  nöthig  war.  Fünfzehn  Tage  nach  Ablauf  eines 
vollen  Jahres  von  der  Einreichung  des  Scheidungsgesuchs  an  erscheinen 
die  Gatten  —  wieder  mit  allen  anderen  Personen  —  zum  letzten  Male 
vor  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter,  und  dieser  berichtet  nun 
erst  an  das  Tribunal,  das  nunmehr  eine  Tagfahrt  festsetzt,  in  der  es, 
wenn  alle  Bedingungen  erfüllt  sind,  die  Scheidung  bewilligt  (Art.  254 — 276 
C.  civ.  =  Art.  275 — 294  C.  Nap.).  Die  Berufung  geht  an  den  Appell- 
hof, doch  ist  die  Frist  hier  nur  20  Tage  nach  Zustellung  des  Urtheils 
(Art.  270  C.  civ.  =  Art.  291  C.  Nap.)  und  die  Rekursfrist  ist  auf  einen 
Monat  ermässigt  (Art.  274  C.  civ.).* 

Der  Cod.  civil  sieht  die  Mitwirkung  des  Staatsanwalts  in  allen 
Ehescheidungssachen  vor.  Doch  ist  durch  Spezialgesetz  vom  29.  Sep- 
tember 1877  seine  Theilnahme  nur  auf  die  FäUe  beschränkt,  wo  es  sich 
um  das  Schicksal  Minderjähriger  oder  Entmündigter  handelt. 

Vermögensrechtliche  Ansprüche  können  mit  der  Ehescheidungs- 
klage nur  in  den  Grenzen  des  oben  (S.  877)  erwähnten  Art.  281 
(Art.  301  C.  Nap.)  erhoben  werden,  wonach  das  Gericht,  wenn  die  Ehe- 
gatten keinerlei  diesbezüglichen  Abmachungen  getroffen  haben,  oder 
dieselben  ungenügend  sind,  um  die  Existenz  des  unschuldigen  Theils  zu 
sichern,  dem  schuldigen  Theile  die  Zahlung  einer  Pension  auferlegen  kann, 
die  jedoch  ein  Drittel  seiner  Einkünfte  nicht  übersteigen  darf.  Die 
Alimente,  die  die  Frau  während  des  Prozesses  auf  Scheidung  aus  be- 
stimmten Ursachen  beanspruchen  kann,  müssen  durch  besondere  Klage 
verlangt  werden  (Art.  250  C.  civ.  =  Art.  268  C.  Nap.).  Der  auf  Art.  281 
C.  civ.  begründete  ünterhaltsaiispruch  des  unschuldigen  Gatten  kann  auch 
nach  erfolgter  Scheidung  durch  besondere  Klage  erhoben  werden. 

3.  Die  inländischen  Gerichte  erklären  sich,  nach  einer  fast  ausnahms- 
losen Rechtsprechung,  für  zuständig  zur  Scheidung,  auch  wenn  beide 
Gatten  Ausländer  sind.  Es  wird  hier  angenommen,  dass  die  civil- 
rechtliche  Scheidungsfreiheit,  die  dem  Rumänen  gewährleistet  ist,  auch 
dem  Fremden  zusteht,  da  in  Betreff  des  Civilrechts  dieser  —  mit  wenigen 
besonderen  Ausnahmen  —  dem  Rumänen  gesetzlich  völlig  gleich  gestellt 
ist.    Doch  hört  diese  Zuständigkeit  auf,  wenn  die  Heimathgesetze  den 
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Fremden   der   Scheidungsfreiheit  berauben,  d.  h.  keine   Scheidung  ge- 
währen.   (Siehe  unten  S.  882). 

4.  Das  Urtheil  über  Scheidung  oder  über  Gültigkeit  oder  Ungültig- 
keit der  Ehe  wirkt  erga  omnes,  wie  ein  jedes  Civilstandsurtheil.  Dies 
ist  auch  der  Grund,  warum  die  rumänischen  Gerichte  die  Scheidungsklage 
Fremder  nur  dann  annehmen,  wenn  auch  die  betreffenden  Heimathgesetze 
die  Scheidung  zulassen;  denn  sonst  würde  das  UrtheU  des  rumänischen 
Gerichts  im  Heimathlande  wirkungslos  sein. 

5.  Einstweilige  Verfügungen. 

Hinsichtlich  der  Kinder  müssen  bei  der  Ehescheidung  auf  Grund 
gegenseitigen  Uebereinkommens  die  Gatten,  wie  schon  (oben  S.  877) 
bemerkt,  laut  Art.  259  C.  civ.  (Art.  280  C.  Nap.)  von  vornherein  das 
Erforderliche  über  die  Fürsorge  für  ihre  Kinder  vereinbaren. 

Wird  die  Scheidung  auf  Grund  bestimmter  Schuld  verlangt,  so  gilt 
Art.  249  C.  Civ.  (Art  267  C.  Nap.):  „Die  vorläufige  Erhaltung  der  Kinder 
während  der  Dauer  des  Scheidungsprozesses  gebührt  dem  Manne,  sofern 
nicht  das  Gericht  auf  Antrag  der  Mutter,  der  Familie  oder  des  Staats- 
anwalts im  Interesse  der  Kinder  anders  verfügt." 

Ueber  das  Getrenntleben  der  Gatten  und  die  Unterhalts- 
pflicht des  Mannes  während  des  Scheidungsprozesses  bestinmit  Art.  250 
C.  civ.  (Art.  268  C.  Nap.):  „Während  des  Scheidungsprozesses  kann  die 
Frau  den  Wohnsitz  des  Mannes  auf  die  Dauer  dieses  Prozesses  verlassen 
und  vom  Manne  Unterhaltskosten  im  Verhältnisse  zu  dessen  Mitteln 
verlangen. 

Wenn  das  Gericht  diese  Forderung  genehmigt,  so  muss  es  auch 
die  Summe  bestimmen,  die  der  Mann  für  ihren  Unterhalt  zu  zahlen  hat." 

Bezüglich  derselben  Fragen  in  andern  Ehestreitigkeiten  giebt  es 
keioe  besonderen  Vorschriften,  und  es  greifen  daher  die  allgemeinen 
Grundsätze  Platz. 


§8. 

H.  Eheschliessung  im  Auslande 

(vor  diplomatischen  Vertretern  oder  Konsuln). 

Art.  23  des  Gesetzes  über  die  Organisation  des  Ministeriums  des 
Aeusseren  vom  13.  Februar  1874  bestimmt,  dass  die  diplomatischen  und 
konsularischen  Beamten  im  Auslande  volle  Befugniss  haben,  das  Personen- 
standsregister über  ihre  Landsleute  zuführen,  unter  Beobachtung  der 
Vorschriften  des  Cod.  civil. 

Die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  erstreckt  sich, 
wie  sich  aus  diesem  Text  und  allgemeinen  Prinzipien  ergiebt,  nur  auf 
solche  Fälle,  in  denen  beide  Brautleute  Eumänier  sind  (siehe  auch  Nacu 
S.  312  Nr.  60). 
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§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Die  Mer  einschlägigen  positiven  Gesetzesbestimmungen  sind  folgende: 

Art.  2  Abs.  2  u.  3  C.  civ.  (Art.  3  C.  Nap.):  „Den  Gesetzen  betreffend 
den  Civilstand  und  die  Rechtsfähigkeit  der  Personen  sind  die  Eumänen, 
auch  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten,  unterworfen. 

Die  äussere  Form  der  Rechtsgeschäfte  richtet  sich  nach  den  Ge-r 
setzen  des  Landes,  wo  sie  vorgenommen  werden." 

Aiii.  34  C.  civ.  (Art.  47  C.  Nap.):  „Eine  im  Auslande  nach  den  da- 
selbst gebräuchlichen  Formen  abgefasste  Civilstandsurkunde,  mag  sie 
Rumänen  oder  Ausländer  betreffen,  gilt  als  beweisend." 

Art.  162  C.  civ.  (Art.  170  C.  Nap.):  „Die  im  Auslande  zwischen 
Rumänen,  oder  zwischen  Rumänen  und  Ausländern  geschlossenen  Ehen 
sind  auch  im  Inlande  rechtsgültig,  wenn  die  Eheschliessung  nach  den  in 
dem  betreffenden  Lande  üblichen  Formen  erfolgt  ist,  und  der  Rumäne 
keiner  der  im  vorhergehenden  Kapitel  (nämlich  bezüglich  des  Alters, 
der  Bigamie,  der  Zustimmung  Dritter,  der  verbotenen  Verwandtschafts- 
grade u.  s.  w.)  enthaltenen  Bestimmungen  zuwidergehandelt  hat." 

Die  Bestimmung  des  Art.  2  Abs.  2  ergiebt,  auf  dem  Wege  der 
Reziprozität,  die  Anwendung  des  Personalstatuts,  oder  besser,  des 
nationalen  Personalstatuts  auch  auf  die  Fremden  in  Rumänien. 

Zum  Art.  152  C.  civ.  ist  zu  bemerken,  dass  der  rumänische  Gesetz- 
geber von  den  nach  dem  entsprechenden  Ai't.  170  des  Code  Napolfeon 
vorgeschriebenen  Verkündigungen  im  Heimathlande  abgesehen  hat,  und 
ebenso  von  der  im  französischen  Art.  171  den  im  Auslande  verehelichten 
Gatten  auferlegten  Pflicht,  bei  der  Rückkehr  in  die  Heünath  die  Ehe 
beim  Standesamt  ihres  Wohnsitzes  einti'agen  zu  lassen. 

Aus  der  Kombination  der  angeführten  Gesetzesstellen  ergiebt  sich 
für  die  Beurtheilung  der  persönlichen  Rechtsfähigkeit  zur  Eheschliessung 
und  für  die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Eheleute  zu  einander 
sowie  bezüglich  des  ehelichen  Güterrechts:  die  Anwendung  des  National- 
statuts, das  durch  das  Territorialstatut  nur  dann  verdrängt  wird,  wenn  es 
sich  um  Landesgesetze  zwingender  Natur  handelt;  während  für  die 
sonstigen  materiellen  Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe  und  die  Form 
der  Eheschliessung  das  Territorialstatut  in  den  Vordergrund  tritt. 

lieber  die  Gültigkeit  der  von  Fremden  in  Rumänien  nur  vor  einem 
fremden  Geistlichen  geschlossenen  Ehe  schwankt  die  Rechtsprechung. 
Nacu  (Nr.  60  S.  312)  erklärt  sich  für  die  Nichtigkeit  derselben,  und  dieser 
Ansicht  ist  entschieden  beizupflichten.  Die  Civilehe  ist  in  Rumänien  obliga- 
torisch. Es  ist  dies  eine  Satzung  zwingender  Natur,  die  auf  rumänischem 
Boden  von  Niemand  umgangen  werden  kann.  Ferner  bedroht  Art.  160 
C.  pen.  (Strafgesetzbuch)  den  Priester,  der  eüie  kii-chliche  Trauung  vornimmt, 
ohne  dass  ihm  die  Bescheinigung  über  die  vorhergegangene  bürgerliche 
Eheschliessung  vorgelegt  wird,   mit   Strafe.     Das  Strafgesetz   aber  ist 
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absolut  territorial,  und  trifft  Jeden,  der  anf  mmänischem  Gebiet  ihm 
zuwiderhandelt,  also  auch  den  fremden  Priester. 

Die  Ehescheidungsklage  Fremder  kann  von  rumänischen  Gerichten 
nur  dann  angenommen  und  abgeurtheilt  werden,  wenn  das  Personalstatut 
derselben  das  Scheidungsrecht  vorsieht.  Kassationshof,  2.  Section  (Senat) 
Nr.  108  V.  18.  November  1883  (Buletin  1883  S.  1114). 

In  Betreff  der  Scheidungsgründe  nehmen  die  rumänischen  Gerichte 
die  im  rumänischen  Gesetze  zugelassenen  an,  wenn  dieselben  auch  im 
Nationalgesetze  der  Gatten  vorgesehen  sind.  Bei  der  übei*aus  elastischen 
Fassung  des  (die  Scheidung  wegen  Kränkungen  u.  s.  w.  zulassenden) 
Art  212  C.  civ.  (Art.  231  C.  Nap.)  wird  das  in  der  Regel  der  Fall  sein,  und 
die  von  den  Gatten  angerufene  Scheidungsursache  des  fremden  Bechts 
auch  im  rumänischen  Text  unterzubringen  sein.  Die  in  dieser  Eichtung 
sich  bewegende  Rechtsprechung  ist  eine  so  konstante,  dass  eine  spezielle 
Anführung  höchstrichterlicher  Erkenntnisse  unnöthig  ist.  Ueberhaupt  ist 
zu  bemerken,  dass  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts, 
und  besonders  in  Ehesachen,  die  rumänische  Jurisprudenz  sich  mit  Vor- 
liebe nach  der  französischen  Doktrin  und  Rechtsprechung  richtet. 

Da  das  rumänische  Recht  das  Verlöbniss  als  Rechtsinstitut  nicht 
kennt,  so  greifen  hier  auch  im  internationalen  Privatrecht  die  allgemeinen 
Regeln  Platz  über  Rückforderung  von  Geschenken,  Kosten  und  Schäden, 
welche  durch  Civildelikt  verursacht  ist.  Anrufung  eines  rumänischen 
Gerichts  aber  zur  Durchführung  eines  in  einem  fremden  Gesetz  etwa 
vorgesehenen  Zwanges  zur  Ehe  auf  Grund  des  Verlöbnisses,  wäre  un- 
zulässig, als  den  rumänischen,  zwingenden  Rechtsgrundsätzen  über  indi- 
viduelle Freiheit  zuwiderlaufend. 
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Andra  OeorgeTitch, 

Kgl.  serbischem  StaAtsminister  a.  D., 
Professor  an  der  Kgl.  Hochschule  in  Belgrad. 
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§1. 

A.  Einleitung.    Quellen.    Literatur. 

a)  Die  Quellen  des  serbischen  Eechts  der  Eheschliessung  und  Ehe- 
scheidung sind: 

1.  Die  Vorschriften  der  §§  60 — 111   des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 

vom  ^^  1844^)  und 

2.  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Kirchenbehörden  vom 
^l'^^  1890  betr.  das  Verfahren  der  geistlichen  Gerichte  bei  Verhand- 
lung und  Entscheidung  von  Ehestreitsachen  (Art.  200 — 223). 

b)  Literatur:  Commentar  zum  Serbischen  Bürgerlichen  Gesetzbuche 

von  Dr.  D.  Matitch.    Belgrad  1861.    3  Bd.  (serbisch). 
Pavlovitsch,  De  la  condition  iuridique  des  ötrangers  en  Serbie, 
in  Clunet,  Journal  du  droit  international  prive,  Bd.  11  (1884) 
S.  Iff.;  von  der  Ehe:  S.  17 ff. 


§2. 

B.  Eheverlöbniss. 

Das  Eheverlöbniss  oder  vorläufige  Versprechen,  einander  zu  ehelichen, 
zieht,  unter  welchen  Bedingungen  oder  Umständen  immer  es  gegeben 
oder  empfangen  worden,  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  zur  Ab- 
schliessung  der  Ehe  selbst  oder  zur  Leistung  des  für  den  Eücktrittsfall 
Bedungenen  nach  sich.  Nur  verbleibt  demjenigen  Theile,  welcher  keine 
gegründete  Ursache  zum  Rücktritte  gegeben  hat,  ein  Anspruch  auf  Eück- 
forderung  der  sog.  Brautgeschenke  (§§  61,  62).*) 

Auf  das  Eheverlöbniss  folgt  die  sog.  Eheprüfung  der  künftigen 
Eheleute  durch  den  Pfarrer  (§  63).  Im  Falle  des  Rücktritts  hat  der 
unschuldige  Theil  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  (Ersatz  des  positiven 
wie  negativen  Schadens,  §§  64,  65).  Sind  beide  Theile  schuldig,  so  trägt 
jeder  Theil  seinen  Schaden  (§  67). 


^)  Eine  französiche  Uebersetzung  findet  sich  bei  A.  de  Saint-Jos^phe:  Con- 
cordance  entre  les  codes  ciyils  etrangers  et  le  Code  Napoleon,  Paris,  1856,  2  ed. 
tome  m  p.  447—493. 

*)  Die  §§  ohne  Zusatz  beziehen  sich  auf  das  bürg.  Gesetzbuch. 
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C.  Eheschliessung. 

I.  Materielle  Voraussetzungen  der  Willenserklärung: 

1.  Persönliche  Ehefähigkeit  Die  allgemeine  unbeschränkte 
Geschäftsfähigkeit  tritt  mit  der  Vollendung  des  21.  Lebensjahrs  und  die 
Ehemündigkeit  mit  dem  vollendeten  17.  Lebensjahre  für  männliche,  mit 
dem  15.  Lebensjahre  für  weibliche  Personen  ein  (§  69  b);  der  Bischof 
ist  befugt,  die  Eheschliessung  von  Männern,  welche  das  15.  und  von 
Frauen,  welche  das  13.  Lebensjahr  vollendet  haben,  zu  bewilligen. 

Minderjährige  und  solche  Grossjährige,  welche  aus  irgend  einem 
Grunde  für  sich  allein  keine  gültige  Verbindlichkeit  eingehen  können^ 
sind  unfähig,  ohne  Einwilligung  ihres  ehelichen  Vaters  sich  rechtsgültig 
zu  verehelichen.  Ist  der  Vater  nicht  mehr  am  Leben  oder  zur  Ver- 
tretung unfähig,  so  ist  neben  der  Erklärung  des  Vormundes  auch  die  Ein- 
willigung des  Vormundschaftsrichters  erforderlich  (§  69  c  B.G.B.  und 
Art.  75,  2  des  Vormundschaftsgesetzes  vom  25.  Oktober  1872).  Minder- 
jährige, welche  das  18.  Lebensjahr  überschritten  haben  —  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts  —  können  auch  ohne  die  erwähnte  Einwilligung 
sich  gültig  verehelichen  (§§  69  c,  73  und  150  B.G.B.). 

2.  Besondere  Willensmängel: 

a)  Geisteskrankheit.  Bevormundete  wie  nicht  bevormundete 
Geisteskranke  sind  unfähig,  eine  Ehe  einzugehen.  Die  mit  einem  Greistes- 
kranken  geschlossene  Ehe  ist  absolut  nichtig  (§§  69  c,  74  und  93  Ziff.  3). 

b)  Betrug.  Der  Betrogene  (arglistig  Getäuschte)  ist  berechtigt, 
die  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  zu  beantragen,  jedoch  muss  er  sofort 
diesen  Antrag  stellen  (§§  69g,  77,  93  Ziff.  6). 

c)  Zwang.  Eine  durch  widerrechtliche  Drohung  (unüberwindliche 
Furcht)  veranlasste  Eheschliessung  ist  nichtig.  Die  Ehe  kann  angefochten 
werden  von  dem  zur  Eingehung  der  Ehe  gezwungenen  Ehegatten  oder 
dessen  nächsten  Verwandten  (§§  69  f,  76,  93  Ziff.  5). 

n.  Ehehindernisse  und  Eheverbote. 
Ehehindernisse  sind: 

1.  Vor  der  Eheschliessung  vorhandenes  dauerndes  (unheilbares) 
Unvermögen  zur  Leistung  der  ehelichen  Pflicht.  Zeitweiliges  und 
nachfolgendes  Unvermögen  bildet  kein  Ehehindemiss  (§  69  d;  §  75).  Zur 
Anfechtung  der  Ehe  ist  der  andere  Ehegatte  berechtigt. 

2.  Eine  bereits  bestehende  gültige  Ehe  (§  69a).  Die  Ehe 
wird  für  ungültig  erklärt.  Der  unschuldige  Theil  erhält  vollständige 
Entschädigung  für  Kosten  und  Ehrverietzung  (§§  71,  93  Ziff.  1). 

3.  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekenntnisses  (disparitas 
cultus).  Die  Ehe  zwischen  Christen  und  NichtChristen  ist  unzulässig 
(§  69  i).    Die  Ehe  ist  nichtig  (§§  79,  93  Ziff.  8). 
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4.  Verwandtschaft  in  der  geraden  Linie  ohne  Unterschied  des 
Grades,  in  der  Seitenlinie  bis  zum  8.  Grade  einschliesslich.^)  Verwandte 
im  7.  Grade  können  mit  bischöflichem  Dispens  eine  Ehe  eingehen.  Die 
Ehe  zwischen  Personen,  welche  in  einem  verbotenen  Verwandschafts- 
grade stehen,  ist  nichtig,  wenn  sie  nicht  durch  bischöflichen  Dispens  in 
Gültigkeit  erhalten  wird.  —  Geistliche  Verwandtschaft  (cognatio 
spiritualis)  besteht  zwischen  dem  Taufpathen  und  seinem  Täufling,  dessen 
Eltern,  Brüdern  und  seiner  Deszendenz.  Die  Ehe  zwischen  solchen 
Personen  ist  in  grader  Linie  —  ohne  Unterschied  des  Grades  —  ver- 
boten. —  Schwägerschaft  wird  der  Blutsverwandtschaft  gleich  ge- 
achtet. Bis  zum  5.  Grade  bildet  sie  ein  Ehehindemiss.  Ln  6.  und  7. 
Grade  wird  sie  zuweilen  gestattet;  im  8.  Grade  ist  sie  kein  Ehehinder- 
niss  mehr. 

5.  Gattenmord  (conjugicidium).  Die  Ehe  zwischen  Personen,  von 
denen  die  eine  dem  Gatten  der  andern  nach  dem  Leben  getrachtet  hat, 
wird  für  nichtig  erklärt,  gleichviel  ob  die  Ehe  vor  oder  nach  Publizirung 
des  dieserhalb  ergangenen  Urtheils  geschlossen  worden  ist  (§  69  1  und 
§  93  Ziff.  10). 

6.  Entführung  (raptus).  Nichtig  ist  die  mit  einem  entführten  und 
nicht  in  Freiheit  gesetzten  Mädchen  geschlossene  Ehe  (§  76).  Berechtigt 
zur  Anfechtung  der  Ehe  sind:  die  Entführte  oder  ihre  nächsten  Anver- 
wandten (§93  Ziff.  5).  Der  amtshandelnde  Geistliche,  die  Trauzeugen 
und  Entführer  sind  strafrechtlich  haftbar  (§  138  St.G.B.). 

7.  Strafrechtliche  Verurtheilung.  Die  mit  einer  zu  Zuchthaus 
oder  Kerker  verurtheilten  Person  während  der  Strafdauer  eingegangene 
Ehe  wird  auf  Anti  ag  des  andern  Theils  gelöst.  Der  unschuldige  Ehe- 
gatte hat  auch  Anspruch  auf  Entschädigung.  Der  Geistliche  ist  nach 
dem  Strafgesetz  verantwortlich  (§  69  h;  §§  78,  93  Ziff.  7).  Ebenso 
kann  der  unschuldige  Gatte  die  Scheidung  verlangen,  wenn  der  andere 
Theil  das  Verbrechen  vor  der  Eheschliessung  begangen  hat  und  nach 
derselben  zu  Zuchthaus  oder  Kerker  verurtheilt  worden  ist  (§  93  Ziff.  7, 
Absatz  2). 

8.  Ehebruch  (adulterium).  Nichtig  ist  die  Ehe  zwischen  Personen, 
welche  wegen  eines  mit  einander  verübten  Ehebruchs  verurtheilt  worden 
sind  (§  69  Ziff.  6,  §  81). 

Eheverbote: 

a)  Nach  dem  Gesetz  betr.  die  Eheschliessungen  der  Offiziere,  Unter- 
offiziere, Feldwebel  und  Gemeinen  v.  24.  Dezember  1901  (Amtsblatt 
V.  1.  Januar  1902)  muss  jeder  Offizier  eine  vorgängige  Erlaubniss  zur 
Eheschliessung  vom  Kriegsminister,  und  die  Unteroffiziere  vom  Komman- 


')  Nämlich  nach  cmlrechtlicher  Gradberechnang,  wobei  die  Entfernung  Tom 
gemeinsamen  parens  nach  Generationen  auf  beiden  Seiten  zusammengezählt  wird, 
ini  Gegensatz  zur  kanonischen  Berechnung  (c.  2  C.  85  qu.  5),  welche  nur  die  einseitige 
Entfernung  in  Betracht  zieht.  Die  civilrechtliche  Gradberechnung  entspricht  dem 
orientalischen  Kirohenrecht.  Zhishman,  Eherecht  der  orientalischen  Kirche  (Wien  1864), 
S.  218  ff. 
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danten  der  aktiven  Armee  einholen.  Leutnants  können  sich  überhaupt 
nicht  verehelichen.  Oberleutnants  können  heirathen,  wenn  sie  einen 
Sj&hrigen  OtEiziersdienst  hinter  sich  haben  und  nachweisen,  dass  sie 
10000  Francs  zinstragend  bei  dem  Landeshypothekeninstitut  (Uprawa 
f ondowa)  angelegt,  oder  ihr  Leben  in  gleicher  Höhe  bei  einer  inländischen 
Versicherungsgesellschaft  versichert,  auch  dass  sie  keine  Schulden  auf 
ihrem  Gehalt  haben.  Diese  Vorschrift  findet  auf  Leutnants  des  Auditoriats 
und  der  Sanität  keine  Anwendung. 

Vom  Hauptmann  U.  Klasse  aufwärts  dürfen  Offiziere  sich  verehe- 
lichen, aber  auch  sie  müssen  die  Bewilligung  des  Eriegsministers  zur 
Eheschliessung  mit  einer  bestimmten  Person  nachsuchen. 

Wer  obigen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  geht  seiner  Offizierscharge 
verlustig. 

Feldwebel,  welche  5  Jahre  in  diesem  Dienste  verbracht  haben, 
können  sich  verehelichen,  jedoch  müssen  sie  beim  Kommando  der  aktiven 
Armee  um  die  Genehmigung  der  von  ihnen  getroffenen  Wahl  der  Ehe- 
frau einkommen.  Verheirathete  Unteroffiziere  können  nicht  zu  Leutnants 
avanciren. 

Feldwebeln,  Gefreiten  und  Gemeinen  ist  die  Eingehung  einer  Elhe, 
solange  sie  im  stehenden  Kadre  dienen,  verboten. 

b)  Verbot  der  Wiederverheirathung  für  eine  geschiedene  Frau  vor 
Ablauf  von  9  Monaten  seit  der  Scheidung.  Wenn  sie  durch  Sachver- 
ständigen-Gutachten (welches  vom  Ortsvorstande  und  vom  Geistlichen 
aufgenommen  und  vom  letzteren  verwahrt  wird)  nachweist,  dass  sie 
nicht  schwanger  ist,  so  kann  sie  sich  auch  nach  6  Monaten  wiederver- 
heirathen.  Jedoch  geht  sie  durch  eine  vor  9  Monaten  erfolgte  Wieder- 
verheirathung aller  der  Vortheile  verlustig,  welche  ihr  sonst  von  ihrem 
früheren  Ehemanne  etwa  zufliessen  würden.  —  Auch  eine  Wittwe  darf 
vor  Ablauf  von  9  Monaten  vom  Tode  des  Mannes  nur  nach  ent^ 
sprechendem  Nachweis  zu  einer  neuen  Ehe  schreiten. 

c)  Ueber  richterliche  Verbote  der  Wiederverheirathung  im  Falle  der 
Elhescheidung  siehe  unten  S.  895  zu  4. 

Dispensation  von  Ehehindernissen  kann  der  Bischof  gewähren. 
Welche  Hindemisse  auflöslich  und  welche  unauflöslich  seien,  ist  nicht 
bestimmt;  dies  ist  dem  kanonischen  Rechte  überlassen.  Bezüglich  der 
Verwandtschaft  siehe  oben  S.  887  zu  4;  über  Dispensation  vom  Aufgebot 
unten  S.  889. 

in.  Form  der  Eheschliessung. 

Die  Ehe  wird  geschlossen  durch  die  vom  Geistlichen  nach  den  Vor- 
schriften der  griechisch-orientalischen  Kirche  *)  in  Gegenwart  von  2  oder 
3  Zeugen  (§  60)  vorgenommene  Trauung.  In  Serbien  gilt  also  nur  die 
kirchliche  Eheschliessung. 


^)  Christen  anderer  Konfession  schliessen  die  Ehe  vor  ihrem  Geistlichen,  desgleichen 
Nichtchrisien  nach  den  Vorschriften  ihrer  Religion,  während  £hen  zwischen  Christen  und 
NichtChristen  überhaupt  nicht  zulässig  und  nichtig  sind  (oben  S.  886).  PavlovitschS.  18. 
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Vor  der  Trauung  ist  der  Parochialgeistliche  verpflichtet,  an  drei 
aufemander  folgenden  Feiertagen  das  Aufgebot  vorzunehmen,  d.  i.  die 
Namen  der  Verlobten  zu  verkünden,  wenn  dieselben  nicht  von  ihrem 
Bischof  den  Dispens  vom  Aufgebot  erhalten  haben  (§  83).  Gemäss 
Entscheidung  der  Bischof-Synode  vom  29.  Oktober  1884  können  die 
Geistlichen  das  Aufgebot  in  der  Kirche  bei  jedem  Gottesdienst  vor- 
nehmen, sobald  Andächtige  in  der  Kirche  zugegen  sind  (Sammlung  der 
Regulative  und  Beschlüsse  der  Bischofsynode  S.  226).  Haben  die  Ver- 
lobten ihren  ordentlichen  Wohnsitz  nicht  in  der  Parochie,  so  darf  das 
Aufgebot  nur  nach  Vorlegung  der  nöthigen  Civilstandsurkunden  erfolgen;^) 
erst  dann  hat  die  Kirchenbehörde  über  die  Ern^ächtigung  zur  Ehe- 
schliessung zu  befinden  (§  84). 

Jeder,  dem  ein  Ehehindemiss  bekannt  ist,  hat  die  Verpflichtung, 
dies  dem  Geistlichen  ohne  Verzug  anzuzeigen  (§  85).  Wenn  der  Geistliche 
von  einem  Ehehindemisse  Kenntniss  erhalten  sollte,  so  hat  er  den  Fall 
seiner  geistlichen  Behörde,  nämlich  dem  Erzpriester  des  betreffenden 
Kreises,  und  dieser  dem  Bischof  vorzulegen  (§  86). 

Wenn  ein  Geistlicher  das  Aufgebot  unterlässt,  ohne  dass  ein  bischöf- 
licher Dispens  ertheilt  worden,  und  nach  der  Trauung  Hindemisse  zu 
Tage  treten,  die  nicht  zu  beseitigen  sind,  so  wird  die  Ehe  für  nichtig 
erklärt  und  der  Geistliche  criminaliter  bestraft  (§  141  Ziff.  1  Str.G^.), 
desgleichen  die  Verlobten  und  Zeugen,  wenn  sie  um  dieses  Hindemiss 
gewusst  haben.  Wenn  das  geistliche  Gericht  befindet,  dass  das  Hindemiss 
auflösbar  sei,  so  bleibt  die  Ehe  nach  Ertheilung  des  bischöflichen  Segens 
in  Kraft,  der  schuldige  Theil  aber  wird  kriminell  bestraft  (§  90). 

Die  Ehe  ist  perfekt  durch  den  Sprach  des  Priesters. 

Nach  der  Trauung  ist  der  Geistliche  verpflichtet,  jede  Eheschliessung 
in  das  Eheregister  einzutragen  und  dabei  zu  vermerken,  ob  dies  die 
erste  oder  wievielte  Ehe  eines  jeden  Theiles  sei  (§  92). 

Eine  Ehe  zwischen  serbischen  Bärgera,  von  denen  auch  nur  der 
eine  Theil  der  griechisch-orientalischen  Konfession  angehört,  ist  erst  dann 
vollgültig,  wenn  sie  vom  zuständigen  orthodoxen  Priester  eingesegnet 
und  in  das  Trauregister  eingestragen  worden  ist.  Die  dieser  Ehe  ent- 
sprossenen Kinder  sind  in  der  orthodoxen  Kirche  zu  taufen  und  in  das 
Taufregister  einzutragen  (Gesetzgeb.  Beschluss  vom  9.  September  1853, 
Sammlung  VII,  S.  80). 

§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

I.  Im  Allgemeinen.  Die  Eheleute  haben  gegen  einander  Ansprach 
auf  ausschliessliche  Geschlechtsgemeinschaft,  auf  Beistand  und  anständige 


')  Insbesondere  sind  Taufschein  und  Urkunde  über  den  Tod  des  früheren  Gatten, 
eventuell  eine  Bescheinigung  der  Heimathbehörde  oder  dreier  angesehener,  angesessener 
Bürger  beizubringen;  im  letzteren  Falle  muss  die  Bescheinigung  vom  Heimathpfarrer 
legalisirt  sein.    Pavlovitsch  S.  20. 
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Behandlung  (§  108)  sowie  auf  Wohnnngs-  und  Haushaltungs-Gemeinschaft 
(^unzertrennliche  Lebensgemeinschaft^,  §§  60  und  110). 

„Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Familie  und  als  solchem  steht  ihm 
vorzüglich  das  Recht  zu,  das  Hauswesen  zu  leiten;  es  liegt  ihm  aber 
auch  die  Verpflichtung  ob,  der  Ehegattin  nach  seinem  Vermein  den 
anständigen  Unterhalt  zu  verschaffen  und  sie  in  allen  Vorfällen  zu  ver- 
treten" (§  109). 

In  Ansehung  der  Handlungsfähigkeit  ist  die  Ehefrau  dem  Minder- 
jährigen gleichgestellt  (§  920). 

Eine  Ausländerin,  welche  mit  einem  serbischen  Bürger  verheirathet 
ist,  erlangt  durch  die  blosse  Verheirathung  schon  alle  Rechte  eines 
serbischen  Bürgers,  und  umgekehrt  geht  die  mit  einem  fremdländischen 
Unterthanen  verehelichte  Serbin  aller  aus  dem  serbischen  Bürgerrechte 
fliessenden  Befugnisse  verlustig;  beides  unter  Voraussetzung  der  Rezi- 
prozität im  Auslandsstaate  für  analoge  Fälle  (§  48). 

Für  die  Ehefrau  ist  zuständig  das  Gericht  ihres  Ehemannes.  Das- 
selbe gilt  für  die  Wittwe,  solange  sie  nicht  ihren  Wohnsitz  gänzlich 
verändert.  Lebt  jedoch  die  Ehefrau  dauernd  von  dem  Wohnorte  des 
Ehemanns  entfernt,  als  Lehrerin,  Künstlerin  u.  dgl,  so  kann  gegen  sie 
auch  bei  dem  Gerichte  ihres  Auf enthaltsorts  geklagt  werden  (§91C.P.O.). 

IL  Hinsichtlich  des  Vermögens. 

1.  Gesetzliches  Güterrecht. 

Indem  der  Gesetzgeber  den  Ehegatten  volle  Freiheit  lässt,  selber 
durch  Eheverträge  ihre  vermögensrechtlichen  Beziehungen  zu  regeln, 
vermerkt  er  besondei-s  und  sanktionirt  folgende  vermögensrechtliche 
Wirkungen  der  Ehe: 

a)  Unterhaltspflicht  des  Mannes  (§  109).  Der  Umfang  dieser 
Pflicht  richtet  sich  nach  der  gesellschaftlichen  Stellung  und  der  Veimögens- 
lage  des  Mannes. 

b)  Hausleitungsrecht  des  Ehemanns.  Der  Ehemann  ist  berechtigt, 
den  Haushaltungsplan,  insbesondere  die  Hausordnung  zu  bestimmen,  ihre 
Durchführung  zu  überwachen  und  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Gewalt 
nöthigenf alls  zu  erzwingen.  Die  Ehefrau  ist  gesetzlich,  und  darum  ohne 
Anspruch  auf  Entgelt,  verpflichtet,  bei  jener  Durchführung,  sowie  beim 
Erwerb  nach  Möglichkeit  selbstthätig  mitzuwirken  (§  110). 

c)  Das  gesetzliche  Verwaltungs-  und  Vertretungsrecht  des 
Mannes.  Dem  Manne  steht  am  Paraphernalgüte  der  Frau  ein  jeder 
Zeit  behebbares,  also  blos  prekäres,  gesetzliches  Verwaltungsrecht  zu. 
Er  haftet  nur  für  die  Integrität  der  Substanz  des  verwalteten  Ver- 
mögens, nicht  auch  für  dessen  Ertrag  oder  Nutzungen.  In  Ermangelung 
einer  entgegenstehenden  Verabredung  ist  nämlich  der  Mann  von  der 
Rechnungslegung  über  die  während  der  Verwaltung  gezogenen  Nutzungen 
befreit.  Er  hat  somit  auch  ein  prekäres  Nutzniessungsrecht 
ohne  Anspmch  auf  Ersatz  der  Verwaltungskosten.  Innerhalb  der  Grenzen 
dieser  gesetzlichen  Verwaltungsbefugniss  steht  dem  Manne  auch  das, 
gleichfalls   prekäre,   gesetzliche  Recht   zu,   die  Frau   in  allen  zur 
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Verwaltung    ihrer    paraphemalen    Güter    gehörenden    Angelegenheiten 
gerichtlich  wie  aussergerichtlich  zu  vertreten  (§  771). 

d)  Die  Frau  hat  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  das  Recht  der 
Wittwennutzniessung  am  Vermögen  des  Mannes.  Wenn  die  Wittwe 
über  die  Nutzniessung  des  ehemännlichen  Vermögens  sich  nicht  sollte 
einigen  können  mit  den  männlichen  bezw.  weiblichen  Kindern  oder  den 
Eltern  des  Mannes  oder  dessen  Geschwistern,  welche  auch  bei  Lebzeiten 
des  Mannes  gemeinsam  die  Nutzniessung  des  Vermögens  hatten,  und 
wenn  in  Folge  dessen  die  Wittwe  oder  die  Ei-ben  eine  Theilung  der 
Verlassenschaft  beantragen:  so  gebühit  in  diesem  Falle  der  Wittwe  ein 
gleicher  Antheil  zur  Nutzniessung,  der  dann  nach  ihrem  Tode  oder 
ihrer  Wiederverheirathung  wieder  an  die  Erben  fällt  (§§  413  und  414). 
Mit  Rücksicht  auf  dieses  Niessbrauchsrecht  steht  der  Wittwe  eine  still- 
schweigende (Legal-)  Hypothek  an  der  Verlassenschaft  ihres  Mannes  zu 
(Gesetzgeb.  Beschluss  vom  17.  April  1858,  Gesetz-Sammlung  XI,  S.  65). 
Wenn  jedoch  Erben  des  Ehemannes  —  wie  die  oben  erwähnten  —  nicht 
vorhanden  sind  und  der  Mann  ohne  Testament  verstorben  ist:  so  ver- 
bleibt die  Wittwe  im  Genuss  der  gesammten  Verlassenschaft  bis  zu 
ihiem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheirathung. 

e)  Anfechtungsrecht  der  Gläubiger.  Den  Gefahren,  welche 
die  Ehe  schon  ihrer  Natur  nach  füi-  die  Gläubiger  der  Gatten  nach  sich 
zieht,  sucht  das  serbische  Recht  auch  dadurch  zu  begegnen,  dass  es  den 
Gläubigem  ein  Anfechtungsrecht  gewissen  Rechtsakten  der  Gatten  gegen- 
über zuerkennt.  So  können  nach  §  303  a  B.G.B.  die  Gläubiger  die 
Ungültigkeitserklärung  jeder  Uebertragung  von  Rechten  oder  jeder  Ueber- 
nahme  der  Schuld  zwischen  Ehegatten  verlangen.  Aber  die  Uebertragung 
oder  Uebernahme  ist  gültig,  wenn  die  Ehegatten  dieselbe  dreimal  im 
Amtsblatt  veröffentlicht  haben,  ohne  dass  ein  Gläubiger  binnen  6  Wochen 
vom  Tage  der  letzten  Veröffentlichung  Protest  dagegen   erhoben   hat. 

2.  Gewillkürtes  Güterrecht  (Ehepakte). 

Ehepakte  sind  die  zwischen  Ehegatten  oder  Verlobten  oder  von 
ihnen  mit  dritten  Personen  in  Absicht  auf  die  eheliche  Verbindung 
geschlossenen  Verträge,  welche  die  Regelung  der  Vermögens- 
verhältnisse der  Gatten  zum  Gegenstande  haben.  Für  die  Gültigkeit 
dieser  Verträge  gelten,  was  die  Form  und  die  Beweismittel  anbelangt, 
dieselben  Vorschriften  wie  für  gewöhnliche  Verträge. 

Gegenstand  dieser  Verträge  kann  sein: 

a)  das  Heirathsgut  (dos).  Es  gilt  hier  die  Regel:  der  Mann  ist 
während  der  Dauer  der  Ehe  nur  Nutzniesserdes  Heir athsguts ;  das  Eigen- 
thum  daran  steht  der  Frau  oder  dem  Besteller  einer  dos  recepticia  zu.  Dieser 
Grundsatz  findet  namentlich  Anwendung  auf  Immobilien,  unverbrauchbare 
und  nicht  vertretbare  Mobilien  und  auf  Rechte,  die  einen  dauernden 
Ertrag  abwerfen  (§  767).  Der  ususfructus  des  Mannes  an  der  dos  und 
ihrem  Zuwachse  unterliegt  keinen  besondem  Normen.  Ausnahmsweise 
steht  dem  Manne  die  dos  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  (§  766)  zu 
vollem  Rechte  (Eigenthum)  zu,  wenn  baares  Geld  und  andere  ver- 
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brauchbare   oder  vertretbare   Sachen,   wie   abgetretene  Schuld- 
forderangen, Dotalobjekte  sind. 

b)  Widerlage  ist  die  der  Frau  für  den  Fall  ihres  Ueberlebens 
ausgesetzte  Versorgung,  welche  ihr  unter  dem  Titel  einer  Vermehrung 
ihres  Heirathsgutes  von  dem  Ehemanne  oder  einem  Dritten  zu- 
gewendet wird  (§  769). 

c)  Wittwengehalt.  Darunter  ist  der  Unterhalt  zu  verstehen, 
welcher  der  Frau  für  den  Fall  und  die  Dauer  ihres  Wittwenstandes 
zugewendet  wird  (§  774). 

d)  Morgen  gäbe  ist  eine  Schenkung,  welche  der  Mann  der  Frau 
am  ersten  Morgen  macht  oder  nur  verspricht,  als  Zeichen  der  Liebe 
und  des  Dankes  für  ihre  Hingabe.  Nur  in  dem  Falle,  dass  die  Frau 
den  Mann  verlässt  oder  durch  ihre  eigene  Schuld  von  ihm  geschieden 
wird,  verliert  sie  ein  derartiges  Geschenk  (§  773). 

Widerlage,  Wittwengehalt  und  Morgengabe  sind  dem  österreichischen 
Recht  entlehnte,  in  Serbien  praktisch  kaum  vorkommende  Institute. 

e)  Die  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  ist  immer  nur  eine 
vertragsmässige.  Im  Zweifel  ist  sie  eine  Gemeinschaft  auf  den 
Todesfall.  Im  Falle  des  Ablebens  eines  Ehegatten  wird  das  gemeinschaft- 
liche Gut  zwischen  dem  andern  Ehegatten  und  den  Ei'ben  des  Verstorbenen 
zu  gleichen  Theilen  getheilt.  Diese  Theilung  des  gemeinschaftlichen 
Vermögens  tritt  auch  ein,  wenn  ein  Ehegatte  in  Konkurs  verfällt  sowie 
im  Falle  der  Ehescheidung  (§§  786,  787). 

f)  Für  Geschenke  zwischen  Ehegatten  giebt  es  keine  besondem 
Vorschriften;  nur  gilt  Alles,  was  der  Mann  während  der  Ehe  an  Schmuck 
und  Kostbarkeiten  seiner  Frau  giebt,  im  Zweifel  als  ihr  geschenkt  (§  777). 

g)  Ehegatten  sind  berechtigt,  ein  gemeinschaftliches  Testament 
zu  Gunsten  eines  von  ihnen  oder  eines  Dritten  zu  errichten.  Sie  können 
auch  einseitig  dieses  Testament  widerrufen  (§§  779,  780).  Ein  Verti-ag 
für  den  Todesfall  jedoch,  wodurch  Ehegatten  sich  gegenseitig  ihr  Ver- 
mögen vermachen,  kann  nicht  einseitig  widerrufen  werden  (§  781). 

ni.  Hinsichtlich  der  Kinder. 

a)  Die  Eheschliessung  bewirkt  ipso  jure  die  Legitimation  unehelicher 
Kinder^  (§  134  Ziff.  2). 

b)  Die  Eltern  sind  in  gleicher  Weise  verpflichtet,  für  den  Unterhalt, 
die  Pflege  und  Erziehung  ihrer  Kinder  Sorge  zu  tragen  und  sie  für  eine 
selbständige  bürgerliche  Lebensführung  vorzubereiten  (§  115). 

Im  Falle  einer  Ehescheidung  verbleiben  die  Kinder  männlichen 
Geschlechts  bis  zum  vollendeten  4.  und  die  Kinder  weiblichen  Geschlechts 
bis  zum  vollendeten  7.  Lebensjahre  unter  mütterlicher  Obhut,  und  so- 
dann unter  väterlicher,  wenn  nicht  die  Ehegatten  in  anderer  Weise 
sich  darüber  geeinigt  haben  oder  der  Vormundschaftsrichter  mit  Rück- 
sicht auf  das  Interesse  der  Kinder  etwas  Anderes  bestimmt  (§  118). 
Wenn  Vater  und  Mutter  nicht  im  Stande  sind,  die  Kinder  zu  erhalten, 
so  geht  die  Verpflichtung  hierzu   auf  den  Grossvater  und  die  Gross- 
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mutter  väterlicherseits  über,  sodann  auf  die  Oheime,  und  demnächst  auf 
die  Grosseltem  und  die  Oheime  mütterlicherseits  (§  119). 

c)  Das  Vermögen,  welches  das  Kind  durch  seine  Arbeit  oder  durch 
Geschenke  oder  in  irgend  einer  andern  Weise  erwirbt,  gilt  als  sein 
Eigenthum.  Jedoch  steht  dasselbe  bis  zur  Grossjährigkeit  des  Kindes 
unter  der  Verwaltung  des  Vaters,  welcher  befugt  ist,  die  Erträgnisse 
desselben  zur  Erziehung  des  Kindes  zu  verwenden,  aber  die  Substanz 
zu  erhalten  verpflichtet  ist,  ausgenommen  den  Fall,  wenn  der  Verbrauch 
der  Substanz  nothwendig  ist  zur  Versorgung  des  Kindes  und  der  Vor- 
mundschaftsrichter diese  Verwendung  genehmigt  (§  122).  Der  Vormund- 
schaftsrichter ist  befugt,  dem  Vater  die  Verwaltung  des  Vermögens  zu 
entziehen,  wenn  er  dazu  triftige  Gründe  hat  (Art.  158  der  Vormund- 
schaftsordnung). Eheverträge,  welche  zum  Nachtheile  der  Rechte  der 
Kinder  geschlossen  sind,  sind  ungültig  (§  788). 


§  5- 

E.  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe. 

Die  ungeachtet  des  Vorliegens  eines  Ehehindemisses  abgeschlossene 
Ehe  ist  nichtig,  gleichviel  ob  die  Scheingatten  von  dem  Hindemisse 
wussten  oder  nicht.  Selbst  in  Betreff  des  Kindes  ist  die  schuldlose 
Unwissenheit  von  keiner  Bedeutung  (also  keine  Putativehe).  Doch  darf 
die  nichtige  Ehe  nicht  eigenmächtig  als  nichtig  behandelt,  sondern  muss 
gerichtlich  dafür  erklärt  werden. 

Die  Nichtigkeit  der  Ehe  ist  eine  absolute  oder  relative,  je  nach- 
dem   die   Ehehindemisse    öffentlichen    oder    privaten   Rechts   sind. 

Absolute  Nichtigkeit  der  Ehe  aus  §  93  B.G.  liegt  vor,  wenn 
folgende  Hindernisse  bestehen:  Eheband,  Verwandtschaft  und  Schwäger- 
schaft, ßeligionsverschiedenheit,  Impubertät  (nicht  vollendetes  16.  bezw. 
13.  Lebensjahr)  und  Verurtheilung  wegen  Theilnahme  an  einem  gegen 
das  Leben  des  früheren  Gatten  gerichteten  Angriffe.  In  diesen  Fällen 
ist  das  Nullitätsverfahren  von  Amtswegen  einzuleiten. 

Die  Anfechtung  der  absolut  nichtigen  Ehe  durch  die  Scheingatten 
unterliegt  keiner  Verjährung  und  ist  nicht  von  der  Schuldlosigkeit 
abhängig.  Die  Untersuchung  der  Nichtigkeit  einer  durch  Tod  oder  Trennung 
bereits  aufgelösten  absolut  nichtigen  Ehe  muss,  falls  die  Gültigkeitsfrage 
präjudizielle  Bedeutung  besitzt,  auf  Verlangen  von  Privatinteressenten  oder 
einer  Behörde  eingeleitet  werden. 

Die  sonstigen  Ehehindemisse  machen  eine  Ehe  relativ  nichtig  (an- 
fechtbar, bestreitbar).  Das  Bestreitungsrecht  steht  zu:  den  Ehegatten, 
unter  der  Voraussetzung  ihrer  Schuldlosigkeit,  und  dritten  Personen, 
welche  durch  die  Eheschliessung  in  ihren  Rechten  geki'änkt  sind,  d.  h. 
gesetzlichen  Vertretern  der  Minderjährigen  oder  Pflegebefohlenen,  wie 
dem  Vormundschaftsrichter.  Das  Bestreitungsrecht  entfällt:  1.  durch 
Willenserklärung  der  Berechtigten,  nämlich  durch  deren  Verzicht  bezw. 
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Genehmigung  der  Ehe.  2.  Unabhängig  vom  Willen  des  Berechtigten: 
wenn  letzterer  nach  erlangter  Kenntniss  des  UngQltigkeitsgnmdes  oder 
doch  wenigstens  nach  dem  Aufhören  des  Zwanges  die  Ehe  fortsetzt; 
durch  Aufhören  des  das  Bestreitungsrecht  begründenden  Abhängigkeits- 
verhältnisses des  Eheschliessenden,  z.  B.  der  väterlichen  Gewalt  oder  der 
Vormundschaft;  durch  Wegfall  des  Bestreitungsberechtigten  (also  Sukzession 
in  das  Bestreitungsrecht  ist  ausgeschlossen)  un^  durch  die  dreijährige 
Verjährung  der  Nullitätsklage  (§  939). 

Wenn  eine  Ehe  gerichtlich  annullirt  oder  geschieden  wird,  so  wird 
dadurch  auch  der  für  den  Todesfall  geschlossene  Ehevertrag  aufgehoben 
und  bezüglich  der  Güter  der  Eheleute  erfolgt  eine  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  (§  787  B.G.). 

Die  in  einer  nichtigen  Ehe  geborenen  Kinder  werden  als  illegitim 
betrachtet;  aber  die  Eltern  sind  verpflichtet,  ihnen  den  Unterhalt  zu 
gewähren. 

§  6. 

F.  Ehetrennung  und  Scheidung  von  Tisch 

und  Bett. 

1.  Ehetrennung,  als  die  gänzliche  Auflösung  einer  gültigen 
Ehe,  ist  bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  zulässig  aus  folgenden  Gründen: 

a)  erwiesener  Ehebruch  (§  94  Ziff.  1); 

b)  Mordanschläge  gegen  den  Ehegatten  und  die  Anwendung  grau- 
samer und  tödtlicher  Mittel  gegen  sein  Leben;  dem  steht  es  gleich,  wenn 
ein  Ehegatte  von  meuchlerischen  Anschlägen  eines  Dritten  gegen  den 
andern  Ehegatten  gewusst  und  dieselben  nicht  enthüllt  hat  (§  94  Ziff.  2); 

c)  ein  von  einem  Ehegatten  begangenes  Verbrechen,  wegen  dessen 
er  vom  Gericht  zu  einer  8  Jahre  Zuchthaus  oder  Kerker  übersteigenden 
Strafe  verurtheilt  worden  ist,  wenn  der  unschuldige  Theil  während  der 
Dauer  der  Strafe  die  Scheidung  verlangt;  beantragt  er  sie  nicht  während 
dieser  Zeit,  so  bleibt  die  Ehe  in  Kraft  (§  94  Ziff.  3). 

d)  Wenn  ein  Theü  von  der  christlichen  Eeligion  abfäUt  (§  94  Ziff.  4), 

e)  Unbekannte  oder  böswillige  Abwesenheit  (§  94  Ziff.  5).  Wenn 
ein  Ehegatte  verschwunden  ist  und  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  er 
in  böser  Absicht  den  andern  Theil  verlassen  hat,  so  kann  der  ver- 
lassene Gatte  nach  Ablauf  von  6  Jahren  die  Scheidung  verlangen. 
Wenn  der  verschwundene  Gatte  nicht  binnen  der  ihm  belassenen  Frist 
von  einem  Jahre  sich  beim  Geistlichen  Gericht  melden  sollte,  so 
wird  dasselbe  die  Ehescheidung  ausspr.echen  und  dem  verlassenöi  Gatten 
die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  gestatten.  Falls  aber  der  verschollene 
Ehegatte  hinterher  dennoch  zum  Vorschein  kommen  sollte,  so  kann  er 
die  Erneuerung  der  ersten  Ehe  verlangen,  andernfalls  erhält  er  seiner- 
seits die  Erlaubniss  zur  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  (§  95).  Wenn 
femer  ein  Ehegatte  ohne  Wissen  der  Behörden  aus  dem  Lande  entflohen 
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ist,  oder  wenn  hinlänglicher  Grund  zur  Annahme  vorhanden  ist,  dass 
der  verschwundene  Ehegatte  absichtlich  den  andern  Theil  im  Stich 
gelassen  und  sich  entfernt  hat;  so  kann  der  zurückgebliebene  Theil  — 
im  ersteren  Falle  nach  Ablauf  von  4  Jahren  und  im  2.  Falle  nach 
Ablauf  von  3  Jahren  seit  dem  Zeitpunkte  der  Entfernung  des  andern 
Theils  —  die  Scheidung  der  Ehe  verlangen.  Wenn  später  der  ver- 
schwundene Gatte  zurückkehren  sollte  und  der  zurückgebliebene  Theil 
inzwischen  mit  einer  andern  Person  eine  Ehe  eingegangen  ist,  so  kann 
jener  nicht  die  Erneuerung  des  frühren  Ehebundes  verlangen  (§  96). 

Ehegatten  können  keinen  Vertrag  für  den  Fall  der  Ehescheidung 
abschliessen,  auch  keine  —  selbst  vorübergehende  —  Vereinbarung  betreffs 
der  Nichtigkeitserklärung  oder  Scheidung  der  Ehe  treffen.  Doch  können 
sie,  nachdem  die  Ehescheidungsklage  eingereicht  oder  das  Urtheil  er- 
gangen ist,  in  Ansehung  ihres  Vermögens,  vorausgesetzt  dass  sie  darüber 
unbeschränkt  verfügen  können,  sowie  bezüglich  der  Einkünfte  aus  dem- 
selben und  betreffs  des  Unterhalts  und  der  Erziehung  der  Kinder  einen 
Vergleich  treffen  (§§  103,  855). 

Geschiedene  Ehegatten  können,  wenn  sie  es  wünschen,  mit  dem 
Segen  des  Bischofs  das  eheliche  Leben  fortsetzen,  und  wird  alsdann 
das  Ehescheidungs-Erkenntniss  ihnen  abgenommen  (Synodalentscheidung 
vom  16.  November  1899  Nr.  32)  bezw.  für  unwirksam  erklärt. 

2.  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  (separatio  quoad  thorum  et 
mensam).  Dieselbe  wird  nur  als  ein  Aussöhnungsversuch  zwischen 
Ehegatten  betrachtet^),  die,  falls  sie  wieder  zusammenleben  wollen,  dieses 
nur  ihrem  Geistlichen  anzuzeigen  haben,  der  es  seinerseits  zur  Kenntniss 
des  geistlichen  Gerichts  bringt  (§  102).  Wenn  aber  die  Ehegatten 
binnen  fünfjähriger  Frist  sich  nicht  aussöhnen,  so  spricht  das  geistliche 
Gericht  auf  Antrag  beider  Theile  die  Ehescheidung  aus  (Alt.  218  des 
Gesetzes  über  die  Kirchenbehörden). 

3.  Verlust  des  Rechtes  auf  Ehescheidung  tritt  aus  keinem 
wie  immer  gearteten  Grunde  ein. 

4.  Schuldfrage  und  Wirkungen  der  Scheidung.  Befindet  das 
geistliche  Gericht,  dass  beide  Ehegatten  schuldig  sind,  so  hat  es  in  dem 
Urtheile  beiden  Theilen  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  zu  uptersagen. 
Ist  nur  ein  schuldtragender  Theil  vorhanden,  so  wird  diesem  die  Wieder- 
verheirathung  verboten.  Dem  unschuldigen  Theile  sind  alle  nach  dem 
Gesetz  oder  Ehevertrag  ihm  zustehenden  Vergünstigungen  zuzuerkennen 
(§  180).  —  Ueber  die  Theilung  im  Falle  der  Gütergemeinschaft:  oben 
S.  892  zu  e.  Im  Uebrigen  sind  die  vermögensrechtlichen  Wirkungen  die 
nämlichen,  wie  bei  der  AnnuUirung  der  Ehe  (oben  S.  894).  —  Die  ge- 
schiedene Frau  verliert  das  Recht,  den  Familiennamen  ihres  Mannes 
fernerhin  zu  führen.  —  Ueber  die  Sorge  für  die  Kinder  aus  geschiedenen 
Ehen:  oben  S.  882  zu  Ulb. 


')  Das  Gesetz  bezeichnet  nicht  die  einzelnen  Fälle  der  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett.  Die  geistlichen  Gerichtshöfe  sprechen  sie  nach  den  Grundsätzen  des  kanonischen 
Hechtes  aus.     Pavlovitsch  S.  19. 
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§7. 

G.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Zur  Verhandlung  aller  Ehestreitsachen  und  insbesondere  der  auf 
Ungültigkeitserklärung  und  Scheidung  abzielenden  Prozesse  zwischen  Ehe- 
gatten, von  denen  beide  oder  auch  nur  einer  der  gnechisch-orientaUschen 
Kirche  angehört,  sind  kompetent  die  geistlichen  Gerichtshöfe  der  be- 
treffenden Eparchie  (§  99).  Solcher  Gerichtshöfe  giebt  es  im  Ganzen 
fünf:  in  Belgrad,  Nisch,  Schabatz,  Zajtchar  und  Tchatchak. 

Oertlich  zuständig  ist  das  geistliche  Gericht,  in  dessen  Bezirke  der 
Ehemann  seinen  dauernden  Wohnsitz  hat  Wenn  der  Ehemann  seine 
Frau  yerlassen  hat  und  sich  im  Auslande  aufhält  oder  sein  Aufenthaltsort 
unbekannt  ist,  so  ist  dasjenige  geistliche  Gericht  zuständig,  in  dessen 
Amtssprengel  die  Ehefrau  ihren  Wohnsitz  hat  (Art  207  des  Ges.  über 
die  Kirchenbehörden). 

Für  die  Verhandlung  von  Prozessen  sowie  für  die  Frage  der  Gültigkeit 
oder  der  Scheidung  von  Ehen  zwischen  Gatten,  welche  der  römisch- 
katholischen Kirche  angehören  und  serbische  Unterthanen  sind,  sind 
die  ordentlichen  bürgerlichen  Gerichte  zuständig.  Dieselben  er- 
ledigen solche  Streitsachen  nach  den  Satzungen  der  Kirche,  welcher  die 
Ehegatten  angehören;  wenn  die  Ehe  eine  gemischte  ist,  nach  den 
Satzungen  derjenigen  Kirche,  in  welcher  die  Ehe  abgeschlossen  worden 
ist.  Falls  die  Ehegatten  nicht  in  der  Lage  sein  sollten,  dem  Gericht 
die  authentischen  Satzungen  ihrer  Kirche  vorzulegen,  so  hat  sich  das 
Gericht  an  den  Justizminister  um  Instruktionen  zu  wenden,  welche 
dieser  ihm  im  Einverständniss  mit  dem  Kultusminister  ertheilt  (Legis- 
lativ. Entscheid  vom  7.  Dezember  1861.    Samml.  XIV  S.  202). 

Es  fehlt  an  einer  ausdrücklichen  Gesetzesvorschrift  darüber,  ob  die 
inländischen  Gerichte  auch  zuständig  sind,  wenn  einer  der  Ehegatten 
oder  beide  Ausländer  sind. 

Sowohl  die  geistlichen  wie  die  bürgerlichen  Gerichte  verfahren  bei 
der  Erledigung  von  Eheprozessen  nach  den  Vorschriften  der  serbischen 
Civilprozessordnung  (Art.  223  d.  Ges.  über  die  Kirchenbehörden). 

Die  auf  Ehescheidung  gerichtete  Klageschrift  wird,  wenn  das 
geistliche  Gericht  zuständig  ist,  dem  Geistlichen  übergeben,  in  dessen 
Parochie  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  hat;  wenn  sein  Wohn-  oder 
Aufenthaltsort  unbekannt  ist,  aber  dem  Geistlichen  derjenigen  Parochie, 
in  welcher  die  Ehefrau  wohnt. 

In  der  Klageschrift  müssen  die  Gründe  angeführt  werden,  aus 
denen  die  Ehe  angefochten  oder  ihre  Scheidung  beantragt  wird,  ferner 
der  Zeitpunkt  der  stattgefundenen  Trauung  und,  wenn  Kinder  vorhanden 
sind,  die  Namen  derselben  und  ihr  Lebensalter  (Art.  201  d.  Ges.  über 
d.  Kirchenbeh.). 
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Der  Geistliche  ist  verpflichtet,  der  klagenden  Partei  die  Aus- 
söhnung mit  dem  andern  Gatten  anzurathen.  Bleibt  dieser  Eath 
erfolglos,  so  hat  er  dreimal  hintereinander  die  im  Zwist  lebenden 
Eheleute  vorzuladen  und  Yersöhnungsversuche  mit  ihnen  anzustellen. 
Zwischen  den  Sühneversuchen  muss  ein  Zwischenraum  von  je  8  Tagen 
liegen.  Wenn  die  Klagepartei  demnächst  doch  bei  ihrer  Klage  ver- 
bleibt, so  hat  der  Pfarrgeistliche  beide  Theile  an  den  Erzpriester  des 
betreffenden  Bezirkes  zu  geleiten,  der  gleichfalls  einen  Sühneversuch 
vornehmen  wird.  Wenn  derselbe  erfolglos  bleibt,  so  leitet  er  die  Ehe- 
gatten sammt  seinem  Bericht  an  das  geistliche  Gericht.  In  Prozessen 
wegen  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  finden  keine  Sühneversuche  statt 
(Art.  202—205  d.  Ges.  über  d.  Kirchenbeh.). 

Nur  wenn  die  Ehegatten  minderjährig  sind,  beruft  das  Gericht  auch 
ihre  gesetzlichen  Vertreter  oder  bestellt  ihnen  solche.  Grossjährige  Ehe- 
gatten können  keine  Vertreter  haben  (Art.  210  und  211  a.  a.  0.). 

Das  geistliche  Gericht  hat  vorgängig  zu  erörtern,  ob  die  prozess- 
führenden Ehegatten  während  des  Prozesses  getrennt  leben  werden, 
ferner  ob  der  Ehefrau  während  der  Dauer  des  Prozesses  die  Susten- 
tation  gebührt,  endlich  bei  welchem  Ehegatten  während  des  Prozesses 
die  Kinder  wohnen  sollen  (Art.  214).  Die  Höhe  des  zu  gewährenden 
Unterhalts  bestimmt  das  bürgerliche  Gericht  (§  100  B.G.B.). 

In  Ehestreitsachen  ist  ein  Vergleich  zwischen  Mann  und  Frau  über 
die  Scheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  unstatthaft,  ebenso- 
wenig können  die  Gründe,  aus  denen  die  Scheidung  oder  Annullirung 
der  Ehe  beantragt  wird,  durch  Anerkenntniss  des  Ehegatten  oder  seinen 
Haupteid  erwiesen  werden  (Art.  216). 

Das  auf  Annullirung  oder  Scheidung  der  Ehe  lautende  Erkenntniss 
wird  zur  endgültigen  Entscheidung  dem  geistlichen  Obergericht, 
(an  dessen  Spitze  ein  Bischof  steht)  ex  officio  unterbreitet.  Falls  da- 
gegen die  Ehe  nach  dem  Urtheil  des  geistlichen  Gerichts  in  Kraft  ver- 
blieben ist,  gelangt  dieses  Urtheil  erst  auf  Beschwerde  einer  Partei  an 
das  geistliche  Obergericht  (Art.  219).  Erachtet  letzteres  die  Prüfung 
und  Verhandlung  der  Sache  für  unvollständig,  so  reicht  es  die  Akten 
dem  geistlichen  Gerichte  zur  Ergänzung  der  Untersuchung  zurück,  wo- 
nächst  die  Akten  wieder  an  das  Obergericht  zur  Urtheilsfällung  zurück- 
gelangen (Art.  220). 

AUe  mit  einer  Ehestreitsache  im  Zusammenhang  stehenden  Fragen 
materieller  Natur  —  ausgenommen  die  Frage  des  Unterhalts  und  der 
Pi'ozesskosten  —  unterliegen  nicht  der  Kognition  der  geistlichen  Gerichte, 
sondern  letztere  verweisen  dieserhalb  die  Gatten  nach  beendetem  Ehe- 
prozesse an  die  bürgerlichen  Gerichte  (Art.  221). 

Das  Erkenntniss  betr.  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  Ehe 
hat  Wirkung  für  Alle  und  gegen  AUe,  also  nicht  blos  inter  partes. 

Leskeu.  Loewenfeld,  Beehttverf olgnng.    Ergänzungsband.  57 
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EL  Eheschliessung  im  Auslande. 

Da  in  Serbien  die  kirchliche  Ehe  gilt,  so  können  die  diplomatischen 
Vertreter  und  Konsuln  Serbiens  in  fremden  Staaten  bei  der  Eheschliessnng 
nicht  mitwirken.*) 

I.  Internationales  Privatreoht. 

Das  serbische  Recht  enthält  nnr  wenige  Bestimmungen  über  inter- 
nationales Privatrecht  und  keine  einzige  derartige  Bestimmung  speziell 
für  das  Gebiet  des  Eherechts.  Von  allgemeinerem  Interesse  dürfte 
Folgendes  sein:  Ausländer  erwerben  das  serbische  Staatsbürger- 
recht  erst  durch  siebenjährigen  Aufenthalt  im  Lande  bei  achtbarer 
Stellung  und  einwandfreier  Führung,  vorher  nur  durch  ausdrückliche 
Verleihung  von  Seiten  des  Königs  mit  Zustimmung  des  Staatsraths  (§  44 
B.G.B.;  Art.  90  der  Verfassung  von  1869).  Ueber  den  Erwerb  des 
Staatsbürgerrechts  durch  Heirath:  oben  S.  921.  Ausländer  (im  Gegensatze 
zu  serbischen  Staatsbürgern;  Näheres  bei  Pavlovitsch  S.  15),  welche 
sich  in  Serbien  aufhalten,  stehen  hinsichtlich  der  auf  ihi*e  Person  und 
auf  ihr  Vermögen  bezüglichen  Rechte  unter  dem  vollen  Schutze  des 
Gesetzes,  sofern  nicht  für  den  Genuss  eines  besonderen  Rechtes  die 
Eigenschaft  eines  serbischen  Staatsbürgers  erforderlich  ist  (Ai-t.  45). 
Der  Ausländer  soll  in  Serbien  dieselben  Rechte  gemessen,  die  sein 
Heimathstaat  den  Serben  zubilligt;  im  Zweifel  hat  der  Ausländer  den 
Beweis  hierfür  zu  erbringen  (§  47).  Auch  nicht  orthodoxen  Serben  und 
Ausländem  sichert  das  Gesetz  den  Genuss  der  Civilrechte  zu,  soweit  nicht 
•  eine  ausdrückliche  beschränkende  Gesetzesvorschrift  besteht  (§  53),  wie 
z.  B.  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Christen  und  NichtChristen. 

Ausdrückliche  Gesetzesvorschriften  über  die  Anwendung  ausländischen 
Rechts  im  Gebiete  des  Eherechts  existiren  nicht;  auch  hat  es  bis  jetzt 
keinen  einschlägigen  Fall  in  der  Gerichtspraxis  gegeben.  *) 


')  In  Staatsverträgen,  welche  Serbien  mit  anderen  Staaten  geschlossen  hat,  konnte 
daher  zwar  den  Vertretern  und  Konsuln  dieser  Staaten  in  Serbien  das  Recht  ein- 
geräumt werden,  nach  Ermächtigung  durch  ihre  Regierung  bürgerlich  gültige  Ehe- 
schliessangen  von  Angehörigen  ihres  Landes  vorzunehmen,  nicht  aber  anch  umgekehrt 
den  serbischen  Vertretern  und  Konsuln  in  jenen  Staaten.  Vgl.  z.  B.  Ai*t.  X  des  Staats- 
vertrages mit  dem  Deutschen  Reiche  v.  6.  Januar  1883,  RGBl.  62  ff. 

')  Hinsichtlich  der  Eheschliessung  wird  anzunehmen  sein,  dass  Serben  jedenfalls 
auch  im  Auslande  gültig  nur  vor  einem  Geistlichen  ihrer  Konfession  eine  Ehe  schliessen 
können  und  dass,  wenn  auch  nur  ein  Theil  der  orthodoxen  Kirche  angehört,  die  Ehe 
vor  einem  orthodoxen  Priester  geschlossen  werden  muss  —  wie  dies  in  anderen  Staaten, 
deren  Eherecht  auf  orthodoxem  Kirchenrecht  beruht,  gilt.  So  ist  z.  B.  in  der  Zeitschr. 
„Der  Standesbeamte '^  1898  S.  135  angenommen,  dass  in  Serbien  nach  den  Satzungen 
der  griechischen  Kirche  dasselbe  gelte,  wie  in  Russland  (S.  761  Anm.  1).  Vgl.  auch 
unter  „Montenegro''  S.  928  Anm.  3. 


Bulgarien. 


Von 


Dr.  M.  8t.  Schlschmanow, 

füi'stl.  bulgarischem  ersten  Legations-Sekretär 

in  Wien. 
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§1. 

A.  Einleitung*  Quellen.  Literatur. 

Das  bulgarische  Eherecht  ist  im  Ganzen  und  Grossen  demjenigen 
aller  jener  Völker  ähnlich,  welche  sich  zur  griechisch-orthodoxen  Kirche 
bekennen.^)  Immerhin  hat  jedoch  das  im  orientalischen  Kirchenrechte 
herrschende  Territorialsystem  auch  auf  die  Normen  betreffend  die  Ehe- 
schliessung und  Eheauflösung  sowie  insbesondere  auf  die  Organisation 
der  Ehegerichte  und  das  vor  letzteren  zu  beobachtende  Verfahren  einen 
wesentlichen  Einfluss.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  das  bulgarische  Ehe- 
recht ausser  der  allen  Orthodoxen  slavischer  Zunge  gemeinsamen  Quelle, 
der  sogenannten  „Kormöaja  Kniga"  (wörtlich  Regierungsbuch)  und  der 
117.  Justinianischen  Novelle,  sowie  einiger  Beschlüsse  oekumenischer 
Konzile  auch  noch  seine  speziell  nationale  Quelle,  das  Exarchat- 
Statut  (auf  bulgarisch:  „Exarchijski  üstav")  bezw.  die  dasselbe  er- 
gänzenden und  abändernden  Landesgesetze  kennt 

Das  Exarchat-Statut,*)  welches  aus  6  Abschnitten  besteht,  befasst 
sich  in  seinen  ersten  5  Theilen  mit  der  Organisation  der  kirchlichen 
Behörden,  mit  den  Eechten  und  Pflichten  der  weltlichen  und  Kloster- 
Geistlichen  und  dem  Disziplinarverfahren  und  nur  der  letzte  (6.)  Ab- 
schnitt (§§  185 — 206),  welcher  erst  im  Jahre  1897  im  ordentlichen 
gesetzgeberischen  Wege  hinzugefügt  wurde,  behandelt  einen  Theil  des 
Eherechts. 

Bezüglich  der  Verlobungs-  und  Trauungs-Zeremonie  bestehen  femer 
verschiedene  Gebräuche,  welche  der  Sofiaer  Advokat  und  Herausgeber 
eines  bulgarischen  juristischen  Blattes  Stefan  Bobtschew  (Juriditchesko 
Spissanie,  Izdava  S.  S.  Bobtschew,  Plovdiv  god.  1895 — 1898,  Juristische 
Zeitschrift,  herausgegeben  von  St.  Bobtschew,  Philippopel,  Jahrgänge 
1895—1898)  gesammelt  und  in  Philippopel  in  den  Jahren  1896—1898 
veröffentlicht  hat. 


^)  Soweit  es  sich  nämlich  um  Angehörige  dieser  Kirche  handelt.  Angehörige 
anderer  Kirchen  unterliegen  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  Ehescheidung  in  Bulgarien 
—  wie  in  Russland  —  den  Vorschriften  ihi*er  Religion.  Im  Folgenden  wird  nur  das 
griechisch-orthodoxe  Eherecht  in  seiner  besonderen  Ausgestaltung  für  Bulgarien  dar- 
gestellt. 

*)  Als  Landesgesetz  promulgirt  zuerst  mit  fnrsÜ.  Dekret  y.  4.  Februar  1888  Nr.  82 
und  zuletzt  —  mit  Abänderungen  —  am  80.  Januar  1895.  —  Der  auf  das  Eherecht 
bezügliche  Zusatz  (Abschnitt  YI)  ist  am  22.  April  1897  in  Kraft  getreten. 
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Sonst  existirt  bislang  keine  nennenswei-the  Studie,  geschweige  denn 
ein  systematisches  Werk  in  bulgarischer  Sprache  über  das  Eherecht  Es 
kann  jedoch  an  dieser  Stelle  auf  ein  anderes,  allerdings  in  serbischer 
Spracht  in  Mostar  (Herzegowina)  im  Jahre  1902  erschienenes,  mit  grosser 
Sorgfalt  und  StofEkenntniss  geschriebenes  ausgezeichnetes  Werk  über  das 
Eherecht  der  griechisch-orientalischen  Kirche  vom  griechisch-orientalisch- 
serbischen Bischof  in  Spalato  Dr.  Nikodim  MilaS  (Pravoslavno  crkyeno 
pravo  od  D^  Nikodima  Milasa,  episkopa  dalmatinskog,  U  Mostara 
1902,  Das  griechisch-orientalische  Kirchenrecht  von  Dr.  W.  Milas,  Bischof 
von  Dalmatien,  Mostar  1902,  Buchhandlung  von  Pacher-Kizic)  hinge- 
wiesen werden.^)  In  deutscher  Sprache  ist  das  „Eherecht  der  orientali- 
schen Kirche"  dai-gestellt  von  Zhishman  (Wien  1865). 

§2. 

B.  Verlöbniss. 

Der  Abschliessung  der  Ehe  muss  die  Verlobung  vorangehen;  sie  hat 
unter  Assistenz  des  Ortsgeistlichen  und  in  Gegenwart  zweier  Zeugen 
stattzufinden  (§  185  des  Exarchat-Statuts).  Obwohl  das  Gesetz  als  Be- 
dingung eines  gültigen  Eheverlöbnisses  nicht  fordert,  dass  beide  Theile 
handlungsfähig  (18  jährig)  seien,  so  ist  doch  aus  dem  der  erwähnten 
Vorschrift  unmittelbar  folgenden  §  186  —  welcher  zur  Eingehung  der 
Ehe,  ausser  anderen,  allen  christlichen  Eherechten  gemeinsamen  Voraus- 
setzungen, für  den  Bräutigam  die  Vollendung  des  20.,  für  die  Braut  aber 
das  18.  Jahr  fordert  —  zu  folgern,  dass  sich  auch  nur  Personen,  welche 
dieses  Alter  erreicht  haben,  rechtsgtütig  verloben  und  ehelichen  können.^) 

Die  Verlobung  geschieht  in  Form  eines  Bingwechsels,  welchen, 
nach  Einsegnung  der  Ringe  durch  den  Priester  und  nach  den  üblichen 
Fragen  an  die  Brautleute,  der  Beistand  vornimmt. 

Die  Verlobung  begründet  für  beide  Bi*autleute  die  Verpflichtung,  sich 
zu  ehelichen  und  ein  Recht  auf  Schadensersatz  für  den  gekränkten  Ver- 
lobten im  Falle  des  Verlöbnissbruchs  von  der  anderen  Seite. 

§3. 

O.  Eheschliessimg. 

I.  Materielle  Erfordernisse.  —  Bei  der  Eheschliessung  sind  nach 
bulgarischem  Rechte  (§  186  des  Exarchat-Statuts)  folgende  Bedingungen 
zu  beobachten: 


^)  Die  Vortreffliohkeit  dieses  Werkes  und  dessen  Brauchbarkeit  als  werihToUes 
Hand-  und  Nachschlagebuch  für  aUe  Orthodoxen  siavischer  Zunge  beweist  nichts 
besser,  als  der  Umstand,  dass  das  Buch  bald  nach  seinem  Erscheinen  ins  Russische 
übersetzt  wurde. 

*)  In  diesem  Sinne  ist  auch  die  Verfügung  der  §§  99  u.  100  des  Vormundschafts- 
gesetzes (in  Kraft  getreten  am  24.  März  1890)  zu  yerstehen,  wonach  der  Mindeijährige 
durch  Eingehung  einer  Ehe  von  Rechtswegen  YoUj ährig  wird  und  der  18jährige 
unverheirathete  Minderjährige  durch  Beschluss  des  Familienraths  für  yoiyährig  erklärt 
werden  kann. 
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1.  dass,  wie  oben  erwähnt,  der  Bräutigam  das  20.,  die  Braut  aber 
das  18.  Lebensjahr  vollendet  habe; 

2.  dass  sich  die  Brautleute  in  keinem  von  der  E[irche  (d.  h.  nach  der 
Kormöaja  Kniga)  verbotenen  Verwandtschaftsverhältnisse  befinden. 

Die  ehehindernden  Verwandtschaftsgrade  sind  folgende: 

a)  in  der  geraden  Linie  unbeschränkt; 

b)  in  der  Seitenlinie  bis  zum  7.  Grade  nach  römischer  Rechnung; 

c)  nach  dem  63.  Canon  des  Konzils  von  Trulla  vom  Jahre  692 
können  sich  auch  die  in  geistlicher  Verwandtschaft  stehenden  Personen 
nicht  ehelichen  und  zwar: 

der  Taufpathe  und  der  Täufling,  sowie  die  Eltern,  Geschwister  und 
Kinder  des  letzteren; 

die  Kinder  des  Taufpathen  und  der  Täufling,  sowie  dessen  Eltern, 
Geschwister  und  Kinder; 

die  Geschwister  des  Taufpathen  und  der  Täufling,  sowie  dessen 
Eltern  und 

zwei  Täuflinge,  welche  einen  gemeinsamen  Taufpathen  haben; 

d)  in  der  Schwägerschaft  bis  zum  dritten  Grade. 

Hierzu  kommt  noch  die  sogenannte  nachgeahmte  Schwägerschaft 
(quasi-affinitas),  worunter  die  orientalische  E[irche  jenes  Verhältniss  ver- 
steht, welches  aus  dem  ungesetzlichen  Beischlaf  entsteht 

3.  Die  Einwilligung  der  Eltern ;  doch  kann  an  Stelle  der  Eltern  die 
kirchliche  Oberbehörde,  nach  Anhörung  der  Betheiligten,  wenn  sie  die 
Weigerungsgründe  nicht  für  berücksichtigungswerth  hält,  die  Zustimmung 
zur  Eheschliessung  ertheilen,  nachdem  die  Brautleute  selbst  dreimal 
fruchtlos  um  die  Einwilligung  ihrer  Eltern  gebeten  haben; 

4.  dürfen  sich  die  Brautleute  in  keinem  Verlob  angs-  oder  Ehe- 
verhältniss  zu  anderen  Personen  befinden; 

5.  dürfen  sie  nicht  geisteskrank,  epileptisch,  schwachsinnig  oder 
syphilitisch  sein; 

6.  müssen  sie  ihre  Einwilligung  zur  Ehe  bei  der  Trauung  selbst 
erklären; 

7.  müssen  sie  mit  ihren  Taufacheinen  versehen  und 

8.  nicht  vom  geistlichen  Gerichte  zum  Cölibat  verurtheilt  sein; 

9.  müssen  sich  beide  Brautleute  zum  christlichen  Glauben  be- 
kennen.^) 

Von  den  in  Punkt  2  lit.  c  und  d  erwähnten  Hindernissen  kann  in 
der  Eegel  von  der  obersten  Kirchenbehörde  (Exarch)  Dispens  ertheilt 


^)  Nach  der  Interpretation  der  Bischöfe  könnte  der  Priester  nur  griechisch- 
orientalischen Brautleuten  den  Segen  ertheilen  und  in  der  That  treten  die  meisten 
Bräute  katholischen  oder  evangelischen  Glaubens,  welche  Bulgaren  heirathen,  zum 
griechisch-orientalischen  Glauben  über,  jedoch  ist  dies  im  Gesetze  nicht  vorgesehen. 
Die  Civilehe  ist,  wie  schon  Eingangs  erwähnt,  in  Bulgarien  für  Einheimische  weder 
gesetzlich  anerkannt,  noch  geduldet. 
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werden;  von  den  in  Punkt  2b  erwähnten  Hindernissen  aber  nur  in  ausser* 
ordentlichen  F&llen  und  nur  dann,  wenn  solche  vollendete  Thatsachen 
vorliegen,  deren  Nichtberücksichtigung  ein  Unglück  in  der  Familie  herbei- 
führen oder  die  Ehre  oder  den  Euf  der  letzteren  empfindlich  schädigen 
würde. 

Für  Militärpersonen  ist  zur  Eingehung  der  Ehe  die  Erlaubniss 
ihres  vorgesetzten  Konunandos  erforderlich.*)  Im  Verordnungswege  ist 
den  Seelsorgern  zur  Pflicht  gemacht,  junge  Leute,  welche  diensttauglich 
sind  und  ihre  Präsenzdienstzeit  noch  nicht  absolvirt  haben,  nicht  zu 
trauen.    Diese  Anweisung  wird  aber  sehr  häufig  nicht  beachtet. 

Für  die  Ehen  mit  Ausländern  oder  Ausländerinnen  bestehen  keine 
besonderen  Vorschriften,  mithin  kann  jeder  Bulgare  eine  Ausländerin  und 
jede  Bulgarin  einen  Ausländer  anstandslos  heirathen  und  haben  solche 
Ehen,  insofern  der  bulgarische  Theil  seinerseits  den  Vorschriften  der 
bulgarischen  Kirche  entsprochen  hat,  auch  in  Bulgarien  volle  Gültigkeit. 

Zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehegatten  und 
demjenigen,  mit  welchem  der  geschiedene  Ehegatte  den  Ehebruch  be- 
gangen hat,  ist  eine  Ehe  nur  dann  unzulässig,  wenn  dieser  Ehebruch 
in  dem  Scheidungsurtheile  als  Grund  der  Scheidung  festgestellt  ist  (§  187 
P.  2  des  E.-St.).    Nach  Verlauf  von  mindestens  zwei  Jahren  kann  jedoch 

—  bei  ununterbrochen  guter  und  tadelloser  Aufführung  des  schuldigen 
Theils  —  eine  Dispensation  von  diesem  Verbote  ertheilt  werden  (§  188 
des  E.-St.). 

n.  Form  der  Eheschliessung.  —  Nach  gesetzlich  zu  Stande 
gekommener  Verlobung  (oben  S.  902)  kann  die  kirchliche  Trauung 

—  denn  nur  eine  solche  erachtet  das  bulgarische  Gesetz  für  rechtsgültig 

—  erst  nach  Ablauf  von  drei  Wochen  stattfinden  unter  der  Bedingung, 
dass  die  Verlobung  an  drei  aneinander  folgenden  Sonntagen^)  in  den 
Kirchen  der  Domizile  der  Brautleute  vom  pontifizirenden  Priester  am 
Schlüsse  der  Messe  verkündet  und  gegen  die  verkündete  Verlobung  von 
keiner  Seite  eine  Einwendung  erhoben  wurde.  Sofern  auch  nui*  ein  Theil 
sich  zur  giiechisch-orthodoxen  Kirche  bekennt,  kann  nur  ein  Priester 
dieser  Kirche  die  Trauung  gültig  vornehmen.  —  Die  geschlossene  Ehe 
ist  in  die  Staatsmatrikel  einzutragen.^) 


^)  Eine  Kaution  ist  nach  den  gegenwärtigen  Gesetzen  (bei  Offiziersehen)  nicht 
zu  erlegen ;  doch  erwägt  man  bereits  in  den  leitenden  Militärkreisen  die  Noth wendigkeit 
einer  Kaution  und  ist  die  Zeit  nicht  mehr  fern,  wo  auch  in  Bulgarien  die  Offiziere 
bis  zum  Obersten  bezw.  ihre  Bräute  eine  entsprechende  Kaution  in  baarem  Gelde  oder 
in  Werthpapieren  werden  erlegen  müssen. 

*)  Diese  Frist  kann  durch  bischöfliche  Dispensation  auf  zwei,  im  äussersten  Falle 
anf  eine  Woche  herabgemindert  werden,  indem  man  die  Verkündigung  an  einem  Sonn- 
tage und  zwei  auf  einander  folgenden  Feiertagen  vornimmt. 

')  Dies  gilt  auch  für  solche  Personen,  welche  einer  anderen,  als  der  griechisch- 
orthodoxen, Kirche  angehören  und  die  Ehe  nach  den  Vorschriften  ihrer  fteligion  ge- 
schlossen haben.     Vgl.  Anm.  1  zur  Einleitung  (S.  901). 
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D.  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  —  Die  gröltige  Ehe  verpflichtet  die  Eheleute 
zu  gemeinsamem  Haushalte,  wobei  jedoch  die  Leitung  und  Herrschaft 
dem  Manne  gebührt.  Der  Mann  ist  verpflichtet,  seine  Gattin  zu  erhalten, 
zu  ernähren,  zu  kleiden,  überhaupt  für  sie  in  jeder  Beziehung  zu  sorgen. 
Die  Gattin  theilt  Eang  und  Titel,  Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz  und 
Gerichtsstand  des  Mannes.  Auch  in  Bezug  auf  die  Geschäftsfähigkeit 
steht  die  Frau  im  Allgemeinen  dem  Manne  gleich.  Nach  §  9  des  am 
1.  Januar  1898  in  Kraft  getretenen  Handelsgesetzbuchs  von  1897  kann 
jedoch  eine  Ehefrau  nicht  ohne  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Ein- 
willigung ihres  Gatten  Handel  betreiben.  Hat  sie  diese  Befugniss  und 
ist  dies  im  Handelsregister  protokollirt,  so  kann  sie  auch  ohne  Einwilligung 
des  Mannes  vor  Gericht  aufti*eten  und  in  Bezug  auf  ihr  Handelsgeschäft 
Verpflichtungen  eingehen,  auch  alle  ihre  Liegenschaften  belasten;  eine 
Einschränkung  in  dieser  Hinsicht  gilt  nur  hinsichtlich  der  Mitgift,  be- 
züglich deren  die  Bestimmungen  des  Ehevertrages  oder,  in  Ermangelung 
eines  solchen,  die  Bestimmungen  des  Civilrechts  massgebend  sind  (§  10 
des  Hand.G.B.;  vgl.  nachstehend  unter  2). 

2.  Eheliches  Güterrecht.  —  Soweit  nicht  durch  Ehevertrag  ein 
Anderes  bestimmt  ist,  wird  der  Mann  Verwalter  der  ihm  übergebenen 
Mitgift  der  Frau.  Liegenschaften,  die  zur  Mitgift  gehören,  kann  er  jedoch 
nicht  ohne  Ermächtigung  seiner  Frau  veräussern.  Bei  Bauern  geht  nach 
Gewohnheitsrecht  die  ganze  Mitgift,  mit  Ausnahme  der  Kleidungsstücke 
und  Schmucksachen  der  Frau,  ins  Eigenthum  des  Mannes  über.  Im 
üebrigen  gilt  nach  altem  Gebrauche  bei  Bauern  die  Gütergemeinschaft, 
und  zwar  in  mehreren  Gegenden  des  Landes  in  der  Gestalt  der  sogen. 
Hauskommunion,  bei  welcher  auch  die  Mitgiften  der  Frauen  dem  all- 
gemeinen Vermögen  zugeschlagen  werden. 

In  den  grösseren  Städten  des  Landes,  so  besonders  in  den  Donau- 
städten und  in  den  Städten  Südbulgariens,  wo  sich  noch  von  altersher 
ein  auf  römisch-byzantinischem  Rechte  fussender  Eechtsgebrauch  erhalten 
hat,  werden  regelrechte  Eheverträge  geschlossen.  Diese  sind  nach 
§  32  des  Notariatsgesetzes  von  1885  nur  gültig,  wenn  sie  vor  einem 
Notar  errichtet  sind.  Ist  durch  Ehevertrag  dem  Gatten  einer  Handels- 
frau irgend  ein  Recht  auf  das  Vermögen  seiner  Frau  eingeräumt,  so  haftet 
dieses  als  Pfand  für  die  aus  dem  Handelsgeschäfte  entspringenden  Schulden 
der  Frau  (§11  des  Hand.G.B.).  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  inner- 
halb eines  Monats  von  der  Geschäftseröfbiung  oder  von  der  Eheschliessung 
den  Eheverü'ag  dem  Gerichtshofe  seines  Wohnsitzes  zur  Eintragung  in 
das  Handelsregister  vorzulegen,  widrigenfalls  er  im  Falle  der  Konkurs- 
eröffnung als  leichtsinniger  Kridar  erklärt  werden  kann  (§  13  a.  a.  0.). 

Erbverträge  sind  nach  §  1  des  Erbschaftsgesetzes  von  1890  über- 
haupt unzulässig.  Das  gesetzliche  Erbrecht  der  Gatten  regeln  die 
§§  38 — 42  des  genannten  Gesetzes. 
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3.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  —  Die  Elhe- 
schliessung  hat  nicht  ipso  iure,  sondern  nur  auf  Grund  eines  besonderen 
Notariatsaktes  die  Legitimation  der  etwa  vorhandenen  unehelichen  Kinder 
zur  Folge,  gemäss  §§  3  und  15  des  Gesetzes  über  die  Anerkennung  un- 
gesetzlicher Kinder  und  über  die  Adoption,  vom  17.  Dezember  1889,  in 
Kraft  getreten  am  12.  Januar  1890. 

Hinsichtlich  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Vermögens  ehe- 
licher Kinder  verfügt  §  3  des  Vormundschaftsgesetzes,  dass  der  Vater, 
während  der  Dauer  der  Ehe,  der  Verwalter  des  sämmtlichen  Personal- 
Vermögens  seiner  unmündigen  Kinder  ist.  Er  ist  nur  für  die  Substanz 
des  Vermögens  verantwortlich,  über  die  Einkünfte  desselben  kann  er  zur 
Erhaltung  und  Erziehung  aller  seiner  Kinder  verfügen. 


§5. 

E.  Ungültigkeitserklärung. 

Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Nichtigkeit  der  Ehe,  d.h.  solchen 
Fallen,  in  denen  die  Ungültigkeitserklärung  von  Amtswegen  oder  auch 
auf  Antrag  jeder  interessirten  Person  herbeigeführt  werden  kann,  und 
Anfechtbarkeit,  d.  h.  solchen  Fällen,  in  denen  nur  ein  Gatte  selbst 
auf  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  antragen  kann  (siehe  nachstehend 
unter  2). 

1.  Gründe  der  Ungültigkeit.  —  Die  Ehen,  welche  entgegen  den 
oben  S.  902,  903  angeführten  Bestimmungen  des  §  186  P.  2,  4,  5  und  6 
des  Exarchat-Statuts  —  d.  i.  bei  bestehendem  Ehehindernisse  der  Ver- 
wandtschaft, eines  früheren  Verlöbnisses  oder  Ehebandes,  der 
geistigen  oder  körperlichen  Krankheit,  des  Mangels  einer 
gültigen  Einwilligungserklärung  der  Eheleute  —  geschlossen 
worden  sind,  sind  ipso  iure  ungültig  (§  201  des  E.-St.). 

2.  Geltendmachung  der  Ungültigkeit.  — Das  Verfahren  behufe 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  ist  entweder  auf  Antrag  einer  interessirten 
Privatperson  oder  von  Amtswegen  durch  das  geistliche  Gericht  (Konsistorial- 
rath)  einzuleiten  in  folgenden  Fällen: 

a)  wenn  bewiesen  wird,  dass  die  Ehe  zwischen  Personen,  welche  sich 
in  einem  von  der  Kirche  in  Bezug  auf  Eheschliessung  verbotenen  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse befinden,  geschlossen  worden  ist; 

b)  wenn  eine  gesetzlich  noch  nicht  geschiedene  Person  eine  neue 
Ehe  eingeht.  In  solchen  Fällen  wird  die  erste  Ehe  wiederhergestellt; 
jedoch  kann  der  schuldlose  Theil  die  Fortsetzung  dieser  Ehe  ablehnen 
und  eine  andere  Ehe  eingehen; 

c)  wenn  bewiesen  wird,  dass  einer  der  Eheleute  oder  beide  zugleich 
bei  Eingehung  der  Ehe  an  In-sinn,  Epilepsie,  Idiotismus  oder  Syphilis 
gelitten  haben  (§  202  P.  2,  3  und  4  des  E.-St.). 

Die  Ehe  kann  von  einem  der  Eheleute  —  nicht  von  Amtswegen 
oder  von  einem  Dritten  —  angefochten  werden,  wenn  er  behauptet,  dass 
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er  zur  Ehe  gezwungen  wurde.  Die  Frist  zur  Stellung  dieses  Ansuchens 
beträgt  sechs  Monate  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  das  betreffende 
Hindemiss,  wegen  dessen  das  Ansuchen  früher  nicht  gestellt  werden 
konnte,  beseitigt  worden  ist  (§  202  P.  1  des  E.-St.). 

3.  Ueber  die  Wirkungen  der  Ungültigkeitserklärung  besteht  keine 
gesetzliche  Bestimmung.  Es  hat  daher  in  jedem  einzelnen  Falle  das  be- 
treffende (weltliche)  Civilgericht,  nach  Prüfung  aUer  Umstände,  zu  ent- 
scheiden. 

4.  Im  Falle  der  Todeserklärung  eines  Ehegatten  ist  dem  anderen 
die  Wiederverheirathung  gestattet  und  bleibt  die  neue  Ehe  selbst  dann 
gültig,  wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  dass  der  füi*  todt  Erklärte  noch 
lebt  (§  202  P.  3  des  E.-St.;  per  argumentum  a  contrario). 


§6. 

F.  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

I.  Das  griechisch-orientalische,  daher  auch  das  bulgarische  Kirchen- 
recht kennt  nur  die  Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach,  nicht  aber 
eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  wie  das  katholische  Kirchenrecht. 

Immerhin  kommen  aber  in  der  Praxis  FäUe  vor,  in  denen  das  geist- 
liche Gericht  die  Ehegatten  auf  einige  Monate  versuchsweise  trennt, 
um  erst,  wenn  sie  sich  während  dieser  Zeit  nicht  wieder  aussöhnen 
konnten,  die  endgiltige  Scheidung  auszusprechen. 

n.  Scheidungsgründe  sind  —  nach  §  187  des  Exarchat-Statuts 
—  folgende: 

1.  Wenn  der  Ehegatte  vier  Jahre  abwesend  ist,  ohne  dass  man 
seinen  Aufenthalt  kennt  oder  wenn  sein  Aufenthalt  wohl  bekannt  ist,  er 
aber  seiner  Ehegattin  keine  Mittel  zum  Lebensunterhalte  sendet  —  In 
diesem  Falle  wird  der  Abwesende,  falls  die  sonstigen  von  der  geistlichen 
Behörde  gepflogenen  Erhebungen  nicht  zum  Ziele  führen,  durch  das  Amts- 
"blatt  zur  Rückkehr  aufgefordert  und  wenn  er  dieser  Aufforderung  binnen 
drei  Monaten  nicht  Folge  leistet,  wird  die  Scheidung  ausgesprochen. 

2.  Wenn  einer  der  Ehegatten  die  Heiligkeit  der  Ehe  durch  Ehe- 
bruch verletzt.  In  dieser  Beziehung  wird  das  Geständniss  des  schuldigen 
Theiles  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  dasselbe  noch  von  Zeugenaussagen 
umständlich  bekräftigt  wird  und  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die  Scheidung 
zu  Gunsten  des  schuldtragenden  Ehegatten  geschieht. 

Dem  in  diesem  Falle  für  schuldig  befundenen  Ehegatten  wird  nicht 
gestattet,  mit  dem  Theilnehmer  am  Ehebruche  eine  Ehe  einzugehen.^) 

3.  Wenn  sich  einer  der  Ehegatten  dem  Trünke  ergiebt  und"dadurch 
sein  Vermögen  verschleudert  und  sein  Haus  zerstört;  oder  wenn  er  ein 


>)  In  der  Praxis  wird  dieser  Vorschrift  nicht  selten  zuwidergehandelt. 
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wüstes  Leben  führt,  ein  nnmenschliches  Benehmen  an  den  Tag  legt, 
seine  Ehegattin  misshandelt  oder  dieselbe  erbarmungslos  prügelt,  oder 
wenn  einer  der  Ehegatten  den  andern  mit  Mord  bedroht  oder  seinem 
Leben  in  irgend  welcher  Weise  nachstellt. 

4.  Wenn  bewiesenermaassen  der  Ehegatte  mit  seiner  Gattin  wider- 
natürliche Unzucht  treibt. 

6.  Wenn  einer  der  Ehegatten  die  Eeligionsfreiheit  des  anderen, 
sofern  letzterer  dem  griechisch-orthodoxen  Glaubensbekenntnisse  angehört, 
schmäleii;  und  ihn  zwingt,  seine  Eeligion  anzunehmen. 

6.  Wenn  einer  der  Ehegatten  in  Folge  physischen,  durch  ärztliches 
Zeugniss  erhärteten  Gebrechens  unfähig  ist,  seine  ehelichen  Pflichten 
zu  erfüllen. 

Ist  diese  Unfähigkeit  eine  zufällige,  so  kann  die  Scheidung  nur  dann 
ausgesprochen  werden,  wenn  im  Verlaufe  von  drei  Jahren  nach  der  Ehe- 
schliessung der  unfähige  Ehegatte  nicht  hergestellt  werden  kann.^) 

7.  Wenn  einer  der  Ehegatten  nach  der  Heirath  in  Irrsinn, 
Epilepsie,  Idiotismus  oder  Syphilis  verfällt;  jedoch  wü'd  in  diesem 
Falle  der  Klage  auf  Scheidung  nur  dann  Folge  gegeben,  wenn  alle 
möglichen  Heilmittel  erfolglos  angewendet  worden  sind. 

Ist  der  leidende  Theil  die  Gattin,  so  ist  ihr  Gatte  selbst  nach 
der  Scheidung  verpflichtet,  ihr,  sofern  sie  bedürftig  ist,  den  vom  Civil- 
gerichte  zu  bestimmenden  Unterhalt  zukommen  zu  lassen. 

8.  Wenn  einer  der  Ehegatten  wegen  Diebstahl,  Betrug,  Veruntreuung 
oder  Mord  zu  einer  schweren  oder  entehrenden  Strafe  verurtheilt 
worden  ist. 

9.  Wenn  einer  der  Ehegatten  den  anderen  des  Ehebruches  be- 
schuldigt und  die  Beschuldigung  nicht  beweisen  kann. 

10.  Wenn  die  Ehegattin  ohne  triftigen  Grund  ihren  Gatten  ver- 
lässt  oder  ihn  davonjagt*)  und  innerhalb  dreier  Jahre  —  trotz  Er- 
mahnung der  geistlichen  Behörde  —  nicht  einwiUigt,  mit  ihrem  Ehegatten 
weiter  zu  leben. 

in.  Wirkungen  der  Scheidung.  —  In  den  oben  unter  11  1,  2,  3, 
7,  8  und  9  angeführten  Fällen  wird  dem  schuldtragenden  Theile  verboten* 
binnen  zwei  bis  fünf  Jahren  eine  neue  Ehe  einzugehen.  Will  er  zu  einer 
neuen  Ehe  schreiten,  so  hat  er  der  geistlichen  Behörde  zuvor  den  Nach- 
weis seiner  Besserung  zu  führen  (§  188  des  E.-St.). 

Wenn  der  schuldtragende  Theil  die  Frau  ist,  so  verliert  sie  das 
Recht,  ihre  Mitgift  sowie  auch  die  vor  und  nach  der  Hochzeit  erhaltenen 
Geschenke  oder  irgend  eine  Entschädigung  dafür  vom  Manne  zu  fordern. 


^)  Es  ist  also  klar,  dass  nach  bulgarischem  Rechte  auch  die  impotentia  succedens 
ein  Scheidungsgrund  ist. 

')  So  seltsam  dies  auch  klingt,  so  hat  der  bulgarische  Gesetzgeber  doch  die 
einheimischen  Sitten  vor  Augen  gehabt,  da  in  einzelnen  Gegenden  Bulgariens,  be- 
sonders dort,  wo  die  Bevölkerung  mit  Griechen  gemischt  ist  (Südbulgarien,  wie  auch 
die  Kreise  von  Warna,  Burgas  und  zum  Theile  Trnowo),  die  Frauen  wahre  Amazonen 
sind  und  das  Szepter  in  der  Hand  haben. 
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Ist  der  Mann  der  schuldtragende  Theil,  so  hat  die  Frau  das  Recht, 
von  ihm  im  ordentlichen  Rechtswege  ihre  Effekten  und  alles,  was  sie  von 
ihm  vor  oder  nach  der  Hochzeit  als  Geschenk  erhalten  hat,  sowie  auch 
lebenslänglichen  oder  bis  zu  ihrer  Wiederverehelichung  dauernden  Unter- 
halt zu  fordern  (§  189  E.-St.).  Zur  Leistung  des  nämlichen  Unterhaltes  kann 
der  Ehegatte  gerichtlich  verpflichtet  werden,  wenn  er  sich  dem  Urtheüe 
der  geistlichen  Behörde,  seine  Ehegattin  zurückzunehmen  und  mit  ihr 
zu  leben,  nicht  unterwerfen  will  (§  190  E.-St.). 

Hinsichtlich  der  Kinder  der  geschiedenen  Ehegatten  verfügt  §  191 
des  Exarchat-Statuts,  dass  dieselben  in  der  Regel  dem  schuldlosen  Theile 
zugesprochen  werden;  doch  müssen  sie  bis  zu  ihrem  fünften  Jahre  bei 
der  Mutter  verbleiben,  es  sei  denn,  dass  diese  die  Kinder  nicht  über- 
nehmen wolle,  oder  dass  sie  eines  unehrlichen  Lebenswandels  überwiesen 
wäre. 

Für  den  Unterhalt  der  Kinder  hat  in  jedem  Falle  in  erster  Reihe 
der  Vater,  nöthigenfalls  aber  auch  die  Mutter,  wenn  sie  vermögend  ist, 
zu  sorgen.  Das  Ausmaass  dieses  Unterhaltes  bestimmen  die  ordentlichen 
Gerichte. 

Die  geschiedene  Fi'au  darf  den  Familiennamen  ihres  Mannes 
nicht  mehr  führen  und  sollte  sie  dieser  Vorschrift  zuwiderhandeln,  so 
kann  ihr  der  Mann  dies  unter  Anrufung  des  Civilgerichts  untersagen. 
Die  geschiedene  Frau  nimmt  ihren  alten  Familiennamen  wieder  auf. 


§7. 

Q.  Verfahren  in  Ehesachen. 

Für  Ehestreitigkeiten  ist  in  erster  Instanz  der  Konsistorialrath 
(Eparchiiski  savet)  des  letzten  Wohnsitzes  der  Ehegatten  zuständig. 
In  zweiter  und  letzter  Instanz  entscheidet  der  Diözesanbischof  (§  192  des 
E.-St.).  Die  Scheidungsklage  ist  in  zwei  gehörig  instruirten  Exemplaren 
an  die  geistliche  Lokalbehörde  (Pfarramt)  zu  richten  (§  193  daselbst). 
Lautet  die  Klage  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  (§201;  siehe  oben  S.  906)  oder 
auf  Scheidung  wegen  eines  Verbrechens  (Ehebruch  u.  s.  w.),  so  ist  zu 
deren  Verhandlung  das  Diözesangericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel 
die  ungültige  Ehe  geschlossen  oder  das  Verbrechen  verübt  wurde  (§  194 
daselbst).  Ist  dieses  Verbrechen  im  Auslande  begangen  worden,  so  wird 
der  Ehescheidungsprozess  in  derjenigen  Diözese  verhandelt,  in  welcher  der 
Kläger  seinen  Wohnsitz  hat  (Anm.  zu  §  194). 

Sowohl  vor  als  auch  während  der  Scheidungsverhandlung  muss  das 
geistliche  Gericht^)  alle  in  seiner  Macht  stehenden  Mittel  anwenden,  um 
die  Ehegatten  zu  versöhnen  (§  196).  Lautet  die  Klage  auf  Nichtigkeit 
der  Ehe,  so  unterbleiben  solche  Versöhnungsversuche  (Anm.  zu  §  195). 

^)  Dasselbe  besteht  aus  einem  höheren  Weltpriester  (Frotopresbyter)  als  Vor- 
sitzenden und  Tier  weltlichen  Geistlichen  als  Richtern.  Als  Schriftführer  fungirt  der 
Diakon  der  betreffenden  Diözese.  —  Advokaten  werden  nicht  zugelassen. 
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Erachtet  es  das  geistliche  Gericht  für  möglich,  dass  sich  die  Ehe- 
gatten bei  zeitweiliger  Trennung  aussöhnen  werden,  so  verfügt  es, 
dass  die  Frau  bis  zur  endgültigen  Verhandlung  des  Prozesses  in  einem 
von  dem  Gerichte  zu  bestimmenden  Hause  wohne,  sofern  nicht  die  Ehe- 
leute selbst  ein  solches  bezeichnen.  In  diesem  Falle  bestimmt  das  geistliche 
Gericht  auch,  ob  der  Ehegatte  während  der  Dauer  des  Ehescheidungs- 
prozesses seiner  Frau  und  den  Kindern  Unterhalt  zu  gewähren  habe 

(§  196). 

Die  Parteien  müssen  zur  erstinstanzlichen  Verhandlung  der  Ehe- 
scheidungsklage persönlich  erscheinen,  ausgenommen  den  im  §  187 
R  1  (S.  907)  erwähnten  Fall,  d.  h.  wenn  der  Mann  mehr  als  vier  Jahre 
abwesend  ist  (§  197). 

Auf  Grund  gegenseitigen  Einverständnisses  kann  in  keinem 
Falle  eine  Ehescheidung  bewilligt  werden  (§  198).  Daraus  folgt,  dass 
das  Geständniss  des  Beklagten  für  das  Ehegericht  keine  bindende 
Bedeutung  hat. 

Die  aus  einem  Verlöbniss  oder  einer  Ehescheidung  entspringenden 
Civilklagen  gehören  vor  die  ordentlichen  Gerichte  (§  199  des  E.-St.  und 
§  1219  der  Civilprozessordnung). 

Die  Urtheile  der  Diözesanräthe  in  Ehescheidungsprozessen  werden 
den  Parteien  in  gekürzter  Form  innerhalb  20  Tagen  von  der  Publikation 
zugestellt  (§  200). 

§  8. 

H.  Eheschliessungen  vor  bulgarischen 
diplomatischen  Vertretern  oder  Konsuln  im 

Auslande 

sind  ausgeschlossen,  da  das  bulgarische  Recht  nur  die  kirchliche  Ehe- 
schliessung anerkennt. 

§9. 

J.  Internationales  Eherecht. 

Diplomatische  Vertreter  oder  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  Bulgarien 
können,  insoweit  sie  dazu  nach  den  Gesetzen  ihres  Staates  ermächtigt 
sind,  Eheschliessungen  zwischen  Angehörigen  ihres  Staates  vornehmen; 
die  so  geschlossenen  Ehen  werden  in  Bulgarien  als  gültig  anerkannt. 
Abgesehen  hiervon  können  in  Bulgarien  Ausländer  unter  einander  oder 
Ausländer  mit  Inländern  eine  Ehe  nur  nach  den  Satzungen  ihi'er  Religion 
eingehen;  wird  die  Ehe  in  Bulgarien  zwischen  einer  griechisch-orthodoxen 
und  einer  andersgläubigen  Peraon  geschlossen,  so  sind  in  jeder  Hinsicht 
die  Satzungen  der  griechisch-orthodoxen  Kirche  und,  wenn  der  griechisch- 
orthodoxe Theil  bulgarischer  Staatsangehöriger  ist,  alle  besonderen  Vor- 
schriften der  bulgarischen  kirchlichen  und  weltlichen  Gesetze  zu  beachten. 


Bulgarien.  911 

Bulgarische  Staatsangehörige  sind  auch  bei  einer  Eheschliessung  im 
Auslande  an  die  materiellen  Ei-fordernisse  des  bulgarischen  Rechts  (Ehe- 
mündigkeit, Einwilligung  Anderer,  Ehehindernisse)  gebunden.  Hinsichtlich 
der  Form  der  Eheschliessung  gilt  der  Satz  „locus  r^git  actum",  jedoch 
mit  der  Einschränkung,  dass  Angehörige  der  griechisch-orthodoxen  Kirche 
gemäss  deren  Satzungen  unter  allen  Umständen,  also  auch  im  Auslande, 
eine  gültige  Ehe  nur  vor  einem  Priester  ihrer  Kirche  eingehen  können. 
Wo  daher  nach  den  Gesetzen  des  Landes  die  Civilehe  gilt,  muss  ein  der 
orthodoxen  Kirche  zugehöriger  Bulgare  ausserdem  noch  die  Trauung  durch 
einen  orthodoxen  Priester  erwirken,  damit  seine  Ehe  in  Bulgarien  an- 
erkannt werden  könne.  ^) 

1)  Vgl.  unter  „Kussland"  und  „Griechenland«  (S.  761  Anm.  1  und  860  Anm.  2), 
wobei  jedoch  zu  bemerken  ist,  dass  dort  schlechthin,  also  nicht  nur  bei  den  Angehörigen 
der  orthodoxen  EÜrche,  sondern  auch  bei  Andersgläubigen  eine  nur  civiliter  im  Aus- 
lande geschlossene  Ehe  eines  Inländers  nicht  anerkannt,  vielmehr  in  allen  Fällen  auch 
noch  die  Trauung  durch  einen  Geistlichen  der  betreffenden  Eonfession  gefordert  wird. 


Montenegro. 

Von 

Kilan  Faul  JoyanoTlö, 

Comthur  in  Vukovar  a.  d.  Donau. 
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§1. 

A.  Einleitung.    Rechtsquellen.    Literatur. 

1.  Die  geschriebenen  Gesetze  von  Montenegi'o  (Crnagora)  behandeln 
das  Eherecht  nur  dürftig.  Einige  Bestimmungen  darüber  enthält  das 
Gesetzbuch  Danilo  I.  v.  23.  April  1855  a.  St.  (deutsche  Uebersetzung 
bei  Manz,  Wien  1869,  französisch  von  Delarue  in  dessen  Werke  „Le 
Mont6n6gro,  Paris  1862,  S.  137  ff.)  Im  Uebrigen  beruht  das  Eherecht 
im  Wesentlichen  auf  Satzungen  der  orientalisch-orthodoxen^)  Kirche  und 
auf  den  das  Eechtsleben  der  Montenegriner,  wie  der  Südjslaven  über- 
haupt, in  weitem  Umfange  beherrschenden  Rechtssitten.  Die  grosse 
Kodifikation  des  montenegrinischen  Privatrechts,  wie  sie  unter  der 
Eegierung  des  jetzigen  Fürsten  Nicola  I  in  dem  „Allgemeinen  Gesetz- 
buch über  Vermögen"  v.  25.  März  1888  mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Juli  1888 
zustande  kam  (deutsche  Ausgabe  von  Shek,  Berlin  1893,  französisch 
von  Dareste  et  Rivifere,  Paris  1897),  liess  das  Familien-  und  Erbrecht 
grundsätzlich  unberührt.*)  Immerhin  enthält  das  Gesetzbuch  mannigfache 
Bestimmungen  von  allgemeiner  Bedeutung,  femer  wichtige  Normen  über 
Vormundschaft  und  über  die  vermögensrechtlichen  Verhältnisse  der 
Familie  nach  aussen,  welche  auch  das  Eherecht,  insbesondere  das  eheliche 
Güterrecht  berühren.*)  Ausdrücklich  verordnet  das  Gesetz,  dass  in 
solchen  Fällen,  für  welche  weder  in  diesem  Gesetzbuche  noch  in  seinen 
Nachträgen  eine  Regel  gefunden  wird,  nach  den  Regeln  der  guten 
Gewohnheit,  eventuell  unter  sinngemässer  Anwendung  anderer  ähnlicher 
Regeln  oder  nach  allgemeinen  Rechts-  und  Billigkeitsgrundsätzen  zu 
entscheiden  ist  (Art.  2,  3);  und  als  Gewohnheitsrecht  wird  jene  Regel 
bezeichnet,  welche  im  Volke  und  im  Gerichtsgebrauche  als  solche  beachtet 
und  anerkannt  wird,  aber  im  geschriebenen  Gesetze  keine  Aufnahme  ge- 
funden hat  (Art  779);  ausserdem  wird  die  Subsidiarität  der  Analogie 

^)  Der  hier  Tom  Verfasser  gebrauchte  Ausdrack:  orientalisch-praTOslavisoh 
ist  hier  und  S.  919,  920,  921,  926,  927,  928  durch  orientalisch- orthodox  ersetzt. 

Die  Herausgeber. 

*)  Ueber  die  Begründung  dieser  Beschrankung  durch  den  Verfasser  des  Gesetz- 
buchs,  den  russischen  Staatsrath  und  Professor  Dr.  Baltazar  BogiSiö,  siehe  Shek 
a.  a.  0.  Einleitung  S.  XXXIIff.,  Dickel,  Ueber  das  neue  bürg.  Ges.B.  f.  Montenegro 
(Marburg  1889)  S.  31  ff.  Es  kam  insbesondere  auch  die  eigenthtunliche,  noch  nicht 
genügend  erforschte  Rechtsnatur  und  Gliederung  der  stidslavischen  Familie  in  Betracht. 

>)  Vgl.  über  die  Bedeutung  des  Titels  des  Gesetzbuchs:  Art.  767—796. 

58* 


916      J^aropft- 

und  der  Billigkeitserwägung  im  Verhältnisse  zum  geschriebenen  Gesetze 
und  zum  Gewohnheitsrechte  betont  und  begründet  (Art.  781,  782). 
Das  sind  Rechtssätze,  denen,  wiewohl  sie  in  einem  Gesetzbuche  über 
„Vermögen"  stehen,  doch  darüber  hinaus  allgemeinere  Bedeutung  nicht 
abgesprochen  werden  kann,  weil  sie  nur  den  gesetzgeberischen  Ausdruck 
für  Regeln  enthalten,  welche  ohnehin  als  geltend  gedacht  sind.*)  — 
Das  Gesetzbuch  von  1888  ist  sehr  bald  einer,  freilich  nicht  sehr  ein- 
greifenden, Revision  unterzogen  worden.  In  der  neuen  Gestalt  wurde 
es  durch  Erlass  v.  14.  Januar  1898  mit  Gesetzeskraft  v.  1.  April  1898 
publicirt  (Italienische  Uebersetzung  von  Martecchini,  Spalato   1900). 

2,  Literatur. 

Popovii,  Recht  und  Gericht  in  Montenegro  (Agram  1877); 

Shek,  deutsche,  Dareste  et  Rivi^re  französische  Ausgabe  des 
G.B.  V.  1888  und  Martecchini,  italienische  Ausgabe  des 
revidirten  GJ3.  v.  1898  (siehe  oben),  je  mit  einer  Einleitung; 

Di  ekel,  Ueber  das  neue  B.G.B.  für  Montenegro  u.  s.  w.  (Marburg 
1889); 

Brissaud,  Etüde  sur  le  nouveau  Code  civile  du  Montfenegro. 
(Paris  1891); 

M.  Ch.  Verge,  Le  nouveau  Code  civil  du  Montönfegro.  Extrait 
du  compte-rendu  de  TAcad^mie  des  Sciences  morales  et  politiques 
(Institut  de  france;  Paris  1888); 

Preux,  La  revision  du  code  g6nferal  des  biens  pour  la  prin- 
cipaut6  de  Montenegro,  in  der  Revue  de  droit  international 
et  de  Ifegislation  comparfee,  1898  S.  311  fl.; 

Demeliö,  Le  droit  coutumier  des  slaves  mferidionaux  (Paris 
1876),  ein  Auszug  aus  dem  Werke  von  Bogi«ic  über  das 
Gewohnheitsrecht  der  Südslaven  (in  serbischer  Sprache, 
Agram  1874); 

Krauss,  Sitte  und  Brauch  der  Südslaven  (Wien  1856). 

Weitere  Literatumachweisungen  siehe  bei  Leske-Loewenfeld, 
Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  11  S.  32,  und  speziell  über 
das  G.B.  V.  1888  bei  Shek,  Einleitung  S.  LXXHff. 


§2. 

B. 


Nach  den  noch  geltenden  alten  Rechtssitten  wirbt  der  Mann  um 
ein  Mädchen  oder  eine  Wittwe  bei  ihren  rechtsmässigen  Verlobem, 
d.  i.  bei  ihren  Eltern  oder  Brüdern,  und,   wenn  sie   in   der   Zadruga 


^)  Ueber  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht:    Shek  a.  a.  0.  S.  XXXVff,,  Popovid, 
Biecht  und  Gericht  in  Montenegro  §  18. 
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—  Hausgemeinschaft  —  lebt,  bei  dem  Hausvater.^)  Ein  gültiges  Ver- 
löbniss  setzt,  ausser  der  Zustimmung  dieser  Verlober,  alle  Erfordernisse 
eines  Vertrages  voraus:  Geisteskranke,  Kinder  unter  sieben  Jahren, 
femer  Personen,  denen  ein  gesetzliches  Ehehinderniss  entgegensteht, 
können  ein  gültiges  Verlöbnisse  nicht  eingehen.  Eine  bestimmte  Form 
ist  für  das  Verlöbniss  nicht  vorgeschrieben,  wenngleich  der  Austausch 
von  Ringen  und  Geschenken  oder  auch  der  Abschluss  vor  Zeugen  üblich 
ist.  Zwang  zur  Eingehung  der  Ehe  findet  nicht  statt^),  doch  hat  der 
ohne  erhebliche  Ursache  vom  Verlöbnisse  zurücktretende  Theil  den  aus 
der  Nichterfüllung  für  den  anderen  Theil  erwachsenen  wirklichen  Schaden 
zu  ersetzen ;  ausserdem  verliert  er  die  gegebenen  Geschenke  und  hat  die 
empfangenen  zurückzugeben;  auch  kann  er  wegen  off  entlicher  Verletzung 
der  Ehrbarkeit  gestraft  werden.  Die  Verbindlichkeit  zur  Eingehung  der 
Ehe  entfällt  für  beide  Theile:  durch  den  Tod  eines  Verlobten,  durch 
wechselseitige  Einwilligung,  durch  Ablauf  der  bedungenen  Zeitfrist,  durch 
Priesterweihe  oder  feierliches  Klostergelübde  eines  Verlobten,  durch 
Eintritt  eines  Ehehindernisses;  nur  für  einen  Theil:  wenn  der  andere 
sich  unzüchtiger  Handlungen  schuldig  macht,  wenn  in  seinem  Zustande 
eine  wesentliche  Aenderung  (Ehrverlust,  ekelerregende  Entstellung  u.  s.  w.) 
eintritt,  wenn  er  eine  andere  Ehe  oder  ein  anderes  Verlöbniss  inzwischen 
eingegangen  ist,  wenn  er  die  niederen  Weihen  empfangen  hat  oder  in 
ein  Kloster  aufgenommen  ist,  endlich  wenn  er  lange  Zeit  ohne  Nachricht 
fernbleibt. 

Für  Streitigkeiten  aus  dem  Verlöbnisse  sind  die  geistlichen  Gerichte 
zuständig  (S.  926). 


§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

Die  Eheschliessung  ist  ein  kirchlicher  Akt.  Zur  Gültigkeit  der 
Ehe  gehört  Willenseinigung  der  Verlobten  und  Befolgung  der  vor- 
geschriebenen kirchlichen  Formen. 


^)  Die  Hausgenossenschaft  —  Ku£a  —  ist  nach  montenegrinischem  Rechte  eine 
juristische  Person,  die  von  dem  Hausvater  vertreten  wird.  Sie  ist  entweder  eine  ans 
Eltern  und  Kindern  bestehende  Einzelfamilie  —  Inokosna  oder  InokoStina  —  oder 
eine  mehrere  Familien  umfassende  Gemeinschaft  —  Zadruga  — ,  zu  der  auch  entferntere 
Verwandte,  Adoptirte,  eingeheirathete  Frauen  mit  ihren  Kindern  gehören  (Ges.B.  über 
Verm.  Art.  686,  691,  964,  965;  Popovid  §  27,  Dickel  S.  98,  Shek  S.  LVII,  Leske- 
Loewenfeld  11  S.  829). 

')  Nach  Art.  68  des  Ges.B.  v.  1855  können  die  Verlobten  jederzeit  auseinander- 
gehen. Man  könnte  daher  meinen,  dass  aus  dem  Verlöbnisse  Verbindlichkeiten  nicht 
erwachsen  können.  Das  Gewohnheitsrecht  ist  aber  hierin  strenger;  Popovii  §  89. 
I>ie  hier  angegebenen  Rechtsfolgen  ungerechtfertigten  Bücktritts  beruhen  auf  B«chts- 
Sitten  und  £archenrechtssatzungen.  üeber  das  kanonische  Becht:  Zhishman,  Ehe- 
recht der  orientalischen  Kirche  (Wien  1864)  S.  608  fif.,  648  fr« 
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L  Materielle  VoraasBetzii&geii  der  Willenierkl&rnng. 

1.  t^ersöliliche  Fähigkeit  Der  Montehegriner  erlangt  die  unbe- 
schränkte Geschäftefähigkeit  (Volljährigkeit)  mit  Vollendung  des  21. 
Lebensjahres  oder  durch  Volljährigkeiteerklänrng,  welche  nach  Voll- 
endung des  18.  Lebeüsjahres  statthaft  ist  und  durch  die  Obervormond- 
schaftebehörde*)  erfolgt  (QÄ  über  Venu.  Art  636,  638).  Üeber  die 
Ehemüfldigkeit  fehlt  es  an  einer  geschriebenen  Satzung.  Nach  der 
Rechtesitte  heirathet  der  Montenegriner  mit  18 — 16,  die  Mädchen  heiraten 
auch  schon  mit  13  Jahren,  vor  en*eichter  Geschlechtsreife  gilt  aber  die 
Khe  als  nicht  vollzogen.  2ur  Verheirathung  des  Mädchens  wird  nach  dem 
Gesetze  (G.B.  v.  1856  Art.  69)  die  Einwilligung  der  Eltern  erfordert, 
die  nach  der  herrschenden  Rechtesitte  überdies  die  Zustimmung  d^ 
männlichen  Mitglieder  des  ganzen  Bratstvo,  der  Familie  im  weiteren 
Sinne*),  einzuholen  haben  (Popovic  §§  29,  40,  41.)  Minderjährige  —  auch 
männlichen  Geschlechte  —  können  ohne  Einwilligung  des  Vaters  keine 
Ehe  eingehen;  an  die  Stelle  des  Vaters  tritt  nach  dessen  Tode  die 
Mutter  und  nach  deren  Tode  der  Vormund  (Art.  643 — 646  G.B.  über 
Venu.).     Die  versagte  Einwilligung  kann  vom  Gericht  ersetzt  werden. 

2.  Willensfreiheit  Praktisch  verfahren  die  Eltern  bei  der  Ver- 
heirathung ihrer  Kinder  meist  ohne  Rücksicht  auf  deren  Wünsche.  Di^ 
Gesetz  aber  erfordert  die  gutwillige  Einigung  der  Brautleute  und  be- 
droht den  Seelsorger,  der  ohne  diese  Voraussetzung  die  Trauung  vor- 
nimmt, mit  schwerer  Strafe  (G.B.  v.  1865  Art.  68;  Popovic  §§  41,  44). 
Inwieweit  Willensmängel  die  Ehe  entkräften,  ergiebt  sich  aus  dem 
Folgenden;  vgl.  IL  3  u.  11. 

n.  Ehehindernisse  und  Eheverbote.  Hindemisse,  deren  Nicht- 
beachtung die  geschlossene  Ehe  ungültig  macht  —  trennende  Hinder- 
nisse —  sind  folgende: 

1.  Mangel  der  natürlichen  und  geistigen  Fähigkeit,  also  Impotenz 
und  Geisteskrankheit,  sofern  sie  schon  bei  der  Eheschliessung  be- 
stehen; Impotenz  aber  nur,  wenn  sie  eine  dauernde  ist  Insbesondere 
steht  blosse  Geschlechteunreife  der  Eingehung  der  Ehe  nicht  ohne 
Weiteres  entgegen  (oben  I.  1). 

3.  Doppelehe.  Eine  Ehe  ist  ungültig,  wenn  einer  der  Gatten 
bereite  verheirathet  und  diese  frühere  Ehe  nicht  durch  Tod  oder  ürtheils- 
sprüch  gelöst  ist  Im  Falle  der  Todeserklärung  eines  Gatten  ist  dem 
anderen   die  Wiederverheirathung   gestattet,   und   die  neue  Ehe  bleibt 


0  D.  i.  das  Kapetanatsgericht;  Art.  647,  968  GJB,  über  Term.  —  Ueber  die 
Gerichisrerfasfliing :  L  e  b  k  e  -  Lo«wenfeld  IE  S.  897. 

*)  Fopovi£  §  8t.  Daa  Brastro  nmfastt  mehrere  dorell  Verwandtschaft  rer- 
bundene  Knie,  Haosgemeinschafteti ;  mehrere  Brasiva  bilden  ein  Fleme,  Sfmmn. 
Wesnitseh  in  der  Zeitsehr.  f.  vergleiehende  Reehtswissenseh.  9  S.  46ff.)  Shek  8.  LH 
Vgl.  hierso  G.B.  über  Verm.  Art.  709  ff.,  718,  714.  —  mheres  über  die  e^ihn«6 
Rechtssitte  and  sonstige  Branche  bei  der  Werbung:  Kranirs  S.  871  ff. 
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gültig,  auch  wenn  sicli  später  heransstdlt,  dass  der  fflr  tot  Erklärte 
noch  lebt.^) 

S.  Wesentlicher  Irrthnm  in  Bezng  auf  die  Person  des  anderen 
Verlobten  selbst^  d.  h.  aber  seine  Identität,  nicht  auch  über  Eigenschaften; 
Tgl.  aber  SL  920  en  8. 

4.  Gelübde,  jedoch  nur  das  votnia  solemhe  bei  Eintritt  in  einen 
Orden  oder  Empfang  der  höheren  Weihen.  Dies  Hindemiss  wirkt  selbst 
dann,  wenn  es  erst  eintiitt,  nachdem  die  Ehe  geschlossen,  aber  noch  nioht 
durch  Beiwohnung  vollzogen  ist;  die  Ehe  gilt  solchenfalls  als  ipso  iure  gelöst. 

5.  Mitschuld  an  Ehebruch  oder  Gattenmord  (crimen).  Zwischen 
dem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  oder  des  Gattenmordes  schuldigen 
Ehegatten  und  seinem  Mitschuldigen  kann  eine  gültige  Ehe  nicht  ge- 
schlossen werden. 

6.  Vormundschaft  und  Schwägerschaft.  Zwischen  Verwandten 
in  auf'  und  absteigender  Linie  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  und  zwischen 
Seitenyerwandten  bis  8um  vierten  Grade  (nach  kanonischer  Zählung) 
darf  die  Ehe  nicht  geschlossen  werden,  gleichviel  ob  die  Verwandtschaft 
auf  rechtmässiger  oder  unrechtmässiger  Ehe  beruht.  Die  auf  der  Adoption 
beruhende  gesetzliche  Verwandtschaft  und  die  durch  die  Sakramente  ier 
Taufe  und  der  Firmung  vermittelte  geistliche  Verwandtschaft,  Welche 
bei  Katholiken  Ehehindemisse  begründen,  kommen  als  solche  nach  den 
Satzungen  der  griechisch'^orientalischen  Kirche  nicht  in  Betracht  *)  — ^  Die 
Schwägerschaft  ist  ein  Ehehindemiss  bis  zum  vierten  Grade,  wenn  sie 
auf  einer  rechtmässigen,  dagegen  nttr  bis  zum  zweiten  Grade,  wenn  sie 
auf  einer  unrechtmässigen  Ehe  beruht.*) 

7.  Eeligionsverschiedenheit.  Zwischen  getauften  und  nicht  ge- 
tauften Personen  kann  keine  gültige  Ehe  statthaben. 


^)  So  Hetf  Joyanovid  unter  Bezugnahme  auf  Art.  685  des  G.B.  über  Yeml. 
In  Art.  678  ff.  wird  nämlidi  das  Institut  der  Todeserklärung  geordnet  und  Art.  686 
bestimmt  dann:  wenn  später  dargethan  wird,  dass  der  für  tot  Erklärte  noch  lebt,  „so 
ist  die  Jßrklä^ung  selbst,  als  auch  die  sich  aus  derselben  ergebenden  Folgerungen  dein- 
gemäss  als  nichtig  su  erklilren,  insofern  dadurch  im  guten  Glauben  erwofbefte 
Rechte  dritter  Personen  nicht  verletat  werden.**  Nur  ^  Gunstetl  des  güt- 
gläubigen Gatten  also  könnte  hiemach  die  Gültigkeit  der  neuen  Ehe  behauptet 
werden.  Uebefdies  aber  bezieht  sich  die  Bestimmung  doch  wohl  nur  auf  v^rmogetts- 
rechtfiche  Verhältnisse.  Dennoch  wird  die  Mittheilung  defe  Herrn  JoTanovi6  nl«ht 
in  Zweifel  eu  ziehen  sein,  weil  der  lü  Montenegro  herrsehende  fteöhtsgebrauch  sogAr 
in  freierer  Weise  dem  rerlasAenen  Gatten  das  Beeht  der  Wiederverheirathung  gewährt 
—  Tgl.  Krau  SS  S.  938  ft.  -^  und  weil  wohl  angenomtnen  werden  kann»  dass  di^  im 
Art.  685  ausgedrückte  Norm  auch  auf  f  atniUenreohtlichem  Gebiete  eiud  Wirkung  äuAsdm 
und  die  laxen  Gebräuche  in  strengere  Begeln  umformen  tnag.  Der  Bearbeiter. 

")  Anders  hinsichtlieh  der  Taufe  und  der  kirchlichen  Adoption:  JShishman, 
Eher,  der  Orient.  Kirche,  S.  364 ff.,  883 f.;  dagegen  übereinsthnuiend  hinsichtlieh  der 
Firmung,  S.  279  Ziff.  6.  Der  Bearbeiter. 

*)  Popotii  (§  42)  bezeichnet  Yerwandtschafb  und  SchWägersehaft  bis  «tun 
siebenten  Grade  als  Ehehindemiss.  Das  ist  der  Standpunkt  des  älteren  kanonischen 
Aeehts,  wlihrend  die  im  tText  eu  Gb-nnde  gelegte  abweichende  Angabe  von  Joyanoyid 
dem  neueren  Kirchenreoht  entspricht.  Vgl.  Richter,  Eirchenrecht  §§  270,  271. 
Daselbst  §  270  über  die  kanonische  Gradberechnung,  welche  nur  die  einseitige  lB6t^ 
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8.  Die  Nichterfüllung  oder  der  Nichteintritt  einer  Be- 
dingung, an  welche  ausdrücklich  die  Ehe  geknüpft  wurde,  kann  ein 
Ehehindemiss  bilden;  natürlich  oder  rechtlich  unmögliche  Bedingongen 
gelten  aber  als  nicht  gesetzt.  —  Gewisse  Bedingungen  verstehen  sich 
von  selbst.  So  ist  insbesondere  eine  Ehe  ungültig,  wenn  der  Bräutigam 
die  Braut  bereits  von  einem  Anderen  geschwängert  findet;  er  hat  hier- 
von dem  zuständigen  geistlichen  Grerichte  sofort  Anzeige  zu  erstatten 
und  den  Beweis  zu  liefern,  dass  er  den  Umstand  vor  der  Trauung  nicht 
gekannt  habe. 

9.  Unterlassung  der  nothwendigen  Kirchenfeierlichkeiten, 
welche  bewirkt,  dass  die  Ehe  als  insgeheim  geschlossen  erscheint,  macht 
dieselbe  ungültig.     Ueber  die  kirchliche  Eheschliessungsform:  unten  III. 

10.  Mangel  der  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Vormundes 
zur  Ehe  eines  Minderjährigen  (S.  918)  bewirkt  Ungültigkeit. 

11.  Gewalt  oder  Drohung,  wodurch  die  freie  Einwilligung  zur 
Ehe  ausgeschlossen  erscheint,  machen  sie  gleichfalls  ungültig.  Ent- 
führung für  sich  allein  bewirkt  keine  Ungültigkeit,  sofern  die  Ent- 
führte an  einen  sicheren  Ort  gebracht,  aus  freiem  Willen,  wenngleich 
ohne  Wissen  der  Eltern,  in  die  Ehe  gewilligt  hat.^)  — 

Blosse  Verbote,  aufschiebende  Hindernisse,  deren  Nichtbeachtung 
Nachtheile  nach  sich  ziehen  kann,  die  Gültigkeit  der  geschlossenen  Ehe 
aber  nicht  berührt,  sind:  die  verbotene  geheiligte  Zeit,  ein  früheres  Ver- 
löbniss,  das  Gelübde  der  Keuschheit  und  besonderes  kirchliches  Verbot. 
Letzteres  bezieht  sich  auf  solche  Fälle,  in  denen  der  Bischof  oder  der 
Pfarrer  die  Eheschliessung  wenigstens  auf  Zeit  untersagen  kann,  nämlich: 
wegen  gegründeter  Vermuthung  eines  Ehehindemisses  oder  wegen  Mangels 
eines  Ausweises,  z.  B.  Taufscheins,  Verkündscheins,  Beweises  des  ledigen 
oder  verwittweten  Standes  u.  s.  w.  —  Bei  einer Wiederverheirathung 
kommen  als  aufschiebende  Hindemisse  noch  in  Betracht:  die  Pflicht  zur 
vorgängigen,  hinreichenden  Versorgung,  der  Kinder  aus  der  früheren  Ehe 
(vgl.  S.  924);  und  für  eine  Frau  die  Pflicht,  die  gehörige  Zeit  ab- 
zuwarten, damit  im  Falle  ihrer  Schwangerschaft  kein  Zweifel  hinsichtlich 
der  Vaterschaft  ihres  Kindes  entstehe.*) 

femung  yom  gemeiDsamen  parens  in  Betracht  zieht.  Geschwister  sind  danach  im 
ersten,  Geschwisterkinder  im  zweiten  Grade  verwandt  (Popovid  §27  Anm.  2),  Oheim 
und  Nichte  gleichfalls  im  zweiten  u.  s.  w.  Nach  orthodoxem  Kirchenrechte  werden 
hingegen  die  Entfernungen  vom  gemeinsamen  parens  auf  beiden  Linien  zusammen- 
gezählt,  wie  nach  römischem  Givilrecht,  und  es  wird  demgemäss  ein  Ehehindemiss  bei 
Verwandtschaft  bis  zum  siebenten  oder  achten  Grade  angenommen,  was  im  Wesent- 
lichen der  obigen  Angabe  im  Text  gleichkommt.  Vgl.  Zhishman,  Eher,  der  orient 
Kirche,  S.  220 ff.,  229 ff.  —  Popovid  a.  a.  0.  bezeichnet  auch  die  „Bundesbrnderschafl^ 
(pobratimstTO,  Wahlbruderschaft)  als  Ehehindemiss.  Ueber  dies  den  Südslaven  eigen- 
thümliche  Institut:  Krauss  S.  619  £f.,  der  übrigens  auch  davon,  als  von  einem  £he- 
hindemisse  spricht  (S.  887  Ziff.  5)*  Der  Bearbeiter. 

1)  G.B.  V.  1855  Art.  70;  Popovi6  §  71. 

')  Für  Kinder,  die  im  siebenten  Monate  nach  der  Eheschliessung  oder  im  zehnten 
Monate  nach  dem  Tode  des  Mannes  geboren  werden,  streitet  die  Yermuihung  der 
•beliehen  Geburt. 
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Für  Beamte,  MiUtärpersonen  und  Ausländer  bestehen  hinsichtlich 
der  Eheschliessung  keine  besonderen  Vorschriften,  namentlich  nicht  das 
Erforderniss  einer  besonderen  Erlaubniss. 

Dispensation  von  Ehehindernissen  steht  grundsätzlich  dem 
Fürsten  zu;  Hindernisse  geringerer  Bedeutung  kann  auch  der  Metropolit 
(Bischof)  beheben.  Die  Dispensation  wird  nicht  ertheilt,  wenn  eine 
andere  Ehe  noch  besteht,  sowie  hinsichtlich  einer  Ehe  zwischen  Aszen- 
denten und  Deszendenten,  zwischen  Geschwistern,  zwischen  Neffe  und 
Tante,  ^zwischen  Stief-  oder  Schwiegersohn  und  Stief-  oder  Schwieger- 
mutter, und  zwischen  Stiefvater  und  Stieftochter  oder  Tochter  eines 
Stiefkindes.  —  Ueber  Dispensation  von  der  Verkündung:  nachstehend 
unter  III. 

ni.  Die  Form  der  Eheschliessung  ist  ausschliesslich  die  kirchliche ; 
Civilehe  besteht  nicht.  Die  bevorstehende  Ehe  muss  an  drei  hinter 
einander  folgenden  Sonntagen  von  der  Kanzel  herab  verkündet  werden. 
Das  Gesetz  verordnet,  dass  der  Pfarrer  des  Bräutigams  drei  Tage  vor 
der  Trauung  das  Mädchen  über  ihre  Zustimmung  befragen  soll  und  die 
Trauung  nur  im  Falle  des  Einverständnisses  beider  Theile  vornehmen 
darf;  im  Uebrigen  vei-weist  es  auf  die  Vorschriften  der  orthodoxen  Kirche 
(G.B.  V.  1855  Art.  67—69;  Popovic  §  44).  Die  Trauung  selbst  ist 
durch  den  Lokalpfarrer  der  Brautleute  oder  den  Pfarrer  des  einen  oder 
anderen  Theils  zu  vollziehen;  der  zuständige  Pfänder  kann  auch  einen 
anderen  zur  Trauung  ermächtigen.  Bei  dem  Trauungsakte  haben  zwei 
Zeugen  oder  Beistände  (Kumovic)  zugegen  zu  sein.  Die  Ehe  wird,  unter  der 
Voraussetzung  gültiger  Einigung  der  Brautleute,  durch  den  Spruch  des 
Seelsorgers  perfekt.  Ausserdem  werden  aber  die  auf  der  Volkssitte 
beruhenden  Riten  streng  eingehalten.^) 

Dispensation  von  der  dreimaligen  Verkündung  kann  das  Metro- 
politangericht  bewilligen. 

§4. 

D.  Wirkung  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Eheleute  sind  einander  Unterstützung, 
der  Mann  ist  der  Frau  Schutz  und  Vertretung  schuldig.  Die  Frau 
erwirbt  der  Regel  nach  den  Namen,  Stand  und  die  Heimathrechte  des 
Mannes.  Dass  sie  dem  Manne  an  seinen  Wohnort  zu  folgen  schuldig  ist 
und  seinen  Wohnsitz  im  gesetzlichen  Sinne  theilt,  ergiebt  sich  aus  Art. 
.968  G.B.  über  Verm.     Sie  hört  auf,  Mitglied  ihrer  bisherigen  Hans- 


^)FopoYid  §  44.  Näheres  über  die  betreffenden  VoUcssitten  bei  Krause 
S.  338,  370,  880,  407  und  besonders  über  die  religiösen  Feierlichkeiten  bei  Frillej  et 
Vlachoyii,  Le  Montenegro  contemporain  (Paris  1876)  S.  233  ff.  üeber  die  kirchUchea 
FeierUchkeiten  nach  orthodoxem  Kirchenrechte:  Zhishman,  Eher,  der  orientaUscheE 
Kirche,  S.  689  ff.    . 
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f^enofisenschaft  m  sein  und  wird  Mitglied  der  Hansgenossenschaft,  in 
die  sie  hineinheirathet  (Art  965  das.;  vgl.  Popovic  §§  34,  S5).  Der 
minderjährige  Mann,  der  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormimdes 
und  der  Oberyormundschaftsbehörde  heirathet,  wird,  wenn  er  in  einer 
abgesonderten  Haasgenossenschaft  lebt  und  sie  leitet,  ipso  iure  volljährig, 
sofern  nicht  im  einzelnen  Falle  etwas  Anderes  festgesetzt  wird  (Art.  639). 
In  der  Sonderfamilie  liegt  die  Leitung  des  Hauswesens  und  die  Ver- 
waltung des  Familienvermögens  in  der  Hand  des  Mannes;  die  Frau  hat 
ihm  zu  gehorchen,  seine  Anordnungen  zu  befolgen  und  befolgen  zu 
machen.  Die  Frau  aber  ist  die  Hauptwirthin  des  Hauses  und  hat  in 
ihrem  wirthschaftlichen  Wirkungskreis  auch  Verfügungsrecht  über  das 
Familienvermögen.  Bei  längerer  Abwesenheit  des  Mannes  kann  sie,  beim 
Mangel  eines  anderen  Vertreters,  in  den  Grenzen  der  laufenden  häuslichen 
Bedürfnisse  auch  Rechtsgeschäfte  über  bewegliche  Sachen  abschliessen 
(Art.  694  Abs.  2;  früher  690  Abs.  4).  Innerhalb  der  Hausgenossenschaft, 
deren  Leitung  dem  Hausvater  zusteht,  gilt  Gleichberechtigung  der  Mit- 
glieder ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  (vgl.  hierzu  nachstehend  2)}) 

2.  Eheliches  Güterrecht.  Die  Mädchen  erhalten  als  Anssteuer 
(Pröija)  der  Regel  nach  nur  Mobilien,  und  zwar  Kleider  und  andere  Sachen 
für  ihren  persönlichen  Gebrauch,  aber  auch  Gegenstände  für  die  Bedürfnisse 
der  Wirthschaft,  insbesondere  z.  B.  Federvieh  und  auch  baares  Geli 
Die  Bemessung  der  Aussteuer  liegt  in  der  Hand  der  Eltern,  in  der  Hans- 
genossenschaft  aber  steht  sie  dem  Hausvater  im  Einvernehmen  mit  den 
Hausgenossen  zu.  Tritt  das  Mädchen  durch  die  Heirath  aus  der  Hans- 
genossenschaft  aus,  so  hat  sie  keinen  Anspruch  auf  einen  AntheU  an 
dem  condominium,  doch  wird  ihr  dafür  meist  freiwillig  eine  Mitgift 
gegeben  (G.B.  v.  1856  §  61).  Was  der  Mann  oder  Dritte  der  Frau  am 
Morgen  nach  der  Zuführung  darbringen,  heisst  Morgengabe.  Die  Ver- 
waltung und  Nutzniessung  des  Frauengutes,  soweit  es  nicht  Sondergnt 
ist,  steht  in  der  Sonderfamilie  dem  Manne  zu.  Für  übernommenes  Geld, 
das  zum  quasi-ususfructus  in  sein  Eigenthum  übergeht,  haftet  er  mit 
seinem  ganzen  Vermögen;  besitzt  er  solches  nicht,  so  darf  er  die  dos 
nicht  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  verwenden.  Gefährdet  er  die  Sicherheit 
des  Frauenguts,  so  kann  die  Verwaltung  der  Frau  oder  einem  von  ihr 


')  Im  AoBchlusB  hieran  bemerkt  Herr  JoyanoTid,  dieser  Umstand  habe  tur 
^o^R^i  ffdaM  die  Frau  Ton  jeher  in  der  SonderfamiUe  fr^  und  mÖglichBt  selbständig 
ist.".  Das  bezieht  sich  aber  wohl  nur  auf  die  vermögensreohtliche  Seite  des  Verhält- 
nisses (im  Text  unter  2).  Denn  im  Uebrigen  gewinnt  man  von  der  Stellung  der  Frau 
ein  anderes  Bild.  Poporii  nennt  die  Lage  der  Ehefrau  sehr  schwierig  (§  85);  sie 
müsse  dem  Manne  in  Allem  unbedingt  gehorchen,  und  er  dürfe  sie  auch  köi^erlich 
strafen  (§  46).  Dem  entspricht,  was  Krauss  berichtet  (besonders  S.  482  ff.),  und  Lehr 
(Lemariage  et  le  dirorce  dans  les  principaux  pays  civilis^s,  Paris  1899,  S.  999)  bemerkt: 
La  Situation  de  la  femme  mariee  ris-A-yis  de  son  mari  parait,  si  Van  en  jiigc> 
A  d^faut  de  teztes  de  loi  pr^cis,  d'aprfes  les  ricits  de  Toyageurs  s^rieux,  se  r^sumer 
•n  un«  sujetion  absolue.  Li  der  That  spricht  auch  Krauss  a.  a.  0.  TOn  einem 
»Unterthansyerhältniss."  Der  Bearbeiter. 
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KU  «rw&hlenden  £;urator  ttbeitrftgen  werden.  Sondergut  der  Frau^) 
sind  die  m  ihrer  Ansstener  gehörigen  Gegenstände  und  der  Regel  nach, 
was  ihr  ton  Angehörigen  oder  Dritten  gegeben  wird,  mit  Ausnahme  der 
dos.  Ueber  das  Sondergnt  kann  die  Frau  selbständig  verfugen.  Sie 
kann  auch  Bechtsgeschäfte  mit  dem  Manne  schliessen,  sich  ihm  gegen- 
über und  für  ihn  verpflichten,  also  namentlich  auch  für  seine  Schulden 
Bürgschaft  leisten.  Dagegen  kann  sie  nach  ausdrücklicher  Bestimmung 
(Ö.B.  überVerm.  Art.  483)  olme  Bewilligung  des  Mannes  von  Niemandem, 
ausser  von  Hausgenossen  und  näheren  Verwandten,  Geschenke  annehmen 
oder  aus  ihrem  Sondervermögen  Geschenke  machen  mit  Ausnahme  der 
üblichen  Gelegenheitsgeschenke;  die  ungerechtfertigt  verweigerte  Zu- 
stimmung kann  aber  auf  ihr  Ansuchen  durch  das  Gericht  ersetzt  werden. 

Innerhalb  der  —  vermögensrechtlich  eine  juristische  Person  bildenden 
und  auf  dem  Prinzip  der  Gemeinwirthschaft  beruhenden  —  Hausgenossen- 
schaft (Kuca)  nun  steht  das  Hecht,  durch  eigene  Thätigkeit  Sondergut 
im  Gegensatze  zum  Hausgut  zu  erwerben,  nur  denjenigen  Hausgenossen, 
männlichen  wie  weiblichen,  zu,  denen  die  Genossenschaft  ein  solches 
Kecht  ausdrücklich  einräumt.  (Art.  686 — 688  G.B.  über  Venu.)  Da- 
gegen bilden  Geschenke  oder  Erbschaften,  soweit  nicht  im  einzelnen 
Falle  nach  den  Umständen  etwas  Anderes  anzunehmen  ist,  ferner  Wäsche, 
Kleider,  Schmucksachen  und  alle  anderen  von  einer  Frau  bei  ihrer 
Verheirathung  in  das  Haus  eingebrachten  Sachen,  endlich  jeder  ohne 
besondere  Thätigkeit  des  Besitzers  entstehende  Zuwachs  zu  diesen  Ver- 
mögensobjekten, z.  B.  die  Zinsen  eines  Kapitals,  das  Sondergut  (Art. 
689,  967).  Ueber  dieses  können  volljährige  Hausgenossen  frei  verfügen; 
auch  eine  Ehefrau  kann  bei  Lebzeiten  ihres  Mannes,  wenn  der  Ehe- 
vertrag nichts  Anderes  bestimmt,^  über  ihr  Sondergut  gemäss  dem  alten 
Gewohnrechtsrechte  frei  verfügen,  abgesehen  von  der  schon  erwähnten 
Bestimmung  des  Art.  483  hinsichtlich  der  Geschenke;  soweit  die  Ge- 
nehmigung des  Ehemannes  erforderlich  ist,  dieser  sie  aber  ohne  hin- 
reichenden Grund  verweigert,  ist  sie  auf  Ansuchen  der  Frau  vom  Gerichte, 
nach  Anhörung  beider  Theile  und  Würdigung  aller  Umstände  des  Falles, 
zu  ersetzen,  wenn  das  Geschäft  weder  den  beiderseitigen  Interessen, 
noch  dem  Gesetze  oder  der  Billigkeit  oder  den  guten  Sitten  zuwider- 
läuft (Art.  690  neuer  Fassung).*) 


^)  NämUch  Sondergut  im  Yerhältniss  zum  Manne ;  vom  Sondergut  im  Verhältniss 
som  condominium  der  Hansgenoisenschaft  ist  im  Weiteren  die  Hede.  Siehe  namentlich 
aueh  die  folgende  Anmerkung«  —  Ueber  die  Verfügungsbef ngnisse  der  Frau:  Preux 
in  der  Rerue  de  droit  international  et  de  l^gislation  comparee,  1898  8.  819  ff. 

")  Was  im  Yerhältniss  zur  fiausgenossenschaft  Sondergut  der  Frau  ist,  braucht 
hierüaeh  noch  nicht  ihr  Sondergut  im  Verhiiltniss  cum  Manne  zu  sein.  Vgl.  die 
vorige  Anm. 

*)  Art.  690  der  Fassung  von  1888  steUte  als  Prinzip  auf,  dasS  die  Frau  über  ihr 
Sondergut  nur  mit  Genehmigung  des  Mannes  verftigen  könne;  bei  der  Revision  Von 
1898  kehrte  man  aber  zu  dem  entgegengesetzten  Gewohnheitsreohtssatze  zuhick.  Siehe 
Preuz  a.a.O.  S.  820. 
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Der  überlebende  Gatte  bleibt  im  Besitz  und  in  der  Verwaltung^ 
des  Gesammtvennögens.  Dem  Wittwer  steht  auch  weiterhin  auf  Lebens- 
zeit der  Niessbrauch  am  Frauengut«  zu;  er  muss  aber,  wenn  er  zu  einer 
neuen  Ehe  schreitet,  die  Kinder  auf  deren  Verlangen  wegen  ihrer  An- 
theile  abfinden  oder  sicherstellen.  Die  Wittwe  darf  aus  dem  Gesammt^- 
vermögen  in  jedem  Falle  ihren  Unterhalt  vorweg  beziehen;  schreitet  sie 
aber  zu  einer  neuen  Ehe,  so  behält  sie  nur  ihr  Vermögen,  verliert  da- 
gegen die  Nutzungen  an  dem  übrigen  Hausgut  und  hat  die  davon 
während  ihrer  Wittwenzeit  gezogenen  Nutzungen  den  Kindern  zu  er- 
setzen. Nach  Art.  670  Abs.  1  G.B.  über  Verm.  ist,  wenn  eine  Wittwe 
in  der  Hausgemeinschaft  (Kuca)  ihres  Ehemannes  einschichtig  (ohne 
Kinder)  bleibt,  vom  Kapetanatsgericht  ein  Vormund  zu  bestellen,  der 
darüber  zu  wachen  hat,  dass  das  Hausgut  unter  der  Verwaltung  und  der 
Nutzniessung  der  Wittwe  unversehrt  bleibe;  sie  darf  nur  über  die  Früchte 
und  Erträgnisse  verfügen  und  erst  in  äusserster  Noth  nach  Maassgabe 
des  Bedarfs,  mit  Zustimmung  des  Voimundes  und  Genehmigung  der 
Obervormundschaftsbehörde  die  Substanz  des  Vermögens  angreifen  (Art. 
707  Abs.  3).  Hatte  aber  der  verstorbene  Gatte  in  ihr  Stammhaus  ein- 
geheirathet^)  und  bleibt  sie  nach  dessen  Tode  in  der  elterlichen  Kuca, 
so  erübrigt  sich  die  Bestellung  eines  Vormundes  (Art.  670  Abs.  2). 

3.  Hinsichtlich  der  Kinder.  Uneheliche  Kinder  werden  durch 
nachfolgende  Ehe  ihrer  Erzeuger  den  ehelichen  gleichgestellt-)  Die 
ehelichen  Kinder  stehen  in  elterlicher  Gewalt,  welche  das  Recht  und 
die  Pflicht  der  Füreorge  für  die  Person,  der  Erziehung  und  der  Ver- 
mögensverwaltung begreift.  In  ei-ster  Reihe  steht  dies  Recht  und  die 
Pflicht  dem  Vater  zu,  der  bis  zur  Mündigkeit  insbesondere  auch  über 
den  Beruf,  für  welchen  das  Kind  zu  erziehen  ist,  entscheidet.  Nach 
Art.  643,  644,  961  G.B.  über  Verm.  tritt  nach  dem  Tode  des  Vaters 
die  Mutter  an  seine  Stelle  in  der  Bevormundung  der  Kinder;  es  kann 
ihr  aber  ein  Mitvormund  beigegeben  werden,  als  welcher,  wenn  in  der 
Kuca  noch  ein  Hausvater  lebt,  dieser  Kraft  Gesetzes  eintritt,  solange 
das  Gericht  nicht  einen  anderen  bestimmt.  —  Ausser  durch  den  Tod 
endet  die  väterliche  Gewalt  auch  durch  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre 
oder  durch  Wahnsinn  des  Vaters  oder  durch  Emanzipation  des  Kindes, 
welche  bei  Söhnen  durch  Gütertheilung,  bei  Töchtern  durch  ihre  Ver- 
heirathung  vollzogen  wird. 


')  Das  ist  der  Fall|  wenn  ein  Mädchen  nach  dem  Tode  ihres  Vaters  aus  einem 
anderen  Geschlechte  einen  Mann  —  Domazet  —  wählt,  der  in  ihr  Hans  zieht  (Vgl. 
darüber:  Jovanovid,  BuUetin  de  la  80ciet6  de  legisl.  comparee  1886  S.  254,  sowie  in 
der  Zeitachr.  für  vgl.  B«chtswissensch.  Bd.  15  S.  186).  In  solchem  FaUe  hat  die  Frau 
ein  Anrecht  auf  flaus,  Garten  und  Waffen,  da  der  Mann  als  zu  ihrer  gens  gehörig 
erachtet  wird. 

*)  Vgl.  Art.  651  G.B.  über  Verm.:  Uneheliche  Kinder,  welche  in  die  Kn6a  des 
Vaters  weder  aufgenommen,  noch  sonst  durch  den  Vater  in  gesetzlicher  Weise  anerkannt 
worden  sind«  werden  in  allen,  ihre  Bevormundung  betreffenden  Angelegenheiten  als 
Taterlose  Kinder  angesehen. 
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§6. 

E.  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe* 

Eine  Ehe,  welche  aus  den  oben  unter  C  II  1 — 11  (S.  918fl.)  auf- 
geführten Gründen  ungültig  ist,  darf  dennoch  von  den  Parteien  nicht  eigen- 
mächtig aufgelöst  werden,^)  sondern  es  hat  die  kirchliche  Behörde  über 
die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  erkennen.  Dies  geschieht  in  den  Fällen,  in 
welchen  ein  Theil  durch  den  üngültigkeitsgrund  in  seinen  Rechten  ge- 
kränkt ist,  nur  auf  dessen  Verlangen;  nur  dem  schuldlosen  Theile  steht 
das  Recht  zu,  die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  bestreiten.  Eine  von  einem 
Minderjährigen  eigenmächtig  geschlossene  Ehe  kann  von  den  Eltern  oder 
der  Vormundschaft,  solange  die  elterliche  Gewalt  oder  die  Vormundschaf t 
dauert,  bestritten  werden,  —  Wenn  das  Hinderniss  gehoben  werden 
kann,  soll  die  geistliche  Behörde  in  erster  Reihe  die  hierzu  nöthigen 
Schritte  (z.  B.  zur  Erlangung  nachträglicher  Dispensation  oder  Einwilligung) 
einleiten  und  das  Einverständniss  der  Parteien  herbeizuführen  trachten. 

Die  Kinder  aus  einer  ungültigen  Ehe  —  mit  Ausnahme  einer 
Ehe,  welche  wegen  Bigamie  oder  wegen  kirchlicher  Weihen  oder  wegen 
Aufnahme  in  einen  Orden  ungültig  ist  —  sind  als  eheliche  anzusehen, 
wenn  das  Hinderniss  in  der  Folge  gehoben  worden  ist  oder  wenn 
wenigstens  einem  Eltemtheile  die  schuldlose  Unkenntniss  des  Hinder- 
nisses zur  Seite  steht. 

§6. 

F.  Scheidung  und  gänzUche  Ehetrennung.^) 

I.  Dauernde  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  wie  nach  katho- 
lischem Eherecht  und  aus  den  Gründen  desselben,  findet  nicht  statt 
Nur  dem  Manne  ist  das  Recht  gegeben,  wegen  unüberwindlicher  Ab- 
neigung und  wegen  Uneinigkeit  die  Scheidung  zu  verlangen.  In  solchem 
Falle  kann  kein  Theil  eine  neue  Ehe  eingehen.  Der  Mann  ist  ver- 
pflichtet, der  Frau  Unterhalt  zu  gewähren;  er  darf  ihr  denselben  aber 
entziehen,  wenn  sie  einen  unanständigen  Lebenswandel  führt  und  ihm 
trotzt  (G.B.  V.  1855  Art.  75,  76;  Popovic  §  46). 

Eine  zeitliche  Scheidung  kann  erwirkt  werden: 

a)  wenn  ein  Gatte  seinem  Glauben  abtrünnig  wird; 

b)  wenn  der  Mann  sein  Weib  grausam  behandelt  oder  zu  Ver- 
brechen zu  verführen  sucht; 

c)  wenn  ein  Gatte  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behaftet  ist. 

n.  Hinsichtlich  der  Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach  ver- 
weist das  Gesetz  in  erster  Reihe  auf  die  Satzungen  der  orientalisch- 
orthodoxen Kirche  (G.B.  v.  1855  Alt.  67,  68;  Popovic  §  47). 2) 

^)  Eigenmächtige  und  willkürliche  Ehescheidungen  waren  nach  der  Volkssitte 
noch  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  üblich  (siehe  Krauss  S.  567,  570);  derartige  Ehe- 
auflösungen sind  aber  jetzt  verboten  und  strafbar.     Popovi6  §21  S.  27. 

^  Zhishman,  Eher,  der  Orient.  Kirche,  S.  731  ff.,  führt  als  Trennungsgründe  nach 
orthodoxem  Kirchenrecht  an :  Hochyeirath,  lebensgefährliche  NachsteUungen,  Ehebruch 
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1.  Trennungsgründe  sind  hiernach: 

a)  Ehebruch; 

b)  Nachstellungen  nach  dem  Leben; 

c)  bösliche  Verlassung,  wenn  der  abwesende  Gatte  nach  dreimaliger 
Aufforderung  nicht  zurückkehrt; 

d)  unversöhnlicher  Hass,  wenn  alle  Versuche  des  Pfarrers  und  der 
Behörde,  die  Neigung  wiederherzustellen,  erfolglos  geblieben  sind. 

Als  besonder^i  Grund  für  das  Recht  des  Mannes,  die  Trennung  zu 
verlangen,  stellt  das  Gesetz  noch  den  Fall  auf: 

e)  wenn  die  Frau  den  Mann  dreimal  bestiehlt  (G.B.  v.  1856  Art  77; 
Popovid  §  47). 

S)  das  Recht  auf  Trennung  wegen  Ehebruchs  erlischt  und  entfällt: 

a)  wenn  der  verletzte  Gatte  in  den  Ehebruch  gewilligt; 

b)  wenn  der  Mann  der  schuldigen  Frau  durch  nachfolgenden  Bei- 
schlaf seine  Verzeihung  zu  erkennen  gegeben; 

c)  wenn  der  gekränkte  Gatte  selbst  sich  eines  Ehebruchs  schuldig 
gemacht  hat; 

d)  wenn  die  Frau  billige  Gründe  zu  ihrer  Vertheidigung  geltend 
machen  kann,  insbesondere  dass  sie  vergewaltigt  worden  sei. 

3.  Wirkung  der  Trennung.  Beide  Theile  können  sich  wieder- 
verheirathen;  in  dem  besonderen  Falle  zu  le  jedoch  nur  der  Mann,  die 
Frau  nicht.  Zu  beachten  ist  bei  der  Wiederverheirathung  das  Hindemiss 
des  Ehebruchs,  femer  die  Wartezeit  der  Frau  und  die  vorgängige  Ver- 
sorgung der  Kinder  (oben  S.  919,  920).  Wollen  die  getrennten  Gatten 
sich  mit  einander  wieder  verheirathen,  so  muss  dabei  allen  Erfordernissen 
einer  neuen  Eheschliessung  gentigt  werden. 

Die  geschiedene  Frau  behält  den  Namen  ihres  Mannes;  der  Mann 
kann  ihr  aber  die  Führung  seines  Namens  untersagen. 

Im  Trennungsurtheile  muss  gleichzeitig  über  die  gegenseitigen  An- 
sprüche der  Gatten  entschieden  und  hinsichtlich  der  Kinder  das  Er- 
forderliche verfügt  werden.    Näheres  unter  G. 

§7. 

G.  Verfahren. 

Für  alle  Prozesse,  in  denen  es  sich  um  den  Bestand,  die  Gültigkeit 
oder  die  Rechtswirkungen  eines  Verlöbnisses  handelt,  desgleichen  in 
allen  Ehestreitigkeiten,  welche  die  Gültigkeit,  die  Scheidung  oder 
die  gänzliche  Trennung  einer  Ehe  betreffen,  sind  die  geistlichen  Gerichte 
zur  Entscheidung  berufen.  Sie  sind  zuständig,  auch  wenn  einer  der 
Gatten  oder  beide  Ausländer  sind.  Zunächst  ist  immer  —  sofern  es 
sich  nicht  um  ein  öffentliches,  nicht  zu  beseitigendes  Ehehindemiss 
handelt  —  auf  einen  Vergleich  hinzuwii'ken;  gelingt  dies  nicht,  so  ist 

und  driDgenden  Verdacht  desselbea,  Abtreibung  der  Leibeefruckt,  die  durch  Bekehrung 
eines  Gatten  zam  Christenthum  entstandene  Keligionsverschiedenheit,  (ßie  Hebung  de« 
eigenen  Kindes  aus  der  Taufe),  Nichtleistung  der  ehelichen  Pflicht,  Yerschollenheit» 
Gefangenschaft,  Sklaverei,  Ablegung  des  Mönchsgeläbdes,  Empfang  der  Bischofswiirde. 
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durdi  Urtheil  zu  ^tscheiden  und  gleichzeitig  der  anständige  Unterhalt 
für  die  Frau  und  Kinder  auszumessen.  Wenn  bei  der  Scheidung  oder 
gänzlichen  Trennung  die  Parteien  nicht  vereinbaren,  von  wem  die  Er- 
ziehung der  Kinder  besorgt  werden  soll,  so  sind  die  Kinder,  ohne  Ge* 
stattung  eines  Rechtsstreits,  der  Mutter  zur  Pflege  und  Erziehung  zu 
überweisen,  faUs  nicht  erhebliche,  hauptsächlich  aus  der  Scheidungs- 
oder Trennungsursache  sich  ergebende  Grttnde  eine  andere  Anordnung- 
erfordern.  Die  Kosten  der  Erziehung  müssen  vom  Vater,  wenn  er  aber 
stirbt  oder  mittellos  ist,  von  der  Mutter,  eventuell  von  den  Eltern  des 
Vaters  und  nach  diesen  von  den  Eltern  der  Mutter  getragen  werden. 
Im  Falle  der  Ungültigkeitserklärung  oder  Trennung  der  Ehe  hat 
die  kirchliche  Behörde  das  Erforderliche  wegen  Berichtigung  des  Trauungs- 
buches zu  veranlassen. 

§8. 

H.  Eheschliessung  vor  diplomatischen  Vertretern 

oder  Konsuln  im  Auslande. 

Eine  solche  kann  nach  montenegrinischem  Rechte  nicht  statthaben^ 
weil  nur  die  kirchliche  Form  der  Eheschliessung  zugelassen  ist 

J.  Internationales  Eherecht 

In  Montenegro  herrscht  die  serbische  Nationalitat  und  die  orientalisch- 
orthodoxe Kirche,  doch  kann  Jedermann,  der  einer  anderen  Nationalität 
oder  einer  anderen  Glaubensgenossenschaft  angehört,  unbehindert  im 
Lande  leben,  wobei  ihm  die  gleichen  Rechte  und  die  gleiche  Freiheit,  wie 
dem  Einheimischen,  zustehen  (Gr.B.  v.  1865  Art.  92).  Intemationalrechtliche 
Normen  betreffend  das  Eherecht  haben  sich  nicht  herausgebildet.  Doch 
enthält  das  G.B.  über  Verm.  von  1888  bezw.  1898  einige  Bestimmungen  von 
allgemeinerem  Interesse:  Nach  Art.  5  haben  die  montenegrinischen  Gesetze 
und  Anordnungen  im  allgemeinen  im  ganzen  Staatsgebiete  Montenegros 
Geltung;  sie  gelten  „in  Vermögensverhältnissen"  sowohl  für  Montenegriner^ 
als  auch  für  Ausländer,^)  welche  sich  in  diesem  Lande  aufhalten,  oder 
denen  daselbst  Recht  gesprochen  wird.  Unter  Umständen  aber  kann  in 
Montenogro  ausländisches,  wie  im  Auslande  montenegrinisches  Recht  an- 
gewendet werden  (Art.  6).  So  bestimmt  sich  der  Umfang  der  gesetz- 
lichen Verfügungsfähigkeit  einer  Person  in  ihren  Vermögensverhältnissen 
nach  ihren  Heimathsgesetzen,  sofern  nicht  bei  Geschäften,  welche  Aus- 
länder mit  einander  oder  mit  Montenegrinern  in  Montenegro  eingehen, 
die  Anwendung  der  Landesgesetze  dem  Bestände  und  der  Festigkeit  des 
Geschäftes  günstiger  ist  (Art.  788).  Für  einen  in  Montenegro  wohn- 
haften Ausländer,  dem  die  volle  vermögensrechtliche  Handlungsfähigkeit 
nicht  zuerkannt  werden  kann,  kann  eine  Vormundschaft  nach  den  Landes- 

^)  Sofern  es  auf  die  Staatsbürgerschaft  ankommt,  bleibt  für  denjenigen,  der  sein 
Staatsbürgerrecht  verloren  hat,  ohne  ein  anderes  zu  erwerben,  jene  frühere  Staats- 
bürgerschaft maassgebend  (Art.  800). 
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gesetzen  bestellt  werden;  doch  richtet  sich  die  Dauer  derselben  bei  einem 
Minderjährigen  nach  dessen  Heimathsgesetzen  (Art.  789).  Die  Wirksamkeit 
und  die  Folgen  eines  ausländischen  ürtheils  werden  nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden  ausländischen  Gerichts  beurtheilt  (Art.  795);  doch  wird 
ein  solches  Urtheil  nicht  anerkannt,  wenn  in  einem  Rechtsstreite  mit 
einem  Montenegriner  diesem  keine  Gelegenheit  zur  Vertheidigung 
geboten  war,  wenn  das  Gericht  auf  die  Handlungsfähigkeit  des 
Montenegriners  keine  Rücksicht  genommen  hatte,  wenn  das  Urtheil 
eine  Leistung,  zu  der  nach  montenegi'inischen  Gesetzen  Niemand  ge- 
zwungen werden  kann,  oder  die  Zahlung  einer  Geldstrafe  oder  eines 
Einsatzes  für  eine  Handlung,  der  die  montenegrinischen  Gesetze  eine 
solche  Wirkung  nicht  beimessen,  zum  Gegenstande  hat  (Art.  796).*)  In 
allen  Fällen  besteht  aber  eine  Amtspflicht  des  montenegrinischen 
Richters  zur  Anwendung  fi'emden  Rechts  nur,  wenn  ein  Staatsvertrag 
oder  ein  zwingendes  montenegrinisches  Gesetz  (Art.  776)  es  ausdrüchlich 
vorschreibt  (Art.  7),  und  ausgeschlossen  ist  die  Anwendung  solcher 
Gesetze,  welche  den  montenegrinischen  Gesetzen  in  Bezug  auf  die  öffentliche 
Ordnung  und  Sicherheit  oder  der  guten  Sitte  (Art.  785)  widerstreiten 
oder  eine  in  Montenegro  nicht  geduldete  Einrichtung  billigen  (Art  8).*) 
Bei  der  Eheschliessung  können  Ausländer  in  Montenegro  nicht 
auf  die  Berücksichtigung  ihi-es  Heimathsrechtes  hinsichtlich  der  Ei-- 
fordemisse  rechnen  und  ebenso  ist  die  Anerkennung  einer  von 
Montenegrinern  im  Auslande  nach  den  doi*t  geltenden  Erfordernissen 
geschlossenen  Ehe  nicht  gesichert.  Was  speziell  die  Form  der  Ehe- 
schliessung betrifft,  so  wird  nichts  Anderes  gelten,  als  in  anderen 
Staaten,  in  denen  das  Eherecht  von  den  Satzungen  der  orthodoxen 
Kirche  beherrscht  ist,  d.  h.:  Montenegriner  können  auch  im  Auslande 
gültig  eine  Ehe  nur  vor  einem  Geistlichen  ihrer  Konfession  schliessen; 
gehört  auch  nur  ein  TheU  der  orthodoxen  Kirche  an,  so  muss  die  Ehe 
vor  einem  orthodoxen  Priester  geschlossen  werden.*)  —  In  Ehe- 
streitigkeiten ist  gleichfalls  auf  die  Anwendung  fremden  Rechts  in 
Montenegro  und  ebenso  auf  die  Anerkennung  eines  ausländischen  Ürtheils, 
sofern  eine  der  Parteien  die  montenegrinische  Staatsangehörigkeit  besitzt, 
nicht  zu  rechnen. 


')  Das  würde  z.  B.  zutreffen  bei  einem  Urtheile,  wodurch  Jemand  zur  Eingehung 
einer  £he  oder  der  für  den  PaU  des  Rücktritts  bedungenen  Geldstrafe  verurtheilt  ist. 
Siehe  oben  S.  917. 

')  Werden  nach  den  Gesetzen  eines  fremden  Staates  Montenegriner  ungünstiger 
behandelt,  als  die  eigenen  Staatsangehörigen,  so  ist  vom  Justizministerium  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Staatsrath  Betorsion  anzuordnen  (Art.  9). 

»)  Vgl.  unter  „Russland"  S.  761  Anm.  1  und  „Griechenland"  S.  860  Anm.  2. 
Böhm,  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafr.  Bd.  1  S.  121,  8  S.  509;  Clunet,  Journal 
du  droit  intern.  1898  S.  745;  preuss.  Erlasse  des  Min.  des  Inn.  vom  16.  April  und 
29.  November  1889  1  A.  711  und  9187;  Zeitschr.  „Der  Standesbeamte"  1898  S.  186,  194 
und  1898  S.  6.  —  Vgl.  auch  unter  „Serbien*'  S.  898  Anm.  2. 


Türkei. 


Von 


E.  B.  Salem, 

Advokat  in  Salonik.^) 


^)    Uebersetzt    von    W.   Fadel,    Dragoman    der   deutschen   Botschaft   in   Kon- 
«tantinopel. 

Leske  n.  Loewenfeld,  Reohtsverfolgong.    Ergänzangsband.  59 
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§1. 

A.  Einleitung.  Quellen.  Literatur. 

I.  Die  Grundlage  alles  Rechtes  in  der  Türkei  ist  das  Scheriatrecht, 
d.  h.  das  religiöse  Recht,  so  genannt,  weil  es  auf  dem  Koran,  dem  alle 
Gebiete  des  Religions-  und  Rechtslebens  umfassenden  Kodex  beruht.  Das 
religiöse  Recht  ist  an  sich  unabänderlich.  Die  Aenderung  der  Lebens- 
bedingungen der  menschlichen  Gesellschaft  erzwang  jedoch  eine  Ergänzung 
und  Modifikation  des  ursprünglichen  Rechts,  und  so  ist  neben  der  religiösen 
Gesetzgebung  eine  staatliche '  entstanden,  die  zum  Unterschied  von  jener 
„Kanun"  oder  „Nisam"  genannt  wird.  Die  staatlichen  Gesetze  sind  ent- 
weder denjenigen  anderer  Rechtsstaaten  nachgebildet  (wie  z.  B.  das  otto- 
manische Handelsgesetzbuch,  welches  eine  wörtliche  Kopie  des  code  de 
commerce  fran§ais  ist)  oder  sie  bilden  eine  Kodifikation  von  Scheriatrechts- 
regeln,  wie  die  „Medschelle",  das  Bürgerliche  Gesetzbuch.  Letzteres  be- 
handelt nur  einen  Theil  des  Civilrechts;  Familien-,  Erb-  und  Eherecht 
insbesondere  finden  sich  darin  nicht  erwähnt,  diese  Gebiete  bleiben 
nach  wie  vor  durch  das  Scheriatrecht  geregelt. 

Hauptquelle  des  Scheriatrechts  sind  neben  dem  Koran  ^)  die  „Sunna", 
d.  h.  die  durch  die  Tradition  überlieferten  Anschauungen  des  Propheten, 
wie  sie  in  seinen  Worten  (Kavl),  seinen  Handlungen  (Fil)  und  in  seinem 
Stillschweigen  (Takrir),  das  als  Billigung  aufgefasst  wird,  zum  Ausdruck 
gelangen.  Diese  Worte  und  Handlungen  des  Propheten,  die  man  mit 
dem  Worte  „Hadiss"  bezeichnet,  haben  zur  Erläuterung  und  Ergänzung 
der  Bestimmungen  des  Korans  beigetragen.  Nach  Sure  4,  Vers  2  darf 
z.  B.  ein  Mann  nicht  zwei  Schwestern  zur  Frau  haben.  Wie  wir  später 
sehen  werden,  ist  es  aber  auch  verboten,  zu  gleicher  Zeit  Tante  und 
Nichte  zu  heirathen.    Dies  beruht  auf  einer  Hadiss  des  Propheten.*) 

Zu  diesen  beiden  Rechtsquellen  kommt  als  dritte  die  Idschma-i- 
ümmet,  d.  h.  die  übereinstimmende  Ansicht  aller  Rechtsgelehrten  einer 
Epoche  über  eine  bestimmte  Rechtsfrage,  und  zwar  ist  das  Resultat  ent- 
weder durch  Interpretation  des  Korans  und  der  Sunna  oder,  in  Fällen, 


^)  Die  für  Eheschliessnng  und  Ehescheidang  grundlegenden  KoransteUen  sind 
hier  im  Anhange  S.  967  f.  mitgetheilt. 

*)  Vgl.  Sautayra   et   Gherbonneau,    Droit   Masnlman   No.  84;     Soharani, 
Balance  de  la  loi  Musulmane,  übersetzt  von  Dr.  Perron,  S.  81. 

69* 


932  Europa. 

die  in  diesen  beiden  Quellen  nicht  erwähnt  werden,  durch  Analogieschlüsse 
gewonnen.  Im  Allgemeinen  spricht  man  dann  von  einer  Idschma-i-ümmet, 
wenn  eine  tibereinstimmende  Entscheidung  der  Rechtsgelehrten  den  ersten 
drei  mohamedanischen  Generationen  vorliegt.  ^)  So  ist  z.  B.  durch  den 
Koran,  Sure  33,  Vers  27  die  Ehe  mit  der  eigenen  Mutter  oder  Tochter 
verboten,  durch  eine  Idschma  aber  dies  Verbot  auf  sämmtliche  Aszenden- 
tinnen und  Deszendentinnen  bezogen. 

Zu  den  Quellen  des  mohamedanischen  Rechts  zählt  man  auch  noch 
den  „Kias",  der  angiebt,  wie  eine  Rechtsfrage,  die  im  Koran  oder  in 
der  Sunna  nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  durch  Anwendung  der  für 
einen  analogen  Fall  getroffenen  Vorschrift  zu  entscheiden  ist.  -) 

Das  moslemische  Recht  ist,  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Hedschra, 
durch  Rechtsgelehrte  weiter  ausgebaut  worden.  Es  sind  nach  ihren 
Begründern  benannte  Schulen  entstanden,  deren  bedeutendste  die  folgen- 
den sind: 

1.  der  Imam")  Ebu  Hanife  Numan  Ibn  Sabit,  Begründer  der  hanefi- 
tischen  Schule,  geboren  zu  Kaifa  im  Jahre  80  der  Hedschra, 
gestorben  im  Alter  von  70  Jahren, 

2.  der  Imam  Malek,  Sohn  des  Enes,  Begründer  der  malekitischen 
Schule,  geboren  zu  Medina  im  Jahre  94,  gestorben  im  Alter  von 
85  Jahren, 

3.  der  Imam  Schafi,  Begründer  der  schafeltischen  Schule,  geboren 
in  Syrien  im  Jahre  160,  gestorben  in  Egypten  im  Jahre  204. 

4.  der  Imam  Ahmed,  Sohn  des  Hambal,  Begründer  der  nach  seinem 
Vater  genannten  hambalitischen  Schule.  Er  ist  geboren  zu  Meru 
in  Persien  und  im  Alter  von  80  Jahren  in  Bagdad  gestorben. 

Jeder  dieser  Gelehrten  hat  das  Recht  des  Koran  und  der  Sunna 
nach  seiner  eigenen  Methode  erklärt  und  erläutert,  alle  jedoch  sind  von 


1)  Vgl.  über  die  Idschma-i-üinet:  Mirza  Kiazim  Bey  im  Journal  Asiatiqne, 
Februar^Märe  1852;  ferner  das  interessante  Werk  von  SavTas  Pascha:  Theorie  du 
Droit  Musulman  Bd.L  S.  33  ff.,  Bd.  II.  S.  271  ft. 

*)  Ueber  das  mohamedanische  Kecht  im  Allgemeinen  and  über  seine  QaeUen  vgl 
ausser  den  in  den  Torigen  Anmerkungen  genannten  Werken  noch:  d^'Ohsson,  Tableau, 
g^neral  de  l'empire  ottoman  Bd.  I.  S.  Iff.,  Tornau,  Moslemisches  Recht,  Gatteschi, 
Dintto  pubblico  e privato  ottomano  S.  388,  Militz,  Manuel  des  consuls  Bd.  I  Anh.  VIII, 
Van  der  Berg,  Principes  de  droit  musulman,  und  desselben  interessante  Studie  über 
die  gesetzgeberischen  Reformen  in  der  Türkei  in  der  Revue  de  droit  international  1896, 
S.  244;  vgl.  auch  die  Studie  von  Padel  „das  Grundeigenthum  in  der  Türkei", 
Mittheilungen  des  Seminars  für  Orientalische  Sprachen  Jgg.  1900/1901  und  in 
neaer,  erweiterter  Darstellung  im  Jahrbuch  der  internationalen  Vereinigung  für  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft,  Bd.  VI  ff.;  Salem  bei  Leske-Loewenfeld,  Rechtsver- 
folgung n  S.  349 ff;  Eich  1er,  Justizwesen  Bosniens  und  der  Herzegowina  (Wien 
1883)  S.  Iff. 

■)  Das  Wort  Imam  bedeutet  wörtlich,  „der  an  der  Spitze  Befindliche".  Daher 
heisst  der  Herrscher  „Imam  ül  Müslimin",  d.  i. :  „Führer  der  Gläubigen" ;  ferner  nennt  man 
Imame  die  Gelehrten,  die  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Hedschra  durch  ihre  Schriften 
das  Dogma  des  Islam  fest  begründet  haben.  Endlich  führen  den  l^tel  Imam  diejenigen 
Personen,  die  in  der  Moschee  das  Gebet  zu  verrichten  haben  und  gleidizeitig  das  geist- 
liche Haupt  eines  Quartiers  sind. 
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demselben  Prinzip  ausgegangen  und  haben  aus  denselben  Quellen  geschöpft 
Meinungsverschiedenheiten,  die  sich  trotzdem  finden,  haben  in  strengerer 
oder  milderer  Auffassung  des  Gesetzes  ihren  Ursprung.^) 

In  der  Türkei  herrscht  die  hanefitische  Schule.  Die  Nachfolger  von 
Ebu  Hanife  haben,  ohne  eine  neue  Methode  zu  schaffen,  die  Rechts- 
wissenschaft durch  Lösung  vieler  Streitfragen  bereichert.  Unter  diesen 
Gelehrten  nehmen  die  Imame  Ebu  Jussef  und  Mehmed,  die  Schüler  Ebu 
Hanifes,  welche  man  Imamein,  die  „beiden  Imame",  nennt,  die  erste 
Stelle  ein.  Sie  haben  in  bedeutendem  Masse  zur  Entwicklung  der  hanefl- 
tischen  Lehre  und  Methode  beigetragen;  aber  obwohl  sie  der  Methode 
ihres  Meisters  folgten,  sind  sie  doch  bisweilen  andrer  Ansicht  als  dieser^ 
was  vielfach  in  der  verschiedenen  Ueberlieferung  der  Woite  und  Hand- 
lungen des  Propheten  seinen  Ursprung  hat.  Ihr  Ansehen  ist  aber  so 
gross,  dass  die  Scheriatrichter  befugt  sind,  ihrer  Auffassung  vor  der* 
jenigen  Ebu  Hanife's  den  Vorzug  zu  geben.  Die  anderen  Gelehrten  der 
hanefitischen  Schule,  die  auf  die  Schüler  Ebu  Hanife's  gefolgt  sind,  sind 
niemals  von  der  Methode  ihrer  Vorgänger  abgewichen  und  haben  sich 
nur  mit  Fragen  beschäftigt,  die  bis  dahin  noch  nicht  entschieden  waren.  — 

So  hat  das  moslemische  Recht  in  den  Werken  der  Rechtsgelehrten 
allmählich  eine  feste  Gestalt  angenommen.  Das  Hauptwerk  der  hane- 
fitischen Schule  ist  das  von  dem  berühmten  Gelehrten  Ibrahim  El 
Haleby  (gest.  1549)  verfasste  Werk  „Multeka  ül-bühur"  d.  h.  „der 
Zusammenfluss  der  Meere",  ins  Türkische  übersetzt*)  von  Mehmed  El 
Mevkufati.  Dieses  Werk,  das  in  der  Türkei  fast  die  Bedeutung  eines 
Gesetzbuches  erlangt  hat,  beruht  auf  einer  Zusammenfassung  der  vor- 
handenen Literatur  und  behandelt  das  gesammte  religiöse,  private  und 
öffentliche  Recht.  Daher  nennt  es  d'Ohsson  in  seinem  Werke,  „Tableau 
General  de  T Empire  Ottoman"  in  freier  Uebersetzung  „Code  Universeide 
r  Islam".») 

Neben  diesem  Werke  werden  in  der  Praxis  vielfach  die  Sammlungen 
von  Fetwas,  d.  h.  Entscheidungen,  die  in  Form  von  Frage  und  Antwort 
juristische  Streitfragen  lösen  und  die  religiöse  Rechtssprechung  bilden,  ange- 
wendet. Selbstverständlich  stimmen  die  Ansichten  der  Rechtsverständigen 
nicht  immer  überein  und  es  gehören  ganz  besondere  Kenntnisse  dazu,  um  aus 
den  Büchern  des  Scheriatsrechts  die  richtigen  und  allgemein  anerkannten 
Entscheidungen  herauszufinden.  So  äussert  sich  denn  auch  die  mit  der 
Abfassung  eines  Civilgesetzbuches  betraute  Kommission  in  dem  Berichte, 

')  Vgl.  hierüber  Scharani,  bezw.  Perron  a.  a.  0.  S.  18ff.  und  liirza  Kiazim 
Bey  im  Journal  Asiatique  Febr.-März  1850,  S.  174.  Ueber  die  Herrschaftsgebiete  der 
vier  Schulen  siehe  Leske-Loewenfeld,  Rechisverfolgnng  11  S.  360,  Anm.  3. 

*)  Ueber  die  verschiedenen  Klassen  von  Rechtsgelehrten  vgl.  SayvasPascha 
a.  a.  0.  S.  22  ff.    Mirza  Kiazim  Bey  a.  a.  0.  S.  177  ff. 

0)  Vgl.  d'Ohsson  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  21;  übicini,  Lettres  surla  Turquie  S.  102. 
Worms  im  Journal  Asiatique  August-September  1842  S.  245.  Gattesohi,  Storia 
del  diritte)  musulmano  S.  42.  Sawas  Pascha  a.  a.  0. 1.  S.  62.  Van  der  Berg,  B«vue 
de  droit  international  1896  S.  244;  Padel  a.  a.  0. 
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den  sie  der  hohen  Pforte  zusammen  mit  dem  ersten  Buche  dieses  Werkes, 
überreichte:  „La  jurisprudence  sacr6e  ressemble  &  une  mer  immense  au 
f ond  de  laquelle  il  faut  aller  chercher,  au  prix  des  plus  grands  efforts,  les 
perles  qu'elle  y  recfele.  On  doit,  en  effet,  possfeder  une  grande  exp6rience, 
unie  k  une  rare  Erudition,  pour  pouvoir  puiser  dans  le  Droit  Sacr6  les  Solutions 

convenables  k  toutes  les  questions  qui  se  prösentent II  est  surtout  ainsi 

dans  le  rite  Han^fite  qui  compte  des  nombreux  commentateurs  ayant  des 
opinions  notablement  divergentes  entre  elles  et  dont  les  doctrines  n'ont  pas 

6te  fix6es  et  pr6cis6es On  peut  donc  se  figurer,  quelle  peine  il  faut  se  donner 

pour  distinguer  au  milieu  de  cette  diversit6  d*  opinions  la  plus  vraie  entre 
elles  et  d'en  faire  Tapplication  k  une  circonstance  donn6e".  Daher  die 
Nothwendigkeit  der  Eodiflzirung  des  Rechts,  die  schliesslich  dahin  führte, 
dass  man  die  herrschenden  und  am  wenigsten  bestrittenen  und  bestreit- 
baren Ansichten  fixirte  und  gleichzeitig  in  eine  möglichst  einfache 
Sprache  zu  fassen  suchte.  Vollendet  wurde  aber  nur  das  Obligationen- 
recht,  während  im  übrigen,  also  auch  für  das  Eherecht,  nach  wie 
vor  die  von  der  wissenschaftlichen  Literatur  begründete  Lehre 
allein  massgebend  blieb. 

In  Egypten  wurde  das  Eherecht  (mit  anderen  Rechtsmaterien)  nach 
der  hanefltischen  Lehre  im  Jahre  1875  kodifizirt.  Es  ist  in  dem  vor- 
liegenden kurzen  Äbriss  oft  zitirt  (als  „hanef.  6es.B.")  und  kann,  wenn  über 
eine  Frage  genauere  Auskunft  gesucht  wird,  mit  Nutzen  nachgeschlagen 
werden  (siehe  unter  den  Literaturangaben  zu  n  2:  „Clavel"). 

Der  vorliegenden  Darstellung  ist  die  hanefitische  Lehre  zu  Grunde 
gelegt;  wo  jedoch  Abweichungen  der  anderen  Schulen  festgestellt  werden 
konnten,  ist  dies  angemerkt 

n.  Aus  der  Literatur  sind,  ausser  den  bei  Leske-Loewenfeld, 
Rechtsverfolgung  II,  S.  3 52  ff.  erwähnten  Werken  über  türkisches  Recht 
überhaupt,  hier  die  folgenden  hervorzuheben: 

1.  in  deutscher  Sprache:  „Eherecht,  Familienrecht  und  Erb- 
recht der  Mohamedaner  nach  dem  hanefltischen  Ritus",  Wien, 
Hof-  und  Staatsdruckerei,  1883  —  eine  Zusammenstellung  zu  dem 
Zwecke,  diese  Rechtsmaterien  auch  den  österreichischen  „Gerichten 
und  Behörden  zugänglich  zu  machen  und  die  Verwaltung  in  die 
Lage  zu  setzen,  die  bisher  unkontrollirbare  scheriatsgerichtliche 
Judikatur  (nämlich  in  Bosnien  und  der  Herzegowina)  zum  Zwecke 
einer  gewissenhaften,  unparteiischen  Rechtspflege  zu  überwachen". 
(Citirt  als  „Wiener  Ausgabe".) 

2.  in  französischer  Sprache:  D'Ohsson:  „Tableau  g6neral 
de  Tempire  ottoman",  Bd.  V  S.  141  ff.  Paris,  Firmin  Didot  Pere& 
Fils  (siehe  oben).  Clavel:  „Du  Statut  personnel  et  des  succes- 
sions",  2  Bde.,  Paris,  L.  Larose.  ~  Dieses  Werk  bringt  als  Anhang 
den  von  der  egyptischen  Regierung  veröffentlichten  Text  des 
hanefltischen  Rechts  bezüglich  des  Ehe-,  Familien-  und  Erbrechtes 
(Ehe,  Vaterschaft,  Kindschaft,  Testament,  Erbrecht).  Die  ge- 
nannten   Materien    werden    auch   unter   Berücksichtigung    des 
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malekitischen  und  schafeitischen  Eitns  erörtert.  Sautayra 
Cherebonneau:  „Du  Statut  personnel  et  des  successions", 
Paris,  Maisonneuve  &  Co.  —  Dieses  interessante  Werk  hat  das 
malekitische  Recht  zum  Gegenstande  und  lässt  sich  auch  aus- 
führlich über  die  Rechtswissenschaft  in  Algier  aus.  Van  der 
Berg:  „Principes  du  droit  musulman"  nach  hanefitischem  und 
schafe'itischem  Ritus;  ins  Franz.  übers,  durch  R.  de  France  de 
Tersant  und  Damiens,  Algier,  Adolphe  Jourdan,  S.  144  ff.  I  b  u 
Quassim:  „Commentaire  des  principes  de  jurisprudence  musul- 
mane  d'Abou  Hodja",  übers,  aus  dem  Arabischen  von  van  der 
Berg;  Leyden,  E.  F.  Brill.  J.  deNauphal:  „Legislation musul- 
mane  —  Füiation  et  Divorce",  St.  Petersburg,  Frenke  &  Fusnot.  — 
N.  de  Tornau:  „Droit  musulman",  Paris,  CotiDon.  —  Ibu  Acem, 
(Kadi  von  Granada):  „Trait6  de  droit  musulman  suivant  le  rite 
mal6kite"  ins  Französ.  übersetzt  von  Hondas  &  Martel, Professoren 
an  der  Rechtsschule  zu  Algier,  mit  interessanten  Anmerkungen; 
Algier,  Gavault  Saint  Sager. 

3.  in  italienischer  Sprache:  Gatteschi,  „Diritto  publice  eprivato 
ottomano",  Alexandrien,  Minasi  et  Co. 

4.  in  türkischer  Sprache:  Ibrahim-El-Haleby,  „Multeka-ül- 
übhur" ;  übersetzt  ins  Türk.  von  Mehmed  el  Mevkuf ati  (s.  oben). 
Kuduri  Ebu  Hassan  Ahmed  Bin  Mehmed,  (gest.  436  der 
Hedschra)  „Muktassar"  (oder  Muchtassar),  d.  i.  R6sum6;  ins  Türk. 
übersetzt  von  Mehmed  Emin  Fehim.  —  Molla  Hosrev  Bin  Fera- 
mers  (gest.  885  der  Hedschra)  „Dürer",  Fetwasammlung  von 
Scheich  ul  Islam  Ali  Effendi  (gest.  1103  der  Hedschra),  Des- 
gleichen unter  dem  Namen  „Behdschet  ul  Fetawa"  von  Scheich  ul 
Islam,  Abdullah  Eff.  (gest  1166  der  Hedschra),  ergänzt  durch 
Mehmed  Fikri.  Desgleichen  unter  dem  Namen  „Netaidschi  ul 
Fetawa"  von  Scheich  ul  Islam  Durri  Sade  Mehmed  Arif 
Effendi  (gest  1215  der  Hedschra),  Ismael  Hakki  Effendi 
in  Constantinopel  „Messaü-ün-nikiah". 


§2. 

B. 


Das  Wort  ,;Nikiah"  bedeutet  im  Arabischen  etwa  „Ehe".  Der  all- 
gemeine Sprachgebrauch  wendet  es  auf  den  geschlechtlichen  Verkehr 
zwischen  Mann  und  Weib  an,  während  es  im  Rechtssinne  den  gültig  ab- 
geschlossenen Vertrag,  durch  den  dem  Manne  das  Recht  auf  den  körper- 
lichen Besitz  einer  Frau  eingeräumt  wird,  bedeutet,^)  wobei  zu  bemerken 
ist,  dass  dies  Besitzverhältniss  ein  dauerndes  sein  muss,  eine  Ehe  auf 


1)  Mulieka  S.  211,  212;  Dürer  S.  208;  MessaiUün-Nikiah  S.  1.    Vgl  auch 
Nauphal  S.  34;  Houdas  und  liartel  S..170  Anm.  240,  Tornau  S.  85  u.  99. 
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Zeit  unerlaubt  and  ungültig  ist  ^)  Das  Yerlöbniss,  d.  i  das  vorläufige 
Versprechen,  eine  Ehe  im  bezeichneten  Sinne  einzugehen,  ist  unver- 
bindlich^ und  berechtigt  auch  nicht  zu  einer  Schadensersatzforderung 
im  Falle  des  Eücktritts.  Falls  jedoch  der  Bräutigam  seiner  Braut  ein 
Geschenk  unter  der  ausdrücklichen  Bezeichnung  als  Ehegabe  gemacht 
hat,  so  hat  er  das  Recht,  das  Geschenk  oder  den  Werth  desselben 
zurückzufordern.  ^) 

Ein  Zusatz  zu  Art.  200  des  türkischen  Strafgesetzb.  vom  3.  Schubat 
1277  bedroht  den  Mann,  welcher  mit  einem  geschlechtsreif en  Mädchen 
unter  der  Vorspiegelung  eines  Eheversprechens  geschlechtlich  verkehrt 
hat,  sofern  er  die  Ehe  ablehnt,  mit  der  Veruilheilung  zu  Schadens- 
ersatz für  Defloration  und  zu  einer  Strafe  von  einer  Woche  bis  sechs 
Monaten  Gefängniss. 

§3. 

C.  Eingehung  der  Ehe. 

Eine  gültige  Eheschliessung  erfordert:  Fähigkeit  beider  Theile; 
Willenseinigung  und  gehörige  Bekundung  des  Willens;  Fehlen  von  Ehe- 
hindernissen; Wahrung  gewisser  Formen. 

L  Fähigkeit  der  Kontrahenten. 

1.  Ehemündigkeit. 

Jeder  freie,  volljährige  (baiig),  zurechnungsfähige  (akü)  Mann  kann 
eine  Ehe  eingehen,  ohne  dass  die  Einwilligung  eines  Vaters  oder  Vor- 
mundes erforderlich  wäre.*)  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  der  erwiesenen 
Geschlechtsreife,  beim  Manne  nicht  vor  dem  vollendeten  zwölften,  beim 
Weibe  nicht  vor  dem  vollendeten  neunten,  bei  beiden  Geschlechtem 
spätestens  mit  dem  vollendeten  fünfzehnten  Lebensjahre  ein.*) 

^)  Vgl.  das  hanefitiBche  Gesetzb.  Art.  13  und  14;  Messail-ün-Nikiah  No.  18; 
d'OhflioQ  Bd.  5,  S.  156. 

')  Vgl.  das  hanefitUche  Geaetzb.  Art.  4;  Wiener  Ausg.  Art.  3;  01aTel,Bd.I, 
No.  4,  Ali  Effendi  No.  5,  Mitidschi  No.  33.  Vgl.  Sautayra  et  Gherebonneaa 
No.  118. 

»)  Ali  Effendi  No.  164.  Dürer  S.  281.  lieber  „Hochzeitsgabe"  vgl.  S.  950f. 
Nach  der  Wiener  Ausg.  Art.  4  können  überhaupt  die  „in  Absicht  auf  die  Ehe''  ge- 
machten Geschenke,  soweit  sie  noch  vorhanden  sind,  zurückgefordert  werden.  Jeden- 
falls können  die  Verlobten  einfache  Geschenke,  die  nicht  als  Ehegabe  gelten  soUen, 
nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  Schenkungen  zurückfordern,  wenn  der  be- 
treffende Gegenstand  noch  in  natura  vorhanden  ist.     Ottom.  Civ.  Gesetzb.  Art.  869  ff. 

^)  Ein  Sklave  darf  nur  mit  Genehmigung  seines  Herrn  heirathen. 

*)  Ottom.  Giv.  Gesetzb.  Art.  987.  Nach  der  Lehre  von  Ebu  Hanife  soUte  der 
Mann  ndt  voUendetem  18.,  das  Weib  mit  vollendetem  17.  Lebensjahre  als  gesohlechts- 
reif  gelten.  Seine  beiden  Schüler  haben  sich  für  das  fün&ehnte  Lebensjahr  aoage- 
sprochen.  (Vgl.  d'Ohsson  Bd.  5,  S.  270).  Ihrer  Ansicht  hat  sich  das  Giv.  Gesetzb.  an- 
geschlossen. —  Zu  bemerken  ist,  dass  die  Volljährigkeit  des  Geschlechtsreifen  und 
Ehefähigen  nicht  ohne  Weiteres  die  Befugniss  einschliesst,  sein  Vennögen  zu  ver- 
walten. Ist  er  hienra  nicht  im  Stande,  so  wird  es  ihm  erst  ausgeliefert,  wenn  er  die 
nöthige  Einsicht  erlangt  hat.    Oiv.  Gesetzb.  Art.  982* 
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lieber  die  Frage,  ob  eine  volljährige  Frau  ohne  Mitwirkung  ihres 
Vaters  oder  Vormundes  eine  Ehe  eingehen  kann,  gehen  die  Ansichten 
auseinander.  Unstreitig  bejaht  wii'd  die  Frage  nur  bezüglich  der  nicht 
mehr  jungfräulichen  Tochter;  bezüglich  der  jungfräulichen  forderte  hin- 
gegen der  Imam  Ebu  Jussuf  die  Zustimmung  des  Vaters,  während  Ebu 
Hanife  lehrte,  dass  jede  grossjähiige  Tochter  nach  freiem  Belieben^) 
eine  Ehe  eingehen  könne.    Diese  Ansicht  ist  die  hen'schende  geworden. 

Aber  auch  die  grossjährige  Frau  darf  keine  Missheirat  schliessen 
d.  h.  keine  Ehe,  in  der  Eheleute  schlecht  zu  einander  passen  oder  die 
Ehefrau  eine  geringere  Morgengabe  (mehr-i-missl)  als  angemessen  erhält. 
Im  ersteren  Falle  kann  der  Vormund  die  Ehe  für  ungültig  erklären 
lassen,  im  letzteren  kann  er  die  Vervollständigung  der  Morgengabe  oder 
Auflösung  der  Ehe  verlangen.  *)  Das  volljährige  Weib,  das  keine  männ- 
lichen Verwandten  in  dem  unten  S.  938  bezeichneten  Grade  besitzt,  darf 
sich  verheirathen,  ohne  an  die  Vorschriften  über  Ebenbürtigkeit  und  Ehe- 
gabe gebunden  zu  sein.*) 

2.  Zwangsrecht  und  gesetzliche  Vertretung.    . 


1)  Vgl.  das  hanefitische  Gesetzb.  Art.  51.  Multeka  S.  218;  Kuduri  S.  198; 
d'Ohsson  Bd.  5,  S.  155  u.  157;  Clavel  No.  44;  Nauphal  S.  94  u.  114;  v.  d. 
Berg,  Frincipes  du  Droit  Masulman  S.  144;  Messa'il-ün-Nikiah  No.  43.  Nach 
malekitischer  Lehre  darf  eine  grossjährige  Tochter  nur  mit  Genehmigung  ihres 
Vaters  oder  Vormundes  heirathen:  Sautayra  et  Cherebonneau  No.  44,  Clavel 
No.  45,  Houdas  und  Martel  Art.  859,  360  und  Anm.  268.  Die  schafe'itische 
Schule  steht  auf  demselben  Standpunkte.  Vgl.  Multeka  S.  218;  Clayel  No.  45; 
Nauphal  S.  100;  v.  d.  Berg  S.  144. 

>)  Hanefitisches  Gesetzb.  Art.  51;  Multeka  S.  218;  Nauphal  S.  95,  115; 
d'Ohsson  Bd.  5,  S.  159;  Messail-ün-Nikiah  No.  43;  Kuduri  S.  142;  Abdul- 
rah im  No.  127;  Ali  Effendi  No.  86.  —  In  der  Türkei  besteht,  um  Einwendungen 
des  Vormundes  hinsichtlich  der  Ebenbürtigkeit  zu  begegnen,  die  Sitte,  dass  der  Imam 
des  betreffenden  Viertels  die  Ehe  schliesst,  nachdem  er  vom  geistlichen  Richter  die 
Ermächtigung  dazu  erhalten  hat.  Mit  dieser  Ermächtigung  ist  zugleich  das  Ersuchen 
verbunden,  darüber  zu  wachen,  dass  die  grossjährige  Tochter  zu  der  Trauung  im  Bei- 
stände ihres  Vaters   oder  Vormundes  erscheint. 

Eine  Ehe  gilt  dann  als  nicht  ebenbürtig,  wenn  der  Mann  aus  geringerem  Stande 
ist,  als  die  Frau,  dagegen  ist  es  unerheblich,  wenn  das  Umgekehrte  der  Fall  ist.  Der 
Gatte  soll  seiner  Frau  nicht  nachstehen  in  Bezug  auf  Geburt,  wenn  sie  arabischen 
Ursprungs  sind,  femer  in  Bezug  auf  Geist,  bürgerliche  Stellung,  Religion,  Tugend  und 
Vermögen.  Ein  blödsinniger  Mann  ist  daher  nicht  ebenbürtig  einer  Frau,  die  geistig 
gesund  ist.  Der  Mann,  dessen  Vater  oder  Grossvater  nicht  Mohammedaner  oder  nicht 
frei  war,  ist  nicht  ebenbürtig  für  eine  Frau,  deren  Vorfahren  entsprechenden  Grades 
die  erwähnten  Eigenschaften  besassen.  Ein  Mann,  der  als  gottlos  bekannt  ist,  ist  kein 
passender  Mann  für  ein  tugendhaftes  Weib.  Femer  gilt  die  Wie  mit  einem  Manne, 
der  ein  Gewerbe  ausübt,  das  tiefer  steht,  als  das  des  Vaters  der  Frau,  als  nicht  standes- 
gemäss.  So  ist  ein  Schuhmacher  kein  ebenbürtiger  Gatte  für  die  Tochter  eines  Kauf- 
mannes, oder,  nach  Clavel,  ein  Tagelöhner  für  die  Tochter  eines  Richters.  Hinsicht- 
lich des  Vermögens  wird  nur  verlangt,  dass  der  Mann  die  Hochzeitsgabe  bezahlen 
und  den  Lebensunterhalt  für  einen  Monat  bestreiten  kann,  oder  auch,  dass  er  täglich 
soviel  verdient,  wie  zum  Unterhalt  nothwendig  ist.  Weitere  Einzelheiten  finden  sich 
bei:  Clavel  No.  25;  Hanefit.  Gesetzb.  Art.  52^69;  d'Ohsson  Bd.  5,  S.  156. 

')  Vgl.  Nauphal  S.  115;  31es8ai'l-ün-Nikiah  No.  44. 
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Minderjährige  beiderlei  Geschlechts  können  von  ihren  Vätern  oder 
von  denjenigen  Personen,  die  in  Sachen  des  Eherechts  gesetzlich  die 
Stellung  eines  Vormundes  haben  (siehe  unten),  verheirathet  werden.  Man 
nennt  dies  das  Recht  des  Zwanges,  „Dschebr".  *)  Die  erwähnten 
Personen  haben  auch  das  Recht,  geschäftsunfähige  Grossjährige,  die  sich 
unter  ihrer  Gewalt  befinden,  ohne  deren  Einwilligung  zu  verheirathen. 
So  kann  z.  B.  eine  geisteskranke  Wittwe  oder  geschiedene  Frau  von 
ihrem  Sohn,  als  ihrem  Vormund  in  Ehesachen,  verheirathet  werden.*) 

Berechtigt  zur  Vormundschaft  in  Ehesachen  —  Welaiat*)  — 
sind  diejenigen  grossjährigen,  freien  und  geistig  gesunden  Personen  moham- 
medanischen Glaubens,  die  Erben  der  Minderjährigen  sein  würden,  und 
zwar  werden  sie  nach  derselben  Reihenfolge  wie  bei  der  Erbschaft  be- 
rufen, derart  dass  der  Nähere  den  Entfernteren  ausschliesst.  *)  Die  Reihen- 
folge ist  die  nachstehende: 

Sohn,  Sohnessohn,  *)  Vater,  Grossvater  väterlicherseits,  der  vollburtige 
Bruder,  der  agnatische  Bruder,  der  vollburtige  und  der  agnatische  Neffe, 
der  vollburtige  Onkel  väterlicherseits,  der  agnatische  Onkel  väterlicher- 
seits, der  vollburtige  Vetter  und  der  agnatische  Vetter,  sowie  deren 
Nachkommen.  Sind  solche  Verwandte  nicht  vorhanden,  so  folgt  der  Onkel 
des  Vaters  und  dessen  Abkömmlinge.^) 

0  Vgl.  hanef.  Gesetzb.  Art.  44,  Wiener  Ausg.  Art.  44ff.;  Kulteka  S.  218,  219; 
Glayel  Nr.  35;  Sautayr»  und  Gherebonneau  Nr.  29;  lieasail-ün-Nikiah 
8.  44.  Nach  schafei'tischer  Lehre  hat  nur  der  Vater  und  Grossvater  das  Hecht, 
mindeijahrige  Kinder  wider  ihren  Willen  zu  yerheirathen.  Sie  dürfen  aber  auch  ihren 
grossjährigen  Töchtern,  bezw.  Enkelinnen,  soweit  diese  noch  Jungfrauen  sind,  einen 
Kann  bestimmen,  van  der  Berg,  Abu  Hodscha  S.  458,  459;  Ibu  Nedschim  Nr.  32; 
8autayra  und  Gherebonneau  Nr.  29;  van  der  Bergs  Droit  Musulman  S.  144. 
Anm.  1;  Multeka  8.  218;  Glavel  Nr.  86.  Nach  malekitischer  Lehre  steht  das 
Recht  nur  dem  Vater  zu,  der  es  aber  einem  durch  Testament  ernannten  Vormund 
übertragen  kann.  Wie  nach  schafe'itischer  Lehre  darf  der  Vater  auch  diejenigen 
grossjährigen  Töchter,  die  noch  unberührt  sind,  zur  Heirath  zwingen.  Sautayra  u. 
Gherebonneau  Nr.  29£f.;  Houdas  und  Hartel  Art.  855,  359 — 363.  Diejenigen 
Mädchen,  die  die  Jungfräulichkeit  durch  Zufall  verloren  haben,  gelten  als  Jungfrauen. 
Wiener  Ausg.  Art.  9.  Multeka  S.  219;  Houdas  u.  Martel  Art.  368.  Ebu  Hanife 
betrachtet  auch  diejenigen  noch  als  Jungfrauen,  die  ihre  Jungfräulichkeit  durch  un- 
erlaubten Verkehr  eingebüsst  haben.  Seine  Schüler  sind  jedoch  andrer  Meinung. 
Multeka  S.  219.    Ebenso  auch  die  Schaf eiten.    Abu  Hodscha  (v.  d.  Berg)  S.  457. 

*)  Vgl.  Multeka  S.  220;  hanef.  Gesetzb.  Art.  55af.;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  39. 
Der  Herr  darf  auch  seine  Sklavin  nach  seinem  Willen  yerheirathen. 

*)  Der  Ehevormund,  oder  Vormund  über  die  Person  des  Mündels  (weli)  ist  nicht 
nothwendiger  Weise  immer  zugleich  der  Vormund  in  Vermögenssachen  (wassi).  Vgl. 
Wiener  Ausg.  Art.  428  und  429  ff. 

*)  Wiener  Ausg.  Art.  33  ff. 

^)  Dieser  Fall  kann  bei  einer  verwitweten  oder  geschiedenen  Frau,  die  einen 
Sohn  hat  und  geisteskrank  ist,  eintreten ;  ebenso  wenn  der  Vater  geisteskrank  ist.  Vgl. 
Netaidschi-ül-Fetava  S.  36.  Nach  der  Lehre  der  „Imamein''  steht  die  Vormundschaft 
über  Geschäftsunfähige  in  erster  Linie  ihren  Söhnen,  nach  der  Lehre  des  Imam  Meh- 
med  dem  Vater  zu. 

*)  Nach  schafei'tischer  Lehre  wird  zunächst  der  Vater  berufen,  im  Uebrigen 
ist  die  Reihenfolge  dieselbe  wie  bei  den  Hanefiten,  nur  sind  die  Verwandten  der  weib- 
lichen Linie,  die  nach  hanefitischer  Lehre  subsidiär  berufen  werden,  ganz  ausgeschlossen. 
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In  Ermangelung  solcher  agnatischer  Verwandten  werden  folgende 
Verwandte  aus  dem  Weibesstamm  zu  Vormündern  berufen:  die  Mutter, 
die  Grossmutter  väterlicherseits,  der  Grossvater  mütterlicherseits,  die 
Grossmutter  mütterlicherseits,  die  voUbürtige  Schwester,  die  agnatische 
Schwester,  die  cognatischen  Geschwister,  deren  Nachkommen,  die  Tante 
väterlicherseits,  der  Onkel  mütterlicherseits,  die  Tante  mütterlicherseits, 
die  Vettern  und  deren  Abkömmlinge.^) 

Diejenigen  minderjährigen,  geschäftsunfähigen  Personen,  die  keine 
zu  Vormündern  geeignete  Verwandte  haben,  können  durch  den  geistlichen 
Richter,  den  Kadi,  verheirathet  werden,  vorausgesetzt,  dass  sein  Emennungs- 
dekret  die  Ermächtigung  zur  Ausübung  der  Funktionen  eines  Ehevor- 
mundes enthält.^) 

Die  Befugnisse  des  Ehevormundes  sind  verschieden,  je  nach- 
dem er  ein  direkter  Aszendent  männlichen  Geschlechts  ist  oder  nicht.  Der 
Vater  und  der  Grossvater  haben  das  Recht,  ihre  minderjährigen  Kinder 
bezw.  Enkel  zu  verheirathen,  ohne  dass  diese  nach  erlangter  Grossjährig- 
keit  das  Band  wieder  lösen  dürften,  sollte  auch  die  Ehe  für  die  Frau 
nicht  standesgemäss  ®)  oder  die  Ehegabe  den  gesetzlichen  Anforderungen 
nicht  entsprechend  sein/)  Ist  aber  der  Vater  oder  Grossvater  als  gott- 
los bekannt,  oder  sonst  übel  beleumundet,  so  ist  die  von  ihm  für  ein 
minderjähriges  Kind  abgeschlossene  Ehe  nur  dann  gültig,  wenn  sie  standes- 


Vgl.  Sautayra  &  Gherebonneau  Nr.  46;  Clavel  Nr.  47.  Diese  Scliriftsteller 
erwähnen  hinter  dem  Grossyater  noch  den  Sohn  und  endlich  den  testamentarischen 
Vormund,  beide  Autoren  berufen  sich  aber  auf  Abu  Hodscha.  Van  der  Berg  erwähnt 
jedoch  in  seinem  precis  d'  Abu  Hodscha  (S.  455)  weder  den  Sohn  noch  den  testamenta- 
rischen Vormund  als  Ehevormund.  Ebenso  sagt  er  in  seinem  „Droit  Musulman*', 
dass  die  Vormundschaft  den  Agnaten  der  aufsteigenden  und  der  Seiten-Linie  zusteht. 
—  Hier  sei  nochmals  darauf  hingewiesen,  dass  nach  schafe'i tischer  Lehre  die 
Vormünder  auch  bei  der  Verheirathung  grossjähriger  Weiber  mitzuwirken  haben,  dass 
es  aber  nur  dem  Vater  und  dem  Grossyater  erlaubt  ist,  seine  Tochter,  bezw.  Enkelin 
gegen  deren  Willen  zu  yerheirathen.  Vgl.  Sautayra  u.  Gherebonneau  Nr.  25; 
Dürer  S.  217;  Van  der  Berg  S.  457.  —  Nach  malekitischer  Lehre  wird  zu- 
nächst der  Sohn  und  der  Enkel  berufen;  dann  folgen:  der  Vater,  der  yoUbürtige 
Bruder,  der  agnatische  Bruder,  die  Neffen,  der  Onkel  yäterUcherseits  und  die  übrigen 
nahen  Verwandten  aus  dem  Mannesstamme  nach  Massgabe  der  Erbfolgeordnung. 
Ob  der  gesetzliche  Vormund  yor  dem  testamentarischen  rangirt,  ist  eine  Streitfrage. 
Vgl.  Hondas  u.  Martel  Art.  346£f;  Glayel  Nr.  46. 

»)  Vgl.  Multeka  S.  221;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  53;  Glayel  und  das  hanefit. 
Gesetzb.  erwähnen  die  Tochter  als  Vormtinderin  yor  der  Grossmutter  yäterUcher- 
seits,   die  Multeka  enthält  jedoch  nichts  hieryon. 

«)  Wiener  Ausg.  Art.  37.    Vgl.  Multeka  S.  221;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  53. 

')  lieber  den  Begriff  „standesgemässe  Ehe^  ygl.  oben  S.  937  Anm.  2.  Nach 
schafe'i  tischer  Lehre  kann  der  Vater  oder  Grossyater  das  Kind  nur  dann  zur  Ehe 
zwingen,  wenn  sie  standesgemäss  ist.  Abu  Hodscha  (y.  d.  Berg)  S.  459.  Dieselbe 
Ansicht  herrscht  in  der  malekitischen  Schule.  Hondas  u.  Martel,  Art.  362  und 
Anm.  278,  Sautayra  u.  Gherebonneau  Nr.  25. 

*)  Vgl.  Multeka  S.  219;  Nauphal  S.  96;  Glayel  Nr.  42;  hanef.  Gesetzb. 
Art  45;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  43;  Kuduri  S.  187.  Die  herrschende  Ansicht  ist 
die  yon  Ebu  Hanife.    Die  „Lnamein"  sind  andrer  Meinung. 
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gemäss  ist  und  keine  Benachtheiügfung  hinsichtlich  der  Ehegabe  vorli^.^) 
Dieselbe  Bestimmung  gilt,  wenn  der  Vater  oder  Grossvater  die  Ehe- 
schliessung von  einem  Beauftragten  hat  vornehmen  lassen,  oder  wenn 
der  Vater  bei  dem  Eheschliessungsakte  betninken  war.-)  Dem  Sohne 
stehen  als  Ehevormund  dieselben  Befugnisse  zu  wie  den  Aszendenten, 
auch  er  darf  in  demselben  Umfange  die  seiner  Gewalt  unterworfenen 
Personen,  nämlich  seinen  geisteskranken  Vat^r  oder  seine  geisteskranke 
Mutter,  ohne  deren  Mnwilligung  verheirathen.  ^)  Die  übrigen  Vormünder 
dürfen  ihre  Mündel  nur  dann  gegen  deren  Willen  verheirathen,  wenn  die 
Ehe  standesgemäss  ist  und  den  an  die  Ehegabe  zu  stellenden  Anforde- 
rungen genügt  ist.  Aber  auch  in  diesem  Falle  hat  der  so  Verheirathete 
das  Recht,  nach  Eintritt  der  Grossjährigkeit  die  Ehe  anzufechten.*) 

Ist  derjenige,  der  zur  Ehevormundschaft  berufen  ist,  wegen  Minder- 
jährigkeit oder  Geisteskrankheit  dazu  unfähig,  so  kommt  der  nächst- 
folgende an  die  Reihe.  Ist  der  Berufene  zwai-  fähig  aber  vom  Wohn- 
orte des  zu  verheirathenden  Mündels  abwesend,  so  kann  an  seine  Stelle 
der  nächste  Anwärter  treten,  wenn  nämlich  ein  staudesgemässer  Ehegatte 
sich  bietet,  der  aber  die  Rückkehr  des  Vormundes  nicht  abwarten 
will.  ^)  Wenn  der  Vonnund  zwar  anwesend  ist,  sich  aber  der  Verheirathung 
seines  Mündels  widersetzt,  trotzdem  ein  vortheilhafter  Antrag  vorliegt, 
so  darf  der  nächstfolgende  Anwärter  nicht  an  seiner  Stelle  die  Ehe  ab- 
schliessen,  sondern  man  muss  sich  an  den  Richter  wenden.®) 

3.  Stellvertretung.^  —  Wer  an  sich  fähig  ist,  den  Ehevertrag 
abzuschliessen,  kann  es  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  thun. 
Der  Auftrag  zur  Stellvertretung  soll  vor  Zeugen  ertheilt  werden,  um 
den  Beweis  zu  sichern;  gesetzliches  Erforderniss  ist  es  nicht. 

Der  Beauftragte  darf  nach  den  Vorschriften  über  das  Mandat  seinen 
Auftrag  nicht  überschreiten,  insbesondere  die  Ehe  nicht  mit  einer  anderen, 
als  der  vom  Auftraggeber  bezeichneten  Person  abschliessen  und  nicht 
von  den  Verabredungen  über  die  Ehegabe  abweichen.    Ist  die  Person, 

*)  Vgl.  das  hanef.  Gesetzb.  Art.  45  u.  46;  Wiener  Ausg.  Art.  45,  46.  Nauphal 
S.  97;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  48;  Dürer  S.  29;  Abdurrahim  Nr.  102. 

')  Vgl.  die  in  der  vorhergehenden  Anm.  angeführten  Citate. 

»)  Vgl.  hanef.  Gesetzb.  Art.  45;  Clavel  Nr.  42;  Messail-ün-Nikiah  S.  43. 

*)  Vgl.  Multeka  S.  219;  Nauphal  S.  98;  hanef.  Gesetzb.  Art.  47;  Clavel 
Nr.  158. 

*)  Der  Vonnund  gilt  dann  als  abwesend,  wenn  er  8  Tagereisen  vom  Wohnorte 
seines  Mündels  entfernt  wohnt.  Andere  nehmen  an,  der  Vormund  müsste  sich  an 
einem  Orte  befinden,  der  nur  einmal  im  Jahre  von  Karawanen  besucht  wird.  Nach 
der  herrschenden  Meinung  genügt  es  aber,  dass  wegen  Abwesenheit  des  Vormandes 
die  Vereitelung  der  Heirath  zu  befürchten  steht.  Vgl.  Kitab-ün-Nikiah  8.  74; 
Multeka  S.  221;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  54.  Nach  malekitischer  Lehre  muaa 
in  jedem  einzelnen  FaUe  die  Entscheidung  des  Richters  angerufen  werden,  ob  die 
Berufung  eines  neuen  Vormundes  wegen  der  Abwesenheit  des  vorhandenen  gerechtfertigt 
ist.  Vgl.  SautayraÄ  Cherebonneau  Nr.  53. 

«)  Netai'dsch-ül-Fetava  S.  45;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  55.  Ebenso  nach 
malekiischer  Lehre:  Sautayra  &  Gherebonneau  Nr. 26,  S.  65. 

')  Wiener  Ausgabe  Art.  55flF. 
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mit  der  die  Ehe  abgeschlossen  werden  soll,  nicht  näher  bezeichnet,  so 
darf  der  Beauftragte  nicht  seinen  Sohn,  seinen  Vater  oder  seine  Tochter 
wählen.  Er  darf  in  diesem  Falle  eine  Frau  auch  nicht  mit  einem  nicht 
ebenbürtigen  Manne  verheirathen.  Er  darf  beim  Mangel  einer  Verab- 
redung dem  Vertrage  auch  keine  geringere  als  die  übliche  Ehegabe  zu 
Grunde  legen.  Ist  die  Ehe  nicht  standesgemäss,  so  ist  sie  nichtig;  ist 
den  Vorschriften  über  die  Ehegabe  nicht  genügt,  so  ist  sie  anfechtbar, 
Tvenn  die  Differenz  nicht  gezahlt  wird. 

Wenn  der  Mandatar  seine  Vollmacht  überschreitet,  so  steht  es  dem 
Auftraggeber  frei,  den  Ehevertrag  zu  genehmigen  oder  nicht ;  auch  eine 
ohne  jeden  Auftrag  für  einen  Anderen  geschlossene  Ehe  wird  durch  dessen 
nachträgliche  Einwilligung  gültig.^) 

Hat  der  Beauftragte  eine  Hochzeitsgabe  festgesetzt,  die  höher  oder 
niedriger  ist,  als  die  von  dem  Auftraggeber  bestimmte,  so  ist,  falls  die 
Ehe  vollzogen  ist,  bevor  der  Auftraggeber  Kenntniss  von  der  Höhe  der 
vereinbarten  Summe  erlangt  hat,  die  angemessene  Hochzeitsgabe  zuzahlen.*) 
IL  Die  Willenseinigung  und  Erklärung. 
1.  Antrag  und  Annahme.  —  Zum  Abschlüsse  der  Ehe  gehört, 
dasß  beide  Theile  ihr  Einverständniss  erklären,  und  zwar  persönlich  oder 
durch  Vertreter,  nämlich  durch  Beauftragte,  wenn  die  Nupturienten 
geschäftsfähig,  durch  Vormünder,  falls  sie  minderjährig  oder  sonst 
geschäftsunfähig  sind.  Die  Einwilligung  besteht  im  Angebot  —  Idschab  — 
des  einen  Theils,  den  anderen  heirathen  zu  wollen,  und  in  der  Annahme 
des  Angebots  —  Kabul  —  seitens  des  letzteren.  Die  Absicht,  eine  Ehe 
zu  schliessen,  muss  dabei  deutlich  zum  Ausdruck  kommen.  Deshalb  gilt 
als  Regel,  dass  das  Wort  „Nikiah"  oder  „Tesevüdsch",  d.  i.  Heirath,  ge- 
brauchtwerden muss;  ist  dies  geschehen,  so  ist  das  erklärte  Einverständniss 
gültig,  auch  wenn  derjenige,  der  den  Ausdruck  angewandt  hat,  die  wirk- 
liche Bedeutung  desselben  nicht  kannte,  sofern  er  sich  nur  bewusst  war, 
dass  es  sich  um  eine  Eheschliessung  handle.  *)  Da  indessen  die  Heirath 
dem  Manne  das  Recht  auf  körperlichen  Besitz  der  Frau  giebt,  so  hat  man 
auch  zugelassen,  dass  die  für  die  Eigenthumsübertragung  üblichen  Aus- 
drücke gebraucht  werden,  wie:  verkaufen,  kaufen,  schenken.  Sagtz.  B.  der 
Mann  zur  Frau:  „Ich  habe  Dich  gekauft",  und  diese  nimmt  die  Erklärung 
an,  oder  sagt  die  Frau  zum  Manne:  „Ich  gebe  mich  Dir  als  Geschenk", 
und  der  Mann  giebt  sein  Einverständniss  zu  erkennen,  so  ist  in  beiden 
Fällen  die  Ehe  rechtsgültig  geschlossen.'  Ausdrücke  hingegen,  die  nur 
einen  vorübergehenden  Besitz  bezeichnen,  wie  Miete  und  Leihe,  genügen 
nicht. 

Das  Einverständniss  ist  im  Perfektum,  nicht  im  Futurum,  zu  erklären. 
Krfolgt  der  Antrag  im  Imperativ,  so  ist  der  Vertrag  gültig,  wenn  die 

>)  Vgl.  das  hanef.  Gesetzb.  Art.  61,  142;  Wiener  Ausg.  Art.  63.  Mcssail-ün- 
Nikiah  Nr.  62. 

»)  Vgl.  Behdschet  Nr.  110;  Ihn  Nidschim  86;  Netidsche  Nr.  90. 

»)  Vgl.  Multeka  S.  212;  hanef.  Gesetzb.  Art.  6;  Nauphal  S.73;  Messail-ün- 
Nikiah  Nr.  11. 
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Annahme  in  der  richtigen  Form  geschieht.  Z.  B.  die  Frau  sagt  zum 
Manne :  „heirathemich" !  und  dieser  antwortet:  „Ich  habe  Dich  geheirathef. ' ) 
Antrag  und  Annahme  müssen  sich  decken  und  bei  gleichzeitiger  An- 
wesenheit der  vertragschliessenden  Theile  in  derselben  Sitzung  ausge- 
sprochen werden,  dergestalt,  dass  der  eine  Theil  die  Stimme  des  andern 
höre.-)  Daher  ist  inter  praesentes  schriftliche  Willenseinigung  unstatthaft. 
Dagegen  ist  schriftlicher  Abschluss  des  Vertrags  zulässig,  wenn  die  eine 
Partei  abwesend  ist.  In  diesem  Falle  muss  der  eine  Theil  dem  anderen 
den  Antrag  übermitteln,  dieser  theilt  ihn  den  Zeugen  mit  imd  erklärt 
vor  ihnen  seine  Einwilligung.*) 

2.  WillensmängeL  —  Ueber  die  Wirkung,  die  Betrug,  Irrthumund 
Zwang  auf  die  Gültigkeit  der  Einwilligungserklärung  haben,  gehen  die 
Ansichten  auseinander.  Nach  Clavel  finden  die  allgemeinen  Regeln  über 
fehlerhafte  Willenserklärungen  Anwendung;  eine  Ehe,  die  unt^r  dem 
Einfluss  eines  der  erwähnten  Mängel  geschlossen  ist,  wäre  daher  ungültig. 
Diese  auf  ein  Urtheil  des  Gerichts  von  Algier  vom  Oktober  1872  gegründete 
Lehre  mag  für  die  schafeitische  Schule  richtig  sein,  die  Hanefiten 
stehen  jedoch  auf  einem  anderen  Standpunkt.  Eine  Ueberlief erung  lautet : 
„Alles  ist  Ernst  in  der  Ehe,  selbst  der  Scherz".  Durch  eine  weitgehende 
Interpretation  dieses  Ausspruchs  hat  man  gefolgert,  dass  es  zur  Gültig- 
keit einer  Ehe  genügt,  die  Heirathsformel  auszusprechen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Erklärung  im  Scherz,  irrthümlich  oder  gar  erzwungen 
abgegeben  ist.*) 

3.  Einwilligung  des  ehemtindigen  Mündels.  —  Will  der  Vor- 
mund sein  weibliches  Mündel,  das  schon  grossjähi'ig  geworden  ist  und 
frei  über  sich  verfügen  kann,  verheirathen,  so  muss  er  dessen  Genehmigung 
einholen.  Dieselbe  braucht  aber  nicht  ausdrücklich  ertheilt  zu  w^erden, 
sondern  kann  auch  stillschweigend  und  auch  nachträglich  erfolgen.  Hat 
der  Vormund  die  Ehe  eigenmächtig  abgeschlossen  und  befragt  er  erst 
dann  das  Mündel,  so  gilt  dessen  Zustimmung  als  ertheilt,  wenn  es  schweigt, 
wenn  es  lacht,  ohne  einen  Scherz  machen  zu  wollen,  oder  wenn  es  weint, 
ohne  zu  schreien.    Dieselbe  Regel  gilt,   wenn  sonst  jemand  das  Mündel 


^)  Vgl.  Multekft  S.  212;   Messail-ün-Nikiah  Nr.  18;   Nauphal  S.  65,  66. 

•)  Wiener  Ausgabe  Art.  7. 

*)  Vgl.  Multeka  S.  213;  Nauphal  S.  62;  Glayel  Nr.  54;  hanef.  GeseUb. 
Art.  9;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  13. 

«)  Vgl.  Messail-ün-Nikiah  Nr.  9;  Ali  Effendi  Nr.  4;  Abdurrahim  Nr.  14. 
Letzterer  ist  der  Ansicht,  dass  eine  Ehe,  die  unter  einem  Zwange  abgeschlossen  wurde, 
nur  dann  gültig  sei,  wenn  sie  als  standesgemäss  betrachtet  werden  kann.  —  Für  die 
unbedingte  Gültigkeit  tritt  auch  Nauphal  S.  5  ein;  doch  bemerkt  er  später  (S.  15), 
dass  nur  der  auf  den  Mann  ausgeübte  Zwang  unerheblich  sei,  während  er  die  Ehe 
für  ungültig  erachtet,  wenn  die  Einwilligung  der  Frau  mit  Gewalt  erzwungen  wurde. 
Eine  Erklärung  für  diese  ungleiche  Beurtheilung  würde  darin  liegen,  dass  der  Mann 
•ich  jederzeit  wieder  von  den  Fesseln  der  Ehe  befreien  kann.  Die  herrschende  Ansicht 
macht  jedoch  diese  Unterscheidung  nicht,  sondern  erklärt  jede  Ehe,  die  unter  dem 
Einfluss  eines  Zwanges  abgeschlossen  wurde,  für  gültig,  mag  der  Zwang  auf  den  Mann 
oder  auf  die  Frau  ausgeübt  sein.    Ali  Effendi  Nr»  4. 
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im  Auftrage  des  Vormundes  befragt.*)  Nur  muss  das  Mündel^  wenn  es 
seine  Genehmigung  ertheilt,  den  Namen  des  ihr  zugedachten  Gatten 
kennen;  dagegen  braucht  sie  den  Betrag  der  bedungenen  Ehegabe  nicht 
zu  kennen.^  Wenn  jemand,  ohne  vom  Vormund  ermächtigt  zu  sein, 
das  Mündel  vor  Abschluss  der  Ehe  befragt,  so  muss  die  Einwilligung 
ausdrücklich  ertheilt  werden.  Ueberhaupt  dürfen  stillschweigend  nur 
diejenigen  Weiber  ihre  Einwilligung  erklären,  die  noch  Jungfrauen  sind.  *) 
Man  nimmt  an,  dass  eine  gewisse  Scheu  sie  abhält,  ihre  Zustimmung 
mit  klaren  Worten  auszusprechen. 

m.  Ehehindernisse. 

Folgende  Hindemisse  stehen  einer  gültigen  Eheschliessung  entgegen 
(machen  die  Frau  „mahrem"): 

1.  Verwandtschaft.  Ein  Mann  darf  nicht  heirathen:  seine  Mutter 
Grossmutter  u.  s.  f.,  seine  Tochter,  Enkelin  u.  s.  f.,  seine  Schwester,  Tante,. 
Grosstante,  seine  Nichten.  Die  Ehe  zwischen  Geschwisterkindern  ist 
danach  erlaubt.*) 

2.  Verschwägerung  im  weitesten  Sinne.  Ein  Mann  darf  nicht 
heirathen:  die  Mutter  seiner  gesetzlich  angetrauten  Ehefrau,  mag  er  mit 
dieser  die  Ehe  bereits  vollzogen  haben  oder  nicht;  die  Frau  oder  Geliebte 
seines  Vaters,  Grossvaters,  Sohnes,  Enkels;  die  Töchter  und  Enkelinnen 
der  Frau,  mit  welcher  er  die  Ehe  bereits  vollzogen  hat;  die  Schwester,. 
Tante  oder  Nichte  seiner  Frau.  Gegenüber  der  Nichte  der  Frau  fällt 
das  Hinderniss  fort,  wenn  die  Ehe  durch  den  Tod  der  Frau  oder  durch 
Scheidung  gelöst  ist.  Im  Falle  der  Ehescheidung  muss  jedoch  die  ge« 
setzliche  Frist  der  Frau  verflossen  sein.**) 

3.  Milchverwandtschaft.  Das  Verhältniss  von  Amme  zu  Kind 
wird  dem  von  Mutter  und  Kind  gleichgeachtet.  Dies  Verwandtschafts- 
verhältniss  entsteht  rechtlich,  wenn  das  Kind,,  bevor  es  das  Alter  von 
zwei  Jahren  erreicht  hat,  von  der  Amme  gestillt  worden  ist,  möge  dies, 
auch  nur  ganz  vorübergehend  oder  nach  der  Entwöhnung  des  Kindes 
von  der  Mutterbrust  geschehen  sein.  Die  Milchverwandtschaft  erzeugt 
dieselben  Wirkungen  wie  die  Blutsverwandtschaft.**) 


>)  Vgl.  MultekaS.  215;  ClavelNr.32;  Messail-ün-Nikiah  No.46;  Kuduri 
S.  181.  Ebenso  nach  malekitischer  Lehre:  Sautayra  u.  Gherebonneau  Nr.  62. 
Vgl.  Wiener  Ausg.  Art.  8. 

«)  Vgl.  Messaül-ün-NikiahNr.  46;  Behdschet  Nr.  66;  Multeka  S.  219.  Das- 
hanef.  Gesetzb.  verlangt  jedoch  im  Art.  53,  dass  sie  den  Betrag  der  ihr  zugedachtem 
Ehegabe  kennen  muss. 

*)  Wiener  Ausg.  Art.  8,  Abs.  2. 

*)  Vgl.  hanef.  Gesetzb.  Art.  22;  Wiener  Ausg.  Art.  22;  Clavel  Nr.  9;  d'Ohssoa 
Bd.  5,  S.  161;  Messeil-ün-Nikiah  Nr.  20.  Bezgl.  des  schafe'itischen  Ritus:  Abu 
Hodscha  (y.  d.  Berg)  S.  459;  des  malekitischen:  Sautayra  u.  Gherebonneau 
Nr.  84  ff. 

»)  Vgl.  Kuduri  S.  179;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  21,  25,  Hanef.  Gesetzb.  Art.  25^ 
26;  Wiener  Ausg.  Art.  23,  26.  Sautayra  u.  Gherebonneau  Nr.  85  u.  89.  Bzgl.  dea 
schafe'itischen  Ritus:  Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  461. 

•)  Vgl.  das  hanef.  Gesetzb.  Art  377;  Wiener  Ausg.  Art.  26,  358,  369. 
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4.  Unerlaubte  Beziehungen.  Ein  Ehehinderniss  wird  begründet 
durch  die  Verwandtschaft  in  auf-  und  absteigender  Linie  mit  der  Fi'au, 
zu  der  man  in  unerlaubten  Beziehungen  stand;  als  solche  gelten:  woll- 
lüstiges  Küssen,  unzüchtige  Berührung,  Anschauen  der  Geschlechtstheile. 
Eine  solche  Frau  darf  auch  von  den  Aszendenten  und  Deszendeten  des 
Mannes,  mit  dem  sie  in  solchen  Beziehungen  stand,  nicht  geheirathet 
werden  (siehe  oben  2).  Dagegen  gilt  dies  Ehehinderniss  nicht  für  die 
Aszendenten  und  Deszendenten  der  Personen,  welche  in  solchen  Beziehungen 
standen,  untereinander.  So  kann  z.  B.,  wer  eine  Frau  wegen  ihrer  Be- 
ziehungen zu  seinem  Vater  nicht  heirathen  kann,  sehr  wohl  deren  Tochter 
heirathen.  *) 

5.  Götzen  dienerei,  d.  h.  die  Anbetung  von  Feuer  und  Sternen. 
Frauen,  welche  an  die  heiligen  Bücher  glauben,  wie  Christinnen  und 
Jüdinnen,  können  von  Mohammedanern  geheirathet  werden.  Hingegen 
4arf  eine  Mohammedanerin  einen  Nichtmohammedaner  nicht  heirathen.  -) 

Können  osmanische  Mohammedaner  christliche  und  mohammedanische 
Frauen  heirathen,  die  einem  nicht  osmanischen  Staatsverbande,  also  Feindes- 
land angehören?  Das  Fetwa  Haue  (Scheichulislamat)  hat  sich  für  die  Zu- 
lässigkeit  von  Ehen  fremder  Mohammedaner  mit  osmanischen  Moham- 
medanerinnen ausgesprochen.*)  Diese  Entscheidung  müsste  folgerichtig 
auch  gelten  für  die  Ehen  fremder  Mohammedanerinnen,  ja  selbst  fremder 
Christinnen  mit  osmanischen  Mohammedanern;  denn  die  Türkei  gilt 
heutigen  Tages  nicht  mehr  als  im  ewigen  Krieg  mit  nichtmohammeda- 
nischen Staaten  befindlich.*) 

6.  Sklaverei  des  Weibes  gilt  als  Ehehinderniss,  falls  der  Mann 
bereits  mit  einer  Freien  verheirathet  ist;  denn  für  letztere  gilt  es  als 
erniedrigend,  die  Genossin  einer  Sklavin  zu  sein.  Dagegen  kann  ein  mit 
einer  Sklavin  Verheiratheter  sehr  wohl  eine  Freie  heirathen.  ^) 

7.  Der  Besitz  von  vier  Frauen.    Mehr  als  vier  Frauen  zu  haben 


')  Dieses  Ehehinderniss  gfilt  nicht  nach  schafe'itischem  Ritus,  Dürer  S.  213; 
Multeka  S.  315;  Sautayra  u.  Cherebonneau  Nr.89.  In  der  malekitischen  Schule 
besteht  Uneinigkeit;  Sautayra  u.  Cherebonneau  Nr.89.  Das  hanef . Gesetzb.,  Art. 24, 
spricht  nur  von  unerlaubten  Beziehungen,  ohne  im  einzelnen  Beispiele  dafür  aufzu- 
führen; die  Wiener  Ausgabe  erwähnt  nur  Berührung  in  unlauterer  Absicht,  Art.  24: 
Dürer  S.  213  und  Multeka  S.  215  erwähnen  ausdrücklich  die  im  Text  bezeichneten 
Handlungen.  Vgl.  auch  d'Ohsson  Bd.  5,  S.  163;  Messa'ü-ün-Nikiah  Nr.  21 ;  Ibn 
Nedschim  Nr.  14. 

•)  Hanef.  Gesetzb.  Art.  31  u.  32;  Wiener  Ausg.  Art.31;  Kuduri  S.  180;Messail- 
tin-Nikiah  Nr.  30;  Multeka  S.  214. 

')  Vgl.  Clunet,  Journal  du  droit  international  prive  1895,  S.  228. 

*)  Vgl.  Messail-ün-Nikiah  Nr.  30.  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  81  i.  f.  Wiener  Ausg. 
Art.  71  ff. 

*)  Vgl.  Messa'il-ün-Nikiah  Nr.  37  und  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  30.  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  Sklavinnen  nicht  von  ihrem  eigenen  Herrn  geheirathet  werden  dürfen,  da 
der  „Eigenthümer''  nicht  gleichzeitig  Gatte  sein  kann;  Multeka  S.  216;  Messail-fin- 
Nikiah  Nr.  29.    In  letzterem  Werke  wird  diese  Bestimmung  für  veraltet  erklärt. 
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ist  verboten.    Hingegen  kann  sich  jeder  Sklavinnen  in  beliebiger  Zahl 
halten  und  mit  ihnen  legitime  Kinder  zeugen.^) 

8.  Nicht-Ledigkeit  und  Wartefrist  der  Frau.  Man  kann 
keine  Frau  heirathen,  die  bereits  verheirathet  ist.*)  Die  Ehe  mit  einer 
Wittwe  oder  einer  geschiedenen  Frau  ist  nur  zulässig  nach  Ablauf  der 
gesetzlichen  Frist  (Iddet).*) 

9.  Eheliche  Schwangerschaft  steht  der  Eingehung  einer  neuen 
Ehe  entgegen.  Eine  unehelich  Geschwängerte  aber  kann  geheirathet 
werden,  sei  es  vom  Schwängerer,  sei  es  von  einem  Andern.  Letzterer 
aber  darf  der  Geschwängerten  erst  nach  ihrer  Niederkunft  beiwohnen.*) 

10.  Ein  Mann,  der  seine  Frau  dreimal  Verstössen  hat,  darf  sich 
mit  ihr  nur  dann  wieder  verheirathen,  wenn  sie  ihrerseits  mit  einem 
andern  Manne  eine  gültige  Ehe  geschlossen  und  vollzogen  hatte.  Voraus- 
setzung ist  dabei  natürlich,  dass  diese  Ehe  durch  Tod  oder  Ehescheidung 
gelöst  worden  ist.*)  — 

Die  Nichtebenbürtigkeit  ist  nicht,  wie  Einige  meinen,*)  ein  Ehe- 
hindemiss  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  sie  kann  nur  in  gewissen  Fällen 
einen  Anfechtungsgrund  darstellen  (siehe  S.  955).  Manche  erwähnen 
als  Ehehinderniss  auch  das  Versprechen  des  Mannes,  keine  zweite  Frau 
zu  nehmen.  Nach  hanefitischem  Recht  trifft  diese  Auffassung  nicht 
zu.  Danach  hat  der  wortbrüchige  Ehemann  der  ersten  Frau  vielmehr 
nur  anstatt  der  ausbedungenen  Ehegabe  die  gesetzmässige  zu  zahlen, 
wenn  diese  höher  ist.  ^ 


*)  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  80;  Messai'1-ün-Nikiah  Nr.  40.  Die  Wiener  Ausg. 
enthält  hierüber  nur  die  Bestimmung,  dass  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  und  ein 
Mann  nur  mit  vier  Frauen  gleichzeitig  verheirathet  sein  darf;  Art.  27.  —  Bzgl.  des 
schafeitischen  Ritus:  Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  445;  nach  malek.  Ritus 
kann  der  Sklave  ebenfalls  4,  nach  hanefitischem  uud  schafeitischem  aber  nur 
2  Frauen  haben.     Gf.  Multeka  S.  216. 

^  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  27.  Wiener  Ausg.,  Art.  27;  siehe  vorige  Anm.  Messai'l- 
ün-Nikiah  S.  33. 

')  Diese  Frist  gilt  für  alle  Frauen,  die  mit  ihrem  Manne  Geschlechtsverkehr  ge- 
pflogen haben,  sei  es  in  Folge  gültiger  oder  nichtiger  Ehe.  Das  Alleinsein  der  beiden 
gültig  verbundenen  Gatten  (cf.  S.  952  Note  4)  gilt  als  Vollziehung  der  Ehe.  Die  „Frist** 
währt  für  jede  reife  und  nicht  schwangere  Frau,  deren  Ehe  geschieden  ist,  drei  Men- 
struationen hindurch.  Für  Frauen,  die  noch  nicht  oder  nicht  mehr  menstruieren,  be- 
trägt sie  3  Monate.  Wittwen  müssen  eine  „Frist"  von  4  Monaten  verstreichen  lassen, 
bevor  sie  heirathen  können.  Die  „Frist"  einer  schwangeren  Frau  läuft  ab  mit  ihrer 
Niederkunft.  Vgl.  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  310  bis  323,  Wiener  Ausg.,  Art.  28,  301  flF; 
Clavel  Nr.  356—372;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  198—203;  Nauphal  S.  132,  Note  2, 
d'Ohsson  Bd.  5.  S.  238ff.,  Padel  §  40. 

*)  Wiener  Ausg.,  Art.  30;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  36;  Multeka  S.  216. 

*)  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  28,  Multeka  a.  a.  0.;  Messail-ün-Nikiah  Nr.  39; 
Sautayra  &  Cherebonneau  Nr.  93.  Auch  muss  die  Wartefrist  nach  der  gelösten 
Ehe  vollendet  sein.     Wiener  Ausg.,  Art.  29. 

^  Sautayra  &  Cherebonneau  Nr.  99;  Clavel  Nr.  24. 

^  Sautayra  &  Cherebonneau  beziehen  sich  für  ihre  gegentheilige  Meinung 
auf  d'Ohsson,  Bd.  6,  S.  175;  jedoch  sucht  man  vergeblich  bei  d'Ohsson  eineBelags- 
steUe.    Nach  Clavel  (Nr.  53)  wird  jenes  Versprechen  bindend,  sobald  die  Ehe  voll- 

Leske  n.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgimg.    Ergänzungsband.  ^0 
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IV.  Form  der  Eheschliessung  und  Beweisvorschriften. 

1.  Kirchliche  Normen.  Die  Ehe  mnss  vor  Zeugen  geschlossen 
werden.  Sure  11,  Vera  282  des  Korans  verordnet:  „Wenn  ihr  nicht  zwei 
Männer  findet,  wählt  unter  den  zeugnissfähigen  Peraonen  einen  Mann  und 
zwei  Frauen".  Ebenso  bestimmt  Art.  1686  Medschelle  (Bürg.  Gesetzb.): 
„Im  Privatrecht  wird  gültiger  Zeugenbeweis  nur  durch  zwei  Männer 
oder  durch  einen  Mann  und  zwei  Frauen  geführt".  Diese  Regel  ist  auch  auf 
das  Eherecht  ausgedehnt. ')  Die  Zeugen  müssen  zurechnungsfähig,  mündig 
und  Mohammedaner  sein.  Im  Allgemeinen  sollen  Zeugen  auch  religiös, 
gut  beleumundet  und  nicht  blind  sein  (Art.  1686  Medschelle);  Trauzeugen 
aber  brauchen  diesen  Anforderungen  nicht  zu  entsprechen.  Ebenso  wenig 
ist  der  Art.  1700  Medschelle,  wonach  Aszendenten  und  Deszendenten 
nicht  für  einander  Zeugniss  ablegen  sollen,  in  Ehesachen  bindend.  Das 
Erfordemiss  der  mohammedanischen  Religion  besteht  ebenfalls  nur  für 
den  Fall,  dass  beide  Nupturienten  mohammedanisch  sind.  Ist  einer  der 
Eheschliessenden  nicht  mohammedanisch,  so  können  es  die  Zeugen  eben- 
falls sein.') 

2.  Beweisregeln.  Eine  Ehe,  die  in  Gegenwart  zweier  Deszendenten 
eines  der  Eheschliessenden  abgeschlossen  wurde,  ist,  wie  erwähnt,  gültig. 
Wird  aber  eine  solche  Ehe  angefochten,  und  soll  ihre  Gültigkeit  vor 
Gericht  bewiesen  werden,  so  ist  das  Zeugniss  der  Trauzeugen  unzulässig. 
Dasselbe  gilt  wenn  ein  Zeuge  Nachkomme  des  Mannes,  der  andere  aber 
Nachkomme  der  Frau  ist.  Dagegen  macht  das  Zeugniss  zweier  Nach- 
kommen des  einen  Gatten  vollen  Beweis  gegen  ihn,  wenn  diese  Zeugen 
von  dem  andern  Gatten  aufgerufen  sind. ')  Bekanntlich  ist  das  Zeugniss 
eines  Nichtmohammedaners  gegen  einen  Mohammedaner  unzulässig.  Die 
Gültigkeit  der  Ehe  einer  nichtmohammedanischen  Frau  könnte  somit 
gegen  ihren  mohammedanischen  Ehemann  durch  nichtmohammedanische 
Trauzeugen  nicht  bewiesen  werden.*)  Zeugnissunmündige  Personen,  die 
aber  als  Trauzeugen  zugelassen  sind,  können  vor  Gericht  weder  für  oder 
wider  die  Ehe,  bei  deren  Abschluss  sie  Zeugen  waren,  Zeugniss  ablegen. 


zogen  ist.  Dies  scheint  nach  maleki  tisch  em  Rechtzutreffend  zu  sein.  (Vgl.  Ho  u  das 
u.  Martel  S.  197,  Note  29(5;  Kuduri  S.  185;  Messai'l-än-Nikiah  Nr.  76.) 

*)  Multeka  a.  a.  0.,  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  7;  Wiener  Ausg.,  Art.  10 ff.;  Messail- 
än-Nikiah  Art.  10;  NauphalS.  76  u.  76.  Nach  male  kitischem  u.  schafeitisohem 
Ritus  müssen  die  Zeugen  immer  Männer  sein.  Sautayra  &  Cherebonneau  Kr.  110; 
Uoudas  &  Martel  Art.  838;  Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  459;  Oharani 
S.  242. 

«)  Vgl.  Nauphal  S.  176;  Wiener  Ausg.,  Art.  10,  Abs.  8;  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  7. 
Nach  letzterem  Artikel  sollen  nur  die  Söhne  für  ihre  Väter  Trauzeugen  sein  dürfen; 
es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dass  der  Vater  Trauzeuge  des  Sohnes  sein  kann, 
Messail-ün-Nikiah,  Art.  16;  Hanef.  Gesetzb.  Art.  8;  Multeka  S.  213;  Kuduri 
S.  179.  Nichtmohammedaner  in  Mischehen  sind  durch  Abu  Hanife  zugelassen,  Abu 
Jussuf  und  Mehmer  weichen  darin  von  ihrem  Lehrer  ab.  Nach  schafe'itischer 
Lehre  müssen  die  Zeugen  guten  Rufes  und  fähig  sein,  vor  Gericht  Zeugniss  abzulegen. 
Abu  Hodscha  (van  der  Berg),  S.  453. 

■)  Wiener  Ausg.,  Art.  82. 

*)  Multeka  S.  213;  Nauphal  S.  75  u.  88. 
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3.  Staatliche  Vorschriften.  Zu  den  angegebenen  Vorschriften 
des  religiösen  Rechtes  über  die  Gültigkeit  einer  Ehe  kommt  noch  die 
Bestimmung  eines  Nisam,  d.  i.  einer  nicht  religiösen  Verordnung,  dass  die 
Anwesenheit  des  Imams  des  Viertels,  zu  dem  einer  der  Eheschliessenden 
gehört,  erforderlich  ist.  Der  Imam  bedarf  seinerseits  dazu  der  Ermächtigung 
des  Richters  (Hakim),  die  stets  ertheilt  wird.  Der  Richter  empfiehlt 
darin  dem  Imam  an,  die  Formalitäten  nur  vorzunehmen  in  Gegenwart 
des  Ehevormundes  der  Braut,  selbst  wenn  diese  grossjährig  wäre  (S.  936), 
und  zweier  auch  vor  Gericht  zeugnissfähiger  Personen.  Wenn  die  Ehe, 
was  die  Regel  ist,  durch  Vertreter  abgeschlossen  wird,  so  müssen  je  zwei 
Zeugen  für  beide  Nupturienten  zunächst  die  Vollmachtsertheilungen  be- 
stätigen (S.  942  zu  3).  Die  von  den  Vertretern  in  Gegenwart  derselben 
4  Zeugen  abgeschlossene  Ehe  ist  dann  gesetzlich  gültig. 

Die  Nichtbeachtung  der  eben  angegebenen  Vorschriften  des  „Nisam" 
macht  die  Ehe  aber  nicht  nichtig.  Die  Erfüllung  der  scheriatrechtlichen 
Bedingungen  ist  für  die  Gültigkeit  einer  Ehe  vielmehr  ausreichend,  denn 
in  Eherechtsangelegenheiten  entscheiden  die  religiösen  Richter  und  diese 
erkennen  nur  das  Scheriatrecht,  nicht  das  Nisam  an.^)  Auch  enthält  das 
St.G.B.  keine  Strafbestimmungen  für  den  Fall,  dass  der  Imam  eine  Ehe 
ohne  Ermächtigung  des  Richters  celebrii-t  Nach  Beschluss  des  Staats- 
raths  vom  29.  Sept  1305  (Dscheride-i-mehakim  Nr.  282)  soll  jedoch  der 
Staatsanwalt  trotzdem  das  Strafverfahren  gegen  einen  solchen  Imam  vor 
dem  zuständigen  Strafgericht  einleiten,  dessen  Sache  es  sei,  passende 
Strafbestimmungen  in  solchen  Fällen  ausfindig  zu  machen. 


§4. 

D.  Wirkungen  der  Ehe. 

I.  Im  Allgemeinen.     Rechte  und  Pflichten  der  Gatten. 

1.  Pflichten  des  Mannes.  Der  Ehemann  soll  gut  mit  seiner 
Frau  leben  und  für  ihren  Unterhalt,  ihre  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung 
Sorge  tragen.  Wer  mehrere  Frauen  hat,  soll  aUe  gleichmässig  behandeln, 
sowohl  was  die  Vertheilung  seiner  Nächte,  als  auch  was  den  Unterhalt  an- 
betrifft.*) Die  Unterhaltungspflicht  beginnt  mit  Abschluss  der  Ehe.  Die 
minderjährige  Ehefrau  hat  jedoch  Anspruch  auf  Unterhalt  nur,  wenn  sie 
im  Hause  ihres  Mannes  wohnt.  Die  Pflicht  zum  Unterhalt  erlischt,  wenn 
die  Frau,  nachdem  sie  die  im  Voraus  zu  zahlende  Ehegabe  erhalten  hat, 
mit  ihrem  Mann  in  ehelichen  Verkehr  zu  treten  sich  weigert  oder  das 
eheliche  Domizil  gegen  den  Willen  ihres  Mannes  verlässt,  oder  endlich 
in  Schuldhaft  sitzt.  *)    Der  Mann  kann  die  Mittel  zum  Unterhalt  in  natura 

»)  Vgl.  bzgl.  der  Ehezeremonie  d'Ohsson  Bd.  5,  S.  146  flF. 

«)  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  150, 152;  Wiener  Ausg.,  Art.  129fif.;  Messail-ün-Nikiah 
Nr.  120  u.  124.     d'Ohsson  Bd.  5,  S.  179. 

•)  Messail-ün-Nikiah  Nr.  124 £f;  Hanef.  Gtesetzb.,  Art.  166 ff;  "Wiener  Ausg., 
Art.  138ff;  Ibu  Nedschim  Nr.  8.    Nach  malekitischer  Lehre  tritt  die  Unterhalts- 
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liefern^  jedoch  kann  ihn  der  Richter  zur  Zahlung  einer  bestimmten 
Alimentationssumme  venirtheilen,  wenn  sich  die  Frau  über  Unzulänglich- 
keit der  Naturalleistungen  beschwert.  Der  Umfang  der  Alimentations- 
pflicht richtet  sich  nach  den  Mitteln  der  Gatten.  Ist  der  Mann  arm 
und  die  Frau  reich,  so  wird  ein  mittierer  Betrag  festgesetzt^) 

Die  Frau  hat  Anspruch  auf  zwei  Kleider  im  Jahr  und  auf  ein  be- 
sonderes Zimmer  zum  wohnen  •) 

Die  Pflicht,  die  Frau  zu  unterhalten,  zu  kleiden  und  bei  sich  wohnen 
zu  lassen,  kann  gerichtlich  erzwungen  werden  durch  Haft  und  Veräusserung 
von  Vermögensstücken  des  Mannes.^  Hat  der  Mann  nicht  Mittel,  um 
die  Alimentationssumme  zu  zahlen,  so  kann  er  nicht  in  Schuldhaft  ge- 
nommen werden.  Die  Frau  bleibt  in  diesem  Falle  Gläubigerin  des  Mannes 
und  ist  berechtigt,  die  ftlr  ihren  Unterhalt  nöthigen  Summen  im  Namen 
und  auf  Rechnung  ihres  Mannes  zu  leihen.^) 

2.  Pflichten  und  Rechtsstellung  der  Frau.  Die  Frau  ist  dem 
Manne  Achtung  schuldig,  sie  hat  seine  Befehle  auszuführen,  wenn  sie 
nicht  Unerlaubtes  bezwecken.  Sie  darf  ohne  Erlaubniss  des  Mannes  das 
eheliche  Domicil  nicht  verlassen  und  muss  ihrem  Mann  überall  hin  folgen, 
wenn  das  neue  Domicil  nicht  mehr  als  3  Tage  entfernt  ist.  Sie  muss 
ihrem  Manne  den  ehelichen  Verkehr  gestatten,  es  sei  denn,  dass  der  Mann 
noch  nicht  die  im  Voraus  zu  zahlende  Ehegabe  geleistet  hat.^)  Zorn 
Unterhalte  beizutragen  ist  sie  nicht  verpflichtet.  •)  Ihre  Kinder  selbst  zu 
stillen  ist  sie  nur  dann  gehalten,  wenn  der  Mann  nicht  die  Mittel  hat 


pflicht  erst  nach  Vollziehung^  der  E^e  ein.  Houdas  &  Martel  Art.  592  und  Note 
678.  Nach  Schaf  ei  ist  die  Verpflichtung  begründet,  sobald  sich  die  Frau  zar  Er- 
füllung der  ehelichen  Pflichten   bereit   erklärt.     Abu  Hodscha  (v.  d.  Berg)    S.  531. 

»)  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  178;  Wiener  Ausg.,  Art.  löOff.,  166ff.,  174ff.^  Messail- 
ün- Niki  ah  No.  180. 

•)  Wiener  Ausg.  Art.  158  ff.,  161  ff. 

*)  Clavel  sagt  —  Nr.  205,  821  —  dass  in  diesem  Falle  die  Ehefrau  auf  Scheidung 
der  Ehe  bestehen  kann  und  beruft  sich  auf  Art.  177  des  Hanef.  Gesetzb.,  wo  es  heiasl 
dass  die  Richter  die  Scheidung  nicht  aussprechen  sollen,  wenn  der  Mann  nicht  in  der 
Lage  ist,  seiner  Unterhaltspflicht  nachzukommen.  Daraus  folgert  Clavel,  daas  dif 
Scheidung  der  Elhe  erfolgen  kann,  wenn  der  Mann  die  Mittel  zum  Unterhalt  hat,  für 
diesen  aber  nicht  aufkommt.  Diese  Ansicht  ist  unrichtig.  Art.  177  cit.  will  sa^eo. 
dass  selbst  für  den  Fall  der  Armuth  des  Mannes  die  Ehescheidung  wegen  unzureichen- 
den Unterhalts  nicht  ausgesprochen  werden  darf,  geschweige  denn  dann,  wenn  der  Manc 
Mittel  hat.  Für  die  malekitische  und  schafei'tische  Lehre  ist  Clavel's  Ansicht 
richtig.     Sautayra  &  Cherebonneau  Nr.  800ff.;  Abdurrahim  Nr.  41. 

*)  Messai-ün-Nikiah  Nr.  133;  d'Ohsson  S.  181;  Hanef.  Gesetzb.,  Art.  176  u. 
177.  Nach  Schaf  ei  erlischt  das  Recht  der  Frau  auf  Unterhalt,  wenn  der  Mann  mittel- 
los ist,  jedoch  kann  die  Frau  in  diesem  Falle  Scheidung  der  Ehe  verlangen.  Aba 
Hodscha  (v.  d.  Berg)  S.  585;  Clavel  Nr.  197.  Nach  malekitischer  Lehre  kauL 
die  Frau  Ehescheidung  verlangen,  wenn  der  Mann  seiner  Unterhaltungspflicht  nick: 
nachkommt.     Sautayra  &  Cherebonneau  Nr.  299ff. 

^)  Hanef.  Gesetab.,  Art.  208.,  212ff.;  Wiener  Ausg.  190ff.;  Messail-ün-Nikiah 
Nr.  118,  Art.  1664. 

•)  Wiener  Ausg.,  Art.  183,  Abs.  4. 
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eine  Amme  anzunehmen  oder  wenn  das  Kind  die  Brust  einer  fremden 
Frau  zurückweist.^) 

Kommt  die  Frau  nach  Empfang  der  im  Voraus  zu  zahlenden  Ehe- 
gabe ihren  Pflichten  nicht  nach,  so  hat  der  Mann  das  Eecht,  ihr  den 
Unterhalt  und  die  nächtliche  Beiwohnung  zu  verweigern.  Gewalt  darf 
er  nicht  anwenden,  doch  steht  ihm  ein  massiges  Züchtigungsrecht  gegen 
die  Frau  zu.  Die  Frau  kann,  wenn  sich  der  Mann  Gewaltakte  gegen 
sie  zu  Schulden  kommen  lässt,  nach  hanefitischer  Lehre  nur  Bestrafung 
ihres  Mannes,  nicht  Ehescheidung  verlangen.^)  Nach  malekitischem 
Eitus  bildet  Misshandlung  einen  Ehescheidungsgrund.*)  Aus  Vorstehendem 
erhellt,  dass  die  Frau  nach  mohammedanischem  Recht  schlechter  gestellt 
ist  als  nach  dem  Recht  anderer  Staaten.  Dafür  ist  sie  vermögensrecht- 
lich erheblich  ungebundener:  sie  kann  ihr  Vermögen  selbst  verwalten, 
Verträge  schliessen  und  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden,  ohne 
Vermittelung  oder  Ermächtigung  ihres  Mannes.*) 

3.  Bezüglich  der  Staatsangehörigkeit  der  Frau,  die  einen 
Fremden  heirathet,  enthält  das  türkische  Gesetz  über  Erwerb  und  Ver- 
lust der  türkischen  Staatsangehörigkeit  vom  15.  Januar  1869  keine  Be- 
stimmung. In  Art.  7  heisst  es  jedoch,  „dass  die  Osmanin,  die  einen 
Fremden  geheirathet  hat,  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  die  osmanische 
Staatsangehörigkeit  wieder  erwerben  kann,  wenn  sie  innerhalb  dreier 
Jahre  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  darum  einkommt."  Aus  der  Fassung 
dieses  Artikels  ist  zu  schliessen,  dass  die  Frau  durch  die  Verheirathung 
mit  einem  Ausländer  ihre  Staatsangehörigkeit  verliert.  So  hat  auch  der 
Staatsrath  in  einem  Beschluss  vom  7.  Juui  1887  entschieden.  Er  spricht 
darin  aus,  dass  die  osmanische  Frau,  welche  einen  Fremden  heirathet, 
dessen  Staatsangehörigkeit  erwirbt,  ohne  dass  sie  nöthig  hätte,  die  Er- 
mächtigung der  Pforte,  wie  in  allen  anderen  Fällen  des  Erwerbs  einer 
fremden  Staatsangehörigkeit,  nachzusuchen. '^) 

Schwerer  ist  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Fremde,  die  einen 
Osmanen  heirathet,  Osmanin  wird.  Der  Mangel  einer  diesbezüglichen 
Bestimmung  im  türkischen  Staatsangehörigkeitsgesetz  hat  fremde  Gerichte, 
die  mit  dieser  Frage  bef asst  waren,  veranlasst,  sie  zu  verneinen.  •)   Dies 


*)  Hanef.  Geaetzb.,  Art.  366;  Wiener  Ausg.,  Art.  384,  385;  Messai'l  ün  Nikiah 
Nr.  181. 

')  Hierüber,  sowie  über  die  eheliche  Gewalt  des  Mannes  überhaupt:  Wiener 
Ausg.,  Art.  188  ff. 

*)  Clavel  Nr.  218  n.  319;  Tgl.  das  dort  angezogene  Urtheil  des  Gerichtshofes 
in  Algier.  —  Hondas  &  Martel  Art.  439ff. 

*)  Glavel  Nr.  219;  Hanef.  Gesetzb.  Art.  206;  Wiener  Ausg.,  Art.  121  und  183; 
Messai'l  un  Nikiah  Nr.  219. 

»)  Clunet,  Journal  du  droit  international  prive  1888  S.481  u.  1901  S.  236.  Eine 
osmanische  Mohammedanerin  kann  übrigens  rechtsgültig  nur  einen  mohammeda- 
nischen Ausländer  heirathen;  siehe  oben  S.  944  zu  5. 

*)  Gour  d'Aix  14.  Dezember  1891,  Gour  de  MontpeUier  28.  Januar  1896  im  Journal 
du  droit  international  priv^  1892  S.  424  u.  1893  S.  1167;  Gour  d'Alexandrie  11.  Mars 
1895  i.  d.  Kevue  de  la  l^gislation  et  jurisprudence  musulmane  1895  S.  74. 
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ist  jedoch  unrichtig.  Nach  dem  Scheriatrecht,  das  überall  da  subsidiär 
anzuwenden  ist,  wo  moderne  Gesetze  versagen,  [folgt  die  Fremde,  die 
einen  Osmanen  heirathet,  dessen  Status.  Aus  Anlass  einer  Correspondenz 
zwischen  der  türkischen  Eegierung  und  den  fremden  Missionen  hat  erstere 
ausdrücklich  zugegeben,  dass  eine  Ausländerin  durch  die  Verheirathung 
mit  einem  Osmanen  Osmanin  wird,  und  der  Staatsrath  hat  am  24.  August 
1892  entsprechend  entschieden.^)  Die  Instruktionen  der  Pforte  an  ihre 
Konsuln  im  Auslande  weisen  die  letzteren  ebenfalls  an,  solche  Frauen  als 
Osmaninnen  anzuerkennen  und  einzutragen.') 

n.  Vermögensrechtliche  Wirkungen  der  Ehe. 

1.  Im  Allgemeinen.  Die  Vermögensrechte  der  Gatten  werden 
durch  die  Ehe  nicht  berührt.')  Die  Frau  wird  auch  in  der  Verfügung 
über  ihr  Vermögen  durch  die  Ehe  in  keiner  Weise  beschränkt  (siehe  oben 
S.  949  I  S  am  Schlüsse).  Das  Rechtsinstitut  der  Mitgift  im  Sinne  des 
gemeinen  Rechts  oder  modemer  Rechtssysteme  ist  dem  mohanmiedanischen 
Rechte  ebenso  fremd,  wie  irgend  eine  Art  von  Gütergemeinschaft  unter 
den  Ehegatten.*)  Die  Frau  behält  ihr  Vermögen  als  Sondergut  und 
bringt  dem  Manne  in  die  Ehe  nichts  mit,  was  zur  Bestreitung  des  gemein- 
samen Haushaltes  herangezogen  werden  könnte.  Im  Gegentheil:  der 
Mann  ist  verpflichtet,  seiner  Frau  eine  Art  von  Mitgift  zu  gewähren; 
er  muss  sich  verpflichten,  ihr  eine  bestimmte  Summe  zu  zahlen,  die 
„meh*r"  d.  i.  Ehegabe  genannt  wird  und  sich  als  der  Preis  für  die  ihm 
von  der  Frau  über  ihren  Körper  eingeräumten  Rechte  darstellt  Privi- 
legirt  ist  dieser  Anspruch  der  Gattin  nicht.*) 

»)  Sirey  1895  I  S.  450. 

')  Vgl.  über  diese  Frage:  Salem  im  Journal  du  droit  international  priye  1901 
S.  236  u.  1902  S.  79,  femer  AUioti,  des  Fran^ais  en  Turquie  S.  77;  Testoud,  Bevue 
critique  1894  S.  354.  Anders:  Revue  de  legislation  et  jurisprudence  musulmane  1895 
S.  30;  endlich  Arminjon,  sur  la  nationalite  ottomane  en  generali,  d.  Revue  du  droit 
international  public  1901  S.  526  ff. 

»)  Wiener  Ausg.,  Art.  121. 

*)  Art.  263  u.  264  des  Ottom.  Handelsgesetzbuchs  treffen  freilich  Bestimmungen 
über  das  Recht  der  Ehefrau  beim  Konkurs  ihres  Mannes,  „wenn  sie  verheirathet  waren 
nach  dem  Dotalsystem  oder  dem  Prinzip  der  Gütergemeinschaft''.  Dieser  Passus  findet 
sich  im  Ott.  H.G.B.  lediglich,  weil  er  im  Code  de  commerce  franQais  steht,  den  der 
türkische  Gesetzgeber,  ohne  sich  die  Unverträglichkeit  jener  Bestimmung  mit  den  Regeln 
des  türkischen  Rechts  zu  vergegenwärtigen,  abgeschrieben  hat.  So  schreibt  z.  B  auch 
Art.  290  desselben  Gesetzes  vor,  dass  der  fallite  Kaufmann,  der  seinen  Ehevertrag 
nicht  gemäss  Art.  67  und  70  in  das  Register  hat  eintragen  lassen,  wegen  einfachen 
Bankerotts  zu  bestrafen  sei,  wiewohl  diese  beiden  im  französischen  code  de  commerce 
enthaltenen  Art.  67  u.  70  im  ottomanischen  K.G.B.  überhaupt  nicht  vorkommen!  Siehe 
auch  die  folgende  Anm. 

^)  Ali  Effendi  Nr.  184.  Das  Justizministerium,  das  sich  mit  derselben  Frage 
zu  beschäftigen  hatte  bzgl.  der  Dotalf orderungen  bei  christlichen  Ehen,  hat  sich  eben- 
falls gegen  die  Privilegirtheit  ausgesprochen.  Dscheride-i-mehakim  Nr.  969,  S.  13669. 
Das  H.G.B.  spricht  zwar  in  Art.  269  von  den  Liegenschaften  des  Mannes,  an  denen 
die  Ehefrau  eine  gesetzliche  Hypothek  habe ;  da  es  aber  in  der  Türkei  überhaupt  keine 
Hypotheken  giebt,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  auch  dieser  Passus  ebenfalls  nur  in  das  Ge- 
setz gekommen  ist,  weil  dieses  eine  wörtliche,  gedankenlose  Kopie  des  Code  de  commerce 
frauQais  ist.     Hilmi,  Gommentar  zum  H.G.B.  S.  284.     Vgl.  die  vorige  Anm. 
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2.  Ehegabe.  Die  Leistung  einer  solchen  fest  bestimmten  Ehe- 
gabe ist  obligatorisch,  indessen  ist  die  Ehe  gültig  auch  ohne  Ausbedingong 
dei*selben  oder  bei  der  Vereinbarung,  dass  der  Gatte  zu  ihrer  Zahlung 
nicht  verpflichtet  sein  soll.  An  Stelle  der  festen  tritt  dann  die  sogenannte 
„verhältnissmässige"  Ehegabe;  sie  wird  auch  die  „gewohnheitsmässige" 
oder  der  „Gegenwerth",  meh'r-i-misil  genannt.  Die  Ehegabe  beträgt  in 
keinem  Falle  unter  10  Dirhem  Silber  (=  6  Fr.).  Wird  mit  dem  Gatten 
eine  höhere  Ehegabe  ausbedungen,  so  ist  derselbe  zu  ihrer  Leistung  ver- 
pflichtet; ist  aber  eine  geringere  bedungen,  so  hat  er  sie  bis  zu  jenem 
Minimalbetrage  zu  ergänzen.*)  Die  verhältnissmässige  Ehegabe  wird  be- 
rechnet unter  Zugrundelegung  der  Ehegabe,  welche  am  Wohnorte  der 
Gattin  einer  der  Familie  ihres  Vaters  angehörigen  Frau  gezahlt  worden 
ist,  welche  ihr  ähnlich  ist  an  Alter,  Erziehung  und  an  körperlichen 
Eigenschaften.  Der  Betrag  wird  von  den  Zeugen  festgesetzt.  Ist  in 
der  Familie  des  Vaters  der  Ehefrau  eine  solche  andere  Frau  nicht  vor- 
handen, so  bestimmt  der  Ehemann  unter  Eid  selbst  die  verhältniss- 
mässige Ehegabe.  Die  Ehegabe  kann  bar  oder  in  beweglichen  und  un- 
beweglichen Vermögensstücken  oder  im  Niessbrauch  an  solchen  geleistet 
werden.  Verbotene  Sachen,  wie  Wein  oder  Schweine,  dürfen  nicht  als 
Gegen werth  gegeben  werden.^ 

Der  Gatte  kann  die  Höhe  der  Ehegabe  abhängig  machen  von  dem 
Vorhandensein  gewisser  physischer  Eigenschaften.  Wenn  sich  der  Mann 
zur  Zahlung  einer  gewissen  Ehegabe  verpflichtet  hat  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  seine  Braut  Jungfrau  ist  und  es  stellt  sich  heraus,  dass 
dies  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  er  nicht  gehalten,  den  festgesetzten  Betrag 
zu  zahlen,  braucht  vielmehr  nur  die  verhältnissmässige  Ehegabe  zu 
leisten.') 

Uebemimmt  der  zukünftige  Gatte  neben  einer  bestimmten  Ehegabe 
noch  eine  Verpflichtung,  welche  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben  aber  zu- 
lässig ist,  und  kommt  er  dieser  Verpflichtung  nicht  nach,  so  hat  er 
anstatt  der  bedungenen  die  verhältnissmässige  Ehegabe  zu  leisten.  Ver- 
pflichtet sich  z.  B.  der  Mann  zur  Zahlung  einer  festen  Ehegabe  von 
1000  Piastern  mit  der  Massgabe,  dass  er  keine  zweite  Frau  nehmen 
oder  seinen  Wohnort  nicht  verlassen  würde,  und  heirathet  er  doch  eine 
andere  Frau  oder  siedelt  er  nach  einem  anderen  Orte  über,  so  kann  die  Frau 


1)  Multeka  S.  225,  Hanef.G.B.  Artt.  74—76,  Wiener  Ausg.  Artt.  86,  87,  91ff., 
van  der  Berg  S.  147.,  Messail-tin-Nikiah  No.  69,  Ali  Bffendi  No.  58.  —  Nach 
malekitischem  Kitas  beträgt  das  Minimum  3  Dirhem  und  gegenwärtig  wird  es  nach 
Gewohnheitsrecht  bestimmt.  Sautayra  und  Cherebonneau  No.  71  und  72,  Abu 
Hodscha  (v.  d.  Berg)  S.  469  und  470. 

«)MultekaS.  226,  Hanef.G.B.  Art.  71—73,  Wiener  Ausg.  Art.  88flF. 

>)  Hanef.G.B.  Art.  92  und  93,  Wiener  Ausg.  Art.  99,  Messai'l-ün-Nikiah  No.  76. 
Nicht  zu  verwechseln  ist  eine  solche  Abmachung  mit  deijenigen,  durch  welche  der 
Gatte  die  Ehegültigkeit  von  der  Jungfrauschaft  der  Braut  abhängig  macht.  Eine 
solche  Bedingung  ist  die  Gültigkeit  der  Ehe  in  Frage  eu  steUen  nicht  geeignet,  da  die 
Jungfräulichkeit  kein  essentiale  der  Ehe  ist.  Die  vereinbarte  Ehegabe  muss  also  in 
diesem  FaUe  gezahlt  werden.    Siehe  Wiener  Ausg.  Artt.  19,  100  verglichen  mit  Art.  99. 
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die  „verhältnissmässige^  Ehegabe  verlangen.^)  Hat  sich  der  Mann  zur 
Zahlung  einer  bestimmten  Ehegabe  verpflichtet,  indem  er  gleichzeitig 
ein  Nebenversprechen  gab  und  für  den  Fall,  dass  er  letzteres  nicht 
halten  würde,  eine  höhere  Somme  zu  zahlen  versprach,  so  ist  nach  der 
herrschenden  Meinung  das  ganze  Abkommen  ungültig  und  der  Mann  hat 
die  verhältnissmässige  Ehegabe  zu  leisten.^ 

Die  Zahlung  der  Ehegabe  kann  vor  oder  nach  Schliessung  der  Ehe 
erfolgen,  je  nach  Abmachung.  In  der  Regel  wird  die  Zahlung  in  zwei 
Raten  ausbedungen,  die  eine  zahlbar  bei  Schliessung  der  Ehe,  die  andere 
bei  deren  Auflösung  (sofortige  und  befristete  Ehegabe).  Sind  bezüglich 
des  Zahlungsmodus  Abmachungen  nicht  getroffen,  so  wird  2^it  und  Höhe 
der  Ratenzahlung  nach  Gewohnheitsrecht  bestimmt.  So  lange  der  Mann 
die  sofort  zu  zahlende  Ehegabe  nicht  geleistet  hat,  kann  die  Frau  den 
ehelichen  Verkehr  verweigern;  ebenso  wenn  über  die  Ehegabe  nichts 
ausbedungen  war.  In  letzterem  Falle  kann  sie  Festsetzung  der  Ehegabe 
durch  den  Richter  verlangen.') 

Die  befristete  Ehegabe  ist  ohne  Abzug  zu  zahlen  bei  Auflösung 
der  Ehe  durch  den  Tod  oder  durch  Ehescheidung  nach  (geschlechtlicher) 
Vollziehung  der  Ehe.*)  War  die  Ehe  noch  nicht  vollzogen,  so  braucht 
die  befristete  Ehegabe  nur  zur  Hälfte  des  ausbedungenen  Betrages  gezahlt 
zu  werden.  War  nichts  ausbedungen,  so  schuldet  der  Mann  nichts  ausser 
der  „muttah",  d.  h.  Kleidungsstücke  nach  Sitte  und  Gewohn- 
heit; der  Werth  derselben  darf  nicht  niedriger  als  6  Dirhem  Silber 
(==  3  Fr.)  und  nicht  höher  als  die  Hälfte  der  „verhältnissmässigen"  Ehe- 
gabe sein.*) 


^)  Art.  91  des  Hanef.GJ).  bestimmt,  dass  der  Gatte,  der  eine  geringere  Ehegabe 
ab  die  yerhältnissmässige  su  leisten  sich  verpflichtet  hat,  indem  er  seiner  Gattin  irgend 
einen  anderen  Vortheil  verspricht,  nicht  mehr  zu  zahlen  braucht,  als  ansbedungen, 
wenn  er  sein  Nebenversprechen  hält,  andernfalls  muss  er  die  verhältnissmässige  Ehe- 
gabe zahlen.  Ist  die  Ausfuhrung  des  Nebenversprechens  auf  etwas  Ungesetzliches  ge- 
richtet, so  ist  dasselbe  ungültig  und  es  braucht  nicht  eine  grössere  Ehegabe,  als  aas- 
bedungen, geleistet  zu  werden.     Ebenso:  Wiener  Ausg.  Art.  98. 

s)  Multeka  8.  229,  Messail-ün-Nikiah  No.  76,  77.  Die  ScbiUer  Abu 
Hanife's  halten  ein  solches  Abkommen  für  gültig.  Die  herrschende  Meinung  dürfte 
sich  deswegen  dagegen  ausgesprochen  haben,  weil  die  Verpflichtung  der  Zahlung  einer 
höheren  Summe  für  den  Fall  der  Nichthaltung  des  Neben  Versprechens  der  Ausbe- 
dingung einer  Konventionalstrafe  gleichkommt,  die  verboten  ist. 

»)  Wiener  Ausg.  Artt.  90,  91,  95, 191. 

*)  Die  Ehe  wird  präsumirt,  wenn  die  Ehegatten  unter  Umständen  allein  gewesen 
sind,  die  den  geschlechtlichen  Verkehr  ermöglicht  hätten,  und  wenn  das  Alleinsein 
nur  mit  ihrem  Wissen  und  Willen  hätte  gestört  werden  können.  Behdschet  No.  102, 
Ibn  Nedschim  No.  31;  flanef.G.B.  Art.  82,  Wiener  Ausg.  Art.  77, 101.  Nach  Schafei 
hat  das  Alleinsein  nicht  diese  Konsequenz.    Abu  Hodscha  (Berg)  S.  471. 

»)  Messail-ün-Nikiah  No.  89,  Hanef.G.B.  Artt.  84,  90,  Wiener  Ausg.  Artt.  102, 
104.  Nach  Schafei  muss  der  Gatte  die  Hälfte  der  befristeten  Ehegabe  zahlen,  auch 
wenn  er  seine  Gattin  vor  Vollziehung  der  Ehe  Verstössen  hat.  Abu  Hodscha  (Berg) 
$.  471.  Nach  malekitischem  Bitus  muss  die  ganze  Ehegabe  gezahlt  werden. 
Houdas  &  Martel  Art.  892. 
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Ist  die  Frau  bei  der  Scheidung  der  noch  nicht  vollzogenen  Ehe 
der  schuldige  Theil,  z.  B.  wenn  sie  vom  Islam  abfällt,  so  hat  sie  keinerlei 
Eecht  auf  die  Ehegabe  (vgl.  S.  963).  Ist  ein  Minderjähriger  durch 
seinen  Vormund  —  Vater  und  Gross vater  ausgenommen  —  verheirathet 
worden  und  erklärt  er  bei  seiner  Grossjährigkeit  seine  Ehe  für  nichtig 
vor  ihrer  Vollziehung,  so  hat  er  die  ausbedungene  Ehegabe  nicht  zu 
zahlen.^)  —  Ist  eine  Ehe  ungültig,  so  hat  der  Gatte,  wenn  er  sie  bereits 
vollzogen  hat,  die  verhältnissmässige  Ehegabe  zu  zahlen;  jedoch  darf 
diese  nicht  höher  sein  als  die  etwa  ausbedungene.  ^) 

Während  der  Ehe  kann  der  Gatte  die  Ehegabe  erhöhen  und  die 
volljährige  verfügungsfähige  Gattin  kann  auf  Ehegabe  ganz  oder  theil- 
weise  verzichten.*)  Besteht  die  Ehegabe  in  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Sachen,  so  kann  der  Mann  sie  seiner  Frau  in  den  Formen  der 
gewöhnlichen  Schenkung  zuwenden,  wie  überhaupt  die  Gatten  sich 
wechselseitig  ohne  besondere  Förmlichkeiten  Schenkungen  machen  können. 
Es  mag  hierbei  bemerkt  werden,  dass  nach  türkischem  Rechte  Schen- 
kungen überhaupt  mit  gewissen  Ausnahmen  widerrufen  werden  können; 
Schenkungen  unter  Ehegatten  jedoch  sind  nach  der  Tradition  unwider- 
ruflich (Medschelle  Art.  867). 

m.  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich  der  Kinder.  Der  Vater 
hat  für  die  Erziehung  und  standesgemässe  berufliche  Ausbildung  des 
Kindes  sowie  für  die  Erhaltung  seines  Vermögens  zu  sorgen  und,  wenn 
das  Kind  eigenes  Vermögen  nicht  hat,  ihm  Unterhalt  zu  gewähren, 
während  der  Mutter  die  Wartung  und,  je  nach  Umständen,  die  Säugung 
obliegt,*)  andererseits  aber  auch  das  Recht  zusteht,  das  Kind,  und  zwar 
einen  Knaben  bis  zum  vollendeten  7.,  ein  Mädchen  bis  zum  vollendeten 
9.  Jahre  mit  Ausschluss  des  Vaters  in  Aufsicht  und  Wartung  zu 
nehmen.**) 

Zufolge  einer  weitgehenden  väterlichen  Gewalt,  welche  sich  auf  die 
Person  und  das  Vermögen  der  minderjährigen  (S.  936)  und  derjenigen 
volljährigen  Kinder  erstreckt,  welche  wegen  geistiger  Gebrechen  un- 
zurechnungsfähig sind,  kann  der  Vater  das  Kind  zur  Ehe  sowie  zu 
einem  bestimmten  Berufe  bestimmen;  er  kann,  sofern  er  sich  guten 
Rufes  erfreut  und  zur  Verwaltung  fähig  ist,  über  das  Vermögen  des 
Kindes  frei  verfügen,  insbesondere  auch  durch  Verwendung  im  eigenen 
Gewerbe.*)  Verschwendet  der  Vater  das  Vermögen  seiner  Kinder,  so 
kann  diesen  vom  Gericht  ein  Vormund  bestellt  werden.')    Zu  freigebigen 

1)  Olavel  No.  78,  Ali  Ef  fendi  No.  163,  Abdurrahim  No.  485.  Anders:  Sau- 
tayra  und  Cherebonneau  bei  Glavel  a.  a.  0.  sowie  Nauphal  S.  102  Anm. 

*)  Nach  malekitischer  Lehre  hat  die  Frau  nach  Vollziehung  der  Ehe  steta 
das  Eecht  auf  die  vereinbarte  Ehegabe.    Houdas  &  Martel  Art.  878  uud  Note  290. 

»)  Wiener  Ausg.  Art.  96,  97. 

*)  Wiener  Ausg.  Art.  384  ff. 

*)  Wiener  Ausg.  Artt.  370  ff.,  880  ff. 

^)  Wiener  Ausg.  Artt.  416,  417.  Anfechtungsrecht  des  grossjährigen  Kindes  im 
Falle  schwerer  Schädigungen:  Art.  418,  419. 

^  Wiener  Ausg.  Art.  420. 
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Verfügungen  aus  dem  Vermögen  der  Kinder  ist  der  Vater  nicht  befugt*) 
Verlangt  das  grossjährige  Kind  die  Ausfolgung  seines  Vermögens,  so 
macht  die  eidliche  Versicherung  des  Vaters,  dass  das  Vermögen  verloren 
gegangen  oder  durch  Bestreitung  des  gewöhnlichen  Unterhalts  des  Kindes 
verbraucht  sei,  vollen  Beweis.*) 


§6. 

E.  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe. 

Das  mohammedanische  Recht  unterscheidet  nichtige  und  anfechtbare 
Ehen. 

1.  Die  nichtige  Ehe  gilt  kraft  Gesetzes  als  aufgelöst.  Das  Gesetz 
schreibt  zwar  vor,  dass  die  Nichtigkeit  von  Amtswegen  zu  untersuchen 
und  auszusprechen  ist;  doch  können  die  Ehegatten  sich  auch  trennen, 
ohne  dass  die  Nichtigkeit  der  Ehe  gerichtlich  festgestellt  wurde,  und  sie 
können  sogar  gerichtlich  gezwungen  werden,  auseinander  zu  gehen.') 

Folgende  Ehen  sind  nichtig: 

a)  Ehen  zwischen  Verwandten  der  oben  (S.  943  zu  1 — 3)  angegebenen 
Verwandtschaftsgrade  und  -Arten  sowie  Ehen  mit  den  Personen,  denen 
ein  Hindemiss  auf  Grund  unerlaubter  Beziehungen  entgegensteht 
(S.  944).*) 

b)  Die  mit  Schwestern  gleichzeitig  geschlossene  Ehe.*)  Sind  die 
Ehen  mit  Schwestern  nacheinander  geschlossen,  so  ist  die  erste  gültig, 
jede  spätere  ungültig.  —  Von  Ehen  mit  anderen  Frauen,  die  mit  dem- 
selben Manne  gleichzeitig  nicht  verheirathet  sein  dürfen,  gilt  dasselbe 
(s.  oben  S.  943  zu  2). 

c)  Die  Ehe  mit  einer  Götzendienerin  und  diejenige  zwischen 
einer  Mohammedanerin  und  einem  Nichtmohammedaner  (s.  oben 
S.  944).«) 

d)  Die  Ehe  mit  einer  Sklavin,  wenn  der  Mann  schon  mit  einer 
Freien  verheirathet  ist  (s.  oben  S.  944). 

e)  Die  Ehe  mit  einer  fünften  Frau,  solange  die  Ehe  mit  vier 
anderen  Frauen  besteht  (oben  S.  944,  945). 


»)  Wiener  Ausg.  Art.  428. 

•)  Wiener  Ausg.  Art.  427. 

>)  Messail-ün-nikiah  No.  111,  Wiener  Ausg.  Artt.  195,  197.  Daa  hanefitische  G.B. 
Art.  134  scheint  hingegen  vorzuschreiben,  dass  der  Gatte,  der  den  andern  verlässt, 
ihn  mindestens  davon  benachrichtigen  muss.  In  der  Wiener  Ausg.  Art.  195  heisst  es,  daas 
es  jedem  Gatten  der  nichtigen  '£he  freistehe,  auch  ohne  richterlichen  Spruch  die  Ge- 
meinschaft aufzuheben  und  den  andern  hiervon  zu  verständigen.  —  Die  male- 
kitische  Lehre  unterscheidet  Nichtigkeit  auf  Grund  des  Korans  und  solche  auf  Grund 
der  Kechtswissenschaft.  Bei  Ehenichtigkeit  der  letzteren  Art  bedarf  es  eines  gericht- 
lichen Ausspruches.     Hondas  &  Martel  Artt.  588  ff.  und  l^ote  466  ff. 

*)  Hanef.  G.B.  Art.  181,  Clavel  137. 

*)  Hanef.  G.B.  Art.  183. 

•)  Hanef.  G.B.  Art.  134  S.  2,  Clavel  No.  145. 
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f)  Die  Ehe  mit  einer  schon  verheiratheten  Frau  sowie  die  Ehe 
mit  einer  verwittweten  oder  geschiedenen  Frau  vor  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Wartefrist  oder  im  Zustande  der  Schwangerschaft  (oben  S.  945 
zu  8  und  9  nebst  Anm.).^) 

g)  die  ohne  Zeugen  geschlossene  Ehe.*) 

h)  Ehen  eines  Minderjährigen,  die  durch  Vermittelung  seiner 
zwei  Verwandtschaftsvormünder  mit  zwei  verschiedenen  Frauen  ge- 
schlossen sind,  wenn  unbekannt  ist,  welche  von  beiden  zuerst  geschlossen 
ist.  Kann  bewiesen  werden,  welche  Ehe  zuerst  geschlossen  ist,  so  ist 
diese  gültig.^ 

i)  Die  Ehe  eines  Mannes  mit  der  von  ihm  dreimal  verstossenen 
Frau,  bevor  diese  mit  einem  andern  Mann  eine  wiederum  durch  Tod 
oder  Scheidung  aufgelöste  Ehe  geschlossen  und  vollzogen  hat  (s.  oben 
S.  945  zu  10).*) 

2.  Bedingt  nichtige  Ehen.  Den  erwähnten  ipso  iure  nichtigen 
Ehen  können  diejenigen  Ehen  in  ihrer  Wirkung  gleichgestellt  werden, 
welche  Vormünder,  mit  Ausnahme  des  Vaters  und  Grossvaters,  für  ihre 
Mündel  geschlossen  haben,  wenn  diese  Ehen  nicht  ebenbürtig  sind 
oder  die  Ehegabe  mangelhaft  ist.  Zwar  führt  das  Hanef.  G.B.  solche 
Ehen  nicht  unter  den  nichtigen  Ehen  mit  auf,  und  es  ist  richtig,  dass  Ehen 
der  angegebenen  Art  alle  Merkmale  einer  gültigen  Ehe  bis  zu  ihrer 
Auflösung  haben,  aber  die  Gültigkeit  ist  davon  abhängig,  dass  die  Gatten 
ebenbürtig  und  eine  angemessene  Ehegabe  vereinbart  ist,  oder  dass,  wenn 
dies  nicht  der  Fall  ist,  der  grossjährig  gewordene  Mündel  die  Ehe  an- 
erkennt. Stirbt  er,  bevor  er  das  Alter  der  Grossjährigkeit  erreicht  und 
die  Ehe  anerkannt  hat,  so  hat  diese  keine  rechtUche  Wirkung.*)  Das- 
selbe gilt  von  der  Ehe  des  Minderjährigen,  die  von  dem  gottlosen,  schlecht- 
gläubigen oder  trunkenen  Vater  oder  Grossvater  geschlossen  ist,  wenn 
die  Gatten  unebenbürtig  oder  die  Ehegabe  mangelhaft  ist.*) 

Fraglich  ist,  ob  eine  grossjährige  Frau,  die  einen  Vormund  unter 
ihren  männlichen  Aszendenten  hat,  ohne  dessen  Genehmigung  eine  Ehe 
schliessen  kann,  die  nicht  ebenbürtig  oder  bei  der  die  Ehegabe  nicht 
angemessen  ist.  Keinesfalls  ist  eine  solche  Ehe  ipso  iure  nichtig; 
denn  der  Vormund  verliert  jedes  Recht,  die  Annullirung  der  Ehe 
herbeizuführen,  wenn  aus  ihr  Kinder  entsprossen  sind,  ausserdem 
beerben  die  Ehegatten  einander,  wenn  einer  von  ihnen  stirbt,  ohne  dass 


1)  Hanef.  G.B.  Art.  183,  Messail-ün-nikiah  S.  80,  Glavel  No.  140.  Wenn  eine 
Frau  nacheinander  mit  zwei  Männern  eine  Ehe  eingeht,  und  die  zuletzt  geschlossene 
Ehe  vor  der  znerst  geschlossenen  vollzieht,  so  ist  nach  maleki tischer  Lehre  zweifel- 
haft, welche  Ehe  gültig  ist  (Glavel  No.  141).  Nach  hanefitischer  Lehre  ist  die 
zuerst  geschlossene  stets  gültig  und  die  spätere  nichtig. 

«)  Hanef.  G.B.  Art.  184. 

^  Hanef.  G.B.  Art.  136;  Wiener  Ausg.  Art.  48. 

*)  Hanef.  G.B.  Art.  184. 

»)  Wiener  Ausg.  Art.  46,  Glavel  No.  149,  Hanef.  G.B.  Art.  47,  Nauphal  S.  103, 
Ali  Eff.  S.  114  u.  115,  Behdschit  No.  89. 

*)  Wiener  Ausg.  Art.  45  Abs.  1. 
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•r    ~  r^üjzhi  Einspruch  gegen  die  Gültigkeit  erhoben  hat    Eine  solche 

.1-   :^^  LhA^iT  eher  den  anfechtbaren  Ehen  anzureihen,  wenn  auch  Art.  52 

:-i--  -3.  sie  unter  den  nichtigen  aufführt*) 

k  'Virkungen  der  Nichtigkeit    Eine  nichtige  Ehe  gut  als  von 

-jLTin:^  nicht  vorhanden  und  äussert  im  Allgemeinen  keine  Rechts- 
▼T^xi^n.  Doch  beraubt  die  Nichtigkeit  der  Ehe  die  Frau  nicht  der 
♦  i-xabe,  wenn  die  (geschlechtliche)  Vollziehung  bereits  stattgefunden 
lat:  nur  ist  anstatt  der  vertragsmässigen  die  verhältmssmässige  Ehe- 
ribt?  zu  zahlen  (siehe  oben  S.  961).  Wenn  sich  z.  B.  eine  Frau,  die 
liren  Mann  für  todt  hält,  von  neuem  verheirathet  und  ihr  erster  Mann 
wiederkehrt,  so  ist  die  zweite  Ehe  zwar  nichtig,  die  Frau  hat  aber 
nichtsdestoweniger  nach  der  Vollziehung  der  Ehe  mit  dem  zweiten  Manne 
gegen  diesen  ein  Recht  auf  die  Ehegabe.*)  —  Die  Kinder  aus  der 
nichtigen  Ehe  gelten  als  ehelich,  sofern  sie  nicht  früher  als  sechs  Monate 
von  der  Beiwohnung  an  und  nicht  später  als  zwei  Jahre  von  der 
Trennung  an  geboren  sind.*) 

4.  Die  anfechtbaren  Ehen  sind  folgende: 

a)  Die  unebenbürtige  Ehe  der  grossjährigen  Tochter,  wenn  diese 
nicht  die  Genehmigung  ihres  Vormundes  eingeholt  hat  (oben  S.  955).*) 

b)  Die  von  den  Vormündern  —  ausser  dem  Vater  und  dem  Gross- 
vater —  für  ihre  minderjährigen  Mündel  geschlossenen  Ehen,  die 
ebenbürtig  sind  und  bei  denen  die  Ehegabe  angemessen  ist.  Der  Gatte 
kann,  sobald  er  das  Alter  der  Grossjährigkeit  erreicht,  die  Ehe  an- 
fechten. Das  geschieht,  indem  er  beim  Richter  einen  Antrag  auf  Auf- 
lösung der  Ehe  siellt  Bis  dahin  ist  die  Ehe  eine  gesetzlich  gültige. 
Stirbt  daher  einer  der  Gatten,  bevor  der  Minderjährige  das  Alter  er- 
reicht hat,  um  die  Ehe  anfechten  zu  können,  so  hat  diese  alle  Wirkungen 
einer  gültigen  Ehe,  sowohl  bezüglich  der  Ehegabe  wie  des  Erbrechtes.*) 

Die  Vorschriften  über  das  Recht,  die  Ehe  anzufechten,  sind  ver- 
schieden, je  nachdem  die  Gattin  oder  der  Gatte  minderjährig  ist.  Die 
Frau  ist  gehalten,  das  Anfechtungsrecht  sogleich  bei  erreichter  Voll- 
jährigkeit auszuüben  und  vor  Zeugen  zu  erklären,  dass  sie  die  Ehe  an- 
ficht. Weiss  sie  nicht,  dass  sie  verheirathet  worden  ist,  so  hat  sie  die 
erwähnte  Erklärung  sofort  abzugeben,  sobald  sie  Kenntniss  von  ihrer 
Ehe  bekommt.  Schweigt  sie  bei  erreichter  Volljährigkeit,  so  wird  an- 
genommen, dass  sie  auf  das  Anfechtungsrecht  verzichtet,  selbst  wenn 
sie  nicht  gewusst  hat,  dass  sie  ein  solches  besitzt  oder  wie  sie  es  aus- 
zuüben hat  Mit  der  Abgabe  der  Erklärung  vor  Zeugen  hat  sie  ihr 
Recht  gewahrt  und  ist  an  keine  weitere  Frist  gebunden,  kann  viel- 
mehr die  Anfechtungsklage  zu  jeder  beliebigen  Zeit  erheben.*)   Ist  die  An- 

^)  Multeka  No.  20,  Ali  Effendi  No.  105,  MessaiNÜD-nikiah  No.  43. 
<)  Ali  Effendi  S.  61,  Netidsche  S.  41. 

*)  Hanef.  G.B.  Art.  341,  Wiener  Ausg.  Art.  341,  Nauphal  S.  149. 
^)  Messaü-ün-nikiah  No.  43. 

«)  Messafl-ün-nikiali  No.  52,  Hanef.-G.B.  Art.  48,  Wiener  Ausg.  Art.  47,  Ali 
Effendi  No.  106. 

•)  Nauphal  S.  117f. 
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fechtungsbereclitigte  keine  Jungfrau  mehr,  so  ist  blosses  Stillschweigen 
nicht  identisch  mit  Anerkennung  der  Ehe,  sondern  die  Gutheissung  muss 
in  diesem  Falle  durch  ausdrückliche  Erklärung  oder  durch  konkludente 
Handlungen  erfolgen.*)  —  Steht  das  Anfechtungsrecht  einem  Manne  zu, 
so  kann  er  es  von  seiner  Grossjährigkeit  an  so  lange  ausüben,  als  er 
nicht  ausdrücklich  oder  durch  konkludente  Handlungen  die  Ehe  anerkannt 
hat.    Vollziehung  der  Ehe  gilt  als  Anerkennung  derselben. 

c)  Impotenz  des  Mannes  ist  ein  Anfechtungsgrund,  vorausgesetzt 
dass  sie  nicht  nachträglich  eingetreten  ist.  Beschuldigt  die  Frau  den 
Mann  der  Impotenz,  so  bewilligt  diesem  der  Richter  eine  Frist  von 
einem  Jahre.  Hat  der  Mann  bis  zum  Ablaufe  dieser  Frist  geschlecht- 
liche Beziehungen  zu  seiner  Frau  nicht  haben  können,  so  erklärt  der 
Richter  die  Ehe  für  aufgelöst.  —  Ist  das  Fehlen  des  membrum  virile 
Grund  der  Impotenz,  so  ist  die  Ehe  ohne  Weiteres  vom  Richter  zu 
lösen.«) 

Unfruchtbarkeit  der  Frau  ist  kein  Anfechtungsgrund.*) 

d)  Die  Ehe  zwischen  Freien  und  Unfreien  ist  anfechtbar,  wenn 
der  freie  Theil  nicht  gewusst  hat,  dass  der  andere  Theil  unfrei  ist.*) 


§6. 

F.  Auflösung  der  Ehe. 

Bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  kann  eine  Ehe  durch  Privatakte  (Ehe- 
scheidung auf  Grund  Uebereinkommens,  Verstossung  der  Gattin),  femer 
durch  richterliche  Trennung  (im  Falle  einer  Scheidungsklage  der  Frau, 
femer  im  Falle  der  Verwünschung),  endlich  ipso  facto  mit  dem  Eintritt 
gewisser  Thatsachen  (Gelübde  der  Enthaltsamkeit,  Apostasie)  gelöst 
werden. 

I.  Die  Ehescheidung. 

1.  Voraussetzungen.  Die  Ehescheidung  tritt  ein,  wenn  beide 
Gatten  freiwillig  übereinkommen,  ihre  Ehe  zu  lösen.    Das  Einverständniss 


*)  Vgl.  oben  No.  28.  Die  den  Sklaven  von  ihren  Herren  aufgezwungenen  Ehen 
können  von  ersteren  bei  ihrer  Freilassung  angefochten  werden  und  zwar  von  männ- 
lichen Sklaven  durch  eine  einfache  Erklärung,  von  den  Sklavinnen  durch  Antrag  vor 
Gericht.     Nauphal  S.  149 

«)  Hanef.  Ö.B.  Artt.  298  und  300,  Wiener  Ausg.  Artt.  289  ff.,  wo  der  Fall  als 
Scheidungsgrund  behandelt  ist,  Kuduri  S.  188,  Nauphal  S.  147  u.  148,  Clavel 
No.  163.  Nach  malekitischer  Lehre  sind  Anfechtungsgründe  neben  der  Impotenz  des 
Mannes  die  Unfruchtbarkeit  der  Frau,  Aussatz,  Elephantiasis,  Wahnsinn  bei  einem  der 
Gatten.  Sautayra  &  Cherebonneau  No.  151  ff.,  Houdas  &  Martel  Art.  458. 
Ebenso  nach  schafe'itischer  Lehre:  van  der  Berg  S.  147,  Abu  Hodscha  (van 
der  Berg)  S.  463. 

«)  Kuduri  S.  188,  Clavel  No.  163,  van  der  Berg  S.  147.  Anders:  Nauphal 
S.  147—148. 

*)  Messail-ün-nikiah  No.  68,  Sautayra  &  Cherebonneau  No.  152,  Ibu 
Nedjim  No.  86,  Abdnlrahim  No.  84. 
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des  Mannes  kann  von  der  Frau  erkauft  werden.  Man  erachtet  es  für 
tadelswerth,  wenn  der  Mann  für  sein  Einverständniss  mehr  empfängt,  als 
er  selbst  als  Ehegabe  geleistet  hat;  gesetzlich  unzulässig  aber  ist  eine 
dahingehende  Abrede  nicht  Alles  was  Gegenstand  der  Ehegabe  sein 
kann,  kann  auch  als  Gegenleistung  für  des  Mannes  Einverständniss  zur 
Ehescheidung  gegeben  werden.^) 

Nur  der  grossjährige  und  zurechnungsfähige  Ehemann  kann  in  die 
Ehescheidung  willigen.  Für  die  Ehefrau  gilt  dasselbe,  doch  kann  ihr 
Vater,  wenn  sie  minderjährig  ist,  in  ihrem  Namen  die  Einverständniss- 
erklärung abgeben.  Hat  er  hierbei  dem  Ehemann  eine  Entlohnung  aus 
dem  Vermögen  seiner  Tochter  versprochen,  so  ist  dies  Versprechen  rechts- 
ungültig, die  Scheidung  selbst  aber  gültig  und  die  Tochter  behält  ihr 
Recht  auf  die  Ehegabe.  Verspricht  der  Vater  die  Entlohnung  aus  seinem 
eigenen  Vermögen,  so  ist  das  Versprechen  gültig.*) 

Hat  die  Frau  in  die  Scheidung  unter  einem  Zwange  gewilligt,  so  ist 
die  Einwilligung  ohne  rechtliche  Wirkung;  dasselbe  gilt  jedoch  nicht  von 
dem  erzwungenen  Einverständniss  des  Mannes.*) 

Die  im  Zustande  tödtlicher  Krankheit  des  Mannes  von  diesem  ge- 
gebene Einwilligung  in  die  Scheidung  ist  gültig.*)  Bezüglich  der  Frau 
gilt  dasselbe;  doch  darf  im  Falle  ihres  Todes  der  als  Entschädigung 
versprochene  Betrag  nur  insoweit  gezahlt  werden,  als  er  nicht  den  dritten 
Theil  des  Gesammtnachlasses  übersteigt,  da  letztwillig  nicht  über  mehr 
als  ein  Drittel  des  Vermögens  verfügt  werden  darf.  Diese  Vorschrift 
bezieht  sich  auf  den  Fall,  dass  die  Frau  nach  Ablauf  ihrer  Wartezeit 
(iddet)  stirbt,  dem  Zeitpunkte  nämlich,  mit  dem  der  Gatte  jedes  Erbrecht 
gegenüber  seiner  geschiedenen  Frau  verliert.  Stirbt  diese  vorher,  so  hat 
der  Mann  auf  den  geringsten  der  folgenden  drei  Beträge  aus  ihrem  Nach- 
lass  Anspruch:  entweder  auf  sein  Erbtheil  oder  auf  den  dritten  Theil 
des  Nachlasses,  oder  auf  die  Entlohnungssumme.*) 

2.  Die  Wirkung  der  gültig  zu  Stande  gekommenen  Scheidung  ist, 
dass  beide  Gatten  aller  aus  dem  Eheverhältnisse  folgenden  Rechte  und 
Verpflichtungen  ledig  geworden  sind.  Der  Mann  hat  z.  B.  nicht  mehr 
zu  zahlen,  was  er  noch  an  rückständiger  Ehegabe  oder  Unterhaltungs- 
kosten schuldet,  die  Frau  braucht  nicht  zurückzuerstatten,  was  sie  im 


>)  Hanef.  G.B.  Artt.  276  u.  277;  Wiener  Ausg.  246,  247,  Multeka  S.  271. 

')  Hanef.  G.B.  Art.  290,  Wiener  Ausg.  260,  261;  Multeka  S.  273. 

»)  Messail-ün-nikiah  No.  194,  Hanef.  G.B.  Artt.  279  u.  217,  Olavel  No.  306. 
Nach  maleki tischer  und  schafe'itischer  Lehre  ist  Ehescheidung  unter  Zwang 
wirkungslos.     Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  488. 

*)  Nach  Art.  1595  Medschelle  versteht  man  anter  tödtlicher  Krankheit  „die- 
jenige Krankheit,  welche  den  Tod  befürchten  lässt  und  den  Leidenden  verhindert, 
seiner  gewöhnlichen  Beschäftigung  nachzugehen,  und  zwar  den  Mann  der  Beschäftigung 
ausser  dem  Hause,  die  Frau  derjenigen  innerhalb  des  Hauses  entzieht;  Bettlägerigkeit 
ist  kein  nothwendiges  Erforderniss  der  tödtlichen  Krankheit,  jedoch  muss  der  Tod  vor 
Ablauf  eines  Jahres  eingetreten  sein*'.  Als  tödtlich  erkrankt  gilt  rechtlich  auch  der 
zum  Tode  Verurtheilte  oder  der  an  Bord  eines  Schiffes  in  Gefahr  Befindliche. 

'^)  Glsvel  No.  308,  Hanef.  Q3.  Art.  294,  Wiener  Ausg.  Art.  264;  Multeka  S.  273. 
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Voraus  darauf  etwa  bekommen  hat  Der  Gatte  ist  jedoch  gehalten,  seine 
Frau  bis  zum  Ende  der  Wartefrist  (S.  945  zu  8)  zu  unterhalten,  wenn 
nicht  Gegentheiliges  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist.^) 

Die  Ehescheidung  kommt  der  unwiderruflichen  Verstossung  (bain) 
gleich,  sie  kann  auch  wie  dreimalige  Verstossung  behandelt  werden, 
wenn  dies  die  Absicht  der  Gatten  bei  der  Trennung  war.*) 

Die  noch  nicht  entwöhnten  Kinder  verbleiben  nach  der  Scheidung 
bei  der  Mutter  die  ganze  Stillungszeit  hindurch,  welche  zwei  Jahre 
währt.  Es  kann  jedoch  auch  vereinbart  werden,  dass  die  weiblichen 
Kinder  bis  zur  Volljährigkeit  bei  der  Mutter  bleiben,  vorausgesetzt  dass 
diese  sich  inzwischen  nicht  wieder  verheirathet.  Bezüglich  der  Knaben 
ist  eine  solche  Vereinbarung  rechtsungültig.^ 

3.  Form.  Die  Ehescheidung  ist  grundsätzlich  ein  Privatakt,  muss  jedoch 
vor  Zeugen  vollzogen  werden.  —  Die  Ehefrau  ist  in  der  Regel  nicht  in  der 
Lage,  gegen  ihren  Mann  die  gerichtliche  Ehescheidung  zu  beantragen, 
z.  B.  nicht,  wenn  der  Mann  sich  weigert,  sie  zu  unterhalten,  oder  sie 
misshandelt.  Nur  dann  kann  sie  gegen  ihren  Mann  auf  Scheidung  klagen, 
wenn  sie  den  Islam  angenommen  hat  und  ihr  Mann  nicht  mit  über- 
treten will.*) 

n.  Die  Verstossung  der  Gattin  durch  den  Gatten.  Die  Ver- 
stossung (talak)  ist  ein  einseitiger  Akt,  durch  welchen  der  Ehemann  sich 
von  seiner  Frau  mit  oder  gegen  ihren  Willen  lossagt.  Einer  Begründung 
bedarf  dieser  Entschluss  des  Mannes  nicht.  Es  giebt  drei  Arten  von 
Verstossung: 

1.  Die  widerrufliche  Verstossung  (talak-i-redschi)  löst  die  Ehe  nicht 
sofort  auf,  sondern  der  Gatte  kann  bis  zum  Ablauf  der  Wartefrist  (iddet) 
der  Frau  (S.  945  zu  8)  sich  wieder  mit  ihr  vereinigen,  mag  sie  damit 
einverstanden  sein  oder  nicht.  Die  Wiedervereinigung  erfolgt  durch  eine 
ausdrückliche  Erklärung  des  Mannes  an  die  Frau  oder  durch  Beischlafs- 
vollziehung oder  eine  Zusammenkunft,  welche  der  Beischlafsvollziehung 
gleichzustellen  ist.*^)  Bis  zum  Ablauf  der  Wartefrist  behalten  die  Gatten 
auch  ihr  gegenseitiges  Erbrecht.*) 

0  Hanef.  G.ß.  Artt.  281  und  284,  Wiener  Ausg.  Artt.  252,  258,  Multeka  S.  272, 
Messail-ün-nikiah  No.  194.  —  Clavel  No.  815  meint  zu  Unrecht,  dass  nur  bei  Fest- 
setzung einer  Entlohnung  Wegfall  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Gatten 
eintrete.    Vgl.  auch  Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  488. 

«)  Multeka  S.  272  und  278,  Messaü-un-nikiah  No.  194,  Hanef.G.B.  Art.  278, 
Wiener  Ausg.  Art.  249. 

»)  Clavel  No.  299,  Hanef.G.B.  Art.  287,  Wiener  Ausg.  Artt.  256 ff. 

*)  Kuduri  S.  189,  d'Ohsson  Bd.  5,  S.  192,  Multeka  S.  237.  Der  üebertritt 
zum  Islam  wird  häufig  von  der  Frau  nur  deswegen  in  Szene  gesetzt,  um  ein  Mittel 
zur  Ehescheidung  zu  haben. 

*)  Messai'1-un-nikiah  No.  198,  Wiener  Ausg.  Art.  213.  Nach  schafeitischer 
und  malekitischer  Lehre  kann  die  Absicht  der  Wiedervereinigung  nur  durch  eine 
bestimmte  ausdrückliche  Erklärung  des  Mannes  kund  gemacht  werden.  Clavel,  No.  248, 
Abu  Hodscha  (van  der  Berg)  S.  498. 

^  Nauphal  S.  222  Note  1,  Luciani,  traitS  des  successions  S.  46,  Hanef.G.B.  Art. 
280,  Wiener  Ausg.  Art.  211,  d'Ohsson,  Bd.  5  S.  198  Note  52. 
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2.  Unwiderrufliche  Verstossnng  (bain).  Der  Gatte  kann  sdcli 
mit  der  verstossenen  Frau  nur  wiederverheirathen,  indem  er  einen  neuen 
Ehevertrag  mit  ihr  schliesst. 

3.  Die  dreimalige  Verstossung.  Hat  der  Mann  seine  Ehefrau 
zum  dritten  Male  unwiderruflich  (bain)  Verstössen  oder  aber  nur  einmal, 
jedoch  mit  der  Formel,^)  dass  er  sie  als  dreimal  Verstössen  betrachtet 
wissen  will,  so  kann  er  sich  mit  ihr  nur  wiederverheirathen,  wenn  sie 
inzwischen  mit  einem  anderen  Mann  verheirathet  gewesen  ist  und  mit 
diesem  die  Ehe  (geschlechtlich)  vollzogen  hat. 

Unmündige  und  geistig  Unzurechnungsfähige  dürfen  ihre  Frauen 
nicht  Verstössen,  ebenso  wenig  können  es  die  Vormünder  für  sie  thun. 
Hingegen  ist  die  Verstossung  durch  den  Gatten  im  Zustande  des  Zwanges, 
der  Trunkenheit  oder  im  Scherz  rechtsgültig.*) 

Die  Verstossung  kann  in  schriftlicher  oder  mündlicher,  in  ausdrück- 
licher oder  stillschweigender  Form  geschehen.  Ist  sie  durch  klare  Worte 
ausgesprochen  worden,  so  hat  sie  die  Wirkung,  welche  die  Worte  aa- 
deuten,  selbst  wenn  der  Mann  die  Tragweite  seiner  Worte  nicht  be- 
griffen hätte.  Die  Worte:  „Du  bist  von  mir  Verstössen"  oder  „geschieden", 
„ich  Verstösse  Dich",  „ich  scheide  mich  von  Dir"  bilden  die  Form  der  aus- 
drücklichen Verstossung.  Worte,  die  sowohl  Verstossung  wie  etwas  anderes 
bedeuten  können,  haben  nur  dann  den  Erfolg  der  ersteren,  wenn  der 
Mann  auch  sonst  seine  diesbezügliche  Absicht  zu  verstehen  gibt.^  Hat 
der  Mann  in  ruhigem  Zustande  Worte,  welche  eine  Verstossung  bedeuten 
können  aber  nicht  müssen,  gebraucht  (z.  B.  „Du  bist  allein"  oder  „Komme 
mir  nicht  vor  die  Augen"  oder  „Du  bist  unerlaubt"  u.  s.  w.),  so  ist  seine 
Auslegung  massgebend.  Bildeten  aber  solche  Worte  eine  Antwort  auf 
einen  Antrag  der  Frau  oder  ihres  Vertreters  auf  Ehescheidung,  so 
werden  sie  als  Formel  der  Verstossung  angesehen  und  der  Mann  kami 
sie  nicht  mehr  anders  auslegen.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Mann  jene 
Worte  im  Zorn  ausgesprochen  hat,  es  sei  denn,  dass  die  Worte  zugleich 
eine  kränkende  Bedeutung  haben,  in  welchem  Falle  der  Mann  sagen 
kann,  er  habe  nur  eine  Beleidigung,  nicht  die  Verstossung  beabsichtigt. 


')  Es  gilt  von  religiösem  Standpunkt  als  verwerflich,  diese  Formel  anzuwenden, 
durch  welche  eine  Wiederverheirathung  erschwert  wird.  Ebenso  ist  es  religiös  ver- 
werflich, die  Frau  zu  Verstössen,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Reinigungsperiode  befindet, 
oder  überhaupt  eine  tugendhafte  Frau  zu  Verstössen.  Rechtlich  ist  dies  Alles  ohne 
Belang. 

•)  Clavel  No.  230ff.,  Messail-iin-nikiah  No.  189,  Nauphal  S.  121,  Multek» 
S.  245,  d'Ohsson  S.  208,  Hanef.ö.B.  Artt.  217—221,  Wiener  Ausg.  Artt.  198—201. 
Nach  schafe'i tischer  Lehre  ist  die  Verstossung  unter  einem  Zwang  ungültig,  die- 
jenige in  der  Trunkenheit  aber  ebenfalls  gültig.  Multeka  S.  245,  Abu  Eodscha  (v.  d 
Berg)  S.  483.  Bezüglich  des  mal eki tischen  Standpunktes  vgl.  Santayra  &  Chere- 
bonneau  No.  331  u.  332.  Ibn  Roschd  (bei  Houdas  &  Martel  Note  413)  hält  die 
Verstossung  für  gültig,  wenn  der  Mann  halb  betrunken  war;  er  versteht  darunter  den 
Zustand  der  Unfähigkeit,  das  Weib  vom  Mann  und  die  Erde  vom  Himmel  zu  unter- 
scheiden. 

')  Multeka  S.  253,  Santayra  &  Gherebonneau  No.  335. 
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Sofern  es  hiemach  auf  die  Auslegung  des  Mannes  ankommt,  muss  er  sie 
unter  Eid  versichern.^) 

Die  mit  Worten  ausgedrückte  Verstossung  gilt  als  widerrufliche 
(redschi),  wenn  die  Ehe  schon  vollzogen  ist;  andernfalls  gilt  sie  als  un- 
widerruflich (bain).  Auch  im  ersten  Falle  wird  Unwiderruflichkeit  an- 
genommen, wenn  die  Verstossungsformel  besonders  bekräftigende  Worte 
enthält,  wie  „ich  Verstösse  Dich  in  grosser,  langer  Verstossung."  Es 
gelten,  wie  bezüglich  der  Frage,  ob  überhaupt  eine  Verstossung  beab- 
sichtigt ist,  so  auch  hinsichtlich  der  Frage  der  Widerruflichkeit,  gewisse 
Auslegungsregel  für  die  gebräuchlichen  Formeln.*) 

Der  Mann  kann  die  zum  zweiten  Mal  geheirathete  Frau  in  derselben 
Weise  wieder  Verstössen  wie  das  erste  Mal  und  er  kann  in  derselben  Form 
die  Ehe  durch  blosse  Wiedervereinigung  (bei  widerruflicher  Verstossung) 
oder  durch  Wiederholung  des  Eheschliessungsaktes  (bei  unwiderruflicher 
Verstossung)  wieder  fortsetzen.  Die  dritte  Verstossung  derselben  Frau 
hingegen  gilt  stets  als  unwiderruflich  und  die  Wiederverheii-athung  der 
beiden  so  getrennten  Gatten  ist  nur  unter  der  oben  (S.  960  zu  3)  bezeichneten 
Voraussetzung  zulässig.  Einer  wirklichen  dreimaligen  Verstossung  kommt 
eine  Verstossung  gleich,  bei  welcher  der  Mann  die  Formel  angewandt 
hat  „ich  Verstösse  Dich  drei  Mal"  oder  „mit  dem  höchsten  Grade  der 
Verstossungen" .  ^ 

Auch  eine  bedingte  Verstossung  ist  zulässig,  doch  muss  die  Be- 
dingung der  Veretossungsformel  unmittelbar  angeschlossen,  und  ihre  Aus- 
führung möglich  sein,  z.  B.  „Du  bist  Verstössen,  wenn  Du  dieses  Haus 
betrittst."  Die  Verstossung  ist  perfekt,  wenn  die  Frau  das  bezeichnete 
Haus  betreten  hat.  Entsprechendes  gilt  von  einer  befristeten  Ver- 
stossung.*) 

Der  bedingten  Verstossung  verwandt  ist  der  Fall,  dass  der  Mann 
seine  Frau  ermächtigt,  sich  selbst  von  der  Ehe  loszusagen.  Dies 
kann  geschehen,  indem  der  Mann  der  Frau  erklärt:  „ich  lasse  Dir  die 
Wahl",  oder:  „der  Befehl  (die  Entscheidung)  ist  in  Deinen  Händen", 
oder:  „SQheide  Dich  von  mir,  wenn  Du  willst."  In  den  beiden  ersten 
Fällen  muss  sich  die  Frau  sofort  äussern,  ob  sie  von  der  ihr  eingeräumten 
Ermächtigung  Gebrauch  machen  will  oder  nicht,*)  vorausgesetzt  dass  der 

^)  Der  Richter  ist  natürlich  da,  wo  der  Mann  nicht  ein  eigenes  Auslegungsrecht 
hat,  berechtigt,  die  wahre  Absicht  der  Parteien  zu  erforschen  und  danach  zu  erkennen. 
Vgl.  Nauphal  S.  197 ff.,  Dürer  S.  295  u.  296,  Multeka  S.  255. 

«)  Hanef.  G.B.  Art.  244,  Wiener  Ausg,  Artt.  208ff.,  217,  220,  221,  anders  Clavel 
No.  243. 

»)  Wiener  Ausg.  Art.  217. 

*)  Hanef.  G.B.  Art.  252,  Wiener  Ausg.  Artt.  228  ff.  Die  Rechtsbücher  erwähnen 
folgendes  interessante  Beispiel  einer  bedingten  Verstossung:  Ein  Gläubiger  ist  im  Hause 
seines  Schuldners  und  drängt  diesen  zur  Zahlung  mit  den  Worten:  „Ich  will  meine 
Frau  Verstössen,  wenn  ich  aus  diesem  Hause,  ohne  bezahlt  zu  sein,  gehe.''  Die  Frau 
gilt  als  Verstössen,  wenn  der  Mann,  ohne  Zahlung  erlangt  zu  haben,  von  dannen  geht. 
Würde  er  sich  aber  ans  dem  Hause  tragen  lassen  oder  es  zu  Esel  verlassen, 
80  wäre  die  Verstossung  nicht  perfekt  geworden!!    Behdschit  S.  72. 

»)  Hanef.  G.B.  Art.  261,  Wiener  Ausg.  Art.  240. 
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Mann  ihr  dazu  nicht  eine  Frist  gestellt  hat.  In  dem  dritten  Falle  kann 
die  Frau  von  der  Ermächtigung  Gebrauch  machen,  wann  sie  wilL  In 
den  ersten  beiden  Fällen  ist  die  Auflösung  der  Ehe,  wenn  die  Frau  von 
der  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  hat,  unwiderruflich;  im  drittel  Falle 
dagegen  ist  die  Auflösung  widerruflich,  vorausgesetzt  dass  der  Mann 
jene  Bef  ugniss  der  Frau  nicht  so  ertheilt  hat,  dass  sie  ihm  bezüglich  des 
Rechtes,  die  Ehe  zu  lösen,  völlig  gleichgestellt  ist,  z.  B.  in  der  Form: 
„scheide  Dich  von  mir,  so  oft  Du  willst".  Im  dritten  Falle  kann  die 
Ermächtigung  vom  Manne  auch  in  bedingter  Weise  ertheilt  werden,  z.  B.: 
„Du  kannst  die  Ehe  lösen,  wenn  ich  mehr  als  6  Monate  abwesend  bin.^) 

Die  im  Zustande  tödlicher  Krankheit  des  Mannes  von  diesem 
ausgesprochene  Yerstossung  heisst  „talak-i-far".^)  Yerstösst  der  Mann  in 
einem  solchen  Zustande  seine  Frau,  nachdem  er  mit  ihr  die  Ehe  voll- 
zogen hat,  so  behält  die  Frau  ihr  Erbrecht  gegenüber  ihrem  Manne,  wenn 
letzterer  an  jener  oder  an  einer  anderen  Krankheit  vor  Ablauf  der 
Wartefrist  der  Frau  stirbt,  und  diese  mit  der  Verstossung  nicht  ein- 
verstanden war.^)  Hat  eine  Beiwohnung  nicht  stattgefunden,  so  wird  die 
Verstossung  unmittelbar  wirksam,  da  die  Frau  sich  ja  dann  sofort  wieder 
verheirathen  kann,  ohne  an  die  Wartefrist  gebunden  zu  sein. 

Eine  Frau  kann  sogar  schon  vor  der  Ehe  Verstössen  werden.  Sagt 
z.  B.  ein  Mann  zu  einer  Frau  „ich  werde  Dich  in  dem  Augenblick  Ver- 
stössen, in  dem  ich  Dich  heirathe",  so  ist  die  zwischen  diesen  beiden 
Personen  geschlossene  Ehe  sogleich  von  der  Verstossung  begleitet"*) 

ni.  Das  Gelübde  der  Enthaltsamkeit. 

Darunter  versteht  man  das  eidliche  Gelttbde  des  Mannes,  sich  des 
geschlechtlichen  Verkehrs  mit  seiner  Frau  zu  enthalten.  Ein  solches 
Gelübde  ist  aber  nur  dann  von  rechtlichen  Folgen,  wenn  der  Mann  länger 
als  vier  Monate  mit  seiner  Frau  zu  verkehren  unterlässt.*)  —  In  diesem 
Falle  gilt  die  Frau  als  unwiderruflich  Verstössen. •)  —  Hält  der 
Mann  seinen  Eid  nicht,  sondern  verkehrt  er  mit  seiner  Frau  vor  Ablanf 
von  vier  Monaten,  so  bleibt  die  Ehe  bestehen;  der  Mann  muss  aber,  um 
den  Meineid  zu  büssen,  eine  von  dem  religiösen  Recht  in  solchen  Fällen 


^)  Behdschit  Ko.  32,  Netidschi  No.  8,  Ali  Effendi  No.  46. 

*)  lieber  den  Begriff  der  tödlichen  Krankheit  siehe  oben  S.  958  Anm.  4. 

s)  Glayel  Ko.  292,  d'Ohsson  Bd.  5  S.  215,  Luciani  S.  47,  Messail-un- 
nikiah  Ko.  197.  Nach  Schaf  ei  hat  die  selbst  im  Zustande  tödtlicher  Krankheit  von 
ihrem  Manne  yerstossene  Frau  kein  Erbrecht.  Nach  malekitischer  Lehre  gilt  das- 
selbe wie  nach  hanefitischer.  Houdas  &  Martel  Art.  535  u.  Note  415,  Hanef. 
G.ß.  Art.  271. 

*)  Messail-ün-nikiah  No.  191.    Anders  nach  Schafei.     Abu  Hodscha  (tsd 
der  Berg)  S.  489,  Nauphal  S.  294. 

^)  Bei  einem  Sklaven  genügen  zwei  Monate  der  Enthaltsamkeit,  um  dieselbe 
Wirkung  hervorzubringen. 

•)  Messail-üu-nikiah  No.  232.  d'Ohsson  Bd.  5  S.  216.  Hanef.  G.B.  Art  245; 
Wiener  Ausg.  Artt.  267—269.  Clavel  (S.  348)  meint,  dass  nach  Ablauf  der  vier 
Monate  die  von  der  Frau  nachzusuchende  Scheidung  vom  Bichter  ausgesprochen  werden 
müsste.  Das  ist  aber  nur  richtig  nach  schafeitischer  und  malekitischer  Lehre; 
Abu  Hodscha  (v.  d.  Berg)  S.  499,  Clavel  S.  349,  Houdas  &  Martel  Art  487. 
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vorgeschriebene  Handlung  vornehmen,  wie  Freilassung   eines  Sklaven, 
Fasten  etc. 

IV.  Verwünschung  (lian).*) 

Beschuldigt  der  Mann  seine  Frau  unter  Eid  des  Ehebruchs,  so  wird 
die  Frau  aufgefordert,  den  Ehebruch  zuzugestehen  oder  abzuleugnen. 
Ersteren  Falls  gilt  die  Ehe  als  gelöst,  letzteren  Falls  muss  sie  schwören: 
„Ich  rufe  Gott  zum  Zeugen  an  gegen  die  falsche  Anschuldigung  meines 
Mannes."  Diese  Worte  muss  sie  viermal  wiederholen  und  dann  hinzu- 
fügen: „Möge  der  Zorn  Gottes  auf  mich  kommen,  wenn  dieser  Mann  die 
Wahrheit  sagt  bei  seiner  Anschuldigung."  Leistet  die  Frau  diesen 
Schwur,  so  spricht  der  Richter  die  Trennung  der  Ehe  aus.  Diese  gilt 
als  unwiderruflich.  Widerruft  aber  der  Mann  seine  Beschuldigung,  so 
kann  er  sich  mit  der  Frau  von  neuem  verheirathen.*) 

V.  Apostasie. 

Abfall  eines  der  Gatten  vom  Islam  hat  die  Auflösung  der  Ehe  zur 
Folge.  Die  Rückkehr  zum  Glauben  allein  genügt  nicht  zur  Wieder- 
aufnahme der  Ehe,  diese  muss  von  Neuem  geschlossen  werden.  Die  ab- 
gefallene Frau  kann  zur  Rückkehr  zum  Islam  und  zur  Wiederholung  der 
Eheschliessung  unter  gleichzeitiger  Leistung  ganz  geringfügiger  Ehegabe 
gezwungen  werden.*) 

Wie  schon  erwähnt  (S.  952,  953)  verwirkt  die  Frau,  die  noch  nicht 
die  Ehe  vollzogen  hat,  durch  ihren  Abfall  die  Hälfte  der  vertragsmässigen 
Ehegabe.  Ist  keine  solche  festgesetzt,  so  verliert  die  Frau  das  Recht 
auf  die  „Muttah",  das  herkömmliche  Geschenk  an  Kleidungsstücken,*) 

§  7. 

G.  Gterichtsbarkeit  in  Ehesachen. 

In  der  Türkei  giebt  es  zwei  Arten  von  Gerichten,  die  religiösen 
Gerichte  —  mehakim-i-scherije  —  und  die  gesetzlich  eingeführten  — 
mehakim-i-nisamie  —  letztere  unzutreffend  auch  „ordentliche"  Gerichte  ge- 
nannt. Die  religiösen  Gerichte  werden  von  einem  „Kadi"  genannten  Einzel- 
richter repräsentirt,  der  auf  Vorschlag  des  Scheichulislam  vom  Sultan 
ernannt  wird  und  ausschliesslich  nach  religiösem  Recht  urtheilt.  Diese 
ausschliessliche  Anwendung  des   „Scheriatrechtes"   trug  aber  den  An- 


^)  Wiener  Ausgabe  Artt.  294  ff. 

«)  Clavel  No.  241.  Multeka  S.  277.  d'Ohsson  Bd.  5  S.  227.  So  Abu 
Hanifa;  Wiener  Ausg.  Art.  300.  Abu  Jussuf  jedoch  sowie  Schafei  und  Malik 
verbieten  die  Wiederverheirathung  der  Gatten  in  allen  Fällen.  Abu  Hodscha  (y.  d. 
Berg)  S.  507.     Clavel  No.  338. 

*)  d'Ohsson  S.  232.  Hanef.  G.B.  Art.  304  u.  Wiener  Ausg.  Art.  274  sagen  un- 
richtig, dass  der  zum  Islam  zurückkehrende  Apostat  ohne  Wiederholung  der  Ehe- 
schliessung das  Eheleben  wiederaufnehmen  könne. 

*)  Hanef.  G.B.  Artt.  85  u.  306;  Wiener  Ausg.  Artt.  108,  105,  276;  Multeka 
S.  239,  Dürer  S.  237. 
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schauungen  der  nichtmohammedanischen  Bevölkerung  wenig  Rechnung. 
Es  wurden  daher  dnrch  die  moderne  Gesetzgebung  („kanun^  oder  „nisam" 
genannt)  besondere  Gerichte  „nisamie^,  begründet.  Diese  gesetzlichen, 
oder  gemeinhin  als  „ordentliche^  bezeichneten  Gerichte  wenden  grund- 
sätzlich das  moderne  staatliche  Recht  und  nur,  wo  dieses  schweigt,  das 
religiöse  Recht  an.  Sie  entscheiden  vornehmlich  auch  Streitfälle,  in 
denen  die  eine  Partei  nichtmohammedanisch  ist,  und  allmählich  ist  die 
Kompetenz  der  religiösen  Gerichte  beschränkt  worden  auf  Statusklagen, 
zu  welchen  in  weitester  Interpretation  Ehe-  und  Nachlasssachen  und 
alle  von  der  modernen  Gesetzgebung  nicht  betroffenen  Angelegenheiten 
gerechnet  werden. 

Bezüglich  der  Ehe-  und  Ehescheidungsangelegenheiten  haben  die 
Sultane  von  Anfang  an,  als  die  Christen  unter  mohammedanische  Bot- 
mässigkeit  kamen,  bestimmt,  dass  die  mohammedanischen  Gesetze  auf 
sie  nicht  Anwendung  zu  finden  haben,  und  haben  sie  den  Gesetzen  und 
Gerichten  der  betreffenden  religiösen  Gemeinschaften  zugewiesen.  Diese 
Ausnahmestellung  der  nichtmohammedanischen  Religionsgesellschaften 
wurde  durch  den  hatt-i-humajun  von  1856  formell  sanktionirt.  Es  heisst 
darin:  „Gewisse  Prozesse,  wie  Nachlassstreitigkeiten  zwischen  zwei 
Cliristen  oder  zwei  nichtmohammedanischen  Unterthanen,  können  auf  An- 
trag von  den  Patriarchen,  den  Vorstehern  der  Religionsgemeinschaften 
und  den  betreffenden  Konsuln  entschieden  werden".  Dazu  bemerkt  eine 
zur  selben  Zeit  an  alle  Missionare  gerichtete  Zirkulamote,  um  jeden 
Zweifel  darüber  zu  zerstreuen,  dass  bei  Nichteinverständuiss  der  nicht- 
mohammedanischen Parteien  die  Scheriatgerichte  nicht  entscheiden  dürfen: 
„Was  Prozesse  betrifft,  die  sich  auf  religionsrechtliche  Fragen  be- 
ziehen und  nur  Mohammedaner  unter  einander  oder  nur  Christen  unter- 
einander angehen,  so  sind  diese,  wenn  die  Parteien  Mohammedaner  sind, 
vor  den  Scheriatgerichten,  wenn  aber  die  Parteien  Christen  sind,  vor 
den  kirchlichen  Gerichten  anhängig  zu  machen."  In  der  Praxis  ist  die 
Zuständigkeit  der  kirchlichen  Gerichte  in  Ehesachen  nie  bestritten 
gewesen.  Vor  etwa  10  Jahren  haben  indessen  die  türkischen  Gerichte 
zum  ersten  Mal  den  Versuch  gemacht,  eherechtliche  Vermögensstreitig- 
keiten vor  ihr  Forum  zu  bringen.  Nach  langen  Verhandlungen  zwischen 
der  Pforte  und  den  Patriarchaten  erging  eine  durch  Irade  sanktionirte  und 
den  Gerichten  durch  Zirkular  des  Justizministera  vom  3.  Februar  1891 
mitgetheilte  Entscheidung  des  Ministerraths,  welche  die  Zuständigkeit 
der  kirchlichen  Gerichte  in  allen  Ehesachen,  mögen  sie  das  Band  der 
Ehe  oder  aus  dieser  folgende  vermögensrechtliche  Fragen  beti'effen, 
endgültig  festsetzte:^)  Die  Mohammedaner  sind  danach  in  Ehesachen  aus- 
schliesslich den  scheriatrechtlichen  Gesetzen  unterworfen,  also  in  allen 
Sachen  bezüglich  der  ehelichen  Rechte  und  Pflichten,  der  Ehescheidung 
und  des  ehelichen  Güterrechts;  die  Christen  unterstehen  in  all  diesen 


^)  Uebersetzung   des  Zirkulars  in   dem   BuHetin   de  Ugislation   et  jarispradence 
Egyptienne  1892  No.  18. 
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Sachen  ihren  kirchlichen  Obrigkeiten,  die  ihre  eigenen  religiösen  Gesetze 
anzuwenden  haben.  ^) 

Fremde  Unterthanen  in  der  Türkei  stehen  in  allen  Sachen  unter 
der  Jurisdiktion  der  Konsulargerichte,  ausgenommen  sind  nur  Grundstücks- 
streitigkeiten. Sind  die  Parteien  verschiedener  Staatsangehörigkeit,  so 
ist  das  Konsulargericht  des  Beklagten  zuständig.  Da  die  Frau  der  Staats- 
angehörigkeit des  Mannes  folgt,  so  stehen  in  Ehesachen  beide  Gatten 
unter  der  Jurisdiktion  desselben  Konsulats. 


§  8- 

H.  Internationales  Eherecht. 

a)  Ehen  von  Ausländern  in  der  Türkei.  —  Bei  der  Herrschaft 
der  Kapitulationen,  welche  die  Fremden  ihrer  eigenen  Konsular- 
gerichtsbarkeit unterstellen,  kann  es  fraglich  erscheinen,  ob  Ausländer 
einer  und  derselben  oder  zweier  verschiedener  Nationalitäten  die  Ehe 
nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an  dem  sie  wohnen,  d.  h.  vor  einem  berufenen 
Geistlichen  oder  Eeligionsdiener  der  Gemeinde,  welcher  sie  angehören, 
schliessen  können,  bezw.  ob  so  geschlossene  Ehen  von  dem  zuständigen 
Konsulargericht  als  gültig  anerkannt  werden  oder  nicht.  Mit  anderen 
Worten :  es  fragt  sich,  ob  das  Regime  der  Kapitulationen  die  Anwendbar- 
keit des  Grundsatzes  „locus  regit  actum"  für  in  der  Türkei  geschlossene 
Ehen  ausschliesst.  Die  Praxis  der  Konsulargerichte  neigt  dahin,  dass 
Ehen  zwischen  Fremden,  oder  einem  fremden  Manne  und  einer  Osmanin 
gültig  geschlossen  werden  können  nach  dem  Rechte  des  Wohnortes.^) 
Bezüglich  Deutschlands  ist  jedoch  die  diesen  Grundsatz  sanktionirende 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  26.  Febiniar  1891  durch  §  36  des 
Konsulargerichtsbart  öitsgesetzes  vom  7.  April  1900  aufgehoben,  und 
Ehen  können  von  lieutschen  in  der  Türkei,  wie  in  anderen  Konsular- 
gerichtsbezirken,  nunmehr  gültig  nur  vor  dem  Kaiserlichen  Konsul  ab- 
geschlossen werden.') 


^)  ^S^'  die  Studie  des  Advokaten  Privat  in  Alezandrien  im  Journal  du  droit  int. 
prive  1895  S.  955. 

*)  Vgl.  bezgl.  Italiens:  Giurisprudenza  italiana  1870  S.  674  (Entschdg.  des  Cass. 
Hofes  Turin  v.  27.  Juni  1870);  bezgl.  Frankreichs:  Sirey  1862  11  887  (Entschdg.  des  Cour 
d'Aix  V.  20.  März  1862)  u.  Entschdg.  des  Kons.Ger.  Constantinopel  bei  Clunet, 
Journal  du  droit  intern,  prive  1878  S.  273;  Feraud-Giraud:  Jurisdiction  francaise 
dans  les  Echelles  du  LevanfB.  2  S.  288;  bezgl.  Oesterreichs :  §  34  a.  b.  G.B. 

»)  Vgl.  das  citirte  ürtheil  in  Entsch.  in  Civils.  27  S.  101,  und  bei  Clunet, 
Journal  du  droit  international  prive  1892  S.  240;  andererseits  das  erwähnte  Beichsges. 
im  !Reichs-Ges.Bl.  v.  1900  S.  218.  Es  mag  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der 
§  36  des  Ges.  v.  7.  April  1900  sich  nur  auf  die  Konsular gerichtsbezirke  bezieht.  Für 
Länder,  wo  deutsche  Konsulargerichte  nicht  bestehen,  behält  die  Entscheidung  des 
Reichsgerichts  immer  noch  die  Bedeutung,  dass  Deutsehe  eine  Ehe  in  den  landes- 
üblichen Formen  schliessen  können,  auch  wenn  sie  die  Möglichkeit  hätten,  die  Ehe  vor 
einem  deutschen  Konsul  (ohne  Gerichtsbarkeit)  einzugehen.  Siehe  „Deutsches  Beich" 
S.  37,  42. 
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Der  Umstand,  dass  gültige  Ehen  nach  dem  Rechte  des  Wohnortes, 
also  vor  dem  kirchlichen  Oberhaupte  geschlossen  werden  können,  schliesst 
natürlich  nicht  aus,  dass  daneben  auch  der  zuständige  Konsul  bezw.  der- 
jenige, dem  der  Ehemann  untersteht,  nach  den  Gesetzen  des  Heimaths- 
staates  die  Eheschliessung  vomebmen  kann;  ausgenommen  sind  aber  die 
Konsuln,  in  deren  Heimathsstaat  keine  Civilehe  besteht')  Es  können 
also,  mangels  ausdrücklicher  gegentheiliger  Bestimmungen  der  Heimaths- 
gesetze,  Ehen  von  Ausländem  in  der  Türkei  sowohl  n^h  dem  Rechte 
des  Wohnortes  wie  vor  dem  Konsul  nach  dem  heimischen  Rechte  gültig 
geschlossen  werden.*) 

b)  Ehen  von  Osmanen  im  Auslande.  —  Da  das  türkische  Recht 
die  Civilehe  nicht  kennt,  sind  die  türkischen  Konsuln  im  Auslande  auch 
nicht  befugt,  Ehen,  sei  es  zwischen  mohammedanischen  oder  nicht- 
mohammedanischen Osmanen  abzuschliessen.  Sie  sind  nur  berechtigt, 
Zeugnisse  darüber  auszustellen,  dass  die  Nupturieuten  nach  türkischem 
Recht  ermächtigt  sind,  zu  heirathen.^ 

Nach  türkischem  Gewohnheitsrechte  sind  aber  im  Auslande  von 
Türken  in  der  von  ihrer  Religion  vorgeschriebenen  Form  geschlossene 
Ehen  als  gültig  anerkannt.  Alt.  60  der  Instruktion  für  die  türkischen 
Konsuln  bestimmt  dementsprechend:  „Die  Konsuln  müssen,  bevor  sie  eine 
fremde  Staatsangehörige,  die  einen  Osmanen  geheirathet  hat,  als  Osmanin 
in  die  Matrikel  eintragen,  sich  überzeugen,  dass  eine  Ehe  zwischen  beiden 
wirklich  geschlossen  ist." 

Ist  der  Mann  Mohammedaner  und  giebt  es  am  Ort  keine  moham- 
medanische Gemeinde,  so  gilt  die  Eheschliessung  als  geschehen  mit  einer 
entsprechenden  Erklärung  der  beiden  Gatten  vor  dem  Konsul  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen  und  mit  der  Unterzeichnung  dieser  Erklärung  durch 
die  Gatten  und  Zeugen.  Besteht  eine  mohammedanische  Gemeinde  am 
Orte,  so  ist  die  Eheschliessung  von  dem  geistlichen  Oberhaupte  der  Ge- 
meinde zu  bestätigen. 

Ehen  zwischen  nichtmohammedanischen  Osmanen  werden  nach 
der  angegebenen  Instruktion  durch  eine  Bescheinigung  ihres  geistlichen 
Oberhauptes  nachgewiesen.  Da  die  nichtmohammedanischen  Osmanen 
innerhalb  der  Türkei  in  Ehesachen  der  Jurisdiktion  ihrer  geistlichen 
Oberhäupter  unterstehen,  so  werden  ihre  im  Auslande  geschlossenen 
Ehen  von  den  letzteren  —  Patriarch,  Grossrabbiner  —  nur  anerkannt, 

')  Vgl.  bezgl.  Deutschlands:  Ges.  t.  4.  Mai  1870;  bezgl.  Englands:  G-es.  y.  28.  Juli 
1849,  Stocquart:  Statut  personnel  Bd.  2  S.  66;  bezgl.  Belgiens:  das  belg.  Konsular- 
reglement  Bd.  2  S.  60-67,  Ges.  v.  20.  Mai  1882;  bezgl.  der  Vereinigten  Staatea: 
Instruktion  der  Kegierung  der  Verein.  Staaten  bei  Glunet,  Journal  du  droit  intern, 
priye  1686  S.  663— 666;  bezgl.  Italiens:  Konsularges.  Art.  29  und  Fiore  bei  Olunet, 
Journal  1886  S.  307;  bezgl.  JBVankreichs :  Ges.  t.  29.  November  1901.  Vgl.  ausserdem: 
Salem  bei  Clunet,  Journal  1889  S.  23  u.  340,  1890  S.  446. 

*)  In  manchen  Fällen  wird  es  sich  empfehlen,  den  Eheschliessenden  die  Vor- 
nahme der  Eheschliessung  in  beiden  Formen  anzurathen. 

*)  Instruktion  für  die  türkischen  Konsuln,  Düstur,  Sammig.  ottomanisoher  Ge- 
setze, Anhang  Bd.  4  S.  41. 
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wenn  sie  in  der  kirchlichen  Form  geschlossen  sind.  Eine  in  Deutsch- 
land z.  B.  von  solchen  Osmanen  nur  vor  dem  Standesbeamten  abgeschlossene 
Ehe  würde  in  der  Türkei  als  gültig  nicht  anerkannt  werden.^) 

Im  Auslande  vor  einem  Civilstandsbeamten  von  Moham- 
medanern abgeschlossene  Ehen  würden,  wenn  die  dabei  zugezogenen 
Zeugen  Mohammedaner  waren  und  auch  sonst  den  Anforderungen  des 
Scheriatrechts  entsprachen  (S.  946),  in  der  Türkei  als  gültig  aner- 
kannt werden,  da  ja  die  Ehe  nach  Scheriatrecht  lediglich  durch  die  vor 
Zeugen  geäusserte  Willenseinigung  zu  Stande  kommt. 

Anhang. 

Auszug  aus  dem  Koran  über  die  Ehe  und  die  Ehescheidung. 

a)  Ehehindernisse. 

Sure  IV  Vers  3.  Wenn  ihr  fürchtet,  gegen  die  Waisen  ungerecht 
zu  sein,  heirathet  von  den  Frauen,  die  euch  gefallen,  nur  zwei,  drei  oder 
vier  ....  Lasst  euren  Frauen  ihre  Mitgift  zur  freien  Verfügung  und 
wenn  sie  euch  davon  freiwillig  etwas  zuwenden,  geniesst  es  nach  Belieben« 

V,  7.  Es  ist  euch  erlaubt,  die  ehrbaren  Töchter  der  Gläubigen, 
sowie  derjenigen  zu  heirathen,  die  vor  euch  die  Schriften  empfangen 
haben,  vorausgesetzt,  dass  ihr  ihnen  ihre  Belohnung  gebt. 

II,  221.  Heirathet  nicht  Götzen  anbetende  Frauen,  so  lange  sie 
nicht  sich  zum  Glauben  bekehrt  haben.  Eine  gläubige  Sklavin  ist  mehr 
werth,  denn  eine  freie  Götzenanbeterin,  mag  euch  diese  auch  mehr 
gefallen.  Gebt  eure  Töchter  keinem  Götzendiener,  so  lange  er  nicht  glaubt 

IV,  26.  Heirathet  nicht  die  Frauen,  die  die  Gattinnen  eurer  Väter 
gewesen  sind,  denn  das  ist  eine  Schande,  eine  Ungeheuerlichkeit  und 
ein  schlechter  Brauch.    Lasst  indessen  bestehen,  was  ist. 

IV,  27.  Es  ist  euch  verboten  zu  heirathen:  Eure  Mütter,  Töchter, 
Schwestern,  Tanten  väterlicher-  und  mütterlicherseits;  eure  Nichten, 
Ammen,  Milchschwestem ;  die  Mütter  eurer  Frauen;  eure  Mündel,  wenn 
sie  von  Frauen  geboren  siiid,  mit  denen  ihr  geschlechtlichen  Verkehr 
gehabt  habt;  habt  ihr  nicht  mit  ihren  Müttern  verkehrt,  könnt  ihr  sie 
heirathen.  Heirathen  dürft  ihr  ebenfalls  nicht  die  Töchter  eurer  Söhne, 
noch  zwei  Schwestern.  Ist  es  geschehen,  so  wird  Gott  nachsichtig  und 
barmherzig  sein. 

rv,  28.  Verboten  ist  euch,  verheirathete  Frauen  zu  ehelichen,  aus- 
genommen solche,  die  als  Sklavinnen  in  eure  Hände  gefallen  sind.  So 
ist  es  Gesetz  Gottes  für  euch. 

XXIV,  26.  Die  schainlosen  Frauen  sind  gemacht  für  die  scham- 
losen Männer  und  umgekehrt,  die  tugendhaften  Frauen  für  die  tugend- 
haften Männer  und  umgekehrt. 

^)  In  Ländern,  wo  die  griechisch-katholische  Kirche  herrscht,  wird  eine  im  Aus- 
lande geschlossene  Giyilehe  bekanntlich  nie  als  gültig  anerkannt.  Vgl.  bzgl.  Ghiechen- 
lands:  Institut  de  droit  intern.  Ann.  1885—86  S.  78,  bzgl.  Kusslands:  Die  interessante 
Studie  von  Mandelstam  im  Journal  du  droit  intern,  prive  1902  S.  248 ff. 
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b)  Rechte  and  Pflichten  der  Ehegatten. 

n,  228.  Die  Ehegatten  müssen  sich  ehrbar  gegen  einander  be- 
nehmen.   Die  Männer  haben  den  Vortritt  vor  ihren  Frauen. 

n,  223.  Eure  Frauen  sind  euer  Feld.  Geht  in  euer  Feld,  wie  ihr 
wollt;  aber  thut  nachher  etwas  für  euer  Seelenheil. 

n,  226.  Diejenigen,  welche  sich  von  ihren  Frauen  fernhalten,  haben 
4  Monate  Zeit,  um  nachzudenken,  dass  sie  sich  von  ihren  Frauen  nicht 
leichtsinnig  trennen.  Gehen  sie  nach  dieser  Zeit  wieder  zu  ihren  Frauen, 
dann  ist  Gott  nachsichtig  und  barmherzig. 


c)  Scheidung. 

n,  228.  Die  geschiedenen  Frauen  sollen  vor  ihrer  Wiederver- 
heirathung  die  Zeit  für  die  Monatsreinigungen  vergehen  lassen  (siehe 
unten  LXV  1  und  4). 

n,  299.  Die  Ehescheidung  (»  Yerstossung  seitens  des^  Mannes) 
kann  zweimal  wiederholt  werden.  Behaltet  ihr  eure  Frauen,  so  be- 
handelt sie  anständig.  Schickt  ihr  sie  fort,  so  thut  es  mit  Grossmuth. 
Es  ist  euch  nicht  erlaubt,  euch  anzueignen,  was  ihr  ihnen  gegeben  habt, 
es  müsste  denn  sein,  ihr  fürchtet,  die  Gesetze  Gottes  zu  überschreiten 
(mit  ihnen  weiter  lebend). 

n,  230.  Wenn  ein  Mann  seine  Frau  drei  Mal  Verstössen  hat  (sich 
von  ihr  geschieden  hat),  so  kann  er  sie  nur  wiedemehmen,  wenn  sie 
einen  anderen  Mann  geheirathet  hat  und  dieser  sie  auch  seinerseits  Ver- 
stössen hat. 

n,  232.  Wenn  ihr  eure  Frauen  verstosset  und  diese  warten  ihre 
Zeit  ab,  hindert  sie  nicht,  die  Bande  der  Ehe  mit  ihren  Männern  wieder 
zu  knüpfen,  falls  die  beiden  Gatten  einig  sind  über  das,  was  sie  für  an- 
ständig halten. 

II,  233.  Die  verstossenen  Frauen  haben  ihre  Kinder  zwei  Jalii-e 
hindurch  zu  stillen,  falls  der  Vater  es  für  die  volle  Zeit  wünscht.  Der 
Vater  des  Kindes  ist  gehalten,  die  Frau  auf  anständige  Art  zu  ernähren 
und  zu  kleiden. 

n,  237.  Es  ist  keine  Sünde,  eine  Frau  zu  Verstössen,  welcher  ihr 
nicht  beigewohnt  habt  oder  der  ihr  keine  Mitgift  gegeben  habt.  Gebt 
ihnen,  was  nöthig  ist  (der  Wohlhabende  nach  seinen  Mitteb,  der  Arme 
nach  den  seinigen)  auf  anständige  Weise  und  wie  es  sich  schickt  für 
diejenigen,  die  Gutes  thun. 

V,  228.  Wenn  ihr  eine  Frau  verstosst,  vor  der  Beiwohnung  aber 
nach  Festsetzung  der  Mitgift,  dann  kann  die  Frau  die  Hälfte  der  Mit- 
gift behalten,  vorausgesetzt,  dass  die  Frau  nicht  darauf  verzichtet,  oder 
der,  welcher  die  Ehe  veranlasst  hat,  nicht  auf  das  Ganze  verzichtet. 

n,  242.  Anständiger  Unterhalt  gebührt  den  verstossenen  Frauen; 
diese  Pflicht  trifft  alle,  die  Gott  fürchtea 
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LXV,  1.  0  Prophet:  Verstosset  eure  Frauen  nur  zu  bestimmten 
Zeiten  (um  sicher  zu  sein,  dass  sie  nicht  schwanger  sind:  Wartefrist 
von  drei  Monaten),  zählet  genau  die  Tage.  Vorher  könnt  ihr  sie  weder 
davonjagen  aus  euren  Häusern  noch  sie  fortgehen  lassen,  es  müsste 
denn  sein,  dass  sie  einen  erwiesenen  Ehebruch  begangen  hätten. 

LXV,  4.  Was  die  Frauen  anbetrifft,  die  nicht  mehr  hoffen  können, 
ihre  Periode  zu  haben  (wegen  ihres  Alters),  so  ist,  auch  wenn  ihr  dessen 
nicht  sicher  seid,  bezüglich  ihrer  die  Frist  ebenfalls  drei  Monate.  Das- 
selbe gilt  für  die  Frauen,  die  noch  nicht  die  Periode  gehabt  haben.  Bei 
schwangeren  Frauen  wartet  bis  zur  Niederkunft. 

LXV,  6.  Lasset  die  Frauen,  die  ihr  Verstössen  habt,  wohnen,  wo 
ihr  wohnt  und  nach  euren  Mitteln,  quälet  sie  nicht,  indem  ihr  sie  zu 
sehr  beschränkt.  Kümmert  euch  um  die,  welche  schwanger  sind;  trachtet 
ihnen  zu  helfen  in  ihren  Bedürfnissen,  bis  sie  niedergekommen  sind ;  wenn 
sie  eure  Kinder  stillen,  belohnet  sie  dafür;  befraget  euch  hierüber  und 
seid  grossmüthig.  Wenn  sich  Hindemisse  finden,  soll  eine  andere  Frau 
das  Kind  nähren. 

IV,  127.  Wenn  eine  Frau  die  Gewaltthätigkeit  oder  die  Abneigung 
ihres  Mannes  fürchtet,  so  schadet  es  nicht,  sich  zu  vergleichen.  Friede 
ist  ein  grosses  Gut. 

d)  Verwünschung. 

TV,  19.  Wenn  eure  Frauen  die  entehrende  Handlung  begehen,  rufet 
4  Zeugen.  Vereinigen  sich  deren  Zeugnisse  gegen  sie,  schliesset  sie  ein  in 
Häuser  bis  der  Tod  sie  aufsucht  oder  Gott  ihnen  ein  Mittel  zur  Rettung 
verschafft. 

XXIV,  6.  Diejenigen,  die  ihre  Frauen  anklagen  und  keine  anderen 
Zeugen  beizubringen  haben,  als  sich  selbst,  soUen  viermal  bei  Gott 
schwören,  dass  sie  die  Wahrheit  sagen. 

XXIV,  7.  Und  das  fünfte  Mal,  um  Grottes  Fluch  auf  sich  zu  rufen, 
wenn  sie  gelogen  haben. 

XXIV,  8.  Man  darf  die  Frau  nicht  bestrafen,  wenn  sie  viermal 
bei  Gott  schwört,  dass  ihr  Mann  gelogen  hat. 

XXIV,  9.  Und  das  fünfte  Mal,  um  Gottes  Zorn  auf  sich  zu  rufen, 
wenn  wahr  ist,  was  ihr  Mann  gesagt  hat. 


Die  Haager  Konventionen 
über  das  internationale  Recht  der  Eheschliessung» 
der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch 

und  Bett. 

Von 

J.  Hahn 

Amtsgerichtsrat  in  Berlin. 


Inhalt. 

Seita 

A.  Einleitung 973 

B.  Die  Haager  Konventionen 977 

0.  Erläuterungen 986 

I.  Zum  Abkommen  betr.  die  Ehesohlieuang 986 

II.  Zum  Abkommen  betr.  die  Ehescheidung  und  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett 991 


A.  Einleitung. 

Die  Bestrebungen,  internationales  Privatrecht  durch  Verhandlungen 
und  Vereinbarungen  der  europäischen  Staaten  zu  regeln,^)  gehen  auf  eine 
von  Mancini  im  Jahre  1867  gegebene  Anregung  zurück,  die  jedoch,  wie 
späterhin  einige  weitere  Anläufe,  ohne  praktischen  Erfolg  geblieben  ist. 
Dagegen  haben  die,  zufolge  einer  Einladung  der  niederländischen  Re- 
gierung auf  Anregung  von  Asser,  in  den  Jahren  1893,  1894  und  1900 
im  Haag  abgehaltenen  Staatenkonferenzen  über  den  bezeichneten  Gegen- 
stand höchst  bemerkenswerthe  Ergebnisse  gezeitigt:  Die  bereits  seit 
einigen  Jahren  in  Wii-ksamkeit  getretene  Konvention  v.  14.  November  1896, 
betreffend  einige  Fragen  des  internationalen  Civilprozessrechts,  nebst  einem 
Zusatzprotokoll  v.  22.  Mai  1897  (siehe  deutsches  R.G.B1.  1899  S.  285; 
Österreich.  E.G.B1.  1899  No.  36)  und  femer  drei  weitere,  noch  nicht 
ratifizirte  Konventionen  vom  12.  Juni  1902  zur  Regelung  des  inter- 
nationalen Privatrechts,  betreffend 

I.  Die  Eheschliessung, 

IL  Die  Ehescheidung  und  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

m.  Die  Vormundschaft  über  Minderjährige. 

Diese  Verträge,^  von  denen  nur  die  zwei  ersten,  betreffend  das 
Eherecht,  hier  interessiren,  sind  zwischen  folgenden  Staaten  geschlossen: 
Deutsches  Reich,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frank- 
reich, Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Portugal,  Rumänien, 
Schweden,  Schweiz.  Auch  Russland,  Norwegen  und  Dänemark  haben 
an  den  Verhandlungen  theilgenommen,  jedoch  schliesslich  die  Vollziehung 
der  Abkommen  abgelehnt;  es  ist  ihnen  aber  (in  Art.  10  der  Konv.  I  und 
Art.  11  der  Konv.  II,  wie  auch  nach  Art.  11  der  Konv.  HI)  der  Beitritt 
bis  zum  31.  Dezember  1904  offen  gehalten,  und  es  ist  wahrscheinlich, 
dass  wenigstens  die  beiden  skandinavischen  Staaten  von  diesem  Beitritts- 
rechte Gebrauch  machen  werden.    Von  grösseren  europäischen  Staaten 

^)  Siehe  darüber  Kahn,  Die  einheitliche  Kodifikation  des  internationalen  Priyat* 
rechts  durch  Staatsverträge  (Leipzigs  1904)  S.  5  ff. 

*)  Gegentand  der  Verhandlungen  im  Haag  waren  noch  andere  Rechtsmaterien, 
darunter  auch  die  Wirkungen  der  Ehe  auf  die  Kechtsstellung  der  Frau  und 
der  Kinder,  das  Ehegüterrecht  und  die  Wirkungen  der  Scheidung  und 
der  Trennung  von  Tisch  und  Bett.  Es  steht  zu  erwarten,  dass  auch  hierüber 
Vereinbarungen  in  absehbarer  Zeit  zu  Stande  kommen  werden. 


974  ^'^^  Haager  Konventionen. 


waren  nur  Grossbritannien  und  die  Türkei  bei  den  Konferenzen  fiberhaapt 
nicht  vertreten.^) 

Als  Staatsverträge  werden  die  Konventionen  (gemäss  Art  11  Konv.  I 
u.  Art.  12  Eonv.  II)  am  60.  Tage  nach  der  Hinterlegung  der  Batifikations- 
nrkunden  in  Kraft  treten;  bis  dahin  werden  daher  auch  die  einzelnen 
Staaten  durch  Gesetzgebungsakte  nach  Massgabe  ihrer  Verfassungen  die 
Verträge  mit  Gesetzeskraft  auszustatten  und  einzuführen  haben.  Solange 
dies  in  einem  Vertragsstaate  nicht  geschehen  ist,  haben  dessen  Behörden 
in  Fragen  des  internationalen  Eherechts  nach  den  allgemeinen  Normen, 
nicht  nach  den  Vertragsbestimmungen  zu  entscheiden.*)  Der  einzelne 
Staat  kann  aber  seiner  Verbindlichkeit,  die  Vertragsnormen  zur  Geltung 
zu  bringen,  entweder  durch  Erlassung  besonderer,  von  den  Verträgen  f  ormdl 
unabhängiger  Gesetze  oder  durch  Einführung  der  Verträge  selbst  mit 
Gesetzeskraft  genügen.  Im  ersteren  Falle  treten  für  die  Rechtsanwendung 
die  Verträge  als  solche  zurück  und  es  ist  lediglich  der  Inhalt  der  zu  ihrer 
Ausführung  erlassenen  Gesetze  massgebend  —  was  nicht  ausschliesst,  dass 
geeigneten  Falls  die  Verträge  und  die  ihnen  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen als  wichtige  Auslegungsmaterialien  herangezogen  werden 
können.  Einem  solchen  Gesetze  die  Anwendung  gegenüber  den  An- 
gehörigen eines  anderen  Vertragsstaats  deshalb  zu  versagen,  weil  dieser 
Staat  der  dui'ch  die  Konventionen  übernommenen  Verbindlichkeit  noch  nicht 


^)  Ueber  das  Fernbleiben  Gross- Britanniens  siehe  Lain§  in  Ginnet,  Journal  du 
droit  intern,  pr.  1894  S.  16  ff.  —  Ueber  die  hauptsächlichsten  Gründe  für  das  ab- 
lehnende Verhalten  Russlands  bezw.  Norweg^ens  und  Dänemarks  siehe  Anm.  ...  zu 
Art.  6  Konv.  I  bezw.  Anm.  ...  zu  Art.  7  Konv.  II. 

*)  Denn  Staatsverträge  überhaupt  verpflichten  an  sich  nur  die  betheiligten 
Staaten  gegen  einander,  die  vereinbarten  Normen  je  in  ihren  Gebieten  zur  Geltang  zu 
bringen,  haben  aber  nicht  ohne  Weiteres  die  Wirkung  von  Gesetzen  gegenüber  den 
Staatsangehörigen.  Vgl.  Lab  and,  Staatsr.  des  deutschen  Keichs  (4.  Aufl.  1SK)1)  II 
S.  114  ff.,  145  ff.  Die  Ansicht  von  Zorn,  Zeitschr.  für  die  gesammte  Staatswissensch. 
86  S.  Iff.  (1880),  dass  schon  die  Ratifikation  den  Vertrag  zum  Recht,  auch  gegenüber 
den  Staatsangehörigen,  mache,  steht  vereinzelt  da.  Siehe  dagegen:  Laband  a.  a.  0. 
S.  121  Anm.  1;  Meyer,  Lehrb.  des  deutschen  Staatsr.  (5.  Aufl.  1889)  S.  627  Anm.  2. 
Aus  der  richtigen  Auffassung  folgt  auch,  dass  da,  wo  die  Konventionen  mit  Gesetzes- 
kraft eingeführt  werden,  ein  ihnen  widerstreitendes  späteres  Gesetz  dennoch  zur  An- 
wendung zu  bringen  sein  würde.  Vgl.  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  Internat.  Privatr. 
(1889)  I  S.  144  ff.  Hiermit  stehen  die  Gründe  eines  Urteils  des  deutschen  Rei<^- 
gerichts  V.  1.  Juli  1889  (Entsch.  in  Oivils.  24  S.  13)  in  Widerspruch,  wo  ausgeführt 
ist,  dass  die  in  Staatsverträgen  enthaltenen  Rechtsnormen,  weil  sie  auf  einer  Willens- 
einigung der  betheiligten  Staaten  beruhen,  in  der  Regel  nur  mit  Zustimmung  beider 
Vertragschliessenden  ausser  Geltung  gesetzt  werden  können.  Diese  Anschauung  des 
Reichsgerichts  trifft  aber  nur  zu  für  das  völkerrechtliche  Verhältniss  der  Staaten  zu 
einander;  nach  Innen,  gegenüber  den  Angehörigen  des  einzelnen  Staates,  ist  dessen 
neueres  Gesetz  massgebend.  —  Eine  besondere  Meinung  vertritt  in  Bezug  auf  Verträge 
international-privatrechtlichen  Inhalts  Zitelmann,  Intern.  Privatr.  I  S.  163 :  Der  Vertrag 
gelte  jedenfalls  als  Völkerrecht  und  es  müsse  daher  sogar  der  „Richter  des  vertrag- 
schliessenden Staats  selbst,  obwohl  sein  eigener  Staat  die  dem  Staatsverträge  ent- 
sprechende Anwendungsnorm  als  innerstaatlichen  Rechtssatz  noch  nicht  eingeführt 
hat,  doch  mangels  einer  entgegenstehenden  Anwendungsnorm  seines  eigenen 
Staats  ebenfalls  die  international-privatrechtlichen  Konsequenzen  jener  vÖlkerrechtlicheD 
Aenderung  bereits  ziehen^. 
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genügt  hat.  würden  die  Behörden  ohne  besondere  gesetzliche  Ermächti- 
gung nicht  befugt  sein.^)  Werden  dagegen  in  einem  Staate  die  Kon- 
ventionen als  solche  mit  Gesetzeskraft  ausgestattet  und  publizirt,  so 
können  vielleicht  über  die  Bedeutung  dieses  Gesetzgebungsaktes  Zweifel 
aufkommen. ")  Es  wäre  an  sich  denkbar,  ihn  dahin  zu  verstehen,  dass 
der  Staat  seiner  Verbindlichkeit,  die  Vertragsnormen  zur  Geltung  zu 
bringen,  im  Hinblick  auf  die  Gegenseitigkeit  der  Verti-äge  nur  im  Ver- 
hältniss  zu  denjenigen  Staaten  habe  genügen  wollen,  die  auch  ihrerseits 
die  übernommene  Vertragspflicht  erfüllt  haben;  dass  daher  gegenüber 
den  säumigen  Staaten  es  ipso  iure  (also  ohne  dass  es  erst  der  Ausübung 
eines  Vergeltungsrechts  bedürfte)  bei  dem  früheren  Kechtszustande,  d.  h. 
bei  der  Anwendung  der  sonst  geltenden  internationalrechtlichen  Grund- 
sätze verbleibe.  Indessen  eine  solche  Absicht  würde  doch  eines  klaren 
Ausdrucks  bedürfen,  und  zwar  umsomehr,  als  jeder  einzelne  Vertragsstaat 
zur  Anwendung  des  Konventionrechts  im  vollen  Umfange,  also  auch  im 
Verhältniss  zu  dem  säumigen  Staate,  nicht  nur  diesem,  sondern  allen 
Vertragsstaaten  gegenüber  sich  verpflichtet  hat.  Wenn  daher  ein  Staat 
sich  entschliesst,  einfach  (ohne  nähere  Erklärung)  die  Konventionen  als 
solche  mit  Gesetzeskraft  einzuführen,  so  wird  die  Rechtslage  nicht  anders 
zu  beurtheilen  sein,  als  wenn  in  Ausführung  der  Konventionen  besondere, 
von  ihnen  formell  unabhängige  Gesetze  erlassen  werden. 

Dagegen  verbleibt  es  selbstverständlich  bei  der  Anwendung  der 
sonst  geltenden  allgemeinen  Normen  des  internationalen  Eherechts  ausser- 
halb der  durch  Art.  8  der  Konv.  I  und  Art.  9  der  Konv.  11  bezeichneten 
Anwendungsgrenzen  des  Vertragsrechts.')  Da  nun  aber  in  vielen  Ver- 
tragsstaaten die  durch  die  Konventionen  geregelten  Fragen  von  der 
Gesetzgebung  überhaupt  nicht  oder  nicht  vollständig  behandelt  sind,  so 
dass  die  Ausfüllung  der  Lücken  der  Wissenschaft  und  der  Gerichtsübung 
überlassen  ist,  so  wird  man  insoweit  vielleicht  geneigt  sein,  den  im 
Haag  vereinbarten  Grundsätzen,  als  dem  Spruche  einer  Versammlung 
hochangesehener  Rechtsgelehrter  und  Staatsmänner,  einen  weitreichenden 
Einfluss  auf  die  Handhabung  des  internationalen  Eherechts  überhaupt 
—  auch  im  Verhältnisse  zu  den  an  den  Verträgen  nicht  betheiligten 
Staaten  und  in  Bezug  auf  Rechtsvei*hältnisse,  die  nach  Art.  8  der  Konv.  I 

')  im  deutschen  Keiche  gehört  die  Ausübung  eines  solchen  Vergeltungsrechts 
zur  völkerrechtlichen  Vertretung,  steht  also  nicht  den  Gerichten  ohne  Weiteres  zu 
(Art.  11  der  Reichsverfassung;  Lab  and  a.  a.  0.  S.  154).  Für  das  Gebiet  des  bürger- 
lichen Bechts  ist  vorgesehen,  dass  der  Reichskanzler  mit  Zustimmung  des  Bundesraths 
Bestimmungen  über  die  Ausübung  eines  Vergeltungfsrechts  erlassen  kann  (Art.  31  des 
Einf.-Ges.  z.  B.G.B.).  —  Nach  Zitelmann  a.  a.  0.  I  S.  378 ff.  soll  der  deutsche  Richter 
befugt  sein,  ohne  Weiteres  den  Vertragsinhalt  als  Bestandtheil  der  ausländischen 
Rechtsordnung  anzusehen  und  anzuwenden;  vgl.  auch  die  vorige  Anm.  Aehnlich 
Klein  in  Niemeyer's  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  u.  Straf r.  14  S.  146 ff.,  indem  er  das 
dem  Vertrage  widerstreitende  ausländische  Recht  auf  Grund  des  Art.  30  Einf.-Ges.  z. 
B.G.B.  (hier  S.  49)  von  der  Anwendung  im  Inlande  ausschliessen  will. 

')  Vgl.  z.  B.  Planck,  Komment,  z.  B.G.B.,  Anm.  4,  Abs.  2  zu  Art.  30  des  Einf.-Ges. 
*)  Vgl.  Kahn  in  Niemeyer(Böhm)'s  Zeitschr.   12  S.  480 ff.   und  die  dort  zitirte 
Aeusserung  von  Renault,  Actes  des  Conferences  1894  S.  44. 
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und  Art.  9  der  Konv.  II  dem  Vertragsrechte  nicht  unterliegen  —  ein- 
zuräumen. Hiergegen  wird  nichts  einzuwenden  sein,  sofern  man  sich 
dabei  nur  immer  gegenwärtig  hält,  dass  die  Haager  Vereinbanmgen 
vielfach  Kompromisse  darstellen  und  Zugeständnisse  enthalten,  die  nnr 
im  Interesse  des  Zustandekommens  des  Werks  gemacht  sind  und  die 
daher,  gegenfiber  der  sonst  in  dem  betreffenden  Staate  herrschenden 
Rechtsanschanung,  ohne  gesetzliche  Sanktionirung  keine  Autorität  für 
sich  in  Anspruch  nehmen  können.^) 

Aus  der  Literatur  über  die  Haager  Konferenzen  und  Konventionen 
sind  hervorzuheben:  Die  offiziellen  Verhandlungsberichte  „Actes  des 
Conferences  de  la  Haye  charg6es  de  r^glementer  diverses  matieres  de 
droit  international  priv6"  (La  Haye  1900,  je  für  die  Konferenzen  von 
1893,  1894,  1900);  dazu  „Documents  relatifs  ä  la  troisifeme  Conference 
de  la  Haye  pour  le  di'oit  international  priv6"  (La  Haye  1900).  — 
Berichte  und  Erörterungen  über  die  Verhandlungen  von  Lain6  in  Clunet, 
Journal  du  dioit  international  priv6  1894,  1896  und  1901,  insbesondere 
bezüglich  des  Eherechts:  1894  S.  19 ff.,  239,  247 ff.,  1895  S.  470 ff.,  1901 
S.  6  ff.,  231  ff.  —  Kahn,  Die  dritte  Haager  Staatenkonferenz  für  inter- 
nationales Privatrecht,  in  Niemeyer(Böhm)'s  Zeitschr.  für  intern.  Privat- 
u.  Strafr.  12  S.  Iff.,  202  ff.,  385  ff.  (eine  kritische  Studie  über  die  Konv.I 
und  über  die  Anwendungsgi-enzen  des  Konventionsrechts  mit  Heran- 
ziehung zahlreicher,  lehrreicher  Beispiele  aus  dem  geltenden  Eechte).  — 
Eenault,  Les  Conventions  de  La  Haye  sur  le  droit  international  prive 
(Paris  1903).  —  Meili,  Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staaten- 
konferenzen im  Haag  (Zürich  1900).  —  Niemeyer  in  der  deutschen 
Juristenzeitung  1904  S.  614  (eine  kurze  Betrachtung  über  die  Bedeutung 
der  Konventionen). 

Dem  deutschen  Reichstage  sind  die  drei  Abkommen,  nachdem  der 
Bundesrath  seine  Zustimmung  dazu  ertheilt  hat,  am  18.  April  1904  zur 
verfassungsmässigen  Beschlussfassung  vorgelegt  worden;  dabei  sind  eine 
deutsche  Uebersetzung  des  Textes  und  eine  erläuternde  Denkschrift 
beigefügt  (ReichstDrucks.  der  11.  Legisl.Per.  L  Sess.  1903/1904,  No.  347). 
Der  Reichstag  hat  seine  Zustimmung  bereits  ertheilt 

Auch  in  der  Mehi'zahl  der  anderen  Vertragsstaaten  haben  die  Ab- 
kommen die  verfassungsmässige  Sanktion  erlangt,  und  sie  sind  am  1.  Juni 
1904  von  Deutschland,  Belgien,  Frankreich,  Luxemburg,  den  Niederlandeji, 
Rumänien  und  Schweden  ratifizirt  worden,  so  dass  sie  gemäss  Art.  11 
des  Abkommens  I  und  Art.  12  des  Abkommens  II  am  sechszigsten  Tage 
nach  jenem  Zeitpunkte  in  Kraft  treten. 

')  Wenn  z.  B.  Schweden  sich  herbeigelassen  hat,  entgegen  der  dort  herrsdienden 
Auffassung,  das  Heimatrecht  als  für  die  Eingehung  einer  Ehe  massgebend  anzuerkennen 
(Art.  1  der  Konv.  1  und  Anm.  1  dazu),  so  wird  man  dort  bei  Beurtheilung  einer  Yon 
russischen  Staatsangehörigen  in  Schweden  geschlossenen  Ehe  gewiss  auf  die  all- 
gemeinen Normen  zurückgreifen  und  das  Domizilprinzip  zur  Anwendung  bringen. 
Ygl.  aber  Kahn  a.  a.  0.  S.  434. 
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Im  Folgenden  wird  der  französische  Text  der  beiden  ersten,  das 
Eherecht  betreffenden  Konventionen  mit  der  amtlichen  deutschen  üeber- 
setznng  mitgetheilt  und  erörtert. 


B.  Die  Haager  Eonventionen. 

I. 

Convention  pour  regier  les  conflits  de     Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungs- 
lois  an  matiire  de  mariage.  bereichs  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete 

der  Eheschliessung. 


Sa  Majestö  l'Empereur  d'Alle- 
magne,  Eoi  de  Prusse,  au  nom  de 
l'Empire  Allemand,  Sa  Majest6 
TEmpereur  d'Autriche,  Eoi  de  Bo- 
heme, etc.,  etc.,  et  Eoi  Apostolique 
de  Hongrie,  Sa  Majest6  le  Eoi  des 
Beiges,  Sa  Majest6  le  Eoi  d'Espagne, 
le  President  de  la  E6publique  Fran- 
^aise,  Sa  Majestfe  le  Eoi  dltalie,  Son 
Altesse  Eoyale  le  Grand-Duc  de 
Lttxembourg,  Duc  de  Nassau,  Sa 
Majest6  la  Eeine  des  Pays-Bas,  Sa 
Majestö  le  Eoi  de  Portugal  et  des 
Algarves,  etc.,  etc.,  Sa  Majest6  le 
Eoi  de  Eoumanie,  Sa  Majeste  le 
Eoi  de  Su6de  et  de  Norvfege,  au 
nom  de  la  Su6de,  et  le  Conseil 
F6d6ral  Suisse: 


D^ii*ant  6tablir  des  dispositions 
communes  pour  regier  les  conflits 
de  lois  concemant  les  conditions 
pour  la  yaliditö  du  mariage. 


Ont  r6solu  de  conclure  une  Con- 
yention  k  cet  eff et  et  ont  nomm6  pour 
Leurs  plSnipotentiaires,  savoir:  .  .  . 

Lesquels,  aprte  s'§tre  communiqu6 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouv6s  en 
bonne  et  due  forme,  sont  convenus 
des  dispositions  suivantes: 

Leske  n.  Loewenfeld,  Beohtsyerfolgnng. 


Seine  Majestät  der  Deutsche 
Kaiser,  König  von  Preussen,  im 
Namen  des  Deutschen  Eeichs,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Oester- 
reich,  König  von  Böhmen  u.  s.  w. 
und  Apostolischer  König  von  Un- 
garn, Seine  Majestät  der  König  der 
Belgier,  Seine  Majestät  der  König 
von  Spanien,  der  Präsident  der 
Französischen  Eepublik,  Seine 
Majestät  der  König  von  Italien, 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Gross- 
herzog von  Luxemburg,  Herzog  zu 
Nassau,  Ihre  Majestät  die  Königin 
der  Niederlande,  Seine  Majestät  der 
König  von  Portugal  und  Algarvien 
u.  s.  w..  Seine  Majestät  der  König 
von  Eumänien,  Seine  Majestät  der 
König  von  Schweden  und  Nor- 
wegen, im  Namen  Schwedens,  und 
der  Schweizerische  Bundesrath: 

von  dem  Wunsche  geleitet,  ge- 
meinsame Bestimmungen  zur  Eege- 
lung  des  Geltungsbereichs  der  Ge- 
setze in  Ansehung  der  Erforder- 
nisse für  die  Gültigkeit  der  Ehe- 
schliessung zu  treffen, 

sind  übereingekommen,  zu  diesem 
Zwecke  ein  Abkommen  zu  schUessen 
und  haben  zu  Ihren  Bevollmächtigten 
ernannt:  .  »  , 

welche,  nachdem  sie  sich  ihre 
Vollmachten  mitgetheilt  und  sie  in 
guter  und  gehöriger  Form  befunden 
haben,  über  folgende  Bestimmungen 
übereingekommen  sind: 

Ergtinznngsband.  ^^ 
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Article  1. 
Le  droit  de  contracter  manage 
est  r6gl6  par  la  loi  nationale  de 
chacnn  des  futurs  ^poux,  k  moins 
qu'nne  disposition  de  cette  loi  ne  se 
T^tkre  express^ment  k  une  autre  loi 


Article  2. 
La  loi  du  lieu  de  la  c616bration 
pent  interdire  le  mariage  des  6tran- 
gers  qni  serait  contraire  k  ses  dispo- 
sitions  concemant: 

1.  les  degrfes  de  parentß  ou  d'alli- 
ance  poor  lesquels  il  y  a  nne 
Prohibition  absolue; 

2.  la  Prohibition  absolne  de  se 
marier,  6dict6e  contre  les  con- 
pables  de  raduMre  k  raison 
dnqnel  le  mariage  de  Fun 
d'eux  a  6te  dissous; 

3.  la  Prohibition  absolue  de  se 
marier,  fedict^e  contre  des  per- 
sonnes  condamn6es  pour  avoir 
de  concert  attentfe  ä  la  vie  du 
conjoint  de  Tune  d'elles, 

Le  mariage  c^lfebrfe  contrairement 
k  une  des  prohibitions  mentionn^es 
ci-dessus  ne  sera  pas  frapp6  de  nul- 
lit*, pourvu  qu'il  soit  valable  d*aprfes 
la  loi  indiqu6e  par  Tarticle  1*^ 

Sous  la  rfeerve  de  Tapplication 
du  Premier  alin^  de  Tarticle  6  de 
la  prfeente  Convention,  aucun  Etat 
contractant  ne  s*oblige  k  faire  c616- 
brer  un  mariage  qui,  k  raison  d'un 
mariage  ant6rieur  ou  d'un  obstacle 
d'ordre  religieux,  serait  contraire  k 
ses  lois.  La  violation  d*un  empeche- 
ment  de  cette  nature  ne  pourrait 


Artikel  1.^) 
Das  Becht  zur  Eingehung  der  Ehe 
bestimmt  sich  in  Ansehung  eines 
jeden  der  Verlobten  nach  dem  Gesetze 
des  Staates,  dem  er  angehört  (Gesetz 
des  Heimathstaats),  soweit  nicht  eine 
Vorschi'if  t  dieses  Gesetzes  ausdrück- 
lich auf  ein  anderes  Gesetz  verweist 

Artikel  2.«) 
Das  Gesetz  des  Ortes  der  Ehe- 
schliessung kann  die  Ehe  von  Aus- 
ländem untersagen,  wenn  sie  Ver- 
stössen würde  gegen  seine  Vor- 
schriften über 

1.  die  Grade  der  Verwandtschaft 
und  Schwägerschaft,  für  die  ein 
absolutes  Eheverbot   besteht; 

2.  das  absolute  Verbot  der  Ehe- 
schliessung zwischen  den  des 
Ehebruchs  Schuldigen,  wenn 
auf  Grund  dieses  Ehebruchs 
die  Ehe  eines  von  ihnen  auf- 
gelöst worden  ist; 

3.  das  absolute  Verbot  der  Ehe- 
schliessung zwischen  Personen, 
die  wegen  gemeinsamer  Nach- 
stellung nach  dem  Leben  des 
Ehegatten  eines  von  Urnen  ver- 
urtheilt  worden  sind. 

Ist  die  Ehe  ungeachtet  eines  der 
vorstehend  aufgeführten  Verbote  ge- 
schlossen, so  kann  sie  nicht  als 
nichtig  behandelt  werden,  falls  sie 
nach  dem  im  Artikel  1  bezeichneten 
Gesetze  gültig  ist. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Artikel  6  Abs.  1  dieses  Ab- 
kommens ist  kein  Vertragsstaat  ver- 
pflichtet, eine  Ehe  schliessen  zu 
lassen,  die  mit  Bficksicht  auf  eine 
vormalige  Ehe  oder  auf  ein  Binder- 
niss  religiöser  Natur  gegen  seine  Ge- 
setze Verstössen  würde.  Die  Ver- 
letzung eines  derartigen  Ehehinder- 


^)  Erläutert  8.  986  f. 


*)  Erläatert  S.  988  f. 
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pas  entrainer  la  nullite  du  mariage 
dans  les  pays  autres  que  celui  oü 
le  mariage  a  6t6  c616br6. 

Article  3. 

La  loi  da  lieu  de  la  c616bration 
peut  permetti'e  le  mariage  des  6tran- 
gers  non^bstant  les  prohibitions  de 
la  loi  indiqu6e  par  Farticle  1®^,  lors- 
que  ces  prohibitions  sont  exclusive- 
ment  fondfees  sur  des  motifs  d'ordre 
religieux. 

Les  autres  Etats  ont  le  droit  de 
ne  pas  recomiaitre  comme  valable  le 
mariage  celfebrfe  dans  ces  circons- 
tances. 

Article  4. 
Les  6trangers  doivent,  poor  se 
maiier,  6tablir  qu'ils  remplissent  les 
conditions  n6cessaires  d'aprös  la  loi 
indiquee  par  Tarticle  1®^. 

Cette  justification  se  fera,  soit 
par  an  certiflcat  des  agents  diplo- 
matiques  on  consolaires  aatoris6s 
par  TEtat  dont  les  contractants 
sont  les  ressortissants,  soit  par  tont 
autre  mode  de  preuve,  pourvu  que 
les  Conventions  internationales  ou 
les  autorit^s  du  pays  de  la  c616- 
bration  reconnaissent  la  justification 
comme  süffisante. 

Article  5. 
Sera  reconnu  partout  comme  va- 
lable, quant  ä  la  forme,  le  mariage 
c616br6  suivant  la  loi  du  pays  oü 
il  a  eu  lieu. 

n  est  toutefois  entendu  que  les 
pays  dont  la  l^gislation  exige  une 
c616bration  religieuse,  pourront  ne 
pas  reconnattre  comme  valables  les 

')    Erläatert  S.  989. 


nisses  kann  jedoch  die  Nichtigkeit 
der  Ehe  in  einem  anderen  Lande 
als  in  dem,  wo  die  Ehe  geschlossen 
wurde,  nicht  zur  Folge  haben. 

Artikel  3.^ 

Das  Gesetz  des  Ortes  der  Ehe- 
schliessung kann  ungeachtet  der 
Verbote  des  im  Artikel  1  bezeich- 
neten Gesetzes  die  Ehe  von  Aus- 
ländem gestatten,  wenn  diese  Ver- 
bote ausschliesslich  auf  Gründen 
religiöser  Natui*  beruhen. 

Die  anderen  Staaten  sind  be- 
rechtigt, einer  unter  solchen  Um- 
ständen geschlossenen  Ehe  die  An- 
erkennung als  einer  gültigen  Ehe 
zu  versagen. 

Artikel  4.^) 

Die  Ausländer  müssen  zum 
Zwecke  ihrer  Eheschliessung  nach- 
weisen, dass  sie  den  Bedingungen  ge- 
nügen, die  nach  dem  im  Artikel  1  be- 
zeichneten Gesetz  erforderlich  sind. 

Dieser  Nachweis  kann  durch  ein 
Zeugniss  der  diplomatischen  oder 
konsularischen  Vertreter  des  Staates, 
dem  die  Verlobten  angehören,  oder 
durch  irgend  ein  anderes  Beweis- 
mittel geführt  werden,  je  nachdem 
die .  Staatsverträge  oder  die  Be- 
hörden des  Landes,  in  welchem  die 
Ehe  geschlossen  wird,  den  Nach- 
weis als  genügend  anerkennen. 

Artikel  B.^) 

In  Ansehung  der  Form  ist  die 
Ehe  überall  als  gültig  anzuerkennen, 
wenn  die  Eheschliessung  dem  Ge- 
setze des  Landes,  in  welchem  sie 
erfolgt  ist,  entspricht. 

Doch  brauchen  die  Länder,  deren 
Gesetzgebung  eine  religiöse  Trauung 
vorschreibt,  die  von  ihren  Ange- 
hörigen unter  Nichtbeachtung  dieser 
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mariages  contract^s  par  lenrs  na- 
tionanx  k  T^tranger  sans  qae  cette 
prescription  ait  ktk  observ^e. 

Les  dispositions  de  la  loi  natio- 
nale,  en  mati^re  de  pablications, 
deyront  Stre  respect^es;  mais  le  d6- 
fant  de  ces  publications  ne  ponrra 
pas  entiainer  la  nullitä  du  mariage 
dans  les  pays  autres  qae  celni  dont 
la  loi  aurait  ^tk  yiol^e. 

Une  copie  authentiqne  de  Tacte 
de  mariage  sera  transmise  aux  au- 
toritös  da  pays  de  chacan  des  6poaz. 

Article  6. 
Sera  reconna  partoat  comme  va- 
lable,  qaant  k  la  forme,  le  mariage 
c616br6  devant  an  agent  diplomati- 
que ou  consalaire,  conform^ment  k 
sa  16gislation,  si  aucune  des  parties 
contractantes  n'est  ressortissante  de 
TEtat  oü  le  mariage  a  6t6  c616br6 
et  si  cet  Etat  ne  s'y  oppose  pas. 
n  ne  peut  pas  s'y  opposer  qaand 
il  s'agit  d'an  mariage  qai,  k  raison 
d'on  mariage  ant^rieur  oa  d'on  ob- 
Stade  d'ordre  religienx,  serait  con- 
traire  k  ses  lois. 


La  i*6serve  du  second  alinöa  de 
Tarticle  5  est  applicable  aux  mari- 
ages diplomatiqaes  ou  consolaires. 

Article  7. 
Le  mariage,  nal  qaant  k  la  forme 
dans  le  pays  oü  il  a  6t6  c616br6, 
poarra  n^anmoins  etre  reconnu 
comme  yalable  dans  les  aatres 
pays,  si  la  forme  prescrite  par  la 
loi  nationale  de  chacane  des  parties 
a  6t6  observÄe. 


y orschiift  im  Aasland  eingegangenen 
Ehen  nicht  als  gültig  anznerkennen. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes 
des  Heimathstaats  über  das  Anf- 
gebot  müssen  beachtet  werden;  doch 
kann  das  Unterlassen  dieses  Aufge- 
bots die  Nichtigkeit  der  Ehe  nur  in 
dem  Lande  zur  Folge  haben,  dessen 
Gesetz  übertreten  worden  ist 

Eine  beglaubigte  Abschrift  der 
Eheschliessungsurkunde  ist  den  Be- 
hörden des  Heimathlandes  eines 
jeden  der  Ehegatten  zu  übersenden. 

Artikel  6.^ 

In  Ansehung  der  Form  ist  die 
Ehe  überall  als  gültig  anzuerkennen, 
wenn  sie  vor  einem  diplomatischen 
oder  konsularischen  Vertreter  gemäss 
seinerGesetzgebunggeschlossenwird, 
vorausgesetzt  dass  keiner  der  Ver- 
lobten dem  Staate,  wo  die  Ehe  ge- 
schlossen wird,  angehört  und  dieser 
Staat  der  Eheschliessung  nicht  wider- 
spricht Ein  solcher  Widerspruch 
kann  nicht  erhoben  werden,  wenn 
es  sich  um  eine  Ehe  handelt,  die 
mit  Eücksicht  auf  eine  yormaiige 
Ehe  oder  ein  Hindemiss  religiöser 
Natur  gegen  seine  Gesetze  Ver- 
stössen würde. 

Der  Vorbehalt  des  Artikel  5 
Abs.  2  findet  auf  die  diplomati- 
schen oder  konsularischen  Ehe- 
schliessungen Anwendung. 

Artikel  7.^ 
Eine  Ehe,  die  in  dem  Lande,  in 
welchem  sie  geschlossen  wurde,  in 
Ansehung  der  Form  nichtig  ist, 
kann  gleichwohl  in  den  anderen 
Ländern  als  gültig  anerkannt 
werden,  wenn  die  durch  das  Ge- 
setz des  Heimathstaats  eines  jeden 
der  Verlobten  vorgeschriebene  Form 
beobachtet  worden  ist 
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Article  8. 
La  prtoente  Convention  ne  s'ap- 
pliqne  qu'aux  mariag^es  c616brte  snr 
le  territoire  des  Etats  contractants 
entre  personnes  dont  nne  an  moins 
est  ressortissante  d'nn  de  ces  Etats. 

Ancun  Etat  ne  s'oblige,  par  la 
präsente  Convention,  k  appliqner 
nne  loi  qni  ne  serait  pas  celle  d'nn 
Etat  contractant. 

Article  9. 
La  präsente  Convention,  qni  ne 
s'applique  qu'anx  tenitoires  enro- 
ptens  des  Etats  contractants,  sera 
ratifi^e  et  les  ratifications  en  seront 
d^pos^es  k  la  Haye,  dfes  qne  la 
majorit6  des  Hantes  Parties  con- 
tractantes  sera  en  mesnre  de  le  faire. 

H  sera  dress6  de  ce  dfepöt  nn 
procfes-verbal,  dont  nne  copie,  certi- 
fi6e  conforme,  sera  remise  par  la 
voie  diplomatique  k  chacun  des 
Etats  contractants. 

Article  10. 
Les  Etats  non  signataires  qni  ont 
6t6  reprfesent6s  k  la  troisifeme  Con- 
ference de  Droit  International  Priv6 
sont  admis  k  adli6rer  pnrement  et 
simplement  k  la  präsente  Convention. 


L'Etat  qni  dfeire  adhärer  notifier  a, 
au  plus  tard  le  31  Dfecembre  1904, 
son  intention  par  un  acte  qui  sera 
d6pos6  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas.  Celui-ci 
en  enverra  une  copie,  certififee  con- 
forme, par  la  voie  diplomatique  k 
chacun  des  Etats  contractants. 


Artikel  8.*) 
Dieses  Abkommen  findet  nur  auf 
solche  Ehen  Anwendung,  welche  im 
Gebiete  der  Vertragsstaatenzwischen 
Personen  geschlossen  sind,  von  denen 
mindestens  eine  Angehöriger  eines 
dieser  Staaten  ist. 

Kein  Staat  verpflichtet  sich  durch 
dieses  Abkommen  zur  Anwendung 
eines  Gesetzes,  welches  nicht  das- 
jenige eines  Vertragsstaats  ist. 

Artikel  9.^) 

Dieses  Abkommen,  das  nur  auf 
die  europäischen  Gebiete  der  Ver- 
tragsstaaten Anwendung  findet,  soll 
ratifizirt  und  die  Batifikations- 
urkunden  sollen  im  Haag  hinter- 
legt werden,  sobald  die  Mehrzahl 
der  Hohen  vertragschliessenden 
Teile  hierzu  in  der  Lage  ist. 

Ueber  die  Hinterlegung  soll  ein 
Protokoll  aufgenommen  werden;  von 
diesem  soll  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift auf  diplomatischem  Wege 
einem  jeden  der  Vertragsstaaten 
mitgeteilt  werden. 

Artikel  10. 
Denjenigen  Staaten,  welche  auf 
der  dritten  Konferenz  über  inter- 
nationales Privatrecht  vertreten 
waren,  dieses  Abkommen  aber  nicht 
gezeichnet  haben,  soll  der  vorbehalt- 
lose Beitritt  zu  dem  Abkommen  frei- 
stehen. 

Der  Staat,  welcher  beizutreten 
wünscht,  hat  spätestens  am  31.  De- 
zember 1904  seine  Absicht  in  einer 
Urkunde  anzuzeigen,  die  im  Archive 
der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  wii'd.  Diese  wird  eine 
beglaubigte  Abschrift  davon  auf 
diplomatischem  Wege  einem  jeden 
der  Vertragsstaaten  übersenden. 
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Article  11. 

La  präsente  Ck>nyention  entrera 
en  yigaenr  le  soixantiöme  joor  k 
partir  du  d^pöt  des  ratifications  ou 
de  la  date  de  la  notification  des 
adhösions. 


Artikel  11. 

Dieses  Abkommen  tritt  am 
sechzigsten  Tage  nach  der  Hinter- 
legong  der  Ratifikationsurkunden 
oder  nach  dem  Zeitpunkte  der  An- 
zeige von  einem  Beitritt  in  Kraft. 


Article  12. 

La  prteente  Convention  anra  une 
dor^e  de  cinq  ans  k  partir  de  la 
date  du  d^pöt  des  ratifications. 

Ce  terme  commencera  k  courir 
de  cette  date,  meme  ponr  les  Etats 
qui  aoront  fait  le  d^pot  apr6s  cette 
date  ou  qui  auraient  adh6r6  plus 
tard. 

La  Convention  sera  renouvelie 
tacitement  de  cinq  aus  en  cinq  ans, 
sauf  d^nonciation. 

La  d^nonciation  deyi*a  etre  noti* 
fi^e,  au  moins  six  mois  avant  Tex- 
piration  du  terme  yis6  aux  alin^as 
pr^c^dents,  au  Gouvernement  des 
Pays-Bas,  qui  en  donnera  connais- 
sance  k  tous  les  autres  Etats  con- 
tractants. 

La  d6nonciation  ne  produira  son 
effet  qu*i  Tfegard  de  l'Etat  qui  Taura 
notifiee.  La  Convention  restera  ex6- 
cutoire  pour  les  autres  Etats. 


Artikel  12. 

Dieses  Abkommen  gilt  ffir  die 
Dauer  von  fünf  Jahren,  gerechnet 
von  dem  Zeitpunkte  der  Hinter- 
legung   der   BAtifikationsurkunden. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  beginnt 
der  Lauf  der  Frist  auch  für  die- 
jenigen Staaten,  welche  die  Hinter- 
legung erst  nach  diesem  Zeitpunkte 
bewirken  oder  erst  später  beitreten. 

In  Ermangelung  einer  Kündi- 
gung gilt  das  Abkommen  als  still- 
schweigend von  fünf  zu  fünf  Jahren 
erneuert 

Die  Kündigung  muss  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  Ablaufe  des 
Zeitraums,  der  in  den  vorstehenden 
Absätzen  bezeichnet  ist,  der  Ee- 
gierung  der  Niederlande  zugestellt 
wei'den,  die  hiervon  allen  anderenVer- 
tragsstaaten  Kenntniss  geben  wird 

Die  Kündigung  soll  nur  in  An- 
sehung des  Staates  wirksam  sein, 
der  sie  erklärt  hat.  Für  die  üb- 
rigen Staaten  bleibt  das  Abkommen 
in  Kraft. 


En  f  oi  de  quoi  les  pl6nipotenti- 
aires  respectif s  ont  signfe  la  prfesente 
Convention  et  Tont  revetue  de  leurs 
sceaux. 

Fait  k  la  Haye,  le  douze  Juin 
Mil  Neuf  Cent  Deux .... 


Zu  Urkund  dessen  haben  die 
Bevollmächtigten  dieses  Abkommen 
unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln 
versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  zwölften 
Juni  neunzehnhundertundzweL  .  .  . 
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n. 


Convention  pour  regier  les  conflits  de 

lois  et  de  juridiotions  en  mati&re  de 

divorce  et  de  Separation  de  Corps. 


Abl(ommen  zur  Regelung  des  Geltungs« 
bereiclis  der  Gesetze  und  der  Gericlits- 
barl(eit  auf  dem  Gebiete  der  Eheschei- 
dung und  der  Trennung  von  Tisch  und 

Bett.') 


Sa  Majestfe  .  .  .  Seine  Majestät  .  .  . 

(Der  Eingang  lautet  entsprechend,  wie  bei  der  Konvention  L) 


Article  1. 
Les  6poux  ne  peuvent  former 
une  demande  en  divorce  que  si  leur 
loi  nationale  et  la  loi  du  lien  oü  la 
demande  est  formte  admettent  le 
divorce  Tune  et  Tautre. 


II  en  est  de  meme  de  la  Sepa- 
ration de  Corps. 

Article  2. 
Le  divorce  ne  peut  etre  demand6 
que  si,  dans  le  cas  dont  il  s'agit, 
il  est  admis  ä  la  fois  par  la  loi 
nationale  des  6poux  et  par  la  loi 
du  lieu  oü  la  demande  est  formte, 
encore  que  ce  soit  pour  des  causes 
diffirentes. 

n  en  est  de  mSme  de  la  Sepa- 
ration de  Corps. 

Article  3. 
Nonobstant  les  dispositions  des 
articles  1®'  et  2,   la  loi  nationale 


Artikel  L«) 

Die  Ehegatten  können  eine 
Scheidungsklage  nur  dann  erheben, 
wenn  sowohl  das  Gesetz  des  Staates, 
dem  sie  angehören  (Gesetz  des 
Heimathstaats),  als  auch  das  Ge- 
setz des  Ortes,  wo  geklagt  wird, 
die  Scheidung  zulassen. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 

Artikel  2.«) 

Auf  Scheidung  kann  nur  dann 
geklagt  werden,  wenn  sie  in  dem 
zu  beurtheilenden  FaDe  sowohl  nach 
dem  Gesetze  des  Heimathstaats  der 
Ehegatten  als  auch  nach  dem  Ge- 
setze des  Ortes,  wo  geklagt  wird, 
sei  es  auch  aus  verschiedenen 
Gründen,  zulässig  ist. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 

Artikel  3.«) 
Ungeachtet   der  Bestimmungen 
der  Artikel  1,  2  ist  das  Gesetz  des 


^)  Die  Ueberschrift  des  Abkommens  ist  etwas  zu  weitgehend  und  könnte  zu  einem 
Irrthum  verleiten.  Thatsächlich  regelt  das  Abkommen  (ausser  der  Gerichtsbarkeit)  nur 
die  räumliche  Herrschaft  der  Gesetze,  soweit  es  sich  um  die  Zulässigkeit  der  Scheidungs- 
oder Trennungsklage  überhaupt  und  um  die  Ellagegründe  handelt.  Die  Bestimmungen 
des  Abkommens  haben  daher  nicht  die  weitergehende  Tragweite,  wie  z.  B.  die  ganz 
allgemein  gehaltene  Vorschrift  in  Art.  17  Abs.  1  des  deutschen  Einf.Ges.  z.  B.G.B., 
wonach  „für  die  Scheidung  der  Ehe^  schlechthin  die  Heimathgesetze  des  Ehemannes 
massgebend  sind,  was  auch  auf  die  Wirkungen  der  Scheidung  (S.  45)  und  auf  die 
vermögensrechtlichen  Verhältnisse  während  des  B^chtsstreits  zu  beziehen  ist  (ürtheil 
des  Eamjnerger.  in  Bechtspr.  der  Oberlandesgerichte  1901  S.  365,  Niemeyer's  Zeitschr. 
f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  12  S.  124).  In  diesen  Beziehungen  bleibt  es  bei  den 
ICollisionsnormen  der  einzelnen  Vertragsstaaten;  vgl.  aber  bezügUch  einstweiliger  Ver- 
fügungen unten  Art.  6. 
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sera  seule  obsery^e,  si  la  loi  du 
lieu  oü  la  demande  est  formte  le 
prescrit  oa  le  pennet. 

Article  4. 
La  loi  nationale  indiqu^e  par 
les  articles  pr6c6dents  ne  peut  gtre 
inyoqu6e  pour  donner  k  nn  fait  qui 
s'est  pass6  alors  que  les  6poux  ou 
ran  d'eux  6taient  d'une  autre  natio- 
nalit^,  le  caractöre  d'nne  cause  de 
diyorce  ou  de  Separation  de  corps. 


Article  6. 

La  demande  en  diyorce  ou  en 
Separation  de  corps  peut  Stre  formte: 

1.  deyant  la  juridiction  comp6- 
tente  d'aprfes  la  loi  nationale 
des  epoux; 

2.  deyant  la  juridiction  comp^- 
tente  du  lieu  oü  les  6poux 
sont  domicilies.  Si,  d'aprös 
leur  legislation  nationale,  les 
epoux  n'ont  pas  le  meme 
domicile,  la  juridiction  com- 
petente  est  celle  du  domicile 
du  defendeur.  Dans  le  cas 
d'abandon  et  dans  le  cas 
d'un  changement  de  domicile 
op^re  apr^s  que  la  cause  de 
diyorce  ou  de  Separation  est 
interyenue,  la  demande  peut 
aussi  etre  fonn6e  deyant  la 
juridiction  compfetente  du 
demier  domicile  commun.  — 
Toutefois  la  juridiction  natio- 
nale est  reseryee  dans  la 
mesure  ou  cette  juridiction 
est  seule  compfetente  pour  la 
demande  en  divorce  ou  en 
Separation  de  corps.  La  juri- 
diction etrangere  reste  com- 


Heimathstaats  allein  massgebend, 
wenn  das  Gesetz  des  Ortes,  wo 
geklagt  wird,  dies  yorschreibt  oder 
gestattet 

Artikel  4.^) 
Das  in  den  yorstehenden  Ar- 
tikeln bezeichnete  Gesetz  des 
Heimathstaats  kann  nicht  ange- 
rufen werden,  um  einer  Thatsache, 
die  sich  ereignet  hat,  während  die 
Ehegatten  oder  einer  yon  ihnen 
einem  anderen  Staate  angehorten, 
die  Wirkung  eines  Scheidnngs-  oder 
Trennungsgrundes  zu  yerleihen. 

.    Artikel  6.^) 

Die  Klage  auf  Scheidung  oder 
auf  Trennung  yon  Tisch  und  Bett 
kann  erhoben  werden: 

1.  yor  der  nach  dem  Gesetze  des 
Heimathstaats  der  Ehegatten 
zuständigen  Gerichtsbarkeit; 

2.  yor  der  zuständigen  Gerichts- 
barkeit des  Ortes,  wo  die  Ehe- 
gatten ihren  Wohnsitz  haben. 
Wenn  die  Ehegatten  nach  der 
Gesetzgebung  ihres  Heimath- 
staats nicht  denselben  Wohn- 
sitz haben,  so  ist  die  (Jerichts- 
bai'keit  des  Wohnsitzes  des 
Beklagten  zuständig.  Im  Falle 
der  böslichen  Verlassung  oder 
im  Falle  einer  Verlegung  des 
Wohnsitzes  nach  dem  Ein- 
tritte des  Scheidnngs-  oder 
Trennungsgrundes  kann  die 
Klage  auch  yor  der  zustän- 
digen Gerichtsbarkeit  des 
letzten  gemeinsamen  Wohn- 
sitzes erhoben  werden.  —  Die 
Gerichtsbarkeit  des  Heimati- 
staats ist  allein  berufen,  so- 
weit sie  für  die  Scheidungs- 
oder Trennnngsklage  aus- 
schliesslich     zuständig      ist 
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potente  ponr  im  manage  qm 
ne  peut  domier  lien  k  ime 
demande  en  divorce  ou  en 
Separation  de  corps  devant 
la  jmidiction  nationale  com- 
p6tente. 


Article  6. 
Dans  le  cas  oü  des  6poax  ne 
sont  pas  antoris6s  k  former  nne 
demande  en  divorce  ou  en  Sepa- 
ration de  Corps  dans  le  pays  oü  Us 
sont  domicilies,  ils  peuvent  n^an- 
moins  l'nn  et  Tautre  s'adresser  k  la 
jnridiction  compfetente  de  ce  pays 
ponr  solliciter  les  mesnres  provi- 
soires  que  pr^voit  sa  16gislation  en 
vne  de  la  cessation  de  la  yie  en 
commun.  des  mesnres  seront  main- 
tennes  si,  dans  le  d61ai  d'nn  an, 
elles  sont  confirmfees  par  la  juri- 
diction  nationale;  elles  ne  dureront 
pas  plus  longtemps  que  ne  le  per- 
met  la  loi  du  domicile. 


Article  7. 
Le  divorce  et  la  Separation  de 
Corps,  prononc6s  par  nn  tribunal 
comp6tent  aux  termes  de  l'article  5, 
seront  reconnus  partout,  sons  la  con- 
dition  que  les  clauses  de  la  präsente 
Convention  aient  6t6  observfees  et 
que,  dans  le  cas  oü  la  d^cision  au- 
rait  6te  rendue  par  d6f aut,  le  d6f en- 
deur  ait  ktk  cit6  conf orm6ment  aux 
dispositions  speciales  exig^es  par  sa 
loi  nationale  pour  reconnaitre  les 
jugements  etrangers. 

Seront  reconnus  egalement  par- 
tout le  divorce  et  la  Separation  de 
Corps  prononc6s  par  une  juridiction 

1)  Erläutert  S.  994. 


Doch  bleibt  die  fremde  Ge- 
richtsbarkeit zuständig  für 
eine  Ehe,  in  Ansehung  deren 
die  Scheidungs-  oder  Tren- 
nungsklage vor  der  zustän- 
digen Gerichtsbarkeit  des 
Heimathstaats  nicht  erhoben 
werden  kann. 

Artikel  6.^) 

Falls  die  Ehegatten  nicht  be- 
rechtigt sind,  eine  Scheidungs-  oder 
Trennungsklage  in  dem  Lande  ihres 
Wohnsitzes  zu  erheben,  kann  sich 
gleichwohl  jeder  von  ihnen  an  die 
zuständige  Gerichtsbarkeit  dieses 
Landes  wenden,  um  die  vorläufigen 
Massnahmen  zu  erwirken,  die  in 
dessen  Gesetzgebung  für  die  Auf- 
hebung der  ehelichen  Lebensgemein- 
schaft vorgesehen  sind.  Diese  Mass- 
nahmen bleiben  aufrecht  erhalten, 
wenn  sie  innerhalb  eines  Jahres 
durch  die  Gerichtsbarkeit  des 
Heimathstaats  bestätigt  werden ; 
sie  bleiben  nicht  länger  bestehen, 
als  es  das  Gesetz  des  Wohnsitzes 
gestattet. 

Artikel  7.^) 

Die  Scheidung  und  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett,  die  durch  ein 
nach  Artikel  5  zuständiges  Gericht 
ausgesprochen  werden,  sind  überall 
anzuerkennen,  vorausgesetzt  dass  die 
Bestimmungen  dieses  Abkommens  be- 
obachtet worden  sind,  und  dass  im 
Falle  eines  Versäumnissurtheils  die 
Ladung  des  Beklagten  entsprechend 
den  besonderen  Vorschriften  erfolgt 
ist,  die  das  Gesetz  seines  Heimath- 
staats für  die  Anerkennung  aus- 
ländischer ürtheile  erfordert. 

Li  gleicher  Weise  sind  überall 
anzuerkennen  die  Scheidung  und 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett, 
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administrative,  si  la  loi  de  chacon 
des  Spoux  reconnait  ce  divorce  et 
cette  Separation. 


Article  8. 
Si  les  ^poox  n'ont  pas  la  meme 
nationalite,  leur  demifere  Ifegislation 
commune  devra  pour  Tapplication 
des  artides  pr6c6dents,  etre  con- 
sider6e  comme  lenr  loi  nationale. 

Article  9. 
La  prfesente  Convention  ne  s'ap- 
plique  qu'aux  demandes  en  divorce 
ou  en  Separation  de  corps  form^es 
dans  Tun  des  Etats  contractants,  si 
Tun  des  plaideurs  au  moins  est  res- 
sortissant  d'un  de  ces  Etats. 

Aucun  Etat  ne  s'oblige,  par  la 
prfesente  Convention,  ä,  appliquer 
une  loi  qui  ne  serait  pas  celle  d'un 
Etat  contractant. 


die  von  einer  Yerwaltungsgerichts- 
barkeit  ausgesprochen  werden,  Yor- 
ausgesetzt  dass  das  Gesetz  eines 
jeden  der  Ehegatten  eine  solche 
Scheidung  oder  Trennung  anerkennt 

Artikel  8.^) 
Wenn  die  Ehegatten  nicht  die- 
selbe Staatsangehörigkeit  besitzen, 
so  ist  ihr  letztes  gemeinsames  Ge- 
setz als  das  Gesetz  ihres  Heimath- 
staats im  Sinne  der  vorstehende 
Artikel  anzusehen. 

Artikel  9.^ 

Dieses  Abkommen  findet  nur  auf 
solche  Scheidungs-  und  Ti-ennungs- 
klagen  Anwendung,  welche  in  einem 
der  Vertragsstaaten  erhoben  werden, 
und  zwar  nur  dann,  wenn  mindestens 
eine  der  Parteien  einem  dieser  Staaten 
angehört. 

Kein  Staat  verpflichtet  sich  dnrch 
dieses  Abkommen  zur  Anwendung 
eines  Gesetzes,  welches  nicht  das- 


jenige eines  Vertragsstaats  ist 

Die  Artikel  10 — 13  und  der  Schluss  des  Abkommens  decken 
sich  mit  den  oben  mitgetheilten  Artikeln  9 — 12  und  dem  Schlüsse  des 
Abkommens  über  die  Eheschliessung. 

C.  Erläuterungen. 

L  Zum  Abkommen  betr. 


Zu  Art.  1  (S.  978):  Eingehung  der  Ehe;  Prinzip  des  Heimath- 
rechts. 

Massgebend  ist  nach  Art.  1  das  Gesetz  des  Heimathstaats,  und  zwar  in 
„Ansehung  eines  jeden  Verlobten",  d.  h.  es  muss  die  persönliche  Fähigkeit 
zur  Eingehung  einer  Ehe  überhaupt,  also  insbesondere  die  Ehemündigkeit, 
das  Erf oi'demiss  der  Einwilligung  Dritter,  die  Ehefähigkeit  von  Priestern 
und  Mönchen  oder  von  geschiedenen  Personen  u.  s.  w.  bei  jedem  Ver- 
lobten nur  nach  seinem  Heimathrechte,  die  Fähigkeit  beider  aber,  sich 
mit  einander  zu  verheirathen,  so  insbesondere  bei  bestehender  Verwandt- 
schaft, nach  dem  ßechte  beider  Theile  gegeben  sein.  Nach  dem  Heimath- 
rechte der  Verlobten  bestimmt  sich  auch,  „ob  das  Ehehindemiss  nur 
seine  Person  oder  auch  seine  Beziehungen  zu  dem  anderen  Verlobten 
betrifft,  also  ein  einseitiges  oder  ein  zweiseitiges  ist"  (Denkschr.  S.  31). 


0  Erläutert  S.  995. 
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Hiemach  ist  die  Zulässigkeit  der  zu  schliessenden  und  folgeweise  auch 
die  Gültigkeit  der  geschlossenen  Ehe  in  jedem  Vertragsstaate  zu  be- 
urtheilen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Ehen  von  Inländern  im  Auslande  oder 
von  Ausländem  im  Inlande  oder  auch  —  vorbehaltlich  des  Art.  8  Abs.  2 
—  um  eine  von  Ausländem  im  Auslande  geschlossene  Ehe  handelt.^) 

Mit  Eücksicht  auf  die  Länder  des  Domizilprinzips  ist  der  Grundsatz 
des  Art.  1  dahin  eingeschränkt,  dass  das  Heimathrecht  nur  anzuwenden 
ist,  sofern  dieses  nicht  ausdrücklich  auf  ein  anderes  Gesetz  verweist,^) 
wobei  es  dem  Heimathrechte  überlassen  bleibt,  zu  bestimmen,  ob  das 
Gesetz,  auf  welches  verwiesen  wird,  ausschliesslich  massgebend  sein  soll, 
oder  ob  von  den  in  Betracht  kommenden  Gesetzen  dasjenige  zu  berück- 
sichtigen ist,  welches  für  das  Recht  der  Verlobten  zur  Eingehung  der 
Ehe  das  günstigere  ist  (Denkschr,  S.  31). 

Aus  Art.  1  ergeben  sich  für  die  Vertragsstaaten  folgende  Ver- 
pflichtungen (Denkschr.  S.  32): 

1.  Ausländer,  die  nach  dem  im  Art.  1  bezeichneten  Gesetze  ehe- 
fähig sind,  müssen  in  jedem  Vertragsstaate  zur  Eheschliessung 
zugelassen  werden,  selbst  wenn  ihnen  nach  dessen  Eechte  die 
Ehefähigkeit  mangelt; 

2.  Ausländer,  die  nach  dem  im  Art  1  bezeichneten  Gesetze  nicht 
ehefähig  sind,  dürfen  auch  in  einem  anderen  Vertragsstaate  zur 
Eheschliessung  nicht  zugeliissen  werden,  selbst  wenn  sie  nach 
dessen  Rechte  ehefähig  sind; 

3.  Ehen  von  Personen,  die  nach  dem  im  Art.  1  bezeichneten  Gesetz 
ehefähig  waren,  müssen  im  ganzen  Vertragsgebiet  als  gültig 
anerkannt  werden. 


^)  Insofern  geht  Art.  1  über  den  Wortlaut  des  im  Prinzip  übereinstimmenden 
Art.  18  Abs.  1  Einf.Ges.  z.  deutschen  B.Gr.B.  hinaus;  siehe  oben  S.  40.  Das  Prinzip 
steht  femer  im  Einklänge  mit  den  Grundsätzen  des  geltenden  Bechts  z.  B.  folgender 
Staaten:  Oesterreich  (oben  S.  82),  Ungarn  (oben  S.  111),  Niederlande  (oben  S.  260), 
Frankreich  (oben  S.  297),  Italien  (S.  372)  u.  a.  —  Anders :  Schweiz,  wo  auf  das  Becht 
des  Eheschliessungsorts  verwiesen  wird  (oben  S.  230  ff.,  vgl.  die  folgende  Anm.) ;  ferner 
die  skandinavischen  Staaten  (oben  S.  452,  483)  und  Grossbritannien  (oben  S.  587),  wo 
das  Domizilprinzip  vorwiegt  oder  allein  massgebend  ist;  endlich  Kussland  (oben  S.  759 ff.). 
—  Nähere  Erörterung  des  Prinzips  des  Art.  1  in  Anwendung  auf  einzelne  Eheerforder- 
nisse und  Eheverbote  siehe  bei  Kahn  a.  a.  O.  S.  203 ff. 

')  Wie  z.  B.  das  schweizer  Ehegesetz  in  Art.  25  Abs.  8,  entsprechend  dem  Art.  54 
der  Bundesverfassung,  „die  in  einem  Kanton  oder  im  Auslande  nach  der  dort  geltenden 
Gesetzgebung'^  abgeschlossene  E  e  anerkennt  (oben  S.  230).  —  Die  Denkschr.  S.  31,  32 
hebt  hervor,  dass  durch  Art.  1  des  Abkommens  der  Art.  27  des  deutschen  Einf.Ges. 
z.  B.G.B.  (siehe  oben  S.  48)  für  den  Bereich  des  Abkommens  insofern  eingeschränkt 
wird,  als  nur  eine  ausdrückliche  Verweisung  zu  beachten  ist,  andererseits  aber  jene 
Vorschrift  insofern  erweitert  wird,  als  nicht  nur  auf  deutsches  Recht,  sondern  auch 
auf  das  Becht  eines  anderen  Vertragsstaates  verwiesen  werden  kann.  —  Kahn  a.  a.  0. 
S.  209 ff.  weist  nach,  dass  die  Verweisungsklausel  des  Art.  1  in  Wahrheit  eine  Preis- 
gebung des  Grundprinzips  bedeutet,  da  gemäss  der  Klausel  für  die  Angehörigen  eines 
Vertragsstaats  an  die  SteUe  des  Heimathrechts  einfach  das  Becht  des  Domizils  oder 
des  Eheschliessungsorts  zu  treten  hat,  falls  es  dem  Heimathstaate  beliebt,  dergleichen 
durch  eine  ausdrückliche  Kollisionsnorm  anzuordnen.  Vgl.  aber  Art.  8  Abs.  2  des 
Abkommens. 
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Ausnahmen  von  Satz  1  finden  sich  in  Art  2,  von  Satz  2  in  Art  3, 
von  Satz  3  in  Art.  2  Abs.  3  Satz  2. 

Zu  Art.  2  (S.  978):  Ausnahmen  vom  Prinzip  des  Art  1. 

Die  meisten  Staaten  schliessen  die  Anwendung  eines  ihrer  öffent- 
lichen Ordnung  oder  ihren  sittlichen  Anschauungen  widerstreitenden  aus- 
ländischen Gesetzes  aus.^)  Dieser  allzu  unbestimmte  und  oft  zu  weit- 
gehend angewendete  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  lex  loci  wird  durch  Art  2 
nur  in  den  daselbst  unter  Ziff.  1  bis  3  bestimmt  bezeichneten  Fällen 
„absoluter^,  d.  h.  durch  keine  Befreiung  (Dispensation)  zu  umgehender 
Verbote  zugelassen;^)  doch  soll  nach  Abs.  2  die  verbotswidrig  geschlossene 
Ehe  gültig  sein,  wenn  sie  es  nach  dem  Heimathrechte  beider  Gatten  ist 
Ausserdem  soll  nach  Abs.  3  kein  Staat  verpflichtet  sein,  in  seinem  Grebiet 
eine  Eheschliessung  zuzulassen,  welche  gewissen,  auf  kirchlichem  Recht« 
beruhenden  Verboten  widerstreiten  würde,  nämlich  entweder  „mit  Bücksicht 
auf  eine  vormalige  Ehe^  —  womit  nicht  auf  die  ohnehin  in  allen  Staaten 
verbotene  Doppelehe,  sondern  vielmehr  auf  diejenigen  Gesetzgebungen 
abgezielt  ist,  welche  eine  Auflösung  der  Ehe  durch  Scheidung  nicht  an- 
ei'kennen')  —  oder  mit  Eücksicht  auf  „ein  Hindemiss  religiöser  Natur'*, 
wobei  namentlich  an  die  Hindemisse  der  Weihen,  des  Ordensgelübdes  und 
der  Religionsverschiedenheit  gedacht  ist.*) 

Für  die  Eheschliessung  von  Ausländem  im  deutschen  Reiche  hat 
Art.  2  nur  geringe  Bedeutung,  da  das  Ehehindemiss  des  Ehebmchs  durch 
Befreiung  beseitigt  werden  kann  (oben  S.  8  zu  c),  also  nicht  „absolut" 

')  Vgl.  z.  B.:  Deutsches  Reich  (oben  S.  49),  Frankreich  (Art.  3  Abs.  I  c.  c; 
oben  S.  297,  298  Anm.  2),  Italien  (Art.  11  c.  c;  oben  S.  370,  372). 

")  Der  Begriff  der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  in  Ziff.  1,  namentlich  die 
Frage,  ob  ein  solches  Verhältniss  im  Sinne  eines  Ehehindemisses  auch  durch  ansser- 
eheliche  Geschlechtaverbindung  begründet  wird  und  ob  und  inwieweit  auch  eine  durch 
Adoption  erzeugte  Beziehung  hierher  gehört,  ist  selbstverständlich  nach  dem  ^Rechte 
des  Eheschliessungsortes  zu  beurtheilen.  Die  ^geistliche  Verwandtschaft"  des  kanonischen 
Aechts  aber  (vgl.  z.  B.  oben  Kroatien-Slavonien  S.  133,  Rumänien  oben  S.  867)  und  das 
Yormundschaftsverhältniss  (vgl.  z.  B.  oben  Ungarn  S.  93)  gehören  keinesfalls  hierher. 
Siehe  über  diese  Fragen:  Kahn  a.  a.  0.  S.  229 ff. 

Die  für  aUe  drei  Kategorien  geltende  Voraussetzung  eines  „absoluten''  Verbots 
kann  vielleicht  zu  Zweifeln  führen  in  Oesterreich,  wo  nach  §  83  a.  b.  B.G.  eine  Befagniss 
der  Verwaltungsbehörden  zur  Dispensation  „aus  wichtigen  Gründen'*,  ohne  bestimmte 
Begrenzung  auf  gewisse  Ehehindemiase  besteht  (S.  62;  vgl.  auch  „Schweden '^  oben  S.  464). 
Dass  hier  nach  ständiger  Verwaltungspraxis  die  Dispensation  von  gewissen  Ehehinder- 
nissen  grundsätzlich  versagt  wird  (vgl.  z.  B.  oben  S.  63  Anm.  2),  genügt  nicht,  am  das 
Verbot  als  absolut,  d.  h.  als  gesetzlich  indispensabel  anzusehen,  und  man  wird  daher 
Kahn  zustimmen  müssen,  der  (a.  a.  0.  S.  233)  meint,  dass  man  in  Oesterreich  Aus- 
ländem selbst  das  Ehehindemiss  wegen  Gattenmordes  nicht  werde  entgegensetzen  können. 

")  Denkschr.  S.  32,  33;  Kahn  S.  237 ff.  —  Dieses  Verbot  kommt  namentlich  in 
Betracht  für  Katholiken  in  den  Staaten,  deren  Eherecht  auf  dem  katholischen  Kirchen- 
rechte bemht,  wie  in  Oesterreich  (oben  S.  68,  72)  und  Kroatien-Slavonien  (oben 
S.  131,  154  ff.)  und  ferner  allgemein  da,  wo  Scheidung  überhaupt  nicht  zugelassen  ist« 
wie  in  Italien  (oben  S.  365, 882  ff.),  Spanien  (oben  S.  429  ff.)  und  Portugal  (oben  S.  403  ff.). 

*)  Vgl.  Oesterreich  (oben  S.  59),  Kroatien-Slavonien  (oben  S.  132, 133),  auch  Spanien 
(oben  S.  417)  und  Portugal  (oben  S.  392  ff.).  Hierher  gehört  auch  die  Ausschliessung 
der  Heiden  von  der  Eingehung  einer  Ehe  in  Schweden  (oben  S.  462). 
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ist,  das  Ehehindemiss  des  Gattemnordes  und  Hindernisse  rein  kirchlicher 
Natur  dem  deutschen  Bechte  fremd  sind,  und  sonach  nur  die  Hindernisse 
der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  in  Betracht  kommen,  von  denen 
die  in  §  1310  Abs.  2,  3,  §  1311  B.G.B.  aufgeführten  (oben  S.  8  zu  b)  nicht 
in  den  Gesetzgebungen  aller  Yertragsstaaten  vorkommen.  Ob  in  diesen 
letzteren  Fällen  Ausländem  die  Eingehung  der  Ehe  zu  versagen  ist,  wird 
nach  wie  vor  auf  Grund  des  Art  30  Einf.Ges.  z.  B.GJB.  (S.  49)  zu  be- 
urtheilen  sein  (Denkschr.  S.  33). 

Zu  Art.  3  (S.  979):  Weitere  Ausnahme. 

Die  Vertragstaaten  können  Ausländer  zur  Eingehung  einer  Ehe  zu- 
lassen, obwohl  ihnen  nach  ihrem  Heimathrecht  ein  Hindemiss  entgegen- 
steht, sofern  dieses  „ausschliesslich  auf  Gründen  religiöser  Natur"  beruht; 
zu  den  Eheverboten  in  diesem  Sinne  ist,  wie  sich  aus  einem  Vergleiche 
des  Abs.  1  mit  Art  2  Abs.  3  ergiebt,  nicht  das  Hindemiss  der  vormaligen 
Ehe  zu  rechnen  (Denkschr.  S,  33).  Nach  Abs.  2  bleibt  den  „anderen 
Staaten",  also  nicht  etwa  nur  dem  Heimathstaate,  gegen  dessen  Gesetz 
die  Eheschliessung  verstösst,  unbenommen,  einer  solchen  Ehe  die  An- 
erkennung zu  versagen.  Ob  dies  der  Fall  ist,  ist  nach  den  in  dem 
betreffenden  Staate  geltenden  allgemeinen  Normen  des  intemationalen 
Privatrechts  zu  entscheiden.*) 

Zu  Art.  4  (S.  979):  Beweis  der  Ehefähigkeit 

Wie  dieser  Beweis  von  Ausländem  zu  erbringen  sei,  ist  ganz  der 
Bestimmung  der  einzelnen  Staaten»  oder  besonderen  Vereinbamngen 
anheimgegeben.  Es  kann  aber  nur  der  Beweis  der  Fähigkeit  der 
Verlobten,  sich  überhaupt  und  insbesondere  mit  einander  zu  verheirathen, 
gefordert  werden.  Dagegen  kann,  wie  aus  Art.  1  zu  folgem  ist,  die 
Eheschliessung  von  der  Beibringung  eines  weiteren  Zeugnisses,  beispiels- 
weise über  die  staatsrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe,  oder  von  einer 
Erlaubniss  nicht  mehr  abhängig  gemacht  werden.^) 

Zu  Art.  5  (S.  979):  Form  der  Eheschliessung. 

Abs.  1  stellt  den  Gmndsatz  „locus  regit  actum''  auf;  Abs.  2  wahrt 
aber  den  Staaten,  die  nur  kirchliche  Eheschliessung  zulassen,  das  Recht, 
einer  von  ihren  Angehörigen  im  Ausland  eingegangenen  Zivilehe  die 

^)  Im  deutschen  Reiche  also  nach  §  18  Abs.  1  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  (oben  S.  40).  Da- 
nach würde,  sofern  auch  nur  einer  der  Verlobten  ein  Deutscher  ist,  bei  der  Eheschliessung 
das  dem  anderen  Theile  nach  seinem  Heimathrecht  entgegenstehende  religiöse  Hindemiss 
zu  beachten  und  die  Ehe  ungültig  sein,  falls  dies  Heimathrecht  die  verbotswidrig 
geschlossene  Ehe  für  ungültig  erklärt.  Die  Denkschr.  (S.  84)  fügt  hinzu:  „sofern  nicht 
etwa  auch  hier  der  Art.  80  (des  Einf.-Ges.)  durchgreifen  sollte*^.  Man  wird  aber  kaum 
Annehmen  dürfen,  dass  die  Ungültigerklärung  einer  Ehe  wegen  der  auf  dem  Hechte 
eines  Yertragsstaates  beruhenden  Hindemisse  der  Priesterweihe,  des  Ordensgelübdes 
oder  der  Keligionsverschiedenheit  „gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes''  Verstössen  (siehe  hier  oben  S.  49). 

*)  Denkschr.  S.  84.  Yergl.  hierzu  besonders:  Deutsches  Beich  (S.  lOfif.),  Oester- 
reich  (S.  62),  Ungarn  (S.  94),  Kroatien  -  Slavonien  (S.  138),  Schweiz  (S.  197),  Frank« 
reich  (S.  271),  ItaUen  (S.  841),  Spanien. (S.  419),  Schweden  (S.  488). 
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Anerkennung  zu  versagen.')  Abs.  3,  wonach  die  Heünathgesetze  über 
das  Aufgebot  auch  im  Auslande  zu  beobachten  sind,  soll  nicht  etwa 
eine  Verpflichtung  des  Eheschliessungsstaats,  sondern  nur  eine  solche  der 
Verlobten  begründen.*) 

Zu  Art.  6  (S.  980):  Diplomatische  Ehe. 

Die  hier  vorgesehene  Anerkennung  der  Eheschliessung  setzt,  ab- 
gesehen von  der  selbstverständlich  erforderlichen  Ermächtigung  des 
betreffenden  Beamten  durch  seinen  Staat,*)  voraus,  dass  keiner  der  Ver- 
lobten dem  Staate  des  Eheschliessungsortes  angehört  und  dass  dieser 
Staat  gegen  die  standesamtliche  Funktion  eines  ausländischen  Beamten 
keine  Einwendung  erhebt;^)  er  kann  solche  Einwendung  nicht  erheben, 
wenn  er  selbst  aus  den  in  Art.  2  Abs.  3  bezeichneten  kirchlichen  Gründen 
die  Eheschliessung  ablehnt. 

Zu  Art.  7  (S.  980):  Einschränkung  der  Regel  „locus  regit  actum"*. 

Diese  Einschränkung  bezieht  sich  sowohl  auf  Art.  5  als  auch  auf  Art.  6. 
Der  Hauptfall  ist  der,  dass  das  Heimathrecht  beider  Verlobten  die  kirch- 
liche Eheschliessung  vorschreibt  oder  zulässt  und  dass  die  Ehe  in  dieser 
Form  in  einem  Staate  geschlossen  wird,  der  die  obligatorische  Zivilehe 
vorschreibt;  ein  weiterer  Fall  ist  der,  dass  eine  Ehe  vor  einem  kon- 
sularischen oder  diplomatischen  Vertreter  in  einem  Staate  geschlossen 
wird,  der  solcher  Eheschliessung  widei*spricht.  In  derartigen  Fällen 
kann  —  aber  muss  nicht  —  jeder  andere  Vertragsstaat  die  Ehe  als 


')  Dies  Zugeständniss  wurde  von  Kussland,  dessen  Gesetzgebung  mit  besonderer 
Strenge  nur  die  kirchliche  Eheschliessung  seiner  Staatsangehörigen  zulässt  (S.  712, 
714  ff.,  729,  760  ff.),  für  ungenügend  erklärt.  Es  forderte,  dass  eine  im  Auslände  mit 
Umgehung  der  nach  dem  Heimathrechte  gebotenen  kirchlichen  Form  geschlossene 
Ehe  schlechthin  nichtig  sein  sollte,  selbst  in  dem  Staate,  in  dem  die  Ehe  geschlossen 
wurde.  Dass  dieser  Anforderung  nicht  entsprochen  wurde,  war  der  entscheidende 
Grund  für  Russlands  Ablehnung  der  Konferenzbeschlüsse  überhaupt.  Vgl.  Kahn 
S.  397ff.,  Renault  S.- 46ff. 

*)  Denkschr.  S.  35.  —  Die  Nichtbeachtung  dieser  Verpflichtung  kann  nach 
Abs.  3  Satz  2  Nichtigkeit  der  Ehe  nur  in  dem  Heimathstaate  nach  sich  ziehen;  sie 
braucht  aber  selbstverständlich  auch  dort  nicht  nichtig  zu  sein.  Vgl.  hierzu  namentlich 
Frankreich  (oben  S.  299  Anm.  5),  lUlien  (oben  S.  373). 

*)  Eine  derartige  Ermächtigung  besteht  unter  yerschiedenen  Voraussetzungen  und 
in  verschiedenem  Umfange  für  die  diplomatischen  oder  konsularischen  V^ertreier 
folgender  Vertragsstaaten :  Deutsches  Reich  (oben  S.36),  Ungarn  (S.llO),  Schweiz  (S.230), 
Niederlande  (S.  256),  Frankreich  (S.  295),  Belgien  (S.  313),  Luxemburg  (S.  316  ff.'), 
Italien  (S.  369),  Spanien  (S.  433),  Rumänien  (S.  880);  siehe  auch  Dänemark  und 
Norwegen  (S.  450).  —  Keine  Ermächtigung  besteht  in  Oesterreich  (S.  81),  Portugal 
(8.  407),  Schweden  (S.  482). 

*)  Einer  ausdrücklichen  Gestattung  bedarf  es  nicht.  Es  genügt,  dass  am  Ehe- 
schliessungsorte  kein  gesetzliches  Verbot  besteht  (so:  Laine  a.  a.  O.  1895  S.  472) 
und  dass  der  Staat  auch  sonst  keinen  Widerspruch  kundgiebt  (Denkschr.  S.  86).  — 
Unter  den  in  Art.  6  bezeichneten  Voraussetzungen  ist  die  diplomatische  Ehe  in  allen 
Vertragsstaaten  als  gültig  anzuerkennen.  Daraus  folgt  nicht,  dass  sie  nngfiltig  sei, 
wenn  gegen  jene  Erfordernisse  gefehlt  ist.  Diese  Frage  ist  vielmehr  nach  dem  Rechte 
der  einzelnen  Staaten  zu  beantworten,  wobei  namentlich  auch  der  Art.  7  des  Ab- 
kommens in  Betracht  kommt.     Vgl.  Kahn  S.  418 ff.,  422 ff. 
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gültig  behandeln,  sofern  nur  die  Formvorschriften  des  Heimathrechtes 
beider  Theile  gewahrt  sind.^) 

Zu  Art.  8  (S.  981):  Anwendungsgrenzen  des  Abkommens. 

Aus  Art.  8  folgt,  dass  z.  B.  eine  von  Angehörigen  der  Vertrags- 
staaten in  Russland  oder  eine  von  zwei  russischen  Staatsangehörigen  im 
Gebiete  eines  Vertragsstaates  geschlossene  Ehe  nicht  nach  dem  Vertrags- 
rechte, sondern  nach  den  Normen  des  sonst  geltenden  internationalen 
Privatrechts  zu  beurtheilen  ist;  aber  auch  wenn  die  Eheschliessung 
eines  Unterthanen  eines  Vertragsstaates  mit  einer  Russin  im  Gebiete 
eines  Vertragsstaates  in  Frage  steht,  so  dass  nach  Art.  8  Abs.  1  an  sich 
die  Anwendung  des  Abkommens  und  folgeweise  gemäss  Art.  1  die  An- 
Wendung  des  Heimathrechtes  beider  Theile  geboten  wäre,  so  besteht  doch 
nach  Art.  8  Abs.  2  keine  Vertragspflicht,  ein  nur  im  russischen  Rechte 
begründetes  Ehehindemiss,  z,  B.  das  Hindemiss  der  „geistlichen  Ver- 
wandtschaft" im  Sinne  der  orthodoxen  Kirche  (vgl.  S.  728)  zu  berück- 
sichtigen, sondern  es  sind  für  die  Frage,  ob  dies  Hindemiss  der  Ehe- 
schliessung entgegensteht  und  ob  die  unter  Nichtbeachtung  des  Hindernisses, 
geschlossene  Ehe  als  gültig  anzusehen  ist,  die  Kollisionsnormen  der  einzelnen 
Vertragsstaaten  massgebend.  Und  wenn  in  Anwendung  des  Vertragsrechtes 
auf  Grund  der  Verweisungsklausel  in  Art.  1  das  Recht  eines  an  der 
Konvention  nicht  betheiligten  Staates  massgebend  sein  würde,  so  erstreckt 
sich  die  Vertragspflicht  auch  hier  nicht  auf  die  Anwendung  dieses  aus- 
ländischen Rechts,  sondern  die  Bedeutung  der  Verweisung  ist  wiedemm 
nach  dem  sonst  geltenden  internationalen  Privatrechte  zu  beurtheilen.*) 

Zu  Art.  9  (S.  981) :  Das  Abkommen  erstreckt  sich  gemäss  Art.  9  nicht 
auf  Ehen,  die  in  den  Kolonien  oder  in  den  Konsulargerichtsbezirken  der 
Vertragsstaaten  geschlossen  werden.    Auch  erstreckt  es  sich  nicht  auf 
Bosnien  und  die  Herzegowina,  da  diese  Länder  staatsrechtlich  nicht  zu . 
Oesterreich-Ungarn  gehören  (Denkschr.  S.  37;  siehe  hier  oben  S.  182). 

IL  Zum  Abkommen  betr.  die  Ehescheidung  und  die 

Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Zu  Art.  1  (S.  983):  Scheidungsklage  und  Klage  auf  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 

^)  Vielfach  wird  schon  jetzt  die  Regel  „locus  regit  actum"  nur  als  fakultativ 
aufgefasst  dahin:  dass  den  Staatsangehörigen  vom  fieimathstaate  nur  nachgelassen 
ist,  die  £he  auch  in  der  an  ihrem  Aufenthaltsorte  geltenden  Form  zu  schliessen,  dass 
die  Ehe  aber  gültig  ist,  wenn  sie  in  der  dem  Heimathrechte  entsprechenden  Form 
geschlossen  warde.  So  wird  z.  B.  geurtheilt  in  Oesterreich  (S.  85),  in  Frankreich 
(S.  299),  in  Schweden  (S.  483)  und  wohl  auch  in  Norwegen  (S.  453).  Im  deutschen 
Heiche  gilt  dies  kraft  ausdrücldicher  Bestimmung  (Art.  11  Abs.  1  £inf.-Ges.  z.  B.G.B.; 
hier  S.  39,  40). 

*)  Im  deutschen  Reiche  z.  B.  nach  §  27  des  Einf.-Ges.  z.  B.G.B.,  wonach,  wenn 
aaf  deutsches  Becht  verwiesen  wird,  dieses  anzuwenden,  wenn  dagegen  auf  ein  anderes 
ausländisehes  Recht  verwiesen  wird,  die  Verweisung  unbeachtet  zu  lassen,  also  lediglich 
das  Heimathrecht  anzuwenden  ist  (oben  S.  48  und  Anm.  2  daselbst).  —  Vgl.  auch 
Denkschrift  S.  38. 
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Die  Bedeutung  des  Art  1  ist  die,  dass,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung in  Art.  3,  eine  Klage  auf  Scheidung  dem  Bande  nach  und 
entsprechend  eine  Klage  auf  blosse  Trennung  der  Gatten  nur  zulässig 
ist,  wenn  sowohl  das  Heimathrecht  der  Gatten  als  auch  die  lex  fori  eben 
die  in  Frage  stehende  Klage  zulassen;  dass  also  nicht  etwa  Gratten, 
deren  Heimathrecht  die  Scheidung  dem  Bande  nach  gestattet,  in  einem 
Vertragstaate,  in  welchem  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zugelassen 
ist,  wenigstens  diese  Trennung  verlangen  können^)  oder  umgekehrt. 

Zu  Art,  2  (S.  983):  Klagegründe. 

Nach  Art.  2  muss  der  Thatbestand  des  vorliegenden  Falles  sowohl 
nach  dem  Heimathrechte  als  nach  dem  Rechte  des  Gerichtsortes  die 
Scheidungs-  bezw.  die  Trennungsklage  rechtfertigen,  wenn  auch  vielleicht 
aus  verschiedenen  Gründen.  Die  Voraussetzung  dieser  Bestimmung 
würde  nicht  gegeben  sein,  wenn  dem  an  und  für  sich  nach  beiden  Rechten 
hinreichenden  Klagegrunde  ein  Einwand  (z.  B.  Verzeihung,  Verjährung) 
entgegengesetzt  wird,  welcher,  sei  es  auch  nur  nach  einem  dieser  Rechte, 
die  Klage  hinfällig  macht.') 

Zu  Art.  3  (S.  983):  Ausnahmen  vom  Prinzip  der  Art.  1,  2. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  ist  zugelassen,  dass  durch  die  lex  fori 
nur  das  Heimathrecht  der  Gatten  für  massgebend  erklärt  werden  kann.^ 

')  Ursprünglich  hatte  die  Konferenz  im  entgegengesetzten  Sinne  beschlossen. 
Später  änderte  man  dies,  indem  man  erwog,  dass  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
gegenüber  der  Ehescheidung  nur  dort  als  ein  Geringeres  anzusehen  sei,  wo  sowohl 
diese  als  auch  jene  zugelassen  wird;  dass  dagegen  im  Sinne  einer  Gesetzgebung,  die 
nur  die  gänzliche  Scheidung,  nicht  auch  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestattet, 
diese  letztere  etwas  wesentlich  Anderes  sei,  weil  der  Gedanke  des  Gesetzgebers  der 
ist:  dass  es  nicht  statthaft  sei,  ohne  Lösung  der  Ehe  selbst  das  eheliche  Zusammen- 
leben aufhören  zu  lassen.  Vgl.  Lain6  a.  a.  0.  1901  S.  233ff.;  Renault  S.  56ff.  — 
„Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist  durch  das  Abkommen  weder  für  Ausländer  in 
Deutschland  noch  für  Deutsche  im  Ausland  eingeführt  worden,  da  dieses  Bechtsinstitut 
der  neuen  Reichsgesetzgebung  fremd,  mithin  seine  Anwendung  für  Deutschland  nach 
Art.  1  ausgeschlossen  ist''  (Denkschr.  S.  89).     Vgl.  hierzu  Anm.  3. 

*)  Zum  Beispiel:  Eine  deutsche  Ehefrau  klagt  vor  einem  belgischen  Gericht  auf 
Ehescheidung  wegen  Ehebruchs,  der  nach  deutschem  Rechte  die  Klage  rechtfertigen 
würde  (S.  25),  nicht  aber  nach  belgischem  Rechte,  nach  welchem  der  Ehebrach  des 
Mannes  nur  unter  gewissen  erschwerenden  Umständen  einen  Scheidungsgrand  bildet 
(S.  312).  Dann  würde  die  Klage  abzuweisen  sein.  Ebenso  wenn  die  Frau  wegen 
Gewaltthätigkeiten  ihres  Ehemannes  klagt,  welche  im  Sinne  des  belgischen  Rechtes 
das  Scheidungsbegehren  rechtfertigen  (oben  S.  812),  während  nach  dem  deutschen  Rechte 
dieser  an  sieh  vielleicht  gemäss  §  1668  B.G.B.  (oben  S.  27)  zntre£fende  Scheidung^sgnmd 
wegen  Zeitablaufs  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  kann  (S.  28).  Wird  dagegen 
der  Antrag  auf  Ehescheidung  auf  die  beiden  erwähnten  ThatumslÄnde  gestützt,  so 
ist  der  Klage  stattzugeben,  weil  dann  sowohl  nach  deutschem  als  auch  nach  belgischem 
Rechte  ein  Scheidungsgrund  vorliegt. 

')  „Für  die  in  Deutschland  erhobenen  Klagen  ist  der  Art.  8  gegenüber  der  Tor- 
schrift des  Art.  17  Abs.  4  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  gegenstandslos*"  (Denkschr.  S.  40); 
denn  nach  dieser  Bestimmung  kann  auf  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  nur  erkannt  werden,  wenn  sowohl 
nach  dem  ausländischen  Gesetz  als  auch  nach  den  deutschen  Gesetzen  „die  Scheidung* 
zulässig  sein  würde.    Deutsche  Gerichte  können  daher  auf  die  dem  deutschen  Rechte 
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Zn  Art.  4  (S.  984):  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit 
Die  Absicht  der  Bestimmung  ist,  einem  Wechsel  der  Staatsangehörig- 
keit, durch  den  die  vorher  nicht  begründete  Scheidungs-  oder  Trennungs* 
klage  erst  ermöglicht  werden  würde,  die  massgebende  Bedeutung  abzu- 
sprechen, weil  „billigerweise  nur  nach  dem  früheren  Heimathrechte 
beurtheilt  werden  kann,  ob  in  dem  Thatbestand  ein  die  Scheidung  oder 
Trennung  rechtfertigendes  Eherergehen  zu  sehen  ist  Dabei  werden 
übrigens  die  Scheidungs-  und  Trennungsgründe  einander  gleichgestellt, 
dergestalt,  dass  auf  Grund  eines  früheren  Trennungsgrundes  auch  die 
Scheidung,  und  auf  Grund  eines  früheren  Scheidungsgrundes  auch  die 
Trennung  ausgesprochen  werden  kann."*) 

Zu  Art  5  (984):  Zuständigkeit  der  Gerichtsbarkeit 
In  erster  Eeihe  soll  die  Gerichtsbarkeit  dem  Heimathstaate  der 
Gatten  zustehen,  und  nur  insoweit  als  dessen  Gesetz  eine  ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  soll  auch  die  Gerichts- 
barkeit des  Wohnsitzes  —  für  dessen  Bestimmung  unter  Ziff.  2  nähere 
Bestimmungen  gegeben  sind  —  Platz  greifen;')  dagegen  soU  die  Gerichts- 
fremde Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  nicht  bei  Ausländern  erkennen,  deren 
Heimathrecht  diese  Trennung  zulässt.  Im  Sinne  dieser  hier  (oben  S.  47  Anm.  1)  ver- 
tretenen Auffassung  haben  inzwischen  auch  die  vereinigten  Civilsenate  des  Keichsgerichts 
entschieden  (Beschl.  y.  12.  Oktober  1903,  Entsch.  56  S.  845;  vgl.  Anm.  1  und  unten  S.  998). 
—  Ein  Anwendungsfall  des  Art.  3  wird  in  Italien  gegeben  sein,  wo  das  Besetz  nur 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kennt,  die  Gerichte  aber  Klagen  von  Ausländem 
auf  Ehescheidung  nach  Massgabe  ihres  Heimathrechtes  —  wenigstens  wenn  es  sich 
um  eine  nicht  in  Italien  geschlossene  Ehe  handelt  —  zulassen.  Siehe  hier  oben  S.  881 ; 
vgl.  auch  Benault  S.  56. 

^)  (D^nkschr.  S.  40.)  —  Die  Fassung  der  Bestimmung  ist  nicht  glücklich.  Die 
deutsche  Denkschrift  bemerkt:  Art.  4  sei  dem  Art.  17  Abs.  2  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B. 
(siehe  hier  oben  S.  45)  entnommen,  habe  aber  diese  Vorschrift  insofern  erweitert,  als  nicht 
nur  die  frühere  Staatsangehörigkeit  des  Mannes,  sondern  auch  die  der  Ftbm  zu  berück- 
sichtigen sei.  Im  üebrigen  unterscheide  sich  die  Bestimmung  des  Abkommens  von 
der  des  Einführungsgesetzes  nur  dadurch,  dass  die  erstere  negativ,  die  letztere  positiv 
gefasst  sei  (a.  a.  O.).  Allein  dieser  Unterschied  der  Fassung  legt  doch  die  Annahme 
einer  Verschiedenheit  auch  der  sachlichen  Bedeutung  dieser  Bestimmungen  recht  nahe. 
Art.  4  besagt  nur,  dass  das  Gesetz  der  neuen  Heimath  nicht  angerufen  werden  kann, 
um  einer  Thatsache,  die  sieh  zur  Zeit  einer  anderen  Staatsangehörigkeit  ereignet  hat, 
die  Bedeutung  eines  Scheidungs-  oder  Trennungsgrundes  zu  verleihen.  Das  bedeutet 
in  positiver  Wendung:  die  betreffende  Thatsache  muss  nach  dem  früheren  Heimath- 
rechte ein  Scheidungs-  oder  Trennungsgrund  sein.  Zweifelhaft  dagegen  könnte  er- 
scheinen, ob  die  Thatsache  ausserdem  auch  nach  dem  gegenwärtigen  Heimath- 
rechte der  Gatten  cLie  Scheidungs-  bezw.  Trennungsklage  rechtfertigen  muss,  wie  dies 
nach  der  erwähnten  deutschen  Vorschrift  und  ebenso  nach  §  115  des  ungarischen  Ehe- 
gesetzes (hier  oben  S.  113)  geboten  ist.  Art.  4  besagt  hierüber  nichts,  aber  es  wird  im 
Hinblick  auf  das  in  den  Artikeln  1  und  2  ausgedrückte  Prinzip  anzunehmen  sein,  dass 
die  Begründung  der  Klage  nach  dem  gegenwärtigen  Heiroathrechte  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  aber  nicht  für  ausreichend  erachtet,  vielmehr  „auch  noch"  die  in  Art.  4 
bezeichnete  Begründung  nach  dem  früheren  Heimathrechte  für  erforderlich  erklärt 
werden  sollte.  —  Vgl.  auch  Laine  (a.  a.  0.  1901  S.  240),  der  im  Anschluss  an  den 
Xonferenzbericht  bemerkt,  dass  Art.  4  des  Abkommens  den  erwähnten  Bestimmungen 
des  deutschen  und  des  ungarischen  Hechts  „konform''  sei. 

")  Die   ausschliessliche   Gerichtsbarkeit   des  Heimathstaates   in  Scheidungs-   und 
Trennungssachen  nimmt  z.  B.  Ungarn  für  seine  Staatsangehörigen  in*  Anspruch  (oben 
Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgnng.    Ergänzungsband.  63 
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barkeit  des  Wohnsitzes  nach  dem  Schlusssatze  jedenfalls  begründet  sein 
bezüglich  solcher  Ehen,  auf  deren  Scheidung  oder  Trennung  yor  den 
Gerichten  des  Heimathstaates  überhaupt  nicht  geklagt  werden  könnte, 
d.  h.  bezüglich  solcher  Ehen,  die  von  dem  Heimathstaat  überhaupt  nicLi 
anerkannt  werden.^) 

Zu  Art.  6  (S.  985):  Einstweilige  Verfügungen. 

Die  Bestimmung  erscheint  erforderlich,  weil  die  an  sich  zuständige 
Gerichtsbarkeit  des  Heimathstaats  häufig  nicht  rechtzeitig  angerufen 
werden  kann.  Uebrigens  unterliegen  die  Massnahmen  der  Ortsbehörden 
der  Bestätigung  oder  Aufhebung  durch  die  zuständigen  Behörden  des 
Heimathstaats  und  kommen  ohne  Weiteres  in  Wegfall,  wenn  die  Bestätigung 
nicht  innerhalb  eines  Jahres  erfolgt  (Denkschr.  S.  42). 

Zu  Art.  7  (S.  985):  Anerkennung  ausländischer  Entschei- 
dungen.*) 

Die  Bestimmung  bezweckt  die  Ausschliessung  des  Missstandes,  dass 
eine  Ehe  in  einem  Lande  als  geschieden  oder  getrennt,  in  dem  anderen 
dagegen  als  voll  bestehend  angesehen  werde  (Denkschr.  S.  42)  und  beseitigt 
zugleich  gewisse  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen einiger  Staaten  ergeben  haben,  so  insbesondere  aus  Art  116 

S.  108);  vgl  auch  ^.Schweden'',  wo  die  Bechtslage  zweifelhaft  ist  (oben  S.  484, 485).  Wo 
solche  Ausschliesslichkeit  nicht  beansprucht  ist,  hat  der  Kläger  die  Wahl  zwischen  der 
heimathliohen  Gerichtsbarkeit  und  derjenigen  des  Wohnorts.  —  lieber  die  Frage,  ob  der 
Erhebung  der  lüage  vor  dem  Heimathgerichte  der  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen 
Sache  entgegengesetzt  werden  kann,  wenn  die  Klage  vom  Domizilgerichte  abgewiesen 
ist,  siehe  unten  Anm.  2  zu  Art.  7. 

1)  Vgl.  die  FäUe  der  Art.  d  Abs.  1,  5  Abs.  2,  6  Abs.  2  des  Abkommens  1; 
Denkschr.  S.  41;  Renault  S.  61.  Die  Heimathgerichte  können  in  dergleichen  FäUen 
die  Scheidung  oder  Trennung  der  Ehe,  die  sie  überhaupt  nicht  anerkennen,  nicht  aus- 
sprechen. Wenn  es  also  auch  hier  bei  der  ausschliesslichen  Zuständigkeit  der  Heimath- 
gerichte verbliebe,  so  ergäbe  sich  die  Felge,  dass  derartige  Ehen  im  Auslande,  wo  sie 
gelten,  unlöslich  wären.  Dem  hilft  die  Ausnahmebestimmung  ab.  —  Ueber  das  in 
solchen  Fällen  anzuwendende  Heimathrecht  siehe  unten  S.  996  Anm.  1  zu  Art.  8. 

")  Unter  den  im  Art.  7  bestimmten  Voraussetzungen  ist  ein  auf  Scheidung  oder 
Trennung  lautendes  Urtheil  in  allen  Vertragsstaaten  anzuerkennen ;  das  schliesst  nicht 
aus,  dass  einzelne  Staaten  die  Entscheidungen  der  Gerichte  anderer  Vertragsstaaten 
auch  anerkennen  dürfen,  wenn  jene  Voraussetzungen  nicht  gegeben  sind  (Denkschr. 
S.  48).  Nur  auf  Scheidungs-  und  Trennungsurtheile,  nicht  auch  auf  abweisende  Ent- 
scheidungen bezieht  sich  Art.  7.  Meili  (S.  51)  regt  die  Frage  an,  ob  die  gemäsa 
Art.  5  vom  Domizilgerichte  der  Gatten  ausgesprochene  Abweisung  der  Klage  auch  in 
der  Heimath  der  Gatten  wirksam  sei.  Hierüber  bestimmt  die  Konvention  nichts.  Die 
Frage  ist  daher  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  der  einzelnen  Staaten  über  die 
Anerkennung  ausländischer  Urtheile  zu  beantworten.  Vgl.  z.  B.  hier  „Deutsches 
Reich"  (oben  S.  41),  „Oesterreich«  (S.  85),  „Frankreich"  (S.  800). 

Art.  7  Abs.  1  setzt  voraus,  dass  die  Scheidung  oder  Trennung  „durch  ein  nach 
Art.  5  zuständiges  Gericht  ausgesprochen"  wird;  es  ist  an  ein  „Urtheil",  d.  h.  an  einen 
förmlichen,  im  streitigen  Verfahren  ergehenden  Bichterspruch  gedacht.  Die  ein- 
verständliche, d.  h.  vertragsmässige  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  nach  österreichischem 
Bechte  (hier  oben  S.  72,  80  Ziif.  4)  fällt  daher  nicht  unter  Art.  7,  wiewohl  sie  der  Be- 
stätigung des  Gerichts  bedarf;  denn  diese  Bestätigung  ist  ein  Akt  der  nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit,  aber  kein  Urtheilsspruch.  Vgl.  UrÜu  des  deutschen 
Beichsger.  vom  1.  Juni  1888,  Entsch,  9  S.  98. 
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des  ungarischen  und  aus  Art.  56  des  schweizer  Ehegesetzes  (hier  oben 
S.  108,  231).  Die  Bestimmung  verpflichtet  selbstverständlich  auch  die- 
jenigen Staaten,  deren  Gesetzgebung  die  Ehescheidung  nicht  zulässt,  zur 
Anerkennung  der  Entscheidung  unter  den  im  Art.  7  bezeichneten  Voraus- 
setzungen;^) daraus  folgt  aber  nicht  etwa  auch  eine  Pflicht  der  be- 
treffenden Staaten,  entgegen  der  Bestimmung  in  Art.  2  Abs.  3  des  Ab- 
kommens I  durch  ihre  Behörden  bei  der  Wiederverheirathung  eines  der 
geschiedenen  Gatten  mitzuwirken.  —  Der  zweite  Absatz  des  Art.  7  hat 
besonderen  Bezug  auf  die  skandinavischen  Staaten.^) 

Zu  Art.  8  (S.  986):  Verschiedene  Staatsangehörigkeit  der 
Gatten. 

Die  Bestimmung  betrifft  nicht  solche  Fälle,  in  denen  die  Gatten  eine 
gemeinsame  Staatsangehörigkeit  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  in  einem 
Vertragsstaate  besessen  haben.  „In  beiden  Fällen  findet  das  Abkommen 
keine  Anwendung;  denn  im  ersteren  Falle  fehlt  es  an  dem  hierfür  er- 
forderlichen Heimathgesetz,  im  letzteren  Falle  ist  dieses  Gesetz  nicht 
das  eines  Vertragsstaats  und  bleibt  daher  nach  Art.  9  Abs.  2  ausser 
Anwendung.  „Fälle  dieser  Art  werden  indess  nur  selten  vorkommen,  da 
nach  dem  Eechte  aller  Vertragsstaaten  die  Frau  durch  die  Verheii'athung 
die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  erwirbt"  (Denkschr.  S.  43).   Art.  8 

^)  Ein  Antrag  des  spanischen  Vertreters,  wonach  jenen  Staaten  nachgelassen 
werden  soUte,  einer  im  Auslande  ausgesprochenen  Scheidung  die  Anerkennung  zu 
versagen,  wenn  es  sich  um  eine  in  ihrem  Gebiete  —  gleichviel  ob  von  Inländern 
oder  Ausländern  —  geschlossene  Ehe  handelt  (vgl.  hier  „Italien^  oben  S.  377),  wurde 
abgelehnt.     Siehe  Laine  a.a.O.  1901  S.  247  ff. 

^  In  Schweden  erfolgt  die  gänzliche  Scheidung  vielfach  dispensweise  durch  den 
König  (oben  S.  474),  und  zwar  unter  Umständen,  auch  wenn  die  Gatten  Ausländer  sind 
(oben  S.  480  zu  2).  In  Dänemark  und  Norwegen  kann  die  Scheidung  gleichfalls  durch 
königliche  Bewilligung  erfolgen,  und  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  wird  dort 
stets  durch  eine  administrative  Entscheidung  ausgesprochen  (S.  446),  beides  auch  in 
Bezug  auf  Ausländer,  die  im  Lande  ihren  Wohnsitz  haben  (S.  450).  Sofern  derartige 
JEntscheidungen  ausschliesslich  Schweden,  Norweger  oder  Dänen  betreffen,  wird 
-auch  in  den  anderen  Staaten  kein  Bedenken  gegen  die  Anerkennung  bestehen.  Wenn 
es  sich  aber  um  Angehörige  anderer  Staaten  handelt,  so  wird  man  nicht  geneigt  sein, 
die  Bestimmungen,  welche  für  die  Anerkennung  ausländischer  Urtheile,  d.  h.  Gerichts- 
urtheile,  gelten,  auch  auf  jene  administrativen  Entscheidungen  anzuwenden,  was  be- 
sonders die  Vertreter  des  deutschen  Keichs  (vgl.  auch  Denkschr.  S.  48)  und  Belgiens 
hervorhoben.  Wenn  Kenault  (S.  63)  annimmt,  dass  die  französischen  Gerichte 
„vielleicht''  meinen  werden,  sich  vor  der  zuständigen  ausländischen  Gerichtsbarkeit, 
so  sehr  sie  auch  von  dem  Wesen  der  französischen  verschieden  sei,  beugen  zu  müssen, 
so  liegt  Anlass  vor,  dies  zu  bezweifeln;  vergleiche  Be  auch  et  bei  Leske-Loewenfeld 
I.  S.  569.  Die  Bedenken  gegen  die  unbedingte  Anerkennung  der  Administrativent- 
scheidungen trugen  den  Sieg  davon  und  führten  zu  der  einschränkenden  Bestimmuung 
des  Abs.  2.  Dies  war  für  Norwegen  und  Dänemark  wesentlich  bestimmend,  den  Bei- 
tritt zu  den  Verträgen  einstweilen  abzulehnen.  Laine  a.  a.  0.  1901  S.  248  ff; 
Benault  S.  68,  64. 

Auf  dieselbe  Stufe  mit  den  erwähnten  administrativen  Entscheidungen  dürfte  im 
Sinne  des  Art.  7  Abs.  2  in  Ländern  mit  katholisch-kirchlichem  Eherechte  die  in 
g^ewissen  Fällen  vorkommende  dispensweise  Trennung  einer  fleischlich  noch  nicht  voll- 
zogenen Ehe  zu  stellen  sein.  Vgl.  „Kroatien-Slavonien"  (oben  S.  156, 157),  „Spanien** 
(S.  429). 
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bezieht  sich  also  nur  auf  die  Fälle,  in  denen  ein  Ehegatte  während  der 
Ehe  für  sich  allein  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erwirbt^);  dadurch 
soll  nach  der  Absicht  des  Art.  8  die  Lage  des  anderen  Gatten  nicht 
verschlechtert  werden  dürfen. 

Zu  Art  9  (S.  986):  Anwendungsgrenzen  des  Abkommens. 

Die  Bestimmung  entspricht  dem  Art.  8  des  Abkommens  I. 


')  Ueber  die  Möglichkeit  dieser  VorauBsetsang  im  AUgemeinen  vgL  z.  B.  hier: 
„DeutBches  Reich«  (S.  34  Anm.  1),  »Frankreich"  (S.  277),  „Italien"  (S.  348),  „Portugal'* 
(S.  367),  „Spanien"  (S.  422).  —  Im  Hinblick  auf  die  dargelegte  Bedeutung  des  Art  8 
ergiebt  sich  ein  Zweifel  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  von  einem  Manne  mit 
einer  Aasländerin  geschlossene  Ehe  gemäss  Art.  3  Abs.  I,  5  Abs.  2,  6  Abs.  2  des 
Abkommens  I  im  Heimathstaate  des  Mannes  für  nichtig  erklärt  und  folgeweise  die 
Ehefrau  nicht  Bürgerin  dieses  Staates  geworden  iBt,  während  in  einem  anderen  Ver- 
tragsstaate,  wo  die  Ehe  Geltung  hat,  die  Scheidung  oder  Trennung  nachgesucht  wird. 
Hier  würde  es  an  einem  gemeinsamen  Heimathrechte  Überhaupt  fehlen,  das  AbkommeQ 
also  unanwendbar  sein.  Daas  dies  nicht  die  Absicht  iat,  ergiebt  sich  ans  dem  Schlnss- 
satie  des  Art.  6  Ziff.  2,  der  gerade  für  FäUe  dieser  Art  besondere  Vorsorge  trifft, 
indem  er  die  Gerichtsbarkeit  des  Wohnsitzes  für  lUBtändig  erklärt.  Man  muss  also 
annehmen,  dass  das  für  die  Scheidungs-  oder  Trennungsklage  zus^dige  Gericht,  in- 
dem es  die  Ehe  für  bestehend  erachtet,  auch  zu  unterstellen  hat,  dass  die  Ehefrau  die 
Staatsangehörigkeit  des  Mannes  erworben  habe  und  dass  dahmr  sein  HeimathrefM 
«nch  da^enige  der  Frau  geworden  sei 
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Deutsches  Reich. 

Zu  S.  4.  Literatur.  Inzwischen  ist  von  Heinrich  Dernburg's 
systematischer  Darstellung  des  bürgerlichen  Rechts  der  n.  Band  „Deut- 
sches Familienrecht"  erschienen  (Halle  a.  S.  1903)  und  Stolz el,  Deutsches 
Eheschliessungsrecht,  4.  Aufl.  (Berlin,  Franz  Vahlen). 

Zu  S.  37,  42.  Nach  §  36  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes  vom 
7.  April  1900  können  Deutsche  in  Konsulargerichtsbezirken  eine 
Ehe  nur  vor  dem  Kaiserlichen  Konsul  gültig  eingehen.  Für  Länder 
aber,  in  denen  deutsche  Konsulargerichte  nicht  bestehen,  behält  die 
S.  42  erwähnte  Entscheidung  des  Reichsgerichts  ihre  volle  Bedeutung, 
d.  h.  die  Ehe  kann  in  der  Form  der  lex  loci  geschlossen  werden,  auch, 
wenn  die  Möglichkeit,  sie  vor  einem  deutschen  Konsul  (ohne  Gerichts- 
barkeit) einzugehen,  gegeben  ist. 

Zu  S.  40  (Anm.  3),  41.  Das  Kammergericht  (Rechtsprechung  der 
Oberlandesgerichte  7  S.  412)  erachtet  in  einem  Beschlüsse  vom  26.  Ok- 
tober 1903  auf  ein  ausländisches  Ehenichtigkeitsurtheil  den  §  722  C.P.O. 
nicht  für  anwendbar,  weil  dieser  Paragraph  sich  nur  auf  die  eigentliche 
Zwangsvollstreckung  beziehe,  die  bei  der  Eintragung  der  Ehenichtigkeit 
ins  Standesregister  nicht  in  Frage  stehe.  Der  §  65  des  Personenstands- 
gesetzes (in  der  Fassung  des  Art.  46  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.)  über  die 
Eintragung  aus  Urtlieilen,  durch  welche  das  Nichtbestehen  einer  Ehe 
festgestellt  wird  u.  s.  w.,  beziehe  sich  nur  auf  inländische  Urtheile.  Die 
Eintragung  aus  einem  ausländischen  Urtheile  sei  unzulässig,  aber  aucl^ 
materiell  entbehrlich,  weil,  insoweit  das  ausländische  Urtheil  für  in- 
ländische Rechtsverhältnisse  bindend  sei  (§  328  CP.O.),  diese  Wirkung 
durch  das  Unterbleiben  der  Vermerkung  nicht  in  Frage  gestellt  werde. 
In  diesem  Sinne  haben  sich  auch  die  preussischen  Minister  des  Innern 
und  der  Justiz  schlüssig  gemacht  (Kruse,  Standesamt  1908  S.  146 
Anm.  8  b).  —  Der  erwähnte,  seit  dem  1.  Januar  1900  geltende  §  328 
CP.O.  (vgl.  §  661  früherer  Fassung)  ist,  als  Prozeasgesetz  und  öffent^ 
lichrechtliche  Vorschrift,  auch  auf  ältere  ausländische  Urtheile  anzu- 
wenden (Kammerger.  a.  a.  0.  S.  41 1). 
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Zu  S.  47  Anm.  1.  Die  vereinigten  Civilsenate  des  Reichsgerichte 
haben  inzwischen  dnrch  Beschluss  vom  12.  Oktober  1903  im  Sinne  der 
hier  vertretenen  Auffassung  gleichfalls  dahin  entschieden,  dass  dentsche 
Gerichte  auch  dann  nicht  auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erkennen  dürfen,  wenn  nach  deutschem  Rechte  die  Scheidung  der  Ehe 
gerechtfertigt,  nach  dem  Rechte  des  Staates  aber,  dem  der  Ehemann  zur 
Zeit  der  Erhebung  der  Klage  angehört,  nur  beständige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  zulässig  sein  würde.  —  In  demselben  Sinne  siehe  auch  noch: 
Frantz  in  Böhm's  Zeitschr.  11  S.  345 ff.;  dagegen:  Dernburg,  Deutsches 
Familienrecht,  S.  13  Anm.  5  (daselbst  weitere  Literaturangaben). 

Oesterreich. 

Zu  S.  54.  Literatur.  Vgl.  auch  die  Angaben  unter  „Kroatien- 
Slavonien^  S.  120,  121;  insbesondere:  Jettel,  Handbuch  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts. 

Zu  S.  86  unter  4.  Vgl.  auch  noch  das  Urth.  des  obersten  Gerichts- 
hofs vom  24.  Juni  1902  (Z.  7650),  wonach  in  Oesterreich  auch  Ausländer 
nicht  auf  Scheidung  klagen  können,  wenn  ein  Theil  katholisch  ist  (Böhm's 
Zeitschr.  12  S.  483;  vgl.  S.  72). 

Ungarn. 

Zu  S.  90.  In  Zeile  8  ist  statt  „slavonischem'^  zu  lesen: 
kanonischem. 

Literatur:  Reiner,  Ungarisches  Eherecht  (Budapest  1904).  — 
Eaff  ay.  Die  Nichtigkeit  der  Ehe  im  Sinne  des  ungarischen  Ehegesetzes 
(Böhm's  Zeitschr.  13  S.  92  ff.).  —  Seh  war  tz,  Kollisionen  zwischen  österr. 
und  ungai\  Eherecht  (das.  14  S.  137  ff.). 

Schweiz. 

Zu  S.  191.  Literatur.  —  Meili,  Das  internationale  Civil-  nnd 
Handelsrecht  (Zürich  1902).  Der  erste  Band  behandelt  u.  A.  das 
Familienrecht  und  berücksichtigt  auch  die  Verhandlungen  der  Haager 
Konferenzen  betreffend  Eheschliessung  und  Ehescheidung. 

Martin,  Du  mariage  et  du  divorce  des  6trangers  en  Suisse  et  des 
Suisses  k  Tfetranger,  in  Clunet,  Journal  1897  S.  7 38 ff. 

England. 

Zu  S.  536  Anm.  1.  —  In  einem  Falle  der  hier  erwähnten  Art  ist 
die  Gültigkeit  der  vor  dem  Konsul  geschlossenen  Ehe  vom  High  Court 
of  Justice  durch  Entscheidung  vom  28.  Mai  1900  anerkannt  worden 
(Clunet,  Journal  29  S.  161,  Böhm's  Zeitschr.  12  S.  620). 
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\  crwftimngsrccht   des    Mannes, 
soweit  nicht  durch  notariellen, 
zur  Wirksamkeit   gegen  Dritte 
der    gerichtlichen    Äegistrirung 
bedürftigen  Vertrag  vor  der  Ehe 

Schaft  Ton  Gewinn  und  Verlust 
oder   von   ITrüchten    und    Ein- 
kommen.    S.  347—349. 

schlössen  werden ;  nur  wenn  ein 

König  ucne  Bestätigung  enoraer- 
lioh.     Zur  Wirkung  von  Ehe- 
verträgen gegen  DritU  ist  ge- 
richtliche  Kundgebung   (Ding- 
lesung)  erforderüch.     S.  443f. 

am  Erwerbe.  Doch  gilt  die  Ver- 
muthung,  dass  die  Frau,  solangfe 
sie    nicht    widerspricht,    ihrem 
Hanne  dieVerwaltung  ihre«  Ver- 
mögens ohna  Pflicht  zur  Rech- 
nungslegung     über      gezogene 
Nutzungen      überlassen      habe. 
Ehepakte  sind,   vor   oder  nach 
der  Eheschi iessung,  notariell  zu 

iii;ne  veiiussung  wanrena  o  Juiiien, 
Verurtheilung  zu  mindestens  vier- 
jähriger    Freiheitsstrafe,     schwere 
Verwundung  oder  lebensgefährliche 
Misshandlung;     nach     fünfjähriger 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  k»nn 

lieh 
S.  354. 
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Für    Katholiken     nnr 
Scheidnngvon  Tisch 
und  Bett;sonst  auch 
Trennung  des  Ehe- 
bande«.   S.  7a. 

Für  Angehörige  einer 
anerkannten  Beligi- 

kirchüche   Ehe- 
schliossung  u.  Noth- 
Civilehe. 

Für  Andere:  obli- 
gatorisohe  Civilehe. 
S.  62-66. 
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Nur    Scheidung    dem 
Bande     nach     (und 
zcitweiligeTrennung 
als  Torläiiflge  Mass- 
nahme).   8.474. 
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Kirchliche  Ehe- 

Civilehe    nur   für 
die  aus  der  lutheri- 
schen  Kirche    Aus- 
getretenen, bei  Ehen 
zwischen  Juden  und 
Christen  sowie  zwi- 
Bfhen   Christen,   die 
keine    trau  berech- 
tigte     GeUtlichkeit 
haben.      Bei    Ehen 
zwischen   Angehöri- 
gen     verschiedener 
christlicherEirchen, 
von  denen  eine  oder 

tigte  Geistliche  ha- 
ben,  besteht  Wahl 
zwischen  Civilehe  u. 

8.  464  f. 
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Dit  ZahiM  btzeichmn  Stllmi.  Dto  Reglittr  zu  dm  tinztliitii  Lindeni  sind  in  Aiifendiiei 
alphalMtitcb  antlRandtr  § trtiht.  Da,  wo  von  dtr  alphabttitcbtn  Ordnung  abf  twichon  wurde, 
ist  gtlidrigtn  Orts  angsgtbsn,  wo  das  Rsglsttr  sicli  flndoL  Das  Rtgistor  betrtflend  tfie 
Haagtr  Abiconnon  Obtr  Ebtscblltssung,  Ebsschsidung  und  Trtnnung  von  Tisch  und  Bttl  beliidet 

sieb  am  Scbiusst. 


Alarerieii 

B.  unten  S.  1019  (behandelt  bei  Frankreich). 


B.  unten  S.  1019  (behandelt  bei  Frankreich). 


8.  unten  S.  1027. 

Barbados  vgl.  oben  S.  672. 

Belgien.*) 

Ausland,  Ehescheidung  im  A.  813. 

Bürgerlicher  Tod  312. 

Code  dvil  310. 

Diplomatische  Vertreter  818. 

Ehebruch  312. 

Eheliches  Güterrecht  311. 

Ehescheidung  312. 

Ehe  vertrage,  Oeffentlichkeit  der  E.  311. 

Ehrerbietungsakt  310. 

Ermessen  314. 

Gewaltthätigkeiten  312. 

Grundbuch  311. 

Handeltreibende,    Oeffentlichkeit   der 

Eheyerträge  der  H.  311. 
Immobiliarverkehr  311. 
Internationales  Eherecht  313. 
Konsuln  313. 
Kränkungen  312. 
Misshandlungen  312. 
Nichtigkeit  der  Ehe  314. 
Ort  der  V  erkündung  und  der  Eheschliessung 

311. 


*)  Da  der  oode  civil  die  Grundlage  bildet, 
wird  anf  Frankreich  verwiesen.  Siehe  anoh  S.  looo. 


JEtath  der  Eltern  bezüglich  der  Ehe- 
schliessung 310. 

Staatsanwalt  311. 

Strafe,  Verurtheilung  zu  entehrender 
312. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  812f. 

Trunksucht  312. 

Uebereinstimmung  als  Scheidungs- 
grund  312. 

Yerkündung  vor  der  Eheschliessung  311, 
314. 

Wirkungen  der  Ehe  311,  der  Scheidung 
318. 

Bermndss 

s.  unten  S.  1027. 

Bosnien 

s.  unten  S.  1048  (behandelt  bei  der  Oesterr.- 
üng.  Monarchie). 

British  Beehnanssland 

vgl.  oben  S.  608. 

BrIUseli  Colnmbla 

s.  unten  S.  1027. 

Britisch  Oalana 

s.  unten  S.  1028. 

Britisch  Honduras  vgl.  oben  S.  667. 
Britisch  Nen-Oninea  707. 

Bulgarien«^ 

Abwesenheit  907. 

Alter  bei  der  Eheschliessnng  903. 

*)  Siehe  aaoh  S.  lOoo. 


Bulgarien. 


1013 


Anfechtbarkeit  einer  Ehe  906. 

Aasland  909f. 

Aaslander  904,  910. 

Beischlaf  908. 

Betrag  908. 

Bruch  des  Yerlöbnisses  902. 

Christlicher  Glaube  908. 

Civilehe  911. 

Oölibat  903. 

Diebstahl  908. 

Diplomatische  Vertreter  910. 

Diözesanbischof  909. 

Dispens  von  Ehehindernissen  908. 

Dispensation  von  dem  Hinderniss  des 
Ehebruchs  904. 

Doppelehe  908,  906. 

Ehebruch  904,  907 f. 

Eheliche  Pflicht  908. 

Eheliches  GKiterrecht  905. 

Ehescheidung  907. 

Eheschliessung  902. 

Eheverträge  905. 

Einverständniss  bezüglich  einer  Ehe- 
schliessung 910. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  908, 
906. 

Epilepsie  908,  906,  908. 

Erbverträge  905. 

Erziehung  der  Kinder  906. 

Exarchat-Statut  901. 

Form  der  Eheschliessung  904. 

Geisteskrankheit  908. 

Geistliche  Verwandtschaft  908. 

Geistliches  Gericht  906f.,  909. 

Gerichtsstand  905. 

Geschäftsfähigkeit  der  Frau  905. 

Geständnis  910,  des  Ehebruchs  907. 

Griechen  908. 

Gütergemeinschaft  905. 

Handel,  Betrieb  durch  die  Frau  905. 

Hauskommunion  905. 

Idiotismus  906,  908. 

Internationales  Eherecht  910. 

Irrsinn  906,  908. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  906,  der  geschiedenen  Ehegatten 
909. 

Kirchliche  Trauung  904. 

Konkurseröffnung  905. 

Konsistorialrath  909. 

Konsuln  910. 

Lebensnachstellung  908. 

Legitimation  unehelicher  Kinder  906. 

Literatur  des  Eherechts  901. 

Militärpersonen  904. 

Misshandlungen  908. 

Mitgift  der  Frau  905,  908. 

Mord  908,  Bedrohung  des  Gatten  mit  M. 
908. 

Name  der  geschiedenen  Frau  909. 

Nichtigkeit  der  Ehe  906,  909. 

Notare  905. 

Nutzniessung  des  Kindervermögens  906. 


Offiziersehen  904. 

P  er  s  ö  n  li  ch  e  sErscheinen  der  Parteien  910. 

Prügeln  der  Frau  908. 

Quellen  des  Eherechts  901. 

Rang  der  Frau  905. 

Religionsfreiheit  908. 

Ringwechsel  902. 

Schadensersatz  902. 

Schuld  frage  bei  der  Scheidung  908. 

Schwachsinn  908. 

Seh  Wäger  Schaft  als  Ehehindemiss  903. 

Staatsangehörigkeit  905. 

Syphilis  908,  906,  908. 

Taufpathe  908. 

Taufscheine  908. 

Titel  der  Frau  905. 

Todeserklärung  907. 

Trauung  904. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  907. 

Trunksucht  907. 

Ungültigkeitserklärung  906. 

Unterhalt  der  Frau  905,  907 fiF.,  der  Frau 
und  der  Kinder  910»  der  Kinder  906, 
909. 

Verfahren  in  Ehesachen  909. 

Verkündung  der  Verlobung  904. 

Verlöbniss  902;  als  Ehehinderniss  908, 
906. 

Versöhnung  der  Gatten  909. 

Versuchsweise  Trennung  907. 

Veruntreuung  908. 

Verwaltung  der  Mitgift  der  Frau  905, 
des  Kindervermögens  906. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  908, 
906. 

Wegjagen  des  Gatten  durch  die  Gattin 
908. 

Widernatürliche  Unzucht  908. 

Wiederverheiratung  907. 

Wirkungen  der  Ehe  905,  hinsichtlich 
der  Kinder  906,  der  Ungültigkeitserklä- 
rung 907,  der  Scheidung  908. 

Wohnsitz  905. 

Wüstes  Leben  908. 

Zeitweilige  Trennung  der  Ghitten  910. 

Zeugen  bei  dem  Verlöbniss  902. 

Zeugenaussagen  über  einen  Ehebruch 
907. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  909. 

Zustellung  der  Urteile  in  Ehesachen  910. 

Zustimmung  zur  Eheschliessung  908. 

Zwang  907. 

€»nad» 

s.  unten  S.  1028. 

Cayman-Inseln  vgl.  oben  S.  675. 

Ceylon 

B.  unten  S.  1029. 
Cypem  vgl.  oben  S.  588. 


1016 


Deatiohes  Eeich. 


Ehestreitigkeiten,  Znit&ndigkeit  fOr 
B.  1,  88. 

Eheanmündige,    Yerlobang    solcher  5. 

Ehemündigkeit  40. 

Eheverbote  49. 

Eheversprechen  5. 

Ehevertrag  18,  24. 

Ehrenkränkongen  27. 

Ehrloses  Verhalten  eines  Ehegatten  27. 

Eid,  Erlassang,  Zuschiebnng  85. 

Eidesstattliche  Versicherangen  18. 

Eingeborene  in  den  Schatxgebieten  88. 

Eingebrachtes  Oat  17. 

Eingehung  der  Ehe  6 ff.,  internationales 
Ehereeht  40. 

Einstweilige  Verfügung  85. 

Elsass-Lotnringen,  Partikulares  Ehe- 
recht 8,  Ehemündigkeit  7,  Ausländer  11, 
Aufgebot  14,  UeberleitungsTorsehriften 
15,  Familienname  der  gescUedenen  Frau 
29. 

Elterliche  Einwilligang  7. 

Elterliche  Gewalt  18 f. 

Entehrende  Handlangen  27. 

Entmündigung  7,  17,  20. 

Entziehung  einer  Unterstützung  22. 

Erbrecht  der  Ehegatten  80. 

Erbrertrag  6. 

Erklärungen  der  Verlobten  betr.  Ehe- 
schliessung  14. 

Erloschen  des  Rechts  auf  £ihescheidung28. 

Erneuerung  der  Klage  86. 

Errungenschaftsgemeinschaft  18, 
80. 

Erziehung  der  Kinder  19. 

Fahrnissgemeinschaft  18,  80. 

Familienname  der  Ehefrau  16,  der  ge- 
schiedenen Frau  29. 

Familienreohtliche  Beziehungen  zwi- 
schen Verlobten  5. 

Feststellung  des  Bestehens  oder  Nicht- 
bestehens einer  Ehe  24,  83. 

Fe  ststellungs  klage  wegen  desFamilien- 
namens  der  geschiedenen  Fran  29. 

F  o  r m  der Eheschliessungld,  der  Anfechtung 
einer  Ehe  28,  der  im  Ausland  geschlossenen 
Ehen  42. 

Formmängel  bei  der  Eheschliessung  20. 

Fortgesetzte  Gütergemeinschaft  9,  18. 

Frankreich  12. 

Frist  für  die  Anfechtung  einer  Ehe  28. 

Fristen  für  Ehescheidungsklagen  28. 

Gefährdung  des  eingebrachten  Gutes  17. 

Geisteskrankheit  20,  27. 

Geistesschwäche  7,  20,  22. 

Gelübde  9. 

Genehmigung  der  Ehe  21. 

Gerichtsstand  16,  83. 

Gesammtgut  bei  der  allgemeinen  Güter- 
gemeinschaft 18. 

Geschäftsfähigkeit,  beschränkte  5,  7, 
21,  84. 

Geschäftsunfähigkeit  7,  20« 


Geschenke  zwischen  Verlobten  6. 

Geschlechtsgemeinschaft  mit  Ver- 
wandten des  andern  Theils  als  Ehe- 
hindemiis  8,  21. 

Geschwister  8. 

Gesetzlicher  Vertreter  7,  23,  84. 

Gesetzliches  Güterrecht  17. 

Geständniss  85. 

Getrenntleben  der  Ehegatten  25. 

Grenzpfarreien  13. 

Griechen  12. 

Grossbritannien  12. 

Gate  Sitten  41,  49. 

Gütertrennung  17. 

Hamburg,  Partikulares  Eherecht  3,  Ehe- 
mündigkeit 7,  Wartezeit  der  Frau  9, 
Ausländer  10,  Aufgebot  14,  Ueber- 
leitungSYorschiiften  15,  Familienname 
der  geschiedenen  Frau  29. 

Häusliche  (Gemeinschaft  zwischen  Ehe- 
gatten 28,  Herstellung  der  h.  G.  26. 

Hauswesen,  Leitung  durch  die  Fran  16. 

Heimathlosigkeit  48. 

Heirathsregister  14,  20f.,  24,  Berich- 
tigung 86. 

Hessen,  Partikulares  Eherecht  3,  Aas- 
länder 11,  Aufgebot  14,  Ueberleitongs- 
Yorschriften  15,  Religiöse  Erziehung  19. 
Familienname  der  geschiedenen  Frau  29. 

Hoher  Adel  6. 

Japan  87,  42. 

Japaner  88. 

Impotenz  22. 

Individuelle  Verhältnisse,  Berücksich- 
tigung bei  Ehescheidungen  27. 

Internationales  Eherecht  38 ff. 

Irrthum  7,  22. 

Italien  12,  42. 

Italiener  48. 

Jungfräulichkeit,  Mangel  der  J.  22. 

Kamerun  37. 

Karolinen  38. 

Kiautschou  87. 

Kinder,  Stellung  im  Falle  einer  Ehe- 
scheidung 31. 

Kirchliche  Trauung  16,  27. 

Kirchliche  Verpflichtungen  6. 

Klage  auf  Eingehung  der  Ehe  5,  auf 
Herstellung  des  ehelichen  Lebens  16, 
49,  der  IVau  auf  Aufhebung  der  Ver- 
waltung und  Nutzniessung  1 7,  auf  Nichtig- 
keitserklärung  einer  Ehe  21,  behufs  An- 
fechtung der  Ehe  23,  auf  Feststellung 
des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  einer 
Ehe  24. 

Klagenhäufung  85. 
Konkurs  über  das  Vermögen   des   Ehe- 
mannes 17. 
Konsens  zur  Eheschliessung  40. 
Konsulargerichtsbarkeit  2,  37,  997. 
Kosten  des  Scheidungsprozesses  35. 
Krain  12. 


DentscheB  Reich. 
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Krankheit  22. 

Landesbeaxnte  9,  88. 

Landesherrliche  Familien  6. 

Letzt  willige  Yerfogungen  von  Yer- 
lobten  6,  von  Ehegatten  24. 

Lippe,  Partikulares  Eherecht  8,  Ehe- 
mündigkeit  7,  Ausländer  10,  Aufgebot 
14,  üeberleituDgsYorschriften  lö,  Fa- 
milienname der  geschiedenen  Frau  29. 

Literatur  des  Eherechts  4,  997. 

Lübeck,  Partikulares*  Eherecht  3,  Ehe- 
mündigkeit 7,  Ausländer  10,  üeber- 
leitungSYorschrifben  15,  Beligiöse  Er- 
ziehung 19,  Familienname  der  geschie- 
denen Frau  29. 

Lücken  im  internationalen  Eherecht  88. 

Luxemburg  12. 

Marianen  88. 

Mecklenburg,  Partikulares  Eherecht  8, 
Ehemündigkeit  7,  Ausländer  11,  Ueber- 
leitungsYorschriften  15,  Familienname 
der  geschiedenen  Frau  29. 

Mehrfache  Staatsangehörigkeit  48. 

Mehrfacher  Wohnsitz  48. 

Militärpersonen  9,  88. 

Minderjährigkeit  7. 

Misshandlungen  eines  Ehegatten  27. 

Missheirath  6. 

Morganatische  Ehe  6. 

Morphiumsucht  22. 

Mutter,  Einwilligung  zur  Eheschliessung  7. 

Nachstellungen  zwischen  Ehegatten  26. 

Name  der  geschiedenen  Frau  45. 

Neu-Guinea  38. 

Nichtigkeit  der  Ehe  7f.,  19ff.,  83. 

Nichtigkeitserklärung  durch  ein  aus- 
ländisches Gericht  40,  997. 

Niederlande  12. 

Nutzniessung  am  Frauenvennögen  17, 
am  Vermögen  des  Kindes  19. 

Oeffentlichkeit  in  Ehesachen  36. 

Oldenburg,  Partikulares  Eherecht  8, 
Ehemündigkeit  7,  Ausländer  11,  Auf- 
gebot 14,  üeberleitungsvorschriften  15, 
Familienname  der  geschiedenen  Frau  29. 

Oesterreich-Üngarn  12. 

Palau  38. 

Paraguay  42. 

Persien  87. 

Personenstandsgesetz  If. 

Persönliche  Ehefähigkeit  6. 

Persönliche  Rechtsbeziehungen  deut- 
scher Ehegatten  im  Ausland  42. 

Persönliches  Erscheinen,  Vernehmen  in 
Ehesachen  36. 

Pfleger  für  den  Ehemann  17. 

Polizeiliche  Erlaubniss  zur  Ehe- 
schliessung 12. 

Polygamie.  49. 

Praesumtio  Muciana  43. 

Preussen,  Partikulares  Eherecht  8,  Ehe- 
mündigkeit 7,  Wartezeit  der  Frau  9, 
Ausländer    10,    Aufgebot    14,    Üeber- 


leitungsvorschriften 15,  Familienname 
der  geschiedenen  Frau  29. 

Prozessfähigkeit  in  Ehesachen  34. 

Quellen  des  Eherechts  1. 

Rechtskräftig  entschiedene  Sache,  Ein- 
wand derselben  47. 

Reichsangehörigkeit  84,  48ff. 

Reichsgericht  87. 

Reiobskonsuln,  Vornahme  und  Beur- 
kundung Yon  Eheschliessungen  87. 

Religion  6. 

Religiöse  Erziehung  der  Kinder  19. 

Reu  SS,  Partikulares  Eherecht  3,  Ehe- 
mündigkeit 7,  Wartezeit  der  Frau  9, 
Ausländer  10  f.,  üeberleitungsvorschriften 
15,  Religiöse  Erziehung  19,  Familien- 
name der  geschiedenen  Frau  29. 

Rückkehrbefehl  25. 

Rücktritt  eines  Verlobten  5. 

Rück  Verweisung  auf  ausländisches 
Recht  48. 

Rumänien  37. 

Russen  12. 

Sachsen,  Königreich:  Partikulares  Ehe- 
recht 8,  Ehemündigkeit  7,  Ausländer  11, 
üeberleitungsvorschriften  15,  Religiöse 
Erziehung  19,  Familienname  der  ge- 
schiedenen Frau  29. 

Sachsen,  Herzogthümer :  Partikulares 
Eherecht  4,  Ehemündigkeit  7,  Wartezeit 
der  Frau  9,  Ausländer  10,  Aufgebot  14, 
Üeberleitungsvorschriften  15,  Religiöse 
Erziehung  19,  Familienname  der  geschie- 
denen Frau  29. 

Sachverständige  85. 

Salzburg  12. 

S am oa- Inseln  87. 

Schadensersatz  bei  dem  Rücktritt  eines 
Verlobten  6. 

Schanghai  87. 

Sohaumburg-Lippe,  Partikulares  Ehe- 
recht 4,  Ehemündigkeit  7,  Ausländer  12, 
üeberleitungsvorschriften  15,  Familien- 
name der  geschiedenen  Frau  29. 

Scheidung  der  Ehe  25 ff.,  38,  45. 

Schenkungen  45,  im  Falle  einer  Ehe- 
scheidung 81. 

Schlüsselgewalt  16,  42ff. 

Schuldfrage  bei  der  Ehescheidung  28, 
81. 

Schutzgebiete  2,  10,  86,  87. 

Schwägerschaft   als  Ehehindemiss  21. 

Schwangerschaft  9. 

S  chwarzburg-Rnd  ölst  adt,- Sonders- 
hausen 11,  Partikulares  Eherecht  4, 
Ehemündigkeit  7,  Ehebruch  9,  üeber- 
leitungsvorschriften 15,  Religiöse  Er- 
ziehung 19,  Familienname  der  geschie- 
denen Frau  29. 

Schweden-Norwegen  12. 

Schweiz  12. 

Sechszehntes  Lebensjahr  6f. 
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Deutsches  Eeich. 


Serbien  37. 

Slam  87. 

Sicherheitsleistung'  für  die   Frau  17. 

Sprache,  Unkenntniss  der  Spr.  22, 

Staatsangehörigkeit  16,  34,  43. 

Staatsanwaltschaft  34,  d6f. 

Staatsverträge  42. 

Standesbeamte,  Zuständigkeit  13. 

Standesregister,  Berichtigung  40. 

Standesversehiedenheit  6. 

Störung  der  Geistesthätigkeit  7,  30. 

Strafanzeige,  Drohung  mit  einer  St.  22. 

Strafversprechen  für  den  Fall  der 
Niehteingehung  einer  Ehe  5. 

Stumme  22. 

Sühnetermin  28. 

Suhneversuch,  -termin  W-i, 

Taube  22. 

Taubstumme  14. 

Tirol  12. 

Tod  eines  Verlobten  6,  eines  Ehegatten  18. 

Todeserklärung  22,  41,  des  Ehemannes 
17,  eines  Ehegatten  8,  20. 

Togo  37. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  25,  81  f., 
45  ff.,  9W8. 

Trunksucht  7,  20,  22. 

Türkei  87,  49. 

Uneheliche  Kinder  8,  18. 

Unsittliche  s  Verhalten  eines  Ehegatten27. 

Unterbleiben    von  Eheerklärungen  35. 

Unterhalt  der  Ehegatten  27,  fiir  die 
£inder  19,  nach  der  Ehescheidung  80, 
der  Kinder  nach  der  Ehescheidung  81. 

Unterhai  ts  an  sp  ru  ch  zwischen  Gatten35. 

Unterbaltsgewährung  zwischen  Ehe- 
gatten 16. 

Unterhaltspflicht  der  Gatten  42,  nach 
der  Scheidung  45. 

Vater,  Einwilligung  zur  Eheschliessung  7. 

Verbindung  von  Klagen  85. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  12. 

Verfahren  in  Ehesachen  83 ff. 

Verjährung  6. 

Verletzung  von  Formvorschriften  bei 
der  Eheschliessung  14,  der  durch  die 
Ehe  begründeten  Pflichten  27. 

Verlöbniss  5 ff.,  im  internationalen  Ehe- 
recht 89. 

Verlöbnissstreitigkeiten,  Zuständig- 
keit für  V.  1. 

Vermögensverhältnisse,  Irrthum  über 
V.  22. 

Versäumnissurtheil  85. 

Verschollenheit     eines     ausländischen 

Ehemannes  41. 
Verschwägerte  8,  Ehe  zwischen  V.  49. 
Verschwendung  7,  20. 

Vertragsmässiges  Güterrecht  18. 

Verwaltungsgemeinschaft  17. 
Verwandte,  Ehe  zwischen  V.  49. 

Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  8, 21. 
Verweigerung  von  Erklärungen  85. 


Verzeihung  zwischen  Ehegatten  28. 
Verzicht  bei  der  Ehescheidung  28. 
Volljährigkeit  6. 
Vollmacht  in  Ehesachen  85. 
Vorarlberg  12. 
Vorbehaltsgut  17. 
Vorläufige  Vormundschaft.  7. 
Vorlegung  von  Urkunden  36. 
Vormund  7. 
Vormundsehaftsgericht  7,  9,  16,  23, 

81,  84. 
Waldeck,  Partikulares  Eherecht  4,  Eke- 

mündigkeit   7,    Wartezeit   der  Frao  9, 

Ausländer  11,  Ueberleitungsvorschiiften 

15,     Familienname     der    geschiedenen 

Frau  29. 
Wartezeit  vor  neuer  Eheschlieesung  bei 

Frauen  9,  29,  46. 
Wehrordnung  10. 
Weitere  Beschwerde  15. 
Widerklage  bei  der  Ehescheidung  28. 
Widernatürliche  Unzucht  26. 
Wiederholung  der  Eheschliessung  8. 
Wiederverheirathung       geschiedener 

Gatten  29  f.,  45  f. 
Wirkungen  der  Ehe  1 6,  im  internationalen 

Recht  42,  der  Ehescheidung  29,  45. 
Wohnort,  Wohnung  der  Ehegatten  16. 
Wohnsitz,  Recht  des  W.  im  intern.  Bedit 

48. 
Württemberg,  Partikulares  Eherecht  4, 

Ehemündigkeit  7,  Wartezeit  der  Frau  9, 

Ausländer    12,    Aufgebot    14,    Uebei^ 

leitungs Vorschriften     15,    Familiennsme 

der  geschiedenen  Frau  29. 
Zanksucht  27. 

Z  e  r  r  ü  tt  u  n  g  des  ehelichen  Verhältnisses  27. 
Zeugen  35,  bei  der  Eheschliessung  14. 
Zurücknahme  der  Klage  86. 
Zuständiges  Gericht  in  Ehesachen  33. 
Zuständigkeit  des  Standesbeamten  13. 
Zwang  7,  zur  Herstellung  des  ehelichen 

Lebens   16,  bei  der  Eheschliessung  22, 

40,  49. 
Zweck    eines  deutschen  Gesetses  41,  49. 
Zweifel   an  der  Gültigkeit  einer  Ehe  8. 

£Dgl»nd 

s.  Grossbritannien  (unten  S.  1028). 

Bryirea 

B.  unten  S.  1041  (behandelt  bei  Italien). 

fistlmnU 

s.  unten  „Ostseeprovinzen",  S.  1064  (An- 
hang von  Russland). 

Falklands-lBUielii  vgl.  oben  S.  669. 

Fi«Ui-Inselll  vgl.  oben  S.  706. 
Flnland 

s.  unten  S.  1063  (behandelt  als  Anhang 
zu  Russland). 


Frankreich. 
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Frankreich« 

Abänderungen  des  gesetzlichen  Güter- 
rechts 281. 

Abwesenheit  des  Manues  276. 

Adoption  269,  298. 

Adoptivkinder  267. 

Algerien,  Eherecht  in  A.  803 ff. 

Alter  der  Verlobten  272. 

Altersrenten  276. 

Amerikaner  800. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  284. 

Anfechtung  der  Ehe  268. 

Ann  am  296,  Eherecht  in  A.  806  ff. 

Ansteckende  Krankheit  275. 

Appellation  in  Ehesachen  294. 

Arbeitsleistungen  der  Frau  in  Al- 
gerien 305. 

Aufgebot  8.  Yerkündung. 
Auflösung  der  güterrechtlichen  Gemein- 
schaft 280,  der  Ehe  in  Algerien  305. 

Aufwendungen  in  Folge  eines  Ehever- 
sprechens  266.   . 

A  u  s  g  1  e  1  c  h  u  n  g  bei  Auflösung  der  Ehe  280. 

Ausland  299,  Französisches  Eherecht  im 
A.  295  ff. 

Ausländer  271,  277,  Ehestreitigkeiten 
zwischen  A.  292,  Eheschliessung  in  Frank- 
reich 300. 

Ausländische  Gerichte,  Zuständigkeit  in 

Ehesachen  293. 
Ausländische  Urkunden  299. 
Ausländische  Urtheile  288,  300. 
Ausländisches  Scheidungsurtheil  303. 
Ausschliessung    bei    dem   gesetzlichen 

Güterrecht  281. 

Aussetzung  des  Verfahrens  in  Ehesachen 
294. 

Aussöhnung  291. 

Ausstattung  für  Kinder  283. 

Australische  Niederlassungen  295. 

Auswanderung  275. 

Baden  271. 

Bayern  271. 

Bedürftigkeit  des  überlebenden  Ehe- 
gatten 274. 

Belgien  271,  300. 
Bestätigung  der  Ehe  286. 
Betrug  266,  304. 

Beweis  der  Eheschliessung  273,  B.  der 
Eheschliessung  in  Algerien  304. 

Beweiserhebung  293. 
Bewusstlosigkeit  268,  284. 
Bildungsgrad  der  Eheleute  288. 
Blutschande  bei  der  Eheschliessung  286. 
Bösliche  Verlassung  288. 
Charakter  der  Eheschliessung  265. 
Ciyilstandsregister  272. 
Cochinchina  296. 
Code  civil  265,  287,  297,  Geltung  in  den 

Kolonien  296. 
Deutschland  300. 


Diplomatische  Vertreter  295. 
Doppelehe  269,  285,  298,  in  Annam  307. 
Dotalrecht  278,  282. 
Ehebruch  271,  288 f.,  in  Algerien  306,  in 
Annam  308. 

Eheerfordernisse  in  Annam  306. 
Ehehindernisse  267,   284,  in  Algerien 
304,  in  Annam  307. 

Ehehindernisse,  -verböte  269. 
Eheliche  Pflicht  288,  305. 
Eheliches   Güterrecht  276,  278,   301. 
Ehelichkeit  der  Kinder  274. 
Ehescheidung  271,  275,  280,  284,  287 ff., 
302,  in  Annam  307. 

Eheschliessung  in  Algerien  303. 
Eheunmündigkeit  285. 
Eheversprechen  266. 
Ehevertrag  273,  277ff.,  282. 
Ehrerbietungsakt  269,  296,  299. 
Eideszuschiebung  293. 
Eigenschaften    des    anderen  Verlobten 
269. 

Eingehung  der  Ehe  267 ff. 
Einspruch    gegen    eine    Eheschliessung 

270,  272,  291,  294. 
Einstweilige  Verfügungen  293f. 
Elterliche  Gewalt  284,  290,  302. 
England  300. 
Engländer  301. 

Entmündigung  270,  276,  293,  298. 
Erbrecht    des    überlebenden    Ehegatten 

274,    im    Falle    einer   Scheidung    oder 

Trennung  289,  291. 

Erlöschen  der  Scheidungsklage  in  Annam 

308. 
Ermessen  278,  286,  288,  291,  295. 
Errungenschaftsgemeinsohaft  281. 
Erweiterung  des   gesetzlichen  Umfangs 

der  Gemeinschaft  281. 

Erziehung  der  Kinder  280,  283,  290, 302. 
Fähigkeit  zum  Ehevertrag  279. 
Familienrath  268,  270,  278,  295. 
Fleischliche  Vollziehung    der    Ehe    in 
Algerien  303. 

Folgepflicht  der  Frau  in  Algerien  305. 
Form  der  Eheschliessung  271,  299. 
Förmlichkeiten  bei  der  Eheschliessung 
in  Annam  307. 

Formmängel  bei  der  Eheschliessung  285  f. 
Friedensrichter  268. 
Gabun  296. 
Geburtsurkunde  272. 
Gehorsam  der  Frau  275. 
Geisteskrankheit  268,  270,  284,  293. 
Gemeine  Soldaten  271. 
Genehmigung  des  Ehemannes  277. 
Gerichtsstand  292. 
Gerichtsvollzieher  270. 
Gesammtgut  der  Ehegatten  279. 
Geschäftsfähigkeit  der  Frau  275,  291, 
301. 


1020 


Frmnkreieh. 


Geschwister  269,  298. 
Gesetzliche  Gütergemeinfchaft  279,  801. 
Gesetzliches  Güterreoht  278ff. 
GeständnisB  298. 
Gesundheit  der  Fraa  275. 
Gewaltthfttigkeiten  eines  Gatten  288, 
in  Annun  807  f. 

Gleichberechtigung  der  Stände  298. 
Grosseltern  267. 
Grossonkel,  -nichte  269. 
Guadeloupe  296. 
Guinea  296. 
Gute  Sitten  266,  278. 
Guter  Glaube  287. 
Gütergemeinschaft  278ff. 
Gütertrennung  278,  280,  282,  291. 
Guyana  296. 
Handelsfrau  275f. 
Häusliche  Gemeinschaft  290. 
Heirathsgut  in  Algerien  804,  in  Annam 
308. 

Heirathsregister  273,  300. 

Heirathsurkunde  273,  294. 

Hessen  271. 

Hinter-Indien  296. 

Hochzeitsgeschenke  in  Annam  308. 

Indo-China  296. 

Internationales  Eherecht  297 ff. 

Irrenanstalt  276. 

Irrthum  269,  286,  304. 

Italien  300. 

Juden  302. 

Jungfräulichkeit  269. 

Kambodscha  296. 

Kassationsrekurs  294. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  283,  aus  einer  für  nichtig  er^ 
klärten  Ehe  287,  Wirkungen  der  Schei- 
dungen bezüglich  der  K.  289,  Stellung 
nach  internationalem  Frivatrecht  302, 
im  Falle  einer  Ehescheidung  in  Annam  308. 

K  i  n  d  e  r  Y  e  r  m  ö  g  e  u  ,y  erwaltung  und  Nu  tz- 

niessung  802. 
Kirchliche  Eheschliessung  278. 
Kirchliche  Weihe  der  Ehen  265. 
Kolonien  295. 
Kompensation  289. 
Konkludente  Handlungen  298. 
Konsuln  295. 
Kontumazialurtheil  288. 
Kosten  bei  der  Eheschliessung  272. 
Kränkungen  eines  Gatten  288. 
Lebensgefahr  288. 
Legitimation  der  vorehelichen  Kinder 

283. 

Literatur  des  Eherechts  265. 

Madagaskar  296. 

Mangel  der  ehemännlichen  Genehmigung 
277,  der  Willenserklärung  eines  Gatten 
bei  der  Eheschliessung  286,  der  Zu- 
stimmung dritter  Personen  in  die  Ehe- 
schliessung 286. 


Mängel  bei  der  Eheeehliessung  2S4. 

Martinique  296. 

Mayotte  296. 

Militärpersonen  271. 

Minderjährigkeit  des  Mannes  276. 

Miquelon  296. 

Misshandlnngen  eines  Gatten  888,  in 

Annam  307  f. 
Mitgift  für  Kinder  288. 
Mönche  299. 
Name  nach  einer  Ehescheidung  289,  nach 

einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett  290, 

der  Frau  in  Algerien  305. 
Naturalisation  277,  303. 
Neffe  269. 
Negerin  299. 
Neu-Kaledonien  295f. 
Nichte  269. 

Nichtigerklärung  einer  Ehe  270. 
Nichtigkeit  einer  Ehe  284. 
Niederlande  300. 
Niessbrauch  des  überlebenden  Ehegatten 

274,  am  Kindervermögen  283  ff. 
Nossi-Be  296. 
Obok  296. 
Oceanie  296. 

Oeffentliche  Ordnung  266. 
Oeff entlichkeit  der  Eheschliessung  273, 

der  Eheverträge  278. 
Offiziere  27L 
Onkel  269. 

Ort  der  Ehesehliessung  273. 
Paraphernalgut  282. 
Persönliche  Ehefahigkeit  267,  297. 
Persönliches  Erscheinen  273. 
Pflichten  der  Gatten  274. 
Postsparkassen  276. 
Priester,  Yerheirathung  von  katholischen 

P.  271. 
Prozessfähigkeit  der  Frau  293. 
Putativehe  287. 
Rath  der  Eltern  267,  269. 
Bechtsgeschäfte  der  Frau  275. 
Rechtsmittel   bei    Versagung    der    Zu- 
stimmung durch  die  Aszendenten  268. 
Religionsverschiedenheit  in  Algerien 

304. 
Religiöse  Erziehung  283 f. 
Religiöse  Freiheit  298. 
Religiöses  Bekenntniss  302. 
R^union  296. 

Ruf,  Schädigung  des  R.  266. 
Russland  302. 
St.  Pierre  296. 
Schadensersatz   bei  Verwerfung    eines 

Einspruches  270. 
Schauspielerin  276. 
Scheidungsklage  in  Algerien  306. 
Scheidungssachen,  Vedahren   in  Seh. 

293  ff. 
Schenkungen  279,  287. 
Schenkungen  unter  Ehegatten  282,  30L 
Schulunterricht  der  Kinder  283. 


Frankreich«  —  Griedienland. 
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Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  269, 
298,  in  Algerien  304. 

Schwangerschaft  285,  305. 

Schwängerung  266. 

Schweiz  271,  800. 

Schwiegersöhne  -töchter  283. 

Senegal  296. 

Sittlichkeit  269. 

Sondergut  der  Ehegatten  279. 

Spanien  800. 

Staatsangehörigkeit  271,  277,  802. 

Staatsanwalt  272,  285. 

Staatsanwaltschaft  298. 

Stand  der  Eheleute  288. 

Standesbeamte  268f.,  272,  278,  284. 

Standesregister  294. 

Stellvertretung,  Eheschliessung  durch 
St.  278. 

Sterbeurkunde  272. 

Stillschweigende  Genehmigung  277. 

Strafe,  Yerurtheilung  zu  einer  entehren- 
den St.  288. 

Südliche  Provinzen  282. 

Sühneversnch  292f. 

Tante  269. 

Testament  der  Frau  276. 

Tod  eines  Gatten  274. 

Tonkin  296. 

Trauerzeit  als  Ehehindemiss  in  Annam 
307. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  275,  280, 
287  fif.,  290,  802. 

Treuepflicht  zwischen  Ehegatten  274, 
290 

Trunksucht  288.' 

Türkei  301. 

Türken  298. 

Uneheliche  Kinder  268. 

Ungültigkeit  der  Ehe  284ff. 

Unterhalt  der  Frau  275,  der  Kinder  290, 
302,  der  Frauen  und  Kinder  in  Algerien 
305. 

Unterhaltspflicht  zwischen  Eltern  und 
Kindern  283,  zwischen  Gatten  290. 

Unterhaltsrente  an  den  überlebenden 
Ehegatten  274,  im  Falle  einer  Scheidung 
289. 

Unteroffiziere  271. 

Unterstützung  der  Frau  276. 

Unterstützungspflicht  zwischen  Ehe- 
gatten 274,  290. 

Uruguay  300. 

Ya  terschaft,  Verbot  der  Erforschung  266, 
Vermuthung  der  V.  290. 

Verbannung  267,  296. 

Verfahren  in  Ehesachen  291  ff. 

Verfügungen  von  Todeswegen  unter  Ehe- 
gatten 282. 

Verführung  266. 

Verjährung  277,  286,  289. 

Verkündung  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung 272,  295,  299. 

Verlob niss  266,  297,  in  Annam  307. 


Versagung  der  Zustimmung  durch  die 
Eltern  268. 

Versäumnissurtheil  294. 

Verschollenheit  269, 285, 298,  in  Annam 
807. 

Versöhnungsversuche  294. 

Verstossung  der  Frau  in  Algerien  305 f., 
in  Annam  308. 

Vertragsstrafe  beim  Verlöbniss  266. 

Verwaltung  des  Gesammtguts  der  Ehe- 
gatten 279. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  269, 
298,  in  Algerien  304,  in  Annam  307. 

Verweigerung  der  Genehmigung  zu 
Rechtshandlungen  durch  den  ]iiann^276. 

Verwünschung  in  Algerien  306. 

Verzeihung  289. 

Volljährigkeit  268. 

Vormund  278,  für  ein  uneheliches  Kind 
268. 

Wartezeit  270,  289,  298,  in  Algerien  304. 

Weigerung  eine  Mie  einzugehen  266. 

Weihen  270. 

Werbung  in  Algerien  303,  305. 

Wiederverheirathung  289. 

Willenseinigung  bei  der  Eheschliessung 
in  Algerien  304. 

Wirkung  der  ehemännlichen  Genehmigung 
277. 

Wirkungen  der  Ehe  274,  300,  hinsicht- 
lich der  Kinder  283,  der  Nichtigkeit  einer 
Ehe  286.  der  Scheidung  289,  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  290,  der  Ehe  in 
Algerien  305,  in  Annam  307,  der  Ehe- 
scheidung in  Annam  308. 

Wohnsitz  273,  292,  301. 

Wohnung  der  Frau  275. 

Württemberg  271. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  273,  in 
Ehesachen  293. 

Zuständiger  Standesbeamter  273. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  292. 

Zustimmung  zur  Eheschliessung  267,  in 
Annam  306. 

Zuwendungen  zwischen  Gatten  291. 

Zwang  269,  286,  304. 

GMDbl»  vgl.  oben  S.  624. 
Gibraltar  vgl.  oben  S.  582. 
Goldkll8te  vgl.  oben  S.  625. 

Griechenland. 

Adoptio  851. 

Annahme  an  Kindesstatt  851. 

Arrha  sponsalitia  850. 

Arrogatio  851. 

Ausland  859f. 

Ausländer  862,  857. 

Aussöhnung  der  Parteien  858. 
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Chiechenland. 


Bad,  ZoBUiimentreffen  im  M.  866. 

Beamte  862. 

Bestehende  Ehe  850. 

Betrug:  850,  854. 

Beweismittel  858. 

Bischöfe  850. 

Bruch  des  Verlöbnisses  850. 

Gastrati  860. 

Civilbeamte  862. 

Girilehe  860. 

Code  ciyil  864. 

Diakonen  850. 

Diener  als  Zeugen  868. 

D  i  p  1  o  m  ati  s  c  h  e  Vertreter,  Eheschliessnng 

vor  d.  V.  859. 
Dispensation  von  Ehehindernisaen  868. 
Donationes  sponsalitiae  850. 
Doppelehe  852. 
Dotalrecht  861. 
Dotalsystem  863. 
Ehebruch  862,  865f. 
Ehehindernisse,  -yerbote  851,  860. 
Eheliches  Güterrecht  858,  861. 
Ehescheidung  852,  855ff.,  861,  als  Ehe- 

hindemiss  851. 
EheschliesBung  850. 
Eid  858. 
Einstweilige  Regelang  der  B«chtfYer* 

hältnisse  der  Gatten  858. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  860. 
Emanzipation  854. 
Entschädigung  für  den  Bruch  des  Ver- 
löbnisses 850. 
Erziehung  der  Kinder  864,  858. 
Form  der  Eheschliessung  858 f.,  860. 
Geistesstörung  860. 
Geistliche  Verwandtschaft  851. 
Geltendmachung  der  Nichtigkeit  einer 

Ehe  854. 
Gerichtsstand  der  Frau  853. 
Geschäftsfähigkeit  der  Fraa  853. 
Geständniss  858. 
Grossjährigkeit  854. 
Guter  Glaube  855. 
Hochverrath  855. 
Jagden  855. 
Impotenz  856. 

Internationales  Eherecht  859. 
Irrthum  850,  854. 
Italienisches  E^cht  861. 
Kinder  854,  im  Falle  einer  Ehescheidung 

857. 
Kirchliche  Eheschliessung  853. 
Klostergelübde  856. 
Komplott  gegen  das  Königthum  855. 
Kompromiss  858. 
Konsuln,  Eheschliessung  vor  K.  859. 
Kränkungen  der  Frau  durch  den  Mann 

856. 
Kriegsgefangenschaft  866. 
Lebensnachstellung  855. 
Literatur  des  Eherechts  849. 
Lucidum  intervallum  854. 


Matrimonium  putativom  864. 

Militärpersonen  852. 

Mönche  850. 

Mönchsgelübde  852. 

Nacht,  Verbringen  ausser  dem  Hanse  855. 

Name  der  geschiedenen  Frau  856. 

Nichtigkeit  der  Ehe  864. 

Nutzniessnng  des  Kindervennögens  854 

Opposition  gegen  das  Urtheil  in  Ehe- 
sachen 859. 

Personenstandsregister  856. 

Persönliche  Ehefähigkeit  860,  860. 

Priester  850. 

Pubertas  860,  864. 

Quellen  des  Eherechts  849. 

Beligionsverschiedenheit    852,   860. 

Römisches  Recht  849. 

Schenkungen  unter  Ehegatten  853f. 

Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  851. 

Spadones  850. 

Staatsangehörigkeit  863. 

Staatsanwalt  858. 

Strafe  wegen  Bruchs  eines  Verlöbmssei 
860. 

Strafen  gegen  den  an  der  Eheecheidong 
schuldigen  Gatten  857. 

Strafgesetzbuch  867. 

Sühneverfahren  858. 

Taufe  861. 

Theater  855. 

Todeserklärung  862. 

Trauerjahr  852f. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  865. 

Tpt^^cta  851. 

Unehelichkeit  von  Kindern  854. 

Ungültigkeit  der  Ehe  854. 

Unsittliche  Zwecke  856. 

Unterhalt  der  Kinder  867,  869. 

Unterhaltspflicht  863f.,  856. 

Unterhaltsrente  an  die  Frau  869. 

Väterliche  Gewalt  860,  864. 

Verdächtiger  Umgang  der  Frau  866. 

Vereinigungsversuoh  868. 

Verfahren  in  Ehesachen  857. 

Verjährung  854. 

Verlöbniss  849,  860,  als  Ehehindemiss 
851. 

Verlobungsringe  850. 

Verwaltung  des  Kindervermögens  854. 

Verwandte  ab  Zeugen  858. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  851, 
860. 

Verzeihung  856. 

Vierte  Ehe  852. 

Vis  absoluta,  compulsiva  851. 

Vorläufige  Verfügungen  859. 

Vormundschaft  ids  Ehehindemiss  852£ 

Wahnsinnige  864. 

Wiederverheirathung  857. 

Wirkungen  der  Ehe  853,  861,  der  Un- 
gültigkeit einer  Ehe  864,  der  Scheidung 
856. 

Wohnsitz  853. 


Griechenland.  —  Ghroisbritannien  nnd  Irland. 


1023 


Zirkus  855. 

Znständigkeit  in  Ehesachen  857. 

Zwang  851,  854. 


GriMMbritannieii  und  Irland« 

Ablehnung  einer  Eheschliessung  im  Aus- 
lande 536. 

Abmachungen  über  die  Trennung  der 
Gatten  526. 

Abwesenheit  des  Gatten  524. 

Affidavit  532. 

Alimente  534. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  517. 

Anfechtung  von  Settlements  durch 
Gläubiger  510,  511. 

Ankündung  einer  Eheschliessung  502. 

Anzeigen  an  den  Ober-Standesbeamten 
502,  bei  einer  Eheschliessung  im  Aus- 
lande 536. 

Archbishop  Parker's  Table  of  Degrees 
496  f. 

Armenverwaltung  509. 

Atheisten  499. 

Attorney  General  533. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  499. 

Auflösung  der  Ehe  528. 

Aufsicht  über  den  Hausstand  508. 

Ausland  531,  Eheschliessungen  im  A. 
535,  Begriff  des  A.  535,  Eheschliessung 
im  A.  nach  dem  Rechte  des  A.  537. 

Ausländer,  Erlaubnis  zur  Eheschliessung 
495. 

Ausländische  Kirche  536. 

Ausländische  Urtheile  s.  Fremde. 

Aussergerichtliche  Trennung  der 
Gatten  526. 

Aassetzung  des  Verfahrens  532. 

Beamte  495. 

Beischlaf  519,  Eheversprechen  unter  der 
Bedingung  des  B.  492,  in  Schottland  546. 

Berufung  in  Ehesachen  530. 

Bestialität  522. 

Betrug  492,  495,  506,  519. 

Beurkundung  der  Ehen  in  Schottland 
549. 

Beweisaufnahme  in  Ehesachen  532. 

Bigamie  496,  521. 

Blutverwandtschaft  als  Ehehindemiss 
497. 

Bösliche  Yerlassung  508f.,  522f.,  524ff., 
535,  546,  in  Schottland  551. 

Brautgeschenke  492. 

Caveat  506,  536. 

Certifikat  bei  Eheschliessung  ausserhalb 
der  Staatskirche  502,  des  Oberstandes- 
beamten als  Ersatz  des  Aufgebots  500. 

Citation  532. 

Civilehen  501,  in  Irland  545. 

Consistorial  Law  552. 

Co-responde&t  532. 


Court  of  Chancery  493 f. 
Court     for    Divorce     and     Matrimonial 
causes  529. 

Court  of  Appeal  530. 
Court  of  Matrimonial  causes  and  Matters 
546. 

Court  of  Sessions  552. 
Decree  nisi,  absolute  530,  583  f. 
Decree  of  dedarator  550. 
Diebstahl  zwischen  Ehegatten  509. 
Dienstboten,  Miethen  Ton  D.  508. 
Dienstleistangen  durch  die  Kinder  516. 
Dispensation  von  Ehehindemissen  496. 
Dissident  499. 

Domizil  507,  631,  Prinzip  des  D.  537. 
Doppelehe  496,  517. 
Drohungen  519. 

Ehebrecher,  Ehe  zwischen  dem  E.  und 
seinem  Mitschuldigen  540. 

Ehebruch  496,  507 f.,  521,  523ff.,  526ff., 
529,  533,  in  Schottland  546,  550  ff. 

Eheherrliche  Gewalt  508. 
Ehehindernisse  538,  in  Schottland  546. 

Ehehindernisse,  -verböte  496fi. 
Eheliche  Gemeinschaft  526. 
Eheliche  Pflichten  508. 
Ehelicher  Aufwand  508. 
Ehelicher    Verkehr,    vorsätzliche    "Ver- 
weigerung 519. 

Eheliches  Güterrecht  491,  510,  541,  in 
Schottland  550. 

Eheliches  Zusammenleben  525. 
Ehemündigkeit  518. 
Eheregister  in  Schottland  549. 
Ehescheidung  489  ff.,  521i.,  541,  in  Irland 
645,  in  Schottland  551. 

Eheschliessung  490,  493,  Zeitpunkt  der 
E.  als  massgebend  für  die  Bechte  und 
Pflichten  der  Ehefrau  513  ff. 

Eheverbote  491. 

Eheversprechen  538,  in  Schottland  549. 
Eheverträge  511,  528,  541. 
Eidliche  Erhärtung,  Versicherung  532. 
Eingehung  der  Ehe  538. 
Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
531. 

Einspruch    gegen    die    Eheschliessung 

506. 
Einstweilige  Verfügungen  534. 
Einverständniss  als  Grundlage  für  die 

Ehe   547,   Begründung  der  'Ehe  durch 

E.  in  Schottland  548. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  493, 
536. 

Entmündigung  518. 
Entscheidung  in  Ehesachen  533. 
Ermessen  528. 
Error  in  persona  496,  518. 
Ersatzzustellung  532. 
Erzbischhof  von  Canterbury  500. 
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Erziehung  der  Kinder  516,  520,  529,  534. 
Eyidence  Amendment  Act  588. 
Familienname    der   geschiedenen  Fran 
528. 

Foreign  Marriage  Act  585. 
Form  der  Eheschlieasung  498,  in  Irland 
548,  in  SchotÜand  547. 

Formmän^el  bei  der  Eheschlieunng  506, 
518,  bei  emer  Eheschliesaung  im  Ausland 
587. 

Frankreich  589. 

Fremde  Ehescheidungaerkenntniflse,  An- 
erkennung 542. 

Frist  für  die  Eheschliessung  505. 
Fürsorge  für  die  Frau  und  die  Kinder 

580. 
Gebrechen  495. 
Oefühlsverletzung   durch    den   Bruch 

eines  Verlöbnisses  492. 

Geistesgestörte  Personen  495. 

Geisteskranke  539. 

Geisteskrankheit  518. 

Gerichtliche  Trennung  der  Gatten  542, 
in  Schottland  552. 

Geschenke  in  Folge  eines  Verlöbnisses 
498. 

Geschlechtsverkehr,  Eheyersprechen 
nach  dem  G.  492,  der  Verlobten  in  Schott- 
land 549. 

Geschworene,  Zusiehung  von  G.  582. 
Gesellschaft  der  Freunde  504. 
Gestandniss  588,  des  Ehebruchs  527. 
Gewalt  495,  519. 
Gewohnheitstrinker  525. 
Grausame  Behandlung  528£F.,  528. 
Gretna  Green  547. 
Grundbesitz  der  Ehefrau  512,  520. 
Guter  Glaube  551. 

Gütergemeinschaft  im  deutsch-recht- 
lichen Sinne  511. 

Haft  508,  534,  545. 

Haftbarkeit  des  Mannes  für  Verbind- 
lichkeiten der  Frau  520. 

Haftung  des  Mannes  für  die  Frau  528f. 
Heirathsregister  501,  504. 
Heirathsversprechen  491. 
House  of  Lords  580,  542,  546. 
Jactitation  of  Marriags  580. 
Japan  540. 
Impotenz  518f. 
Infants  Gustody  Act  526. 
Internationales  Eherecht  587. 
Intervention  588. 
Irish  Ghurch  Act  548. 
Irland  als  Ausland  585,  Anzeige  an  den 

Standesbeamten  503,  JBesonderes  für  L 

542f. 

Irreguläre  Ehen  in  Schottland  548,  550. 
Irrthum  492,  495,  518. 
Juden-Ehen  501,  504f.,  in  Irland 544,  in 
Schottland  548. 


Katholische  499,  s.  Römische  K. 

Kent  (Grafschaft)  511. 

Keuschheit  495. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  516,  aus  einer  für  nichtig  erklarten 
Ehe  520,  im  Falle  einer  Scheidung  529, 
aus  einer  nichtigen  Ehe  in  Schottland 
551,  im  Falle  einer  Ehescheidung  in 
Schottland  551. 

Kings  Proctor  588. 

Klage  aus  dem  Bruch  eines  Verlöbnisses 
492  f.,  auf  Herstellung  des  ehelichen 
Lebens  508,  auf  Feststellung  der  Gültig- 
keit einer  Ehe  520,  Einreichung  einer 
K.  531. 

Kolonien  585. 

Kollusion  522,  524,  532f. 

Königliches  Haus  493. 

Konkurs  des  Ehemannes  541. 

Konnivenz  527,  582,  gegenüber  dam  Ehe- 
bruch 522. 

Konsul,  Eheschliessung  vor  dem  K.  535  f., 
998,  Anwesenheit  bei  Eheschliessungen 
im  Ausland  nach  dem  Rechte  des  Aus- 
landes 587. 

Konzeption,  Unfähigkeit  zur  K.  518. 

Körperverletzung  525. 

Kosten  der  Eheschliessnng  im  Ausland 
587. 

Kredit,  Gewährung  an  die  Frau  534,  In- 
anspruchnahme durch  die  Frau  509. 

Kriegsschiffe  587. 

Legitimation  der  vorehelichen  Kinder 
516  f. 

Legitimitätserklärung  einer  Ehe  580, 
in  Irland  545. 

Leitung  des  Hausstandes  508. 

Letzt  willige  Verfügungen  509. 

Letztwillige  Zuwendungen  520. 

Literatur  des  Eherechts  491. 

Lizenz  als  Ersatz  des  Aufgebots  50O,  b^ 
Eheschliessung  ausserhalb  der  Staats- 
kirche  502. 

Lord  ßrougham's  Act  547,  550. 

Lucidum  intervallum  518. 

Lutheraner  499. 

Mangel  des  ehefahigen  Alters  als  Grund 
für  die  Nichtigkeit  der  Ehe  517. 

Marriage  Warrant,  officer  535. 

Married  Women  Property  Act  529,  535, 
550. 

Matrimonial  Gauses  Act  529,  531  ff.,  534. 

Matrimonial  Gauses  and  Marriage  Law 
(Ireland),  Amendment  Act  543. 

Misch-Ehen  in  Irland  545. 

Missbrauch  der eheherrlichen Gewalt 506. 

Misshandlung  507f.,  525,  552. 

Missverhalten  eines  Gatten  als  Ent- 
schuldigung des  Ehebruchs  523. 

Mitbeschuldigte  bei  Scheidunga-  und 
Trennungsklagen  526. 

Mitschuldiger  an  dem  Ehebruch,  Hei- 
rath  mit  dem  M.  528. 


Gbossbritumien  und  Lrland. 


1086 


M ormonenehe  540. 

Mutter,  Aeohte  der  M.  in  Berag  auf  die 

Kinder  516. 
Namen  der  Fran  507. 
Nichtigerklärung  der  Ehen  580. 
Nichtigkeit  der  Ehe   506f.,   508,   517, 

in  Irland  545,  in  Schottland  550. 

Nichtigkeitsklagen  580. 

Nonkonformisten  499,  Eheschliessung 
zwischen  N.  501,  Eheschliessang  von 
protestantischen  N.  in  Irland  548. 

Nothzucht  521,  527. 
Ort  der  Eheschliessung  500,  508. 
Pekuniäre  Erwartungen  495. 
Perfektion  der  Ehe  506. 
Persönliche  Ehefähigkeit  498. 
Persönliche      Rechtsbeziehungen      der 
Ehegatten  540. 

Polizeigerichtsbarkeit,  Berufung 
gegen  die  Entscheidungen  der  P.  530. 

Polizeirichter,  Trennung  der  Gatten 
durch  P.  524,  Schutzmassregeln  585. 

Polygamie  588. 

Portugal  589. 

Presbyterianer,  Eheschliessung  in  Ir- 
land 548. 

Private  bill  behufs  Ehescheidung  489. 

Probate-,  Divorce-  and  Admiralty- 
Division  of  the  High  Court  of  Justice 
529. 

Probate  and  Matrimonial  Division  of  the 
ELigh  Court  of  Justice  in  Ireland  546. 

Prostitution  527. 
Protection  Orders  585. 
Protestanten  499. 

Protestantische  Episcopalen,  Ehe- 
schliessung in  Irland  543. 

Quäker-Ehen  501,  504,  in  Irland  544, 

in  Schottland  548. 
Quellen  des  Eherechts  489 ff. 

Kechnungslegung  des  Vaters  über  die 
Verwaltung  des  Kindervermögens  516. 

Bechtsmittel  in  Ehesachen  580. 

Reformation  551f. 

Reformirte  499. 

Registrirung  der  Eheschliessung  im  Aus- 
land 587,  römisch-katholischer  Ehen  in 
Irland  544. 

Reguläre  Ehen  in  Schottland  548,  550. 

Religion  der  Kinder  516. 

Religiöse  Gelübde  540. 

Restitution  of  conjugal  rights  508. 

Römisch -Katholische,  Eheschliessung 
in  Irland  544. 

Rückkehrbefehl  508,  524. 

Ruf,  verheirathet  zu  sein  in  Schottland 
549. 

Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung 
492,  bei  Scheid ungs-  und  Trennungs- 
klagen 526,  527,  530,  im  Falle  der  Auf- 
lösung   der   Ehe    528,   von    dem   Ehe- 


brecher in  Irland  546,  in  Sehottland 
551,  Anspruch  der  in  Schottland  sur 
Ehe  mit  einem  bereits  verheiratheten 
Manne  verleiteten  Frau  551. 

Schadensersatzklage  gegen  den  Ehe- 
brecher 580. 

Schottland  als  Ausland  585,  Anzeige 
an  den  Standesbeamten  508,  ehelichet 
Güterrecht  512,  Besonderes  für  Seh. 
546. 

Schriftlichkeit  bei  einem  Ehever- 
sprechen 492. 

Schulden  der  Frau  509. 

Schuldfrage  bei  Scheidungs-  und 
Trennungsklage  526. 

Schutzmassregeln     ausserhalb      eines 

Rechtsstreits  535,  für  die  Frau  in  Irland 

546. 
Schwäger  Schaft  als  Ehehindemis  496, 

589  f.,  in  SchotÜand  546. 
Schwängerung  der  Frau  vor  der  Ehe- 

schliessuDg  durch  einen  Dritten  495. 

Schwester  der  verstorbenen  Frau,  Ehe 

mit  derselben  589. 
Sodomie  522,  524. 
Soldaten  495. 
Sondergut  510,  529. 
Staatsangehörigkeit  507,  531,   535f. 

537. 
Staatskirche,  Eheschliessung  nach  dem 

Ritus  der  St.  499. 
Stand  der  Frau  507. 
Strafverfahren  des  einen  Gatten  gegen 

den  anderen  509. 
Strafverfolgung  gegen  eine  Ehefrau  509. 
Substitnted  service  532. 
Supreme  Court  of  Judicature  Act  546. 
Taubstumme  495. 
Testamentarische    Bestimmungen    zu 

Gunsten  des  Ehegatten  528. 

Testamentsvollstrecker  516. 

Tod  des  Ehemannes  511,  der  Ehefrau  512, 

einer  Partei  während  des  Prozesses  584. 
Todeserklärung  517. 
Traufeierlichkeit    bei    Eheschliessung 

von  Nonkonformisten  508. 
Trauung  im  Ausland  536. 
Trennung  der   Gatten  521  ff.,   in  Irland 

545 f.,  in  Schottland  551. 
Treuhänder  510. 
Trinker  525. 
Trunksucht  525. 
Uneheliche  Kinder  517,   in   Schottland 

550. 
Uneheliche  Mindenährige  494. 
Ungültigkeit  der  Ehe  528. 
Untauglichkeit     zur     geschlechtlichen 

Vollziehung  der  Ehe  498. 
Unterhalt  der  Frau  509,  529,  der  Kinder 

516,    520,    529,  584,  der  Frau  und  der 

Kinder  525,   Zuerkennung  von  U.  584, 

der  Frau  in  Irland  546. 
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Unwahrheit  von  Angaben  495. 
UnziTÜisirte  Länder,  Ehesehlieesang  in 
o.  L.  5a8. 

Väterliche  Gewalt  616. 
Venerische  Infektion  628. 
Verantwortlichkeit    des    Mannes    für 
die  von  der  Frau  begangene  Unbill  509. 

Verbrechen,  Verurtheilung  wegen  eines 
V.  523. 

Vereinbarungen  der  Parteien  bei  Ehe- 
bruch  622,  über  die  Trennung  der  Gatten 
526. 

Verfahren  in  Ehesachen  629,  in  irischen 
Ehesachen  546. 

Verheimlichung  von  Thatsachen  492, 
495. 

Verlassung,  bösliche  524. 

Ve  r  1  ö  b  n  i  s  s  49 1 ,588,  in  SchotÜand  546,549. 

Vermögen,  Wirkungen  der  Ehe  610,  der 

Scheidung   bezüglich   des  V.    628,    der 

Kinder  516. 

Vernachlässigung  eines  Gatten  628. 
Verschollenheit  496,  517. 
Versöhnungsversuch  582. 
Vertragsmässiges  eheliches  Güterrecht 
610. 

Verwaltung  des  Nachlasses  des  Ehe- 
mannes 611. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  492, 
496,  518,  540,  in  Schottland  546. 

Verzeihung  522,  527. 
Verzug    bei    Erhebung    der   Klage    auf 
Scheidung  5:^2. 

Vorsätzliche  Verlassung  in  Schottland 
551. 

Vorschubleistung  bei  Ehebruch  522. 

Vorspiegelung  unwahrer  Thatsachen 
492. 

Wales  585. 

Waaren,  Bestellen  von  W.  608. 

Weihen  540. 

Wiederherstellung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft 507,  580,  642,  des  ehelichen 
Zusammenlebens  529,  ehelicher  Gemein- 
schaft in  Irland  545,  in  Schottland  551. 

Wiederverheirathung  498,  528f.,  ge- 
schiedener Personen  496. 

Willensschwäche  496. 

Wirkungen  der  Ehe  507,  hinsichtlich  der 
Kinder  616,  der  Ungültigkeitserklärung 
einer  Ehe  519,  der  Scheidung  528,  der 
gerichtlichen  Trennung  529,  der  Ehe  in 
Irland  645,  in  Schottland  550. 

Wohnsitz,  Wohnung  der  Ehegatten 
607. 

Zeit  der  Eheschliessung  500. 

Zeugen  582 f.,  bei  der  Eheschliessung  601, 
bei  irregulärer  Eheschliessung  in  Schott- 
land 548. 

Züchtigungsrecht  616. 


Zuständigkeit  in  Ehesachen   529f.,  in 

schottischen  Ehesachen  652. 
Zustellung  682. 
Zwang  495,  519. 


jLuswftrilge  Bestisnogen  Gr^Ai- 
briianniens. 

AU  gemeines. 

Anmeldung  sur  Eheschliessung  561. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  561. 
Ausland,  Kolonien  als  A.  661. 
Australien  661. 
Barbados  562. 
Bermuda  660,  562. 
Brit.  Guiana  561. 
Ganada  560,  562. 
Gapkolonie  660. 
Ceylon  560f. 
Givilehe  660f. 
Colonial  Office  List  658. 
Consolidated  Statutes  559. 
Cypern  561  f.  * 

Eheliches  Güterrecht  662. 
Ehemündigkeit  560. 
Eheregister  668. 
Eheschliessung  660. 
Falklandsinseln  561. 
Fidji-Inseln  557. 
Form  der  Eheschliessung  560 
Gambia  560. 
Geisteskrankheit  660. 
General  Agencies  659. 
Gibraltar  561. 
Goldküste  560f. 
Grenada  562. 
Guernsey  560,  662. 

Gültigkeit  der  in  den  auswärtigen  Be- 
sitzungen abgeschlossenen  Ehen  557. 
Honduras  561. 
Hongkong  661f. 
Jamaica  659,  561. 
Jersey  560,  562. 
Indien  666,  660, 
Kanalinseln  666. 
Kirchliche  Ehe  660. 
Labuan  561. 

Legitimation  unehelicher  Kinder  662. 
Literatur  558. 
Malta  660,  562. 
Man  656,  662. 
Marriage  Warrant  561. 
Married  Womens  Propeity  Acts  562. 
Mauritius  660ft. 
Natal  569f. 

Neu-Braunschweig  560f. 
Neufundland  660,  562. 
Neuseeland  660. 
Ontario  560. 

Oranjefluss -Kolonie  560,  56L 
Ort  der  kirchlichen  Trauung  561. 
Polygamische  Ehen  668. 
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Prinz  Eduards -Inseln  561. 
Privy  Council  562. 
Queensland  562. 
Quellen  des  Ehereohts  559. 
Rechtsunsicherheit   in    den    Kolonien 

556. 
Revised  Statutes  559. 
St  Lucia  562. 
Scheidung  der  Ehe  662. 
Schwester  der  verstorbenen  Frau,  Ehe 

mit  einer  solchen  557. 
Sierra  Leone  560. 
Straits  Settlements  561. 
Süd-Nigeria  560. 
Todtenbetty  Trauungen  am  T.  561. 
Transvaal  557,  559,  561. 
Trennung  der  Gatten  562. 
Tridentinisches  Konzil  561. 
Trinidad  562. 
Uncivilisirte  Gegenden,  Ansiedelungen 

der  Engländer  in  u.  G.  556. 
Uneheliche  Kinder  562. 
Ungültigkeitserklärung  562. 
Unterhalt  der  Kinder  562. 
Verfahren  in  Ehesachen  562. 
Yerlöbniss  559. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  560. 
Volljährigkeit  560. 
Wirkungen  der  Ehe  561. 
Zuständigkeit  zu  kirchlichen  Trauungen 

561. 
Zustimmung  für  die  Ehe  Mindeijähriger 

560. 


Bahama-Inseln. 

Anfechtbarkeit  von  Ehen  671. 
Anmeldung  zur  Civiltrauung  671. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  671. 
Beweismittel  671. 
Civiltrauung  671. 
Decree  nisi  672. 
Dower  671. 

Ehehindernisse,  -verböte  671. 
Eheliches  Güterrecht  671. 
Ehescheidung  672. 
Eheschliessung  671. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  671. 
Form  der  Eheschliessung  671. 
Kinder,  Sorge  für'  die  K.  672. 
Kirchenregister  671. 
Kirchliche  Trauungen  671. 
Kollusion  672. 
Körperverletzung  672. 
Literatur  des  Eherechts  670. 
Lizenz   zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

671. 
Marriage  Officers  671. 
Nichtigkeit  von  Ehen  671. 
Protection  Order  672. 
Quellen  des  Ehereohts  670. 
Schadensersatz  671. 
Staatsanwalt  672. 


Standesamtsregister  671. 

Standesbeamte  671. 

Supreme  Court  672. 

Trauungen  671. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  672. 

Ungültigkeitserklärung  671. 

Unterhaltszahlung  672. 

Verfahren  in  Ehesachen  672. 

Verlöbniss  67L 

Verträge,  Anerkennung  durch  die  Ehe- 
frau 671. 

Widerspruch  gegen  eine  Eheschliessung 
671. 

Wirkungen  der  Ehe  671. 

Wittwentheil  671. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  672. 

Barbados  vgl.  oben  S.  672. 


Bermuda. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  629. 

Ausländerin  630. 

Court  of  Chancery  629,  631. 

Ehehindemiss  630. 

Eheschliessung  629. 

Ehe  trenn ung,  -scheidung  631. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  629. 

Ermessen  631. 

Form  der  Eheschliessung  629. 

Immobilien,  Verfügung  der  Frau  über  L 

630. 
Juden  630. 
Kirchenbuch  630. 
Lizenz,  Dispensation  vom  Aufgebot  durch. 

L.  630. 
Misshandlnngen  631. 
Nationalität  der  Frau  630. 
Polizeiliche   Trennung   von  Ehegatten 

631. 
Quäker  630. 

Quellen  des  Eherechts  629. 
Sonder  gut  der  Frau  630. 
Standesbeamte  630. 
Trauungen  630.. 
Ungültigkeitserklärung  631. 
Unterhalt  der  Frau  und  der  Kinder  680f. 
Wirkungen  der  Ehe  630. 
Zeugen  bei  der  Trauung  630. 
Zeugnisspflicht  von  Ehegatten  680. 

Britisch  Bschuanaland  vgl.  oben  S.  608. 


Britlsch-Columbla. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  656. 
Auszüge  aus  dem  Eheregister  657. 
Caveat  657. 
Civiltrauung  656. 
Eheanmeldungsregister  657. 
Ehehindemiss  658. 
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Ehehindernisse,  -T«ri>ote  §66. 

£helicheB  Güterrecht  658. 

Ehelichkeit  der  Kinder  658. 

Ehemündigkeit  656. 

Eheregister  657. 

Ehescheidung  668. 

Eheschliessung  666. 

Einwilligung  in  die  Eheschlieuwng  666. 

Form  der  Eheschliessung  656. 

Geisteskrankheit  658. 

Grundstücke  der  Frau  658. 

Heilsarmee  656. 

Juden  657. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtUeh 
der  K.  657. 

Kirchliche  Trauung  656. 

Literatur  des  Eherechts  655. 

Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 
656. 

Married  Womens  Property  Act  von  1882 
658. 

Nichte  der  verstorbenen  Frau  656. 

Nichtigkeit  einer  Ehe  668. 

Oberstandesbeamter  657. 

Polizeirichterliche  Trennung  668. 

Protection  Order  658. 

Quäker  657. 

Quellen  des  Eherechts  666. 

Schwester  der  verstorbenen  Frau  666. 

Standesbeamter  656 f. 

Trennung  der  Ehen  658. 

Trunksucht  658. 

Ungültigkeitserklärung  658. 

Unterhaltsgewährung  657f. 

Verlöbniss  655. 

Volljährigkeit  656. 

Widerspruch  gegen  eine  Eheschliessung 
657. 

Wirkungen  der  Ehe  657. 

Zeit  der  Civiltrauung  657. 

Zeugen  bei  der  Civiltrauung  657. 

Zeugniss  über  die  Anmeldung  zur  Civil- 
trauung 656. 

Zuchthaus  658. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  658. 


Britiseh-Gulana. 

Anmeldung  zur  Civiltrauung  666. 
Asiatische  Einwanderer  667. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  665. 
Auseinandersetzung  mit  den  Kindern 

erster  Ehe  665. 
Bruder  des  verstorbenen  Mannes  664. 
Chief  justice  664. 
Civiltrauung  665. 
Ehebruch  664. 
Ehegüterrecht  666. 
Ehehindernisse  665f. 
Ehehindernisse,  -verböte  664. 
Ehemündigkeit  664,  667. 
Ehescheidung  667. 
Eheschliessung  664. 


Eheschliessungsbeamte  665. 
Eheverträge  666. 
Eidesstattliche  Versieherang  665f. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung 664, 

Ermessen  667. 
Form  der  Eheschliessung  665. 
Gütergemeinschaft  666f. 
Immigration  Ordinance  667. 
Impotente  664. 
Kirchenregister  666. 
Kirchliche  Trauung  666. 
Konsens  zur  Eheschliessung  665. 
Literatur  des  Eherechts  663f. 
Lizens  zum   Zwecke  der  Ehesehliessong 

666. 
Marriage  Officers  665. 
Nichtigkeit  von  Ehen  666. 
Oberstandesbeamter  665. 
Polygamische  Ehen  667. 
Protection  Order  667. 
Quellen  des  Eherechts  663. 
Register  der  Eheschliessungen  666. 
Sohwägersohaft  als  Ehehindemiss  064. 
Schwester  der  verstorbenen  Fran  664. 
Schwiegermutter  664. 
Schwiegervater,  -tochter  664. 
Stiefkinder  664. 
Todtenbett,  Bheschliessnngen  auf  dem 

T.  665. 
Trauungen  665. 
Trennung  der  Ehen  667. 
Ungültigkeitserklärung  666. 
Unterhaltspflicht,  -gewährung  666. 
Verlöbniss  664. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss 664. 
Volljährigkeit  644. 
Wirkungen  der  Ehe  666. 
Wittwe     eines    Neffen,    Wittwer    eiaer 

Nichte  664. 
Zeugen  bei  der  Eiheschliessung  665. 

Britisch  Honduras  vgl.  oben  S.  667. 

Britisch  Nsu-6uinsa  vgl.  oben  S.  707. 

Canada.^ 

Acts  of  Parliament  of  the  Dominioo  of 

Canada  681. 
Bigamie  683. 
Bösliche  Verlassung  683. 
Bruder  des  verstorbenen  Mannes  632. 
Ehebruch  633. 
Ehescheidung  632. 
Erziehung  der  Kinder  635. 
Gefängniss,   Verurtheilung  des  Manoes 

zu  lebenslänglichem  G.  688. 
Kollusion  684. 
Literatur  des  Eherechts  632. 
Nichtigkeit  der  Ehe  632. 


*)  Aach  die  Namen  der  Binzelstaatsn  oi' 
nachzuschlagen. 
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PArlamentsakte,  Ehascheidung  dnrofa 
besondere  P.  638. 

Quellen  des  Eherechts  631. 

Schwester  der  yersiorbenen  Fran  682. 

Tochter  der  Schwester  der  ▼erstorbenen 
Frau  682. 

Trennung  der  Ehe  682f. 

Unterhalt  der  Frau  686. 

V^erfahren  in  Ehesadien  688. 

Wiederverheirathung  nach  einer  Ehe- 
scheidung 685. 

Zeugenvernehmung  634. 

Zustellung  684. 

CayiRao«liiteln  vgl.  oben  8.  675. 

Ceylon. 

Abweisung  der  Ehescheidungsklage  698. 

Anmeldung  vor  der  Trauung  592. 

Batticaloa  590. 

Berufung  in  Ehesachen  694. 

Bigamie  592. 

Bösliche  Verlassung  598. 

Decree  nisi  594. 

District  court  593. 

Duldung  des  Ehebmehs  59B. 

Ehebrecher  594f. 

Ehebruch  598ff. 

Ehehindernisse  592. 

Eheliches  Güterrecht  692. 

Ehemündigkeit  591. 

Eheregister  592. 

Ehescheidung  598. 

fiheschliessung  591. 

Eheverträge  598. 

Einwilligung  in  die  Ehesehliessimg  699, 
595. 

Erbrecht  598. 

Ermessen  694. 

Form  der  Ehesehliessung  592. 

Geschlechtliches  Unvermögen  598. 

Jaffna  590. 

Kandy,  Ehen  der  K.  595. 

Kandyprovinzen  590. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  598. 

Klage  auf  Ehescheidung  598. 

Kollusion  593f. 

Legitimation  unehelicher  Kinder  598. 

Literatur  des  Ehereohts  590. 

Malabaren  590. 

Mischehen  592. 

Mnkkava  590. 

Nichtigkeit  der  Ehe  598. 

Privy  Oonncil  594. 

Prostituirte  594f. 

Quellen  des  Eherechts  690. 

Schadensersatz  wegen  Bruchs  des  Ehe- 
versprechens 591. 

Streitigkeiten  in  Bezug  auf  das  Ehe- 
gut 598. 

Snpreme  court  594. 

Teswalamai  590. 


Trauung  592. 

Trennung  der  Gatten  6981,  too  Tif«k 

und  Bett  505. 
Uneheliche  Kinder  598,  59& 
Ungültigkeit  einer  Ehe  598w 
Unterhalt  der  Kinder  698. 
Unterhaltsgewährung,    Bechtastreiit 

auf  U.  596. 
Verfahren  in  Ehesachen  604. 
Verführung  59L 
Verlöbniss  501. 
Verzeihung  des  Ehebmchs  598. 
Volljährigkeit  591. 
Vorbehaltsgut  der  Frau  692  L 
Wiederaufhebung  der  Trennung  694. 
Wirkungen  der  Ehe  592. 
Zeugnissertheilung  vor   der  TraniMig 

592. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  594. 

Cypern  vgl.  oben  S.  588. 

Falklands-Insein  vgl.  oben  S.  669. 

FldM-biseln  vgl.  oben  S.  706. 

Gambia  vgl.  oben  S.  627. 

Gibraltar  vgl.  oben  S.  582. 
GoldkOtte  vgl.  oben  S.  625. 

Guernsey  vgL  oben  8.  579. 
Hongkong  vgl  oben  S.  596. 

Janafoa. 

Anmeldung  zur  Ehesehliessung  674. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  674. 

Beweismittel  674. 

Bürgerliche  Trauung  674. 

Divorce  Law  675. 

Ehebruch  675. 

Ehehindernisse  674. 

Ehemündigkeit  675. 

Ehescheidung  675. 

Eheschliessung  674. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  674. 

Formmängel  bei  der  Eheschliessung  674. 

Geisteskrankheit  674. 

Indische  Einwanderer  675. 

Jnden  674. 

Kirchliche  Trauung  674. 

Kollusion  675. 

Konsens  für  die  Eheschliessung  674. 

Literatur  des  Eherechts  678. 

Lizenz  zum  Zwecke  der  Ehesehliessung 

674. 
Marriage    Womens  Property  Law  1886 

674. 
Nichtigkeit  der  Ehe  674. 
Persönliches   Erscheinen   der   Parteiea 

675. 
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Polygamische  £hen  676. 

Qq eilen  des  Eberechts  673. 

Schadensersatzklage  674. 

Sondergut  der  Ehefrau  674. 

Staatsanwalt  674. 

Standesbeamter  674. 

Sterben,  Eheschliessung,  wenn  ein  Theil 

im  St.  liegt  674. 
Trennung  der  Ehen  676. 
Ungültigkeitserklärung  674. 
Unzurechnungsfähigkeit  674. 
Verfahren  in  Ehesachen  676. 
Yerlöbniss  674. 

Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  674f. 
Wirkungen  der  Ehe  674. 
Zeugen  674f. 

Zuständigkeit  für  Ehesachen  675. 
Zwang  674. 

Jarsey  vgl.  oben  S.  577. 


Dm  indiicke  Kftigerreleb.*) 

Abweisung  der  Klage  auf  Ehescheidung 
567,  569. 

Adoptivkiuder  573. 

Anmeldung  einer  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung 565  f. 

£erufsthätigkeit  der  Frau  bei  den 
Hindus  574. 

£lödsinn  567. 

Bösliche  Verlassung  567. 

Brahmaheirath  578. 

Chief  Matrimonial  Courts  577. 

Christenthum,  Abfall  vom  Chr.  567, 
Uebertritt  zum  Chr.  569  f.,  575. 

Dissidenten,  Recht  der  D.  577. 

District  Matrimonial  Courts  577. 

Ehebrecherische  Frau  bei  den  Hindus 
578. 

Ehebruch  567,  bei  den  Parsi  576. 

Ehegerichtshöfe  bei  den  Parsi  577. 

Ehehindernisse  565. 

Eheliche  Gemeinschaft  566. 

Eheliches  Güterrecht  566,  bei  den  Hin- 
dus 574. 

Ehemündigkeit  564,  bei  den  eingebore- 
nen Christen  669,  bei  den  Hindus  571. 

Ehescheidung  567,  bei  den  eingeborenen 
Christen  569,  bei  den  Hindus  575. 

Eheschliessung  664,  bei  den  eingebore- 
nen Christen  569,  bei  den  Hindus  670, 
575,  bei  den  Parsi  576. 

Ehe  versprechen  bei  den  Hindus  570. 

Eheverträge  668. 

Eidesstattliche  Versicherung  566. 

Eingeborene,  Recht  der  £.  568. 

Eingeborene  christlichen  Glaubens  569 ff. 

Einstweilige  Verfügungen  568,  677. 


*)  Das  Eherecht  ist  ffir  sechs  TerBchiedene 
Klassen  der  BeyÖlkenuig  besonders  dargestellt; 
siehe  Vorbem.  S.  ftss. 


Einwilligung  in  die  Eheschliessung  bei 
den  Parsi  576. 

Erziehung  der  Kinder  568. 
Form   der  Eheschliessung  565,  bei  deo 
Hindus  578. 

Frauenraub,  -kauf  bei  den  Hindus  578. 
Geisteskranke  564. 
Geisteskrankheit  667, 571,  bei  den  Pani 

576. 
Geschenke   während    der  Ehe  bei  den 

Hindus  574. 
Geschlechtliches  Unvermögen  bei  den 

Hindus  574. 
Geschlechtsreife  569,  571,  573. 
Geschlechtsverkehr      zwischen      den 

Gatten  567. 
Hedaya  575. 
Heirathsregister  575. 
High  Courts  568. 
Hindus,  Recht  der  H.  570. 
Impotenz  567. 
Indian  Divorce  Act  567. 
Indian   Married   Womens  Froperty  Aet 

566. 

Kaste,  Austritt  oder  Ausschluss  ans  einer 
K.  668,  Heirath  zwischen  Angehörigen 
verschiedener  K.  bei  den  Hindus  572, 
575. 

Kinder,  eheliche  566,  aus  nichtigen  Ehen 
567. 

Kinderlosigkeit  576. 

Kindesmord  571. 

Kirchliche  Form  der  Eheschlieasung 565. 

Kollusion  567,  577. 

Konkubinen  und  Kinder  der  K.  578. 

Krankheit,  unheilbare  575. 

Legitimation  unehelicher  Kinder  566. 

Literatur  des  Eherechts  568 f.,  570,  576. 

Malabarküste,  Eherecht  der  Hindus  an 
der  M.  675. 

Manu  570 f.,  578. 

Misshandlung  567,  578. 

Mohammedaner,  Recht  der  M.  576f. 

Nichtige  Ehen  567. 

Nichtigkeitsgründe  bei  den  Parsi  576. 

Oeff  entlichkeit,  Ausschluss  der  Oe.  568. 

Ort  der  Trauungen  565. 

Parsi,  Recht  der  P.  576. 

Persönliche  Ehefähigkeit  bei  den  Hindoi 
570. 

Polizeirichterliohe  Trennung  567. 

Polygamie,  -andrie  bei  den  Hindus  571. 

Privy  Council  568. 

Prostituirte  568. 

Protection  order  667. 

Quellen  des  Eherechts  568,  570. 

Schutzbeschluss  567. 

Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  bei 
den  Hindus  572. 

Sonder  gut  der  Ehefrau  566. 

Standesamtliehe  Form  der  Ehe- 
schliessung 566. 


Ghroasbritannien  (Das  indische  Kaiserreich.  —  Kapkolonie). 


1031 


Stridhannm  bei  den  Hindus  574. 

Sühneversnch  669. 

Trauungen  565. 

Trennung  der  Gatten  567,  bei  den  Parsi 

677. 
Trunksucht  575. 
Uneheliche  Kinder  566,  bei  den  Hindus 

573. 
Ungültigkeitserklärung  667,  bei  den 

Ifindus  574. 
Unmoralischer  Lebenswandel  576. 
Unterhalt  der  Frau  566,  568,  der  Kinder 

566,  der  Frauen    und  Kinder  bei  den 

Hindus  678. 
Unterhaltsanspruch   bei   den  Hindus 

574. 
Verfahren  in  Ehesachen  568,  577. 
Verlöbniss  564,  bei  den  Hindus  570. 
Verschwendung  575. 
Vertagung  der  Verhandlung  568. 
Verwaltung  des  Kindervermögens  566. 
Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  567, 

bei  den  Hindus  572,  575,  bei  den  Parsi 

576. 
Verzeihung  677. 
Volljährigkeit  564. 
Vo  r  b  e  h  a  1 1  s  g  u  t  der  Frauen  bei  den  Hindus 

574. 
Wiederherstellung  des   ehelichen  Le- 
bens 569,  577. 
Wiederverheirathung  568,   der  Witt- 

wen  bei  den  Hindus  572. 
Wirkungen  der  Ehe  566,  bei  den  Hindus 

573. 
Wittwen  bei  den  Hindus  572. 
WittwenverbrennuDg  bei  den  Hindus 

672. 
Wohnsitz  der  Frau  bei  den  Hindus  573. 
Zeit  der  Trauungen  566. 
Zeugen  bei  der  standesamtlichen  Trauung 

566,  bei  der  Eheschliessung  569. 
Zeugungsunfähigkeit    bei    den   Parsi 

576. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  568. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  564 f., 

bei  den  Hindus  571. 


Kapkolonie. 

Abwesenheit  607. 

Anfechtbarkeit  von  Ehen  606. 

Aufgebot  Yor  der  Eheschliessung  605. 

Bigamie  604. 

Bösliche  Verlassung  607 f. 

Chief  justice  603. 

Circuit  Courts  608. 

Ciyilehe  605. 

Ehebruch  604,  607. 

Ehehindernisse,  -verböte  603. 

Eheliche  Pflicht  607. 

Eheliches  Güterrecht  606. 

Ehemännliche  Gewalt  605. 


Ehemündigkeit  603. 
Ehescheidung  607. 
Eheyerträge  606. 

Eidesstattliche  Versicherungen  605. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung 603. 
Ermessen  607. 
Form  der  Eheschliessung  604. 
Friedensrichter  604. 
Gefangenschaft,  lebenslängliche  607. 
Geisteskrankheit  607. 
Genehmigung  zur  Eheschliessung  603. 
Geschäftsfähigkeit  der  Frau  605. 
Gesetzliches  Güterrecht  606. 
Güterrechtsregister  606. 
Güterrechtsverträge  606. 
Haftung  für  voreheliche  Schulden  606. 
Impotenz  603. 

Kindervermögen,  Sicherstellung  604. 
Kirchliche  Eheschliessung  605. 
Literatur  des  Eherechts  602. 
Marriage  officer  604. 
Nichtigkeit  von  Ehen  606. 
Polygamische  Ehen  604. 
Priester  604. 
Quellen  des  Eherechts  602. 
Registrar  604. 
Eückkehrbefehl  608. 
Schadensersatz  wegen  Bruches  des 

Heirathsversprechens  603. 
Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  604. 
Schwangerschaft  604. 
Schwester  der  Frau  604. 
Schulden  606. 

Sicherstellung  des  Kindervermögens  604. 
Superior  Courts  607. 
Supreme  Court  607. 
Trauung  605. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  607. 
Uneheliche  Kinder  606. 
Ungültigkeitserklärung  606. 
Unterhalt  der  Frauen  und  Kinder  606, 

der  Kinder  606. 
Unzucht,  widernatürliche  607. 
Unzurechnungsfähige  603. 
Väterliche  Gewalt  605. 
Verfahren  in  Ehesachen  607. 
Verlöbniss  603. 

Verwaltung  des  Kindervermögens  606. 
Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  604. 
Volljährigkeit  603. 
Wartezeit  der  Frau  604. 
Wiederaufnahmebefehl  608. 
Wiederherstellung  des  ehelichen 

Lebens  607. 
Wirkungen  der  Ehe  605. 
Zeugnisse  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

606. 
Zuständigkeit  für  Ehesachen  607. 

Labuan  vgl.  oben  S.  601. 

Lagos  vgl.  oben  S.  627. 


1039 


GrofsbliUnmeD  (lUlto.  —  MAiiitoba). 


LMwartft-lDMln  Tgl.  oben  8.  688. 
Malay-Staaten  vgl.  oben  599. 

Malta. 

Abwesenheit  des  Hannes  586. 
Aufgebot  Yor  der  Ehesehliesanng  585. 
Auflösung   der   firrnngensohaftsgemeui- 

sebaft  587. 
Bewegliche  Dota)gfM»r  586. 
Blödsinn  des  Mannes  586. 
Bösliche  Veriassung  588. 
Code  Rohan  584. 
Dotalsystem  586. 
Dower  587. 
Bhebruch  58a 
Eheliches  Güterrecht  586. 
Eheseheidnng  588. 
Eheschlieasung  586. 
Ehevertrag  586. 
Entmündigung  des  Mannes  586. 
Erbrechtliche  Vereinbarnngen  587. 
Errungenschaftsgemeinschaft  587. 
Eriiehung  der  Kinder  588. 
Form  der  Eheschliessung  585. 
Gehorsamspflicht  der  Fraa  585. 
Genehmigung  des  Mannes  586. 
Getetsliches  Güterrecht  586. 
Gericht,  Auftreten  der  Frau  von  G.  586, 

Grossjährigkeit  588. 
Johanniter-Orden  584. 
Kanonisches  Recht  585. 
Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlioh 

der  K.  587. 
Kirchliche  Eheschliessung  585. 
Legitimation  unehelicher  Kinder  587. 
Letstwillige  Verfügungen  der  Ehefrau 

586. 
Literatur  685. 

Minderjährigkeit  des  Mannes  586. 
Mischehen  685. 
Misshandlung  588. 
Name  der  Frau  585. 
Niessbrauch   an   der  Mitgift   der  Frau 

586,  am  Sondeigut  der  Frau  587. 
Ordinanae  585. 
Paraphernalgut  der  Frau  587. 
Privy  Council  585. 
Quellen  des  Eherechts  584. 
Schulden  687. 
Schuldfrage  bei  der  Trennung  von  Tisch 

und  Bett  588. 
Sondergut  der  Frau  587. 
Sühneversuch  588. 
Tod  des  Mannes  587. 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  588. 
Trenepfiicht  585. 
Tridentiner  Konzil  585. 
Unbewegliche  Dotalgüter  586. 
Uneheliche  Kinder  587. 
Unterhalt  der  Frau,  des  Mannes  585,  der 

Ehegatten  586,  der  Kinder  588. 


Väterliche  Gewalt  588. 

Vaterschaft,  Anerkennung  der  Y.  587. 

Verlobniss  585. 

Vertragliche  Abreden  betr.  ehelieh« 
Güterrecht  587. 

Verwaltung  der  Mitgift  der  Fran  58(1, 
des  Sondergutes  der  Frau  587,  dei 
Kindervermögens  588. 

Verlieht  des  Mannes  auf  die  xukünftigt 
Erbschaft  687. 

Wiedervereinigung  naeh  einer  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett  588. 

Wirkungen  der  Ehe  685,  hinsichtHeh 
der  Kinder  587. 

Witthum  587. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  586. 

Z  w  a  n  g  s  a  r  b  e  i  t ,  Venirtheilnng  SU  Zw.  668. 

Man  vgl.  oben  S.  580. 

Manltaba. 

Anfechtbarkeit  von  Ehen  655. 
Aufgebot  vor  der  Eheschlieasung  668. 
Givilehe  654. 

Court  of  Queens  Bench  655. 
Ehebruch  655. 

Ehehindernisse,  -verböte  663 f. 
Eheliche  Gemeinschaft  655. 
Eheliches  Güterrecht  654. 
Ehemündigkeit  653. 
Ehescheidung  655. 
Eheschliessung  653. 
Eidesstattliche  Versicherung  654. 
Erziehung  der  Kinder  654. 
Form  der  fiheschliessung  653 f. 
Gemeinschaften  Gottes,  Ghnati  658. 
Genehmigung  lur  Eingehung  der  Ehe 

653. 
Geschäftsfähigkeit  654. 
Heilsarmee  653. 
Literatur  des  Eherechts  653. 
Lizena  zum  Zwecke  der  Eheaehliessong 

654. 
Misshandlung  655. 
Nichtigkeit  von  Ehen  655. 
Ort  der  Eheschliessungen  654. 
Polizei  richterliche  Trennung  655. 
Protection  Order  655. 
Quäker  658. 

Quellen  des  Eherechts  653. 
Rabbiner  653. 
Schadensersatz  653. 
Schwester,    Schwestertoohter    dar 

storbenen  Frau  653. 
Sondergut  der  Ehefrau  654. 
Trauungen  653. 
Trennung  der  Ehen  665. 
Trunkenheit  655. 
Ungültigkeitserklärung  654. 
Unterhalt  der  Kinder  654. 
Unterhaltsgewährung  655. 
Verführung  663. 
Verlöbnise  653. 
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Volljährigkeit  653. 
Wirkungen  der  Ehe  664. 
Zeit  der  Eheschliessungen  654. 
Zuständigkeit  des  Gerichts* 653,  in  Ehe- 
aaehen  655. 

MaurWtts. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  619. 

Bestialität  620. 

Bigamie  620. 

Civilehe  619. 

Code  civil  618. 

Decree  nisi,  absolute  620. 

Ehebruch  620. 

Ehefähigkeit  619. 

Ehehindernisse  619. 

Eheliche  Pflichten  620. 

Ehescheidung  620. 

Eheschliessung  619. 

Eheverträge  620. 

Ehrenkränkungen  620. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  619. 

Form  der  Eheschliessung  619. 

Gefängnis s,  Verurtheilung  zu  G.  620. 

Incest  620. 

Indier  620. 

Kollusion  620. 

Konkurs  des  Ehemannes  620. 

Legitimirnng  von  Kindern  620. 

Literatur  des  Eherechts  618. 

Matrosen  619. 

Quellen  des  Eherechts  618. 

Schwester  der  verstorbenen  Frau  619. 

Sodomie  620. 

Soldaten  619. 

Trauungen  619. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  620. 

Uneheliche  Kinder  619. 

Ungültigkeitserklärung  620. 

Verfahren  in  Ehesachen  620. 

Verlöbniss  619. 

Verwandtschaft  als  Ehefaindemiss  619. 

Wirkungen  der  Ehe  620. 

Zustimmung  der  Eltern  619. 

Zwangsarbeit  620. 

NaUI. 

Betragen  der  Frau  613. 

Betrug  613. 

Bösliche  Yerlassung  611  £E. 

Chief  justice  610. 

decree  nisi  611. 

Ehebrecher  612. 

Ehebruch  611,  613. 

Eheliche  Pflicht  612. 

Eheliches  Güterrecht  611. 

Eheregister  610,  613. 

Ehescheidung  611. 

Eheschliessung  610. 

Ehevertrag  611. 

Eingeborene  612f. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  610. 


Erbrecht  611. 

Form  der  Eheschliessung  610. 

Formvorschriften  für  Eheverträge  61 L 

Gefängnissstrafe  612. 

Genehmigung  zur  Eheschliessung  612. 

Gütergemeinschaft  611. 

Impotenz  612f. 

Indier  613. 

Juden  610. 

Kollusionsverdacht  612. 

Literatur  des  Eherechts  608. 

Marriage  offleer  610. 

Misshandlungen  613. 

Mohammedaner  610. 

Nichtigkeit  der  Ehe  611,  613. 

Oberstaatsanwalt  612. 

Polygamie  612f. 

Quellen  des  Eherechts  608. 

Rückkehrbefehl  612. 

Schadensersatz  610. 

Schwester  der  verstorbenen  Frau  610. 

Supreme  Court  611. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  611. 

Uneheliche  Kinder  613. 

Ungültigkeitserklärung  611. 

Unterhalt  des  unschuldigen  Theils  und 
der  Kinder  in  Ehesachen  612. 

Unzurechnungsfähige  612f. 

Verfahren  in  Ehesachen  611. 

Verlöbniss  610. 

Volljährigkeit  610. 

Wiedervereinigung  nach  einer  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett  611. 

Wirkungen  der  Ehe  610. 

Zeugnissverweigerung  612. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  611. 

Zwang  613. 

Nsu-Braunschwslg. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  650. 

Berufung  in  Ehesachen  652. 

Court  for  divorce  and  matrimonial  caoses 

652. 
Ehebruch  651f. 
Ehegüterrecht  651. 
Ehehindernisse,  -verböte  650. 
Ehelichkeit  der  Kinder  651. 
Ehemündigkeit  650. 
Ehescheidung  651. 
Eheschliessung  650. 
Ehevertrag  651. 
Folgepflicnt  der  Frauen  651. 
Form  der  Eheschliessung  650. 
Gefangenschaft  des  Mannes  652. 
Geisteskrankheit  652. 
Grenzstädte  650. 
Heilsarmee  650. 
Impotenz  651. 

Legitimation  unehelicher  Kinder  651. 
Literatur  des  Eherechts  650. 
Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

651. 
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Hisshandlangen  651f. 
Nichtigkeitserklärung  661. 
Oeffentlichkeit  der  Ehesohliessnng  651, 

in  Ehesachen  652. 
Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  662. 
Polizeirichterliche  Trennung  661. 
Protektion  Order  651. 
Quellen  des  Eherechts  649. 
Rabbiner  650. 

Register  der  Eheschliessungen  661. 
Schwester,    Schwestertochter    der   rer- 

storbenen  Frau  650. 
Sondergut  der  Frau  651. 
Stenographiren  652. 
Trauung  650. 
Trennung  der  Ehen  651. 
Trunkenheit  652. 
Uneheliche  Kinder  661. 
Ungültigkeitserklärung  651. 
Unterhaltsgewahrung  651f. 
Verfahren  in  Ehesachen  652. 
Verlöbnis  650. 

Verwandtschaft  der  Gatten  661. 
Volljährigkeit  650. 
Wirkungen  der  Ehe  651. 
Wohnsitz  der  Frau  651. 
Zeugen  6^2,  bei  der  Eheschliessung  651. 
Zeugnisszwang  6'>2 
Zuständigkeit  für  Ehesachen  652. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  660. 

NMfundland  vgl.  oben  S.  662. 

Nen-Schottland. 

Aktien  648. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  647. 
Banken,  Guthaben  bei  B.  648. 
Berufung  in  Ehesachen  649. 
Blutschande  649. 
Ehebruch  649. 
Ehegüterrecht  648. 
Ehehindemisse,  -yerbote  647. 
Eheliohkeit  der  Kinder  647. 
Ehemündigkeit  647. 
Ehescheidung  649. 
Eheschliessung  647. 
Eheverträge  648. 
Eidesstattliche  Versicherung  647. 
Erziehung  der  Kinder  649. 
Form  der  Eheschliessung  647. 
Genehmigung  zur  Eheschliessung  647. 
Grundeigenthum,  Verfügung  der  Frau 

über  Gr.  «48. 
Guter  Glaube  647. 
Heilsarmee  647. 
Impotenz  649. 
ludge  in  tiquity  649. 
Konkurs  des  Mannes  648. 
Legitimirung  von  Kindern  648. 
Literatur  des  Ehereohts  646. 
Lizenz  zum  Zwecke   der  Eheschliessung 

647. 
Misshandlung  649. 


Nichte  der  verstorbenen  Frau  647. 

Priyy  ConncU  649. 

Protektion  Order  648f. 

Quellen  des  Eherechts  646. 

Schwester  der  yerstorbenen  Frau  647. 

Sondergot  der  Frau  648. 

Supreme  Court  649. 

Trauungen  647. 

Trunkenbolde  648. 

uneheliche  Kinder  648. 

Ungültigkeitserklärung  649. 

Unterhalt  für  die  Frau  und  die  Kinder 
647,  649. 

Unterhaltsgewährung  648. 

Unzucht  649. 

Verlöbniss  647. 

Verträge,  Abschliessung  durch  die  Ehe- 
frau 648. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  649. 

Wirkungen  der  Ehe  647. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  647. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  649. 

Zustimmung  zur  Eheschliessung  647. 

Neu-SMland. 

Anmeldung  der  Eheschliessung  704. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  704. 
Berufung  in  Ehesachen  706. 
Bösliche  Verlassung  705. 
Bruder  des  yerstorbenen  Mannes  704. 
Deoree  nisi  706. 
Ehebrecher  706. 
Ehebruch  705. 
Ehegüterrecht  705. 
Ehehindernisse  70df. 
Ehescheidung  705. 
Eheschliessung  703. 
Eheverträge  705. 
Ermessen  706. 
Erziehung  der  Kinder  706. 
Eingeborene  704. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  704. 
Form  der  Eheschliessungen  704. 
Frauen  als  Standesbeamte  704. 
Gewohnheitstrinker  705. 
Häusliche  Pflichten  der  Frau  705. 
Kirchliche  Eheschliessung  704. 
Konkurs  705. 
Lebensnachstellung  706. 
Literatur  des  Eherechts  703. 
Married  Womens  Property  Act  705. 
Misshandlung  705f. 
Nichtigkeit  von  Ehen  705. 
Polizeirichter,  Trennung  durch  die  P. 

706. 
Privy  Council  706. 
Protection  Order  706. 
Quellen  des  Eherechts  703. 
Register  der  Eheschliessungen  704. 
Sohadensersatzanspruch  706. 
Schutzbeschluss  706. 
Schwester  der  yerstorbenen  Frao  703. 
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Sondergut  der  Frau  705. 
Staatsanwalt  705. 
Standesbeamte  704. 
Tod  des  einen  Gatten  706. 
Trennung  der  Ehen  705. 
Trunksucht  705. 
Uneheliche  Kinder  704f. 
Ungnltigkeitierklärung  705. 
Unterhaltspflicht  704. 
Unterhaltsverweigerung  705. 
Unterhaltszahlung  706. 
Verfahren  in  Ehesachen  706. 
Verjährung  706. 
Verlöbniss  703. 
Verträge  der  Ehefrauen  705. 
Wirkungen  der  Ehe  704. 
Zeitungen,  Heirathsanzeigen  in  Z.  704. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessung  704. 
Zeugniss  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

704. 
Zuchthaus  706. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  706. 

Neu-SOd-Wales. 

Anmeldung  zur  Eheschliessung  685. 
Arrest  686. 

Aufgebot  Yor  der  Eheschliessung  685. 
Berufung  in  Ehesachen  689. 
Beweiserhebungen  689. 
Bigamie  686,  688. 
Bösliche  Verlassung  687 f. 
Civiltrauung  685. 
Decree  nisi  689. 
Ehebrecher  689. 
Ehebruch  685,  687ff. 
Ehehindernisse  685. 
Ehehindernisse,  -yerbote  685. 
Eheliches  Güterrecht  686. 
Ehemündigkeit  685. 
Ehescheidung  686. 
Eheschliessung  685. 
Eidesstattliche  Versicherung  689. 
Eidliche  Erklärung  685. 
Einreden  in  Ehesachen  688. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  685. 
Ermessen  685,  688. 
Erziehung  der  Kinder  688. 
Erziehungsanstalten,    Unterbringung 

Yon  Kindern  in  E.  686. 
Form  der  Eheschliessung  685. 
Gefängnissstrafe  687. 
Geschäftsfähigkeit  685. 
Gewohnheitstrinkerin  687. 
Häusliche  Pflichten  der  Frau  687. 
Irrthum  686. 
Juden  685. 

Kirchliche  Trauung  685. 
Kollusioir688f. 
Körperverletzung  687. 
Lebensnachstellunff  687. 
Literatur  des  Eherechts  684. 
Lohnpfändung  686. 


Married  Womens  Property  Act  686. 
Misshandlung  687 f. 
Nichtigkeit  von  Ehen  686. 
Persönliches  Erscheinen    der  Parteien 

689. 
Protection  Order  686. 
Quäker  685. 

Quellen  des  Eherechts  684. 
Richterliche   Trennung    der  Ehegatten 

687. 
Rückkehr,  Verweigerung  durch  die  Frau 

687. 
Schadensersatz  689. 
Schuldgefangenschaft  686. 
Schutzbeschluss  686. 
Schwester  der  verstorbeneü  Frau  685. 
Sondergut  der  Frau  686. 
Standesbeamte  685. 
Trennung  der  Ehen  686. 
Uneheliche  Kinder  685. 
Ungültigkeitserklärung  686. 
Unterhalt  der  Kinder  688. 
Unterhaltsfrage  688. 
Unterhaltspflicht,  -Zahlung  685. 
Unterhaltsverweigerung  687. 
Verfahren  in  Ehesachen  689. 
Verjährung  689. 
Verlöbniss  685. 
Versäumnissurtheil  689. 
Verwandtschaft  als  Ehehindemis  686. 
Wiederaufhebung  desTrennungsurtheils 

689. 
Wiederverheirathung    der  Frau  688. 
Wirkungen  der  Ehe  685,  der  Trennung 

688. 
Wohnsitz  687. 

Zeugenvernehmung  der  Parteien  689. 
Zeugniss  über  die  Eheschliessung  685. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  689. 

Nigeria  vgl.  oben  S.  628. 
Nord-Borneo  vgl.  oben  S.  600. 

NordwMt-Terrltorien. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  661. 
Oiviltrauung  661. 
Eheanmeldungsbuch  661. 
Ehegüterrecht  661. 
Ehehindernisse  661. 
Ehehindernisse,  -verböte  661. 
Ehemündigkeit  66L 
Ehescheidung  661. 
Eheschliessung  661. 
Eidesstattliche  Versicherung  661. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  661. 
Form  der  Eheschliessung  661. 
Grossjährigkeit  661. 
Heilsarmee  661. 
Kirchliche  Trauung  661. 
Literatur  des  Ehereohts  660. 
Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 
661. 
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Nichte  der  yentorbenen  Frau  661. 

Quäker  661. 

Quellen  des  Eberechts  660. 

Schwester  der  yerstorbenen  Frau  661. 

Standesbeamte  661. 

Trauungen  661. 

Trennung  der  Ehe  661. 

Ungültigkeitserklärung  661. 

Verlöbniss  660. 

Wirkungen  der  Ehe  661. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  661. 

Oirtario. 

Anfechtbarkeit  Ton  Ehen  639. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  6S6f. 

Ehebruch  688. 

Ehegüterrecht  638. 

Ehehindernisse,  -verböte  637. 

Ehemündigkeit  636. 

Eheregister  636. 

Ehescheidung,  -trennung  639. 

Eheschliessung  636. 

Eheversprechen  636. 

Ehevertrag  638. 

Eidesstattliche  Versicherung  687. 

Einstweilige  Verfügung  638f. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  636, 

Form  der  Eheschliessung  637. 

Gefangenschaft  639. 

Geisteskrankheit  638f. 

Grundstücke  der  Ehefrau  688. 

Heilsarmee  637. 

Idioten  637. 

Irrsinnige  687. 

Klage  aus  dem  Eheversprechen  636,  auf 
Eingehung  der  Ehe  636,  der  oder  gegen 
die  Ehefrau  638. 

Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe 
639. 

Literatur  des  Eherechts  635. 

Lisenz  zum  Zwecke  der  Trauung  ohne 
Aufgebot  637. 

Misshandlungen  6d8f. 

Missionäre  637. 

Nichte  der  verstorbenen  Frau  637. 

Nichtigkeit  von  Ehen  639. 

Quellen  des  Eherechts  635. 

Register  der  Ehescbliessungen  637. 

Schadensersatz  636. 

Schulden  638. 

Schuldhaft  636. 

Schwester  der  verstorbenen  Frau  637. 

Sonder  gut  der  Ehefrau  638. 

Standesbeamte  637. 

Trauungen  637. 

Unehelichkeit  zu  erwartender  Nach- 
kommenschaft 636. 

Ungültigkeitserklärung  639. 

Unterhalt  der  Frau  638. 

Verführung  636. 

Verlöbniss  636. 

Volljährigkeit  636. 


Wirkungen  der  Ehe  638. 
Zeugen  bei  der  Trauung  637. 
Zeugniss    zum    Zwecke    des    Au%eboU 
637. 

Oran)elliiss-Koloiito. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  617. 

Civilehe  618. 

Dispensation  von  dem  Aufgebot  617. 

Ehemündigkeit  617. 

Eheschliessung  617. 

Eheverbote  617. 

Eidesstattliche  Versicherung  617. 

Form  der  Eheschliessung  617. 

Friedensrichter  617. 

Genehmigung  zur  Eheschliessung  617. 

Grossjährige  617. 

Incest  617. 

Landdrost  617. 

Literatur  des  Eherechts  616. 

Quellen  des  Eherechts  616. 

Schadensersatsklage  617. 

Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  617. 

Trauungen  618. 

Verlöbniss  617. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  617. 

Volljährigkeit  617. 

Wartezeit  vor  der  Wiederverheirathon^ 

617. 
Zustimmung  zu  der  Eheschliessung  617. 

Perak  vgl.  oben  S.  600. 

Prinz-Eduards-hiseln. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  659. 

Berufsthätigkeit  der  Frau  währsod 
der  Ehe  660. 

Beweisregeln  659. 

Ehebruch  660. 

Ehegüterrecht  659. 

Ehehindernisse,  -verböte  659. 

Ehemündigkeit  659. 

Ehescheidung  660. 

Eheschliessung  659. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  659. 

Form  der  Eheschliessung  659. 

Impotenz  660. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  gegenäbsr 
den  K.  660. 

Kirchliche  Eheschliessung  659. 

Literatur  des  Eherechts  659. 

Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliesson^ 
659. 

Married  Womens  Property  Act  1896 
659  f. 

Protection  Order  660. 

Quellen  des  Eherechts  658. 

Schadensersatz  659. 

Schwester,  Schwestertochter  der  ver- 
storbenen Frau  659. 

Sondergut  der  Ehefrau  659f. 

Trennung  der  Ehen  660. 

Ungültigkeitserklärung  660. 
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Verlöbniss  659. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemis  660. 

Volljährigkeit  659. 

Wirkungen  der  Ehe  659. 

beugen  bei  der  Eheschliessung  659. 

Quebec. 

Anfechtbarkeit  Ton  Ehen  644. 

Aufgebot  Yor  der  Eheschliessung  641. 

Beleidigung  645. 

Blutschande  644. 

Bruder  des  verstorbenen  Mannes  640. 

Oiyilstandsregister  641. 

Code  civü  642,  646. 

•Code  de  Procedure  civile  646. 

dower  643. 

Dispensation  von  Ehehindernissen  641. 

Ehebruch  644f. 

Eheliches  Güterrecht  642. 

Ehelichkeit  der  Kinder  643. 

Ehemann  liehe  Gewalt  643. 

Ehemündigkeit  640,  644. 

Eheschliessung  640. 

Eheverbote,  -hindernisse  640. 

Eheverträge  643. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  640. 

Erbeinsetzungen  643. 

Ermessen  645. 

Erziehung  der  Kinder  645 f. 

Familienrath  640. 

Folgepflicht  642. 

Form  der  Eheschliessungen  641. 

Geisteskrankheit  640,  642. 

Genehmigung  der  Eheschliessung  640. 

Geschäftsfähigkeit  640. 

Gesetzliches  Güterrecht  642. 

Gute  Sitten  643. 

Güterrechtsregister  643. 

Gütertrennung  643. 

Immobilien.   Verfugung  der  Frau  über 

I.  645. 
Impotenz  640,  644. 
Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 

der  K.  643. 
Legitim irung  von  Kindern  640. 
Leibgedinge  643. 
Literatur  des  Eherechts  639. 
Lizenz  zum  Zwecke   der  Eheschliessung 

641. 
Misshandlung  645. 
Neffe  640. 
Nichte  640. 

Nichtigkeit  von  Ehen  644. 
Niessbrauch  der  Frau   nach  dem  Tode 

des  Mannes  643. 
Onkel  640. 

Opposition  to  marriage  641. 
Putativehe  645. 
Quellen  des  Eherechts  639. 
Schenkungen  künftiger  Güter  648. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  640. 
Schwangerschaft  644. 


Schwester  der  verstorbenen  Frau  640. 
Tante  640. 

Testamentarische  Verfugungen  642. 
Tod  eines  Gatten  643,  645. 
Trauungen  641. 
Trennung  der  Gatten  646. 
Treuepflicht  642. 
Unehelichkeit  der  Kinder  645. 
Ungültigkeitserklärung  644. 
Unterhalt  der  Frau  645,  der  Gatten  und 

der  Kinder  645. 
Väterliche  Gewalt  643. 
Verfahren  in  Eheaachen  646. 
Verlöbniss  640. 

Verschollenheit  eines  Ehegatten  648. 
Versöhnung  der  Gatten  646. 
Verwaltung  des  gemeinschaftlichen 

Gutes,  des  Frauensondergutes  642. 
Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  640. 
Verzichte  auf  Erbfolge  648. 
Widerspruch  gegen  die  Eheschliessung 

641. 
Wiedervereinigung     der     getrennten 

Eheleute  646. 
Wirkungen  der  Ehe  642,  der  Trennung 

der  Gatten  645. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  644. 


Qoeeflsland. 

Anmeldung  zur  Eheschliessung  695. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  695. 
Berufung  in  Ehesachen  697. 
Betrug  696. 
Bigamie  696. 
Civiltrauung  695. 
Ehegüterrecht  696. 
Ehehindernisse  695. 
Ehemündigkeit  695. 
Ehescheidung  696. 
Eheschliessung  695. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  695. 
Form  der  Eheschliessung  695. 
Friedensrichter  695. 
Geschlechtliches  Unvermögen  696. 
Juden  695. 

Kirchliche  Trauung  695. 
Legitimation  unehelicher  Kinder  696. 
Literatur  des  Eherechts  694. 
Married  Womens  Property  Act  696. 
Nichtigkeit  der  Ehe  696. 
Oeffentlichkeit,  Ausschluss  derOe.  697. 
Polizei richter,  Trennung  durch  den  P. 

697. 
Protektion  order  696. 
Quäker  695. 

Quellen  des  Eherechts  694. 
Register  der  Standesbeamten  696. 
Schutzbeschluss  696. 
Schwester  der  verstorbenen  Frau  695. 
Sonder  gut  der  Mutter  696. 
Standesbeamte  696. 
Trauung  695. 
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Trennung  der  £hen  696. 
Tranksucht  695. 
Uneheliche  Kinder  696. 
Ungältigkeitserklärung  696. 
Unterhaltspflicht  696. 
UnYermögen,  geschlechtliches  694. 
Unzurechnungsfähigkeit  696. 
Verfahren  in  Ehesachen  696. 
Yerlöbniss  696. 
Verwandtschaft  als   Nichtigkeitsgrund 

696. 
Wirkungen  der  Ehe  696. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessung  695. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  697. 

8t.  Helena  vgl.  oben  S.  621. 

St  LHCia. 

Anfechtung  der  Ehe  682. 
Anmeldung  zur  Eheschliessung  680 ff. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  680 ff. 
Ausland,  Eheschliessung  im  A.  682. 
Beleidigung  682. 
Blutschande  681. 
Civilehe  681. 
Ehebruch  681f. 
Ehegüterrecht  681. 
Ehemündigkeit  680. 
Eheliches  Zusammenleben  682. 
Ehelichkeit  der  Kinder  682. 
Ehescheidung  682. 
Eheschliessung  680. 
Ehevertrag  681. 
Einstweilige  Verfügungen  682. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  680. 
Erziehung  der  Kinder  682. 
Familienrath  680ff. 
Folgepflicht  der  Frau  681. 
Form  der  Ehesohliessung  680. 
Gehorsam  der  Frau  681. 
Geisteskrankheit  681. 
Geschlechtliches  Unvermögen  682. 
Grossjährigkeit  680. 
Gate  Sitten  681. 
Gütergemeinschaft  681  f. 
Immobilien,  Veräusserung  von  I.  682. 
Impotenz  680. 
Irrthum  681. 
Kirchliche  Trauung  681. 
Legitimation  von  unehelichen  Kindern 

681. 
Lizenz  zum  Zwecke  der  Ehesohliessung 

681  f. 
Misshandlung  6^2. 
Nichtigkeit  der  Ehe  680,  682. 
Prozessfähigkeit  682. 
Quellen  des  Eherechts  680. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  680. 
Sondergut  der  Frau  681. 
Standesbeamte  680. 
Trauung  680. 
Trennung  der  Gatten  682. 
Treuepflicht  681. 


Ungültigkeitserklärung  681. 

Unterhaltsgewährung  G82. 

Unterhaltspflicht  681. 

Unzurechnungsfähigkeit  681. 

Väterliche  Gewalt  681. 

Verfahren  in  Ehesachen  682. 

Verlöbniss  680. 

Versöhnung  der  Parteien  682. 

Vertragsfähigkeit  682. 

Verwaltung  des  gemeinsamen  Gates 681. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  680 f. 

Widerspruch  gegen  die  Eheschliessung 
681. 

Wied  er  vereinigongder  getrennten  Ehe- 
gatten 682. 

Wirkungen  der  Ehe  681. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  681. 

8L  VlRceat  vgl.  oben  S.  682. 

Seychellen  vgl.  oben  S.  621. 

SelMfOr  vgl.  oben  S.  600. 

Sierra  Leone. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  622. 

Beweisaufnahme  624. 

Bösliche  Verlassung  628. 

Court  for  divorces  and  matrimonial  caoset 

624. 
Dispensation  vom  Aufgebote  623. 
Ehebrecher  628. 
Ehebruch  62df. 
Ehehindernisse  623. 
Eheliches  Güterrecht  623. 
Ehescheidung  623. 
Eheschliessung  622. 
Eidesstattliche  Versicherung  624. 
Einstweilige  Verfügungen  624. 
Ermessen  624. 
Erziehung  der  Kinder  624. 
Geschäftsfähigkeit  623f. 
High  Court  of  Chancery  624. 
Immobilien,  Verfügung  über  L  623. 
Kirchenregister  623. 
Kirchliche  Eheschliessung  622. 
Kollusion  624. 
Literatur  des  Eherechts  622. 
Misshandlung  623. 
Persönliches   Erscheinen    der   Parteien 

624. 
Prozessfähigkeit  623. 
Quellen  des  Eherechts  622. 
Schadensersatz  623. 
Schulden  628. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  623. 
Unterhalt  der  Frau  624. 
Verfahren  in  Ehesachen  634. 
Verzeihung  623. 

Vorbehaltsvermögen  der  Frau  623. 
Wirkungen  der  Ehe  623. 
Zeugen  624. 
Zustimmung  zur  Eheschlieesung  622. 
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Stralts  SttUtmtnts. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  598. 
Aushang  yor  der  Eheschliessnng  598. 
Giyilehe  598. 

Ehemündigkeit  der  Mohammedaner  599. 
Ehescheidung  598. 
Eheschliessnng  der  Christen  598. 
Erbrecht  599. 
Geschlechtsreife  599. 
Hindns  599. 

Kirchliche  Trauung  598. 
Literatur  des  Eherechts  597. 
Minderjährigkeit  eines  Eheschliessen- 
den  598. 

Mohammedaner,  Eherecht  der  M.  599. 

Nichtigkeit  der  Ehe  598. 

Parsis  599. 

Quellen  des  Eherechts  597. 

Ungültigkeit  der  Ehe  598. 

Wirkungen  der  Ehe  598. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  598. 


$Dd-Australlen. 

Berufung  in  Ehesachen  701. 
Bösliche  Verlassung  701. 
Bürgerliche  Eheschliessung  700. 
Dower  701. 
Ehebruch  701. 
Ehegüterrecht  701. 
Ehescheidung  701. 
Eheschliessung  700. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  700. 
Erziehung  der  Kinder  701. 
Form  der  Eheschliessung  700. 
Irrthum  701. 

Kirchliche  Eheschliessung  700. 
Legitimation  unehelicher  Kinder  700. 
Literatur  des  Eherechts  699. 
Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 
700. 

Married  Womens  Property  Act  701. 
Misshandlung  701. 
Polizeirichterliche  Trennung  701. 
Quellen  des  Eherechts  699. 
Schwester,    Schwestertochter    der    ver- 
storbenen Frau  700. 

Sondergut  der  Frau  701. 
Staatsangehörigkeit  700. 
Trennung  der  Ehe  701. 
Uneheliche  Kinder  700. 
Ungültigkeitserklärung  701. 
Unterhaltspflicht,  -gewährung  700. 
Unterhaltsversagung  701. 
Verfahren  in  Ehesachen  701. 
Verlöbniss  700. 
Wirkungen  der  Ehe  700. 
Witthum  701. 

Zeugniss  zum  Zwecke  der  Eheschliessnng 
700. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  701. 


Tasmania. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessnng  702. 
Ehehindernisse  702. 
Eidesstattliche  Versicherung  702. 
Literatur  des  Eherechts  702. 
Lizenz  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

702. 
Married  Womens  Property  Acts  702. 
Quellen  des  Eherechts  702. 
Standesbeamte  702. 
Widerspruch  gegen  die  Eheschliessung 

702. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessung  702. 
Zeugnissertheilung    zum  Zwecke  der 

Eheschliessung  702. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  702. 

Transvaal. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  615. 
Ausland  616. 
Bigamie  616. 
Givilehe  615. 

Dispens  vom  Aufgebot  615. 
Eheliches  Güterrecht  616. 
Ehescheidung  616. 
Eheschliessung  614. 
Eheverbote  615. 
Einwilligung  in  die  Ehe  614. 
Form  der  Eheschliessung  615. 
Friedensrichter  614. 
Geschlechtsreife  616. 
Grossjährigkeit  614. 
Kirchliche  Ehe  615. 
Landdrosten  614. 
Literatur  des  Eherechts  618 f. 
Quellen  des  Eherechts  613. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  615. 
Schwarze,  Ehen  der  Seh.  616. 
Standesbeamte  614. 
Trauungen  615. 
Verlöbniss  614. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  615. 
Wartefrist  vor  der  Wiederverheirathung 
615. 

Trinidad. 

Anmeldung  zur  Eheschliessung  677. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  677. 
Ehegüterrecht  678. 
Ehehindernisse  677. 
Ehemündigkeit  677. 
Ehescheidung  678. 
Eheschliessung  677. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung 677 . 
Englisches  gemeines  Kecht  676. 
Form  der  Eheschliessung  677. 
Grossjährigkeit  677. 
Heirathszeugniss  677. 
Indische  Einwanderer  678. 
Kirchliche  Trauung  678. 
Legitimirung  unehelicher  Kinder  678. 
Literatur  des  Eherechts  676. 
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Lizenz  zum  Zwecke  der  fibesclilieaaiing 

677. 
Quellen  des  Ehereehts  676. 
Register  der  EbeschlieMong^  678. 
Aeligionsyerschiedenheit  677. 
Sondergut  der  Frauen  678. 
Spanisches  Recht  676f. 
Traonng  677. 
Trennung  der  Ehen  678. 
Uneheliche  Kinder  678. 
Ungültigkeitserklärung  678. 
Unterhaltspflicht  678. 
Verlöbniss  677. 
Wirkungen  der  Ehe  678. 

TOrki-  hN  CaicM-lBMlR  vgl.  oben  S.  676. 

Victoria. 

Abweisung  der  Ehescheidungsklage  698. 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  61^2. 
Anmeldung  zur  Eheschliessung  691. 
Berufung  in  Ehesachen  694. 
Beschlagnahme  691. 
Beweiserhebungen  698. 
Bigamie  692. 
Bösliche  Verlassung  692 f. 
Givilehe  691. 
Ehebruch  692f. 
Ehegüterrechtsgesetze  692. 
Ehehindernisse  690f. 
Ehemündigkeit  690. 
Ehescheidung  692. 
Ehesohliessung  690. 
Eidesstattliche  Versicherung  698. 
Einstweilige  Verfügung  692. 
Einwilligung  zur  Eheschliessung  691  f. 
Ermessen  694. 
Erziehung  der  Kinder  691. 
Form  der  fihesehli essung  691. 
Formfehler  bei  der  Eheschliessung  692. 
Gefängnissstrafe  692. 
Inoest  692. 
Irrthum  692. 
Juden  691. 

Kinder,  Misshandlung  der  K.  698. 
Kirchliche  Trauung  691. 
Kollusion  693. 

Konsens  zur  Eheschliessnng  691. 
Körperverletzung  698. 
Legitimation    der   unehelichen    Kinder 

692. 
Literatur  des  Eherechts  690. 
Misshandlung  692f. 
Nichtigkeit  einer  Ehe  692. 
Order  of  maintenance  691. 
Ort  der  kirchlichen  Trauung  691. 
Quäker  691. 

Quellen  des  Eherechts  690. 
Register  der  Eheschliessungen  691. 
Schadensersatz  693. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  690. 
Schwester  der  yerstorbenen  Frau  690. 
Sodomie  692. 


Sondergut  der  Frau  099. 
Staatsanwalt  698. 
Tod  des  Vaters  691. 
Trauung  691. 
Trennung  der  Ehen  692. 
Trunksucht  693. 
Uneheliclie  Kinder  692. 
Ungältigkeitserklärung  692. 
Unterhalt  der  Frau  693,  der  Kinder  693. 
Unterhaltsgewährnng,  -pfiieht  691. 
Unterhaltsyerweigerung  692. 
Verlöbniss  690. 
Verfahren  in  Ehesachen  694. 
Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  690, 
692. 

Volljährigkeit  690. 
Widerspruch    gegen    eine    beantragte 
Scheidung  693. 

Wirkungen  der  Ehe  691. 
Wohnsitz  698. 
Zeugen  bei  der  Civil^e  691. 
Zuständigkeit  för  Ehesachen  694. 


West-AHstraUM. 

Anfechtbarkeit  von  Ehen  698. 
Aufgebot  vor  der  Eheschlieasung  698. 
Giviltrauung  698. 
Ehegerichtshof  699. 
Ehegüterrecht  696. 
Ehehindernisse,  -verböte  697. 
Ehescheidung  699. 
Eheschliessung  697. 
Form  der  Eheschliessung  698. 
Guter  Glaube  699. 
Irrthum  699. 
Kirchliche  Trauung  698. 
Literatur  des  Eherechts  697. 
Married  Womens  Property  Act  698. 
Nichtigkeit  von  Ehen  698. 
Register  der  Eheschliessungen  698. 
Polizeirichterliche  Trennung  699. 
Protest  gegen  die  Eheschliessung  698. 
Quäker  698. 

Quellen  des  Eherechts  697. 
Sondergut  der  Ehefrau  698. 
Standesbeamte  698. 
Trauhng  698. 
Trennung  der  Ehen  699. 
Uneheliche  Kinder  698. 
Ungültigkeitserklärung  698. 
Unterhaltspflicht, , -gewährung  698. 
Unterhaltszahlnng  699. 
Verfahren  in  Ehesachen  699. 
Verlöbniss  697. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  698. 
Wirkungen  der  Ehe  698. 
Zeugniss  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 

698. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  699. 

WMwards-inteln  vgl.  oben  S.  679. 
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Gnernsey 

Ygl.  oben  ä.  579. 

Irland 

S.  1038  behandelt  bei  Grossbritannien. 

Holland 

S.  1046  (Niederlande). 

Hongkong 

Ygl  oben  S.  596. 

Jamaica 

S.  1029. 
Jersey 

vgl.  oben  S.  577. 

Indien 

S.  1030. 

Hallen. 

Ablehnung  des  Aufgebots  vor  der  £he- 
schliessung  368 

Absonderung  des Heirathsguts bei Dotal- 
System  356,  des  Vermögens  bei  Güter- 
gemeinschaft 357. 

Abwesender  Gatte  349. 

Adoption  337,  339. 

Adoptionsverhältniss  362. 

Alimente  für  die  Ehefrau  348. 

Allgemeine  Gütergemeinschaft  853. 

Alter  bei  der  Eheschliessung  334,  862. 

Altersschwäche  335. 

Aenderungen  an  Eheverträgen  352. 

Anerkannte  Kinder  339,  359. 

Arglist  335. 

Assimilirte  in  Erytrea  384. 

Aufenthalt  der  Frau  849,  Mangel  eines 
festen  A.  bei  dem  Gatten  366. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  841, 
346  f.,  368,  371,  373. 

Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  367. 

Auflösung  der  Ehe  356,  360,  377, 
der  Gütergemeinschaft  358. 

Ausland,  Italienisches  Eherecht  im  A. 
869  fF.,  Eheschliessung  im  A.  371,  Ein- 
gehung einer  neuen  Ehe  in  Italien  durch 
einen  im  A.  gesetzmässig  geschiedenen 
Ausländer  382. 

Ausländer  341,  367,  Eheschliessung  371, 
Ehegerichtsbarkeit  über  A.  374  ff. 

Ausländische  Urtheile  372,  auf  Ehe- 
scheidung 879. 

Aasschreitungen  865. 

Auswanderung  zum  Zwecke  der  Ehe- 
scheidung 379. 

Beamte  militärisch  organisirter  Behörden 
341. 

Befreiung  von  dem  Hindemisse  der  Ehe- 
unmündigkeit 335,  von  einem  Auf- 
gebote 342. 

Beistand  zwischen  Ehegatten  347. 


Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsveifol^^nnc.    Ergiiusangsbaiid. 


3erchö,  Eheschliessung  durch  B.  in  Ery- 
trea 385. 
Benadir  888,  386 
Beweis  der  Eheschliessung  845. 
Bezirkskommissare  in  Erytrea  383. 
Blinde  353. 

Bösliche  Yerlassung  865. 
Bürgerlicher  Tod  340. 
Bürgschaft  349. 
Chalchidan,   Eheschliessung  durch  Ch. 

in  Erytrea  384. 
Christliche     Eingeborene     in    Erytrea, 

Eheschliessung  384. 
Civilehe  329. 
Civilstandsbeamte  344. 
Darlehen  360. 
Darlehnsvertrag  349. 
Delibationsverfahren  379. 
Demoz,  Demnoz,   Eheschliessung   durch 

D.  in  Erytrea  385. 
Deutsches  Keich  870. 
Diplomatische  Agenten  369. 
Dispens  vom  Aufgebot  342. 
Dispensation  von  Ehehindernissen  wegen 

Verwandtschaft,  Schwägerschaft  338. 
Dolmetscher  345. 
Donatio  propter  nuptias  352. 
Doppelehe  336,  837,  862f. 
Dotalrecht  851. 
Dotalsystem  353f. 
Drohungen  865. 
Ehebruch  338,  865. 
Ehehinderniss  347. 
Ehehindernisse,  -verböte  386,  846. 
Eheliches    Güterrecht    351  ff.,    373,    in 

Erytrea  885. 
Ehelichkeit  der  Kinder  846,  859. 
Ehemündigkeit,  Mangel  der  £.  862. 
Ehepakten  348. 

Ehescheidung  365,  876,  in  Erytrea  885. 
Eheverträge  351,  373. 
Ehrenbeleidiguogen  865. 
Eingehung  der  Ehe  834.  872. 
Einsprüche  wider  die  Ehe  348,  868. 
Einstweilige  Trennung  der  Gatten  864. 
Einstweilige  Verfügungen  864,  868. 
Einverständniss  der   Gatten  über  die 

Trennung  366. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  888, 

848,  863. 
Emanzipation  Minderjähriger  334,  848, 

860. 
Entmündigung  835,  368. 
Entmündigter  Gatte  849. 
Erbfolgeordnung  851. 
Erbschaften    349,  Annahme  für  Kinder 

unter  väterlicher  Gewalt  361. 
Erlöschen  des  Brechts  auf  Trennung  866. 
Ermessen  364,  387. 
Errungenschaftsgemeinschaft     351, 

356. 
Erträgnisse  des  Heirathsguts  854. 
Erytrea  388. 
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Erziehung  der  Kinder  359,  361  f.,  866. 

Erziehangsanstalt  360. 

Fähigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  372. 

Familienrath  334,  362f. 

Fata  Neghesti,  Mogar^  387  f. 

Finanzwachdienst  341. 

Form  der  Eheschliesaung  341,  344,  378. 

Formmangel  bei  der  Eheschliessung  363. 

Frankreich  331,  374. 

Französische  Rerolution  329. 

Fristbestimmnng  346. 

GefängnisBstrafe  349. 

Gegensatz  der  Interessen  zwischen  den 

Gatten  350. 
Gegenseitigkeit   bei  der  Vollstreckung 

TOn      Bichterspruchen      zwischen      den 

Knlturstaaten  375. 

Geisteskranke  353. 
Geisteskrankheit  335,  343,  363. 
Gemeindehaus  345. 
Gerichtsstand  367,  der  Frau  349. 
Geschlechtsorgane  338. 
Geschwister  837,  359. 
Grad  der  Verwandtschaft,  Schwägerschaft 

337. 
Grossonkel,  -nichte,  -tante,  -neffe  337. 
Gute  Sitten  372. 
Guter  Glaube   bei   Eingehung  einer  für 

nichtig  erklärten  Ehe  364. 

Gütergemeinschaft  356. 
Handel,    £etrieb   durch   die  Gattin  350, 
durch  Bräutigam  oder  Braut  351. 

HandlungsfähigkeitjBeschränkungder 

fl.  852,  der  Frau  349. 
Heimathprinzip      im      internationalen 

Privatrecht  372. 
Heirathsgut  353,  373. 
Holland  369. 
Impotenz  338,  340,  863. 
Internationales  Eherecht  370ff. 
Josefinische  Reformen  330. 
Irrthum  335,  363. 
Juden  336. 

Jungfräulichkeit  836. 
JustizTerweigerung  375. 
Kaufmann,  Ehegatte,  der  K.  ist  356. 
Kerkerstrafe  340. 
Keuschheit,  Gelübde  der  K.  340. 
Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 

der  K.  859. 
Kindervermögen,  Verwaltung  etc.  860. 
Kirchenstaat  331. 
Kirchliche  Ehe  387. 
Kirchliche  Eheschliessung  331. 
Klage  auf  Trennung  367. 
Kolonien,    Eherecht    der   überseeischen 

italienischen  K.  383  ff. 

König,    KönigUche    Familie    334,    339, 

344f. 
Konkurs  des  Ehemannes  356. 
Konsens,  elterlicher  338. 
Konsuln  369. 


Koran  386f. 

Korrektionsanstalt  360. 
Kriminalstrafe,  Vemrtheilung  zu  einer 

Kr.  366. 
Lasten  auf  dem  Nießbrauch  des  Vaters  361. 
Legate  349. 

Legitimation  der  Kinder  359. 
Literatur  des  Eherechts  332. 
Locus  regit  actum  373. 
Lombardei  330. 
Lombardo-Venetien  849. 
Mangel  des  elterlichen  Konsenses  338. 
Militärpersonen  340. 
Minderjähriger  Gatte  349. 
Misshandlungen  365. 
Mohammedanische      Eingeborene     m 

Erytrea,  Eheschliessung  886. 

Mündliches  Eheversprechen  334. 
Mutter,  Niessbrauch  der  M.  361. 
Name  der  Ehefrau  347. 
Nationalität  der  Ehefrau  348. 
Nationalitätsprinzip  im intemationaleD 
Privatrecht  372. 

Neffe  337 f. 

Nichte  337f. 

Nichtigerklärung  einer  E^e  376. 

Nichtigkeit  der  Ehe  340,  348,  347,  d62f., 
372. 

Niessbrauch  als  Heiraths^t  355,  des 
Vaters  361. 

Niessbraucher,  Verpflichtungen  des  N. 
355,  359. 

Notarielle  Errichtung  von  Eheverträgen 
351. 

Notorietätsakt  840,  342. 

Oeffentliche  Ordnung  372,  381. 

Offiziere  340. 

Oheim  387f. 

Oesterreich-Üngarn  369. 

Paraphernaleinkünf  te  der  Ehefrau  348. 

Paraphernalgut  858. 

Persönliche  Ehefähigkeit  834. 

Pfleger  im  Falle  einer  Beschränkung  der 
Handlungsfähigkeit  353,  für  eine  minder- 
jährige Ehefrau  369. 

Polygamie  in  den  Kolonien  886. 

Prätor  334. 

Putativehe  364. 

Quellen  des  Eherechts  329,  381. 

Beligionsverschiedenheit  340. 

Religiöses  Bekenntniss  331. 

Rückgabe  des  Heirathsgutes  855. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  333. 

Schadensersatz  wegen  Bruchs  des  Ver- 
löbnisses 333. 

Scheidung  einer  Ehe  377. 

Schenkungen  349.  353,  364,  in  den 
Ehepakten  348,  852. 

Schuldfrage  bei  der  Trennung  von  Tisch 

und  Bett  867. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  337, 

362. 


Italien. 


1043 


Schwangerschaft  362. 

Schwäng^erung  336. 

Schwiegereltern,  -kinder  359. 

Sicherheitsleistung  durch  den  Ehe- 
mann 354. 

Sicherheitswachdienst  341. 

Solidarische  Verpflichtungen  der  Ehe- 
gatten 351. 

Somalia  383,  386. 

Sondergut  zwischen  Ehegatten  358. 

Staatsangehörigkeit  der  Ehefrau  348. 

Staatsanwaltschaft  342,  344f.,  347, 
360,  362  fe.,  868. 

Staatsbürgerrecht  373. 

Stand  der  Ehefrau  347. 

StrafTerfahren  als  Grundlage  für  den 
Nachweis  der  gesetzlichen  Abschliessung 
einer  Ehe  346. 

Stumme  344. 
Sühneversuch  368. 
Talmud  372. 
Tante  337f. 
Taube  344. 

Taubstumme  344,  353. 
Tausch  einer  zum  Heirathsgnt  gehörigen 
Liegenschaft  854. 

Tessin  830. 

Testamente  349. 

Tod  eines  Gatten,  Wirkung  auf  das  Ver- 
mögen 355,  357. 

Todeserklärung  837,  365. 

Toskana  329. 

Todtschlag  338,  362. 

Trauerkleidung  356. 

Trennung  der  Gatten  von  Tisch  und 
Bett  365,  367,  376;  s.  auch  350,  356, 
357. 

Treuepflicht   zwischen   Ehegatten    347. 

Tridentinisches  Konzil  329. 

Türkische  Unterthanen  336. 

Uneheliche  Eioder  389,  359. 

Unterhalt  der  Kinder  359f.,  366. 

Unterhaltspflicht  des  Gatten  348,  der 
Kinder  359. 

Unterricht  der  Kinder  361,  366. 

U  n  z  u  s  t  ä  n  d  i  g  k  e  i  t  des  Givilstandsbeamten 
363. 

Vater,  Niessbrauch  des  V.  361. 

Väterliche  Gewalt  360. 

Ver ausser ung  von  Liegenschaften  349, 
von  Heirathsgnt  854  f.,  des  Gesammt- 
guts  bei  der  Errungenschaftsgemein- 
schaft 357. 

Vereinbarungen  im  Ehevertrage  848, 
852,  zwischen  den  Verlobten  351,  im 
Falle  der  Errungenschaftsgemeinschaft 
357. 

Verfahren  in  Ehesachen  367. 
Vergleich  349. 
Verjährung  855. 

Verkäuferin,  Ehefrau  als  V.  im  Geschäft 
des  Mannes  850. 


Verlöbniss  380,  833 
Vermögenspfleger,  Bestellung  861. 
Vermiethung,  Verpachtung  von  Frauen- 
gut durch  den  Ehemann  356,  357. 

Verpfändung  von  Liegenschaften  849, 
des  Heiratsguts  854,  des  Gesammtguts 
bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft  357. 

Verschlechterungen  des  Heirathsguts 
855. 

Verschollene  365. 

Verschollenheit  857,  863. 

Verschwägerte  337. 

Verschwender  353. 

Verwaltung  des  Heirathsguts  354,  des 
Gesammtguts  bei  der  Errungenschafts- 
gemeinschaft 357,  des  Kindervermögens 
362. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  887, 
862. 

Verweigerung  der  Abschliessung  der 
Ehe  &5,  des  Ehekonsenses  368,  der 
ehemännÜchen  Ermächtigung  368  f. 

Verzeihung  366. 

Vielweiberei  336. 

Volljährigkeit  360,  s.  Emanzipation  384. 

Vormund,  Bestellung  861. 

Vormundschaftsrath  339,  348. 

Wartezeit  340,  843. 

Weihen  340. 

Wiederverheirathung  337,  862. 

Willensmängel  885. 

Wirkungen  der  Ehe  347,  873,  hinsicht- 
lich der  Kinder  859,  der  Nichtigerklärung 
364,  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  366. 

Wohnort  der  Ehefrau  847. 
Wohnsitz  344,  der  Frau  349. 
Wohnung  der  Wittwe  356. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessung  344,  363. 
Zinsen  vom  Heirathsgnt  353 f. 
Zurückstellung   des   Heirathsguts   356. 
Zusammenleben  der  Ehegatten  347. 
Zuständigkeit       des      Standesbeamten 
344  ff.,   für  Ehesachen  in   Erytrea  387. 

Zwang  335. 


Kap  der  guten  Hoflkiiiiig 

S.  1031. 


Kroatien 

S.  1048. 


Kurland 

s.  unter  „Ostseeprovinzen"  S.  1064. 


I«abnan 

vgl.  oben  S.  601. 
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Lmgos 

vgl.  oben  S.  627. 
lieewards-lnseln 

Tgl.  oben  S.  683. 

liiTland 

8.  unter  ^^Ostseeprovinzen'^  S.  1064. 

liUxembnrfO 

Armenrechtliche  Beschränkungen  der 
Verehelichungsfreiheit  317. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  816. 

Auflösung  der  Ehe  321. 

Ausländer  317. 

Bayern  317. 

Bürgerlicher  Tod  321. 

Civilehe  317. 

Dotalgut,  UnTeraasserlichkeit  unbeweg- 
lichen D.  319. 

Eheliches  Güterrecht  319. 

Ehemündigkeit  316. 

Ehescheidung  321. 

Eheverträge  318f. 

Ehrerbietigkeitsakt  319. 

Eingehung  der  Ehe  316. 

Enteignung  319. 

Erleichterung  der  Eheschliessungen  318. 

Form  der  Eheschliessung  817 f. 

Gothaer  Vertrag  317. 

Hypothek  der  Frau  an  den  Immobilien 
des  Mannes  320. 

Kirchliche  Einsegnung  der  Ehe  317. 

Konkurs  des  Ehemannes  320. 

Literatur  des  Eherechts  316. 

Neffe  317. 

Nichte  317. 

Oeffentlichkeit  des  Heirathskontrakts 
318. 

Offiziere  317. 

Onkel  317. 

Ort  der  Eheschliessung  319. 

Polizeiliche  Beschränkungen  der  Ver- 
ehelichungsfreiheit 317. 

Schenkungen  321. 

Schwangerschaft  316. 

Staatsanwalt  318f. 

Staatsbeamte  817. 

Tante  317. 

Trennung  Ton  Tisch  und  Bett  321. 

Verkündigung  vor  der  Eheschliessung 
318. 

Verschwägerte  317. 

Verwaltung  des  FrauenTermögens  319. 

Vindikaton  der  Frau  im  Konkurse  des 
Mannes  320. 

Wartezeit  316. 

Wehrpflicht  317. 

*)  Wegen  weiti^ehender  Gleichheit  der 
gesetzlichen  OrundlagiBn  wird  auf  Frankreich 
Terwiesen.    Siehe  auch  S.  1004. 


Wirkungen  der  Ehe  319. 
Zuständigkeit  des  Standesbeamten 819. 

Nalay-Staaten  vgl.  oben  S.  599. 

Malta 

S.  1032. 
Man  (iDBel)  vgl.  oben  S.  580. 
Maaitoba  vgl.  oben  S.  653. 
Mauritius  vgl.  oben  S.  618. 

Monaco.*) 

Adoption  325. 
Anerkannte  Kinder  325. 
Blödsinn  324. 
Dotalrecht  325. 
Ehehindernisse,  -verböte  324. 
Eheliches  Güterrecht  325. 
Ehescheidung  325. 
Ehrerbietungsakt  324. 
Einstweilige  Verfügungen  326. 
Entmündigung  324. 
Form  der  Eheschliessung  825. 
Geistesschwäche  324. 
Grossonkel,  -nichte  324. 
Gütergemeinschaft  325. 
Staatsanwalt  825. 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  325. 
Verfahren  in  Ehesachen  825. 
Versöhnungsversuch  326. 
Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  384. 
Voreheliche  Kinder  325. 
Wahnsinn  324. 
Wartefrist  325. 
Wirkungen  der  Ehe  325. 
Wohnsitz  325. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  324. 


Montenegro. 

Abneigung  925. 

Abwesenheit  922,  926. 

Analogie  915. 

Ansteckende  Krankheiten  925.- 

Auflösung  der  Ehe  925. 

Ausland  927. 

Ausländer  921. 

Ausländisches  Recht  927. 

Ausländisches  Urtheil  928. 

Aussteuer  922. 

Beamte  921. 

Bedingung  bei  der  Eheschliessung  9S0. 

Beischlaf   als   Zeichen    der  Verzeihung 

926. 
Beistände  bei  der  Trauung  921. 

*)  Wegen  weitgehender  Oleichheik  6m 
gesetzlichen  Orandlagen  wird  auf  Fra&kieifik 
verwiesen.    Siehe  auch  S.  lOOi. 
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Bigamie  918,  925. 

Billigkeitserwägang  915. 

Bischofswürde  926. 

Bösliche  Verlassang  926. 

BratstTO  918. 

Bundesbruderschaft  920. 

Bürgerliche  £hre,  Verlost  der  b.  E.  924. 

Givilehe  921. 

Diplomatische  Vertreter  927. 

Dispensation  von  Ehehindemissen  921, 
von  der  Verkündung  der  bevorstehenden 
£he  921. 

Doppelehe  918,  925. 

Drohung  920. 

Ehebruch   925f.,   Mitschuld  am  E.   919. 

Ehehindernisse,  -verböte  917,  918. 

Eheliche  Geburt  920. 

Eheliche  Pflicht  926. 

Eheliches  Güterrecht  915,  922. 

Ehetrennung  925 f. 

Ehrbarkeit,  Verletzung  der  E.  917. 

Ehrverlust  917. 

Eingehung  der  Ehe  917. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessnng  918, 
920. 

Elterliche  Gewalt  924f. 

Emanzipation  der  Kinder  924. 

Entführung  920. 

Entstellung  917. 

Erziehung  der  Kinder  924,  927. 

Firmung  919. 

Form  der  Eheschliessung  921,  928. 

Gattenmord,  Mitschuld  am  G.  919. 

Gefangenschaft  926. 

Gehorsam  der  Frau  922. 

Geisteskranke  917. 

Geisteskrankheit  918. 

Geistliche  Gerichte  920,  926. 

Geistliche  Verwandtschaft  919. 

Gelegenheitsgeschenke  928. 

Gelübde  919. 

Geschäftsfähigkeit  918. 

Geschenke  923,  zwischen  Verlobten  917. 

Geschlechtsreife  918. 

Gewalt  920. 

Gewohnheitsrecht  915. 

Grausame  Behandlung  der  Frau  925. 

Gute  Sitten  923,  928. 

Hass  926. 

Hausgemeinschaft  917. 

Hausgenossenschaft  921ff.,  924. 

Hauswesen,  Leitung  des  H.  922. 

Heimathrechte  921. 

Hochverrath  925. 

Impotenz  918. 

Inokosna  917. 

Internationales  Ehereoht  927. 

Irrthum  919. 

Kanonisches  Brecht  919. 

Keuschheit,  Gelübde  der  K.  920. 

Kinder  917,  Wirkungen  der  Ehe  hinsicht- 
lich der  K.  924,  aus  einer  ungültigen  Ehe 
925,  aus  einer  geschiedenen  Ehe  926. 


Kirchenfeierlichkeiten  im  Zusammen- 
hang mit  der  Eheschliessung  920. 

Kirchliche  Eheschliessung  917,  921. 

Kirchliches  Verbot  920. 

Klostergelübde  917. 

Konsuln  927. 

Ku6a  917,  923 f. 

Lebensnachstellung  925f. 

Leibesfrucht,  Abtreibung  926. 

Literatur  des  Eherechts  915f. 

Militärpersonen  921. 

Mitgift  922. 

Mönchsgelübde  926. 

Morgengabe  922. 

Name  der  Frau  921,  der  geschiedenen 
Frau  926. 

Niessbrauch  am  Frauengut  924. 

Nutzniessung  des  Frauenguts  922. 

Oe  ff  entliche  Ordnung,    Sicherheit  928. 

Orden,  Aufnahme  in  einen  0.  925. 

Persönliche  Ehefähigkeit  918. 

Pobratimstvo  920. 

Priesterweihe  917. 

Quellen  des  Eherechts  915. 

Religionsverschiedenheit  919,  926. 

Ringe  917. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  917. 

Schadensersatz  917. 

Scheidung  der  Ehe  925. 

Schulden  928. 

Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  919. 

Schwängerung  der  Braut  durch  einen 
Andern  als  den  Bräutigam  920. 

Sklaverei  926. 

Sondergut  der  Frau  922 f.,  in  der  Haas- 
genossenschaft 928. 

Staatsvertrag  928. 

Stand  der  Frau  921. 

Taufe  919. 

Tod  eines  Verlobten  917. 

Todeserklärung  918f. 

Trauung  921. 

Ueberlebender  Gatte  924. 

Uneheliche  Kinder  924. 

Uneinigkeit  925. 

Ungültigkeitserklärung  925. 

Unterhalt  der  Frau  925,  für  die  Frau 
und  die  Kinder  927. 

Unzüchtige  Handlungen  917. 

Väterliche  Gewalt  924. 

Verbrechen  925. 

Verfahren  in  Ehesachen  926. 

Vergewaltigung  einer  Frau  926. 

Vergleich  926. 

Verkündnng  der  bevorstehenden  Ehe  921 . 

Verlöbniss  916,  früheres  V.  als  Ehe- 
hinderniss 920. 

Verschollenheit  926. 

Verwaltung  des  Familienvermögens  922, 
des  Frauengutes  922,  des  Kinderver- 
mögens 924. 

Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  919. 

Verzeihung  eines  Ehebruchs  926. 
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Volljährigkeit  918. 
Wahlbruderschaft  020. 
Wahnsinn  924. 
Wartezeit  920,  926. 
Weihen  917,  926. 

Wiederverheirathung  920,  924,  926. 
Willensfreiheit  918. 
Wirkungen  der  Ehe  921,  der  Trennung 

926. 
Wohnsitz  921. 
Zadruga  916f. 
Zeit  der  fiheschliessung  920. 
Zeitliche  Scheidung  von  Ehegatten  925. 
Zeugen  bei  dem  Yerlöbnisa  917,  bei  der 

Trauung  921. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  926. 
Zustimmung    zur   Verlobung   917,    zur 

Eheschliessung  918. 

Natol 

▼gl.  oben  S.  608. 

Nen-Brannsehwelg 

S.  1033. 

Nentandland 

Ygl.  oben  S.  669. 

NenaehoUland 

S.  1034. 

Nen-Seeland 

S.  1034. 

Men-Sttd-Wales 

S.  1035. 

Niederlande. 

Aden  258. 

Allgemeine  Gütergemeinschaft  247,  249, 

253. 
Anerkannte  Kinder  241. 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  250. 
Anfechtung  von  Rechtshandlungen   der 

Frau  246. 
Antillen  259. 
Antrag    auf   Trennung    Ton    Tisch    und 

Bett  254,  257. 
Anzeige  von  der  Eheschliessung  243. 
Arbeiter  242. 
Argentinien  259. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessnng  243, 

252,  258. 
Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  247. 
Auflösung  der  Ehe   im  Falle  der  Ver- 
schollenheit 253. 
Ausland  251,  255,   Eherecht  im  A.  257, 

Eheschliessung  im  A.  260. 
Ausländer  242. 
Ausländische  Urtheile  260. 
Ausschreitungen  eines  Ehegatten  gegen 

den  andern  254. 


Beamte  242. 

Begräbnisskosten  für  das  Kind  250. 

Bekanntmachung  der  Gütertrennung 
248,  des  Urtheils  in  Ehesachen  257. 

Belastungen  des  Gesamtgntes  247. 

Beleidigungen  eines  Ehegatten  254. 

Belgien  261. 

Beseitigung  des  Einspruchs  gegen  eine 
Ehesclüiessung  245. 

Beweis  der  Ehe  245. 

Blutschande  249. 

Bolivien  259. 

Böser  Glaube  252. 

Bösliche  Verlassung  253,  255. 

Brasilien  259. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  237 f. 

China  258. 

Civilehe  242. 

Givilprozessordnung  238. 

Columbien  259. 

Congo-Staat  258. 

Costa  Rica  259. 

Cura^ao  259. 

Dienstbote  242. 

Dominikanische  Republik  259. 

Doppelehe  241,  251. 

Ecuador  259. 

Egypten  258. 

Ehebruch  249,  251,  253,  256. 

Ehehindernisse,  -verböte  241,  Zeugniss 
über  das  Nichtbekaontsein  von  E.  261. 

Eheliches  Güterrecht  247 ff. 

Ehelichkeitserklärung  249. 

Ehemündigkeit  240,  251. 

Ehescheidung  247,  253f. 

Eheschliessung  240. 

Ehevertrag  246,  248.  254. 

Einspruch  gegen  die  beabsichtigte  Ehe- 
schliessung 244,  252,  gegen  die  Güter- 
trennung 248. 

Einstweilige  Verfügungen  256. 

Einwilligungin  die  Eheschliessung  240  f., 
251  f.,  zu  RechUhandlungen  246,  247. 

Elterliche  Gewalt  249f.,  256. 

Entmündigte  241. 

Entmündigung  251. 

Erlöschen  des  Rechts  auf  Scheidung  25S. 

Ermessen  des  Richters  253. 

Erziehung  der  Kinder  249f. 

Form  der  Eheschliessung  242  des  Ein- 
spruches gegen  eine  Eheschliessung  244. 

Formmängel  bei  der  Eheschliessung  251. 

Frankreich  261. 

Freiheitsstrafe,  Verurtheilung  zu  einer 
F.  253,  256. 

Gehorsam  der  Frau  246. 

Geisteskranke  241. 

Geisteskrankheit  244,  251. 

Gemeindehaus  252. 

Genehmigung  der  Ehe  251. 

Gerichtsvollzieher  244. 

Gesammtgut  der  Ehegatten  247. 

Geschäftsfähigkeit  der  Frau  246. 


Niederlande. 
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Geschwister  24df. 

Gesetzliches  eheliches  Güterrecht  347. 

Geständniss  248. 

Griechenland  258. 

Grossbritannien  258. 

Grosseltern  244. 

Grossoheim,  -nichte  241. 

Grosstante,  -neffe  242. 

Guinea  258. 

Gute  Sitten  249. 

Guter  Glaube  252. 

Gütertrennung  247f. 

Guyana  259. 

Haftung  des  Mannes  247. 

Haiti  259. 

Heirathsurkunde  245. 

Japan  258. 

Internationales  Eherecht  259. 

Irland  'J58. 

Irrthum  in  der  Person  bei  Eingehung 
der  Ehe  241,  251. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  249,  Schutz  der  K.  aus  früheren 
Ehen  249,  im  Falle  der  Ehescheidung 
254. 

Kinderyermögen  250. 

Kirchliche  Trauung  242. 

Klage  auf  Gütertrennung  248.  ^ 

Klagen  auf  Ehescheidung,  sowie  auf 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  256. 

Kolonien,  Eherecht  in  den  K.  257,259. 

Konsularbeamte  257. 

Le<?itimirte  Kinder  249. 

Liberia  258. 

Limburg  237. 

Literatur  des  Eherechts  238 f. 

Lorengo  Marquez  258. 

Mangel  der  Zustimmung  zur  Ehe- 
schliessung 251. 

Marokko  258. 

Militär,  militärische  Pflichten  242. 

Minderjährige  Kinder  247. 

Misshandlungen  25df. 

Mutter,  Einspruch  gegen  die  Ehe- 
schliessung 244. 

Nebenvormund  241. 

Neffe  242. 

Nichte  241. 

Nichtigkeit  der  Ehe  250. 

Niederländisch-Indien  259. 

Nutzniessung  am  Kindervermögen  250. 

Oeffentliche  Ordnung  249. 

Oeff  entlichkeit,  Ausschluss  derOe.  256. 

Offiziere  242. 

Oheim  241,  244. 

Ort  der  Eheschliessung  246. 

Persien  258. 

Persönliche  Ehefähigkeit  240. 

Persönliches  Erscheinen  256. 

Peru  259. 

Pflegschaft  244. 

Philippinen  258. 

Portugal  258. 


Prozessfähigkeit  247. 
Quellen  des  Eherechts  237. 
Quittungen  246. 
Rechtsmittel  in  Ehesachen  256. 
Rücktritt  vom  Verlöbniss  240. 
Bussland  258. 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett  247. 
Scheidung,    Wiederverheirathung    nach 

einer  Seh.  251. 
Schenkungen  246f.,  254. 
Schenkungen  unter  künftigen  Ehegatten 

und  an  solche  249. 
Schwägerschaft  als Ehehinderniss  241  f., 

251. 
Schwangerschaft  251. 
Siam  258. 

Staatsangehörigkeit  der  Frau  246. 
Staatsanwalt  243f.,  251f.,  256f. 
Standesamtliches  Register,  Eintragung 

der  Eheschliessung  in  das  st.  R.  2^. 
Standesbeamte  245,  251. 
Stellvertreter,  Eheschliessung  durch  St. 

245. 
Sühnetermin,  -versuch  256,  257. 
Surinam  259. 
Tante  241,  244. 
Täuschung  241. 
Tod  eines  Ehegatten  247,  253. 
Todeserklärung  237. 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  253 f.,  267. 
Tripolis  258. 
Türkei  258. 

Uneheliche  Kinder  241,  249. 
Unterhalt    der    Frau    246,    der  Kinder 

249 f.,  für  die  Frau  und  die  Kinder  256. 
Unterhaltspflicht  im  Falle  der  Ehe- 
scheidung 254. 
Urkunden  zur  Eheschliessung  243. 
Uruguay  259. 
Vater,  Einspruch  gegen  die  EheschUessung 

244. 
Veräusserungen  246f. 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika  269. 
Verfahren  in  Ehesachen  255f. 
Verkündigung    des   Urtheils    in    Ehe- 
sachen 257. 
Verlöbniss  240. 
Vermögen  im  Falle  einer  Scheidung  von 

Tisch  und  Bett  256. 
Verpfändungen  246. 
Verschollenheit  237,  252. 
Verschwendung  241,  244. 
Versöhnung  253,  255. 
Vertragsmässiges  eheliches  Güterrecht 

248. 
Vertretung  der  Frau  vor  Gericht  247. 
Verwaltung  des  Frauengutes   246,  det 

Kindervermögens  250. 
Verwandte,  Unterhaltspflicht  von  V.  260. 
Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  241, 

261. 
Verweigerung  der  Eheschliessung  durch 

den  Standesbeamten  243. 
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YerwunduDff  durch  einen  £hegatten  963. 

Verzicht  auf  den  Antheil  am  Gesammt- 
gut  248. 

Volljährigkeit  240. 

Volljährigkeits-ErkUrong  288,  240. 

Vorläufige  VoUstreckbarkeit  256. 

Vormand  241,  249. 

Vormandflchaft  288,  244. 

Wartezeit  der  Frau  242,  252. 

Wiederherstellung  der  GKitergemein- 
schaft  248. 

Wiederverheirathung  Geschiedener 
242,  253. 

Wirkungen  der  Ehe  245f.,  261,  der 
Nichtigkeit  einer  Ehe  262,  der  Ehe- 
scheidung 253,  der  Trennung  yon  Tisch 
and  Bett  264. 

Wohnsitz  242,  der  Frau  246. 

Zahlung  an  die  Frau  246. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  246,  261, 
in  Ehesachen  256. 

Zeugenverhor  256. 
Zusammenleben  der  Ehegatten  254. 
Zusammenwohnen  der  Eheleute  245. 
Zuständigkeit  des  Standesbeamten  242, 

in  Ehesachen  256. 
Zwang  241. 

Hlgeria 

Ygl.  oben  S.  628. 

Mord-Borneo 

vgl.  oben  S.  600. 

Bf  ordwesl-Te  rrltorlen 

S.  1035. 

Norwegen 

S.  1014  (behandelt  im  Zusammenhang  mit 

Dänemark). 

Ontario 

S.  1036. 


Oranjeflaiis-Koloiile 

S.  1036. 


Oesterrel<*hliich*UngarlBehe 
Bfonarehle. 

Bosnitn  und  die  Herzegowina. 

Analogie,  Entscheidung  nach  A.  der  in 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetze  185. 

Bestehendes  Recht,  Anwendung  des  b. 

R.  185. 
Beweisregeln  186. 

Bischöfe  yon  Banjaluka  und  Mostar  185. 
Ehekonsens  für  Wehrpflichtige  etc.  184. 


Eid  als  Beweismittel  186. 

Erzbisehof  von  Sarajevo  185. 

Geistliche  Gerichte  182,  185. 

Gesetzgebungsgewalt  182. 

Hanefiten  183. 

Italiener  183. 

Kadi  186. 

Krain  184. 

Kroatien,  Eheschlieasung  der  dortigen 
Staatsangehörigen  183. 

Literatur  des  Eherechts  188. 

Metropolitan  von  Sarajevo  etc.  186. 

Moslems,  Eherecht  derselben  188. 

Obergericht  in  Sarajero  185L 

Offiziere,  Verehelichung  184. 

Orientalisch  -  Orthodoxe,  Eherecht 
derselben  183. 

Oesterreichisehe  Staatsbürger,  Ehe- 
Schliessung  184. 

Oesterreichisch-ungarische  Staats- 
angehörige, Eheangelegenheiten  der- 
selben 185. 

Quellen  des  Eherechts  182. 

Römisch-Katholische,  Eherecht  der- 
selben 182. 

Römisch-katholische  Christen  185. 

Scheriatsgerichte  182,  185£ 

Slavonien,  Eherecht  der  dortigen  Staats- 
angehörigen 183. 

Soldatenstand,  Ehekonaens  fOr  Per- 
sonen des  S.  184. 

Tirol  184. 

Ungarische  Staatsbürger,  Elheschliessiuig 
183. 

Vorarlberg  184. 

Wehrpflichtige,  Ehekonsens  fnrW.  184. 

Zeugenbeweis  186. 

Zuständigkeitder  Scheriatsgerichte  186. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  182. 


Kroatien  ond  Slavonien.*) 

Abfall  vom  Ghristenthnm,  katholischen 
Glauben  155. 

Abneigung  zwischen  Ehegatten  157. 

Adel  141. 

Adoption  183,  135. 

Affin itas  ex  copula  licita,  illicita  134. 

Affinitas  superveniens  134. 

Alimentation  158. 

Alter  127,  153. 

Annahme  an  Kindesstatt  133,  139. 

Anonyme  Anzeige  162. 

Ansteckende  Krankheiten  und  Leibee- 
gebrechen  128. 

Arreststrafe  bei  Uebertretung  der  Ehe- 
gesetze 142. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  138, 
143,  147,  177. 

Aufhebung  des  Verlöbnisses  122,  der 
ehelichen  Gemeinschaft  170. 


*)  Siehe  auch  8.  loos. 
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Auflösende  Bedingnng  123. 
Auflösung  der  She  157,  167. 
Aufschub  der  Trauung  148. 
Auseinandersetzung    des    Vermögens 
der  Ehegatten  171,  172. 

Ausgleich  von  1868  118. 

Ausland,  Eingehung  der  Ehe  im  A. 
138,  Heimisches  Eherecht  im  A.  172  f., 
Rückkehr  nach  einer  Verehelichang  im 
A.  174. 

Ausländer  188,  Verehelichung  von  A. 
174,  Eheschliessung  176,  En^cheidung 
über  die  Gültigkeit  der  Ehen  von  A.  178. 

Ausländische  Katholiken,  Verehelichung 
174  f.,  kein  Ehetreunungsurtheil  für  sie 
180. 

Ausländische  Urtheile  179. 
Aussatz  157. 
Ausstattung  141. 
Autonomie  118. 
Banaltafel  168f. 
Beamte  138,  143. 

Bedingung  beim  Verlobniss  121,  bei  der 
Eheschliessung  128,  153. 

Beeidigte  Zeugen  164. 
Beischlaf  130,  156. 
Berufung  gegen  das  Urtheil  eines  Ehe- 
gerichts  159,   in   Ehesachen   162,    166  f. 

Bestehendes  Eheband  als  Ehehindemiss 

130,  153. 
Bestrei'tbarkeit  der  Ehe  128f. 
Bestreitung  der  Ehe  153. 
Betrug  150. 
Betrunkene  121. 
Bevollmächtigte  bei  der  Eheschliessung 

148. 
Beweiserhebung  in  höherer  Instanz  165. 
Beweisverfabren  in  Ehesachen  165. 
Bischofswürde  157. 
Bischofssynode  in  Karlowitz  167. 
Blödsinnige  121,  127. 
Blutsverwandte  183. 
Blutsverwandtschaft  als  Ehehindemiss 

135. 
Bösliche  Verlassung  165. 
Bürgerliche  Verwandtschaft  133. 
Busse,  Sakrament  der  B.  148. 
Christenthum,  Grundwahrheiten  des  Chr. 

148,  Abfall  vom  Chr.   157,  Bekehrung 

zum  Chr.  157. 

Civilehe  177f. 

Cognatio    et   affinitas    133,   legalis    138» 

spiritualis  133. 
Delegirung  für  Trauungen  146. 
Dispensation  von  flhehindernissen  und 

Eheverboten    139,    149,    vom   Aufgebot 

144,  146. 

Doppelehe  132;  auch  130,  153. 
Ehebruch  136f.,  140f.,  152, 155, 157, 166. 
Ehefähigkeitszeugniss  138. 
Ehegerichte  158f.,  161. 


Ehehindernisse,  -verböte  117,  126,  130, 
141,  142,  153,  162,  175. 

Ehekonsens  138. 

Eheliche  Gemeinschaft  129f.,  154,  169. 

Eheliche  Pflicht  130,  134,  150,  154,  157. 

Eheliches  Güterrecht  151,  im  Falle  der 
Ungültigkeitserklärung  oder  Trennung 
einer  Mischehe  171. 

Ehepakten,  -vertrage  171. 

Eheschliessung  126ff. 

Eheunmündigkeit  127,  153. 

Eheverbote  s.  Ehehindernisse. 

Ehevertheidiger  159,  163. 

Ehrfurcht  128. 

Eid  164,  166. 

Eingehung  der  Ehe  175. 

Einsegnung  des  Ehe  Verlöbnisses  125^ 
der  Ehe  146,  148. 

Ei  n  spräche  eines  verletztenVerlobten  123. 

Einstweilige  Verfügung  159,  169. 

Einverständliche  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  155,  168. 

Einwendungen  in  Ehesachen  164. 

Einwilligung  der  Betheiligten  nnd 
Dritter  zum  Verlobniss  122,  zur  Ehe- 
schliessung 128,  141,  146,  149. 

Entbindung  der  verführten  Braut  126. 

Entehrung  einer  Frauensperson  126. 

Enterbung  141. 

Entführung  128,  15df. 

Epilepsie  157. 

Erlöschen  des  Bestreitungsrechts  153. 

Erziehung  der  Kinder  146,  159,  166. 

Evangelische  Religion  119f.,  161. 

Feierlichkeit  bei  dem  Verlobniss  122. 

Form  des  Verlöbnisses  122,  der  Ehe- 
schliessung 142,  146,  177. 

Fristen  für  die  Berufung  in  Ehesachen  160. 

Furcht  128f.,  149f.,  154. 

Gattenmord  ld6f. 

Geisteskranke  127. 

Geistliche  Verwandtschaft  133,  185. 

Gelübde  132. 

Gemeines  Eherecht  der  katholischen 
Kirche  118  f. 

Gemischte  Ehen  144,  146,  152, 160, 170f. 

Gerichtsstand  151,  154,  156,  170. 

Geschlechtsreife  127. 

Geschlossene  Zeit  137. 

Gesellschaft  Jesu  132. 

Geständniss  164,  166. 

Gewalt  149. 

Grundbuchpraktikanten  138. 

Gültigwerden  einer  anfänglich  un- 
gültigen Ehe  149. 

Häretiker  133. 

Heilung  der  Ehe  s.  Konvalidation. 

Heimathrecht  151,  154,  156f.,  175. 

Heimlichkeit  137. 

Heirathsgut  141. 

Hellsehen  127. 

Hochverrath  157. 

Impotenz  130. 
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Internationales  Priyatrecht  178ff. 

Irrsinnige  121,  127. 

Irrthum  121,  128ff.,  149f.,  158. 

Israelitisohe  Religion  119f. 

Juden  119f. 

Jüdische  Religion  168. 

Jungfraaschaft  128,  180. 

Justiz-Konzeptsbeamte  188. 

Katholizismus  180. 

Kerkerstrafe,  Verurtheilung  zu  K.  180, 
155. 

Keuschheitsgelübde  132,  189. 

Kinder,  Verlöbniss  von  K.  121,  Rechts- 
verhältnisse zu  den  Eltern  151,  154. 

Kirchliche  Eheyerbote  187. 
Kirchliche  Trauung  148,  178. 
Kirchliches  Eheverlöbniss  125, 182,  186. 
Klage  auf  Eheschliessnng  123,  gegen  das 
[Jrtheil  eines  Ehegerichts  159. 

Kommissar  des  Ehegerichts  168. 
Konkordat  117. 
Konsistorial-Fiskal  166f. 
Konsistorial-System  von  1782  119. 
Konsistorium    der   griechisch-orientali- 
schen Religion  166. 

Konsulärbezirke  172f. 

Konsular-Obergericht  in  Konstanti- 
nopel 173. 

Konvalidation  der  Ehe  149f.,  153,  168. 

Konventionalstrafe  124. 

Konzeptspraktikanten  bei  politischen 
Behörden  188. 

Konzil  von  Trient  118. 

Krankheit  eines  Ehegatten  155. 

Kränkungen  eines  Ehegatten  155. 

Kurator  für  ein  neugeborenes  Kind  142. 

Lebenslängliche  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  155. 

Lebensuachstellongen  zwischen  Ehe- 
gatten 136  f.,  157. 

Lehrer  188. 

Leibesfrucht,   Abtreibung  der  L.   157. 

Lichte  Zwischenräume  127. 

Literatur  des  Eherechts  120. 

Mangel  an  dem  nöthigen  Einkommen  123. 

Metropolitan-Kirchenrath  167f. 

Metus  reverentialis  128. 

Militär  geistlichkeit  140. 

Militärpersonen  142,  144f.,  147. 

Minderjährige,  Eheschliessung  von  M. 
141. 

Minderj ährige  Ausländer,  Verehelichung 
174. 

Mischehen  144,  146,  152,  160,  170f. 

Misshandlungen  155. 

Mitschuld  an  der  Eheanflösung  136. 

Mönchgelübde  157. 

Nachgebildete  Schwägerschaft  134f. 

Nachsicht  bei  Ehehindernissen,  -verboten 
114,  von  dem  Aufgebot  144,  147,  Kon- 
validation der  Ehe  durch  Nachsicht- 
gewährung 149. 


N  a  c  h  s  t  e  1 1  u  n  g  e  n  zwischen  Ehegatten  155. 
Nachträgliche  Schwägerschaft  134. 
Name     der    Frau     nach    Ungültigkeits- 
erklärung der  Ehe  154. 

Nebenpunkte  bei  Ehestreitigkeiten  169. 
Nichtigkeit   der  Ehe  158,   des  ürÜieili 

in  Ehesachen  165. 
Orden,  Eintritt  in  einen  0.  155. 
Ordensgelübde  122,  182,  156. 
Ordines  majores  132. 
Ottomanisohe  ünterthanen  172. 
Personliche  Ehefähigkeit  127. 
Persönliche    Fähigkeit    zur    Eingehung 

einer  Ehe  (intern.  Privatrecht)  173,  175. 

Persönliches  Erscheinen  vor  dem  Ehe- 
gericht 168. 

Pflichtverletzungen    eines    Ehegatten 
155. 

Politische  Erlaubniss  oder  Bescheinignng 
188. 

Polygamie  182. 

Priesterweihen  122. 

Quasiaffinitas  134. 

(Quellen  des  Eherechts  119. 

Rasende  121,  127. 

Rechtskraft  165,  179. 

Rechtswirkungen  der  Ungültigkeits- 
erklärung einer  Ehe  154. 

Religionsänderung  152,  156. 

Religionsverschiedenheit  133,  139, 
157. 

Religiöse  Erziehung  der  Kinder  152. 

Revers  über  die  Erziehung  der  Kinder  15S. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  124f.,  167. 

Sachverständige  168f.,  166. 

Schadensersatzpflicht  der  Verlobten 
122,  124f. 

Schadensvergütung  158. 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett  154 ff., 
161,  165,  170,  172,  179,  im  Ausland  173; 
s.  auch  Trennung. 

Schismatiker  188. 

Sohuldfrage  bei  der  Ungültigkeits- 
erklärung 154,  in  dem  auf  Scheidung 
lautenden  Urtheil  166. 

Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  13df. 
Schwängerung    der    Ehegattin     durch 

einen  Andern  als  den  Gatten  128,  130, 

155,  172. 
Septemviraltafel  168f. 
Sicherstellung  des  Vermögens  der  Frsa 

159. 
Sinnesverwirrung  127. 
Sklavenstand  128. 
Staatsangehörigkeit,        -bürgerschsfl 

151,  156,  157,  176. 
Standesrechte  des  Mannes  141,  154. 
Stempelgebühr  189. 
Subdiakonat  133. 
Tempus  clausum  137. 
Tod,  Verurtheilung  zum  T.  130,  155,  einei 

Verlobten    123,    eines    Ehegatten    130. 
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Todeserklärung  181f.,  163,  160. 

Trauerjahr  137. 

Trauung  125,  146ff. 

Trauungsmatriken  150,  158. 

Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach 
156,  161,  166,  170,  179,  einer  Ehe  im 
Ausland  173;  s.  auch  Scheidung. 

Treue,  Verpflichtung  der  Verlobten   zur 

T.  122. 
Tri  dentinisches  Beformdekret  über  die 

Eheschliessung  177. 
Trunkenheit  127. 
Türkei  172. 
Ungültigkeit  des  Verlöbnisses  128,  der 

Ehe  166,  einer  Ehe  im  Ausland  178. 

Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  141, 
152,  162,  170. 

Unmündige,  Verlöbniss  von  U.  122 f., 
Eheschliessung  127. 

Unmündigkeit  140. 

Unterhaltsanspruch  während  der  Ehe- 
streitigkeit 169,  im  Falle  der  Ungültig- 
keitserklärung oder  Trennung  einer  Misch- 
ehe 171, 

Unterlassung  des  Aufgebots  146. 
Untersuchung  der  Gültigkeit  einer  Ehe 
von  Amtswegen  153,  162,  163. 

Unvermögen   zur  Vollziehung  der  Ehe 

158,  eines  Ehegatten  164. 
Urkunden  als  Beweismittel  164,  166,  168. 
Väterliche  Gewalt  123,  128,  151. 
Verarmung  eines  Brauttheils  123. 
Verbot  der  Kirche  137. 
Verfahren  in  Ehesachen  158 ff. 
Verführung  einer  Frauensperson  126. 
Vergleich  vor  dem  kirchlichen   Richter 

158. 
Verkündigung  des  Aufgebots  Ton  Braut- 
leuten 143,  177. 
Verlöbniss  121ff.,  130,  134,  175. 
Verschollenheit  157. 
Versöhnung  141. 

Versöhnungsversuche    165,   167,   169. 
Vertheidiger  des  Ehebandes  163,  166£F., 

169. 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Frau  159. 
Verwandtschaft  als  Ehehiuderniss  138. 
Verweigerung  der  Trauung  148f. 
Volksschullehrer  138. 
Vollmacht  zur  Schliessung  einer  Ehe  148. 
Vormundsohaftsbehörde  123. 
Vorspiegelung    einer    Einwilligung    in 

die  Ehe  149. 
Voruntersuchung  163,  165. 
Wahnsinn  157. 
Wahnsinnige  121,  127. 
Wartezeit  der  Frau  138,  140,  142. 
Wegfall  des  Ehehindernisses  149. 
Weihen  182,  155. 
Wied  erver  ehelichung  eines  getrennten, 

später  katholisch  gewordenen  Ehegatten 

131. 


Wiedervereinigung  geschiedener 
Gatten  156. 

Wirkungen  der  Ehe  151,  179,  eines  Ehe- 
verlöbnisses 122,  der  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  155,  der  Ehetrennnng  157. 

Wittwenfrist  138,  140,  142. 
Wochenbett  der  verführten  Braut  126. 
Wohnort,  Bewilligung  eines  abgesonder- 
ten W.  169. 

Wohnsitz  143,  152,  162. 

Zeitweilige  Scheidung  von   Tisch   und 

Bett  155. 
Zeugen  163f.,  166,  168. 
Zeugenbeweis  131. 
Zeugnisse   bei   der  Eheschliessung   147. 
Zurückweisung  der  Klage  162. 
Z  u  s  t  ä  n  d  i  g  e  r  Pf arrer  für  das  A  ufgebot  148. 
Zuständigkeit   in  Ehesachen   158,    der 

Ehegerichte    162,    167,    der    Konsular- 

ämter  in  Ehesachen  178. 

Zwang  121,  128f.,  149f.,  158. 


Oesttrrelchisches  Staatsgebiet. 

Abfindung  nach  dem  Bücktritt  vom 
Verlöbnisse  55. 

Abneigung  zwischen  Ehegatten  76 f,  80. 

Adoptionsverhältniss  60. 

Amerikaner  62. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  55. 

Ansteckungsgefahr  bei  Leibesge- 
brechen eines  Gatten  73. 

Anwaltszwang  78. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  68,  66. 

Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft72. 

Aufhören  der  'väterlichen  Gewalt  oder 
Vormundschaft  71. 

Auflösung  des  Ehebandes  58. 
Ausland,   Eheschliessung  im  A.  62,  78, 
Oesterreichisehes  Eherecht  im  A.  81  ff. 

Ausländer  62,  82,  Verheirathung  mit 
einem  A.  67,  Eheklagen  von  A.  78, 
Klage  auf  Scheidung  998. 

Ausländisches  Urtheil  88,  85. 

Austritt  aus  der  Kirche  59. 

Beamte  61. 

Befreiung  s.  Dispensation. 

Behördliche  Erlanbniss  oder  Beschei- 
nigung zur  Eheschliessung  61. 

Beiwohnung  57. 

Bestreitbarkeit  einer  Ehe  55. 

Bestreitung  der  Gültigkeit  einer  Ehe  70, 

Betrug  57. 

Bevollmächtigte,  Eheschliessung  durch 
B.  57. 

Beweisführung,  -Würdigung  bei  der 
nicht  einverständlichen  Scheidung  79. 

Blödsinnige  55. 

Boshaftes  Verlassen  eines  Gatten  78,  75. 

China  82. 
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Ciyilehe  58,  65,  85. 
DarlehnsTerträge  69. 
Diakon at  59. 

Diplomatische  Vertreter  81. 
Dispensation  Ton  Ehehindemisseii  62, 

vom    Aufgebot  vor  der  Eheechliessang 

64. 
Doppelehe  57,  70. 
Dos  68. 
Drohung  ab  Beweggrund  lur  Eingehung 

einer  Ehe  56. 
Edelsteine  69. 

Ehebruch  60,  70,  73ff.,  76,  80. 
Ehefähigkeit  55. 

Ehehindernisse,  -verböte  57,  77,  84. 
Eheliche  Gemeinschaft  67. 
Eheliche  Gewalt  85. 
Eheliche  PHicht  57. 
Ehelicher  Aufwand  68. 
Eheliches  Güterrecht  67,  86. 
Ehemnndigkeit  88. 
Ehepakten,  -vertrage  56,  68,  77. 
Eidliche  Vernehmung  79f. 
Eingehung  der  Ehe  55f.,  83. 
Einstweilige  Verfügung  66,  79f. 
Einverständliche     Scheidung     von 

Tisch  und  Bett  72,  80. 
Einwilligung  Dritter  zur  Eheschliessang 

56,  der  Verlobten  in  die  Ehe  64. 
Englische  Staatsbürger  62. 
Entführung  56,  70. 
Episkopat  59. 
Erlöschen     des    Bestreitungsrechts     bei 

Ehen  71,  des  Rechts  auf  Scheidung  von 

Tisch    und^Bett    73,    des    Rechts    auf 

Trennung  der  Ehe  76. 
Erwartungen,  Täuschung  in  E.  57. 
Eraiehung   der  Kinder  69,   75,   77,  im 

Falle   einer  Scheidung  von  Tisch   und 

Bett  72  f, 
Fähigkeit  zur  Eheschliessung  83. 
Finanzwache  61. 
Form  der  Eheschliessung  68,  84. 
Furcht  als  Beweggrund    für  Eingehung 

einer  Ehe  56. 
Gattenmord  70. 
Geburtsschein  65. 
Geisteskranke  55f. 
Gelübde  70. 
Gendarmerie  61. 
Gerichtsstand  67,  74. 
Geschlechtlicher  Verkehr  naoh  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  74. 
Geschwister,    Geschwisterkinder,   Ehen 

zwischen  G.  59. 
Gewohnheitsrecht  81. 
Gütergemeinschaft  68f. 
Handelsregister  68. 
Handlungsfähigkeit  83. 
Haushaltung  67. 
Heimathsberechtigung  67. 
Heirathsgut  68. 
Japan  82. 


Impotenz  57. 

Internationales  Privatrecht  82f. 

Irrthum  bei  Eingehung  einer  Ehe  37. 

Juden,  die  zur  kathoUschen  Religion  aber- 
getreten sind  59,  Verwandtschaft  als  £he- 
hindemiss  bei  J.  59,  Aufgebot  vor  der 
Eheschliessung  bei  J.  63,  Besondere  Vor- 
schriften für  die  Ehen  der  J.  76,  Ver- 
fahren in  Ehesachen  der  J.  80. 

Katholiken,  Trennung  des  Bandes  einer 
gültigen  Ehe  zwischen  K.  58. 

Katholizismus,  Ehehinderniss  des  £. 
58,  84. 

Kaufverträge  69. 

Kinder  aus  einer  ungültigen  Ehe  72. 

Kirchliche  Form  der  Eheachliessong  63. 

Kirchliche  Trauung  85. 

Klagenverbindung  79. 

Kompensation,  kein  Erloschen  des 
Scheidungsrechtes  durch  K.  73. 

Konkurs  des  Ehemannes  69. 

Konsulärbezirke  81. 

Kostbarkeiten  69. 

Krain  61. 

Kränkungen  eines  Gatten  73. 

Kuratel  56,  über  Geisteskranke  56. 

Lebensberuf  der  Kinder  69. 

Leitung  des  Hauswesens  66. 

Lichte  Zwischenräume  bei  Geisteskranken 

56. 
Literatur     des     Eheschliessungs-     nnd 

-Scheidungsrechts  54,  998. 
Marokko  82. 
Militärpersonen  57,  61. 
Minderjährige  56. 
Misshandlungen  73,  76. 
Morgengabe  68. 

Mutter,  Zustimmung  zur  Eheschliessang  56. 
Nachstellungen  eines  Gatten  73,  76. 
Namen  der  Ehefrau  67,  74,  77. 
Nichtigerklärung  einer  Ehe  84. 
Nichtigkeit  einer  Ehe  55. 
Noth-Civilehe  53,  65. 
Nutzungen  des  Vermögens  der  Ehefrau  67. 
Obligatorische  Oivilehe  66. 
Oeffentlichkeit  78. 
Ordensgelübde  59. 
Persien  82. 

Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  79. 
Pflichttheilsrecht     des     überlebenden 

Ehegatten  67. 

Politischer  Ehekonsens  61. 
Presbyteriat  59. 
Protestanten  84. 

Quellen  des  Eheschliessungs-  und  Ehe- 
scheidungsrechts 53. 

Rasende  55. 

Rekurs  im  Falle  der  Verweigerung  einer 

Trauung  65,  66. 
Religionsverschiedenheit  59,  70,  84. 
Religiöse  Erziehnng  der  Kinder  69. 
Rentenverträge  69. 
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Eücktritt  vom  Verlöbnisse  55,  83. 
Salzburg  61. 

Schadensersatz  bei  Rücktritt  vom  Ver- 
löbnisse 55. 
Scheidebrief  bei  Jadenehen  58,  76,  80. 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  72fif.,  86; 

s.  auch  Trauung. 
Schenkungen    zwischen    Verlobten    55« 

unter  Ehegatten  69,  85. 
Schmück  69. 
Schuldbekenntnisse  69. 
Schuldfrage     bei     der     Ungültigkeits- 

erklärung    einer   £he    72,    79,    bei    der 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett  73,  79. 
Schwägerschaft   als  Ehehindemiss   59, 

70. 
Schwangerschaft  60. 
Schwängerung  der  Gattin  durch  einen 

Andern  als  den  Ehemann  57. 
Schwiegervater,  -tochter  63. 
Selbstschuldnerische     Haftung     des 

Ehemanns  67. 
Slam  82. 

Siebenbürger  Ehen  58,  84. 
Sorge  für  die  Kinder  aus  einer  ungültigen 

Ehe  72. 
Spanier  62. 

Staatsangehörigkeit  58,  67,  82,  85. 
Stand  der  Frau  74,  77. 
Stiefvater,  -tochter  68. 
Strafgerichtliche  Verurtheilung  57. 
Sträfliche     Handlungen,      welche      die 

Trennung  von  Ehegatten  veranlassen  60. 

Subdiakonat  59. 
Taufschein  65. 
Tauschverträge  69. 
Tirol  61. 

Tod  eines  Ehegatten  58,  70,  des  zur  Be- 
streitung einer  Ehe  Berechtigten  71. 

Todesurtheil  57. 

Trauung  64 f. 

Trauungsbuch  65. 

Trennung  des  Ehebandes  72fif.,    75,   80, 

86. 
Türkei  62,  81. 
Uebertritt  eines  jüdischen  Ehegatten  zur 

christlichen  Religion  76. 

Uneheliche  Kinder  56,  69. 
Ungültigkeit  einer  Ehe  55. 
Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  58, 

70,  78. 
Unmündige  55. 
Unordentlicher     Lebenswandel     eines 

Gatten  73. 
Unterhalt  an   die   Ehefrau   66,    für  die 

Kinder  69,  der  Kinder  im  Falle  einer 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett  72  f. 

Unterhaltsanspruch  des  Ehemannes  66. 
Unterhaltspflicht  nach  einer  Scheidung 

von  Tisch  und  Bett  74. 
Untersuchung  von  Amtswegen  bezüglich 

der  Ungültigkeit  einer  Ehe  70. 


Väterliche  Gewalt  60,  über  Vol^ährige 
56. 

Verabredungen  der  Ehegatten  66. 

Verbrechen  eines  Ehegatten  78,  75. 

Vereinbarungen  betr.  Dauer  der  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  74. 

Verfahren  in  Eheprozessen  53,  77 f. 

Verhetzung  von  Ehegatten  60. 

Verjährung  71,  73. 

Verlöbniss  55,  60,  83. 

Vermögensverwaltung  nach  einer 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  74. 

Vertheidiger  des  Ehebandes  78ff. 

Vertragsstrafe  83. 

Vertretung  der  Ehefrau  67,  74. 

Versagung  der  Einwilligung  zur  Ehe- 
schliessung 56. 

Verschwenderin,  Erklärung  der  Ehe- 
frau als  V.  68. 

Verschwendung  56. 

Versöhnungsversuch  79,  81. 

Verstösse  gegen  die  Vorschriften  betr. 
Eingehung  der  Ehe  55. 

Verwaltung  des  Vermögens  der  Ehe- 
frau 67. 

Ve  r  w  a n  d  t  s  c h  aft  als  Ehehindemiss  59, 70. 

Verzicht  auf  das  Bestreitungsrecht  bei 
Ehen  71,  auf  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  73. 

Vollmacht  zur  Eingehung  einer  Ehe  64, 
für  den  Ehemann  67. 

Vorarlberg  61. 

Vormundschaft  liehe  Gewalt  über  Voll- 
jährige 56. 

Vormundschaftsgericht  56. 

Wahnsinnige  55. 

Wartezeit  der  Frau  57,  60. 

Wehrpflichtige  61. 

Weigerung  die  Trauung  vorzunehmen  65. 

Weihen  59,  70,  84. 

Widerklage  79. 

Widerlage  68. 

Wiederholung   der   Eheschliessung   68. 

Wiedervereinigung  der  Gatten  nach 
einer  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  74. 

Wiederverheirathung  58,  60,  74,  77. 

Wirkungen  der  Ehe  66,  85,  der  Un- 
gültigkeitserklärung einer  Ehe  71,  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  74,  der 
Ehetrennung  77. 

Wittwengehalt  im  Falle  des  Konkurses 
69. 

Wohnsitz  der  Eheleute  67,  85,  der  ge- 
schiedenen Frau  74,  der  Ausländer  82, 
85. 

Zanzibar  82. 

Zeugen  64f. 

Zeugenbeweis  über  den  Tod  eines  Ehe- 
gatten 58. 

Zusicherungen  zwischen  Verlobten  55. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  77f.,  für 
Ehesachen  im  Ausland  81. 

Zwang  zur  Eingehung  einer  Ehe  56. 
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Ungarn. 


Kdnigraich  Ungarn.*) 

Abneigung  zwischen  Ehegatten  108. 
Adoptionsverhältniss  92f.,  95. 
AUatur  97 f. 

Anfechtbarkeit  der  Ehe  99,  102. 
Anfechtung  der  Ehe  98,  101,  108. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  96, 118. 
Ausland  90,  Eheschliessung  im  A.  95, 111, 

Ungarisches  Eherecht  im  A.  110. 
Ausländer,   Eheschliessung   von   A.   94, 

Eheprozesse  Ton  A.  108. 

Ausländische  Urtheile  112. 

Berichtigung  der  Matriken  110. 

Beschränkte  Handlungsfähigkeit  108. 

Blutschande  106. 

Blutschänderische  Ehe  98. 

Bösliche  Verlassung  103,  105,  108f. 

Ciyilehe  92. 

Gontr actus  matrimonialis  99. 

Gontrados  98,  103,  106. 

Diplomatische  Vertreter  110. 

Dispensation  von  Ehehindernissen  und 
Verboten  95,  vom  Aufgebote  96,  vom 
Mangel  der  Ehemündigkeit  102. 

Doppelehe  93,  100,  102f.,  111. 

Dos  98,  103,  106. 

Ehebruch  94f.,  98,  103,  106. 

Ehefähigkeit  92. 

Ehehindernisse  91. 

Eheliche  Gemeinschaft  97,  103f. 

Eheliches  Güterrecht  90,  97 

Ehepakte  99,  103. 

Eheschliessung  92,  97. 

Eheunmündigkeit  lOlf. 

Eheverbote,  -hindernisse  99. 

Eingehung  der  Ehe  111. 

Einstweilige  Verfügungen  108 f. 

Einverständniss  der  Gatten  über  die 
Scheidung  108. 

Einwilligung  der  Eheschliessenden  93, 
in  die  Ehe  92,  97,  101  f.,  in  die  straf- 
bare Handlung  103. 

Erlöschen  des  Anfechtungsrechts  102, 
des  Klagerechts  bezüglich  Lösung  der 
Ehe  105. 

Ersatzleistung  bei  dem  Kücktritt  vom 
Verlöbnisse  91. 

Erziehung  der  Kinder  99. 

Fiume  89f. 

Form  der  Eheschliessung  95,  112. 

Formmängel  bei  der  Eheschliessung  100. 

Frist  für  das  Erlöschen  des  Anfechtungs- 
rechts 102,  für  das  Klagerecht  bezüglich 
Lösung  der  Ehe  105. 

Fruchtnies  SU  ng     des    Vermögens    der 

Frau  97. 
Gefängniss,  Verurtheilung  zu  G.  105. 
Geisteskranke  92,  109. 
Geisteskrankheit  103. 
Geistesschwache  93. 


*)  Siehe  auch  S.  loii. 


Gemeindezuständigkeit  97. 
Gemeinschaftlicher  Erwerb  der  Ehe- 
gatten 98. 

Geschenke  91,  106. 

Geschlechtskrankheit  104. 

Geschwister,  Ehe  zwischen  0.  93. 

Geschwisterkinder  93,  95. 

Gesetzlicher  Vertreter  102,  108f. 

Geständniss  109. 

Getrenntes  Leben  von  Ehegatten  109. 

Gewaltthat  94f. 

Gewinnsucht  101. 

Grossjährigkeit  92. 

Handlungsunfähigkeit  92,  100. 

Heirathsgut  s.  dos,  contrados. 

Impotenz  101. 

Individualität  der  Ehegenossen  105. 

Internationales  Eherecht  110. 

Irrthum  93,  101  f. 

Juden  112. 

Jungfräulichkeit  der  Gattin  101. 

Kerker,  Verurtheilung  zu  K.  104 f. 

Kerkerstrafe  101. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  99,  aus  einer  ungültigen  Ehe 
103,  nach  einer  Lösung  der  Ehe  106, 
im  Falle  einer  Trennung^  von  Tisch  and 
Bett  107,  einstweilige  Fürsorge  für  die 
K.  109. 

Kirchliche  Ehe  113. 
Kirchliche  Trauung  92. 
Kirchliches  Ehehindemiss  94. 
Kodifikation     des    gesamjnten    Privat- 
rechts  90. 

Konsul  110. 
Kroatien  89f. 

Kurator  92,  für  einen  Ausländer  112. 
Lebensnachstellung     zwischen    Ehe- 
gatten 94,  100,  104,  111. 

Lebensverhältnisse    der    Ehegenossec 

105. 
Lösung  einer  Ehe  103 ff.,  113. 
Militärgrenze  89. 
Militärverhältniss  94. 
Minderjährige,  Eheschliessung  von  M. 

92. 
Misshandlungen  104. 
Mohammedaner  112. 
Mord  94. 
Käme  der  Frau  nach  Lösung  der  Ehe  106. 

109. 
Nichtigkeit  der  Ehe  99f.,  102. 
Oeffentlichkeit  109. 
Pacta  dotalia  99. 
Paraphernalgut  97. 
Pflichtverletzungen   durch   Ehegatter 

104. 
Prozessfähigkeit  in  Eheprozessen  108. 
Quellen  des  Eherechts  89. 
Religiöse  Erziehung  der  Kinder  99. 
Kücktritt  vom  Verlöbniss  91. 
Buhen  des  Eheprozesses  109. 
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Schauspielerin  105. 

Scheidung  der  Ehe  lOdff.,  113. 

Schenkungen  106. 

Schuld  frage  bei  Lösung  oder  Trennung 
der  Ehe  105,  109. 

Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  98, 
100,  111. 

Schwangerschaft  101. 

Sequester  92. 

Siebenbürgen  89. 

Siebenbärgische  Ehen  118. 

Slavonien  89f. 

Staatsangehörigkeit,  Staatsbürger- 
schaft 97,  104,  111,  114. 

Staatsanwalt  102,  109. 

Störung  des  ehelichen  Verhältnisses  105. 

Strafbare  Handlungen,  Veranlassung  zu 

solchen  105. 
Taubstumme  92f. 
Täuschung  93,  102,  über  Eigenschaften 

eines  Ehegatten  101. 

Theilnahme  an  der  strafbaren  Handlung 

103. 
Tod  eines  Gatten  93,  des  Ehemannes  98. 
Todeserklärung  93,  100,  101. 
Todesgefahr  96. 
Todesstrafe  101. 
Todesurtheil  104. 
Todtschlag  94. 
Trauung  97. 
Trennung   von    Tisch   und  Bett    108 ff., 

107,  109,  113. 
Treulohn  98. 

Uneheliche  Abstammung  93. 
Unentwickeltes  Alter  101. 
Ungültigkeit  der  Ehe  99,  102. 
Unmoralischer  Lebenswandel  105. 
Unterhaltsanspruch     der     Ehegatten 

97,   der   Frau    im   Falle    einer   Lösung 

der  Ehe  oder   der  Trennung  von  Tisch 

und  Bett  106,  107,  109. 

Unzucht  wider  die  Natur  103. 
Väterliche  Gewalt  99. 
Verfahren  in  Ehesachen  107 ff. 
Verjährung  92,  106. 
Verlöbniss  91,  110. 
Vermögen  nach  Lösung  der  Ehe  106. 
Versäumniss  109. 

Verschulden  des  Beklagten,  Voraus- 
setzung für  Scheidung  der  Ehe  103. 

Versöhnungsversuch  109. 
Verth eidiger  des  Ehebandes  109. 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Frau  97, 

der  Kinder  99. 
Verwandtschaft   als   Ehehinderniss   93, 

111. 
Verweigerung  des  Aufgebots  oder  der 

Trauung  97. 
Verzeihung  105. 
Voreheliche  Kinder  99. 
Vormundschaft    als  Ehehinderniss    93, 

100. 


Vormundschaftsbehörde  92f.,  102, 
107,  109. 

Waisenfiskal  102. 

Wartezeit  der  Frau  94f.,  106. 

Wehrpflicht  94. 

Widerklage  105,  109. 

Wiederverheirathung  106. 

Wirkung  der  Nichtigkeit  oder  Anfechtbar- 
keit einer  Ehe  102,  der  Lösung  der  Ehe 
106. 

Wittwenrecht  97. 

Wohnsitz  96. 

Zuchthaus,    Verurtheilung    zu    Z.    101, 

104f. 
Zuständigkeit    für   die   Eheschliessung 

96,  100,  in  Ehesachen  107  f. 

Zwang  98,  lOlf. 


Perak  600. 


Polen 

S.  1065. 


Portugal. 

Allgemeine  GKitergemeinschaft  398. 

Auflösung  der  Ehe  395,  404. 

Aufwendungen  im  Falle  eines  Ver- 
löbnisses 392. 

Ausland,  Eherecht  im  A.  407. 

Ausländer  406f. 

Ausländische  Urtheile  409. 

Beistände  zur  Ausübung  der  elterlichen 
Gewalt  400. 

Bekanntmachung  der  beabsichtigten 
Eheschliessung  396. 

Beruf,  Erlernen  eines  B.  durch  die  Kinder 

401. 
Besserungsanstalt  401. 
Bestätigung  einer  nichtigen  Ehe  402. 
Betrug  402. 

BeYollmächtigtezurEheschliessnng896. 
Beweis  der  Eheschliessung  896. 
Böser  Glaube  402. 
Civil  ehe    892  f.,    402,    408,    Form   ihrer 

Schliessung  396. 
Concilium  Tridentinum  895. 
Deportation  des  Ehemannes  397. 
Diplomatische  Vertreter  407. 
Dispensation  von  Ehehindemissen  895. 
Doppelehe  395. 
Dotalsystem  399. 
Ehebruch  394,  403. 
Eheliches  Güterrecht  897  f.,  408. 
Ehemündigkeit  393,  395,  402. 
Ehescheidung  891,  395,  408. 
Eheverbote,  -hindemisse  398. 
Eheverträge  398,  408. 
Ehrenkränkungen  408. 
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EingehuDg  der  Ehe  892. 
Einsprüche    gegen   eine  Ehetchlieasung 

396. 
Einstweilige  Verfügungen  406. 
Einwilligung  in  die  Eheschliesaiuig  394, 

403. 

Elterliche  Gewalt  400f. 
Entlassung  aus  der  elterlichen  Gewalt  401 . 
Entmündigte  393. 
Erbschaften  397. 

Erlöschen  des  Klagerechts  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  404. 

Ermessen  393. 

Errungenschaftsgemeinschaft  898. 
Erziehung    der   Kinder   401,    im    Falle 
einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett  404. 

Familie nrath  898,  397,  401,  403. 
Form  der  Eheschliessung  395. 
Formmängel  bei  der  Qvilehe  402. 
Gattenmord  394. 

Gefährdung  des  FrauenvermÖgens  899. 
Gehorsam  der  Frau  397. 
Geisteskrankheit  393. 
Geistliche  Gerichte  405. 
Geistliche  Orden  394. 
Gelübde  394. 

Geschenke  im  Falle  eines  Verlöbnisses  892. 
Guter  Glaube  403. 
Gütertrennung  394,  399,  404. 
Handelsgewerbe,  Ausübung  durch  die 
Frau  398. 

Internationales  Eherecht  407. 

Irrthum  398,  402. 

Katholiken,  Eheschliessung  der  K.  892. 

Katholische  Ehe  394f.,  401. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  400,  im  Falle  einer  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  408,  im  Falle  einer 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  404. 

Kirchenbuch  395. 

Klage  auf  Nichtigerklärung  einer  Ehe  402. 
Kolonien  407. 

Kompensation  bei  Eherergehen  404. 
Konsuln  407. 

Konventionalstrafe  bei  einem  Ver- 
löbniss  392. 

Kriegsmarine  394. 
Legitimation  von  Kindern  400. 
Letztwillige  Verfügungen  404. 
Literatur  des  Eherechts  392. 
Militärpersonen  394. 
Misshandlungen  403. 
Misswirthschaft  bei  der  Verwaltung  des 
Frauen  Vermögens  399. 

Name  der  Frau  397,  405. 
Naturalisation  397. 
Nichtigerklärung  einer  Ehe  401,  einer 
katholischen  Ehe  405. 

Niessbraueh  des  Eindervermögens  401. 
Oeffent liehe  Ordnung  409. 
Offiziere  394. 


Persönliche  Ehefähigkeit  393. 
Persönliches  Erscheinen  der  Parteieii40$. 
Quellen  des  Eherechts  391. 
Rechnungslegung  401. 
Rechtsstreit,  Fähigkeit  der  Ehefrau  zur 

Führung  eine«  R.  398. 
Religionsbekenntniss  der  Gatten  393. 
Religiöse  Eheschlieasung  391. 
Scheidung    von    Tisch    und    Bett   891, 

dem  Bande  nach  408. 
Schenkungen  unter  Verlobten  399,  unter 

Ehegatten  400,  an  Verlobte  400. 

Sehwägerschaft  als  Ehehindemiss  895. 
Schwangerschaft  400. 
Sicherheitsleistang  für  das  Vermögen 
der  Kinder  401. 

Staatsanwaltschaft  402,  406. 
Staatsbürgerrecht  397. 
Standesregister  391. 
Strafe,    Verurtheilung   zu    einer   lebens- 
länglichen Str.  403. 

Sühneverhandlung  404. 
Todeserklärung  395. 
Trennung  von  Tisch  und  BeU  395,  897, 
403,  405,  408. 

Ungültigerklärung  einer  Ehe  401. 

Unterhalt  des  überlebenden  Gatten  898, 
der  Kinder  401,  während  der  Dsner 
eines  Trennung  von  Tisch  und  Bett  be- 
zweckenden Prozesses  406. 

Vaterschaft  400. 

Veräusserung  von  Frauengut  durch  den 
Mann  397,  von  Kindervermögen  401. 

Verfahren  in  Ehesachen  405ff. 

Verjährung  403. 

Verkündigung  vor  der  £«heschliessuog 

395. 
Verlöbniss  392,  407. 
Vermächtnisse  397. 
Verpfändung  von  Kindervermögen  401. 
Verpflichtungen,  Eingehung  durch  die 

Frau  397. 
Verschwendung  893. 
Vertragsmässiges  Güterrecht  zwischen 

Gatten  898. 
Verwaltung    des  Vermögens    der  Frau 

397,  des  Kindervermögens  401. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  395. 

Vormund  401,  Ehe  zwischen  V.  und 
Mündel  894. 

Wiederverheirathung   394,  397,  400. 

Willensmängel  393. 

Wirkungen  der  Ehe  397,  408,  hinsicht- 
lich der  Kinder  400,  der  Nichtigerklärung 
403,  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
404. 

Wohnsitz  der  Ehefrau  397. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessung  896. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  405. 
Zustimmung  zur  Eheschliessung  398. 
Zwang  393,  402. 
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Prlns  £dnard8-Iiiselii 

8.  oben  S.  1036. 


Qnebec 

8.  oben  S.  1087. 


Queensland 

8.  oben  S.  1037. 


BnmAnlen.*) 

Abwe8enheit  de8  Mannes  871. 
actes  respectaeux  866. 
Adoptivkind  867, 

Alter  der  Eheschliessenden  866,  der  Ehe- 
leute 873. 

Anfechtbarkeit  der  Ehe  872. 
Aufgebote  vor  der  Eheschlies8ung  869. 
Auflösung  der  Ehe  872. 
Ausland,  Eheschliessung  im  A.  880. 
Ausländer  868,  879. 
Aussöhnung  876. 
Beleidigungen  874,  876. 
Berufung  in  Ehesachen  879. 
Beweisaufnahme,  -kraft  876. 
Beweismittel  878. 
Bigamie  873. 

Bösliche  Verlassung  873,  876. 
Civilehe  868,  881. 
Code  civil  865,  881. 
Diplomatische  Vertreter, Eheschliessung 
vor  d.  V.  880. 

Dispensation  vom  Aufgebot  869. 

Doppelehe  873. 

Dotalrecht  871. 

Ehebrecher  868. 

Ehebruch  875. 

Ehehindernisse,  -verböte  867. 

Eheliche  Pflichten  876. 

Eheliches  Güterrecht  871,  881. 

Ehemündigkeit  866. 

Ehescheidung  874f.,   als  Ehehindemiss 

868. 
Ehescheidungsklage,      -gründe      bei 

Fremden  882. 

Ehrerbietungsakte  866. 
Ehrloses  Verhalten  876. 
Eidliche  Zeugenaussagen  877. 
Einspruch  gegen  die  Eheschliessung  869. 
Einstweilige  Verfügungen  880. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  867, 
873. 

Entmündigte  868. 
Entmündigung  des  Mannes  871. 
Ermessen  866,  870,  875 f. 
Erziehung  der  Kinder  872. 
Familienrath  867,  870. 
Form  der  Eheschliessung  868,  881. 


*)  Siehe  auch  S.  1006. 
Leske  a.  Loewenfeld,  RechtsTerfolgon«.    Ergänzungsband. 


Formmangel  bei  der  Eheschliessnng  874. 

Französisches  Gesetzbuch  876. 

Französisches  Recht  874. 

Gehorsam  der  Frau  870. 

Geistesgestörte  867. 

Geisteskrankheit  875. 

Geschenke  zwischen  Verlobten  866. 

Gewaltthätigkeit  874,  876. 

Guter  Glaube  874. 

Handel,  Betrieb  durch  die  Frau  871. 

Heirathskontrakt  871f. 

Internationales  Eherecht  881. 

Irrthum  867. 

Kerker  876. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  872,  aus  einer  früheren  Ehe  872, 
im  Falle   einer  Ehescheidung  877,  880. 

Kirchliche  Trauung  868,  881. 

Kränkungen  876. 

Klage  der  Frau  871. 

Kompensation  bei  Ehebruch  875. 

Konsuln,  Eheschliessung  vor  K.  880. 

Kurator  868. 

Legitimation   vorehelicher  Kinder  872. 

Letztwillige  Verfügungen  zwischen  Ehe- 
gatten 874. 

Literatur  des  Eherechts  865. 

Militärpersonen  868. 

Mönche  868. 

Nachstellungen  876. 

Name  der  Frau  im  Falle  einer  Ehe- 
scheidung 877. 

Nichtigkeit  der  Ehe  872. 
Nichtigkeitserklärung     von     Klagen 
oder  Bechtsgeschäften  der  Frau  871. 

Niessbrauch  am  Kindervermögen  872. 
Nonnen  868. 
Notare  871. 

Oeffentlichkeit  878,  der  Trauung  869, 
der  Eheschliessung  870. 

Peremption  der  Scheidungsklage  876. 
Persönliche  Ehefähigkeit  866. 
Persönliche  BrCchtsiähigkeit  881. 
Priesterweihe  868. 
Putativehe  874. 
Quellen  des  Eherechts  865. 
Rechtskraft  877. 
Rohheit  674,  876. 
Schadensersatz  866. 
Schenkungen  im  Heirathskontrakt  872, 

zwischen  Ehegatten  874. 
Schuld  frage  bei  der  Ehescheidung  876. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  867, 

873. 
Staatsangehörigkeit  871. 
Staatsanwalt  870,  872f.,  879. 
Standesbeamte  869f. 
Standesregister  877. 
Sühneversuch  878. 
Täufling,  Taufpathe  867. 
Testamente  872. 
Testirfreiheit  der  Frau  871. 
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Travung  8iS8. 

Trennung  YOn  Tisch  und  Bett  874. 
Treuepflicht  870. 

Uebereinkommen  als  Gbrundlage  einer 
Ehescheidung  871,  877,  879. 

Uneheliche  Kinder  867. 
Ungültigkeit  der  Ehe  872. 
Unsittliches  Verhalten  876. 
Unterhalt  der  Frau  874. 
Unterhaltsansprnch  879. 
Unterhaltspflicht  870. 
Unterhaltszahlung  880. 
Veränderung  des  ehelichen  GKiterrechts 
872. 

Ve  r  e  i  n  b  a  r  u  n  g  e  n  über  das  eheliche  Güter- 
recht 871. 

Verfahren  in  Ehesachen  878. 
Verla^sung  873,  876. 
Verlöbniss866,  882. 
Vermögen  im  Falle  einer  Ehescheidung 
877. 

Vermögensrechtliche  Anspräche  bei 
Ehescheidungsklagen  879. 

Verschollenheitserklärung  873. 
Verschwender  867. 
Versöhnung  876. 
Versuchsjahr  874. 

Verwaltung  des  Kindervermögens  872. 
Verwandtschaft  ab  Ehehinderniss  867, 
878. 

Vormund  867 f.,  870. 

Weltgeistliche  868. 

Wirkungen  der  Ehe  870,  hinsichtlich 
der  Kinder  872,  der  Ungültigkeitserklä- 
rung einer  Ehe  874^  der  Ehescheidung  877. 

Wohnsitz  878,  880. 
Zeugeneid  876. 
ZeugeuTernehmung  878. 
Zuchthaus  876. 

Zurücknahme  der  Scheidungsklage  875 f. 
Zuständigkeit  des  Standesbeamten  869, 
in  Ehesachen  878. 

Zustimmung  zur  Eheschliessung 866,  878. 
Zwang  867. 


Bnssland.*) 

Adat  757 f. 

Administrative  Verschickung  738. 

Adoptivverwandtschaft  726. 

Alter  bei  der  Eheschliessung  726,  744. 

Altgläubige,  Sonderbestimmungen  für 
die  A.  720,  732,  Ungültigkeit  und  Schei- 
dung der  Ehen  754. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  742,  750. 
Anzeige     einer      bevorstehenden     Ehe- 
schliessung 729. 


*)   Zu   den   vier  Anhängen  sind  Sonder- 
Register  beajrbeitet,  siehe  u^en  S.  loei,  loss, 

1064,  1066. 


ArchftBgel  765,  757. 

Armenisch- katholische  KonfessioD 
716  f. 

Astrachan  755,  757. 

Aufgebot  vor  der  fibeschliessang  729, 
für  Raskolniken  738. 

Auflösung  der  Verlobung  724,  der  Ehe 
nach  den  Steppengesetzen  756. 

Augenzeugen  762. 

Ausland,  Oiviltraaoag  im  A.  712,  Ehe- 
schliessung, -Scheidung  in  A.  759. 

Ausländer,  Ausländerinnen,  Ehen 
mit  solchen  719,  787,  Zuständigkeit  der 
Gerichte  749,  Eheschliessung,  -scheidimg 
in  flussland  759. 

Ausstossung  aus  dem  Stamme  756. 
Baptisten  738,    Eintragung  ihrer  fikea 

in  Metrikbücher  736. 
Beischlaf  s.  Unfähigkeit. 
Belgien  760. 
Berliner  Vertrag  712. 
Bescheinigungen    der    Konsuln    oder 

Gesandtschafben   bei  Eheschliessong  im 

Ausland  763  f. 

Beschwerde  betr.  die  ELntragnng  der 
Ehe  von  Raskolniken  734,  an  den 
Synod  761,  753  f. 

Bessarabien  721,  Bürgerliche  Ehe- 
schliessung 713,  Ehe  gegen  den  Willen 
der  Eltern  719,  Verlobung  725,  Mitgift 
der  Frau  741,  Erbrecht  der  unehelichea 
Kinder  746. 

Bestehendes  Ehebündniss  als  Ehehinder- 
niss 726,  744. 

Betrug  718,  744f.,  750 f. 

Beweis  der  Eheschliessung  732. 

Beweistheorie  bei  den  geistlichen  Oe- 
richten  752. 

Bewusstlosigkeit  718. 

Bigamie  717,  728,  735,  745,  747,  749ff., 
762,  bei  BAskolniken  733. 

Blutschande  714,  750f. 

Bösliche  Verlassung  747,  757. 

Brutalitäten  des  Mannes  738. 

Bürgerliche  Gerichte,  Zuständigkeit 754. 

Bürgerliche  Rechte,  Verlust  der  b.  K 
738,  754. 

Chris tenthuui,  Uebertritt  zum  Chr.  713, 
744. 

Civil  ehe  761,  für  die  Raskolniken  732. 

Civilrichter,  Zuständigkeit  in  Ehe- 
sachen 749. 

Civiltrauung  im  Auslände  712,  762. 

Deutsches  Reich  761,  763. 

Diakonus  744. 

Dienstmiethevertrag,  Abschluss  durch 
die  Frau  740. 

Diplomatische  Agenten,  Eheschliessung 
mit  Ausländerinnen  719. 

Dispens  von  der  Ehemündigkeit  725, 
von  Eheverboten  727  f.,  vom  Aufgebot 
730. 


RiWBland. 
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Doppelehe  s.  Biganüe. 
Drohungen  718. 

Btebruch  738,  740,  746.  751,  754 
Ehehindernisse  718,  7S6,  7dOf.,  für  die 

Raskolniken     734,     Folgen     der    Ehe- 

sohliessung  gegen  E.  743. 

Eheliches  Zusammenleben  739. 

JiShelichkeit  der  Kinder  745. 

Ehelosigkeit,  Verurtheilung  zur  E.  728, 
747. 

Ehemündigkeit  717,  725,751,  Anfecht- 
barkeit der  vor  der  E.  geschlossenen 
Ehen  743. 

Ehescheidung  746ff,  bei  Raskolniken 
735,  748,  nach  den  Steppengeset^en  756. 

Ehescheidungssachen.  Verfahren  in 
E.  751. 

Eheschliessung  725,  nach  den  Steppen- 
gesetzen 756,  der  Ausländer  und  im 
Auslande  760. 

Eingeborene  in  den  Kolonien,  Ehe- 
schliessung und  Ehescheidung  bei  ihnen 
755. 

Einwilligung  der  Brautleute  in  die  Ehe- 
schliessung 718,  Dritter  719,  729. 

Entführung  718. 
Erbreohtliche  Vorschriften  719. 
Ermessen  725,  748f. 
Fasten  730f. 
Finland,  Mischehen  716. 
Folgen    der  Nichtigkeitserklärung    einer 
Ehe  745. 

Folgepflicht  der  Frau  738. 
Form  der  Eheschliessung  714,  729. 
Französisches  Hecht  762. 
Freier  Wille,  Verletzung  bei  Eingehung 
einer  Ehe  750. 

Führung  der  Metrikbücher  für  Raskol- 
niken 734. 

Gefängnissstrafe  719. 

Gehorsam  der  Frau  738. 

Geisteskranke  751. 

Geisteskrankheit  718,  743,  750f. 

Geistliche,  Ausschliessliche  Zuständig- 
keit für  die  Eheschliessung  714. 

Geistliche  Gerichte  714,  750,  Zuständig- 
keit 744,  Verfahren  vor  den  g.  G.  749. 

Geistliche  Verwandtschaft  726,  728,  744. 
Geistlicher  Stand  726. 
Genehmigung  zur  Eheschliessung  719, 

729. 
Gerichtsstand  der  Ehefrau  738. 
Geschenke  zwischen  Verlobten  724. 
Geschlechtsreife  725,  743. 
Geschwisterkinder  727. 
Geständniss  752. 
Gewalt  ,An Wendung  bei  der  Eheschliessung 

718,  745. 

Grausame  Behandlung  738. 
G  uter  Glaube  745. 
Hack  am  der  Karaim  714. 


Haeretiker   der   rechtgläubigeu  Kirche 

729. 
Hassane  der  Karaim  714. 
Heiden  712. 

Imame  der  Mohammedaner  714. 
Immobilien  der  Frau  740. 
Impotenz  s.  Unfähigkeit. 
Inorod^en  755. 
Interkonfessionelle  Bestimmungesi  ^es 

Eherechts  712. 

Internationales  Eherecht  759ff. 
Irrthum  750f. 
Juden  712,  714. 
Kaiserhaus  729f.,  743. 
Kaiserliche  Genehmigung  751. 
Kalym  756. 
Kanones  720f. 
Kanonisches  Recht  713,  726. 
Karaim  714. 

Kaukasus,  Ehemündigkeit  725,  Sonder- 
recht der  Bergvölker  des  K.  757. 

Kinder,  Auslieferung  durch  die  ge- 
trennt lebende  Frau  736,  Unierhalt  für 
die  K.  739,  Wirkungen  der  Ehe  hin- 
sichtlich der  K.  742,  im  Falle  einer  Ehe- 
scheidung 748. 

Kirchenspaltung  721. 
Kirchenstrafen  748. 
Kirchliche  Vergehungen  748. 
Kirchlicher  Charakter  der  Eheschliessong,. 
-Scheidung  etc.  711. 

Kloster,  Eintritt  ins  Kl.  748,  754. 

Klostergeistliche  726,  744. 

Kolonien,  Eheschliessung  und  Ehe- 
scheidung bei  den  Eingeborenen  in  den 
K.  755. 

Konfession,  Bedeutung  für  das  Ehe- 
recht 711. 

Konkurs  des  einen  Gatten  741. 

Kriegsverschollenheit  728. 

Lamen  der  Buddhisten  714. 

Laster  des  Mannes  738. 

Legitimation   unehelicher   Kinder  742. 

Literatur  des  Eherechts  722. 

Lucida  intervalla  718. 

Metrikbücher  714f.,  732,  Führung  der 
M.  716,  Führung  für  Raskohiiken  784, 
Eintragung  der  Ehen  der  Baptisten  in 
M.  736. 

Militär  719f. 

Mischehen  716f.,   728,   730f.,  742,  761. 

Mitgift,  Rüclqgabe  bei  der  Ehescheidung 
714. 

Mittelasien  755,  757. 

Mohammedaner  712,  Geistliche  Ge- 
richte etc.  715. 

Moldau  721. 

Mo  11  ah  der  Mohammedaner  714. 

Mufti  715. 

Mündliche  Verhandlung  in  Eheschei- 
dungssachen 752. 

Name  der  Frau  736,  748. 

67* 
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Nationalitätsprinzip  759f. 

Natürliche  Verwandtochaft  726. 

Nichtigkeit  der  Ehe  742,  der  Ehen  von 
Raskolniken  785. 

Nichtigkeitserklärung  718,  bei  Ras- 
kolniken 748. 

Nichtigkeitsgrände  718. 

Nothfall,  Ehesehliessung  im  N.  717. 

Nutzniessung  des  Kindervermögens  742. 

Oberprokureur  des  heiligen  Synod 
763  f. 

Offiziere  720. 

Ort  der  Trauung  731. 

Ostseeprovinzen  731. 

Paris,  Kirchliche  Trauung  eines  russischen 
Lutheraners  762. 

Pathen  728. 

Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  752. 

Polizeiliche   Vernehmung   von  Zeugen 

753. 
Poltawa  (Gouvernement)  719,  Eheliches 

Güterrecht  741. 

Preussen  763. 
Priesterwürde  744. 
Quellen  des  Eherechts  720. 
Rabbiner  714. 
Raskolniken  s.  Altgläubige. 
Rechtgläubige,      Rechtglänbigkeit 

712,  Ehe  mit  Nichtchristen  714,  Ueber- 

tritt  zur  R.  754. 

Rechtsbehelf  bei  Versagung  der  Ge- 
nehmigung zur  Eheschliessung  719. 

Rechtsgültigkeit  von  Trauungen  742f. 
Religion,  Bedeutung  für  das  Eherecht 
711,  der  Brautleute  712. 

Religionsänderung  748. 
Religiöse    Erziehung    der    Kinder    781, 
aus  Mischehen  717. 

Religiöse  Verschiedenheit  als  Ehe- 
hindernis 728. 

Reverse  betr.  die  religiöse  Kinder- 
erziehung 781. 

Revision  an  den  Synod  749,  753 i. 
Römisch-katholische  Konfession  715f. 
Rücktritt  von  der  Verlobung  724. 
Rückwirkende  Kraft  der  Gesetze  713. 
Rumänische  Gesetze  713. 
Russische  Kirche,  Sonder-Bestimmungen 
für  Angehörige  derselben  720. 

Samojeden  757. 
Schadensersatzklage   750,   aus   einem 

Verlöbniss  725. 
Scheich  ül  Islam  715. 
Scheidebrief  bei  Judenehen  715. 
Schenkungen  unter  Ehegatten  741. 
Scheriat  757f. 
Schulden  der  Frau  740. 
Schuld  frage   in    dem   Scheidungsurtheil 

746. 
Schwägerschaft  als  Ehehinderniss  726, 

744. 


Schwangerschaft  725. 
Schweiz  762. 

Sibirien  755,  Verschickung  zum  Aufent- 
halt in  S.  746  f. 

Soldaten  720,  754. 

Staatsbeamte  719. 

Stand  der  Frau  737,  748. 

Standesrechte,  Verlust  der  St  788, 
746  f. 

Stawropol  755,  757. 

Stellvertretung  bei  der  EheschliessoDf 
730. 

Steppengebiet,  Steppengesetze 755, 
757. 

Stiefsohn  728. 

Strafgesetzbuch  718. 

Strafrechtliche  Folgen  einer  Ver- 
letzung des  Eherechts  711. 

Strafrichter,  Zuständigkeit  in  £hs- 
sachen  749,  Verfahren  vor  dem  Si  751. 

Stundisten  736. 

Sühneversuch  752. 

Täuschung  743,  750f. 

Territorialitätsprinzip  759f. 

Tod  des  einen  Ehegatten  741,  745. 

Transkaspien  755. 

Trauhandlung  eines  Geistlichen  eol- 
scheidend  für  das  Zustandekommen  einer 
Ehe  713. 

Trauung  730,  bei  den  Raskolniken  73S. 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  746 ff. 
Trunksucht  738. 

Tschernigow  (Gouvernement)  719,  Güter- 
recht 741. 

Turkestan  755. 
Uneheliche  Kinder  732,  742. 
Unehelichkeit  der  Kinder  745,  747. 
Unfähigkeit    zum    Beischlaf  747,   751. 
754,  757. 

Unfruchtbarkeit  einer  Frau  757. 
Ungültigkeit  der  Ehe  742,  748. 
Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  750. 
Unterhalt   der  Frau   738,   745,  757,  für 
die  Kinder  789. 

Unteroffiziere  720. 
Untersuchung  vor   der    Eheschliessanf 

730,  764. 
Untersuchungsverfahren     749,    751, 

bezüglich  der  Nichtigkeit  der  Ehe  745. 

Unterthanenverband,  Aufnahme,  Ent- 
lassung 787. 

Väterliche  Gewalt  746. 

Verbrechen  durch  Vollziehung  der  Ehe 
750. 

Verfahren  in  Ehesachen  748. 

Vergewaltigung  743f. 

Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  745. 

Verletzung  der  für  die  Eheschliesson|^ 
wesentlichen  Formvorschriften  742. 

Verlöbniss  724,  730,  nach  den  „Steppen- 
gesetzen'' 756. 
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y  ermöge  Dsr  echte      der      Ehegatten, 
Wirkungen  der  Ehe  auf  sie  740. 

Verschiedenheit  der  Beligion  als  Ehe- 
hindernis 728. 

Verschollenheit  728,  746 f.,  754,  756f., 
Verfahren  bei  Ehescheidungsklagen 
wegen  V.  753. 

Verträge  unter  Ehegatten  741. 

Verwaltung  des   Kindervermögens  742. 

Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  713, 
719,  726,  744,  751,  754. 

Verweigerung  der  Eintragung  der  Ehe 
von  Kaskolniken  734. 

Vierte  Ehe,  Verbot  der  v.  E.  726,  751. 

Volljährigkeit  717,  725. 

Voraussetzungen  der  Eheschliessung 
717. 

Wechsel,  Ausstellung  durch  die  Frau  740. 

Wehrpflicht,  Mohammedaner,  welche 
die  W.  leisten  758. 

Weltgeistliche  726. 

Werthpapiere  der  Frau  740. 

Westsibirien  757. 

Wiederholung  des  Aufgebots  730. 

Wiederverheirathung  745 f.,  754,  Ver- 
bot der  W.  744,  747. 

Wirkungen  der  Ehe  736,  760,  auf  die 
Vermögensrechte  der  Ehegatten  740, 
hinsichtlich  der  Kinder  742,  der  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  745,  der  Ehescheidung 
748,  754. 

Wittwe  des  Stiefsohns  728. 

Zeit  der  Trauung  730. 

Zeuge,  Ehegatte  als  Zeuge  gegen  den 
andern  740,  bei  der  Eheschliessung  712, 
bei  der  Trauung  730,  vor  den  geistlichen 
Gerichten  752. 

Zeugungskraft,  Verlust  der  Z.  747. 

Zusammenleben  der  Ehegatten  739. 

Zuständigkeit  der  geistlichen  Gerichte 
in  Ehesachen  738,  744,  748,  749,  zur 
Ungültigkeitserklärung  750,  in  Ehe- 
scheidungssachen 751,  der  bürgerlichen 
Gerichte  749,  754. 

Zwang  718,  743 ff.,  750 f. 

Zwangsbeitreibung  gegen  einen  Ehe- 
gatten 740. 

Zweifel  über  die  Gültigkeit  einer  Ehe 
in  einem  bürgerlichen  Verfahren  749. 


Eharacht  der  Protestantan  in  Russland. 

Abneigung  768,  773. 

Abwesenheit  eines  Gatten  773. 

Adoption  als  Ehehinderniss  769,  771. 

Adoptiveltern,  Einwilligung  zur  Ehe- 
schliessung 769. 

Alter,  erhebliche  Verschiedenheit  des  A. 
769. 

Amt,  Beraubung  des  A.  als  Scheidungs- 
grund 774. 

Anfechtbarkeit  der  Ehe  771. 


Appellation  an  das  Generalkonsistorinm 

774. 
Aufgebot  767 f.,  770. 
Aufhebung  des  Verlöbnisses  768. 
Aufnahme  der  Frau,  Verweigerung  778. 
Ausländer  776. 
Beischlaf  unter  Verlobten  768. 
Beleidigung  als  Grund  zur  Aufhebung 

des  Verlöbnisses  768,  der  Versagung  der 

Einwilligung    der   Eltern   769;    s.   anch 

Beschimpfung,  Kränkung. 

Beschimpf  ung  ais  Scheidungsgrund  774. 

Beschwerde  an  das  Gbneralkonsistorium 
774. 

Betrug  768,  771. 

Beweisverfahren  775. 

Bigamie  769,  772. 

Bildung,  -erhebliche  Verschiedenheit  769. 

Civilehe  776. 

Doppelehe  769,  772. 

Ehebruch  769,  772,  776. 

Ehehindernisse,  -verböte  768. 

Eheliche  Pflicht  772f. 

Eheliche  Treue  769,  772. 

Ehemündigkeit  768. 

Ehescheidung  772. 

Ehrenkränkung  774. 

Eid  775. 

Eidliche  Versicherung  770. 

Eingehung  der  Ehe  768. 

Einspruch  gegen  beabsichtigte  Ehe- 
schliessung 768,  770. 

Einstweilige  Trennung  774. 
Einstweilige  Verfügungen  772,  776. 
Einwilligung  der  Eheschliessenden  und 

Dritter  768. 
Entführung  769. 
Epilepsie  769. 
Ermessen  767. 
Erziehung,  erheblicher  Unterschied  769, 

der  Kinder  776. 

Folgepflicht  der  Frau  773. 
Freiheitsberaubung  774. 
Fremde  776. 
Gefangenschaft  778. 
Geschlechtsverkehr    unter    Verlobten 

768. 
Geständniss  772,  776. 
Gewerbe,  Beraubung  des  G.  774. 
Glaubensänderung  768. 
Harte  Behandlung  774. 
Heiden  769,  771. 
Heimlichkeit  der  Verlobung  769. 
Impotenz  773. 
Internationales  Recht  776. 
Irrthum  771. 
Juden  769. 
Krankheit,  Aufhebung  des  Verlöbnisses 

768,  Scheidnngsgrund  774. 

Kränkungen  774. 
Laster  768,  774. 
Lebensgefährliche    Behandlung    774. 
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Marterwöche  771. 
Mischehen  771,  775. 
Mohammedaner  769. 
Nichtigkeit  der  Ehe  769,  771. 
Osterfeiertage  771. 
Ostseeproyinzen  767. 
Pfinffstfeiertage  771. 
Prediger,  beim  VeriÖbniss  767. 
ReligionsTerschiedenheit  769. 
Religiöse    Ersiehung    der   Kinder    769. 
Rückkehr  der  Ehefran  778. 
RA ek tritt  s.  Aofhebang. 
Hchadensersatianspruch  wegen  Ver- 

löbnissbruchs  768. 
Schuldfrage  bei  der  Scheidung  776. 
Schwägerscbaft  als  Ehehindemiss  769, 

771. 
Schwangerschaft  der  Wittwen  770. 
Sibirien  774. 
Sicherstellung    der    Kinder    tor    der 

Wiederverheirathung  770. 
Sittenloser  Liebenswandel  768. 
Standesrechte,  Verlast  der  St.  774. 
Stiefeltern,  -kinder  769. 
Sühneversuche  776. 
Todeserklärung  778. 
Todesstrafe  774. 
Trauerzeit  770. 
Trauung  770. 
Trennung,  einstweilige  774. 
Trunksucht  774. 

Umgang,  unerlaubter,  vor  der  Ehe  772. 
Unterhalt  der  Kinder  776. 
^    Untersuchungsproiess  776. 
Verbrechen  774. 
Verfahren  in  Ehesachen  774. 
Verführung  768. 
Verhandlungsprozess  775. 
Verlassung,  bösliche  769,  776. 
VeriÖbniss  767. 

Verschickung  zur  Ansiedlung  774. 
Verschwendung  774. 
Vertretung  bei  der  Trauung  771. 
V^erwandtschaft  als  Ehehindemiss  769, 

771. 
Verzeihung  772,  774. 
Vormundschaft  als  Ehehindemiss  769. 
Vormundschaftsgericht  770. 
Wahnsinn  774. 
Waisengericht  770. 
Wartezeit  770. 
Weihnachtsfeiertage  771. 
Wiederverheirathung  769,  776. 
Wirkungen  der  Ehe  771. 
Zeugen    beim    VeriÖbniss    767,    bei    der 

Eheschliessung  771. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  774. 

Eherecht  dftf  Ju^h  In  RatsIftiM. 

Abneigung  784. 

Andersgläubige     s.    Religionsverschie- 
denheit. 


Aufgebot  777. 

Aussatz  784. 

Aussöhnung  der  Gatten  785. 

Ausstattung  der  Frau  782. 

Bedingungen  beim  Eherersprecben  776, 
bei  Scheidung  auf  beiderseitiges  Ver- 
langen 784. 

Beischlaf  unter  Verlobten  778. 

Belgien,  PHkxis  der  Gerichte  in  B.  786. 

Bevollmächtigte  beim  VeriÖbniss  779, 
bei  der  Eheschliessung  782. 

Bigamie  779,  788. 

Blutschande  781,  783. 

Ghuppa  781. 

Deutsches  Reich,  Anwendbarkeit  des 
jnd.  Eherecfats  786. 

Dispensation  781. 

Ehebruch  780,  783. 

Ehehindernisse,  -verböte  779,  788. 

Eheliche  Pflicht  784. 

Eheliche  Treue  779. 

Eheliches  Güterrecht  777. 

Ehemündigkeit  777. 

Eheschliessung  777,  779. 

Einwilligung  in  die  Ehe  772. 

Folgepflicht  der  Frau  784. 

Form  der  Eheschliessung  770. 

Frankreich,  Anwendung  des  jüd.  Ehe- 
rechts 786. 

Geschenke  unter  Verlobten  779. 

Geständniss  785. 

Gewerbe,  unredliches,  ekelhaftes  779, 
784. 

Glaubensänderung  779,  784. 

Götzendiener  781. 

Impotenz  785. 

Internationalrechtliche  Anwendbar- 
keit des  jüd.  Rechts  785. 

Italien,  R-axis  der  Gerichte  786. 

Ketuba  789,  785. 

Kinderlosigkeit  780. 

Krankheit  784. 

Leviratsehe  780,  783,  786. 

Literatur  des  jüd.  Eherechts  778. 

Lösung  der  Ehe  788. 

Lfideriiches  Leben  784. 

Mischna  777. 

Misshandlungen  784. 

Mitgift  782. 

Mosaisch-talmudisches  Recht  777f. 

Nichtigkeit  der  Ehe  783. 

Niessbrauch  am  Frauengut  783. 

Pentateuch  777. 

Religionsverschiedenheit  781,  768, 
786. 

Rituelle    Vorschriften,  Verletxung  784. 

Schadensersatzanspruch  wegen  Ve^- 
löbnissbruchs  778. 

Scheidebrief  781,  786. 

Scheidung  der  Verlobten  779,  der  Ehe 
788. 

Schulchan-Aruch  777. 

Schwagerehe  780,  786. 


KtuBolahd  (Juden).  —  f^and  (Anhüage  ^u  RunlAnd). 


ims 


Schwägersciiaft  78a,  78B. 
Schwangerschaft  idsrEkeliindetnisB  761. 
Sittlicher  Anat&nd  7g4. 
Talmud  777. 
Trauerzeit  781. 
Trauung  781. 

Umgang,  heimlicher^  der  FhiH  784. 
Ungültigkeit  der  Ehe  788. 
Unsittliche  Kamuthungen  an  die  Frao 
784. 

Unterhalt,  Pflicht  des  Mannes  779,  Vor- 
sagung  784. 

Unzucht  779. 
Verbrechen  784. 
Verfahren  in  Ehesachen  786. 
Vergeudung  des  Vermögens  784. 
Verlöbniss  778. 
Verlöbungsgabe  779. 
Vermögen  der  Frau  782. 
Verschöllenheit  783. 
Verstossung  der  Frau  783. 
Vertretung  s.  Bevollmächtigte. 
Verwandtschaft  780,  783. 
Vielweiberei  77Ö. 
Wahnsinn  779. 
Wartezeit  781. 
Wiederverheirathung  7B1. 
Wirkungen  der  Ehe  782. 
Zeugen    beim  Verlöbniss    779,    bei    der 

Trauung  781,  für  den  Tod  eines  Gatten 

783. 


Ftnland. 

Abwesenheit  838. 

Alter  der  Eheschliessenden  839 f.,  841, 843. 
Arbeitsverdienst  der  Ehefrau  843. 
Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  841. 
Aufhebung  des  Verlöbnisses  838. 
Ausland  845. 
Ausländer  841. 
Ausländische  Urtheile  845. 
Beischlaf  vor  der  Verlobung  838,  unter 
Verlobten  839. 

Betrug  839,  840. 
Civilehe  841,  845. 
Dissentergemeinden  841. 
Doppelehe  840. 
Ehebruch  840,  844. 
Ehehindernisse,  -verböte  840. 
Eheliches  Güteniecht  842. 
Ehelichkeit  der  Kinder  844. 
Ehescheidung  844. 
Eheschliessung  839. 
Eheverträge  842f. 
Einsprüche    gegen    die    Ekeickliessun^ 

841. 
Enterbung  838. 
Epilepsie  841. 
Fördel  842. 
Form  der  Eheschliessiing  841. 


GefängnisB  839. 

Geldstrafe  838f. 

Genehmigung  zum  Verlöbniss  838. 

Geschehke  zwischen  Verlobten  838. 

Geschlechtsverkehr  mit  einer  drittel 

Person  840. 
Giftoman  838. 
Giftorätt  839,  842. 

Griechi8ch-örthodoxeKbnfession841f. 
Gute  Sitten  888. 
Guter  Glaube  844. 
Gütergemeinschaft  848. 
Impotenz  84)0. 

Internationales  Eheiiecht  845. 
Irrthum  840. 

Kinder  aus  ungültigen  Ehen  844. 
Kirchliche  Trauung  841. 
Konventionalstrafe  für  den  Fall  deft 

Bücktritts  vom  Verlöbniss  838. 

Köi-perliches  Gebrechen  836. 
Krankheit  83^,  840. 
Literatur  des  Eherechts  887. 
Lutherische  Kirche  842. 
Lysning  841. 
Mischehe  842. 
Morgengabe  842. 

Mündigkeit   durch  Ehesehliessung  640. 
Name  der  Frau  844. 
Persönliche  Ehefähigkeit  839. 
Quellen  des  Eherechts  837. 
Religiöses    Hindemiss    bei    der    Bhe- 
schliessnng  840. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  838. 
Russische  Kirche  842. 
Schadensersatz  wegen  Verlöbnissbruchi 

838. 
Schenkungen    zwischen  Verlobten   838. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemiss  840. 
Schwedisches  tlecht  837. 
Sondervermögen  der  Frau  843. 
Stand  838,  840. 
Tod  eines  Verlobten  838. 
Todeserklärung  840,  844. 
Trauung  841. 
Trauerzeit  840. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  844. 
Ueberlebender  Gatte  842. 
Unbewegliches  Gut,  Veräusserung  odet 

Verpfändung  843. 

Ungültigkeit  der  Ehe  843. 
Unvollkommene  Ehen  839. 
Verfahren  in  Ehesachen  844. 
Verführung  841. 
Verlassung,  bösliche  844. 
Verlöbniss  837. 

Vermögensrechtliche  Verhältniase  der 
Gatten  842. 

Vermögensrechtliche  Wirkungen  der 

Ehe  839. 
Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  840. 
Vortheil  des  überlebenden  Gatten  842» 
Wartezeit  840. 
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Wirkangen  der  Ehe  842,  der  Scheidung 

844. 
Zeugen  bei  Eheyertragen  848. 
Zuständigkeit  in  Ehesachen  844. 
Zwang  8S9f. 


OstMeprovinzM. 

Abänderung  des  gesetzlichen  Verhält- 
nisses der  Ehegatten  797. 

Abneigung  798. 

Aufhebung  eines  Verlöbnisses  798. 

Auflösung  der  Ehe  789,  808. 

Ausland,  Abschluss  eines  Eheyertrages  im 
A.  797. 

Ausländer  791. 

Aussteuer  796. 

Baltisport  791. 

Bauern  rechte  Liy-,  Kur-,  Estlands  791, 
EheUches  Güterrecbt  801. 

Beleidigendes  Betragen  798. 

Betrug  798. 

Brautgeschenke  793. 

Brautschatz  796.        ^ 

Eheliche  Treue  794. 

Eheliches  Güterrecht  791,  795,  798. 

Ehescheidung  789,  803. 

Eheschliessung  794. 

Eheyerträge  796f. 

Ehrentitel  der  Frau  794. 

Einwilligung  zur  Eheschliessung  798. 

Elterliche  Gewalt  797,  802. 

Erwerbsthätigkeit  der  Ehefrau  796. 

Erziehung  der  Kinder  802. 

Estländisehes  Landrecht,  Stadtrecht  790, 
eheliches  Güterrecht  798,  800. 

Folgepflicht  der  Frau  794. 

Form  der  Eheschliessung  789,  des  Ver- 
löbnisses 792,  der  Eheverträge  797. 

Frist  zwischen  Verlobung  und  Ehe- 
schliessung 793. 

Gehorsam  der  Frau  794. 

Geisteskrankheit  797. 

Geistliche,  s.  Landgeistliche. 

Gerichtsstand  795. 

Geschäftsführung  ohne  Auftrag  797. 

Gewerbebetrieb  der  Ehefrau  796. 

Grundstücke  der  Frau  798. 

Gute  Sitten  797. 

Gütergemeinschaft  799,  804. 

Handlungsfähigkeit  791,  795. 

Hapsal  790. 

Hochzeitsgeschenke  796. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  802. 

Krankheit,  ansteckende  793. 

Kuratel  797. 

Kurländisches  Landrecht  790,  Eheliches 
Güterrecht  798. 

Landgeistliohe  in  Livland  799. 

Letztwillige  Verfugungen  y on Ehegatten 
799,  801. 


Literatur  des  Eherechts  791. 

L  i  y  1  an  d  i  s  c  h  e  s  Landrecht,  Stadtrecht  790, 

eheUches  Güterrecht  798,  799. 
Lübisches  Becht  800. 
Nadelgeld  796. 
Name  der  Frau  794. 
Narya,  Stadtrecht  791,  801. 
Nichtigkeit  einer  Ehe  808. 
Niessbranch  des  gesammten  Vermögeiu 

der  Frau  798,  an  dem  Kinderyermögen 

802. 
Nutzung  des  Frauenguts  795. 
Fatatiyehe  803. 
Quellen  des  Eherechts  789f. 
Rechtsfähigkeit  791. 
Beyal  790,  801. 
Bücktritt  yom  Verlöbnisa  798. 
Schadensersatz  wegen  Verlöbnissbmchs 

794. 
Schenkungen   zwischen  Ehegatten  796, 

800  f.,  803. 
Schulden  795,  des  Hannes,  der  Frau  800. 
Sittenloser  Lebenswandel  793. 
Sondergut  der  Frau  795f.,  798,  800,  der 

Kinder  802. 
Staatsangehörigkeit  794. 
Standesrechte  der  Frau  794. 
Taschengeld  796. 
Tod  eines  Verlobten  794. 
Todeserklärung  803f. 
Trennung    yon     Tisch     and    Bett  803, 

einstweilige  804. 
Unbewegliches  Vermögen  der  Fraa  796. 
Unehelichkeit  der  Kinder  808. 
Unerlaubter  Umgang  793. 
Ungültigkeitserklärung  802. 
Unterhalt  der  Frau  795,  808,  der  Kinder 

802,  der  Frau  und  der  Kinder  804. 
Verbindlichkeiten,  die  yon  der  Fraa 

eingegangen  sind  798. 
Verhinderung   des   Ehemannes   an  der 

Verwaltung  des  gemeinsamen  Vermögens 

796. 
Verlöbniss  792. 
Vermögen  der  Kinder  802. 
Verschwendung  797. 
Vertretung  der  Frau  795. 
Verwaltung  des  gesammten  Vermögens 

der  Frau  795,  798,  des  Kinderyermögens 

802. 
Verwaltungsgemeinschaft     im    ehe- 
lichen Güterrechte  798,  800,  804. 
Voraussetzungen     der    Eheschliessong 

789. 
Vorbehaltenes    Vermögen     der    Fraa 

796. 
Vormund  797. 
Vormundschaft  797. 
Weissenstein  791. 
Wesenberg  790. 
Wirkungen  der  Ehe  789,  794,  hinsichtlidi 

der    Kinder    802,     der    Ungültigkeits- 
erklärung 803,  der  Ehescheidung  801. 
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ZahlangBanfähigkeit  des  Mannes  798, 

801. 
Zeugen  bei  dem  Verlöbniss  793. 
Znsammenleben  der  Eheleate  794. 
Zweck  der  Ehe  797. 


Polen. 

Abwesenheit  828. 

Adoptiyyater,  -kind  813. 

Alimente  s.  Unterhaltspflicht. 

Alter  der  Eheschliessenden  812,814,825. 

Amt,  Beraubung  des  A.  als  Scheidungs- 

gmnd  829. 
Analphabeten  816. 
Anfechtbarkeit  einer  Ehe  825f. 
Anmeldung  der  Eheschliessung  815. 
Ansteckende  Krankheit  812. 
Anstand,  Bücksicht  auf  öfifentlichen  A. 

als  Ehehinderniss  814,  825,  882. 
Aufhebung   der  Verwaltung  und  Nutz- 

niessung  des  Frauenvermögens  821. 
Aufgebot   vor  der  Eheschliessung   816. 
Ausgleichung  durch  den  überlebenden 

Ehegatten  828. 
Ausland  883,  Eheschliessung  im  A.  817. 
Ausländer  833. 
Beamte  814. 
Betrug  825. 

Beweis  der  gültigen  Heirath  818,  in  Ehe- 
sachen 632. 
Blutschänderische  Verbindung  824. 
Christen thum,  Uebertritt  zum  Chr.  818. 
Civilehe  833. 
Civil-Kodex  809. 
Civilstandsbeamte,  -register  817. 
Code  de  procedure  832. 
Code  Napoleon  809. 
Deportation  828. 
Diakonie  814. 
Dispens  von  Ehehindernissen  814,  815, 

vom  Aufgebot  816. 
Doppelehe  812,  825,  828. 
Dotalordnung  822. 
Drohungen  825. 

Ehebruch  813f.,  824,  825,  828f.,  882. 
Ehehindernisse,  -verböte  812,  815f. 
Eheliche  Pflicht  814,  828. 
Eheliches  Güterrecht  820f. 
Ehescheidung  828f. 
Eheschliessung  811. 
Eheurkunde  817. 
Ehevertrag  821,  833. 
Ehrenkränkungen  829. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  812, 

832. 
Einspruch  gegen  eine  Eheschliessung  812. 
Elterliche  Gewalt  824. 
E  rb  s  ch  af  t ,  Anfall  an  einen  Ehegatten  821. 
Erwerb  der  Frau  820. 
Erziehung  der  Eheschliessenden  812,  der 

Kinder  823  f. 


Familienrath  812. 
Folgepflicht  der  Frau  819. 
Form  der  Ehesohliessung  815. 
Freiheitsberaubung  829. 
Gefährdung  des  Frauenvermögens  820. 
Gehorsam  der  Frau  819. 
Geistesgestörtheit,     -krankheit     812, 

825,  829. 
Geistliche  Verwandtschaft  818. 
Geistliche  Gerichte  830. 
Geistliche  Orden  814,  825,  828. 
Geltendmachung  der  Nichtigkeit  einer 

Ehe  826. 
Geldstrafen  wegen  Nichtbeachtung  von 

Ehehindemissen  828. 
Gemischte  Ehen  881. 
Geständniss  des  Ehebruchs  832. 
Gewerbe,  Beraubung  des  G.  829. 
Glaubensbekenntniss,    Ehe    zwischen 

Angehörigen   verschiedener   christlicher 

Gl.  818. 
Glaubensverschiedenheit  812. 
Glaubenswechsel  818. 
Guter  Glaube  825  ff. 
Gütergemeinschaft  822. 
Güterrecht,   gesetzliches   820,  vertrags- 

mässiges  821. 
Gütersonderung  821. 
Handelsgewerbe,    Betrieb    durch    die 

Ehefrau  819. 
Heirathsurkunde  818. 
Hypothekenkapitalien  der  Frau  822. 
Immobilien  der  Frau  822. 
Impotenz  812,  832. 
Internationales  Eherecht  833. 
Inventar  über  das  Frauenvermögen  820. 
Irrthum  812,  825. 
Keuschheitsgelübde  814,  828. 
Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 

der  K.  823,  824,  aus  einer  nichtigen  Ehe 

827. 
Klostergelübde  828. 
Kollation  durch  den  überlebenden  Ehe- 
gatten 823. 
Konkordat  830. 
Krankheit  829. 

Legitimation   unehelicher  Kinder   824. 
Literatur  des  Eherechts  810. 
Lüderlicher  Lebenswandel  812,  829. 
Militärpersonen  814f. 
Mischehen  818. 
Misshandlungen  829. 
Mord  des  Gatten  813. 
Name  der  Frau  819. 
Nichtigkeit  der  Ehe  825f. 
Nutzniessung      des      Frauen  Vermögens 

820f.,  des  Kindervermögens  824. 
Ort  der  Trauung  817. 
Pathe  813. 

Persönliche  Ehefähigkeit  811. 
Priester  814,  825,  828. 
Putativehe  833. 
Quellen  des  Eherechts  809. 
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Bechtsgeschäfte  der  Frau  810. 

Religionsverschiedenheit  626,  688. 

Eeligiose  Eniehmig  der  Kinder  818. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  811. 

Schade nsersatt  bei  Rücktritt  Ton  einem 
Verlöbniss  811. 

Schenknngen  819,  8fil. 

Schuldfrage  bei  der  Scheidung  dem 
Bande  nach  889. 

Schwägerschaft  als  ßhehindemise  618, 
816,  896,  886,  888. 

Schwangerschaft  der  Verlobten  811. 

Schwiegersöhne,  -töchter  886. 

Soldaten  816. 

Staatsanwalt  886 f. 

StandesYorrechte  der  Frau  819. 

Subdiakonie  814. 

Taufe  818. 

Th&tlichkeiten  886. 

Testament  der  Frau  619. 

Tod  eines  Ehegatten  828,  einer  Partei  in 
einem  Eheprosesse  888. 

Trauung  816,  818. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  888f. 

Treuepflicht  819. 

Ueberlebender  Ehegatte,  Rechte  des- 
selben 888. 

Unbewegliche  Güter  der  Frau  819. 

Uneheliche  Kinder  884. 

Uneheliche  Verwandtschaft  818. 

Ungültigkeit  einer  Ehe  818. 

Unterhaltspflicht  des  Mannes  gegen 
Frau  und  Kinder  819,  881,  887,  der 
Kinder  gegen  Aszendenten  887. 

Unzuständigkeit  des  Pfarrers  888. 

Urkunde  über  die  Trauung  817. 

Verbrechen  829. 

Verfahren  in  Ehesachen  880. 

Verführung  der  Verlobten  811. 

Verlassung,  bösliche  888,  888. 

Verlöbniss  811. 

Vermögen  der  Kinder  824. 

Vermögensrechtliche  Wirkungen  der 
Ehe  820,  der  Nichtigkeit  einer  Ehe 
827,  der  Scheidung  oder  Trennung  889  f. 

Vermögensstücke  der  Frau,  Veräusse- 

rung  oder  Belastung  819. 
Verschollenheitserklärung  828. 
Verwaltung  des  Frauenyermögens  819 ff., 

des  Kinderverroögens  824. 

Verwaltungsgemeinschaft  820. 
Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  818, 

816,  826,  828,  832. 
Vormund  812. 
Wartezeit  814. 
Wiederanfhebnng   der   Trennung   von 

Tisch  und  Bett  830. 

Wiederholte  Trauung  818. 

Wirkungen  der  Ehe  819,  hinsichtlich 
der  Kinder  828,  der  Nichtigkeit  einer 
Ehe  827,  der  Scheidung  und  Trennung 
829. 


Wohnsitz  688f. 

Zeugen  vor  der  Eheschliessung  816 f.^  bo 
der  Tranung  817. 

Zivile  Verwandtachart  818. 

Znchtigungsrecht  684. 

Zuständigkeit  für  die  Trauung  817,  der 
Staatsanwaltschaft  für  die  Geltend- 
machung der  Nichtigkeit  einer  Ehe  886, 
der  Gerichte  in  Ehesachen  830,  888. 

Zwang  812,  886. 


M.  Helena 

vgl.  oben  S.  621. 


HU  liBcta 

S.  1088. 


St.  Tlneenf 

Tgl.  oben  B.  682. 


Sclieitlaad 

S.  1096  (behandelt  bei  Grossbritannien). 


Behwedea. 

Abscheu  476. 

Abweisung  der  Scheidungsklage  476. 
Abwesenheit  des  einen  Ehegatten  4*^. 
Adelsstand  466. 
Adoption  471. 

Anerkennung  eines  Kindes  471. 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  471. 
Anstiftung  zu  Verbrechen  476. 
Armengesetz  470. 
Armenverband  467. 
A  u  f  g  e  b  o  t  vor  der  Eheschliessulig  466, 483. 
Auflösung  des  Verlöbnisses  469,  der  Ehe 
462,  der  Ehen  von  Ausländem  484. 

Ausland,  Reisen  eines  Ehegatten  ins  A. 
476,  Eheschliessung  im  A.  •^2,  Schweden 
im  A.  483f. 

Ausländer  488,  Ehetrennnngen  der  A.  480. 

Ausländische  Urtheile  484. 

Ausländischer  Wohnsitz  von  Ehegattea 
466. 

Ausweisung  von  Ausländem  488. 

Beamte  464. 

Beiwohnung  zwischen  Verlobten  469^ 
466,  mit  einer  dritten  Person  nach 
der  Verlobung  461,  nach  gegebenem 
^erersprechen  462, 466, 474,  entstehende 
Verwandtschaft  zwischen  Gatten  in  Folge 
avssereheljcher  B.  468,  480. 

Bestehende   Ehe   als   Hind^rnia   einer 

neuen  Ehe  468,  466,  478. 
Betrug  461. 


Sehwed^ü. 


1Ö67 


BeTollmächtigte,  Frau  AhB.  in  eitKem 
Proeess  467. 

Blutflchand«  481. 

Brach  eines  Verlöbnisses  469, 

Bürgerliche  Ehrenrechte  s.  Ehte, 

Bürgschaft  467. 

€hristliche  Eeligion  462,  464. 

Oivilbeamte  464. 

Civilehe  464f. 

Oonfusio  gradunm  469,  472. 

Diplomatische  Vertireter  482. 

Domizil  im  Ausland  482. 

Doppelehe  481;  s.-aach:  bestehende  JBhe. 

Ehebruch  462,  472f.,  474,  476f.,  481. 

Ehehindernisse,  -verböte  462f. 

Eheliche  Lebensgemeinschaft  466. 

Eheliches  Güterrecht  467,  468,  484. 

Ehescheidang  474i.,  484. 

Eheschliessnng  460. 

Eheunmündigkeit  472. 

Eheversprechen  462,  466,474;  s.  auch 
Verlöbniss, 

Ehevertrag  468,  484. 

Ehe  Vormund  s.  Vormundschaft. 

Ehre,  Verlust  derE.  bei  einem  Glitten 476. 

Eid  481. 

Eingehung  der  Ehe  460. 

Einsegnung  der  Ehe  465. 

Einstweilige  Verfügungen  481. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessulig  460  f. 

Epilepsie  462,  472. 

Erbanspruch  des  überlebenden  Ehe- 
gatten 468. 

Erbitterung  zwischen  Ehegatten  478. 

Erbverträge  478. 

Erlöschen  des  Klagelrechts  aus  einem 
Rüekgängigkeitsgrunde  472,  des  Rechts 
zur  Scheidungsklage  476. 

Erziehung  der  Kinder  470. 

Familienname  der  Ftau  466,  477. 

Festungsstrafe  476. 

Fördel  468. 

Form  des  Eheversprechens  468 f.,  detfSie- 
schliessung  464,  483. 

Formeller  Mangel  bei  dem  Trauungs- 
akt 472. 

Formloses  Eheverspfechen  466. 

Gefängnissstrafe  475. 

Oegenseitige  Testamente  473,  476. 

Geisteskrankheit  475f.,  479ff. 

Gerichtsstand  466,  477. 

Geschäftsfähigkeit  460,derEhefrau467. 

■Geschlechtsverkehr  der  Braut  vor  der 
Verlobung  461,  eines  Verlobten  mit 
einer  dritten  Person  472. 

Gesetzlicher  Vertreter  480. 

Oeständniss  481. 

Gewalt thätige  Gemüthsart  476. 

Giftoman  s.  Vormundschaft. 

Giftorätt  467. 

Guter  Glaube  bei  der  Mutter  473. 

Gütergemeinschaft  zwischen  Ehegatten 
467. 


Güterrecht  s.  eheliches  G. 

Gütertrennung  469. 

Häager  Konferenz  von  1900  485. 

Hass  zwischen  Eheleuten  476,  478. 

Heidnische  Religion  462. 

Heirathsregister  466. 

Impotenz  461. 

Internationales  !E*rivatrfecht  482. 

Irrthum  461. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsidhtlieh 
der  K.  470,  im  FaUe  eineir  Ungültigkeit 
der  Ehe  473,  Sorge  für  die  K.  im  FaHe 
einer  Ehescheidung  478,  im  Falle  einer 
1\rennung  von  Tisch  und  Bett  479,  eiUirt- 
weilige  Fürsorge  481. 

Kinderlosigkeit  467. 

Kirchliche  Eheschliessung  464. 

König,  Ehescheidung  duhsh  den  K.  476  f. 

Königliches  Haus  464. 

Konsuln  482. 

Krankheit,  ansteckende,  ekelhafte  461. 

Landesverweisung  475. 

Lappländer  460. 

Lebensn  ach  Stellung  «wischen  Ehe- 
gatten 475,  477. 

Legitimation  der  vorehelichen  Kinder 
470,  durch  rescriptnm  princxpis  471. 

Letztwillige  Verfügungen  zwischen  Ehe- 
gatten 473,  478. 

Letztwillige  Zuwendungen  «wischen 
Ehegatten  468. 

Literatur  des  Eherechts  457. 

Locus  regit  actum  483. 

Lutherische  Kirche  464. 

Militärpersonen  463. 

Minderjährigkeit  472. 

Missbrauch  äes  eheherrlichen  Reehts 
466. 

Morganatische  Ehen  466. 

Morgengabe  für  die  Frau  467. 

Mosaische  Religion  462,  464. 

Name  s.  Familienname. 

Nationalität  der  Frau  473,  477. 

Nichtigkeit  der  Ehe  471,  472. 

Nothzueht  471. 

Offiziere  463. 

Persönliche  Ehefähigkeit  460,  482. 

Pflegeeltern  461. 

Quellen  des  Eherech ts  457. 

Rang  des  Mannes  466,  der  Frau  478. 

Regressrecht  zwischen  Ehegatteu  469. 

Religiöse  Erziehung  der  Kinder  470. 

Rüekgängigkeitsgrunde  für  Ehen  472. 

Rückgängigkeitsklagen  479. 

Schadensersatz  bei  Auflösung  eines 
Verlöbnisses  459. 

Scheidung  eines  Verlöbnisses  459,  def 
Ehe  474  f. 

Scheidungsbrief,  Erth eilung  durch  das 
Domkapitel  480. 

Schenkungen  zwischen  Ehegatten  477, 
469. 

Schlüsselgewalt  464",  478,  484. 
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Schweden. 


Schweiz. 


SchuldenhaftuDg  469. 

Schnldfrage  bei  Ehebrnch  477. 

Schuldverbindlichkeiten,  Eingehnng 
durch  die  Frao  467. 

Schwagerschaft  als  Ehehinderaiss  463. 

Staatsangehörigkeit  466,  482. 

Staatsanwaltschaft  472,  480. 

Stand  des  Mannes  461,  der  Frau  477. 

Standesregister  465. 

Theilnahme  am  Verbrechen  476. 

Titel  des  Mannes  466. 

Tod  des  Bräutigams,  der  Braut  459,  eines 
Ehegatten  468. 

Todeserklärung  462.  473,  von  Aus- 
ländern 480. 

Todesstrafe  476. 

Trauerzeit  463. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  474 f., 
478,  483  f. 

Trunksucht  476. 

Uneheliche  Kinder  461,  473. 

Ungültigkeit  der  Ehe  471. 

Unterhalt  der  Kinder  470,  481. 

Unterhaltsanspruch  im  Falle  derSchei- 
düng  477. 

Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  467. 

Unvollkommene  Ehe  460,  462,  465f., 
471,  474,  482. 

Urtheile  in  Ehesachen  481. 

Verbrechen,  grobes  oder  entehrendes  476. 

Vereinbarungen  über  das  eheliche 
Güterrecht  467. 

Verfahren  in  Ehesachen  479. 

Vergleich  472. 

Verlassung,  bösUche  473,  477,  479,  481, 
483. 

Verlöbniss  458,  459,  462,  482;  s.  auch 
Ehe  versprechen. 

Verlöbnissgaben  459. 

Vermögensauseinandersetzung  vor 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  463. 

Vermögensrechtliche  Beziehungen  der 
Ehegatten  467,  im  Falle  einer  Ungültig- 
keit der  Ehe  473,  im  Falle  einer  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  479,  im  Falle  einer 
Ehescheidung  477,  481. 

Verschollenheit  462,  473. 

Verschwendung  476. 

Versöhnungsversuche  481. 

Verwaltung  des  Vermögens  468,  des 
Kindervermögens  470  f. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  462, 
472. 

Verzeihung  476. 

Verzicht  auf  die  Scheidungsklage  476. 

Volljährigkeit  460. 

Vollkommene  Ehe  464,  466. 

Voraus  s.  Fördel. 

Vorbehaltsgut  467. 

Vormundschaft,  eheliche  460,  472,  484. 

Wahnsinn  461. 

Wartezeit  463. 

Wiederyerheirathung  473,  477,  483. 


Willensmängel  461. 

Wirkungen  der  Ehe  466,  hinsichtlich  der 
Kinder  470,  der  nnvoUkommenea  Ehen 
471,  der  Ungültigkeit  einer  Ehe  473, 
der  Ehescheidung  477,  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  478. 

Wohnsitz,  Wohnung  466,  483. 

Zeugnissunfähigkeit  zwischen  Ver- 
lobten 459. 

Zuchthausstrafe  463,  475. 

Zuständigkeit  in  Ehestreitigkeiten 479. 

Zustimmung  der  Behörden  zur  Ehe- 
schliessung 463,  des  ehelichen  Vor- 
mundes 472. 

Zwang  461. 

SehweiB.*) 

A  arg  au,  Partikulares  Eherecht  189,  Ver- 
löbniss 192,  Eheliches  Güterrecht  202, 
elterliche  Gewalt  210,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  215, 
Sachliche  Zuständigkeit  in  Ehesachen 
224,  Versöhnungsversuche  224. 

Abneigung  zwischen  Ehegatten  213. 

Adoptiveltern,  -kinder  196. 

Alter  s.  Ehemündigkeit. 

Altersunterschied  zwischen  Ehegatten 
213. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  195. 

Anfechtung  der  Ehe  211. 

Appenzell-Ausserrhoden,  Partiku- 
lares Recht  189,  Verlöbniss  192,  Ehe- 
liches Güterrecht  202,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  215, 
Sachliche  Zuständigkeit  in  Ehesachen 
224,  Versöhnungsversuche  224,  Vorver- 
fahren in  Ehesachen  225,  Persönliches 
Erscheinen  der  Parteien  227,  Einstweilige 
Verfügungen  228. 

Appenzell-Innerrhoden,  Partikulares 
Recht  189,  Eheliches  Güterrecht  202, 
Name  der  geschiedenen  Frau  215,  Ver- 
mögen und  Kinder  im  Falle  einer 
Scheidung  216,  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  221,  Kontumaz  227. 

Auflösung  des  Verlöbnisses  192. 

Ausland,  Legitimirung  durch  nach- 
folgende Ehe  210,  Schweizerisches  Ehe- 
recht im  A.  230,  Eheschliessung  im  A. 
230f. 

Ausländer,  Ausländerinnen  197,  231, 

233. 
A  u  s  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  Urtheile  in  Ehesachen  222, 

Anerkennung  232. 
Ausserehelicher        Geschlechtsverkehr 

196. 
Ausstossung  aus  dem  Hanse  214. 
Auswanderung  200. 

*)  Das  partikulare  Siereoht  ist  im  Weaeatr 
liehen  nur  ninter  dem  Namen  der  einselaeB 
Ksntone  zusammengestellt. 
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Basel  (Stadt  und  Land),  Eheliches  Güter- 
recht 202  f.,  Vermögen  und  Kinder  im 
Falle  einer  Scheidung  216,  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  221,  Nichtigkeits- 
klage 225,  Beweiserhebung  von  Amts- 
wegen 226,  Beweiswürdigung  226. 

Baselland,  Partikulares  Eherecht  190, 
Name  der  geschiedenen  Frau  215,  Ver- 
söhnungsversuche  224,   Kontumaz  227. 

Baselstadt,  Partikulares  Eherecht  189, 
Verlöbniss  192,  Verschollenheit  eines 
Ehegatten  196,  Sachliche  Zuständigkeit 
in  Ehesachen  223,  VersÖhnungsyersnche 
224,  Vermögensstreit  227  f.,  Einstweilige 
Verfügungen  228. 

Belgier  197. 

Bern,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 192,  Eheliches  Güterrecht  203, 
elterliche  Gewalt  210,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  216, 
Vorverfahren  in  Ehesachen  225,  Beweis- 
erhebung von  Amtswegen  226,  Beweis- 
würdigung 226,  Eid  226,  Kontumaz  227, 
Einstweilige  Verfügungen  229. 

Bern  er  Jura  190,  204. 

Besonderheiten  des  Eheprozesses  225. 

Betrug  195,  211. 

B  ew e is e rheb  u n gen  von  Amtswegen  225. 

Beweiswürdigung  226. 

Blödsinn  211. 

Blödsinnige  195. 

Böser  Glaube  bei  der  Eheschliessung  212. 

Brauteinzugsgebühren  197. 

Buenos-Aires  230. 

Bürgerrecht  der  geschiedeneu  oder  ge- 
trennten Frau  215,  221. 

Oivilstandsbeamte  198. 

Deutsche,    Eheschliessung  von   D.    197. 

Dispensation  von  Ehehindemissen  197, 
vom  Aufgebot  199. 

Doppelehe  195,  211. 

Ehebruch  197,  213. 

Ehehindernisse,  -verböte  195. 

Eheliche  Gesinnung  213. 

Eheliche  Pflicht  213. 

Eheliche  Vormundschaft  200,  215. 

Eheliches  Güterrecht  200£f.,  233. 

Ehemündigkeit  194,  211. 

Bheregister  199,  223. 

Ehescheidung  196,  213ff. 

Eheschliessung  194f. 

Bhever  träge  202  ff.,  im  Falle  einer 
Scheidung  215. 

Ehrenkränkungen  213f. 

Eid  226. 

Eifersüchteleien  213. 

Einsprachen  gegen  den Eheabschluss  198. 

Einstweilige  Verfügungen  in  Ehesachen 
223,  228. 

Einverständliche  Ehescheidung  213. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  195, 
211. 


Elterliche  Gewalt  195,  210,  223. 

England  197. 

Erbrechte  im  Falle  einer  Scheidung  215. 

Ermessen  192,  221. 

Errungenschaftsgemeinschaft  201. 

Erziehung  der  Kinder  210,  215,  221. 

Feststellung  des  Bestehens  oder  Nicht- 
bestehens einer  Ehe  212. 

Form  der  Eheschliessung  197. 

Franzosen  197. 

Frauengntim  Konkurse  des  Mannes  200 f. 

F  r  e  i  b  u  r  g ,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 192,  EheUches  Güterrecht  203, 
elterliche  Gewalt  210,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  217, 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  221, 
Nichtigkeitsklage  224. 

Gebrechen  bei   der  Eheschliessung  195. 

Geisteskrankheit,  -Störung  195,  211, 
214. 

Genf,  Partikulares  Eherecht  190,  Ehe- 
liches Güterrecht  204,  elterliche  Gewalt 
210,  Vermögen  und  Kinder  im  Falle 
einer  Scheidung  217,  Versöhnungsver- 
suche 224,  Einstweilige  Verfügungen 
228. 

Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  222. 

Geschenke  zwischen  Verlobten  192. 

Geschwister  196. 

Gesundheit,  Gefährdung  der  G.  200. 

Getrenntleben  der  Gatten  228. 

Glarus,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 193,  Eheliches  Güterrecht  204, 
elterliche  Gewalt  210,  Böswilliges  Ver- 
lassen 214,  Vermögen  und  Kinder  im 
Falle  einer  Scheidung  217,  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  221,  Vorverfahren 
in  Ehesachen  225,  Beweiserhebung  von 
Amtswegen  226,  Beweiswürdigung  226, 
Eid  226,  Kontumaz  227,  Persönliches 
Erscheinen  der  Parteien  227,  Einst- 
weilige Verfügungen  228. 

Graubünden,  Partikulares  Eherecht  190, 
Verlöbniss  193,  Eheliches  Güterrecht 
204,  elterliche  Gewalt  210,  Vermögen 
und  Kinder  im  Falle  einer  Scheidung 
217,  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  221, 
Nichtigkeitsklage  224,  Sachliche  Zu- 
ständigkeit in  Ehesachen  224,  Vorver- 
fahren in  Ehesachen  225,  Persönliches 
Erscheinen  der  Parteien  227,  Einstweilige 
Verfügungen  229,  Oeffentlichkeit  230. 

Guter  Glaube  bei  der  Eheschliessung  212. 

Gütereinheit  201. 

Gütergemeinschaft  zwischen  Gatten 
201. 

Güterrecht,  eheliches  200  ff.,  inter- 
nationales Privatrecht  233. 

Gütertrennung  zwischen  Ehegatten  201 . 

Güterverbindung  zwischen  Ehegatten 
200. 

Halbgeschwister  196. 


1,070 


Handlungsfähigkeit  den  £befrttA  288. 

Heimathrecht  der  Frau  199. 

Jahrgebung  211. 

«)apan  280. 

Impotenz  218. 

Interkantonales  Eherecht  2dOf. 

Internationales  Eherecht  230f. 

Irrthum  in  der  Person  bei  der  Ehe- 
schliessuBg  195,  211. 

Italien  197. 

Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsichtlich 
der  K.  210,  im  ITalle  einer  Scheidung 
215. 

Kindervermögen,  Verwaltung  210* 

Kirchliche  Trauung  197. 

Klage  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  211,  auf 
Feststellung  des  Bestehens  oder  Nicht- 
bestehens einer  Ehe  212. 

Klagenverbindung  227. 

Kompromittirende  Auftritte  213. 

Konkurs  des  Ehemannes  200 f. 

Konsul  eines  auswärtigen  Staates  198. 

Konsulate  230. 

Kontumaa  227. 

Konvenienzehe  214. 

Konventionalstrafen  191. 

Lebensnachstellung  zwischen  Ehe- 
gatten 218. 

Legitimirung  durch  nachfolgende  Ehe 
210. 

Lieblose  Behandlung  der  Kinder  erster 
Ehe  214. 

Literatur  des  Eherechts  191,  998. 

Lttzern,  Partikulares  Eherecht  190,  Ehe- 
liches Güterrecht  205,  elterliche  Gewalt 
210,  Name  der  geschiedenen  Frau  215, 
Vermögen  und  Kinder  im  FaUe  einer 
Scheidung  218,  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  221,  VersÖhnungsversuche  224, 
Beweiserhebung  von  Amtswegen  226, 
BeweUwürdigung  226,  Eid  226,  Kon- 
tumaz 227,  EiustweiUge  Verfügungen 
229. 

Manilla  280. 

Misshandlung  von  Ehegatten  218. 

HündigkeitsalterbeiderEheschliessang 
194,  211. 

Name  der  Frau  199,  221. 

Neuenburg,  Partikulares  Eherecht  190, 
Eheliches  Güterrecht  205,  elterliche  Ge- 
walt 210,  Name  der  geschiedenen  Frau 
215,  Vermögen  und  Kinder  im  Falle 
einer  Scheidung  218,  Scheidung  von 
Tisch  und  Bett  221,  Einstweilige  Ver- 
fügungen 229. 

Nichtigkeit  der  Ehe  195f.,  2llff. 

Nichtigkeitserklärung  211ff. 

Nichtigkeitsklage  224,  zwischen  Aus- 
ländem 231. 

Nidwaiden  siehe  Unterwaiden  nid  dem 
Wald. 

Obwalden  siehe  Unterwaiden  ob  dem 
Wald. 


Oeffentlichkeit  280. 

Oheim  196. 

0  e  r  1 1  i  ch  e  Zuständigkeit  in  Ehesachen  221 . 

Oesterreicher  197. 

Persönliche  Ehefähigkeit  194 

Persönliche  Handlungsfihigkeit  der  Aus- 
länder 288. 

Persönliches  Erscheinen  der  Parteien 
227. 

Prorogatio  fori  222. 

Quellen  dea  Eherechts  189. 

Bechtskraft  in  Ehesachen  223. 

Rechtsmittel  in  Ehesachen  223. 

R  e  k  u  r  8  an  die VormundschafUbehörde  195. 

Religiöse  Erziehung  der  Kinder  210. 

Religiöse  Ueberzeugungen  214. 

Russland  197. 

Sachliche  Znständigkeit  in  Ehesachen  223. 

St.  Gallen,  Partikulares  Ehereeht  190, 
Verlöbniss  198,  Eheliches  Güterrecht 
206,  BöswUliges  Verlassen  214,  Ver- 
mögen and  Kinder  im  FaUe  einer 
Scheidung  218,  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  221,  Sachliche  Zuständigkeit 
in  Ehesachen  224,  Versöhnungsversoche 
224,  Vorverfahren  in  Ehesachen  225, 
Beweiserhebung  von  Amtswegen  226, 
Beweiswürdigung  226,  Eid  226,  Kon- 
tumaz 227,  Personliches  Erscheinen  der 
Parteien  227,  Vermögensstreit  227,  Einst- 
weilige Verfügungen  229,  Oeffentlichkeit 
280. 

Säumniss  227. 

Schadensersatz  bei  Bruch  des  Verlöb- 
nisses 192. 

Schaffhausen,  Partikulares  Eherecht  190, 
Verlöbniss  198,  Eheliches  Güterrecht  206, 
elterliche  Gewalt  210,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  218, 
Sachliche  Zuständigkeit  in  Ehesachen 
228,  Beweiserhebung  von  Amtswegen 
226,  Beweiswürdigung  226,  Persönliches 
Erscheinen  der  Parteien  227,  Vermögens- 
streit 227. 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett  213fi., 
220  f. 

Scheidungsklage  zwischen  Ausländem 
281. 

Schenkungen  unter  Ehegatten  202. 

Schlüsselgewalt  200. 

Schuld  fr  ageim  FaUe  einer  Ehescheidung 
213,  215,  222. 

Schwachsinn  195. 

Seh  Wägers  chaft  als  Ehehindemiss  196. 
211. 

Schwangerschaft  211,  218. 

Schwiegereltern,  -kinder  196. 

Schwyz,  Partikulares  Eherecht  190,  Ehe- 
liches Güterrecht  206,  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  214,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  and 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  219, 
Scheidung    von    l^sch    und    Bett  221, 
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Nichtigkeitsklage  894,  YeraohniiogsYer- 
suche  234,  Beweiserhebung  von  Amts- 
wegen  220,  Beweiswürdigung  226,  Eid 
226,  Aussetaung  des  Yerfakrens  227, 
JLontumas  227,  Yermögensstreit  228, 
Einstweilige  Verfügungen  229. 

Solothurn,  Partikulures  Eherecht  190, 
Eheliches  Güterrecht  207,  elterliche  Ge- 
walt 210,  Name  der  geschiedenen  Frau 
215,  Vermögen  und  Kinder  im  Falle 
einer  Scheidung  219,  Scheidung  Yon 
Tisch  und  Bett  221. 

Sonder  gut  der  Frau  201. 

Staatsangehörigkeit  212. 

Staatsanwalt  224. 

Stand  der  Frau  199. 

Stiefeltern,  -kinder  196. 

Strafe,  Verurtheilung  zu  einer  entehrenden 
Str.  218. 

Tante  196. 

Tessin  200,  Partikulares  Eherecht  190, 
Verlöbniss  194,  Eheliches  Güterrecht 
207,  elterliche  Gewalt  210,  Name  dar 
geschiedenen  Frau  215,  Vermögen  und 
JSLinder  im  Falle  einer  Scheidung  219, 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  221, 
Nichtigkeitsklage  225,  Beweiserhebung 
von  Ajmtswegen  226. 

T  h  a  r  g  a  u ,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 194,  Eheliches  Güterrecht  207, 
elterliche  Gewalt  210,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  21^, 
Einstweilige  Verfügungen  229. 

Todeserklärung  196. 

Todesgefahr  199. 

Todtenschein  195. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  213. 

Trunkenheit  195. 

Trunksucht  214. 

Unterhalt  der  Frau  und  der  Kinder 
200,  210,  221,  228. 

Unterricht  der  Kinder  215,  221. 

Unterwaiden  nid  dem  Wald,  Partikulares 
Eherecht  190,  Eheliches  Güterrecht  208, 
elterliche  Gewalt  210,  Name  der  ge- 
schiedenen Frau  215,  Vermögen  und 
Kinder  im  Falle  einer  Scheidung  219, 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  221, 
Nichtigkeitsklage  224,  Versöhn ungsver- 
suche  2*24,  Beweis  von  Amtswegen, 
Beweiswürdigung  226,  Eid  226,  Kontu- 
maz 227. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald,  Partikulares 
Eherecht  190,  Eheliches  Güterrecht  208, 
Vermögen  und  Kinder  im  Falle  einer 
Scheidung  219,  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  221,  Versöhnungsyersuche  224. 

Uri,  Partikulares  Eherecht  190,  Eheliches 
Güterrecht  208,  Vermögen  und  Kinder 
im  Falle  der  Scheidung  220^  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  221. 

Väterliche  Gewalt  210. 


Verbindung  der  Scheidungsklage  mit 
anderen  Ansprächen  227. 

Verfahren  in  Ehesachen :  L  Bundesrecht 
221  f.,  II.  Kantonales  Eheprozessrecht 
221  f. 

Verkündsohein  199. 

Verkündung   des  Eheversprechens    198. 

Verlassung,  bösliche  196,  218. 

Verlöbniss  191ff. 

Verlöbnissbruch  288. 

Vermögen  im  Falle  einer  Scheidung  215. 

Versäumniss  227. 

Verschollenheit   eines  Ehegatten   196. 

Verschwender  195. 

Versöhnungsyersuche  224. 

Vertretung  der  Frau  200. 

Verwaltung  des  Hauswesens  200. 

Verwaltungsgemeinschaft  zwischen 
Ehegatten  200. 

Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  196, 
211. 

Verweigerung  der  Verkündung  durch 
den  Givilstandsbeamten  195. 

Volljährigkeit  194,  199,  210. 

Vollstreckbarkeit  in  Ehesachen  228. 

Vorbehalteues  Vermögen  200. 

Vormund  195. 

Vorverfahren  in  Ehesachen  225. 

Waadt,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 194,  Eheliches  Güterrecht  209, 
Name  der  geschiedenen  Frau  215,  Ver- 
mögen und  Kinder  im  Falle  der  Schei- 
dung 220,  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
221,  Nichtigkeitsklage  225. 

Wallis,  Partikulares  Eherecht  190,  Ver- 
löbniss 194,  Eheliches  Güterrecht  209, 
Name  der  geschiedenen  Frau  215,  Ver- 
mögen und  Kinder  im  Falle  der  Schei- 
dung 220,  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  221. 

Wartezeit  der  Frauen  196. 

Willensmängel  195. 

Wirkungen  der  Ehe  199ff.,  282,  der 
Nichtigerklärung  212,  der  gänzlichen 
Ehescheidung  214. 

Wohnort  der  Gatten  199. 

Wohnsitz  der  Frau  200,  der  geschiedenen 
Frau  215,  des  Ehemannes  massgebend 
für  die  Zuständigkeit  221  f. 

Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses 
214,  220. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  199. 

Zug,  Partikulares  Eherecht  191,  Verlöbniss 
194,  Eheliches  Güterrecht  209,  elterliche 
Gewalt  210.  Name  der  geschiedenen 
Frau  215,  Vermögen  und  Kinder  im 
Falle  der  Scheidung  220,  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  221,  Vorverfahren 
in  Ehesachen  225. 

Zürich  200,  Partikulares  Eherecht  191, 
Eheliches  Güterrecht  209,  elterliche  Ge- 
walt 210,  Nichtige  Ehe  212,  Vermögen 
und   Kinder    im   Falle    der   Scheidung 


1072 


Schweiz.  —  Serbien. 


920,  VenöhDungavenuch  224,  Beweis- 
erhebung TOD  Amtswegen  226,  Beweis- 
würdiguDg  226,  Persönliches  Erscheinen 
der  Parteien  227. 

Zuständigkeit  für  die  Trauung  199. 

Zwang  195,  zur  Erfüllung  des  Verlöbnisses 
191,  zur  Rückkehr  200,  zur  Eheschliessung 
211. 


Serbien.*) 

Abwesenheit  894. 

Anfechtbarkeit  einer  Ehe  898. 

Anfechtungsrecht  der  Gläubiger  gegen- 
über Rechtsakten  der  Gatten  891. 

Anzeige  von  Ehehindemissen  889. 

Aufgebot  vor  der  Trauung  889. 

Ausland,  Eheschliessung  im  A.  898. 

Ausländer  896,  898. 

Ausländerin  890. 

Aussöhnung  der  Parteien  897. 

Aussöhnungsversuch  zwischen  Ehe- 
gatten 895. 

Bestehende  Ehe  als  Ehehindemiss  886, 
893. 

Betrug  886. 

Beweiserhebung  897. 

Bürgerliche  Gerichte,  Zuständigkeit  896. 

Christliche  Religion,  Abfall  von  der 
ehr.  R.  894. 

Diplomatische  Vertreter  898. 

Dispensation  von  Ehehindernissen  888, 
vom  Aufgebot  889. 

Doppelehe  886,  893. 

Dos  891. 

Drohung  888. 

Ehebruch  887,  894. 

Ehehindernisse,  -verböte  886,  889. 

Eheliche  Pflicht  886. 

Ehemündigkeit  886,  889. 

Ehepakten  891. 

Eheprüfung  885. 

Eheregister  889. 

Ehetrennung  894. 

Ehescheidung  892. 

Eheschliessung  886. 

Eheverträge  890,  893. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  886. 

Entführung  887. 

Erziehung  der  Kinder  892f.,  895. 

Feldwebel  887 f. 

Form  der  Eheschliessung  888. 

Fortsetzung  des  ehelichen  Lebens  durch 
geschiedene  Ehegatten  895. 

Gattenmord  887. 

Gefreite  888. 

Geisteskrankheit  886. 

Geistliche  Gerichtshöfe  896. 

Geistliche  Verwandtschaft  887. 

Geistliches  Obergericht  897. 

Gemeine  Soldaten  887 f. 


*)  Siehe  auch  S.  loio. 


Gerichtsstand  890. 
Geschäftsfähigkeit  886. 
Geschenke  zwischen  Ehegatten  892. 
Geschlechtsgemeinschaft  889. 
Griechisch -orientalische  Konfessioi 

889. 
Güterrecht,  eheliches  890 ff. 
Gütergemeinschaft  892. 
Handlungsfähigkeit  der  Frau  890. 
Hauswesen,  Leitung  des  H.  890. 
Heirathsgut  891. 
Internationales  Privatrecht  898. 
Kerker  887,  894. 
Kinder,  Wirkungen  der  Ehe  hinsidith^ 

der  K.  892,  aus  einer  nichtigen  Ehe  894. 
Kindervermögen  893. 
Kirchliche  Trauung  888. 
Konkurs  892. 
Konsuln  898. 
Lebensnachstellung  893. 
Legitimation  unehelicher  Kinder  899. 
Literatur  des  Eherechts  885. 
Mischehe  896. 
Morgengabe  892. 
Mordanschläge  gegen  einen  Ehegattei 

894. 
Name  der  Frau  nach  der  Scheidung  895. 
Nichtigkeit  einer  Ehe  893. 
Nichtigkeitserklärung   der  Ehe  886. 
Nutzniessung    am    Paraphernalgut   der 

Frau  890. 
Offiziere  887. 

Paraphernalgut  der  Frau  890. 
Persönliche  Ehefähigkeit  886. 
Putativehe  893. 
Raptus  887. 

Religionsverschiedenheit  886,  893. 
Religiöses  Bekenntniss  886. 
Rücktritt  vom  Verlöbniss  886. 
Quellen  des  Eherechts  885. 
Schadensersatz       wegen      Verlöbniss- 

bruchs  885. 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  894f. 
Schuldfrage   im  Falle  einer  Scheidung 

895. 
Sohwägerschaft  als  Ehehindemiss  887, 

893. 
Schwangerschaft  888. 
Staatsbürgerrecht,  Erwerb  durch  Aua- 

länder  898. 
Staatsverträge  898. 
Sühneversuche  897. 
Taufpathe  887. 
Testament,  Errichtung  d urch  EhegatU^n 

892. 
Trauregister  889. 

Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  893. 
Unterhalt  der  Frau  890,  der  Kinder  89S. 

895,  der  Kinder  aus  einer  nichtigen  Ehe 

894. 
Unteroffiziere  887. 
Unvermögen  zur  Leistung  der  ehelicheo 

Pflicht  886. 
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Yerbrechen  887,  894. 
Verfahren  in  Ehesachen  896. 
Vergleich  über  die  Scheidung  oder  N  iehtig- 

keitserklämng  der  £he  897. 
Verlassung,  bösliche  894. 
Verlöbniss  885. 
Vermögensrechtliche   Wirkungen  der 

Ehe  890. 
Verschoüenheit  894. 
Versöhnungsversuche  897. 
Verwaltung  des  Paraphernalguts  der  Frau 

890,  des  Kindervermögens  898. 
Verwandtschaft  als  Ehehinderniss  887, 

898. 
Vormundschaftsrichter  886,  892. 
Widerlage  892. 

Wiederyerheirathung  888,  896. 
Wirkungen  der  Ehe  889,  hinsichtlich  der 

Kinder  892,  der  Scheidung  895. 
Wittwe,  Anrecht   an   der  Hinterlassen- 
schaft 891. 
Wittwengehalt  892. 
Wittwennutzniessung    am    Vermögen 

des  Mannes  891. 
Zeugen  bei  der  Trauung  888. 
Zuchthaus  887,  894. 
Zuständigkeit  in  Elhesaehen  896. 
Zwang  886. 


Selangor 

vgl.  oben  S.  600. 


Seychellen 

vgl.  oben  S.  621. 


Sierra  lieone 

S.  1088. 


SlftTonlen 

S.  1048   (behandelt  bei  der  Oesterr.-Ung. 

Monarchie). 


Spanien. 

Abfall  vom  Glauben  480. 
Adoption  418. 
Adoptivkinder  416. 
Aenderung  von  Ehevertragen  428. 
Anerkannte  uneheliche  Kinder  422. 
Anzeige  betr.  ein  Ehehinderniss  419. 
Aufgebot  vor  der  Eheaehliessung  418, 438. 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 

430. 
Auflösung  der  Ehe  424f. 
Ausland,  Ehesehliessnng  im  A.  482. 
Ausländer  419. 

Aussöhnung  zwischen  Gatten  426,  430 f. 
Beauftragte,   Eheeehliefsung  durch  B. 

420.  ^ 


Bekanntmachung    der    beabsichtigten 

Eheschliessung  418. 
Belastung  des  Heirathsguts  424. 
Beweis  der  Ehe  421. 
Oivilehe  413,  415,  418,  432. 
Givilstandsreglster  420f. 
Guba  413. 

Diplomatische  Vertreter  421,  432. 
Dispensation  von  einem  Ehehindernisse 

417  f.,  von  dem  Aufgebot  418  f. 

Dotalrecht  423. 
Drohungen  430. 
Ehebruch  418,  430. 
Ehehindernisse  415£F.,  428. 
Eheliches  Güterrecht  422,  433. 
Ehescheidung  429ff. 
Eheunmündige  417. 
Eheversprechen  415. 
Ehevertrag  422,  426. 
Ehren  des  Mannes  422. 
Ehrenkränkungen  430. 
Eingehung  der  Ehe  415. 
E  i  n  s  c  h  1  i  e  s  8  u  n  g  ,Verurtheilung  zu  lebens- 
länglicher E.  431. 

Einspruch  gegen  die  Eheschliessung  419. 
Einstweilige  Verfügungen  432. 
Einwilligung  in  die  Eheschliessung  415 f. 
Elterliche  Gewalt  427,  481. 
Emanzipation  s.  Entlassung. 
Entführung  428. 
Entgangener  Gewinn  415. 
Entlassung   aus  der  elterlichen  Gewalt 

421,  427. 
Entmündigung  424. 
Erlöschen  des  Rechts  auf  Nichtigkeit  zu 

klagen  417,  428. 

Errungenschaftsgemeinschaft  422, 
424,  433. 

Erziehung  der  Kinder  426 f. 

Familienrath  415f. 

Findlinge  416. 

Folgepflicht  der  Frau  421. 

Form  der  Eheschliesjung  418. 

Frankreich  413. 

Furcht  428. 

Gattenmord  418. 

Geheime  kirchliche  Ehe  420. 

Gehorsam  der  Frau  421. 

Geisteskrankheit  417,  428. 

Geistliche  Orden  429. 

Gemeingut  bei  der  Errungenschafts- 
gemeinschaft 425. 

Gewalt  428. 

Gewaltthätigkeiten  430. 
Gewissensehe  420. 
Gute  Sitten  422,  433. 
Güterrecht,  eheliches  422,  423. 
Guter  Glaube  428. 
Gütertrennung  416,  425f. 
Hass,  Bezeugung  von  H.  430. 
Heirathsgut  423. 
Internationales  Frivatrecht  432. 
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Irrthnm  428. 

Kanaren  418. 

Kanonische  Form  der  Ehesohlieasung 
415. 

Kettenstrafe,  Yemriheilung  zur  K.  4dl. 

Ketzerei  430. 

Kinder,  nneheliche  416,  422,  Wirkungen 
der  Ehe  hinsichtlich  der  K.  427,  im 
Falle  einer  Trennung  der  Gatten  431. 

Kirchliche  Ehe  415, 432,  Nichtigkeit  428. 

Kirchliche  Eheschliessung  419. 

Klage  auf  Erfüllung  eines  Eheversprechens 
415,  auf  Nichtigerklärung  428. 

Kloster,  Eintritt  in  ein  Kl.  480. 

Klostergelübde  417,  429. 

Konsularische  Vertreter  421,  482. 

Konzil  von  Trident  415,  417. 

Kränkungen  480. 

Lebensnachstellungen  480. 

Legitimirte  Kinder  427. 

Legitimirte  uneheliche  Kinder  416. 

Literatur  des  Eherechts  414. 

Locus  regit  actum  433. 

Militärpersonen  418. 

Minderjähriger  Ehemann  421. 

Misshandlungen  430. 

Mitgift  für  Töchter  428. 

Nichtigerklärung  der  Ehe  424f. 

Nichtigkeit  von  Hechtshandlungen  der 
Frau  422,  von  Bestimmungen  in  Ehe- 
▼erträgen  422,  der  Ehe  424  f.,  427. 

Niessbrauch  am  Heirathsgut  424. 
Notare  423. 

Oeff entliche  Ordnung  483. 
Paraphernalgut  der  Frau  424. 
Philippinen  418. 
Pflichttheil,  -mitgift  428. 
Portorico  413. 
Quellen  des  Eherechts  418. 
Bath,  Einholung  vor  der  Eheschliessung 
415  f. 

Beligionsbekenntniss,  Aenderung 480. 

Rücktritt  vom  Verlöbniss  415. 

Schadensersatz  im  Falle  eines  Rück- 
tritts vom  Verlöbniss  415,  im  Falle  des 
Einspruchs  gegen  eine  Eheschliessung 
419. 

Schätzung  des  Heirathsguts  423. 

Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach  429. 

Schenkungen  aus  Anlass  der  Ehe  426, 
während  der  Ehe  427. 

Schiff,  Eheschliessung  an  Bord  eines  Seh. 

419. 
Schutz,  Gewährung  durch  den  Mann  421. 
Schwägerschaft  ^s  Ehehindemiss  417f. 
Schwangerschaft  416. 
Sonder  gut  der  Frau  424. 
Staatsangehörigkeit  422. 
Staatsanwalt  419,  428. 
Stand  des  Mannes  422. 
Testamentim  Falle  der  Errungenschafts- 

gemeinschaft  425. 


Trennung  von  Tisch  und  Bett  426,429t 

Treue  zwischen  Ehegatten  421. 

Uneheliche  Kinder  416,  422. 

Uneheliche  Verwandtschaft  418. 

Ungültigkeit  der  Ehe  427 £L 

Unterhalt  für  die  Frau  und  die  Kinder 
426  f.,  432. 

Unzucht  480f. 

Veräusserung  des  Heirathsguts  424. 

Verfahren  in  Ehesachen  431. 

Verjährung  der  Klage  wegen  Verlöbniss- 
bruchs  415. 

Verkündung  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung 419. 

Verlöbniss  414. 

Vermögen  der  Gatten  422 ff.,  im  Falle 
einer  Nichtigerklärung  429,  im  Falle 
der  Trennung  481. 

Verschollenheit  426,  429. 

Verschwendung  424. 

Verstand,  Vollbesitz  de«  V.  417. 

Vertretung  der  Frau   vor  Gericht  422. 

Verwaltung  des  Vermögens  der  ehelichen 
Gesellschaft  421,  422,  des  Heirathsgata 
424,  des  Gemeinguts  bei  der  Errungen- 
Schaftsgemeinschaft  425,  des  Kinder- 
Vermögens  427,  einstweilige  Verfugangen 
betr.  £e  V.  des  Vermögens  432. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  417 f. 

Volljährigkeit  415. 

Vormund,  Ehe  zwischen  V.  und  Mündel 
416. 

Wartezeit  416,  418. 

Wegfall  des  Grundes  zur  Gütertrennung 
426. 

Weihen  417. 

Wirkungen  der  Ehe  421,  der  Ehe  hin- 
sichtUch  der  Kinder  427,  der  Nichtig- 
erklärung 428,  der  Trennung  der  Gatten 
431. 

Zeugen  bei  der  Eheschliessung  419  f.,  bei 
Errichtung  der  Eheverträge  423. 

Zuchtrecht,  Züchtigungsrecht  427. 

Zuständigkeit  in  Ehesachen  431. 

Zwang  428. 

Stratto  Settlements 

S.  1039. 

Sttd-Australien 

S.  1039. 

Tasmania 

S.  1039. 

TransTaal 

S.  1039. 

Trinidad 

S.  1039. 
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Abfall  vom  Islam  963. 
Alleinsein  der  Ehegatten  952. 
Amme  941,  949. 

Anbetung  von  Fener  und  Sternen  944. 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  954,  956. 
Angebot    und   Annahme    bei   der   Ehe- 
schliessung 941. 

Apostasie  957,  968. 
Auflösung  der  Ehe  937,  953,  954,  957. 
Ausbil^dung  der  Kinder  953. 
Ausland,  Ehen  von  Osmanen  im  A.  966. 
Ausländer,    Ausländerinnen   950,   Ehen 

von  A.  in  der  Türkei  965. 
Aussatz  957. 
Bain  959 f. 
Beauftragter,  Eheschliessung  durch  B. 

940. 
Bedingt  nichtige  Ehen  955. 
Bedingte  Yerstossung  961. 
Befristete  Yerstossung  961. 
Beischlafs  voll  Ziehung,    Beiwohnnng, 

Versagung   der  B.  947,   949,  952,  mit 

der  yerstossenen  Frau  959,  968. 

Beiwohnung  949,  968. 

Beruf  des  Elindes  958. 

Betrug  940. 

BeweisYorschriften  bezüglich  der  Ehe- 
schliessung 946. 

Blödsinn  937. 

Blutschande  967. 

Christinnen  944. 

Ciyilehe  966. 

Code  de  commerce  frangais  981,  950. 

Defloration  unter  dem  Y ersprechen  der 
Ehe  986. 

Deutsche,  Eheschliessung  965. 

Dotalsystem,  -forderungen  950. 

Dschebr  988. 

Ebenbürtigkeit  987. 

Egypten  934. 

Ehebruch  963. 

Ehegabe  936f.,  940f.,  947ff.,  951ff., 
955  f.,  958. 

Ehehindernisse  941,  967. 

Ehelicher  Verkehr  947f.,  952. 

Ehemündigkeit  936. 

Ehescheidung  957,  Bestimmungen  des 
Koran  968. 

Eheyormund  988,  Befugnisse  989. 

Eidliche  Yersicherung  954. 

Eingehung  der  Ehe  936. 

Einyerständniss  beider  Theile  bei  der 
Eheschliessnng  941. 

Einwilligung  des  ehemündigen  Mündels 

940. 
Elephantiasis  957. 
Enthaltsamkeit,  Gelübde  der  E.  957, 

962. 
Erhöhung  der  Ehegabe  953. 
Ermächtigung  der  Frau  sich  selbst  Ton 

der  Ehe  loszusagen  961. 


Erziehung  der  Kinder  958. 

Fetwas  933. 

Folgepflicht  der  Frau  948. 

Form  der  Eheschliessung  946,  der  Ehe- 
scheidung 959,  der  Yerstossung  960. 

Freie  und  Unfreie,  Ehe  zwischen  solchen 
957. 

Fünfte  Frau  954. 

Gefängnissstrafe  936. 

Gehorsam  der  Frau  948. 

Geisteskranke  940. 

Geistlicher  Elchter  939. 

Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  963. 

G,eschäftsunfähigkeit  988. 

Geschenke  zwischen  Yerlobten  986. 

Geschlechtlicher  Yerkehr  945,  952, 
962,  967. 

Geschlechtsreife  936. 

Gewalt  gegen  die  Frau  949. 

Gewaltthätigkeit  969. 

Gewerbe  des  Mannes  987. 

Götzendiener,  -anbeter  967. 

Götzendienerei  944,  954. 

Grossjährigkeit  958. 

Gütergemeinschaft  950. 

Haft  gegen  den  Mann  948. 

Hambalitische  Schale  982. 

Hanefitische  Schule  982f. 

Iddet  945. 

Idschab  941. 

Im  am  932,  Anwesenheit  bei  der  Ehe- 
schliessung 947. 

Impotenz  957. 

Internationales  Eherecht  965. 

Irrthum  940. 

Islam,  Abfall  yom  I.  958,  968,  Debertritt 
zum  I.  959. 

Jüdinnen  944. 

Jungfräulichkeit  988,  941,  951. 

Kabul  941. 

Kadi  939,  968. 

Kanun  981. 

Kias  932. 

Kinder,  Stillen  der  K.  948,  Wirkungen 
der  Ehe  hinsichtlich  der  K.  958,  aus 
einer  nichtigen  Ehe  956. 

Klage  der  Frau  oder  gegen  sie  949. 

Kleider  für  die  Frau  948. 

Kodifizirung  des  Rechts  984. 

Konkurs  des  Mannes  950. 

Konsulargerichte  965. 

Konsuln,  türkische  966. 

Koran  981,  967. 

Körperlicher  Besitz  der  Frau  985,  941. 

Krankheit,  Abgabe  der  Einwilligung  in 
die  Scheidung  im  Zustande  der  Kr.  958, 
Yerstossung  der  Frau  im  Zustande  tÖt- 
licher  Kr.  des  Mannes  962. 

Küssen  944. 

Literatur  des  mohammedanischen  Bechts 
932,  des  Eherechts  984. 

Malekitische  Schule  982. 

Medschelle  981. 
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Mehrere  Frauen  947. 

Membrum  ririle  957. 

Milchverwandtschaft  941. 

Minderjährigkeit  eines  Gatten  966. 

Misshandlung  949,  959. 

Missheirath  987. 

Mitgift  950,  967 

Morgengabe  937. 

Muttah  952,  968. 

Nichtebenbürtige  Ehe  955. 

Nichtebenbürtigkeit  945. 

Nichtigkeit  der  £he  954. 

Nichtigkeitserklärung  953. 

Niki  ah  985,  941. 

Nisam  981,  947. 

Nisamie  964. 

Periode  bei  den  Frauen  969. 

Quellen  des  Eherechts  981. 

Kechtsschulen  982. 

Redschi  961. 

Rücktritt  vom  Verlöbnis  986. 

Schafeitische  Schule  982. 

Schamlose  Frauen,  Männer  967. 

Scheidung  der  noch  nicht  vollaogenen 

£he  958. 
Schenkungen  958. 
Scheriatrecht  981,  947,  968. 
Scherz,  Aussprechen  der  Heiraths-  oder 

der  Verstossungsformel  im  Seh.  940,  960. 
Schriftlichkeit  942. 
Schuldhaft  948. 

Seh  Wäger  Schaft   als  Ehehindemis  941. 
Schwangerschaft  945,  955,  969. 
Schwestern  als  Frauen  desselben  Mannes 

981,   gleichzeitiger  Abschluss   der  Ehe 

mit  Schw.  954. 
Sklaven  986,  957,  962. 
Ski  averei  944 

Sklavinnen  988,  945,  954,  967. 
Sondergut  der  Frau  950. 
Staatsangehörigkeit  949,  966. 
Staatsanwalt  947. 
Stand  des  Mannes  und  der  Frau  987. 
Standesbeamte  967. 
Standesgemässe  Ehe  9401. 
Stellvertreter  bei  der  Ehe8chlieisung940. 
Snnna  981. 
Talak  959. 
Tesevüdsch  941. 
Tod  eines  Gatten  958. 
Trunkenheit  960. 

Uebereinkommen  bezüglich  einer  Ehe- 
scheidung 957. 
Unebenbürtige  Ehe  956. 
Unerlaubte  Beziehungen  zu  einer  Fraa 

944,  964. 
Unfruchtbarkeit  der  Frau  957. 
Unterhalt  987,  der  Frau  947,  949,  969, 

der  Kinder  953,  der  verstossenen  Frau 

968. 
Unterhaltskosten  956. 
Unzüchtige  Berührung  944. 
Väterliche  Gewalt  953. 


Verlobniss  985. 

Vermögen  der  Frau  949,  der  Kinder  953. 

Vermögensrechtliehe  Wirknngen  der 

Ehe  950. 
Verschwendung  953. 
Versprechen    keine    zweite    Fraa    xq 

nehmen  946,  951. 
Verstossung der  Frau  945,  955, 957, 959 

960  f.,  968. 
Verträge,  Abschluss  durch  die  Frau  949. 
Verwaltung  des  Frauenvermögens  949, 
Verwandtschaft  als  Ehehindemisi  941. 

964,  967. 
Verwünschung  957,  963,  969. 
Verzicht  auf  die  Ehegabe  958. 
Vier  Frauen,  Besitz  von  v.  F.  944. 
Volljährigkeit  936,  966. 
Vormund  in  Ehesachen  938,  Befugnisse 

989. 
Wahnsinn  967. 
Wartefrist  945,  955,  959,  969. 
Wela'iat  938. 
Willensmangel  bei  der  Eheschliessang 

940. 
Wirknngen   der   Ehe    947,    hinsichtlich 

der  Kinder  958,  in  vennögensrechthcher 

Beziehung    950,    der   Nichtigkeit  einer 

Ehe  956,  der  Scheidung  968. 
Zahlung  der  Ehegabe  952. 
Zeugen  bei  der  Eheschliessnng  946,955, 

959,  966. 
Zimmer  für  die  Frau  948. 
Züchtigungsrecht  949. 
Zuständigkeit  der  Gerichte  964. 
Zwang  940,  958,  960,  Recht  des  Zw.  bei 

der  Verheirathung  988. 

Tlkrks-  and  Catoos-IiuielB 

vgl.  oben  8.  676. 

ViiKam 

S.  1054  (behandelt  bei  der  Oesterr- 
Ungarischen  Monarchie). 

Ttctorta 

S.  1040. 

West-AuBtralieii 

S.  1040. 

WlndwardB-IüBelB 

vgl.  oben  8.  679. 
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Abschrift    der    Eheschliessungsorkande 

980. 
Administrativent6cheidnngens.Ver- 

walinngsgerichtsbarkeit. 
Adoption  988. 
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Anerkennung  einer  in  einem  Staate 
nichtigen  Ehe  in  andern  Ländern  980, 
der  Scheidung  und  der  Trennung  ron 
Tisch  und  Bett  985,  ausländischer  Ent- 
scheidungen 994. 

Anwendungsgrenzen  der  Abkommen 
991. 

Aufgebot  vor  der  Eheschliessung  980, 
990. 

Aufhebung  der  ehelichen  Lebensgemein- 
schaft 985,  999. 

Auflösung  einer  Ehe  s.  Scheidung. 

Aussereheliohe  Gkschlechtsgemeinschaft 
988. 

Bedingungen  für  die  Eheschliessung 979. 

Beitritt  anderer  Staaten  zu  den  Ab- 
kommen 981. 

Belgien,  belgisches  Recht  973,  976 f.,  990, 
992. 

Beweis  der  Ehefähigkeit  989. 

Bösliche  Yerlassung  984. 

Bosnien  991. 

Dänemark  978,  990,  995. 

Deutsches  Beich,  deutsches  Becht  973, 
976f.,  988f.,  990f.,  992,  994,  996,  Ehe- 
schliessung von  Ausländern  988  f. 

Diplomatische  Vertreter  979f.,  990. 

Dispensation  von  Ehehindemissen  988. 

Domizilprinzip  bei  der  Eheschliessung 
987. 

Doppelehe  988. 

Ehebruch  978,  988,  992. 

Ehefähigkeit,  Mangel  bei  Ausländem 
987,  Beweis  der  E.  989,  s.  Persönliche 
Fähigkeit. 

Ehegüterrecht  973. 

Eheliche  Lebensgemeinschaft,  Aufhebung 
985,  992. 

Ehemündigkeit  986. 

Ehescheidung  s.  Auflösung,  Scheidung. 

Eheschliessung  s.  Kirchliche  E. 

Eheverbot  978. 

Eingehung  der  Ehe  986. 

Einstweilige  Verfügungen  994. 

Einverständliche  Scheidung  von  Tisch, 
und  Bett  994. 

Einwilligung  in  die  Eheschliessung  986. 

England  s.  Grossbritannien. 

Form  der  Eheschliessung  979 f.,  989. 

Frankreich,  französische  Gerichte  978, 
976 f.,  987  ff.,  990f.,  994,  995,  996. 

Französische  Gerichte  995. 

Gattenmord  989. 

Geistliche  Verwandtschaft  988,  991. 

Geltungsdauer  der  Abkommen  982. 

Gerichtsbarkeit  s.  Zuständigkeit. 

Gesetzeskraft  der  internationalen  Ver- 
träge 974. 

Grossbritannien  974,  987. 

Gründe  für  die  Klage  auf  Scheidung  und 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  992. 

Heimathstaat,  Gesetz  des H. massgebend 
für  das  Recht  zur  Eingehung  der  Ehe 


978,  986,  Zulassung  der  Scheidung  durch 

das  Gesetz  des  H.  983. 
Herzegowina  991. 
Inkrafttreten    der    Konventionen    974, 

982. 
Italien  973,  977,  987fp.,  990,  998,  996. 
Kirchliche  Eheschliessung  989 f. 
Kolonien  991. 

Konsulargerichtsbezirke  991. 
Konsularische  Vertreter  979f.,  990. 
Kroatien-Slavonien  988f.,  995. 
Kündigung  der  Abkommen  982. 
Lebensnachstellung     zwischen     Ehe- 
gatten 978. 
Literatur  über  die  Haager  Konferenzen 

und  Konventionen  976. 
Luxemburg  973,  976f.,  990. 
Mönche  986. 
Nachweise  der  Ausländer  zum  Zwecke 

der  Eheschliessung  979. 
Nichtigkeit  der  Ehe  978 ff.,  990,  996. 
Niederlande  973,  976f.,  987,  990. 
Norwegen  973.  990 f.,  995. 
Oeffentliche  Ordnung  988. 
Ordensgelübde  988f. 
Ort  der  Eheschliessung,  üntersagung  der 

Ehe  von  Ausländem  durch  du  Gesetz 

des  0.  978. 
Ort,    wo    geklagt    wird,    Zulassung    der 

Scheidung  durch  das  Gesetz  des  0.  988. 
0 esterreich  987ff.,  990f.,  994. 
Oesterreich-Ungarn  973,  977. 
Persönliche    Fähigkeit    zur    Eingehung 

einer  Ehe  986. 
Portugal  973,  977,  988,  990,  996. 
Priester  986. 
Priesterweihe  989. 
Religionsverschiedenheit  988f. 
Religiöse  Natur,  Ehehindemisse  von  r.N. 

978  f.,  989. 
Religiöse  Trauung  979. 
Rumänien  973,  976f.,  988,  990. 
Russland  973,  987,  990f. 
Scheidung  der  Ehe  973,  983,  988,  991, 

992,  995;  s.  auch  Trennung. 
Schwägerschaft  als  Ehehindemis  978, 

988  f 
Schweden  973,  976f.,  988ff.,  991,  996. 
Schweiz  973,  977,  987,  989 f.,  994. 
Sittliche  Anschauungen  988. 
Skandinavische  Staaten  987. 
Spanien  973,  977,  988f.,  990,  995f. 
Staatsangehörigkeit  984, 986, 993, 995, 

der    Ehe&au     996,    s.  Verschiedenheit, 

Wechsel. 
Staatsverträge,  verpflichtende  Kraft  der 

St.  974. 
Standesamtliche   Funktion    eines   aus- 
ländischen Beamten  990. 
Trennung   (Scheidung)   von    Tisch    und 

Bett  973,  983,  991,  992,  994,  Aussprach 

durch  deutsche  Gerichte  993. 
Türkei  974, 
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Ungarn    987,    989,    990,  993f.;   8.    auch 

9  Oesterreich-Ungam. 

Verbotswidrige  Ehen  988. 

Yergeltungsrecht  im  internationalen 
Verkehr  975. 

Verjährung  992. 

Versäumnissurtheil  985. 

Verschiedenheit  der  Staatsangehörig- 
keit der  Gatten  995. 

Vertragsstaaten  973,  977,  Anwendbar- 
keit des  Abkommens  nor  auf  Ehen  im 
Gebiete  der  V.  981,  Gesetz,  welches  nicht 
Gesetz  eines  V.  ist  986. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit,  Aus- 
sprach der  Sdieidung  und  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  durch  die  V.  986, 
995. 

Verwandtschaft  als  Ehehindemiss  978, 
986,  988  f. 

Verzeihung  992. 


Vollziehung  der  Ehe,  fleischliche  995. 

Vorläufige  Massnahmen  behufs  Auf- 
hebung der  ehelichen  Lebensgemein- 
schaft 985. 

Vormalige  Ehe  als  Ehehindemiss  978, 
988  f. 

Vormundschaftsyerhältniss  988. 

Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  993. 

Weihen  988. 

Widerspruch  eines  Staates  gegen  eine 
Eheschliessung  980,  990. 

Wirkungen  der  Ehe,  der  Scheidung, 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  973. 

Wohnsitz,  Bedeutung  für  die  Klage  auf 
Scheidung  oder  Trennung  von  Tisäi  und 
Bett  984. 

Zivilehe  989f. 

Zuständigkeit  für  die  Klage  auf  Schei- 
dung oder  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  984,  993. 
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i.  Kommentar  zum  Bfirgerlichen  Gesetzbuche 

1.  Allgemeiner  Teil  von  Geh.  Justizrat  Professor  Dr.  C.  Gar  eis  in  München.    M.  7.— 

geb.  M.  8.— 

2.  Recht  der  Schuldverhtltniaee  von  Professor  Dr.  P.  Oertmann  in  Erlangen. 

M.  14.—,  geb.  M.  15.— 

8.  Sachenrecht  tod  Professor  Dr.  J.  Biermann  in  Gießen.  2.  Aufl.  M.  IL—, 
geb.  M.  12.— 

4.  Famllienrecht  von  Professor  Dr.  W.  von  Blume  in  Königsberg  und  Dr.  O.  Opet, 
Priratdozent  in  Kiel.  I.  Teü  M.  4.-,  H.  Teü  M.  4.—,  HI.  TeU  (in  Vor- 
bereitung) IV.  Teil  M.  4.— 

•6.  Erbrecht  von  Professor  Dr.  G.  Frommhold  in  Greifswald.    M.  7.—,  geb.  M.8.— 

6.  EinfOhrnngügeeetE  von  A.  Niedner,  Landrichter  in  Meiningen.  2.  Auflage. 
M.  10.—,  geb.  M.  IL— 

II.  Kommentar  zu  den  Nebengesetzen 

1.  Handelsgeeetzbuch  von  Dr.  K.  Lehmann,  ord.  Prof.  der  Rechte  in  Rostock, 

und  Y.  Ring,  Kammergeriohtirat  in  Berlin.  Zwei  Bände  M.  26.—,  geb. 
M.  80. — 

2.  ZIvilprozeBordnung  von  Dr.  A.  Forster,  Ministehal-Direktor  in  Berlin,  und 

Professor  Dr.  A.  Engelmann  in  Breslau.     1.  Band.    L  Teil  M.  8.— 

8.  Konkursordnung  von  Dr.  von  Sarwey  und  Dr.  G.  Boßert,  Landgerichtsrst  in 
Stuttgart.    4.  Aufl.    M.  16.—,  geb.  M.  18.50 

4.  Orundbuchordnung   von    C.   Predari,    Reichsgeriehtorat      I.   Teil  M    3.60, 

U.  Teil  M,  2.— 

5.  Gesetz  Aber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  von 

R.  Schultze-Gorlitz,  Kammergerichtsrat,  und  Dr.  H.  Oberneck,  Justiz- 
rat.  L  TeU:  Das  Reichsgesets,  M.  10.—,  geb.  M.  12.50.  IL  TeU:  Preußisches 
Gesetz,  M.  9.—,  geb.  M.   11.50.    Beide  Teile  in  einen  Band  geb.  M  22.— 

8.  Zwangsverstelgerungsgesetz  von  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Th.  Wolff.  Aus- 
gabe für  das  Reich.  2.  Aufl.  M.  10.—,  geb.  M.  12.50.  Ausgabe  für  Preußen 
M.  12.—,  geb.  M.  14.50 

IIL  Kommentar  zu  dem  Preußischen  Ausffihrungsgesetz 

AttsfAtimngSgesetz  für  PreuBen  von  Dr.  Orusen  und  G.  Müller,  Amtsrichtera. 
M.  20.—,  geb.  M.  23.— 
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